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ZOLLGEBIET,  WIRTSCHAFTSGEBIET  UND 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT. 

Von  Regierungsrat  Professor  Dr.  Josef  Gruntzel. 

Neue  Ausdrücke  pflegen  rasch  in  Umlauf  zu  kommen, 
bevor  sich  noch  die  entsprechenden  Begriffe  aus  ver¬ 
schiedenen  unklaren  Vorstellungen  herauskristallisiert 
haben.  Bei  wichtigen  Erörterungen  entsteht  dann  leicht 
die  Gefahr,  daß  die  streitenden  Parteien  aneinander 
vorbeireden,  weil  sie  dieselbe  Sprache  sprechen  und 
sich  doch  nicht  verstehen.  Diese  Gefahr  schwebt  auch 
über  dem  gegenwärtigen  Meinungsaustausch  über  die 
künftige  Regelung  der  handelspolitischen  Beziehungen 
Österreichs  zu  Ungarn  und  Deutschland,  weshalb  ein 
Versuch  der  genaueren  Feststellung  der  Begriffe  der 
großen  Sache  nur  zum  Vorteil  gereichen  kann. 

Ziemliche  Übereinstimmung  herrscht  wohl  über  den 
Begriff  des  Zollgebietes,  unter  dem  man  ein  von  einer 
einheitlichen  Zollinie  umschlossenes  Gebiet  versteht.  Die 
Einheitlichkeit  ruht  dabei  lediglich  auf  der  Zollgrenze. 
Sie  wird  nicht  gestört  durch  eine  Verschiedenheit  der 
Zollsätze  an  den  einzelnen  Grenzstellen,  wie  z.  B.  ge¬ 
rade  in  Österreich-Ungarn  Kolonialwaren  bei  der  Ein¬ 
fuhr  zu  Lande  andere  Zollsätze  entrichten  als  bei  der 
Einfuhr  zur  See.  Sie  muß  nicht  aus  einem  staatsrecht¬ 
lichen  Gesetzgebungsakt  hervorgehen,  sondern  kann  auch 
durch  einen  völkerrechtlichen  Vertrag  geschaffen  werden, 
wie  dies  bei  einer  Zollunion  staatsrechtlich  selbständiger 
Gebiete  der  Fall  ist.  Der  Schwerpunkt  liegt  in  der 
Unterscheidung  der  Zollgrenze  und  der  Staatsgrenze, 
denn  gewisse  Teile  des  Staatsgebietes  liegen  außerhalb 
der  Zollgrenze,  wie  Zollausschlüsse,  Freihäfen  und  Frei¬ 
gebiete,  anderseits  können  Teile  fremden  Staatsgebietes, 
bei  kleineren  Staaten  sogar  ganze  Staatsgebiete  (z.  B. 
Liechtenstein,  Luxemburg,  Monako  u.  s.  w.)  im  Wege 
des  Zollanschlusses  in  ein  einheitliches  Zollgebiet  ein¬ 
bezogen  sein.  Die  Größe  des  geschaffenen  Zollgebietes 
ist  deshalb  immer  bedeutungsvoller  geworden,  weil  für 
die  Entwicklungsmöglichkeit  der  Produktion  immer 
weniger  die  natürlichen  Vorbedingungen,  wie  Klima, 
Bodenbeschaffenheit,  Bevölkerungsmasse  u.  s.  w.,  dafür 
aber  umsomehr  die  kulturellen  Vorbedingungen  aus¬ 
schlaggebend  sind,  wie  Staatseinrichtungen,  Volksbildung 
u.  s.  w.,  weil  also,  um  es  kurz  auszudrücken,  nicht  der 
Boden,  sondern  der  Markt  entscheidet.  Kleine  Zoll¬ 
gebiete,  deren  Inlandsmarkt  für  die  Hervorbringung  einer 
konkurrenzfähigen  Produktion  zu  klein  ist,  helfen  sich 
durch  Heranziehung  fremder  Märkte,  indem  sie  stark 
den  Durchfuhrhandel  pflegen  und  sich  für  aufnahms¬ 
fähige  Absatzmärkte  im  Auslande  spezialisieren.  Die 
Schweiz,  Belgien,  Holland  und  die  skandinavischen 
Länder  bieten  reichliche  Beispiele.  Die  Spezialisierungs¬ 
tendenz  hat  dabei  zunächst  die  Industrie,  in  den  letzten 
Jahren  aber  auch  die  Landwirtschaft  ergriffen,  die  sich 
sogar  einen  Veredlungsverkehr  zurechtlegen  kann,  indem 
sie,  wie  in  Dänemark,  Futtermittel  aus  dem  Auslande 
bezieht  und  die  damit  gewonnenen  tierischen  Produkte 
wieder  im  Auslande  absetzt. 

Beim  Wirtschaftsgebiet  liegt  die  den  Begriff  tragende 
Idee  in  der  Einheitlichkeit  der  Vorbedingungen  der 
wirtschaftlichen  Tätigkeit.  Die  Produktionsfaktoren  Arbeit 
und  Kapital  bringt  der  einzelne  Mensch  und  kann  sie 
überall  zur  Entfaltung  bringen,  die  Entfaltungsmöglich¬ 
keit  hängt  aber  von  den  natürlichen  und  kulturellen 
Verhältnissen  des  betreffenden  Landes  ab.  In  Agrar- 
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ländern  kommt  es  dabei  mehr  auf  die  Gleichheit  der 
natürlichen  Bedingungen,  wie  Klima,  Bodenbeschaffen- 
heit  u.  s.  w.  an.  Da  ist  es  leicht  möglich,  daß  irgend 
ein  großes  Land  in  mehrere  Wirtschaftsgebiete  zerfällt, 
wie  z.  B.  das  offizielle  Werk  von  Kowalowsky,  »La 
Russie  ä  la  fin  du  19e  si£cle«,  für  Rußland  21  solcher 
verschiedener  Wirtschaftsgebiete  aufzählt.  In  den  In¬ 
dustrieländern  dagegen  sind  die  kulturellen  Bedingungen 
entscheidend,  nämlich  die  Schöpfungen  der  sozialen 
Gemeinschaften,  vor  allem  die  der  wichtigsten,  nämlich 
des  Staates,  in  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung.  Unter 
den  modernen  Kulturverhältnissen  erscheint  uns  daher 
als  Wirtschaftsgebiet  das  Land  mit  einheitlicher  Gesetz¬ 
gebung  und  Verwaltung. 

Die  Entwicklung  drängt  zu  einer  Übereinstimmung 
zwischen  Zollgebiet  und  Wirtschaftsgebiet,  weil  das 
Zollwesen  aus  einer  finanziellen  zu  einer  wirtschafts¬ 
politischen  Angelegenheit  geworden  ist.  Die  Schaffung 
des  Wirtschaftsgebietes  ging  dabei  in  der  Regel  voraus, 
weil  erst  dann  die  Forderung  nach  einem  einheitlichen 
Zollgebiete  aufgestellt  und  verwirklicht  werden  konnte ; 
in  diesem  Sinne  arbeitete  der  Merkantilismus  in  Frank 
reich  unter  Colbert,  in  Österreich  uuter  Maria  Theresia, 
in  Preußen  unter  Friedrich  dem  Großen.  Für  den  um¬ 
gekehrten  Fall,  daß  sich  ein  Zollgebiet  nachträglich  zu 
einem  einheitlichen  Wirtschaftsgebiet  herauswuchs,  gibt 
es  nur  ein  Beispiel,  den  am  i.  Januar  1834  ins  Leben 
getretenen  Deutschen  Zollverein.  Darin  bestand  eben 
das  Meisterstück  preußischer  Staatskunst,  daß  sie  —  die 
Bedeutung  der  wirtschaftlichen  Interessengemeinschaft 
für  den  Staat  rechtzeitig  erkennend  —  geräuschlos  für 
eine  Vereinheitlichung  der  Vorbedingungen  wirtschaft¬ 
licher  Tätigkeit  in  den  einzelnen  Staaten  sorgte  und 
in  dieser  Verklammerung  einen  so  starken  Rückhalt 
gewann,  daß  die  süddeutschen  Staaten  trotz  ihrer  poli¬ 
tischen  Sympathien  für  Österreich  in  entscheidenden 
Augenblicken  an  die  Seite  Preußens  treten  mußten. 
Zwischen  Österreich  und  Ungarn  wurde  durch  den 
Ausgleich  vom  Jahre  1867  zwar  ein  einheitliches  Zoll¬ 
gebiet,  aber  kein  einheitliches  Wirtschaftsgebiet  ge¬ 
schaffen,  vielmehr  wurde  gerade  im  Hinblick  auf  die 
Erfahrungen  im  Deutschen  Zollverein  irgend  ein  gemein¬ 
sames  Organ  für  Gesetzgebung  und  Verwaltung  mit 
größter  Sorgfalt  vermieden,  wie  sich  an  der  Konstruktion 
der  Delegationen  und  der  Zoll-  und  Handelskonferenz 
leicht  erweisen  läßt.  Den  Schöpfern  des  Ausgleiches 
schwebte  etwas  anderes  vor,  nämlich  eine  Wirtschafts¬ 
gemeinschaft  als  Ergänzung  der  durch  die  Pragmatische 
Sanktion  für  immer  festgelegten  Verteidigungsgemeinschaft. 

Worin  liegt  nun  der  Unterschied  zwischen  beiden 
Begriffen?  Ein  Wirtschaftsgebiet  ist  ein  Gebiet  mit  mög¬ 
lichst  einheitlichen  Vorbedingungen  der  wirtschaftlichen 
Tätigkeit,  besonders  mit  einheitlicher  Gesetzgebung  und 
Verwaltung,  unter  Wirtschaftsgemeinschaft  kann  dagegen 
nur  die  Zusammenfassung  zweier  oder  mehrerer  Wirt¬ 
schaftsgebiete  zu  einem  bestimmten  wirtschaftlichen 
Zweck  verstanden  werden.  Einen  solchen  Zweckverband 
bilden  beispielsweise  die  kriegführenden  Mittelmächte, 
indem  sie  sich  beim  Bezüge  von  Getreide  und  Roh¬ 
stoffen  aus  dem  Auslande  über  einen  Aufteilungsschlüssel 
verständigen.  Einen  Anlauf  zu  einem  handelspolitischen 
Zweckverbande  nahmen  die  Handelsverträge  vom  De¬ 
zember  1891,  indem  sie  eine  »Kooperation«  der  da¬ 
maligen  Dreibundmächte  anbahnten,  die  aber  bald  im 
Sande  verlief. 

Der  hier  maßgebende  ungarische  Gesetzartikel  XII 
vom  Jahre  1867  stellt  den  gemeinsamen  Angelegen¬ 
heiten,  »welche  von  der  Pragmatischen  Sanktion  aus¬ 
gehend  als  gemeinsam  zu  behandelnde  betrachtet  werden 
können«,  die  anderen  »öffentlichen  Angelegenheiten« 
gegenüber,  »deren  Gemeinsamkeit  zwar  nicht  aus  der 
Pragmatischen  Sanktion  fließt,  welche  jedoch  teils  im 
Hinblick  auf  die  Lage  aus  politischen  Rücksichten,  teils 
wegen  des  Zusammenfallens  der  Interessen  beider  Teile 


zweckmäßiger  im  gemeinsamen  Einvernehmen,  als  streng 
gesondert  erledigt  werden  können«  (§  52).  Die  Gemein¬ 
samkeit  der  Handelsangelegenheiten  wird  ausdrücklich 
nicht  als  eine  staatsrechtlich  festgelegte,  sondern  nur 
als  eine  auf  Zweckmäßigkeitsgründen  beruhende  erklärt 
(§  58).  Deshalb  wird  streng  zwischen  den  gemeinsamen 
und  den  nach  gleichartigen  Grundsätzen  zu  behandelnden 
Angelegenheiten  unterschieden.  Zu  den  ersteren  gehören 
die  Vertretung  nach  außen  (auswärtige  Angelegenheiten), 
die  Verteidigung  nach  außen  (Heer  und  Kriegsmarine) 
und  die  Aufbringung  der  Kosten  hierfür;  zu  den  letzteren 
besonders  die  Zollgesetzgebung,  die  Verbrauchssteuern 
und  das  Geldwesen. 

Die  Festhaltung  dieser  Wirtschaftsgemeinschaft  ist  ein 
allgemeiner  Wunsch,  sobald  die  Forderung  nach  einer 
Ersetzung  derselben  durch  die  nachträgliche  Schaffung 
eines  einheitlichen  Wirtschaftsgebietes  abgelehnt  wird, 
die  mit  dem  ungarischen  Staatsrecht  in  Widerspruch 
steht  und  in  dem  öffentlichen  Meinungsaustausch  dieser 
nur  verbitternd  wirkt.  Eine  Änderung  im  Aufbau  kann 
sich  aber  insofern  als  notwendig  erweisen,  als  die  in 
der  älteren  Handelspolitik  herrschende  Idee  von  einer 
natürlichen  Ergänzung  der  Wirtschaftsgebiete  hinfällig 
geworden  ist.  Ungarn  sollte  seine  Zukunft  in  der  Ent¬ 
wicklung  der  Landwirtschaft  und  Österreich  in  der  Ent¬ 
wicklung  der  Industrie  suchen.  Heute  wissen  wir,  daß 
im  Interesse  einer  harmonischen  Entwicklung  seiner 
Produktivkräfte  kein  Land  auf  die  Landwirtschaft  oder 
auf  die  Industrie  verzichten  kann.  Heute  steht  sogar 
Ungarn  schon  nahe  an  der  Grenze  seiner  Exportfähig¬ 
keit  für  landwirtschaftliche  Produkte;  es  wird  zwar 
seinen  Bodenertrag  in  Zukunft  steigern,  aber  nur  mit 
Hilfe  der  Industrialisierung,  welche  erst  die  notwendige 
Änderung  im  Arbeitssystem  des  ganzen  Landes  mit  sich 
bringt,  eben  dadurch  aber  auch  die  Konsumfähigkeit 
im  Lande  selbst  steigert.  Selbstverständlich  mehren  sich 
die  Schwierigkeiten  in  dem  Maße,  in  welchem  die  in 
der  Wirtschaftsgemeinschaft  stehenden  Staaten  ihre 
gegenseitige  Konkurrenzfähigkeit  ausdehnen.  Mit  der 
Konkurrenzfähigkeit  wächst  aber  auch  das  Interesse  an 
der  Gewinnung  fremder  Absatzmärkte,  welche  in  der 
heutigen  Zeit  großer  Rivalitäten  doch  leichter  in  der 
Vergesellschaftung  als  in  der  Vereinzelung  ist. 

Wenn  es  einem  weitverbreiteten  Verlangen  entsprechend 
zu  einer  handelspolitischen  Annäherung  zwischen  Öster¬ 
reich-Ungarn  und  Deutschland  kommt,  so  kann  diese 
auch  nur  den  Charakter  einer  Wirtschaftsgemeinschaft 
haben  und  daraus  folgt  schon,  daß  beide  Gemeinschaften 
nicht  vollständig  unabhängig  voneinander  vereinbart 
werden  können,  denn  der  Inhalt  der  einen  wirkt  aut 
den  der  anderen  zurück.  Schließlich  darf  man  sich 
darüber  nicht  täuschen,  daß  jede  solche  Wirtschafts¬ 
gemeinschaft  ihr  Leben  ausschließlich  aus  den  tatsäch¬ 
lich  vorhandenen  gemeinsamen  Interessen  erhält.  Der 
Mangel  eines  Vertrages  kann  sie  empfindlich  hindern, 
aber  jeder  Versuch,  sie  durch  Paragraphen  willkürlich 
auszudehnen,  würde  kläglich  scheitern  und  eher  eine 
schädliche  Entfremdung  erzeugen.  So  gibt  uns  die 
Klärung  der  Begriffe  auch  manchen  Fingerzeig  für  die 
Behandlung  der  Sache  selbst. 


ZOLLORDNUNG  FÜR  DAS  VON  DEUTSCH¬ 
LAND  BESETZTE  RUSSISCHE  GEBIET. 

Der  »Deutsche  Reichsanzeiger«  vom  22.  Dezember  1915 
veröffentlicht  nachstehende  Zollordnung: 

§  i.  Bei  der  Einfuhr  von  Waren  in  das  besetzte,  der 
Verwaltung  des  Oberbefehlshabers  Ost  unterstehende 
Gebiet  Rußlands  werden  Zölle  auf  Grund  der  anliegenden 
Zollrolle  erhoben. 

§  2.  Die  Einfuhr  darf  nur  über  die  preußischen  Zoll¬ 
straßen  erfolgen.  Die  Waren  sind  nach  den  Vorschriften 
des  deutschen  Vereinszollgesetzes  und  der  hierzu  er¬ 
lassenen  Verwaltungsbestimmungen  bei  den  preußischen 
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Grenzzollämtern  zur  Verzollung  anzumelden  und  zur 
Abfertigung  zu  stellen. 

§  3.  Die  Gewichtszölle  werden  vom  Rohgewicht  er¬ 
hoben  bei  allen  Waren,  für  die  der  Zoll  10  M.  pro  q 
nicht  übersteigt.  Bei  Postpaketen  bis  zu  5  kg  Rohgewicht 
wird  ein  Stückzoll  von  2  M.  erhoben,  sofern  das  Paket 
keine  Waren  enthält,  die  einem  Zollsatz  von  300  M. 
oder  mehr  für  1  q  oder  einem  Stückzoll  unterliegen. 

§  4.  Von  der  Zollpflicht  sind  befreit: 

1.  Liebesgaben  für  deutsche  und  österreichisch-ungari¬ 
sche  Truppen; 

2.  Waren,  die  für  die  deutsche  Heeresverwaltung  ein- 
gehen ; 

3.  Waren,  die  von  Angehörigen  der  verbündeten 
Armeen  zum  eigenen  Gebrauche  eingeführt  werden; 

4.  gebrauchte  Kleidungsstücke  und  Wäsche,  die  nicht 
zum  Verkauf  oder  zur  gewerblichen  Verwendung  ein- 
gehen; 

5.  Gebrauchsgegenstände,  welche  Reisende  einschließ¬ 
lich  der  Fuhrleute  und  Schiffer  zum  persönlichen  Ge¬ 
brauch  oder  zur  Ausübung  ihres  Berufes  mit  sich  führen; 

6.  die  von  Reisenden  einschließlich  der  Fuhrleute 
und  Schiffer  zum  eigenen  Verbrauche  während  der  Reise 
mitgeführten  V erzehrungsgegenstände. 

§  5.  Wer  es  unternimmt,  Gegenstände,  deren  Ein-, 
Aus-  oder  Durchfuhr  in  dem  von  den  deutschen  Truppen 
besetzten  Teile  Rußlands  verboten  ist,  diesem  Verbote 
zuwider  ein-,  aus-  oder  durchzuführen,  hat  die  Ein¬ 
ziehung  der  Gegenstände,  mit  denen  der  Bann  verletzt 
worden  ist,  und  eine  Geldstrafe  verwirkt,  die  dem 
doppelten  Werte  jener  Gegenstände  und,  wenn  solcher 
nicht  30  M.  beträgt,  dieser  Summe  gleichkommt. 

§  6.  Wer  es  unternimmt,  die  Eingangsabgaben  zu 
hinterziehen,  hat  die  Einziehung  der  Gegenstände,  mit 
denen  die  Hinterziehung  verübt  worden  ist,  und  zu¬ 
gleich  eine  dem  vierfachen  Betrage  der  vorenthaltenen 
Abgaben  gleichkommende  Geldstrafe  verwirkt.  Die  Ab¬ 
gaben  sind  außerdem  zu  entrichten. 

§  7.  In  allen  Fällen,  in  denen  die  Einziehung  selbst 
nicht  vollzogen  werden  kann,  ist  dafür  auf  Erlegung  des 
Wertes  der  Gegenstände  und,  wenn  dieser  nicht  zu  er¬ 
mitteln  ist,  auf  Zahlung  einer  Geldsumme  von  75  bis 
3000  M.  zu  erkennen. 

§  8.  Wer  in  anderer  als  der  in  den  §§  5  und  6  er¬ 
wähnten  Art  die  Zollordnung  Übertritt,  hat  eine  Geld¬ 
strafe  bis  zum  Betrage  von  150  M.  verwirkt. 

§  9.  Sofern  die  Geldstrafe  nicht  beigetrieben  werden 
kann,  tritt  an  deren  Statt  eine  Freiheitsstrafe  ein,  welche 
die  Dauer  eines  halben  Jahres  nicht  überschreiten  darf. 

§  10.  Die  Leitung  des  Zollwesens  in  den  besetzten 
russischen  Landesteilen  wird  dem  »Bevollmächtigten 
für  die  Zollverwaltung  in  den  besetzten  russischen 
Landesteilen«,  der  seinen  Amtssitz  im  Hauptquartier  Ost 
hat,  übertragen. 

§  11.  Die  Ausführungs Vorschriften  zu  der  Zollordnung 
und  der  zugehörigen  Zollrolle  erläßt  der  im  §  10  er¬ 
wähnte  Bevollmächtigte. 

§  12.  Der  Bevollmächtigte  ist  ermächtigt,  Ausnahmen 
von  der  Zollpflicht  zu  bewilligen  oder  Ermäßigungen  der 
Zollsätze  aus  Gründen  der  Billigkeit  zu  gewähren. 

§  13.  Die  Zollordnung  und  die  Zollrolle  treten  am 
20.  August  1915  in  Kraft. 

Zollrolle. 

Zollsatz 

Nr.  Warenbezeichnung  Maß-  satzl 

stab  Mark 

1 

a)  Getreide  aller  Art,  auch  gemälzt  ...  q  4' — 

b)  Kartoffeln .  »  2' — 

c)  Hülsenfrüchte .  »  4’ — 

2  Reis,  bearbeitet  und  unbearbeitet .  »  4- — 

3  Müllereierzeugnisse . .  »  l6' — 

4  Kartoffelmehl,  Stärke  aller  Art,  Teigwaren, 

Dextrin  .  »  l6' — 

5  Gemüse,  getrocknet  und  einfach  zubereitet  .  »  4" — 

6  Südfrüchte,  frisch .  »  8’ — 


Warenbezeichnung 


Zollsatz 

Einheits- 


Maß¬ 

stab 


7  Früchte,  getrocknet .  q 

8  Nüsse  und  Mandeln .  » 

9  Gewürze  .  .  » 

10  Kaffee-Ersatzstoffe .  » 

1 1  Kaffee : 

a)  roh .  » 

b)  gebrannt .  » 

12  Kakao  und  Schokolade .  » 

13  Tee .  » 

14 

a)  Tabakblätter .  » 

b)  .Schnupf-,  Kautabak  und  grobgeschnit¬ 

tener  Rauchtabak  .  .  » 

c )  Feingeschnittener  Zigarettentabak  ...  » 

d)  Zigarren .  » 

(?)  Zigaretten . .  » 

Neben  dem  Gewichtszoll  ist  ein  Zoll¬ 
zuschlag  nach  den  hierüber  zu  er¬ 
lassenden  besonderen  Verordnungen 
zu  entrichten. 

f)  Zigarettenpapier,  auch  Zigarettenhülsen  » 

15  Zucker,  Honig,  Kunsthonig .  » 

16  Konditorwaren,  Keks,  Honigkuchen  ....  » 

17  Hefe  . » 

18  Hopfen  und  Hopfenextrakt .  » 

19  Branntwein  aller  Art: 

a)  in  Fässern .  » 

b)  »  Flaschen .  » 

20  Traubenweine  und  Fruchtweine : 

a )  in  Fässern .  » 

b)  »  Flaschen  .  » 

c )  Schaumweine  .  » 

21  Bier  aller  Art .  » 

oder  hl 

22  Essig  aller  Art: 

a)  in  Fässern .  q 

b)  »  Flaschen .  » 

23  Mineralwässer  aller  Art .  » 

24  Kochsalz .  » 

25  Fleisch: 

a)  gesalzen .  » 

b)  geräuchert,  auch  Wurst .  » 

26  Käse .  » 

27  Butter  und  Margarine .  » 

28  Heringe,  gesalzen . Faß 

oder  q 

29  Sonstige  Fische,  gesalzen,  mariniert,  ge¬ 

räuchert  . » 

30  Genußmittel  aller  Art,  anderweit  nicht  ge¬ 

nannt  .  » 

31  Ruß  allert  Art .  » 

32  Leim  aller  Art .  » 

33  Badeschwämme . .  .  .  » 

34  Fette  aller  Art,  auch  fette  Öle,  Ölsäuren, 

Fettsäuren .  » 

35  Bienenwachs,  Paraffin  und  andere  Kerzen¬ 

stoffe  sowie  Vaselin .  » 

36  Lichte .  » 

37  Leder  .  » 

38  Pelzwaren .  » 

39  Schuhe .  » 

40  Handschuhe  aus  Leder .  » 

41 

a)  Sattlerwaren .  » 

b)  Andere  Lederwaren .  » 

c )  Treibriemen .  » 

42  Holzwaren,  Korkwaren .  » 

43  Korb-  und  Flechtwaren  aus  Pflanzenstoffen; 

Besen  und  Pinsel;  grobe  Bürsten  und 
Beinwaren .  » 

44  Asbestwaren .  8 

45  Glühkörper .  n 

46  Kohlenstifte .  5> 

47  Schleif-  und  Polierzeug .  * 

48  Mauersteine  aller  Art .  * 

49  Röhren  aus  Ton: 

a)  unglasiert .  ® 

b)  glasiert .  ” 

50  Wand-  und  Fußbodenplatten .  ” 

51  Dachziegel,  unglasiert  und  glasiert  ....  » 

52  Alle  übrigen  Ton-  und  Steinzeugwaren  .  .  » 

53  Steingut  ...  » 

54  Porzellan .  8 

55 

a)  Hohlglas .  8 

b)  Fenster-  und  Spiegelglas,  Glasplatten, 

Glasziegel .  8 

c )  Alle  übrigen  Glaswaren .  8 

56  Kohlen,  Koks,  Torf .  t 


satz 

Mark 

16*- 

4'- 

5°'~ 

8- 

ioo-- 

140-- 

100'- 

iöo-- 

240-- 

300-- 
480’- 
360*- 
160-  - 


200" — 
24'— 
6o- — 
28-— 
20'  — 

280‘  — 
3Ö0-  — 

24* 

48" 

100" — 
12' — 
16' — 

16  — 

40-— 

4'— 

i6'— 

20' — 
40'— 
28'— 
20' — 

3- 
2' — 

20'  — 

8o'— 

IO' — 
i6-— 

5°‘ — 

io-  — 

io- — 
24'  — 

5°’- 
100' — 
80'— 
200' — 

8o'— 
iöo' — 
40  — 

IO' — 


IO  — 
20'  — 
100' — 
30— 
IO'  — 
o-o8 

0'o8 

0^48 

i- — 
0'20 
I' — 
IO  — 
12' — 

4‘— 

8-— 
12' — 
2'  — 
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Z  o 

Nr.  Warenbezeichnung  Maß¬ 

stab 

57  Schmieröl,  Wagenschmiere .  g 

58  Kautschukwaren .  » 

59  Weinstein  und  Brechweinstein .  q 

60  Soda  und  Pottasche  aller  Art,  auch  Ätznatron 

und  Ätzkali,  Chlorkalk,  Bleichlaugen  .  » 

61  Flüchtige  (ätherische)  Öle . » 

62  Riech-  und  Schönheitsmittel  aller  Art  ...  » 

63  Seifen : 

a )  wohlriechende .  » 

b)  an  iere .  » 

64 

a )  Firnisse  und  Lacke .  » 

b)  künstliche  Farbstoffe  und  Indigo  ...  » 

c)  Farben,  zubereitet,  und  Tinten  ....  » 

65  Zündhölzer  aller  Art .  » 

66  Roheisen,  Brucheisen,  Halbzeug,  Rohschienen 

u.  s.  w .  » 

67  Eisenblech: 

a)  verzinnt,  verzinkt,  verkupfert,  gefärbt, 

lackiert  oder  sonst  bearbeitet  ....  » 

b)  unbearbeitet . .  .  » 

68  Stabeisen,  Träger,  Schienen  und  andere  Walz¬ 

werkerzeugnisse  .  » 

69  Gußeiseawaren: 

a)  Röhren .  » 

b)  andere,  roh .  » 

c )  andere,  bearbeitet .  » 

70  Waren  aus  Schmiedeeisen: 

a)  roh .  » 

b)  bearbeitet .  » 

71  Waren  aus  Eisenblech .  » 

72  Eisendraht  aller  Art .  » 

73  Drahtwaren .  » 

74  Nadeln .  » 

75 

a)  Messerwaren .  » 

b)  Sensen  und  Sicheln  .  . . .  .  » 

c)  andere  Schneidewaren,  Werkzeuge  und 

Geräte  .  » 

76  Waren  aus  anderen  unedlen  Metallen: 

a)  Platten,  Blech,  Draht,  Stangen  ....  » 

b)  andere  Waren .  » 

77  Edelmetallwaren : 

a)  unechte  (vergoldete  oder  versilberte 

Waren  aus  unedlen  Metallen)  ....  » 

b)  echte .  » 

78 

a)  Schreib-,  Rechen-  und  Zählmaschinen  .  Stück 

b)  Nähmaschinen .  » 

c )  Fahrräder .  » 


79  Elektrotechnische  Erzeugnisse,  mit  Aus¬ 

nahme  der  Maschinen  u.  Akkumulatoren  q 

80  Uhren: 

a)  Taschenuhren  mit  goldenen  Gehäusen  .  Stück 


b)  Taschenuhren  mit  anderen  Gehäusen  » 

c )  Stand-  und  Wanduhren .  q 

81  Klaviere  aller  Art,  Harmonien,  Kirchen¬ 

orgeln  . Stück 

82  Andere  Musikinstrumente . •  .  q 

83 

a)  Dachpappen  und  andere  grobe  Pappen  » 

b)  andere  Pappen . » 

84  Papier,  auch  Tapeten .  » 

85  Papierwäsche .  » 

86  Papierwaren .  » 

87  Gespinste : 

a)  aus  Seide,  gezwirnt .  » 

b)  andere .  » 

88  Filze  und  Filzwaren .  » 

89  Seilerwaren .  » 


90  Webe-  und  Wirkwaren,  auch  bestickt,  auch 
mit  einfachen  Säumen  (z.  B.  Säcke,  Ta¬ 
schentücher,  Bettücher  u.  s.  w.,  Posamen¬ 
tier-  und  Knopfmacherwaren) : 


a)  aus  Seide .  » 

b)  aus  Halbseide .  » 

c)  aus  Wolle  .  » 


d)  aus  Baumwolle  oder  Leinen : 

I.  Grobgewebe,  z.  B.  Kattun,  Nessel, 
Bettzeug,  Hosenzeug,  Schürzen¬ 


zeug  .  » 

II.  Feingewebe,  z.  B.  Batist,  Musselin, 

Samt .  » 

e)  aus  anderen  Stoffen  .  » 

91  Wachsleinwand  und  Wachstuch .  » 

92  Fußbodenteppiche  und  andere  nicht  genannte 

Gespinstwaren .  » 


1 1  s  a  t  z 
Einheits¬ 
satz 
Mark 

10  — 
100'  — 
6  — 

4-— 
8o' — 
400- — 


So¬ 
lo- — 

24-— 

io- — 
20- — 
40-— 


2'- 


io- — 

6-— 

2-40 

4'— 

4  — 

6-— 

6  — 
io-  — 
30-— 
12-  — 
24-— 
i6o- — 


40-— 

8-— 


20- — 
i6-  — 

6o- — 


100'  — 
2400-— 

30-— 
6  — 
24-— 

100- — 

20  — 
2‘ — 
200- — 

ioo- — 
20'  — 

i-6o 
10'  — 
IO' — 

36— 

48- 

200'  — 
20' — 
8o- — 

I0-— 


1600- — 
8oo'— 
240. — 


40-  - 

160* — 
20'— 
32-— 

240- — 


Nr.  Warenbezeichnung 

93  Spitzen  und  Spitzenstoffe : 

a )  aus  Seide  und  Halbseide . 

b)  alle  anderen . 

94  Kleider,  Wäsche  und  Putzwaren: 

Zollsatz  des  Grundstoffes  zuzüglich  50  vom 
Hundert 

95  Hüte  und  Mützen  jeder  Art . 

96  Schirme . 

97 

a )  Galanteriewaren  und  Toilettenwaren 

b)  Spielwaren . 

98  Spielkarten . 


Zollsatz 


Maß¬ 

stab 

Einheits¬ 

satz 

Mark 

Stück 

5000-  — 

» 

2000' — 

Stück 

O4O 

» 

I'  - 

9 

IOO'  — 

» 

8'— 

Spiel 

I- — 

KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Konterbandeliste.  Das  k.  u.  k.  Ministerium  des 
Äußern  hat  in  einer  Notifikation  an  die  neutralen  Mächte 
bekanntgegeben,  daß  die  k.  u.  k.  Seestreitkräfte  in  Hin¬ 
kunft  nachstehende  Materialien  als  Kriegskonterbande 
betrachten  werden : 

A.  Als  absolute  Konterbande: 

1.  Waffen  jeder  Art  mit  Einschluß  der  Waffen  für 
sportliche  Zwecke  und  ihre  als  solche  kenntlichen  Be¬ 
standteile; 

2.  Geschosse,  Patronen  und  Kartuschen  jeder  Art 
sowie  ihre  als  solche  kenntlichen  Bestandteile; 

3.  Schießpulver  und  Sprengstoffe  jeder  Art; 

4.  Lafetten,  Munitionswagen,  Protzen,  Proviantwagen, 
Feldschmieden,  Geschützrohre,  Feldküchen,  Backofen¬ 
wagen,  Scheinwerfer,  Scheinwerfermaterial  und  ihre  als 
solche  kenntlichen  Bestandteile; 

5.  militärische,  als  solche  kenntliche  Kleidungs-  und 
Ausrüstungsstücke ; 

6.  militärisches,  als  solches  kenntliches  Geschirr  jeder 
Art; 

7.  für  den  Krieg  benützbare  Reit-,  Zug-  und  Trag¬ 
tiere  ; 

8.  Lagergerät  und  seine  als  solche  kenntlichen  Be¬ 
standteile; 

9.  Panzerplatten; 

10.  Kriegsschiffe  und  sonstige  Kriegsfahrzeuge  sowie 
solche  Bestandteile,  die  nach  ihrer  besonderen  Beschaffen¬ 
heit  nur  auf  einem  Kriegsfahrzeuge  benützt  werden 
können;  Schiffsbleche  und  Schiffsbaustahl; 

11.  Werkzeuge  und  Vorrichtungen,  die  ausschließlich 
zur  Anfertigung  und  Ausbesserung  von  Waffen  und 
Kriegsmaterial  hergestellt  sind; 

12.  Luftschiffe  und  Flugmaschinen  aller  Art,  deren  als 
solche  kenntlichen  Bestandteile,  sowie  Zubehörstücke, 
Gegenstände  und  Stoffe,  die  erkennbar  zur  Luftschiff¬ 
fahrt  oder  zu  Flugzwecken  dienen  sollen; 

13.  Kraftfahrzeuge  jeder  Art  und  ihre  Bestandteile; 

14.  Distanzmesser  und  ihre  als  solche  kenntlichen 
Bestandteile; 

15.  Doppelferngläser,  Fernrohre,  Chronometer  und 
nautische  Instrumente  jeder  Art; 

1 6.  Unterwasser-Schallsignalapparate ; 

1  7.  Stacheldraht  sowie  die  zu  seiner  Befestigung  und 
Zerschneidung  dienenden  Werkzeuge; 

18.  die  Rohstoffe  zur  Sprengstofferzeugung,  und  zwar: 
Salpetersäure,  Schwefelsäure,  Glyzerin,  Azeton,  Kalzium- 
azetat,  Schwefel,  Kalisalpeter,  die  Erzeugnisse  der 
stufenweisen  Destillation  des  Steinkohlenteers  zwischen 
Benzol  und  einschließlich  Kresol,  Metilanilin,  Ammonium¬ 
perchlorat,  Natriumperchlorat,  Natriumchlorat,  Barium- 
chlorat,  Ammonsalpeter,  Zyanamid,  Kaliumchlorat, 
Kalziumnitrat,  Quecksilber;  Toluol  und  die  aus  Teer, 
Petroleum  oder  auf  eine  andere  Art  gewonnenen  Toluol¬ 
verbindungen; 
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19.  Ammoniak  und  seine  einfachen  und  zusammen¬ 
gesetzten  Salze;  flüssiges  Ammoniak,  Harnstoff,  Anilin 
und  seine  Verbindungen; 

20.  Eisenlegierungen  (Ferroverbindungen)  einschließ¬ 
lich  Wolfram-,  Molybdän-,  Mangan-,  Vanadium-,  Chrom¬ 
eisen  ; 

21.  folgende  Metalle:  Wolfram,  Molybdän,  Vanadium, 
Nickel,  Selen,  Kobalt,  Hämatitroheisen,  Mangan; 

22.  folgende  Erze:  Wolframerze  (Wolfram  und  Scheelit), 
Molybdän-,  Nickel ,  Chrom-,  Hämatiteisen,  Mangan-, 
Zink-,  Bleierz,  Bauxit  und  Kryolith; 

23.  Aluminium,  kieselsaure  Tonerde  und  Aluminium¬ 
salze; 

24.  Antimon  sowie  seine  Schwefelverbindungen  und 
Oxyde; 

25.  Kupfer,  roh  oder  bearbeitet,  Kupferdrähte; 

26.  Blei  in  Blöcken,  Platten  oder  Röhren; 

27.  Eisenkies; 

28.  Zinn,  Zinnchlorür  und  Zinnerze; 

29.  Jodkupfer; 

30.  tierische  Wolle,  roh  oder  bearbeitet,  sowie  wollene 
Streichgarne ; 

31.  Häute  jeder  Art,  roh  oder  bearbeitet; 

32.  Leder,  zugerichtet  und  nicht  zugerichtet,  soferne 
es  für  Sattlerei,  Geschirr,  Militärschuhzeug  und  militäri¬ 
sche  Kleidungsstücke  brauchbar  ist; 

33.  Gummiräder  für  Kraftfahrzeuge  und  Fahrräder 
sowie  alle  Gegenstände  und  Stoffe,  die  besonders  bei 
der  Herstellung  und  Ausbesserung  solcher  Gummiräder 
verwendet  werden; 

34.  Kautschuk  und  Guttapercha  und  die  daraus  her¬ 
gestellten  Waren; 

35.  Harze,  Kampfer  und  Terpentin ; 

36.  Mineralöle,  roh  und  destilliert,  und  andere  Be¬ 
triebsmittel  für  Motoren; 

37.  Rizinusöl; 

38.  Paraffin  wachs; 

39.  Schmierstoffe; 

40.  Drehbänke  jeder  Art  und  andere  Maschinen  und 
Werkzeuge,  die  zur  Erzeugung  von  Kriegsmunition  dienen 
können ; 

41.  Weißblech; 

42.  Kohlen  und  Koks; 

43.  Grubenholz; 

44.  Flachs; 

45.  Karten  und  Pläne  irgend  eines  Gebietes  eines 
Kriegführenden  oder  eines  Gebietes  im  Bereiche  der 
militärischen  Operationen  im  Maßstabe  von  1:250.000 
oder  in  einem  größeren  Maßstabe,  dann  alle  auf  photo¬ 
graphischem  oder  einem  anderen  Weg,  in  was  immer 
für  einem  Maßstabe  hergestellten  Vervielfältigungen  solcher 
Karten  und  Pläne. 

B.  Als  bedingte  Konterbande: 

1.  Lebensmittel; 

2.  Fourage  und  Futtermittel  jeder  Art; 

3.  für  militärische  Zwecke  geeignete  Kleidungsstücke, 
Kleidungsstoffe  und  Schuhwerk; 

4.  Gold  und  Silber,  geprägt  und  in  Barren  sowie 
Papiergeld ; 

5.  für  den  Krieg  verwendbare  Fuhrwerke  jeder  Art, 
mit  Ausnahme  der  Kraftfahrzeuge,  und  ihre  Bestandteile; 

6.  Schiffe,  Boote  und  Wasserfahrzeuge  jeder  Art, 
Schwimmdocks  und  Vorrichtungen  für  Trockendocks 
sowie  ihre  Bestandteile; 

7.  festes  und  rollendes  Eisenbahnmaterial,  Tele¬ 
graphen-,  Funkentelegraphen-  und  Telephonmaterial; 

8.  Feuerungsmaterial,  ausgenommen  Kohlen,  Koks  und 
Mineralöl; 

9.  Leinöl; 

10.  Hufeisen  und  Hufschmiedematerial; 

11.  Geschirr  und  Sattelzeug; 

12.  Gerbstoffe  aller  Art  einschließlich  der  beim  Gerben 
gebrauchten  Extrakte; 


13.  Hölzer  jeder  Art,  roh  und  bearbeitet  (insbesondere 
auch  behauen,  gesägt,  gehobelt,  genutet),  ausgenommen 
Grubenholz,  Holzkohlenteer. 

Aus-  und  Durchfuhrverbote.  Eine  Verordnung 
der  Ministerien  des  Innern,  der  Finanzen,  des  Handels 
und  des  Ackerbaues  vom  31.  Dezember  1915,  womit  das 
Verbot  der  Aus-  und  Durchfuhr  mehrerer  Artikel  er¬ 
gänzt,  beziehungsweise  abgändert  wird,  verfügt  nach¬ 
folgende  Änderung  der  Liste  der  Artikel,  deren  Aus- 
und  Durchfuhr  verboten  ist: 

Im  Punkte  7  der  Gruppe  II  ist  zwischen  den  Worten 
»Lamm-«  und  »Zickel-«  einzufügen: 

,  »Ziegen«, 

Im  Punkte  8  der  Gruppe  II  ist  in  der  letzten  Zeile 
nach  dem  Worte  »ferner«  einzufügen: 

»der  T.-Nr.  98  (Zeresin)«, 

Am  Schlüsse  des  Punktes  10  der  Gruppe  II  ist  an¬ 
zufügen  : 

»dann  Holzwolle  (soweit  nicht  bloß  als  Verpackungs¬ 
material  verwendet)«, 

Im  Punkte  18  der  Gruppe  II  ist  nach  dem  Worte 
»Seilerpech«  einzuschalten : 

»Ozokerit  (Erdwachs,  Bergwachs),  roh«, 

Am  Schlüsse  des  Punktes  36  a  in  der  Gruppe  II  ist 
anzufügen : 

»ferner  Kunstseide,  auch  gezwirnt«, 

Im  Punkte  39  der  Gruppe  II  ist  nach  dem  Worte 
»ungebleicht«  einzufügen: 

»Rohpappe  zur  Dachpappenfabrikation  (Hadernroh- 
pappe)«, 

Im  Punkte  40  der  Gruppe  II  ist  vor  dem  Worte 
»Druckpapier«  einzufügen: 

»Packpapier«, 

Im  Punkte  46  der  Gruppe  II  ist  nach  dem  Worte 
«Lamm«  anzufügen: 

»Ziegen-,  Zickel-«, 

Am  Schlüsse  des  Punktes  90  der  Gruppe  II  ist  an¬ 
zufügen  : 

»Kompressoren  und  Kältemaschinen«, 

Am  Schlüsse  des  Punktes  106  der  Gruppe  II  ist  an¬ 
zufügen  : 

»sowie  optisches  Glas,  roh  und  geschliffen«, 

Punkt  1 2 1  der  Gruppe  II  hat  zu  lauten : 

121.  Lumpen  (Hadern)  und  andere  Abfälle  zur  Papier¬ 
fabrikation,  Papierabschnitzel  (Papierspäne,  Makulatur, 
alte  Netze,  altes  Tauwerk  und  alte  Stricke  der  T.-Nr.  658  ; 
Leimleder, 

Punkt  127  der  Gruppe  II  hat  zu  lauten: 

127.  Seifen  und  Kerzen, 

Neu  ist  folgender  Punkt  in  Gruppe  II  aufzunehmen  : 

130.  Kochsalz  der  Tarifklasse  XLV, 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Fristen  zur  Anfechtung  von  Rechtshandlungen 
der  Schuldner  in  Galizien  und  in  der  Bukowina. 

Eine  Verordnung  des  Justizministers  vom  29.  Dezember 
1915  verfügt: 

§  1.  In  die  gesetzlichen  Fristen  zur  Anfechtung  von 
Rechtshandlungen  der  Schuldner,  die  ihren  Wohnsitz 
(Sitz)  oder  ihre  ständige  geschäftliche  Niederlassung  in 
Galizien  oder  in  der  Bukowina  haben,  wird  nicht  ein¬ 
gerechnet: 

Die  Zeit  vom  1.  Januar  1915  bis  zum  31.  Dezember 
1916,  wenn  auf  die  Rechtshandlung  die  Bestimmungen 
des  Anfechtungsgesetzes  vom  16.  März  1884,  R.-G.-Bl. 
Nr.  36,  Anwendung  finden  (Art.  IX,  Absatz  1,  der 
kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  Dezember  1914, 
R.-G.-Bl.  Nr.  337),  und  die  Zeit  vom  12.  Dezember 
1914  bis  31.  Dezember  1916,  wenn  auf  die  Rechts¬ 
handlung  die  Bestimmungen  der  Konkursordnung  über 
die  Anfechtung  von  Rechtshandlungen  und  die  Bestim- 
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mungen  der  Anfechtungsordnung  vom  io.  Dezember 
1914,  R.-G -Bl.  Nr.  337,  Anwendung  finden. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  am  i.  Januar  1916  in 
Wirksamkeit. 

Am  gleichen  Tage  tritt  die  Verordnung  vom  23.  Sep¬ 
tember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  286,  außer  Kraft. 

Vorratserhebung  von  Baumwolle  und  baum¬ 
wollenen  Gespinsten  und  Beschränkung  der  Ver¬ 
arbeitung  von  Baumwolle.  Eine  Verordnung  des 
Handelsministers  und  des  Ministers  für  Landesverteidi¬ 
gung  vom  29.  Dezember  1915  bestimmt: 

§  1.  Den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  unter¬ 
liegen  :  Baumwolle,  Baumwollabgänge,  Baumwollabfälle, 
Effilochds  und  Kunstbaumwolle  sowohl  in  Originalballen 
als  in  geöffnetem  Zustand  und  in  allen  Stadien  der 
Manipulation,  und  zwar  roh,  gebleicht  und  gefärbt  sowie 
Baumwollgarne  aller  Art,  unabhängig  vom  Zeitpunkte 
des  Importes  der  genannten  Materialien  ins  österreichisch¬ 
ungarische  Zollgebiet. 

§  2.  Wer  die  in  §  1  bezeichneten  Waren  gewerbs¬ 
mäßig  verwendet,  verarbeitet,  erzeugt  oder  in  Ver¬ 
wahrung  hat,  ist  verpflichtet,  nach  Maßgabe  der  fol¬ 
genden  Bestimmungen  die  am  31.  Dezember  1915  in 
seinem  Betriebe,  beziehungsweise  seinen  Lagerräumen 
befindlichen  Mengen  bis  längstens  11.  Januar  1916  im 
Wege  der  Vereinigten  Österreichischen  und  Ungarischen 
Baumwollzentrale ,  Wien ,  I.  Maria  Theresienstraße 
Nr.  32/34,  beim  Handelsministerium  anzuzeigen. 

In  der  Folge  ist  diese  Anzeige  nach  dem  Bestände 
vom  1.  eines  jeden  Monates  bis  11.  des  betreffenden 
Monates  zu  erstatten. 

Materialien,  die  sich  am  31.  Dezember  1915  oder 
in  der  Folge  am  1.  eines  Monates  auf  dem  Transport 
befinden,  sind  von  dem  Empfänger  unverzüglich  nach 
Eintreffen  der  Sendung  anzuzeigen.  Materialien,  welche 
bei  Spediteuren  eingelagert  sind,  sind  nicht  von  diesen, 
sondern  von  den  Verfügungsberechtigten  anzuzeigen. 

Befreit  von  der  Anzeigepflicht  sind  diejenigen,  deren 
Gesamtvorräte  geringer  sind  als  300  kg  in  allen  ihren 
Lager-,  beziehungsweise  Betriebsstätten  zusammenge¬ 
nommen. 

Die  Anzeigen  haben  ausschließlich  auf  den  durch  die 
Baumwollzentrale  zu  beziehenden  Scheinen,  die  in  allen 
Rubriken  auf  Grund  der  besonderen,  aus  diesen  Scheinen 
ersichtlichen  Bestimmungen  auszufüllen  sind,  zu  er¬ 
folgen. 

Für  die  im  Besitze  der  k.  k.  Staatsbahnen  befind¬ 
lichen  Vorräte  gelten  besondere  Bestimmungen. 

Ausgenommen  von  den  Bestimmungen  dieses  Para¬ 
graphen  sind  Baumwollabgänge,  Baumwollabfälle,  Effi- 
loch6s  und  Kunstbaumwolle,  deren  Anmeldung  durch 
§  7  der  Ministerialverordnung  vom  11.  November  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  335,  angeordnet  ist. 

§  3.  Das  Mischen,  Bleichen,  Färben,  Verspinnen  und 
sonstige  Verarbeiten  von  Baumwolle,  Baumwollabgängen, 
Baumwollabfällen,  Effilochds  und  Kunstbaumwolle,  allein 
oder  mit  irgendwelchen  anderen  Spinnstoffen,  ist  vom 
dritten  Tage  nach  Kundmachung  der  Verordnung,  6  Uhr 
morgens,  nur  insoweit  gestattet,  als  für  die  Verarbeitung 
fallweise  eine  besondere  Bewilligung  erteilt  wird. 

Ausgenommen  von  dieser  Bestimmung  sind  diejenigen 
Mengen,  deren  Verarbeitung  auf  Grund  des  §  4  der 
Ministerialverordnung  vom  15.  September  1915,  R.  G.-Bl. 
Nr.  268,  und  auf  Grund  des  dieser  Verordnung  an¬ 
geschlossenen  Verzeichnisses,  beziehungsweise  auf  Grund 
der  Ministerialverordnung  vom  6.  Dezember  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  356,  zulässig  war,  insoferne  der  Nachweis 
über  die  Verwendung  dieser  Mengen  im  Sinne  der  ge¬ 
nannten  Verordnungen  erbracht  worden  ist. 

Als  erbracht  gilt  der  Nachweis,  wenn  die  betreffenden 
Beleg-,  beziehungsweise  Anmeldescheine  (Formulare 
Bz.  2,  3,  4,  13  und  17)  bei  Inkrafttreten  dieser  Ver¬ 
ordnung  bereits  bei  der  Baumwollzentrale  eingelangt  sind. 


§  4.  Ansuchen  um  Bewilligung  für  jede  Art  der  Ver¬ 
arbeitung  oder  Verwendung  von  Baumwolle,  Baumwoll¬ 
abgängen,  Baumwollabfällen,  Effilochös  und  Kunstbaum¬ 
wolle  sind  bei  der  Vereinigten  Österreichischen  und 
Ungarischen  Baumwollzentrale  unter  Benützung  der  dort 
erhältlichen  Formulare,  die  in  allen  Rubriken  genau 
auszufüllen  sind,  einzubringen. 

Über  Ansuchen  um  Verarbeitung,  beziehungsweise 
Verwendung  der  genannten  Materialien  zur  Erfüllung 
von  Aufträgen  der  Militärverwaltung  entscheidet  das 
Kriegsministerium,  über  alle  anderen  Ansuchen  das 
Handelsministerium. 

Falls  diese  Ansuchen  Aufträge  anderer  Zentralstellen 
netreffen,  wird  das  Handelsministerium  über  solche  An¬ 
suchen  das  Einvernehmen  mit  diesen  Zentralstellen 
pflegen. 

Für  die  Lieferung  von  Effilochds  und  Kunstbaum¬ 
wolle  an  das  k.  u.  k.  Kriegsministerium  zum  Zwecke 
der  Sprengmittelerzeugung  gilt  der  Bestellerlaß  des  Kriegs¬ 
ministeriums  als  Bewilligung. 

§  5.  Zur  Sicherung  der  Einhaltung  der  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  werden  vom  Handelsministerium  Kon¬ 
trollorgane  aufgestellt,  die  zu  allen  von  der  Verordnung 
betroffenen  Betrieben  jederzeit  Zutritt  haben  und 
denen  über  Verlangen  Einsicht  in  alle  Geschäftsbücher, 
Korrespondenzen  und  sonstige  Aufschreibungen  zu  ge¬ 
währen  ist. 

§  6.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  Vereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  werden,  soferne  sie  nicht 
unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fallen,  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  Arrestsrafen  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit.  Mit  diesem  Tage  treten  die 
Ministerialverordnungen  vom  15.  September  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  268,  und  vom  6.  Dezember  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  356,  außer  Kraft. 

Vorratserhebung  von  Baumwollwaren  (auch 
wollener  Männerwäsche)  sowie  Verarbeitungs¬ 
und  Veräußerungsbeschränkungen  von  Baum¬ 
wollgarnen  und  -waren.  Eine  Verordnung  des  Han¬ 
delsministers  und  Ministers  für  Landesverteidigung  vom 
29.  Dezember  1915  verfügt: 

Vorratserhebung.  §  1.  Der  Vorratserhebung 
unterliegen:  Web-  und  Wirkwaren,  die  aus  Baumwoll¬ 
garnen  allein  oder  gemischt  mit  Leinengarnen  herge¬ 
stellt  sind,  und  zwar: 

a )  Baumwollstoffe  nach  Vorschrift  der  Militärver¬ 
waltung  ; 

b )  andere  Baumwollstoffe,  bei  denen  Garne  unter 
Nr.^60  englisch  verwendet  sind,  mit  Ausnahme  von 
Möbel-  und  Vorhangstoffen,  Gardinen,  Spitzen,  Tüllen 
und  Stickereien ; 

c )  fertige  Männerwäsche  aus  Baumwolle  gestrickt,  ge¬ 
wirkt  oder  aus  baumwollenen  Web-  und  Wirkstoffen 
hergestellt; 

d)  andere  für  miliärische  Zwecke  dienende,  aus  Baum¬ 
wollstoffen  konfektionierte  Artikel  wie  Uniformen,  Bett¬ 
sorten,  Rucksäcke,  Brotsäcke,  Zeltblätter,  Nackenschützer, 
Leibbinden,  Baschlicks,  Köperbänder,  Strupfen  u.  s.  w. 
in  allen  Stadien  der  Verarbeitung; 

e)  Bettücher,  Handtücher,  Taschentücher,  Strohsäcke, 
Filtertücher  und  Preßtücher; 

f)  rohe  und  gebleichte  Baumwollwatte  und  andere 
aus  Baumwolle  hergestellte  Sanitätsartikel. 

Der  Vorratserhebung  unterliegen  ferner  fertige  Männer¬ 
wäsche  aus  Halbwolle  oder  reiner  Wolle,  gewirkt  oder 
gestrickt  oder  aus  halbwollenen,  beziehungsweise  wol¬ 
lenen  Web-  und  Wirkstoffen  hergestellt  sowie  baum¬ 
wollene  Nähzwirne. 
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§  2.  Personen,  Firmen,  Vereine  und  autonome  Körper¬ 
schaften,  welche  die  im  §  i  bezeichneten  Gegenstände 
erwerbsmäßig  oder  zu  gemeinnützigen  Zwecken  erzeugen, 
verwenden,  verarbeiten  oder  in  Verwahrung  haben,  sind 
verpflichtet,  nach  Maßgabe  der  folgenden  Bestimmung 
die  am  31.  Januar  1916  in  ihren  Betrieben  oder  Lager¬ 
räumen  befindlichen  Mengen  bis  11.  Februar  1916  im 
Wege  der  Vereinigten  Österreichischen  und  Ungarischen 
Baumwollzentrale,  Wien,  I.  Maria  Theresienstraße 
Nr.  32/34,  beim  Handelsministerium  anzuzeigen. 

Waren,  die  sich  am  31.  Januar  1916  auf  dem  Trans¬ 
port  befinden,  sind  von  dem  Empfänger  unverzüglich 
nach  dem  Eintreffen  der  Sendung  anzuzeigen.  Waren, 
welche  bei  Spediteuren  eingelagert  sind,  sind  nicht  von 
diesen,  sondern  von  den  Verfügungsberechtigten  anzu¬ 
zeigen. 

Wer  in  den  im  §  1  angeführten  Gegenständen  direkte 
Lieferungsaufträge  seitens  des  k.  u.  k.  Kriegsministeriums, 
k.  k.  Ministeriums  für  Landesverteidigung  oder  des 
königlich  ungarischen  Landesverteidigungsministeriums 
hat,  ist  unbeschadet  der  Anzeigepflicht  gehalten,  die¬ 
jenigen  Mengen  nach  Maß  (Stückzahl)  und  beiläufigem  Ge¬ 
wicht  bekanntzugeben,  deren  Lieferung  er  am  31.  Januar 
1916  noch  verpflichtet  ist.  Als  noch  zu  liefern  gelten  im 
Sinne  dieser  Verordnung  jene  Mengen,  welche  der  Lie¬ 
ferant  am  31.  Januar  1916  noch  nicht  einer  Transport¬ 
anstalt  zur  Beförderung  an  die  bestellende  Behörde 
übergeben  hat. 

Die  Anzeigen  haben  ausschließlich  auf  den  amtlichen, 
von  der  Baumwollzentrale  zu  beziehenden  Scheinen,  die 
in  allen  Rubriken  genau  auszufüllen  sind,  zu  erfolgen. 

Befreit  von  der  Anzeigepflicht  sind  diejenigen,  deren 
gesamte  Vorräte  in  allen  ihren  Betriebsstätten  oder 
Lagerräumen  insgesamt  geringer  sind  als  10.000  m  von 
anzuzeigenden  Stoffen  oder  500  Stück  konfektionierter 
Artikel,  wenn  die  Vorräte  aus  verschiedenen  Sorten, 
oder  1000  m,  beziehungsweise  300  Stück,  wenn  die 
Vorräte  aus  einer  Sorte  bestehen. 

Für  die  im  Besitze  der  k.  k.  Staatsbahnen  befind¬ 
lichen  Vorräte  gelten  besondere  Bestimmungen. 

Verarbeitungs-  und  Veräußerungsbeschrän¬ 
kungen.  §  3.  Die  am  Tage  der  Kundmachung  dieser 
Verordnung  vorhandenen  Vorräte  an  rohen  einfachen 
oder  doublierten  Garnen  unter  Nr.  60  engl,  dürfen  nur 
unmittelbar  oder  mittelbar  zur  Erfüllung  von  Aufträgen 
der  Militärverwaltung  oder  einer  kaiserlich  königlichen 
oder  königlich  ungarischen  Behörde  oder  der  bosnisch- 
hercegovinischen  Landesregierung  verwendet  werden. 

Rohwaren,  die  aus  einfachen  oder  doublierten  Garnen 
unter  Nr.  60  hergestellt  sind,  dürfen  nur  unmittelbar 
oder  mittelbar  zur  Erfüllung  von  Aufträgen  der  Militär¬ 
verwaltung  oder  einer  kaiserlich  königlichen  oder  könig¬ 
lich  ungarischen  Behörde  oder  der  bosnisch-herzego- 
winischen  Landesregierung  verwendet  werden. 

Gestattet  ist  ferner  die  Herstellung,  beziehungsweise 
Verwendung  solcher  Rohwaren  für  Getreide-,  Mehl-  und 
Kleiesäcke,  insoweit  dem  Handelsministerium  im  Wege 
der  Baumwollzentrale  der  Nachweis  erbracht  wurde,  daß 
die  Herstellung  oder  Verwendung  zur  Erfüllung  solcher 
Sackbestellungen  erforderlich  ist,  die  vor  dem  Inkraft¬ 
treten  dieser  Verordnung  erteilt  worden  sind. 

Der  Nachweis  dieser  Verwendung  ist  dem  Handels¬ 
ministerium  im  Wege  der  Baumwollzentrale,  wie  folgt : 

-  zu  erbringen: 

a )  Für  Erzeugnisse,  die  zur  Erfüllung  von  Aufträgen 
der  Militärverwaltung  oder  einer  kaiserlich  königlichen 
oder  königlich  ungarischen  Behörde  oder  der  bosnisch- 
hercegovinischen  Landesregierung  dienen,  durch  eine 
vom  direkten  Lieferanten  dieser  Behörde  in  duplo  aus¬ 
zustellende  eidesstättige  Erklärung  über  den  Verwen¬ 
dungszweck  dieser  Erzeugnisse. 

Falls  sie  nicht  vom  direkten  Heereslieferanten  selbst 
bezogen  werden,  ist  diese  Erklärung  von  allen  an  der 


Lieferung  beteiligten  Firmen  mit  auszufüllen  und  zu 
fertigen. 

b)  Für  die  Erzeugung,  beziehungsweise  Verwendung 
von  Waren  zur  Herstellung  von  Getreide-,  Mehl-  und 
Kleiesäcken  durch  die  Bestätigung  der  Baumwollzentrale. 

Für  die  Beibringung  der  Erklärung  wird  hinsichtlich 
der  bei  Inkrafttreten  der  Verordnung  bereits  erteilten 
Aufträge  der  Militärverwaltung  oder  einer  kaiserlich 
königlichen  oder  königlich  ungarischen  Behörde  oder 
der  bosnisch  -  hercegovinischen  Landesregierung  eine 
Frist  bis  15.  Januar  1916  gewährt. 

Die  gleiche  Frist  wird  zur  Erbringung  des  Nach¬ 
weises  über  die  bis  zum  Inkrafttreten  der  Verordnung 
erteilten  Aufträge  an  Getreide-,  Mehl-  und  Kleiesäcken 
gewährt. 

Jede  andere  Verarbeitung,  Veräußerung  ober  Ab¬ 
lieferung  dieser  Garne  oder  Rohwaren  ist  nur  auf  Grund 
einer  besonderen,  im  Wege  der  Baumwollzentrale  ein¬ 
zuholenden  Bewilligung  des  Handelsministeriums  zulässig. 

Gestattet  bleibt  die  Verarbeitung,  beziehungsweise  die 
Verwendung  von  rohen  einfachen  oder  doublierten 
Garnen  unter  Nr.  60  oder  von  aus  solchen  Garnen  her¬ 
gestellten  Rohwaren,  insoweit  dies  zur  Beendigung  eines 
Arbeitsprozesses  erforderlich  ist,  der  am  Tage  der 
Kundmachung  dieser  Verordnung  bereits  begonnen  war. 
Wer  von  dieser  Gestattung  Gebrauch  machen  will,  hat 
dies  mit  einem  von  der  Baumwollzentrale  zu  beziehen-  | 
den  und  an  diese  nach  genauer  Ausfüllung  aller  Ru¬ 
briken  rückzusendenden  besonderen  Anmeldeschein  an¬ 
zuzeigen. 

Schlußbestimmungen.  §  4.  Zur  Sicherung  der 
Einhaltung  der  Bestimmungen  dieser  Verordnung  kann 
das  Handelsministerium  eigene  Kontrollorgane  aufstellen, 
die  zu  allen  von  der  Verordnung  betroffenen  Betrieben 
jederzeit  Zutritt  haben  und  denen  über  Verlangen  Ein¬ 
sicht  in  alle  Geschäftsbücher,  Korrespondenzen  und 
sonstige  Aufschreibungen  zu  gewähren  ist. 

§  5.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  Vereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  werden,  insoferne  sie  nicht 
unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fallen,  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit.  Mit  diesem  Tage  tritt  die 
Ministerialverordnung  vom  15.  September  1915,  R.-G.-Bl., 
Nr.  269,  außer  Kraft. 

Verpflichtung  zur  Anzeige  verfügbarer  Antriebs¬ 
maschinen,  elektrischer  Maschinen  und  Trans¬ 
formatoren.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im 
Einvernehmen  mit  dem  Minister  für  öffentliche  Arbeiten 
und  im  Einverständnisse  mit  dem  Kriegsminister  vom 
21.  Dezember  1915  bestimmt: 

§  1.  Die  nachbenannten  Maschinen  unterliegen  unter 
den  in  §  2  angeführten  Voraussetzungen  der  Anzeige¬ 
pflicht  : 

1.  Antriebsmaschinen  (Dampfmaschinen,  Dampftur¬ 
binen,  Lokomobilen,  Verbrennungsmotoren,  Gasmaschinen. 
Benzin-  oder  Spiritusmotoren  und  Rohölmotoren)  von 
mehr  als  10  H.  P.  nebst  Zugehör, 

2.  Gleichstrommaschinen  (Generatoren,  Motoren  oder 
Umformer)  von  mehr  als  5  H.P.  nebst  Zugehör, 

3.  Wechselstrom  (Drehstrom)  maschinen  (Generatoren 
und  Motoren)  von  mehr  als  4'5K.V.A,  nebst  Zugehör, 

4.  Transformatoren  von  mehr  als  4^5  K.V.  A.  nebst 
Zugehör. 

§  2.  Anzuzeigen  sind  alle  Maschinen: 

1.  die  auf  Lager  sind, 

2.  die  sich  erst  in  Herstellung  befinden, 

3.  die  bereits  aufgestellt,  aber  noch  nicht  in  Betrieb 
genommen  sind, 
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4.  die  derzeit  außer  Betrieb  stehen. 

Von  der  Anzeigepflicht  nach  Punkt  2 — 4  dieses 
Paragraphen  sind  die  Maschinen  der  Saisonbetriebe 
(landwirtschaftliche  Betriebe,  Zuckerfabriken  u.  dgl.)  aus¬ 
genommen,  insoweit  ihre  Inbetriebnahme  für  die  nächste 
Betriebssaison  mit  Sicherheit  vorauszusehen  ist. 

Hinsichtlich  der  Maschinen  ganzjähriger  Betriebe  ent¬ 
fällt  die  Anzeigepflicht  nach  Punkt  2 — 4  dieses  Para¬ 
graphen,  wenn  ihre  Inbetriebnahme  innerhalb  der  näch¬ 
sten  drei  Monate  mit  Sicherheit  vorauszusehen  ist. 

Bei  elektrischen  Anlagen  mit  starken  Belastungs¬ 
schwankungen  erstreckt  sich  die  Anzeigepflicht  nicht 
auf  diejenigen  Maschinen,  die  zur  Deckung  der  Höchst¬ 
leistung  notwendig  sind,  und  ebenso  nicht  auf  einen 
weiteren  Maschinensatz  als  Reserve.  Desgleichen  sind 
bei  Verteilungsnetzen  Lagerbestände  an  Transformatoren 
bis  zu  einer  Gesamtleistung  von  15  Prozent  der  zu  erwar¬ 
tenden  Höchstbelastung  des  Netzes  nicht  anzeigepflichtig. 

§  3.  Die  Anzeige  ist  von  jedermann  zu  erstatten,  der 
solche  Maschinen  erzeugt,  ausbessert,  gebraucht,  handelt, 
vermietet  oder  für  andere  in  Verwahrung  hält. 

§  4.  Die  Anzeige  ist  das  erstemal  nach  dem  Stande  vom 
15.  Januar  1916  bis  zum  31.  Januar  1916  zu  erstatten. 

Wird  eine  angezeigte  Maschine  veräußert  oder  einem 
anderen  in  Verwahrung  gegeben,  so  hat  der  bisherige 
Besitzer  oder  Verwahrer  dies  unter  Namhaftmachung 
des  neuen  Besitzers  oder  Verwahrers  binnen  acht  Tagen 
zur  Anzeige  zu  bringen.  Letzterer  hat  die  Maschine 
ebenfalls  innerhalb  acht  Tagen  anzuzeigen,  insofern  die 
Voraussetzungen  des  §  2  für  ihn  zutreffen. 

Wird  eine  angezeigte  Maschine  in  Betrieb  genommen, 
so  ist  auch  dies  innerhalb  acht  Tagen  anzuzeigen. 

Tritt  einer  der  Fälle,  die  nach  §  2  die  Anzeigepflicht 
begründen,  nach  dem  15.  Januar  1916  ein,  so  ist  die 
betreffende  Maschine  ebenfalls  .innerhalb  acht  Tagen 
anzuzeigen. 

§  5.  Zur  Anzeige  sind  die  bei  den  Handels-  und 
Gewerbekammern  aufgelegten  amtlichen  Anzeigescheine 
zu  verwenden. 

Die  Anzeigen  sind  an  das  Handelsministerium  zu  er¬ 
statten.  Sie  sind  dazu  bestimmt,  als  Behelfe  bei  der 
Entscheidung  über  Freigabeansuchen  zu  dienen,  um  die 
Gesuchsteller,  die  in  Anspruch  genommene  Metalle  für 
Maschinenbauten  verwenden  wollen,  auf  bereits  vorrätige 
geeignete  Maschinen  verweisen  zu  können. 

§  6.  Die  Erfüllung  der  Anzeigepflicht  wird  durch  das 
Handelsministerium  unter  Heranziehung  der  Gewerbe¬ 
inspektoren  oder  anderer  Organe  überwacht.  Zu  diesem 
Zwecke  können  Betriebsräume  und  Anlagen  amtlich  be¬ 
sichtigt  und  Geschäftsbücher  eingesehen  werden. 

§  7.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieser 
Verordnung  sind  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  oder 
Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  von  den  politischen 
Behörden  erster  Instanz  zu  ahnden,  insofern  die  Hand¬ 
lungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fallen. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Verpflichtung  der  Anzeige  der  aus  Blei  (auch 
Hartblei)  bestehenden  Gegenstände.  Eine  Verord¬ 
nung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  dem 
Minister  für  öffentliche  Arbeiten  und  im  Einverständnisse 
mit  dem  Kriegsminister  vom  19.  Dezember  1915  verfügt: 

§  1.  Die  nachgenannten  Gegenstände  sind  der  Behörde 
anzuzeigen,  insoweit  sie  ganz  oder  zum  überwiegenden 
Teile  aus  Blei  (auch  Hartblei)  bestehen: 

1.  Drähte,  Bleche  und  Platten,  Werkbehelfe,  wie: 
Bleifutter,  Unterlagsstücke,  Modeln  u.  dgl., 

2.  Plomben  und  sonstige  Verschlüsse, 

3.  Gewichte,  wie:  Zuggewichte,  Ausgleichsgewichte 
u.  dgl.,  ferner  Kugeln  und  sonstige  Gußwaren, 

4.  Bleikiele  und  Bleiballast  der  Segelboote, 

5.  Lettern,  Schriften  und  Stereotypieplatten  einschließ¬ 
lich  alten  Materials, 


6.  Rohre  (auch  geschwefelte  und  verzinnte  und  Rohre 
mit  Zinneinlage  —  Mantelrohre  —  u.  s.  w.),  Schlangen 
und  Syphons, 

7.  Pumpen  und  Armaturen,  wie  Hähne,  Ventile  u.  dgl., 

8.  Tröge,  Wannen,  Pfannen,  Kessel,  Retorten  und 
sonstige  Apparate,  Geschirre  und  andere  Gefäße, 

9.  Kammerauskleidungen,  Ausfütterungen  u.  dgl., 

10.  Akkumulatorenplatten. 

Die  Pflicht  zur  Anzeige  der  unter  Punkt  1 — 6  ange¬ 
führten  Gegenstände  entfällt,  wenn  der  Gesamtvorrat 
10  kg  nicht  übersteigt. 

Gegenstände,  aus  denen  der  Vorratsbesitzer  auf  Grund 
eines  Auftrages  der  Militärverwaltung  Munition  herzu¬ 
stellen  hat  sowie  die  von  ihm  zu  liefernden  Munitions¬ 
gegenstände  selbst  sind  nicht  anzuzeigen. 

§  2.  Die  im  §  1  angeführten  Gegenstände  sind  ohne 
Rücksicht  darauf  anzuzeigen,  ob  sie  zu  den  Einrichtungen 
einer  Betriebsanlage  gehören,  ob  sie  zum  Zwecke  der 
Verarbeitung  oder  Veräußerung  vorrätig  gehalten  werden 
oder  anderen  Zwecken  dienen,  ob  sie  derzeit  nicht 
benützt  werden  oder  in  Benützung  stehen. 

§  3.  Die  Anzeige  ist  von  jedem  zu  erstatten,  der 
solche  Gegenstände  besitzt  oder  für  andere  in  Ver¬ 
wahrung  hält. 

§  4.  Die  Anzeige  ist  an  das  Handelsministerium  nach 
dem  Stande  vom  15.  Januar  1916  bis  zum  31.  Januar 
1916  zu  erstatten. 

Zur  Anzeige  sind  die  bei  den  politischen  Behörden 
erster  Instanz,  bei  den  Gemeindevorstehungen  und  bei 
den  Handels-  und  Gewerbekammern  aufgelegten  amt¬ 
lichen  Anmeldescheine  zu  verwenden.  Darin  sind  die 
Angaben  über  die  Benützung  der  Gegenstände,  ihre 
Entbehrlichkeit  und  die  Möglichkeit  einer  Ersatz¬ 
beschaffung  an  vorgeschriebener  Stelle  einzutragen. 

§  5.  Die  Erfüllung  der  Anzeigepflicht  wird  durch 
das  Handelsministerium  unter  Heranziehung  der  Ge¬ 
werbeinspektoren  oder  anderer  Organe  überwacht.  Zu 
diesem  Zwecke  können  Betriebsräume  und  Anlagen 
amtlich  besichtigt  und  Geschäftsbücher  eingesehen  werden. 

§  6.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieser 
Verordnung  sind  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  oder 
Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  von  den  politischen 
Behörden  erster  Instanz  zu  ahnden,  insofern  die  Hand¬ 
lungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fallen. 

§  7.  Hinsichtlich  solcher  Gegenstände,  die  der  An¬ 
zeigepflicht  sowohl  nach  dieser  Verordnung  als  auch 
nach  den  vorangegangenen  Verordnungen  vom  7.  Februar 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  27,  und  vom  29.  April  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  101,  unterliegen  (Drähte,  Bleche,  Platten, 
Rohre,  Gußstücke,  weiter  Bestandteile  nicht  benützter 
Betriebseinrichtungen),  sind  gesonderte  Anzeigen  auch 
gemäß  den  Vorschriften  der  vorangegangenen  Verord¬ 
nungen  in  den  vorgesehenen  Terminen  zu  erstatten. 

§  8.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Ablieferung  von  Metallgeräten.  Eine  Verordnung 
des  Ministeriums  für  Landesverteidigung  im  Einver¬ 
nehmen  mit  den  beteiligten  Ministerien  und  im  Einver¬ 
ständnisse  mit  dem  Kriegsministerium  vom  29.  De¬ 
zember  1915  bestimmt : 

§  1.  Die  Erzeuger  und  Händler  haben  von  ihren 
Lagerbeständen  einstweilen  ein  Drittel  der  im  §  1  der 
Ministerialverordnung  vom  23.  September  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  283,  angeführten  Gegenstände  abzuliefern. 

§  2.  Die  Inhaber  von  Gast-  und  Schankgewerben, 
Bäckereien  und  Zuckerbäckereien,  ferner  die  Vereine, 
die  Speisen  oder  Getränke  verabfolgen  —  ausgenommen 
solche  mit  ausgesprochen  charitativem  Charakter  — 
haben  einstweilen  die  Hälfte  folgender  in  ihrem  Besitze 
befindlichen  Gegenstände  abzuliefern : 

1.  Kochgeschirre  (Koch-,  Einsiede-,  Gefrorneskessel, 
Töpfe,  Kasserollen,  Pfannen,  Kannen,  Backformen  u.  dgl.) 
und  einfaches  Tafelgerät  (Kühler,  Schüsseln,  Tassen, 
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Schalen,  Leuchter  u.  dgl.)  aus  Kupfer  (auch  verzinnt 
oder  mit  anderen  Metallen  überzogen) ; 

2.  die  unter  1  angeführten  Geschirre  und  Geräte  (mit 
Ausnahme  von  »Gürtlerwaren«  wie  Suppentöpfen,  Kannen, 
Sieben,  Sauceschalen,  Gemüseschüsseln  u.  dgl.)  aus  Rein¬ 
nickel  ; 

3.  Küchengeräte  (wie  Mörser,  Mörserstößel,  Schnee¬ 
kessel,  einfache  Leuchter  —  mit  Ausnahme  von  Blech¬ 
leuchtern  —  Bügeleisen,  Tassen  u.  dgl.)  aus  Messing; 

4.  Obsteinsiedekessel  aus  Kupfer  oder  Messing ; 

5.  einfache  Glut-  oder  Feuerbecken  und  einfache 
Ofenvorlagen  aus  Kupfer,  Messing,  Bronze,  Tombak; 

6.  Messinggewichte  im  Einzelgewicht  von  1/2  kg  und 
darüber. 

Mit  Kupfer,  Messing,  Bronze,  Tombak  oder  Nickel 
lediglich  überzogene  oder  plattierte  Gegenstände  aus 
anderem  Material  sind  nicht  abzuliefern. 

§  3.  Die  Berechnung  des  Drittels  oder  der  Hälfte 
erfolgt  nach  dem  Gewichte  der  einzelnen  vorhandenen 
Metallsorten ;  innerhalb  dieser  Grenzen  steht  dem  Be¬ 
sitzer  die  Auswahl  der  abzuliefernden  Gegenstände  frei. 

Diesem  Gewichte  sind  jene  Gewichtsmengen  zuzu¬ 
rechnen,  bezüglich  deren  der  Besitzer  sich  über  die  un¬ 
entgeltliche  Überlassung  an  die  Patriotische  Kriegs¬ 
metallsammlung  ober  über  die  freihändige  Veräußerung 
an  die  Metallzentrale-A.-G.  oder  deren  zum  Ankäufe 
besonders  bevollmächtigte  Einkaufsstellen  ausweist. 

Von  der  derart  ermittelten  Summe  ist  das  Drittel, 
beziehungsweise  die  Hälfte  zu  nehmen,  und  es  sind  hier¬ 
von  zur  Feststellung  der  abzuliefernden  Menge  die  vor¬ 
erwähnten  Gewichtsmengen  in  Abzug  zu  bringen. 

§  4.  Zeitpunkt  und  Ort  der  Ablieferung  werden  von 
der  politischen  Bezirksbehörde  öffentlich  bekanntgemacht. 

§  5.  Alle  Besitzer  der  nach  §  1  der  Ministerialver- 
ordnung  vom  23.  September  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  283, 
in  Anspruch  genommenen  Gegenstände  können  sie  bis 
zu  dem  dem  Tage  der  Ablieferung  vorhergehenden 
Tage  auch  über  die  im  §  1  der  Ministerialverordnung 
vom  30.  November  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  354,  festgesetzte 
Frist  hinaus  an  die  Metahzentrale-A.-G.  in  Wien  oder 
an  deren  zum  Ankäufe  besonders  bevollmächtigte  Ein¬ 
kaufsstellen  freihändig  veräußern. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Verpflichtung  zur  Anzeige  und  betreffend  die 
Abgabe  der  Vorräte  an  Kolophonium  und  Ter¬ 
pentinöl.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im 
Einvernehmen  mit  dem  Minister  für  Landesverteidigung 
und  im  Einverständnisse  mit  dem  Kriegsministerium  vom 
14.  Dezember  1915  bestimmt: 

§  1.  Die  Vorräte  an  Kolophonium  (Terpentinharz, 
Glasharz,  Geigenharz  u.  s.  w.)  und  an  Terpentinöl  sind 
von  jedem,  der  hiervon  mehr  als  1  q  besitzt  oder  für 
andere  in  Verwahrung  hält,  dem  Handelsministerium 
anzuzeigen. 

Die  Anzeigen  sind  nach  dem  Vorratsstande  vom 
1.  Januar  1916  zu  erstatten  und  an  das  Handelsmini¬ 
sterium  bis  längstens  15.  Januar  1916  einzusenden. 

Die  Unternehmungen,  die  Kolophonium  und  Terpen¬ 
tinöl  erzeugen  oder  damit  Handel  treiben,  haben  eine 
gleiche  Anzeige  nach  dem  Stande  vom  letzten  jedes 
Monats  bis  zum  8.  des  folgenden  Monats  zu  erstatten. 

Zu  den  Anzeigen  sind  die  bei  den  Handels-  nnd 
Gewerbekammern  aufgelegten  amtlichen  Anmeldescheine 
zu  verwenden,  in  die  auch  die  darin  verlangten  weiteren 
Angaben  über  Erzeugung,  Verbrauch  und  Bedarf  ein¬ 
zutragen  sind. 

§  2.  Unternehmungen,  die  Kolophonium  und  Terpen¬ 
tinöl  erzeugen  oder  damit  Handel  treiben,  dürfen  solches 
nur  an  die  Militärverwaltung  oder  an  die  vom  Handels¬ 
ministerium  bevollmächtigten  Personen  oder  Unter¬ 
nehmungen  abgeben.  Sie  sind  verpflichtet,  auf  Grund 
einer  Verfügung  des  Handelsministeriums  die  darin  be- 


zeichneten  Mengen  an  die  in  der  Verfügung  genannten 
Personen  oder  Unternehmungen  zu  einem  den  fest¬ 
gesetzten  Höchstpreisen  entsprechenden  Preise  abzugeben. 

§  3.  Jede  Zuwiderhandlung  gegen  die  Vorschriften 
dieser  Verordnung  wird  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K 
oder  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  von  den  poli¬ 
tischen  Behörden  geahndet. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  Harz,  Kolo¬ 
phonium  und  Terpentinöl.  Eine  Verordnung  des 
Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanz¬ 
minister,  Ackerbauminister  und  Minister  für  Landesver¬ 
teidigung  und  im  Einverständnisse  mit  dem  Kriegsminister 
vorn  14.  Dezember  1915  bestimmt: 

§  1.  Für  Kolophonium  (Terpentinharz,  Glasharz, 
Geigenharz  u.  s.  w.)  und  Terpentinöl  und  für  die  zu 
deren  Herstellung  geeigneten  Harzsorten  werden  folgende 
Höchstpreise  festgesetzt : 

mit  der  Geltung 
bis  31.  März  vom  i.  April 
1916  1916  an 

Kronen  für  den  Meterzentner 

A.  Harz: 


»Scharrpech« . 

150 

65 

»Rinnpech« . 

190 

105 

B.  Kolophonium: 

Dunkle  Ware . 

220 

120 

Helle  gereinigte  Ware  inländi¬ 
scher  oder  ausländischer  Her¬ 
kunft  der  handelsüblichen 

Marken  : 

F  . 

250 

140 

G . 

260 

150 

H . •  .  .  .  . 

270 

160 

J  . • 

280 

170 

K . 

290 

i75 

M . . 

300 

]  80 

C.  Terpentinöl: 

gewöhnliches . 

400 

300 

dampfdestilliertes . 

450 

35o 

In  den  Höchstpreisen  für  Harz 

sind 

die  Kosten  der 

Zuführung  bis  zu  der  dem  Gewinnungsorte  zunächst 
gelegenen  Bahnstation  inbegriffen,  nicht  aber  die  Kosten 
der  Verpackung. 

Die  Höchstpreise  für  Kolophonium  und  Terpentinöl 
haben  die  Lieferung  einer  von  fremden  Beimengungen 
freien  Ware  guter  Qualität  zur  Voraussetzung  und  gelten 
ab  Verladestation  einschließlich  Verpackung. 

Bei  Zeitverkäufen  dürfen  Zinsen  bis  zu  2  Prozent  für 
das  Jahr  über  dem  Zinsfuß  im  Wechseleskont  der 
Österreichisch-ungarischen  Bank  zugerechnet  werden. 

Die  Höchstpreise  gelten  auch  für  laufende  Lieferungs¬ 
verpflichtungen. 

§  2.  Bezüge  aus  dem  Zollauslande  fallen  nicht  unter 
die  Bestimmungen  dieser  Verordnung. 

§  3.  Die  Überschreitung  der  Höchstpreise  beim  Ver¬ 
kauf  oder  Einkauf  wird  von  den  politischen  Behörden 
erster  Instanz  mit  Geldstrafe  bis  zu  5000  K  oder  mit 
Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  geahndet.  Der  Versuch 
einer  Umgehung,  z.  B.  durch  Anrechnung  anderer  Waren 
über  dem  Marktpreis,  bildet  einen  straferschwerenden 
Umstand. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  Kalbfelle, 
Kalbleder  und  Spaltleder.  Eine  Verordnung  des 
Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanz¬ 
minister,  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  und  Minister 
für  Landesverteidigung  und  im  Einverständnisse  mit 
dem  Kriegsminister  vom  22.  Dezember  1915  verfügt: 

§  1.  Für  Kalbfelle,  ferner  für  vegetabilisch  und  kom¬ 
biniert  gegerbtes  Kalbleder  und  Spaltleder  werden  die 
in  den  beigeschlossenen  Verzeichnissen  I  und  II  ange¬ 
führten  Höchstpreise  festgesetzt. 

§  2.  Die  Höchstpreise  finden  auf  Bezüge  aus  dem 
Zollauslande  keine  Anwendung. 
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Gemeinnützigen  Vereinigungen,  die  sich  mit  der  Be¬ 
schaffung  von  Häuten,  Fellen  und  Leder  für  Kriegs¬ 
bedarf  befassen,  kann  vom  Handelsministerium  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  der  Militärverwaltung  die  Bewilligung 
erteilt  werden,  daß  sie  die  preisbeschränkte  Ware  mit  einem 
festzusetzenden  Zuschläge  zu  den  Höchstpreisen  verkaufen. 

§  3.  Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  finden 
auch  hinsichtlich  bestehender  Lieferungsverpflichtungen 
insoweit  Anwendung,  als  diese  am  Tage  des  Inkraft¬ 
tretens  der  Verordnung  noch  nicht  erfüllt  sind.  An 
Stelle  hierbei  vereinbarter  höherer  Preise  gelten  die  in 
der  Verordnung  festgesetzten  Höchstpreise. 

Nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  abge¬ 
schlossene  Vereinbarungen  sind  ungültig,  insoweit  sie 
von  den  Vorschriften  der  Verordnung  zum  Nachteile 
des  Käufers  abweichen. 

§  4.  In  den  Räumen,  in  denen  ein  Kleinverkauf  von 
Kalbleder  oder  Spaltleder  stattfindet,  ist  ein  Abdruck 
oder  eine  Abschrift  des  dieser  Verordnung  beige¬ 
schlossenen  Verzeichnisses  II  an  einer  für  jedermann 
sichtbaren  Stelle  anzuschlagen. 

§  5.  Unter  die  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
fallendes  Kalbleder  (vegetabilisch  und  kombiniert  vege¬ 
tabilisch-mineralisch  gegerbtes  Leder),  das  von  Leder¬ 
erzeugern  nach  dem  io.  Januar  1916  in  Verkehr  ge¬ 
bracht  wird,  muß  auf  jedem  Stück  durch  einen  dauer¬ 
haften  und  deutlich  lesbaren  Aufdruck  gekennzeichnet 
sein,  der  die  Firmabezeichnung  des  Erzeugers  und  die 
Angabe  über  die  Gerbart  des  Leders  zu  enthalten  hat. 

Letztere  Angabe  hat  je  nach  der  Gerbart  zu  lauten : 

»Reine  Lohgerbung«, 

»Extraktgerbung«, 

»Kombinierte  Mineralgerbung«. 

Diese  Bezeichnung  ist  auch  in  den  Rechnungen  der 
Ledererzeuger  und  -händler  anzuführen. 

§  6.  Der  Verkauf  der  im  §  1  genannten  Gegen¬ 
stände  zu  einem  höheren  Preise  als  zu  dem  festgesetzten 
Höchstpreise  ist  verboten.  Wer  diesem  Verbote  zuwider¬ 
handelt,  bei  Geschäften,  die  zu  einem  höheren  Preise 
abgeschlossen  werden  sollen,  vermittelt  oder  in  anderer 
Weise  bei  deren  Abschluß  mitwirkt  oder  wer  sich  eine 
sonstige  Zuwiderhandlung  gegen  die  Vorschriften  dieser 
Verordnung  zu  schulden  kommen  läßt,  wird  von  der 
politischen  Behörde  erster  Instanz  mit  Geldstrafe  bis  zu 
5000  Kronen  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

§  7.  Die  Bestimmungen 

1.  des  §  5  der  Ministerialverordnung  vom  26.  Mai 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  140,  hinsichtlich  eines  etwaigen 
Zwangsverkaufes  der  preisbeschränkten  Ware, 

2.  der  §§  4  und  5  der  Ministerialverordnung  vom 
19.  August  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  243,  hinsichtlich  der 
Sicherstellung  anzuzeigender  Vorräte  und  der  zwangs¬ 
weisen  Abnahme  nicht  angezeigter  Vorräte  und 

3.  des  §  3  der  Ministerialverordnung  vom  12.  Juli 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  197,  hinsichtlich  der  Berücksichti¬ 
gung  einer  versuchten  Umgehung  der  erlassenen  Vor¬ 
schriften  als  straferschwerenden  Umstandes  haben  bei 


Für  Stücke,  deren  salzfrei  vorgewogenes  Gewicht  10  kg  über¬ 
steigt,  gelten  die  für  Rindshäute  festgesetzten  Höchstpreise. 
c)  Kalbfelle  mit  »Kurzfuß«  ohne  Kopf: 

Preis  in  Kronen  für  das  Kilo¬ 
gramm  der  gesalzenen  Felle, 
Gewicht  der  Felle  die  salzfrei  vorzuwiegen  sind 

Klasse 


I 

11 

III 

bis  3-50  kg . 

3A8 

3*13 

von  3'6o  bis  4^50  kg . 

3-83 

3H8 

von  4-6o  kg  und  darüber  .  . 

•  •  •  429 

4*o6 

371 

d)  Fresser  ond  Bittlinge  mit 

»Kurz- 

fuß«  ohne  Kopf: 

bis  3-50  kg . 

3 ‘02 

2'Ö7 

von  3‘6o  bis  4^50  kg . 

3-36 

3-02 

von  4‘6o  bis  9  kg  . 

•  •  •  383 

360 

3-25 

Für  Stücke,  deren  salzfrei  vorgewogenes 

Gewicht  9 

kg  über- 

steigt,  gelten  die  für  Rindshäute  festgesetzten  Höchstpreise. 
e)  Klasseneinteilung: 

I.  Klasse:  alle  Felle  mit  Ausnahme  der  bei  Klasse  II 
und  III  angeführten; 

Felle,  die  in  Galizien  abgezogen  worden  sind; 
Felle,  die  in  Bosnien  und  der  Hercegovina 
oder  in  Dalmatien  abgezogen  worden  sind. 

{»Langfuß«  5  Prozent  1  von  den  unter  a 
Schweifbein  5  »  >  bis  d  angeführten 

Kopffleisch  5  »  J  Höchstpreisen 

g)  Gütereinteilung  (Sortiment) : 

Die  Höchstpreise  gelten  für 

I a  (Erste,  Prima-)Qualität.  Das  sind  gesunde,  fleischfreie 
Felle,  die  höchstens  ein  Loch  außerhalb  des  Kernes, 
d.  i.  nicht  weiter  als  eine  Hand  breit  vom  Bauch¬ 
oder  Kopfrande  weg,  aufweisen,  im  übrigen  aber 
loch-  und  schnittfrei  sind. 

II  a  (Zweite,  Sekunda-)Qualität  sind  Lochfelle  und  schnittige 
Felle.  Der  Höchstpreis  für  Felle  zweiter  Güte  stellt 
sich  für  das  kg  um  25  Heller  niedriger  als  der  nach 
den  Bestimmungen  unter  a  bis  f  zu  berechnende 
Höchstpreis  für  Felle  erster  Güte. 

h)  Salzgeld  für  das  kg  Fell  4  Heller. 

i)  Für  grüne,  ungesalzene  Felle  (soweit  die  Felle  nach  den 
gemeinsamen  Bestimmungen  in  diesem  Zustande  verkauft 
werden  dürfen)  stellt  sich  der  Höchstpreis  um  12  Prozent 
niedriger  als  der  nach  den  Bestimmungen  unter  a  bis  g 
zu  berechnende  Höchstpreis  für  gesalzene  Felle. 
k)  Für  getrocknete  Felle  beträgt  der  Höchstpreis  das  Zwei¬ 
fache  des  nach  den  Bestimmungen  unter  a  bis  g  zu  be¬ 
rechnenden  Höchstpreises  für  gesalzene  Felle. 

Gemeinsame  Bestimmungen. 

X.  Die  Höchstpreise  gelten  ab  Lager  einschließlich  der  üb¬ 
lichen  Verpackung  und  Verschnürung. 

2.  Im  Zwischenhandel  dürfen  die  Höchstpreise  mit  einem  Zu¬ 
schläge  von  4  Prozent  gefordert  werden,  worin  die  Kosten  der 
Versendung  der  gehandelten  Felle  bis  zur  Verladestation  inbe¬ 
griffen  sind. 

3.  Ledererzeuger  dürfen  ihren  Einkäufern  (Kommissionären, 
Agenten)  eine  besondere  Provision  bis  zu  1  Prozent  gewähren. 

4.  Die  bei  Zeitverkäufen  geforderten  Zinsen  dürfen,  für  das 
Jahr  berechnet,  den  Zinsfuß  im  Wechseleskont  der  Öster¬ 
reichisch-ungarischen  Bank  nicht  um  mehr  als  2  Prozent  über¬ 
steigen. 

5.  Die  Felle  dürfen  nur  nach  Gewicht  salzfrei  vorgewogen 
oder  getrocknet  gehandelt  werden.  Fleischhauer  und  Schlächter 
dürfen  auch  grüne,  ungesalzene  Felle  zum  Verkauf  bringen. 

Verzeichnis  II. 

A. 

Höchstpreise  für  vegetabilisch  und  kombiniert  gegerbtes 

Kalb  le  der. 


II.  » 

III.  » 

/)  Abzüge: 

für  Felle 
mit 


der  Durchführung  der  gegenwärtigen  Verordnung  sinn¬ 
gemäße  Anwendung  zu  finden. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  am  10.  Januar  1916  in 
Wirksamkeit. 

Verzeichnis  I. 

Höchstpreise  für  Kalbfelle. 
a)  Kalbfelle  mit  Kopf  und  »Kurzfuß«: 


Preis  in 

Kronen  für  das  Kilo- 

Braun, 

über  14  ^  . 

2275 

Gewicht  der  Felle 

gramm  der 
die  salzfrei 

gesalzenen  Telle, 
vorzuwieeren  sind 

schwarz  ge- 

Gerbung  mit  Pflan- 

K 

lasse 

wichst, 

zengerbstoffen  unter 

bis  4  kg . 

1 

II 

111 

schwarz  glatt 

Verwendung  von 

3'— 

270 

ungepufft 

Extrakten  .... 

bei  einem 

von  4’10  bis  5*30  kg  .  .  . 

. 350 

330 

3'— 

Stückgewichte 

5'40  kg  und  darüber  .  .  . 

3-50 

3'20 

bis  l'4  kg  . 

24'— 

b)  Fresser  und  Bittlingen 

mit  Kopf 

über  1*4  kg  . 

2475 

und  »Kurzfuß«: 

Reine  Lohgerbung 

bei  einem 

bis  4  kg . 

2'60 

2-30 

Stückgewichte 

von  4-l0  bis  5 '30  kg  .  .  . 

. 3'10 

2'90 

2'6o 

bis  1*4  kg  . 

25’— 

von  5‘40  bis  IO  kg  ... 

. 3‘30 

3'io 

2'8o 

, 

über  1*4  kg  . 

25'5° 

Gattung  Gerbung 


Kombinierte  Ger¬ 
bung  mit  Pflanzen¬ 
gerbstoffen  und 
mineralischen 
Gerbstoffen  .  .  .  . 


Gewicht 


Kronen  für 
das  Kilo¬ 
gramm 


bei  einem 
Stückgewichte 
bis  1*4  kg  . 


22'- 
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schwarz  glatt  f  Der  Höchstpreis  ist  um  2  Kronen  niedriger  als 
gepufft,  J  die  nach  den  einzelnen  Gerbungen  und  den 

schwarz  ge-  \  verschiedenen  Stückgewichten  vorstehend  fest- 
närbt  |  gesetzten  Höchstpreise 

Diese  Höchstpreise  setzen  Lieferung  von  Leder  der  besten 
Gerbung  und  Zurichtung  aus  fehlerfreien  Fellen  mit  Kurzfuß 
ohne  Kopf  voraus.  Für  geringerwertige  Ware  ist  nur  ein  ent¬ 
sprechend  niedrigerer  Preis  zu  bezahlen.  Vereinbarungen  sind, 
insoweit  sie  von  dieser  Vorschrift  zum  Nachteile  des  Käufer  ab¬ 
weichen,  ungültig. 

B. 

Höchstpreise  für  vegetabilisch  und  kombiniert  gegerbtes 


Spaltleder. 

Kronen  für  das  Kilo- 
Gattung  gramra  der  handels¬ 

üblichen  Qua'itäten 

Lohgare,  nicht  zugerichtete,  unsortierte 

Rückenspalte .  7 

Lohgare,  nicht  zugerichtete  Gamaschen  und 

Oberleder-Rückenspalte .  8 

Zugerichtete  Brandsohlen-Rückenspalte  .  .  8 

Gefettete  braune  oder  schwarze  Oberleder- 

Rückenspalte  . Ia:  12.  Media:  IO, 

Ila:  8 

Zugerichtete  Gamaschen-Rückenspalte  .  .  I a:  12,  Ila:  10 
Zugerichtete  und  mit  Lack  überzogene 

Gamaschen-Rückenspalte .  I3'50 


Das  als  Ware  erster  Güte  verkaufte  Spaltleder  muß  frei  von 
Engerlingen  und  Schnitten  sein  und  darf  auch  sonst  keine  Be¬ 
schädigungen  aufweisen. 

Gemeinsame  Bestimmungen. 

1.  Die  Höchstpreise,  die  auch  die  Kosten  der  üblichen  Ver¬ 
packung  oder  Verschnürung  und  der  Versendung  bis  zur  Ver¬ 
ladestation  einschließen,  gelten  für  die  Verkäufe  der  Leder¬ 
erzeuger. 

2.  Im  Großhandel,  das  ist  im  Sinne  dieser  Verordnung  im 
Verkehre  von  Lederhandelsfirmen  mit  Wiederverkäufern,  leder¬ 
verarbeitenden  Großbetrieben  oder  Vereinigungen  lederverarbei¬ 
tender  Kleingewerbetreibender,  darf  ein  Zuschlag  bis  zu  4  Pro¬ 
zent  zu  den  Höchstpreisen  berechnet  werden.  Hierbei  sind  die 
Kosten  der  üblichen  Verpackung  oder  Verschnürung  und  der 
Versendung  der  Ware  bis  zur  Verladestation  ebenfalls  inbe¬ 
griffen. 

3.  Im  Kleinhandel  dürfen  die  unter  A  und  B  angeführten 
Höchstpreise  mit  einem  Zuschlag  bis  zu  1 1  Prozent  gefordert 
werden. 

4.  Beim  Kleinverkauf  von  geschnittenem  Leder  (Lederaus¬ 
schnitt)  dürfen  keine  höheren  Preise  verlangt  werden  als  jene, 
die  sich  auf  Grund  der  vorstehenden  Höchstpreise  unter  Be¬ 
obachtung  der  für  die  einzelnen  Teilausschnitte  bisher  üblichen 
Art  der  Preisberechnung  ergeben. 

5.  Die  bei  Zeitverkäufen  etwa  geforderten  Zinsen  dürfen,  für 
das  Jahr  berechnet,  den  Zinsfuß  im  Wechseleskont  der  Öster¬ 
reichisch-ungarischen  Bank  nicht  um  mehr  als  2  Prozent  über¬ 
steigen. 

6.  Die  angeführten  Ledersorten  dürfen  nur  nach  Gewicht  ver¬ 
kauft  werden. 

Kleinverschleiß  von  Mehl.  Eine  Verordnung  des 
k.  k.  Statthalters  im  Erzherzogtum  Österreich  unter  der 
Enns  vom  31.  Dezember  1915  bestimmt: 

§  1.  Für  den  Detailverkehr  mit  Mehl,  unter  welchem 
der  Verkehr  zwischen  Kleinverschleißer  und  Selbstver¬ 
braucher  verstanden  wird,  werden  pro  kg  nachstehende 
Verschleißpreise  festgesetzt: 

Kronen 


Weizengrieß . I‘20 

Backmehl  . I-20 

Kochmehl  Nr.  I  . — '99 

Kochmehl  Nr.  2 . — '84 

Brotmehl  . — ’53 


§  2.  Für  von  den  Hauptverkehrslinien  weit  abseits 
liegende  Orte  kann  ausnahmsweise  von  der  politischen 
Behörde  erster  Instanz  im  Hinblicke  auf  besonders  er¬ 
höhte  Zufuhrkosten  ein  angemessener  Zuschlag  bestimmt 
werden. 

Bei  Abgabe  von  Mehl  unter  einem  kg  haben  Bruch¬ 
teile  unter  einem  Heller  für  einen  ganzen  Heller  zu 
gelten. 

§  3.  Jeder  Verschleißer  von  Mehl  ist  verpflichtet,  die 
in  seiner  Verkaufsstätte  vorrätigen  Mehle  mittels  einer 
deutlich  sichtbaren  Aufschrift  nach  den  einzelnen 
Gattungen  zu  bezeichnen  und  neben  dieser  Bezeichnung 
gleichzeitig  die  Preise  der  einzelnen  Mehlgattungen  nach 
Gewicht  deutlich  ersichtlich  zu  machen. 


§  4.  Jede  Mischung  oder  sonstige  Veränderung  der 
Beschaffenheit  der  zum  Verkaufe  vorrätigen  Mehle  ist 
strengstens  verboten. 

§  5.  Jeder  Mehlverschleißer  hat  einen  Abdruck  dieser 
Verordnung  in  seiner  Verkaufsstätte  an  einer  auffallenden 
Stelle  deutlich  sichtbar  anzuschlagen. 

§  6.  Die  politischen  Behörden  erster  Instanz  sowie 
die  Polizeibehörden  sind  befugt,  durch  ihre  Organe  oder 
durch  hierzu  eigens  bestellte  Sachverständige  in  den 
Verkaufsstätten  jederzeit  Besichtigungen  vorzunehmen 
und  nach  ihrer  Auswahl  Mehlproben  zum  Zwecke  der 
Untersuchung  zu  entnehmen. 

Die  Mehlverschleißer  und  ihre  Stellvertreter  sind  ver¬ 
pflichtet,  den  behördlichen  Organen  und  den  Sachver¬ 
ständigen  jede  von  ihnen  verlangte  Auskunft  zu  erteilen. 

Die  politischen  Behörden  erster  lustanz  sowie  die 
Polizeibehörden  sind  ermächtigt,  zu  diesen  Amtshand¬ 
lungen  auch  die  Organe  der  Finanzwache  und  der 
Lebensmittelpolizei  heranzuziehen. 

§  7.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden,  inso¬ 
weit  sie  nicht  der  strafgerichtlichen  Verfolgung  unter¬ 
legen,  auf  Grund  des  §  35  der  kaiserlichen  Verord¬ 
nung  vom  21.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  167,  von  der 
politischen  Bezirksbehörde  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu 
2000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  drei  Monaten,  bei  er¬ 
schwerenden  Umständen  aber  mit  einer  Geldstrafe  bis 
zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  be¬ 
straft.  Nebstbei  kann  gemäß  §  36  der  zitierten  kaiser¬ 
lichen  Verordnung  auch  auf  den  Verlust  der  Gewerbe¬ 
berechtigung  erkannt  werden. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Mit  dem  gleichen  Tage  wird  die  Statthaltereiverord¬ 
nung  vom  18.  August  1915,  L.-G.-  u.  V.-Bl.  Nr.  m, 
außer  Wirksamkeit  gesetzt. 

Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Auf  Grund  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  31.  Juli  1914  wurde  durch  Bekannt¬ 
machung  des  Reichskanzlers  vom  30.  Dezember  1915 
die  Aus-  und  Durchfuhr  von  Tinte  und  Tintenpulver 
der  Nummer  337  des  statistischen  Warenverzeichnisses 
verboten. 

Gesetz  über  vorbereitende  Maßnahmen  zur  Be¬ 
steuerung  der  Kriegsgewinne.  (Vom  24.  Dezember 

I9I5-) 

§  1.  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf 
Aktien,  Bergwerkschaften  und  andere  Bergbau  treibende 
Vereinigungen,  letztere,  sofern  sie  die  Rechte  juristischer 
Personen  haben,  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung 
und  eingetragene  Genossenschaften,  die  im  Deutschen 
Reiche  ihren  Sitz  haben,  sind  verpflichtet,  fünfzig  vom 
Hundert  des  in  einem  Kriegsgeschäftsjahr  erzielten  Mehr¬ 
gewinnes  (§  4)  in  eine  zu  bildende  Sonderrücklage  ein¬ 
zustellen. 

Ist  der  Gewinn  aus  einem  beim  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  abgelaufenen  Kriegsgeschäftsjahre  bereits  ver¬ 
teilt,  so  sind  etwaige  freiwillige  Rückstellungen  dieses 
Jahres  bis  zum  Betrage  von  fünfzig  vom  Hundert  des 
Mehrgewinnes  der  Sonderrücklage  zuzuführen.  Sind  frei¬ 
willige  Rückstellungen  nicht  gemacht  worden  oder  er¬ 
reichen  sie  diese  Höhe  nicht,  so  ist  ein  Betrag  von 
fünfzig  vom  Hundert  des  Mehrgewinns  oder  der  noch 
fehlende  Betrag  aus  dem  Mehrgewinne  der  nächsten 
Kriegsgeschäftsjahre  jedesmal  vorweg  zu  entnehmen  und 
der  Sonderrücklage  zuzuführen.  Außerdem  ist  daneben 
die  Hälfte  des  restlichen  Mehrgewinns  in  die  Sonder¬ 
rücklage  einzustellen.  Rücklagen  für  Wohlfahrtszwecke 
sind  nicht  als  freiwillige  Rückstellungen  im  Sinne  dieser 
Vorschrift  anzusehen. 

Im  Falle  des  Abs.  2  dürfen  Gewinnbeträge,  die  zu 
ausschließlich  gemeinnützigen  Zwecken  bestimmt  worden 
sind  und  deren  dauernde  Verwendung  zu  solchen  Zwecken 
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gesichert  ist,  von  dem  Geschäftsgewinne  des  beim  In¬ 
krafttreten  dieses  Gesetzes  abgelaufenen  Kriegsgeschäfts¬ 
jahrs  abgesetzt  werden. 

§  2.  Als  Kriegsgeschäftsjahre  im  Sinne  dieses  Ge¬ 
setzes  gelten  die  drei  aufeinanderfolgenden  Geschäfts¬ 
jahre,  deren  erstes  noch  den  Monat  August  1914  um¬ 
faßt  oder  bei  einer  später  gegründeten  Gesellschaft  mit¬ 
umfassen  würde,  wenn  sie  damals  schon  bestanden  hätte. 

§  3.  Geschäftsgewinn  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist  der 
in  einem  Geschäftsjahr  erzielte,  nach  den  gesetzlichen 
Vorschriften  und  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  kauf¬ 
männischer  Buchführung  berechnete  Bilanzgewinn.  Ab¬ 
schreibungen  sind  insoweit  zu  berücksichtigen,  als  sie 
einen  angemessenen  Ausgleich  der  Wertverminderung 
darstellen. 

§  4.  Als  Mehrgewinn  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gilt 
der  Unterschied  zwischen  dem  durchschnittlichen  früheren 
Geschäftsgewinn  (§  5)  und  dem  jeweils  in  einem  Kriegs¬ 
geschäftsjahr  erzielten  Geschäftsgewinne. 

Die  Unterschiedsbeträge  werden  auf  volle  Tausende 
nach  unten  abgerundet.  Beträge  unter  fünftausend  Mark 
bleiben  außer  Betracht. 

§  5.  Der  durchschnittliche  frühere  Geschäftsgewinn 
(§  4)  ist  nach  den  Ergebnissen  der  fünf  den  Kriegs¬ 
geschäftsjahren  vorangegangenen  Geschärtsjahre  oder, 
wenn  eine  Gesellschaft  noch  nicht  so  lange  besteht, 
nach  den  Ergebnissen  der  kürzeren  Zeit,  für  welche 
Jahresabschlüsse  vorliegen,  zu  berechnen.  Besteht  eine 
Gesellschaft  schon  fünf  Jahre,  so  haben  für  die  Berech¬ 
nung  des  Durchschnittsgewinns  die  beiden  Geschäftsjahre 
mit  den  besten  und  den  schlechtesten  Geschäftsergeb¬ 
nissen  auszuscheiden. 

Hat  innerhalb  der  fünf  den  Kriegsgeschäftsjahren 
vorangegangenen  Geschäftsjahre  eine  Vermehrung  des 
eingezahlten  Grund-  oder  Stammkapitals  stattgefunden, 
so  wird  dem  Geschäftsgewinne  für  die  vor  der  Ver¬ 
mehrung  liegende  Zeit  ein  Betrag  von  fünf  vom  Hundert 
jährlich  des  der  Gesellschaft  durch  die  Neueinzahlungen 
tatsächlich  zugeflossenen  Kapitalbetrags  zugerechnet. 

Als  früherer  Durchschnittsgewinn  wird  mindestens  ein 
Betrag  von  fünf  vom  Hundert  des  eingezahlten  Grund¬ 
oder  Stammkapitals  angenommen  zuzüglich  des  Mehr¬ 
betrags,  der  zur  Verteilung  einer  etwaigen  höheren  festen 
Vorzugsdividende  für  bevorrechtigte  Aktien  notwendig 
gewesen  wäre.  Das  Grundkapital  einer  Berggewerkschaft 
oder  einer  Bergbau  treibenden  Vereinigung  ist  aus  dem 
Erwerbspreis  und  den  Anlage-  und  Erweiterungskosten 
abzüglich  des  durch  Schul  iaufnahme  gedeckten  Auf¬ 
wandes  hierfür  zu  berechnen.  An  Stelle  des  Grund¬ 
kapitals  tritt  bei  eingetragenen  Genossenschaften  die 
Summe  der  eingezahlten  Geschäftsanteile  der  Genossen. 

Der  im  Abs.  3  vorgesehene  Betrag  wird  als  Mindest¬ 
betrag  auch  zu  gründe  gelegt,  wenn  ein  volles  Geschäfts¬ 
jahr  vor  den  Kriegsgeschäftsjahren  nicht  vorliegt.  In 
diesem  Falle  werden  jedoch  für  Aktien  oder  Anteile, 
die  zu  einem  den  Nennwert  übersteigenden  Preise  aus¬ 
gegeben  worden  sind,  die  fünf  Hundertstel  von  dem 
Kapital  berechnet,  das  der  Gesellschaft  als  Einzahlung 
auf  ihre  Aktien  oder  Anteile  tatsächlich  zugeflossen  ist. 

Hat  sich  das  eingezahlte  Grund-  oder  Stammkapital 
einer  Gesellschaft  während  der  Kriegsgeschäftsjahre  ver¬ 
mehrt,  so  ist  für  die  Zeit  nach  der  Vermehrung  dem  durch¬ 
schnittlichen  früheren  Geschäftsgewinn  ein  Betrag  von 
fünf  vom  Hundert  jährlich  des  der  Gesellschaft  durch  die 
Neueinzahlungen  tatsächlich  zugeflossenen  Kapitalbetrags 
hinzuzurechnen 

§  6.  Gesellschaften  der  im  §  1  bezeichnten  Art,  die 
ihren  Sitz  im  Ausland  haben,  aber  im  Inland  einen  Ge¬ 
schäftsbetrieb  unterhalten,  sind  gleichfalls  zur  Bildung 
einer  Sonderrücklage  verpflichtet.  Die  Pflicht  beschränkt 
sich  auf  den  Mehrgewinn,  der  auf  den  inländischen  Ge¬ 
schäftsbetrieb  entfällt.  Die  Grundsätze,  die  bei  einer 
bundesstaatlichen  Einkommensteuerveranlagung  für  die 
Ausscheidung  des  auf  den  inländischen  Geschäftsbetrieb 


I  entfallenden  Teils  des  steuerbaren  Gesamteinkommens 
maßgebend  waren,  sind  auch  bei  der  Berechnung  des 
auf  den  inländischen  Betrieb  entfallenden  Teiles  des 
Mehrgewinns  anzuwenden.  Wo  eine  Einkommensteuer 
nicht  eingeführt  ist,  hat  die  Landesregierung  entsprechende 
Vorschriften  zu  erlassen. 

Die  Ausführung  der  durch  dieses  Gesetz  begründeten 
Verpflichtungen  liegt  den  Vorstehern  der  inländischen 
Niederlassungen  ob. 

§  7.  Von  der  Verpflichtung  zur  Bildung  einer  Sonder¬ 
rücklage  befreit  sind  inländische  Gesellschaften,  die  nach 
der  Entscheidung  des  Bundesrats  ausschließlich  gemein¬ 
nützigen  Zwecken  dienen. 

§8.  Die  Sonderrücklage  ist  der  freien  Verfügung  der 
Gesellschaften  entzogen,  getrennt  von  dem  sonstigen 
Vermögen  zu  verwalten  und  in  Schuldverschreibungen 
des  Deutschen  Reichs  oder  eines  Bundesstaats  anzulegen. 
Die  Verwahrung  und  Verwaltung  erfolgt,  auch  bei  aus¬ 
ländischen  Gesellschaften,  im  Inland. 

Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den  Vor¬ 
schriften  des  Abs.  1  bewilligen. 

Die  Zinsen  der  Sonderrücklage  fließen  den  sonstigen 
Einnahmen  zu. 

Bleibt  der  Geschäftsgewinn  eines  Kriegsgeschäftsjahrs 
hinter  dem  durchschnittlichen  früheren  Geschäftsgewinne 
(§  5)  zurück,  so  ist  die  Gesellschaft  berechtigt,  aus  der 
Sonderrücklage  den  Betrag  zu  entnehmen,  um  den  etwa 
die  Sonderrücklage  die  Hälfte  des  im  Gesamtergebnisse 
der  abgelaufenen  Kriegsgeschäftsjahre  erzielten  Mehr¬ 
gewinns  übersteigt. 

Die  Sonderrücklage  ist  auch  im  Falle  der  Auflösung 
einer  Gesellschaft  der  freien  Verfügung  der  Liquidatoren 
so  lange  entzogen,  als  nicht  durch  das  künftige  Gesetz 
über  die  Besteuerung  der  Kriegsgewinne  über  ihre  Ver¬ 
wendung  Bestimmung  getroffen  ist. 

§  9.  Die  Mitglieder  des  Vorstandes,  persönlich  haf¬ 
tenden  Gesellschafter,  Repräsentanten,  Geschäftsführer 
oder  Liquidatoren  der  pflichtigen  Gesellschaften  (§  1), 
bei  ausländischen  Gesellschaften  die  Vorsteher  der  in¬ 
ländischen  Niederlassungen  (§  6),  die  den  Vorschriften 
dieses  Gesetzes  über  die  Bildung  oder  Verwaltung  der 
Sonderrücklage  vorsätzlich  oder  fahrlässig  zuwiderhandeln 
und  dadurch  die  Erhebung  der  Kriegsgewinnsteuer  ge¬ 
fährden,  werden  mit  Geldstrafe  bis  zu  dreißigtausend 
Mark  bestraft. 

Sie  haften  für  den  Schaden,  der  durch  ihr  Verschulden 
dem  Fiskus  aus  der  Nichterfüllung  der  durch  dieses 
Gesetz  begründeten  Verpflichtungen  erwächst;  sind  für 
den  Schaden  mehrere  verantwortlich,  so  haften  sie  als 
Gesamtschuldner. 

§  10.  Der  Bundesrat  ist  ermächtigt,  die  Vorschriften 
dieses  Gesetzes  auf  andere  als  die  im  §  1  bezeichneten 
juristischen  Personen  auszudehnen. 

Er  ist  ferner  befugt,  Ausführungsbestimmungen  zu  er¬ 
lassen  und  Zuwiderhandlungen  mit  Geldstrafe  bis  zu  ein¬ 
tausendfünfhundert  Mark  zu  bedrohen. 

§  11.  Dieses  Gesetz  tritt  am  Tage  seiner  Verkündung 
in  Kraft. 

Gesetz  über  die  Kriegsabgaben  der  Reichsbank. 

(Vom  24.  Dezember  1915.) 

Artikel  1.  Von  dem  Gewinne  der  Reichsbank  für  das 
Jahr  1915  wird  vorweg  ein  Betrag  von  100  Millionen 
Mark  dem  Reiche  überwiesen. 

Artikel  2.  §1.  Die  Reichsbank  hat  ferner  aus  den 
Gewinnen  für  die  Jahre  1915  und  1916  je  einen  Betrag 
von  i4-3  Millionen  Mark  an  das  Reich  abzuführen. 

§  2.  Soweit  der  für  das  Jahr  1915  und  der  für  das 
Jahr  1916  nach  Abzug  der  sämtlichen  Ausgaben  sich 
ergebende  Reingewinn  den  durchschnittlichen  Reingewinn 
der  Jahre  1911,  1912  und  1913  übersteigt,  fällt  er  je 
zu  drei  Vierteln  an  das  Reich. 
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Die  Verteilung  des  hiernach  verbleibenden  Gewinns 
regelt  sich  nach  §  24  des  Bankgesetzes  in  der  Fassung 
des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1909  (R.-G.-Bl.  S.  515). 

Artikel  3.  Die  für  die  Jahre  1914,  1915  und  1916 
von  der  Reichsbank  als  Reserve  für  zweifelhafte  Forde¬ 
rungen  bilanzmäßig  zurückgestellten  Beträge  dürfen  bis 
zum  Schlüsse  des  der  Beendigung  des  Krieges  folgenden 
Jahres  nur  zur  Deckung  von  Verlusten  verwendet  werden. 

Soweit  sie  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  nicht  Verwendung 
gefunden  haben,  werden  sie  nach  Abzug  desjenigen  Be¬ 
trages,  den  die  Reichsbank  bis  zur  Höhe  von  6l/4  Mil¬ 
lionen  Mark  als  Reserve  für  zweifelhafte  Forderungen 
in  die  Bilanz  des  vorbezeichneten  Jahres  einstellt,  zur 
Hälfte  an  das  Reich  abgeführt. 

Über  die  andere  Hälfte  ist,  soweit  sie  nicht  bis  zum 
31.  Dezember  1920  zur  Deckung  von  Verlusten  in  An¬ 
spruch  genommen  sein  wird,  durch  das  nächste,  zufolge 
§41  des  Bankgesetzes  zu  erlassende  Gesetz  endgültige 
Bestimmung  zu  treffen. 

Artikel  4  Die  nach  Artikel  2,  §  2,  an  das  Reich  zu 
zahlenden  und  die  im  Artikel  3  bezeichneten  Beträge 
sind  der  Kommunalbesteuerung  nicht  unterworfen. 

Ausprägung  von  Zehnpfennigstücken  aus  Eisen. 
Der  Bundesrat  hat  vom  22.  Dezember  1915  folgende 
Verordnung  erlassen: 

§  1.  Der  Reichskanzler  wird  ermächtigt,  außerhalb 
der  im  §  8  des  Münzgesetzes  vom  1.  Juni  1909  für 
die  Ausprägung  von  Nickel-  und  Kupfermünzen  be¬ 
stimmten  Grenze  Zehnpfennigstücke  aus  Eisen  bis  zur 
Höhe  von  10  Millionen  Mark  herstellen  zu  lassen.  Im 
übrigen  finden  auf  diese  Münzen  die  für  die  Zehn¬ 
pfennigstücke  aus  Nickel  geltenden  Vorschriften  mit  fol¬ 
genden  Maßgaben  entsprechende  Anwendung : 

d)  die  Zehnpfennigstücke  aus  Eisen  werden  zu  280 
Stück  aus  1  kg  ausgebracht ; 

b )  sie  tragen  auf  der  Schriftseite  über  der  Zahl  »10« 
die  Umschrift  »Deutsches  Reich«  und  unter  dieser  Zahl 
das  Wort  »Pfennig«  in  wagrechter  Stellung,  darunter 
die  Jahreszahl,  auf  der  anderen  Seite  statt  der  Schnur¬ 
einfassung  einen  Perlenkreis. 

§  2.  Die  Zehnpfennigstücke  aus  Eisen  sind  spätestens 
zwei  Jahre  nach  Friedenschluß  außer  Kurs  zu  setzen. 
Die  hierzu  erforderlichen  Bestimmungen  erläßt  der 
Bundesrat. 

Bulgarien. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Ein  Ukas  vom  22.  No¬ 
vember/5.  Dezember  1915  lautet: 

Auf  Grund  der  Art.  11  und  13  der  Zollordnung  und 
des  Art.  109  der  Verfassung  wird  verfügt: 

1.  Die  Verfügung  des  Ministerrates  vom  1  g.  No¬ 
vember  1915,  betreffend  das  Ausfuhrverbot  für  Eier, 
wird  genehmigt. 

2.  Das  Verbot  tritt  von  dem  Tage  an  in  Kraft,  an 
dem  es  den  Zollämtern  mitgeteilt  wird. 

3.  Dieses  Verbot  e  streckt  sich  nicht  auf  jene  Eier, 
für  die  bis  zu  dem  Tage,  an  dem  die  Zollämter  die 
telegraphische  Verständigung  von  dem  Verbote  erhalten, 
die  erforderlichen  Zollformalitäten,  einschließlich  der 
Zollzahlung  und  der  Erlegung  der  anderen  Gebühren 
erfüllt  wurden. 

4.  Dieser  Ukas  ist  der  Einsichtsnahme  und  Ge¬ 
nehmigung  der  Sobranje  zu  unterbreiten. 

Ein  Ukas  vom  22.  November/5.  Dezember  1915  lautet 
wie  folgt :  Auf  Grund  der  Art.  1 1  und  1 3  der  Zoll¬ 
ordnung  und  des  Art.  109  der  Verfassung  wird  verfügt: 

1.  Die  Ausfuhr  von  Malz  ist  verboten. 

2.  Dieser  Ukas  ist  der  Einsichtsnahme  und  der  Ge¬ 
nehmigung  der  Sobranje  zu  unterbreiten. 

Aufhebung  des  Ausfuhrverbotes  für  Sumach. 
Durch  ein  Rundschreiben  vom  3.  Dezember  1915  wurde 
die  Ausfuhr  von  Sumach  aus  Bulgarien  wieder  ge¬ 
stattet. 


Rumänien. 

Verlängerung  des  Moratoriums.  Das  Moratorium 
in  Rumänien  für  auswärtige  Forderungen  wurde  um 
weitere  vier  Monate,  d.  i.  bis  10/23.  April  1916,  ver¬ 
längert. 

Spanien. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  eine  königliche  Ver¬ 
ordnung,  publiziert  in  der  »Gazeta  de  Madrid«  vom 
1.  Dezember  1915,  wurde  die  Ausfuhr  folgender  Ar¬ 
tikel  aus  Spanien  verboten  : 

Schwefel,  Salizylessigsäure,  Salizylsäure  und  salizilsaure 
Verbindungen,  Aspirin,  Antipyrin,  Atropin  und  ihre  Salze, 
Benzonaphthol,  Bromural,  Phenazetin,  Luminal,  Salo- 
phenol,  Kalium  und  deren  Salze  (mit  Ausnahme  von 
Bromkali),  Brechweinstein,  doppelchromsaures  Kali  und 
Zyankali. 

Schweden. 

Ausfuhrverbot.  Laut  einer  Meldung  vom  29.  De¬ 
zember  1915  hat  die  Regierung  die  Ausfuhr  von  un¬ 
bearbeitetem  Zink  verboten,  mit  Ausnahme  von  solchem, 
das  in  Schweden  aus  eingeführtem  Rohzink  hergestellt 
worden  ist. 

Norwegen. 

Ausfuhrverbot.  Durch  ein  Rundschreiben  des  Land¬ 
wirtschaftsdepartements  vom  18.  Dezember  1915  wurde 
die  Ausfuhr  von  Chilesalpeter  verboten. 
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Handelsreisendenverkehr  in  Griechenland.  Die  griechi¬ 
sche  Direktion  der  indirekten  Steuern  und  Monopole 
hat  an  die  Zollbehörden  des  Staates  folgende  Weisung 
hinausgegeben  : 

Gemäß  den  bestehenden  Satzungen  geben  wir  be¬ 
kannt,  daß  Handlungs-  oder  Musterreisende  ihre  zur 
Durchfuhr  bestimmten  Muster,  nachdem  sie  sie  im  ersten 
von  ihnen  passierten  Transitzollamte  in  Empfang  ge¬ 
nommen  haben,  mittels  eines  von  diesem  Zollamte  aus¬ 
gestellten  Passierscheines  von  Stadt  zu  Stadt  ohne 
weitere  Zollformalitäten  ungehindert  transportieren  dürfen  ; 
auf  Verlangen  der  Behörden  ist  dieser  Passierschein 
vorzuweisen,  um  Gemeinde-  oder  lokale  Abgaben  zu 
vermeiden.  Bei  der  Abreise  vom  letzten  Hafen  nach 
dem  Auslande  hat  der  Handlungsreisende  den  oben  ge 
nannten  Passierschein  den  Zollbehörden  dieses  Hafens 
samt  einer  Ausfuhierklärung  zu  übergeben.  Die  Zoll¬ 
behörde  läßt  den  Passierschein  in  ein  Kopierbuch  für 
Ausfuhrerklärungen  eintragen  und  fügt  der  Ausfuhr¬ 
erklärung  das  Konossament  der  Muster  bei  (gemäß  §  2 
des  Artikels  79  des  Gesetzes  über  die  Zollorganisation, 
wie  der  Abänderung  durch  den  Artikel  des  Gesetzes 
OIA  1880  erfolgten  Abänderung);  sofort  nach  Prüfung 
und  Verladung  der  Muster  wird  das  Zollamt  gegen 
Vorweis  der  Quittung  der  Zollbehörde,  bei  der  die 
Einfuhr  zuerst  stattfand,  die  Kautionslösung  vornehmen. 
Diese  Neuerung  bezweckt  auch,  eine  Anhäufung  von 
Mustern  im  Zollamte  des  Austrittshafens  zu  vermeiden, 
indem  die  Muster  gleich  nach  dem  Auslande  verladen 
werden. 

Die  Aufhebung  des  Auslandsmoratoriums  in 
Schweden.  Aus  Stockholm  wird  uns  geschrieben: 

Zufolge  der  königlichen  Verordnung  vom  21.  Sep¬ 
tember  1915  wurde  für  die  Bezahlung  von  Schuld  an 
einen  Gläubiger,  welcher  außerhalb  Schwedens  wohnhaft 
ist,  unter  gewissen  Voraussetzungen  ein  Aufschub  bis 
zum  1.  Januar  1916  gewährt.  Eine  Verlängerung  dieser 
Verordnung  ist  nicht  in  Aussicht  genommen  und  die¬ 
selbe  wird  somit  mit  Ablauf  des  Jahres  1915  erlöschen. 
Es  ist  in  diesem  Zusammenhang  daran  zu  erinnern,  daß 
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das  erste  Gesetz,  betreffend  Aufschub  für  die  Bezahlung 
von  Schuld  am  5.  August  1914  erlassen  wurde.  Die 
näheren  Bestimmungen  für  das  Moratorium  für  aus¬ 
ländische  Schuld  wurden  jedoch  erst  später,  nämlich 
am  18.  September  1914  erlassen  und  galt  in  der  Haupt¬ 
sache  bis  jetzt.  Hierbei  ist  zu  merken,  daß  der  Zahlungs¬ 
aufschub  nur  die  kriegführenden  und  nur  solche  neu¬ 
tralen  Länder  betraf,  welche  selbst  eine  Moratoriums¬ 
verordnung  gegen  Schweden  herausgegeben  hatten.  In 
Norwegen  wurde  das  Moratorium  bereits  Ende  vorigen 
Jahres  aufgehoben  und  in  Dänemark  am  15.  Oktober  1915, 
und  damit  natürlicherweise  auch  das  schwedische  Mora¬ 
torium  in  betreff  dieser  Länder.  Die  letzten  Reste  des 
Inlandsmoratoriums  in  Schweden  sind  seit  August  1915 
aufgehoben.  Anläßlich  des  Ablaufens  des  Auslands¬ 
moratoriums  am  1.  Januar  1915  hat  die  »Svenska  Bank- 
föreningen«  (schwedische  Bankvereinigung)  ein  Pro- 
memoria  an  ihre  Mitglieder  gesandt.  Es  wird  hier  be¬ 
sonders  darauf  hingewiesen,  daß  nach  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  Wechsel,  welche  dem  Moratorium  unter¬ 
worfen  waren,  bei  Ablauf  desselben  sofort  präsentiert 
und  bei  mangelnder  Bezahlung  sofort  (nicht  wie  ge¬ 
wöhnlich  erst  am  zweiten  Wochentage  nach  Verfall) 
protestiert  werden.  In  bezug  auf  die  Zinsen  für  Schuld, 
welche  dem  Moratorium  unterworfen  war,  ist  für  Wechsel 
der  Zinsfuß  maßgebend,  welcher  bei  Beginn  des  Auf¬ 
schubes  in  der  Reichsbank  für  Dreimonatswechsel  galt. 
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Die  Lage  der  Schweizer  Stickereiindustrie.  Aus 

St.  Gallen  wird  uns  geschrieben:  Nach  einer  schweren 
Zeit  mit  Arbeitsmangel  und  Lohnausfall  hatte  die 
Stickerei,  unter  Überwindung  vieler  Hemmungen,  all¬ 
mählich  einen  recht  befriedigenden  Geschäftsgang  zu 
verzeichnen,  wozu  freilich  auch  der  Wegfall  zweier 
Konkurrenzgebiete  beitrug:  Plauen  kam  für  das  Geschäft 
mit  England  nicht  mehr  in  Betracht  und  St.  Quentin 
war  für  Frankreich  lahmgelegt.  Diesen  entschiedenen 
Vorteilen  stand  jedoch  der  fühlbare  Nachteil  gegenüber, 
daß  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  immer 
größere  Anstrengungen  gemacht  wurden,  die  Stickerei¬ 
industrie  daselbst  heimisch  zu  machen.  Die  Ausfuhr 
sowohl  von  billig  erworbenen  alten  Maschinen,  wie  auch 
von  allerneuesten  Systemen  wurde  nach  kurzer  Unter¬ 
brechung  wieder  stärker  betrieben  und  die  Folge  davon 
hat  sich  natürlich  in  den  Exportziffern  der  schweizeri¬ 
schen  Stickereien  ausgedrückt.  Der  Ausweis  für  Oktober 
zeigt  wiederum  einen,  wenn  auch  kleinen  Ausfall  gegen¬ 
über  dem  ohnehin  schwachen  Oktober  des  Vorjahres, 
indem  die  Ziffer  nur  4^22  Millionen  gegenüber  4^39  Mil¬ 
lionen  Francs  beträgt.  Dieser  Rückgang  ist  um  so 

fataler,  als  man  unter  dem  Eindruck  steht,  daß  in 

Amerika  eigentliche  Hochkonjunktur  herrschen  müsse 
infolge  der  Munitions-  und  sonstigen  Aufträge,  die 

drüben  zum  Heil  der  sich  bekriegenden  Alten  Welt 

ausgeführt  werden  und  bei  denen  es  dem  großen  Neu¬ 
tralen  ganz  wohl  zu  sein  scheint.  Freilich  ist  der 
empfindliche  Ausfall,  den  der  Umsatz  mit  den  Vereinigten 
Staaten  aufweist,  in  erstaunlicher  Weise  durch  ein  ver¬ 
mehrtes  Geschäft  mit  England  zum  Teil  wieder  aus¬ 
geglichen  worden,  so  zwar,  daß  der  Stickereimarkt  heute 
normale  Beschäftigung  bei  normalen  Löhnen  aufweist. 
Dabei  kommt  allerdings  in  Betracht,  daß  eben  doch 
viele  Sticker  durch  den  Militärdienst  von  der  Maschine 
ferngehalten  sind  und  daß  die  Vorarlberger  Stickerei 
nicht  so,  wie  zu  gewöhnlichen  Zeiten,  in  der  Lohn¬ 
unterbietung  mitmachen  kann,  weil  der  Stickverkehr 
über  die  Grenze  doch  recht  erschwert  ist.  Der  Lohn 
von  40  bis  45  Rappen  für  10  Yards  Schiffli  kann 
daher  aufrecht  erhalten  werden  und  darf  als  angemessen 


bezeichnet  werden,  wenn  auch  nicht  als  besonders  ein¬ 
träglich,  da  der  Sticker  mit  ganz  bedeutend  höheren 
Garnpreisen  zu  rechnen  hat.  Die  höheren  Garnpreise 
und  die  teils  übertriebenen  hohen  Preise  für  Stickböden, 
besonders  solche  schweizerischer  Provenienz,  würden 
indes  auch  nur  eines  jener  Hindernisse  bedeuten,  auf 
die  man  sich  einzurichten  hat,  vorausgesetzt,  daß  über¬ 
haupt  Garne  und  Stoffe  in  genügender  Menge  zu  haben 
wären.  Hier  aber  droht  der  Stickerei  eine  eigentliche 
Gefahr  durch  die  neuerdings  durchgeführte  Unterbindung 
der  Zufuhr  englischer  baumwollener  Garne  und  Gewebe 
nach  der  Schweiz.  Das  Widerspruchsvolle  liegt  darin, 
daß  England  Aufträge  in  der  Schweiz  placiert,  daß  aber 
—  selbstverständlich  von  ganz  anderen  Departements 
aus  —  die  Möglichkeit  zur  Ausführung  gerade  durch 
England  unterbunden  wird.  Es  ist  möglich,  daß  der 
Einfuhrtrust  auch  diese  für  St.  Gallen  so  wichtige  An¬ 
gelegenheit  regeln  soll.  Inzwischen  aber  kann  die  In¬ 
dustrie  nicht  ohne  Halbmaterial  Weiterarbeiten  und  die 
Bestürzung  über  die  rigorosen  Eingriffe  Englands  in 
den  gewohnten  Handelsverkehr  ist  tiefgehend.  Die  Aus¬ 
rüstungsindustrie  —  Bleicherei  und  Appretur  —  ist 
jetzt  auch  wieder  stärker  beschäftigt,  sie  leidet  aber 
sehr  unter  dem  Preisdruck,  der  seit  der  Auflösung  des 
osischweizerischen  Ausrüster  -  Verbandes  nicht  mehr 
aufzuhalten  ist.  Es  wird  vielfach  Ware  ausgerüstet  zu 
weit  niedrigeren  Preisen  als  diejenigen,  welche  früher 
als  ruinös  abgelehnt  worden  waren.  Versuche  zu  einer 
Verständigung  mit  den  Auftraggebern  sind  bis  jetzt 
fruchtlos  gewesen,  denn  die  Stickereifabrikanten  sind 
erbittert,  weil  zurzeit  des  Ausrüster-Verbandes  jede  Ver¬ 
ständigung  von  der  anderen  Seite  abgelehnt  worden  war. 


Öffentliche  Arbeitsvermittlungsstellen  in  Ungarn. 

Der  in  der  Sitzung  des  ungarischen  Abgeordnetenhauses 
vom  30.  November  1915  unterbreitete  Gesetzentwurf 
über  die  behördliche  Durchführung  der  gewerblichen, 
bergwerklichen  und  kommerziellen  Arbeitsvermittlung 
enthält  folgende  Bestimmungen  : 

§  1.  Zum  Zweck  der  Ausgleichung  zwischen  Arbeits¬ 
nachfrage  und  Arbeitsangebot  in  allen  Arten  der  indu¬ 
striellen  Arbeit  sowie  im  Bereiche  des  Bergwesens  und 
des  Handels  sind  die  hierfür  zu  bezeichnenden  Städte 
und  Gemeinden  verpflichtet,  die  Aufgaben  der  Arbeits¬ 
vermittlung  von  Amts  wegen  zu  erfüllen.  Städte  können 
auch  verpflichtet  werden,  die  Arbeitsvermittlung  mit 
einem  über  ihr  eigenes  behördliches  Gebiet  hinaus¬ 
gehenden  Wirkungskreise  durchzuführen. 

§  2.  Jene  Städte,  welche  die  Arbeitsvermittlung  mit 
einem  über  ihr  eigenes  behördliches  Gebiet  hinaus¬ 
reichenden  Wirkungskreise  besorgen,  können  vom 
Handelsminister  und  in  Kroatien  und  Slawonien  zu 
Lasten  des  autonomen  Budgets  dieser  Länder  durch 
den  Banus  einer  jährlichen  Unterstützung  teilhaftig 
werden.  Bei  Feststellung  des  Ausmaßes  der  in  barem 
Gelde  zu  leistenden  Unterstützung  sind  die  Lasten¬ 
tragungsfähigkeit  der  Stadt,  die  Größe  des  Gebietes, 
auf  das  sich  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Arbeitsver¬ 
mittlung  der  Wirkungskreis  der  Stadt  erstreckt  und  die 
Zahl  der  auf  diesem  Gebiete  wohnhaften  gewerblichen, 
bergwerklichen  und  kommerziellen  Angestellten  als  maß¬ 
gebend  zu  betrachten. 

§  3.  Die  behördliche  Arbeitsvermittlung  ist  für  die 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  vollständig  unentgeltlich. 

§  4.  Die  Städte  und  Gemeinden,  in  denen  die  be¬ 
hördliche  Arbeitsvermittlung  einzuführen  ist,  den  Wir¬ 
kungskreis  der  zu  errichtenden  oder  schon  bestehenden 
städtischen  oder  kommunalen  Arbeitsvermittlung  sowie 
deren  Organisation  und  Geschäftsführung  wird  der 
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Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des 
Innern,  in  Kroatien  und  Slawonien  aber  der  ßanus  fest¬ 
stellen. 

§  5.  Das  gegenwärtige  Gesetz  wird  binnen  drei 
Monaten  nach  seiner  Promulgierung  in  Kraft  treten. 
Mit  seinem  Vollzüge  wird  der  Handelsminister  und  der 
Minister  des  Innern,  in  Kroatien  und  Slawonien  aber 
der  Banus  betraut. 

Im  Motivenbericht  zu  dieser  V orlage  geschieht 
zunächst  Berufung  auf  §  n  des  G.-A.  L/1914,  worin 
das  Ministerium  bereits  die  Vollmacht  erhalten  hat, 
einzelne  Städte  zur  Durchführung  der  Arbeitsvermitt¬ 
lung  zu  verpflichten.  Diese  gesetzliche  Vollmacht  ist 
jedoch  durch  das  Gesetz  über  die  Ausnahmsverfügungen 
für  die  Kriegsdauer  erteilt  und  so  müßte  denn  diese 
Arbeitsvermittlung  wie  alle  unter  dem  gleichen  Gesetz 
geschaffenen  Institutionen  nach  Abschluß  des  Krieges 
erlöschen.  Nun  wird  aber  die  Notwendigkeit  einer 
Organisation  der  Arbeitsvermittlung  in  Wahrheit  erst 
nach  dem  Kriege  sich  fühlbar  machen.  Daraus  hat  sich 
die  Notwendigkeit  ergeben,  eine  dauernde  Institution 
für  Arbeitsvermittlung  auch  für  die  Zeit  nach  dem 
Kriege  zu  begründen.  Die  Organisation  der  Arbeits¬ 
vermittlung  für  das  ganze  Land  wird  jedoch  an  und 
für  sich  noch  nicht  die  Erreichung  des  angestrebten 
Zweckes  verbürgen.  Das  Ergebnis  hängt  von  der 
Wirkungsart  der  Organisation,  diese  aber  von  der  Ge¬ 
wissenhaftigkeit,  dem  Sachverständnis  und  der  Gebarung 
der  betreffenden  Personen  ab.  Sachverständnis  und  fach¬ 
licher  Sinn  in  der  Arbeitsvermittlung  können  aber  nicht 
über  Nacht  erworben  werden.  Will  man  daher  für  die 
Zeit  nach  dem  Kriege  eine  geeignete  Organisation  er¬ 
richten,  so  muß  schon  derzeit  alles  verfügt  werden,  um 
den  bei  der  Arbeitsvermittlung  in  Betracht  kommenden 
Personen  rechtzeitig  zur  Erwerbung  von  Sachkunde  Ge¬ 
legenheit  zu  bieten. 

Die  Vorlage  wünscht  dieses  Ziel  durch  die  mög¬ 
lichste  Verallgemeinerung  der  in  Budapest,  Pozsony  und 
Temesvär  bereits  bestehenden  behördlichen  Arbeitsver¬ 
mittlungen  zu  erreichen.  Zu  diesem  Zwecke  sollen  an 
mehreren  Punkten  des  Landes  Arbeitsvermittlungsanstalten 
errichtet  und  nach  Feststellung  des  Rayons  der  letzteren 
das  ganze  Land  mit  einem  Netz  von  Arbeitsvermittlungs¬ 
anstalten  umspannt  werden. 

/ 

Die  Vorlage  nimmt  den  Standpunkt  ein,  daß  die  be¬ 
hördliche  Arbeitsvermittlung  eine  Aufgabe  der  Städte 
und  Gemeinden  sei.  Diese  Auffassung  hat  sich  auch  im 
Auslande  durchgerungen,  wo  die  Arbeitsvermittlung  all¬ 
gemein  als  eine  durch  die  Gemeinden  zu  versehende 
sozialpolitische  Aufgabe  gilt.  Es  knüpft  sich  nämlich 
unmittelbares  Interesse  der  Gemeinden  an  die  richtig 
funktionierende  Arbeitsvermittlung  einerseits,  um  die 
Entwicklung  der  lokalen  Industrie  und  die  Wohlfahrt 
der  lokalen  Arbeiterschaft  zu  fördern,  anderseits  aber 
auch,  um  die  Armenlasten  zu  verringern.  Da  es  nicht 
gerecht  wäre,  diese  Lasten  der  Institution  ganz  den 
Städten  und  Gemeinden  aufzubürden,  verfügt  die  Vor¬ 
lage,  daß  ein  Teil  hiervon  vom  Staate  übernommen 
werden  wird. 

Der  Motivenbericht  betont  ferner,  daß  die  behörd¬ 
liche  Arbeitsvermittlung  keine  Ausschließlichkeit  be¬ 
ansprucht.  Die  gewerbsmäßig  betriebene  Arbeitsvermitt¬ 
lung  bleibt  vorerst  unberührt.  Ihre  jedenfalls  wünschens¬ 
werte  Einschränkung  bleibt  den  Erwägungen  späterer 
Zeiten  Vorbehalten.  Noch  weniger  soll  durch  die  Vor¬ 
lage  die  Arbeitsvermittlung  durch  Vereine  der  Arbeit¬ 
geber  und  der  Angestelten  sowie  durch  Wohltätigkeits¬ 
institutionen  berührt  werden.  Was  die  durch  die  Arbeit¬ 
geber  und  Arbeitervereinigungen  besorgte  Arbeitsver¬ 
mittlung  betrifft,  so  wird  sie  zwar  nur  dann  als  wirk¬ 
lich  gemeinnützig  betrachtet  werden,  wenn  sie  durch 
die  Interessenvertretungen  der  Arbeitgeber  und  der 
Arbeiter  solidarisch  geführt  wird.  Dennoch  ist  es  zweifellos, 
daß  die  gewerkschaftliche  Arbeitsvermittlung,  wofern 
sie  nicht  zu  einem  Mittel  des  einseitigen  Klassenkampfes 
ausartet,  den  primitiveren  Formen  des  Suchens  nach 
Arbeitsgelegenheit,  dem  Wandern  von  Fabrik  zu 
Fabrik,  dem  Stellensuchen  durch  Zeitungsinserate  oder 
durch  gewerbsmäßige  Arbeitsvermittler  überlegen  ist. 
Vorläufig  ist  also  nicht  von  einer  Abschaffung  der 
bereits  bestehenden  Arbeitsvermittlungsanstalten  die 
Rede,  sondern  bloß  von  der  Schaffung  eines  neuen 
Instituts  für  Arbeitsvermittlung,  das  die  meisten  Mög¬ 
lichkeiten  für  eine  zweckmäßige  Tätigkeit  auf  diesem 
Gebiet  eröffnet.  Es  ist  nur  noch  ausfindig  zu  machen, 
auf  welche  Art  das  Zusammenwirken  der  behördlichen, 
der  gewerkschaftlichen  und  der  durch  Fachvereine 
oder  durch  Wohltätigkeit  betriebenen  Arbeitsvermitt¬ 
lungsanstalten  zu  erreichen,  das  gemeinsame  große  Ziel 
der  Milderung  der  Arbeitslosigkeit  und  der  Versorgung 
der  Unternehmer  mit  entsprechenden  Arbeitskräften  zu 
sichern  wäre. 

Der  Motivenbericht  bemerkt  schließlich,  daß  die 
Organisation  und  die  wichtigsten  Fragen  des  Geschäfts¬ 
normativs  der  behördlichen  Arbeitsvermittlungsanstalten 
im  Verordnungswege  geregelt  werden  sollen. 

Durch  Belgien.  "Wanderungen  eines  Ingenieurs  vor  dem  Kriege. 
Nach  J.  Izart,  »La  Belgique  au  travail«  und  anderen  Quellen 
bearbeitet  von  Hans  Günther.  Mit  25  Abbildungen  nach  Photo¬ 
graphien  und  Zeichnungen  und  einer  Übersichtskarte.  1 9 1 5 » 
Stuttgart,  Franckhsche  Verlagshandlung  (»Kosmos«-Verlag),  geh. 

3  M.,  geb.  4  M.,  191  Seiten. 

Das  durch  die  Weltkriegsereignisse  in  den  Vordergrund  ge¬ 
rückte  Land  wird  in  dieser  Schrift  in  seiner  lebhaften  wirtschaft¬ 
lichen  Tätigkeit  unmittelbar  vor  dem  Beginn  des  Weltkrieges  ge¬ 
würdigt,  und  zwar  besonders  eingehend  sein  Kohlenbergbau, 
seine  Zinkgewinnung,  Eisen-  und  Glasindustrie,  Waffenfabri¬ 
kation,  Textilindustrie,  Diamantenschleiferei,  die  Schiffahrtsverhält¬ 
nisse  in  Antwerpen,  Gent,  Brügge,  die  Zustände  der  Industrie¬ 
arbeiter,  das  Heimarbeiterelend  etc.  Sehr  viel  Wissenswertes  wird 
in  gefälliger,  anspruchsloser,  Schwerfälligkeiten  vermeidender 
Form  mitgeteilt.  Wer  sich  darüber  belehren  lassen  will,  wie  es 
in  diesem  zu  einem  der  Hauptschauplätze  des  Weltkrieges  ge¬ 
wordenen  und  nichtsdestoweniger  ungemein  zukunftsreichen  Land 
unmittelbar  vor  Beginn  des  Weltkrieges  in  wirtschaftlicher  Hin¬ 
sicht  aussah,  wird  hier  ohne  viel  Mühe  reiche  Belehrung  finden. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  n 
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Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 
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inter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 
ragen.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  711.) 
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Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vorliegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 


Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  7 06.) 
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Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  welcher  u.  a. 
besagt: 

„In  dem  unter  deutscher  Verwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz¬ 
kommissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
Fällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver¬ 
waltung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 
Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 
gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  werden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13.606.) 

Deutsche  Handelszentrale  in  Warschau.  Nach 
privaten  Mitteilungen  aus  Berlin  ist  eine  durch  die 
deutsche  Regierung  geförderte  Handelsorganisation 
zum  Zwecke  der  Beförderung  des  Waren  verkehr  es  mit 
Russisch-Polen  geschaffen  worden.  Die  Zentrale  soll  in 
Warschau,  Agenturen  in  einigen  größeren  Städten  er¬ 
richtet  werden.  Die  Organisation  beruht  auf  einer  Ver¬ 
einigung  mehrerer  deutscher  Handelskammern.  Es  ist 
geplant,  für  Geschäftsvermittlungen  und  Banktrans¬ 
aktionen  eine  dreiprozentige  Provision  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  für  Inkassi  ein  halbes  Prozent  zu  be¬ 
rechnen.  (14.662/E.) 


Reisen  in  das  von  Deutschland  besetzte  Gebiet. 

Zur  Reise  in  das  vom  Deutschen  Reiche  besetzte  Gebiet 
von  Russisch-Polen  ist  bekanntlich  die  Genehmigung 
des  kaiserlich  deutschen  Generalgouvernements  (Zivil¬ 
verwaltung)  in  Warschau  erforderlich.  Aus  Berlin  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Gesuche  zweckmäßigerweise  bei  der 
königlichen  Kommandantur  in  Berlin,  Platz  am  Zeug¬ 
haus  Nr.  1,  einzubringen  sind.  Der  Paß  ist  anzu¬ 
schließen  und  sind  in  dem  Gesuche  Anlaß  und  Reise¬ 
zweck  ausführlich  anzugeben  und  zu  motivieren.  Die 
Erlaubnis  wird  nur  in  wichtigen  Fällen  erteilt. 

(14.661/E.) 

Postverkehr  mit  Warschau.  Die  amtliche  „War¬ 
schauer  Zeitung“  veröffentlicht  folgende  Mitteilung: 
Am  20.  September  um  8  Uhr  morgens  erfolgte  die  Er¬ 
öffnung  des  deutschen  Postamtes.  Es  sind  zulässig:  Post¬ 
sendungen  von  und  an  deutsche  Militär-  und  Zivilbeamte 
und  deren  Verwandte,  die  nach  Russisch-Polen  ent¬ 
sendet  worden  sind;  der  Privatpostverkehr  mit  Deutsch¬ 
land  und  mit  deutschen  Ämtern  in  Russisch-Polen.  Die 
Sendungen  müssen  offen  und  frankiert  sein  und  können 
umfassen  entweder  einfache  oder  rekommandierte  Briefe, 
Postkarten,  Drucksorten,  Aktenstücke  in  deutscher 
Sprache,  Warenproben,  Postanweisungen  bis  800  M. 
sowie  Bestellungen  von  Zeitungen.  Auf  den  Post¬ 
anweisungen  dürfen  keine  schriftlichen  Mitteilungen 
stehen.  Es  dürfen  nur  deutsche  Postwertzeichen  benutzt 
werden.  Andere  Länder  dürfen  am  Postverkehre  keinen 
Anteil  nehmen;  auch  Österreich-Ungarn  und  jener  Teil 
Russisch-Polens,  der  unter  seiner  Verwaltung  steht, 
bilden  keine  Ausnahme.  Rekommandierte  Briefe  und 
Postanweisungen  müssen  persönlich  am  Postschalter  ab¬ 
geholt  werden,  nachdem  der  Empfänger  durch  eine 
Karte  hiervon  verständigt  worden  ist.  Als  Legitimation 
dient  der  Paß  oder  der  Passierschein,  welcher  vom 
Polizeipräsidenten  oder  seinem  Stellvertreter  ausgestellt 
wird.  Die  einfachen  Sendungen,  die  in  Warschau  ein¬ 
langen,  werden  dem  Bürgerkomitee  übergeben,  das  sie 
den  Adressaten  zustellt  und  das  Recht  hat,  eine  Zustell¬ 
gebühr  zu  verlangen.  (14.774.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  Österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15700.) 

*)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels- 
museums  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 
I’.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Heachtung  dieser  Stand  gen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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DIE  HANDELSPOLITIK  DES  OSMANISCHEN 

REICHES. 

Von  Gustav  Herlt,  Konstantinopel. 

Die  türkische  Regierung  hat  beschlossen,  die  gegen¬ 
wärtigen  Wertzölle  durch  Gewichtszölle  zu  ersetzen  und 
der  Kammer  bereits  die  entsprechenden  Vorlagen  zu¬ 
gehen  lassen,  die  gegenwärtig  von  vier  Kommissionen 
durchberaten  werden.  Die  Arbeiten  sollen  beschleunigt 
werden,  so  daß  die  neuen  Zölle  bereits  am  14.  März 
1916,  dem  Beginn  des  Finanzjahres  1332,  in  Kraft 
treten  können.  Die  Bemühungen  der  türkischen  Re¬ 
gierung  um  Einführung  von  Gewichtszöllen  reichen  bis 
in  die  Achtzigerjahre  zurück.  Von  den  Wertzöllen  war 
niemand  befriedigt,  weil  die  Abschätzung  des  Waren¬ 
wertes  oft  schwierig  war  und  die  Gleichheit  des  Zoll¬ 
satzes  einen  verstärkten  Schutz  der  nationalen  Arbeit 
unmöglich  machte.  Die  fremden  Botschafter  zeigten  sich 
aber  den  Wünschen  der  türkischen  Regierung  nach  Be¬ 
seitigung  der  Wertzölle  ebensowenig  geneigt,  wie  der 
gewünschten  Erhöhung  des  Einfuhrzolles  von  8  auf  1 1 
Prozent.  Die  europäischen  Industriestaaten  wollten  sich 
das  türkische  Absatzgebiet  durch  hohe  Einfuhrzölle  nicht 
beeinträchtigen  lassen.  Die  Kapitulationen,  die  damals 
noch  bestanden,  vermehrten  die  Schwierigkeiten  neuer 
handelspolitischer  Abmachungen.  Da  die  leitenden  tür¬ 
kischen  Kreise  mit  dem  8prozentigen  Einfuhrzoll  nicht 
zufrieden  waren,  kündigte  die  türkische  Regierung  im 
Jahre  1882  alle  Handelsverträge,  die  anfangs  der  Neun¬ 
zigerjahre  abliefen.  Der  Vertrag  mit  Österreich  stammte 
aus  dem  Jahre  1862.  Auf  Anregung  des  damals  in 
türkischen  Diensten  stehenden  deutschen  Zolldirektors 
Bertram  wurde  eine  Kommission  zur  Ausarbeitung 
eines  neuen  Zolltarifes  eingesetzt.  Bertram  befürwortete 
die  Einführung  von  Gewichtszöllen;  Rohstoffe  und  Halb¬ 
fabrikate  sollten  mit  niedrigen,  Ganzfabrikate  und  Luxus¬ 
waren  mit  höheren  Zöllen  belegt  werden.  Bertram  ar¬ 
beitete  nach  diesen  Grundsätzen  einen  Zolltarif  aus,  der 
noch  im  selben  Jahre  veröffentlicht  wurde.  Die  Mächte 
widersetzten  sich  aber  seiner  Einführung.  England  ver¬ 
langte  von  vornherein  das  Recht  der  Meistbegünstigung 
und  drohte,  wenn  sie  ihm  verweigert  würde,  den  drei¬ 
prozentigen  Wertzoll  zu  begehren,  wie  er  in  den  Kapi¬ 
tulationen  von  1769  festgesetzt  worden  war.  Es  blieb 
also  vorläufig  beim  8prozentigen  Einfuhrzölle. 

Bald  nach  der  Kündigung  der  Handelsverträge  leitete 
die  Hohe  Pforte  wegen  ihrer  Erneuerung  Verhandlungen 
mit  den  Mächten  ein.  Es  kam  aber  nur  mit  dem  Deut¬ 
schen  Reiche  zum  Abschlüsse  eines  neuen  Vertrages, 
am  26.  August  1890.  Es  war  dies  der  erste  Handels¬ 
vertrag  mit  einem  ausführlichen  Gewichtszolltarif,  ist 
aber  nie  in  Kraft  getreten,  weil  im  Vollziehungsprotokoll 
vereinbart  worden  war,  daß  der  Vertrag  erst  dann  in 
Kraft  treten  könne,  wenn  mit  den  übrigen  Großmächten 
neue  Handelsverträge  abgeschlossen  sein  werden.  Mit 
Österreich  Ungarn  begannen  die  Verhandlungen  1886, 
wurden  äußerst  schleppend  bis  zum  Jahre  1804  geführt 
und  dann  abgebrochen,  igoo  teilte  der  damalige  öster¬ 
reichisch-ungarische  Botschafter  C  a  1  i  c  e  der  Hohen 
Pforte  mit,  die  Wiener  Regierung  sei  geneigt,  die  1894 
unterbrochenen  Verhandlungen  wieder  aufzunehmen.  Es 
wurden  neue  Kommissionen  eingesetzt,  mehrere  Sitzungen 
abgehalten  und  dann  schliefen  die  Verhandlungen  aber¬ 
mals  ein.  Mit  Frankreich  war  verhältnismäßig  schnell 
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eine  Einigung  erzielt  worden,  aber  kaum  war  der  Zoll¬ 
tarif  aufgestellt,  so  verlangte  die  französische  Regierung 
seine  Überprüfung  und  Abänderung  Ein  neuerlicher 
Versuch  der  Hohen  Pforte  im  Jahre  189g,  den  Ein¬ 
fuhrzoll  von  8  auf  1 1  Prozent  zu  erhöhen,  hatte  zwar 
keinen  Erfolg,  machte  aber  wenigstens  Rußland  geneigt, 
mit  der  Türkei  in  Verhandlungen  über  einen  Handels¬ 
vertrag  einzutreten.  Die  Verhandlungen  mit  England  und 
Italien  hatten  gleichfalls  keinen  Erfolg. 

Auch  mit  den  kleinen  Balkanstaaten  kam  es  zu  keinem 
Abschluß  von  Handelsverträgen,  da  die  Türkei  auf  die 
von  den  Balkanländern  gestellten  Bedingungen  nicht 
eingehen  konnte.  Als  dieser  Zustand  anfing,  unhaltbar 
zu  werden,  setzte  die  Hohe  Pforte  im  Jahre  1900 
Differentialtarife  gegen  Rumänien,  Bulgarien,  Serbien, 
Montenegro  und  Griechenland  in  Kraft.  Bulgarien  wurde 
aber  bald  wieder  ausgenommen,  da  es  einen  Teil  des 
Osmanischen  Reiches  bildete.  Diese  Differenzialtarife 
machten  die  Balkanstaaten  gefügiger  und  Verhandlungen 
wegen  Abschlusses  von  Handelsverträgen  wurden  alsbald 
eingeleitet.  Die  Balkanstaaten  machten  Zugeständnisse, 
nur  Griechenland  zeigte  sich  unnachgiebig  und  so  wurden 
die  Differenzialtarife  auch  gegen  Serbien,  Rumänien  und 
Montengro  außer  Kraft  gesetzt  und  die  Einfuhrzölle  für 
bulgarische  und  montenegrinische  Waren  wurden  sogar 
von  8  auf  1  Prozent  herabgesetzt,  womit  Bulgarien 
fester  an  das  Osmanische  Reich  gekettet  und  Montenegro 
eine  Gefälligkeit  erwiesen  werden  sollte. 

Die  türkische  Regierung  hatte  im  Jahre  1900  die 
3prozentige  Zollerhöhung  nicht  ohne  Gegenleistung  ver¬ 
langt.  Sie  wollte  unter  anderem  die  Binnendurchfuhr- 
und  Ausfuhrzölle  aufheben.  Der  8prozentige  Zoll  auf 
türkische  Waren,  die  von  einem  Hafen  des  türkischen 
Reiches  nach  einem  anderen  gingen,  lastete  besonders 
schwer  auf  der  Bevölkerung  und  dem  Handel.  Die 
3prozentige  Zollerhöhung  kam  nach  langen  Verhand¬ 
lungen  eist  im  Jahre  1907  zu  stände,  nachdem  die 
türkische  Regierung  die  Bedingungen  der  Großmächte 
angenommen  hatte.  Diese  betrafen  die  genaue  Aus¬ 
führung  des  abgeänderten  Berggesetzes  und  der  neuen 
Zollamtsvorschriften,  die  Neuordnung  des  Lasiträger- 
dienstes  in  den  Zollämtern,  die  Bereitstellung  von 
100.000  Pfunden  für  die  Errichtung  neuer  Zollämter, 
die  Verpflichtung  der  türkischen  Regierung,  die  zoll¬ 
amtliche  Behandlung  der  eingehenden  Waren  mit  keinen 
Stempeln  und  Abgaben  zu  belasten,  die  Bürgschaft,  daß 
drei  Viertel  der  Mehreinnahmen  aus  der  Zollerhöhung 
ausschließlich  für  Makedonien  verwendet  werde  und  daß 
auch  die  ottomanische  Staatsschuldenverwaltung  250.000 
Pfund  zur  Deckung  des  Fehlbetrages  im  Staatsvoran¬ 
schlag  der  drei  makedonischen  Vilajets  beisteuere  und 
die  Zollerhöhung  sollte  7  Jahre  in  Kraft  bleiben.  Aber 
diese  7  Jahre  waren  noch  nicht  abgelaufen,  da  verlangte 
die  Regierung  eine  weitere  Erhöhung  des  Einfuhrzolles 
um  4  Prozent.  Die  Mächte  verhielten  sich  wieder  ab¬ 
lehnend.  Inzwischen  hatten  sich  aber  in  der  Türkei 
gewichtige  politische  Änderungen  vollzogen,  der  Ab¬ 
solutismus  war  gt.  rzt  worden  und  mit  ihm  auch  die 
Vorherrschaft  der  Großmächte.  Im  September  1914 
schüttelten  die  neuen  Machthaber  in  der  Türkei 
auch  die  handelspolitische  Bevormundung  ab,  die  das 
Ausland  noch  auszuüben  versuchten,  sie  hoben  die 
Kapitulationen  und  die  fremden  Postämter  auf  und  ver¬ 
fügten  die  Erhöhung  des  Einfuhrzolles  von  1 1  auf 
15  Prozent.  Diese  Maßregeln  traten  am  1.  Oktober  1914 
in  Kraft.  Jetzt  erst  war  die  Türkei  ein  souveräner  Staat 
und  konnte  ihre  wirtschaftlichen  Beziehungen  zu  den 
anderen  Staaten  nach  den  Erfordernissen  des  Landes 
regeln.  Sofort  wurden  auch  die  Vorarbeiten  für  die  Ein¬ 
führung  von  Gewichtszöllen  wieder  aufgenommen,  so 
daß,  wenn  sich  nicht  etwas  ganz  Außerordentliches  er¬ 
eignet,  der  neue  Tarif  am  14.  März  in  Kraft  treten 
wird.  Als  die  Türkei  in  den  Krieg  eintrat,  erhöhte  sie 
den  Einfuhrzoll  auf  30  Prozent. 


Über  den  Inhalt  der  Regierungsvorlage,  betreffend  den 
neuen  Zolltarif  ist  nichts  bekannt,  nur  soviel  verlautet, 
was  nur  selbstverständlich  ist,  daß  durch  den  neuen 
Tarif  die  Entwicklung  der  türkischen  Landwirtschaft 
und  Industrie  gefördert  werden  soll.  Unter  der  Herr¬ 
schaft  des  Wertzolles  ist  dies  unmöglich.  Wenn  auf 
Getreide  und  Mehl  der  gleiche  Zoll  liegt,  so  werden 
die  Händler  lieber  Mehl  als  Getreide  einführen.  Die 
türkische  Industrie  hat  zwar  trotzdem  recht  schöne 
Fortschritte  gemacht,  insbesondere  die  Tucherzeugung, 
die  Baumwollspinnerei,  die  Zement-  und  Ziegelfabri¬ 
kation  u.  s.  w.,  aber  diese  Vorteile  sind  erkauft  worden 
durch  starke  Verteuerung  notwendiger  Gebrauchsgegen¬ 
stände  für  das  Volk,  die  im  Lande  nicht  erzeugt  werden 
können.  Die  Erhöhung  des  Einfuhrzolles  von  1 1  auf 
15  Prozent  war  eine  große  Wohltat  für  die  Tuchweber 
und  die  Baumwollspinner,  die  jetzt  dem  fremden  Wett¬ 
bewerbe  besser  standhalten  können,  aber  der  Bevölke¬ 
rung  wurde  dadurch  z.  B.  der  Reis,  der  nur  in  geringen 
Mengen  in  der  Türkei  gezogen  werden  kann,  das  Eisen 
u.  s.  w.  verteuert.  Beim  Friedensschlüsse  werden  wohl 
auch  die  Grundlagen  zu  den  neuen  Handelsverträgen 
gelegt  werden.  Die  Kapitulationen,  die  immer  das  größte 
Hindernis  für  den  Abschluß  neuer  Handelsverträge  waren, 
bestehen  nicht  mehr,  und  die  Türkei  wird  überdies  ihre 
Wünsche  jetzt  mit  anderem  Nachdruck  als  früher  geltend 
machen  können.  Über  die  allgemeine  Richtung  der  zu¬ 
künftigen  türkischen  Handelspolitik  liegen  nur  einige 
Äußerungen  des  gegenwärtigen  Ministers  des  Äußern, 
Halil  Bei,  vor,  die  einen  engeren  wirtschaftlichen 
Anschluß  der  Türkei  an  Deutschland  und  Österreich 
forderten.  Das  versteht  sich  eigentlich  von  selbst;  die 
Türken  haben  mit  ihren  guten  Freunden  von  ehemals, 
den  Engländern  und  den  Franzosen,  so  üble  Erfahrungen 
gemacht,  daß  sie  sich  hüten  werden,  sich  ein  zweites 
Mal  um  deren  Freundschaft  zu  bewerben.  Wie  aus  den 
Äußerungen  der  türkischen  Presse  ersichtlich  ist,  sind 
die  leitenden  Kreise  durchaus  für  die  Bildung  eines 
Staatenblocks,  der  von  der  Nordsee  bis  zum  Persischen 
Golf  reicht. 

Durch  den  Krieg  sind  alle  Verträge  hinfällig  geworden, 
die  die  Bewegungsfreiheit  der  türkischen  Regierung  in 
wirtschaftlichen  Dingen  einschränkten,  so  unter  anderen 
das  Abkommen  mit  Rußland  über  den  Bau  von  Eisen¬ 
bahnen  im  Gebiete  des  Schwarzen  Meeres  und  alle  vor 
dem  Kriege  an  Angehörige  feindlicher  Staaten  ver¬ 
liehenen  Eisenbahn-  und  Hafenkonzessionen,  die  noch 
nicht  ausgeführt  worden  sind.  Bei  der  Aufnahme  der 
letzten  Anleihe  von  35  Millionen  Pfund  in  Frank¬ 
reich  hat  die  türkische  Regierung  französischen  Kapi¬ 
talisten  eine  Reihe  wertvoller  Konzessionen  zugestehen 
müssen.  Nach  einer  Mitteilung  der  Regierung  an  die 
Kammer  sind  diese  Konzessionen  hinfällig  geworden, 
die  türkische  Regierung  kann  also  jetzt  darüber  ander¬ 
weitig  verfügen.  Die  Kammer  hat  bereits  150  Millionen 
Piaster  für  den  Bau  folgender  Eisenbahnlinien  bewilligt: 
Samsun — Siwas,  S  i  w  a  s  —  E  r  z  e  r  u  m,  Erzerum — 
Schwarzes  Meer,  Rodosto  (am  Marmara-Meere) — 
Muradli  (einer  Station  der  Orientalischen  Eisenbahn) 
und  Usumköprü  (gleichfalls  einer  Station  dieser 
Eisenbahn) — Gallipoli  samt  den  dazugehörigen  Seiten- 
und  Anschlußbahnen,  Hafen-  und  Kaianlagen.  Der 
Minister  des  Innern,  Talaat  Bei,  hatte  sich  zu  Beginn 
des  Monats  Dezember  nach  Angora  begeben,  um  die 
Arbeiten  an  den  neuen  Linien  zu  besichtigen. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Verbot  der  Ein-  und  Durchfuhr  von  frischen 
Zierblumen  und  Zierblattwerk  aus  feindlichen 
Staaten.  Eine  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen, 
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des  Handels  und  des  Ackerbaues  vom  6.  Januar  1916 
verfügt : 

Das  mit  der  Ministerialverordnung  vom  14.  Mai  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  120,  erlassene,  mit  der  Ministerialverord¬ 
nung  vom  16.  November  1915,  R.-G.-Bl.  Nr,  341,  ab- 
geänderte  Verbot  der  Ein-  und  Durchfuhr  für  ver¬ 
schiedene  Waren,  die  aus  den  mit  Österreich-Ungarn 
im  Kriegszustände  befindlichen  Staaten  oder  aus  deren 
Kolonien  und  Schutzgebieten  stammen,  wird  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  der  königlich  ungarischen  Regierung  auf 
die  Waren  der  Nr.  54 a  (frische  Zierblumen  u.  s.  w.) 
und  Nr.  55  a  (frisches  Zierblattwerk,  -Gräser,  -Zweige 
u.  s.  w.)  ausgedehnt. 

Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Einkauf  von  Alteisen  für  Einschmelz-  und 
Paketierzwecke.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers 
vom  5.  Januar  1916  bestimmt: 

§  1.  Der  Einkauf  von  Alteisen  jeglicher  Art  für  Ein¬ 
schmelz-  und  Paketierzwecke  im  Inland  und  Ausland 
darf  seitens  der  verarbeitenden  Betriebe  nur  unter  Be¬ 
obachtung  der  nachstehenden  Vorschriften  erfolgen. 

Ebenso  darf  an  verarbeitende  Betriebe  das  im  Inland 
aufkommende  Material  der  bezeichneten  Art  nur  nach 
diesen  Vorschriften  veräußert  werden. 

Der  Einkauf  und  Verkauf  von  Alteisen,  das  unmittelbar 
der  Verschmiedung  zugeführt  werden  soll,  und  der  Ein¬ 
kauf  und  Verkauf  von  Gußbrucheisen  fällt  nicht  unter 
die  Vorschriften  dieser  Verordnung. 

Im  übrigen  ist  der  Zwischenhandel  in  Alteisen  durch 
diese  Vorschriften  keiner  Beschränkung  unterworfen. 

Der  Staatseisenbahnverwaltung  bleibt  die  Zuweisung 
von  Alteisenmaterial  an  die  von  ihr  mit  der  Lieferung 
von  Eisen-  und  Stahlmaterialien  betrauten  Werke  Vor¬ 
behalten. 

Sonstige  Ausnahmen  können  vom  Handelsministerium 
über  besonderes  Ansuchen  bewilligt  werden. 

§  2.  Zur  Beschaffung  des  Bedarfes  an  Alteisen  für 
die  im  §  1,  Absatz  1,  genannten  Zwecke  und  zur  Ver¬ 
teilung  des  aufgebrachten  Materiales  an  die  ver¬ 
arbeitenden  Betriebe  wird  die  »Alteisenkommission«  in 
Wien  errichtet.  Sie  besteht  einschließlich  des  Vorsitzenden 
und  seines  Stellvertreters  aus  sechs  Mitgliedern,  die  zu 
diesem  Ehrenamte  vom  Handelsminister  berufen  werden. 

Die  Kommission  faßt  ihre  Beschlüsse  mit  Stimmen¬ 
mehrheit.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme 
des  Vorsitzenden. 

Das  Kriegsministerium  und  die  der  Kommisson  vom 
Handelsminisierium  zu  bezeichnenden  Ministerien  sind 
behufs  Entsendung  ihrer  Vertreter  von  allen  stattfindenden 
Sitzungen  der  Kommission  in  Kenntnis  zu  setzen.  Be¬ 
schlüsse  der  Kommisson,  gegen  die  ein  Vertreter  dieser 
Ministerien  Einspruch  erhebt,  dürfen  nicht  zur  Aus¬ 
führung  gebracht  werden. 

§  3.  Die  Kommission  läßt  auf  Grund  der  von  ihr 
einzuholenden  Bedarfsanmeldungen  der  Verbraucher  den 
Einkauf  im  In-  und  Auslande  unter  Heranziehung  der 
mit  größeren  Lieferungen  dieser  Art  bisher  befaßten 
Händlerfirmen  und  Vereinigungen  besorgen.  Der  Kom¬ 
mission  fallen  hierbei  insbesondere  die  folgenden  Auf¬ 
gaben  zu: 

1.  Die  Festsetzung  der  Lieferungs-  und  Bezugs¬ 
bedingungen  im  Verkehre  der  einzelnen  Verbraucher 
mit  der  Handelsorganisation  und  die  rechtliche  Fest¬ 
legung  dieser  Bedingungen.  Konventionalstrafen,  durch 
die  die  Erfüllung  der  von  der  Händlerorganisation  über¬ 
nommenen  Verpflichtungen  sichergestellt  werden  soll, 
können  auch  zu  gunsten  der  Gesamtheit  der  an  dem 
Verbrauche  beteiligten  Betriebe  bedungen  werden; 

2.  die  Überwachung  der  Geschäftsgebarung  der 
Handelsorganisation  und  die  Überprüfung  ihrer  Ver¬ 
rechnung  mit  den  einzelnen  Verbrauchern; 

3.  die  Bestellung  von  Geschäftsführern  bei  der  Handels¬ 
organisation; 


4.  die  Festsetzung  der  der  Handelsorganisation  in 
Auftrag  zu  gebenden  Einkaufsmengen  und  die  Bestim¬ 
mung  der  Maximaleinkaufspreise  samt  Nebenspesen; 

5.  die  Zuweisung  der  aufgebrachten  Materialien  an 
die  verarbeitenden  Betriebe; 

6.  die  Einhebung  von  Konventionalstrafen  gegenüber 
der  Handelsorganisation  und  die  Verteilung  dieser  Straf¬ 
beträge  und  sonstiger  Eingänge  auf  die  verarbeitenden 
Betriebe,  ferner  die  Aufteilung  der  durch  die  Tätigkeit 
der  Kommission  erwachsenden  Kosten  und  der  mit  der 
Abwicklung  der  Geschäfte  verbundenen  sonstigen  Aus¬ 
lagen  auf  die  Verbraucher; 

7.  die  Erteilung  von  Bewilligung  .  an  die  Betriebe 
zum  unmittelbaren  Einkäufe  von  Altmaterial  in  dem  ört¬ 
lichen  Bereiche  der  betreffenden  Unternehmungen  oder 
in  sonstigen  Ausnahmsfällen. 

§  4.  Die  Unternehmungen,  die  Altmaterial  für  Ein¬ 
schmelz-  und  Paketierzwecke  benötigen,  haben  ihren 
Bedarf  nach  den  näheren  Weisungen  der  Alteisen¬ 
kommission  bei  dieser  anzumelden.  Diese  Anmeldung 
besitzt  Verbindlichkeit  nach  Maßgabe  der  von  der 
Kommission  bekanntgemachten  Bezugsbedingungen. 

Die  Verpflichtung  zur  Abnahme  und  Zahlung  obliegt 
dem  betreffenden  einzelnen  Unternehmen.  Die  Verrech¬ 
nung  hat  unmittelbar  zwischen  diesem  und  der  Handels¬ 
organisation  zu  erfolgen. 

Die  Unternehmungen,  die  Altmaterial  für  Einschmelz- 
und  Paketierzwecke  verwenden,  haben  der  Kommission 
alle  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  dienlichen  Auskünfte 
auf  ihr  Verlangen  zu  erteilen  und  die  von  der  Kom¬ 
mission  geforderten  Nachweise  vorzulegen. 

Ein  Verkauf  von  Altmaterial  seitens  dieser  Unter¬ 
nehmungen  ist  nur  mit  Bewilligung  der  Kommission 
gestattet. 

§  5.  Jeder,  der  gewerbsmäßig  mit  Alteisen  handelt, 
sowie  jeder  Unternehmer,  in  dessen  Betrieb  solches 
Material  anfällt,  hat  der  AlteisenkommLsion  über  die 
während  jedes  Monates  vorgekommene  Bewegung  in 
seinen  Alteisenvorräten  einen  Ausweis  bis  zum  8.  des 
folgenden  Monates  vorzulegen. 

In  diesem  Ausweise  ist  anzuführen: 

1.  der  Vorratsstand  am  Ersten  des  Monates, 

2.  der  Eingang  und  Anfall, 

3.  der  Ausgang  und  eigene  Verbrauch, 

4.  der  Vorratsstand  am  Letzten  des  Monates 

mit  Gewichtsangabe  in  Meterzentnern,  getrennt  nach 
den  einzelnen  Sorten. 

Außerdem  sind  der  Kommission  alle  von  ihr  ver¬ 
langten  Aufklärungen  und  Auskünfte  zu  erteilen. 

Drucksorten  für  diese  Ausweise  sind  bei  der  »Alt¬ 
eisenkommission  in  Wien«  erhältlich. 

§  6.  Vor  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  abge¬ 
schlossene  Käufe,  die  sich  auf  Material  der  im  §  1, 
Absatz  1,  genannten  Art  beziehen,  dürfen  nur  mit  Be¬ 
willigung  der  Alteisenkommission  erfüllt  werden.  Zu 
diesem  Behufe  ist  vom  Käufer  der  Nachweis  über  solche 
Geschäftsabschlüsse  der  Kommission  bis  zum  17.  Januar 
1916  vorzulegen. 

§  7.  Alteisenmaterial  jeglicher  Art  darf  nach  Orten, 
die  außerhalb  Österreichs  gelegen  sind,  vom  Tage  des 
Inkrafttretens  dieser  Verordnung  an  nur  mit  Bewilligung 
des  Handelsministeriums  verfrachtet  werden. 

Von  öffentlichen  Verkehrsunternehmungen  (Eisenbahn- 
und  Schiffahrtsunternehmungen)  darf  solches  Material 
zur  Beförderung  nach  außerösterreichischen  Stationen 
sowie  nach  Stationen,  in  denen  der  Übergang  auf  außer¬ 
österreichische  Verkehrslinien  erfolgt,  nur  übernommen 
werden,  wenn  den  Frachtdokumenten  für  jede  Sendung 
eine  besondere  Bewilligung  des  Handelsministeriums  bei¬ 
schlossen  ist. 

§  8.  Die  Einhaltung  der  Vorschriften  dieser  Verord¬ 
nung  wird  vom  Handelsministerium  unter  Heranziehung 
der  Gewerbeinspektoren  oder  anderer  Organe  überwacht. 
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Zu  diesem  Behufe  können  Lagerräume  und  andere  An¬ 
lagen  besichtigt  und  Geschäftsbücher  eingesehen  werden. 

§  9.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieser 
Verordnung  sind  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  oder 
Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  von  den  politischen 
Behörden  I.  Instanz  zu  ahnden. 

§  10.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 


Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  Heu  und 
Stroh.  Eine  Verordnung  des  Ackerbauministers  im 
Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  vom  10.  Ja¬ 
nuar  1916  bestimmt: 

§  1.  Den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  unter¬ 
liegen  alle  üblichen  Heuarten  (Wiesenheu,  Grummet, 

Kleeheu,  Luzerne  etc.)  und  Stroh  von  Weizen,  Roggen, 
Gerste  und  Hafer. 

§  2.  Beim  Verkaufe  von  losem  Heu  und  Stroh  ab 
Scheune  durch  den  Erzeuger  dürfen  nachstehende  Höchst¬ 
preise  für  einen  q  nicht  überschritten  werden : 

Kronen 

für  Heu  ...  • . 13 

»  Flegeldruschstroh . 9 

»  Maschinendruschstroh  ....  8 

§  3.  Wird  Heu  oder  Stroh  in  gepreßtem  Zustande 
zum  Verkaufe  gebracht,  so  darf  ein  Zuschlag  bis  zu 
K  150  per  q  zum  Höchstpreise  hinzugerechnet  werden. 

Beim  Verkaufe  von  Häcksel  durch  den  Hersteller 
darf  ein  Zuschlag  von  K  1  50  zum  Höchstpreise  hinzu¬ 
gerechnet  werden.  Dieser  Preis  versteht  sich  ohne  Sack. 

§  4.  Beim  Verkaufe  von  Heu  und  Stroh  durch  Groß¬ 
händler  oder  landwirtschaftliche  Organisationen  darf 
ein  einmaliger  Zuschlag  von  K  2' 50  per  q  den  in  den 
§§  2  und  3  festgesetzten  Höchstpreisen  hinzugerechnet 
werden. 

Dieser  Großhandelspreis  versteht  sich  ab  Verlade¬ 
station  und  umfaßt  die  Kommissions-,  Vermittlungs-  und 
ähnliche  Gebühren,  die  Zufuhrkosten  sowie  alle  Arten 
von  Aufwendungen,  einschließlich  der  Verladung. 

Ein  Zuschlag  von  2  K  darf  den  in  den  §§  2  und  3 
festgesetzten  Höchstpreisen  hinzugerechnet  werden,  wenn 
ein  Landwirt  ab  Verladestation  unmittelbar  an  den 
Verbraucher  verkauft. 

Die  Preise  im  Kleinhandel,  das  ist  beim  Verkaufe 
in  Mengen  bis  zu  20  q  an  Verbraucher,  werden  von 
der  politischen  Landesbehörde  festgesetzt. 

Die  politische  Landesbehörde  bestimmt  auch  die  zu¬ 
lässigen  Zuschläge  zu  den  in  den  §§  2  und  3  fest¬ 
gesetzten  Höchstpreisen  für  das  auf  bedeutendere  Märkte 
zugeführte  Heu  und  Stroh  unter  Berücksichtigung  der 
Zufuhrkosten  zum  Markte. 

§  5.  Die  Preise  gelten  für  Barzahlung  bei  Empfang. 
Wird  der  Preis  gestundet,  so  dürfen  bis  zu  6  '/2  Prozent 
an  Jahreszinsen  zum  Preise  zugeschlagen  werden. 

§  6.  Der  Besitzer  von  Heu-  und  Strohvorräten  kann 
von  der  politischen  Landesbehörde  und  in  dringenden 
Fällen  mit  ihrer  Ermächtigung  von  der  politischen  Be¬ 
zirksbehörde  aufgefordert  werden,  diese  Vorräte,  soweit 
sie  nicht  für  die  Fütterung  seiner  Tiere  notwendig  sind, 
zu  den  festgesetzten  Höchstpreisen  zu  liefern. 

Weigert  sich  der  Besitzer,  dieser  Aufforderung  zu 
entsprechen,  so  kann  die  anfordernde  Behörde  die  Vor¬ 
räte  auf  Rechnung  und  Kosten  des  Besitzers  verkaufen. 

Den  Verkaufspreis  hat  die  anfordernde  Behörde  unter 
Berücksichtigung  der  Höchstpreise  sowie  der  Güte  und 
Verwendbarkeit  der  Ware  nach  Anhörung  von  Sach¬ 
verständigen  endgültig  zu  bestimmen. 

Dieser  Preis  darf  jedoch  auf  keinen  Fall  90  Prozent 
des  Höchstpreises  samt  den  zulässigen  Zuschlägen  über¬ 
steigen. 

§  7.  Die  Behörde,  welche  die  Anforderung  gestellt 
hat,  hat  Veranlassung  zu  treffen,  daß  die  in  Anspruch 
genommenen  Mengen  binnen  acht  Wochen  nach  Stellung 
der  Anforderung  von  Bezugsberechtigten  übernommen 
und  bezahlt  werden. 


Der  zur  Ablieferung  Verpflichtete  hat  die  angeforderten 
Mengen  von  der  Stellung  der  Anforderung  bis  zur  Ab¬ 
nahme  aufzubewahren,  pfleglich  zu  behandeln  und  in 
handelsüblicher  Weise  zu  versichern. 

Erfolgt  die  Übernahme  nicht  binnen  acht  Wochen 
nach  Stellung  der  Anforderung,  so  erhält  der  Liefe¬ 
rungsverpflichtete  vom  Ablauf  dieser  Frist  an  vom  Be¬ 
zugsberechtigten  eine  Vergütung  von  50  Heller  per  q 
für  jeden  angefangenen  Monat.  Die  Gefahr  des  zufälligen 
Verderbens  und  der  zufälligen  Wert  Verminderung  geht 
in  diesem  Zeitpunkte  auf  den  Bezugsberechtigten  über. 

§  8.  Bestehende,  noch  nicht  vollzogene  Schlüsse, 
welche  vor  dem  Zeitpunkte  des  Inkrafttretens  dieser 
Verordnung  unter  Zugrundelegung  höherer  Preise  er¬ 
folgt  sind,  als  in  den  §§  2,  3  und  4  dieser  Verordnung 
festgesetzt  werden,  verlieren,  insoferne  es  sich  nicht  um 
Schlüsse  der  Militärverwaltung  und  anderer  staatlicher 
Stellen  handelt,  ihrer  Gültigkeit. 

§  9.  Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  beziehen 
sich  nicht  auf  Heu  und  Stroh,  welches  nach  Inkraft¬ 
treten  dieser  Verordnung  aus  den  Ländern  der  unga¬ 
rischen  Krone  oder  aus  dem  Zollauslande  eingeführt  wird. 

§  10.  Sendungen  von  Heu  und  Stroh  dürfen  von 
Eisenbahnen  oder  Dampfschififahrtsunternehmungen  nur 
dann  zur  Beförderung  angenommen  werden,  wenn  den 
Frachtdokumenten  für  jede  Sendung  eine  von  der 
politischen  Bezirksbehörde  nach  dem  im  Anhänge  vor¬ 
geschriebenen  Formulare  ausgestellte  Transportbescheini¬ 
gung  beigegeben  ist. 

Für  Sendungen  der  Militärverwaltung  und  der  Staats- 
Pferdezuchtanstalten,  sowie  für  Sendungen  aus  den 
Ländern  der  ungarischen  Krone  und  aus  dem  Zollaus¬ 
lande  sind  derartige  Transportbescheinigungen  nicht 
erforderlich. 

Sendungen,  die  bereits  der  Transportanstalt  aufge¬ 
liefert  sind,  werden  durch  diese  Bestimmungen  nicht 
getroffen. 

§  11.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden  von 
den  politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen 
bis  zu  5000  K  oder  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Mo¬ 
naten  geahndet,  sofern  die  Handlung  nicht  nach  den 
bestehenden  Gesetzen  einer  strengeren  Strafe  unterliegt. 

§  12.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 


Kundmachung  in  Kraft. 


Anhang. 


Transportbescheinigung. 

Name  des  Absenders . 

in  . ist  berechtigt  . 

. (Art  der  Ware)  in  der  Zeit  vom  .  . 

.  ...  bis . von 

(Name  der  Versandstation) . nach 

(Name  der  Bestimmungsstation)  . 

mittels  (Eisenbahn  oder  Dampfschiff) . 

an  die  Adresse  des/der  (Name  und  Wohnort  des  Empfängers) 

.  zu  befördern. 

(Amtssiegel)  K.  k.  Bezirkshauptmannschaft 

Stadtmagistrat  . 

am . 


(Unterschrift) 

Diese  Bescheinigung  ist  dem  Frachtdokument  haltbar  anzu¬ 
heften. 

Die  Beigabe  der  Bescheinigung  ist  im  Frachtdokument  zu 
vermerken. 

Die  Bescheinigung  ist  von  der  Bestimmungsstation  einzuziehen. 


Verkauf  von  Landkarten.  Eine  Verordnung  des 
Ministers  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem  Justiz¬ 
minister,  dem  Finanzminister  und  dem  Handelsminister 
vom  5.  Januar  1916,  mit  welcher  die  Ministerialverord- 
nung  vom  8.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  154,  über  die 
Verbreitung  von  Kartenreliefen,  Landkarten,  Reiseführern 
und  Ortsbeschreibungen  abgeändert  wird,  bestimmt: 

§  1.  Der  Vertrieb  und  der  Verschleiß  von  Landkarten 
—  mit  Ausnahme  der  Schulkarten  — ,  von  Kartenreliefen 
und  Plänen  im  größeren  Maßstabe  als  1  :  1 00.000,  welche 
die  vom  k.  u.  k.  Armeeoberkommando  bestimmten  engeren 
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Kriegsgebiete  in  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie, 
die  Umgebung  eines  befestigten  Platzes  in  der  Monarchie 
oder  einen  Teil  dieser  Gebiete  umfassen,  sowie  der  Ver¬ 
trieb  und  der  Verschleiß  von  Karten  im  größeren  Maß¬ 
stabe  als  1  :  400.000,  die  das  Balkangebiet  oder  einen 
Teil  desselben  darstellen,  sind  verboten. 

Das  Ministerium  des  Innern  kann  im  Einvernehmen 
mit  dem  Kriegsministerium  den  Vertrieb  und  den  Ver¬ 
schleiß  von  Landkarten,  Kartenreliefen  und  Plänen  dieser 
Art  gestatten,  wenn  sie  keine  militärisch  wichtigen  Daten 
enthalten  oder  für  staatliche  oder  volkswirtschaftliche 
Zwecke  zu  unaufschiebbaren  wichtigen  Arbeiten  (Projekts¬ 
verfassungen  über  Kommunikationen,  Flußregulierungen, 
sonstige  Bauten  etc.)  erforderlich  sind  oder  von  öffent¬ 
lichen  Behörden  und  Unternehmungen  zum  Amtsgebrauche 
benötigt  werden. 

§  2.  Der  Vertrieb  und  der  Verschleiß  von  Schulkarten 
im  größeren  Maßstabe  als  1  :  100.000,  von  Reiseführern 
oder  Ortsbeschreibungen,  welche  die  im  §  1  angeführten 
Gebiete  darstellen  oder  besprechen  und  militärisch 
wichtige  Daten  enthalten,  können  von  der  politischen 
Landesbehörde  über  Antrag  des  Militärterritorialkom- 
mandos  verboten  werden. 

§  3.  Die  vom  Militärgeographischen  Institute  heraus¬ 
gegebenen  Karten  dürfen  nur  von  diesem  Institute  und 
seinen  Verlägen  vertrieben  und  verschlissen  werden. 

§  4.  Landkarten,  Kartenreliefe,  Pläne,  Reiseführer 
und  Ortsbeschreibungen,  deren  Vertrieb  und  Verschleiß 
im  Inlande  nicht  verboten  ist,  dürfen  ohne  Beschränkung 
auch  nach  dem  Gebiete  eines  verbündeten  Staates  ver¬ 
sendet  werden. 

Nach  dem  neutralen  Auslande  dürfen  Landkarten, 
Kartenreliefe,  Pläne,  Reiseführer  und  Ortsbeschreibungen, 
die  ein  Gebiet  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie, 
eines  verbündeten  Staates  oder  des  Balkans  darstellen 
oder  besprechen  und  in  der  Monarchie  erzeugt  sind, 
nicht  versendet  werden.  Unter  berücksichtigungswürdigen 
Verhältnissen  kann  die  politische  Landesbehörde  im 
Einvernehmen  mit  dem  Militärterritorialkommando  die 
Ausfuhr  einzelner  dieser  Gegenstände,  soferne  deren 
Vertrieb  und  Verschleiß  im  Inlande  nicht  verboten  ist, 
gestatten. 

Ins  feindliche  Ausland  dürfen  Landkarten,  Karten¬ 
reliefe,  Pläne,  Reiseführer  und  Ortsbeschreibungen,  die 
ein  Gebiet  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie, 
eines  verbündeten  Staates  oder  des  Balkans  darstellen 
oder  besprechen,  überhaupt  nicht  versendet  werden. 

§  5.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden  von 
den  zum  Strafrichteramte  in  Preßsachen  berufenen 
Gerichten  nach  §  9  des  Gesetzes  vom  5.  Mai  1869, 
R.-G.-Bl.  Nr.  66,  bestraft. 

Bei  Übertretungen  des  §  4  dieser  Verordnung  sind 
außerdem  die  gefällsstrafrechtlichen  Vorschriften  anzu¬ 
wenden. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer 
Kundmachung  in  Kraft. 

Mit  diesem  Tage  tritt  die  Ministerialverordnung  vom 
8.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  154,  außer  Wirksamkeit. 

Sicherstellung  des  Saatgutes  für  den  Anbau 

von  Lein.  Eine  Verordnung  des  Ackerbauministers  im 
Einvernehmen  mit  dem  Handelsminister  und  dem  Minister 
des  Innern  vom  4.  Januar  1916  verfügt: 

§  1.  Jedermann,  der  im  Besitze  von  mehr  als  30  kg 
Leinsamen  ist,  hat  seinen  gegenwärtigen  Vorrat  dem 
Gemeindeamt  anzugeben.  Die  Gemeindeämter  haben  die 
Gesamtsumme  der  ihnen  angemeldeten  Vorräte  den 
landwirtschaftlichen  Hauptkorporationen  anzuzeigen,  die 
eine  nach  politischen  Bezirken  geordnete  Gesamtüber¬ 
sicht  anzufertigen  und  diese  dem  Allgemeinen  Verbände 
landwirtschaftlicher  Genossenschaften  in  Österreich  (Wien, 
VIII.  Langegasse  74)  bis  längstens  26.  Januar  1916  zu 
übermitteln  haben. 


Grundbesitzer,  die  den  Anbau  von  Lein  im  nächsten 
Frühjahre  beabsichtigen,  haben  überdies,  und  zwar  eben¬ 
falls  bis  längstens  26.  Januar  1916,  ihren  Saatgutbedarf 
unter  Mitteilung  des  Ausmaßes  der  Anbaufläche  in 
Hektaren  den  landwirtschaftlichen  Hauptkorporationen 
anzumelden,  die  über  diese  Anmeldungen  eine  nach 
politischen  Bezirken  geordnete  Liste  anzufertigen  und 
von  dieser  eine  Abschrift  dem  Allgemeinen  Verbände 
landwirtschaftlicher  Genossenschaften  in  Österreich  zu 
übermitteln  haben. 

§  2.  Die  landwirtschaftlichen  Hauptkorporationen 
haben  über  Wahrnehmungen  hinsichtlich  der  Versäumung 
der  im  §  1  festgestellten  Verpflichtung  zur  Vorrats¬ 
anmeldung  dem  Ackerbauministerium  zu  berichten. 

Sollte  sich  die  Besichtigung  der  Lagerräume  oder 
sonstigen  Anlagen  oder  die  Einsicht  in  Bücher  und 
Korrespondenzen  als  notwendig  erweisen,  wird  vom 
Ackerbauministerium  einvernehmlich  mit  dem  Handels¬ 
ministerium  die  erforderliche  Verfügung  getroffen  und 
das  Kontrollorgan  bestimmt. 

§  3.  Der  Verkauf  von  Leinsamen  zu  anderer  Ver¬ 
wendung  als  zum  Anbau  ist  bis  auf  weiteres  verboten  ; 
alle  vor  Erlassung  dieser  Verordnung  abgeschlossenen 
Käufe  und  Verkäufe  sind  ungültig,  soferne  die  Ablieferung 
der  Ware  noch  nicht  erfolgt  ist. 

Der  Verkauf  von  Leinsamen  als  Saatgut  kann  nur 
durch  Vermittlung  des  Allgemeinen  Verbandes  land¬ 
wirtschaftlicher  Genossenschaften,  beziehungsweise  durch 
die  von  ihm  hierzu  bestellten  Organe  erfolgen;  alle 
Kauf-  und  Verkaufsanbote,  letztere  unter  Anschluß  von 
Mustern,  sind  an  ihn  zu  richten. 

Als  Höchstpreis  für  Leinsaat  werden  pro  100  kg 
120  K  festgesetzt;  für  nachweislich  ersten  Nachbau 
nach  Original  russischer  Leinsaat  kann  ein  Zuschlag 
bis  15  K  aufgerechnet  werden. 

Diese  Preise  verstehen  sich  für  gereinigtes  (höchstens 
10  Prozent  Verunreinigung),  den  üblichen  Anforderungen 
entsprechendes  Saatgut  ab  Verladestation  und  ohne  Ver¬ 
packung. 

Der  Allgemeine  Verband  landwirtschaftlicher  Genossen¬ 
schaften  in  Österreich  ist  berechtigt,  für  seine  Vermitt¬ 
lung  einen  vom  Ackerbauministerium  zu  bestimmenden 
Regiebeitrag  in  Rechnung  zu  stellen. 

§  4.  Die  Besitzer  von  Leinsamenvorräten  können  von 
der  politischen  Landesbehörde  über  Auftrag  des  Acker¬ 
bauministeriums  aufgefordert  werden,  aus  ihren  Vorräten, 
soweit  sie  nicht  für  den  eigenen  Anbau  notwendig  sind, 
behufs  Deckung  des  festgestellten  Saatgutbedarfes  zum 
festgesetzten  Höchstpreise  zu  liefern. 

Weigert  sich  der  Besitzer,  dieser  Aufforderung  zu 
entsprechen,  kann  die  politische  Landesbehörde  die 
verlangten  Mengen  auf  Rechnung  und  Kosten  des  Be¬ 
sitzers  durch  den  Allgemeinen  Verband  landwirtschaft¬ 
licher  Genossenschaften  verkaufen;  den  Verkaufspreis 
hat  die  politische  Landesbehörde  unter  Berücksichtigung 
des  Höchstpreises  und  der  Tauglichkeit  als  Saatgut  nach 
Anhörung  von  Sachverständigen  endgültig  zu  bestimmen. 

§  5.  Von  den  bei  den  einzelnen  Besitzern  im  Zeit¬ 
punkte  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  vorhandenen 
Vorräten  dürfen  höchstens  25  Prozent  verarbeitet  oder 
verbraucht  werden. 

§  6.  Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  finden 
auf  Leinsaat,  die  nachweislich  aus  dem  Zollauslande 
stammt  mit  der  Ausnahme  keine  Anwendung,  daß  auch 
solche  Vorräte  der  im  §  1  festgesetzten  Anzeigepflicht 
unterliegen. 

§  7.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieser 
Verordnung  sind  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K-  °der 
mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Wochen  von  der  politi¬ 
schen  Behörde  erster  Instanz  zu  ahnden,  insoferne  diese 
Handlungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung 
fallen. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  j 
Kundmachung  in  Kraft. 
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Vertrieb  von  Brot  und  Gebäck.  Eine  Verordnung 
des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  den  Ministern 
des  Innern,  des  Ackerbaues  und  der  Finanzen  vom 
7.  Januar  1916,  womit  die  Ministerialverordnung  vom 
20.  Dezember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  379,  betreffend  die 
Erzeugung  und  den  Vertrieb  von  Brot  und  Gebäck,  er¬ 
gänzt  wird,  bestimmt: 

Artikel  I.  Im  §  9  der  Ministerialverordnung  vom 
20.  Dezember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  379,  betreffend  die 
Erzeugung  und  denVertrieb  von  Brot  und  Gebäck,  ist 
als  neuer  zweiter  Absatz  einzuschalten: 

»Von  diesem  Verbote  kann  die  politische  Landes¬ 
behörde  mit  Rücksicht  auf  bisherige  Ortsgepflogenheiten 
in  Ansehung  des  Brotbackens  Ausnahmen  gestatten.« 

Artikel  II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage 
ihrer  Kundmachung  in  Kraft. 

Kleinverschleiß  von  Mehl.  Eine  Verordnung  des 
k.  k.  Statthalters  im  Erzherzogtum  Österreich  unter  der 
Enns  vom  9.  Januar  1916,  Z.  W — 34/9,  lautet: 

Auf  Grund  des  §  19  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  21.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  167,  wird  in  Ab¬ 
änderung  der  hierortigen  Verordnung  vom  1.  Januar 
1916,  L.-G.-Bl.  Nr.  1,  verordnet,  wie  folgt: 

§  1.  Für  den  Detailverkehr  mit  Mehl,  unter  welchem 
der  Verkehr  zwischen  Kleinverschleißer  und  Selbstver¬ 
braucher  verstanden  wird,  werden  pro  kg  nachstehende 
Verschleißpreise  festgesetzt: 

Kronen 


Weizengrieß  ...  . — '90 

Backmehl . l-20 

Kochmehl  Nr.  I . — ’99 

»  »2 . — ‘67 

Brotmehl  (Weizenbrotmehl  und  Rogger gleichmehl)  — '48 


§  2.  Für  von  den  Hauptverkehrslinien  weit  abseits 
liegende  Orte  kann  ausnahmsweise  von  der  politischen 
Behörde  erster  Instanz  im  Hinblick  auf  besonders  er¬ 
höhte  Zufuhrkosten  ein  angemessener  Zuschlag  bestimmt 
werden. 

Bei  Abgabe  von  Mehl  unter  einem  kg  haben  Bruch¬ 
teile  unter  einem  Heller  für  einen  ganzen  Heller  zu 
gelten. 

§  3.  Jeder  Verschleißer  von  Mehl  ist  verpflichtet,  die 
in  seiner  Verkaufsstätte  vorrätigen  Mehle  mittels  einer 
deutlich  sichtbaren  Aufschrift  nach  den  einzelnen  Gat¬ 
tungen  zu  bezeichnen  und  neben  dieser  Bezeichnung 
gleichzeitig  die  Preise  der  einzelnen  Mehlgattungen  nach 
Gewicht  deutlich  ersichtlich  zu  machen. 

§  4.  Jede  Mischung  oder  sonstige  Veränderung  der 
Beschaffenheit  der  zum  Verkaufe  vorrätigen  Mehle  ist 
strengstens  verboten. 

§  5.  Jeder  Mehlverschleißer  hat  einen  Abdruck  dieser 
Verordnung  in  seiner  Verkaufsstätte  an  einer  aufallenden 
Stelle  deutlich  sichtbar  anzuschlagen. 

§  6.  Die  politischen  Behörden  erster  Instanz  sowie 
die  Polizeibehörden  sind  befugt,  durch  ihre  Organe 
oder  durch  hierzu  eigens  bestellte  Sachverständige  in 
den  Verkaufsstätten  jederzeit  Besichtigungen  vorzu¬ 
nehmen  und  nach  ihrer  Auswahl  Mehlproben  zum 
Zwecke  der  Untersuchung  zu  entnehmen. 

Die  Mehlverschleißer  und  ihre  Stellvertreter  sind  ver¬ 
pflichtet,  den  behördlichen  Organen  und  den  Sachver¬ 
ständigen  jede  von  ihnen  verlangte  Auskunft  zu  erteilen. 

Die  politischen  Behörden  erster  Instanz  sowie  die 
Polizeibehörden  sind  ermächtigt,  zu  diesen  Amtshand¬ 
lungen  auch  die  Organe  der  Finanzwache  und  der 
Lebensmittelpolizei  heranzuziehen. 

§  7.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden,  inso¬ 
weit  sie  nicht  der  strafgerichtlichen  Verfolgung  unter¬ 
liegen,  auf  Grund  des  §  35  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  21.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  167,  von  der  politi¬ 
schen  Bezirksbehörde  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  2000  K 
oder  mit  Arrest  bis  zu  drei  Monaten,  bei  erschwerenden 
Umständen  aber  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  5000  K 
oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft.  Nebstbei 


kann  gemäß  §  36  der  zitierten  kaiserlichen  Verordnung 
auch  auf  den  Verlust  der  Gewerbeberechtigung  erkannt 
werden. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  am  11.  Januar  1916  in 
Kraft. 

Mit  dem  gleichen  Tage  wird  die  Statthaltereiverord¬ 
nung  vom  1.  Januar  1916,  L.-G.-  und  V.-Bl.  Nr.  1,  außer 
Wirksamkeit  gesetzt. 

D  eutschland. 

Aus-  und  Einfuhrverbote.  Einer  amtlichen  Bekannt¬ 
machung  vom  7.  1.  M.  zufolge  wird  die  Aus-  und  Durch¬ 
fuhr  von  geglättetem  (satiniertem)  Druckpapier,  Vulkan¬ 
fiber  der  Nummer  65 1  b  des  statistischen  Warenverzeich¬ 
nisses  verboten. 

Beschlagnahme,  Verwendung  und  Veräußerung 
von  Bastfasern  (Jute,  Flachs,  Ramie,  europäischer 
Hanf  und  überseeischer  Hanf)  und  von  Erzeug¬ 
nissen  aus  Bastfasern.  Eine  den  zuständigen  Stellen 
zur  Veröffentlichung  übermittelte  Bekanntmachung  des 
königlich  preußischen  Kriegsministeriums  (Kriegsroh¬ 
stoftabteilung)  vom  23.  Dezember  1915  lautet: 

Nachstehende  Bekanntmachung  wird  auf  Ersuchen 
des  königlichen  Kriegsministeriums  hiermit  zur  allge¬ 
meinen  Kenntnis  gebracht  mit  dem  Bemerken,  daß  jede 
Zuwiderhandlung,  soweit  nicht  nach  den  allgemeinen 
Strafgesetzen  höhere  Strafen  verwirkt  sind,  gemäß  den 
Bekanntmachungen  über  die  Sicherstellung  von  Kriegs¬ 
bedarf  vom  24.  Juni  1915,  9.  Oktober  und  25.  No¬ 
vember  1915  und  den  Bekanntmachungen  über  Vorrats 
erhebungen  vom  2.  Februar  1915,  3.  September  1915 
und  21.  Oktober  1915  bestraft  wird. 

§  1.  Von  der  Bekanntmachung  betroffene 
Gegenstände.  Von  dieser  Bekanntmachung  werden 
betroffen : 

d)  alle  Bastfasern  im  Stroh  und  in  rohem,  ganz  oder 
teilweise  gebleichtem,  kremiertem  oder  gefärbtem  Zustand. 

Als  Bastfasern  im  Sinne  dieser  Bekanntmachung  sind 
anzusehen : 

Jute,  Flachs,  Ramie,  europäischer  Hanf,  außereuro¬ 
päischer  Hanf  (wie  Manilahanf,  Sisalhanf  oder  die  in¬ 
dischen  Hanfarten,  Neuseelandflachs  und  andere  Seiler¬ 
fasern),  sowie  alle  bei  der  Bearbeitung  entstehenden 
Wergarten  und  Abfälle. 

b)  Erzeugnisse  aus  Bastfasern. 

Nicht  betroffen  werden  diejenigen  Mengen  von  Bast¬ 
fasern  oder  Erzeugnissen  aus  ihnen,  welche  nach  dem 
25.  Mai  1915  aus  dem  Reichsausland  (nicht  Zollaus¬ 
land)  nachweislich  eingeführt  sind  (vgl.  §  7).  Die  von 
der  deutschen  Heeresmacht  besetzten  feindlichen  Ge¬ 
biete  gelten  nicht  als  Ausland  im  Sinne  dieser  Bekannt¬ 
machung.  Doch  werden  die  in  der  Zeit  vom  25.  Mai  1915 
bis  1.  September  1915  aus  Belgien  eingeführten  Bast¬ 
fasern  von  der  Bekanntmachung  nicht  betroffen. 

§  2.  Beschlagnahme.  Beschlagnahmt  werden 

hiermit : 

a)  die  im  §  14  bezeichneten  Bastfasern,  mit  Aus¬ 
nahme  des  ßastfaserstrohes  und  der  Abfälle; 

b)  die  fadenartigen  Halb-  und  Fertigerzeugnisse  aus 
Bastfasern,  wie  Garne,  Zwirne,  Seilfäden ; 

c)  alle  nach  Maßgabe  des  §  4  Nr.  2  auf  Vorrat  fertig¬ 
gestellten  Halb-  und  Fertigerzeugnisse  aus  Bastfasern. 

§  3.  Allgemeine  Verarbeitungserlaubnis. 
1.  Das  Bleichen  und  Färben  roher  Garne  in  den  Nummern 
bis  28  engl,  einschließlich  bleibt  erlaubt. 

2.  Ferner  bleibt  erlaubt: 

a )  die  Herstellung  von  Garnen,  die  nachweislich  zur 
Anfertigung  von  Nähgarnen,  beziehungsweise  Nähzwirnen 
bestimmt  sind. 

Werden  Garne  für  die  Verarbeitung  zu  Nähgarnen, 
beziehungsweise  Nähzwirnen  vom  Hersteller  abgegeben, 
so  hat  der  Abnehmer  schriftlich  zu  versichern,  daß  das 
Garn  zu  Nähgarn,  beziehungsweise  Nähzwirn  verarbeitet 
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werden  soll.  Diese  Versicherung  ist  von  dem  Hersteller 
als  Nachweis  über  die  Abgabe  des  Garnes  aufzu- 
bewahren ; 

b)  die  Herstellung  von  Seilerwaren  in  den  handwerks¬ 
mäßig  geführten  Betrieben,  soweit  sie  zur  Aufarbeitung 
der  am  15.  August  1915  in  dem  betreffenden  Betriebe 
vorhanden  gewesenen  Bastfasern  oder  Halberzeugnisse 
erfolgt ; 

c )  die  Verarbeitung  des  zehnten  Teiles  des  am  je¬ 
weiligen  Monatsersten  vorhandenen  Vorrats  von  folgenden 
Seilerfasern  zu  Seilerwaren  : 

Manila  brown,  Manila  daet,  Manila  strings,  Zaman- 
doque,  Mexico  fair  average  und  geringer; 

d)  die  Herstellung  von  Garnen  und  ihre  Weiterver¬ 
arbeitung  zu  Fertigerzeugnissen,  wenn  Rohstoff  Verwen¬ 
dung  findet,  welcher  zu  10  vom  Hundert  aus  beschlag¬ 
nahmten  Rohstoffen  und  im  übrigen  aus  einer  Mischung  von 
gerissenen  Bastfaserlumpen,  gerissenen  gebrauchten  Seiler¬ 
waren,  Fadenabfällen,  Kardenabfällen,  Papier  oder  zu 
15  vom  Hundert  aus  beschlagnahmten  Rohstoffen  und 
zu  85  vom  Hundert  nur  aus  Papier  besteht ; 

e )  die  Herstellung  von  Geweben  aus  Rohgarn  feiner 
als  Leinengarn  Nr.  44  engl,  oder  aus  ganz  oder  teil¬ 
weise  gebleichtem  oder  gefärbtem  Garn  feiner  als  Leinen¬ 
garn  Nr.  29  engl.  Garne,  welche  nur  gekocht  sind, 
gelten  nicht  als  gebleicht; 

f)  die  Verarbeitung  der  bei  Inkrafttreten  dieser  Be¬ 
kanntmachung  auf  Kettbäumen  befindlichen  Garne  ohne 
Rücksicht  auf  die  aus  ihnen  anzufertigende  Ware. 
Hierbei  kann  Schußgarn  beliebiger  Nummer  verwendet 
werden. 

§4.  Verarbeitungserlaubnis  nur  für  Kriegs¬ 
bedarf.  1.  Die  Verarbeitung  und  Verwendung  von 
Bastfasern  mit  Ausnahme  der  Herstellung  von  Garnen 
feiner  als  Leinengarn  Nr.  28  engl.1)  ist  erlaubt,  soweit 
sie  zur  Erfüllung  von  unmittelbaren  oder  mittelbaren 
Aufträgen  der  Heeres-  und  Marinebehörden  dienen 
(Kriegslieferungen). 

Der  Nachweis  der  Verwendung  zur  Erfüllung  einer 
Kriegslieferung  ist  zu  führen.  Für  jeden  mittelbaren  oder 
unmittelbaren  Auftrag  auf  eine  Kriegslieferung  muß  sich 
der  Hersteller  der  Halb-  oder  Fertigerzeugnisse  vor  der 
Anfertigung  von  Kriegslieferungen  aus  beschlagnahmten 
Beständen  im  Besitz  eines  ordnungsmäßig  ausgefüllten 
und  von  der  auftraggebenden  Behörde  unterschriebenen 
amtlichen  Belegscheines  für  Erzeugnisse  aus  Bastfasern 
befinden.  Vordrucke  für  diese  Belegscheine  sind  bei 
dem  Webstoffmeldeamt  der  Kriegsrohstoffabteilung  des 
königlich  preußischen  Kriegsministeriums,  Berlin  SW.  48, 
verlängerte  Hedemannstraße  11,  erhältlich. 

2.  Auch  ohne  einen  Auftrag  auf  Kriegslieferungen 
dürfen  Halb-  und  Fertigerzeugnisse  für  Kriegsbedarf  aus 
Bastfasern  auf  Vorrat  nach  Maßgabe  der  folgenden  Vor¬ 
schriften  hergestellt  werden : 

a)  Zu  Garnen  nicht  feiner  als  Leinengarn  Nr.  28 
engl,  und  zu  Seilerwaren  für  Kriegsbedarf  dürfen  Bast¬ 
fasern  in  einem  Umfang  verarbeitet  werden,  der  zwanzig 
Gewichtsteilen  vom  Hundert  jedes  einzelnen  am  1.  De¬ 
zember  1915  vorhandenen  Bestandes  an  gleichartigen 
Bastfasern  gleichkommt. 

Bei  der  Berechnung  der  Gesamtmenge  der  vorhanden 
gewesenen  Bestände  an  Bastfasern  sind  in  Abzug  zu 
bringen  die  Mengen  der  nach  dem  25.  Mai  1915  aus 
dem  Ausland  eingeführten  Rohstoffe  und  die  Mengen 
der  gemäß  §  3,  Nr.  2  c,  bezeichnten  Rohstoffe  und 
Nr.  2d  angeführten  Abfälle. 

Personen,  deren  Vorrat  am  1.  Dezember  1915  ge¬ 
ringer  war  als  ein  Zwöftel  des  im  Jahre  1913  ver¬ 
arbeiteten  Rohstoffgewichts,  dürfen  Garn  nicht  feiner 
als  Leinengarn  Nr.  28  engl,  und  Seilerwaren  für  Kriegs¬ 
bedarf  uneingeschränkt  auf  Vorrat  arbeiten. 

U  Garne  feiner  als  Leinengarn  Nr.  28  engl,  werden  auf  AntragJ  durch 
die  I.einengarnabrecbr  ungsstelle-Aktiengesellschaft,  Berlin  W.  56,  zugetcilt, 


Bei  der  Feststellung  der  Bestände  sind  als  Faserstroh 
vorhandene  Vorräte  nur  mit  einem  Fünftel  ihres  Gewichts 
in  Rechnung  zu  stellen  ; 

b)  zu  Geweben  für  Kriegsbedarf  dürfen  Bastfasergarne 
in  einem  Umfang  verarbeitet  werden,  der  25  Gewichts¬ 
teilen  vom  Hundert  der  Bastfasergarnbestände  vom  1.  De¬ 
zember  1915  gleichkommt. 

Bei  Berechnung  der  Gesamtmenge  der  Bastfasergarn¬ 
bestände  vom  1.  Dezember  1915  ist  die  Menge  der  nach 
dem  25.  Mai  1915  aus  dem  Ausland  eingeführten  Garne 
und  Zwirne  nicht  zu  berücksichtigen. 

Die  auf  Vorrat  hergestellten  Garne  und  Gewebe 
müssen  getrennt  von  den  übrigen  Beständen  gelagert 
werden  Es  ist  über  sie  ein  Lagerbuch  zu  führen,  aus 
welchem  die  Menge  sowie  jede  Änderung  und  Verwen¬ 
dung  dieser  Vorräte  ersichtlich  sein  muß. 

Als  Rohstoff-,  beziehungsweise  Garnvorrat  gelten  die 
nicht  in  Bearbeitung  genommenen  Mengen.  Auf  Lager 
befindliche  gehechelte  Fasern  und  Wergarten  sind  Roh¬ 
stoffbestände  im  Sinne  dieses  Paragraphen ;  ferner  sind 
als  Vorrat  alle  diejenigen  Halb-  oder  Fertigerzeugnisse 
anzusehen,  welche  die  Herstellungsmaschinen  (Webstuhl, 
Spinnstuhl,  Seilschlagmaschinen  und  andere)  verlassen 
haben. 

§  5.  Veräußerungserlaubnis  der  Bastfaser¬ 
rohstoffe.  Trotz  der  Beschlagnahme  ist  die  unmittel¬ 
bare  Veräußerung  und  Lieferung  von  Bastfaserrohstoffen 
an  Bastfaserspinnereien  und  -Seilereien  zulässig.  Eine 
Veräußerung  oder  Lieferung  an  andere  Personen  ist 
nur  zulässig,  wenn  diese  einen  schriftlichen  Auftrag 
einer  Bastfaserspinnerei  oder  -Seilerei  zur  Beschaffung 
von  Bastfaserrohstoffen  vorweisen. 

§  6.  Veräußerungserlaubnis  für  Bastfaser¬ 
erzeugnisse.  Trotz  der  Beschlagnahme  ist  gestattet: 

a)  die  Veräußerung  und  Lieferung  der  gemäß  §  2, 
Absatz  b ,  bezeichneten  fadenartigen  Erzeugnisse  wie 
Garne,  Zwirne,  Seilfäden,  unbeschränkt; 

b)  die  Auslieferung  der  gemäß  §  4,  Nr.  2,  hergestellten 
Erzeugnisse  nur  zur  Erfüllung  eines  Auftrages  auf  Kriegs¬ 
lieferungen  (§  4,  Nr.  1). 

§  7.  Austauscherlaubnis.  Gegen  die  nach  §  1, 
letzter  Absatz,  von  der  Beschlagnahme  nicht  betroffenen 
Rohstoffe  oder  Halberzeugnisse  kann  dieselbe  Menge 
beschlagnahmter  gleichartiger  Rohstoffe,  beziehungsweise 
Halberzeugnisse  ausgetauscht  werden. 

§  8.  Ausnahmen.  Ausnahmen  von  dieser  Bekannt¬ 
machung  können  durch  die  Kriegsrohstoffabteilung  des 
königlich  preußischen  Kriegsministeriums  in  Berlin  be¬ 
willigt  werden.  Schriftliche,  mit  eingehender  Begründung 
versehene  Anträge  sind  an  das  königlich  preußische 
Kriegsministerium,  Kriegsrohstoffabteilung,  Sektion  W.  III, 
einzureichen. 

§  9.  Inkrafttreten.  Die  Bekanntmachung  tritt  am 
27.  Dezember  1915  in  Kraft. 

Mit  dem  Inkrafttreten  der  Bekanntmachung  werden 
die  Anordnungen  der  Bekanntmachung,  betreffend  Her¬ 
stellungsverbot  für  Erzeugnisse  aus  Bastfasern,  auf¬ 
gehoben. 

Die  Fristen  des  Wechsel-und  Scheckrechtes  für 
Elsaß-Lothringen.  Der  Bundesrat  hat  am  6.  Januar 
1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

Die  Fristen  für  die  Vornahme  einer  Handlung,  deren 
es  zur  Ausübung  oder  Erhaltung  des  Wechselrechtes 
oder  des  Regreßrechtes  aus  dem  Scheck  bedarf,  werden, 
soweit  sie  nicht  am  31.  Juli  1914  abgelaufen  waren, 
für  die  in  Elsaß-Lothringen  zahlbaren  Wechsel  oder 
Schecks  in  der  Weise  verlängert,  daß  sie  mit  dem  1.  Mai 
1916  ablaufen,  sofern  sich  nicht  aus  anderen  Vor¬ 
schriften  ein  späterer  Ablauf  ergibt. 

Diese  Vorschrift  findet  keine  Anwendung  auf  die 
Frist,  innerhalb  deren  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften 
der  Regreßpflichtige  von  der  Nichtzahlung  des  YY  echsels 
ödes  Schecks  zu  benachrichtigen  ist. 
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Regelung  des  Verkehrs  mit  Lastkraftfahrzeugen 

Der  Bundesrat  hat  am  22.  Dezember  1915  folgendes 
beschlossen : 

1.  Die  höheren  Verwaltungsbehörden  werden  er¬ 
mächtigt,  für  die  zum  Verkehr  zugelassenen  Lastkraft 
fahrzeoge  auf  Antrag  des  Eigentümers  von  der  Vor¬ 
schrift  im  §  3,  Abs.  2,  der  Verordnung  über  den  Ver 

,  ,  .  ,  3.  Februar  1010  , 

kehr  mit  Kraftfahrzeugen  vom  - - — ; - z — ,  wonach 
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die  Radkränze  der  Fahrzeuge  mit  Gummi  oder  mit 
einem  anderen  elastischen  Stoffe  bereift  sein  müssen, 
Befreiung  zu  gewähren. 

Die  Ermächtigung  gilt  auch  für  solche  Lastkraftfahr¬ 
zeuge,  die  weiterhin  zum  Verkehre  zugelassen  werden, 
sofern  sich  diese  Fahrzeuge  am  31.  Dezember  1915  im 
Deutschen  Reiche  oder  in  den  von  den  deutschen 
Truppen  besetzten  feindlichen  Gebietsteilen  befinden. 

2.  Die  höchstzulässige  Fahrgeschwindigkeit  beträgt  bei 
den  gemäß  Ziffer  1  mit  nicht  elastischer  Bereifung  zu¬ 
gelassenen  Lastkraftfahrzeugen : 

a )  sofern  das  Gesamtgewicht  5 '5  t  nicht  übersteigt, 
außerhalb  geschlossener  Ortsteile  15  km,  innerhalb  ge¬ 
schlossener  Ortsteile  12  km  in  der  Stunde; 

b)  sofern  das  Gesamtgewicht  5-5  t  übersteigt,  außer¬ 
halb  geschlossener  Ortsteile  12  km,  innerhalb  ge¬ 
schlossener  Ortsteile  8  km  in  der  Stunde. 

Die  Fahrgeschwindigkeit  kann,  wenn  die  Verhältnisse 
es  erfordern,  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  auf 
ein  geringeres  Maß  festgesetzt  werden. 

3.  Die  Erlaubnis  zur  Verwendung  einer  nicht  elasti 
sehen  Bereifung  ist  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
nur  auf  jederzeitigen  Widerruf  zu  erteilen.  Sie  gilt  nur 
für  den  Bezirk  dieser  Behörde,  sofern  nicht  im  Einver¬ 
nehmen  mit  den  in  Betracht  kommenden  benachbarten 
Behörden  ein  weiterer  Verkehrsbezirk  festgesetzt  wird 

4.  Bei  der  Erteilung  einer  Erlaubnis  hat  die  höhere 
Verwaltungsbehörde  Bestimmungen  über  die  zulässigen 
Höchstgeschwindigkeiten,  den  Verkehrsbereich  und  die 
Verkehrswege  zu  treffen;  die  Bestimmungen  sind  in  die 
Zulassungsbescheinigung  einzutragen. 

5.  Die  Vorschriften  unter  1  bis  4  finden  auf  An¬ 
hängewagen  hinsichtlich  der  Befreiung  von  der  Vor¬ 
schrift  im  §  25,  Abs.  1,  Nr.  2  der  Verordnung  vom 

3.  Februar  igio  .  ,  „  ,  .  ,  ,  . 

- — : - - —  mit  der  Maßgabe  entsprechende  An- 
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Wendung,  daß  von  einem  Lastkraftfahrzeuge  nur  ein  mit 
nicht  elastischer  Bereifung  versehener  Anhängewagen  mit¬ 
geführt  werden  darf  und  daß  die  zulässige  Höchstge¬ 
schwindigkeit  außerhalb  geschlossener  Ortsteile  12  km 
und  innerhalb  geschlossener  Ortsteile  8  km  in  der  Stunde 
beträgt. 

6.  Für  Lastkraftfahrzeuge  und  Anhängewagen,  die  im 
Eigentume  der  Militärverwaltung  stehen,  wird  die  Er¬ 
laubnis  zur  Verwendung  einer  nicht  elastischen  Be¬ 
reifung  von  den  für  die  Zulassung  der  militärischen 
Kraftfahrzeuge  nach  Maßgabe  der  Verordnung  vom 
23.  Oktober  1914  zuständigen  Stellen  erteilt.  Die  vor¬ 
stehend  in  Ziffer  1,  Abs.  2,  vorgesehene  Beschränkung 
gilt  hier  nicht. 

7.  Die  vorstehenden  Vorschriften  treten  mit  dem 
I.  Januar  1916  in  Kraft. 


Herstellung  von  Süßigkeiten.  Eine  amtliche  Be¬ 
kanntmachung  vom  30.  Dezember  1915  bestimmt: 

§  i.  Die  Regelung  und  Überwachung  des  Verkehres 
mit  Zucker  zur  Verarbeitung  in  gewerblichen  Betrieben, 
in  denen  Süßigkeiten  im  Sinne  der  §§  1  und  3,  Abs.  2, 
der  Bundesratsverordnung  vom  16.  Dezember  1915,  sei 
es  allein  oder  zusammen  mit  anderen  Waren,  hergestellt 
werden,  wird  einer  Zuckerzuteilungsstelle  für  das  deutsche 
Süßigkeitengewerbe  übertragen.  Diese  Zuckerzuteilungs¬ 
stelle  wird  unter  Aufsicht  des  Reichskanzlers  (Reichsamt 
des  Innern)  von  der  Vereinigung  Deutscher  Zucker¬ 
waren-  und  Schokoladefabrikanten  e.  V.  in  Würzburg 
verwaltet. 


§  2.  Unternehmer  gewerblicher  Betriebe,  in  denen 
Süßigkeiten  hergestellt  werden  (Süßigkeitenhersteller), 
haben  der  Zuckerzuteilungsstelle  in  Würzburg  bis 
spätestens  15.  Januar.  1916  unter  Benutzung  der  als 
Anlagen  I  und  II  beigefügten  Vordrucke  Erklärungen1) 
abzugeben  : 

1.  Über  die  Zuckermengen,  die  sie  in  der  Zeit  vom 
1.  Oktober  1914  bis  30.  September  1915  verarbeitet 
haben  oder  zur  Verfügung  hatten,  und  zwar  gesondert 

d)  nach  der  Verarbeitung  zu  Süßigkeiten  im  Sinne 
des  §,  3  Abs.  2,  der  Verordnung  vom  16.  Dezember  1915, 

b)  nach  der  Verarbeitung  zu  anderen  Waren, 

c)  nach  den  Zuckermengen,  die  sie  nicht  verarbeitet 
oder  über  die  sie  in  anderer  Weise  verfügt  haben  (zum 
Beispiel  im  Handel); 

2.  über  die  Zuckermengen,  über  die  sie  am  1.  Januar 
1916  in  ihrem  Gewerbebetrieb  verfügten. 

Mangels  ausreichender  Aufzeichnungen  über  die  in 
der  Zeit  vom  1.  Oktober  1914  bis  30.  September  1915 
im  Besitz  gewesenen  und  verarbeiteten  Zuckermengen 
und  über  deren  Ausscheidung  nach  den  unter  Ziffer  1 
bezeichneten  Verwendungsarten  sind  Schätzungen  zulässig. 
Gleiches  gilt,  sofern  der  Betrieb  am  1.  Oktober  1914 
noch  nicht  bestanden  oder  in  der  Zeit  vom  1.  Oktober 
1914  bis  zum  30.  September  1915  Unterbrechungen 
erfahren  hat. 

§  3.  Die  Zuckerzuteilungsstelle  hat  die  nach  §  2  ab¬ 
gegebenen  Erklärungen  der  Süßigkeitenhersteller  zu 
prüfen  oder  durch  von  ihr  beauftragte  Sachverständige 
prüfen  zu  lassen.  Sie  ist  befugt,  beim  Fehlen  der  Er¬ 
klärungen  selbst  Schätzungen  vorzunehmen. 

Die  Zuckerzuteilungsstelle  setzt  darnach  die  Zucker¬ 
mengen  fest,  welche  die  Süßigkeitenhersteller  gemäß  §  1 
der  Bundesratsverordnung  vom  16.  Dezember  1915  im 
Jahre  1916  zu  Süßigkeiten  verarbeiten  dürfen  (Zucker¬ 
anteil).  Die  Zuckerzuteilungsstelle  kann  bei  nachge¬ 
wiesenen,  unverschuldeten  und  ausnahmeweisen  Betriebs¬ 
störungen  während  der  Zeit  vom  1.  Oktober  1914  bis 
30.  September  1915  eine  entsprechende  Erhöhung  des 
Zuckeranteils  vornehmen.  Sie  kann  die  Zuteilung  von 
der  Erfüllung  bestimmter  Vorschriften  über  die  Ver¬ 
wendung  abhängig  machen. 

Gegen  die  Festsetzungen  der  Zuckerzuteilungsstelle  ist 
Beschwerde  an  einen  Heschwerdeausschuß  zulässig.  Der 
Beschwerdeausschuß  besteht  aus  einem  Vorsitzenden, 
einem  Vertreter  der  Vorsitzenden,  zwei  Vertretern  der 
Vereinigung  Deutscher  Zuckerwaren-  und  Schokolade¬ 
fabrikanten  e.  V.  in  Würzburg  und  je  einem  Vertreter 
des  Verbandes  Deutscher  Schokoladefabrikanten  in 
Dresden  und  des  Verbandes  Deutscher  Keksfabrikanten 
in  Berlin.  Die  näheren  Bestimmungen  bleiben  Vor¬ 
behalten. 

Die  Entscheidung  des  Beschwerdeausschusses  ist 
endgültig. 

§  4.  Die  Süßigkeitenhersteller  dürfen  vom  1.  Januar  1916 
ab  Zucker  für  ihre  Betriebe,  und  zwar  nicht  bloß  zur 
Verarbeitung  zu  Süßigkeiten,  sondern  auch  zur  Verar¬ 
beitung  zu  anderen  Waren  oder  zu  anderen  Zwecken 
(Handel),  sei  es  käuflich  oder  zur  Verarbeitung  gegen 
Lohn  u.  s.  w.,  nur  beziehen,  wenn  sie  gleichzeitig  den 
Abgebern  der  Zuckermengen  die  von  der  Zuckerzutei¬ 
lungsstelle  auf  Antrag  nach  Muster  der  Anlage  III  aus¬ 
zufertigenden  Bezugsscheine  über  die  jeweils  zu  über¬ 
nehmenden  Zuckermengen  aushändigen. 

Abgeber  von  Zuckermengen  dürfen  Zucker  an  Süßig¬ 
keitenhersteller  nur  gegen  Aushändigung  der  Bezugs¬ 
scheine  über  die  abzugebenden  Zuckermengen  liefern; 
sie  haben  den  Empfang  der  Bezugsscheine  innerhalb 
einer  Woche  nach  Übergabe  der  Zuckermengen  unter 
Benutzung  des  vom  Zuckerbezugsschein  abgetrennten 
Vordrucks  mittels  eingeschriebenen  Briefes  an  die  Zucker¬ 
zuteilungsstelle  anzuzeigen. 

')  Hier  nicht  abgedruckt. 
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Die  Zuckerbezugsscheine  sind  nur  für  die  darin  be¬ 
nannten  Süßigkeitenhersteller  zur  Benutzung  gültig.  Über¬ 
tragungen  der  Zuckerbezugsscheine  an  andere  sind 
verboten. 

Die  Abgeber  von  Zucker  haben  die  von  den  Süßig¬ 
keitenherstellern  übergebenen  Zuckerbezugsscheine  auf¬ 
zubewahren  und  auf  Verlangen  der  Zuckerzuteilungs¬ 
stelle  oder  den  nach  §  4  der  Verordnung  vom  16.  De¬ 
zember  1915  befugten  Beamten  der  Polizei  und  beauf¬ 
tragten  Sachverständigen  zur  Einsicht  vorzulegen. 

§  5.  Von  den  am  1.  Januar  1916  zum  Gewerbe¬ 
betrieb  der  Süßigkeitenhersteller  verfügbaren  und  von 
diesem  Tage  ab  dazu  übernommenen  Zuckermengen 
dürfen  zur  Herstellung  von  Süßigkeiten  nur  jene  Mengen 
verarbeitet  werden,  welche  dem  Zuckeranteil  des  Süßig¬ 
keitenherstellers  entsprechen. 

Über  den  Bezug  und  die  Verwendung  von  Zucker¬ 
mengen  haben  die  Süßigkeitenhersteller  unter  Benutzung 
des  als  Anlage  IV  gegebenen  Musters  Buch  zu  führen, 
woraus  außer  dem  Bezug  des  Zuckers  ersichtlich  sein  muß, 

1.  welche  Zuckermengen  sie  in  ihren  Betrieben  vom 

1.  Januar  1916  an  zu  Süßigkeiten  verarbeitet  haben; 

2.  welche  Zuckermengen  sie  in  ihren  Betrieben  vom 
1.  Januar  1916  an  zu  anderen  Waren  verarbeitet  haben; 

3.  welche  Zuckermengen  sie  nicht  verarbeitet  oder 
unverarbeitet  an  andere  abgegeben  haben ; 

4.  welche  Mengen  von  Süßigkeiten  und  anderen  Waren 
sie  hergestellt  haben. 

Die  Süßigkeitenhersteller  haben  diese  Bücher  sowie 
ihre  sonstigen  Geschäftsaufzeichnungen  auf  Verlangen 
der  Zuckerzuteilungsstelle  oder  den  Beamten  der  Polizei 
und  beauftragten  Sachverständigen  zur  Einsicht  vor¬ 
zulegen,  ferner  die  im  §  4  der  Verordnung  vom  16.  De¬ 
zember  1915  bestimmte  Auskunft  zu  geben. 

§  6.  Die  Ausfertigung  der  Zuckerzuteilungsscheine 
erfolgt  nur  gegen  eine  gleichzeitig  mit  dem  Antrag  auf 
Ausfertigung  an  die  Zuckerzuteilungsstelle  zu  entrichtende 
Gebühr  von  10  Pfennig  für  jeden  zuzuteilenden  Doppel¬ 
zentnerzucker. 

Die  Gebühr  wird  zur  Deckung  der  Kosten  der  Zucker¬ 
zuteilungsstelle  nach  näherer  Weisung  des  Reichskanzlers 
verwendet. 

§  7.  Zuwiderhandlungen  werden  gemäß  §  8,  Nr.  4, 
der  Bundesratsverordnung  vom  16.  Dezember  1915 
(R.-G.-Bl.  S.  821)  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder 
mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten  bestraft. 

Ergänzung  der  Bekanntmachung  über  die  Preise 
und  sonstigen  Vergütungen  für  Kraftfuttermittel. 
Der  Bundesrat  hat  am  6.  Januar  1916  auf  Grund  der 
§§  5,  6  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Kraft- 
fuctermitteln  vom  28.  Juni  1915  beschlossen,  die  Be¬ 
kanntmachung  über  die  Preise  und  sonstigen  Vergütungen 
für  Kraftfuttermittel  vom  19.  August  1915  wie  folgt  zu 
ergänzen : 

I.  Den  im  §  1  der  Bekanntmachung  genannten  Gegen¬ 
ständen  treten  hinzu:  Preis  für  1 1 

(1000  kg) 

M  ark 


Peluschken .  350 

Hülsenfrüchte,  die  für  die  menschliche  Ernährung  nicht 

geeignet  sind  .  .  .  350 

Gemenge  von  Gerste  mit  Hülsenfrüchten .  300 

Abfälle  der  Buchweizenmüllerei  (Buchweizenschale 

und  Kleie)  .  48 

Rizinusmehl,  entgiftet  .  .  . .  240 

Futter,  das  durch  Verarbeitung  des  Heidekrautes  auf 

Futtermehl  hergestellt  ist . 25 

Eicheln,  lufttrocken . 190 

Eicheln,  ganze,  gedörrt  (nicht  mehr  als  15  vom  Hundert 

Wasser  enthaltend) . 340 

Eicheln,  gedörrt  (nicht  mehr  als  15  vom  Hundert 

Wasser  enthaltend)  und  geschält .  440 

Roßkastanien,  lufttrocken . .  .  150 

Roßkastanien,  gedörrt  (nicht  mehr  als  15  vom  Hundert 
Wasser  enthaltend)  und  gequetscht  ....  280 


II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver 
kündung  in  Kraft. 


Verbot  der  Verwendung  von  pflanzlichen  und 
tierischen  Ölen  und  Fetten  zu  technischen  Zwecken. 

Der  Bundesrat  hat  am  6.  Januar  1916  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen: 

§  1.  Butter,  Butterschmalz,  Margarine,  Kunstspeisefett 
und  Schweineschmalz  dürfen  zu  technischen  Zwecken 
nicht  verarbeitet  oder  sonst  verwendet  werden. 

Das  Verbot  findet  auf  die  Herstellung  von  Nahrungs¬ 
mitteln  keine  Anwendung. 

§  2.  Pflanzliche  und  tierische  Öle  und  Fette  dürfen 
zur  Herstellung  von  Seife  oder  Leder  jeder  Art  nicht 
verarbeitet  oder  sonst  verwendet  werden.  Sie  dürfen 
ferner  nicht  gespalten  werden. 

Die  Bestimmungen  des  Abs.  1  gelten  nicht  für  das 
bei  der  Herstellung  von  Leder  anfallende  Fett,  insbe¬ 
sondere  das  Leimleder. 

§  3.  Der  Reichskanzler  kann  das  Verbot  des  §  1 
auf  andere  pflanzliche  und  tierische  Fette  und  auf  Öle 
dieser  Art,  das  Verbot  des  §  2  auf  andere  Verwen¬ 
dungszwecke  ausdehnen.  Er  kann  Ausnahmen  von  den 
Vorschriften  dieser  Verordnung  zulassen. 

§  4.  Wer  den  Vorschriften  der  §§  1,  2  zuwider¬ 
handelt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit 
Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten  bestraft. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  15.  Januar  1916 
in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des 
Außerkrafttretens. 

Die  weitergehenden  Beschränkungen  in  der  Ver¬ 
wendung  von  Ölen  und  Fetten,  die  durch  die  Verord¬ 
nung  über  die  Verwendung  von  Erdölpech  und  Öl  vom 
29.  April  1915,  die  Verordnung  über  die  Verwendung 
tierischer  und  pflanzlicher  Öle  und  Fette  vom  9.  Ok¬ 
tober  1915  und  die  Verordnung  über  das  Verbot  des 
Anstreichens  mit  Farben  aus  pflanzlichem  oder  tieri¬ 
schem  Öl  vom  14.  Oktober  und  11.  November  1915 
angeordnet  worden  sind,  bleiben  unberührt. 

Die  Vorschrift  im  §  12  der  Verordnung  über  Öle 
und  Fette  vom  8.  November  1915  tritt  außer  Kraft. 

Bekanntmachung,  betreffend  Saatkartoffeln.  Der 
Bundesrat  hat  am  6.  Januar  1916  folgende  Verordnung 
erlassen : 

§  1.  Die  Höchstpreise  für  Kartoffeln  gelten  bis  zum 
15.  Mai  1916  nicht  für  Kartoffeln,  die 

1.  vom  Erzeuger  unmittelbar  an  Landwirte  als  Saat¬ 
kartoffeln  zur  Aussaat  verkauft  werden,  oder 

2.  von  Händlern,  die  von  der  höheren  Verwaltungs¬ 
behörde  die  Erlaubnis  zum  Handel  mit  Saatkartoffeln 
erhalten  haben,  als  Saatkartoffeln  verkauft  werden,  oder 

3.  von  zugelassenen  Händlern  (Nr.  2)  als  Saatkartoffeln 
an  andere  zugelassene  Händler  oder  an  Landwirte  ver¬ 
kauft  werden  oder  an  solche  Personen,  welche  durch 
eine  Bescheinigung  der  Ortspolizeibehörde  den  Nach¬ 
weis  erbringen,  daß  sie  in  der  Lage  sind,  die  anzu¬ 
kaufenden  Kartoffeln  unmittelbar  zu  Saatzwecken  zu¬ 
verwenden. 

Der  in  Nr.  2  vorgesehenen  Erlaubnis  bedürfen  auch 
die  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  und  landwirt¬ 
schaftlichen  Vereine. 

§  2.  Die  Erlaubnis  zum  Handeln  mit  Saatkartoffeln 
(§  1,  Nr.  2)  wird  von  der  höhere  Verwaltungsbehörde 
erteilt,  in  deren  Bezirk  der  Händler  seine  gewerbliche 
Niederlassung  hat.  Sie  gilt  für  das  Reichsgebiet  und  ist 
jederzeit  widerruflich.  Sie  darf  nur  einer  dem  Bedürfnis 
entsprechend  beschränkten  Anzahl  von  Personen  erteilt 
werden,  die,  abgesehen  von  landwirtschaftlichen  Ge¬ 
nossenschaften  und  landwirtschaftlichen  Vereinen,  bereits 
vor  dem  1.  August  1914  den  gewerbsmäßigen  Handel 
mit  Saatkartoffeln  ausgeübt  haben  müssen. 

§  3.  Die  zugelassenen  Händler  haben  besondere 
Bücher  über  ihre  Geschäftsabschlüsse  in  Saatkartoffeln 
zu  führen.  Sie  haben  darin  den  Namen  des  Vertrags¬ 
gegners,  die  Menge  und  den  Preis  ersichtlich  zu  machen. 
Auch  ist  anzugeben,  ob  der  Vertragsgegner  Landwirt, 
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Händler  oder  eine  nach  §  i,  Nr.  3,  sonst  zugelassene 
Person  ist. 

Zu  dieser  Buchführung  sind  auch  Landwirte  ver¬ 
pflichtet,  die  gewerbsmäßig  Saatkartoffeln  züchten  und 
verkaufen. 

§  4.  Die  nach  §  3  zu  führenden  Bücher  sind  der 
zuständigen  Behörde  auf  Verlangen  jederzeit  vorzulegen. 

§  5.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung. 

§  6.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  im 
§  3  und  4  dieser  Verordnung  sowie  die  nach  §  5  er¬ 
lassenen  Bestimmungen  werden  mit  Gefängnis  bis  zu 
sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M. 
bestraft. 

§  7.  Verträge  über  Lieferung  von  Saatkartoffeln,  die 
vor  dem  29.  Oktober  1915  zu  einem  höheren  als  dem 
Höchstpreis  oder  nach  dem  28.  Oktober  1915  zu  Höchst¬ 
preisen  abgeschlossen  sind,  werden  aufgehoben,  soweit 
nicht  Lieferung  bei  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  er¬ 
folgt  ist. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Italien. 

Verlängerung  der  Zollfreiheit  für  Getreide.  Ein 
Dekret  der  Statthalterschaft  vom  21.  November  1915 
verfügt  die  Verlängerung  der  Geltungsdauer  des  könig¬ 
lichen  Dekretes  vom  31.  Januar  1915,  womit  die  Zoll¬ 
freiheit  für  die  Einfuhr  von  Weizen,  anderem  Getreide 
und  Mehl  angeordnet  wurde,  bis  30.  Juni  1916. 

Belgien. 

Entschädigungsamt.  Das  »Gesetz- und  Verordnungs¬ 
blatt  für  die  okkupierten  Gebiete  Belgiens«  vom  26.  Ok¬ 
tober  1915  enthält  folgende  Verordnung  des  General¬ 
gouverneurs  in  Belgien,  betreffend  das  Entschä¬ 
digungsamt. 

Art.  I.  In  Abänderung  meiner  Verordnung  vom 
2.  April  1915  —  Nr.  59  des  »Gesetz-  und  Verordnungs¬ 
blattes«  —  und  vom  22.  Mai  1915  —  Nr.  80  des 
»Gesetz-  und  Verordnungsblattes«  —  erhält  die  »Vor¬ 
schußkasse  beim  Generalgouverneur  in  Belgien«  die  Amts¬ 
bezeichnung  »E 11 1 s c  h ä d  i g un g s  a m  t  beim  General¬ 
gouverneur  in  Belgien.« 

Art.  II.  Das  Entschädigungsamt  hat  folgende  Auf¬ 
gaben  : 

1.  Es  hat  Anträge  auf  Entschädigung  für  die  in 
Belgien  beschlagnahmten  Massengüter  entgegenzunehmen 
und  die  Entscheidung  der  Reichsentschädigungskom¬ 
mission  durch  Anstellung  der  erforderlichen  Ermitte¬ 
lungen  vorzubereiten. 

2  Es  setzt  Teilentschädigungen  für  beschlagnahmte 
Massengüter  fest  unter  Vorbehalt  der  Endentscheidung 
durch  die  Reichsentschädigungskommission. 

3.  Es  vermittelt  die  Auszahlung  der  von  ihr,  der 
Reichsentschädigungskommission  oder  anderen  deutschen 
Entschädigungsbehörden  festgestellten  Entschädigungs¬ 
beträge  durch  die  Sociötd  Gönörale  de  Belgique  in 
Brüssel,  sofern  der  bewilligte  Entschädigungsbetrag  in 
einem  Guthaben  bei  deutschen  Banken  gewährt  wird 

Art.  III.  Das  Entschädigungsamt  besteht  aus  min¬ 
destens  drei  ständigen  Mitgliedern,  die  Mitglieder  der 
Reichsentschädigungskommission  sein  müssen.  Den 
übrigen  vom  Herrn  Reichskanzler  berufenen  Mitgliedern 
der  Reichsentschädigungskommission  lege  ich  jeweils  für 
die  Dauer  einer  dienstlichen  Betätigung  im  Gebiete  des 
Generalgouvernements  die  Befugnisse  als  nicht  ständige 
Mitglieder  des  Entschädigungsamtes  bei. 

Der  Geschäftsverkehr  des  Entschädigungsamtes  wird 
durch  die  Geschäftsordnung  geregelt.  Die  Geschäftsauf¬ 
sicht  wird  nach  Maßgabe  der  darüber  getroffenen  Be¬ 
stimmungen  durch  ein  Kuratorium  von  drei  Mitgliedern 
ausgeübt,  zu  dem  der  kaiserliche  Generalkommissär  für 


die  Banken  in  Belgien,  der  Präsident  der  Reichsent 
Schädigungskommission  und  ein  von  mir  bestimmtes 
Mitglied  der  Bankabteilung  gehören.  Den  Vorsitz  führt 
der  kaiserliche  Generalkommissär  für  die  Banken. 

Schweiz. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Ein  Beschluß  des  schweizeri¬ 
schen  Bundesrates  vom  30.  Dezember  1915  ordnet 
folgendes  an : 

Artikel  1.  Die  am  18.  September,  20.  und  27.  Ok¬ 
tober,  27.  November,  1.  und  14.  Dezember  1914, 
22.  Januar  5.  und  16.  Februar,  2.  und  16.  März, 
6.  und  23.  April,  14.  Juni,  2.  und  16.  Juli,  9.  und 
19.  Oktober,  5.  November  und  11.  Dezember  1915 
erlassenen  Ausfuhrverbote  werden  auf  folgende  Artikel 
ausgedehnt: 

Kindermehl  (Nr.  iq  des  Zolltarifs); 

Zuckerwaren  und  Zuckerbäckerwaren,  mit  Einschluß 
von  Ovomaltine,  Malzpräparaten  etc.,  soweit  deren  Aus¬ 
fuhr  nicht  bereits  verboten  ist  (Nr.  102); 

Suppenwürze  (Maggiwürze  und  dergleichen) ;  Saucen 
(aus  Nr.  103); 

Faßholz,  gespalten,  mit  der  Axt  beschlagen  oder  ge¬ 
sägt;  Faßdauben  und  Faßbodenteile  aus  Holz  (Nr.  239 
und  aus  den  Nrn.  248,  250  und  256 zz) ; 

Verpackungsmaterial,  gewöhnliches  (Packkisten,  Pack¬ 
fässer  und  dergleichen),  aus  weichem  Holz,  für  trockene 
Gegenstände,  sowie  Bestandteile  von  solchen,  wie  Kisten - 
bretter  etc.;  Holzwolle  (Nr.  248); 

Naben,  Landenbäume  und  Felgen  aus  Holz  jeder 
Art,  unfertig,  nur  gesägt  oder  gespalten;  Holzklötze  zu 
Schuhleisten  (Nr.  249); 

Bretter  und  Latten,  gefalzt,  genutet,  gehobelt,  auch 
zu  einem  bestimmten  Zweck  zugeschnitten  (aus  Nr.  250); 

Papier,  Druck-,  Schreib-,  Post-  und  Zeichnungspapier, 
einfarbig,  ohne  nachträgliche  Bearbeitung,  anderes  als 
Zeitungsdruckpapier  der  Nr.  300  des  Zolltarifs,  dessen 
Ausfuhr  bereits  verboten  ist  (Nr.  301);  mehrfarbig 
(Nr.  302);  _ 

Kartons  im  Gewichte  von  200  g  pro  m 2  und  darüber 
(Nrn.  303  und  304); 

Papiere,  Kartons,  Pappen:  liniert  (Nr.  305); 

Pappen,  gestrichen  oder  mit  gestrichenem  Papier 
überzogen;  farbig  gemustert;  mit  gepreßten  oder  ge¬ 
prägten  Dessins  (Nrn.  3060:  und  b)\ 

Papiere  und  Kartons :  gestrichen  oder  mit  gestrichenem 
Papier  überzogen;  farbig,  gemustert;  plissiert,  perforiert, 
gummiert;  nicht  lichtempfindliche  Papiere  (Nrn  300  z- 
und  d)\ 

Asbest,  Mika  und  Mikanit  in  Tafeln,  auch  in  Ver¬ 
bindung  mit  Geweben  (aus  Nr.  634); 

Asbest,  Mika  und  Mikanit  in  Röhren  und  anderen 
Formstücken,  auch  in  Verbindung  mit  anderen  Materia¬ 
lien  (aus  Nr.  635); 

Asphalt  und  Erdharze  aller  Art,  roh  (Nr.  639); 

sogenannte  Säureflaschen  aus  gewöhnlichem,  schwarzen, 
braunem  oder  grünem  Glas,  auch  umflochten  oder  in 
Eisenblechreifen,  in  Größen  von  25  l  Inhalt  und  darüber 
(aus  den  Nrn.  691  und  696): 

Fahrräder,  mit  oder  ohne  Motor,  sowie  Bestandteile 
von  solchen  (Nrn.  913«  und  914«,  915  bis  917  und 
andere); 

Weinhefe,  trocken  (Nr.  997); 

Farbstoffe  aus  Steinkohlenteer; 

Alizarin,  künstliches  (Nr.  1097); 

Anilin-,  Anthrazen-,  Naphtalin-  und  andere  Teerfarben, 
sowie  Mischungen  mit  solchen,  auch  zubreitet  (Nr.  1098 
und  aus  den  Nrn.  1102,  1109  und  1110); 

Indigo,  natürlicher  und  künstlicher;  Indigolösung 
(Nr.  1099); 

alle  übrigen  Farbstoffe  und  Farben,  soweit  deren 
Ausfuhr  nicht  bereits  verboten  ist  (Nr.  1089  bis  1111). 

Artikel  2.  Dieser  Beschluß  tritt  am  3.  Januar  1916 
in  Kraft. 
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Der  Außenhandel  Englands  1915.  Die  Zahlen  der  Aus- 
und  Einfuhr  Großbritanniens  1915  zeigen,  daß  es  bisher 
den  Bemühungen  der  englischen  Regierung  und  der 
englischen  Kaufleute  nicht  gelungen  ist,  das  Mißver¬ 
hältnis  zwischen  Ausfuhr  und  Einfuhr,  wie  es  sich  als 
Folge  des  Krieges  herausgebildet  hat,  wesentlich  zu 
ändern.  Dies  dokumentiert  besonders  die  nachfolgende 
Zusammenstellung  der  Aus-  und  Einfuhrzahlen  in  den 
einzelnen  Monaten  der  Jahre  1915  und  1914: 

Ausfuhr  Ausfuhr  Einfuhr  Einfuhr 

1915  1914  1915  1914 


Januar  . 

.  28,247.592 

47,306.165 

67,401.006 

Februar 

26,17b.  937 

41,261.797 

65,268.815 

März  .  . 

30,176.066 

44,518.661 

75,590.918 

April  .  .  , 

.  32,169.733 

40,000.000 

73,678.288 

Mai 

.  33,618.992 

5L42I.577 

71,644.966 

Juni  .  . 

.  33,234.000 

38,500.000 

76,1 13.000 

Juli  . 

•  34,721.511 

44,405.480 

75,548-i47 

August  . 

.  32,438.855 

24.2 1 1.271 

69,496.695 

September 

.  32,308.432 

26,674.101 

70,292.9  IO 

Oktober  . 

.  31,968.965 

28,601.8 15 

67,792.557 

November 

.  37,510.246 

26,472.699 

75,381.923 

Dezember  . 

33,947-5i9 

33,278.928 

70,938.394 

68,005.000 
62,053.651 
66,947.314 
61,626.830 
59,  IOI.762 
53,300.000 
59,376.484 
42,34.’. 707 
45,006.607 
5b559-289 
59,252.893 
67,316.898 


Die  außerordentlich  gestiegene  Einfuhr  hält  sich  durch¬ 
schnittlich  auf  einer  Höhe  von  monatlich  70  Millionen 


Pfund  Sterling.  Ebensowenig  ist  es  geglückt,  die  Aus¬ 
fuhr  auch  nur  einigermaßen  wieder  auf  die  Stufe  zu 


bringen,  die  sie  vor  Ausbruch  des  Krieges  innehatte; 
hier  ist  eine  Durchschnittsziffer  von  etwa  33  Millionen 


Pfund  Sterling  erreicht  worden. 


Die  künftigen  Rauchwarenauktionen.  Aus  Leipzig 

wird  uns  geschrieben :  »Wie  aus  Pressemeldungen  hervor¬ 
geht,  sollen  demnächst  in  Amerika  Rauchwarenauktionen 
großen  Stils  als  Konkurrenz  der  Londoner  Versteige¬ 
rungen  abgehalten  weiden.  Es  ist  nun  zweifellos  von 
Interesse,  die  Ansichten  des  Leipziger  Rauchwaren¬ 
marktes,  dem  Hauptfaktor  im  Pelzwelthandel,  kennen 
zu  lernen.  Eine  diesbezügliche  Umfrage  bei  maßgebenden 
Firmen  bat  zu  folgender  Meinungsäußerung  geführt: 
Rauchwarenauktionen  in  Amerika  können  dem  Leipziger 
Rauchwarenhandel  schon  deshalb  nicht  das  gleiche 
Interesse  bieten  wie  solche  in  London,  weil  ihr  Besuch 
dem  weitaus  größten  Teil  der  Leipziger  Firmen  schon 
wegen  der  Entfernung  und  des  notwendigen  großen 
Zeitaufwandes  nicht  möglich  sein  dürfte.  Durch  die 
Abhaltung  amerikanischer  Auktionen  werde  nicht  nur, 
wie  man  annehmen  könnte,  die  Londoner  nicht  be¬ 
seitigt,  sondern  nur  eine  zweite  Gefahr  der  Bedrohung 
des  Leipziger  Handels  geschaffen,  außerdem  wird  durch 
den  Wettstreit  zwischen  London  und  Amerika  die  Preis¬ 


bildung  in  für  den  Leipziger  Handel  nachteiliger  Weise 
beeinflußt.  Der  Leipziger  Handel  ist  seinem  ganzen 
Wesen  nach  ein  internationaler  und  da  zweifellos  die 
Amerikaner,  wie  es  bisher  England  getan  hat,  sich  be¬ 
mühen  werden,  die  Kundschaft  nicht  allein  ihrer  Lands¬ 
leute,  sondern  auch  der  Franzosen,  Engländer,  kurz  aller 
unserer  westlichen  Nachbarn  an  sich  heranzuziehen,  wird 
der  Leipziger  Handel,  als  Hauptstapelplatz  für  Rauch¬ 
waren,  darunter  empfindlich  leiden.  Wie  aus  der  Be¬ 
kanntgabe  der  Auktionsfirma  in  St.  Louis  hervorgeht, 
ist  diese  bestrebt,  auch  russische  Artikel,  die  Amerika 
bis  jetzt  fast  ausschließlich  von  Leipzig  bezogen  hat, 
direkt  zu  importieren  und  zur  Versteigerung  zu  bringen. 
Ein  weiterer  Nachteil  der  amerikanischen  Auktionen 
besteht  darin,  daß  daselbst,  wie  aus  dem  ersten  Katalog 
der  Auktionsveranstalter  ersichtlich  ist,  Lose  von  mini¬ 
malem  Werte  unter  den  Hammer  kommen  werden,  und 
damit  auch  dem  kleinsten  Händler  die  Möglichkeit, 
direkt  auf  der  Auktion  zu  kaufen,  gegeben  wird.  Im 
Gegensatz  hierzu  sind  in  London  bisher  solch  kleine 
Lose  nicht  gebracht  worden.  Daß  dadurch  eine  Preis- 
treibung  in  unerwünschtestem  Sinne  hervorgerufen  wird, 
ist  kaum  zu  bestreiten.  Ob  die  Auktionsveranstalter  in 
Amerika  genügend  finanziert  sind,  läßt  sich  noch  nicht 


beurteilen,  doch  ist  wohl  als  sicher  anzunehmen,  daß 
ihnen  das  notwendige  Kapital  von  seiten  der  Bankwelt 
ohneweiters  zur  Verfügung  gestellt  werden  wird,  wenn 
auch  nicht  zu  bestreiten  ist,  daß  jene  lange  nicht  so 
günstig  wie  die  Londoner  Auktionsfirmen  finanziert  sind. 
Da  der  größte  Teil,  der  sich  für  die  amerikanischen 
Anstrengungen  interessierenden  Firmen  gezwungen  sein 
wird,  sich  durch  Kommissionäre  vertreten  zu  lassen, 
werden  diese  im  eigenen  Interesse  wohl  kaum  darauf 
achten,  die  Preise  in  mäßigen  Grenzen  zu  halten.  Man 
wird  also  auf  amerikanischen  Auktionen  kaum  billiger 
kaufen  als  in  London.  Alles  in  allem  verhalten  sich  die 
meisten  der  befragten  Leipziger  Firmen  gegenüber  den 
amerikanischen  Rauchwarenauktionen  noch  abwartend. 
Durch  die  Veranstaltung  von  Rauchwarenauktionen  in 
Amerika  wird  der  Plan,  solche  in  Deutschland  abzu¬ 
halten,  keineswegs  hinfällig,  vielmehr  dürfte  im  Interesse 
des  Leipziger  Rauchwarenhandels  mit  Energie  darauf 
hingearbeitet  werden.«  P.  K 

Regelung  des  amerikanischen  Baumwollhandels. 

In  der  ersten  Dezemberwoche  fand  dem  Londoner 
»Economist«  zufolge  in  New  Orleans  eine  Konferenz 
von  Baumwollinteressenten  statt,  die  gegen  die  Gefahr 
niedriger  Baumwollpreise  Maßregeln  festsetzen  sollte. 
Beschlossen  wurde,  in  Zukunft  den  Pflanzern  Darlehen 
unter  der  Bedingung  zu  geben,  daß  sie  mehr  als  bisher 
Brotgetreide  pflanzen  und  Vieh  aufziehen  und  so  wenig 
wie  möglich  Felder  mit  Baumwolle  bestellen  sollten. 
Auf  diese  Weise  will  man  dem  Krebsschaden  der  süd¬ 
lichen  Staaten,  dem  Aufbau  der  gesamten  Wirtschaft 
auf  einer  Ernte,  Vorbeugen.  Ferner  soll  in  Zukunft  viel 
mehr  als  bisher  die  Baumwolle  in  Lagerhäusern  auf¬ 
gestapelt  und  erst  nach  und  nach  an  den  Markt  ge¬ 
bracht  werden.  Auf  diese  Weise  will  man  vor  allem 
den  gewohnten  Preissturz  bei  Beginn  der  neuen  Ernte 
vermeiden.  Erforderlich  ist  dazu,  daß  die  Banken  auf 
Lagerhauszertifikate  Darlehen  gewähren.  Sie  können  dies 
leicht  tun,  weil  sie  diese  bei  der  Bundesbank  redis¬ 
kontieren  können.  Bisher  haben  namentlich  Bankhäuser 
im  Norden  und  Osten  sich  vor  derartigen  Darlehen 
gescheut,  zum  Teil,  weil  ihnen  die  Lagerhäuser  zu 
wenig  Garantien  boten  und  schon  der  Bau  dieser  Häuser 
zu  primitiv  war.  Um  dem  vorzubeugen,  sind  in  der 
neuesten  Zeit  ganz  moderne  große  Lagerhäuser  in  Gal- 
veston  und  Memphis  errichtet  worden  und  ein  allen 
Ansprüchen  genügendes  gewaltiges  Gebäude  wird  zur¬ 
zeit  von  der  Hafenverwaltung  von  New  Orleans  er¬ 
richtet;  es  soll  nach  seiner  Vollendung  nicht  weniger 
als  zwei  Millionen  Ballen  aufnehmen  können.  Sämtliche 
auf  der  Konferenz  anwesenden  zehn  Bankiervereinigungen 
haben  sich  verpflichtet,  die  auf  der  Konferenz  vor¬ 
gelegten  Pläne  zu  unterstützen.  Man  wird  auch  in 
Deutschland  diese  ganze  Bewegung  mit  Aufmerksamkeit 
zu  beachten  haben. 


Bericht  von  Schimmal  &  Comp,  in  Miltitz  bei  Leipzig  über 
ätherische  Öle.  Riechstoffe  u.  s.  w.  Oktober  1915,  127  Seiten. 

Auch  dieser  seit  Jahren  als  Quellenwerk  über  chemische  Er¬ 
zeugnisse  und  Rohstoffe  geschätzte  Jahresbericht  der  sächsischen 
Firma  begnügt  sich  gleich  dem  vorjährigen,  aber  im  Gegensatz 
zur  Friedenszeit  mit  wissenschaftlich  technischer  Berichterstattung, 
unter  Verzicht  auf  die  sonst  beigebrachte  hochwillkommene, 
sonst  nicht  leicht  beschaffbare  Handels-  und  Produktionsstatistik. 
Die  Gründe  sind  die  gleichen  wie  im  Vorjahr:  die  Gegner 
Deutschlands  dürfen  keine  ziffermäßigen  oder  sonstigen  Angaben 
erfahren,  die  ihnen  den  Spionierdienst  in  den  gegen  die  Zentral¬ 
mächte  geführten  Handelskrieg  erleichtern  oder  gar  ersetzen 
würden.  Nichtsdestoweniger  ist  in  diesem  Bericht  vieles  ent¬ 
halten,  was  nicht  nur  für  den  technischen  Fachmann,  sondern 
auch  für  den  Wirtschaftspolitiker  von  Interesse  ist.  In  der  Vor¬ 
rede  wird  ausgeführt,  daß  die  Gegenwehr  (Ausfuhrverbote)  gegen 
den  erwähnten  Wirtschaftskrieg,  zu  der  Deutschland  durch  die 
unerreichte  Leistungsfähigkeit  seiner  chemischen  Industrie  be¬ 
fähigt  wird,  für  seine  Feiude  sehr  empfindlich  und  hart  ist. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12, 
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Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  71 1.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vorliegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
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unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 
’iagen.) 

großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 

♦  ♦ 
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Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  welcher  u.  a. 
besagt: 

„In  dem  unter  deutscher  Verwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz¬ 
kommissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
Fällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver¬ 
waltung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 
Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 
gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  werden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13.606.) 

Deutsche  Handelszentrale  in  Warschau.  Nach 
privaten  Mitteilungen  aus  Berlin  ist  eine  durch  die 
deutsche  Regierung  geförderte  Handelsorganisation 
zum  Zwecke  der  Beförderung  des  Warenverkehres  mit 
Russisch-Polen  geschaffen  worden.  Die  Zentrale  soll  in 
Warschau,  Agenturen  in  einigen  größeren  Städten  er- 

d)irrf|-|ht|Tird)cn  Jtektiom1) 

richtet  werden.  Die  Organisation  beruht  auf  einer  Ver¬ 
einigung  mehrerer  deutscher  Handelskammern.  Es  ist 
geplant,  für  Geschäftsvermittlungen  und  Banktrans¬ 
aktionen  eine  dreiprozentige  Provision  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  für  Inkassi  ein  halbes  Prozent  zu  be¬ 
rechnen.  (14.662/E.) 

Reisen  in  das  von  Deutschland  besetzte  Gebiet. 
Zur  Reise  in  das  vom  Deutschen  Reiche  besetzte  Gebiet 
von  Russisch-Polen  ist  bekanntlich  die  Genehmigung 
des  kaiserlich  deutschen  Generalgouvernements  (Zivil¬ 
verwaltung)  in  Warschau  erforderlich.  Aus  Berlin  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Gesuche  zweckmäßigerweise  bei  der 
königlichen  Kommandantur  in  Berlin,  Platz  am  Zeug¬ 
haus  Nr.  1,  einzubringen  sind.  Der  Paß  ist  anzu¬ 
schließen  und  sind  in  dem  Gesuche  Anlaß  und  Reise¬ 
zweck  ausführlich  anzugeben  und  zu  motivieren.  Die 
Erlaubnis  wird  nur  in  wichtigen  Fällen  erteilt. 

(14.661/E.) 

Protestaufnahme  in  Russisch-Polen.  Der  „Deut¬ 
sche  Außenhandel“,  Zeitschrift  des  Handelsvertragsver¬ 
eines  in  Berlin  vom  20.  Dezember  1915  meldet  folgendes: 

Zum  Schutze  der  Wechselgläubiger  im  besetzten  Ge¬ 
biete  von  Russisch-Polen  sind  bekanntlich  die  Fristen  zur 
Vornahme  einer  Handlung,  deren  es  zur  Ausübung  und 
Erhaltung  des  Wechselrechtes  oder  des  Regreßrechtes  aus 
dem  Scheck  bedarf,  vorläufig  bis  31.  Dezember  1915  ver¬ 
längert  worden.  Eine  Verlängerung  dieser  Frist  dürfte  zu 
erwarten  sein.  Die  Wechselgläubiger  sind  daher,  wie  die 
Handelskammer  zu  Berlin  mitteilt,  zurzeit  wohl  be¬ 
rechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  ihre  Wechsel  protestieren 
zu  lassen.  Zur  Aufnahme  der  Proteste  sind  auch  die  Ge¬ 
richtsvollzieher  ermächtigt.  Anträge  auf  Protestaufnahme 
durch  diese  sind  an  den  Präsidenten  des  Obergerichtes 
in  Warschau  zu  richten.  (365/E.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 

*)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels¬ 
museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 

P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Einfuhr  von  Tieren,  tierischen  Rohstoffen  und 
Produkten  aus  den  okkupierten  Gebieten  Rußlands. 

Laut  Mitteilung  des  k  k.  Ackerbauministeriums  wurde, 
insoweit  die  Einfuhr  von  Tieren,  tierischen  Rohstoffen 
und  Produkten  aus  den  okkupierten  Gebieten  Rußlands 
nach  Österreich  in  Betracht  kommt,  in  Abänderung  der 
Kundmachung  vom  28.  Dezember  1909,  F.-M.-V.-Bl. 
Nr.  154,  auf  Grund  des  §  5  des  allgemeinen  Tierseuchen¬ 
gesetzes  vom  6.  August  1909,  R.-G.-Bl.  Nr.  177,  bis  auf 
weiteres  nachstehendes  angeordnet: 

I.  Die  Einfuhr  von  Einhufern  ist  nur  über  hierfür 
bestimmte  Eintrittsstellen  unter  der  Bedingung  gestattet, 
daß  diese  Tiere  von  einem  behördlichen  Tierarzte  als 
gesund  befunden  werden  und  bei  der  Malleinprobe  nicht 
reagiert  haben. 

II.  Die  Einfuhr  von  zur  Schlachtung  bestimmten 
Rindern,  Schafen,  Ziegen  und  Schweinen,  von  zur 
Schlachtung  bestimmtem  Geflügel  sowie  von  frischem 
Fleisch  jeder  Art  ist  nur  mit  Spezialbewilligung  des 
k.  k.  Ackerbauministeriums  zulässig. 

Die  diesbezüglichen  Ansuchen  haben  die  Zahl  und 
Gattung  der  Tiere,  beziehungsweise  die  Menge  und  Art 
des  Fleisches,  ferner  den  Herkunftsort,  dann  den  Be¬ 
stimmungsort,  die  Grenzeintrittsstelle,  den  Zweck  der 
Einfuhr  und  den  Nachweis  zu  enthalten,  daß  die  Ausfuhr 
der  betreffenden  Artikel  aus  den  genannten  Gebieten  ge¬ 
stattet  wurde. 

III.  Die  Einfuhr  von  frischen  Häuten  und  Fellen  (roh, 
grün,  nur  angesalzen,  angekalkt,  angestrichen),  von  rohen, 
nicht  getrockneten  Knochen,  Hörnern,  Hufen  und 
Klauen,  sowie  von  Mägen,  Schlünden,  Därmen  und 
Blasen  ist  nur  über  hierfür  bestimmte  Eintrittsstellen 
zur  sofortigen  Verarbeitung  in  gewerblichen  Anlagen 
dann  zulässig,  wenn  solche  Rohstoffe  mit  amtlichen  Be¬ 
scheinigungen  des  Inhaltes  versehen  sind,  daß  sie  aus 
Kreisen  stammen,  die  samt  Nachbarkreisen  frei  von 
Rinderpest  sind. 

Diese  Rohstoffe  dürfen  nur  direkt  nach  den  in  der 
Eintrittsstelle  angegebenen  gewerblichen  Anlagen  ver¬ 
sendet  werden  und  sind  daselbst  der  ehesten  Verarbeitung 
zu  unterziehen. 

IV.  Die  Einfuhr  von  vollkommen  trockenen  oder  ge¬ 
salzenen  Häuten  und  Därmen,  von  vollkommen  luft¬ 
trockenen  und  von  Weichteilen  befreiten  Knochen, 
Hörnern,  Hornspitzen  und  Klauen,  von  Knochenmehl, 
von  ungeschmolzenem  Talg  in  Fässern  oder  Wammen, 
von  Wolle,  Haaren  und  Schweinsborsten,  wenn  sie  in 
Säcken  oder  Ballen  verpackt  sind,  von  Blutkuchen  (Blut¬ 
dünger),  wenn  sie  fein  pulverisiert  sind  oder  zu  Pulver 
gerieben  werden  können  und  vollkommen  lufttrocken  sind, 
von  auf  irgendwelche  Weise  zubereitetem  Fleisch,  sowie 
von  Eiern  und  Molkereiprodukten  (Milch,  Topfen,  Butter 
und  Käse)  ist  über  hierfür  bestimmte  Eintrittsstellen  ohne 
weiteres  zulässig,  wenn  bezüglich  der  Deklaration  oder 
Verpackung  keine  Anstände  erhoben  werden. 

V.  Einfuhren,  welche  bei  der  in  der  Eintrittsstelle 
vorzunehmenden  Kontrolle  nicht  unverdächtig  befunden 
wurden  oder  den  angeführten  Bedingungen  nicht  ent¬ 
sprechen,  können  zurückgewiesen  werden. 
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VI.  Hinsichtlich  des  kleinen  Grenzverkehrs  sind  die 
diesfalls  von  der  zuständigen  politischen  Landesbehörde 
erlassenen  Verfügungen  maßgebend. 

VII.  Jede  andere  Einfuhr,  insoweit  sie  nicht  im  vor¬ 
stehenden  und  unter  den  angeführten  Bedingungen  ge¬ 
stattet  ist,  beziehungsweise  durch  Spezialbewilligung  des 
k.  k.  Ackerbauministeriums  zugelassen  wird,  ist  verboten. 

VIII.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Anordnungen 
dieser  Kundmachung  unterliegen  der  Bestrafung  nach 
dem  VIII.  Abschnitte  des  allgemeinen  Tierseuchen¬ 
gesetzes  vom  6.  August  1909,  R.-G.-Bl.  Nr.  177. 

IX.  Diese  Kundmachung  tritt  am  1.  Januar  1916  in 
Kraft. 

Regelung  der  Spirituseinfuhr.  Eine  Verordnung 
des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  den  betei¬ 
ligten  Ministern  vom  13.  Januar  1916,  betreffend  die 
Einfuhr  von  Spiritus  aus  dem  Zollauslande,  verfügt: 

§  1.  Die  im  §  3  der  Ministerialverordnung  vom  8.  No¬ 
vember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  331,  betreffend  die  Er¬ 
richtung  einer  Spirituszentrale  und  den  Verkehr  mit 
Spiritus,  verfügte  Sperre  wird  mit  den  in  den  §§  3  und  4 
dieser  Verordnung  ausgesprochenen  Wirkungen  auf  den 
während  ihrer  Geltungsdauer  aus  dem  Zollauslande  nach 
Österreich  eingeführten  Spiritus  ausgedehnt. 

Die  Wirksamkeit  der  Sperre  beginnt  mit  dem  Zeit¬ 
punkte  der  zollämtlichen  Eingangsabfertigung. 

§  2.  Aus  dem  Zollauslande  eingeführter  Spiritus  darf 
nach  erfolgter  Eingangsabfertigung  von  Eisenbahnen 
oder  E  L.npfschiffahrtsunternehmungen  nur  gegen  Bei¬ 
bringung  der  im  §  11  der  vorbezogenen  Ministerialver¬ 
ordnung  angeordneten  Transportbescheinigungen  zur  Be¬ 
förderung  angenommen  werden. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Höchstpreise  für  Schweinefett,  -speck  und 
-fleisch.  Eine  Verordnung  des  k.  k.  Statthalters  im  Erz¬ 
herzogtum  Österreich  unter  der  Enns  vom  13.  Januar 
1916,  mit  welcher  Durchführungsbestimmungen  zu  der 
Ministerialverordnung  vom  29.  November  1915»  R.-G.-Bl. 
Nr.  348,  betreffend  die  Festsetzung  von  Höchstpreisen 
für  Schweinefett,  Schweinespeck  und  Schweinefleisch  für 
die  zweite  Preisperiode  erlassen  werden,  bestimmt: 

§  1.  Beim  Verkaufe  von  zugerichtetem  (Tafel-  und 
Rückenspeck),  gesalzenem,  geräuchertem,  papriziertem 
und  abgebrühtem  Speck  sowie  von  anderen  Dessertspeck¬ 
sorten  durch  den  Erzeuger  an  Wiederverkäufer  darf  der 
Höchstpreis  für  100  kg  Nettogewicht  in  der  Zeit  vom 
16.  Januar  1916  bis  einschließlich  15.  Februar  1916  be¬ 
tragen: 

Kronen 


Für  zugerichteten  (gesalzenen  oder  ungesalzenen) 
Speck,  und  zwar: 

für  Tafelspeck  samt  Schwarte  (sogenannter  Wiener 

Schnitt)  . 618 

für  Tafelspeck  ohne  Schwarte  (sogenannter  Speckfilz)  .  660 

für  Rückenspeck  . 670 

für  gesalzenen  Rohspeck . 608 

für  geräucherten  Speck,  und  zwar : 
für  geräucherten  Rohspeck  (sogenannten  ungarischen 

Landspeck)  . 656 

für  geräucherten  Tafelspeck  samt  Schwarte . 668 

für  geräucherten  Rückenspeck . 722 

für  paprizierten  Speck  (Brot-  oder  Streifenspeck),  und 
zwar : 

für  ungeräucherten  Streifenspeck . 640 

für  geräucherten  oder  paprizierten  Streifenspeck  ....  690 

für  abgebrühten  Speck . 690 

für  Dessertspeck,  wie  Frühstück-,  Tiroler-,  Hamburger-, 
Siebenbürger-,  Fleischspeck  u.  s.  w . 780 


§  2.  Die  in  §  1  der  Verordnung  festgesetzten  Höchst¬ 
preise  verstehen  sich  für  den  Fall  des  Barverkaufes, 
ohne  Verpackung  und  für  die  Lieferung  ab  Bahn-  oder 
Schiffsstation  des  Verkäufers. 


Falls  der  Kaufpreis  kreditiert  wird,  dürfen  über  den 
Höchstpreis  nur  Zinsen  gefordert  werden,  die  den  beim 
Abschlüsse  des  Geschäftes  gültigen  Wechseleskont- 
zinsfuß  der  österreichisch-ungarischen  Bank  um  nicht 
mehr  als  2  Prozent  übersteigen. 

§  3.  Beim  Verkaufe  von  Schweinefett  und  Schweine¬ 
speck  im  Kleinhandel,  das  ist  bei  der  unmittelbaren  Ab¬ 
gabe  an  den  Verbraucher,  soferne  sie  durch  den  Erzeuger 
in  geringeren  Mengen  als  100  kg  oder  durch  den  Wieder¬ 
verkäufer  erfolgt,  darf  der  Höchstpreis  für  1  kg  in  der 
Zeit  vom  21.  Januar  1916  bis  einschließlich  20.  Februar 
1916  betragen: 

Kronen 


Für  geschmolzenes  Fett  (Schmalz) . 7*40 

für  ungeschmolzenes  Rohfett  (Schmer,  Bauchfilz)  .  .  .  7’20 

für  Rohspeck . 676 

für  (gesalzenen  oder  ungesalzenen)  Tafelpeck  samt 

Schwarte  (Wiener  Schnitt) . 6‘84 

für  (gesalzenen  oder  ungesalzenen)  Tafelspeck  ohne 

Schwarte  (Speckfilz) . 7- — 

für  (gesalzenen  oder  ungesalzenen)  Rückenspeck  .  .  .  7-40 

für  gesalzenen  Rohspeck . 676 

für  geräucherten  Rohspeck  (ungarischen  Landspeck)  .  770 

für  geräucherten  Tafelspeck  samt  Schwarte . 7-40 

für  geräucherten  Rückenspeck . 8- — 

für  ungeräucherten  Streifenspeck . y — 

für  geräucherten  oder  paprizierten  Streifenspeck  .  .  .  770 

für  abgebrühten  Speck . 770 

für  Dessertspeck  (Frühstück-,  Tirolerspeck  u.  s.  w.)  .  .  8-8o 


Für  nicht  an  einer  Bahn-  oder  Schiffsstation  gelegene 
Orte  kann  bei  besonderen  örtlichen  Verhältnissen  von 
der  politischen  Bezirksbehörde  ein  angemessener  Zu¬ 
schlag  für  Zufuhrspesen  bestimmt  werden. 

Bruchteile  von  1/2  (0*5)  Heller  oder  darüber,  die  sich 
bei  der  auf  Grundlage  des  Kilogrammpreises  vorzu¬ 
nehmenden  Berechnung  der  Höchstpreise  für  Mengen 
unter  1  kg  ergeben,  haben  für  einen  ganzen  Heller  zu 
gelten. 

§  4.  Wer  für  eine  Ware,  für  die  in  dieser  Verordnung 
ein  Höchstpreis  festgesetzt  ist,  einen  höheren  Preis  oder 
eine  im  Sinne  dieser  Verordnung  nicht  anrechenbare 
Nebenleistung  welcher  Art  immer  für  sich  oder  eine  dritte 
Person  fordert,  verspricht,  leistet  oder  annimmt,  wird, 
soferne  die  Handlung  nicht  einer  strengeren  Strafe  unter¬ 
liegt,  von  der  politischen  Bezirksbehörde  mit  einer  Geld¬ 
strafe  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs 
Monaten  bestraft. 

Derselben  Strafe  unterliegt, 

wer  wissentlich  oder  durch  Unterlassung  der  gebotenen 
Sorgfalt  irgendwie  dazu  mitwirkt,  daß  durch  einen  mit 
dem  Verkaufe  betrauten  Angestellten  oder  durch  eine  den 
Verkauf  vermittelnde  Person  dieser  Verordnung  zuwider¬ 
gehandelt  wird, 

wer  ein  Zuwiderhandeln  gegen  die  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  durch  wen  und  auf  welche  Weise 
immer  unterstützt  oder  verheimlicht. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Regelung  des  Getreide-  und  Mehlverbrauchs. 

Eine  Verordnung  des  Ministers  des  Innern  vom 
15.  Januar  1916,  mit  welcher  die  Bestimmungen  über  die 
Regelung  des  Verbrauches  von  Getreide  und  Mahl¬ 
produkten  abgeändert  werden,  bestimmt: 

§  1.  Unternehmer  landwirtschaftlicher  Betriebe  können 
zu  ihrer  Ernährung  und  zur  Ernährung  der  Angehörigen 
ihres  Haushaltes  (Wirtschaft)  einschließlich  jener 
Arbeiter  und  Angestellten,  denen  freie  Kost  oder  Brot¬ 
getreide  und  Mahlprodukte  als  Lohn  gebühren,  ihre  be¬ 
schlagnahmten  Getreide-  und  Mahlproduktenvorräte  in 
einer  Menge  verbrauchen,  die  für  den  Kopf  300  g  Ge¬ 
treide  täglich  oder  die  daraus  hergestellte  Mahlprodukten- 
menge  nicht  übersteigt. 

§  2.  Für  alle  körperlich  schwer  arbeitenden  Personen, 
auch  wenn  sie  zu  den  in  §  1  angeführten  Personen  ge- 
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hören,  wird  die  zulässige  Verbrauchsmenge  für  den  Kopf 
mit  300  g  Mahlprodukten  oder  366  g  Getreide  täglich 
bestimmt. 

§  3.  Wer  sich  in  der  Regel  nicht  in  seinem  eigenen 
oder  einem  fremden  Haushalte,  sondern  in  Betrieben  ver¬ 
köstigt,  rücksichtlich  welcher  im  Sinne  des  §  4,  Absatz  3, 
der  Ministerialverordnung  vom  26.  März  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  75,  von  der  Behörde  über  den  Bezug  von  Mahl¬ 
produkten  oder  Brot  besonderer  Bestimmungen  getroffen 
wurden  (Gast-  und  Schankgewerbebetriebe,  Volksküchen 
und  dergleichen),  und  nicht  zu  den  körperlich  schwer 
arbeitenden  Personen  gehört,  ist  lediglich  zum  Bezüge 
von  Brot  berechtigt. 

§  4.  Amtliche  Ausweise  über  den  Verbrauch  von  Brot 
und  Mehl  für  die  entgeltliche  Abgabe  von  Brot  und 
Mahlprodukten  an  Konsumenten  sind  derart  einzurichten, 
daß  sie  zum  Bezüge  von  Mahlprodukten  nur  in  einer 
Menge  berechtigen,  die  1  kg  für  14  Tage  nicht  übersteigt. 

In  Orten,  in  denen  Ausweise  über  den  Verbrauch  von 
Brot  und  Mehl  nicht  eingeführt  sind,  ist  durch  entspre¬ 
chende  Maßnahmen  auf  die  Einhaltung  des  gleichen  Ver¬ 
hältnisses  im  Bezüge  von  Mahlprodukten  und  Brot  hin¬ 
zuwirken. 

Ausnahmen  kann  die  politische  Landesbehörde  insbe¬ 
sondere  dort  bewilligen,  wo  sie  das  Ausbacken  des  von 
Dritten  bereiteten  Brotteiges  bei  Bäckern  gestattet  hat. 

§  5.  Jedermann  ist  verpflichtet,  auf  Verlangen  der  Be¬ 
hörde  alle  zur  Feststellung  der  zulässigen  Verbrauchs¬ 
menge  erforderlichen  Auskünfte  zu  erteilen. 

§  6.  Wer  eine  von  ihm  geforderte  Auskunft  (§  5)  ver- 
weigert  oder  sie  unrichtig  erteilt  oder  den  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  in  einer  anderen  Weise  zuwider¬ 
handelt,  wird,  sofern  die  Handlung  nicht  einer  strengeren 
Strafe  unterliegt,  von  der  politischen  Bezirksbehörde  mit 
einer  Geldstrafe  bis  zu  2000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu 
drei  Monaten,  bei  erschwerenden  Umständen  aber  mit 
einer  Geldstrafe  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu 
sechs  Monaten  bestraft. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Mit  diesem  Tage  tritt  die  Ministerialverordnung  vom 
28.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  182,  außer  Kraft. 

Bosnien  und  Hercegovina. 

Moratorium.  Eine  Verordnung  der  Landesregierung 
für  Bosnien  und  die  Hercegovina  vom  30.  Dezember 
1915,  über  die  Stundung  privatrechtlicher  Geldforde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  in  den  Bezirken  Foca,  V  i  s  e- 
g  r  a  d  und  C  a  j  n  i  c  e,  verfügt: 

Umfang  der  Stundung.  §  1.  (1)  Schuldnern, 
die  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  ihre  ständige  geschäft¬ 
liche  Niederlassung  in  den  Bezirken  Foca,  Visegrad 
und  Cajnice  haben,  wird  Stundung  nach  folgenden  Be¬ 
stimmungen  gewährt: 

(2)  Vor  dem  2.  August  1914  entstandene  privatrecht¬ 
liche  Geldforderungen,  einschließlich  der  Forderungen 
aus  Wechseln  oder  Schecks,  ferner  Geldforderungen  aus 
Versicherungsverträgen,  die  vor  diesem  Tage  abge¬ 
schlossen  wurden,  sind,  wenn  sie  vor  dem  1.  April  1916 
fällig  geworden  sind  oder  fällig  werden,  vorläufig  bis 
einschließlich  31.  März  1916  gestundet. 

(3)  Für  die  vor  dem  2.  August  1914  ausgestellten 
gezogenen  Wechsel  oder  Schecks,  deren  Bezogener,  und 
für  die  vor  demselben  Tage  ausgestellten  eigenen 
Wechsel,  deren  Aussteller  in  den  im  Absatz  1  bezeich- 
neten  Bezirken  seinen  Wohnsitz  hat,  wird  der  Zahlungs¬ 
tag,  wenn  der  Wechsel  oder  Scheck  zwischen  dem 

2.  August  1914  und  dem  31.  März  1916  fällig  ge¬ 
worden  ist  oder  fällig  wird,  vorläufig  auf  den  1.  April 
1916  hinausgeschoben.  Dementsprechend  verschiebt  sich 
auch  die  Frist  für  die  Protesterhebung.  Für  die  An¬ 
wendung  dieser  Verordnung  gilt  bei  gezogenen  Wechseln 


und  Schecks  der  bei  dem  Namen  oder  der  Firma  des 
Bezogenen  angegebene  Ort  als  der  Wohnsitz  des  Be¬ 
zogenen,  bei  eigenen  Wechseln  der  Ort  der  Ausstellung 
als  der  Wohnsitz  des  Ausstellers. 

Von  der  Stundung  ausgenommene 
Forderungen.  §  2.  Von  der  im  §  1  festgesetzten 
Stundung  sind  ausgenommen: 

1.  Forderungen  aus  Dienst-  und  Lohnverträgen; 

2.  Forderungen  aus  Miet-  und  Pachtverträgen; 

3.  Forderungen  für  verkaufte  Sachen  oder  gelieferte 
Waren  auf  Grund  von  Verträgen,  die  vor  dem  2.  August 
1914  abgeschlossen  worden  sind,  wenn  die  Übergabe 
oder  Lieferung  erst  nach  dem  1.  August  1914  bewirkt 
worden  ist  oder  bewirkt  wird,  es  sei  denn,  daß  sie  vor 
dem  2.  August  1914  vorzunehmen  war; 

4.  Forderungen  der  Distrikts-,  Betriebs-  und  Vereins¬ 
rankenkassen  und  der  Bruderladen  (Gesetz  vom  30.  März 
1909,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  55,  über  die 
Arbeiterkrankenversicherung),  auf  Zahlung  der  Bei¬ 
träge  zur  Krankenversicherung ; 

5.  Ansprüche  auf  Zahlung  von  Zinsen  und  Annuitäten 

a)  auf  Grund  von  Forderungen,  die  als  vorzugsweise 
Deckung  von  Pfandbriefen  und  fundierten  Bankschuld¬ 
verschreibungen  dienen ; 

b)  auf  Grund  von  Forderungen  der  Sparkassen  gegen 
Gemeinden  oder  andere  öffentliche  Körperschaften; 

c)  auf  Grund  bücherlich  sichergestellter  Forderungen; 

6.  Rentenforderungen  und  Ansprüche  auf  Leistung  des 
Unterhaltes ; 

7.  Forderungen,  die  der  Gesellschaft  vom  Roten 
Kreuze,  ferner  einem  Fonds  zur  Unterstützung  der  An¬ 
gehörigen  von  Mobilisierten  oder  zu  sonstiger  Hilfe¬ 
leistung  aus  Anlaß  des  Krieges  unmittelbar  oder  auf 
Grund  einer  Anweisung  zustehen ; 

8.  Forderungen  auf  Zahlung  von  Zinsen  und  auf 
Kapitalsrückzahlungen  aus  Landesanlehen  und  vom 
Lande  garantierten  Verpflichtungen. 

Forderungen  aus  Versicherungsver¬ 
trägen.  §  3.  (1)  Von  der  Stundung  sind  ferner  aus¬ 
genommen  Ansprüche: 

a)  aus  Lebensversicherungsverträgen  auf  Rückkauf 
oder  Gewährung  von  Darlehen  bis  zur  Höhe  von  200  K 
und  auf  Zahlung  der  Versicherungssumme  bis  zur  Höhe 
von  500  K. 

b)  aus  Versicherungsverträgen,  die  für  den  Todesfall 
im  Kriege  besonders  abgeschlossen  worden  sind,  bis  zur 
vollen  Höhe  der  Versicherungssumme; 

c)  in  allen  anderen  Versicherungszweigen  auf  Ent¬ 
schädigung  bis  zur  Höhe  von  400  K. 

(2)  Die  im  Vertrage  an  die  gänzliche  oder  teilweise 
Nichtleistung  einer  Lebensversicherungsprämie  ge¬ 
knüpften  Rechtsnachteile  kann  der  Versicherer  vom 
zweiten  Versicherungsjahre  angefangen  während  der 
Dauer  der  Wirksamkeit  dieser  Verordnung  nicht  geltend 
machen,  es  sei  denn,  daß  der  Versicherungsnehmer  binnen 
14  Tagen  nach  Ablauf  der  vertragsmäßigen,  für  die 
Zahlung  der  Prämie  festgesetzten  Nachfrist  erklärt  hat, 
die  Versicherung  nicht  fortzusetzen.  Hat  der  Versiche¬ 
rungsnehmer  eine  solche  Erklärung  nicht  rechtzeitig  ab¬ 
gegeben,  so  ist  er  zur  Zahlung  der  Prämie  verpflichtet. 

Forderungen  aus  laufender  Rechnung, 
Kassenscheinen  und  Einlagebüchern. 
§  4.  (1)  Forderungen  aus  laufender  Rechnung  und  aus 
Einlagen  gegen  Kassenscheine  sind  mit  der  Einschrän¬ 
kung  gestundet,  daß  innerhalb  eines  Kalendermonates 
bei  den  Aktienbanken  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  drei 
Prozent  der  am  2.  August  1914  bestandenen  Forderung, 
mindestens  aber  von  400  K  und  höchstens  von  1000  K, 
bei  anderen  Kreditstellen  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  zwei 
Prozent  jener  Forderung,  mindestens  aber  von  200  K 
und  höchstens  von  500  K  begehrt  werden  kann. 
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(2)  Gegen  das  Begehren  um  Überweisung  von  Forde¬ 
rungen  aus  laufender  Rechnung  auf  bestehende  oder  neu 
zu  eröffnende  Konti  bei  derselben  Kreditstelle  kann  die 
Stundung  nicht  eingewendet  werden;  doch  kann  die  Aus¬ 
zahlung  der  überwiesenen  Beträge  während  der  Dauer 
der  Stundung  nicht  gefordert  werden. 

§  5.  Forderungen  aus  Einlagen  gegen  Einlagebuch,  die 
vor  dem  2.  August  1914  gemacht  wurden,  sind  mit  der 
Einschränkung  gestundet,  daß  von  derselben  Einlage 
innerhalb  eines  Kalendermonates  bei  den  Aktienbanken 
sowie  Sparkassen  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  200  K,  bei 
anderen  Kreditstellen  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  100  K 
begehrt  werden  kann. 

§  6.  Hat  eine  Kreditstelle  auf  Grund  laufender  Rech¬ 
nung,  auf  eine  Einlage  gegen  Kassenschein  oder  gegen 
Einlagebuch  mehr  gezahlt,  als  jeweils  nach  den  früheren 
Stundungsveror  Übungen  und  nach  dieser  Verordnung 
zurückgefordert  werden  konnte,  so  kann  sie  den  Mehr¬ 
betrag  bei  einem  neuen  Zahlungsbegehren  einrechnen. 

Ersatzansprüche  aus  der  Bezahlung 
bevorrechteter  Forderungen.  §  7.  Forde¬ 
rungen  auf  Ersatz  der  für  einen  Dritten  bezahlten  Schuld 
an  Steuern  oder  öffentlichen  Abgaben  unterliegen  der 
Stundung  nach  den  Bestimmungen  des  §  1,  genießen 
aber  im  Exekutionsverfahren  das  Vorrecht  der  berich¬ 
tigten  Forderung. 

Einfluß  der  höheren  Gewalt  auf 
Wechsel  und  Schecks.  Besondere 
.Stundung.  §8.  (1)  Steht  bei  Wechseln  oder  Schecks, 
ohne  Unterschied  des  Zahlungsortes  und  des  Ausstel¬ 
lungstages,  der  Präsentation  oder  der  Protesterhebung, 
ein  infolge  der  kriegerischen  Ereignisse  eingetretenes 
unüberwindliches  Hindernis  (höhere  Gewalt)  entgegen, 
so  wird  die  Zahlungszeit,  die  Frist  für  die  Präsentation 
zur  Annahme  oder  zur  Zahlung  und  für  die  Protest¬ 
erhebung  um  so  viel  hinausgeschoben,  als  erforderlich 
ist,  um  nach  Wegfall  des  Hindernisses  die  wechselrecht¬ 
liche  Handlung  vorzunehmen,  mindestens  aber  bis  zum 
Ablaufe  von  10  Werktagen  nach  Wegfall  des  Hinder¬ 
nisses.  Im  Protest  ist  das  Hindernis  und  dessen  Dauer, 
soweit  als  tunlich,  festzustellen. 

(2)  Für  Wechsel  und  Schecks,  ohne  Unterschied  des 
Ausstellungstages,  die  in  den  Bezirken  Foca,  Visegrad 
und  Cajnice  zahlbar  sind,  ferner  für  Wechsel  und 
Schecks,  die  nach  dem  1.  August  1914  ausgestellt 
worden  und  in  einem  der  oben  bezeichneten  Bezirke 
zahlbar  sind  oder  deren  Bezogener,  und  bei  eigenen 
Wechseln  deren  Aussteller  in  einem  dieser  Bezirke 
wohnhaft  ist  (§  4,  Punkt  8,  und  §  97  W.-G.),  wird  der 
Zahlungstag  und  die  Frist  für  die  Präsentation  zur  An¬ 
nahme  oder  zur  Zahlung  vorläufig  auf  den  1.  April  1916 
hinausgeschoben.  Dementsprechend  verschiebt  sich  auch 
die  Frist  für  die  Protesterhebung. 

Zinsen  Vergütung  und  Kassen  Skonto 
§  9.  (1)  Für  die  Zeit,  um  die  infolge  der  Stundung  (§§  1, 
3,  4,  5  und  8)  die  Zahlung  hinausgeschoben  wird,  sind 
die  gesetzlichen  oder  die  nach  dem  Vertrage  gebührenden 
höheren  Zinsen  zu  entrichten. 

(2)  Bei  Berechnung  des  Betrages,  der  aus  einer  ge¬ 
stundeten  Forderung  nach  Ablauf  der  Stundung  zu 
leisten  ist,  darf  im  Zweifel  der  Kassenskonto  nicht  abge¬ 
zogen  werden. 

V  erjährungs-  und  Klagefristen.  §  10. 
Die  Dauer  der  Stundung  wird  bei  der  Berechnung  der 
Verjährungsfrist  und  der  gesetzlichen  Fristen  zur  Er¬ 
hebung  der  Klage  nicht  eingerechnet. 

Kündigung  und  vereinbarte  Rechts¬ 
nachtei  le.  §  11.  (1)  Die  Kündigung  einer  Geld¬ 

forderung,  die,  wenn  sie  fällig  wäre,  der  Stundung  unter¬ 
läge,  gilt  als  erklärt: 


a)  am  1.  Oktober  1914,  wenn  sie  zwischen  dem 
2.  August  und  dem  29.  September  1914  erklärt  worden 

ist ; 

b)  am  1.  Dezember  1914,  wenn  sie  zwischen  dem 
30.  September  und  dem  30.  November  1914  erklärt 
worden  ist; 

c)  am  1.  Februar  1915,  wenn  sie  zwischen  dem  1.  De¬ 
zember  1914  und  dem  31.  Januar  1915  erklärt  worden  ist; 

d)  am  1.  April  1915,  wenn  sie  zwischen  dem  1.  Februar 
und  dem  31.  März  1915  erklärt  worden  ist; 

e )  am  1.  Juni  1915,  wenn  sie  zwischen  dem  1.  April 
und  dem  31.  Mai  1915  erklärt  worden  ist; 

f)  am  1.  Oktober  1915,  wenn  sie  zwischen  dem  1.  Juni 
und  dem  30.  September  1915  erklärt  worden  ist; 

g)  am  1.  Januar  1916,  wenn  sie  zwischen  dem  1.  Ok¬ 
tober  und  dem  31.  Dezember  1915  erklärt  worden  ist; 

h)  am  1.  April  1916,  wenn  sie  zwischen  dem  1.  Januar 
und  dem  31.  März  1916  erklärt  wird. 

(2)  Von  einer  auf  diese  Weise  fällig  gewordenen 
Geldforderung  können  während  der  Zeit,  um  die  durch 
die  Stundung  die  Zahlung  des  fälligen  Betrages  hinaus¬ 
geschoben  wird,  nur  die  nach  dem  Vertrage  gebührenden 
Zinsen  gefordert  werden. 

(3)  Das  dem  Gläubiger  für  den  Fall  nicht  recht¬ 
zeitiger  Zahlung  von  Zinsen,  Annuitäten  oder  Raten 
privatrechtlicher  vor  dem  2.  August  1914  entstandener 
Geldforderungen  vertragsmäßig  eingeräumte  Recht  zur 
Kündigung  oder  sofortigen  Rückforderung  von  Kapitals¬ 
beträgen  oder  sonstige  für  den  bezeichneten  Fall  ver¬ 
einbarte  Rechtsnachteile,  mit  Ausnahme  der  Pflicht  zur 
Zahlung  von  Verzugszinsen,  können  nicht  geltend  ge¬ 
macht  werden,  wenn  der  Schuldner  nur  mit  Zinsen,  An¬ 
nuitäten  oder  Raten  im  Rückstände  ist,  die  vor  dem 
1.  April  1916  fällig  geworden  sind  oder  fällig  werden. 

Aufrechnung.  §  12.  Der  Umstand,  daß  eine 
Forderung  nach  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
gestundet  ist,  steht  ihrer  Aufrechnung  gegen  eine  andere 
Forderung  nicht  entgegen. 

Prozeßrechtliche  Vorschriften.  §  13. 
(1)  Das  gerichtliche  Verfahren  über  Klagen,  mit  denen 
die  Zahlung  gestundeter  Forderungen  begehrt  wird,  ist 
bis  zum  Ablaufe  der  Stundungsfrist  nicht  fortzusetzen, 
es  sei  denn,  daß  der  Beklagte  die  Aufnahme  des  unter¬ 
brochenen  Verfahrens  beantragt.  Wenn  jedoch  schon 
eine  Verhandlung  stattgefunden  hat,  ist  das  gerichtliche 
Verfahren  fortzusetzen  und  im  Urteil  die  Frist  für  die 
Leistung  einschließlich  der  Prozeßkosten  derart  zu  be¬ 
stimmen,  daß  sie  vom  letzten  Tage  der  Stundungsfrist 
(§  1)  beginnt.  Wurde  dieser  Tag  kalendermäßig  ange¬ 
geben,  so  verschiebt  sich  der  Beginn  der  Leistungsfrist 
auf  den  Tag,  an  dem  nach  den  Bestimmungen  dieser  Ver¬ 
ordnung  Zahlung  zu  leisten  ist. 

(2)  Neue  Klagen  auf  Zahlung  gestundeter  Forde¬ 
rungen  sind  zurückzuweisen. 

Exekution.  §  14.  (1)  Exekutionshandlungen 

zu  gunsten  gestundeter  Forderungen  sind  während  der 
Stundungsfrist  nicht  zu  bewilligen,  bereits  bewilligte 
nicht  zu  vollziehen.  Ein  anhängiges  Exekutionsverfahren 
mit  Ausnahme  der  Sequestration  ist  nicht  fortzusetzen. 
Durch  Exekution  eingebrachte  Beträge  sind  zu  ver¬ 
teilen. 

(2)  Exekutionshandlungen,  die  vorgenommen  wurden, 
bevor  das  Gesetz  vom  14.  August  1914,  Gesetz-  und  Ver¬ 
ordnungsblatt  Nr.  95,  beim  Exekutionsgerichte  bekannt 
geworden  ist,  bleiben  wirksam. 

(3)  Exekutionen  zur  Sicherstellung  und  Sicherungs¬ 
mittel  zu  gunsten  gestundeter  Forderungen  können  be¬ 
willigt  und  vollzogen  werden. 

Richterliche  Stundung.  §15.  (1)  Den  in 
§  1,  Absatz  1,  bezeichneten  Personen  kann  das  angerufene 
Gericht  für  Verpflichtungen  aller  Art  nach  den  folgenden 
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Bestimmungen  (§§  16  bis  19)  Stundung  gewähren  und 
ebenso  aussprechen,  daß  Rechtsnachteile,  die  für  den  Fall 
nicht  rechtzeitiger  Erfüllung  vereinbart  worden  sind,  mit 
Ausnahme  der  Pflicht  zur  Zahlung  von  Verzugszinsen 
nicht  eintreten  oder  aufgehoben  werden. 

(2)  Das  Gericht  kann  ferner  erkennen,  daß  die  Rechts¬ 
folgen  des  Nichteintrittes  einer  Bedingung  nachgesehen 
oder  aufgehoben  werden,  wenn  der  Eintritt  der  Bedin¬ 
gung  durch  die  kriegerischen  Ereignisse  unmöglich  ge¬ 
worden  ist.  Erforderlichenfalls  ist  für  die  Erfüllung  der 
Bedingung  eine  neuerliche  Frist  zu  setzen. 

§  16.  (1)  Das  Prozeßgericht  kann  auf  Antrag  des  Be¬ 
klagten,  wenn  dessen  wirtschaftliche  Lage  es  recht¬ 
fertigt  und  der  Gläubiger  dadurch  keinen  unverhältnis¬ 
mäßigen  Nachteil  erleidet,  hinsichtlich  von  Forderungen, 
die  von  der  gesetzlichen  Stundung  ausgenommen  sind, 
im  Urteil  eine  längere  als  die  gesetzmäßige  Leistungs¬ 
frist  bestimmen;  diese  Frist  darf  jedoch  nicht  über  den 
31.  März  1916  hinaus  gewährt  werden.  Eine  bis  ein¬ 
schließlich  31.  Dezember  1915  gewährte  oder  nach  §  16 
der  Verordnung  vom  1.  Oktober  1915,  Gesetz-  und  Ver¬ 
ordnungsblatt  Nr.  106,  bis  zu  diesem  Tage  verlängerte 
richterliche  Stundung  gilt  als  bis  einschließlich  31.  März 
1916  verlängert;  das  Gericht  kann  jedoch  auf  Antrag 
des  Gläubigers  und  nach  Einvernehmung  des  Schuldners 
eine  Abkürzung  der  Frist  beschließen. 

(2)  Der  Beklagte  hat  die  tatsächlichen  Behauptungen, 
auf  die  er  seinen  Antrag  stützt,  glaubhaft  zu  machen. 

(3)  Das  Gericht  kann  die  Bewilligung  der  Frist  von 
einer  Sicherheitsleistung  abhängig  machen. 

(4)  Gegen  die  Bewilligung  der  richterlichen  Stundung 
findet  kein  Rechtsmittel  statt. 

§  17.  (1)  Der  Schuldner  kann  beim  Bezirksgerichte, 
in  dessen  Sprengel  der  Gläubiger  seinen  Wohnsitz  hat, 
unter  Anerkennung  der  Forderung  des  Gläubigers,  dessen 
Ladung  zur  Verhandlung  über  die  Bestimmung  einer 
Zahlungsfrist  für  eine  von  der  gesetzlichen  Stundung 
ausgenommene  Schuldverbindlichkeit  beantragen. 

(2)  Das  Gericht  hat  in  dem  auf  Antrag  des  Gläubigers 
zu  fällenden  Urteile  oder,  wenn  die  Parteien  in  einem 
über  die  Schuldverbindlichkeit  abgeschlossenen  gericht¬ 
lichen  Vergleiche  dem  Gerichte  die  Bestimmung  einer 
Zahlungsfrist  überlassen,  in  einem  besonderen  Beschlüsse 
über  die  Zahlungsfrist  zu  erkennen.  Die  Kosten  der 
Verhandlung  hat  der  Schuldner  dem  Gläubiger  zu  er¬ 
setzen,  es  sei  denn,  daß  der  Gläubiger  das  außergericht¬ 
lich  vom  Schuldner  gestellte  und  offenbar  begründete 
Begehren  um  Stundung  abgelehnt  hat. 

(3)  Die  Bestimmungen  des  §  16  finden  entsprechende 
Anwendung. 

§  18.  (1)  Wenn  durch  richterliche  Stundung  die  Be¬ 
zahlung  von  Bestandzinsen  in  Raten  bewilligt  wurde, 
treten  Rechtsnachteile,  die  für  den  Fall  nicht  recht¬ 
zeitiger  Erfüllung  vereinbart  worden  sind,  nur  bei  nicht 
rechtzeitiger  Entrichtung  dieser  Raten  ein. 

(2)  Wird  eine  solche  Rate  nicht  rechtzeitig  entrichtet, 
so  kann  der  Bestandgeber  dem  Bestandnehmer  mit  Wirk¬ 
samkeit  für  den  nächsten  Kündigungstermin  kündigen. 

§  19.  (1)  Das  Exekutionsgericht  kann  auf  Antrag  des 
Verpflichteten  unter  den  im  §  16,  Absatz  1,  bezeichneten 
Voraussetzungen  die  Exekution  zu  gunsten  einer  Forde¬ 
rung,  die  von  der  gesetzlichen  Stundung  ausgenommen 
ist,  bis  längstens  31.  März  1916  aufschieben,  soweit  es 
sich  nicht  um  die  Pfändung  von  Gegenständen  des  be¬ 
weglichen  Vermögens  oder  um  die  zwangsweise  Pfand¬ 
rechtsbegründung  handelt.  Eine  solche  Aufschiebung  ist 
unzulässig,  wenn  das  Prozeßgericht  bereits  gemäß  §§  16 
oder  17  eine  Zahlungsfrist  bewilligt  hat. 

(2)  Auf  die  Bewilligung  der  Aufschiebung  finden  die 
Bestimmungen  des  §  16,  Absatz  2  bis  4,  entsprechende 
Anwendung. 


(3)  Eine  gemäß  §  15  der  Verordnung  vom  21.  No¬ 
vember  1914,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  164, 
oder  §  18  der  Verordnung  vom  1.  Dezember  1914,  Ge¬ 
setz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  166,  oder  §  19  der  Ver¬ 
ordnung  vom  31.  Januar  1915,  Gesetz-  und  Verordnungs¬ 
blatt  Nr.  4,  vom  28.  März  1915,  Gesetz-  und  Verord¬ 
nungsblatt  Nr.  24,  vom  30.  Mai  1915,  Gesetz-  und  Ver¬ 
ordnungsblatt  Nr.  53,  und  vom  1.  Oktober  1915,  Ge¬ 
setz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  106,  aufgeschobene 
Exekution  kann,  wenn  die  Aufschiebungsfrist  nicht  be¬ 
reits  vor  dem  Tage  der  Kundmachung  dieser  Verordnung 
abgelaufen  ist,  unter  denselben  Voraussetzungen  auf 
Antrag  des  Verpflichteten  weiter  bis  längstens  31.  März 
1916  auf geschoben  werden. 

(4)  Der  betreibende  Gläubiger  hat  keinen  Anspruch 
auf  Ersatz  der  für  die  aufgeschobene  Exekution  aufge¬ 
laufenen  Exekutionskosten,  wenn  er  das  außergerichtlich 
vom  Schuldner  gestellte  und  offenbar  begründete  Be¬ 
gehren  um  Stundung  abgelehnt  hat. 

§  20.  Diese  Verordnung  tritt  am  1.  Januar  1916  in 
Wirksamkeit.  Gleichzeitig  tritt  die  Verordnung  vom 
1.  Oktober  1915,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  106, 
außer  Kraft. 


Eine  weitere  Verordnung  der  Landesregierung  für 
Bosnien  und  die  Hercegovina,  vom  30.  Dezember  1915, 
über  die  Stundung  privatrechtlicher  Geldforderungen 
gegen  Schuldner  in  den  Bezirken  B  i  j  e  1  j  i  n  a, 
Z  v  o  r  n  i  k  und  in  den  Land-  und  Stadtbezirken  Sara¬ 
jewo  und  M  o  s  t  a  r,  bestimmt: 

§  1.  (1)  Vor  dem  2.  August  1914  entstandene  privat¬ 
rechtliche  Geldforderungen  gegen  Schuldner  in  den  Be¬ 
zirken  Bijeljina,  Zvornik  und  in  den  Land-  und  ctadt- 
bezirken  Sarajewo  und  Mostar,  einschließlich  der  Forde¬ 
rungen  aus  Wechseln  oder  Schecks,  ferner  Geldforde¬ 
rungen  aus  Versicherungsverträgen,  die  vor  diesem  Tage 
abgeschlossen  wurden,  werden  gemäß  den  folgenden  Be¬ 
stimmungen  gestundet. 

(2)  Soweit  in  den  §§  2  bis  5  des  Gesetzes  vom  30.  Mai 
1915,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  52,  beziehungs¬ 
weise  im  §  2,  Absatz  1  bis  7,  dieser  Verordnung  nichts 
anderes  bestimmt  ist  und  unbeschadet  der  in  den  §§  18 
bis  21  des  angeführten  Gesetzes,  beziehungsweise  im  §  2, 
Absatz  1,  11  und  12,  dieser  Verordnung  vorgesehenen 
richterlichen  Stundung  sind  außer  den  Beträgen,  die 
bereits  durch  die  früheren  Stundungsgesetze  von  der 
Stundung  ausgenommen  wurden,  folgende  weitere  Be¬ 
träge  von  der  Stundung  ausgenommen  und  zu  bezahlen: 


Von  Forderungen,  die  fällig 
geworden  sind 


Zu  bezahlen  am  Datum  des  ursprünglichen 
Fälligkeitstages 

im  Januar  1916  im  Februar  1916  im  März  1916 


im  November  19x4  •  •  {  ^  VierTl)  } 

{50  Prozent  1 
(I.  und  > 
2.  Viertel)  J 

im  Januar  1915  .  .  — 


de  Rest 
der  Rest 


f  die  ganze 
\  Forderung 


Bei  Wechseln  und  Schecks,  die  im  November  oder  Dezember 
1914  fällig  geworden  sind,  sind  im  Januar  1916  mindestens 
100  K  auch  dann  zu  bezahlen,  wenn  die  oben  angegebenen 
Teilbeträge  von  25  oder  5°  Prozent  der  Forderung  weniger  als 
100  K  betragen  würden. 

(3)  Der  im  Januar  1916  zu  zahlende  Teilbetrag  der 
im  November  oder  Dezember  19x4  fällig  gewordenen 
Forderungen  ist  nach  dem  Betrage  der  Forderung  am 
Fälligkeitstage  zu  berechnen ;  zugleich  mit  dem  Teil¬ 
beträge  sind  die  bis  zum  Zahlungstage  laufenden  Zinsen 
der  ganzen  unberichtigten  Forderung  und  allfällige 
Nebengebühren  zu  entrichten. 

(4)  Forderungen,  die  vor  dem  1.  November  1914  oder 
nach  dem  31.  Januar  1915  fällig  geworden  sind  oder 
fällig  werden,  unterliegen  nur  der  richterlichen  Stundung 
gemäß  den  §§  18  bis  21  des  Gesetzes  vom  3°-  Mai  19x5» 
Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  52,  insofern  nicht  in 
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den  §§  3  bis  5  des  angeführten  Gesetzes  (§  2,  Absatz  i 
bis  7,  ii  und  12,  dieser  Verordnung)  etwas  anderes  be¬ 
stimmt  ist. 

§  2.  (1)  Die  §§  2  bis  25  des  Gesetzes  vom  30.  Mai 
1915,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  52,  finden  auf 
die  im  §  1,  Absatz  1,  dieser  Verordnung  angeführten 
Geldforderungen  mit  nachstehenden  Abweichungen  An¬ 
wendung. 

(2)  Der  zweite  Absatz  des  §  3  wird  durch  die  nach¬ 
folgende  Bestimmung  ersetzt: 

„(2)  für  die  nicht  schon  nach  Absatz  1  von  der 
Stundung  ausgenommenen  Ansprüche  aus  Versicherungs¬ 
verträgen  endet  die  Stundung  mit  dem  31.  März  1916.“ 

(3)  Der  vierte  Absatz  des  §  3  hat  zu  lauten: 

„(4)  Die  im  Vertrag  an  die  gänzliche  oder  teilweise 
Nichtleistung  einer  Lebensversicherungsprämie  ge¬ 
knüpften  Rechtsnachteile  kann  der  Versicherer  vom 
zweiten  Versicherungsjahr  angefangen  bis  einschließlich 
31.  März  1916  nicht  geltend  machen,  es  sei  denn,  daß 
der  Versicherungsnehmer  binnen  14  Tagen  nach  Ablauf 
der  vertragsmäßigen  für  die  Zahlung  der  Prämie  fest¬ 
gesetzten  Nachfrist  erklärt  hat,  die  Versicherung  nicht 
fortzusetzen.  Hat  der  Versicherungsnehmer  eine  solche 
Erklärung  nicht  rechtzeitig  abgegeben,  so  ist  er  zur 
Zahlung  der  Prämie  verpflichtet.“ 

(4)  An  Stelle  des  ersten  Absatzes  des  §  4  tritt  nach¬ 
folgende  Bestimmung: 

„(1)  Forderungen  aus  laufender  Rechnung  und  aus 
Einlagen  gegen  Kassenscheine  sind  mit  der  Einschrän¬ 
kung  gestundet,  daß  innerhalb  eines  Kalendermonates 
bei  Aktienbanken  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  5  Prozent 
der  am  2.  August  1914  bestandenen  Forderung,  min¬ 
destens  aber  von  400  K,  bei  anderen  Kreditstellen 
Zahlung  bis  zur  Höhe  von  2  Prozent  jener  Forderung, 
mindestens  aber  von  200  K  begehrt  werden  kann.  Der 
Anspruch  auf  Auszahlung  der  für  das  zweite  Halbjahr 
1914  und  das  Jahr  1915  entfallenden  Zinsen  unterliegt 
nicht  der  Stundung.“ 

(5)  Der  Punkt  III  des  zweiten  Absatzes  des  §  4  hat 
zu  lauten: 

„III.  in  der  Zeit  vom  1.  Januar  bis  zum  31.  März 
1916  bis  zur  Höhe  von  25  Prozent  der  am  2.  August 
1914  bestandenen  Forderung  aus  laufender  Rechnung 
oder  aus  Einlagen  gegen  Kassenscheine,  soweit  die 
Rückzahlung  nachweislich  zur  Erfüllung  der  einer 
Kreditstelle  nach  diesem  Gesetze  obliegenden  Verpflich¬ 
tung  zu  Rückzahlungen  aus  laufender  Rechnung  oder 
aus  Einlagen  gegen  Kassenscheine  oder  gegen  Einlage¬ 
buch  benötigt  wird.  Zur  Erfüllung  der  einer  Kredit¬ 
stelle  nach  Zahl  I,  lit.  b,  obliegenden  Verpflichtung  kann 
Rückzahlung  im  Wege  der  Überweisung  oder  Über¬ 
mittlung  an  die  zur  Übernahme  berufene  Kasse  ohne 
Beschränkung  auf  einen  bestimmten  Betrag  gefordert 
werden.“ 

(6)  Der  erste  Absatz  des  §  5  hat  zu  lauten: 

„(1)  Forderungen  aus  Einlagen  gegen  Einlagebuch, 
die  vor  dem  2.  August  1914  gemacht  wurden,  sind  mit 
der  Einschränkung  gestundet,  daß  von  derselben  Einlage 
innerhalb  eines  Kalendermonates  bei  Aktienbanken  sowie 
Sparkassen  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  5  Prozent  des 
am  2.  August  1914  bestandenen  Guthabens,  mindestens 
aber  von  200  K,  bei  anderen  Kreditstellen  Zahlung  bis 
zur  Höhe  von  2  Prozent  jenes  Guthabens,  mindestens 
aber  von  100  K  begehrt  werden  kann.  Der  Anspruch  auf 
Auszahlung  der  für  das  zweite  Halbjahr  1914  und  das 
Jahr  1915  entfallenden  Zinsen  unterliegt  nicht  der 
Stundung.“ 

(7)  An  Stelle  des  zweiten  Absatzes  des  §  5  tritt  nach¬ 
stehende  Bestimmung: 

„(2)  Hat  die  vor  dem  2.  August  1914  bei  einer  Aktien¬ 
bank  oder  bei  einer  Sparkasse  gemachte  Einlage  am 
Tage  der  Kundmachung  dieses  Gesetzes  noch  mehr  als 


2000  K  betragen,  so  können  außerdem  in  der  Zeit  vom 
1.  Januar  bis  zum  31.  März  1916  zurückgefordert 
werden: 

a)  20  Prozent  der  restlichen  Einlage  zur  Berichtigung 
von  Forderungen  des  Landesärars  oder  von  Steuern  und 
öffentlichen  Abgaben  im  Wege  der  Überweisung  oder 
Übermittlung  an  die  mit  der  Einhebung  betraute  Kasse 
und 

b)  weitere  20  Prozent,  insoweit  sie  bescheinigter¬ 
maßen  zur  Erfüllung  der  dem  Gläubiger  nach  §  1,  Ab¬ 
satz  2  bis  4,  obliegenden  Verpflichtungen  erforderlich 
sind.“ 

(8)  Der  dritte  Absatz  des  §  6  hat  zu  entfallen. 

(9)  An  Stelle  des  ersten  Absatzes  des  §  8  tritt  die 
nachstehende  Bestimmung: 

„(1)  Bei  Wechseln,  die  vor  dem  2.  August  1914  aus¬ 
gestellt  worden  sind  und  zwischen  dem  I.  November 
1914  und  dem  31.  Januar  1915  fällig  geworden  sind, 
gelten  als  Zahlungstage  für  die  nach  §  1,  Absatz  2  und 
3,  dieser  Verordnung  von  der  Stundung  ausgenommenen 
Beträge,  die  dort  bezeichneten  Tage.“ 

(10)  Der  zweite  Absatz  des  §  15  hat  zu  lauten: 

„(2)  Das  dem  Gläubiger  für  den  Fall  nicht  recht¬ 
zeitiger  Zahlung  von  Zinsen,  Annuitäten  oder  Raten 
privatrechtlicher  vor  dem  2.  August  1914  entstandener 
Geldforderungen  vertragsmäßig  eingeräumte  Recht  zur 
Kündigung  oder  sofortigen  Rückforderung  von  Kapitals¬ 
beträgen  oder  sonstige  für  den  bezeichneten  Fall  ver¬ 
einbarte  Rechtsnachteile,  mit  Ausnahme  der  Pflicht  zur 
Zahlung  von  Verzugszinsen,  können  nicht  geltend  ge¬ 
macht  werden,  wenn  der  Schuldner  nur  mit  Zinsen,  An¬ 
nuitäten  oder  Raten  im  Rückstände  ist,  die  spätestens 
am  31.  März  1916  fällig  geworden  sind  oder  fällig 
\\ .  rden.“ 

(11)  Der  zweite  Absatz  des  §  18  hat  zu  lauten: 

„(2)  Eine  solche  Frist  kann  für  die  ganze  Forderung 

oder  einen  Teil,  jedoch  nicht  über  den  31.  März  1916 
hinaus  gewährt  werden.  Eine  auf  Grund  der  früheren 
Stundungsgesetze  gewährte  oder  verlängerte  richterliche 
Stundung  gilt,  sofern  sie  nicht  bis  zum  31.  Mai  1915 
abgelaufen  war,  als  bis  einschließlich  31.  März  1916 
verlängert.  Das  Gericht  kann  über  Antrag  nach  Einver¬ 
nehmung  des  Gegners  die  gesetzliche  Verlängerung  ab¬ 
kürzen.“ 

{12)  An  Stelle  des  ersten  Absatzes  des  §  20  treten 
folgende  Bestimmungen: 

„(1)  Vor  dem  1.  April  1916  fällige  Bestandzinse  für 
Räumlichkeiten,  die  ganz  oder  zum  größeren  Teile  für 
ein  geschäftliches  Unternehmen  benützt  werden,  können, 
gleichviel  ob  der  Bestandvertrag  vor  dem  2.  August  1914 
oder  später  abgeschlossen  wurde,  nach  den  Bestimmungen 
der  §§  18  und  19  in  der  Weise  gestundet  werden,  daß 
von  einer  halbjährigen  Zinsrate  die  Hälfte  sofort,  die 
andere  Hälfte  nach  einem  Vierteljahr  und  von  einer 
vierteljährigen  Zinsrate  ein  Drittel  sofort  und  ein 
weiteres  Drittel  nach  je  einem  Monate  zu  entrichten  ist.“ 

(13)  Der  erste  Absatz  des  §  23  wird  durch  folgende 
Bestimmungen  ersetzt: 

,,( 1 )  Das  Exekutionsgericht  kann  auf  Antrag  des  Ver¬ 
pflichteten  unter  den  im  §  18,  Absatz  1,  angeführten 
Voraussetzungen  die  Exekution  zu  gunsten  der  dort 
bezeichneten  Forderungen  bis  längstens  31.  März  1916 
aufschieben,  soweit  es  sich  nicht  um  die  Pfändung  von 
Gegenständen  des  beweglichen  Vermögens  oder  um  die 
zwangsweise  Pfandrechtsbegründung  handelt.  Eine  solche 
Aufschiebung  ist  unzulässig,  wenn  bereits  gemäß  §§  18, 
19  oder  21  eine  Zahlungsfrist  bewilligt  worden  ist.“ 

(14)  Der  dritte  Absatz  des  §  23  hat  zu  lauten: 

„(3)  Eine  gemäß  §  18  des  Gesetzes  vom  1.  Oktober 
1914,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  117,  oder  §  23 
der  Gesetze  vom  29.  November  1914,  Gesetz-  und  Ver¬ 
ordnungsblatt  Nr.  165,  und  vom  30.  Januar  1915,  Ge- 
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setz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  3,  aufgeschobene  Exe¬ 
kution  kann,  wenn  die  Aufschiebungsfrist  nicht  bereits 
vor  dem  31.  Mai  1915  abgelaufen  ist,  unter  denselben 
Voraussetzungen  auf  Antrag  des  Verpflichteten  weiter 
bis  Längstens  31.  März  1916  aufgeschoben  werden.“ 

§  3.  Nach  dem  1.  August  1914  ausgestellte  Wechsel 
und  Schecks,  die  in  den  Bezirken  Bijeljina  und  Zvornik 
zahlbar  sind  oder  deren  Bezogener  und  bei  eigenen 
Wechseln  deren  Aussteller  in  einem  dieser  Bezirke  oder 
in  den  Land-  und  Stadtbezirken  Sarajewo  und  Mostar 
wohnhaft  ist  (§  4,  Punkt  8,  und  §  97  W.-G.),  sind, 
falls  sie  in  der  Zeit  vom  31.  Mai  bis  31.  Dezember  1915 
der  besonderen  Stundung  nach  §  8,  Absatz  2,  der  Ver¬ 
ordnung  vom  30.  Mai  1915,  Gesetz-  und  Verordnungs¬ 
blatt  Nr.  53,  beziehungsweise  vom  1.  Oktober  1915, 
Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  106,  unterworfen 
waren,  zu  zahlen: 

a)  am  15.  Januar  1916,  wenn  sie  in  den  Monaten 
Juni  oder  Juli  1915  fällig  geworden  sind; 

b)  am  31.  Januar  1916,  wenn  sie  im  Monate  August 
1915  fällig  geworden  sind; 

c)  am  14.  Februar  1916,  wenn  sie  im  Monate  Sep¬ 
tember  1915  fällig  geworden  sind; 

d)  am  29.  Februar  1916,  wenn  sie  im  Monate  Oktober 
1915  fällig  geworden  sind; 

e)  am  15.  März  1916,  wenn  sie  im  Monate  November 
1915  fällig  geworden  sind; 

f)  am  31.  März  1916,  wenn  sie  im  Monate  Dezember 
1915  fällig  geworden  sind. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  am  1.  Januar  1916  in 
Kraft. 

Eine  fernere  Verordnung  der  Landesregierung  für 
Bosnien  und  die  Hercegovina,  vom  30.  Dezember  1915, 
über  die  Stundung  privatrechtlicher  Geldforderungen 
gegen  Schuldner  in  den  Bezirken  Rogatica,  Srebre¬ 
nica,  Kladanj,  Vlasenice,  Gacko,  Bileca 
und  T  r  e  b  i  n  j  e,  verfügt: 

§  1.  (1)  Vor  dem  2.  August  1914  entstandene  privat¬ 
rechtliche  Geldforderungen  gegen  Schuldner  in  den  Be¬ 
zirken  Rogatica,  Srebrenica,  Kladanj,  Vlasenice,  Gacko, 
Bileca  und  Trebinje,  einschließlich  der  Forderungen  aus 
Wechseln  oder  Schecks,  ferner  Geldforderungen  aus 
Versicherungsverträgen,  die  vor  diesem  Tage  abge¬ 
schlossen  wurden,  werden  gemäß  den  folgenden  Bestim¬ 
mungen  gestundet. 

(2)  Soweit  in  den  §§  2  bis  5  des  Gesetzes  vom  30.  Mai 
1915,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  52,  beziehungs¬ 
weise  im  §  2,  Absatz  1  bis  7,  dieser  Verordnung  nichts 
anderes  bestimmt  ist,  und  unbeschadet  der  in  den  §§  18 
bis  21  des  angeführten  Gesetzes,  beziehungsweise  im 
§  2,  Absatz  1,  11  und  12,  dieser  Verordnung  vorgese¬ 
henen  richterlichen  Stundung,  ist  Zahlung  zu  leisten  und 
zwar : 

a)  am  15.  Januar  1916,  wenn  die  Forderung  in  den 
Monaten  August  oder  September  1914  fällig  geworden 
ist ; 

b)  am  31.  Januar  1916,  wenn  sie  in  den  Monaten 
Oktober,  November  oder  Dezember  1914  fällig  ge¬ 
worden  ist; 

c)  am  14.  Februar  1916,  wenn  sie  in  den  Monaten 
Januar,  Februar  oder  März  1915  fällig  geworden  ist; 

d)  am  29.  Februar  1916,  wenn  sie  in  den  Monaten 
April,  Mai  oder  Juni  1915  fällig  geworden  ist; 

e)  am  15.  März  1916,  wenn  sie  in  den  Monaten  Juli, 
August  oder  September  1915  fällig  geworden  ist; 

f)  am  31.  März  1916,  wenn  sie  in  den  Monaten  Ok¬ 
tober,  November  oder  Dezember  1915  fällig  geworden 
ist. 

§  2.  (1)  Die  §§  2  bis  25  des  Gesetzes  vom  30.  Mai 
1915,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  52,  finden  auf 
die  im  §  1,  Absatz  1,  dieser  Verordnung  angeführten 
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Geldforderungen  mit  nachstehenden  Abweichungen  An¬ 
wendung. 

(2)  Der  zweite  Absatz  des  §  3  wird  durch  die  nach¬ 
folgende  Bestimmung  ersetzt: 

„(2)  Für  die  nicht  schon  nach  Absatz  1  von  der 
Stundung  ausgenommenen  Ansprüche  aus  Versicherungs¬ 
verträgen  endet  die  Stundung  mit  dem  31.  März  1916.“ 

(3)  Der  vierte  Absatz  des  §  3  hat  zu  lauten: 

„(4)  Die  im  Vertrag  an  die  gänzliche  oder  teilweise 
Nichtleistung  einer  Lebensversicherungsprämie  ge¬ 
knüpften  Rechtsnachteile  kann  der  Versicherer  vom 
zweiten  Versicherungsjahr  angefangen  bis  einschließlich 
31.  März  1916  nicht  geltend  machen,  es  sei  denn,  daß 
der  Versicherungsnehmer  binnen  14  Tagen  nach  Ablauf 
der  vertragsmäßigen,  für  die  Zahlung  der  Prämie  fest¬ 
gesetzten  Nachfrist  erklärt  hat,  die  Versicherung  nicht 
fortzusetzen.  Hat  der  Versicherungsnehmer  eine  solche 
Erklärung  nicht  rechtzeitig  abgegeben,  so  ist  er  zur 
Zahlung  der  Prämie  verpflichtet.“ 

(4)  An  Stelle  des  ersten  Absatzes  des  §  4  tritt  nach¬ 
folgende  Bestimmung: 

„(1)  Forderungen  aus  laufender  Rechnung  und  aus 
Einlagen  gegen  Kassenscheine  sind  mit  der  Einschrän¬ 
kung  gestundet,  daß  innerhalb  eines  Kalendermonates 
bei  Aktienbanken  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  5  Prozent 
der  am  2.  August  1914  bestandenen  Forderung,  min¬ 
destens  aber  von  400  K,  bei  anderen  Kreditstellen 
Zahlung  bis  zur  Höhe  von  2  Prozent  jener  Forderung, 
mindestens  aber  von  200  K  begehrt  werden  kann.  Der 
Anspruch  auf  Auszahlung  der  für  das  zweite  Halbjahr 
1914  und  das  Jahr  1915  entfallenden  Zinsen  unterliegt 
nicht  der  Stundung.“ 

(5)  Der  Punkt  III  des  zweiten  Absatzes  des  §  4  hat 
zu  lauten: 

„III.  in  der  Zeit  vom  1.  Januar  bis  31.  März  1916 
bis  zur  Höhe  von  25  Prozent  der  am  2.  August  1914 
bestandenen  Forderung  aus  laufender  Rechnung  oder 
aus  Einlagen  gegen  Kassenscheine,  soweit  d'c  Rück¬ 
zahlung  nachweislich  zur  Erfüllung  der  einer  Kredit- 
steile  nach  diesem  Gesetze  obliegenden  Verpflichtung  zu 
Rückzahlungen  aus  laufender  Rechnung  oder  aus  Ein¬ 
lagen  gegen  Kassenscheine  oder  gegen  Einlagebuch  be¬ 
nötigt  wird.  Zur  Erfüllung  der  einer  Kreditstelle  nach 
Z.  I,  lit.  b,  obliegenden  Verpflichtung  kann  Rück¬ 
zahlung  im  Wege  der  Überweisung  oder  Übermittlung 
an  die  zur  Übernahme  berufene  Kasse  ohne  Beschränkung 
auf  einen  bestimmten  Betrag  gefordert  werden.“ 

(6)  An  Stelle  des  ersten  Absatzes  des  §  5  tritt  nach¬ 
stehende  Bestimmung: 

,,( 1 )  Forderungen  aus  Einlagen  gegen  Einlagebuch, 
die  vor  dem  2.  August  1914  gemacht  wurden,  sind  mit 
der  Einschränkung  gestundet,  daß  von  derselben  Ein¬ 
lage  innerhalb  eines  Kalendermonates  bei  Aktienbanken 
sowie  Sparkassen  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  5  Prozent 
des  am  2.  August  1914  bestandenen  Guthabens,  min¬ 
destens  aber  von  200  K,  bei  m deren  Kreditstellen 
Zahlung  bis  zur  Höhe  von  2  Prozent  jenes  Guthabens, 
mindestens  aber  von  100  K  begehrt  werden  kann.  Der 
Anspruch  auf  Auszahlung  der  für  das  zweite  Halbjahr 
1914  und  das  Jahr  1915  entfallenden  Zinsen  unterliegt 
nicht  der  Stundung.“ 

(7)  Der  zweite  Absatz  des  §  5  hat  zu  lauten: 

„(2)  Hat  die  vor  dem  2.  August  1914  bei  einer  Aktien¬ 
bank  oder  bei  einer  Sparkasse  gemachte  Einlage  am 
Tage  der  Kundmachung  dieses  Gesetzes  noch  mehr  als 
2000  K  betragen,  so  können  außerdem  in  der  Zeit  vom 
1.  Januar  bis  zum  31.  März  1916  zurückgefordert 
werden: 

a)  20  Prozent  der  restlichen  Einlage  zur  Berichtigung 
von  Forderungen  des  Landesärars  oder  von  Steuern  und 
öffentlichen  Abgaben  im  Wege  der  Überweisung  oder 
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Übermittlung  an  die  mit  der  Einhebung  betraute  Kasse, 
und 

b )  weitere  20  Prozent,  insoweit  sie  beseheinigtermaßen 
zur  Erfüllung  der  dem  Gläubiger  nach  §  1  obliegenden 
Verpflichtungen  erforderlich  sind.“ 

(8)  Der  dritte  Absatz  des  §  6  hat  zu  entfallen. 

(9)  An  Stelle  des  ersten  Absatzes  des  §  8  tritt  die 
nachstehende  Bestimmung: 

,,(1)  Bei  Wechseln,  die  vor  dem  2.  August  1914  aus¬ 
gestellt  worden  sind  und  zwischen  dem  I.  November  1914 
und  dem  31.  Januar  1915  fällig  geworden  sind,  gelten 
als  Zahlungstage  für  die  nach  §  1,  Absatz  2,  dieser  Ver¬ 
ordnung  von  der  Stundung  ausgenommenen  Beträge  die 
dort  bezeichneten  Tage.“ 

(10)  Der  zweite  Absatz  des  §  15  hat  zu  lauten: 

,,(2)  Das  dem  Gläubiger  für  den  Fall  nicht  recht¬ 
zeitiger  Zahlung  von  Zinsen,  Annuitäten  oder  Raten 
privatrechtlicher  vor  dem  2.  August  1914  entstandener 
Geldforderungen  vertragsmäßig  eingeräumte  Recht  zur 
Kündigung  oder  sofortigen  Rückforderung  von  Kapitals¬ 
beträgen  oder  sonstige  für  den  bezeichneten  Fall  ver¬ 
einbarte  Rechtsnachteile,  mit  Ausnahme  der  Pflicht  zur 
Zahlung  von  Verzugszinsen,  können  nicht  geltend  ge¬ 
macht  werden,  wenn  der  Schuldner  nur  mit  Zinsen,  An¬ 
nuitäten  oder  Raten  im  Rückstände  ist,  die  spätestens 
am  31.  März  1916  fällig  geworden  sind  oder  fällig 
werden.“ 

(n)  Der  zweite  Absatz  des  §  18  hat  zu  lauten: 

„(2)  Eine  solche  Frist  kann  für  die  ganze  Forderung 
oder  einen  Teil,  jedoch  nicht  über  den  31.  März  1916 
hinaus  gewährt  werden.  Eine  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  1.  Oktober  1914,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt 
Nr.  117,  gewährte  richterliche  Stundung  gilt,  insofern 
sie  nicht  bis  zum  22.  November  1914  abgelaufen  war, 
als  bis  einschließlich  31.  März  1916  verlängert.  Das 
Gericht  kann  über  Antrag  nach  Einvernehmung  des 
Gegners  die  gesetzliche  Verlängerung  abkürzen.“ 

(12)  An  Stelle  des  ersten  Absatzes  des  §  20  treten 
folgende  Bestimmungen: 

,,(1)  Vor  dem  1.  April  1916  fällige  Bestandzinse  für 
Räumlichkeiten,  die  ganz  oder  zum  größeren  Teil  für 
ein  geschäftliches  Unternehmen  benützt  werden,  können, 
gleichviel  ob  der  Bestandvertrag  vor  dem  2.  August 
1914  oder  später  abgeschlossen  wurde,  nach  den  Be¬ 
stimmungen  der  §§  18  und  19  in  der  Weise  gestundet 
werden,  daß  von  einer  halbjährigen  Zinsrate  die  Hälfte 
sofort,  die  andere  Hälfte  nach  einem  Vierteljahr  und 
von  einer  vierteljährigen  Zinsrate  ein  Drittel  sofort  und 
ein  weiteres  Drittel  nach  je  einem  Monat  zu  entrichten 
ist.“ 

(13)  Der  erste  Absatz  des  §  23  wird  durch  folgende 
Bestimmungen  ersetzt: 

„(1)  Das  Exekutionsgericht  kann  auf  Antrag  des  Ver¬ 
pflichteten  unter  den  im  §  18,  Absatz  1,  angeführten 
Voraussetzungen  die  Exekution  zu  gunsten  der  dort  be¬ 
zeichneten  Forderungen  bis  längstens  31.  März  1916 
aufschieben,  soweit  es  sich  nicht  um  die  Pfändung  von 
Gegenständen  des  beweglichen  Vermögens  oder  um  die 
zwangsweise  Pfandrechtsbegründung  handelt.  Eine  solche 
Aufschiebung  ist  unzulässig,  wenn  bereits  gemäß  §§  18, 
19  oder  21  eine  Zahlungsfrist  bewilligt  worden  ist.“ 

(14)  Der  dritte  Absatz  des  §  23  hat  zu  lauten: 

„(3)  Eine  gemäß  §  18  des  Gesetzes  vom  1.  Oktober 
1914,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  117,  aufge¬ 
schobene  Exekution  kann,  wenn  die  Aufschiebungsfrist 
nicht  bereits  vor  dem  22.  November  1914  abgelaufen  ist, 
unter  denselben  Voraussetzungen  auf  Antrag  des  Ver¬ 
pflichteten  weiter  bis  längstens  31.  März  1916  aufge¬ 
schoben  werden.“ 

§  3.  Nach  dem  1.  August  1914  ausgestellte  Wechsel 
und  Schecks,  die  in  einem  der  im  §  1,  Absatz  1,  dieser 
Verordnung  angeführten  Bezirke  zahlbar  sind,  oder  deren 


Bezogener  und  bei  eigenen  Wechseln  deren  Aussteller 
in  einem  dieser  Bezirke  wohnhaft  ist  (§  4,  Punkt  8,  und 
§  97  W.-G.),  sind,  falls  sie  in  der  Zeit  vom  22.  No¬ 
vember  1914  bis  Ende  Dezember  1915  der  besonderen 
Stundung  nach  §  8  der  Verordnung  vom  21.  November 

1914,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  164,  beziehungs¬ 
weise  vom  1.  Dezember  1914,  Gesetz-  und  Verordnungs¬ 
blatt  Nr.  166,  beziehungsweise  vom  31.  Januar  1915, 
Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  4,  beziehungsweise 
vom  28.  März  1915,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt 
Nr.  24,  beziehungsweise  vom  30.  Mai  1915,  Gesetz-  und 
Verordnugsblatt  Nr.  53,  beziehungsweise  vom  1.  Oktober 

1915,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  106,  unter¬ 
worfen  waren,  zu  zahlen: 

a)  am  15.  Januar  1916,  wenn  sie  in  der  Zeit  vom 
22.  November  bis  Ende  Dezember  1914  fällig  geworden 
sind ; 

b)  am  31.  Januar  1916,  wenn  sie  in  den  Monaten 
Januar  oder  Februar  1915  fällig  geworden  sind; 

c)  am  14.  Februar  1916,  wenn  sie  in  den  Monaten 
März  oder  April  1915  fällig  geworden  sind; 

d)  am  29.  Februar  1916,  wenn  sie  in  den  Monaten 
Mai  oder  Juni  1915  fällig  geworden  sind; 

e)  am  15.  März  1916,  wenn  sie  in  den  Monaten  Juli, 
August  oder  September  1915  fällig  geworden  sind; 

f)  am  31.  März  1916,  wenn  sie  in  den  Monaten  Ok¬ 
tober,  November  oder  Dezember  1915  fällig  geworden 
sind. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  am  1.  Januar  1916  in 
Kraft. 

Deutschland. 

Vorübergehende  Zollerleichterungen.  Der  Bundes¬ 
rat  hat  am  6.  Januar  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

I.  Die  nachstehend  aufgeführten  Waren  bleiben  bis  auf 
weiteres  bei  der  Einfuhr  zollfrei: 

a)  aus  Nr.  47  des  Zolltarifs  Äpfel,  Birnen,  Quitten, 
frisch,  unverpackt  oder  nur  in  Säcken  bei  je  mindestens 
50  kg  Rohgewicht, 

b)  aus  Nr.  123  des  Zolltarifs  Krabben,  lebend  oder 
nicht  lebend,  auch  bloß  abgekocht  oder  eingesalzen,  auch 
von  der  Kruste  befreit. 

II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Aus-  und  Durchfuhrverbote.  Eine  amtliche  Bekannt¬ 
machung  vom  6.  1.  M.  bringt  zur  öffentlichen  Kenntnis: 

Es  wird  verboten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von: 
Trägern  der  Nr.  785  a  des  statistischen  Warenverzeich¬ 
nisses  ;  Formeisen;  nicht  geformtes  Stabeisen, 
auch  Bandeisen  der  Nr.  785  b  des  statistischen 
W  arenverzeichnisses. 

Mit  Bekanntmachung  vom  10.  1.  M.  wurde  die  Aus¬ 
fuhr  von  Glühstrümpfen  (Glühkörper  für  Be¬ 
leuchtungszwecke),  nicht  ausgegliiht  der  Nr.  500  b  und 
ausgeglüht  der  Nr.  371  des  statistischen  Warenverzeich¬ 
nisses  verboten. 

Änderung  der  Postordnung.  Eine  Bekanntmachung 
vom  9.  Januar  1916  lautet: 

Auf  Grund  des  §  50  des  Gesetzes  über  das  Post¬ 
wesen  vom  28.  Oktober  1871  und  des  §  3,  Abs.  2, 
des  Gesetzes,  betreffend  die  Erleichterung  des  Wechsel¬ 
protestes,  vom  30.  Mai  1908,  sowie  auf  Grund  der 
Bekanntmachung  des  Bundesrates  vom  6.  Januar  1916, 
betreffend  die  Fristen  des  Wechsel-  und  Scheckrechts 
für  Elsaß  Lothringen,  wird  die  Postordnung  vom  20.  März 
1900  wie  folgt  geändert: 

1.  Im  §  18  a  »Postprotest«  erhält  der  Abs.  V 
unter  B  und  C  folgende  Fassung: 

B.  Postprotestaufträge  mit  Wechseln,  die  in  Ostpreußen 
in  den  Regierungsbezirken  Allenstein  und  Gumbinnen 
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sowie  in  den  Kreisen  Gerdauen  und  Memel  zahlbar 
sind,  oder  mit  solchen  in  anderen  Teilen  Ostpreußens 
oder  im  Stadtkreise  Danzig  zahlbaren  gezogenen  Wechseln, 
die  als  Wohnort  des  Bezogenen  einen  Ort  angeben,  der 
einem  der  bezeichneten  Teile  Ostpreußens  (Regierungs¬ 
bezirke  Allenstein  und  Gumbinnen,  Kreise  Gerdauen 
und  Memel)  liegt,  werden  erst  an  folgenden  Tagen 
nochmals  zur  Zahlung  vorgezeigt: 

a)  wenn  der  Zahlungstag  des  Wechsels  in  der  Zeit 
vom  30.  Juli  1914  bis  einschließlich  28.  Januar  1916 
eingetreten  ist, 

am  31.  Januar  1916; 

fr)  wenn  der  7ahlungstag  des  Wechsels  am  29.  Januar 
1916  oder  später  eintritt, 

am  zweiten  Werktage  nach  dem  Zahlungstage. 

Postprotestaufträge  mit  Wechseln,  die  in  Elsaß- 
Lothringen  zahlbar  sind,  werden  erst  an  folgenden 
Tagen  nochmals  zur  Zahlung  vorgezeigt: 

a)  wenn  der  Zahlungstag  des  Wechsels  in  der  Zeit 
vom  30.  Juli  19*4  bis  einschließlich  28.  April  1916 
eingetreten  ist, 

am  1.  Mai  1916; 

fr)  wenn  der  Zahlungstag  des  Wechsels  am  29.  April 
1916  oder  später  eintritt, 

am  zweiten  Werktage  nach  dem  Zahlungstage. 

Solange  die  Verlängerung  der  Fristen  des  Wechsel- 
und  Scheckrechts  nach  den  obigen  Vorschriften  besteht, 
kann  der  Auftraggeber  verlangen,  daß  ein  davon  be¬ 
troffener  Wechsel  mit  dem  Postprotestauftrage  schon  am 
zweiten  Werktage  nach  dem  Zahlungstage  des  Wechsels 
nochmals  zur  Zahlung  vorgezeigt  und,  wenn  auch  diese 
Vorzeigung  oder  der  Versuch  dazu  erfolglos  bleibt, 
protestiert  werde.  Dieses  Verlangen  ist  durch  den  Ver¬ 
merk  »Ohne  die  verlängerte  Protestfrist«  auf  der  Rück¬ 
seite  des  Postprotestauftrages  auszudrücken.  Auch  kann 
die  Post  damit  betraut  werden,  für  solche  Wechsel 
neben  der  Wechselsumme  auch  die  für  die  verlängerte 
Frist  vom  Tage  der  ersten  Vorzeigung  des  Wechsels 
an  fälligen  Wechselzinsen  einzuziehen  und  im  Nicht¬ 
zahlungsfalle  deswegen  Protest  zu  erheben.  Wird  hiervon 
Gebrauch  gemacht,  so  ist  in  den  Vordruck  zum  Post¬ 
protestauftrage  hinter  »Betrag  des  beigefügten  Wechsels« 
einzutragen»  nebst  Verzugszinsen  von  6  vom  Hundert  vom 

Tage  der  ersten  Vorzeigung,  nämlich  vom . 

ab«.  Der  Zeitpunkt,  von  dem  an  die  Zinsen  zu  be¬ 
rechnen  sind,  ist  nicht  anzugeben,  wenn  die  Post  die 
erste  Vorzeigung  des  Wechsels  bewirkt.  Hat  der  Auf¬ 
traggeber  die  Einziehung  der  Zinsen  verlangt,  so  wird 
der  Wechsel  nur  gegen  Barzahlung  der  Wechselsumme 
und  der  Zinsen  ausgehändigt,  bei  Nichtzahlung  auch 
nur  der  Zinsen  aber  wegen  des  nicht  gezahlten  Betrages 
Protest  mangels  Zahlung  erhoben. 

C.  Als  Zahlungstag  gilt  der  Fälligkeitstag  des  Wechsels 
oder,  wenn  dieser  ein  Sonn-  oder  Feiertag  ist,  der 
nächste  Werktag.  Fällt  der  Schlußtag  der  Frist  zur  Vor¬ 
zeigung  des  Wechsels  auf  einen  Sonn-  oder  Feiertag, 
so  wird  der  Wechsel  am  nächsten  Werktage  zur  Zahlung 
vorgezeigt.  Die  Postverwaltung  behält  sich  vor,  die  Vor¬ 
zeigung  der  Wechsel,  deren  Protestfrist  am  31.  Januar 
oder  1.  Mai  1916  (Abs.  B)  abläuft,  auf  mehrere  vor¬ 
hergehende  Tage  zu  verteilen. 

2.  Die  Änderungen  treten  sofort  in  Kraft. 

Bekanntmachung,  betreffend  Veräußerungs-, 
Verarbeitungs-  und  Bewegungsverbot  für  Web-, 
Trikot-,  Wirk-  und  Strickgarne.  Eine  gemeinsame 
Bekanntmachung  der  deutschen  Kriegsministerien  vom 
31.  Dezember  1915  bestimmt: 

§1.  Inkrafttreten.  Diese  Bekanntmachung  tritt 
mit  ihrer  Verkündigung  am  31.  Dezember  1915  in  Kraft. 


§  2.  Von  der  Bekanntmachung  betrof¬ 
fene  Gegenstände.  Von  dieser  Bekanntmachung 
werden  betroffen: 

sämtliche  Vorräte  ungefärbter,  gefärbter,  melierter 

A.  Webgarne,  Trikotgarne  und  Wirkgarne  (Kamm¬ 
garn,  Streichgarn,  Kammgarn  mit  Streichgarn  gezwirnt), 
gleichviel  ob  diese  Garne  hergestellt  sind  aus: 

1.  reiner  Wolle,  Kamelwolle,  Mohair,  Alpaka,  Kasch¬ 
mir,  ungewaschen,  rückengewaschen,  fabrikmäßig  ge¬ 
waschen,  karbonisiert,  ohne  oder  mit  einem  Zusatz  von 
Kunstwolle ; 

2.  Spinnstoffen  aus  reiner  Schafwolle,  Kamelwolle, 
Mohair,  Alpaka,  Kaschmir,  also  Kammzug,  Kämmlingen, 
Abgängen  jeder  Art  aus  Wäscherei,  Kämmerei,  Kamm¬ 
garn-  und  Streichgarnspinnerei,  Weberei,  Strickerei  und 
Wirkerei,  ohne  oder  mit  einem  Zusatz  von  Kunstwolle; 

3.  aus  Mischungen  der  unter  1  und  2  genannten  Spinn¬ 
stoffe  ohne  oder  mit  einem  Zusatz  von  Kunstwolle. 

B.  Strickgarne  (Hand-  und  Maschinenstrickgarne  aus 
Kammgarn,  Streichgarn,  Kammgarn  mit  Streichgarn  ge¬ 
zwirnt),  gleichviel  aus  welchen  der  unter  A  genannten 
Spinnstoffe  diese  Garne  hergestellt  sind,  ohne  oder  mit 
einem  Zusatz  von  Baumwolle  oder  anderen  pflanzlichen 
Spinnstoffen.  (Im  nachstehenden  kurz  „Garne“  genannt.) 

§  3.  Veräußerungsverbot.  Die  in  §  2  be¬ 
zeichneten  Garne  werden  hiermit  beschlagnahmt.  Ihre 
Veräußerung  zu  anderen  als  zu  Heeres-  oder  Marine¬ 
zwecken  ist  vom  31.  Dezember  1915  ab  verboten. 

Als  Veräußerung  zu  Heeres-  oder  Marinezwecken  gilt 
nur  die  Veräußerung  an  die  Kriegswollbedarfaktien- 
gesellschaft,  Berlin  SW.  48,  Verlängerte  Hedemann¬ 
straße  3,  oder  die  mit  Genehmigung  der  Kriegsrohstoff¬ 
abteilung  des  königlich  preußischen  Kriegsministeriums 
an  Militär-  oder  Marinebehörden  getätigten  Veräuße¬ 
rungen. 

Über  jede  Veräußerung  von  Garnen  wird  von  der 
Kriegswollbedarfaktiengesellschaft  ein  Veräußerungs¬ 
schein  in  dreifacher  Ausfertigung  ausgestellt.  Die  Haupt¬ 
ausfertigung  hat  der  Veräußerer  an  das  Webstoffmelde¬ 
amt  (Wollbedarfsprüfungsstelle)  der  Kriegsrohstoffab- 
teilung  des  königlich  preußischen  Kriegsministeriums, 
Berlin  SW.  48,  Verlängerte  Hedemannstraße  11,  unter¬ 
schrieben  und  mit  Firmenstempel  versehen,  unverzüglich 
einzusenden.  Nebenausfertigung  1  behält  die  Kriegswoll- 
bedarfaktiengesellschaft,  Nebenausfertigung  2  hat  der 
Veräußerer  als  Beleg  aufzubewahren. 

Von  denjenigen  Garnen,  deren  Ankauf  die  Kriegs- 
wollbedarfaktiengesellschaft  ablehnt,  sind  innerhalb  zwei 
Wochen  nach  Empfang  des  ablehnenden  Bescheides 
Muster  unter  genauer  Angabe  der  abgelehnten  Mengen 
an  die  Kriegsrohstoffabteilung  des  königlich  preußischen 
Kriegsministeriums,  Sektion  W.  I.,  Berlin  SW.  48,  Ver¬ 
längerte  Hedemannstraße  9/10,  zu  senden.  —  Die  Kriegs¬ 
rohstoffabteilung  bestimmt  über  die  Verwendung  dieser 
Garne  oder  gibt  sie  frei. 

Die  Eigentümer  der  in  §  2  bezeichneten  Gegenstände 
haben  die  Enteignung  zu  gewärtigen,  sofern  sie  nicht 
bis  zum  31.  März  1916  ihre  Bestände  an  die  Kriegs- 
wollbedarfaktiengesellschaft  veräußert  haben.  Über  den 
von  der  Kriegswollbedarfaktiengesellschaft  zu  zahlenden 
Übernahmepreis  entscheidet,  falls  eine  gütliche  Einigung 
nicht  zu  stände  kommt,  das  Reichsschiedsgericht  für 
Kriegsbedarf. 

§  4.  Ausnahmen  vom  Veräußerungs¬ 
verbot.  Ausgenommen  von  den  in  §  3  getroffenen  An¬ 
ordnungen  sind 

1.  von  den  in  §  2  unter  A  aufgeführten  Web-,  Trikot- 
und  Wirkgarnen  alle  Noppen,  Schleifen  (Loopgarne)  und 
solche  Garne,  welche  mit  einem  oder  mehreren  aus  pflanz¬ 
lichen  Fasern  hergestellten  Fäden  gezwirnt  sind; 
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2.  von  den  in  §  2  unter  B  aufgeführten  Strickgarnen 

a)  alle  im  Haushalt  und  in  Hausgewerbebetrieben  zum 
Zwecke  der  eigenen  Verarbeitung  befindliche  Mengen, 

b)  10  vom  Hundert  der  Vorräte,  die  sich  beim  In¬ 
krafttreten  der  Anordnungen  dieser  Bekanntmachung 
bereits  in  Warenhäusern  zum  Kleinverkauf  und  zum 
Verkauf  an  Hausgewerbebetriebe,  und  30  vom  Hundert 
der  Vorräte,  die  sich  beim  Inkrafttreten  der  Anordnungen 
dieser  Bekanntmachung  in  sonstigen  offenen  Laden¬ 
geschäften  zum  Kleinverkauf  und  zum  Verkauf  an 
Hausgewerbebetriebe  befanden. 

Diese  Ausnahmen  von  dem  Veräußerungsverbot  greifen 
jedoch  nur  hinsichtlich  der  in  Ziffer  1,  beziehungsweise 
2  b  näher  bezeichneten  Gegenstände  und  Mengen  dann 
Platz,  wenn 

aa)  die  Gegenstände,  welche  in  Ziffer  2  b  dieses  Para¬ 
graphen  näher  bezeichnet  sind,  zum  Kleinverkauf  un¬ 
mittelbar  für  die  Verarbeitung  im  Haushalt  und  zum 
Verkauf  an  Hausgewerbebetriebe  auch  weiterhin  wirklich 
feilgehalten  werden ; 

bb)  der  Verkaufspreis  der  einzelnen  Sorten  der  in 
Ziffer  1  und  2  b  dieses  Paragraphen  näher  bezeichneten 
Gegenstände  jeweils  nicht  höher  bemessen  wird,  als  der 
zuletzt  vor  dem  Inkrafttreten  dieser  Bekanntmachung 
von  demselben  Verkäufer  erzielte  Verkaufspreis. 

Wer  trotz  dieser  Vorschriften  die  von  dem  Veräuße¬ 
rungsverbot  ausgenommenen  Mengen  zurückhält  oder 
höhere  Verkaufspreise  fordert,  hat  sofortige  Enteignung 
der  Waren  zu  gewärtigen. 

Weitere  Freigaben  von  Vorräten  der  in  §  2  unter  B 
näher  bezeichneten  Strickgarne,  soweit  sie  sich  beim  In¬ 
krafttreten  dieser  Bekanntmachung  in  Warenhäusern  und 
sonstigen  offenen  Ladengeschäften  zum  Kleinverkauf  und 
zum  Verkauf  an  Hausgewerbebetriebe  befanden,  sind  in 
Aussicht  genommen.  Einzelanträge  auf  Freigabe  sind  zu 
unterlassen,  weil  sie  nicht  berücksichtigt  werden  können. 

§5.  Verarbeitung  s-  und  Verwendungs¬ 
verbot.  Das  Färben,  Zwirnen,  Verweben,  Verstricken, 
Verwirken  sowie  jede  andere  Art  der  Verarbeitung  und 
Verwendung  der  in  §  2  bezeichneten  Garne  ist  nach  dem 
31.  Dezember  1915  verboten. 

Nach  dem  31.  Dezember  1915  ist  das  Färben,  Zwirnen, 
Verweben,  Verstricken,  Verwirken  sowie  jede  andere 
Art  der  Verarbeitung  und  Verwendung  nur  zur  Her¬ 
stellung  solcher  Erzeugnisse  gestattet,  deren  Anfertigung 
vom  königlich  preußischen  Kriegsministerium,  Reichs¬ 
marineamt,  Bekleidungsbeschaffungsamt  oder  von 
sonstigen  Militär-  und  Marinebehörden  unmittelbar  oder 
durch  Vermittlung  des  Kriegsgarn-  und  Tuchverbandes 
E.  V.,  des  Kriegswoilachverbandes,  des  Kriegsdecken¬ 
verbandes,  des  Kriegswirk-  und  Strickverbandes,  des 
Kriegsausschusses  für  warme  Unterkleidung  (Reichstags¬ 
gebäude),  sämtlich  in  Berlin,  und  der  Vereinigung  des 
Wollhandels,  Leipzig,  in  Auftrag  gegeben  worden  ist. 

Der  Nachweis  der  Verwendung  zur  Erfüllung  von 
Aufträgen  der  Heeres-  oder  Marineverwaltung  ist  zu 
führen.  Er  gilt  nur  als  geführt,  wenn  der  Abnehmer  der 
Halb-  oder  Ganzerzeugnisse  dem  Lieferer  einen  amt¬ 
lichen  Belegschein  (§  9)  in  doppelter  Ausfertigung  ord¬ 
nungsgemäß  ausgefüllt  und  unterschrieben  übergibt,  der 
von  der  Heeres-  oder  Marinebehörde  bestätigt  und  von 
der  Wollbedarfspriifungsstelle  mit  Genehmigungsvermerk 
versehen  ist.  Eine  Ausfertigung  des  Belegscheines  behält 
die  Wollbedarfspriifungsstelle,  die  zweite  hat  der  Lieferer 
als  Beleg  aufzubewahren. 

Die  Verarbeitung  eigener  Bestände  der  in  §  2  unter  A 
genannten  Garne  zu  Heeres-  oder  Marinezwecken  muß 
bis  zum  31.  März  1916  erfolgt  sein. 

§  6.  Ausnahmen  vom  Verarbeitung  s- 
und  Verwendungsverbote.  Ausgenommen  von 
den  in  §  5  getroffenen  Anordnungen  sind 


1.  diejenigen  Mengen  der  in  §  2  bezeichneten  Garne, 
die  sich  vor  dem  31.  Dezember  1915  bereits  im  Web-, 
Wirk-  oder  Strickprozeß  befanden ; 

2.  diejenigen  Mengen,  welche  die  Kriegsrohstoff¬ 
abteilung  des  Kriegsministeriums  aus  ihren  Beständen 
durch : 

Verein  Deutscher  Tuch-  und  Wollwarenfabrikanten 
E.  V., 

Verband  der  Fabrikanten  von  Damenkonfektions-  und 
Kostümstoffen  E.  V., 

Verband  Sächsisch-Thüringischer  Webereien  E.  V., 

Verband  Elsässischer  Wollwebereien  E.  V., 

Verband  der  Fabrikanten  halbwollener  und  wollener 
Stoffe  E.  V., 

Verband  Deutscher  Krimmer-  und  Wollplüschfabri- 
kanten  E.  V., 

Verband  Deutscher  Möbelstoff-  und  Moquettewebe- 
reien, 

Verband  Lausitzer  und  Schlesischer  Orleanswebereien, 

Allgemeine  Deutsche  Zanellakonvention, 

Verband  Deutscher  Seidenwebereien  Düsseldorf, 

Bergischer  Fabrikantenverband,  Barmen 
verkauft  hat ; 

3.  die  in  §  4,  Ziffer  1  und  2  a,  von  dem  Veräußerungs¬ 
verbot  ausgenommenen  Garne; 

4.  10  vom  Hundert  der  Bestände  jedes  Eigentümers 
nach  dem  Stande  vom  31.  Dezember  1915  von  den  in 
§  2  A  aufgeführten  Web-,  Trikot-  und  Wirkgarnen,  soweit 
sie  nicht  ohnehin  nach  Ziffer  1  bis  3  dieses  Paragraphen 
vom  Verarbeitungs-  und  Verwendungsverbot  ausge¬ 
nommen  sind; 

5.  die  in  §  4,  Ziffer  2  b,  bezeichneten  Strickgarne, 
sobald  sie  im  Wege  des  Kleinverkaufs  in  den  Haushalt 
oder  in  Hausgewerbebetriebe  übergegangen  sind. 

§7.  Bewegungsverbot.  Jeder  Wechsel  im  Ge¬ 
wahrsam  der  in  §  2  bezeichneten  Garne  ist  verboten. 

§  8.  Ausnahmen  vom  Bewegungs  verbot. 
Ausgenommen  von  dem  Bewegungsverbote  des  §  7  sind: 

1.  diejenigen  Mengen  Garne,  welche  an  die  Kriegs- 
wollbedarfaktiengesellschaft  veräußert  worden  sind  oder 
künftig  veräußert  werden  (siehe  §  3)  ; 

2.  die  Mengen,  auf  welche  die  Verarbeitungs-  und  Ver¬ 
wendungserlaubnis  des  §  5,  Absatz  2,  Anwendung  findet; 

3.  diejenigen  Mengen,  die  nach  §  4  und  §  6  vom  Ver- 
äußerungs-,  Verarbeitungs-  und  Verwendungsverbot  aus¬ 
genommen  sind,  und  nach  Maßgabe  der  Anordnungen 
in  §  4  und  §  6. 

§  9.  Belegscheine.  Vordrucke  der  amtlichen 
Veräußerungsscheine  (§  3)  und  Belegscheine  (§  5)  sind 
bei  dem  Webstoffmeldeamt  der  Kriegsrohstoffabteilung 
des  königlich  preußischen  Kriegsministeriums,  Berlin 
SW.  48,  Verlängerte  Hedemannstraße  11,  anzufordern. 
In  der  Anforderung  ist  genau  anzugeben,  welcher  Schein 
gewünscht  wird.  Die  Anforderung  ist  mit  deutlicher 
Unterschrift,  genauer  Adresse  und  Firmenstempel  zu 
versehen. 

§  10.  Anträge  und  Anfragen.  Alle  auf  die 
vorstehende  Bekanntmachung  bezüglichen  Anfragen  und 
Anträge  sind  mit  der  Kopfschrift  „Verwendungsverbot 
für  Garne“  an  die  Kriegsrohstoffabteilung,  Sektion  W.  I., 
Berlin  SW.  48,  Verlängerte  Hedemannstraße  9/10,  zu 
richten. 

Für  die  Genehmigung  von  Freigaben  ist  das  königlich 
preußische  Kriegsministerium,  Kriegsrohstoffabteilung, 
Sektion  W.  I.,  ausschließlich  zuständig. 

Bekanntmachung,  betreffend  Veräußerungs-  und 
Verarbeitungsverbot  für  reine  Schafwolle,  Kamel¬ 
haare,  Mohair,  Alpaka,  Kaschmir  oder  andere  Tier¬ 
haare  sowie  deren  Halberzeugnisse  und  Abgänge. 

Eine  gemeinsame  Bekanntmachung  der  deutschen 
Kriegsministerien  vom  31.  Dezember  1915  bestimmt: 


20.  januar  19 16]  DAS  HANDELSMUSEUM. 


§  1.  Inkrafttreten.  Diese  Bekanntmachung  tritt 
mit  ihrer  Verkündung  am  31.  Dezember  1915  in  Kraft. 

§2.  Von  der  Bekanntmachung  betrof¬ 
fene  Gegenstände.  Von  dieser  Bekanntmachung 
sind  betroffen : 

a)  ungefärbte  und  gefärbte  reine  Schafwolle,  Kamel¬ 
haare,  Mohair,  Alpaka,  Kaschmir,  ungewaschen,  rücken¬ 
gewaschen,  fabrikmäßig  gewaschen,  karbonisiert; 

b)  ungefärbte  und  gefärbte  Spinnstoffe  aus  reiner 
Schafwolle,  Kamelhaare,  Mohair,  Alpaka,  Kaschmir,  also 
Kammzug,  Kämmlinge  und  Abgänge  jeder  Art  dieser 
Spinnstoffe  aus  Wäscherei,  Kämmerei,  Kammgarn-  und 
Streichgarnspinnerei,  Weberei,  Strickerei  und  Wirkerei. 
(Im  nachstehenden  kurz  „Spinnstoffe“  genannt.) 

c)  Zickel-,  Ziegen-,  Kälber-,  Rinder-,  Fohlen-  und 
Pferdehaare,  mit  Ausnahme  von  Schweif-  und  Mähnen¬ 
haaren.  (Im  nachstehenden  kurz  „Tierhaare“  genannt.) 

§  3.  Veräußerungsverbot.  Die  in  §  2  ge¬ 
nannten  Spinnstoffe  und  Tierhaare  werden  hiermit  be¬ 
schlagnahmt.  Die  Veräußerung  zu  anderen  als  zu  Heeres¬ 
oder  Marinezwecken  ist  vom  31.  Dezember  1915  ab  ver¬ 
boten.  —  Als  Veräußerung  zu  Heeres-  oder  Marine¬ 
zwecken  gilt  bei  den  Spinnstoffen  nur  die  Veräußerung 
an  die  Kriegswollbedarfaktiengesellschaft,  Berlin 
SW.  48,  Verlängerte  Hedemannstraße  3,  bei  den  Tier¬ 
haaren  nur  die  Veräußerung  an  die  Vereinigung  des 
Wollhandels,  Leipzig,  Fleischerplatz  1. 

Über  jede  Veräußerung  von  Spinnstoffen  wird  von  der 
Kriegswollbedarfaktiengesellschaft,  über  jede  Veräuße¬ 
rung  von  Tierhaaren  wird  von  der  Vereinigung  des  Woll¬ 
handels  ein  Veräußerungsschein  in  dreifacher  Ausfer¬ 
tigung  ausgestellt.  —  Die  Hauptausfertigung  hat  der 
Veräußerer  an  das  Webstoffmeldeamt  (Wollbedarfs- 
priifungsstelle)  der  Kriegsrohstoffabteilung,  Berlin 
SW.  48,  Verlängerte  Hedemannstraße  11,  unterschrieben 
und  mit  Firmenstempel  versehen,  unverzüglich  einzu¬ 
senden.  —  Durchschrift  Nr.  1  behält  die  Kriegswoll- 
bedarfaktiengesellschaft,  beziehungsweise  die  Vereini¬ 
gung  des  Wollhandels,  Durchschrift  Nr.  2  hat  der  Ver¬ 
äußerer  als  Beleg  aufzubewahren. 

Von  denjenigen  Spinnstoffen  und  Tierhaaren,  deren 
Ankauf  die  Kriegswollbedarfaktiengesellschaft,  bezie¬ 
hungsweise  die  Vereinigung  des  Wollhandels  ablehnt, 
sind  innerhalb  zwei  Wochen  nach  Empfang  des  ab¬ 
lehnenden  Bescheides  Muster  unter  genauer  Angabe  der 
abgelehnten  Mengen  an  die  Krfegsrohstoffabteilung  des 
königlich  preußischen  Kriegsministeriums,  Sektion  W.  I., 
Berlin  SW.  48,  Verlängerte  Hedemannstraße  9/10,  zu 
senden.  —  Die  Kriegsrohstoffabteilung  bestimmt  über  die 
Verwendung  dieser  Spinnstoffe  und  Tierhaare  oder  gibt 
sie  frei. 

Die  Eigentümer  der  in  §  2  bezeichneten  Gegenstände 
haben  die  Enteignung  zu  gewärtigen,  sofern  sie  nicht 
bis  zum  31.  März  1916  ihre  Bestände  an  die  in  Absatz  1 
bezeichneten  Stellen  veräußert  haben.  Über  den  Über- 
nrhmepreis  entscheidet  mangels  Einigung  endgültig: 

a)  soweit  Höchstpreise  für  die  Gegenstände  festgesetzt 
sind,  dieKriegsrohstoffabteilungdes  königlich  preußischen 
Kriegsministeriums,  Sektion  W.  I.,  in  Berlin  nach  An¬ 
hörung  einer  Sachverständigenkommission,  deren  Zu¬ 
sammensetzung  die  Kriegsrohstoffabteilung  unter  Zu¬ 
ziehung  von  Sachverständigen  aus  den  Kreisen  der  In¬ 
dustrie  und  des  Handels  vornimmt, 

b)  soweit  Höchstpreise  für  die  Gegenstände  nicht  fest¬ 
gesetzt  sind,  das  Reichsschiedsgericht  für  Kriegsbedarf. 

§  4.  V  e  r  a  r  b  e  i  t  u  n  g  s-  und  V  e  r  w  e  n  dungs¬ 
verbot.  Das  Waschen,  Krempeln,  Mischen,  Kämmen, 
Färben,  Filzen  und  Verspinnen  der  in  §  2  genannten 
Spinnstoffe  und  Tierhaare  allein,  untereinander  oder  mit 
irgendeinem  reinen  oder  gemischten  Zusatzspinnstoff 
(z.  B.  Kunstwolle,  Baumwolle,  Kunstbaumwolle,  Seide, 
Kunstseide  oder  anderen  Faserstoffen)  sowie  jegliche 


andere  Art  der  Verarbeitung  und  Verwendung  ist  nach 
dem  31.  Dezember  1915  verboten. 

Diejenigen  Mengen  von  Spinnstoffen  und  Tierhaaren, 
welche  sich  beim  Inkrafttreten  dieser  Bekanntmachung 
bereits  auf  den  Krempeln  befanden,  dürfen  weiter  ver¬ 
arbeitet  werden. 

Nach  dem  31.  Dezember  1915  ist  das  Waschen,  Krem¬ 
peln,  Mischen,  Kämmen,  Färben,  Filzen  und  Verspinnen 
sowie  jegliche  andere  Art  der  Verarbeitung  und  Ver¬ 
wendung  nur  zur  Herstellung  solcher  Halb-  oder  Fertig¬ 
erzeugnisse  gestattet,  deren  Anfertigung  vom  königlich 
preußischen  Kriegsministerium,  Reichsmarineamt  oder 
Bekleidungsbeschaffungsamt  unmittelbar  oder  durch  Ver¬ 
mittlung  des  Kriegsgarn-  und  Tuchverbandes  E.  V.,  des 
Kriegswoilach-,  Kriegsdecken-  oder  Kriegswirk-  und 
Strickverbandes,  sämtlich  in  Berlin,  ausdrücklich  in  Auf¬ 
trag  gegeben  worden  ist. 

Der  Nachweis  der  Verwendung  zur  Erfüllung  von 
Aufträgen  der  Heeres-  oder  Marineverwaltung  ist  zu 
führen.  Er  gilt  nur  als  geführt,  wenn  der  Abnehmer  der 
Halb-  oder  Fertigerzeugnisse  dem  Lieferer  einen  amt¬ 
lichen  Belegschein  (§  8)  in  doppelter  Ausfertigung  ord¬ 
nungsgemäß  ausgefüllt  und  unterschrieben  übergibt,  der 
von  der  Heeres-  oder  Marinebehörde  bestätigt  und  von 
dem  Webstoffmeldeamt  (Wollbedarfspriifungsstelle)  mit 
Genehmigungsvermerk  versehen  ist.  Eine  Ausfertigung 
des  Belegscheins  behält  das  Webstoffmeldeamt  (Woll- 
bedarfspriifungsstelle),  die  zweite  hat  der  Lieferer  als 
Beleg  aufzubewahren. 

Die  Verarbeitung  eigener  Bestände  der  in  §  2  ge¬ 
nannten  Spinnstoffe  und  Tierhaare  zu  Heeres-  oder 
Marinezwecken  muß  bis  zum  31.  März  1916  erfolgt  sein. 

§  5.  Bestimmungen  für  die  deutsche 
Schafschur  und  das  Wollgefälle  bei 
denGerbereien  (auch  von  ausländischen 
Schaffelle  n).  Auf  die  Wollen  der  deutschen  Schaf¬ 
schur  und  das  Wollgefälle  bei  den  Gerbereien  (auch  von 
ausländischen  Schaffellen)  findet  die  Bekanntmachung 
über  die  Beschlagnahme  der  deutschen  Schafschur 
Nr.  W.  I.  3808/8.  15.  —  K.  R.  A.  —  Anwendung. 

Bei  der  Verarbeitung  und  Verwendung  dieser  Wollen 
ist  ebenfalls  der  Nachweis  der  Verwendung  zur  Er¬ 
füllung  von  Aufträgen  der  Heeres-  oder  Marinever¬ 
waltung  nach  Maßgabe  des  §  4,  Absatz  4,  durch  Beleg¬ 
schein  (§  8)  zu  erbringen. 

§  6.  Ausnahmen  hinsichtlich  der  Ein- 
f  u  h  r.  Diese  Bekanntmachung  findet  nicht  Anwendung 
auf  diejenigen  Mengen  Spinnstoffe  (nicht  Tierhaare), 
welche  seit  dem  14.  August  1915  bis  zum  Inkrafttreten 
dieser  Bekanntmachung  und  diejenigen  Mengen  Spinn¬ 
stoffe  und  Tierhaare,  welche  nach  dem  Inkrafttreten 
dieser  Bekanntmachung  vom  Reichsausland  (nicht  Zoll¬ 
ausland  und  besetzte  Gebiete)  nach  Deutschland  ein¬ 
geführt  worden  sind. 

§  7.  Besondere  Bestimmungen  für 

Kammgarnspinner.  Für  Kammgarnspinner  wird 
angeordnet: 

A.  Die  eigenen  Bestände  der  Kammgarnspinner,  sowohl 
in  Rohwollen  einschließlich  Rückenwäschen,  gefärbten 
und  ungefärbten  gewaschenen  Wollen,  gefärbten  und  un¬ 
gefärbten  Kammzügen,  gefärbten  und  ungefärbten  Vor¬ 
garnen  in  den  Feinheitsgraden  von  AAAA  bis  ein¬ 
schließlich  E  I  müssen  zu  der  von  dem  königlich 
preußischen  Kriegsministerium  vorgeschriebenen  Kriegs¬ 
mischung  weiter  versponnen  und  dürfen  für  andere 
Zwecke  nicht  verwendet  werden. 

Diese  eigenen  Bestände  der  Kammgarnspinner  müssen 
bis  zum  31.  März  1916  versponnen  und  zur  Weiterver¬ 
arbeitung  zu  Heeres-  oder  Marinezwecken  abgeliefert 
sein. 

Die  in  der  vorgeschriebenen  Kriegsmischung  gespon- 
I  nenen  Webkammgarne  für  Militärstoffe,  sowohl  aus 
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eigenen  Beständen  der  Kammgarnspinner  als  auch  aus 
Zuteilungen  der  Kammwollaktiengesellschaft  hergestellt, 
dürfen  nur  durch  A’ermittlung  des  Kriegsgarn-  und  Tuch¬ 
verbandes  E.  V.,  Berlin,  veräußert  werden. 

B.  Die  eigenen  Bestände  der  Kammgarnspinner,  sowohl 
in  Rohwollen,  einschließlich  Rückenwäschen,  gefärbten 
und  ungefärbten  gewaschenen  Wollen,  gefärbten  und  un¬ 
gefärbten  Kammzügen,  gefärbten  und  ungefärbten  Vor¬ 
garnen  in  den  Feinheitsgraden  von  E  II  und  geringer 
dürfen  nur  zur  Ausführung  der  vor  Inkrafttreten  dieser 
Bekanntmachung  erteilten  unmittelbaren  oder  mittelbaren 
Aufträge  von  Heeres-  oder  Marinebehörden  oder  solchen, 
die  von  dem  königlich  preußischen  Kriegsministerium 
ausdrücklich  genehmigt  worden  sind,  weiter  verarbeitet 
werden. 

C.  Die  in  §  6  dieser  Bekanntmachung  zugelassenen 
Ausnahmen  hinsichtlich  der  Einfuhr  gelten  auch  für 
Kammgarnspinner. 

§  8.  Belegscheine.  Vordrucke  der  amtlichen 
Veräußerungsscheine  (§  3)  und  Belegscheine  (§  4)  sind 
bei  dem  Webstoffmeldeamt  der  Kriegsrohstoffabteilung 
des  königlich  preußischen  Kriegsministeriums,  Berlin 
SW.  48,  Verlängerte  Hedemannstraße  11,  anzufordern. 
In  der  Anforderung  ist  genau  anzugeben,  welcher  Schein 
gewünscht  wird.  Die  Anforderung  ist  mit  deutlicher 
Unterschrift,  genauer  Adresse  und  Firmenstempel  zu 
versehen. 

§9.  Anträge  und  Anfragen.  Alle  auf  die 
vorstehende  Bekanntmachung  bezügliche  Anfragen  und 
Anträge  sind  mit  der  Kopfschrift  „Spinnverbot“  an  die 
Kriegsrohstofifabteilung,  Sektion  W.  I.,  Berlin  SW.  48, 
Verlängerte  Hedemannstraße  9/10,  zu  richten. 

Für  die  Genehmigung  von  Freigaben  ist  das  königlich 
preußische  Kriegsministerium,  Kriegsrohstoffabteilung, 
Sektion  W.  I.,  ausschließlich  zuständig. 

Verwendung  von  Milch  zur  Herstellung  von 
Süßigkeiten  und  Schokolade.  Eine  Bekanntmachung 
vom  29.  Dezember  1915  verfügt: 

I.  Von  dem  Verbote  der  Verwendung  von  Milch  zur 
Herstellung  von  Süßigkeiten  und  Schokolade  werden 
ausgenommen : 

1.  ausländische  Trockenmilch  und  Trockensahne  sowie 
in  Gefäßen  von  5  kg  Gesamtgewicht  und  mehr  eingeführte 
eingedickte  Milch; 

2.  die  am  16.  Dezember  1915  in  den  unter  die  Ver¬ 
ordnung  fallenden  Betrieben  vorhandenen  Vorräte  von 
inländischer  Trockenmilch,  Trockensahne  und  einge¬ 
dickter  Milch; 

3.  die  am  16.  Dezember  1915  bei  Herstellern  von 
Trockenmilch  und  Trockensahne  vorhandenen  Vorräte 
von  inländischer  Trockenmilch  und  Trockensahne. 

II.  Die  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Festsetzung  der  Preise  für  Wild.  Mit  30.  De¬ 
zember  1915  wurde  über  die  Regelung  der  Wildpreise 
folgendes  bestimmt: 

I.  Der  Preis  für  Wild  darf  beim  ersten  Verkaufe  für 
beste  Ware  folgende  Sätze  nicht  überschreiten: 

Mark 


bei  Rot-  und  Damwild  für  07  kg  mit  Decke  .  .  o*6o 

„  Rehwild  für  0*5  kg  mit  Decke . 070 

„  Wildschweinen  im  Gewichte  von  mehr  als  30  kg 

für  07  kg  mit  Decke  (Schwarte) . 075 

„  Wildschweinen  im  Gewichte  bis  zu  30  kg  ein¬ 
schließlich  (Frischlinge)  für  07  kg  mit  Decke 

(Schwarte)  . 070 

„  Hasen  für  das  Stück  mit  Fell  (Balg)  ....  4- — 

„  Kaninchen  für  das  Stück  mit  Fell  (Balg)  .  .  1*20 

„  Fasanenhähnen  für  das  Stück  mit  Federn  .  .  270 

„  Fasanenhennen  für  das  Stück  mit  Federn  .  .  2 •• — 


Diese  Preise  schließen  die  Bahn-  und  Wasserfracht¬ 
kosten,  die  vor  dem  ersten  Verkauf  entstehen,  die  Abroll¬ 
kosten  am  Ankunftsorte  sowie  etwaige  Vermittlungs¬ 


kosten  beim  Verkaufe  nicht  ein.  Sie  gelten  nicht  für  den 
Verkauf  an  den  Verbraucher,  soweit  er  nicht  Mengen 
von  mehr  als  10  kg  zum  Gegenstände  hat. 

II.  Insoweit  für  Wild  gemäß  §  4  der  Verordnung  des 
Bundesrats  vom  28.  Oktober  1915  (R.-G.-Bl.  S.  716) 
Höchstpreise  für  die  Abgabe  im  Kleinhandel  an  den 
Verbraucher  festgesetzt  werden,  dürfen  sie  für  beste 
Ware  folgende  Sätze  nicht  überschreiten: 

Ma:k 


bei  Rot-  und  Damwild  für  07  kg . i’40 

„  Rehwild  für  07  kg . r8o 

,,  Wildschweinen  im  Gewichte  von  mehr  als  30  kg 

für  07  kg . i"20 

„  Wildschweinen  im  Gewichte  bis  zu  30  kg 

(Frischlinge)  für  07  kg . 170 

,,  Hasen  ohne  Fell,  im  ganzen  für  das  Stück  .  .  475 

„  Hasen  ohne  Fell,  zerlegt,  für  das  Stück  .  .  .  5- — 

„  Hasen  mit  Fell,  im  ganzen,  für  das  Stück  .  .  5'25 

,,  Kaninchen  ohne  Fell  für  das  Stück . 170 

,,  Kaninchen  mit  Fell  für  das  Stück . i‘6o 

,,  Fasanenhähnen  für  das  Stück  mit  Federn  .  .  370 

„  Fasanenhennen  für  das  Stück  mit  Federn  .  .  3’ — 


Bei  abweichender  Anordnung  der  Grundpreise  gemäß 
§  3  der  Verordnung  des  Bundesrats  vom  28.  Oktober  1915 
(R.-G.-Bl.  S.  716)  tritt  eine  entsprechende  Änderung 
dieser  Sätze  ein. 

III.  Diese  Bestimmung  tritt  am  1.  Januar  1916  in 
Kraft. 

Bestimmungen  zur  Ausführung  der  Verordnung 
des  Bundesrats  über  Öle  und  Fette.  Auf  Grund  des 
§  4,  Absatz  1,  und  des  §  5,  Absatz  2,  der  Verordnung 
des  Bundesrats  über  öle  und  Fette  vom  8.  November 
1915  wurde  unterm  11.  1.  M.  folgendes  bestimmt: 

I.  Verlangt  der  Kriegsausschuß  für  pflanzliche  und 
tierische  öle  und  Fette  gemäß  §  4,  Absatz  1,  der  Ver¬ 
ordnung  des  Bundesrats  über  öle  und  Fette  vom  8.  No¬ 
vember  1915  (R.-G.-Bl.  S.  735)  die  Überlassung  und 
Verladung  von  ölen  und  Fetten,  so  hat  die  Verladung 
an  die  vom  Kriegsausschuß  bezeichneten  Lager  unter 
gleichzeitiger  Benachrichtigung  des  Kriegsausschusses 
und  unter  vorheriger  oder  gleichzeitiger  Übersendung 
der  Rechnungen,  der  Verfügungsscheine  und  sonstigen 
Urkunden  an  ihn  zu  erfolgen. 

Auf  Verlangen  des  Kriegsausschusses  ist  die  Be¬ 
schaffenheit  der  Ware  durch  Entnahme  von  Proben  fest¬ 
zustellen. 

II.  Die  Vergütung,  ‘die  der  Verpflichtete  nach  §  5, 
Absatz  2,  der  Verordnung  des  Bundesrats  über  öle  und 
Fette  vom  8.  November  1915  (R.-G.-Bl.  S.  735)  für  die 
Aufbewahrung  und  pflegliche  Behandlung  vom  Zeitpunkt 
des  Gefahrüberganges  zu  erhalten  hat,  wird  auf  o’io  M. 
für  jede  angefangene  Woche  und  für  je  100  kg  Roh¬ 
gewicht  festgesetzt.  Die  pflegliche  Behandlung  schließt 
die  notwendige  Verböttcherung  ein. 

III.  Die  nach  §  5,  Absatz  2,  der  Verordnung  des 
Bundesrats  über  öle  und  Fette  vom  8.  November  1915 
(R.-G.-Bl.  S.  735)  zu  treffenden  Feststellungen  über  den 
Zustand  der  öle  und  Fette  im  Zeitpunkt  des  Gefahr¬ 
überganges  haben  zu  enthalten: 

1.  die  Feststellung  des  Zustandes  der  Verpackung, 

2.  die  Feststellung  der  Beschaffenheit  der  Ware  durch 
Entnahme  von  Proben.  Dabei  ist  in  den  Fällen,  in  denen 
der  Kriegsausschuß  nach  Artikel  I  die  Feststellung  der 
Beschaffenheit  der  Ware  durch  Entnahme  von  Proben 
bereits  früher  verlangt  hatte,  besonders  festzustellen,  ob 
die  zuerst  festgestellte  Beschaffenheit  der  Ware  eine 
Änderung  erfahren  hat,  und  eine  etwaige  Änderung  dem 
Kriegsausschuß  unverzüglich  anzuzeigen. 

IV.  Die  Entnahme  von  Proben  hat  in  Mengen  von  je 
1/i  kg  zu  erfolgen,  daß  sie  dem  Durchschnittsinhalt  des 
Fasses  entsprechen.  Kommen  für  einen  Posten  mehrere 
Fässer  in  Betracht,  so  kann  von  jedem  Faß  eine  Probe 
in  der  gleichen  Weise  verlangt  werden. 
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Die  Proben  sind  unter  Bezeichnung  der  Ware  und  des 
Postens  mit  der  dem  Kriegsausschuß  mitgeteilten  näheren 
Bezeichnung  zu  versehen,  zu  versiegeln  und  aufzube¬ 
wahren.  Die  Proben  sind  dem  Kriegsausschuß  auf  Ver¬ 
langen  einzusenden. 

Niederlande. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Ein  königlicher  Beschluß 
vom  6.  Januar  1916  bestimmt  folgendes: 

Der  erste  Absatz  des  einzigen  Artikels  des  königlichen 
Beschlusses  vom  18.  Oktober  1915  ist  zu  lesen  wie  folgt: 

Die  Ausfuhr  von  Baumwollsamenöl,  Kokosöl,  Kokos¬ 
fett,  Sesamöl,  Soyaöl,  Erdnußöl  und,  insoferne  die  Aus¬ 
fuhr  noch  nicht  verboten  wäre,  allen  Speisefetten  mit 
Ausnahme  von  Margarine,  insoferne  diese  durch  ihre 
Zubereitung  mit  Milch  und  Milchbestandteilen  zur  Er¬ 
zeugung  von  Butter  geeignet  ist  oder  direkt  aus  Butter 
hergestellt  ist,  ist  vom  Tage  der  Kundmachung  dieses 
Beschlusses  an  verboten. 


Schweden. 


Ausfuhrverbote.  Die  schwedische  Regierung  hat 
mit  Geltung  ab  einschließlich  17.  Dezember  1915  den 
Export  der  nachbezeichneten  Waren  bis  auf  weiteres 
verboten : 


Eigelb,  auch  getrocknet  und  pulverisiert; 
Eiweiß,  flüssiges,  mit  oder  ohne  Zusatz 
von  konservierenden  Mitteln ; 
aus  381 — 388  Wollgarn,  weniger  als  10  Prozent  Wolle 
enthaltend ; 

Effekt  und  Phantasiegarn,  weniger  als 
10  Prozent  Wolle  enthaltend; 

Kitt,  bereitet  aus  Öl  und  festen  minerali¬ 
schen  Stoffen; 

Türkisch-Rotöl ; 

Flüssige,  seifehaltige  Appreturmittel,  nicht 
Dextrin  oder  Stärke  enthaltend ; 
desgleichen  in  fester  Form; 

Dextrin,  in  fester  oder  flüssiger  Form; 
Leim  und  Gummi,  flüssige,  nicht  zu  einer 
anderen  Rubrik  gehörig,  mit 
1247  oder  ohne  Zusatz  anderer  Stoffe; 

1253  Albumin. 
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Waren  vorgenannter  Art,  welche  bis  12  Uhr  nachts 
zwischen  dem  17.  und  18.  Dezember  in  Fahrzeug  oder 
Eisenbahnwagen  mit  Bestimmung  nach  dem  Auslande 
eingeladen  wurden,  können  ungehindert  dieser  Verfügung 
noch  exportiert  werden. 

Laut  Meldung  aus  Stockholm  vom  3.  Januar  1916 
wurden  ferner  Ausfuhrverbote  erlassen  für  Zink,  unbe¬ 
arbeitet,  mit  Ausnahme  von  solchem,  welcher  aus  impor¬ 
tiertem  Rohzink  in  schwedischen  Werken  hergestellt  ist, 
ferner  für  Getreide  und  gebrannte  oder  geröstete  Kaffee¬ 
surrogate. 

Laut  Meldung  aus  Stockholm  wurden  in  Schweden 
neue  Ausfuhrverbote  ab  13.  Januar  1916  erlassen,  und 
zwar  für  kondensierte  Milch,  Kaffeesurrogat  aus  Zichorien¬ 
wurzeln,  Kautschukschuhe,  Scheuermittel  und  Polier¬ 
mittel,  fest  oder  flüssig,  hergestellt  aus  Seife,  Fett  oder 
Öl,  mit  Zusatz  anderer  Stoffe. 


Norwegen. 

Aufhebung  des  Ausfuhrverbotes  für  Butter.  Am 

23.  Dezember  1915  wurde  das  Ausfuhrverbot  für  Butter 
aufgehoben. 

Rußland. 

Ausfuhrerlaubnis  für  Felle.  Eine  Verordnung  vom 
8./2 1.  November  1915  erlaubt  die  Ausfuhr  von  rohen 
Fellen,  sowie  daraus  erzeugten  Pelzwerken:  Fischotter, 
Zibelline,  Fuchs  (braun,  schwarz,  arktischer  Blaufuchs), 
amerikanischer  Marder,  Skunks,  Karakul.  Die  Erlaubnis 


gilt  nur  für  die  Ausfuhr  nach  alliierten  und  neutralen 
Staaten  und  kann  nur  durch  Bestimmung  der  Zollämter 
stattfinden. 


Türkei. 

Verlängerung  des  Moratoriums.  Die  türkische 
Kammer  und  der  Senat  haben  das  Gesetz,  betreffend 
die  Verlängerung  des  Moratoriums  bis  zum  31.  Dezember 
1916  angenommen.  Das  neue  Moratorium  verpflichtet 
die  Schuldner,  in  drei  Raten  15  Prozent  ihrer  Fällig¬ 
keiten  abzustatten. 

Regelung  der  Warenausfuhr.  Die  früher  vorge¬ 
schriebenen  Formalitäten  für  die  Ausfuhr  von  Lebens¬ 
mitteln  und  Rohstoffen  nach  befreundeten  und  ver¬ 
bündeten  Ländern  sind  nicht  als  zufriedenstellend  er¬ 
kannt  worden.  Es  wurde  daher  beschlossen,  die  Aus¬ 
fuhr  dieser  Art  von  Waren  durch  eine  Kommission 
überwachen  zu  lassen,  die  hierüber  folgende  Beschlüsse 
gefaßt  und  durch  das  Kriegsministerium  bekannt¬ 
gegeben  hat : 

1.  Die  Kaufleute  müssen  zunächst  ein  Gesuch  an  die 
Direktion  des  Exportwesens  richten  und  die  Erlaubnis 
verlangen,  nach  befreundeten  und  verbündeten  Ländern 
zur  Ausfuhr  zugelassene  Lebensmittel  und  Rohstoffe  zu 
versenden.  Nach  Bewilligung  dieses  Gesuches  müssen 
die  Waren  zunächst  auf  das  Zollamt  geschickt  werden, 
das  nach  ihrer  Untersuchung  einen  Bejanamö  anstelien 
wird. 

2.  Die  Waren  werden  bei  ihrer  Verladung  auf  die 
Dampfer  oder  Eisenbahnwaggons  durch  zwei  Beamte  der 
Prüfungskommission  untersucht  werden.  Hierauf  werden 
der  Bejanamö  zusammen  mit  dem  bewilligten  und  von 
den  Prüfern  Unterzeichneten  Ausfuhrgesuch  sowie  dem 
Konnossement  oder  Frachtbrief  der  Direktion  des  Ex¬ 
portwesens  unterbreitet  werden.  Das  Konnossement  und 
der  Frachtbrief  müssen  in  gewohnter  Weise  vom  Kauf¬ 
mann  unterzeichnet  und  dessen  Unterschrift  legalisiert 
sein. 

3.  Die  Waggons  und  Schitfsluken  werden  plombiert 
und  mit  einem  Siegel  mit  der  Aufschrift  »Überprüft« 
versiegelt  werden. 

4.  Die  Siegel  der  Waggons  werden  in  Pavli-Keui  vom 
Kontrollchef  und  jene  der  Dampfer  in  Sariyar  überprüft 
werden.  Hierauf  wird  die  Ermächtigung  gegeben  werden, 
die  Sendungen  über  die  Grenze  zu  bringen. 

5.  An  Bord  von  Segelschiffen,  die  keine  verschließ¬ 
baren  Luken  besitzen,  wird  die  Ausfuhr  von  Waren 
nach  dem  Ausland  nicht  gestattet  werden. 

6.  Zuwiderhandeln  wird  bestraft. 


Die  Münzfrage.  Das  Finanzministerium  gibt  bekannt: 
Um  den  Schwierigkeiten  abzuhelfen,  die  durch  den 
augenblicklichen  Mangel  an  Medschidiehs  und  an 
Scheidemünze  hervorgerufen  sind,  hat  das  Finanzmini¬ 
sterium  folgende  Maßregeln  ergriffen  : 

1.  Ein  Teil  der  Schatzscheine  der  gegenwärtigen 
Emission,  der  noch  zu  drucken  ist,  wird  in  Teilscheinen 
zu  einem  halben  und  einem  Viertelpfund  ausgegeben 
werden. 

2.  Bis  zum  Eintreffen  dieser  Teilscheine  soll  eine 
bestimmte  Anzahl  von  Fünfpfund-  und  Einpfundscheinen, 
die  sich  augenblicklich  im  Umlauf  befinden,  in  zwei 
gleiche  Teile  von  zweieinhalb  und  einem  halben  Pfund 
zerlegt  werden.  Jeder  der  beiden  Teile  wird  zu  den¬ 
selben  Bedingungen  und  Garantien  wie  die  ganzen 
Scheine  im  Umlauf  sein.  Diese  Halbscheine  werden  so¬ 
fort  den  nötigen  Aufdruck  an  Text,  Zahlen  und  Unter¬ 
schriften  erhalten.  Sie  werden  dann  den  Bankzahlstellen 
überwiesen,  die  sie  gegen  Aushändigung  ganzer  Bank¬ 
noten  ein  wechseln  werden.  Das  Publikum  wird  später 
von  dem  Datum  unterrichtet  werden,  an  dem  dieser 
Wechsel  beginnen  wird. 
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3.  Eine  bestimmte  Menge  von  Metallmünzen,  die  für 
den  Umtausch  gegen  die  kleinen  Silberpiaster  und  die 
alten  Metalliques  vorbereitet  waren,  wird  in  Umlauf 
gesetzt  werden.  Die  Nickelmünzen  werden  dem  Publikum 
in  den  Steuererhebungsämtern  zu  einem  Kurse  von  io2'25 
für  das  türkische  Pfund  und  bis  zur  Höhe  eines  türki¬ 
schen  Pfundes  für  die  Person  zur  Verfügung  gestellt 
werden. 

* 

Die  Generaldirektion  des  Pressebureaus  gibt  bekannt, 
daß  durch  eine  weitere  Verlautbarung  des  Finanzmini¬ 
steriums  der  Wechselkurs  der  Pfundnoten  berichtigt 
worden  ist. 

Dieser  neuen  Bekanntmachung  zufolge  werden  die 
Einhebungsämter  die  Pfundnoten  zum  Kurs  von 
108  Piastern  gegen  Nickelstücke  einwechseln. 

Das  Finanzministerium  gibt  bekannt:  In  einer  früheren 
amtlichen  Kundmachung  hieß  es,  daß  die  Einhebungs¬ 
ämter  das  türkische  Pfund  zu  einem  Kurs  von  Piastern 
io2-25  einwechseln  *  rden,  statt  mitzuteilen,  daß  die 
Einhebungsämter  das  Papiergeld  gegen  108  Piaster  in 
Nickel  umwechseln  werden.  Es  ist  beschlossen  worden, 
das  türkische  Pfund  durch  die  Einhebungsämter  gegen 
108  Piaster  in  Nickel  einwechseln  zu  lassen,  wodurch 
die  frühere  Kundmachung  berichtigt  erscheint. 


SuftteL 


Zur  Aufhebung  des  Moratoriums  in  Russisch-Polen. 

Der  »Warschauer  Zeitung«  entnehmen  wir: 

»Seit  der  endgültigen  Aufhebung  des  allgemeinen 
Moratoriums  ist  die  Regelung  der  dadurch  abgelaufenen 
Zahlungsverpflichtungen  Gegenstand  eifriger  Beratungen 
in  kaufmännischen  Kreisen.  Es  handelt  sich  in  erster 
Linie  um  Hypothekenschulden  und  die  daraus  ent¬ 
fallenden  Zinsen,  im  ganzen  Beträge  von  vielen  Hundert¬ 
tausenden,  deren  Aufbringung  innerhalb  absehbarer  Zeit 
als  unmöglich  erachtet  wird.  Ferner  kommen  als  dring¬ 
liche  Forderungen  sehr  große  Beträge  von  Wechsel¬ 
schulden  in  Frage.  Ein  großer  Teil  der  Verpflichteten 
wohnt  entweder  in  russischen  Gouvernements  oder  in 
Gebieten  unter  österreichischer  Herrschaft.  Sind  schon 
die  Schuldner  in  den  von  den  Deutschen  besetzten  Ge¬ 
bieten  schwer  zu  erreichen,  so  ist  dies  bei  den  in  den 
vorher  genannten  Gegenden  Wohnenden  fast  unmöglich. 
Wechsel  mit  Unterschrift  von  solchen  Kautleuten  müssen 
daher  notgedrungen  zurückgestellt  werden.  Über  die 
Lage  jener  Kaufleute,  welche  in  Warschau  und  Um¬ 
gebung  ihren  Sitz  haben,  gibt  interessante  Aufschlüsse 
eine  vom  Verband  der  Warschauer  Kaufleute 
dieser  Tage  einberufene  Versammlung  von  Großkauf¬ 
leuten  der  Schnittwarenbranche.  Dieser  Handels¬ 
zweig  nimmt  wohl  die  erste  Stelle  im  Warschauer 
Handel  ein,  da  er  die  ganze  Provinz  und  einen  großen 
Teil  Rußlands  mit  den  betreffenden  Erzeugnissen  ver¬ 
sorgte,  Die  Umsätze  wurden  auf  25  Millionen  Rubel 
jährlich  geschätzt.  Da  sich  der  größte  Teil  dieser  Ge¬ 
schäfte  auf  dem  Kreditwege  vollzog,  ist  es  schwer,  sich 
vorzustellen,  welch  große  Umwälzung  der  Krieg  auf 
diesem  Arbeitsfelde  hervorgerufen  hat.  Über  den  Ver¬ 
lauf  der  Versammlung  berichtet  »Nowa  Gazeta«  fol¬ 
gendes:  Der  Vortragende  malte  das  Bild  der  gegen¬ 
wärtigen  Lage  in  sehr  dunklen  Farben.  Die  Unmög¬ 
lichkeit  der  Warenausfuhr,  die  Schwierigkeiten  der  Ver¬ 
bindung  mit  der  Provinz,  die  herrschende  Notlage,  die 
Teuerung  der  Lebensmittel  schwächen  die  Kaufkraft 
der  Bevölkerung  empfindlich.  Dazu  kam  noch  eine  un¬ 
gesunde  Spekulation.  Als  die  Verbindung  mit  den 
Lodzer  Fabriken  und  anderen  Fabrikorten  wieder  her¬ 
gestellt  war,  fuhr  eine  große  Zahl  von  Kaufleuten 
dorthin,  zahlte  beim  Einkauf  jeden  Preis  und  riß  sich 


die  Waren  gegenseitig  aus  der  Hand.  Das  Ergebnis  trog. 
Der  Absatz  der  Waren  ist  kaum  ein  Zehntel  des  nor¬ 
malen  Verkaufes  und  die  Kaufleute  blieben  auf  den 
teuer  gekauften  Waren  sitzen.  Dabei  zeigen  die  Kauf¬ 
leute  der  Provinz  wie  jene  in  Warschau  keine  Lust  zur 
Bezahlung  weder  der  Wechsel  noch  der  offenen  Rech¬ 
nungen.  Wie  kann  man  also  von  den  Großkaufleuten 
fordern,  daß  sie  ihren  Verpflichtungen  nachkommen  ? 
Ein  Jurist,  der  bei  der  Versammlung  anwesend  war, 
vertrat  die  Meinung,  daß  die  deutschen  Behörden  bei 
entsprechender  Aufklärung  sich  mit  einer  Verlängerung 
des  Moratoriums  einverstanden  erklären  würden.  Von 
einer  Seite  wurde  in  der  Versammlung  beantragt,  das 
Moratorium  durch  Ratenzahlungen  von  5  — 10  Prozent 
der  geschuldeten  Summen  allmählich  abzubauen.  Schließ¬ 
lich  wurde  die  Resolution  gefaßt,  dafür  einzutreten,  daß 
das  Moratorium  bis  drei  Monate  nach  dem  Friedens¬ 
schluß  verlängert  werde.  Außerdem  wurde  beschlossen, 
daß  im  Falle  einer  Aufhebung  des  Moratoriums  die 
Vertreter  von  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft 
über  die  zweckmäßigste  Art  und  den  Gang  der  Liqui¬ 
dation  gehört  werden  sollten.  Zu  diesen  Beschlüssen 
bemerkt  die  »Nowa  Gazeta«:  »Aus  den  Beschlüssen 
geht  hervor,  daß  die  Schnittwarenkaufleute  wünschen, 
den  Zahlungstermin  auf  unabsehbare  Zeit  hinauszu¬ 
schieben.  Ihnen  ist  der  Termin  von  17  Monaten  noch 
nicht  lang  genug.  Vom  zweiten  Teil  der  Beschlüsse 
kann  man  nicht  gerade  behaupten,  daß  er  trachtet,  eine 
Solidarität  zwischen  den  verschiedenen  Wirtschaftszweigen 
herbeizuführen.  Die  Art  der  Regelung  der  Zahlungsver¬ 
pflichtungen  hängt  wesentlich  von  der  Auffassung  der 
entsprechenden  Gläubiger  ab:  die  landwirtschaftlichen 
Interessen  sind  andere  als  jene  der  Industrie  und  die 
Industriellen  haben  andere  Wünsche  als  die  Großkauf¬ 
leute.  Wenn  der  Zahlungstermin  auf  noch  längere  Zeit 
hinausgeschoben  würde,  hindert  das  die  Rückkehr  zu 
normalen  Verhältnissen;  dies  bringt  in  jedem  Falle 
Schaden.«  Sehr  viel  hat  zur  Verschlimmerung  der  all¬ 
gemeinen  Geschäftslage  der  starke  Preisfall  des  Rubels 
beigetragen.  Die  Geschäftswelt  neigt  im  allgemeinen  der 
Ansicht  zu,  daß  die  bestehenden  Schwierigkeiten  nur 
auf  dem  Wege  der  Gründung  einer  Kreditanstalt  be¬ 
seitigt  werden  können.  Dieselbe  müßte  die  stufenweise 
Abwicklung  der  laufenden  Verbindlichkeiten  übernehmen. 
Ein  solches  Institut  würde  aber  nur  mit  Unterstützung 
aller  Behörden  zielbewußt  und  erfolgreich  arbeiten 
können.« 

Die  Lyoner  Messe  und  das  WebstofFgewerbe.  Nach 

zuverlässigen  Berichten  aus  Lyon  schreiben  die  »Münchner 
Neueste  Nachrichten«,  sind  die  bisherigen  Anmeldungen 
zu  der  geplanten  Mustermesse,  welche  in  der  Zeit  vom 
1.  bis  15.  März  abgehalten  werden  soll,  soweit  das 
Webstoffgewerbe  des  Inlandes  in  Betracht  kommt,  be¬ 
friedigend,  aber  keineswegs  alle  Zweige  der  französi¬ 
schen  Textilindustrie  umfassend.  Die  Hersteller  von 
wollenen  Webwaren  werden  so  gut  wie  gar  nicht  ver¬ 
treten  sein,  es  liegen  lediglich  Anmeldungen  englischer 
Wollenwebereien,  beziehungsweise  ihrer  Pariser  Häuser 
vor.  Auf  die  Beteiligung  neutraler  Wollwarenwebereien 
ist  kaum  zu  rechnen.  Dagegen  wird  das  Seidengewerbe 
nicht  nur  Frankreichs,  sondern  auch  das  der  Schweiz 
und  Italiens  die  Messe  beschicken,  jedoch  lediglich  mit 
Neuheitenmustern.  Von  den  ausländischen  Wirkwaren¬ 
herstellern  sollen  Anmeldungen  aus  der  Schweiz,  Italien 
und  aus  Spanien  vorliegen.  Von  den  inländischen  Baum- 
wollwarenherstellern  werden  die  von  Rouen  durch  Neu¬ 
heitenmuster  vertreten  sein,  dann  vom  Auslande  Man¬ 
chester  und  Glasgow,  teilweise  auch  balien.  Die  übrigen 
ausländischen  Baumwollwaren  -  Erzeuger  dürften  nicht 
nach  Lyon  kommen.  Den  größten  Flächenraura  der 
Messe  werden  die  Pariser  Modewarenhäuser  für  sich  in 
Anspruch  nehmen. 

Italienisches  Nationalkonsortium  für  den  direkten 
Import  VOil  Rohmaterialien.  Vor  kurzem  ist  unter 
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Patronanz  der  italienischen  Regierung  die  Gründung  eines 
Nationalkonsortiums  der  metallurgischen  und  mechani¬ 
schen  Industriellen  für  den  direkten  Import  von  Roh¬ 
materialien  aus  dem  Auslande  in  der  Form  eines  Aktien¬ 
unternehmens  zu  stände  gekommen.  Das  Aktienkapital 
desselben  ist  unbeschränkt  und  beträgt  der  Nominalwert 
der  zur  Emission  gelangenden  Aktien  100  L.  Die  Ge¬ 
sellschaftsdauer  wurde  auf  25  Jahre  festgesetzt.  Diesem 
Konsortium,  an  welchem  nur  Staatslieferanten  des  Vier¬ 
verbandes  teilnehmen  dürfen,  smd  die  bedeutendsten 
Fabrikunternehmen  der  metallurgischen  und  mechani¬ 
schen  Branche  Italiens  beigetreten. 

Zur  Einfuhr  von  Renntierfleisch,  in  Deutschland  wie 
in  Österreich  sind  in  jüngster  Zeit  Versuche  einer  Ein¬ 
fuhr  von  Renntierfleisch  aus  Schweden  gemacht  worden, 
um  dadurch  die  heimische  Fleischversorgung  zu  bessern. 
Die  Renntierzucht  in  Schweden  ist  jedoch  nicht  so  groß, 
um  plötzlich  die  Ausfuhr  ungewöhnlich  zu  steigern.  Bei 
der  schwedischen  Renntierzucht  unterscheidet  man  im 
großen  ganzen  zwei  Arten,  nämlich  die  Hochgebirgs- 
renntierzucht  und  die  Waldrenntierzucht.  Der  im  Besitz 
von  schwedischen  Untertanen  befindliche  Renn  tier¬ 
bestand  betrug  in  den  Jahren  190g  — 1911  272.800 

Tiere.  Unter  diesen  waren  23 1.300  Gebirgsrenntiere  und 
41.500  Waldrenntiere.  Von  den  Gebirgsrenntieren  ge¬ 
hören  207.700  wirklichen  Lappen  und  18.600  Bauern. 
Von  den  Waldrenntieren  waren  nur  18.000  im  Besitz 
von  Lappen,  während  21.900  Bauern  gehörten.  Der 
Wert  des  ganzen  schwedischen  Renntierbestandes  dürfte 
auf  etwa  4J/2  Millionen  Kronen  geschätzt  werden  können, 
wenn  man  dieser  Berechnung  einen  Verkaufspreis  von 
17  Kronen  pro  Renntier  zu  gründe  legt.  Den  Nutzen  aus 
den  Renntieren  kann  man  indessen  mit  etwa  25  Pro¬ 
zent  berechnen;  er  würde  demnach  die  nicht  unbe¬ 
deutende  Summe  von  mehr  als  1  Millionen  Kronen  pro 
Jahr  betragen.  Ungefähr  die  Hälfte  dieses  Ertrages  wird 
zur  Ernährung,  zu  Kleidern  und  anderen  Bedarfsartikeln 
für  die  Lappen  gebraucht,  die  andere  Hälfte  wird  da¬ 
gegen  größtenteils  durch  Handel  umgesetzt,  und  zwar 
hauptsächlich  in  Form  von  ganzen  Renntieren,  Häuten 
und  Fleisch,  etwas  auch  als  Sehnen  zur  Schuhmacherei 
und  Horn  zur  Leimbereitung.  Auch  mit  zugerichteten 
Waren,  wie  Pelzwerk  und  vor  allem  Lappenschuhen, 
wird  Handel  getrieben.  Ein  nicht  unbedeutender,  aber 
doch  nicht  allzusehr  ins  Gewicht  fallender  Export 
von  Renntierprodukten  fand  vor  dem  Kriege 
außerdem  teils  über  Schweden  nach  Deutschland,  teils 
über  Norwegen  nach  Frankreich,  England  und  sogar 
Amerika  statt.  Die  Ausfuhr  umfaßt  hauptsächlich  Häute 
und  ganze  Renntiere.  Eine  zuverlässige  Satistik  hierüber 
gibt  es  nicht. 

Vor  dem  Kriege  wurde  der  größte  Teil  des  russischen 
Bedarfes  an  Glas  in  Polen  erzeugt.  Die  jährliche  Pro¬ 
duktion  umfaßte  einen  Wert  von  sechs  Millionen  Rubel, 

Es  waren  im  ganzen  35  Öfen  im  Betriebe,  von  denen 
fünf  die  Arbeit  wieder  aufgenommen  haben.  Im  Gouver¬ 
nement  Warschau  gab  es  vier  Fabriken  mit  1 1  Öfen, 
die  1400  Arbeiter  beschäftigten  und  einen  Umsatz  von 
i’5  Millionen  Rubel  aufwiesen.  Alle  diese  Unterneh¬ 
mungen  sind  vorläufig  noch  eingestellt.  Das  Gouverne¬ 
ment  Petrikau  zählt  sieben  Firmen  mit  15  Öfen,  2200 
Arbeitern  und  einer  Produktion  im  Werte  von  27  Mil¬ 
lionen  Rubel.  In  diesem  Gouvernement  haben  vier 
Firmen  mit  fünf  Öfen  den  Betrieb  wieder  aufgenommen. 
Sämtliche  drei  Betriebsstätten  im  Gouvernement  Cholm, 
die  700  Arbeiter  beschäftigen  und  Waren  im  Werte 
von  800  000  Rubel  produzierten,  sollen  zerstört  sein. 

In  den  Gouvernements  Lublin  und  Radom,  in  denen 
die  Glaserzeugung  einen  Wert  von  zusammen  600.000 
Rubel  umfaßt,  ist  die  Produktion  bisher  noch  nicht  auf¬ 
genommen  worden. 

Die  rumänische  Petroleumindustrie.  Die  Nach¬ 
frage  nach  sofort  lieferbarer  Ware  ist  etwas  geringer 
geworden,  während  Abschlüsse  für  spätere  Ziele  leichter 
von  statten  gehen.  Indessen  scheint  es,  daß  einige  kleinere 
Raffinerien  nicht  mehr  über  große  Lager  von  Roh¬ 
petroleum  verfügen,  so  daß  sie  vermutlich  bald  als  Käufer 
auf  dem  freien  Markt  erscheinen  werden.  Die  Verkehrs¬ 
gesellschaften  sind  von  neuem  in  großer  Bedrängnis, 
so  daß  die  Beförderung  von  den  Werken  nach  den 
Raffinerien  sich  schwierig  und  mit  großer  Verzögerung 
gestaltet.  Die  Gewinnung  überschreitet  nicht  die  Zahl 
von  410  bis  420  Waggons  täglich.  Die  Ausfuhr,  die 
zeitweise  sich  dauernd  auf  täglich  100 — 120  Waggons 
gehalten  hatte,  war  in  der  letzten  Zeit  starken  Schwan¬ 
kungen  unterworfen  und  läßt  eine  Verminderung  er¬ 
kennen.  Der  Grund  hierfür  ist  nicht  mehr  in  dem  Mangel 
an  Zisternenwagen  zu  suchen,  diese  kehren  vielmehr  in 
größerer  Anzahl  zurück.  Wahrscheinlich  hat  die  gestei¬ 
gerte  Ausfuhr  an  Getreide  die  der  Petroleumerzeugnisse 
beeinflußt.  Die  »Steaua  Romana«  hat  in  der  letzten 
Woche  das  erste  Tankschiff  auf  der  Donau  nach  Buda¬ 
pest  abgefertigt.  Es  war  mit  800  t  Petroleumerzeugnissen 
beladen.  Die  Ausfuhr  nach  der  Türkei  hat  infolge  der 
dort  gezahlten  guten  Preise  einen  erheblichen  Umfang 
angenommen.  Schmieröle  und  Öldestillate  bleiben  bei 
befriedigenden  Preisen  gesucht.  Im  Hinblick  auf  den 
Mangel  an  Schwefelsäure  werden  aber  die  besseren 
Sorten  immer  knapper.  Das  größere  Angebot  an  Zister¬ 
nenwagen  hat  bewirkt,  daß  deren  Mietpreis  ein  wenig 
zurückgegangen  ist.  Indessen  bleibt  derselbe  immer  noch 
enorm  hoch.  Die  Gewinnung  an  rohem  Petroleum  im 
November  stellte  sich  auf  126.000  t  gegen  135.000  / 
im  Oktober.  Die  Ausfuhr  von  rumänischem  Petroleum 
in  den  ersten  zehn  Monaten  1915  betrug  349.400  t  gegen 
586.973  t  im  Vorjahre,  was  einem  Rückgang  von  40  Pro¬ 
zent  entspricht,  doch  ist  hierbei  zu  berücksichtigen, 
daß  im  Jahre  1914  nur  drei  der  in  Vergleich  ge¬ 
zogenen  Monate  unter  dem  Einfluß  des  Weltkrieges 
standen. 

gnu&wirtrdfitft* 

Wiederaufnahme  des  Betriebes  der  russisch-polni¬ 
schen  Glasindustrie.  Die  Glasindustrie  in  Russisch- 
Polen  hat  ihren  Betrieb  zum  Teil  wieder  aufgenommen. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  1 

zu  erf 

Sektionsversammlung.  Mittwoch,  den  26.  Januar 
I9j6,  7  Uhr  abends  findet  im  Sitzungssaale  der  allge¬ 
meinen  Exportsektion  des  k.  k.  österreichischen  Handels¬ 
museums,  Wien  III.  Lothringerstraße  12  (Industriehaus) 

<nrtfekti<M  k*  k*  üptemidjiMfett 

mter  den  beigesetzten  Gfeschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 
tagen.) 

eine  ordentliche  Sektionsversammlung  mit  folgender 

T agesordnung  statt :  1 .,  Außenhandel  und  W  äh¬ 
rungspolitik,  Vortrag  des  Herrn  Artur  Kuffler 
mit  anschließender  Diskussion;  2.  allfällige  Anträge. 
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Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  71 1.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vorliegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 


.  großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 


Pitteilungctt  Uv  Jektiim*1) 


Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  welcher  u.  a. 
besagt: 

,,In  dem  unter  deutscher  Verwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz¬ 
kommissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
Fällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver¬ 
waltung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 
Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 
gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  werden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13.606.) 

Deutsche  Handelszentrale  in  Warschau.  Nach 
privaten  Mitteilungen  aus  Berlin  ist  eine  durch  die 
deutsche  Regierung  geförderte  Handelsorganisation 
zum  Zwecke  der  Beförderung  des  Warenverkehres  mit 
Russisch-Polen  geschaffen  worden.  Die  Zentrale  soll  in 
Warschau,  Agenturen  in  einigen  größeren  Städten  er¬ 


richtet  werden.  Die  Organisation  beruht  auf  einer  Ver¬ 
einigung  mehrerer  deutscher  Handelskammern.  Es  ist 
geplant,  für  Geschäftsvermittlungen  und  Banktrans¬ 
aktionen  eine  dreiprozentige  Provision  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  für  Inkassi  ein  halbes  Prozent  zu  be¬ 
rechnen.  (14.662/E.) 

Reisen  in  das  von  Deutschland  besetzte  Gebiet. 

Zur  Reise  in  das  vom  Deutschen  Reiche  besetzte  Gebiet 
von  Russisch-Polen  ist  bekanntlich  die  Genehmigung 
des  kaiserlich  deutschen  Generalgouvernements  (Zivil¬ 
verwaltung)  in  Warschau  erforderlich.  Aus  Berlin  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Gesuche  zweckmäßigerweise  bei  der 
königlichen  Kommandantur  in  Berlin,  Platz  am  Zeug¬ 
haus  Nr.  1,  einzubringen  sind.  Der  Paß  ist  anzu¬ 
schließen  und  sind  in  dem  Gesuche  Anlaß  und  Reise¬ 
zweck  ausführlich  anzugeben  und  zu  motivieren.  Die 
Erlaubnis  wird  nur  in  wichtigen  Fällen  erteilt. 

(14.661/E.) 

Protestaufnahme  in  Russisch-Polen.  Der  „Deut¬ 
sche  Außenhandel“,  Zeitschrift  des  Handelsvertragsver¬ 
eines  in  Berlin  vom  20.  Dezember  1915  meldet  folgendes: 

Zum  Schutze  der  Wechselgläubiger  im  besetzten  Ge¬ 
biete  von  Russisch-Polen  sind  bekanntlich  die  Fristen  zur 
Vornahme  einer  Handlung,  deren  es  zur  Ausübung  und 
Erhaltung  des  Wechselrechtes  oder  des  Regreßrechtes  aus 
dem  Scheck  bedarf,  vorläufig  bis  31.  Dezember  1915  ver¬ 
längert  worden.  Eine  Verlängerung  dieser  Frist  dürfte  zu 
erwarten  sein.  Die  Wechselgläubiger  sind  daher,  wie  die 
Handelskammer  zu  Berlin  mitteilt,  zurzeit  wohl  be¬ 
rechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  ihre  Wechsel  protestieren 
zu  lassen.  Zur  Aufnahme  der  Proteste  sind  auch  die  Ge¬ 
richtsvollzieher  ermächtigt.  Anträge  auf  Protestaufnahme 
durch  diese  sind  an  den  Präsidenten  des  Obergerichtes 
in  Warschau  zu  richten.  (365/E.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 

*)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels¬ 
museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Kriegsleistungsgesetz.  Eine  kaiserliche  Verordnung 
vom  18.  Januar  1916  über  die  Ausdehnung  der  Alters¬ 
grenze  der  im  §  4  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1912, 
R.-G.  -Bl.  Nr.  236,  betreffend  die  Kriegsleistungen,  fest¬ 
gesetzten  Verpflichtung  zur  persönlichen  Kriegsleistung 
für  die  Dauer  des  gegenwärtigen  Krieges  verfügt : 

§  1.  Während  der  Dauer  des  gegenwärtigen  Krieges 
können  im  Falle  eines  außerordentlichen  Bedarfes  zu 
persönlichen  Dienstleistungen  für  Kriegszwecke  auch 
solche  männliche,  arbeitsfähige  Zivilpersonen  heran¬ 
gezogen  werden,  die  das  50.  Lebensjahr  zurückgelegt, 
das  55.  aber  noch  nicht  überschritten  haben. 

Die  Heranziehung  solcher  Personen  kann  nur  der 
Minister  für  Landesverteid  gung  anordnen ;  die  Bestim¬ 
mungen  des  §2 7,  zweiter  und  dritter  Absatz,  des  Ge¬ 
setzes  vom  26.  Dezember  1912,  R.-G.-Bl.  Nr.  236,  finden 
hier  keine  Anwendung. 

Solche  Personen  dürfen  ferner  nur  innerhalb  der 
österreichischen  Länder,  hinter  dem  Bereiche  der  Armee 
im  Felde  und  ununterbrochen  höchstens  durch  sechs 
Wochen  verwendet  werden. 

Eine  neuerliche  Heranziehung  derselben  Personen 
kann  nur  nach  einer  ein-  bis  zweimonatlichen  Unter¬ 
brechung  ihrer  Dienstleistung  erfolgen. 

Im  übrigen  finden  die  im  Gesetze  vom  26.  Dezember  1912, 
R.-G.-Bl.  Nr.  236,  bezüglich  der  persönlichen  Dienst¬ 
leistungen  für  Kriegszwecke  enthaltenen  Bestimmungen 
auch  auf  die  im  Alter  von  50  bis  55  Jahren  heran¬ 
gezogenen  Personen  Anwendung. 

§  2.  Die  nach  dem  Gesetze  vom  26.  Dezember  1912, 
R.-G.-Bl.  Nr.  236,  oder  nach  §  1  dieser  kaiserlichen 
Verordnung  zu  persönlichen  Dienstleistungen  heran¬ 
gezogenen  Personen  sind  verpflichtet,  auch  dann  in 
dieser  Dienstleistung  zu  verbleiben,  wenn  sie  während 
deren  Dauer  die  für  sie  bestimmte  Altersgrenze  über¬ 
schreiten. 

§  3.  Diese  kaiserliche  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage 
der  Kundmachung  in  Kraft  und  gelten  deren  Bestim¬ 
mungen  nur  für  die  Dauer  des  gegenwärtigen  Krieges 
bis  zu  dem  Zeitpunkte,  mit  dem  nach  §  2  des  Gesetzes 
vom  26.  Dezember  1912,  R.-G.-Bl.  Nr.  236,  die  Ver¬ 
pflichtung  zu  Kriegsleistungen  erlischt. 

Mit  dem  Vollzüge  ist  der  Minister  für  Landesver¬ 
teidigung  im  Einverständnisse  mit  dem  Kriegsminister 
und  den  übrigen  beteiligten  Ministern  betraut. 


Aus-  und  Durchfuhrverbote.  Eine  Verordnung 
der  Ministerien  des  Innern,  der  Finanzen,  des  Handels 
und  des  Ackerbaues  vom  14.  Januar  1916,  womit  das 
Verbot  der  Aus-  und  Durchfuhr  mehrerer  Artikel  er¬ 
gänzt,  beziehungsweise  abgeändert  wird,  bestimmt: 

§  1.  Die  in  den  Ministerialverordnungen  vom  9.  Fe 
bruar  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  30,  vom  15.  März  1915 
R.-G.-Bl.  Nr.  61,  vom  8.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  119 
vom  24.  Mai  1915,  R.-G -Bl.  Nr.  151,  vom  5.  Juli  1915 
R.-G.-Bl.  Nr.  188,  vom  31.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  226 
vom  23.  August  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  247,  vom  20.  Sep 
tember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  277,  vom  15.  Oktober  1915 
R.-G.-Bl.  Nr.  3 11,  vom  21.  November  1915,  R.-G.-Bl 
Nr.  342,  und  vom  31.  Dezember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  3 


46 


DAS  HANDELSMUSEUM. 


[27.  JANUAR  1916 


ex  1916,  aufgestellten  Listen  der  in  der  Aus-,  bezie¬ 
hungsweise  Durchfuhr  verbotenen  Artikel  werden,  wie 
folgt,  ergänzt,  beziehungsweise  abgeändert : 

Punkt  15  der  Gruppe  II  hat  zu  lauten: 

15.  Asbest  und  Asbestwaren  (ausgenommen  Asbest¬ 
zementschiefer),  Graphit,  auch  Scherben  von  Graphit- 
Schmelztiegeln,  Kaolin,  Kieselgur,  Schamotte,  Magnesit, 
roh  oder  gebrannt,  Magnesitziegel,  Schamotteziegel  und 
andere  feuerfeste  Ziegel  oder  technische  Artikel. 

Im  Punkt  110  der  Gruppe  II  ist  zwischen  den  Worten 
»Schwefelsäure«  und  »Chlorschwefel«  folgender  Text 
einzufügen : 

»sowie  alle  Verbindungen  von  Schwefel  und  alle 
schwefelsauren,  schwefligsauren  und  unterschwefligsauren 
Salze«. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Einschränkung  der  Ein-  und  Durchfuhr  von 
Waren  aus  feindlichen  Staaten.  Eine  Verordnung 
der  Ministerien  der  Finanzen,  des  Handels  und  des 
Ackerbaues  vom  14.  Januar  1916  verfügt: 

Das  mit  der  Ministerialverordnung  vom  14.  Mai  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  120  erlassene,  mit  der  Ministerialverord¬ 
nung  vom  16.  November  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  341  abge¬ 
änderte  und  mit  der  Ministerialverordnung  vom  6.  Ja¬ 
nuar  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  10,  erweiterte  Verbot  der  Ein- 
und  Durchfuhr  für  verschiedene  Waren,  die  aus  den 
mit  Österreich  Ungarn  im  Kriegszustände  befindlichen 
Staaten  oder  aus  deren  Kolonien  und  Schutzgebieten 
stammen,  wird  im  Einvernehmen  mit  der  königlich 
ungarischen  Regierung  auf  folgende  Waren  ausgedehnt: 


Nummer 

des  Warengattung 

Zolltarifes 

8 . Safran 

12  .  .......  Pomeranzen 

14  .  .  • . Datteln 

15  . Ananas 

40 . Trüffeln 

13  2b . Kapern 

394  a  2  und  b  2  .  .  .  Steinplatten  aus  Marmor  und  Alabaster. 


Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Höchstpreise  für  Heu  und  Stroh.  Durch  Ver¬ 
ordnung  des  k.  k.  Statthalters  im  Erzherzogtume  Öster¬ 
reich  unter  der  Enns  vom  23.  Januar  1916,  Z.  W — 326, 
mit  welcher  Durchführungsbestimmungen  zu  der  Mini-- 
sterialverordnung  vom  10.  Januar  ig  16,  R.-G.-Bl.  Nr.  12, 
betreffend  die  Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  Heu 
und  Stroh,  erlassen  werden,  verfügt : 

§  1.  Im  Kleinhandelsverkehre  mit  Heu  und  Stroh, 
das  ist  beim  Verkaufe  an  Verbraucher  in  Mengen  bis 
zu  20  q,  dürfen  nachstehende  Höchstpreise  für  einen 
Meterzentner  nicht  überschritten  werden  : 


Heu  und  Stroh 

Heu: 

Höchstpreise  in  Kronen 
in  Gemeinden 
Wien  außer  Wien 

im  losen  Zustande . 

im  gepreßten  Zustande . . 

22' — 

.  23-- 

20‘  — 

22'  — 

Flegeldruschstroh: 

im  losen  oder  gepreßten  Zustande  .  .  . 
im  gehäckselten  Zustande . 

19-  — 

20- 50 

1 T— 
18-50 

Maschinendruschstroh: 

im  losen  Zustande  ....  .... 

im  gepreßten  oder  gehäckselten  Znstande 
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Diese  Höchstpreise  schließen  die  Kosten  der  Zustel¬ 
lung  zum  Käufer  in  sich. 

Auf  den  Verkauf  von  Heu  und  Stroh  durch  den 
Erzeuger  ab  Scheune  finden  diese  Höchstpreise  keine 
Anwendung. 

§  2.  Für  das  von  Erzeugern  auf  die  Märkte  im  Ge¬ 
biete  der  k.  k.  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien 
zugeführte  Heu  und  Stroh  darf  einschließlich  der  Kosten 
der  Zufuhr  zum  Käufer  zu  den  in  den  §§  2  und  3 


der  angeführten  Ministerialverordnung  festgesetzten 
Erzeugerhöchstpreisen  ein  Zuschlag  hinzugerechnet 
werden,  der  pro  Meterzentner  beim  Verkaufe  in 
Mengen  von  über  20  q  K  3'50,  beim  Verkaufe  in 
Mengen  von  10 — 20  q  K  4,  beim  Verkaufe  in  Mengen 
bis  10  q  K  4-50  beträgt. 

Für  das  auf  bedeutendere  Märkte  außerhalb  Wiens 
zugeführte  Heu  und  Stroh  können  unter  Berücksichti¬ 
gung  der  Zufuhrkosten  zum  Markte  von  den  politischen 
Bezirksbehörden  Zuschläge  zu  den  Erzeugerhöchst¬ 
preisen  festgesetzt  werden,  die  pro  Meterzentner  je 
nach  den  im  vorstehenden  Absätze  abgestuften  Ver¬ 
kaufsmengen  den  Betrag  von  K  i'50,  beziehungsweise 
von  2  K  und  K  2-50  nicht  übersteigen  dürfen. 

§  3.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  der  auf 
Grund  derselben  erlassenen  Anordnungen  werden  von 
den  politischen  Bezirksbehörden  mit  Geldstrafe  bis  zu 
5000  K  oder  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten 
geahndet,  soferne  die  Handlung  nicht  nach  den  beste¬ 
henden  Gesetzen  einer  strengeren  Strafe  unterliegt. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  am  25.  Januar  1916 
in  Kraft. 

Ungarn. 

Regelung  der  In  Verkehrsetzung  der  Maisvor¬ 
räte.  Das  Amtsblatt  veröffentlichte  am  22.  Januar  fol¬ 
gende,  unter  Zahl  322/1916  M.-E.  erlassene  Regierungs¬ 
verordnung  über  die  neuerliche  Regelung  der  Inver¬ 
kehrsetzung  der  Maisvorräte. 

Das  königlich  ungarische  Ministerium  ordnet  auf 
Grund  der  Ausnahmsverfügungen  für  den  Kriegsfall 
folgendes  an : 

§  1.  Vom  23.  Januar  1916  an  dürfen  Mais  ausschließ¬ 
lich  bloß  die  mit  dem  Einkauf  für  öffentliche  Bedarfs¬ 
zwecke  betraute  Kriegsproduktenaktiengesellschaft,  be¬ 
ziehungsweise  für  die  Gesellschaft  deren  Kommissionäre 
kaufen. 

§  2.  Jene  hinsichtlich  des  Maisverkaufes  geschlossenen 
Verträge,  die  sich  auf  die  in  der  laut  Verordnung 
Zahl  8^900/1915  des  Ackerbauministers  angeordneten 
Anmeldung  als  verkauft  bezeichneten  Vorräte  beziehen, 
bleiben  in  Kraft.  Die  Kauf-  und  Verkaufverträge,  die 
sich  auf  vor  Erstattung  der  Anmeldung  verkaufte,  in 
der  Anmeldung  aber  nicht  als  verkauft  bezeichnete 
Mengen  beziehen,  sowie  die  nach  der  Anmeldung  ge¬ 
schlossenen  Kauf-  und  Verkaufverträge  verlieren,  inso¬ 
fern  sie  noch  nicht  erfüllt  wurden,  ihre  Kraft. 

Die  Verfügungen  dieses  Paragraphen  berühren  die 
durch  die  Kriegsproduktenaktiengesellschaft  oder  deren 
Kommissionäre  zu  öffentlichen  Bedarfszwecken  erfolgten 
Käufe  nicht. 

§  3.  Wer  Mais  entgegen  dieser  Verordnung  kauft, 
feilbietet  oder  sonstwie  in  Verkehr  bringt,  begeht,  inso¬ 
fern  seine  Handlung  keiner  schwereren  Strafbestimmung 
unterliegt,  eine  Übertretung  und  ist  mit  Arrest  bis  zu 
zwei  Monaten  und  einer  Geldstrafe  bis  zu  2000  K  zu 
bestrafen. 

Hinsichtlich  des  Vorrates,  bezüglich  dessen  die  Über¬ 
tretung  begonnen  wurde,  ist  im  Laufe  des  Polizeistraf¬ 
verfahrens  die  Konfiskation  am  Platze.  Ein  Fünftel  des 
konfiszierten  Vorrates  gebührt  dem  Anzeiger,  der  Rest 
ist  nach  Abzug  der  Kosten  für  den  Unterstützungsfonds 
invalider  Soldaten  zu  verwenden. 

Das  Verfahren  wegen  dieser  Übertretung  gehört  in 
den  Wirkungskreis  der  Verwaltungsbehörde  als  Straf¬ 
gericht,  auf  dem  Gebiete  der  hauptstädtischen  Staats¬ 
polizei  in  deren  Wirkungskreis. 

§  4.  Für  die  durch  die  Kriegsproduktenaktiengesell- 
schaft  zu  öffentlichen  Bedarfszwecken  angekauften  Mais¬ 
vorräte  gebührt  dem  Verkäufer  für  die  Bewahrung  und 
Erhaltung  des  Vorrates  die  im  §  3  der  unter  Zahl 
3511/1915  M.-E.  erlassenen  Verordnung  festgestellte 
Gebühr. 
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§  5.  Diese  Verordnung  berührt  die  Wirksamkeit  der 
Inanspruchnahmen  für  öffentliche  Bedarfszwecke  (Requi¬ 
rierungen)  nicht. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlaut¬ 
barung  in  Kraft.  Ihre  Wirksamkeit  erstreckt  sich  auf 
Kroatien-Slawonien  nicht. 

Deutschland. 

Der  Handel  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln. 

Der  deutsche  »Reichsanzeiger«  enthält  Bekannt¬ 
machungen  über  den  Handel  mit  ausländischen  Zahlungs¬ 
mitteln,  datiert  vom  20.,  beziehungsweise  22.  Januar 
1916.  Die  grundlegende  erste  Bekanntmachung  vom 
20.  Januar  lautet  wie  folgt: 

§  1.  Ausländische  Geldsorten  und  Noten  sowie  Aus¬ 
zahlungen,  Schecks  und  kurzfristige  Wechsel  auf  das 
Ausland  dürfen  im  Betriebe  eines  Handelsgewerbes  nur 
von  den  vom  Reichskanzler  bestimmten  Personen  und 
Firmen  gekauft,  umgetauscht  oder  darlehensweise  er¬ 
worben  und  nur  an  sie  verkauft,  verpfändet  oder  dar¬ 
lehensweise  veräußert  werden. 

Über  Guthaben  im  Ausland  darf  im  Betriebe  des 
Handelsgewerbes  zum  Zwecke  des  Erwerbs  von  Geld¬ 
sorten,  Noten,  Guthaben,  Auszahlungen,  Schecks  und 
kurzfristigen  Wechseln  in  anderer  Währung  nur  verfügt 
werden,  sofern  der  Erwerb  bei  einer  der  bezeichneten 
Personen  und  Firmen  erfolgt. 

Die  Geschäfte  mit  den  bezeichneten  Personen  und 
Firmen  können  auch  durch  Kommissionäre  vermittelt 
werden.  Selbsteintritt  ist  ausgeschlossen. 

Als  kurzfristige  Wechsel  im  Sinne  dieser  Verordnung 
gelten  Wechsel  auf  die  europäischen  Länder  mit  einer 
Laufzeit  von  höchstens  zwei,  auf  andere  Länder  mit 
einer  solchen  von  höchstens  sechs  Wochen;  bei  un- 
akzeptierten  Nach-Sicht-Wechseln  ist  die  Frist  nach 
Sicht  maßgebend. 

§  2.  Die  auf  Grund  des  §  1,  Abs.  1,  2,  gertoffene 
Bestimmung  der  Personen  und  Firmen  wird  im  »Reichs¬ 
anzeiger«  bekanntgemacht.  Sie  kann  zurückgenommen 
werden;  die  Rücknahme  wird  in  gleicher  Weise  ver¬ 
öffentlicht. 

§  3.  Auf  Erfordern  der  Reichsbank  oder  der  vom 
Reichskanzler  bestimmten  Personen  und  Firmen  ist  der 
Erwerber,  der  Veräußerer  oder  Verpfänder  (§  1,  Ab¬ 
satz  1  und  2)  verpflichtet,  der  Reichsbank  über  Inhalt 
und  Zweck  des  Geschäftes  wahrheitsgemäße  Auskunft  zu 
erteilen  und  die  Nachweise  vorzulegen. 

§  4.  Der  Kurs,  zu  dem  die  §  i,  Abs.  1,  2,  be¬ 
zeichneten  Personen  und  Firmen  ankaufen  und  ver¬ 
kaufen,  wird  mit  Zustimmung  der  Reichsbank  fest¬ 
gesetzt. 

§  5.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den 
Vorschriften  dieser  Verordnung  zulassen. 

§  6.  Wer  es  unternimmt,  den  Vorschriften  des  §  1 
zuwider  zu  erwerben,  zu  veräußern,  zu  verpfänden  oder 
zu  verfügen,  wird,  insofern  nicht  nach  anderen  Straf 
gesetzen  eine  höhere  Strafe  angedroht  ist,  mit  Geldstrafen 
des  doppelten  Betrages  der  Werte,  in  bezug  auf  welche 
die  strafbare  Handlung  verübt  ist,  bestraft.  Neben  der 
Geldstrafe  kann  auch  auf  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre 
erkannt  werden.  Wegen  der  Zuwiderhandlung  kann  ein 
Deutscher  auch  dann  verfolgt  werden,  wenn  er  sie 
innerhalb  eines  inländischen  Geschäftsbetriebes  im  Aus¬ 
land  begangen  hat. 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  50  M.  und  mit  Gefängnis  bis 
zu  einem  Jahre  oder  mit  einer  dieser  Strafen  wird  be¬ 
straft  : 

1.  Wer  zum  Zwecke  des  Erwerbes  der  in  §  1  be¬ 
zeichneten  Werte  über  den  Inhalt  und  Zweck  des  Ge¬ 
schäftes  unrichtige  Angaben  macht; 

2.  wer  den  Vorschriften  des  §  3  zuwiderhandelt. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  am  28.  Januar  1916  in 
Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des 
Außerkrafttretens. 


Eine  weitere  Bekanntmachung  lautet: 

Auf  Grund  des  §5  der  Verordnung  über  den  Handel 
mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  vom  20.  Januar  1916 
werden  bis  auf  weiteres  folgende  Ausnahmen  zuge¬ 
lassen  : 

Artikel  1.  Bei  allen  Personen  und  Firmen,  die  ge¬ 
werbsmäßig  Geldwechslergeschäfte  betreiben,  dürfen  ein¬ 
gewechselt  werden : 

1.  Deutsche  Geldsorten  und  Noten  gegen  Hingabe 
ausländischer  Geldsorte  und  Noten ; 

2.  von  ein  und  derselben  Person  innerhalb  eines 
Kalenderjahres  ausländische  Geldsorten  und  Noten  gegen 
Hingabe  deutscher  Geldsorten  und  Noten  im  Betrage 
von  höchstens  1000  M. 

Artikel  2.  Der  §  1,  Abs.  1,  der  Verordnung  findet 
auf  Auszahlungen,  Schecks  und  kurzfristige  Wechsel 
auf  die  unter  deutscher  Verwaltung  stehenden  Gebiete 
Belgiens  und  Rußlands  sowie  auf  belgische  Geldsorten 
und  Noten  keine  Anwendung. 

Der  §  1,  Abs.  2,  der  Verordnung  findet  insoweit 
keine  Anwendung,  als  über  Guthaben  in  Belgien  zum 
Zwecke  des  Erwerbes  deutscher  Zahlungsmittel  verfügt 
wird. 

Artikel  3.  Auf  den  Postanweisungs-  und  Postschecks-, 
Postnachnahme-  und  Postauftragsverkehr  findet  die  Vor¬ 
schrift  keine  Anwendung. 

Eine  fernere  Bekanntmachung  ermöglicht  die  nötigen 
Ausnahmen  von  dem  Verbote  von  Mitteilungen  über 
Preise  von  Wertpapieren  u.  s.  w.  vom  25.  Februar 
1915.  Sie  lautet: 

Auf  Grund  des  §  1,  Abs.  3,  der  Bekanntmachung 
vom  25.  Februar  1915  wird  folgendes  bestimmt: 

Bis  auf  weiteres  sind  Bekanntmachungen  oder  Mit¬ 
teilungen  über  die  Kurse  zulässig,  welche  gemäß  §  4 
der  Verordnung  über  den  Handel  mit  ausländischen 
Zahlungsmitteln  für  ausländische  Geldsorten  und  Noten 
sowie  für  Auszahlungen,  Schecks  und  kurzfristige  Wechsel 
auf  das  Ausland  festgesetzt  werden. 

Aus-  und  Durchfuhrverbote.  Eine  amtliche  Be¬ 
kanntmachung  vom  18.  1.  M.  bestimmt: 

I.  Es  wird  verboten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von  : 

Tabakmatten  jeder  Art,  insbesondere  von  fein  ge¬ 
flochtenen  Bastmatten  als  Umschließungen  von  Sumatra- 
und  Javatabak,  von  grob  geflochtenen  Bastmatten  als 
Umschließungen  von  Domingotabak,  von  Leinenmatten 
als  Umschließungen  von  Domingo-  und  Carmentabak, 
von  Schilf-  und  Binsenmatten. 

II.  Das  Verbot  der  Aus-  und  Durchfuhr  von  Thermos¬ 
flaschen  (Reichsanzeiger  Nr.  53  vom  4.  März  1915  u,'d 
Ziffer  IV  der  Bekanntmachung  vom  II.  September  1915 
—  Reichsanzeiger  Nr.  216  vom  13.  September  1915) 
wird  auf  Isoliergefäße  jeder  Art  ausgedehnt. 

Auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  31.  Juli 
1914,  wurde  am  16.  Januar  1916  die  Ausfuhr  und 
Durchfuhr  von  Holzschuhen  verboten. 

Bekanntmachung  über  künstliche  Düngemittel. 
Der  Bundesrat  hat  am  11.  Januar  1916  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen: 

§  1.  Beim  Verkaufe  der  in  der  beigefügten  Liste  auf¬ 
geführten  Düngemittel  einschließlich  Mischdünger  an  den 
Verbraucher  dürfen  die  darin  angeführten  Preise  nicht 
überschritten  werden.  Diese  Preise  sind  Höchstpreise  im 
Sinne  des  Gesetzes,  betreffend  die  Höchstpreise,  vom 

4.  August  1914  (R.-G.-Bl.  S.  458)  in  der  Fassung  der 

Bekanntmachung  vom  17.  Dezember  1914  (R.-G.-Bl. 

5.  516)  in  Verbindung  mit  den  Bekanntmachungen  vom 
vom  21.  Januar  1915  (R.-G.-Bl.  S.  25)  und  vom  23.  Sep¬ 
tember  1915  (R.-G.-Bl.  S.  603). 

§  2.  1.  Ist  der  Höchstpreis  in  der  beigefügten  Liste 

frei  Waggon  Station  des  Lieferwerkes  festgesetzt,  so 
schließt  er  die  Kosten  der  Beförderung  bis  zur  Station 


48  DAS  HANDELSMUSEUM.  [27.  januar  i9i6 


des  Lieferwerkes  und  die  Kosten  der  Verladung  da¬ 
selbst  ein. 

Bei  Mengen  unter  5000  kg  erhöht  er  sich  um  50  Pfg. 
für  je  angefangene  100  kg.  Wird  in  diesen  Fällen  vom 
ständigen  Lager  ab  verkauft  und  versandt,  so  erhöht 
sich  der  Höchstpreis  weiter  um  die  Fracht,  die  der  Ver¬ 
käufer  nachweislich  für  die  Beförderung  der  Ware  von 
der  Station  des  Lieferwerkes  bis  zum  Lager  bezahlt  hat. 

2.  Ist  der  Höchstpreis  ab  Frachtausgangsstation 
(Parität)  festgesetzt,  so  schließt  er  die  Kosten  der  Be¬ 
förderung  bis  zur  Versandstation  und  die  Kosten  der 
Verladung  daselbst  ein.  Ist  die  Fracht  von  der  Versand¬ 
station  bis  zur  Station  des  Empfängers  höher  als  die 
Fracht  von  der  Frachtausgangsstation  bis  zu  dieser  Station, 
so  vermindert  sich  der  Höchstpreis,  ist  die  Fracht  geringer, 
so  erhöht  er  sich  um  den  Frachtunterschied. 

Bei  Mengen  unter  5000  kg  erhöht  sich  der  Höchst¬ 
preis  um  50  Pfg.  für  je  angefangene  100  kg. 

3.  Ist  der  Höchstpreis  frachtfrei  Empfangsstation  oder 
Vollbahnstation  oder  Kleinbahnstation  oder  Schiffslade¬ 
platz  des  Empfängers  festgesetzt,  so  schließt  er  die 
Kosten  der  Beförderung  bis  zu  dieser  Station  ein. 

Bei  Bezügen  unter  10000  ^  gilt  folgendes: 

a )  Wird  vom  Lieferwerk  ab  versandt,  so  erhöht  sich 
der  Höchstpreis  um  die  Mehrfracht,  die  gegenüber  dem 
Frachtsatz  für  Wagenladungen  von  10.000  kg  nachweis¬ 
lich  entsteht.  Bei  Mengen  unter  5000  kg  erhöht  sich 
der  Höchstpreis  weiter  um  50  Pfg.  für  je  angefangene 
100  kg. 

b )  Wird  vom  ständigen  Lager  des  Verkäufers  ab  ver¬ 
sandt,  so  erhöht  sich  der  Höchstpreis  um  50  Pfg.  für 
je  angefangene  100  kg.  Hat  der  Verkäufer  gemäß  a 
einen  Frachtzuschlag  bezahlt,  so  erhöht  sich  der  Höchst¬ 
preis  weiter  um  diesen  Zuschlag. 

§  3.  Die  Höchstpreise  verstehen  sich  bei  sämtlichen 
Düngemitteln  mit  Ausnahme  von  Thomasphosphatmehl 
und  Kalkstickstoff  für  lose  verladene  Ware,  ohne  Ver¬ 
packung. 

Bei  Lieferung  in  Säcken  erfolgt  die  Berechnung  brutto 
für  netto. 

Außerdem  darf,  soweit  sich  aus  der  beigefügten  Liste 
nichts  anderes  ergibt,  bei  Lieferung  in  Gewebesäcken 
(Jute,  Baumwolle  u.  s.  w.)  ein  Aufschlag  von  M.  i'5o  für 
100  kg,  in  haltbaren  einfachen  Papiersäcken  von  M.  0*50, 
in  mehrfachen  Papiersäcken  von  M.  075,  in  Papier¬ 
gewebesäcken  von  1  M.  für  100  kg  berechnet  werden. 
Bei  Lieferung  in  Käufers  Säcken,  die  frei  Station  des 
Lieferwerkes  zu  stellen  sind,  darf  eine  Füllgebühr  von 
M.  o'20  für  100  kg  berechnet  werden. 

§  4.  Der  Reichskanzler  kann  Höchstpreise  für  den 
Verkauf  durch  den  Hersteller  und  im  Großhandel  fest¬ 
setzen. 

§  5.  Der  Verkäufer  hat  dem  Käufer  spätestens  bei 
Abschluß  des  Kaufvertrags  eine  schriftliche  Mitteilung 
auszuhändigen,  die  enthalten  muß  Angaben  über 

1.  die  Art  des  Düngemittels; 

2.  den  Gehalt  an  Stickstoff,  Phosphorsäure  und  Kali 
(K20)  nach  ^-Prozent; 

3.  die  Form  (Löslichkeit),  in  der  diese  wertbestim¬ 
menden  Bestandteile  darin  enthalten  sind. 

Beim  Weiterverkäufe  hat  der  Verkäufer  dem  Käufer 
die  Angaben  zu  wiederholen,  die  ihm  beim  Einkauf  ge¬ 
macht  worden  sind,  es  sei  denn,  daß  ihm  ihre  Un¬ 
richtigkeit  bekanntgeworden  ist. 

§  6.  Schwefelsaures  Ammoniak  oder  Natrium-Am- 
moniumsulfat  darf  zur  Herstellung  von  zum  Verkaufe 
bestimmten  Mischdünger  nur  gemischt  werden: 

1.  mit  Superphosphat; 

2.  mit  aufgeschlossenem  stickstoffhaltigen  importierten 
Guano  tierischen  Ursprunges. 

In  den  Mischungen  darf  der  Gehalt  an  Stickstoff  und 
wasserlöslicher  Phosphorsäure  nicht  weniger  als  je  5 


vom  Hundert  betragen.  Bei  einem  Gehalte  von  weniger 
als  6  vom  Hundert  Stickstoff  dürfen  höchstens  10  vom 
Hundert  wasserlösliche  Phosphorsäure,  bei  höherem 
Stickstoffgehalte  höchstens  12  vom  Hundert  wasser¬ 
lösliche  Phosphorsäure  in  der  Mischung  enthalten  sein. 
In  den  Mischungen  darf  Kali  (K20)  bis  zu  8  vom 
Hundert  enthalten  sein. 

Mischungen  aus  schwefelsaurem  Ammoniak  oder 
Natrium-Ammoniumsulfat  und  Kalisalzen  dürfen  nicht 
hergestellt  werden. 

Das  Mischen  von  phosphorsäurehaltigen  Düngemitteln 
—  mit  Ausnahme  von  Superphosphat  und  aufgeschlos¬ 
senem  stickstoffhaltigen  ausländischen  Guano  —  mit 
stickstoffhaltigen  Stoffen  oder  mit  Kalisalzen  ist  ver¬ 
boten;  zulässig  ist  jedoch  das  Mischen  von  Knochen¬ 
mehl  mit  Kalisalzen. 

§  7.  Mischungen  von  Kunstdünger  zum  Verkaufe 
dürfen  fabrikmäßig  nur  von  solchen  Betrieben  hergestellt 
werden,  die  schon  vor  dem  1.  August  1914  fabrikmäßig 
Mischungen  von  Kunstdünger  hergestellt  haben. 

§  8.  Knochen,  Knochenabfälle,  Lederabfälle,  Woll¬ 
staub  und  alle  ähnlichen  tierischen  Abfälle  sind  vor 
weiterer  gewerblicher  Verarbeitung  zu  Düngezwecken 
mit  Benzol  oder  ähnlichen  Extraktivstoffen  —  mit  Aus¬ 
nahme  von  Benzin,  Toluol  und  Solventnaphtha  —  oder 
auf  andere  Weise  so  weit  zu  entfetten,  daß  nicht  mehr 
als  1  vom  Hundert  Fett  darin  verbleibt. 

§  9.  Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  gelten  nicht 
für  künstliche  Düngemittel,  die  nach  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  aus  dem  Ausland  eingeführt  werden.  Als 
Ausland  gilt  nicht  das  besetzte  Gebiet. 

§10.  Die  zuständige  Behörde  kann  Betriebe  schließen, 
deren  Unternehmer  oder  Leiter  sich  in  Befolgung  der 
Pflichten  unzuverlässig  zeigen,  die  ihnen  durch  diese 
Verordnung,  insbesondere  den  §  5,  auferlegt  sind. 

Gegen  die  Verfügung  ist  Beschwerde  zulässig.  Über 
die  Beschwerde  entscheidet  die  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde  endgültig.  Die  Beschwerde  bewirkt  keinen  Auf¬ 
schub. 

§  11.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  fünfzehntausend  Mark  wird  bestraft, 
wer  den  Vorschriften  der  §§  6,  7  oder  8  zuwider¬ 
handelt. 

§  12.  Der  Reichskanzler  kann  von  den  Vorschriften 
dieser  Verordnung  Ausnahmen  gestatten.  Er  kann  die 
Preise  und  Lieferungsbedingungen  anderweit  festsetzen. 
Er  ist  ermächtigt,  die  Vorschriften  dieser  Verordnung 
auf  andere  als  die  in  der  Liste  genannten  Gegenstände 
auszudehnen  und  Preise  dafür  festzusetzen. 

§  13.  Lieferungsverträge,  die  vor  dem  Inkrafttreten 
dieser  Verordnung  zu  höheren  als  den  darin  festgesetzten 
Höchstpreisen  abgeschlossen  sind,  gelten  mit  dem  In- 
kraftreten  dieser  Verordnung  als  zum  Höchstpreis  ab¬ 
geschlossen,  soweit  die  Lieferung  zu  diesem  Zeitpunkt 
noch  nicht  erfolgt  ist.  Ein  vor  dem  Inkrafttreten  der 
Verordnung  gezahlter,  den  Höchstpreis  übersteigender 
Preis  kann  nicht  zurückgefordert  werden. 

§  14.  Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  finden  auch 
Anwendung  auf  andere  als  die  im  §  6  zugelassenen 
Mischungen  von  schwefelsaurem  Ammoniak  oder  Natrium- 
Ammoniumsulfat  mit  Superphosphaten,  anderen  phosphor¬ 
säurehaltigen  Düngemitteln  oder  mit  Kali,  die  vor  In¬ 
krafttreten  dieser  Verordnung  hergestellt  worden  sind. 
Bei  der  Berechnung  des  Preises,  der  beim  Verkaufe  nicht 
überschritten  werden  darf,  sind  für  die  einzelnen  Bestand¬ 
teile  die  in  der  beigefügten  Liste  aufgeführten  Höchst¬ 
preise  maßgebend  mit  der  Ausnahme,  daß  der  Preis  für 
das  /^-Prozent  Kali  (K20)  20  Pfg.  nicht  übersteigen  darf. 

§  15.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung,  der  §  11  mit  dem  15.  Januar  1916  in  Kraft. 
Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 
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Liste  der  Düngemittel  und  Preise. 

A.  Superphosphate  und  Mischungen  von  Superphosphat  mit 
schwefelsaurem  Ammoniak  oder  Natrium- Ammoniumsulfat  und 

Kali. 

Die  Preise  sind  für  drei  Gebiete  festgesetzt: 

Gebiet  I  umfaßt:  Pommern,  Ost-  und  Westpreußen,  Posen, 
Schlesien,  Brandenburg  Ost  (d.  i.  östlich  der  Linie  Belzig  — 
Wiesenburg— Berlin — Oranienburg — Strelitz). 

Gebiet  II  umfaßt:  Mittel-  und  West-Deutschland,  Königreich 
Sachsen,  Schleswig-Holstein,  beide  Mecklenburg,  Brandenburg 
West  (d.  i.  an  und  westlich  der  Linie  Belzig — Wiesenburg— 
Berlin  —  Oranienburg — Strelitz) 

Gebiet  III  umfaßt:  Königreich  Bayern  einschließlich  Pfalz, 
Königreich  Württemberg,  Großherzogtum  Baden,  Elsaß-Loth¬ 
ringen,  Provinz  Starkenburg  und  Rheinhessen  des  Großherzog¬ 
tums  Hessen,  die  Hohenzollernschen  Lande. 


Besondere  Lieferungsbedingungen  für  I  bis  3. 

Maßgebend  ist  der  Höchstpreis  des  Gebiets,  in  dem  die  Bahn¬ 
station  oder  der  Schiffsladeplatz  des  Empfängers  liegt  Der  Höchst¬ 
preis  gilt  bei  Nr.  1  und  2  frachtfrei  Vollbahnstation  oder  Schiffs¬ 
ladeplatz  des  Empfängers,  bei  Nr.  3  frachtfrei  jeder  deutschen 
Vollbahn-  oder  normalspurigen  Kleinbahnstation  oder  Schiffs¬ 
ladeplatz  des  Empfängers. 

Zahlung :  Barzahlung  ohne  Abzug. 

Verpackung:  Bei  eisernen  Trommeln  80  Pfg.  für  100^;  bei 
verlangter  50-^-Packung  80  Pfg.  für  den  Sack. 

Preise  für 
1  ^-Prozent 
Gesarat- 
stickstoff 
in  Pfennigen 


4.  Blutmehl .  260 

5.  Hornmehl .  220 


T.  Reine  Superphosphate 

bei  einem  Gehalt  an  wasserlöslicher  Phosphorsäure  von 


16  v.  H. 

14  bis  15-99 

12  bis  13.99 

11  "99  v.  H. 

u.  darüber 

v.  H. 

v.  H. 

u.  darunter 

Preise  für  1 

^"-Prozent  wasserlösliche  Phosphorsäure 
in  Pfennigen 

Gebiet  I  . 

...  58 

62 

68 

72 

»  II  . 

...  62 

66 

72 

76 

»  III  . 

...  60 

64 

70 

73 

2.  Mischungen  von  Superphosphat  mit  schwefelsaurem  Ammoniak, 
beziehungsweise  Natrium-Ammoniumsulfat,  bei  einem  Gesamt¬ 
gehalt  an  Stickstoff  und  wasserlöslicher  Phosphorsäure  von 


16  v.  H. 
und 

14  bis 
I5'99 

12  bis 
x3'99 

11 .99  v.  H. 
und 

j 

f  wasserlösl. 
Phosphor¬ 

darüber 

v.  H. 

•Preise  für  1 
in  P  f  e 

v.  H. 

^-Prozent 
n  n  i  g  e  n 

darunter 

Gebiet  I 

säure  .  . 
Ammoniak- 

60 

64 

68 

72 

| 

l  Stickstoff 

[  wasserlösl. 
Phosphor¬ 

210 

210 

210 

210 

»  II 

säure  .  . 

I  Ammoniak- 

64 

68 

72 

76 

| 

|  Stickstoff 

1  wasserlösl. 
Phosphor¬ 

210 

210 

210 

210 

»  III 

säure  .  . 
Ammon  iak- 

62 

66 

70 

73 

[  Stickstoff 

210 

210 

210 

210 

3.  Ammoniak-Superphosphat  und  Natrium- Ammoniumsulfat- 

Superphosphat,  denen  Kali  zugemischt  ist. 

Preise  für 
1  ^-Prozent 
in  Pfennigen 


Wasserlösliche  Phosphorsäure . wie  zu  2. 

Ammoniaksticksoff . . wie  zu  2. 

Kali  (K20)  .  40 


Besondere  Lieferungsbedingungen  für  I  bis  3 : 

Maßgebend  ist  der  Höchstpreis  des  Gebiets,  in  dem  die  Voll¬ 
bahnstation  des  Empfängers  liegt.  Liegt  sie  im  Gebiet  I  und  II, 
so  gilt  der  Höchstpreis  frachtfrei  Vollbahnstation  des  Empfängers ; 
liegt  sie  im  Gebiet  III,  so  gilt  der  Höchstpreis  ab  Fracht¬ 
ausgangsstation  Bingen. 

Zahlung:  Barzahlung  mit  I ’  t  vom  Hundert  Abzug. 

B.  Nur  nach  dem  Stickstoffgehalt  gehandelte  Düngemittel. 
Die  Preise  unter  I  bis  3  sind  für  zwei  Gebiete  festgesetzt: 
Gebiet  I  umfaßt:  Orte  unmittelbar  an  der  Elbe  und  westlich 
der  Elbe. 

Gebiet  II  umfaßt:  Orte  östlich  der  Elbe. 

1.  Schwefelsaures  Ammoniak: 

Preise  für 
1  /rg-Prozent 
Ammoniak¬ 
stickstoff 
in  Pfennigen 

Gebiet  I:  a)  für  gewöhnliche  Ware  (25  vom  Hundert 

Ammoniak) . 148 

b )  für  gedarrte  und  gemahlene  Ware 

(25-5  vom  Hundert  Ammoniak)  .  .  .  148 

Gebiet  II:  a )  für  gewöhnliche  Ware  (25  vom  Hundert 

Ammoniak) .  149 

b)  für  gedarrte  und  gemahlene  W are 

(25-5  vom  Hundert  Ammoniak)  ....  150 

2.  Natrium- Ammoniumsulfat: 

Gebiet  I . 148 

Gebiet  II . 149 

3.  Kalkstickstoff: 

Preise  für 
1  ^-Prozent 
Stickstoff 
in  Pfennigen 

Gebiet  I  und  II .  147 


6.  Ledermehl,  Wollmehl  und  alle  sonstigen  Stickstoffträger  außer 
den  zu  1  bis  5  aufgeführten  (entfettet,  s.  §  8): 

Preise  für 
1  ^-Prozent 
Gesamt¬ 
stickstoff 
in  Pfennigen 


a)  durch  Dämpfen  oder  Behandlung  mit  Schwefel¬ 
säure  aufgeschlossen . .  180 

b)  roh,  d.  h.  nicht  wie  vorstehend  aufgeschlossen, 

aber  entfettet  .  40 


Besondere  Lieferungsbedingungen  für  Nr.  4  bis  6: 
Fracht:  Frei  Waggon  Station  des  Lieferwerkes. 

Zahlung:  Barzahlung  ohne  Abzug. 

C.  Stickstoffhaltiger  aus  dem  Ausland  eingeführter  Guano  und 

Poudrette. 


Preise  für 
1  ^--Prozent 
in  Pfennigen 

a)  Roh: 

Gesamtstickstoff .  210 

Gesamtphosphorsäure .  40 

Kali  (K20) . 40 

b)  Aufgeschlossen : 

Gesamtstickstoff .  210 

wasserlösliche  Phosphorsäure .  60 

Kali  (K20) . 40 


Besondere  Lieferungsbedingungen : 

Fracht:  Frei  Waggon  Station  des  Lieferwerkes. 

Zahlung:  Barzahlung  mit  llj2  vom  Hundert  Abzug. 

D.  Organische  Mischdünger. 

Preise  für 
x  £g-Prozent 
in  Pfennigen 


mit  Schwefelsäure  aufgeschlossen : 

Gesamtstickstoff . .  180 

wasserlösliche  Phosphorsäure .  60 


Besondere  Lieferungsbedingungen : 

Fracht:  Frei  Waggon  Station  des  Lieferwerkes. 

Zahlung:  Barzahlung  ohne  Abzug. 

E.  Knochenmehl 

(aus  entfetteten  Knochen  hergestellt,  (s.  §  8). 

T.  Unentleimtes,  gedämpftes  sowie  entlehntes,  ferner  Stampf¬ 
mehl,  Trommelmebl,  Fleischdüngemehl,  Fischdüngemehl,  Fleisch¬ 
knochenmehl,  Kadaverdüngemehl  und  ähnliches,  in  handels¬ 
üblicher  feiner  Mahlung: 

Preise  für 
1  ^-Prozent 
in  Pfennigen 


Gesamtstickstoff .  210 

Gesamtphosphorsäure . .  40 


2.  die  unter  I  aufgeführten  Stoffe  mit  Schwefelsäure  ganz  oder 
teilweise  aufgeschlossen: 

Preise  für 
x  kg- Prozent 
in  Pfennigen 


Gesamtstickstoff .  210 

wasserlösliche  Phosphorsäure .  66 

nicht  wasserlösliche  Phosphorsäure .  40 

sofern  Kali  zugemischt  wird  : 

Kali  (K20) .  40 


Besondere  Lieferungsbedingungen: 

Fracht:  Frei  Waggon  Station  des  Lieferwerkes. 

Zahlung:  Barzahlung  ohne  Abzug. 

F.  Rohposphat, 

im  Inland  gewonnen,  auch  gemahlen : 
Gesamtphosphorsäure .  20 

Besondere  Lieferungsbedingungen : 

Fracht:  Frei  Station  des  Empfängers. 

Zahlung :  Barzahlung  ohne  Abzug. 
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G.  Thomasphosphatmehl. 

Die  Preise  gelten  bei  Lieferung  bis  zum  15.  Juli  1916  ein¬ 
schließlich. 

Preise  für 
1  .^-Prozent 
in  Pfennigen 

Gesamtphosphorsäure .  28 l/ 2 

Zitronensäurelösliche  Phosphorsäure  .....  33 

Besondere  Lieferungsbedingungen: 

Fracht:  Ab  Frachtausgangsstation  Aachen  -  Rothe  Erde  oder 
Diedenhofen. 

Liegt  die  Bahnstation  oder  der  Schiffsladeplatz  des  Empfängers 
nördlich  der  Bahnlinie  Lengeier — Prüm — Gerolstein — Mayen — 
Andernach  —  Koblenz  —  Gießen  —  Kassel  —  Halle  —  J  üterbog  — 
Luckenwalde — Südende  -  Berlin — Küstrin  — Kreuz — Schneidemühl 

Bromberg — Thorn  -  Alexandrowo,  so  ist  die  Frachtausgangs¬ 
station  Aachen-Rothe  Erde  maßgebend;  liegen  sie  südlich  dieser 
Bahnlinie,  so  ist  die  Ausgangsstation  Diedenhofen  maßgebend. 

Die  Stationen  an  der  Bahnlinie  zählen  von  Lengeier  bis  Süd¬ 
ende  Berlin  einschließlich  zur  Frachtausgangsstation  Aachen- 
Rothe  Erde. 

Erfolgt  die  Lieferung  in  das  Gebiet  der  Frachtausgangsstation 
Aachen-Rothe  Erde  auf  Grund  vorher  getroffen  r  Vereinbarung 
von  Stationen  aus,  die  im  Gebiete  der  Frachtausgangsstation 
Diedenhofen  liegen,  so  umfaßt  der  Höchstpreis  die  gegenüber 
der  Frachtgrundlage  Aachen-Rothe  Erde  entstehende  Mehr¬ 
fracht  nicht. 

Ist  nach  Stationen  zu  liefern,  die  500  km  und  mehr  von  der 
Frachtauscangssta  ion  entfernt  liegen,  so  ist  dem  Empfänger  eine 
Frachtvergütung  von  IO  vom  Hundert  zu  gewährt  n.  Die  IO  vom 
Hundert  sind  von  den  ermäßigten  Eisenbahnfrachtsätzen  für 
Thomasmehl  zu  berechnen. 

Verpackung:  Die  Lieferung  erfolgt  nach  Wahl  der  Werke  in 
haltbaren  Papiersäcken  oder  Gewebesäcken. 

Wird  in  Papiersäcken  geliefert,  so  verstehen  sich  die  Preise 
einschließlich  Sack. 

Werden  Gewebesäcke  verwendet,  so  wird  bei  Säcken  mit  100  kg 
Fassungsvermögen  ein  Aufschlag  von  40  Pfg.  für  100  kg,  bei 
Säcken  von  75  kg  Fassungsvermögen  ein  Aufschlag  von  56  Pfg. 
für  100  e  berechnet. 

Die  Säcke  aus  Webstoff  sind,  wenn  sie  unbeschädigt  und  zur 
Versendung  von  Thomasmehl  noch  verwendbar  sind,  gegen  eine 
Vergütung  von 

65  Pfg-  für  den  Sack  von  100  kg  Fassungsvermögen  und 

50  »  »  »  »  ®  75  >>  M 

frei  Werk  zurückzunehmen. 

Die  Entscheidung  über  die  Brauchbarkeit  der  Säcke  steht  den 
Werken  zu. 

Zahlung  und  Berechnung:  Barzahlung  mit  ix/t  vom  Hundert 
Abzug,  der  übliche  Verbraucherrabatt  von  16  Pfg.  für  100  kg 
ist  bei  der  Berechnung  abzuziehen. 

Änderung  der  Verordnung  über  die  Regelung 
des  Verkehrs  mit  Hafer.  Der  Bundesrat  hat  am 
17.  Januar  igiö  folgende  Verordnung  erlassen: 

Artikel  I.  In  der  Verordnung  über  die  Regelung  des 
Verkehrs  mit  Hafer  vom  28.  Juni  1915  (R.-G.-Bl.  S.  393) 
werden  folgende  Änderungen  vorgenommen : 

1.  §  6  Abs.  2c  erhält  folgende  Fassung: 

»Unternehmer  landwirtschaftlicher  Betriebe  mit  Ge¬ 
nehmigung  der  zuständigen  Behörde  selbstgezogenen 
Saathafer  für  Saatzwecke  liefern,  sofern  sie  sich  nach¬ 
weislich  in  den  letzten  zwei  Jahren  mit  dem  Verkaufe 
von  Saathafer  befaßt  haben.  Die  Reichsfuttermittelstelle 
bestimmt,  in  welcher  Weise  der  Nachweis  zu  erbringen  ist. 
Die  bestimmungsmäßige  Verwendung  ist  zu  überwachen«. 

2.  §  6,  Abs.  2  e  wird  gestrichen. 

3.  §  10,  Abs.  2a  erhält  folgende  Fassung: 

»für  die  Zeit  vom  10.  Januar  bis  15.  September  1916 
für  jeden  Einhufer  (§  6,  Abs.  2  a)  eine  Menge  von 
375  für  jeden  Zuchtbullen,  für  den  die  nach  §  6, 
Abs.  2  a  erforderliche  Genehmigung  erteilt  ist,  eine 
Menge  von  125  kg.  Dabei  sind  anzurechnen  als  seit 
dem  10.  Januar  1916  verfütterte  Mengen  bei  Einhufern 
1 1/2  kg,  bei  Zuchtbullen  */2  kg  für  den  Tag.  Hat  der 
Besitzer  nachweislich  weniger  oder  mehr  verfüttert,  so 
werden  die  tatsächlich  verfütterten  Mengen  angerechnet«. 

4.  Im  §  10,  Abs.  2  c,  wird  hinter  den  Worten  »be¬ 
faßt  hat«  eingefügt: 

»und  dies  in  der  von  der  Reichsfuttermittelstelle  be¬ 
stimmten  Weise  nachgewiesen  hat«. 

5.  Im  §  20,  Satz  2,  wird  das  Wort  »Sackleihgebühr« 
gestrichen;  ferner  sind  die  Worte  »in  keinem  Falle« 
durch  das  Wort  »nicht«  zu  ersetzen. 


6.  §  20  erhält  folgenden  Absatz  2  : 

»Die  Kommunalverbände  dürfen  in  Fällen  besonderen 
Bedürfnisses  mit  Genehmigung  der  Reichsfuttermittel¬ 
stelle  den  Zuschlag  bis  auf  9  M.  erhöhen.« 

Artikel  II.  Die  Kommunalverbände  (Überschuß-  und 
Zuschußverbände)  haben  die  in  ihrem  Bezirke  vor¬ 
handenen  Hafervorräte,  die  nach  §  10,  Abs.  1  und  2 
der  Verordnung  über  die  Regelung  des  Verkehrs  mit 
Hafer  vom  28.  Juni  1915  der  Enteignung  unterliegen, 
auf  Erfordern  der  Reichsfuttermittelstelle  der  Zentral¬ 
stelle  zur  Beschaffung  der  Heeresverpflegung  zur  Ver¬ 
fügung  zu  stellen. 

Zu  dem  im  §  16  der  Verordnung  über  die  Regelung 
des  Verkehrs  mit  Hafer  vom  28.  Juni  1915  vorgesehenen 
Ausgleich  sind  die  Kommunalverbände  nur  insoweit 
berechtigt  und  verpflichtet,  als  ihnen  nach  Befriedigung 
der  Anforderungen  der  Reichsfuttermittelstelle  Vorräte 
zur  Verfügung  verbleiben.  Soweit  bei  der  Zentralstelle 
Hafer  verfügbar  bleibt,  können  nach  \nweisung  der 
Reichsfuttermittelstelle  einem  Kommunalverband  auf 
Antrag  Mengen  bis  zur  Höhe  seines  Mindestbedarfs  zur 
Durchführung  des  Ausgleichs  geliefert  oder  zurück¬ 
erstattet  werden. 

Artikel  III.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage 
der  Verkündung  in  Kraft. 

Bekanntmachung  zur  Herbeiführung  der  be¬ 
schleunigten  Ablieferung  von  Gerste  und  Hafer. 
Der  Bundesrat  hat  am  17.  Januar  1916  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen : 

§  1.  Zur  Förderung  der  Lieferung  von  Gerste  und 
Hafer  auf  Anweisung  der  Zentralstelle  zur  Beschaffung 
der  Heeresverpflegung  darf  eine  besondere  Vergütung 
gezahlt  werden,  die  für  die  t  beträgt: 

1.  wenn  die  Gerste  und  der  Hafer  bis  zum  29.  Fe¬ 
bruar  1916  einschließlich  bei  den  Proviantämtern  ab¬ 
geliefert  oder  auf  der  Bahn  oder  dem  Schiffe  verladen 
ist :  60  M. ; 

2.  wenn  die  Ablieferung  oder  Verladung  in  der  Zeit 
vom  1.  bis  15.  März  1916  einschließlich  erfolgt:  30  M. 

Die  Vergütung  kann  auf  Antrag  ausnahmsweise  auch 
dann  gewährt  werden,  wenn  die  Ablieferung  oder  Ver¬ 
ladung  des  rechtzeitig  ausgedroschenen  Getreides  nicht 
innerhalb  der  bezeichneten  Fristen  hat  erfolgen  können 
aus  Gründen,  die  der  Lieferungspflichtige  nicht  zu  ver¬ 
treten  hat  und  die  außerhalb  seines  Betriebes  liegen. 
Der  Antrag  muß  bis  zum  31.  März  ig'6  gestellt  werden. 

Über  alle  Streitigkeiten,  die  die  Zahlung  der  Ver¬ 
gütung  betreffen,  entscheidet  die  von  den  Landeszentral¬ 
behörden  bestimmte  Behörde  endgültig. 

§  2.  Soweit  im  Besitze  landwirtschaftlicher  Unter¬ 
nehmer  befindliche,  der  Enteignung  unterliegende  Vor¬ 
räte  an  Gerste  und  Hafer  nicht  bis  zum  31.  März  1916 
freiwillig  dem  Kommunalverbande  zur  Abnahme  ange- 
boten  werden,  wird  im  Falle  der  Enteignung  der  Über¬ 
nahmspreis  um  60  M.  für  die  t  gekürzt. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Bekanntmachung  über  Käse.  Der  Bundesrat  hat 
am  13.  Januar  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Für  den  Verkauf  von  Käse  werden  folgende 
Höchstpreise  festgesetzt : 

Hersteller-  Ladenpreis 
preis  für  für 

50  kg  0-5  kg 

in  Mark  in  Mark 

I.  Hartkäse. 

1.  Bester,  gespeicherter,  wenigstens  3  Mo¬ 
nate  alter  Rundkäse  nach  Emmentaler  Art 
mit  einem  Fettgehalte  von  wenigstens  40 
vom  Hundert  der  Trockenmasse  .... 

2.  Emmentaler  Ausschuß  sowie  Käse  nach 
Schweizer  Art  mit  einem  Fettgehalte  von 
weniger  als  40,  aber  von  wenigstens  30 
vom  Hundert  der  Trockenmasse  .... 


IIO 


160 


100 


1-50 


■fl 
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Hersteller¬ 
preis  für 

.  5°  *9 
in  Mark 


Ladenpreis 

für 

o'S  kg 
in  Mark 


3.  Tilsiter,  Elbinger,  Wilstermarschkäse,  Käse 
nach  Holländer  (Gouda,  Edamer)  Art  und 
anderer  Hartkäse  mit  einem  Fettgehalte 
vom  wenigstens  40  vom  Hundert  der 


Trockenmasse  ... 

1 10 

140 

4.  Tilsiter  Elbinger,  Wilstermarschkäse,  Käse 
nach  Holländer  (Gouda,  Edamer)  Art  und 
anderer  Hartkäse  mit  einem  Fettgehalte 
von  weniger  als  40,  aber  von  wenigstens 
20  von  Hundert  der  Trockenmasse  .  . 

80 

rio 

5.  Hartkäse  mit  einem  Fettgehalte  von  weniger 
als  20  vom  Hundert  der  Trockenmasse  . 

60 

-•80 

II.  Weichkäse. 

I.  Weichkäse  nach  Camembert,  Brie,  Neu- 
schateller,  Münster  Art  mit  einem  Fett¬ 
gehalte  von  wenigstens  50  vom  Hundert 
der  Trockenmasse  .  ... 

120 

1-50 

2.  Weichkäse  nach  Camembert,  Brie,  Neu- 
schateller,  Münster  Art,  mit  einem  Fett¬ 
gehalte  von  weniger  als  50,  aber  von 
wenigstens  40  vom  Hundert  der  Trocken¬ 
masse  ...  .  .  ... 

100 

1-30 

3.  Weichkäse  mit  einem  Fettgehalte  von 
wenigstens  40  vom  Hundert  der  Trocken¬ 
masse  (Limburger,  Romadur  und  ähn¬ 
licher  Käse)  .  .  . 

75 

rio 

in  Stücken  von  60  oder  120  verpackt 
(Frühstücks-  oder  Delikateßkäse)  . 

85 

I  "20 

4.  Weichkäse  mit  einem  Fettgehalte  von 
wenigstens  15  vom  Hundert  der  Trocken¬ 
masse  .  .  . . 

45 

—  '8o 

in  Stücken  von  60  oder  120  g  verpackt 
(Frühstücks-  oder  Delikateßkäse) 

50 

—•90 

5.  Weichkäse  mit  einem  Fettgehalte  von 
weniger  als  15  vom  Hundert  der  Trocken¬ 
masse  .  .  . .  .  ... 

40 

—  -6o 

III.  Quark  und  Quarkkäse. 

I.  Gepreßter  Molkereiquark  (Rohstoff  für 
Quarkkäse)  ....  . 

30 

2.  Speisequark  mit  einem  Wassergehalte  von 
höchstens  75  vom  Hundert  .  .  ... 

35 

—•50 

3.  Frischer  Quarkkäse  (Harzer,  Spitz-,  Stangen- 
Faust-  und  ähnlicher  Käse)  .... 

45 

—70 

4.  Ausgereifter  Quarkkäse  (Harzer-,  Spitz-, 
Stangen-,  Faust-  und  ähnlicher  Käse)  . 

55 

—•80 

Herstellerpreis  ist  der  Preis,  der,  abgesehen  von  den 
Fällen  des  Abs.  3,  beim  Verkaufe  durch  den  Hersteller 
nicht  überschritten  werden  darf.  Er  schließt  die  Kosten 
der  handelsüblichen  Verpackung,  der  Beförderung  zur 
nächsten  Verladestelle  des  Herstellungsortes  und  der 
Verladung  ein.  Wird  der  Kaufpreis  länger  als  30  Tage 
gestundet,  so  darf  ein  Zuschlag  bis  zu  2  vom  Hundert 
Jahreszinsen  über  Reichsbankdiskont  gefordert  werden. 

Ladenpreis  ist  der  Preis,  der  beim  Verkauf  in  Mengen 
bis  zu  5  kg  einschließlich  durch  Hersteller  oder  den 
Händler  an  den  Verbraucher  nicht  überschritten  werden 


darf. 

§  2.  Der  Reichskanzler  kann  zur  Berücksichtigung 
veränderter  Gestehungskosten  die  Höchstpreise  nach  An¬ 
hörung  von  Sachverständigen  abändern. 

§  3.  Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen 
bestimmten  Behörden  können  zur  Berücksichtigung  der 
besonderen  Verhältnisse  in  den  verschiedenen  Wirtschafts¬ 
gebieten  Abweichungen  von  den  Höchstpreisen  für  ihren 
Bezirk  oder  Teile  ihres  Bezirkes  anordnen.  Zu  Ab¬ 
weichungen  nach  oben  ist  die  Zustimmung  des  Reichs¬ 
kanzlers  erforderlich. 

Sie  können  innerhalb  der  für  die  einzelne  Käseart 
festgesetzten  Höchstgrenze  besondere  Höchstpreise  für 
einzelne  Käsesorten  festsetzen. 

Bei  Verschiedenheit  der  Preise  am  Orte  der  land¬ 
wirtschaftlichen  oder  gewerblichen  Niederlassung  oder 
am  Wohnort  des  Käufers  und  des  Verkäufers  sind  die 
für  den  Ort  der  landwirtschaftlichen  oder  gewerblichen 
Niederlassung  oder  den  Wohnort  des  Verkäufers  gelten¬ 
den  Preise  maßgebend. 

§  4.  Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen 
bestimmten  Behörden  können  für  den  Verkauf  durch 
den  Handel,  abgesehen  von  den  Fällen  des  §  1,  Abs.  3, 
Zuschläge  zum  Herstellerpreis  festsetzen. 


§  5.  Die  Herstellung  von  anderem  Käse  als  dem,  für 
den  im  §  1  Höchstpreise  festgesetzt  sind,  ist  verboten. 

Dies  gilt  nicht  für  Kräuterkäse  und  für  Käse  nach 
Roquefortart. 

Die  Landeszentralbehörden  können  weitere  Einschrän¬ 
kungen  der  Erzeugung  hinsichtlich  der  Käsesorten  und 
der  Herstellungsmengen  der  einzelnen  Käsesorten  treffen. 

§  6.  Die  Vorschriften  der  Verordnung  finden  keine 
Anwendung  auf  Käse,  der  im  Ausland  hergestellt  ist. 

Der  Reichskanzler  kann  Bestimmungen  über  den  Ver¬ 
kehr  mit  diesem  Käse  treffen.  So  weit  er  von  dieser 
Befugnis  keinen  Gebrauch  macht,  können  die  Landes¬ 
zentralbehörden  Bestimmungen  über  den  Vertrieb  und 
die  Preisstellung  dieser  Käse  im  Kleinhandel  treffen. 
Dabei  kann  bestimmt  werden,  daß  Zuwiderhandlungen 
gegen  diese  Bestimmungen  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs 
Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestraft 
werden. 

§  7.  Die  Beamten  der  Polizei  und  die  von  der  Polizei 
beauftragten  Sachverständigen  sind  befugt,  in  die  Ge¬ 
schäftsräume,  in  denen  Käse  hergestellt,  gelagert  oder 
verkauft  wird,  jederzeit  einzutreten,  daselbst  Besich¬ 
tigungen  vorzunehmen,  Geschäftsaufzeichnungen  einzu¬ 
sehen  und  nach  ihrer  Auswahl  Proben  zur  Untersuchung 
gegen  Empfangsbestätigung  zu  entnehmen. 

Die  Unternehmer  und  Leiter  von  Betrieben  in  denen 
Käse  hergestellt  oder  verkauft  wird,  sind  verpflichtet, 
den  Beamten  der  Polizei  und  den  Sachverständigen  Aus¬ 
kunft  über  das  Verfahren  bei  Herstellung  der  Erzeug¬ 
nisse  und  über  die  zur  Verarbeitung  gelangenden  Stoffe, 
insbesondere  auch  über  deren  Menge  und  Herkunft,  zu 
erteilen. 

§  8.  Die  Sachverständigen  sind  vorbehaltlich  der  dienst¬ 
lichen  Berichterstattung  und  der  Anzeige  von  Gesetz¬ 
widrigkeiten  verpflichtet,  über  die  Einrichtungen  und 
Geschäftsverhältnisse,  welche  durch  die  Aufsicht  zu  ihrer 
Kenntnis  kommen,  Verschwiegenheit  zu  beobachten  und 
sich  der  Mitteilung  und  Verwertung  der  Geschäfts-  und 
Betriebsgeheimnisse  zu  enthalten.  Sie  sind  hierauf  zu 
vereidigen. 

§  9.  Die  Unternehmer  von  Betrieben,  in  denen  Käse 
hergestellt  oder  verkauft  wird,  haben  einen  Abdruck 
dieser  Verordnung  in  ihren  Betriebs-  und  Verkaufs¬ 
räumen  auszuhängen. 

§  10.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Be¬ 
stimmungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie 
können  bestimmen,  daß  Zuwiderhandlungen  gegen  diese 
Bestimmungen  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder 
mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestraft  werden. 

§  11.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den 
Vorschriften  dieser  Verordnung  zulassen. 

§  12.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  wird  bestraft: 

1.  Wer  den  Vorschriften  des  §  5,  Abs.  1,  §  7,  Abs.  2, 
oder  den  nach  §  5,  Abs.  3,  erlassenen  Bestimmungen 
zuwiderhandelt ; 

2.  wer  der  Vorschrift  des  §  8  zuwider  Verschwiegen¬ 
heit  nicht  beobachtet  oder  der  Mitteilung  oder  Ver¬ 
wertung  von  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnissen  sich 
nicht  enthält; 

3.  wer  den  im  §  9  vorgeschriebenen  Aushang  unter¬ 
läßt. 

Im  Falle  der  Nr.  2  tritt  die  Verfolgung  nur  auf  An¬ 
trag  des  Unternehmers  ein. 

§  13.  Die  zuständige  Behörde  kann  Betriebe  schließen, 
deren  Unternehmer  oder  Leiter  sich  in  Befolgung  der 
Pflichten  unzuverlässig  zeigen,  die  ihnen  durch  diese 
Verordnung  oder  die  dazu  erlassenen  Bestimmungen 
auferlegt  sind. 

Gegen  die  Verfügung  ist  Beschwerde  zulässig.  Über 
die  Beschwerde  entscheidet  die  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde  endgültig.  Die  Beschwerde  bewirkt  keinen  Auf¬ 
schub. 
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§  14.  Die  Höchstpreise  dieser  Verordnung  und  die 
auf  Grund  dieser  Verordnung  festgesetzten  Preise  sind 
Höchstpreise  im  Sinne  des  Gesetzes,  betreffend  Höchst¬ 
preise  vom  4.  August  1914  in  der  Fassung  der  Bekannt¬ 
machung  vom  17.  Dezember  1914  (R.-G.-Bl.  S.  516)  in 
Verbindung  mit  den  Bekanntmachungen  vom  21.  Januar 

1915  (R.  G.-Bl.  S.  25)  und  vom  23.  September  1915 
(R.-G.-Bl.  S.  603). 

Die  Verordnung,  betreffend  Einwirkung  von  Höchst¬ 
preisen  auf  laufende  Verträge,  vom  11.  November  1915 
(R.-G.-Bl.  S.  758)  findet  auf  Verträge  über  Lieferung 
von  Käse  entsprechende  Anwendung;  die  nach  §  2, 
Abs.  2,  Satz  2,  dem  Verkäufer  von  Milch  und  Butter 
zustehende  Befugnis,  das  Schiedsgericht  anzurufen,  steht 
auch  dem  Verkäufer  von  Käse  zu. 

§  15.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  21.  Januar 

1916  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Bekanntmachung  über  Saatgetreide.  Der  Bundes¬ 
rat  hat  am  13.  Januar  1916  folgende  Verordnung  er¬ 
lassen  : 

Artikel  I.  Mit  dem  Beginne  des  15.  Januar  1916  ist 
alles  im  Reiche  vorhandene  Saatgetreide,  soweit  es  aus 
der  Beschlagnahme  nach  der  Verordnung  über  den  Ver¬ 
kehr  mit  Brotgetreide  und  Mehl  aus  dem  Erntejahr 
1915  vom  28.  Juni  1915  (R.-G.-Bl.  S.  363)  freigeworden 
ist,  für  den  Kommunalverband  beschlagnahmt,  in  dessen 
Bezirk  es  sich  befindet.  Saatgetreide,  das  sich  zu  diesem 
Zeitpunkt  auf  dem  Transporte  befindet,  wird  für  den 
Kommunalverband  beschlagnahmt,  in  dessen  Bezirk  es 
nach  beendetem  Transport  abgeliefert  wird. 

Für  das  hiernach  beschlagnahmte  Saatgetreide  gelten 
die  Vorschriften  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit 
Brotgetreide  und  Mehl  aus  dem  Erntejahr  1915  vom 
28.  Juni  1915. 

Wer  mit  dem  Beginne  des  15.  Januar  1916  hiernach 
beschlagnahmtes  Saatgetreide  im  Gewahrsam  hat,  ist 
verpflichtet,  es  dem  Kommunalverbande  des  Lagerungs¬ 
ortes  bis  zum  20.  Januar  1916,  getrennt  nach  Arten 
und  Eigentümern,  anzuzeigen.  Saatgetreide  der  genannten 
Art,  das  sich  zu  dieser  Zeit  auf  dem  Transporte  be¬ 
findet,  ist  von  den  Empfängern  unverzüglich  nach  dem 
Empfange  dem  Kommunalverband  anzuzeigen.  Der  Kom¬ 
munalverband  hat  der  Reichsgetreidestelle  bis  zum 

1.  Februar  1915  Anzeige  zu  erstatten.  In  der  Anzeige 
sind  die  einzelnen  Brotgetreidearten  getrennt  aufzuführen. 

Wer  die  ihm  nach  Abs.  3,  Satz  1,  2  und  4,  obliegende 
Anzeige  nicht  in  der  gesetzten  Frist  erstattet,  oder  wer 
wissentlich  unrichtige  oder  unvollständige  Angaben  macht, 
wird  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestraft. 

Artikel  II.  In  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit 
Brotgetreide  und  Mehl  aus  dem  Erntejahr  1915  vom 
28.  Juni  1915  nebst  der  Änderung  dieser  Verordnung 
vom  19.  August  1915  werden  folgende  Änderungen  vor¬ 
genommen  : 

1.  Im  §  2  wird  hinter  6  gestrichen:  »zz  und  <£«. 

2.  Im  §  6  wird  mit  dem  Abs.  1  b  angefügt:  »das 
gleiche  gilt  für  erworbenes  Saatgetreide.  Als  Saatgetreide 
im  Sinne  dieser  Verordnung  gilt  nur  Saatgetreide,  das 
nachweislich  aus  landwirtschaftlichen  Betrieben  stammt, 
die  sich  in  den  letzten  zwei  Jahren  mit  dem  Verkaufe 
von  Saatgetreide  befaßt  haben.« 

3.  Im  §  6  wird  Abs.  1  c  gestrichen. 

4.  Im  §  7  wird  hinter  6  gestrichen:  »zz  und  b «. 

5.  Im  §  9,  Nr.  5,  ist  statt  »§§  5,  6«  zu  setzen  »§  5«. 

6.  Im  §  18,  Abs.  2,  ist  vor  »aufbewahrt«  einzufügen 
»und  das  Saatgetreide«. 

7.  Dem  §  20  wird  als  Abs.  3  angefügt: 

»Die  Reichsgetreidestelle  kann 

a )  anerkanntes  Saatgetreide  auf  Antrag  des  Erzeugers, 

b)  Getreidemengen,  die  zur  Aussaat  im  nächsten 
Wirtschaftsjahre  benötigt  werden, 


von  der  Anrechnung  auf  den  Bedarfsanteil  (§14,  Abs.  1  e) 
oder  auf  die  festgesetzten  Mengen  (§  14,  Abs.  1  f)  aus¬ 
nehmen«. 

8.  Im  §  32  erhält  Abs.  3  folgende  Fassung :  »Diese 
Vorräte  sowie  die  Vorräte  nach  §  20,  Abs.  3,  sind  aus¬ 
zusondern  und  von  der  Enteignung  auszunehmen;  sie 
werden  mit  der  Aussonderung  von  der  Beschlagnahme 
nicht  frei.« 

Artikel  III.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den 
Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

Änderung  der  Bekanntmachung  über  die  Höchst¬ 
preise  für  Brotgetreide.  Der  Bundesrat  hat  am 
17.  Januar  1916  folgende  Bekanntmachung  erlassen: 

Artikel  I.  In  der  Bekanntmachung  über  die  Höchst¬ 
preise  für  Brotgetreide  am  23.  Juli  1915  werden  fol¬ 
gende  Änderungen  vorgenommen  : 

1.  §  4  erhält  folgende  Fassung:  »Die  Höchstpreise 
gelten  nicht  für  Wintersaatgetreide  bis  zum  18.  Januar 
1916,  für  Sommersaatgetreide  bis  zum  15.  Mai  1916. 
Als  Saatgetreide  im  Sinne  dieser  Bekanntmachung  gilt 
Saatgetreide,  das  nachweislich  aus  landwirtschaftlichen 
Betrieben  stammt,  die  sich  in  den  letzten  zwei  Jahren 
mit  dem  Verkaufe  vou  Saatgetreide  befaßt  haben.« 

2.  §  5  erhält  folgende  Fassung:  »Die  Höchstpreise 
der  §§  1,  2  erhöhen  sich  am  18.  Januar  1916  um 
14.  M.,  ferner  am  1.  Februar,  am  15.  Februar,  am 
1.  März  und  am  15.  März  1916  weiter  um  je  1  M. 
für  die  t.  Vom  1.  April  1916  ab  gelten  die  Höchst¬ 
preise  der  §§  1,  2.« 

3.  Dem  §  7  wird  als  Abs.  3  angefügt:  »Die  Kom¬ 
munalverbände  und  die  Reichsgetreidestelle  sind  bei 
Abgabe  von  Brotgetreide  zu  Saatzwecken  an  die  Höchst¬ 
preise  nicht  gebunden.« 

Artikel  II.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tage 
der  Verkündung  in  Kraft. 

Bekanntmachung  über  Brotgetreide.  Der  Bundes¬ 
rat  hat  am  17.  Januar  1916  folgende  Verordnung  er¬ 
lassen  : 

§  1.  Die  Besitzer  von  beschlagnahmtem  Brotgetreide 
können  das  Getreide,  sobald  es  ausgedroschen  ist,  dem 
Kommunalverbande,  zu  dessen  Gunsten  es  beschlag¬ 
nahmt  ist,  jederzeit  zur  Verfügung  stellen.  Der  Kom¬ 
munalverband  hat  gemäß  den  Vorschriften  der  Ver¬ 
ordnung  über  den  Verkehr  mit  Brotgetreide  und  Mehl 
aus  dem  Erntejahr  1915  vom  28.  Juni  1915  dafür  zu 
sorgen,  daß  das  Getreide  innerhalb  zweier  Wochen  ab¬ 
genommen  wird. 

Die  im  §  20  der  Verordnung  vom  28.  Juni  1915 
begründete  Verpflichtung  der  Reichsgetreidestelle,  das 
ihr  zur  Verfügung  gestellte  Brotgetreide  abzunehmen, 
bleibt  hiervon  unberührt. 

§  2.  Die  Reichsgetreidestelle,  die  Kommunalverbände, 
die  Heeresverwaltungen  und  die  Marineverwaltung  haben 
für  das  inländische  Brotgetreide,  das  sie  nach  dem 
3 1 .  Dezember  1915  und  vor  dem  1 5.  Januar  1916  erworben 
haben,  M.  12 ‘50  und  für  inländisches  Brotgetreide,  das 
sie  vom  15.  Januar  an  bis  zum  17.  Januar  1916  ein¬ 
schließlich  erworben  haben,  1 1  M.  für  die  t  nachzu¬ 
zahlen.  Der  Empfänger  der  Nachzahlung  hat,  wenn  er 
nicht  zugleich  der  Getreideerzeuger  ist,  den  Betrag  an 
den  Getreideerzeuger  weiterzuzahlen,  soweit  dieser  das 
Getreide  nach  dem  31.  Dezember  1915  geliefert  hat. 

Der  Höchstpreis,  der  für  Brotgetreide  in  der  zweiten 
Hälfte  des  Monats  März  gilt,  kann  auf  Antrag  von  den 
im  Abs.  1  genannten  Stellen  für  Brotgetreide,  das  bis 
zum  31.  März  1916  zur  Verfügung  gestellt,  aber  noch 
nicht  abgeliefert  ist  (§  1),  ausnahmsweise  auch  dann 
gezahlt  werden,  wenn  es  nicht  vor  dem  1.  April  1916 
hat  abgeliefert  werden  können  aus  Gründen,  die  der 
Besitzer  nicht  zu  vertreten  hat  und  die  außerhalb  seines 
Betriebs  liegen.  Die  Nachzahlung  darf  nur  erfolgen, 
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wenn  das  Getreide  bis  zum  15.  April  igiö  abgeliefert 
und  der  Antrag  bis  zum  5.  April  1916  gestellt  worden  ist. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 


Einfuhr  von  Salzheringen.  Der  Bundesral  hat  am 
17.  Januar  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Salzheringe,  die  aus  dem  Ausland  eingeführt 
werden,  sind  an  die  Zentral-Einkaufsgesellschaft  m.  b.  H. 
in  Berlin  zu  liefern. 

§  2.  Der  Reichskanzler  kann  die  näheren  Bedin¬ 
gungen  für  die  Lieferung  festsetzen  und  erläßt  die  er¬ 
forderlichen  Ausführungsbestimmungen.  Er  kann  be¬ 
stimmen,  daß  Zuwiderhandlungen  mit  Gefängnis  bis  zu 
sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  be¬ 
straft  und  daß  die  Salzheringe,  auf  die  sich  die  Zu¬ 
widerhandlung  bezieht,  ohne  Unterschied,  ob  sie  dem 
Täter  gehören  oder  nicht,  eingezogen  werden. 

§  3.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  zulassen. 
Er  kann  Vorschriften  über  die  Durchfuhr  von  Salz¬ 
heringen  erlassen. 

§  4.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 


Festsetzung  von  Einheitspreisen  für  zucker¬ 
haltige  Futtermittel.  Unterm  19.  Januar  1916  wurde 
bestimmt : 

§  1.  Für  die  Abgabe  zuckerhaltiger  Futtermittel  durch 
die  Bezugsvereinigung  der  deutschen  Landwirte  G.  m. 
b.  H.  gelten  bei  Bestellungen  auf  pünktliche  Lieferung 
vom  20.  Januar  1916  bis  19.  März  1916  eincchließlich 
die  nachstehenden  Einheitspreise : 

für  je  50  kg 
in  Mark 


Rohzucker,  Erstprodukt  . . ohne  Sack 

Rohzucker,  Erstprodukt . mit  » 

Rohzucker,  Nachprodukt . ohne  » 

Rohzucker,  Nachprodukt . mit  » 

Trockenschnitzel . ohne  » 

Trockenschnitzel . mit  » 

Zuckerschnitzel  nach  dem  Steffenschen  Brüh¬ 
verfahren  . ohne  » 

Zuckerschnitzel  nach  dem  Steffenschen  Brüh¬ 
verfahren  . . mit  n 

Melassetrockenschnitzel . ohne  » 

Melassetrockenschnitzel . mit  » 

Getrocknete  Rüben . ohne  » 

Getrocknete  Rüben . mit  » 

Häckselmelasse  mit  mindestens  33  Prozent 

Zucker .  ohne  » 

Häckselmelasse  mit  mindestens  33  Prozent 

Zucker .  ...  mit  » 

Häckselmelasse  mit  mindestens  35  Prozent 

Zucker . ■ .  ohne  » 

Häckselmelasse  mit  mindestens  35  Prozent 

Zucker . mit  » 

Häckselmelasse  mit  mindestens  40  Prozent 

Zucker . ohne  » 

Häckselmelasse  mit  mindestens  40  Prozent 

Zucker . mit  » 

Torfmelasse  mit  mindestens  35  Prozent 

Zucker . ohne  » 

Torfmelasse  mit  mindestens  35  Prozent 

Zucker . mit  » 

Torfmelasse  mit  mindestens  37 l/s  Prozent 

Zucker .  .  .  ohne  » 

Torfmelasse  mit  mindestens  37l/a  Prozent 

Zucker . mit  » 

Kartoffelpülpemelasse  mit  mindestens  30  Pro¬ 
zent  Zucker . ohne  » 

Kartoffelpülpemelasse  mit  mindestens  30  Pro¬ 
zent  Zucker .  mit  » 

Kartoffelpülpemelasse  mit  mindestens  33  Pro¬ 
zent  Zucker  .  .  .  • . ohne  » 

Kartoffelpülpemelasse  mit  mindestens  33  Pro¬ 
zent  Zucker . mit  » 

Rohmelasse  ohne  Füllmasse .  « 


1250 
13- 
11  50 
12- — 
8'— 
975 

950 

n-25 

8-— 

975 

I0‘— 

1150 

5‘55 

6-25 

5-95 
670 
6  50 

7‘35 

4*Co 

5'io 

4- 85 

5- 35 

5- 80 

6- 45 
6-25 

6*95 

4-40 


§  2.  Bei  Lieferung  frei  Empfangsstelle  des  Empfängers 
ist  für  bare  Auslagen  und  Transportkosten  ein  Zuschlag 
zulässig  von  18  M.  für  die  t  bei  Ladungen  von  min¬ 
destens  10  t  und  von  27  M.  für  die  t  bei  Ladungen 
von  10,  aber  mindestens  5  t. 


Italien. 

Anmeldung  der  Getreidevorräte.  Ein  Dekret  der 
Statthalterschaft,  enthalten  in  der  »Gazzetta  ufficiale« 
vom  8.  Januar  19 11,  lautet: 

Artikel  1.  Jeder,  der  Weizen  und  Mais  auf  Grund 
irgend  eines  Titels  auch  als  Sequester  oder  als  Hinter¬ 
leger  in  Verwahrung  hat,  ist  verpflichtet,  die  Quantität, 
Qualität  und  den  Einlagerungsort  der  genannten  Ge¬ 
treidearten  anzumelden.  Diese  Anmeldung  ist  fakultativ 
für  die  Verwahrer  einer  Gesamtmenge  von  Getreide, 
welche  geringer  als  5  q  ist. 

Die  Anmeldung  muß  spätestens  bis  zum  25.  Januar 
1916  im  Gemeindeamte  des  Ortes,  in  welchem  sich  der 
Weizen  oder  der  Mais  befindet,  eingereicht  werden  und 
wird  vom  Bürgermeister  entgegengenommen,  wenn  dieser 
von  dem  Präfekten  (Statthalter)  oder  dessen  Stellver¬ 
treter  hierzu  delegiert  wurde.  In  Ermangelung  einer 
solchen  Delegierung  wird  die  Anmeldung  stets  im  Ge¬ 
meindeamte  des  Ortes,  in  welchem  sich  der  Weizen 
oder  der  Mais  befinden,  seitens  des  Amtsvorstandes  der 
Lokalpolizei  oder  seitens  eines  hierzu  ermächtigten 
Beamten  entgegengenommen ;  im  Falle,  daß  eine  Lokal¬ 
polizei  besteht,  vom  Kommandanten  der  Lokalstation 
der  königlichen  Gendarmerie  und  bei  Gemeinden, 
welche  keine  Gendarmeriestation  besitzen,  von  irgend 
einem  Regierungsfunktionär,  welcher  dazu  bestimmt 
wird,  oder  von  einem  besonderen  Kommissär,  welcher 
seitens  des  Unterpräfekten,  beziehungsweise  des  Prä¬ 
fekten  hierzu  bestellt  wurde.  Die  Anmeldung  kann  auch 
mündlich  erfolgen.  Im  letzteren  Falle  muß  der  Funk¬ 
tionär,  welcher  die  Erklärung  entgegennimmt,  dieselbe 
vom  Gemeindesekretär  oder  von  dessen  Stellvertreter 
schriftlich  aufnehmen  lassen. 

Artikel  2.  Bei  der  Anmeldung  sämtlicher  Weizen-  und 
Maisvorräte  wird  der  Verwahrer  ebenso  jene  Quanti¬ 
täten  angeben  müssen,  welche  zur  Befriedigung  des 
Konsums  seiner  Familie,  seiner  landwirtschaftlichen  Ar¬ 
beiter  oder  seiner  anderen  Bediensteten  bis  zur  neuen 
Ernte  notwendig  sind.  Dieser  Konsum  wird  auf  der 
Grundlage  von  drei  q  für  jede  Person  und  für  zwölf 
Monate  berechnet  werden.  Jeder  einzelne  Verwahrer 
wird  ebenso  die  Menge  angeben  müssen,  welche  für 
die  nächste  Saat,  sowie  als  Futterzwecke  bis  zur  kom¬ 
menden  Ernte  unerläßlich  ist.  Der  Anmeldende,  welcher 
das  Mühlengewerbe  ausübt,  muß  die  Getreidemenge, 
welche  zur  Deckung  seines  Bedarfes  für  zwei  Monate  er¬ 
forderlich  sind,  angeben.  Wenn  die  Getreide  Verwahrer 
Gemeinden  sind  oder  andere  öffentliche  Körperschaften 
oder  Einrichtungen  der  öffentlichen  Wohltätigkeit  oder 
Unterstützungen  darstellen,  werden  von  ihnen  jene 
Mengen  angegeben  werden  müssen,  welche  unmittelbar 
zur  Durchführung  ihrer  Dienste  oder  zur  Erreichung 
der  Zwecke,  der  Körperschaften  oder  Einrichtungen 
selbst  bestimmt  sind. 

Artikel  3.  Der  Beamte,  welchem  die  Anmeldungen 
überreicht  werden,  wird  unverzüglich  jene  Informationen 
einholen,  welche  er  behufs  Überprüfung  der  Genauigkeit 
der  Anmeldungen  als  notwendig  erachten  wird,  und 
wenn  er  Veranlassung  zur  Annahme  hat,  daß  die  An¬ 
meldungen  der  Wahrheit  nicht  entsprechen,  nach  Maß¬ 
gabe  des  Artikels  5  vorgehen  müssen. 

Sobald  die  Anmeldungen  eingelangt  sind,  müssen  sie 
mit  einem  Begleitschreiben  versehen  und  binnen  fünf 
Tagen  seit  ihrem  Einlangen  an  die  besonderen  Landes¬ 
kommissionen  weitergeleitet  werden,  welche  im  Artikel  3 
des  Gesetzesdekretes  der  Statthalterschaft  vom  gleichen 
Datum  ins  Leben  gerufen  werden. 

Artikel  4.  Alle  Veräußerungen  von  Getreide,  welche 
nach  dem  25.  Januar  1916  erfolgen,  müssen,  sobald  sie 
allein  oder  in  ihrer  Gesamtheit  die  Menge  von  5  q  er¬ 
reicht  haben,  vom  Veräußerer  binnen  fünf  Tagen  dem 
Gemeindesekretär  angezeigt  werden,  welcher  unter  seiner 
persönlichen  Verantwortung  die  Anmeldung  an  die  in 
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vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Landeskommissionen 
weiterzuleiten  verpflichtet  ist. 

Die  im  Artikel  164  der  Strafprozeßordnung  ge¬ 
nannten  Offiziere  der  Gerichtspolizei  weiden  über  Auf¬ 
trag  des  Präfekten  oder  Unterpräfekten  der  im  Artikel  3 
genannten  Landeskommissionen  oder  über  Auftrag  des 
Beamten,  der  die  Anmeldung  entgegengenommen  hat, 
oder  auch  aus  eigener  Machtvollkommenheit,  sobald  sie 
Grund  zur  Annahme  haben,  daß  die  vorgeschriebenen 
Anmeldungen  unterlassen  worden  seien  oder  daß  die 
Menge  der  Weizen-  oder  Maisvorräte,  die  angemeldet 
wurde,  hinter  den  tatsächlich  vorhandenen  Getreide¬ 
vorräten  zurückbleibt,  eine  Durchsuchung  in  den  Lo¬ 
kalen,  welche  angemeldet  wurden,  sowie  von  welchen 
man  glaubt,  daß  sich  darin  die  genannten  Getreide¬ 
arten  eingelagert  befinden,  vornehmen.  Die  Agenten 
der  Gerichtspolizei  werden  solche  Durchsuchungen 
lediglich  infolge  eines  besonderen  Auftrages  der  im 
ersten  Absätze  genannten  Behörden  vornehmen  können. 
Die  Unterstützung  durch  einen  Beamten  der  Gerichts¬ 
polizei  ist  stets  notwendig,  wenn  die  Durchsuchung 
während  der  Nacht  stattfindet. 

Artikel  5.  Jeder,  welcher  die  vorgeschriebenen  An¬ 
meldungen  innerhalb  der  festgesetzten  Frist  vorzu¬ 
nehmen  unterläßt,  oder  dieselben  auf  ungenaue  Art 
vornimmt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  so¬ 
wie  mit  Geldstrafe  bis  5000  Lire  bestraft. 

Artikel  6.  Das  vorliegende  Gesetzesdekret  wird  am 
Tage  seiner  Veröffentlichung  in  der  »Gazzetta  ufficiale« 
in  Kraft  treten. 

Requisition  der  Getreidevorräte.  Ein  Dekret  der 
Statthalterschaft,  enthalten  in  der  «Gazzetta  ufficiale« 
vom  8.  Januar  1916,  lautet: 

Artikel  1.  Auf  die  Requisitionen  der  Weizen-  und 
Maisvorräte,  welche  nach  Maßgabe  des  Gesetzesdekretes 
vom  22.  April  1915,  Nr.  506,  erfolgen,  werden  die 
Einschränkungen  und  besonderen  im  vorliegenden  De¬ 
krete  enthaltenen  Bestimmungen  angewendet  werden. 

Artikel  2.  Der  Requisition  unterliegen  nicht  die 
Weizen-  und  Maisvorräte: 

1.  Welche  zur  Befriedigung  des  Konsums  der  Familie 
des  Verwahrers,  seiner  landwirtschaftlichen  Arbeiter, 
sowie  seiner  sonstigen  Bediensteten  bis  zur  nächsten 
Ernte  notwendig  sind.  Der  Konsum  wird  auf  Grundlage 
von  3  q  für  jede  Person  sowie  für  jedes  Jahr  fest¬ 
gesetzt  werden ; 

2.  die  Vorräte,  welche  sich  in  den  Lagern  der 
Mühlenindustrie  befinden  und  für  die  Bedürfnisse  des 
Betriebs  und  für  die  Zeit  von  zwei  Monaten  notwendig 
sind ; 

3.  die  Getreidevorräte,  welche  Gemeinden  oder  an¬ 
deren  öffentlichen  Körperschaften  oder  Einrichtungen 
der  öffentlichen  Wohltätigkeit  oder  Fürsorge  gehören, 
insoferne  als  sie  zur  Versorgung  der  eigenen  Dienste 
oder  zur  Erreichung  der  Zwecke  der  Körperschaften 
sowie  der  Einrichtungen  selbst  unerläßlich  sind; 

4.  die  Getreidevorräte,  welche  den  einzelnen  Ver¬ 
wahrern  für  die  nächste  Frühjahrs-  oder  Herbstsaat  so¬ 
wie  als  Futtermittel  bis  zur  kommenden  Ernte  not¬ 
wendig  sind. 

Artikel  3.  Sobald  die  Requisition  der  Getreidevorräte 
vorgenommen  werden  muß,  wird  diese  seitens  der  mili¬ 
tärischen  Behörden  angeordnet  und  bei  den  Verwahrern 
der  Weizen-  und  Maisvorräte,  welche  das  Getreide  aus 
irgend  einem  Titel  besitzen,  seitens  der  Provinzial¬ 
kommissionen,  welche  für  die  Requisition  der  Getreide¬ 
vorräte  zusammengetreten  sind  oder  von  den  Armee¬ 
kommanden  bestellt  wurden,  nach  jenen  Bestimmungen 
vorgenommen  werden,  welche  vom  Kriegsminister  im 
Einvernehmen  mit  dem  Ackerbau-,  Industrie-  und 
Handelsminister  besonders  erlassen  werden.  Die 
Kommissionen  selbst  bestimmen  den  Preis  für  jede 
Warenpartie  auf  Grundlage  der  Qualität  der  einzelnen 


Getreidearten  und  innerhalb  jener  Preisgrenzen,  welche 
vom  Kriegsminister  nach  Anhörung  der  im  Artikel  6 
erwähnten  Zentralkommission  mittels  besonderer  Kund¬ 
machung  in  der  »Gazzetta  ufficiale«  des  Königreiches 
Italien  bekanntgegeben  werden.  Der  Requisitionspreis 
wird  sofort  seitens  der  Militärkassen  frei  von  jeder 
Steuer  und  Gebühr  entrichtet  werden. 

Artikel  4.  Die  Kommissionen  können  die  Anordnung 
treffen,  daß  das  requirierte  Getreide  nicht  unverzüglich 
übernommen  werde,  sondern  daß  es  bei  dem  Verwahrer 
bleibe,  welcher  auf  diese  Art  Depositär  für  Rechnung 
der  Militärverwaltung  wird.  In  einem  solchen  Falle 
wird  unverzüglich  eine  Preisquote  beglichen,  welche 
nicht  geringer  sein  soll,  als  die  Hälfte  des  Preises.  Der 
Rest  des  Preises  wird  bei  der  endgültigen  Übernahme 
der  Ware,  jedoch  nicht  später  als  zwei  Monate  nach 
der  erfolgten  Requisition  beglichen.  Die  Kommissionen 
werden  die  für  die  Wahrung  der  Rechte  an  den  re¬ 
quirierten  Getreidevorräten  erforderlichen  Garantien  zu 
treffen  haben  und  können  auch  eine  besondere  Ent¬ 
schädigung  im  Verhältnisse  zu  der  Verwahrungspflicht, 
welche  im  vorliegenden  Artikel  erwähnt  wird,  festsetzen. 

Artikel  5.  Unbeschadet  der  höheren  Strafen,  welche 
das  Strafgesetzbuch  festsetzt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu 
einem  Jahre  sowie  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  10.000 
Lire  jeder  bestraft,  der  sich  weigert,  den  von  den  Be¬ 
hörden  zur  Ausführung  des  vorliegenden  Gesetzes¬ 
dekretes  erteilten  Anordnungen  nachzukommen  oder  auf 
irgend  eine  Art  diese  Durchführung  verhindert  oder 
unmöglich  macht.  Zum  Schaden  des  Schuldigen  wird 
ebenfalls  die  Konfiskation  der  fraglichen  Getreidevorräte 
angeordnet  werden. 

Artikel  6.  Mittels  eines  besonderen  Gesetzesdekretes 
der  Statthalterschaft,  welches  seitens  des  Kriegsministers 
im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern,  dem 
Marineminister,  dem  Schatzminister,  dem  Minister  für 
öffentliche  Arbeiten  und  für  Ackerbau,  Industrie  und 
Handel  wird  erlassen  werden,  wird  eine  besondere 
Zentralkommission  ins  Leben  gerufen  werden,  welcher 
die  Getreideapprovisionierung,  die  Anschaffungen  sowie 
die  Verteilung  der  Vorräte  übertragen  sein  wird. 

Artikel  7.  Gegen  die  Maßnahmen,  welche  die  im 
Artikel  3  erwähnten  Provinzialkommissionen  treffen 
werden,  ist  der  Rekurs  an  die  im  Artikel  6  genannte 
Zentralkommission  zulässig.  Der  Rekurs  muß  innerhalb 
zehn  Tagen  nach  der  Bekanntmachung  der  Maßregel, 
die  angefochten  wird,  ergriffen  werden  und  hat  auf 
keinen  Fall  eine  aufschiebende  Wirkung.  Gegen  die 
Entscheidungen,  welche  seitens  der  Zentralkommission 
in  Anwendung  des  vorliegenden  Gesetzesdekretes  er- 
fließen,  ist  keine  Beschwerde  zulässig,  und  zwar  weder 
im  Verwaltungs-  noch  im  Gerichtswege. 

Artikel  8.  Das  vorliegende  Gesetzesdekret  wird  am 
Tage  seiner  Kundmachung  in  der  »Gazzetta  ufficiale« 
des  Königreiches  Italien  in  Kraft  treten. 

Niederlande. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  königlichen  Beschluß 
vom  6.  Januar  1916  wurde  die  Ausfuhr  von  Stearin 
und  anderen  Fettsäuren,  Paraffin  und  Mischungen  und 
Produkten  dieser  Artikel  vom  13.  Januar  1916  an 
verboten. 

Durch  königlichen  Beschluß  vom  7.  Januar  1916  wurde 
die  Ausfuhr  von  Hanf  vom  8.  Januar  1916  an 
verboten. 

Durch  königlichen  Beschluß  vom  8.  Januar  1916 
wurde  die  Ausfuhr  von 

d)  allen  weißen  baumwollenen  Lumpensorten,  alt  oder 
neu,  mit  Ausnahme  von  Fenstervorhängen  Lappen  und 
weißen,  baumwollenen  Stückwaren, 

b )  allen  leinen  Lumpensorten 
vom  11.  Januar  1916  an  verboten. 

Zeitweilige  Aufhebung  und  Aufhebung  in  besonderen 
Fällen  ist  Vorbehalten. 
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Rußland. 

Verlängerung  des  Moratoriums.  Eine  Verordnung, 
betreffend  die  Erteilung  des  Rechtes,  die  Wechselproteste 
zu  verschieben,  vom  24.  Oktober  1915  a.  St.,  lautet: 

1.  In  Ergänzung  der  dem  Finanzminister  den  20.  und 
25.  Juli,  den  12.  und  19.  September,  den  11.  November 
1914,  den  13.  Januar,  17.  März,  16.  April  und  12.  Juni 
1915  gegebenen  Erlässe,  betreffs  Erteilung  des  Rechtes, 
Wechselproteste  aufzuschieben  und  betreffs  temporärer 
Sistierung  von  Protesten  und  Betreibungsmaßregeln  gegen 
bestimmte  Wechsel  wird  angeordnet: 

II.  1.  Gegen  Wechsel,  die  vor  dem  17.  Juli  1914 
ausgestellt  worden  sind  mit  Termin  zwischen  diesem 
Datum  und  dem  17.  November  1914  inklusive,  deren 
Zahlungsort  sich  in  den  Gouvernements  von  Warschau, 
Kalisch,  Kieltzi,  Lomsha,  Liublin,  Petrokow,  Plotzk, 
Radom,  Suwalki  und  Cholm  befindet,  sind  die  Proteste 
und  Betreibungsmaßregeln  auf  21  Monate,  vom  jeweiligen 
Verfallstage  eines  jeden  solchen  Wechsels  an  gerechnet, 
aufzuschieben. 

2.  Gegen  Wechsel,  die  vor  dem  17.  Juli  1914  inklu¬ 
sive  ausgestellt  worden  sind,  mit  Termin  zwischen  dem 
19.  November  1914  und  dem  17.  Januar  1915  inklu¬ 
sive,  deren  Zahlungsort  sich  in  dem  in  der  Abt.  I  des 
gegenwärtigen  Erlasses  aufgezählten  Gouvernements  be¬ 
findet,  sind  die  Proteste  und  Betreibungsmaßregeln  auf 
12  Monate,  vom  jeweiligen  Verfallstage  eines  jeden 
solchen  Wechsels  angerechnet,  aufzuschieben. 

3.  Gegen  Wechsel,  die  vor  dem  17.  Juli  1914  inklu¬ 
sive  ausgestellt  worden  sind,  mit  Termin  zwischen  dem 
18.  Januar  und  dem  17.  März  1915  inklusive,  und  deren 
Zahlungsort  sich  in  den  in  der  Abt.  I  des  gegenwärtigen 
Erlasses  aufgezählten  Gouvernements  befindet,  sind  die 
Proteste  und  die  Betreibungsmaßregeln  auf  1 5  Monate, 
vom  jeweiligen  Verfallstage  eines  jeden  solchen  Wechsels 
an  gerechnet,  aufzuschieben. 

4.  Gegen  Wechsel,  die  vor  dem  17.  Juli  1914  in 
klusive  ausgestellt  worden  sind,  mit  Termin  zwischen 
dem  19.  März  und  dem  17.  April  1915  inklusive,  und 
deren  Zahlungsort  sich  in  den  in  der  Abt.  I  des  gegen¬ 
wärtigen  Erlasses  aufgezählten  Gouvernements  befindet, 
sind  die  Proteste  und  die  Betreibungsmaßregeln  auf 
12  Monate,  vom  jeweiligen  Verfallstage  eines  jeden 
solchen  Wechsels  an  gerechnet,  aufzuschieben. 

5.  Gegen  Wechsel,  die  vor  dem  17.  Juli  1914  inklu¬ 
sive  ausgestellt  worden  sind,  mit  Termin  zwischen  dem 
18.  April  und  17.  Juni  1915  inklusive,  und  deren 
Zahlungsort  sich  in  den  in  der  Abt.  I  des  gegenwärtigen 
Erlasses  aufgezählten  Gouvernements  befindet,  sind  die 
Proteste  und  Wechselbetreibungen  auf  12  Monate,  vom 
jeweiligen  Verfallstag  eines  jeden  solchen  Wechsels  an 
gerechnet,  aufzuschieben. 

6.  Gegen  Wechsel,  die  vor  dem  17.  Juli  1914  aus¬ 
gestellt  worden  sind,  mit  Termin  zwischen  dem  18.  Juni 
und  17.  Oktober  1915  inklusive,  und  deren  Zahlungsort 
sich  in  den  in  der  Abt.  I  des  gegenwärtigen  Erlasses 
aufgezählten  Gouvernements  befindet,  sind  die  Proteste 
und  die  Betreibungsmaßregeln  auf  10  Monate,  vom  je¬ 
weiligen  Verfallstage  eines  jeden  solchen  Wechsels  an 
gerechnet,  aufzuschieben. 

7.  Gegen  Wechsel,  die  vor  dem  17.  Juli  1914  inklu¬ 
sive  ausgestellt  worden  sind,  mit  Termin  zwischen  dem 
18.  Oktober  1915  und  17.  April  1916  inklusive,  und 
deren  Zahlungsort  sich  in  den  in  der  Abt.  I  des  gegen¬ 
wärtigen  Erlasses  aufgezählten  Gouvernements  befindet, 
sind  die  Proteste  und  die  Betreibungsmaßregeln  auf 
6  Monate,  vom  jeweiligen  Verfallstage  eines  jeden  solchen 
Wechsels  an  gerechnet,  aufzuschieben. 

8.  Bei  Wechseln,  auf  welche  sich  die  Wirkung  des 
gegenwärtigen  Erlasses  erstreckt,  sind  die  in  der  Ab¬ 
teilung  II  und  IV  des  Erlasses  vom  12.  September  1914 
festgesetzten  Regeln  anzuwenden. 

9.  Dem  Finanzminister  wird  anheimgestellt,  die  in  den 
Abt.  1 — 8  des  gegenwärtigen  Erlasses  erwähnten  Aus¬ 
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nahmen  von  der  allgemeiuen  Ordnung,  betreffend  Protest 
und  Betreibung  von  bis  zum  17.  Juli  1914  ausgestellten 
Wechseln,  nötigenfalls  auch  auf  andere  Gegenden  des 
Reiches  anzudehnen,  sowie  die  in  den  erwähnten  Ab¬ 
teilungen  für  den  Wechselprotest  und  die  Wechsel¬ 
betreibungen  festgesetzten  Aufschubtermine  zu  verlängern. 

Ein  Erlaß,  betreffend  Verlängerung  der  Wirkung  der 
Erlässe  über  Zahlungsstundung  von  Verpflichtungen  in 
den  Gouvernements  des  Generalgouvernements  von 
Warschau  und  im  Gouvernement  von  Cholm,  vom 
24.  Oktober  1915  a.  St.,  lautet: 

In  Anbetracht  der  Kriegszustände  haben  wir  es,  ge¬ 
stützt  auf  den  Art.  87  der  Reichsgrundgesetze  (Gesetzes¬ 
sammlung  Band  I,  Teil  1,  Ausg.  1906)  zwecks  Abänderung 
und  Ergänzung  Unserer  den  5.  Oktober  und  11.  No¬ 
vember  1914,  sowie  den  13.  Januar,  17.  März,  16.  April 
und  12.  Juni  1915  an  den  Senat  gerichteten  Erlässe, 
betreffend  Einführung  eines  allgemeinen  Moratoriums  in 
den  Gouvernements  des  Zarentums  Polen  und  betreffend 
Verlängerung  seiner  Wirkung,  für  nützlich  erachtet, 
folgende  temporäre  Regeln  aufzustellen : 

I.  Die  in  der  Abteilung  I  des  Namentlichen  Aller¬ 
höchsten  Erlasses  vom  5.  Oktober  1914  festgesetzten 
Vergünstigungstermine  werden  auf  17  Monate  verlängert. 

II.  Die  Wirkung  des  Namentlichen  Allerhöchsten  Er¬ 
lasses  vom  5.  Oktober  1914  wird  ausgedehnt  auf  alle 
vertraglichen  Verpflichtungen,  die  bis  zum  17.  Juli  1914 
eingegangen  worden  sind  mit  Termin  zwischen  dem 
17.  November  1914  und  dem  17.  April  1916  inklusive, 
deren  Zahlungsort  sich  in  den  in  der  Abt.  I  des  ge¬ 
nannten  Erlasses  erwähnten  Gouvernements  befinden, 
wobei  die  Einleitung  der  Betreibung  von  Schulden, 
deren  Termin  zwischen  dem  17.  November  1914  und 
dem  17.  Januar  1915  inklusive  liegt,  auf  17  Monate 
verschoben  wird,  von  Schulden  mit  Termin  zwischen 
dem  17.  Januar  1915  und  dem  17.  März  1915  auf 
15  Monate,  von  Schulden  mit  Termin  zwischen  dem 
17.  März  1915  und  dem  17.  April  1915  inklusive  auf 
10  Monate,  von  Schulden  mit  Termin  zwischen  dem 
17.  April  1915  und  dem  17.  Juni  1915  inklusive  auf 
12  Monate,  von  Schulden  mit  Termin  zwischen  dem 
17.  Juni  1915  und  dem  17.  Oktober  1915  auf  10  Mo¬ 
nate  und  von  Schulden  mit  Termin  zwischen  dem 
17.  Oktober  1915  und  dem  17.  April  1916  auf  6  Monate. 

III.  Die  Wirkung  der  unter  lit.  a,  Punkt  2,  Abt.  III, 
des  Namentlichen  Allerhöchsten  Erlasses  vom  5.  Oktober 
1914  dargelegten  Bestimmung  erstreckt  sich  gleichfalls 
auf  die  Leistung  von  Zahlungen  von  Wechseln,  deren 
im  Allerhöchsten  Erlaß  vom  heutigen  Tage  an  den 
Finanzminister  festgesetzten  Aufschubtermine  abge¬ 
laufen  sind. 

IV.  Zahlungsforderungen  und  Betreibungsmaßregeln 
bei  Privatschulden,  die  vor  dem  17.  Juli  1914  ent¬ 
standen  und  durch  Hypotheken  auf  städtische,  in  den 
unter  Abt.  I  des  Namentlichen  Allerhöchsten  Erlasses 
vom  5.  Oktober  1914  aufgezählten  Gouvernements  ge¬ 
legene  Immobilien  gedeckt  sind,  und  deren  Zahlungs¬ 
termin  bis  zum  1.  Januar  1917  inklusive  abläuft,  werden 
bis  zum  17.  April  1917  aufgeschoben.  Diese  Bestimmung 
bezieht  sich  nicht  auf  die  Prozente  für  diese  Schulden, 
noch  auf  Zahlungen,  die  mit  Hypotheken  der  Land¬ 
schaftlichen  Kreditanstalt  für  die  Gouvernements  des 
Zarentums  Polen  oder  der  städtischen  Kreditanstalten 
im  Zusammenhang  stehen. 

V.  Die  Ausführung  der  Bedingungen,  die  in  den  in 
der  Abt.  IV  des  gegenwärtigen  Erlasses  erwähnten  Hypo¬ 
thekarakten  aufgezählt  sind  und  die  bestimmen,  daß, 
wenn  die  Prozente  nicht  zum  fälligen  Termin  bezahlt 
werden,  die  Kapitalschuld  vor  ihrem  Termin  betrieben 
wird,  wird  bis  zu  dem  in  der  Abt.  IV  genannten  Termin 
aufgeschoben. 

VI.  Die  öffentliche  Versteigerung  von  Immobilien  in 
den  in  der  Abt.  I  des  Namentlichen  Allerhöchsten  Er¬ 
lasses  vom  5.  Oktober  1914  erwähnten  Gouvernements 
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auf  grund  von  allerhand  privaten  Betreibungen  sowie 
auf  Verlangen  der  Landwirtschaftlichen  Kreditanstalt 
für  die  Gouvernements  des  Zarentums  Polen  oder  der 
städtischen  Kreditanstalten  wird  bis  zum  i.  Januar 
1917  aufgeschoben. 

Der  Senat  wird  nicht  verfehlen,  die  zur  Ausführung 
des  Vorstehenden  nötigen  Maßnahmen  zu  ergreifen. 

Schweden. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Laut  telegraphischer  Mel¬ 
dung  aus  Stockholm  vom  20.  d.  M.  wurde  in  Schweden 
ein  Ausfuhrverbot  ab  21.  Januar  1916  für  Papiermasse, 
(feucht  oder  trocken,  aus  Holz,  chemische)  erlassen. 

Durch  königliche  Verordnung  ist  die  Ausfuhr  der 
nachfolgenden,  im  statistischen  Warenverzeichnis  unter 
nachstehenden  Nummern  aufgenommenen  Waren  aus 
Schweden  von  und  mit  dem  18.  Januar  1916  bis  auf 
weiteres  verboten  worden : 

Stat.-Nr. 

12  A — C  Asbest,  unbearbeitet,  sowie  Arbeiten 
aus  Asbest,  nicht  besonders  be¬ 
nannte,  mit  oder  ohne  Zusatz 
anderer  Stoffe,  auch  in  Vereini¬ 
gung  mit  anderem  Material; 
Isoliermasse  (gegen  Wärme  und 
Kälte),  trocken  oder  feucht,  be¬ 
stehend  aus  zwei  oder  mehr 
mineralischen  Stoffen, von  welchen 
der  eine  Asbest  ist,  mit  oder 
Zusatz  von  Baumwollfiber,  Tier¬ 
haar  oder  dergleichen,  oder  auch 
aus  Asbest  mit  einem  Zusatz  von 
ebengenannter  Beschaffenheit; 

Arbeiten  aus  Isoliermasse,  wie  vor¬ 
stehend  aus  Nr.  47  genannt,  wie 
Platten,  Segmente  und  andere 
Formstücke ; 

Gewebe,  nicht  besonders  benannte  : 
aus  Seide  in  Vereinigung  mit 
mehr  als  15  Prozent  anderer 
Gespinstmateriale  (Halbseide); 
Gewebe  aus  Wolle,  200  g  per  m 2 
oder  darüber  wiegend,  welche 
weniger  als  25  Prozent  Seide 
enthalten ; 

Kostümgewebe  aus  Wolle,  wiegend 
300  per  m 2  oder  darüber  und 
ganz  oder  teilweise  aus  Seide 
bestehende  Fäden  enthaltend, 
insoweit  die  Seide  höchstens 
3  Prozent  des  Gesamtgewichtes 
des  Gewebes  ausmacht; 

Gewebe  aus  Baumwolle,  auch  in 
Verbindung  mit  Jute,  nicht  be¬ 
sonders  genannt,  andere  als 
solche,  deren  ganze  Oberfläche 
zur  Webeart  gleichartig  ist, 
hierunter  inbegriffen  musterge¬ 
webte,  im  Gewichte  von  100^ 
per  ?«2  und  darüber,  jedoch 
nicht  abgepaßte; 

Gewebe  aus  Wolle  in  Vereinigung 
mit  höchstens  25  Prozent  Seide, 
wiegend  per  m 2  200  g  oder 
darüber,  zugeschnitten  oder  aus¬ 
gestanzt,  aber  ohne  Näharbeit; 
Arbeiten  aus  solchen  Wollgeweben 
wie  vorstehend  unter  Nr.  403 
ausgenommen,  zugeschnitten  oder 
ausgestanzt,  aber  ohne  Näh¬ 
arbeit  ; 


Stat.-Nr. 

aus  55  2  H  Arbeiten  aus  solchen  Baum  woll¬ 

geweben,  wie  vorstehend  unter 
525 — 527  aufgenommen,  zuge- 
schnilten  oder  ausgestanzt,  aber 
ohne  Näharbeit,  ausgenommen 
Taschentücher ; 

»  115g  Kaliumchromat  und  Kaliumbi- 

chromat. 


gantel* 


Verkauf  von  Materialien  aus  dem  Gefälle  der  Woll- 
und  Kautschuksammlung  des  Kriegsfürsorgeamtes. 

Das  k.  u.  k.  Kriegsministerium — Kriegsfürsorgeamt  teilt 
mit:  Zum  Verkauf  gelangen:  I.  Schafwoll-  und  Halb- 
wollabfälle,  859  Ballen,  Gewicht  ca.  165.244  kg. 

II.  Baumwollabfälle.  235  Ballen,  Gewicht  ca.  42.000  kg. 

III.  Leinen-,  Hanf-  und  Juteabfälle,  529  Ballen,  Ge¬ 
wicht  ca.  80.282  kg. 

IV.  Altgummi-  und  Kautschukabfälle,  Gewicht  zirka 
65.080  kg. 

Verkaufsbedingungen.  1.  Die  Käufer  haben 
bis  längstens  den  31.  Januar  1916  schriftliche  Offerte 
einzureichen. 

Der  Offerierende  bleibt  dem  k.  u.  k.  Kriegsministerium — 
Kriegsfürsorgeamt  mit  seinem  Angebote  bis  zur  gänz¬ 
lichen  Aufteilung  aller  im  Kataloge  zum  Verkauf  aus¬ 
geschriebenen  Posten  bis  zur  gänzlichen  Aufteilung  aller 
im  Kataloge  zum  Verkauf  ausgeschriebenen  Posten  mit 
seinem  Offerte  verpflichtet. 

Offerte  sind  zu  richten  an  das  k.  u.  k.  Kriegs¬ 
mini  s  t  e  r  i  u  m — K riegsfürsorgeamt,  Gruppe  W. 
K.  VIII,  Wien,  IX.  Berggasse  22,  und  zwar  aus¬ 
schließlich  per  Post  und  rekommandiert. 

2.  Das  k.  u.  k.  Kriegsministerium — Kriegsfürsorgeamt 
übernimmt  keinerlei  Verpflichtung,  die  Lose  dem  Meist¬ 
bietenden  zuzuteilen  und  behält  sich  das  Recht  vor, 
einzelne  Lose  unter  mehreren  Offerenten  aufzuteilen. 

3.  Aus  den  sortierten  Vorräten  wurden  große  Durch¬ 
schnittstypenmuster  gezogen,  welche  vom  20  Januar  bis 
zum  Verkaufstag  im  Mustersaal  des  Kriegsfürsorgeamtes, 
Wien,  IX.  Berggasse  16,  2.  Stock,  besichtigt  werden 
können. 

Das  k.  u.  k.  Kriegsministerium — Kriegsfürsorgeamt 
übernimmt  keine  Gewähr  für  die  vollkommene  Überein¬ 
stimmung  der  Muster  mit  den  Waren. 

Zur  Orientierung  der  Käufer  dient,  abgesehen  von 
den  Mustern,  die  im  Katalog  bei  jeder  Sorte  angeführte 
ungefähre  Beschreibung. 

4.  Die  Verkaufspreise  verstehen  sich  per  kg  Brutto  für 
Netto  ab  Lager  des  Kriegsfürsorgeamtes  in  Inzersdorf. 

5.  Die  eventuelle  Zuteilung  von  Losen  wird  sobald 
als  tunlich  den  Bietenden  mittels  eingeschriebener  Briefe 
bekanntgegeben  und  gleichzeitig  mitgeteilt,  welche  An¬ 
zahlung  zu  erlegen  ist. 

6.  Es  werden  mit  der  nachfolgenden  Ausnahme  nur 
Offerte  von  solchen  Firmen  berücksichtigt,  welche  direkte 
oder  indirekte  Heereslieferungen  ausführen : 

für  Materialien  aus  Baumwolle,  Leinen,  Hanf,  Seide 
und  Kautschuk  laut  Gruppe  2,  3  und  4  des  Kataloges, 
werden  Kaufanbote  auch  seitens  anderer  Fabrikfirmen 
entgegengenommen. 

Leipziger  Ostermesse.  Das  kaiserlich  deutsche 
Konsulat  in  Wien  teilt  uns  mit: 

»Wie  der  Meßausschuß  der  Handelskammer  in  Leipzig 
mitteilt,  wird  die  Leipziger  Frühjahsmesse  (Ostermesse) 
1916,  vom  6.  bis  11.  März  d.  J.  wie  in  Friedenszeiten 
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»  365 


403 


»  525-527 


522  B 
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abgehalten.  Sie  ist  für  die  keramischen,  Glas-,  Metall-, 
Holz-,  Papier-,  Leder-,  Gummi-,  Korb-,  Kurz-,  Galan¬ 
terie-,  Spielvvaren  und  verwandten  Geschäftszweige  be¬ 
stimmt. 

Die  Ausstellungsräume  in  den  glänzend  ausgestattetea 
Meßpalästen  beherbergen  regelmäßig  eine  unerreichte 
Fülle  der  Muster  und  bieten  dem  Einkäufer  eine  einzig 
dastehende  Einkaufsgelegenheit.  Die  Mustermessen  haben 
während  der  Kriegszeit  durchaus  in  der  bisherigen 
Weise  stattgefunden  und  durch  ihren  zahlreichen  Besuch 
aus  Aussteller-  und  Einkäuferkreisen  nicht  nur  ihre 
Daseinsberechtigung,  sondern  auch  ihre  geschäftliche 
Notwendigkeit  erwiesen. 

Das  wirtschaftliche  Leben  in  Deutschland  nimmt 
seinen  ungestörten  Fortgang;  niemand  braucht  sich 
durch  irgendwelche  Bedenken  vom  Meßbesuch  ab¬ 
halten  zu  lassen,  da  in  der  Tat  keinerlei  Schwierig 
keiten  vorliegen.  Die  Reisenden  können  ihre  Hin-  und 
Rückreise  unbehelligt  abwickeln,  sofern  sie  sich  nur 
durch  Paß  u.  s.  w.  gehörig  ausweisen.  Das  Leben  und 
Treiben  in  Deutschland  unterscheidet  sich  nach  wie 
vor  nur  wenig  von  dem  in  Friedenszeiten.  In  Leipzig 
selbst  wird  den  Meßbesuchern  von  den  Behörden,  von 
den  Meßhausbesitzern,  wie  von  der  ganzen  Einwohner¬ 
schaft  in  weitgehendem  Maße  entgegengekommen 
werden. 

Der  Besuch  der  Messe  liegt  auch  besonders  im 
Interesse  der  Firmen  des  neutralen  Auslandes,  da  sich 
dieselben  hierdurch  selbst  an  Ort  und  Stelle  von  der 
ungebrochenen  Kraft  und  Stärke  des  Deutschen  Wirt¬ 
schaftsbundes  überzeugen  und  gleichzeitig  dabei  ihren 
geschäftlichen  Vorteil  wahrnehmen  können,  denn  es  ist 
ihnen  durch  den  Meßbesuch  die  Möglichkeit  geboten, 
sich  einen  umfassenden  Überblick  über  die  gesamte 
Marktlage  und  dadurch  einen  wichtigen  und  wert¬ 
vollen  Anhalt  für  ihre  geschäftlichen  Maßnahmen  zu 
verschaffen. 

Bei  dem  kaiserlich  deutschen  Konsulat  in  Wien  liegt 
ein  Leipziger  Meßadreßbuch  zur  Einsichtnahme  für 
Interessenten  auf.« 
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Deutschlands  Roheisenerzeugung  1915.  Nach  den 

Ermittlungen  des  Vereines  deutscher  Eisen-  und  Stahl¬ 
industrieller  betrug  die  Roheisenerzeugung  im  deutschen 
Zollgebiet  im  Dezember  (31  Arbeitstage)  insgesamt 
1,029.144  t  gegen  854.186  t  im  Dezember  19x4  (31  Ar¬ 
beitstage).  Die  tägliche  Erzeugung  belief  sich  auf  33.198  t 
gegen  27.554  t  im  Dezember  1914.  Einen  Überblick 
über  die  deutsche  Roheisenerzeugung  in  den  letzten 
beiden  Jahren  bietet  folgende  Tabelle: 

Roheisenerzeugung 


Januar  .  . 

1914 

T  0 

....  I.566.505 

*1915 

n  n  e  n 

874-U3 

Februar 

.  ■  •  -  1,445-511 

803.623 

März  .  .  . 

....  1,602.7x4 

938.438 

April  .  . 

....  1,534-429 

938.679 

Mai  .  .  . 

....  1,607.211 

985.968 

Juni  .  .  . 

....  1,531.826 

993496 

Juli  .  .  . 

....  1,561.944 

1,047.503 

August  .  . 

....  587.661 

1,050.610 

September 

....  580.087 

1,033.078 

Oktober 

....  729.841 

1,076.343 

November 

.  .  788.956 

1,019.122 

Dezember  . 

....  853.881 

1,029.144 

Die  Jahreserzeugung  in  1915  beläuft  sich  auf  ins¬ 
gesamt  11,790.199  t  (gegen  14,389.852  t  im  Vorjahre 
und  gegen  10,135.329  t  in  den  ersten  zwölf  Kriegs¬ 
monaten  August  1914  bis  Juli  1915).  In  den  letzten 
fünf  Kriegsmonaten  August  bis  Dezember  1915  betrug 


die  Roheisenerzeugung  zusammen  5,209  405  t  gegen 
3> 539-712  t  in  den  ersten  fünf  Kriegsmonaten  August 
bis  Dezember  1914. 

Indische  Juteindustrie.  Der  »Frkf.-Ztg «  entnehmen 
wir:  Nach  den  von  der  indischen  Regierung  veröffent¬ 
lichten  Zahlen  wurden  im  Geschäftsjahr  1914/15  ins¬ 
gesamt  2,828.532  Ballen  Jute  im  Werte  von  8,600.000 
Lst.  gegen  4,303.325  Ballen  im  Werte  von  20,500000 
Lst.  im  Geschäftsjahre  19 13/14  von  Indien  ausgeführt. 
Demnach  hat  der  Krieg  eine  Abnahme  in  der  Menge 
um  34  Prozent,  dem  Werte  nach  um  58  Prozent  ver¬ 
ursacht.  Die  Ausfuhr  des  letzten  Geschäftsjahres 
1914/15  betrug  nach  Großbritannien  1,478.248  Ballen, 
nach  Deutschland  168.174  Ballen,  nach  Amerika 
454  244  Ballen,  nach  Italien  232.433  Ballen,  nach 
Frankreich  19 1  492  Ballen.  Nach  Spanien  gingen 
140.745  Ballen,  nach  Österreich  64882  Ballen.  Über 
den  Umfang  der  indischen  Juteindustrie  sagt  der  Be 
rieht:  Es  bestehen  70  Jutefabriken  mit  37.830  Web¬ 
stühlen  und  795.523  Spindeln,  die  trotz  des  Krieges 
gut  beschäftigt  waren.  Die  Ausfuhr  von  Jute  waren 
bezifferte  sich  dem  Werte  nach  auf  17,213.467  Lst. 
gegen  1 8,848. 733  Lst.  im  Geschäftsjahr  1913/14.  Der 
verringerte  Wert  sei  lediglich  durch  billigere  Waren¬ 
preise  infolge  des  niedrigeren  Wertstandes  für  den 
Rohstoff  hervorgerufen. 


Vorschriften  für  die  Benützung  des  neuen  Balkan¬ 
schnellzuges.  Mitte  Januar  laufenden  Jahres  wurde  der 
direkte  Schnellzugsverkehr  Berlin(München) — Wien — 
Budapest —  Belgrad — Sofia  —Konstantinopel  aufgenommen 
werden. 

A.  Für  die  Reisen  von  Zivilpersonen  wurden  folgende 
Bestimmungen  erlassen : 

I.  Für  Reisen  nach  dem  Balkan:  a )  Ausweis¬ 
dokumente  :  der  ordnungsmäßige  Reisepaß  mit  Photo¬ 
graphie,  eigenhändiger  Unterschrift  und  Visum  der  Ver¬ 
tretungsbehörde  jener  Regierungen,  deren  Staatsgebiet 
betreten  wird  und  ein  Passierschein  mit  abgestempelter 
Photographie  (laut  einem  noch  auszugebenden  Muster). 

Der  Passierschein  wird  ausgestellt:  Vom  Armee-Ober¬ 
kommando,  Kommando  der  SW-Front,  3.  Ober-Armee¬ 
kommando,  Kriegsministerium,  Marinesektion,  Flotten¬ 
kommando,  von  allen  Militärkommandos,  dann  Militär- 
Generalgouvernement  Belgrad  und  Lublin. 

Fahrkarten  werden  nur  gegen  Vorzeigung  des  Reise¬ 
passes  und  des  Passierscheines  an  den  berechtigten  In¬ 
haber  ausgefolgt. 

b)  Kontrolle:  Personenperlustrierung  und  Hand¬ 
gepäcksrevision  erfolgt  bei  allen  durch  die  Mon¬ 
archie  reisenden  in  den  Grenzstationen  wie  bisher, 
jedoch  im  Zuge. 

Das  Reisegepäck  dieser  Personen  muß  als  Sperrgut 
unter  Zollverschluß  bis  zum  Reiseziele  die  Monarchie 
transitieren  und  wird  daher  von  eigenen  Organen  nicht 
visitiert. 

Für  Reisende  aus  der  Monarchie  erfolgt  die 
Kontrolle  (Personen  und  Gepäck)  zunächst  nur  in  Wien, 
Budapest  und  Belgrad  durch  militärische  Kontrollorgane. 

Das  Reisegepäck  ist  mindestens  vier  Stunden  vor 
Abgang  des  Zuges  in  einer  der  genannten  Stationen 
abzuliefern  und  geht  sodann  nach  erfolgter  Kontrolle 
als  Sperrgut  unter  Zollverschluß  bis  ans  Reiseziel. 

Die  Untersuchung  des  Reisegepäckes  von  Personen, 
die  nicht  in  den  vorerwähnten  Stationen  diese  Reise 
antreten,  erfolgt  in  einer  der,  und  zwar  in  der  Fahrt- 
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richtung  gelegenen  nächsten  Kontrollstation.  (Wien,  Buda 
pest,  beziehungsweise  Belgrad). 

II.  Für  Einreisen  vom  Balkan,  a )  Ausweis¬ 
dokumente:  Bis  zum  Eingang  der  türkischen  und 
bulgarischen  Bestimmungen  über  Passierscheine  werden 
die  Reiseausweise  der  obersten  Militärbehörden  dieser 
Staaten  in  Verbindung  mit  einem  von  den  k.  u.  k.  Ver¬ 
tretungsbehörden  in  Konstantinopel  und  Sofia  visierten 
Paß  als  gültig  angesehen. 

b)  Kontrolle:  Die  Perlustrierung  dieser  Reisenden 
und  die  Revision  des  Handgepäcks  erfolgt  ambulant 
auf  der  Strecke  Nisch — Belgrad,  der  in  Belgrad  Ein¬ 
steigenden  vor  der  Abreise  durch  militärische  Kontroll¬ 
organe. 

Die  militärische  und  zollämtliche  Revision  des  Reise¬ 
gepäcks  der  bis  Belgrad  oder  in  die  Monarchie  Ein¬ 
reisenden  erfolgt: 

1.  Für  die  nach  Belgrad  oder  in  eine  Station  vor 
Budapest  Reisenden  in  Belgrad; 

2.  für  nach  Budapest  oder  in  eine  Station  vor  Wien 
Reisenden  in  Budapest; 

3.  für  nach  Wien  oder  über  diese  Station  hinaus 
Reisende  in  Wien. 

Bis  in  diese  Stationen  ist  das  Reisegepäck  als  Sperrgut 
unter  Zollverschluß  aufzugeben. 

Wird  hierauf  seitens  der  türkischen  oder  bulgarischen 
Heeresleitung  nicht  eingegangen,  so  ist  es  in  Nisch  oder 
während  der  Fahrt  auf  serbischem  Gebiet  unter  militär¬ 
amtlichen  Verschluß  zu  nehmen,  unter  dem  es  bis  in 
eine  der  vorbezeichneten  Stationen  uneröffnet  zu  be¬ 
fördern  ist. 

Eine  Abgabe  des  Reisegepäcks,  welches  der  Kontrolle 
noch  nicht  unterzogen  wurde,  ist  unstatthaft.  Die  be¬ 
wirkte  Kontrolle  wird  daher  auf  dem  Gepäck  amtlich 
bestätigt. 

Das  Reisegepäck  von  Personen,  die  nach  Deutsch¬ 
land  reisen,  ist  bis  ans  Reiseziel  unter  Zollverschluß 
aufzugeben  und  wird  von  eigenen  Organen  nicht  mehr 
kontrolliert. 

III.  Einreise  in  das  serbische  Okkupations¬ 
gebiet:  Personen,  welche  die  Reise  auf  serbischem 
Gebiete  antreten,  beziehungsweise  beenden,  haben  über¬ 
dies  eine  militärische  Bewilligung  zum  Überschreiten 
der  Grenzen  des  »engeren  Kriegsgebietes«  beizubringen, 
auf  Grund  welcher  erst  der  Passierschein  ausgestellt 
werden  darf;  diese  Bewilligung  erteilt: 

Für  ganz  Serbien:  das  Armeeoberkommando, 
deutsche  Oberste  Heeresleitung  und  Kommando  der 
Heeresgruppe  Mackensen. 

Für  Westserbien:  Das  3.  Ober-Armeekommando 
(Feldpostamt  Nr.  99)  und  Militär-Generalgouvernement 
Belgrad. 

Für  Ostserbien:  das  kaiserlich  deutsche  1 1 .  Armee¬ 
oberkommando. 

a)  Die  erfolgte  Personen-  und  Handgepäcksrevision 
ist  auf  den  Reisedokumenten  durch  amtlichen  Stempel¬ 
aufdruck  ersichtlich  zu  machen; 

b)  als  Handgepäck  sind  nur  kleine  Gepäckstücke  für 
den  persönlichen  Bedarf  zugelassen; 

c )  die  Mitnahme  von  Schriften  und  Drucksachen  ist 
verboten;  ausgenommen  sind  nur  von  Offizieren  und 
Staatsangestellten  dienstlich  mitzunehmende,  dann  amtlich 
(und  zwar  durch  das  den  Passierschein  ausstellende 
Kommando)  versiegelte  Schriftstücke; 

d )  die  Aufgabe  des  Reisegepäcks  unter  zollamt¬ 
lichem  und  militärischem  Verschlüsse  liegt  im  Interesse 
des  Reisenden,  da  die  kurzen  Aufenthalte  an  der  Grenze 
für  die  Kontrolle  nicht  ausreichen,  was  zur  Folge  hätte, 
daß  der  Reisende  von  der  Weiterfahrt  ausgeschlossen 
werden  müßte 

Der  Schiffs-  und  Frachtenmarkt  in  England.  Wie 

schwer  der  Krieg  den  englischen  Schiffsverkehr  und 


damit  auch  den  Überseehandel  des  Inselreiches  betroffen 
hat,  ergibt  sich,  wie  die  »Köln.  Ztg.«  schreibt,  aus  der 
Tatsache,  daß  nach  12  monatlicher  Kriegsdauer  fast 
3000  Schiffe  mit  einem  Raumgehalt  von  zusammen 
rund  4  Millionen  Tonnen  entweder  festgehalten,  ge¬ 
nommen,  versenkt  oder  beschädigt  worden  sind.  Diese 
Verluste  erstrecken  sich  auf  die  Schiffe  aller  Nationen. 
Läßt  man  die  genommenen  oder  festgehaltenen  Schiffe 
außer  Betracht,  so  berechnet  sich  der  Verlust,  der  allein 
an  englischen  Fahrzeugen  in  der  Zeit  vom  Monat  August 
1914  bis  zum  August  1915  entstanden  ist,  auf  rund 
1,250.000  t,  wozu  noch  der  normale  Verlust  durch  Zu¬ 
sammenstoß,  Beschädigung  u.  s.  w.  hinzukommt.  Man 
wird  nach  dem  »Manchester  Guardian«  nicht  fehlgreifen, 
wenn  man  den  Gesamtverlust  für  das  Jahr  1915  aus 
allen  diesen  Ursachen  auf  1,900.000  t  veranschlagt. 
Dazu  kommt  die  gewaltige  Inanspruchnahme  der  eng¬ 
lischen  Handelsflotte  für  Kriegszwecke.  Wie  sich  die 
Lage  für  den  englischen  Handel  infolgedessen  gestaltet, 
ergibt  sich  daraus,  daß  nach  dem  genannten  Blatt  die 
britischen  Reeder  mit  erheblicher  Besorgnis  der  Zukunft 
entgegensehen.  Zwar  sind  die  Frachten  hoch  und  bringen 
meist  befriedigende  Gewinne.  Zu  berücksichtigen  ist 
dabei  jedoch,  daß  die  Frachten  nur  deshalb  so  ge¬ 
stiegen  sind,  weil  die  Nachfrage  den  vorhandenen 
Schiffsraum  bei  weitem  übersteigt.  Weiters  bleibt  zu 
beachten,  daß  der  Reeder,  wenn  er  auch  eine  höhere 
Entlohnung  für  seine  Arbeit  erzielt,  doch  mit  einer 
gewaltigen  Steigerung  seiner  Ausgaben  zu  rechnen  hat. 
Die  Preise  für  Kohlen,  Schilfsbedürfnisse,  Arbeitslöhne 
und  Versicherungen  sind  gewaltig  gestiegen  und  machen 
beträchtliche  Posten  in  der  Ausgaberechnung  der  Reeder 
aus.  Ganz  besonders  empfindlich  machen  sich  die  hohen 
Preise  für  Bunkerkohle  für  die  Dampfschiffahrt  bemerkbar. 
In  vielen  Fällen  haben  sich  die  Kosten  der  Kohlenver¬ 
sorgung  eines  Dampfers  um  mehr  als  100  Prozent  er¬ 
höht,  und  das  ist  geschehen,  obwohl  der  Kohlenpreis 
seit  Ende  April  ständig  gefallen  ist,  nachdem  er  damals 
eine  geradezu  phantastische  Höhe  erreicht  hatte.  Die 
Knappheit  an  Schiffsraum,  welche  die  Frachten  in  die 
Höhe  getrieben  und  dadurch  den  Handel  zu  heftigen 
Klagen  veranlaßt  hat,  trifft  die  Reeder  nicht  minder 
hart.  Im  vergangenen  Juni  wurden  7  sh  6  d  für  die  Be¬ 
förderung  von  Kohlen  von  Newcastle  nach  London 
bezahlt.  Augenblicklich  beträgt  der  Frachtsatz  16  sh  6  d, 
was  bei  einem  Preise  von  20  sh  pro  t  bester  Bunkerkohle 
bedeutet,  daß  der  Reeder,  der  seine  Schiffe  im  Hafen 
von  London  mit  Kohlen  versorgt,  rund  36  sh  6  d  pro  t 
zu  zahlen  hat.  Dasselbe  trifft  für  die  Kohlenversorgung 
in  fremden  Häfen  zu.  In  normalen  Zeiten  beträgt  die 
Fracht  von  Carditf  nach  Port  Said  durchschnittlich  etwa 
10  sh  6  d  pro  t  Kohle.  In  der  dritten  Woche  des  Monats 
Dezember  wurden  70  sh  pro  t  bezahlt.  Der  durchschnitt¬ 
liche  Satz  für  die  Kohlenfracht  von  Cardiff  nach  Mar¬ 
seille  in  Friedenszeiten  beträgt  etwa  10  Francs  pro  t, 
während  jetzt  etwa  75  Francs  zu  bezahlen  sind.  Nichts 
kann  besser  als  diese  Zahlen  die  zerrüttende  Wirkung 
beleuchten,  die  der  Krieg  auf  die  Schiffahrt  und  die 
mit  ihr  zusammenhängenden  Handels-  und  Gewerbe¬ 
zweige  ausübt.  Dazn  kommt,  daß  es  augenblicklich  fast 
unmöglich  ist,  neue  Schiffe  zu  bauen,  wegen  der  außer¬ 
ordentlich  gesteigerten  Baukosten.  Die  Störung  der 
Schiff ihrt  hat  zur  Folge  gehabt,  daß  im  Warenhandel 
bedeutende  Stockungen  eingetreten  sind.  Sowohl  in 
englischen  wie  in  amerikanischen  Häfen  lagern  beträcht¬ 
liche  Mengen  von  Waren  aller  Art,  die  nicht  befördert 
werden  können,  da  es  an  Schiffsraum  fehlt. 

Die  Entwicklung  der  schwedischen  Handelsflotte 
1915.  Aus  Stockholm  wird  uns  geschrieben: 

Die  Statistik  des  königlichen  Kommerzkollegiums  über 
im  Jahre  1915  im  schwedischen  Fahrzeugregister  be¬ 
werkstelligte  Änderungen  liegt  nunmehr  vor.  Es  sind 
hieraus  folgende  Daten  entnommen: 


27.  JANUAR  1916] 


DAS  HANDELSMUSEUM. 


59 


Bestand  der  schwedischen  Handelsflotte  Anfang 

1 9 1 5  : 

Bruttotonnen 
3026  Fahrzeuge  mit  1,275.922 
desgleichen  Ende  1915  .  .  .  2903  »  »  I, 195.393 

mithin  ein  Rückgang  um  .  .  123  »  und  80.529 

(gegen  eine  Erhöhung  um  42.885  t  im  Jahre  1914  und  93.5x5  t 
im  Jahre  1 9 1 3)* 


gestoßen,  und  der  Ausbau  ist  so  energisch  gefördert 
worden,  daß  am  1.  Februar  1916  die  Strecke  Islahie — 
Mamure  als  Kleinbahn,  und  vom  1.  Oktober  1916  als 
Vollbahn  eröffnet  werden  soll.  Es  wird  dann  zur  fertigen 
Verbindung  des  syrischen  Eisenbahnnetzes  mit  Konstan¬ 
tinopel  nur  noch  die  Taurus  -  Strecke  fehlen,  wo  eine 
Reihe  von  Tunnels  in  einer  Gesamtlänge  von  1 1 1L  km 


Auf  die  einzelnen  Gruppen  verteilt  sind  abgegangen: 

Dampfer . 107  Stück  mit  total  149.619 

davon  verunglückt . 40  »  »  »  63.237 

nach  dem  Auslande  verkauft  .  .  67  »  »  »  86.381 


Motorfahrzeuge  8  Stück  mit 
dem  Auslande  verkauft). 

Segelschiffe . 

davon  verunglückt  . 

nach  dem  Ausland  verkauft  .  .  . 
kassiert  oder  kondemniert  .  .  .  . 


total  847  t  (sämtlich  nach 


96  Stück  mit  total 
31  »  »  » 

42  K  »  » 

23  »  »  » 


Tonnen 

23495 

8.054 

12.378 

3.063 


herzustellen  ist.  Das  wird  wahrscheinlich  noch  1  —  2  Jahre 
dauern.  Vorläufig  ist  diese  Fehlstrecke  durch  eine  Chaussee 
ersetzt  worden.  Die  Gesamtlänge  der  Strecke  Haidar- 
pascha  (Konstantinopel) — Konia — Bagdad,  deren  Teil 
von  Haidarpascha  bis  Konia  der  (deutschen)  anatolischen 
Eisenbahngesellschaft  gehört,  während  die  Strecke  Konia 
— Bagdad  die  eigentliche  Bagdadbahn  darstellt,  beträgt 
2435  km ,  nämlich  : 

Kilometer 

Haidarpascha — Eski-Schehir .  313 


Hinzugeführt  worden  sind 

Dampfer  . 

davon  neugebaut  in  Schweden  . 
aus  dem  Auslande  gekauft  .  , 

Motorfahrzeuge  .  .  .  . 

davon  neugebaut  . 

aus  dem  Auslande  gekauft 

Segelfahrzeuge  .... 

davon  neugebaut  . 

aus  dem  Auslande  gekauft  .  . 


48 

r> 

» 

Bruttotonnen 

»  73-,04 

18 

» 

5) 

10.965 

30 

» 

61.139 

16 

j> 

» 

4.919 

15 

» 

» 

» 

1.174 

1 

5) 

» 

3-745 

24 

» 

» 

» 

16.409 

8 

» 

» 

937 

16 

» 

» 

)) 

15-473 

Das  Resultat  der  Veränderungen  im  Laufe  dieses 
Jahres  ist  somit: 

Bruttotonnen 


Dampfer,  vermindert  um . 59  Stück  mit  77-515 

Segelschiffe,  vermindert  um  ....  72  »  »  7.086 
Motorschiffe,  erhöht  um . 8  »  »  4.072 


Eski-Schehir — Afion  Karahissar .  162 

Afion  Karahissar — Konia .  262 

Konia — Kara  Pounar  .  293 

Kara  Pounar — Adana  . .  77 

Adana — Islahie .  153 

Islahie — Aleppo  . .  142 

(Aleppo)  Moslimie — Mossul .  633 

Mossul — Bagdad  ...  400 


2435 

Von  dieser  Gesamtlänge  sind  jetzt  1748  km  im  Betrieb 
und  nach  Eröffnung  der  Amanus-Strecke  am  1.  Februar 
1916  werden  es  1802  km  sein.  Es  bleiben  dann  nur 
noch  633  km  zu  bauen  übrig.  In  Anbracht  der  Schwierig¬ 
keiten,  die  beim  Bau  zu  überwinden  waren,  verdient  die 
Schnelligkeit  und  Solidität  des  Baues  alle  Anerkennung. 


Das  Vorjahr  (1914)  wies  folgende  Veränderungen  auf: 

Bruttotonnen 

Dampfer,  Erhöhung  um . 14  Stück  mit  33.866 

Segelschiffe,  Verminderung  um  ....  23  »  »  2.637 

Motorschiffe,  Erhöhung  um . IO  »  »  11.656 

Die  norwegische  Handelsflotte  im  Jahre  1915. 

Dem  Schiffsregister  von  »Det  Norske  Veritas«  sind 
folgende  Daten  entnommen : 

Bestand  der  norwegischen  Handelsflotte  Ende 
1 9 1 5  : 

Tonnen 

Dampfer  und  Motorschiffe  .  1701  Stück  mit  total  2,071.983 
Erhöhung  im  Laufe  des  Jahres  1915 .  99.730 

Segelschiffe  .  .  ...  458  Stück  mit  total  504.235 

Verminderung  im  Laufe  des  Jahres  1915  ...  13.600 

Gesamtbestand  Ende  1915  2159  Fahrzeuge  mit  2,576.218 
Es  wurden  eingekauft  vom  Auslande  109  Schiffe  mit 

total . .  .  .  .  203.700 

(keines  davon  für  norwegische  Rechnung  neugebaut) 
davon  allein  33  Dampfer  aus  Schweden  (mit  einem  Durch¬ 
schnittsalter  von  16 1/2  Jahren) 

und  1 3  Schiffe  aus  Dänemark  (mit  einem  Durchschnittsalter  von 

1 31/2  Jahren. 

Der  Fortschritt  des  Bagdadbahnbaues.  Dem  »Beri. 
Tgbl.«  wird  aus  Aleppo  geschrieben:  Die  Arbeiten  an 
der  Bagdadbahn  sind  jetzt  zu  einem  gewissen  provisori¬ 
schen  Abschluß  gebracht  worden.  In  der  Richtung  von 
Aleppo  nach  Bagdad  sind  die  beiden  Strecken  Aleppo 
— Moslemie — Ras  el-Ain  (ca.  300  km)  und  Samarra  — 
Bagdad  (ca.  142  km)  jetzt  vollständig  ausgebaut  und  im 
Betriebe.  Dazwischen  fehlt  das  Mittelstück  Ras-el-Ain — 
Mossul — Samarra  von  591  km  Länge,  dessen  Bau  infolge 
der  jetzigen  Schwierigkeit  der  Materialbeschaffung  erst 
nach  dem  Kriege  in  Angriff  genommen  werden  wird. 
In  der  Richtung  von  Aleppo  nach  Konia  (und  Konstan 
tinopel)  fehlen  noch  die  beiden  Tunnelstrecken  durch 
den  Amanus  (von  Islahie  nach  Mamure,  54  km)  und 
durch  den  Taurus  (von  Dorak  nach  Karapounar,  42  km). 
Davon  ist  jedoch  die  Amanus-Strecke  mit  dem  5  km 
langen  Baghische-Tunnel  bereits  seit  Juni  1915  durch¬ 
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Vorraf$wirt‘chaft  und  Volkswirtschaft.  Von  Professor 
Dr.  Hermann  Lewy,  Berlin  1915,  Verlag  Julius  Springer, 
59  Seiten,  Preis  1  Mark. 

In  dieser  kleinen  Schrift  wird  verhältnismäßig  eingehend  die 
Frage  erörtert,  wie  der  bisher  nach  dem  gesamten  Weltmarkt 
blickenden,  gewissermaßen  weltbürgerlich  orientierten  Volks¬ 
wirtschaft  der  ersten  anderthalb  Jahrzehnte  des  XX.  Jahrhunderts 
jene  für  Notfälle  berechnete  Vorratswirtschaft  anzugliedern  sei, 
die  insbesondere  für  die  Zentralmächte  gemäß  den  Lehren  des 
Weltkrieges  zu  einer  Lebensfrage  geworden  ist.  Der  Verfasser 
begegnet  den  mehr  oder  weniger  staatssozialistischen  Versuchen 
einer  von  der  Staatsgewalt  erzwungenen,  wenn  auch  teilweise 
unvermeidlichen  großen  Vorratsanhäufung  und  Vorratsregelung 
nicht  ohne  Grund  mit  geringem  Vertrauen.  Er  begründet  dieses 
mäßige  Vertrauen  mit  einer  kurzen  Darstellung  der  betreffenden 
deutschen  Versuche  und  Erfahrungen.  Weit  weniger  Au  merk- 
samkeit  wendet  er  aber  der  wichtigen  Frage  zu,  wie  die  nichts¬ 
destoweniger  bestehende  Aufgabe  der  VorratssicherstelluDg  nach 
dem  Krieg  für  künftige  Notfälle  in  Angriff  zu  nehmen  sei.  Er 
erwähnt  nur,  daß  von  anderer  Seite  vorgeschlagene  Hilfsmittel 
der  Schaffung  großer  Märkte  und  die  Möglichkeit,  gleich  vom 
Beginn  einer  künftigen  Einkreisung  alles  Tunliche  ohne  Zeit¬ 
verlust  vorzukehren,  obwohl  in  dieser  Hinsicht  noch  weit  mehr 
geleistet  werden  könnte.  Doch  verdient  diese  Schrift  schon 
wegen  ihres  sorgfältigen,  kritischen  Teiles  Beachtung. 

Rapport  Consulaire  sur  l’annee  1914  par  A  G  Kröller,  Consul 
General  de  Roumanie  ä  Rotterdam.  Dortrecht  1915,  373  Seiten. 

Der  seit  Jahren  ein  hervorragendes  wirtschaftsstatistisches 
und  wirtschaftsbeschreibendes  Quellenwerk  darstellende  Jahres¬ 
bericht  des  rumänischen  Generalkonsulats  in  Rotterdam  hat  für 
1914  besonderen  wirtschaftshistorischen  Wert,  da  er  die  wirt¬ 
schaftlichen  Einwirkungen  der  fünf  Kriegsmonate  in  den  Vorder¬ 
grund  rückt.  Die  Handelsbeziehungen  zwischen  Holland  und 
Rumänien  selbst  wurden  durch  den  Krieg  (Dardanellensperre!) 
begreiflicherweise  sehr  ungünstig  beeinflußt.  Wie  immer  enthält 
auch  dieser  Jahresbericht  ungemein  reichhaltige  Angaben  über 
Handels-  und  Produktionsverhältnisse  Hollands  sowie  zahlreicher 
anderer  Industrieländer  und  Rohstoff-Erzeugungsgebiete,  vom 
Standpunkt  des  gewaltigen  holländischen  Ausfuhr-  und  Durch¬ 
fuhrhandels  aus  betrachtet. 
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Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  71 1.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vor  liegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
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inter  den  beigesetzten  Gesehäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 
ragen.) 

großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 

Piiteilungett  btv  ©(ferm 

Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  welcher  u.  a. 
besagt: 

,,In  dem  unter  deutscher  Verwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz¬ 
kommissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
Fällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver¬ 
waltung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 
Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 
gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  werden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13.606.) 

Deutsche  Handelszentrale  in  Warschau.  Nach 
privaten  Mitteilungen  aus  Berlin  ist  eine  durch  die 
deutsche  Regierung  geförderte  Handelsorganisation 
zum  Zwecke  der  Beförderung  des  Waren  Verkehres  mit 
Russisch-Polen  geschaffen  worden.  Die  Zentrale  soll  in 
Warschau,  Agenturen  in  einigen  größeren  Städten  er- 
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richtet  werden.  Die  Organisation  beruht  auf  einer  Ver¬ 
einigung  mehrerer  deutscher  Handelskammern.  Es  ist 
geplant,  für  Geschäftsvermittlungen  und  Banktrans¬ 
aktionen  eine  dreiprozentige  Provision  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  für  Inkassi  ein  halbes  Prozent  zu  be¬ 
rechnen.  (14.662/E.) 

Reisen  in  das  von  Deutschland  besetzte  Gebiet. 

Zur  Reise  in  das  vom  Deutschen  Reiche  besetzte  Gebiet 
von  Russisch-Polen  ist  bekanntlich  die  Genehmigung 
des  kaiserlich  deutschen  Generalgouvernements  (Zivil¬ 
verwaltung)  in  Warschau  erforderlich.  Aus  Berlin  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Gesuche  zweckmäßigerweise  bei  der 
königlichen  Kommandantur  in  Berlin,  Platz  am  Zeug¬ 
haus  Nr.  1,  einzubringen  sind.  Der  Paß  ist  anzu¬ 
schließen  und  sind  in  dem  Gesuche  Anlaß  und  Reise¬ 
zweck  ausführlich  anzugeben  und  zu  motivieren.  Die 
Erlaubnis  wird  nur  in  wichtigen  Fällen  erteilt. 

(14.661/E.) 

Protestaufnahme  in  Russisch-Polen.  Der  „Deut¬ 
sche  Außenhandel“,  Zeitschrift  des  Handelsvertragsver¬ 
eines  in  Berlin  vom  20.  Dezember  1915  meldet  folgendes: 

Zum  Schutze  der  Wechselgläubiger  im  besetzten  Ge¬ 
biete  von  Russisch-Polen  sind  bekanntlich  die  Fristen  zur 
Vornahme  einer  Handlung,  deren  es  zur  Ausübung  und 
Erhaltung  des  W echselrechtes  oder  des  Regreßrechtes  aus 
dem  Scheck  bedarf,  vorläufig  bis  31.  Dezember  1915  ver¬ 
längert  worden.  Eine  Verlängerung  dieser  Frist  dürfte  zu 
erwarten  sein.  Die  Wechselgläubiger  sind  daher,  wie  die 
Handelskammer  zu  Berlin  mitteilt,  zurzeit  wohl  be¬ 
rechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  ihre  Wechsel  protestieren 
zu  lassen.  Zur  Aufnahme  der  Proteste  sind  auch  die  Ge¬ 
richtsvollzieher  ermächtigt.  Anträge  auf  Protestaufnahme 
durch  diese  sind  an  den  Präsidenten  des  Obergerichtes 
in  Warschau  zu  richten.  (365/E.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 

l)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels¬ 
museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 

P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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ZUR  DEVISENFRAGE. 

Von  Gustav  Korner,  Direktor  der  Anglo-österreichischen  Bank. 

Die  Tatsache,  daß  der  Preis  fremdländischer 
Zahlungsmittel  im  Verlaufe  des  Krieges  eine  wesent¬ 
liche  Steigerung  erfahren  hat,  veranlaßt  Deutschland  und 
Österreich-Ungarn,  den  bisher  freien  Markt  mit  aus¬ 
ländischen  Zahlungsmitteln  zu  organisieren. 

Es  wird  vielleicht  einen  Überblick  über  die  schwierige 
Materie  erleichtern,  wenn  deren  Entwicklung  in  drei  ge¬ 
sonderten  Zeitabschnitten  untersucht  wird:  während  der 
Kriegsdauer,  in  der  Übergangszeit  von  Kriegsende  bis 
zur  regelmäßigen  Friedensarbeit  der  heimischen  Indu¬ 
strie  und  ersten  Vorporgung  des  inländischen  Ver¬ 
brauches  und  endlich  während  der  darauffolgenden 
Friedensperiode. 

So  lange  der  Krieg  dauert,  kann  mit  der  Tatsache 
gerechnet  werden,  daß  wir  Tag  für  Tag  vor  der  Not¬ 
wendigkeit  stehen,  aus  dem  Auslande  allerhand  Waren 
zu  beziehen.  Darunter  vielfach  auch  solche  Güter,  welche 
wir  in  Friedenszeiten  nur  in  erheblich  geringeren 
Mengen  oder  auch  gar  nicht  aus  dem  Auslande  zu  be¬ 
ziehen  notwendig  hatten.  Wir  stehen  ferner  vor  der  Tat¬ 
sache,  daß  die  Ausfuhr  von  Waren  selbst  nach  den¬ 
jenigen  Gebieten,  welche  uns  zugänglich  wären,  ganz 
wesentlich  zurückgegangen  ist.  Dazu  kommt,  daß  der 
Zinsendienst  der  Verpflichtungen,  welche  wir  regelmäßig 
in  Deutschland  und  dem  neutralen  Auslande  zu  erfüllen 
haben,  ansehnliche  Beträge  erfordert,  während  das  Ein¬ 
strömen  fremder  Zahlungsmittel  aus  dem  Fremden¬ 
verkehre  und  den  Geldsendungen  unserer  Auswanderer 
nahezu  aufgehört  hat. 

Die  Abwicklung  der  Gütereinfuhr  aus  Übersee,  der 
Verlauf  der  Effekten-  und  Geldarbitrage  brachten  es  in 
Friedenszeiten  mit  sich,  daß  uns  England  und  Frank¬ 
reich  regelmäßige  ansehnliche  Beträge  in  ihren  Wäh¬ 
rungen  zur  Verfügung  stellten.  Die  ganze  Abwicklung 
des  während  der  Kriegszeit  sich  vollziehenden  Einfuhr¬ 
verkehres  haben  als  Zwischenhändler  die  neutralen  euro¬ 
päischen  Kleinstaaten  übernommen,  bei  denen  die  Ein¬ 
richtungen  für  diesen  ungeahnt  großen  Zwischenhandel 
großenteils  erst  geschaffen  werden  mußten,  und  die  sich 
zur  Abwicklung  der  vielen  Geschäfte,  welche  Deutsch¬ 
land  und  Österreich-Ungarn  durch  sie  erledigen  wollten, 
naturgemäß  nur  dann  herbeiließen,  wenn  sie  neben 
einem  reichlichen  Nutzen  auch  unbedingte  Sicherheit 
dadurch  fanden,  daß  ihnen  die  Bezahlung  in  ihrer 
eigenen  Währung  geleistet  wurde,  nach  welcher  in¬ 
folgedessen  eine  wesentlich  größere  Nachfrage  entstand, 
als  dem  regelmäßigen  Handel  dieser  Staaten  entsprach, 
was  naturgemäß  preissteigernd  wirken  mußte. 

In  der  ersten  Kriegszeit  hat  jeder  Unternehmer  in 
Deutschland  sowohl  als  auch  in  Österreich-Ungarn  sich 
um  den  Einkauf  in  den  neutralen  Staaten  selbständig 
bemüht.  Da  man  fand,  daß  diese  gegenseitige  Konkur¬ 
renz  zum  Schaden  der  Wirtschaft  bei  uns  die  Preise 
in  die  Höhe  trieb,  wurde  die  effektive  Wareneinfuhr 
schon  vor  Monaten  großenteils  organisiert  und  zen¬ 
tralisiert  und  im  wesentlichen  nur  mehr  die  freie  Kon¬ 
kurrenz  bei  Beschaffung  der  Zahlungsmittel  offen¬ 
gehalten. 

Die  Beobachtung,  daß  das  nichtorganisierte  Auftreten 
der  zahlreichen  Bewerber  ja  nicht  mehr  fremde 
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Zahlungsmittel  ins  Land  bringt,  sondern  dieselben  nur 
verteuert,  führt  nunmehr  dazu,  dasselbe,  was  bezüglich 
der  Wareneinfuhr  schon  geschehen  ist,  auch  bezüglich 
fremder  Zahlungsmittel  anzubahnen. 

Vorausgesetzt,  daß  die  getroffenen  Maßnahmen  zweck¬ 
entsprechend  sein  werden,  wird  es  wohl  im  wesentlichen 
von  der  weiteren  Dauer  des  Krieges,  von  dem  Umfange 
der  notwendigen  und  möglichen  Wareneinfuhr  ab- 
hängen,  ob  durch  die  neuen  Maßnahmen  eine  weitere 
Preissteigerung  der  fremden  Zahlungsmittel  hintange¬ 
halten  oder  gar  eine  Verbilligung  erreicht  werden  kann. 
Es  war  interessant,  zu  beobachten,  welchen  weiten 
Raum  in  der  öffentlichen  Diskussion,  welche  der  Organi¬ 
sation  des  Devisenverkehres  vorangegangen  ist,  die  Tat¬ 
sache  eingenommen  hat,  daß  man  die  Einfuhr  von 
Luxusgegenständen  in  so  hohem  Maße  beobachtet  zu 
haben  glaubt,  daß  ein  nicht  unbeträchtlicher  Teil  der 
bisher  angeforderten  Zahlungsmittel  gerade  für  solche 
entbehrliche  Güter  aufgewendet  worden  sei.  Es  ist  dies 
eines  der  sinnfälligsten  Zeichen  dafür,  daß  die  unter 
den  gegenwärtigen  Ausnahmeverhältnissen  eingetretene 
Verteuerung  jener  Währungssorten,  auf  welche  die  un¬ 
gewohnte  Last  unseres  Auslandverkehres  abgewälzt 
werden  mußte,  mit  unserem  Zahlungsvermögen  nichts 
zu  tun  hat. 

Durch  Organisation  und  Zentralisierung  des  Devisen¬ 
handels  dürfte  erreicht  werden,  daß  nicht  mehr  aus¬ 
ländische  Zahlungsmittel  beschafft  werden,  als  für  Be¬ 
zahlung  notwendiger  Importe  unerläßlich  sind,  ferner 
daß  diese  Nachfrage  an  den  Hauptmärkten  der  neu¬ 
tralen  Länder  von  einer  Seite  und  nicht  mehr  zersplittert 
von  jeder  Bank  gesondert  vorliegen  wird.  Jedenfalls  ist 
die  Beschaffung  fremder  Zahlungsmittel  in  die  Obhut 
der  berufensten  Personen  sowohl  in  Deutschland  als 
auch  in  Österreich-Ungarn  gelegt  worden  und  damit 
auch  auf  diesem  Gebiete  der  Weg  zur  zweckdienlichen 
Kriegsfürsorge  betreten  worden. 

Im  zweiten  Zeitabschnitte  unmittelbar  nach  Friedens¬ 
schluß  würde  ohne  rechtzeitige  Fürsorge  auf  den  ver¬ 
schiedensten  Gebieten  ein  Wettrennen  der  Interessenten 
entstehen,  dessen  Kosten  die  Gesamtheit  unserer  Ver¬ 
braucher  zu  tragen  hätte.  Unternehmende  Kaufleute 
würden  große  Mengen  von  Rohstoffen  zunächst  in  über¬ 
seeischen  Gebieten  zu  kaufen  trachten,  sie  würden  sich 
weiter  bemühen,  als  erste  den  notwendigen  Schiffs¬ 
laderaum  zu  bekommen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Inter¬ 
essen  der  Allgemeinheit,  als  erste  für  sich  die  not¬ 
wendigen  ausländischen  Zahlungsmittel  zu  versorgen, 
um  nur  so  rasch  wie  möglich  den  Rohstoff  herein¬ 
zubringen,  ihre  Fabrik  womöglich  als  erste  in  Betrieb 
zu  setzen,  um  endlich  womöglich  wiederum  als  erste 
mit  möglichst  hohem  Profit  ihre  Fertigfabrikate  zu  ver¬ 
kaufen.  Dabei  wäre  selbst  der  Tüchtigste,  auf  sich  allein 
gestellt,  wohl  viel  zu  schwach,  um  allen  Gegenmanövern 
jener  Auslandskreise  abzuwehren,  welche  selbst  zuerst 
zur  Stelle  sein  wollen,  welche  am  liebsten  uns  noch 
länger  als  Konkurrenten  vom  Weltmärkte  verdrängen 
und  uns  durch  möglichst  langdauernde  Lahmlegung 
unserer  Industrie  zwingen  möchten,  selbst  Fertigfabri¬ 
kate  einzuführen.  Daß  ein  solcher  unorganisierter  Wett¬ 
bewerb  für  den  Zeitabschnitt,  den  wir  ins  Auge  fassen, 
eine  hohe  Gefährdung  unserer  geschäftlichen  Interessen 
bedeuten  würde,  wurde  von  den  berufenen  Stellen  recht¬ 
zeitig  erkannt  und  man  darf  daher  wohl  annehmen,  daß 
es  auf  keinem  der  vorher  aufgezählten  Gebiete  dem 
einzelnen  gestattet  sein  wird,  seine  Interessen  in  den 
Vordergrund  zu  schieben.  Die  einzelnen  Interessenten¬ 
verbände  werden  entweder  in  freier  Übereinkunft  oder 
unter  staatlicher  Aufsicht  Einkauf  und  Verfrachtung 
gemeinschaftlich  durchführen,  die  eintreffenden  Roh¬ 
stoffe  nach  einem  gerechten  Schlüssel  ihren  Betriebs¬ 
stätten  zugeführt  erhalten  und  dagegen  wohl  die  Ver¬ 
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pflichtung  übernehmen,  für  eine  möglichst  gleichmäßige 
Versorgung  des  letzten  Verbrauchers  Vorsorge  zu 
treffen. 

Es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  daß  die  jetzt  gebildete  Or¬ 
ganisation  für  die  Beschaffung  fremder  Zahlungsmittel 
wohl  auch  dann  noch  in  Wirksamkeit  wird  bleiben 
müssen,  nur  dürfte  die  Aufgabe  doch  in  mancherlei 
Hinsicht  eine  Erleichterung  erfahren.  Vor  allem  wird 
sich  nach  Friedensschluß  sofort  der  Kreis  der  ausländi¬ 
schen  Kontrahenten  erweitern.  Es  wird  zumindest  3er 
direkte  Verkehr  mit  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  mit  Brasilien  und  den  übrigen  südamerikani¬ 
schen  Staaten  wirksam  werden,  was  schon  an  sich  eine 
Entlastung  der  jetzt  allein  tätigen  neutralen  euro¬ 
päischen  Märkte  herbeiführen  wird.  Insbesondere  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  dürften  sich  sehr 
darum  bemühen,  als  lachende  Erben  Englands  die 
Finanzierung  der  für  die  Zentralmächte  schwimmenden 
Rohstoffladungen  durchzuführen  und  die  dazu  not¬ 
wendigen  Kredite  zur  Verfügung  zu  stellen.  Sobald  aber 
an  Stelle  des  Systems  der  derzeitigen  baren  Voraus¬ 
bezahlung  der  regulierende  Einfluß  internationalen 
Kredites  in  Geltung  treten  kann,  dürfte  das  meiste  für 
die  Rückkehr  normaler  Verhältnisse  am  Devisenmärkte 
geschehen  sein. 

Wie  viel  von  dem  entstandenen  Agio  in  die  dritte 
Periode  noch  iniibergetragen  werden  wird  und  was  da¬ 
gegen  vorzukehren  sein  wird,  das  zu  diskutieren,  ist 
heute  müßiges  Beginnen.  Das  darf  aber  wohl  gesagt 
werden,  daß  die  glanzvolle  Machtentfaltung  der  Zentral¬ 
mächte  das  Wrtrauen  in  deren  wirtschaftliche  Entwick¬ 
lung,  in  deren  Kredit  und  deren  Währung  überall  auf 
dem  Erdenrund  außerordentlich  heben  wird.  Vor  allem 
werden  hoffentlich  wir  selbst  als  eine  der  Errungen¬ 
schaften  dieses  Krieges  dieses  gesteigerte  und  uner¬ 
schütterliche  Vertrauen  uns  bewahren,  werden  gelernt 
haben,  daß  es  vorbei  sein  muß  mit  Klassenhaß,  Rassen¬ 
haß  und  Nationalitätenhader,  daß  wir  alle  ausnahmslos 
die  Aufgabe  haben,  die  reichen  Naturschätze  unseres 
Vaterlandes  in  intensivster  Arbeit  weiter  zu  entwickeln, 
um  an  den  Sieg  unserer  Waffen  unzweifelhaft  auch 
denjenigen  unserer  Volkswirtschaft  anreihen  zu  können. 
Sparen  und  arbeiten.  Arbeiten  nicht  gegeneinander,  son¬ 
dern  alle  miteinander,  das  ist  der  kürzeste  Weg  zu  künf¬ 
tiger  Wohlfahrt,  zur  Wiedergewinnung  der  Währungs¬ 
parität. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Verbot  der  Verarbeitung  von  Neutralfetten  auf 
Schmier-  und  Leimseifen.  Eine  Verordnung  des 
Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister 
des  Innern  und  im  Einverständnisse  mit  dem  k.  und  k. 
Kriegsminister  vom  24.  Januar  1916,  bestimmt: 

§  1.  Die  Herstellung  von  Schmier-  und  Leimseifen 
aus  Neutralfetten,  d.  i.  aus  tierischen  und  pflanzlichen 
Fetten  und  Ölen,  welche  nicht  der  Entglyzerinisierung 
unterworfen  wurden,  ist  verboten. 

§  2.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden  von 
der  politischen  Behörde  erster  Instanz  mit  Geld  bis  zu 
5000  Kronen  oder  nach  deren  Ermessen  mit  Arrest 
bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer 
Kundmachung  in  Kraft. 

Verkehr  mit  Futtermitteln.  Eine  Verordnung  des 
Ackerbauministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister 
des  Innern,  dem  Handelsminister  und  dem  Eisenbahn¬ 
minister  vom  27.  Januar  1916,  womit  der  §  3  der 
Ministerialverordnung  vom  14.  August  1915,  R.-G.-Bl. 
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Nr.  238,  betreffend  den  Verkehr  mit  Futtermitteln,  ab¬ 
geändert  wird,  verfügt: 

§  1.  Die  im  §  3  der  Ministerialverordnung  vom 
14.  August  1915,  R.-G.  Bl.  Nr.  238,  für  getrocknete 
Biertreber  und  getrocknete  Kartoffelpülpe  festgesetzten 
Übernahmspreise  werden  in  nachstehender  Weise  abge¬ 
ändert  : 

für  Biertreber,  getrocknet . K.  26' — 

»  Kartoffelpülpe,  getrocknet  .  .  .  .  »  19’ — 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Verkehr  mit  Saatgut  von  Erbsen  und  Bohnen. 
Eine  Verordnung  des  Ministers  des  Innern  im  Einver¬ 
nehmen  mit  dem  Ackerbauminister,  dem  Handelsminister 
und  dem  Finanzminister  vom  28.  Januar  1916,  mit 
welcher  die  Ministerialverordnung  vom  30.  Oktober 
1915,  R.G.-Bl.  Nr.  326,  betreffend  den  Verkehr  mit 
Saatgut  von  Erbsen  und  Bohnen,  abgeändert  wird,  be¬ 
stimmt: 

Artikel  I.  Im  §  1  der  Verordnung  vom  30.  Oktober 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  326,  ist  als  neuer  dritter  Absatz 
einzuschalten: 

»Die  politische  Landesbehörde  kann  in  ganz  be¬ 
sonders  rücksichtswürdigen  Fällen  die  in  Absatz  I  fest¬ 
gesetzte  Frist  allgemein  oder  fallweise  über  Ansuchen 
bis  15.  Februar  1916  verlängern.« 

Artikel  II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Ungarn. 

Neue  Regierungsverordnungen  über  den  Ge¬ 
treide-  und  Mehlverkehr.  Das  Amtsblatt  veröffent¬ 
licht  am  23.  Januar  drei,  den  Getreide-  und  Mehl¬ 
verkehr  regelnde  neue  Verordnungen  der  Regierung. 
Die  erste  Verordnung  betrifft  die  nachträgliche  An¬ 
meldung  der  versteckten  Getreidevorräte.  Die  zweite 
Verordnung  verpflichtet  sämtliche  Mühlen  des  Landes, 
die  Lohnmühlen  mitinbegriffen,  zu  einer  Vorratanmeldung, 
und  verbietet  den  Lohnmühlen,  den  Mahllohn  anders 
als  in  der  Form  von  Getreide  einzuheben.  Zugleich 
werden  sämtliche  Vorräte  für  öffentliche  Zwecke  be¬ 
schlagnahmt  und  die  bestehenden  Kontrakte  als  un¬ 
gültig  erklärt.  Die  dritte  Verordnung  betrifft  die  Preis¬ 
berechnung  der  von  der  Kriegsproduktenaktiengesell- 
schaft  weiterverkauften  Produkte.  Den  wesentlichen 
Inhalt  dieser  Verordnungen  teilen  wir  nach  dem  »Pester 
Lloyd«  in  folgendem  mit: 

I.  Verordnung  Z.  370/1916  M. -E.  über  die  nach¬ 
trägliche  Anmeldung  und  die  Einlieferung  zu  Zwecken 
des  öffentlichen  Bedarfes  der  nicht  angemeldeten, 
versteckten  oder  verheimlichten  Vorräte 
von  Getreide,  Mais  und  Mehl,  Reps-,  Flach s- 
und  Hanfsamen.  Auf  Grund  der  Regierungsverord¬ 
nungen  Z.  3925/1915  M.-E.  und  Z.  89900/1915  F.-M. 
wurden  nicht  nur  Privatpersonen,  sondern  auch  juristi¬ 
sche  Personen,  Gewerbe-  und  Handelsunternehmungen, 
Korporationen  und  Behörden  bei  Strafe  und  Konfis¬ 
kation  verhalten,  ihre  den  eigenen  häuslichen  und  Wirt¬ 
schaftsgebrauch  übersteigenden  Bestände  an  Weizen, 
Roggen,  Halbfrucht,  Gerste,  Hafer,  Mais  und  Mehl  bei 
der  Behörde  anzumelden.  Aus  den  angemeldeten  Mengen 
kann  jedoch  festgestellt  werden,  daß  viele  die  An¬ 
meldung  unterlassen  oder  den  Tatsachen  nicht  ent¬ 
sprechend  vorgenommen  haben.  Es  erscheint  deshalb 
notwendig,  die  Menge  der  vorhandenen  Bestände  im 
Sinne  der  Verordnung  Z.  43971/1915  M.  E.  durch  die 
Organe  der  Finanzwache  amtlich  zu  ermitteln  und  fest¬ 
zustellen. 

Damit  nun,  den  Ergebnissen  der  Recherchen  ent¬ 
sprechend,  nicht  auch  solche  Personen  in  ein  Straf¬ 
verfahren  verwickelt  und  durch  die  Konfiszierung  ihrer 
Vorräte  beftraft  werden,  die  aus  Unorientiertheit  oder 
aus  einer  sonstigen  entschuldbaren  Ursache  die  An¬ 


meldung  unterlassen  haben,  gestattet  die  Regierung  die 
nachträgliche  Anmeldung  solange,  bis  die  Finanzwache 
die  nicht  angemeldeten  Vorräte  ermittelt  hat  oder  diese 
durch  andere  angezeigt  wurden.  Diese  Vorräte  an  Weizen, 
Roggen,  Halbfrucht,  Gerste,  Hafer  und  Mehl  sind  an 
das  durch  die  Lokalbehörde  bezeichnete  Magazin  oder 
an  den  durch  die  Kriegsproduktenaktiengesellschaft  de¬ 
legierten  Kommissionär  abzuliefern,  der  nicht  angemel¬ 
dete  Mais  aber  ist  im  Wege  des  Gemeindenotärs  (Kreis- 
notärs,  Bürgermeisters)  der  Kriegsproduktenaktiengesell- 
schaft  anzumelden. 

Sofern  die  Vorräte  wegen  unabwendbarer  Hinder¬ 
nisse,  namentlich  wegen  Unpassierbarkeit  der  Straßen 
oder  wegen  vollständigen  Mangels  an  Zugtieren  bis  zu 
dem  oben  erwähnten  Termin  nicht  eingeliefert  werden 
könnten,  ist  die  Partei  verpflichtet,  das  der  Gemeinde¬ 
vorstehung  (dem  Bürgermeister)  gegenüber  nachzuweisen. 
Die  Gemeindevorstehung  kann  in  einem  solchen  Falle 
einen  vierzehntägigen  Aufschub  bewilligen,  wovon  das 
zur  Übernahme  kompetente  Magazin  zu  verständigen 
ist.  Findet  es  die  Behörde  für  notwendig,  so  kann  sie 
für  die  Bewachung  des  derart  angemeldeten  Vorrates 
Vorsorgen.  Durch  die  nachträgliche  Vorratsanmeldung 
sichern  sich  die  Anmelder  jedwede  Straffreiheit  für  die 
vorangehend  verübte  Übertretung. 

Die  Kriegsprodukienaktiengesellschaft  bezahlt  für  die 
eingelieferten  Vorräte  die  in  den  Verordnungen  Z.  3511, 
3925  und  4374/1915  M.-E.  für  den  Fall  der  Requirie¬ 
rung  festgestellten  Übernahmspreise. 

Wer  den  requirierten  Vorrat  an  den  oben  genannten 
Produkten  ganz  oder  teilweise  widerrechtlich  verwendet, 
konsumiert,  entfremdet,  vernichtet  oder  sonstwie  ent¬ 
zieht,  kann  im  Sinne  des  §  2  des  G.-A.  IV,  1916  durch 
den  ersten  Beamten  des  Munizipiums  nach  Anhörung  der 
Partei  mit  einem  Schadenersatzbetrage  belegt  werden, 
der  bis  zum  doppelten  Werte  der  entzogenen  Ware 
reicht.  Nach  Abzug  der  Kosten  des  Verfahrens  ist  dieser 
Betrag  dem  Hilfsfonds  der  invaliden  Soldaten  zu  über¬ 
weisen.  Innerhalb  fünfzehn  Tagen  ist  eine  Appellation 
an  den  Minister  des  Innern  zulässig.  Die  Bemessung 
der  Schadenersatzsumme  berührt  die  strafgerichtliche 
Verantwortlichkeit  der  das  Vergehen  verübenden  Person 
nicht. 

Diese  Verordnung  ist  überall  unverzüglich  in  üblicher 
Weise  zu  verlautbaren.  Die  Verordnung  tritt  am  Tage 
ihrer  Verlautbarung  in  Kraft  und  sie  erstreckt  sich  auf 
Kroatien-Slawonien  nicht. 

II.  Verordnung  Z.  371/1916  M.-E.  über  die  neuer¬ 
liche  Anmeldung  mancher  Getreide-  und 
Mehlvorräte  und  die  neuerliche  Regelung 
ihrer  Inverkehrsetzung.  Alle  Mühlenunter¬ 
nehmungen  (auch  die  Lohnmühlen)  Getreide  oder  Mehl 
zu  Lebensmittel  verarbeitenden  Industrieunternehmungen 
(Brotfabriken,  Bäcker,  Zuckerbäcker,  trocknes  Gebäck, 
Zwieback,  Teig,  Tarhonya  erzeugende  und  ähnliche  Fa¬ 
briken),  Getreide-  und  Mehlhändler,  wie  überhaupt  — 
mit  Ausnahme  der  Produzenten  —  all  diejenigen,  die 
Getreide  oder  Mehl  behufs  Inverkehrsetzung  besitzen, 
sind  verpflichtet,  die  ihr  Eigentum  bildenden  oder  für 
andere  aufbewahrten,  die  für  sich  oder  andere  durch 
Schlüsse  gesicherten  Weizen-,  Roggen-,  Halbfrucht-, 
Gerste-,  Hafer-  und  Maisvorräte,  die  aus  den  erwähnten 
Getreidearten  erzeugten  Mehlvorräte,  ferner  alle  sonstigen 
durch  Vermahlen,  Quetschen,  Schälen  u.  s.  w.  erzeugten 
Produkte  und  Abfälle,  die  nicht  der  über  die  Regelung 
des  Kleinverkehrs  erlassenen  Verordnung  unterliegen, 
ohne  Rücksicht  auf  den  Lagerort  des  Vorrates  nach 
dem  Stande  vom  6.  Februar  1916  bei  der  Kriegs- 
produktenaktiengesellschaft  anzumelden. 

Lohnmühlen,  die  ausschließlich  für  den  häuslichen 
und  Wirtschaftsbedarf  mahlen,  dürfen  den  ihnen  für 
das  Mahlen,  Schroten,  Quetschen  u.  s.  w.  gebührenden 
und  nicht  in  Geld  entrichteten  Lohn  von  dem  Insleben- 
treten  dieser  Verordnung  an  für  das  zum  Mahlen  ge- 
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brachte  Getreide  (Weizen,  Roggen,  Halbfrucht,  Gerste, 
Hafer,  Mais)  nur  in  natura  und  nicht  in  Mehl  an¬ 
nehmen.  Über  dieses  als  Lohn  erhaltene  Getreide  darf 
der  Besitzer  des  Mühlenunternehmens  nur  bis  zur  Höhe 
der  seinen  häuslichen  und  Wirtschaftsbedarf  entspre¬ 
chenden  Menge  verfügen;  den  Rest  hat  er  in  unaufge- 
arbeitetem  Zustande  aufzubewahren.  Diese  Verfügung 
erstreckt  sich  auch  auf  sonstige  Mühlenunternehmungen, 
insoferne  sie  den  Mahllohn  nicht  in  Geld  einheben. 

Die  Mühlen  haben  ihre  aus  der  nach  dem  i.  Fe¬ 
bruar  1916  bewerkstelligten  Lohnmüllerei  stammenden 
Getreidevorräte  vom  19.  Februar  1916  an  zweiwöchent¬ 
lich  der  Kriegsproduktenaktiengesellschaft,  beziehungs¬ 
weise  ihrem  bei  der  Lokalbehörde  angemeldeten  Kom¬ 
missionär  schriftlich  anzumelden. 

Die  laut  dieser  Verordnung  der  Anmeldung  unter¬ 
liegenden  Vorräte  werden,  insofern  sie  laut  der  be¬ 
stehenden  Verordnungen  noch  nicht  in  Anspruch  ge¬ 
nommen  sind,  für  Zwecke  des  öffentlichen  Bedarfes  re¬ 
quiriert.  Die  in  Anspruch  genommenen  Vorräte,  über 
die  der  Besitzer  nicht  verfügen  darf,  bringt  die  Kriegs- 
produktenaktiengesellschaft  in  Verkehr. 

Behufs  Feststellung  der  Richtigkeit  der  Anmeldungen 
dürfen  die  Oberstuhlrichter,  in  Städten  der  Stadthaupt¬ 
mann  oder  das  von  ihnen  bevollmächtigte  Organ,  die 
Vorräte,  Lager,  Geschäftsbücher  und  Korrespondenzen 
prüfen.  Diese  Prüfung  muß  auch  auf  Wunsch  der  Kriegs- 
produkten-Aktiengesellschaft  angeordnet  werden,  deren 
Delegierter  an  der  Untersuchung  gleichfalls  mitwirken 
kann. 

Nachdem  die  durch  die  Mühlenunternehmungen  für 
dritte  Personen  (auch  Rechtspersonen,  öffentliche  Körper¬ 
schaften  und  öffentliche  Behörden)  gekauften,  beziehungs¬ 
weise  durch  Schlüsse  gesicherten,  wo  immer  lagernden, 
aufgearbeiteten  oder  nicht  aufgearbeiteten  Vorräte  kraft 
dieser  Verordnung  für  öffentliche  Bedarfszwecke  re¬ 
quiriert  sind,  verlieren  alle  auf  diese  Vorräte  bezüg¬ 
lichen  Transport-  und  Mahlverträge  der  Mühlenunter¬ 
nehmungen  ohne  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt  des  Zu¬ 
standekommens  des  Vertrages  ihre  Kraft.  Dasselbe  gilt 
für  jene  Verträge,  welche  andere  zur  Anmeldung  ver¬ 
pflichtete  Parteien  hinsichtlich  des  Getreide  oder  Mehl¬ 
transportes  geschlossen  haben. 

Die  Kriegsproduktenaktiengesellschaft  wird  für  die 
übernommenen  Getreidevorräte  und  Mehlvorräte  die  fest¬ 
gestellten  Maximalpreise  in  barem  bezahlen. 

Das  von  dem  im  Sinne  dieser  Verordnung  durch  den 
Handelsminister  für  den  Bedarf  der  lokalen  Bevölke¬ 
rung  festgestellte  Quantum  hat  die  Kriegsprodukten- 
aktiengesellschaft  an  dem  betreffenden  Orte  zu  belassen. 
Über  diese  Vorräte  verfügt  gemäß  den  Dispositionen 
des  Ministers  des  Innern  die  Lokalbehörde. 

Diese  Verordnung  bezieht  sich  nicht  auf  die  im 
Wege  der  Kriegsproduktenaktiengesellschaft  oder  der 
öffentlichen  Behörden  für  Approvisionierungszwecke  be¬ 
reits  in  Verkehr  gesetzten  Vorräte. 

Übertretungen  werden  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Mo¬ 
naten  und  Geldstrafen  bis  zu  2000  K  bestraft  und  der 
Vorrat  konfisziert.  Ein  Fünftel  des  Wertes  des  konfis¬ 
zierten  Vorrates  gebührt  dem  Anzeiger,  der  Rest  ist 
für  den  Hilfsfonds  invalider  Soldaten  zu  verwenden. 

Derjenige,  der  den  für  öffentliche  Bedarfszwecke  re¬ 
quirierten  Getreide-  oder  Mehlvorrat  ganz  oder  zum 
Teil  rechtswidrig  verwendet,  verbraucht,  entäußert,  ver¬ 
nichtet  oder  sonstwie  rechtswidrig  der  Befriedigung  des 
öffentlichen  Bedarfes  entzieht,  kann  bis  zum  doppelten 
Betrag  des  Wertes  bestraft  werden,  wodurch  die  straf¬ 
gerichtliche  Verantwortlichkeit  des  Betreffenden  jedoch 
nicht  berührt  wird. 

Diese  Verordnung,  deren  Wirkamkeit  sich  auf  Kroatien- 
Slawonien  nicht  erstreckt,  tritt  am  1.  Februar  1.  J.  ins 
Leben. 

III.  Verordnung  Z.  372/1916  M.-E.  über  die  Fest¬ 
stellung  der  Preise  der  durch  die  Kriegsprodukten- 


aktiengesellschaft  in  Verkehr  gebrachten  Produkte  und  Ar¬ 
tikel.  Welche  Preise  die  Kriegsproduktenaktiengesellschaft 
bei  dem  Weiterverkauf  der  im  Aufträge  der  Regierung 
angekauften  Produkte  und  Artikel  anrechnen  darf,  stellt 
der  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Acker¬ 
bauminister  und  dem  Minister  des  Innern,  hinsichtlich 
Kroatien-Slawonien  mit  dem  Banus  fest.  Diese  Verord¬ 
nung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlautbarung  in  Kraft. 

Deutschland. 

Kriegsgewinnsteuer.  Der  Bundesrat  hat  folgende 
Ausführungsbestimmungen  zum  Gesetz  über 
die  vorbereitenden  Maßnahmen  zur  Besteuerung  der 
Kriegsgewinne  erlassen: 

§  1.  Soweit  andere  juristische  Personen  des  bürger¬ 
lichen  Rechtes  als  die  im  §  1  des  Gesetzes  bezeichneten 
eine  auf  Erwerb  gerichtete  Tätigkeit  ausüben,  bestimmt 
der  Bundesrat,  ob  und  in  welchem  Umfang  die  Vor¬ 
schriften  des  Gesetzes  auf  sie  auszudehnen  sind. 

Die  obersten  Landesfinanzbehörden  teilen  dem  Reichs¬ 
kanzler  mit,  für  welche  juristische  Personen  in  ihrem 
Verwaltungsbereich  die  Ausdehnung  der  Vorschriften 
des  Gesetzes  in  Betracht  kommt. 

§  2.  Die  in  §§  1  und  6  des  Gesetzes  bezeichneten  Ge¬ 
sellschaften  sowie  die  durch  den  Bundesrat  ihnen  gleich¬ 
gestellten  juristischen  Personen  haben  die  Geschäfts¬ 
berichte  und  Jahresabschlüsse  nebst  den  Gewinn-  und 
Verlustrechnungen  der  Friedensgeschäftsjahre  (§  5  des 
Gesetzes)  und  der  Kriegsgeschäftsjahre  (§  2  des  Ge¬ 
setzes)  sowie  die  darauf  bezüglichen  Beschlüsse  der 
Generalversammlungen  der  von  der  obersten  Landes¬ 
finanzbehörde  bestimmten  Behörde  zu  einem  von  ihr  fest¬ 
zusetzenden  Zeitpunkt  einzureichen.  Inländische  Gesell¬ 
schaften  haben  die  Geschäftsberichte  u.  s.  w.  in  dem 
Bundesstaat  einzureichen,  in  dem  sie  ihren  Sitz  haben. 
Ausländische  Gesellschaften  haben  die  Einreichung  in 
dem  Bundesstaat  zu  bewirken,  auf  den  der  größte  Teil 
ihres  inländischen  Geschäftsbetriebes  entfällt.  In  Zwei¬ 
felsfällen  entscheidet  der  Bundesrat.  Die  Bildung  der 
gesetzlichen  Sonderrücklage  ist,  soweit  sie  nicht  ohne 
weiteres  aus  den  eingereichten  Bilanzen  oder  Jahres¬ 
abschlüssen  ersichtlich  ist,  der  zuständigen  Behörde  unter 
Beifügung  einer  Berechnung  des  Mehrgewinnes  (§  4 
des  Gesetzes)  nachzuweisen. 

Die  verantwortlichen  Leiter  der  Gesellschaften  (§  9 
des  Gesetzes)  können  zur  Erfüllung  der  ihnen  nach 
Abs.  1  obliegenden  Verpflichtungen  durch  Geldstrafen 
bis  zu  500  M.  angehalten  werden.  Die  zuständige  Be¬ 
hörde  wird  durch  die  oberste  Landesfinanzbehörde  be¬ 
stimmt. 

§  3.  Bei  der  erstmaligen  Einreichung  der  Jahres¬ 
abschlüsse  ist  ersichtlich  zu  machen,  um  welche  Beträge 
der  Mehrgewinn  eines  Kriegsgeschäftsjahres  auf  Grund 
des  §  1,  Abs.  3,  des  Gesetzes  gekürzt  worden  ist.  Dabei 
ist  anzugeben,  zu  welchen  ausschließlich  gemeinnützigen 
Zwecken  die  Beträge,  deren  Absetzung  vom  Geschäfts¬ 
gewinn  beansprucht  wird,  bestimmt  worden  sind,  und  in 
welcher  Weise  ihre  dauernde  Verwendung  zu  ausschließ¬ 
lich  gemeinnützigen  Zwecken  gesichert  ist.  Sind  solche 
Beträge  im  Eigentum  der  Gesellschaft  geblieben,  so  ist 
die  Absetzung  vom  Geschäftsgewinn  gemäß  §  1,  Abs.  3, 
des  Gesetzes  nur  zulässig,  wenn  besondere  Vorkehrungen 
und  Einrichtungen  getroffen  sind,  welche  die  Verwen¬ 
dung  zu  anderen  als  ausschließlich  gemeinnützigen 
Zwecken  und  insbesondere  die  Wiederverwendung  im 
Interesse  der  Gesellschaft  selbst  als  ausgeschlossen  er¬ 
scheinen  lassen. 

Die  Kürzung  des  für  die  Bildung  der  Sonderrücklage 
zu  berechnenden  Mehrgewinnes  gemäß  §  1,  Abs.  3,  des 
Gesetzes  ist  nur  für  ein  Kriegsgeschäftsjahr  zulässig, 
über  dessen  Geschäftsgewinn  beim  Inkrafttreten  des  Ge¬ 
setzes  bereits  verfügt  ist. 
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§  4.  Die  im  Eigentum  der  Gesellschaft  verbliebenen 
Rücklagen  für  Wohlfahrtszwecke  im  Sinne  des  §  i, 
Abs.  2,  Satz  4,  des  Gesetzes  dürfen  vom  Geschäftsgewinn 
des  betreffenden  Geschäftsjahres  nur  abgesetzt  werden, 
wenn  sie  zugleich  die  Voraussetzungen  des  §  i,  Abs.  3, 
des  Gesetzes  erfüllen.  Auch  soweit  diese  Rücklagen 
nicht  vom  Geschäftsgewinn  abgesetzt  werden  dürfen, 
sind  die  Gesellschaftsleiter  nicht  verpflichtet,  sie  gleich 
den  anderen  freiwilligen  Rückstellungen  (§  1,  Abs.  2, 
Satz  1,  des  Gesetzes)  der  Sonderrücklage  zuzuführen. 

§  5.  Die  Vorschriften  im  §  1,  Abs.  2,  Satz  4,  und  §  1, 
Abs.  3,  des  Gesetzes  beziehen  sich  nur  auf  Rückstellungen 
und  Zuwendungen,  die  aus  dem  Bilanzgewinn  gemacht 
worden  sind,  dagegen  nicht  auf  die  als  Geschäfts¬ 
unkosten  anzusehenden  Zuwendungen  an  die  zu  militäri¬ 
schen  Dienstleistungen  einberufenen  Arbeiter  und  Ange¬ 
stellten  oder  deren  Angehörige  und  die  sonstigen, 
während  des  Geschäftsjahres  gemachten  Wohlfahrts¬ 
ausgaben. 

§  6.  Die  Vorschriften  des  §  3,  Satz  1  und  Satz  2,  des 
Gesetzes  gelten  für  die  Feststellung  des  Geschäfts¬ 
gewinnes  der  Kriegsgeschäftsjahre  und  der  Friedens¬ 
geschäftsjahre. 

§  7.  Bei  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  und 
eingetragenen  Genossenschaften,  die  ausschließlich  der 
gemeinschaftlichen  Verwertung  von  Erzeugnissen  der 
Gesellschafter  oder  Genossen  oder  dem  gemeinschaft¬ 
lichen  Einkauf  von  Waren  für  die  Gesellschafter  oder 
Genossen  dienen,  gilt  als  Geschäftsgewinn  im  Sinne  des 
Gesetzes  nicht  derjenige  Teil  des  Reingewinnes,  der  als 
Entgelt  für  die  von  den  Gesellschaftern  oder  Genossen 
eingelieferten  Erzeugnisse  oder  als  Rückvergütung  auf 
den  Kaufpreis  der  von  den  Gesellschaftern  oder  Ge¬ 
nossen  bezogenen  Waren  anzusehen  ist. 

Ebenso  scheidet  bei  Versicherungsgesellschaften  für 
die  Feststellung  des  Geschäftsgewinnes  im  Sinne  des 
Gesetzes  derjenige  Teil  des  Reingewinnes  aus,  der  auf 
die  den  Versicherten  selbst  als  sogenannte  Dividende 
zurückzugewährenden  Prämienüberschüsse  entfällt. 

§  8.  Die  Vorschrift  in  §  3,  Satz  2,  des  Gesetzes  gilt 
nicht  nur  für  die  Abschreibungen,  die  durch  unmittelbare 
Einstellung  des  wirklichen  zeitigen  Wertes  in  die  Bilanz 
erfolgen,  sondern  auch  für  die  Abschreibungen,  die 
durch  Ansetzung  des  ursprünglichen  Wertes  unter  bilanz¬ 
mäßiger  Gegenüberstellung  eines  besonderen,  die  Wert¬ 
verminderung  darstellenden  Kontos  (Erneuerungs-, 
Delkrederekonto)  erfolgen. 

Inwieweit  Abschreibungen  einen  angemessenen  Aus¬ 
gleich  der  Wertverminderung  darstellen,  ist  unter  Be¬ 
rücksichtigung  der  besonderen  Verhältnisse  des  ein¬ 
zelnen  Unternehmens,  insbesondere  auch  unter  Berück¬ 
sichtigung  der  durch  den  Krieg  und  durch  die  spätere 
Überführung  in  die  Friedenswirtschaft  bedingten  Ver¬ 
änderungen  nach  den  Grundsätzen  eines  ordentlichen 
Kaufmannes  zu  beurteilen. 

§  9.  Ist  zur  Fortführung  desselben  Unternehmens  eine 
Gesellschaft  der  im  §  1  des  Gesetzes  bezeichneten  Art 
in  eine  andere  Gesellschaft  der  im  §  1  des  Gesetzes  be¬ 
zeichneten  Art  umgewandelt  worden,  so  sind  für  die 
Festsetzung  des  durchschnittlichen  früheren  Geschäfts¬ 
gewinnes  (§  5  des  Gesetzes)  die  Ergebnisse  der  Gesell¬ 
schaft  in  der  früheren  Form  mitzuberücksichtigen. 

Auf  Fusionen  finden,  soweit  sie  mit  einer  Kapitals¬ 
vermehrung  der  aufnehmenden  Gesellschaften  verbunden 
sind,  die  Vorschriften  des  §  5,  Abs.  2  und  5,  des  Ge¬ 
setzes  über  Vermehrungen  des  Grund-  oder  Stammkapi¬ 
tals  entsprechende  Anwendung.  Bei  der  Feststellung  des 
der  Gesellschaft  tatsächlich  zugeflossenen  Kapitalbetrages 
sind  Sacheinlagen  mit  ihrem  gemeinen  Werte  anzu¬ 
setzen. 

Würde  die  Anwendung  der  Vorschriften  des  §  5  des 
Gesetzes  in  einem  einzelnen  Falle  zu  einer  besonderen 


Härte  führen,  so  kann  der  Reichskanzler  vorbehaltlich 
der  späteren  Beschlußfassung  des  Bundesrates  eine 
anderweitige  Festsetzung  des  durchschnittlichen  früheren 
Geschäftsgewinnes  auf  Antrag  der  pflichtigen  Gesell¬ 
schaft  vorläufig  genehmigen.  Derartige  Anträge  sind 
dem  Reichskanzler  durch  Vermittlung  der  obersten 
Landesfinanzbehörde  vorzulegen. 

§  10.  Gemäß  §  8,  Abs.  4,  des  Gesetzes  dürfen  Minder¬ 
gewinne  von  Kriegsgeschäftsjahren  mit  Mehrgewinnen 
anderer  Kriegsgeschäftsjahre  ausgeglichen  werden;  die 
Sonderrücklage  braucht  nicht  mehr  als  die  Hälfte  des 
Mehrgewinnes  ausmachen,  der  dem  Gesamtergebnis 
aller  abgeschlossenen  Kriegsgeschäftsjahre  entspricht. 

§  11.  Wird  die  Befreiung  von  der  Verpflichtung  zur 
Bildung  einer  Sonderrücklage  auf  Grund  des  §  7  des 
Gesetzes  beansprucht,  so  ist  der  Antrag  mit  einer  gut¬ 
achtlichen  Äußerung  der  gemäß  §  2  der  Ausführungs¬ 
bestimmungen  bestimmten  Behörde  durch  Vermittlung 
der  obersten  Landesfinanzbehörde  dem  Bundesrat  vor¬ 
zulegen. 

Anträge  auf  Bewilligung  von  Ausnahmen  auf  Grund 
des  §  8,  Abs.  2,  des  Gesetzes  sind  dem  Reichskanzler 
durch  Vermittlung  der  obersten  Landesfinanzbehörde 
vorzulegen. 

Außerkrafttreten  der  Bekanntmachung  über  die 
Höchstpreise  für  schwefelsaures  Ammoniak.  Eine 
amtliche  Bekanntmachung  vom  21.  Januar  1916  setzt 
die  Verordnung  über  die  Höchstpreise  für  schwefel¬ 
saures  Ammoniak  vom  27.  Mai  1915  außer  Kraft. 

Bekanntmachung  über  die  Wiederholung  der 
Anzeige  der  Bestände  von  Verbrauchszucker. 
Unterm  25.  Januar  1916  wurde  verfügt: 

Wer  Verbrauchszucker  mit  Beginn  des  1.  Februar 
1916  in  Gewahrsam  hat,  ist  verpflichtet,  die  vorhandenen 
Mengen  getrennt  nach  Arten  und  Eigentümern  unter 
Nennung  der  Eigentümer  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 
m.  b.  H.  in  Berlin  anzuzeigen.  Zu  diesem  Zwecke  haben 
die  Berechtigten,  deren  Zucker  in  fremdem  Gewahrsam 
liegt,  den  Lagerhaltern  nach  dem  1.  Februar  1916  un¬ 
verzüglich  die  ihnen  zustehenden  Mengen  anzuzeigen. 
Die  Anzeigen  an  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H. 
sind  bis  zum  10.  Februar  1916  abzusenden.  Anzeigen 
über  Mengen,  die  sich  mit  Beginn  des  1.  Februar  1916 
auf  dem  Transport  befinden,  sind  unverzüglich  nach 
dem  Empfange  von  dem  Empfänger  zu  erstatten. 

Die  Anzeigepflicht  erstreckt  sich  nicht  1.  auf  Mengen, 
die  im  Eigentum  des  Reiches,  eines  Bundesstaates  oder 
Elsaß-Lothringens,  insbesondere  im  Eigentum  der  Heeres¬ 
verwaltungen  oder  der  Marineverwaltung  sowie  auf 
Mengen,  die  im  Eigentum  eines  Kommunalverbandes 
stehen,  2.  auf  Mengen,  die  insgesamt  weniger  als  50  q 
betragen. 

Bekanntmachung  über  die  Anzeige  der  Bestände 
an  Rohzucker.  Unterm  25.  Januar  1916  wurde  ver¬ 
ordnet: 

Wer  Rohzucker  (Erstprodukt)  mit  Beginn  des 
1.  Februar  19*6  in  Gewahrsam  hat,  ist  verpflichtet, 
die  vorhandenen  Mengen  getrennt  nach  Eigentümern 
unter  Nennung  der  Eigentümer  und  unter  Angabe 
des  Betriebsjahres,  aus  welchem  der  Rohzucker  stammt, 
der  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin  an¬ 
zuzeigen.  Zu  diesem  Zwecke  haben  die  Berechtigten, 
deren  Zucker  in  fremdem  Gewahrsam  liegt,  den  Lager¬ 
haltern  nach  dem  1.  Februar  1916  unverzüglich  die 
ihnen  zustehenden  Mengen  anzuzeigen.  Die  Anzeigen  an 
die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.,  Berlin,  sind  bis 
zum  3.  Februar  1916  abzusenden.  Anzeigen  über  Mengen, 
die  sich  mit  Beginn  des  1.  Februar  1916  auf  dem 
Transport  befinden,  sind  unverzüglich  nach  dem  Emp¬ 
fange  von  dem  Empfänger  zu  erstatten. 
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Die  Anzeigepflicht  erstreckt  sich  nicht  1.  auf  Mengen, 
die  sich  im  Gewahrsam  einer  Rohzuckerfabrik  oder  einer 
Verbrauchszuckerfabrik  befinden,  2.  auf  Mengen,  die 
insgesamt  weniger  als  100  q  betragen. 

Geht  der  Gewahrsam  an  den  angezeigten  Mengen 
nach  dem  31.  Januar  1916  auf  einen  anderen  über,  so 
hat  der  nach  Abs.  1,  Satz  1,  Anzeigepflichtige  der 
Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  den  Verbleib  der 
Mengen  anzuzeigen. 

Einfuhr  von  Margarine  aus  dem  Ausland.  Eine 
Bekanntmachung  des  Stellvertreters  des  Reichskanzlers 
vom  12.  Januar  1916  verfügt: 

I.  Die  Vorschrift  im  §  14,  Abs.  2,  der  Verordnung 
über  Öle  und  Fette  vom  8.  November  1915  wird  auf 
Margarine  ausgedehnt. 

II.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Durch  Bekanntmachung  des  Stellvertreters  des  Reichs¬ 
kanzlers  vom  12.  Januar  1916  sind  folgende  Ausfüh 
rungsbestimmungen  über  die  Einfuhr  von  Margarine  aus 
dem  Auslande  erlassen  worden: 

§  1.  Die  nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Bestimmungen 
aus  dem  Ausland  eingeführte  Margarine  darf  nur  durch 
die  Zentral  Einkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin  in 
den  Verkehr  gebracht  werden.  Wer  nach  diesem  Zeit¬ 
punkt  Margarine  aus  dem  Ausland  einführt,  hat  sie  an 
die  Zentral-Einkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  zu  verkaufen 
und  zu  liefern. 

§  2.  Wer  aus  dem  Ausland  Margarine  einführt,  ist 
verpflichtet,  der  Zentral  Einkaufsgesellschaft  m.  b.  H. 
unter  Angabe  von  Menge,  Preis  und  Bestimmungsort 
unverzüglich  nach  der  im  Ausland  erfolgten  Verladung 
der  Margarine  Anzeige  zu  erstatten,  auch  alle  sonstigen 
handelsüblichen  Mitteilungen  an  die  Gesellschaft  weiter¬ 
zuleiten.  Er  hat  ferner  den  Eingang  der  Margarine 
und  deren  Aufbewahrungsort  der  Gesellschaft  unver¬ 
züglich  anzuzeigen. 

Die  Anzeigen  und  Mitteilungen  erfolgen  telegraphisch; 
sie  sind  schriftlich  zu  bestätigen. 

§  3.  Wer  auf  Grund  des  §  1  an  die  Zentral-Einkaufs¬ 
gesellschaft  m.  b.  H.  zu  liefern  hat,  hat  die  Margarine 
bis  zur  Abnahme  durch  die  Gesellschaft  mit  der  Sorg¬ 
falt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  aufzubewahren,  zu 
behandeln  und  sie  auf  Verlangen  der  Gesellschaft  an 
einem  von  ihr  zu  bezeichnenden  Orte  zur  Besichtigung 
zu  stellen.  Er  ist  verpflichtet,  etwaige  Verladungsan¬ 
weisungen  der  Gesellschaft  zu  befolgen. 

§  4.  Die  Zentral-Einkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  soll 
nach  Empfang  der  Anzeige  von  der  Einfuhr,  und  wenn 
eine  Besichtigung  vorgenommen  wird,  nach  der  Be¬ 
sichtigung  erklären,  ob  sie  die  Margarine  übernehmen 
will.  Das  Eigentum  geht  mit  dem  Zeitpunkt  auf  die 
Gesellschaft  über,  in  dem  die  Übernahmserklärung  dem 
Veräußerer  zugeht. 

§  5.  Die  Zentral-Einkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  setzt 
den  Übernahmepreis  fest. 

§  6.  Alle  Streitigkeiten  zwischen  der  Zentral-Einkaufs¬ 
gesellschaft  m.  b.  H.  und  dem  Veräußerer  über  die 
Lieferung,  die  Aufbewahrung  und  den  Eigentumsüber¬ 
gang  entscheidet  endgültig  ein  Ausschuß. 

Dieser  besteht  aus  einem  Vorsitzenden  und  vier  Mit¬ 
gliedern  sowie  deren  Stellvertretern,  die  sämtlich  vom 
Reichskanzler  ernannt  werden. 

Der  Reichskanzler  kann  allgemeine  Grundsätze  auf¬ 
stellen,  die  der  Ausschuß  bei  seinen  Entscheidungen 
befolgen  soll. 

Der  Ausschuß  bestimmt,  wer  die  baren  Auslagen  des 
Verfahrens  zu  tragen  hat. 

§  7.  Ausgenommen  von  diesen  Bestimmungen  sind 
geringfügige  Mengen,  die  als  Reiseproviant  oder  im 
Grenzverkehr  aus  dem  Ausland  eingeführt  werden,  so¬ 
fern  die  Einfuhr  nicht  zu  Handelszwecken  erfolgt, 


Inwieweit  im  übrigen  Ausnahmen  von  diesen  Be¬ 
stimmungen  zugelassen  werden,  bleibt  besonderer  An¬ 
ordnung  Vorbehalten. 

§  8.  Als  Ausland  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  gilt 
nicht  das  besetzte  Gebiet. 

§  9.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1 5.000  M.  wird  bestraft,  wer  den 
Vorschriften  in  §§  1,  2  oder  3  zuwiderhandelt. 

§  10.  Diese  Bestimmungen  treten  am  11.  Januar  1916 
in  Kraft. 

Ausführungsbestimmungen  zur  Verordnung  des 
Bundesrates  über  die  Einfuhr  von  Salzheringen. 
Unterm  22.  Januar  1916  wurde  bestimmt: 

§  1.  Wer  aus  dem  Ausland  Halzheringe  einführt,  ist 
verpflichtet,  den  Eingang  der  Salzheringe  im  Inland  der 
Zentraleinkaufsgesellschaft  m  b.  H.  in  Berlin  unter  An¬ 
gabe  der  Menge,  des  bezahlten  Einkaufspreises  und  des 
Aufbewahrungsortes  unverzüglich  anzuzeigen;  die  An¬ 
zeige  hat  durch  eingeschriebenen  Brief  zu  erfolgen.  Da¬ 
bei  ist  tunlichst  ein  von  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 
m.  b.  H.  vorzuschreibendes  Formular  zu  benutzen. 

Als  Einführender  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  gilt, 
wer  nach  Eingang  der  Ware  im  Inland  zur  Verfügung 
über  sie  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  berechtigt 
ist.  Befindet  sich  der  Verfügungsberechtigte  nicht  im  In¬ 
land,  so  tritt  an  seine  Stelle  der  Empfänger. 

§  2.  Wer  aus  dem  Ausland  Salzheringe  einführt,  hat 
sie  an  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin 
zu  liefern.  Er  hat  sie  bis  zur  Abnahme  durch  die  Ge¬ 
sellschaft  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes 
zu  behandeln,  in  handelsüblicher  Weise  zu  versichern 
und  auf  Abruf  zu  verladen.  Er  hat  sie  auf  Verlangen 
der  Gesellschaft  an  einem  von  dieser  zu  bestimmenden 
Orte  zur  Besichtigung  zu  stellen. 

§  3.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  hat  sich 
unverzüglich  nach  Empfang  der  Anzeige  (§1)  zu  er¬ 
klären,  ob  sie  die  Salzheringe  übernehmen  will, 

§  4.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  hat  für  die  von 
ihr  übernommenen  Salzheringe  einen  angemessenen  Über¬ 
nahmepreis  zu  zahlen. 

Ist  der  Verpflichtete  mit  dem  von  der  Zentralein¬ 
kaufsgesellschaft  gebotenen  Preise  nicht  einverstanden, 
so  setzt  ein  Ausschuß  den  Preis  endgültig  fest;  der 
Ausschuß  bestimmt  auch,  wer  die  baren  Auslagen  des 
Verfahrens  zu  tragen  hat. 

Der  Reichskanzler  ernennt  den  Vorsitzenden  des  Aus¬ 
schusses,  seine  Mitglieder  und  deren  Stellvertreter. 

Der  Ausschuß  entscheidet  in  einer  Besetzung  von  fünf 
Mitgliedern,  von  welchen  mindestens  drei  dem  Fach¬ 
handel  angehören  müssen. 

Der  Reichskanzler  kann  allgemeine  Grundsätze  auf¬ 
stellen,  die  der  Ausschuß  bei  seinen  Entscheidungen  zu 
befolgen  hat. 

§  5.  Der  Verpflichtete  hat  ohne  Rücksicht  auf  die 
endgültige  Festsetzung  des  Preises  zu  liefern,  die  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  vorläufig  den  von  ihr  für  ange¬ 
messen  erachteten  Preis  zu  zahlen. 

Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  wird  das 
Eigentum  auf  Antrag  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 
durch  Anordnung  der  zuständigen  Behörde  auf  sie  oder 
die  von  ihr  in  den  Antrag  bezeichnete  Person  über¬ 
tragen.  Die  Anordnung  ist  an  den  zur  Überlassung  Ver¬ 
pflichteten  zu  richten.  Das  Eigentum  geht  über,  sobald 
die  Anordnung  ihm  zugeht. 

§  6.  Die  Zahlung  erfolgt  spätestens  14  Tage  nach 
Abnahme.  Für  streitige  Restbeträge  beginnt  die  Frist 
mit  dem  Tage,  an  dem  die  Entscheidung  des  Aus¬ 
schusses  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  zugeht. 

§  7.  Die  höhere  Verwaltungsbehörde  entscheidet  end¬ 
gültig  alle  Streitigkeiten,  die  sich  zwischen  den  Be¬ 
teiligten  über  die  Lieferung,  Aufbewahrung,  Versicherung 
und  den  Eigentumsübergang  ergeben,  so  weit  nicht  nach 
§  4  der  Ausschuß  zuständig  ist. 
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§  8.  Ausgenommen  von  den  Vorschriften  dieser  Ver¬ 
ordnung  sind  geringfügige  Mengen,  die  als  Reisepro¬ 
viant  oder  im  Grenzverkehr  aus  dem  Ausland  eingeführt 
werden,  sofern  die  Einfuhr  nicht  zu  Handelszwecken 
erfolgt. 

§  9.  Die  Landeszentralbehörden  bestimmen,  wer  als 
höhere  Verwaltungsbehörde  und  als  zuständige  Behörde 
im  Sinne  dieser  Verordnung  anzusehen  ist. 

§  10.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  wird  bestraft,  wer  den  Vor¬ 
schriften  im  §  1,  Abs.  1,  Satz  i,  oder  im  §  2  dieser 
Bekanntmachung  zuwiderhandelt. 

Bei  Zuwiderhandlung  gegen  die  Anzeige-  und  Liefe¬ 
rungspflicht  können  die  Salzheringe,  auf  die  sich  die 
strafbare  Handlung  bezieht,  eingezogen  werden,  ohne 
Unterschied,  ob  sie  dem  Täter  gehören  oder  nicht. 

§  ii.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung,  der  §  io  mit  dem  26.  Januar  1916  in 
Kraft. 

Vertrieb  von  Saatgerste  und  Saathafer.  Eine  Be¬ 
kanntmachung  des  Vorsitzenden  der  Reichsfuttermittel¬ 
stelle  vom  18.  Januar  1916  lautet: 

Für  die  vollständige  und  ordnungsmäßige  Bestellung 
der  Felder  im  Frühjahr  1916  ist  die  rechtzeitige  Sicher¬ 
stellung  von  ausreichendem  guten  Saatgut  unbedingt 
erforderlich.  Infolge  der  für  die  Entwicklung  der  Feld¬ 
früchte  leider  vielfach  sehr  ungünstigen  Witterung  des 
Jahres  1915  haben  Gerste  und  Hafer  durch  Notreife, 
Zweiwüchsigkeit  und  Auswuchs  stark  gelitten,  und  viele 
Landwirte  sind  infolgedessen  nicht  im  Besitze  des  er¬ 
forderlichen  keimfähigen  und  keimkräftigen  Saatgutes. 

Mehr  noch  als  in  anderen  Jahren  ist  es  aber  im 
nächsten  Frühjahr  Pflicht  jedes  Landwirtes,  mit  dem 
Saatgut  sparsam  umzugehen.  Es  darf  also  nicht  etwa 
versucht  werden,  durch  verstärkte  Aussaatmengen  eine 
mangelhafte  Beschaffenheit  des  Saatgetreides  auszu¬ 
gleichen,  sondern  es  muß  das  als  Saatgut  bestimmte 
Getreide  nach  Feststellung  seiner  Keimfähigkeit  durch 
sorgfältige  Herrichtung  und  Sortierung  zu  einem  keim- 
kräftigen  Saatgut  gemacht  werden,  dessen  Aussaat  in 
der  bei  Hafer  vorgeschriebenen  Höchstmenge  von 
D/g  q  auf  das  ha  eine  sichere  Ernte  verspricht. 

Soweit  der  einzelne  Landwirt  nicht  in  der  Lage  ist, 
sich  aus  seinen  geernteten  Vorräten  ein  solches  Saat¬ 
gut  herzustellen,  muß  er  sofort  für  einen  entsprechenden 
Ersatz  sorgen  und  es  muß  ihm  daher  Gelegenheit  ge¬ 
geben  werden,  Saatgetreide  in  der  erforderlichen  Menge 
zu  kaufen. 

Die  Erfahrungen  in  den  letzten  Monaten  mit  dem 
Handel  von  sogenanntem  Saatgetreide  haben  aber  ge¬ 
lehrt,  daß  vielfach  gutes  Saatgetreide  in  Nichtachtung 
der  gesetzlichen  Vorschriften  seiner  Bestimmung  ent¬ 
zogen,  oder  mangelhaftes  Saatgut  zu  unsinnigen  Preisen 
gehandelt  worden  ist. 

Die  Reichsfuttermittelstelle  hat,  abgesehen  von  den 
allgemeinen  Bestimmungen  für  den  Eisenbahnversand 
besondere  nähere  Bestimmungen  bisher  nur  für  den  Ver¬ 
kehr  mit  Saatgerste  erlassen.  Es  erscheint  daher  not¬ 
wendig,  die  Bestimmungen  über  den  Verkehr  mit  Saat¬ 
gerste  und  Saathafer  in  Übereinstimmung  zu  bringen 
und  diese  für  Saatgerste  im  wesentlichen  unveränderten, 
dagegen  für  Saathafer  neuen  Bestimmungen  in  Ver¬ 
bindung  mit  der  Abänderung  und  Ergänzung  der  ein¬ 
schlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  durch  die  Ver¬ 
ordnung  vom  17.  Januar,  wie  folgt,  zu  treffen: 

I.  In  erster  Linie  dürften  die  Kommunalverbände  die 
Aufgabe  haben,  den  Bedarf  an  Saatgetreide  ihrer  Be¬ 
zirke  zu  sichern. 

Soweit  die  Kommunalverbände  Lager  von  Saat¬ 
getreide  für  ihre  Bezirke  selbst  einrichten  oder  unter 
ihrer  Verantwortung  einrichten  lassen  wollen,  aus  denen 


sie  zur  Saatzeit  entsprechend  zubereitetes  und  keim¬ 
kräftiges  Saatgetreide  an  die  Landwirte  ihres  Bezirks 
abgeben,  sind  wir  bereit,  ihnen  auf  Antrag  geeignetes 
Getreide  aus  ihrem  eigenen  Bezirk  oder  aus  anderen 
Kommunalverbänden  (§  20,  Absatz  2  b,  der  Verordnung 
über  den  Verkehr  mit  Gerste  §  17,  Absatz  2,  Ziffer  2, 
der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Hafer)  durch 
Vermittlung  der  Zentralstelle  zur  Beschaffung  der 
Heeresverpflegung  zuzuweisen. 

Sache  der  Kommunalverbände  wird  es  sein: 

1.  festzustellen,  welcher  Bedarf  an  Saatgut  (Gerste, 
Hafer)  in  ihrem  Bezirk  noch  ungedeckt  ist; 

2.  für  Saatzwecke  geeignete  Mengen  an  Gerste  und 
Hafer  ausfindig  zu  machen  und  diese  entweder  selbst 
zu  erwerben  oder  ihre  Zuweisung  für  ihr  Saatgetreide¬ 
lager  bei  uns  zu  beantragen. 

Wird  die  Zuweisung  beantragt,  so  ist  es  nicht  er¬ 
forderlich,  daß  nur  solches  Getreide  hierfür  in  Anspruch 
genommen  wird,  das  zu  Saatzwecken  angebaut  worden 
ist  und  aus  Wirtschaften  stammt,  die  sich  in  den 
letzen  zwei  Jahren  nachweislich  mit  dem  Verkauf  von 
Saatgerste  oder  Saathafer  befaßt  haben.  Da  jedoch 
diese  Zuweisungen  durch  die  Zentralstelle  zur  Beschaf¬ 
fung  der  Heeresverpflegung  erfolgen,  so  ist  die  durch 
die  Verordnung  vom  17.  Januar  (R.-G.-Bl.  S.  40)  zuge¬ 
lassene  Vergütung  für  beschleunigten  Ausdrusch  dem 
Besitzer  zu  gewähren.  Die  Reinigung  und  Sortierung 
zu  Saatgetreide  kann  auf  den  betreffenden  Lägern  vor¬ 
genommen  werden. 

Die  Kommunalverbände  dürfen  die  Saatgerste  oder 
den  Saathafer  nur  unmittelbar  an  Landwirte  ihres  Be¬ 
zirkes  unter  Anrechnung  auf  den  Saatbedarf  und  Über¬ 
wachung  der  Verwendung  abgeben.  Sie  haben  uns  bis 
zum  5.  jeden  Monats,  erstmalig  bis  zum  5.  Februar 
1916,  eine  Nachweisung  über  den  Bestand  ihres  Lagers 
an  Saatgut  und  über  die  Zu-  und  Abgänge  im  Laufe 
des  vorhergehenden  Monats  einzureichen. 

II.  Der  Verkauf  von  selbstgezogener  Saatgerste  gemäß 
§70  der  Gerstenverordnung  und  von  selbstgezogenem 
Saathafer  gemäß  §  6,  Absatz  2c,  der  Haferverordnung 
von  Unternehmern  landwirtschaftlicher  Betriebe  an 
andere  Landwirte  oder  an  den  Handel  darf  nur  er¬ 
folgen: 

a)  von  den  sogenannten  anerkannten  Saatzuchtwirt¬ 
schaften,  die  in  der  Sondernummer  des  Eisenbahnver- 
kehrsanzeigers  für  den  Güter-  und  Tierverkehr  vom 
8.  September  1915  aufgeführt  sind; 

b )  von  anderen  Saatzuchtwirtschaften  nur  dann,  wenn 
der  zuständigen  amtlichen  Landesfuttermittelstelle  oder, 
wo  eine  solche  nicht  besteht,  der  Reichsfuttermittelstelle 
der  Nachweis  erbracht  ist,  daß  sich  der  Unternehmer 
in  den  letzten  zwei  Jahren  mit  dem  Verkauf  von  Saat¬ 
gerste,  beziehungsweise  Saathafer  befaßt  hat.  Der  Nach¬ 
weis  ist  durch  Vermittlung  des  zuständigen  Kommunal¬ 
verbandes  unter  Vorlegung  von  geeignetem  Beweis¬ 
material  (Anbauverträge,  Saatzuchtbücher,  Rechnungen) 
zu  führen. 

III.  Ist  selbstgezogene  Saatgerste  und  selbstgezogener 
Saathafer  nach  außerhalb  des  Kommunalverbandes  ver¬ 
kauft  worden,  so  darf  die  Ausfuhr  aus  dem  Kommunal¬ 
verband  nur  mit  dessen  Genehmigung  erfolgen.  Vor  der 
Erteilung  der  Ausfuhrgenehmigung  hat  der  Kommunal¬ 
verband  in  jedem  Falle  erst  die  Zustimmung  der  Landes¬ 
futtermittelstelle  und,  wo  eine  solche  nicht  besteht, 
unsere  Zustimmung  einzuholen. 

Dem  Kommunalverband  soll  die  Zustimmung  nur  in 
folgenden  Fällen  erteilt  werden: 

1.  Wenn  als  Käufer  ein  Landwirt  nachgewiesen  und 
eine  Bescheinigung  des  für  den  Wohnort  des  Käufers 
zuständigen  Kommunalverbandes  vorgelegt  wird,  daß  er 
bereit  ist,  die  Verwendung  zur  Saat  beim  Empfänger 
zu  überwachen.  Bei  Saathafer  muß  auch  der  Anrechnung 
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auf  den  Saatbedarf  des  Kommunalverbandes  des  Emp¬ 
fangsortes  zugestimmt  sein; 

2.  wenn  als  Käufer  ein  Saatguthändler  nachgewiesen 
wird,  der 

a)  entweder  von  uns  die  Erlaubnis  zum  Handel  mit 
Saatgerste  und  Saathafer  erhalten  hat.  Ein  Verzeichnis 
dieser  Händler  werden  wir  den  Landesfuttermittelstellen 
auf  Wunsch  noch  mitteilen.  Diese  Händler  sind  ver¬ 
pflichtet,  uns  monatliche  Nachweisungen  über  den  Zu- 
und  Abgang  an  Saatgetreide  einzureichen  und  dürfen 
ihrerseits  nur  unmittelbar  an  Landwirte  gegen  Bei¬ 
bringung  der  Bescheinigung  des  Kommunalverbandes 
des  Käufers  Saatgetreide  verkaufen, 

b)  oder  eine  Bescheinigung  der  für  seinen  Wohnsitz 
zuständigen  landwirtschaftlichen  Vertretung  (Land¬ 
wirtschaftskammer  u.  s.  w.)  beibringt,  daß  diese  die 
gleiche  Überwachung  seines  Geschäftsbetriebes  zu  über¬ 
nehmen  bereit  ist.  Die  Erklärung  der  Landwirtschafts¬ 
kammer  ist  bei  Stellung  des  Antrages  auf  Genehmigung 
der  Ausfuhr  miteinzureichen.  Die  Händler  sind  zu  ver¬ 
pflichten,  der  betreffenden  Landwirtschaftskammer  die 
gleichen  monatlichen  Nachweise  einzureichen  und  sich 
für  ihre  Weiterverkäufe  die  gleichen  Bescheinigungen 
zu  beschaffen; 

3.  wenn  der  Käufer  eine  Landwirtschaftskammer  oder 
eine  ihr  gleichstehende  landwirtschaftliche  Körperschaft 
oder  eine  in  ihrem  Aufträge  handelnde  Organisation  ist. 
Diese  Käufer  haben  die  gleichen  monatlichen  Nachweise 
wie  die  Saatguthändler  uns  einzureichen  und  dürfen 
ebenfalls  nur  an  solche  Landwirte  verkaufen,  die  eine 
Bescheinigung  vorlegen. 

Die  landwirtschaftlichen  Körperschaften  (Landwirt¬ 
schaftskammern  u.  s.  w.)  haben  es  vielfach  bereits  über¬ 
nommen,  für  eine  Deckung  des  Bedarfes  an  Saatgut  zu 
sorgen.  Es  empfiehlt  sich  daher,  daß  die  Kommunal¬ 
verbände  ihre  Maßnahmen  nur  nach  Verständigung  mit 
ihrer  Landwirtschaftskammer  u.  s.  w.  treffen.  Die  Land¬ 
wirtschaftskammern  u.  s.  w.  sind  allerdings  aus¬ 
schließlich  auf  den  freihändigen  Ankauf  von  Saat¬ 
getreide  angewiesen.  Eine  Zuweisung,  wie  sie  an  die 
Kommunalverbände  möglich  und  vorgesehen  ist,  kann 
an  sie  nicht  erfolgen; 

4.  wenn  als  Käufer  ein  Kommunalverband  auftritt. 
Für  den  Weiterverkauf  durch  den  Kommunalverband, 
der  nur  innerhalb  seines  Bezirkes  stattfinden  darf,  gelten 
die  Bestimmungen  unter  I,  letzter  Absatz. 

Die  Landesfuttermittelstellen  werden  jedoch  er¬ 
mächtigt,  den  Kommunalverbänden  für  die  in  ihrem 
Bezirk  gelegenen  sogenannten  anerkannten  Saatzucht¬ 
wirtschaften  (Ila)  und  die  nach  Ziffer  2 a  und  b  an¬ 
erkannten  Saatguthändler  die  Ausfuhrgenehmigung  ein 
für  allemal  zu  erteilen,  wenn  diese  Saatzuchtwirtschaften 
und  Saatguthändler  dem  Kommunalverband  gegenüber 
sich  schriftlich  verpflichten,  Verkäufe  von  Saatgerste 
und  Saathafer  nur  unter  Einhaltung  der  vorstehend 
unter  Ziffer  i — 4  aufgeführten  Grundsätze  und  Be¬ 
dingungen  vorzunehmen  und  dem  Kommunalverband 
jederzeit  Einsicht  in  die  Liste  ihrer  Verkäufe  zu  ge¬ 
währen. 

IV.  Die  Eisenbahnverwaltungen  dürfen  Gerste  und 
Hafer  nur  dann  zur  Beförderung  annehmen,  wenn  diese 
entweder  auf  einen  Militärfrachtbrief  erfolgt  oder  eine 
Bescheinigung  des  Kommunalverbandes  vorgelegt  wird, 
daß  er  mit  der  Ausfuhr  aus  dem  Kommunalverband  ein¬ 
verstanden  ist.  Abschrift  dieser  Bescheinigung  ist  dem 
Kommunalverband  des  Empfangsortes  zuzusenden. 

Um  den  Eisenbahndienststellen  die  Möglichkeit  zu 
geben,  diese  Bestimmungen  genau  einzuhalten,  und  um 
der  trotz  dieser  Vorschrift  wiederholt  festgestellten  un¬ 
zulässigen  Versendung  von  Saatgetreide  Einhalt  zu  tun, 
ist  erforderlich: 


1.  daß  die  Kommunalverbände  die  Güterabfertigungs¬ 
stellen  ihres  Bezirks  nötigenfalls  darüber  unterrichten, 
zu  welchem  Kommunalverband  sie  gehören; 

2.  daß  die  Ausfuhrbewilligung,  sofern  der  Verkäufer 
nicht  eine  anerkannte  Saatzuchtwirtschaft  oder  ein  an¬ 
erkannter  Saatguthändler  (III,  letzter  Absatz)  ist,  für 
die  der  Kommunalverband  eine  allgemeine  Ausfuhr¬ 
genehmigung  erteilt  hat,  für  jede  Sendung  besonders 
erteilt  wird.  Abgesehen  von  dieser  Ausnahme  ist  es 
nicht  zulässig,  die  Ausfuhrbewilligung  für  eine  Reihe 
von  in  verschiedenen  Zeiten  zur  Verfrachtung  kom¬ 
menden  Sendungen  auszustellen; 

3.  daß  die  Ausfuhrbewilligung,  sofern  die  Verkäufer 
nicht  anerkannte  Saatzuchtwirtschaften  oder  Saatgut¬ 
händler  sind,  von  der  Güterabfertigungsstelle  mit  Be¬ 
förderungsvermerk  versehen  und  dem  Kommunalverband 
zurückgegeben  wird; 

4.  daß  die  Abfertigungsstation  auf  dem  Frachtbrief 
einen  Vermerk  darüber  anbringt,  daß  die  Ausfuhr¬ 
bewilligung  ihr  Vorgelegen  hat  oder  daß  der  Absender 
eine  anerkannte  Saatzuchtwirtschaft  oder  ein  anerkannter 
Saatguthändler  ist,  für  die  vom  Kommunalverband 
die  Ausfuhrbewilligung  ein  für  allemal  erteilt  ist. 

V.  Beim  Verkauf  von  Saatgerste  (§70  der  Gersten¬ 
verordnung)  und  Saathafer  (§  6,  Absatz  2  c  der  Hafer¬ 
verordnung)  oder  von  Saatgut  (Gerste  oder  Hafer) 
innerhalb  des  Kommunalverbandes  bedarf  es  nur  der 
Genehmigung  des  Kommunalverbandes.  Eine  Anrech¬ 
nung  der  innerhalb  des  Kommunalverbandes  verkauften 
Saatgerste  auf  die  abzuliefernde  Hälfte  der  Gersten¬ 
ernte  erfolgt  jedoch  nur,  wenn  der  Nachweis  nach  II 
für  den  Verkäufer  der  Landesfuttermittelstelle  oder,  wo 
eine  solche  nicht  besteht,  der  Reichsfuttermittelstelle  er¬ 
bracht  ist. 

Festsetzung  von  Preisen  für  Gemüse,  Zwiebeln 
und  Sauerkraut.  Vom  25.  Januar  1916. 

Auf  Grund  der  Verordnung  des  Bundesrates  vom 
11.  November  1915  wird  über  die  Regelung  der  Preise 
für  Gemüse,  Zwiebeln  und  Sauerkraut  folgendes  be¬ 
stimmt: 

Artikel  I.  Die  Nummern  I  und  II  der  Bekanntmachung 
vom  4.  Dezember  1915  erhalten  folgende  Fassung: 

I.  Beim  Verkaufe  durch  den  Erzeuger  oder  Hersteller 
an  den  Handel  dürfen  folgende  Preise  frei  ab  nächster 
Verladestelle  (Bahn  oder  Schiff)  für  50  kg  beste  Ware 
nicht  überschritten  werden : 

Mark 


Für  Weißkohl  (Weißkraut) . 4- — 

»  Rotkohl  (Blaukohl)  .  ....  6‘50 

»  Wirsingkohl  (Savoyerkohl) . 6-50 

»  Grünkohl  (Braun-  oder  Krauskohl)  ....  6 • — 

»  Kohlrüben  (Steckrüben,  Wruken  oder  Dot- 
schen) : 

a)  für  weiße  Kohlrüben . 2'50 

b)  »  gelbe  »  3-50 


»  Mohrrüben  (rote  und  gelbe  Speisemöhren,  auch 

gelbe  Rüben  genannt): 

a)  lange  Speisemöhren: 

1.  weißfleischige  (sogenannte  Pferde¬ 

möhren)  .  . . 3* — 

2.  rotfleischige  Speisemöhren  .  .  .  5- — 

b)  Karotten  (kurze,  rotfleischige)  .  .  .  8‘ — 

»  Zwiebeln . io1 — 

»  Sauerkraut  (Sauerkohl) . 12* — 

Diese  Preise  schließen  die  bisher  handelsübliche  Ver¬ 
packung  ein.  Für  Frostverpackung,  die  über  das  ge¬ 
wöhnliche  Maß  hinausgeht,  können  die  Selbstkosten  be¬ 
rechnet  werden.  Bei  Versendung  in  Säcken  ist  für  den 
Sack  ein  Zuschlag  von  40  Pfennig  für  je  50  kg  zu¬ 
lässig.  Bei  Sauerkraut  verstehen  sich  die  Preise  ohne 
Faß;  die  Fässer  dürfen  nur  zum  Selbstkostenpreise  be¬ 
rechnet  und  müssen,  wenn  Rückgabe  vereinbart  wird, 
zu  diesem  Preise  zurückgenommen  werden. 

II.  Insoweit  für  Gemüse,  Zwiebeln  und  Sauerkraut 
gemäß  §3  der  Verordnung  des  Bundesrates  vom  1 1 .  No¬ 
vember  1915  (Reichs-Gesetzblatt  S.  75  2)  Höchstpreise 
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für  die  Abgabe  im  Kleinhandel  an  den  Verbraucher 
festgesetzt  werden,  dürfen  sie  folgende  Sätze  für  0'5  kg 
beste  Ware  nicht  überschreiten: 

Pfennig 


Für  Weißkohl  (Weißkraut) . 7 

»  Rotkohl  (Blaukohl)  . II 

»  Wirsingkohl  (Savoyerkohl) . 1 1 

»  Grünkohl  (Braun-  oder  Krauskohl) . 9 

»  Kohlrüben  (Steckrüben,  Wrunken  oder  Dotschen : 

a)  für  weiße  Kohlrüben  . .  .  4 

b)  »  gelbe  »  . 6 


»  Mohrrüben  (rote  und  gelbe  Speisemöhren,  auch 


gelbe  Rüben  genannt) : 
ä)  lange  Speisemöhren: 

1.  weißfleischige  (sogenannte  Pferde¬ 

möhren)  . 5 

2.  rotfleischige  Speisemöhren  ....  8 

b)  Karotten  (kurze,  rotfleischige) . 1 1 

»  Zwiebeln . 20 

»  Sauerkraut  (Sauerkohl) . 16 


Artikel  II.  Diese  Bestimmung  tritt  am  27.  Januar 
1916  in  Kraft. 

Belgien. 

Abbau  des  Moratoriums.  Eine  Verordnung  des 
deutschen  Generalgouverneurs  in  Belgien  vom  5.  Januar 
1916  lautet: 

Artikel  1.  Die  durch  Verordnung  vom  17.  Dezember 
1915  (Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  die  okkupierten 
Gebiete  Belgiens  Nr.  150)  bestimmten  Fristen  für  die 
Erhebung  des  Protestes  und  für  die  sonstigen  zur  Er¬ 
haltung  der  Regreßrechte  notwendigen  Handlungen 
werden  für  gezogene  Wechsel,  die  vor  dem  3.  August 
1914  ausgestellt  und  in  der  Zeit  vom  31.  Juli  1914 
bis  31.  Januar  1916  einschließlich  im  Gebiete  des 
Generalgouvernements  Belgien  zahlbar  sind,  bis  zum  Ab¬ 
lauf  von  neunzehn  Monaten  und  sieben  Tagen  nach 
dem  Verfalltage,  jedoch  nicht  über  den  8.  August  1916 
hinaus,  verlängert,  sofern  die  Wechsel  im  Gebiete  des 
Generalgouvernements  Belgien  ausgestellt  worden  sind 
und  die  Wechselsumme  200  Francs  übersteigt.  Sind 
solche  Wechsel  außerhalb  des  Generalgouvernements 
ausgestellt  worden  oder  beträgt  die  Wechselsumme  200 
Francs  oder  weniger,  so  werden  die  bezeichneten  Fristen 
bis  zum  Ablauf  von  zweiundzwanzig  Monaten  und  sieben 
Tagen  nach  dem  Verfalltage,  jedoch  nicht  über  den 
8.  November  1916  hinaus,  verlängert. 

Vor  Ablauf  der  im  Absatz  1  bezeichneten  Fristen 
kann  die  Einlösung  von  den  Indossanten  und  den  an¬ 
deren  Verpflichteten  nicht  verlangt  werden.  Die  Er¬ 
hebung  des  Protestes  ist  von  der  Verkündigung  dieser 
Verordnung  ab  nur  innerhalb  der  letzten  sieben  Tage 
vor  Ablauf  der  im  Absatz  1  bezeichneten  Fristen  zu¬ 
lässig. 

Hinsichtlich  der  Zinsen  bleiben  die  bisherigen  Vor¬ 
schriften  unberührt. 

Artikel  2.  Die  im  Handelsgesetzbuch  Buch  1,  Titel  8, 
Artikel  53,  Absatz  1,  vorgesehene  Frist  für  die  Er¬ 
hebung  des  Protestes  wird  für  alle  Wechsel,  die  vom 

1.  Februar  1916  ab  im  Gebiete  des  Generalgouverne¬ 
ments  Belgien  zahlbar  werden,  um  fünf  Tage  verlängert. 

Artikel  3.  Die  im  Handelsgesetzbuch  Buch  1,  Titel  8, 
Artikel  56  und  58,  vorgesehenen  Fristen  zur  Ausübung 
des  Regresses  werden  um  vierzehn  Tage  verlängert.  Für 
die  im  Artikel  1  bezeichneten  Wechsel  werden  die 
Fristen  für  den  Regreßanspruch  des  Inhabers  von  dem 
Tage  an  berechnet,  an  dem  die  Ausübung  des  Re¬ 
gresses  zulässig  wird. 

Artikel  4.  Die  im  Handelsgesetzbuch  Buch  3,  Titel  1, 
Artikel  443,  vorgeschriebene  Einsendung  der  Liste  der 
protestierten  Wechsel  an  den  Präsidenten  des  Handels¬ 
gerichtes  hat  statt  innerhalb  der  ersten  zehn  Tage  des 
der  Protestaufnahme  folgenden  Monates  erst  innerhalb 
der  ersten  zehn  Tage  des  nächstfolgenden  Monates  zu 
geschehen. 

Artikel  5.  Die  Vorschriften  der  Artikel  1  bis  4  finden 
auf  alle  anderen  durch  Indossament  übertragbaren  Pa¬ 
piere  entsprechende  Anwendung. 


Artikel  6.  Für  die  Rückzahlung  von  Bankguthaben, 
die  vor  dem  3.  August  1914  entstanden  sind,  gelten 
die  folgenden  Bestimmungen : 

1.  Die  Banken  sind  verpflichtet,  aus  Guthaben  Rück¬ 
zahlungen  bis  zu  1000  Francs  für  je  14  Tage  zu  leisten, 
soweit  nicht  nach  Ziffer  2  und  3  dieses  Artikels  höhere 
Auszahlungen  zu  leisten  sind.  Die  Auszahlung  von  Raten, 
die  an  einzelnen  Terminen  nicht  abgehoben  worden 
sind,  kann  nachträglich  nicht  verlangt  werden. 

2.  Ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Betrages  können 
Rückzahlungen  aus  Guthaben  jederzeit  gefordert  werden, 
insoweit  glaubwürdig  nachgewiesen  wird,  daß  der  aus¬ 
zuzahlende  Betrag 

a)  zur  Zahlung  von  Schulden  und  fälligen  Verbind¬ 
lichkeiten  jeder  Art, 

b )  zur  Beschaffung  von  Material  oder  Waren  für  den 
eigenen  kaufmännischen,  land-  oder  forstwirtschaftlichen 
Betrieb 

verwendet  wird. 

3.  Die  Zwangsverwalter  sind  berechtigt,  über  Bank¬ 
guthaben  der  unter  ihrer  Verwaltung  stehenden  Unter¬ 
nehmungen  ohne  Einschränkung  zu  verfügen.  Ebenso  ist 
den  Verfügungen  der  unter  Aufsicht  gestellten  Unter¬ 
nehmungen  über  ihre  Bankguthaben  ohne  Einschränkung 
zu  entsprechen,  falls  die  Verfügungen  von  den  Aufsichts¬ 
personen  genehmigt  sind. 

Die  Rückforderung  von  Guthaben,  die  vom  3.  August 
1914  ab  entstanden  sind,  unterliegt  keiner  Beschränkung. 

Artikel  7.  Die  Verordnung  des  Königs  der  Belgier 
vom  18.  August  1914,  betreffend  die  Außerkraftsetzung 
der  Verfallklauseln  u.  s  w.  (Moniteur  beige  Nr.  231 
vom  19.  August  1914)  wird  aufgehoben. 

Unbeschadet  der  Befugnisse,  Zahlungsfristen  zu  be¬ 
willigen,  kann  das  Gericht  auf  Antrag  des  Schuldners 
in  der  Entscheidung  anordnen,  daß  die  besonderen 
Rechtsfolgen,  die  wegen  der  Nichtzahlung  oder  der 
nicht  rechtzeitigen  Zahlung  einer  vor  dem  4.  August 

1914  entstandenen  Geldforderung  nach  Gesetz  oder 
Vertrag  eingetreten  sind  oder  eintreten,  als  nicht  ein¬ 
getreten  gelten.  Das  Gericht  kann  auch  anordnen,  daß 
die  Rechtsfolgen  nur  unter  gewissen  Voraussetzungen, 
insbesondere  nach  dem  fruchtlosen  Ablauf  einer  auf 
höchstens  drei  Monate  zu  bemessenden  Frist,  eintreten. 

Die  Anordnung  ist  unzulässig,  wenn  die  Rechtsfolgen 
am  4.  August  1914  bereits  eingetreten  waren. 

Artikel  8.  Die  im  Gesetz-  und  Verordnungsblatte  für 
die  okkupierten  Gebiete  Belgiens  Nr.  10  vom  7.  No¬ 
vember  1914,  Nr.  17  vom  1.  Dezember  1914,  Nr.  109 
vom  26.  August  1915  und  Nr.  136  vom  3.  November 

1915  veröffentlichten  Verordnungen  vom  3.  November 

1914,  28.  November  1914,  12.  August  1915  und 

29.  Oktober  1915,  betreffend  Zahlungsverbote  gegen 
England,  Frankreich,  Rußland,  Finnland,  das  britische 
Okkupationsgebiet  in  Ägypten  und  die  unter  französi¬ 
schem  Protektorat  stehenden  Gebietsteile  Marokkos, 
bleiben  unberührt. 

Artikel  9.  Diese  Verordnung  tritt  am  1.  Februar  1916 
in  Kraft.  Sie  gilt  nicht  für  den  französischen  Teil  des 
Generalgouvernements. 

Russisch-Polen. 

Verzehrungssteuern.  Die  Wiener  Handels-  und 
Gewerbekammer  teilt  mit,  daß  das  k.  u.  k.  Etappen¬ 
oberkommando  für  das  österreichisch-ungarische  Okku¬ 
pationsgebiet  die  Einhebung  von  folgenden,  seinerzeit 
in  Rußland  bestandenen  Verzehrungssteuern  angeordnet 
hat:  1.  Für  Spiritus  20  Kopeken  pro  einen  Eimergrad 
Alkohol;  2.  für  Alkohol  aus  Obst,  Weinbeeren,  Früchten 
und  Beeren  14  Kopeken  für  einen  Eimergrad;  3.  für 
Bier  von  Rubel  2^30  und  3  Rubel  für  einen  Pud  Malz; 

4.  für  Rauch-  und  Schnupftabak,  Zigarren  und  Zigaretten 
verschiedene  Sätze  je  nach  der  Qualität;  5.  für  Zucker 
von  2  Rubel  für  ein  Pud;  6.  für  Mineralöl  von  90  Ko¬ 
peken  für  ein  Pud;  7.  für  inländische  Preßhefe  von 
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32  Kopeken  für  ein  Pud;  8.  für  ausländische  Preßhefe 
von  36  Kopeken  für  ein  Pud;  9.  für  Zündhölzchen  von 
1 — 6  Kopeken  pro  Schachtel  je  nach  Inhalt  und  Pro¬ 
venienz  (Inland,  Ausland);  io.  für  Zigarettenhülsen  von 
4  Kopeken  für  100  Stück  und  Zigarettenpapierbüchel 
von  50  Blatt  1  Kopeke.  Die  Verzehrungssteuern  werden 
ab  1.  Januar  1916  eingehoben.  Nähere  Mitteilungen 
darüber  erteilt  die  Kammer. 

Niederlande. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Beschluß  vom 
20.  Januar  1916  wurde  die  Ausfuhr  von  Kalziumkarbid 
und  Azetylengas,  Filzpapier  und  Asphaltpapier  verboten. 
Zeitweilige  Aufhebung  und  Aufhebung  in  besonderen 
Fällen  ist  verboten. 

Dänemark. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  eine  Verordnung  vom 
19.  Januar  1916  wurde  bis  auf  weiteres  die  Ausfuhr 
von  Leinen,  Lumpen,  Hanf,  Flachs,  Flachsmischung, 
Baumwollgarn,  sowie  leeren  Butterfässern  aus  Buchen¬ 
holz  und  fertigen  und  unbearbeiteten  Dauben  und  Böden 
aus  Buche  für  Butterfässer  verboten. 

Norwegen. 

Ausfuhrverbot  für  Butter.  Am  21.  Januar  1916 
wurde  in  Norwegen  neuerlich  ein  Exportverbot  für 
Butter  erlassen,  welches  mit  dem  25.  Januar  1916  in 
Kraft  getreten  ist. 


jjanfccL 

Der  Außenhandel  Frankreichs  1915.  im  Jahre  1915 
stieg  die  Einfuhr  Frankreichs  auf  8.074,492.000  Francs 
gegen  6402,169.000  Francs  für  1914,  die  Ausfuhr  auf 
3.022,302.000  Francs,  was  gegenüber  dem  Jahre  1914 
eine  Verminderung  um  1.846,532.000  Francs  bedeutet. 
Hiernach  ergibt  sich  die  folgende  Gegenüberstellung  für 
die  letzten  drei  Jahre : 


1915  1914  1913 

Tausend  Francs 

Einfuhr . 8,074.492  6,402.169  8,421.332 

Ausfuhr . 3,022.302  4,868.834  6,880.217 


Einfuhrüberschuß  .  5,052.190  1,533-335  1,541.1 15 

Schweizerische  Einfuhrkontingente.  Die  Schwei¬ 
zerische  Liga  für  die  Verbilligung  der  Lebenshaltung 
schreibt:  Als  Beilage  zum  Schweizerischen  Handelsamts¬ 
blatt  erschien  ein  Verzeichnis  der  Waren,  die  durch 
die  S.  S.  S.  einzuführen  sind.  Wir  führen  von  den  kon¬ 
tingentierten  Waren  in  der  beifolgenden  Tabelle  für  die 
Nahrungsmittel  die  Mengen  auf,  welche  während  eines 
Jahres  in  der  Schweiz  eingeführt  werden  dürfen,  und 
stellen  ihnen  gegenüber  die  Einfuhrmengen  im  Jahre 
1913  nach  den  Ergebnissen  der  Schweizerischen  Handels¬ 
statistik  : 


Bezeichnung  der  Ware 

Jahres¬ 

kontingent 

Einfuhr 

*9*3 

Getreide  and  Hülsenfrüchte  ... 

in  q 

9,983.000 

in  q 

10,155.000 

Gemüse  und  Früchtekonserven  .  .  .  . 

14.500 

21.700 

Baum-  und  Haselnüsse  . 

20.000 

19.300 

Zwiebeln . 

60,000 

? 

Kartoffeln . 

855.000 

937-000 

Kakaobohnen . 

152.000 

102.500 

Sago,  Tapioka  . . 

5500 

5.700 

Speiseöle . . 

102.000 

102.700 

Total  Früchte  und  Gemüse  ohne 

Zwiebeln  .  . 

1,149.000 

1,188.900 

Fleisch . 

170.000 

133-300 

Fleisch,  gesalzen,  geräucherte  Wurst- 

waren  u.  s.  w.,  Fleischkonserven  .  . 

35.000 

32.400 

Geflügel,  Wildbret . 

53.000 

52.100 

Eier . 

140.000 

137.700 

Schweineschmalz . 

22.000 

16.600 

Andere  Speisefette . 

16.500 

12.100 

Animalische  Nahrungsmittel  .  . 

436.500 

384.200 

Ochsen,  Stiere,  Kühe  und  Rinder  .  , 

55.000 

55-500 

Kälber . . 

20.000 

24.100 

Schweine . 

50.000 

24.200 

Schafe,  Ziegen,  Kaninchen . 

140.000 

155.000 

Tiere  .  . 

265.000 

258.800 

Die  Valonea-Ausfuhr  Smyrnas.  Das  deutsche  Kon¬ 
sulat  in  Smyrna  berichtet: 

Die  Valonea-Ernte  (Valonea  und  Trillo)  des  Jahres 
1914  wurde  auf  etwa  1  Million  Kantar  (1  Kantar  = 
rund  55  kg)  geschätzt,  wovon  jedoch  infolge  der  seit 
Kriegsausbruch  herrschenden  Zustände  nur  40  bis  50 
vom  Hundert,  also  etwa  400.000  bis  500.000  Kantar  einge¬ 
bracht  werden  konnten.  Aus  den  Vorjahren  waren  noch 
etwa  500.000  Kantar,  meist  leichter,  minderwertiger 
Sorte  vorhanden.  Was  die  Qualität  der  Ernte  1914  an- 
betrifif,  so  bestand  sie  zum  weitaus  größten  Teil  aus 
minderwertiger  Ware,  da  infolge  verspäteter  Einbringung 
in  den  meisten  Bezirken  Qualität  und  Farbe  stark  ge¬ 
litten  hatten. 

Die  Ernte  1915  ist  nach  Berichten  aus  allen  Bezirken 
gut  und  beträgt  etwa  1,000.000 — 1,100.000  Kantar,  wo¬ 
von  jedoch  aus  Mangel  an  Arbeitskräften  und  Transport¬ 
mitteln  infolge  des  Kriegszustandes  nur  500.000  bis 
600.000  Kantar  eingebracht  worden  sein  dürften.  An 
alter  Valonea  aus  den  letzten  beiden  Ernten  sollen  in 
Smyrna  und  dem  Innern  noch  ungefähr  500.000  bis 
550.000  Kantar  vorhanden  sein,  so  daß  sich  eine  ver¬ 
fügbare  Gesamtmenge  von  1,100.000  bis  1,150.000 
Kantar  ergibt. 

Die  Qualität  der  1915er  Ernte  ist  im  allgemeinen 
außergewöhnlich  gut. 

Das  Geschäft  liegt  seit  Mitte  Mai  völlig  darnieder, 
da  seit  dieser  Zeit  jede  Ausfuhr  abgeschnitten  ist.  Erst 
seit  den  großen  Siegen  der  Zentralmächte  und  der  Bul¬ 
garen  in  Serbien  ist  in  Erwartung  der  Öffnung  der  Land¬ 
wege  eine  Nachfrage  entstanden,  die  sich  zunächst  in 
mäßigen  Grenzen  hielt,  so  daß  die  vorhandenen  Käufer 
ihre  Einkäufe  zu  recht  niedrigen  Preisen  bewerkstelligen 
konnten.  Seit  drei  Wochen  ist  jedoch  eine  sehr  starke 
und  wachsende  Nachfrage  aufgetreten,  welche  die  Preise 
stark  hinauftreibt  und  jetzt  noch  anhält. 

Eine  kleine  Ausfuhr  findet  schon  über  Panderma 
nach  Konstantinopel  zwecks  Weiterbeförderung  nach  Öster¬ 
reich-Ungarn  und  Deutschland  statt.  Die  Geschäftswelt 
ist  sich  indessen  noch  im  unklaren  darüber,  ob  diese  Be¬ 
förderung  bald  und  glatt  von  statten  gehen  wird  und 
ob  daher  auf  ein  flotteres  Geschäft  gerechnet  werden 
kann. 

Norwegische  Zuckerkäufe  in  Amerika.  Aus  Stock¬ 
holm  wird  uns  geschrieben  : 

»Die  norwegische  Proviantierungskommission  hat 
20.000  t  Zucker  zur  Lieferung  von  Ende  Februar  bis 
Mai  gekauft.  Die  Partie  besteht  größtenteils  aus  Farin. 
Die  ganze  Kaufsumme  wird  auf  9,300.000  K  ver¬ 
anschlagt  und  man  erachtet  diesen  Kauf  als  für  die 
gegenwärtigen  Verhältnisse  sehr  vorteilhaft. 

Das  gegenwärtige  Lager  des  norwegischen  Staates  an 
Zucker  wird  auf  12.000  t  veranschlagt,  hiervon  9000/ 
deutscher  und  3000  t  schwedischer  Zucker.  Es  wird 
weiter  berichtet,  daß  private  norwegische  Grossisten 
eine  gleich  große  Partie  in  den  Vereinigten  Staaten  ge¬ 
kauft  haben.« 


giitt&wU'trdjaft* 


Kohlenproduktion  in  Deutschland.  Deutschlands 

Kohlenproduktion  im  Jahre  1915  stellte  sich  in  Stein¬ 
kohlen  auf  14671  Millionen  t\  das  ergibt  eine  Minde¬ 
rung  von  I4‘83  Millionen  t  gegen  das  Vorjahr  und  von 
44-8o  Millionen  t  gegen  das  volle  Friedensjahr  1913- 
In  Braunkohle  ist  dagegen  die  Produktion  von  8877  Mil¬ 
lionen  t  um  4^2  Millionen  t  gegen  das  Vorjahr  ge¬ 
stiegen  und  übertrifft  auch  das  Jahr  1913  noch  um 
i-25  Millionen  t.  Die  Koksproduktion  betrug  26'36  Mil- 
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lionen  t  und  bleibt  mit  crg6  Millionen  t  nur  unerheb¬ 
lich  gegen  1914  und  mit  5‘8i  Millionen  t  etwas  stärker 
gegen  1913  zurück.  Preßkohlen  aus  Steinkohlen  und 
Braunkohlen  wurden  2974  Millionen  t  hergestellt  gegen 
2y39  Millionen  t,  beziehungsweise  27^24  Millionen  t  in 
den  beiden  Vorjahren. 

Rohr-  und  Rübenzuckerproduktion.  Die  Erzeugung 
von  Rohrzucker,  die  vor  Ausbruch  des  Krieges  von 
der  Erzeugung  von  Rübenzucker  fast  eingeholt  wurde, 
ist  in  den  beiden  letzten  Betriebsjahren  weiter  gefördert 
worden,  während  die  Erzeugung  von  Rübenzucker  sehr 
bedeutend  zurückgeblieben  ist.  Nach  den  »Münchener 
N.  N.«  erwartet  man  für  das  Betriebsjahr  1915/16  eine 
Rohrzuckererzeugung  von  rund  207 s/4  Millionen  Zentner, 
aber  nur  eine  Rübenzuckererzeugung  von  rund  126  3/4  Mil¬ 
lionen  Zentner,  also  81  Millionen  Zentner  weniger.  Im 
Betriebsjahr  19 14/ 15  betrug  die  Rohrzuckererzeugung 
rund  201  Millionen  Zentner,  die  Rübenzuckererzeugung 
rund  16^/2  Millionen  Zentner,  also  nur  35  J/2  Millionen 
Zentner  weniger.  Und  im  Betriebsjahr  1 91 3/14  (also  vor 
Ausbruch  des  Krieges)  betrug  die  Rohrzuckererzeugung 
rund  198  Millionen  Zentner,  die  Rübenzuckererzeugung 
aber  178V4  Millionen  Zentner,  also  nur  20 3/4  Millionen 
Zentner  weniger.  Es  ergibt  sich  darnach  für  den  Zeit¬ 
raum  von  drei  Jahren  für  die  Rohrzucker erzeugung 
eine  Steigerung  von  rund  9%  Millionen  Zentner,  für 
die  Rübenzuckererzeugung  ein  Rückgang  um  5 1 1/2  Mil¬ 
lionen  Zentner.  Für  den  Weltbedarf  stehen  also  für  das 
laufende  Jahr  rechnerisch  41 3/4  Millionen  Zentner  Zucker 
weniger  zur  Verfügung  als  vor  drei  Jahren. 


Englands  Handelsflotte  während  des  Krieges.  Aus 

statistischen  Angaben,  welche  im  Zusammenhang  mit 
der  Frachtenfrage  veröffentlicht  worden  sind,  erhellt, 
daß  die  Totalverluste  der  Welt  im  Jahre  1915  an 
Schiffen  von  über  500  t  1,825.360  t  betragen,  wovon 
die  englische  Handelsflotte  997.972  t  verloren  hat.  Die 
Anzahl  der  gescheiterten  Schiffe  von  über  500  t  beträgt 
726,  davon  409  englische ;  231  englische  und  212  auslän¬ 
dische  Schiffe  sind  durch  Kreuzer,  U-Boote  oder  Minen 
versenkt  worden.  Die  englische  Handelsflotte  ist  seit 
Beginn  des  Krieges  um  1,219.146  l  reduziert  worden. 
Davon  wurden  Schiffe  mit  zusammen  272.488  t  vor 
Beginn  der  Unterseebootaktion  versenkt.  Die  Verluste 
nach  diesem  Zeitpuukt  betragen  762.534  t.  Der  Rest 
liegt  in  deuschen  Häfen  interniert.  Gebaut  wurden  im 
Jahre  1915  an  englischen  Handelsschiffen  insgesamt 
650.000^  gegen  1,728.000 1  im  Jahre  1914  und  2,336.368  t 
im  Jahre  1913. 


Regierungsmaßnahmen  gegen  die  Ausfuhr  von 
Schiffen  aus  Schweden.  Der  schwedische  Finanz¬ 
minister  hat  auf  die  Anfrage  einer  Stockholmer  Zeitung 
mitgeteilt,  die  Regierung  bereite  wirksame  Maßnahmen 
vor  zum  Zwecke  der  Verhinderung  oder  Beschränkung 
des  Verkaufes  von  Schiffen  nach  dem  Ausland.  Die 
Absicht  sei,  diese  Maßnahmen  anwendbar  zu  machen 
ohne  Rücksicht  auf  die  Veränderungen,  die  seit  einem 
gewissen  verflossenen  Zeitpunkt  in  bezug  auf  das  Eigen¬ 
tumsrecht  an  Schiffen  haben  stattfinden  können.  Man 
scheint  hieraus  schließen  zu  können,  daß  wenigstens 
gewisse  von  den  geplanten  Maßnahmen  rückgreifende 
Wirkung  haben  sollen.  Darauf  deutet  auch  die  kürzlich 
erlassene  Verfügung  über  den  Aufschub  der  Austragung 
im  Schiffsregister  hin. 

Verfrachtungsschwierigkeiten  in  New  York.  Der 

»Railway  Age  Gazette«  entnehmen  wir:  Die  Anhäufung 
von  Frachten  in  New  York,  die  in  erster  Linie  durch 
den  in  den  letzten  Wochen  eingetretenen  Mangel  an 
Schiffen  zur  Beförderung  von  Waren  nach  Europa  und 
Südamerika  hervorgerufen  wurde,  ist  fortgesetzt  em 
pfindlicher  geworden,  und  ein  ähnlicher  Zustand 
herrscht  jetzt  in  Philadelphia  und  Baltimore.  Zu  dem 
Mangel  an  Ozeanfahrzeugen  kommt  noch  hinzu,  daß 
einige  Schiffsladungen  in  New  York  aufgehalten  worden 
sind,  weil  die  Leichterschiffe,  welche  die  Frachtgüter 
von  der  Eisenbahn  zu  den  Ozeanschiffen  befördern, 
alle  mit  Handelsgut  überfüllt  sind,  und  gewisse  An¬ 
nahmesperren  sich  nicht  allein  auf  Ausfuhrfrachten, 
sondern  auch  auf  inländische  Schiffsladungen  erstrecken, 
welche  auf  Leichtern  befördert  werden  müssen.  Kürzlich 
legte  die  Delaware,  Lackawanna  und  Western  Annahme¬ 
sperre  auf  zur  Ausfuhr  nach  Osten  bestimmte  Fracht¬ 
ladungen,  ausgenommen  Schiffsladungen,  für  welche 
Fahrzeuge  bereits  gedungen  waren.  Die  Gesellschaft 
hatte  über  5000  beladene  Frachtwagen  auf  ihren  Linien, 
welche  auf  Entladung  in  New  York  warteten.  Dann 
legte  die  Pennsylvania-Eisenbahngesellschaft  Annahme¬ 
sperre  auf  Mehl  und  Holz,  welches  in  New  York  aus¬ 
geführt  oder  gelichtert  werden  sollte,  und  weiter  auf 
Getreide,  welches  über  Philadelphia  und  Baltimore  aus¬ 
geführt  werden  sollte.  Die  Baltimore  und  Ohio-Gesell¬ 
schaft  legte  Sperre  auf  alle  Eisen-  und  Stahlprodukte, 
die  für  die  Ausfuhr  über  den  Hafen  von  New  York 
bestimmt  waren. 

Die  in  den  Elevatoren  im  New  Yorker  Hafen  gegen¬ 
wärtig  aufgestapelte  Menge  Weizen  beträgt  beinahe 
doppelt  so  viel  wie  im  vorigen  Jahre  zu  gleicher  Zeit, 
und  der  auf  der  Reise  von  Kanada  befindliche,  nach 
Häfen  der  Vereinigten  Staaten,  hauptsächlich  New  York, 
bestimmte  Weizen  wird  auf  10  Millionen  Busheis  ge¬ 
schätzt. 
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Sektionsversammlung.  Am  24.  Januar  fand  unter 
dem  Vorsitze  des  Obmannes  kaiserlichen  Rates  Fried¬ 
rich  Eisinger  und  in  Anwesenheit  des  stellver¬ 
tretenden  Vizepräsidenten  des  Kuratoriums  des  k.  k. 
österr.  Handelsmuseums,  Geheimen  Rates  Eugen  Ritter 
v.  K  u  c  z  y  n  s  k  i,  eine  Sitzung  des  Sektionsvorstandes 
statt.  In  derselben  berichtete  Sektionsrat  Dr.  Iv  a  r-  j 
m  i  n  s  k  i  über  die  Durchführung  der  in  der  letzten  1 
Sitzung  gefaßten  Beschlüsse,  insbesondere  hinsichtlich 
der  Dirigierung  des  Balkanzuges,  und  machte  von  einem 


Erlasse  des  k.  k.  Eisenbahnministeriums  Mitteilung,  der 
den  vorgebrachten  Bedenken  gegen  die  Benachteiligung 
Österreichs,  besonders  Wiens,  Rechnung  trägt.  Hierauf 
wurden  vom  Vorstande  im  Anschlüsse  an  Referate  des 
Sekretärs  Dr.  Drucker  Beratungen  über  die  Frage 
der  Wahrung  der  österreichischen  Interessen  in  Ser¬ 
bien  sowie  über  die  Devisenfrage  gepflogen. 

In  der  anschließenden,  zahlreich  besuchten  Vollver¬ 
sammlung,  deren  Verlauf  aus  ausführlichen  Berichten 
der  Tagespresse  bekannt  ist,  erstattete  Sekretär  Doktor 
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Drucker  an  Stelle  des  durch  eine  dringliche  Reise 
verhinderten  Herrn  Artur  Kuffler  das  Referat  über 
„Außenhandel  und  Währungspolitik“,  woran  sich  eine 
rege  Diskussion  knüpfte.  Hierzu  ist  uns  von  Herrn 
Gustav  Korner,  Direktor  der  Anglo-österreichi- 
schen  Bank,  nachträglich  ein  Beitrag  zugekommen,  den 
wir  an  anderer  Stelle  dieses  Blattes  veröffentlichen. 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  711.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vor  liegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 


Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 


ptittcUungen  frei* 


Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  welcher  u.  a. 
besagt: 

„In  dem  unter  deutscher  Verwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz¬ 
kommissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
Fällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver¬ 
waltung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 
Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 
gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  werden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13.606.) 

Deutsche  Handelszentrale  in  Warschau.  Nach 
privaten  Mitteilungen  aus  Berlin  ist  eine  durch  die 
deutsche  Regierung  geförderte  Handelsorganisation 
zum  Zwecke  der  Beförderung  des  Warenverkehres  mit 
Russisch-Polen  geschaffen  worden.  Die  Zentrale  soll  in 
Warschau,  Agenturen  in  einigen  größeren  Städten  er¬ 


richtet  werden.  Die  Organisation  beruht  auf  einer  Ver¬ 
einigung  mehrerer  deutscher  Handelskammern.  Es  ist 
geplant,  für  Geschäftsvermittlungen  und  Banktrans¬ 
aktionen  eine  dreiprozentige  Provision  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  für  Inkassi  ein  halbes  Prozent  zu  be¬ 
rechnen.  (14.662/E.) 

Reisen  in  das  von  Deutschland  besetzte  Gebiet. 

Zur  Reise  in  das  vom  Deutschen  Reiche  besetzte  Gebiet 
von  Russisch-Polen  ist  bekanntlich  die  Genehmigung 
des  kaiserlich  deutschen  Generalgouvernements  (Zivil¬ 
verwaltung)  in  Warschau  erforderlich.  Aus  Berlin  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Gesuche  zweckmäßigerweise  bei  der 
königlichen  Kommandantur  in  Berlin,  Platz  am  Zeug¬ 
haus  Nr.  1,  einzubringen  sind.  Der  Paß  ist  anzu¬ 
schließen  und  sind  in  dem  Gesuche  Anlaß  und  Reise¬ 
zweck  ausführlich  anzugeben  und  zu  motivieren.  Die 
Erlaubnis  wird  nur  in  wichtigen  Fällen  erteilt. 

(14.661/E.) 

Protestaufnahme  in  Russisch-Polen.  Der  „Deut¬ 
sche  Außenhandel“,  Zeitschrift  des  Handelsvertragsver¬ 
eines  in  Berlin  vom  20.  Dezember  1915  meldet  folgendes: 

Zum  Schutze  der  Wechselgläubiger  im  besetzten  Ge¬ 
biete  von  Russisch-Polen  sind  bekanntlich  die  Fristen  zur 
Vornahme  einer  Handlung,  deren  es  zur  Ausübung  und 
Erhaltung  des  Wechselrechtes  oder  des  Regreßrechtes  aus 
dem  Scheck  bedarf,  vorläufig  bis  31.  Dezember  1915  ver¬ 
längert  worden.  Eine  Verlängerung  dieser  Frist  dürfte  zu 
erwarten  sein.  Die  Wechselgläubiger  sind  daher,  wie  die 
Handelskammer  zu  Berlin  mitteilt,  zurzeit  wohl  be¬ 
rechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  ihre  Wechsel  protestieren 
zu  lassen.  Zur  Aufnahme  der  Proteste  sind  auch  die  Ge¬ 
richtsvollzieher  ermächtigt.  Anträge  auf  Protestaufnahme 
durch  diese  sind  an  den  Präsidenten  des  Obergerichtes 
in  Warschau  zu  richten.  (365/E.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 

*)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels- 
museuma  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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DIE  GESCHÄFTS-  UND  WIRTSCHAFTSLAGE 
RUMÄNIENS  IM  JAHRE  1915. 

Von  Leopold  Fischt,  Braila. 

Braila,  Ende  Januar  1916. 

Wenn  man  sich  die  Lage  vergegenwärtigt,  welche  der 
Weltkrieg  kurz  nach  seinem  Ausbruche  in  geschäftlicher 
und  wirtschaftlicher  Hinsicht  zeitigte,  wenn  man  gesehen 
hat,  welche  Mutlosigkeit  sich  damals  in  allen  Geschäfts¬ 
kreisen  geltend  machte  und  dann  Vergleiche  mit  der 
Situation  zu  Beginn  des  abgelaufenen  Jahres  zieht,  so 
springt  der  gewaltige  Unterschied  geradezu  in  die  Augen. 
Denn  zu  Beginn  des  Jahres  1915  hatten  schon  weite 
Geschäftskreise  des  Landes  namhafte  Verdienste  aufzu¬ 
weisen,  die  Großbanken,  die  führenden  Assekuranz¬ 
gesellschaften,  zahlreiche  Industrien  etc.  hatten  zufrieden¬ 
stellend  gearbeitet,  und  wenn  auch  die  Ausfuhr  in 
Landesprodukten,  zumal  der  See-  und  Wasserweg  ge¬ 
sperrt  waren,  ausschließlich  auf  den  Schienenstrang  der 
Bahn  angewiesen  war,  somit  keinen  Vergleich  mit  normalen 
Jahren  aushielt,  so  haben  doch  die  hohen  Preise,  welche 
die  Gutsbesitzer,  Gutspächter,  Bauern  und  Getreidekauf¬ 
leute  für  ihre  Produkte  erhielten,  viel  flüssige  Mittel 
ins  Land  gebracht  und  sie  für  so  manches  reichlich 
entschädigt.  Gleichzeitig  soll  auch  erwähnt  werden,  daß 
von  deutscher  und  österreichisch-ungarischer  Seite  große 
Getreidemengen  angekauft  worden  sind,  die,  wenn  sie 
auch  zum  großen  Teile,  wegen  damals  noch  zu  Recht 
bestehender  Ausfuhrverbote,  teils  wegen  Verkehrshinder¬ 
nisse,  wie  Waggonmangel,  Andrang  zu  den  Bahnlinien  etc., 
nicht  aus  dem  Lande  gebracht  werden  konnten,  ange¬ 
sichts  des  schon  vorstehend  erwähnten,  so  hohen  Preis¬ 
niveaus,  sehr  erkleckliche  Summen  dem  Lande  zuführten, 
von  denen  alle  Erwerbskreise  gleichmäßig  profitieren 
konnten,  denn  die  guten  Verdienste  gaben  wieder  die 
Möglichkeit  bedeutender  Ausgaben. 

In  hohem  Maße  muß  in  solchen  Zeiten  die  Politik 
das  Geschäfts-  und  Wirtschaftsleben  beeinflussen.  Die 
großen  Bankinstitute,  Industrie  und  Handel  bleiben 
hierlands  andauernd  mit  den  Kreisen  in  Fühlung,  welche 
die  Geschicke  des  Landes  bestimmen.  Als  in  den  Monaten 
Februar  und  März  des  abgelaufenen  Jahres,  nach  und 
nach,  die  Dividenden  der  einzelnen  Banken  bekannt 
wurden,  da  wußte  man,  daß  sie  auf  eine  friedliche  Zu¬ 
kunft  eingestellt  worden  sind,  denn  wenn  auch  die 
günstigen  Ergebnisse  bekannt  waren,  in  Zeiten,  in 
welchen  kriegerische  Verwicklungen  drohen,  muß  auf 
große  Rückstellungen  Bedacht  genommen  werden,  auf 
welche  in  friedlichen  Zeitläuften,  bei  rigorosester  Vor¬ 
sicht,  Verzicht  geleistet  werden  kann.  Tatsächlich  blieb 
im  Jahre  1915  Rumänien  der  Frieden  gewahrt.  Die 
Banken  haben  trotz  alledem  alle  Vorsicht  walten  lassen 
und  das  ganze  Jahr  für  alle  Eventualitäten  große  Bar¬ 
bestände  bereitgehalten.  Es  zeigt  sich  in  der  Leitung 
überall  tiefgründiges  geschäftliches  Verstehen,  Ernst  und 
große  Vorsicht.  In  normalen  Zeiten,  wo  große  Ernte¬ 
überschüsse  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  auf  dem  See¬ 
wege  außer  Landes  gehen,  treten  an  die  Großbanken, 
von  denen  einige  mit  ausländischem  Kapital  begründet 
sind,  vorübergehend  sehr  große  Ansprüche  heran,  die 
zeitweise  nicht  aus  eigenen  Mitteln  allein  bestritten 
werden  können,  sondern  aus  dem  großen  Geldreservoire 
des  Auslandes  geschöpft  werden  müssen.  In  diesem 
Jahre  dürften  die  Auslandsbanken  aller  Herren  Länder 
mit  neuen  Krediten  wohl  sehr  zurückhaltend  gewesen 


74  DAS  HANDELSMUSEUM.  [io.  februar  19*6 


sein,  und  die  Banken  Rumäniens  dürften  die  an  sie  j 
herantretenden  Anforderungen  aus  eigenem  befriedigt 
haben.  Geld  war  das  ganze  Jahr  hindurch  flüssig  und 
für  gute  Hände  leicht  erhältlich.  Der  Leihpreis  des 
Geldes  war  höher  als  in  normalen  Jahren  Da  die  Aus¬ 
fuhr  hinter  der  früheren  Ziffer  wesentlich  zurückgeblieben 
ist,  stehen  die  Devisen  Schweiz,  Paris  und  London,  sehr 
hoch  über  Pari.  Das  Goldagio  stieg  bis  über  43  Pro¬ 
zent.  Die  meisten  Banken  blicken  auf  ein  sehr  zufrieden¬ 
stellendes  Jahr  zurück,  und  die  Dividenden  werden 
wieder  ein  Maßstab  dafür  sein,  was  für  ein  Horoskop 
die  Banken  der  zukünftigen  Politik  des  Landes  stellen. 
Auch  die  meisten  Industrien  werden  guten  Ertrag  ab¬ 
geworfen  haben.  Wenn  man  das  Kursblatt  der  Bukarester 
Börse  vom  1.  Januar  1915  dem  des  31.  Dezember  des¬ 
selben  Jahres  vergleichend  gegenüberstellt,  so  kann  man 
sehen,  daß  alle  Papiere  wesentlich  in  die  Höhe  gegangen 
sind.  Von  dem  großen  Fremdenzufluß,  welcher  zeitweise 
in  Bukarest  das  ganze  Angesicht  des  Verkehres  ver¬ 
ändert  hat,  hat  besonders  die  Hauptstadt  des  Landes 
ganz  hervorragenden  wirtschaftlichen  Nutzen  gezogen. 
Hotels,  Kaffeehäuser,  öffentliche  Lokale  und  viele  Kauf¬ 
leute  werden  wohl  noch  nie  ein  Jahr  zu  verzeichnen 
gehabt  haben,  das  ihnen  so  lohnende  Umsätze  zugefuhrt 
hat,  wie  das  abgelaufene. 

Um  dem  Handel  in  der  Zeit  nicht  wie  sonst  ge¬ 
regelter  Ausfuhr,  auf  die  ja  das  Land  angewiesen  ist, 
eine  gewisse  Hilfe  angedeihen  zu  lassen,  ist  schon  seit 
über  einem  Jahr  ein  Moratorium  für  Auslandszahlungen 
erlassen  worden,  das,  zufolge  wiederholter  Erneuerung, 
noch  jetzt  in  Geltung  ist. 

Das  Gros  des  rumänischen  Kaufmannsstandes  ist 
nüchtern,  ehrlich  und  fleißig  und  hat  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  Gelege«  heit  gehabt,  zu  prosperieren.  Viele 
Firmen  haben  auch  von  dem  Moratorium  keinen  Ge¬ 
brauch  gemacht.  Im  Lande  selbst  sind  die  Zahlungen 
im  großen  und  ganzen  pünktlich  erfolgt,  aber  die  er¬ 
lassene  Stundung  für  die  Auslandsschulden  verhindert 
einen  nur  halbwegs  zuverlässigen  Ausblick.  Zwei  Ernten 
hat  Rumänien  seit  dem  Weltkriege  eingeheimst.  Im  Jahre 
1914  hat  nur  die  Weizenernte  fehlgeschlagen.  Die  Ernte 
der  übrigen  Feldfrüchte  war  befriedigend.  1915  ergab 
in  allen  Körnerfrüchten  günstigen  Ertrag.  Nachdem  nun¬ 
mehr  schon  seit  Monaten  der  Wasserweg  offen  ist,  ist 
eine  beschleunigtere  Ausfuhr  des  Exportüberschusses 
zur  Möglichkeit  geworden  und  wird  sich  das  mit  der 
Einkaufszentrale  abgeschlossene  50.000  Waggongeschäft 
voraussichtlich  in  der  im  Kontrakte  vorgesehenen  Frist 
befriedigend  abwickeln  können,  ebenso  ist  ja  die  un¬ 
behinderte  Ausfuhr  der  früher  angekauften  und  be¬ 
zahlten,  alten  Ware  zugesichert  worden  und  da  auch 
hier  die  Preise  solche  sind,  welche  allen  beteiligten 
Kreisen  einen  guten  Nutzen  sichern,  so  ist  dem  Lande 
ein  weiterer  großer  Geldzufluß  aus  seinem  Ernteüber- 
schusse  verbürgt. 

Ebenso  wie  einer  geregelten  Ausfuhr  sich  der  Hinder¬ 
nisse  die  Menge  entgegenstellen,  ebenso  hatte  auch  die 
Einfuhr  mit  Schwierigkeiten  aller  Art  zu  kämpfen  und 
konnte  die  Nachfrage  keine  ausreichende  Befriedigung 
finden.  Im  Jahre  1913  wurden  aus  Deutschland  für  238 
Millionen  und  aus  Österreich-Ungarn  für  138  Millionen 
verschiedene  Bedarfsartikel  des  Landes  bezogen.  Da  zu¬ 
folge  der  verschiedensten  Verkehrshindernisse  und  Aus¬ 
fuhrverbote  der  Zentralmächte  viele  Artikel  heute  ihren 
Weg  schwer,  einige  auch  gar  nicht,  ins  Land  finden 
können,  so  herrscht  in  Rumänien  Knappheit  darin  und 
manches  dringende  Bedürfnis  muß  Zurückstellung  er¬ 
fahren.  Sehr  gesucht  sind:  Arzneiwaren,  Drogen,  Ver¬ 
bandstoffe,  Eisen  und  Eisenwaren,  Bleche,  Tuche, 
Stoffe,  Kurzwaren,  Glas  und  Glaswaren,  Kohle  und  vieles 
andere  mehr.  In  Zucker,  der  noch  vor  wenigen  Jahren 
zu  den  Ausfuhrartikeln  Rumäniens  gehörte,  herrschte  im 
abgelaufenen  Jahre  in  den  Sommermonaten  geradezu  Not, 
dem  die  Regierung  dadurch  steuerte,  daß  sie  große 


Mengen  aus  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  bezog' 
Es  ist  vorgekommen,  daß  Engroshändler  in  die  Provinz 
fuhren,  um  sich  in  den  verschiedenen  Detailgeschäften 
mit  verschiedenen  Waren  zu  approvisionieren.  Jetzt 
werden  tagtäglich  eine  große  Anzahl  Waggons  ins  Land 
kommen,  um  das  angekaufte  Getreide  hinauszuführen. 
Vielleicht  kommen  sie  zum  Teil  mit  Waren  beladen, 
deren  man  hierlands  bedarf.  Wäre  die  Möglichkeit  hierzu 
gegeben,  so  könnte  auch  die  Devise  Deutschlands  bald 
wieder  die  Parität  erreichen,  ebenso  die  Kronendevise 
in  die  Höhe  gehen,  denn  auch  die  Waren,  welche  Öster¬ 
reich-Ungarn  in  sonstigen  Jahren  lieferte,  sind  zum  Teil 
sehr  knapp  geworden. 

Daß  die  Artikel  des  Bedarfes  sehr  bedeutend  ge¬ 
stiegen,  auf  deren  Einfuhr  aus  dem  Auslande  Rumänien 
angewiesen  ist,  kann  nicht  weiter  wundernehmen,  hat 
sich  doch  deren  Preis  in  den  Ländern  des  Bezuges 
wesentlich  erhöht,  daß  wir  aber  für  Lebensmittel  sehr 
hohe  Preise  bezahlen  müssen,  wovon  einzelne  früher  aus- 
geführt  wurden,  während  jetzt  dafür  Ausfuhrverbot  be¬ 
steht,  ist  weniger  verständlich,  da  sie  im  Lande  selbst 
produziert  werden.  Gemüse,  Früchte,  Eier,  Butter  und 
Milch  stehen  hoch  im  Preise,  nur  Fleisch  ist,  infolge 
überall  dekretierter  Maximalpreise,  billig  geblieben.  Für 
die  unteren  Bevölkungsschichten  sind  dadurch  die 
Lebensbedingungen  bedeutend  schwerere  geworden,  was 
sich  auch  vielfach  im  Mittelstände  fühlbar  macht. 

Der  größte  Verbraucher  ist  allüberall  der  Staat.  In 
solchen  Zeiten,  wo  das  dunkle  Gewölk  nie  ganz  vom 
Himmel  verschwindet,  möchte  jeder  auf  dem  »Qui  vive« 
sein.  Das  verschlingt  enormes  Geld,  denn  das  Heer 
immer  von  neuem  auf  aller  erdenklicher  Höhe  zu  halten, 
ist  eine  gar  kostspielige  Sache.  400  Millionen  hat  die 
Regierung  schon  bei  der  Nationalbank  entlehnt  und 
man  behauptet,  daß  sie  auch  in  England  nicht  weniger 
schuldig  sei.  Bisher  ist  sie  unbeirrt  ihren  Weg  gegangen, 
den  der  Neutralität,  das  heißt  des  Friedens,  und  wir 
wissen  genau,  wie  schwer  es  ihr  manchmal  gemacht 
wurde,  auf  diesem  ihrem  Pfade  zu  bleiben.  Rumänien 
kann  sich  aber  den  Luxus  dieser  Ausgaben  ruhig  ge¬ 
statten,  denn  in  ruhigen  Zeiten  liefert  ihm  sein  Boden 
reiche  Pfründe.  Der  Ausspruch:  »Machen  Sie  mir  eine 
gute  Politik  und  ich  werde  Ihnen  gute  Finanzen  machen« 
hat  auch  heute  noch  nichts  von  seiner  Wahrheit  ver¬ 
loren.  Wird  Rumänien  weiter  eine  gute  Politik  machen, 
so  werden  die  guten  Finanzen  gewiß  nicht  ausbleiben, 
besonders  wenn  der  Himmel  zur  rechten  Zeit  Regen 
und  Sonnenschein  schicken  wird. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Die  Ein-  und  Durchfuhr  von  Tieren,  tierischen 
Rohstoffen  und  Produkten  aus  den  okkupierten 
Gebieten  Serbiens.  Eine  Kundmachung  des  Acker¬ 
bauministeriums  vom  2.  Februar  1916,  Z.  3887,  lautet: 

Bezüglich  der  Ein-  und  Durchfuhr  von  Tieren,  tieri¬ 
schen  Rohstoffen  und  Produkten  aus  den  okkupierten 
Gebieten  Serbiens  wird  mit  Rücksicht  auf  die  Ver¬ 
fügungen  des  königlich  ungarischen  Ackerbauministeriums 
vom  20.  Januar  1916,  Z.  20.200,  auf  Grund  des  §  5 
des  allgemeinen  Tierseuchengesetzes  vom  6.  August 
1909,  R.-G.-Bl.  Nr.  177,  bis  auf  weiteres  nachstehendes 
angeordnet : 

I.  Die  Einfuhr  von  Einhufern  ist  nur  über  hierfür 
bestimmte  Eintrittsstellen  unter  der  Bedingung  gestattet, 
daß  diese  Tiere  von  einem  behördlichen  Tierarzte  als 
gesund  befunden  werden  und  bei  der  Malleinprobe  nicht 
reagiert  haben. 

II.  Die  Ein-  und  Durchfuhr  von  Rindern,  Schafen, 
Ziegen,  Schweinen  und  Geflügel,  vom  frischen  Fleisch 
jeder  Art  sowie 
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die  Durchfuhr  von  Einhufern 
ist  nur  mit  Spezialbewilligung  des  k.  k.  Ackerbaumini- 
steriums  zulässig. 

Die  diesbezüglichen  Ansuchen  haben  die  Zahl  und 
Gattung  der  Tiere,  beziehungsweise  die  Menge  und  Art 
des  Fleisches,  ferner  den  Herkunftsort,  dann  den  Be¬ 
stimmungsort,  die  Grenzeintriitsstelle,  den  Zweck  der 
Einfuhr  und  den  Nachweis  zu  enthalten,  daß  die  Aus¬ 
fuhr  der  betreffenden  Artikel  aus  den  genannten  Gebieten 
gestattet  wurde.  Bei  einer  Durchfuhr  ist  auch  der  Nach¬ 
weis  zu  erbrirgen,  daß  das  Bestimmungsland  den  Ein¬ 
tritt  zuläßt. 

III.  Die  Einfuhr  von  frischen  Häuten  und  Fellen 
(roh,  grün,  nur  angesalzen,  angekalkt,  angestrichen), 

von  rohen,  nicht  getrockneten  Knochen,  Hörnern, 
Hufen  und  Klauen  sowie 

von  Mägen,  Schlünden,  Därmen  und  Blasen 
ist  nur  über  hierfür  bestimmte  Eintrittsstellen  zur  so¬ 
fortigen  Verarbeitung  in  gewerblichen  Anlagen  dann 
zulässig,  wenn  solche  Rohstoffe  mit  amtlichen  Beschei¬ 
nigungen  des  Inhaltes  versehen  sind,  daß  sie  aus 
Kreisen  stammen,  die  samt  Nachbarkreisen  frei  von 
Rinderpest  sind. 

Diese  Rohstoffe  dürfen  nur  direkt  nach  den  in  der 
Eintrittsstelle  angegebenen  gewerblichen  Anlagen  ver¬ 
sendet  werden  und  sind  daselbst  der  ehesten  Verarbei¬ 
tung  zu  unterziehen. 

IV.  Die  Einfuhr  von  vollkommen  trockenen  oder  ge¬ 
salzenen  Häuten  und  Därmen, 

von  vollkommen  lufttrockenen  und  von  VVeichteilen 
befreiten  Knochen,  Hörnern,  Hornspitzen  und  Klauen, 
von  Knochenmehl, 

von  ungeschmolzenem  Talg  in  Fässern  oder  Wammen, 
von  Wolle,  Haaren  und  Schweinsborsten,  wenn  sie 
in  Säcken  oder  Ballen  verpackt  sind, 

von  Blutkuchen  (Blutdünger),  wenn  sie  fein  pulverisiert 
sind  oder  zu  Pulver  gerieben  werden  können  und  voll¬ 
kommen  lufttrocken  sind, 

von  auf  irgendwelche  Weise  zubereitetem  Fleisch 
sowie 

von  Eiern  und  Molkereiprodukten  (Milch,  Topfen, 
Butter  und  Käse) 

ist  über  hierfür  bestimmte  Eintrittsstellen  ohneweiters 
zulässig,  wenn  bezüglich  der  Deklaration  oder  Verpackung 
keine  Anstände  erhoben  werden. 

V.  Jede  andere  Ein-  oder  Durchfuhr,  insoweit  sie 
nicht  im  vorstehenden  und  unter  den  angeführten  Be¬ 
dingungen  gestattet  ist,  beziehungsweise  durch  Spezial¬ 
bewilligungen  des  k.  k.  Ackerbauministeriums  zugelassen 
wird,  ist  verboten. 

VI.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Anordnungen  dieser 
Kundmachungen  unterliegen  der  Bestrafung  nach  dem 
VIII.  Abschnitte  des  allgemeinen  Tierseuchengesetzes 
vom  6.  August  1909,  R.  G.-Bl.  Nr.  177. 

VII.  Diese  Kundmachung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Regelung  der  Abgabe  von  Weizenbackmehl. 
Eine  Verordnung  des  k.  k.  Statthalters  im  Erzherzog¬ 
tum  Österreich  unter  der  Enns  vom  28.  Januar  1916 
setzt  die  Statthaltereiverordnung  vom  13.  September 
1915,  welche  die  Abgabe  von  Weizenbackmehl  an  jene 
von  Mais-  oder  Kartoffelmehl  knüpft,  außer  Kraft. 

Regelung  des  Brot-  und  Mehlverbrauches.  Eine 
Yerordnung  des  k.  k.  Statthalters  im  Erzherzogtume 
Österreich  unter  der  Enns  vom  3.  Februar  1916, 
Z.  W — 285/3,  mit  welcher  die  Statthaltereiverordnung 
vom  8.  Mai  1915,  L.-G,-  und  V.  Bl.  Nr.  44,  betreffend 
die  Einführung  von  amtlichen  Ausweiskarten  über  den 
Verbrauch  von  Brot  und  Mehl,  teilweise  abgeändert 
wird,  verfügt: 

§  I.  Vom  20.  Februar  1916  an  werden  außer  den 
unverändert  zur  Ausgabe  gelangenden  Tagesausweisen 
nach  dem  im  Anhänge  zu  dieser  Verordnung  abge¬ 


druckten  Muster *)  Ausweiskarten  über  den  Verbrauch 
von  Brot,  beziehungsweise  von  Brot  und  Mehl  ausge¬ 
folgt,  die  für  die  auf  den  Karten  angeführten  beiden 
Kalenderwochen  gelten. 

Der  volle  Ausweis  lautet  auf  3920  g  Brot  oder  2520  g 
Brot  und  1000  g  Mehl,  der  geminderte  Ausweis  (Brot¬ 
kartenteil  B  des  beigedruckten  Musters)  lautet  auf  2940^ 
Brot  oder  2520  g  Brot  und  300^  Mehl. 

Beide  Ausweise  werden  nach  Maßgabe  der  Statt¬ 
haltereiverordnung  vom  8.  Mai  1915,  L.-G.-  und  V.-Bl. 
Nr.  41,  ausgefolgt,  insoweit  nicht  in  den  folgenden  Be¬ 
stimmungen  eine  abweichende  Anordnung  getroffen  wird. 

§  ifl.  Unternehmer  landwirtschaftlicher  Betriebe,  die 
mehr  als  5  kg  Mehl  (6  kg  10  dkg  Getreide)  für  jeden 
Kopf  ihres  Haushaltes  (Wirtschaft)  besitzen,  erhalten 
keine  Ausweiskarte,  insolange  sie  das  Backen  des  für 
den  Hausbedarf  erforderlichen  Brotes  selbst  besorgen 
oder  veranlassen,  und  erhalten  für  sich  und  die  Ange¬ 
hörigen  ihres  Haushaltes  den  geminderten  Ausweis,  inso¬ 
lange  sie  höchstens  60  kg  Mehl  (73  kg  20  dkg  Getreide) 
für  jede  Person  besitzen  und  das  Backen  weder  selbst 
besorgen  noch  veranlassen.  Insolange  sie  mehr  als  60  kg 
Mehl  (73  kg  20  dkg  Getreide)  besitzen,  erhalten  sie 
keine  Ausweiskarte,  auch  wenn  sie  das  Backen  des 
Brotes  weder  selbst  besorgen  noch  veranlassen. 

§  ö.  Personen,  die  nicht  Unternehmer  landwirtschaft¬ 
licher  Betriebe  oder  Angehörige  deren  Haushaltes  (Wirt¬ 
schaft)  sind,  erhalten  den  geminderten  Ausweis,  inso¬ 
lange  sich  in  ihrem  Haushalte  (Wirtschaft)  mehr  als 
3  kg  und  höchstens  7  kg  Mehl  für  jede  im  Haushalte 
verköstigte  Person  befinden. 

§  2.  Alle  körperlich  schwer  arbeitenden  Personen 
(§  2  der  Ministerialverordnung  vom  15.  Januar  1916, 
R.-G.-Bl.  Nr.  15)  erhalten,  sofern  sie  auf  die  Ausfolgung 
von  Ausweiskarten  überhaupt  Anspruch  haben,  nebst 
dem  vollen,  beziehungsweise  wenn  die  Voraussetzungen 
hierfür  vorhanden  sind,  nebst  dem  geminderten  Ausweis 
eine  Zusatzkarte,  die  auf  1960^  Brot  oder  560  £  Brot 
und  1000  g  Mehl  lautet.  (Brotkartenteil  C  des  beige¬ 
druckten  Musters.) 

§  3.  Personen,  die  sich  in  der  Regel  nicht  in  ihrem 
eigenen  oder  einem  fremden  Haushalte,  sondern  in  Gast- 
und  Schankgewerbebetrieben,  Volksküchen  u.  dgl.  ver¬ 
köstigen  und  nicht  zu  den  körperlich  schwer  arbeitenden 
Personen  (§  2)  gehören,  erhalten  statt  des  vollen  Aus¬ 
weises  zwei  mit  A  bezeichnete  Brotkartenteile,  die  auf 
je  1960^  Brot  lauten. 

§  4.  Personen,  die  nach  den  bisherigen  Gepflogen¬ 
heiten  das  für  den  Hausbedarf  erforderliche  Brot  selbst 
backen  oder  nach  Maßgabe  einer  gemäß  der  Ministerial¬ 
verordnung  vom  7.  Januar  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  11,  er¬ 
teilten  Ausnahmsbewilligung  das  Ausbacken  von  Brot¬ 
teig  durch  Bäcker  veranlassen,  erhalten,  soferne  sie  nach 
den  bestehenden  Vorschriften  den  Anspruch  auf  die  Aus¬ 
folgung  eines  vollen  Ausweises  haben,  über  Verlangen 
statt  des  vollen  Ausweises  zwei  mit  C  bezeichnete  Brot¬ 
kartenteile. 

Soferne  und  insolange  diese  Personen  nicht  den  An¬ 
spruch  auf  die  Ausfolgung  des  vollen  Ausweises  haben 
(§§  1,  1  a  und  1  6),  erhalten  sie  gar  keine  Ausweiskarte. 

§  5.  Die  zur  Ermittlung  der  zulässigen  Verbrauchs¬ 
menge  erforderlichen  näheren  Bestimmungen  werden  von 
der  politischen  Bezirksbehörde  erlassen. 

Jedermann  ist  verpflichtet,  auf  Verlangen  der  Behörde 
alle  für  diese  Ermittlung  erforderlichen  Auskünfte  zu 
erteilen 

§  6.  Wer  eine  von  ihm  geforderte  Auskunft  ver¬ 
weigert  oder  unrichtig  erteilt  oder  den  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  oder  den  auf  Grund  derselben  er¬ 
lassenen  Anordnungen  in  einer  anderen  Weise  zuwider¬ 
handelt,  wird,  soferne  die  Handlung  nicht  einer  stren- 


l)  Das  in  dieser  Verordnung  erwähnte  Muster  ist  im  Landesgesetz-  und 
Verordnungsblatte  für  das  Kizherzogtum  Österreich  unter  der  Enns  ent¬ 
halten. 
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geren  Strafe  unterliegt,  von  der  politischen  Bezirks¬ 
behörde  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  2000  K  oder  mit 
Arrest  bis  zu  drei  Monaten,  bei  erschwerenden  Um¬ 
ständen  aber  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  5000  K  oder 
mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Sicherung  von  Leder  für  Militärbedarf.  Eine 
Verordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit 
den  Ministern  für  öffentliche  Arbeiten  und  für  Landes¬ 
verteidigung  und  im  Einverständnisse  mit  dem  Kriegs¬ 
minister  vom  5.  Februar  1916,  womit  Leder  bestimmter 
Gattungen  für  Miiitärbedarf  Vorbehalten  wird,  verfügt: 

Gattungen  des  vorbehaltenen  Leders.  §  1. 
Leder  der  nachbezeichneten  Gattungen  darf  nur  nach 
den  Vorschriften  dieser  Verordnung  verarbeitet  und  an 
andere  abgegeben  werden : 

1.  sohlenartig  gegerbtes  Leder  (auch  Hälse  und  Bäuche) 
einschließlich  Stier-  und  Roßleder  und  lohgares,  unge- 
fettetes  Kalbleder; 

2.  Oberleder,  vegetabilisch  und  vegetabilisch-mineralisch 
kombiniert  gegerbt,  und  zwar  schwarz,  natur  oder  ge¬ 
färbt  von  Kalb,  Büffelkalb,  Fresser,  Pittling,  Kuh  und 
Ring,  ferner  gefettetes  Roßleder  schwarz,  natur  und  ge¬ 
färbt,  und  Kipse ; 

3.  Blankleder  einschließlich  Brustblätter; 

4.  Transparentleder; 

5.  loh-  und  sumachgares  Schafleder. 

Unter  Punkt  1  fallen  nicht: 

Spaltleder,  Schweins-  und  Ziegenleder  und  Abfälle 
aus  der  Erzeugung. 

Unter  Punkt  2  fallen  nicht: 

Spaltleder,  Ziegenleder,  zugerichtetes  Schafleder  und 
Abfälle  aus  der  Erzeugung. 

Vorschriften  für  die  Abgabe  vorbehal¬ 
tenen  Leders.  §  2.  Wer  Leder  der  in  §  1  genann¬ 
ten  Gattungen  in  eigenen  oder  gepachteten  Betrieben 
herstellt  oder  in  fremden  Betrieben  in  Lohn  für  sich 
herstellen  läßt,  darf  die  vorhandenen  und  weiter  zu¬ 
wachsenden  Vorräte  an  solchem  Leder  vom  15.  Februar 
1916  angefangen  nur  nach  den  folgenden  Bestimmungen 
abgeben.  Ebenso  darf  solches  Leder  bei  Ledererzeugern 
nur  nach  diesen  Bestimmungen  bezogen  werden. 

Die  Abgabe  darf  nur  erfolgen  : 

a)  auf  Grund  eines  Ablieferungsauftrages  der  Militär¬ 
verwaltung, 

b)  an  andere  Abnehmer  gegen  Einhändigung  eines 
ordnungsmäßig  ausgefertigten  »Belegscheines«,  in  dem 
der  Käufer  die  Erklärung  abgibt,  daß  er  das  Leder  zur 
Ausführung  eines  von  ihm  anzugebenden  Auftrages  der 
Militärverwaltung  innerhalb  der  nächsten  30  Tage  be¬ 
nötigt.  Der  Belegschein  ist  dem  Verkäufer  vom  Käufer 
bei  der  Übernahme  des  Materials  in  zwei  Ausfertigungen 
zu  übergeben. 

Ausnahmsbestimmungen  sind  im  §  5  vorgesehen. 

Die  amtlichen  Vordrucke  für  die  Belegscheine  liegen 
bei  den  Handels-  und  Gewerbekammern  auf. 

§  3.  Abgesehen  von  Ledererzeugern  dürfen  sonstige 
Unternehmungen,  die  sich  mit  dem  Kauf  und  Verkauf 
von  Leder  befassen,  Leder  der  in  §  1  genannten  Gat¬ 
tungen  vom  15.  Februar  1916  angefangen  nur  nach 
folgenden  Bestimmungen  abgeben,  und  zwar  darf 

1.  Sohlenleder  in  der  Stärke  von  4  mm  und  darüber, 

2.  Brandsohlenleder  in  der  Stärke  von  i/2  bis  3  mm} 

3.  Oberleder  in  der  Stärke  von  1 J/2  mm  und  darüber, 

4.  Blankler  in  der  Stärke  von  21/ 2  mm  und  darüber, 

5.  Transparentleder, 

6.  loh-  und  sumachgares  Schafleder 

von  den  bezeichneten  Verkäufern  nur  abgegeben  werden 

a)  auf  Grund  eines  dem  Verkäufer  erteilten  Ab¬ 
lieferungsauftrages  der  Militärverwaltung, 

b )  an  andere  Abnehmer  gegen  Einhändigung  eines 
ordnungsmäßig  ausgefertigten  Belegscheines  (§  2). 


Ebenso  darf  Leder  der  erwähnten  Art  bei  den  be¬ 
zeichneten  Verkäufern  nur  unter  Beobachtung  dieser 
Vorschrift  bezogen  werden. 

Ausnahmsbestimmungen  sind  im  §  5  vorgesehen. 

Leder  der  unter  Punkt  1 — 4  genannten  Gattungen 
in  anderen  als  den  oben  genannten  Stärken  dürfen  von 
den  bezeichneten  Verkäufern  frei  abgegeben  und  bei 
ihnen  bezogen  werden. 

Vorschrift  für  die  Verwendung  des  vor¬ 
behaltenen  Leders.  §  4.  Leder  der  im  §  1  ge¬ 
nannten  Gattungen  darf  vom  Tage  des  Inkrafttretens 
dieser  Verordnung  an  nur  mehr  zur  Erfüllung  von  Auf¬ 
trägen  der  Militärverwaltung  verarbeitet  werden. 

Hiervon  sind  Leder  ausgenommen,  die  bei  den  im 
§3,  Absatz  1,  bezeichneten  Verkäufern  bezogen  wurden, 
soferne  die  Leder  andere  als  die  unter  Punkt  1 — 4  des 
genannten  Paragraphen  angeführten  Stärken  aufweisen. 
Solche  bei  den  bezeichneten  Verkäufern  bezogene  Leder 
abweichender  Stärken  können  für  beliebige  Zwecke  ver¬ 
wendet  werden. 

Weitere  Ausnahmen  von  der  Vorschrift  des  1.  Ab¬ 
satzes  sind  im  §  5  vorgesehen. 

Das  bei  Ledererzeugern  bezogene  Leder  der  im  §  1 
genannten  Gattungen  und  das  bei  anderen  Verkäufern 
bezogene  Leder  der  im  §  3  genannten  Stärken  und 
Gattungen  darf  nur  zur  Erfüllung  der  in  dem  Beleg¬ 
schein  angeführten  Aufträge  der  Militärverwaltung  ver¬ 
wendet  werden. 

Unter  Verarbeitung  im  Sinne  des  1.  Absatzes  ist  ins¬ 
besondere  auch  die  Verarbeitung  durch  Zuschneiden 
(Ausschneiden)  und  Stanzen  verstanden, 

Ausnahmen.  §5.  1.  Lederverarbeiter  können  ihre 
zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  in  ihrer 
Betriebsstätte  bereits  vorhandenen  Vorräte  an  fertigem 
Leder  der  im  §  1  genannten  Gattungen  ohne  Beschrän¬ 
kung  hinsichtlich  des  Verwendungszweckes  aufarbeiten. 

Bezüglich  der  Vorräte  an  Sohlenleder  in  der  Stärke 
von  4  mm  und  darüber  gilt  dies  —  gleichviel  ob  sich 
das  Sohlenleder  in  nicht  zugeschnittenem,  zugeschnit¬ 
tenem  oder  gestanztem  Zustande  befindet  —  mit  der 
Einschränkung,  daß  jeder  Lederverarbeiter  von  dem 
bereits  vorhandenen  Vorräte  an  solchem  Sohlenleder 
eine  Menge  bis  10  kg  frei  verwenden  darf. 

2.  Leder,  die  zwar  den  im  §  1  genannten  Gattungen 
angehören,  sich  jedoch  im  einzelnen  Falle  für  die  Ver¬ 
wendung  zu  Militärzwecken  nicht  eignen,  sowie  jene 
Ledermengen,  die  für  den  Militärbedarf  nicht  benötigt 
werden,  werden  für  beliebige  sonstige  Verwendungs¬ 
zwecke  freigegeben.  Die  betreffenden  Stücke  werden 
von  behördlichen  Kommissionen,  die  sämtliche  Gerbereien 
zu  diesem  Behufe  in  der  Regel  I4tägig  zu  bereisen 
haben,  durch  amtliche  Abstempelung  kenntlich  gemacht. 

Der  Stempel  besteht  aus  dem  kaiserlichen  Adler  und 
der  darunter  gesetzten  Nummerbezeichnung  der  be¬ 
treffenden  Kommission  in  arabischen  Ziffern.  Die  so 
bezeichneten  Stücke  können  frei  verwendet  und  zu  einem 
den  festgesetzten  Höchstpreisen  entsprechenden  Preise 
verkauft  werden. 

3.  Leder  der  im  §  1  genannten  Gattungen,  das  nach 
dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  aus  dem  Zollaus- 
lande  eingeführt  wird,  darf  bei  Beobachtung  der  beson¬ 
ders  kundzumachenden  Vorschriften  frei  verkauft  und 
verwendet  werden. 

4.  Leder  der  im  §  1  genannten  Gattungen,  das  aus 
Häuten  und  mit  Gerbstoffen  hergestellt  wird,  die  in  der 
hierzu  erforderlichen  Menge  nach  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  aus  dem  Zollauslande  eingeführt  werden, 
darf  bei  Beobachtung  der  besonders  kundzumachenden 
Vorschriften  frei  verkauft  und  verwendet  werden. 

Wurden  nur  die  erforderlichen  Häute,  nicht  aber  auch 
die  erforderlichen  Gerbstoffe,  oder  umgekehrt,  die  er¬ 
forderlichen  Gerbstoffe,  nicht  aber  auch  die  erforder¬ 
lichen  Häute  eingeführt,  so  wird  die  Bewilligung  zum 
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freien  Verkaufe  und  zur  freien  Verwendung  für  die 
Hälfte  des  daraus  erzeugten  Leders  erteilt. 

Die  Bestimmungen  der  §§  3  und  4  beziehen  sich 
nicht  auf  die  Einfuhr  aus  militärisch  besetzten  Gebieten. 

Die  gemäß  dieser  Bestimmungen  erlangte  Bewilligung 
wird  auf  den  einzelnen  Stücken  durch  Abstempelung 
ersichtlich  gemacht.  Der  Stempel  weist  den  kaiserlichen 
Adler  auf,  darunter  das  Wort  »Einfuhr«,  und  unter 
diesem  die  Nummerbezeichnung  der  betreffenden  Kom¬ 
mission. 

Die  Bewilligung  beinhaltet  zugleich  die  Berechtigung 
zum  Verkaufe  des  Leders  zu  einem  von  den  festgesetzten 
Höchstpreisen  abweichenden  Preise. 

5.  Die  Bestimmungen  der  Punkte  2 — 4  gelten  in 
gleicher  Weise  für  die  in  den  Ländern  der  heiligen 
ungarischen  Krone  nach  den  diesfälligen  Vorschriften 
abgestempelten  Stücke. 

6.  Sonstige  Ausnahmen  von  den  Vorschriften  dieser 
Verordnung  können  vom  Handelsministerium  inbesondere 
für  den  Verkehr  zwischen  Ledererzeugern  und  Leder¬ 
verarbeitern  und  hinsichtlich  der  Abgabe  von  Leder 
durch  sonstige  Verkäufer  in  besonders  berücksichtigungs¬ 
würdigen  Fällen  bewilligt  werden. 

Lieferungsschlüsse.  §6.  Insoweit  die  Erfüllung 
eingegangener  Lieferungsverträge  im  Widerspruch  mit 
den  Vorschriften  dieser  Verordnung  stünde,  ist  sie 
untersagt.  In  diesen  Fällen  kann  keiner  der  Vertrags¬ 
teile  Erfüllung  oder  Schadenersatz  wegen  Nichterfüllung 
verlangen. 

Ansprüche  wegen  Nichterfüllung,  die  vor  Inkraft¬ 
treten  dieser  Verordnung  entstanden  sind,  bleiben  un¬ 
berührt.  Ein  Anspruch  auf  nachträgliche  Erfüllung  tritt 
jedoch  nur  insoweit  ein,  als  dieser  die  Vorschriften  der 
Verordnung  nicht  entgegenstehen. 

Anzeigepflicht.  §  7.  Die  Ledererzeuger  haben 
die  von  ihnen  abgeschlossenen  Lieferungsverkäufe  und 
die  von  ihnen  etwa  eingegangenen  Verpflichtungen  zur 
Lohngerbung  für  andere  Betriebe,  soweit  sich  diese  Ver¬ 
träge  auf  Leder  der  im  §  1  genannten  Gattungen  be¬ 
ziehen,  und  weiter  die  im  Laufe  jeder  Woche  abge¬ 
gebenen  Mengen  solcher  Leder,  das  erste  Mal  am 
22.  Februar  1916  und  in  der  Folge  allwöchentlich,  an 
jedem  Dienstag,  der  »Ledermeldestelle  im  k.  u.  k.  Kriegs¬ 
ministerium«  (Wien,  III.  Vordere  Zollamtsstraße  3)  zur 
Anzeige  zu  bringen. 

Der  Anzeige  ist  je  eine  Ausfertigung  der  zugehörigen 
Belegscheine  anzuschließen. 

Weiters  sind  in  der  Anzeige  auch  die  dem  Vorrats¬ 
besitzer  etwa  erteilten  Ablieferungsaufträge  militärischer 
Stellen  anzuführen. 

In  gleicher  Weise  haben  die  sonstigen  Verkäufer  von 
Leder  die  Lieferungsverkäufe  und  die  abgegebenen 
Mengen  von  Leder  der  im  §  3  bezeichneten  Stärken 
und  Gattungen  anzuzeigen. 

Ledererzeuger,  die  sich  mit  der  Verarbeitung  von 
Leder  befassen,  haben  in  der  Anzeige  die  zur  Erfüllung 
von  Lieferungsaufträgen  der  Militärverwaltung  auf  kon¬ 
fektionierte  Sorten  verwendeten  Mengen  von  Leder  der 
im  §  1  genannten  Gattungen  unter  Bezeichnung  der 
betreffenden  Aufträge,  getrennt  von  den  an  sonstige 
Personen  abgegebenen  Ledermengen  anzugeben. 

Die  bereits  vor  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  ab¬ 
geschlossenen  und  noch  fortlaufenden  Lieferungsverträge 
und  eingegangenen  Verpflichtungen  zur  Lohngerbung 
sind  der  Ledermeldestelle  gelegentlich  der  erstmaligen 
Anzeige  bekanntzugeben. 

Zu  den  Anzeigen  sind  die  amtlichen  Vordrucke  zu 
verwenden,  die  bei  den  Handels-  und  Gewerbekammern 
aufliegen. 

Abgabezwang.  §  8.  Das  Handelsministerium  kann 
die  Abgabe  von  Vorräten  an  Leder  der  im  §  1  ge¬ 
nannten  Gattungen  an  die  von  ihm  zu  bezeichnenden 
Unternehmungen  oder  Personen  zu  einem  den  festgesetzten 
Höchstpreisen  entsprechenden  Preise  verfügen. 


Bestimmung  der  Lederstärke.  §  9.  Für  die 
Anwendung  der  Bestimmungen  der  §§  3,  4  und  5, 
Punkt  1,  ist  die  Stärke  der  Leder  an  folgenden  Maß¬ 
stellen  maßgebend: 

Ganze  Häute : 

15  cm  von  der  Rückenmitte  an  der  Kratze,  im  Meß¬ 
abstande  von  10  cm  vom  Rande; 

Halbe  Häute  und  Croupons : 

in  der  Längenmitte  des  Rückens,  im  Meßabstande 
von  10  cm  von  der  Schnittlänge; 

Rücken : 

15  cm  von  der  Rückenmitte  an  der  Kratze,  im  Meß¬ 
abstande  von  10  cm  vom  Rande, 

oder  in  der  Längenmitte  der  Schnittlinie  zwischen 
Bauch  und  Rücken,  im  Meßabstande  von  40  cm  von 
dieser  Schnittlinie; 

Bäuche : 

in  der  Längenmitte  des  Bauches,  im  Meßabstand  von 
10  cm  von  der  Schnittlinie; 

Hälse : 

20  cm  von  der  Mitte  des  Halses,  im  Meßabstand  von 
10  cm  von  der  Schnittlinie. 

Strafbestimmungen.  §  10.  Jede  Zuwiderhand¬ 
lung  gegen  die  Vorschriften  dieser  Verordnung  wird 
von  den  politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Arrest¬ 
strafen  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  bestraft,  insoferne  die  Handlung  nicht  unter 
eine  strengere  Strafbestimmung  fällt. 

§  11.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Verbot  der  Erzeugung  bestimmter  Ledersorten. 

Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen 
mit  den  Ministern  für  öffentliche  Arbeiten  und  für 
Landesverteidigung  und  im  Einverständnisse  mit  dem 
Kriegsminister  vom  5.  Februar  1916  bestimmt: 

§  1.  Vom  Zeitpunkte  des  Inkrafttretens  dieser  Ver¬ 
ordnung  dürfen  die  nachgenannten  Gattungen  von  Häuten 
und  Fellen  nicht  mehr  mineralisch  gegerbt  werden, 
und  zwar: 

1.  Kalbfelle  —  einschließlich  Fresser  und  Pittlinge  — 
deren  »salzfrei  vorgewogenes  Gewicht«  mehr  beträgt  als 

d)  mit  Kurzfuß  und  Kopf.  .  .  .4' —  kg 
b)  »  »  ohne  »  ....  3'50  » 

/  Bei  Fellen  mit  Langfuß,  Schweifbein  oder  Kopffleisch 
erhöhen  sich  diese  Gewichtsgrenzen  um  je  0'20  kg  für 
jede  dieser  Abarbeitungsarten. 

Für  getrocknete  Felle  stellen  sich  die  angeführten 
Gewichtsgrenzen  um  die  Hälfte  niedriger. 

2.  Rindshäute  einschließlich  Stierhäute. 

3.  Roßhäute. 

§  2.  Von  dem  Verbote  des  §  1  gelten  folgende  Aus¬ 
nahmen  : 

1.  Häute  und  Felle  der  genannten  Art  dürfen  zum 
Zwecke  der  Herstellung  von  Näh-  und  Binderiemen 
mineralisch  gegerbt  werden. 

2.  Zur  Fertigstellung  solchen  mineralisch  gegerbten 
Leders  aus  den  im  §  1  genannten  Häuten  und  Fellen, 
das  sich  am  Tage  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung 
bereits  in  der  Erzeugung  oder  Ausarbeitung  befindet, 
wird  eine  Frist  bis  zum  15.  März  1916  gewährt.  Nach 
diesem  Tage  dürfen  daher  auch  zur  Fertigstellung 
solchen  Leders  dienende  Arbeiten  nicht  mehr  vorge¬ 
nommen  werden. 

3.  In  sonstigen  Fällen  dürfen  Häute  und  Felle  der 
genannten  Art  nur  auf  Grund  eines  Auftrages  der  Mili¬ 
tärverwaltung  oder  auf  Grund  einer  besonderen  Be¬ 
willigung  des  Handelsministeriums  mineralisch  gegerbt 
werden. 

§  3.  Die  Erzeugung  von  Maschinenriemenleder  darf 
vom  Zeitpunkte  des  Inkrafttretens  an  nur  mit  Bewilli¬ 
gung  des  Handelsministeriums  erfolgen.  Bis  auf  weitere 
Verfügung  darf  die  Herstellung  dieses  Leders  seitens 
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der  bisherigen  Erzeuger  in  dem  der  durchschnittlichen 
Erzeugung  des  betreffenden  Betriebes  während  der 
Monate  September  bis  Dezember  1915  entsprechenden 
Umfange  fortgesetzt  werden. 

Die  Erzeuger  von  Maschinenriemenleder  haben  dem 
Handelsministerium  den  Umfang  dieser  Erzeugung  bis 
20.  Februar  1916  bekanntzugeben  und  durch  die  ent¬ 
sprechenden  Belege  (Buchauszüge  und  Fakturenab¬ 
schriften)  nachzuweisen. 

§  4.  Schwarzes  Oberleder,  vegetabilischer  oder  vege¬ 
tabilisch-mineralischer  Gerbung  (§  i,  Punkt  2,  der  Mini- 
sterialverordnung  vom  5.  Februar  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  38) 
darf  nach  dem  20.  Februar  1916  nur  mehr  auf  Grund 
eines  Auftrages  der  Militärverwaltung  oder  auf  Grund 
einer  besonderen  Bewilligung  des  Handelsministeriums 
hergestellt  werden. 

Diese  Bestimmung  bezieht  sich  nicht  auf  Oberleder, 
das  aus  Kalbfellen  (einschließlich  Fresser  und  Pittlinge) 
hergestellt  wird,  soferne  das  Gewicht  der  Felle  die  im 
§  1,  Punkt  1,  angeführten  Gewichtsgrenzen  nicht  über¬ 
steigt. 

§  5.  Die  Erzeugung  von  Sohlenleder  aus  Rindshäuten 
(auch  Stierhäuten),  von  deren  Blößen  der  Fleischteil 
(Spalt)  ganz  oder  teilweise  abgetrennt  wurde,  und  der 
Verkauf  solchen  Leders  ist  verboten. 

§  6.  Jede  Zuwiderhandlung  gegen  die  Vorschriften 
dieser  Verordnung  wird  von  den  politischen  Behörden 
erster  Instanz  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten 
oder  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  geahndet. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Anzeige  der  Vorräte  an  Leder  und  an  Bedarfs¬ 
materialien  der  Lederindustrie.  Eine  Verordnung 
des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister 
für  Landesverteidigung  und  im  Einverständnisse  mit  dem 
Kriegsminister  vom  5.  Februar  1916  verfügt: 

§  1.  Die  mit  den  Ministerialverordnungen  vom 
4.  März  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  53,  und  vom  13.  Oktober 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  306,  vorgeschriebenen  Anzeigen 
über  die  Vorräte  und  die  Veränderungen  im  Vorrats- 
Stande  von  Häuten  und  Fellen,  Leder,  Gerbstoffen  und 
Degras  sind  vom  15.  Februar  1916  angefangen  all¬ 
wöchentlich  —  an  jedem  Dienstag  nach  dem  Stande 
vom  vorhergehenden  Samstag  —  unmittelbar  an  die 
»Ledermeldestelle  im  k.  u.  k.  Kriegsministerium«  (Wien, 
III.  Vordere  Zollamtsstraße  3)  anstatt,  wie  bisher,  an 
das  Handelsministerium  einzusenden. 

Die  übrigen  Bestimmungen  der  angeführten  Ministerial¬ 
verordnungen  bleiben  unberührt. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  am  15.  Februar  1916 
in  Wirksamkeit. 

Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Bekanntmachung  vom 
31.  Januar  1916  wurde,  soweit  das  nicht  durch  frühere 
Bekanntmachungen  geschehen  ist,  die  Ausfuhr  und 
Durchfuhr  folgender  Artikel  verboten : 

Stoffe  zur  Oberkleidung  für  Heer,  Marine,  Beamte 
und  Gefangene, 

Schlaf-  und  Pferdedecken,  Woilachen  und  Decken¬ 
stoffe, 

Männerwirkwaren  (Hemden  und  Unterhosen  in  Männer¬ 
größen,  Männerärmelwesten  und  -jacken,  Socken,  Knie¬ 
wärmer,  Strümpfe,  Halstücher  (Schals),  Leibbinden  und 
Kopfschützer,  letztere  beide  nur  in  Schlauchform,  Faust- 
und  Fingerhandschuhe,  mindestens  17  cm  lange  Puls¬ 
wärmer,  Wirk-  und  Strickstoffe,  die  zur  Anfertigung  von 
Männerunterkleidung  u.  s.  w.  in  Betracht  kommen), 

farbige  Wäschestoffe  und  farbige  Futterstoffe  für 
Krankenbekleidung, 

farbige  Futterstoffe, 

rohe  und  gebleichte  Wäsche-  und  Futterstoffe,  Dril¬ 
lichanzugstoffe, 


Segeltuche  und  Planstoffe, 

Sandsackstoffe. 

Durch  Bekanntmachung  vom  1.  Februar  1916  wurde 
ferner  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von  Platin,  rein  und 
in  jedem  Zustand  der  Bearbeitung  verboten. 

Eine  Bekanntmachung  vom  1.  1.  M.  lautet: 

Auf  Grund  des  §  3  der  Verordnung,  betreffend  Verbot 
der  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von  Gold,  vom  13.  November 
1915  witd  folgendes  bestimmt: 

Die  Ausfuhr  von  handgeschlagenem,  legiertem  Blatt¬ 
gold  (sogenanntes  Buchgold)  in  Buchpackung  sowie  die 
Ausfuhr  von  flüssigem  Glanzgold  wird  gestattet. 

Beschlagnahme  und  Bestandserhebung  von 
Web-,  Wirk-  und  Strickwaren  Eine  amtliche  Be¬ 
kanntmachung  vom  1.  Februar  1916  verfügt: 

§  1.  Inkrafttreten.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit 
ihrer  Verkündung  am  1.  Februar  1916  in  Kraft.  Die 
Bekanntmachung  tritt  an  die  Stelle  der  früheren  Be¬ 
kanntmachungen  Nr.  W.  I.  734/8.  15.  und  W.  M.  231/9. 
15.,  W.  M.  1097/10.  15.  und  W.  M.  999/11.  15.  KRA. 

§  2.  Von  der  Bekanntmachung  betroffene  Gegenstände. 
Von  der  Bekanntmachung  werden  im  Rahmen  der  bei¬ 
gefügten  Übersichtstafel x)  die  nachstehend  aufgeführten 
Web-,  Wirk-  und  Strickwaren  betroffen,  gleichviel,  ob  sie 
aus  Schafwolle,  Mohair,  Kamelhaar,  Alpaka,  Kaschmir 
oder  sonstigen  Tierhaaren,  Kunstwolle,  Kunstbaumwolle, 
Bastfasern  oder  sonstigen  Pflanzenfasern,  aus  Abfällen 
oder  Mischungen  der  genannten  Spinnstoffe  allein,  oder 
aus  einer  Zusammensetzung  verschiedener  Spinnstoffe 
hergestellt  sind,  bei  Sandsack-  und  Strohsackgeweben 
auch  unter  Mitverwendung  von  Papier,  und  zwar: 
Gruppe  I:  Stoffe  zur  Oberkleidung  für  Heer,  Marine, 
Beamte  und  Gefangene; 

Gruppe  II:  Schlaf-  und  Pferdedecken,  Woilache  und 
Deckenstoffe; 

Gruppe  III:  Männertrikotagen; 

Gruppe  IV:  farbige  Wäschestoffe  und  farbige  Stoffe  für 
Krankenbekleidung; 

Gruppe  V:  farbige  Futterstoffe; 

Gruppe  VI:  rohe  und  gebleichte  Wäsche-  und  Futter¬ 
stoffe,  Drillichanzugstoffe; 

Gruppe  VII:  Segeltuche  und  Planstoffe; 

Gruppe  VIII:  Sandsackstoffe. 

§  3.  Beschlagnahme.  Die  von  der  Bekanntmachung 
betroffenen  Gegenstände  (§  2)  werden  nach  Maßgabe 
der  in  der  Übersichtstafel  näher  umgrenzten  Art  und 
Menge  hiermit  beschlagnahmt. 

Soweit  die  Anfertigung  von  Web-,  Wirk-  und  Strick¬ 
waren  nach  den  bestehenden  Vorschriften  zulässig  ist, 
verfallen  der  Beschlagnahme  auch  die  in  der  Herstellung 
befindlichen  oder  künftig  herzustellenden  Gegenstände 
der  in  der  Übersichtstafel  näher  beschriebenen  Art,  so¬ 
bald  ihre  Herstellung  beendet  ist,  und  zwar  ohne  Rück¬ 
sicht  auf  Mindestmengen  oder  Mindestgrößen. 

Beschlagnahmt  sind  ferner  die  von  der  Bekannt¬ 
machung  betroffenen  Gegenstände  (§  2),  welche  von 
einer  Abnahmestelle  des  Heeres  oder  der  Marine  end¬ 
gültig  zurückgewiesen  sind  oder  künftig  endgültig  zurück¬ 
gewiesen  werden.  Sie  dürfen  auch  nicht  anderen  Stellen 
des  Heeres  oder  der  Marine  geliefert  werden. 

Schließlich  fallen  unter  die  Beschlagnahme  alle  Web-, 
Wirk-  und  Strickwaren,  die  entgegen  einem  bestehenden 
Herstellungs-,  Verarbeitungs-  oder  Verwendungsverbot 
hergestellt  worden  sind. 

Stoffe,  welche  zur  Oberkleidung  für  Heer,  Marine, 
Beamte  und  Gefangene  in  Betracht  kommen  können, 
unterliegen  nach  Maßgabe  der  Übersichtstafel  nur  in¬ 
soweit  der  Beschlagnahme,  als  sie  nicht  schon  durch 
die  frühere  Bekanntmachung  beschlagnahmt  worden  sind. 

§  4.  Wirkung  der  Beschlagnahme.  Die  Beschlagnahme 
hat  die  Wirkung,  daß  die  Vornahme  von  Veränderungen 
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an  den  von  ihr  berührten  Gegenständen  verboten  ist 
und  rechtsgeschäftliche  Verfügungen  über  sie  nichtig 
sind.  Den  rechtsgeschäftlichen  Verfügungen  stehen  Ver¬ 
fügungen  gleich,  die  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung 
oder  Arrestvollziehung  erfolgen. 

Die  Veredelung  (auch  das  Färben  und  Bleichen)  oder 
Ausrüstung  der  beschlagnahmten  rohen  Stoffe  ist  ver¬ 
boten.  Dagegen  darf  eine  vor  dem  1.  Februar  ig  16  be¬ 
gonnene  Veredelung  oder  Ausrüstung  beendet  werden. 
Die  in  §  4,  Nr.  2,  der  Bekanntmachung,  betreffend  Be¬ 
schlagnahme,  Verwendung  und  Veräußerung  von  Bast¬ 
fasern  und  Erzeugnissen  aus  Bastfasern  vom  23.  De 
zember  1915  gegebenen  Ausnahmen  bleiben  in  Kraft. 

Unzulässig  ist  ferner  jeder  Wechsel  im  Gewahrsam 
der  beschlagnahmten  Gegenstände. 

Trotz  der  Beschlagnahme  sind  alle  Veränderungen 
und  Verfügungen  zulässig,  die  mit  ausdrücklicher  Zu¬ 
stimmung  des  Webstoffmeldeamtes  der  Kriegsrohstofif 
abteilung  des  königlich  preußischen  Knegsministeriums, 
Berlin  SW.  48,  Verl  Hedemannstraße  1 1,  erfolgen.  Auch 
Veräußerungen  an  Heeres-  und  Marinebehörden  dürfen 
nur  mit  Zustimmung  des  Webstoffmeldeamtes  erfolgen. 

§  5.  Ausnahmen  von  der  Beschlagnahme.  Nicht  be¬ 
schlagnahmt  sind  durch  diese  Bekanntmachung: 

1.  Im  Gebrauch  gewesene  oder  im  Gebrauch  befind¬ 
liche  Gegenstände. 

2.  Alle  Gegenstände,  welche  sich  am  1.  Februar  19 16 
im  Eigentum  von  staatlichen  oder  kommunalen  Behörden 
und  Anstalten  sowie  von  Vereinigungen  für  Liebes¬ 
gabenbeschaffung,  soweit  letztere  ihre  Vorräte  unent 
geltlich  dem  Heere  oder  der  Marine  zuführen,  ferner 
von  Vereinslazaretten  und  privaten  Krankenhäusern  be¬ 
finden. 

Dagegen  ist  der  Erwerb  beschlagnahmter  Gegen¬ 
stände  nach  dem  1.  Februar  1916  auch  seitens  der  Vor¬ 
genannten  unzulässig. 

3.  Alle  Gegenstände,  die  ohne  von  der  Kriegsroh- 
stofifabteilung  genehmigten  Belegschein  auf  Grund  von 
bis  zum  1.  Februar  1916  einschließlich  abgeschlossenen 
Lieferungs-  oder  Herstellungsverträgen  an  eine  deutsche 
Heeres-  oder  Marinebehörde  zu  liefern  sind,  voraus¬ 
gesetzt,  daß  auch  alle  auf  die  Lieferungen  bezüglichen 
Zwischen-  und  Unterverträge  bereits  bis  zum  1.  Februar 
1916  abgeschlossen  worden  sind. 

Dagegen  fallen  nicht  unter  die  Ausnahme  Gegen¬ 
stände,  über  welche  Verträge  mit  Post-,  Eisenbahn  und 
anderen  Zivilbehörden,  ausländischen  Militärbehörden, 
Vereinigungen  für  Liebesgabenbeschaffung,  dem  Roten 
Kreuz,  Vaterländischen  Frauenvereinen,  Kantinen,  Privat¬ 
krankenhäusern  (selbst  mit  militärischer  Belegung),  V ereins- 
lazaretten,  anderen  gemeinnützigen  Vereinen  oder  An¬ 
stalten  u.  dgl.  m.  bestehen. 

4.  Gegenstände,  die  hergestellt  werden  auf  Grund 
eines  Auftrages  einer  Heeres-  oder  Marinebehörde  gegen 
vorschriftsmäßigen  von  der  Kriegsrohstoffabteilung  ge- 
piüften  Belegschein  oder,  wenn  die  Herstellung  aus 
Spinnstoffen  oder  Garnen,  welche  der  Beschlagnahme 
oder  einem  Verarbeitungsverbot  nicht  unterliegen,  er¬ 
folgen  soll,  mit  ausdrücklicher  Genehmigung  der  Kriegs¬ 
rohstoffabteilung. 

5.  Gegenstände,  welche  auf  Grund  von  Einzelfreigaben 
(nicht  auf  Grund  allgemeiner  Ausnahmebewilligungen) 
der  Kriegsrohstoffabteilung  hergestellt  worden  sind  oder 
hergestellt  werden. 

6.  Gegenstände,  für  die  bis  zum  31.  Januar  1916  eine 
Ausfuhrbewilligung  des  Reichskanzlers  erteilt  worden  ist. 

7.  Gegenstände,  die  nach  dem  8.  Dezember  1915  aus 
dem  Reichsausland  (nicht  aus  dem  Zollausland  oder  den 
besetzten  Gebieten)  eingeführt  worden  sind  oder  künftig 
eingeführt  werden. 

8.  Gegenstände,  die  nachweislich  ganz  aus  Spinn¬ 
stoffen  oder  Garnen  der  in  §  2,  Abs.  1,  bezeichneten 
Art  hergestellt  sind,  welche  nach  dem  25.  Mai  1915  aus 
dem  Reichsausland  (nicht  aus  dem  Zollausland  oder  den 


besetzten  Gebieten)  eingeführt  worden  sind,  soweit  nicht 
für  die  Einfuhr  abweichende  Bestimmungen  oder  Ver¬ 
einbarungen  getroffen  worden  sind. 

9.  Bastfasergewebe,  deren  Herstellung  auf  Grund  des 
§  3,  Nr.  2d  und  e}  der  Bekanntmachung,  betreffend  Be¬ 
schlagnahme,  Verwendung  und  Veräußerung  von  Bast¬ 
fasern  und  Erzeugnissen  aus  Bastfasern  vom  23.  De¬ 
zember  1915  erlaubt  ist. 

10.  Gegenstände,  die  nach  dem  1.  Februar  1916  in 
Haushaltungen  nicht  gewerbsmäßig  hergestellt  werden. 

§  6.  Freigabe  für  den  Kleinverkauf.  Wenn  die  Vor¬ 
räte  ein  und  derselben  Person  in  ein  und  derselben 
Qualität  und  Warenbreite  (die  Verschiedenheit  der  Größe 
bleibt  bei  konfektionierten  Gegenständen  außer  Betracht) 
die  in  der  Übersichtstafel  festgesetzten  Mindestvorräte 
nicht  übersteigen,  so  sind  sie  für  den  Kleinverkauf  frei¬ 
gegeben. 

Sind  die  Vorräte  einer  Person  in  ein  und  der¬ 
selben  Qualität  und  Warenbreite  (die  Verschiedenheit  der 
Größe  bleibt  bei  Trikotagen  außer  Betracht)  dagegen 
größer  als  die  Mindestvorräte,  so  bt  diejenige  Menge 
für  den  Kleinverkauf  freigegeben,  welche  den  Mindest¬ 
vorrat  überschreitet,  jedoch  höchstens  eine  dem  Mindest¬ 
vorrat  gleichkommende  Menge.1) 

Diese  Freigabe  greift  nur  Platz: 

a)  wenn  die  freigegebenen  Vorräte  unmittelbar  an 
Verbraucher  in  Mengen  unter  einem  halben  Stück,  be¬ 
ziehungsweise  einem  halben  Dutzend  veräußert  werden; 

b )  wenn  der  Verkaufspreis  den  zuletzt  vor  dem  In¬ 
krafttreten  dieser  Bekanntmachung  erzielten  Preis  nicht 
übersteigt. 

Wer  trotz  dieser  Vorschriften  Ware  zurückhält  oder 
größere  Mengen  als  die  vorgeschriebenen  auf  einmal 
an  einen  Abnehmer  verkauft  oder  höhere  Preise  als 
bisher  sich  bezahlen  läßt,  hat  die  sofortige  Enteignung 
der  Waren  zu  gewärtigen. 

§  7.  Sonderbestimmungen  für  Konfektionsbetriebe  und 
gemeinnützige  Nähstuben.  Konfektionsbetriebe  und  ge¬ 
meinnützige  Nähstuben  dürfen  verarbeiten,  beziehungs- 
aufarbeiten  lassen  : 

1.  Die  gleichen  Mengen,  die  gemäß  §  6  zum  Klein¬ 
verkauf  freigegeben  werden ; 

2.  alle  am  1.  Februar  1916  (Stichtag)  vorhandenen 
Stoffzuschnitte ; 

3.  die  bei  ihnen  beschlagnahmten  Wirk-  und  Strick¬ 
stoffe  zu  Gegenständen,  welche  nach  Maßgabe  der  Über¬ 
sichtstafel  der  Beschlagnahme  unterliegen ; 

4.  25  Prozent  einer  jeden  Qualität  der  sonstigen  bei 
ihnen  beschlagnahmten  Stoffe  mit  Ausnahme  der  Decken¬ 
stoffe  im  Stück  (Übersichtstafel,  Gruppe  II,  Ziffer  3). 

Als  Konfektionsbetriebe  gelten  nur  diejenigen  Betriebe, 
welche  bis  zum  1.  März  1916  dem  Webstoffmeldeamt 
eine  von  der  örtlich  zuständigen  amtlichen  Vertretung 
des  Handels  oder  Handwerks  (Handels-,  Handwerks¬ 
kammern  u.  s.  w.)  ausgestellte  Bescheinigung  einsenden, 
daß  sie  gewerbsmäßig  bereits  vor  dem  1.  Oktober  1915 
Stoffe  zuschneiden  und  fertige  Erzeugnisse  daraus  her- 
stellen  ließen  und  dies  noch  gegenwärtig  tun.  Auf  der 
Rückseite  dieser  Bescheinigung  muß  der  betreffende  Be¬ 
trieb  angeben,  welche  Stoffmengen  er  auf  Grund  der 
Ausnahmeerlaubnis  zuschneiden  und  verarbeiten  läßt. 

Als  gemeinnützige  Nähstuben  gelten  nur  solche,  die 
dem  Webstoffmeldeamte  einen  von  der  Ortspolizei¬ 
behörde  ausgestellten  Ausweis  einsenden,  daß  sie  ge¬ 
meinnützige  Einrichtungen  sind. 

§  8.  Verwahrung  der  beschlagnahmten  Gegenstände. 
Die  Besitzer  der  beschlagnahmten  Gegenstände  sind 
verpflichtet,  diese  bis  auf  weiteres  zu  verwahren  und 
pfleglich  zu  behandeln. 

l)  Beispiel:  Hat  jemand  in  ein  und  derselben  Qualität  und  Breite  von 
unter  die  Beschlagnahme  fallendem  farbigen  Futterköper  175°  (Mindest- 
vorräte  bei  Futterstoffen  sind  1800  w),  so  sind  diese  175°  m  ^reb  1  eschlag- 
nahmt  ist  nichts.  #  . 

Hat  er  jedoch  2600  mt  so  sind  800  in  frei,  beschlagnahmt  sind  1800  nt. 

Hat  er  jedoch  4200  mt  so  sind  1800  in  frei,  beschlagnahmt  sind  2400  nt» 
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Die  beschlagnahmten  Gegenstände  sind  getrennt  von 
den  beschlagnahmefreien  Vorräten  aufzubewahren  und 
als  solche  kenntlich  zu  machen.  Die  Trennung  und 
Kenntlichmachung  muß  bis  zum  1.  März  1916  erfolgt 
sein. 

§  9.  Eigentumsübertragung  und  Übernahmepreis.  Das 
Webstofifmeldeamt  ist  ermächtigt,  das  Eigentum  an  den 
beschlagnahmten  Gegenständen  gemäß  §  1  der  Bekannt¬ 
machung  über  die  Sicherstellung  von  Kriegsbedarf  auf 
die  von  ihm  bezeichneten  Personen  zu  übertragen. 

Durch  eine  beim  königlich  preußischen  Kriegs¬ 
ministerium  gebildete  Bewertungsstelle  für  Webstoffe 
wird  zunächst  grundsätzlich  eine  gütliche  Einigung  über 
den  Übernahmepreis  mit  dem  Eigentümer  der  beschlag¬ 
nahmten  Gegenstände  angestrebt  werden.  Soweit  eine 
gütliche  Einigung  nicht  zu  stände  kommt,  erfolgt  die 
Preisfestsetzung  durch  das  Reichsschiedsgericht  gemäß 
§§  2  und  3  der  Bekanntmachung  über  die  Sicherstel¬ 
lung  von  Kriegsbedarf. 

§  10.  Meldepflichtige  Gegenstände.  Meldepflichtig  sind 
die  am  Stichtage  vorhandenen  Gesamtvorräte  der  in  der 
Übersichtstafel  näher  bezeichneten  Gegenstände,  sofern 
die  Bestände  die  in  der  Übersichtstafel  angegebenen 
Mindestvorräte  überschreiten. 

Werden  die  Mindestvorräte  (§  6)  nachträglich  über¬ 
schritten,  so  sind  die  Gesamtvorräte  unverzüglich  auf 
den  vorgeschriebenen  Meldescheinen  anzumelden. 

Die  von  Militär-  oder  Marinebehörden  zurückgewiesenen 
Gegenstände  sind  nach  erfolgter  endgültiger  Zurück¬ 
weisung  unverzüglich  unter  Angabe  der  Gründe  der 
Zurückweisung  von  dem  anzumelden,  der  die  Gegen¬ 
stände  zurückerhalten  hat. 

Alle  Zugänge  zu  den  beschlagnahmten  Lagerbeständen 
werden  jeweils  am  1.  und  15.  eines  jeden  Monats,  erst¬ 
malig  am  15.  März  1916,  meldepflichtig. 

Meldepflichtig  sind  insbesondere  auch  die  Gegen¬ 
stände,  über  welche  die  im  §  5,  Ziffer  3,  Absatz  1,  be¬ 
zeichneten  Lieferungs-  und  Herstellungsverträge  mit  einer 
deutschen  Heeres-  oder  Marinebehörde  bestehen.  Da¬ 
gegen  sind  nicht  meldepflichtig  die  übrigen  gemäß  §  5 
von  der  Beschlagnahme  ausgenommenen  Gegenstände. 

Soweit  graue,  feldgraue  und  graugrüne  Militärmann¬ 
schaftstuche  bereits  auf  Grund  der  Bekanntmachung 
W.  I.  1/5.  15.  KRA.  mittels  Meldeschein  1  als  beschlag¬ 
nahmt  angemeldet  sind,  sind  sie  nicht  erneut  anzu¬ 
melden. 

§  11.  Meldepflichtige  Personen.  Zur  Meldung  ver¬ 
pflichtet  sind  alle  natürlichen  und  juristischen  Personen, 
ferner  alle  wirtschaftlichen  Betriebe  sowie  öffentlich 
rechtliche  Körperschaften  und  Verbände,  die  Eigentum 
oder  Gewahrsam  anmeldepflichtigen  Gegenstände  (§  10) 
haben,  oder  bei  denen  sich  solche  unter  Zollaufsicht 
befinden. 

Vorräte,  die  sich  am  Stichtage  (§  12)  nicht  im  Ge¬ 
wahrsam  des  Eigentümers  befinden,  sind  sowohl  von 
dem  Eigentümer  als  auch  von  demjenigen  zu  melden, 
der  sie  an  diesem  Tage  in  Gewahrsam  hat  (Lager¬ 
halter  u.  s.  w.). 

Alle  die,  welche  meldepflichtige  Gegenstände  in  Ge¬ 
wahrsam  haben,  ohne  Eigentümer  zu  sein,  brauchen 
nur  die  von  ihnen  verwahrten  Mengen  sowie  die  Eigen¬ 
tümer  anzugeben,  aber  nicht  die  übrigen  Spalten  des 
Meldescheins  auszufüllen. 

Die  nach  dem  Stichtage  eintrefifenden,  vor  dem  Stich¬ 
tage  aber  schon  abgesandten  Vorräte  sind  nur  von  dem 
Empfänger  zu  melden. 

Neben  demjenigen,  der  die  Ware  in  Gewahrsam  hat, 
ist  auch  derjenige  zur  Meldung  verpflichtet,  der  sie 
einem  Lagerhalter  oder  Spediteur  zur  Verfügung  eines 
Dritten  übergeben  hat. 

§  12.  Stichtag  der  Meldefrist.  Für  die  Meldepflicht 
ist  bei  der  ersten  Meldung  der  am  Beginn  des  1.  Fe 
bruar  1916  (Stichtag)  tatsächlich  vorhandene  Bestand, 


bei  der  ersten  Zusatzmeldung  sind  die  bis  zum  Beginn 
des  15.  März  1916,  für  die  späteren  Zusatzmeldungen 
die  in  der  Zeit  bis  zum  1.,  beziehungsweise  15.  jeden 
Monats  zum  Bestand  hinzugetretenen  Mengen  maßgebend. 

Die  erste  Meldung  ist  bis  zum  i.März  1916  an  das 
Webstoffmeldeamt  der  Kriegsrohstoflfabteilung  des 
königlich  preußischen  Kriegsministeriums  einzusenden. 
Die  Zusatzmeldungen  über  spätere  Zugäng  •  zu  den  be¬ 
schlagnahmten  Lagervorräten  sind  jeweils  bis  zum  8., 
beziehungsweise  22.  eines  jeden  Monats  dem  Webstoflf- 
meldeamt  zu  erstatten. 

§  13.  Meldescheine.  Die  Meldungen  dürfen  nur  auf 
den  amtlichen  Meldescheinen  für  Web-,  Wirk-  und 
Strickwaren  erstattet  werden.  Die  Meldescheine  sind  für 
die  erste  Meldung  bei  dem  Webstofifmeldeamt  für  die 
Zusatzmeldungen,  vom  1.  März  ab,  bei  den  örtlich  zu¬ 
ständigen  amtlichen  Vertretungen  des  Handels  (Handels¬ 
kammern  u.  s.  w.)  anzufordern. 

Anforderungen  nach  Meldescheinen  können  nur  dann 
schnell  berücksichtigt  werden,  wenn  sie  auf  den  dafür 
vorgeschriebenen  amtlichen  Postkartenvordrucken  er¬ 
folgen,  die  bei  allen  Postanstalten  1.  und  2.  Klasse  er¬ 
hältlich  sind, 

Meldeschein  I  gilt  für  Stoffe  zur  Oberkleidung  für 
Heer,  Marine,  Beamte  und  Gefangene  (Gruppe  I), 
Meldeschein  II  für  Schlaf-  und  Pferdedecken,  Woilache 
und  Deckenstoffe  (Gruppe  II), 

Meldeschein  III  für  Männertrikotagen  (Gruppe  III), 
Meldeschein  IV  für  farbige  Wäschestoffe  und  farbige 
Stoffe  für  Krankenbekleidung  (Gruppe  IV), 

Meldeschein  V  für  farbige  Futterstoffe  (Gruppe  V) 
Meldeschein  VI  für  rohe  und  gebleichte  Wäsche-  und 
Futterstoffe  (Drillichanzugstofife  (Gruppe  VI), 

Meldeschein  VII  für  Segeltuche  und  Planstofife 
(Gruppe  VII), 

Meldeschein  VIII  für  Sandsackstofife  (Gruppe  VIII), 
Meldeschein  IX  für  Heeresaufträge  (vgl.  §  10,  Abs.  5). 
Die  Anforderung  ist  mit  deutlicher  Unterschrift,  ge¬ 
nauer  Adresse  und  Firmenstempel  zu  versehen. 

Es  ist  unzulässig,  dieselbe  Ware  auf  verschiedenen 
Meldescheinen  anzumelden. 

Sämtliche  in  den  Meldescheinen  gestellten  Fragen  sind 
genau  zu  beantworten.  Die  Bestände  sind  nach  den  in 
der  Übersichtstafel  aufgeführten  Untergruppen  genau 
anzugeben.  Ungenaue  Angaben,  insbesondere  über  Menge, 
Breite,  Gewicht  u.  s.  w.,  würden  erhebliche  Verzöge¬ 
rungen  bei  der  Abnahme  und  auch  sonstige  Nachteile 
für  den  Eigentümer  der  Gegenstände  nach  sich  ziehen. 

Weitere  Mitteilungen  irgendwelcher  Art  darf  der 
Meldeschein  nicht  enthalten. 

Auf  einem  Meldeschein  dürfen  nur  die  Vorräte  eines 
und  desselben  Eigentümers  oder  die  Bestände  einer  und 
derselben  Lagerstelle  gemeldet  werden. 

Von  jedem  Meldeschein  ist  eine  Abschrift  zurück¬ 
zubehalten. 

§  14.  Meldekarten.  Für  jede  Qualität  ist  von  dem 
Eigentümer  (also  nicht  von  den  Lagerhaltern  u.  s.  w.) 
eine  Meldekarte  ordnungsgemäß  auszufüllen.  Diese  Melde¬ 
karten  sind  zusammen  mit  den  Meldescheinen  mittels  des 
erwähnten  Postkartenvordruckes  (§  13,  Abs.  2)  beim 
Webstoffmeldeamt  anzufordern,  und  zwar  nur  in  wirk¬ 
lich  benötigter  Anzahl. 

Von  Stückwaren  hat  der  Eigentümer  einen  Abschnitt 
in  Größe  von  12X17  cm  auf  die  Karte  aufzukleben. 
Bei  fertigen  Gegenständen  (Decken,  Handtücher  u.  s.  w.) 
braucht  der  Musterabschnitt  nur  dann  aufgeklebt  zu 
werden,  wenn  noch  Mustermaterial  vorhanden  ist.  Fertige 
Gegenstände  brauchen  also  nicht  angeschnitten  zu  werden. 

Die  Meldekarten  einer  Gruppe  sind  immer  zusammen 
mit  dem  dazu  gehörigen  Meldeschein  (also  in  demselben 
Umschlag)  bis  zum  1.  März  1916  dem  Webstoffmelde¬ 
amt  einzusenden.  Für  jede  Gruppe  sind  zur  Beschleuni¬ 
gung  der  Bearbeitung  getrennte  Umschläge  zu  verwenden. 
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Auf  der  Vorderseite  der  Umschläge  ist  zu  vermerken, 
zu  welcher  Gruppe  die  einliegenden  Meldescheine  und 
Meldekarten  gehören,  und  wer  der  Absender  ist. 

Weitere  Schriftstücke  irgendwelcher  Art  dürfen  diesen 
Umschlägen  nicht  beigefügt  werden. 

§  15.  Muster.  Von  jeder  meldepflichtigen  Qualität 
haben  die  Eigentümer  nach  näherer  Maßgabe  der  Über¬ 
sichtstafel  ein  Muster  dem  Webstoffmeldeamt  ordnungs¬ 
gemäß  frankiert  bis  zum  1.  März  1916  einzusenden.  Die 
Muster  sind  mit  einem  gut  befestigten  Pappzettel  zu 
versehen,  auf  dem  der  Name,  Wohnort  und  Straße  des 
Einsenders,  das  Dessin,  die  Farbe,  die  Anzahl  der  von 
dieser  Sorte  vorhandenen  Gegenstände,  beziehungsweise 
bei  Stoffen  die  Meterzahl,  Gewicht  (bei  Stoffen  pro  m2), 
Breite,  beziehungsweise  Größe,  und  ein  Vermerk  über 
das  verwendete  Material  mit  deutlicher  Schrift  angegeben 
sind.  Außerdem  sind  an  das  Muster  nach  Maßgabe  der 
Übersichtstafel  kleine  Färb-  und  Dessinabschnitte  fest 
anzuheften. 

Es  ist  nicht  angängig,  Muster  von  zu  verschiedenen 
Gruppen  gehörigen,  auf  verschiedenen  Meldescheinen 
anzumeldenden  Gegenständen  in  einem  und  demselben 
Brief,  beziehungsweise  Paket  einzusenden.  Ebenso  ist  es 
nicht  zulässig,  in  Paketen  mit  Mustern  Meldescheine 
oder  Meldekarten  zu  übersenden,  da  sonst  eine  erheb¬ 
liche  Verzögerung  in  der  Bearbeitung  eintreten  würde. 

Jede  einzelne  Sendung  mit  Mustern  hat  auf  dem  Um¬ 
schläge  mit  auffallender  Schrift  den  Vermerk  zu  tragen, 
zu  welcher  Gruppe  der  Inhalt  gehört  (z.  B.  »Enthält 
Muster  zu  Meldeschein  6«)  und  die  genaue  Adresse  des 
Absenders  anzugeben. 

Das  Webstoffmeldeamt  ist  berechtigt,  über  die  Muster 
hinaus  in  besonderen  Fällen  weiteres  Mustermaterial 
anzufordern. 

§  16.  Lagerbuch  und  Auskunftserteilung.  Jeder  Melde¬ 
pflichtige  (§11)  hat  ein  Lagerbuch  zu  führen,  aus  dem 
jede  Änderung  in  den  Vorratsmengen  und  ihre  Ver¬ 
wendung  ersichtlich  sein  muß. 

Soweit  der  Meldepflichtige  bereits  ein  derartiges  Buch 
führt,  braucht  ein  besonderes  Lagerbuch  nicht  einge¬ 
richtet  zu  werden.  In  dem  Lagerbuch  ist  indes  mit  roter 
Tinte  deutlich  bei  den  einzelnen  beschlagnahmten  Posten 
zu  vermerken,  daß  sie  beschlagnahmt  sind. 

Beauftragten  der  Militär-  oder  Polizeibehörden  ist 
jederzeit  die  Prüfung  des  Lagerbuches  sowie  die  Be¬ 
sichtigung  der  Räume  zu  gestatten,  in  denen  melde¬ 
pflichtige  Gegenstände  zu  vermuten  sind. 

§  17.  Anfragen  und  Anträge.  Alle  Anfragen  und  An¬ 
träge,  die  die  vorliegende  Bekanntmachung  oder  etwa 
dazu  ergehende  Ausführungsbestimmungen  betreffen,  sind 
an  das  Webstoffmeldeamt  der  Kriegrohstoffabteilung  des 
königlich  preußischen  Kriegsministeriums,  Berlin  SW  48, 
Verl.  Hedemannstraße  11,  zu  richten. 

Die  Anfragen  und  Anträge  müssen  auf  dem  Brief¬ 
umschlag  sowie  am  Kopfe  des  Briefes  einen  kurzen 
Vermerk  tragen,  auf  welche  der  im  §  2  aufgeführten 
Warengruppen  sie  sich  beziehen  (z.  B.  betrifft  Männer- 
trikotagen). 

In  einem  und  demselben  Schreiben  sollen  nur  Ange¬ 
legenheiten  behandelt  werden,  die  sich  auf  eine  der  in 
§  2  genannten  Warengruppen  beziehen. 

Für  Freigabeanträge,  denen  nur  in  besonders  dringen¬ 
den  Fällen  stattgegeben  werden  kann,  sowie  für  An¬ 
fragen,  ob  bestimmte  Gegenstände  von  der  Bekannt¬ 
machung  betroffen  werden,  sind  die  vorgeschriebenen 
amtlichen  Vordrucke  zu  verwenden,  die  bei  den  Handels¬ 
kammern  erhältlich  sind. 

Jeder  Anfrage  ist,  soweit  gemäß  der  Übersichtstafel 
bei  der  betreffenden  Gruppe  überhaupt  Musterkarten 
zu  übersenden  sind,  eine  besondere  Musterkarte  (vgl. 
§  14)  beizufügen. 

Ist  jemand  sich  nicht  klar  darüber,  ob  seine  Ware 
der  Beschlagnahme  unterliegt  oder  nicht,  so  hat  er  die 
Ware  zunächst  anzumelden  und  mittels  des  vorgeschrie¬ 


benen  Vordruckes  bei  dem  Webstoffmeldeamt  anzu¬ 
fragen,  ob  die  Ware  beschlagnahmt  oder  beschlagnahme¬ 
frei  ist.  Bis  ein  Freigabebescheid  erfolgt,  gilt  die  ge¬ 
meldete  Ware  auf  jeden  Fall  als  beschlagnahmt  und  ist 
zur  Verfügung  des  Webstoffmeldeamtes  zu  halten. 

Beschlagnahme  und  Bestandserhebung  von 
Bekleidungs-  und  Ausrüstungstücken  für  Heer, 
Marine  und  Feldpost.  Eine  amtliche  Bekanntmachung 
vom  1.  Februar  1916  verfügt: 

§  1.  Inkrafttreten.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit 
ihrer  Verkündung  am  1.  Februar  1916  in  Kraft. 

§  2.  Von  der  Bekanntmachung  betroffene  Gegen¬ 
stände.  Von  dieser  Bekanntmachung  werden  die  nach¬ 
stehend  aufgeführten  Gegenstände  betroffen,  gleichviel, 
aus  welchen  Rohstoffen  die  dazu  verwandten  Web¬ 
waren  hergestellt  sind,  ohne  Rücksicht  auf  Farbe  und 
Herstellungsart 

1.  Uniformröcke  (Waffenröcke,  Attilas,  Ulankas,  Koller 
u.  s.  w.),  Litewken,  Feldblusen,  Mäntel,  Hosen,  Reit¬ 
hosen,  Feldmützen  (keine  Extramützen),  Halsbinden 
(mit  Ausnahme  von  reinseidenen),  Stoffausthandschuhe, 
soweit  sie  für  Mannschaften  des  Heeres,  der  Marine 
und  der  Feldpost  in  Betracht  kommen  können, 

2.  Kriegsgefangenenanzüge,  schwarz  oder  annähernd 
schwarz,  gelb  gepaspelt, 

3.  Drillichjacken,  Drillichröcke,  Drillichhosen, 

4.  Männerhemden  (jedoch  keine  Oberhemden  und 
Nachthemden)  und  Männerunterhosen  mit  Ausnahme 
aller  aus  gebleichten  Leinen-  und  gebleichten  Baum¬ 
wollstoffen  oder  Seide  hergestellten  Hemden  und 
Unterhosen, 

Männerhemden  und  Unterhosen  aus  Wirk-  und 
Strickstoffen  sind  durch  die  Bekanntmachung  Nr.  W.  M. 
1000/11.  15  KRA.  beschlagnahmt, 

5.  Helmbezüge  (auch  für  Tschakos,  Pelzmützen, 
Tschapkas  u.  s.  w.),  Tornister,  Militärrucksäcke,  Brot¬ 
beutel,  Zeltzubehörbeutel,  Packtaschen,  Schanzzeug-  und 
Drahtscherenfutterale,  ganz  oder  teilweise  aus  Web¬ 
stoffen  gefertigt,  Feldflaschenüberzüge  aller  Art, 

6.  Munitions-  und  Wassertragesäcke,  Reiterfuttersäcke, 
Tränkeimer,  Protzschlitzsäcke,  Zeltsäcke 

7.  Zeltbahnen,  Zelte  aller  Art,  soweit  sie  für  militäri¬ 
sche  Zwecke  geeignet  sind,  Fuhrparkpläne  aus  Segeltuch 
(Hanf  oder  Baumwolle)  in  folgenden  Abmessungen: 

211:226,  224  :  231,  231  :  284,  240:400,  248  ;  282, 
270:360,  300:500,  310:311,  400:500  cm , 

8.  Sandsäcke. 

§  3.  Beschlagnahme.  Die  von  der  Bekanntmachung 
betroffenen  Gegenstände  werden  ohne  Rücksicht  auf 
Qualität,  beschlagnahmt. 

Soweit  ihre  Anfertigung  nach  den  bestehenden  Be¬ 
stimmungen  zulässig  ist,  verfallen  die  in  der  Herstellung 
befindlichen  oder  künftig  herzustellenden  Gegenstände 
gleichfalls  der  Beschlagnahme,  sobald  ihre  Herstellung 
beendet  ist  und  die  Mindestmengen  überschritten  sind. 

Beschlagnahmt  sind  ferner  die  von  der  Bekannt¬ 
machung  betroffenen  Gegenstände  (§  2),  welche  von 
einer  Abnahmestelle  des  Heeres,  der  Marine  oder  der 
Feldpost  endgültig  zurückgewiesen  sind  oder  künftig 
endgültig  zurückgewiesen  werden.  Sie  dürfen  auch  nicht 
anderen  Stellen  des  Heeres,  der  Marine  oder  der  Feld¬ 
post  geliefert  werden. 

§  4.  Wirkung  der  Beschlagnahme.  Die  Beschlag¬ 
nahme  hat  die  Wirkung,  daß  die  Vornahme  von  Ver¬ 
änderungen  an  den  von  ihr  berührten  Gegenständen 
verboten  ist  und  rechtsgeschäftliche  Verfügungen  über 
sie  nichtig  sind.  Den  rechtsgeschäftlichen  Verfügungen 
stehen  Verfügungen  gleich,  die  im  Wege  der  Zwangs¬ 
vollstreckung  oder  Arrestvollziehung  erfolgen. 

Unzulässig  ist  auch  jeder  Wechsel  im  Gewahrsam  der 
beschlagnahmten  Gegenstände. 

Trotz  der  Beschlagnahme  sind  alle  Veränderungen 
und  Verfügungen  zulässig,  die  mit  ausdrücklicher  Zu- 
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Stimmung  des  Webstoffmeldeamtes  der  Kriegsrohstoff- 
abteilung  des  königlich  preußischen  Kriegsministeriums, 
Berlin  SW.  48,  Verl.  Hedematinstraße  11,  erfolgen. 
Auch  Veräußerungen  an  Stellen  des  Heeres,  der  Marine 
oder  der  Feldpost  dürfen  nur  mit  Zustimmung  des 
Webstoffmeldeamtes  erfolgen. 

§  5  Ausnahmen  von  der  Beschlagnahme.  Nicht  be¬ 
schlagnahmt  sind  durch  diese  Bekanntmachung: 

1.  Im  Gebrauch  gewesene  oder  im  Gebrauch  befind¬ 
liche  Gegenstände. 

2.  Alle  Gegenstände,  welche  sich  am  1.  Februar 
1  q  1 6  im  Eigentum  von  staatlichen  oder  kommunalen 
Behörden  und  Anstalten  sowie  von  Vereinigungen  für 
Liebe'gabenbeschaffung,  soweit  letztere  ihre  Vorräte 
unentgeltlich  dem  Heere  oder  der  Marine  zuführen, 
ferner  von  Vereinslazaretten  und  privaten  Kranken¬ 
häusern  befinden. 

Dagegen  ist  der  Erwerb  beschlagnahmter  Gegenstände 
nach  dem  1.  Februar  1916  auch  seitens  der  Vorge¬ 
nannten  unzulässig. 

3  Alle  Gegenstände,  für  welche  Lieferungsverträge 
mit  einer  Stelle  des  Heeres,  der  Marine  oder  der  Feld¬ 
post  bis  zum  1.  Februar  1916  einschließlich  abge¬ 
schlossen  worden  sind,  vorausgesetzt,  daß  auch  alle 
auf  die  Lieferungen  bezüglichen  Zwischen-  und  Unter¬ 
verträge  bereits  bis  zum  1.  Februar  1916  abgeschlossen 
worden  sind. 

Dagegen  fallen  nicht  unter  diese  Ausnahme  Gegen¬ 
stände,  über  welche  Verträge  mit  Eisenbahn-  und  an¬ 
deren  Zivilbehörden,  ausländischen  Militärbehörden, 
Kantinen,  Privatkrankenhäusern  (selbst  mit  militärischer 
Belegung),  Vereinslazaretten,  anderen  gemeinnützigen 
Vereinen  oder  Anstalten  und  dergleichen  mehr  be¬ 
stehen. 

4.  Männerhemden  und  Männerunterhosen,  welche 
nach  dem  8.  Dezember  1915  aus  dem  Reichsausland 
(nicht  Zollausland  oder  besetzten  Gebieten)  eingeführt 
worden  sind  oder  noch  werden. 

5.  Gegenstände,  für  die  bis  zum  8.  Dezember  1915 
eine  Ausfuhrbewilligung  des  Reichskanzlers  erteilt 
worden  ist. 


§  6.  Freigabe  für  den  Kleinverkauf.  Die  Vorräte 
einer  Person  sind  bis  zur  Höhe  der  folgenden  Mindest¬ 
mengen  für  den  Kleinverkauf  freigegeben : 


d)  ohne  Rücksicht  auf  die  Qualität 
je  50  Waftenröcke,  Litewken,  Feld¬ 
blusen,  Mäntel, 

je  20  Attilas,  Ulankas,  Koller, 
u.  s.  w., 

20  Reithosen, 

100  lange  Hosen  (einschließlich 
Stiefelhosen), 

je  20  Feldmützen,  Drillichjacken, 
Drillichröcke, 

40  Drillichhosen, 

50  Halsbinden, 

je  10  Tornister,  Zeltzubehörbeutel, 
Munitionstragesäcke,  Wasser  trage- 
säcke,  Schanzzeug-  oder  Draht¬ 
scherenfutterale,  Feldflaschenüber¬ 
züge, 

30  Militärrucksäcke, 
je  50  Helmbezüge,  Brotbeutel,  Zelt¬ 
bahnen,  Reiterfuttersäcke,  Tränk¬ 
eimer,  Packtaschen, 

500  Sandsäcke, 
b )  von  jeder  Qualität 

je  100  Männerhemden  oder  Männer¬ 
unterhosen 


Die  Ver¬ 
schiedenheit 
der  Größe 
und  Farbe 
bleibt  außer 
Betracht 


Die  unter  a  und  b  aufgeführten  Mengen  sind  nur 
dann  freigegeben,  wenn 

1.  die  freigegebenen  Vorräte  unmittelbar  an  den  Ver¬ 
braucher  veräußert  werden, 


2.  der  Verkaufspreis  den  zuletzt  vor  dem  Inkraft 
treten  dieser  Bekanntmachung  erziehen  Preis  nicht 
übersteigt. 

Wer  trotz  dieser  Vorschriften  Ware  zurückhält  oder 
höhere  Preise  als  bisher  sich  bezahlen  läßt,  hat  sofort 
die  Enteignung  der  Ware  zu  gewärtigen.  Wer  also  von 
dieser  Freigabe  für  den  Kleinverkauf  keinen  Gebrauch 
machen  will  oder  kann,  hat  seine  sämtlichen  Vorräte 
als  beschlagnahmt  anzumeldeti. 

§  7.  Verwahrung  der  beschlagnahmten  Gegenstände. 
Die  Besitzer  der  beschlagnahmten  Gegenstände  sind  ver¬ 
pflichtet,  diese  bis  auf  weiteres  zu  verwahren  und  pfleg¬ 
lich  zu  behandeln. 

•  - 

Die  beschlagnahmten  Gegenstände  sind  getrennt  von 
den  beschlagnahmefreien  Vorräten  aufzubewahren  und 
als  solche  kenntlich  zu  machen.  Die  Trennung  und 
Kenntlichmachung  muß  bis  zum  15.  Februar  1916  er¬ 
folgt  sein. 

§  8.  Eigentumsübertragung  und  Übernahmepreis.  Das 
Webstoffmeldeamt  ist  ermächtigt,  das  Eigentum  an  den 
beschlagnahmten  Gegenständen  gemäß  §  1  der  Bekannt¬ 
machung  über  die  Sicherstellung  von  Kriegsbedarf  auf 
die  von  ihm  bezeichneten  Personen  zu  übertragen. 

Durch  eine  beim  königlich  preußischen  Kriegsmini¬ 
sterium  gebildete  Bewertungsstelle  für  Webstofife  wird 
zunächst  grundsätzlich  eine  gütliche  Einigung  über  den 
Übernahmepreis  mit  dem  Eigentümer  der  beschlag¬ 
nahmten  Gegenstände  angestrebt  werden.  Soweit  eine 
gütliche  Einigung  nicht  zu  stände  kommt,  erfolgt  die 
Preisfestsetzung  durch  das  Reichs  Schiedsgericht  gemäß 
§§  2  und  3  der  Bekanntmachung  über  die  Sicher¬ 
stellung  von  Kriegsbedarf. 

§  9.  Meldepflichtige  Gegenstände.  Meldepflichtig  sind 
die  am  Stichtage  vorhandenen  Gesamtvorräte  der  be¬ 
schlagnahmten  Gegenstände,  sofern  sie  größer  sind  als 
die  im  §  6  angegebenen  Mindestvorräte. 

Werden  die  Mindestvorräte  eines  Eigentümers  nach¬ 
träglich  überschritten,  so  sind  die  Gesamtvorräte  unver¬ 
züglich  auf  den  vorgeschriebenen  Meldekarten  anzu¬ 
melden. 

Alle  von  Stellen  des  Heeres,  der  Marine  oder  der 
Feldpost  bereits  früher  oder  in  Zukunft  zurückgewiesenen 
Gegenstände  sind  nach  erfolgter  endgültiger  Zurück¬ 
weisung  unverzüglich  unter  Angabe  der  Gründe  der 
Zurückweisung  von  dem  anzumelden,  der  die  Gegen¬ 
stände  zurückerhalten  hat. 

Alle  Zugänge  zu  den  beschlagnahmten  Lagerbeständen 
sind  ebenfalls  meldepflichtig. 

§  10.  Meldepflichtige  Personen.  Zur  Meldung  ver¬ 
pflichtet  sind  alle  natürlichen  und  juristischen  Personen, 
ferner  alle  wirtschaftlichen  Betriebe  sowie  öffentlich 
rechtliche  Körperschaften  und  Verbände,  die  Eigentum 
oder  Gewahrsam  an  meldepflichtigen  Gegenständen  (§  9) 
haben,  oder  bei  denen,  beziehungsweise  für  die  sich 
solche  unter  Zollaufsicht  befinden. 

Vorräte,  die  sich  am  Stichtage  (§  1 1)  nicht  im  Ge¬ 
wahrsam  des  Eigentümers  befinden,  sind  sowohl  von 
dem  Eigentümer  als  auch  von  demjenigen  zu  melden, 
der  sie  an  diesem  Tage  in  Gewahrsam  hat.  (Lager¬ 
halter  u.  s.  w.). 

Alle  die,  welche  meldepflichtige  Gegenstände  in  Ge¬ 
wahrsam  haben,  ohne  Eigentümer  zu  sein,  brauchen 
nur  die  von  ihnen  verwahrten  Mengen  sowie  die 
Eigentümer  anzugeben,  aber  nicht  die  übrigen  Spalten 
der  Meldekarte  auszufüllen. 

Die  nach  dem  Stichtage  eintreffenden,  vor  dem  Stich¬ 
tage  aber  schon  abgesandten  Vorräte  sind  nur  von  dem 
Empfänger  zu  melden. 

Neben  demjenigen,  der  die  Ware  in  Gewahrsam  hat, 
ist  auch  derjenige  zur  Meldung  verpflichtet,  der  sie 
einem  Lagerhalter  oder  Spediteur  zur  Verfügung  eines 
Dritten  übergeben  hat. 
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§  11.  Stichtag  und  Meldefrist.  Maßgebend  für  die 
Meldepflicht  ist  bei  der  ersten  Meldung  der  am  Beginn 
des  1.  Februar  1916  (Stichtag)  tatsächlich  vorhandene 
Bestand,  bei  den  Zusatzmeldungen  die  in  der  Zeit  bis 
zum  1.  jedes  folgenden  Monats  (erstmalig  bis  zum 
1.  April  1916)  zum  Bestand  hinzugetretenen  Mengen. 

Die  erste  Meldung  ist  bis  zum  15.  Februar  1916, 
die  Zusatzmeldungen  sind  bis  zum  8.  jedes  folgenden 
Monates  (erstmalig  bis  zum  8.  April  1916)  an  das 
Webstoffmeldeamt  der  Kriegs  -  Rohstoffabteilung  des 
königlich  preußischen  Kriegsministeriums  einzusenden. 

§  12.  Meldekarten.  Die  Meldungen  dürfen  nur  auf 
den  amtlichen  Meldekarten  für  Bekleidungs-  und  Aus¬ 
rüstungsstücke  erstattet  werden.  Diese  Meldekarten  sind 
durch  Postkarte  beim  Webstofifmeldeamt  anzufordern. 

Die  Anforderung  ist  mit  deutlicher  Unterschrift,  ge¬ 
nauer  Adresse  und  Firmenstempel  zu  versehen. 

Sämtliche  in  den  Meldekarten  gestellten  Fragen  sind 
genau  zu  beantworten.  Alle  Mängel,  die  ein  Waren¬ 
posten  etwa  hat,  sind  genauestens  zu  beschreiben.  Un¬ 
genaue  oder  unvollständige  Angaben,  insbesondere  über 
Menge,  Größe  oder  Maße,  Gewicht  u.  s.  w.  würden  er¬ 
hebliche  Verzögerungen  bei  der  Abnahme  und  auch 
sonstige  Nachteile,  beziehungsweise  Strafverfolgung  für 
den  Eigentümer  der  Gegenstände  nach  sich  ziehen. 

Weitere  Mitteilungen  irgendwelcher  Art  darf  die 
Meldekarte  nicht  enthalten,  auch  dürfen  bei  Einsendung 
der  Meldekarten  sonstige  schriftliche  Erklärungen,  außer 
den  Aufstellungen  über  die  Meldekarten,  nicht  beige¬ 
fügt  werden. 

Auf  einer  Meldekarte  darf  immer  nur  ein  melde¬ 
pflichtiger  Warenposten  gemeldet  werden. 

Die  Meldekarten  sind  fortlaufend  numeriert  und 
ordnungsgemäß  frankiert  an  das  Webstoffmeldeamt  der 
Kriegs -Rohstofifabteilung  des  königlich  preußischen 
Kriegsministeriums,  Berlin  SW.  48,  Verlängerte  Hede¬ 
mannstraße  11,  einzusenden.  Die  Vordrucke  für  die 
Aufstellungen  über  die  Meldekarten  sind  ordnungsgemäß 
ausgefüllt  diesen  beizufügen. 

Auf  die  Vorderseite  der  zur  Einsendung  von  Melde¬ 
karten  benützten  Briefumschläge  ist  ein  Vermerk  zu 
setzen:  »Enthält  Meldekarten  für  Bekleidungs-  und  Aus¬ 
rüstungsstücke.« 

§  13.  Muster-  Muster  sind  ohne  weiteres  nur  bei 
Sandsäcken  dem  Webstoffmeldeamt  einzusenden.  Diese 
Muster  sind  getrennt  von  den  Meldekarten  zu  ver¬ 
packen;  der  Umschlag  muß  den  Vermerk:  »Enthält 
Sandsackmuster«  sowie  Namen  und  Adresse  des  Ab¬ 
senders  tragen. 

Bei  den  übrigen  Gegenständen  sind  für  den  Durch¬ 
schnitt  der  einzelnen  Warenposten  genau  maßgebende 
Muster  nur  auf  Aufforderung  des  Webstoffmeldeamtes 
an  die  von  ihm  bezeichneten  Personen  kostenfrei  zu 
übersenden. 

Die  Muster  werden  entweder  zurückgesandt  oder  zum 
Ubernahmepreis  vergütet. 

§  14.  Lagerbuch  und  Auskunfterteilung.  Jeder  Melde¬ 
pflichtige  (§  10)  hat  ein  Lagerbuch  zu  führen,  aus  dem 
jede  Änderung  in  den  Vorratsmengen  und  ihre  Ver¬ 
wendung  ersichtlich  sein  muß. 

Soweit  der  Meldepflichtige  bereits  ein  derartiges 
Buch  führt,  braucht  ein  besonderes  Lagerbuch  nicht 
eingerichtet  zu  werden.  In  dem  Lagerbuch  ist  indes 
mit  roter  Tinte  deutlich  bei  den  beschlagnahmten 
Posten  zu  vermerken,  daß  sie  beschlagnahmt  sind. 

Beauftragten  der  Polizei-  oder  Militärbehörden  ist 
jederzeit  die  Prüfung  des  Lagerbuches  sowie  die  Be¬ 
sichtigung  der  Räume  zu  gestatten,  in  denen  melde¬ 
pflichtige  Gegenstände  zu  vermuten  sind. 

§  15.  Anfragen  und  Anträge.  Alle  Anfragen  und 
Anträge,  die  die  vorliegende  Bekanntmachung  oder  die 
dazu  ergehenden  Ausführungsbestimmungen  betreffen, 
sind  an  das  Webstoffmeldeamt  der  Kriegs-Rohstoffabtei- 
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lung  des  königlich  preußischen  Kriegsministeriums,  Berlin 
SW.  48,  Verlängerte  Hedemannstraße  11,  zu  richten. 

Die  Anfragen  und  Anträge  müssen  auf  dem  Brief¬ 
umschlag  sowie  am  Kopfe  des  Briefes  einen  kurzen 
Vermerk  tragen:  »Betrifft  Bekleidungs-  und  Aus¬ 
rüstungsstücke«. 

Freigabe  von  Garnen.  Eine  amtliche  Bekannt¬ 
machung  vom  18.  Januar  1.  J.  bewilligt  hinsichtlich  der 
Beschlagnahme,  Verwendung  und  Veräußerung  von  Bast- 
fastern  (Jute,  Flachs,  Ramie,  europäischer  Hanf  und 
überseeischer  Hanf)  und  von  Erzeugnissen  aus  Bast¬ 
fasern,  vom  23.  Dezember  1915,  allgemein  folgende 
Ausnahmen  : 

I.  Von  den  durch  §  2/5  der  Bekanntmachung  be¬ 
schlagnahmten  Garnen  und  Zwirnen  werden  die  bei 
Verbrauchern  und  im  Handel  befindlichen  Vorräte  an 
Nähgarnen  und  Nähzwirnen  zur  Verwendung  freigegeben. 

II.  Die  Herstellung  von  Klöppelspitzen  (Hand-  und 
Maschinenspitzen)  ist  aus  den  für  die  Herstellung  von 
Geweben  in  §  3,  Ziffer  2  e ,  der  Bekanntmachung  frei¬ 
gegebenen  Garnen  gestattet. 

Bekanntmachung,  betreffend  die  Preise  für  Roh¬ 
zucker  und  Zuckerrüben  im  Betriebsjahre  1916/17. 
Der  Bundesrat  hat  am  3.  Februar  1916  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen  : 

§  1.  Der  Preis  des  von  den  Rohzuckerfabriken  im 
Betriebsjahre  1916/17  hergestellten  Rohzuckers  wird  für 
50  kg  von  88  vom  Hundert  Ausbeute  ohne  Sack  frei 
Magdeburg  gegenüber  dem  in  der  Bekanntmachung  über 
den  Verkehr  mit  Zucker  vom  26.  August  1915  (R.-G.-Bl. 
S.  516)  für  Lieferung  bis  zum  31.  Dezember  1915  fest¬ 
gesetzten  Preise  um  3  M.  auf  15  M.  erhöht.  Monats¬ 
zuschläge  werden  nicht  gewährt. 

Der  Bundesrat  bestimmt  auf  dieser  Grundlage  die 
Preise,  die  für  die  einzelnen  Fabriken  frei  Verladestelle 
sowie  für  Rohzucker  gelten,  der  außerhalb  des  Stand¬ 
ortes  der  Fabriken  eingelagert  ist. 

§  2.  Der  im  §  1,  Abs.  1,  vorgesehene  Mehrbetrag 
des  Rohzuckerpreises  ist  ausschließlich  zur  Erhöhung 
der  Rübenpreise  zu  verwenden,  und  zwar  dürfen  rüben¬ 
verarbeitende  Fabriken  in  Verträgen  über  Lieferung  von 
Zuckerrüben  für  das  Betriebsjahr  1916/17  keinen  niedri¬ 
geren  Preis  für  50  kg  vereinbaren  als  M.  0^45  über 
dem  im  Betriebsjahr  19 13/14  von  ihnen  für  Kaufrüben 
gezahlten  Preise.  Verträge,  die  vor  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  zu  einem  niedrigeren  Preise  abgeschlossen 
sind,  gelten,  soweit  im  Betriebsjahr  191617  zu  liefern 
ist,  als  zu  diesem  Mindestpreis  abgeschlossen. 

Soweit  Aktionäre  oder  Gesellschafter  einer  Gesell¬ 
schaft  mit  beschränkter  Haftung  auf  Grund  des  Gesell¬ 
schafts  Vertrages  zur  Lieferung  verpflichtet  sind,  finden 
die  Vorschriften  im  Abs.  1  sinngemäß  Anwendung;  in 
diesem  Falle  wird  der  feste  Geldpreis  zu  gründe  gelegt, 
der  im  Betriebsjahre  19 13/14  für  die  auf  Grund  des 
Gesellschaftsvertrages  gelieferten  Rüben  gezahlt  ist. 

Bei  Fabriken,  die  für  das  Betriebsjahr  1913/14  Ver¬ 
träge  über  Lieferung  von  Rüben  der  im  Abs.  1  und  2 
bezeichneten  Art  nicht  abgeschlossen  hatten,  beträgt  der 
Mindestpreis  für  Rüben  M.  i-50  für  50  kg. 

Bei  Berechnung  des  Mindestpreises  bleiben  Abreden 
über  Erhöhung  des  vereinbarten  Preises  mit  Rücksicht 
auf  den  Zuckergehalt,  den  Gewinn  der  Zuckerfabrik  oder 
sonstige  Umstände  sowie  über  Nebenlieferungcn  außer 
Betracht. 

Der  Reichskanzler  kann  weitere  Bestimmungen  treffen 
und  Ausnahmen  zulassen. 

§  3.  Ergeben  sich  zwischen  den  Vertragschließenden 
bei  der  Frage,  ob  der  §  2  Anwendung  findet,  sowie 
bei  Anwendung  des  §  2  selbst  Streitigkeiten,  so  kann 
jede  Partei  eine  Entscheidung  der  höheren  Verwaltungs¬ 
behörde,  in  deren  Bezirk  die  Fabrik  gelegen  ist,  darüber 
beantragen,  zu  welchen  Bedingungen  die  Rüben  zu 
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liefern  sind.  Die  höhere  Verwaltungsbehörde  setzt  die 
Bedingungen  nach  freiem  Ermessen  fest.  Die  Entschei¬ 
dung  ist  endgültig  und  für  die  Gerichte  bindend. 

Die  Landeszentralbehörden  bestimmen,  welche  Be¬ 
hörden  als  höherere  Verwaltungsbehörden  anzusehen  sind. 

§  4.  Kaufverträge  über  Rohzucker  aus  dem  Betriebs¬ 
jahre  1916/17  dürfen  nicht  abgeschlossen  werden.  Ver¬ 
träge,  die  vor  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  geschlossen 
sind,  sind  nichtig. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Bekanntmachung  über  die  Verwendung  von 
Verbrauchszucker.  Der  Bundesrat  hat  am  3.  Februar 
1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Verbrauchszucker  darf,  ausgenommen  an  Bienen, 
nicht  verfüttert  sowie  zur  Herstellung  von  Branntwein 
nicht  verwendet  werden. 

Unter  das  Verbot  fällt  auch  die  Verarbeitung  zu 
Futtermitteln. 

§  2.  Verbrauchszucker  darf  zu  technischen  Zwecken 
(Seifenherstellung  u.  s.  w.)  nur  mit  Genehmigung  des 
Reichskanzlers  verwendet  werden. 

Diese  Vorschrift  findet  auf  die  Herstellung  von  Heil-, 
Genuß-  uud  Nahrungsmitteln  keine  Anwendung. 

§  3.  Der  Reichskanzler  erläßt  die  näheren  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Er  kann 
Ausnahmen  zulassen. 

§  4.  Wer  den  vorstehenden  Vorschriften  zuwider  Ver¬ 
brauchszucker  verfüttert,  zur  Branntweinherstellung  oder 
zu  sonstigen  technischen  Zwecken  verwendet,  wird  un¬ 
beschadet  der  verwirkten  Steuerstrafe  mit  Geldstrafe  bis 
zu  1500  M.  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten 
bestraft. 

§  5.  Die  für  Verbrauchszucker  geltenden  Vorschriften 
finden  auch  auf  Halberzeugnisse  jeder  Art  (Füllmassen 
u.  s.  w.)  Anwendung. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung,  der  §  2  am  1.  März  1916  in  Kraft.  Den 
Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens  bestimmt  der  Reichs¬ 
kanzler. 

Änderung  der  Verordnung  über  den  Verkehr 
mit  Gerste  aus  dem  Erntejahr  1915.  Der  Bundesrat 
hat  am  27.  Januar  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

Artikel  I.  §  7,  Abs.  1  a,  der  Verordnung  über  den 
Verkehr  mit  Gerste  aus  dem  Erntejahr  1915  vom 
28.  Juni  1915  (R.-G.-B1.  S.  384) x)  erhält  folgende  Fassung: 

»selbstgezogene  Saatgerste  für  Saatzwecke  liefern,  so¬ 
fern  sie  sich  nachweislich  in  den  letzten  zwei  Jahren 
mit  dem  Verkaufe  von  Saatgerste  befaßt  haben;  die 
Reichsfuttermittelstelle  bestimmt,  in  welcher  Weise  der 
Nachweis  zu  erbringen  ist;« 

Artikel  II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Abänderung  der  Bekanntmachung  über  die 
Kartoffelversorgung.  Der  Bundesrat  hat  am  2  7.  Januar 
1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

Artikel  1.  In  der  Verordnung  über  die  Kartoffel¬ 
versorgung  vom  9.  Oktober  1915  in  Verbindung  mit 
der  Verordnung  vom  28.  Oktober  1915  (R.-G.-Bl.  S.  647, 
71 1 ) 2)  werden  folgende  Änderungen  vorgenommen: 

1.  §  7  wird  gestrichen. 

2.  Im  §  22,  Satz  2,  werden  die  Worte  »oder  den  auf 
Grund  des  §  7,  Abs.  3,  erlassenen  Bestimmungen«  ge¬ 
strichen. 

Artikel  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Abänderung  der  Bekanntmachung  über  die  Rege¬ 
lung  der  Kartoffelpreise.  Der  Bundesrat  hat  am 
27.  Januar  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

l)  Vgl.  Nr.  27  des  »Handelsmuseum«  vom  8.  Juli  1915,  Seite  396. 

J)  Vgl.  Nr.  44  des  »Handelsmuseum«  vom  4.  November  1915,  Seite  692. 


I.  Die  Bekanntmachung  über  die  Regelung  der  Kartoffel¬ 
preise  vom  28.  Oktober  1915  (R.-G.-Bl.  S.  711)1)  erhält 
folgenden  §  30: 

»Die  Heeresverwaltungen  und  die  Marineverwaltung, 
die  Reichskartoffelstelle  und  die  von  dieser  ermächtigten 
Stellen  und  Personen  sind  an  die  Höchstpreise  nicht 
gebunden.  Sie  unterliegen  jedoch  bei  den  An-  und  Ver¬ 
käufen  den  Weisungen  des  Reichskanzlers.« 

II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Bekanntmachung,  betreffend  die  Einfuhr  von 
Futtermitteln,  Hilfsstoffen  und  Kunstdünger.  Der 
Bundesrat  hat  am  28.  Januar  1916  folgende  Verordnung 
erlassen : 

§  1.  Die  in  der  angefügten  Liste  aufgeführten  Futter¬ 
mittel,  Hilfsstoffe  und  Düngemittel  allein  oder  in  Mischung 
auch  mit  anderen  Erzeugnissen,  die  aus  dem  Ausland 
eingeführt  werden,  sind  an  die  vom  Reichskanzler  zu 
bestimmenden  Stellen  zu  liefern. 

§  2.  Als  Ausland  im  Sinne  dieser  Verordnung  gelten 
auch  die  besetzten  Gebiete. 

§  3.  Der  Reichskanzler  kann  die  näheren  Bedingungen 
für  die  Lieferung  festsetzen  und  erläßt  die  erforderlichen 
Ausführungsbestimmungen.  Er  kann  bestimmen,  daß  Zu¬ 
widerhandlungen  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten 
oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestraft  und  daß 
neben  der  Strafe  die  Futtermittel,  Hilfsstoffe  oder  Dünge¬ 
mittel,  auf  die  sich  die  Zuwiderhandlung  bezieht,  ohne 
Unterschied,  ob  sie  dem  Täter  gehören  oder  nicht, 
eingezogen  werden. 

§  4.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  zulassen  und 
Bestimmungen  über  die  Durchfuhr  erlassen.  Er  ist  er¬ 
mächtigt,  die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  auch  auf 
andere  als  die  in  der  Liste  genannten  Futtermittel,  Hilfs¬ 
stoffe  und  Düngemittel  auszudehnen. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 

Liste  zur  Bekanntmachung,  betreffend  die  Einfuhr 
von  Futtermitteln,  Hilfsstoffen  und  Kunstdünger. 

I.  Kraftfuttermittel.  A.  Körner  und  Früchte:  Raden, 
Wicken,  Peluschken,  Lupinen,  andere  Hülsenfrüchte,  soweit  sie 
nicht  zur  menschlichen  Nahrung  geeignet  sind,  Ackerbohnen 
(auch  geschrotet  oder  gemahlen),  Sojabohnen  (auch  geschrotet 
oder  gemahlen),  Kanariensamen  (auch  geschrotet  oder  gemahlen), 
Hirse  (auch  geschrotet  oder  gemahlen),  Johannisbrot  (auch  ge¬ 
schrotet),  Eicheln  (auch  getrocknet  uud  gemahlen),  Roßkastanien 
(auch  getrocknet  und  gemahlen). 

B.  Abfälle  der  Müllerei:  Erdnußschalen  und -kleie,  Hafer¬ 
spelzen  (Haferhülsen),  Hirseschalen,  Reiskleie  und  -Spelzen,  Reis¬ 
futtermehl,  Erbsenschalen  und  -kleie,  Graupenfutter,  Maisabfälle 
(Homco,  Homini,  Maizena  u.  s.  w.). 

C.  Abfälle  der  Stärkefabrikation  und  der  Gärungs¬ 
gewerbe:  Kartoffelpülpe  (naß),  Kartoffelpülpe  (getrocknet), 
Getreidetreber  (getrocknet),  Roggenschlempe  (getrocknet),  Bier¬ 
treber  (getrocknet),  Malzkeime  (getrocknet),  Maisschlempe  (ge¬ 
trocknet),  Hefe  (getrocknet  [als  Viehfutter]). 

D.  Ölkuchen:  Ravisonkuchen,  Hederichkuchen,  Rübsen¬ 
kuchen,  Leindotterkuchen,  Rapskuchen,  Hanfkuchen,  Niger¬ 
kuchen,  Sonnenblumenkuchen,  Mohnkuchen,  Palmkernkuchen, 
Sesamkuchen,  Sojabohnenkuchen,  Leinkuchen,  Kokoskuchen, 
Maiskuchen,  Maiskeimkuchen,  Baumwollsaatkuchen,  Erdnuß¬ 
kuchen,  Mehle  aus  Ölkuchen. 

E.  Ölmehle  (durch  Extraktion  gewonnen):  Palmkern¬ 
mehl  und  -schrot,  Raps-  und  Rübsenmehl,  Leinmehl  und  -schrot, 
Kokosmehl  und  -schrot,  Sojamehl  und  -schrot. 

F.  Tierische  Produkte  und  Abfälle:  Tierkörpermehl, 
Kadavermehl,  Heringsmehl,  Walfischmehl,  Fischfuttermehl, Dorsch¬ 
mehl  (fettreich),  Fischfuttermehl,  Dorschmehl  (fettarm),  Fleisch¬ 
kuchen,  Fleischkuchen  (gemahlen),  Blutmehl,  Fettgrieben,  Fleisch¬ 
futtermehl. 

II.  Zuckerhaltige  Futterstoffe:  Zuckerrüben  (frisch 
oder  getrocknet),  Futterrüben  (frisch  oder  getrocknet),  Zucker¬ 
rübenschnitzel  (frisch  oder  getrocknet),  Melassetrockenschnitzel, 
Zuckerschnitzel,  Rohzucker,  Nachprodukte  der  Zuckerfabrikation, 
Melasse  (frisch),  Melasse  in  Mischungen. 

III.  Hilfsstoffe:  Torfstreu,  Torfmull. 

*)  Vgl.  Nr.  44  des  »Handelsmuseum«  vom  4.  November  1915,  Seite  692. 
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IV.  Düngemittel:  schwefelsaures  Ammoniak,  Kalkstick¬ 
stoff,  andere  stickstoffhaltige  anorganische  Düngemittel,  Super¬ 
phosphat,  Ammoniak-Superphosphat,  Guano  (roh  und  auf¬ 
geschlossen),  Knochenmehl  (unentleimtes,  gedämpftes  und  ent- 
leimtes),  Stampfmehl,  Trommelmehl,  Fischdüngemehl,  Fleisch- 
düngemehl,  Fleischknochenmehl,  Kadavermehl,  andere  Dünge¬ 
mittel  organischer  Herkunft.  Thomasphosphatmehl. 

Höchstpreise  für  Heu.  Der  Bundesrat  hat  am 
3.  Februar  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Der  Preis  für  die  Tonne  inländisches  Heu  darf 
beim  Verkaufe  durch  den  Erzeuger  nicht  übersteigen 

Mark 


1.  bei  Heu  von  Kleearten  (Luzerne,  Esparsette,  Rotklee, 

Schwedenklee,  Gelbklee,  Weißklee  u.  s.  w.)  von  min¬ 
destens  mittlerer  Art  und  Güte . 150 

2.  bei  Wiesen-  und  Feldheu  (Gemisch  von  Süßgräsern,  Klee¬ 

arten  und  Futterkräutern)  von  mindestens  mittlerer  Art 
und  Güte  .  .  . 120 


Ist  das  Heu  gebunden  oder  gepreßt,  so  ist  ein  Zu¬ 
schlag  von  6  M.  für  die  Tonne  zulässig. 

Die  Landeszentralbehörden  sind  befugt,  mit  Zustim¬ 
mung  des  Reichskanzlers  für  ihr  Gebiet  oder  Teile  ihres 
Gebietes  niedrigere  Preise  festzusetzen.  Bei  Verschieden¬ 
heit  der  Preise  am  Orte  der  landwirtschaftlichen  oder 
gewerblichen  Niederlassung  des  Käufers  und  des  Ver¬ 
käufers  sind  die  für  den  letzteren  Ort  geltenden  Preise 
maßgebend. 

§  2.  Die  im  §  1  bezeichneten  Höchstpreise  schließen 
die  Kosten  der  Beförderung  bis  zur  Verladestelle  des 
Ortes,  von  dem  das  Heu  mit  der  Bahn  oder  zu  Wasser 
versandt  wird,  sowie  die  Kosten  des  Einladens  daselbst 
ein.  Sie  gelten  für  Barzahlung  beim  Empfange. 

§  3.  Beim  Umsatz  durch  den  Handel  dürfen  dem 
Höchspreis  Beträge  zugeschlagen  werden,  die  insgesamt 

Mark 

für  die  Tonne  lose  verladenes  Heu . 8 

für  die  Tonne  gebundenes  oder  gepreßtes  Heu  .  5 

nicht  übersteigen.  Dieser  Zuschlag  umfaßt  insbesondere 
Kommissions-,  Vermittlungs-  und  ähnliche  Gebühren 
sowie  alle  Arten  von  Aufwendungen,  nicht  aber  die  Aus¬ 
lagen  für  Fracht  einschließlich  der  durch  Zusammen¬ 
stellung  kleinerer  Lieferungen  zu  Sammelladungen  nach¬ 
weislich  entstandenen  Vorfrachtkosten. 

§  4.  Die  Preise  in  den  §§  1  und  3  gelten  nicht  für 
den  Kleinverkauf  von  Heu.  Als  Kleinverkauf  gilt  der 
Absatz  unmittelbar  an  Verbraucher  in  Mengen  von  nicht 
mehr  als  täglich  insgesamt  5  q  unter  der  Voraussetzung, 
daß  zur  Beförderung  des  Heues  bis  zum  Verbrauchsort 
die  Eisenbahn  oder  der  Wasserweg  nicht  benutzt  wird. 

Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  zulassen. 

§  5.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Schweiz. 

Handel  mit  Milch  und  Käse.  Ein  Bundesrats¬ 
beschluß  vom  25.  Januar  1916  lautet: 

Artikel  1.  Bis  zur  Erteilung  der  in  Artikel  3  vor¬ 
gesehenen  Bewilligung  sind  untersagt : 

a)  Der  Ankauf  und  der  Verkauf  von  frischer  Milch, 
die  nach  dem  30.  April  1916  zu  liefern  wäre; 

b )  der  Ankauf  und  der  Verkauf  von  Hartkäse  in 
Mulchen  oder  Teilen  von  solchen,  soweit  es  die  Pro¬ 
duktion  nach  dem  31.  Oktober  1915  betrifft. 

Das  Verbot  unter  lit.  b  erstreckt  sich  nicht  auf  den 
Verkauf  von  Käse  im  Anschnitt  oder  von  einzelnen 
Laiben  an  Konsumenten  und  nicht  auf  Magerkäse,  noch 
auf  Appenzeller  Räßkäse. 

Artikel  2.  Verträge,  die  entgegen  den  Vorschriften 
des  Artikels  1  abgeschlossen  werden,  sind  nichtig. 

Verträge,  die  den  Kauf  von  frischer  Milch  und  von 
Käse  nach  Artikel  1,  lit.  a  und  b ,  zum  Gegenstand 
haben  und  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Beschlusses  ab¬ 
geschlossen  worden  sind,  werden  als  aufgehoben  erklärt. 
Dies  gilt  nicht  für  die  Verträge,  durch  welche  im 
Herbst  1915  die  Milch  auf  ein  Jahr  gekauft  worden  ist. 


Das  Volkswirtschaftsdepartement  ist  ermächtigt,  wo 
die  Verhältnisse  es  besonders  rechtfertigen,  ausnahms¬ 
weise  Verträge,  die  unter  Absatz  2  fallen,  zu  ge¬ 
nehmigen.  Erfolgt  die  Genehmigung,  so  behält  der  be¬ 
treffende  Vertrag  seine  Gültigkeit. 

Artikel  3.  Das  Volkswirtschaftsdepartement  ist  er¬ 
mächtigt,  die  Bewilligung  zum  Abschluß  einzelner  Ver¬ 
träge  zu  geben,  die  unter  Artikel  1  fallen.  Es  kann  das 
dort  enthaltene  Verbot  im  gegebenen  Zeitpunkt  allge¬ 
mein  oder  für  einzelne  Landesteile  aufheben. 

Artikel  4.  Das  Volkswirtschaftsdepartement  ist  er¬ 
mächtigt,  Höchstpreise  für  Käse  in  ganzen  Mulchen 
oder  in  Teilen  von  solchen  für  die  Winterproduktion 
1915/16  und  die  Sommerproduktion  1916  festzusetzen. 

Artikel  5.  Wer  den  Bestimmungen  dieses  Bundesrats¬ 
beschlusses  oder  den  in  dessen  Vollziehung  vom  Volks¬ 
wirtschaftsdepartement  erlassenen  Vorschriften  zuwider¬ 
handelt,  wird  mit  Buße  von  25  bis  10.000  Francs  oder 
mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Monat  bestraft.  Die  beiden 
Strafen  können  verbunden  werden. 

Als  Täter  sind  Verkäufer  und  Käufer  strafbar. 

Die  Verfolgung  und  Beurteilung  dieser  Übertretungen 
liegt  den  Kantonen  ob.  Der  erste  Abschnitt  des  Bundes¬ 
gesetzes  vom  4.  Februar  1853  über  das  Bundesstraf¬ 
recht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  findet  An¬ 
wendung. 

Artikel  6.  Dieser  Beschluß  tritt  sofort  in  Kraft.  Das 
Volkswirtschaftsdepartement  wird  mit  seinem  Vollzüge 
beauftragt. 

Norwegen. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verfügung  vom  7.  Ja¬ 
nuar  1916,  mit  Gültigkeit  vom  11.  Januar  1916,  wurde 
ein  Ausfuhrverbot  für  Borsäure,  Borax  und  andere  Bor¬ 
säuresalze  (Borste)  erlassen. 

Durch  Rundschreiben  des  Departements  des  Äußern 
vom  8.  Januar  1916  wurde  die  Ausfuhr  von  Werkzeug 
und  Werkzeugstahl,  mit  Ausnahme  des  in  Norwegen 
hergestellten  und  von  einem  Ursprungszeugnis  begleiteten, 
verboten. 

Das  unterm  20.  September  1915  erlassene  Ausfuhr¬ 
verbot  für  »Handwerkzeug  und  Drehstahl  mit  Ausnahme 
des  in  Norwegen  hergestellten  und  von  einem  Ursprungs¬ 
nachweis  begleiteten«  wurde  aufgehoben. 

Australien. 

Verbot  aller  Ausfuhr  nach  Holland.  Laut  einer 
Meldung  aus  Melbourne  vom  21.  Januar  1916  wurde 
dort  eine  Verordnung  erlassen,  laut  welcher  alle  Aus¬ 
fuhr  nach  Holland  verboten  ist. 


Zum  deutschen  Geschäftsverkehr  mit  Russisch- 

Polen.  Der  »Deutsche  Reichsanzeiger«  teilt  mit:  »Die 
amtliche  Handelsstelle  deutscher  Handelskammern,  die 
im  Herbst  vorigen  Jahres  zur  Förderung  des  Geschäfts¬ 
verkehrs  zwischen  Deutschland  und  dem  besetzten 
Gebiete  Rußlands  gegründet  worden  ist,  hielt  am 
29.  Januar  d.  J.  im  Gebäude  der  Handelskammer  zu 
Berlin  ihre  ordentliche  Vertreterversammlung  ab.  Nach 
dem  von  dem  Vorstand  erstatteten  Berichte  sind  der 
Handelsstelle  bisher  65  deutsche  Handelskammern  aus 
allen  Teilen  des  Reiches  beigetreten.  Da  demgemäß 
auch  die  Zahl  derjenigen  Firmen,  die  sich  der  Ver¬ 
mittlung  der  Handelsstelle  bedienen,  in  ständiger, 
rascher  Zunahme  begriffen  ist,  hat  sich  die  1  ätigkeit 
der  Handelsstelle  außerordentlich  gesteigert,  insbesondere 
seitdem  eine  Gebühr  für  die  von  ihr  vermittelten  Ge¬ 
schäfte  nicht  mehr  erhoben  wird  und  durch  die  ihr 
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bewilligte  Zensurfreiheit  und  sonstige  Erleichterungen 
des  Geschäftsverkehrs  die  Vorteile,  welche  sie  der 
deutschen  Kaufmannschaft  gewährt,  in  deutliche  Er¬ 
scheinung  getreten  sind.  Eine  umfangreiche  Wirksamkeit 
hat  die  Handelsstelle  auch  in  der  Nachweisung  ge¬ 
eigneter  Vertreter  sowie  in  der  außergerichtlichen  Ein¬ 
ziehung  von  Forderungen  entfaltet.  Die  Summe  der 
ihr  zur  Beitreibung  überwiesenen  Forderungen  hat 
bereits  zwei  Millionen  Mark  überschritten.  Von  den 
deutschen  Behörden  im  besetzten  Gebiet  wird  die 
Handelsstelle  in  weitem  Maße  zur  Erstattung  von  Aus¬ 
künften  und  Gutachten  in  Anspruch  genommen.  In  der 
Versammlung  wurde  u.  a.  angeregt,  durch  eine  allge¬ 
meine  Industrieausstellung  oder  durch  Sonderaus 
Stellungen  dafür  zu  sorgen,  daß  auch  nach  Ende  des 
Krieges  der  Absatz  deutscher  Waren  im  besetzten  Ge¬ 
biete  gesichert  und  gehoben  werde.  Der  Vorstand  be¬ 
schloß,  diese  Frage  zum  Gegenstand  eingehender  Er¬ 
wägungen  zu  machen.  Ferner  wurde  die  Direktion  in 
Warschau  beauftragt,  unter  Fühlungnahme  mit  den  zu¬ 
ständigen  Verwaltungsbehörden  auf  den  lebhaften  Besuch 
der  Leipziger  Ostermesse  von  seiten  der  Gewerbe¬ 
treibenden  des  besetzten  Gebietes  hinzuwirken  Endlich 
wurde  beschlossen,  ein  neues  Merkblatt  über  die  Organi¬ 
sation  u.  s.  w.  der  Handelsstelle  sowie  eine  Übersicht 
über  die  geltenden  Bestimmungen  im  Post-,  Telegraphen- 
und  Fernsprechverkehr  zwischen  Deutschland  Russisch- 
Polen  herauszugeben ;  beide  Schriften  werden  demnächst 
unentgeltlich  von  den  zuständigen  Handelskammern  be¬ 
zogen  werden  können.  Die  rege  Teilnahme,  welche  die 
deutsche  Geschäftswelt  der  Handelsslelle  entgegenbringt, 
läßt  die  Hoffnung  begründet  erscheinen,  daß  die  Handels¬ 
stelle  nicht  nur  jetzt  der  deutschen  Kaufmannschaft 
nützliche  Dienste  zu  leisten  in  der  Lage  ist,  sondern 
auch  später  eine  Organisation  des  deutschen  Kaufmann¬ 
standes  zur  Verwirklichung  bedeutsamer  vaterländischer 
wirtschaftlicher  Zukunftsziele  bilden  wird.« 

Der  Getreideeinfuhrbeclarf  Deutschlands.  Die 
Schwierigkeiten,  die  die  Kriegswirtschaft  in  der  Nah- 
rungsmittelversorgung  zu  überwinden  hat,  schreibt  der 
»Deutsche  Reichsanz.«,  erhellen  am  besten  aus  der 
amtlichen  Statistik,  die  die  Sachlage  zahlenmäßig  er¬ 
kennen  läßt  und  zu  bemerkenswerten  Schlüssen  führt. 

»Es  betrug  der  Ernteertrag  an  Roggen  1913  in 
Deutschland  12,222.394/;  davon  entfielen  auf  Preußen 
9,345.155  /.  Die  Einfuhr  belief  sich  auf  352.534  /,  die 
Ausfuhr  auf  934.463  /.  Deutschland  hatte  also  an 
Roggen  einen  Ausfuhrüberschuß  in  Höhe  von  581.929  / 
aufzuweisen.  Dieses  Bild,  auf  das  sich  alle  Maßnahmen 
in  der  ersten  Zeit  des  Krieges  aufbauen  mußten,  erfuhr 
aber  durch  die  Ernteerträgnisse  des  Jahres  1914  bereits 
eine  einschneidende  Änderung.  Der  Ernteertrag  für  1914 
fiel  nämlich  auf  10,426.718  /,  wovon  auf  Preußen 
8,098.553  /  kamen. 

An  Weizen  wurden  1913  in  Deutschland  4,655.956/ 
geerntet,  wovon  auf  Preußen  2,942.647  /  entfielen.  Die 
Einfuhr  belief  sich  für  1913  auf  2,545.959  /,  die  Aus¬ 
fuhr  auf  538.313  /.  Deutschland  hatte  also  einen  Ein¬ 
fuhrbedarf  von  2,007  64.6  /  Weizen.  Auch  dieses  Bild 
erfuhr  durch  den  Rückgang  der  Ernteerträgnisse  des 
Jahres  1914  eine  Veränderung.  In  diesem  Jahre  wurden 
nämlich  nur  3, 971.995  /  gewonnen,  wovon  auf  Preußen 
2,521.263  /  entfielen.  Der  Einfuhrbedarf  wäre  also  bei 
gleichen  Verhältnissen  für  1914  noch  wesentlich  größer 
gewesen. 

An  Gerste  (einschließlich  von  Winterspelz  und  Emer) 
wurden  im  Jahre  1913  in  Deutschland  erzeugt  4,1 1 1.723  /, 
außerdem  eingeführt  (einschließlich  von  Malzgerste) 
3,238  223  /,  wovon  6104  /  wieder  ausgeführt  wurden. 
Der  Einfuhrzuschuß  belief  sich  also  auf  3,232.119/. 
Auch  für  Gerste  verschoben  sich  diese  Verhältnisse 
durch  die  geringeren  Ernteerträgnisse  des  Jahres  1914 
zu  ungunsten  Deutschlands.  Der  Ertrag  ging  auf 
3,508.548  /  zurück. 


An  Hafer  wurden  im  Jahre  1913  9,713.965  /  ge¬ 
erntet,  wobei  Preußen  mit  6,559.911  /  beteiligt  war. 
Die  Einfuhr  betrug  505.022  /  und  die  Ausfuhr  661.653  /. 
Es  bestand  also  ein  Ausfuhrüberschuß  von  156631  /. 
Aber  hier  verschob  der  Rückgang  der  Ernteerträgnisse 
für  1914  das  anfänglich  günstige  Bild.  In  diesem  Jahre 
wurden  nur  9,038.185  /  geerntet,  wovon  auf  Preußen 
6,067.589  /  entfielen. 

Der  Ernteertrag  an  Kartoffeln  belief  sich  im  Jahre 
1913  auf  54,121.146/.  Eingeführt  wurden  382.050 /, 
ausgeführt  332.473  /.  Die  Kartoffelerzeugung  wurde  also 
in  Deutschland  restlos  verbraucht.  Die  geringe  Differenz 
zwischen  Einfuhr  und  Ausfuhr  spielt  keine  Rolle.  Das 
Jahr  1914  verschlimmerte  durch  den  Rückgang  des 
Ernteerträgnisses  auch  dieses  günstige  Bild :  die  Er¬ 
zeugung  sank  auf  45,569.559  /. 

Nimmt  man  nun  die  Verhältnisse  des  Jahres  1913 
als  normal  an,  so  stellen  sich  folgende  Vergleichszahlen 
für  1914  heraus: 


1913 

1913 

1914 

errechneter  Einfuhr- 

Ausfuhr- 

Einfuhr- 

bedarf  infolge  Rück- 

Überschuß 

bedarf 

Tonne 

ganges  der  Einte- 
erträgnisse 
n 

Roggen  .  . 

•  •  58l-929 

L2T3747 

Weizen  .  . 

2,007.646 

2,691.607 

Gerste  .  .  . 

3,232.119 

3,835-294 

Hafer  .  .  . 

.  .  I56-63I 

5J9-I49 

Kartoffeln  . 

49-577 

8,601.164 

738.5bO 

5,289.342 

16,860.961 

Das  Gesamtbild  stellt  sich  also  wie  folgt:  Während 
das  Jahr  1913  einen  Gesamteinfuhrbedarf  für  die  ge¬ 
nannten  fünf  wichtigsten  Nahrungsmittel  in  Höhe  von 
4>55°-782  /  verlangte,  hätte  dieser  Einfuhrbedarf  1914 
unter  gleichen  Verhältnissen  16,860.961  /  betragen 
müssen,  was  einer  Steigerung  von  rund  290  Prozent 
des  Einfuhrbedarfes  gleichkommt  oder  rund  23  Prozent 
des  Ernteertrages  von  1914  in  diesen  Erzeugnissen  aus¬ 
macht.  Die  Zahlen  lassen  die  Schwierigkeiten  unserer  Ver¬ 
sorgung  erkennen,  obwohl  sie  sich  nur  auf  einige  wenige 
Nahrungsstoffe  beziehen,  von  denen  Deutschland  ver¬ 
hältnismäßig  viel  erzeugt.  Sie  geben  freilich  insofern 
kein  ganz  zutreffendes  Bild,  als  heute  manche  sonst 
zur  Ausfuhr  verarbeiteten  Zuschußmengen  fortfallen,  als 
weiterhin  in  Polen  und  Belgien  uns  neue  Erzeugungs¬ 
gebiete  erschlossen  sind  und  als  wir  doch  durch  öko¬ 
nomischen  Verbrauch  und  Anbau  bisher  ungenutzter 
Flächen  unsere  Erzeugung  gesteigert  haben.  Immerhin 
zeigen  die  Zahlen,  welche  Riesenaufgabe  die  ausreichende 
Selbstversorgung  unserer  Wirtschaft  darstellt.« 

Rumäniens  Petroleumausfuhr.  Dem  »Bukarester 

Tagblatt«  entnehmen  wir  folgende  Daten: 

»Von  Interesse  ist  nachfolgende  Übersicht  über  die 
Ausfuhr  von  Petroleum  nach  den  einzelnen  Ländern 
(in  /): 


Leuchtöl 


Benzin 

roh  und  raffiniert 


Insgesamt 


Algerien 
Deutschland 
England  . 
Österr.-Ung. 
Belgien  .  . 
Bulgarien 
Ägypten  .  . 
Frankreich 
Griechenland 
Holland  . 
Italien 
Norwegen 
Rußland 
Serbien  . 
Dänemark 
Türkei 
Spanien  . 
Tunis  .  . 
Schweiz  . 
Schweden 


Insgesamt 


I9D 

1914 

1913 

1914 

19  »3 

1914 

— 

192 

— 

4.502 

— 

8.356 

3I-708 

22.742 

70.952 

55.290 

126.295 

99-165 

89.972 

45769 

30.169 

15-058 

232.880 

77-971 

3-852 

20  898 

12-557 

18.732 

77.184 

84-253 

I9-396 

12.212 

2-444 

2.043 

25.136 

18.076 

5-405 

10.600 

1.656 

2.252 

13-149 

18.689 

97-J49 

58.97t 

771 

792 

121.642 

62.714 

40.246 

14.398 

78.699 

31-931 

I5I-402 

50.028 

l  6.412 

10.815 

186 

5i8 

6.958 

12.406 

23978 

14.783 

17.778 

16.342 

41-947 

31.126 

34-7b9 

35-349 

17.106 

13-783 

118.643 

108.144 

2.319 

4-451 

2.075 

1.005 

8.186 

9.424 

~ 

— 

— 

55 

9-114 

7.016 

' 

21.963 

257 

3i7 

3.675 

24.369 

"" 

— 

— 

156 

13.893 

9.988 

56.672 

24-365 

t-952 

823 

64.682 

31463 

— 

— 

— 

— 

8.204 

— 

548 

292 

566 

544 

1.155 

836 

6.196 

— 

— 

— 

9.190 

— 

418.622 

297.800 

237-168 

163.143 

1,036.446 

654.024 
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Hervorzuheben  sind  namentlich  die  Rückgänge,  die 
der  Export  nach  England  und  Frankreich  erfahren  hat. 
Nicht  ganz  so  stark  war  die  Abnahme  der  Ausfuhr 
nach  Deutschland.  Nach  Österreich-Ungarn  wurde  im 
Jahre  1914  mehr  exportiert  als  im  Jahre  1913. 

In  den  ersten  zehn  Monaten  des  Jahres  1913  betrug 
der  Export  im  ganzen  349.400  t  gegen  586.973  t  in 
den  entsprechenden  Monaten  des  Jahres  1914.  Es  ergibt 
sich  demnach  eine  Abnahme  von  nicht  weniger  als 
237.573  t  oder  40  Prozent.  Dabei  ist  zu  beachten,  daß 
von  den  zehn  Vergleichsmonaten  des  Jahres  1914  sieben 
unter  normalen  Exportverhältnissen  standen  und  nur 
drei  durch  den  Weltkrieg  beeinflußt  worden  waren.« 

Englands  Kakaohandel.  Laut  amtlichen  Angaben 
gestaltete  sich  Englands  Kakaohandel  und  -verbrauch 
in  den  letzten  zwei  Jahren  folgendermaßen  : 


1915  1914 

Millionen  engl.  Pturul 

Einfuhr  .  .  187  93 

Verbrauch  . . 104  64 

Ausfuhr . 61  27 


Vorrat  am  Jahresende . 43  21 


gntruftri*,  giw&wU*trdi<*fi 


Förderung  des  Flachsbaues  in  Deutschland.  Zur 

Förderung  des  Flachsanbaues  in  Deutschland  wurde  in 
Berlin  eine  Gesellschaft  m.  b.  H.  gegründet,  für  die  ein 
Kapital  von  zunächst  1  Million  Mark  gezeichnet  wurde. 
Der  Anbau  in  diesem  Frühjahr  soll  auf  20  000  bis 
30.000  ha  gebracht  werden  und  außerdem  werden  in 
dem  westlichen  und  östlichen  Okkupationsgebiet  ge¬ 
eignete  Flächen  in  erheblicher  Ausdehnung  mit  Flachs 
angebaut  werden.  Es  ist  Fürsorge  getroffen,  daß  die 
zur  Aussaat  erforderlichen  Saatmengen  zur  Verfügung 
stehen  werden.  Zwei  Drittel  des  bisherigen  Flachsbaues 
in  Deutschland  entfallen  auf  die  Provinz  Schlesien.  Dort 
wird  in  diesem  Jahre  der  Anbau  noch  wesentlich  ge 
steigert  werden. 

Die  Kohlengewinnung  in  den  kriegführenden  Ländern. 

Dem  »Berl.  Tgbl.«  entnehmen  wir  folgende  Zusammen¬ 
stellung  : 

Deutschland  förderte  im  Jahre  1913  279  Mil¬ 
lionen  t  Kohlen,  und  zwar  Steinkohlen  und  Braunkohlen. 
Im  folgenden  Jahre  ging  die  Produktion  auf  246  Mil¬ 
lionen  t  zurück.  Pro  1915  stellt  sich  die  Gesamterzeu¬ 
gung  auf  235  Millionen  /.  Diese  Menge  bedeutet  gegen 
das  Friedensjahr  1913  einen  Ausfall  um  rund  15  Pro¬ 
zent,  gegen  1914  um  rund  4  Prozent.  Im  vergangenen 
Jahre  belief  sich  die  Steinkohlenförderung  auf  1467  Mil¬ 
lionen  /,  d.  i.  um  14-8  Millionen  t  weniger  als  tür  1914, 
während  die  Braunkohlengewinnung  887  Millionen  t, 
das  sind  4-8  Millionen  t  mehr  als  für  1914  betrug. 

Österreich-Ungarns  Kohlenproduktion  stellte 
sich  1913  auf  53  Millionen  t.  Im  Jahre  1914  ging  sie 
auf  49  Millionen  t  zurück  und  ist  für  1915  mit  46  Mil¬ 
lionen  t  anzunehmen.  Zu  der  letzten  Ziffer  ist  zu  be¬ 
merken,  daß  die  Gewinnung  Ungarns  noch  nicht  genau 
bekannt  ist,  daher  nur  schätzungsweise  einbezogen 
werden  konnte.  Gegenüber  1913  verringerte  sich  die 
Gesamtgewinnung  der  Monarchie  des  Jahres  1915  um 
rund  13  Prozent,  gegen  1914  um  6  Prozent. 

Bezüglich  der  Kohlengewinnung  Englands  für  1915 
wurde  vor  kurzem  gemeldet,  daß  diese  gegenüber  dem 
Jahre  1913  um  rund  40  Millionen  t  abgenommen  hat. 
Es  stellt  sich  also  die  Produktion  der  letzten  Jahre  wie 
folgt:  1913:  292,  1914:  270  und  1915  rund  250  Mil¬ 
lionen  t.  Englands  Kohlenerzeugung  für  1915  hat  so¬ 
nach  gegen  1913  um  mehr  als  14  Prozent,  gegen  1914 
um  7  Prozent  abgenommen. 


Die  Kohlengewinnung  Frankreichs  stellt  sich  im 
Jahre  1913  auf  41  Millionen  t.  Im  folgenden  Jahreging 
sie  auf  30  Millionen  t  zurück  und  kann,  da  die  von 
Deutschland  besetzten  und  in  der  Kriegszone  liegenden 
Reviere  rund  drei  Viertel  der  Gesamtproduktion  des 
Landes  liefern,  für  1915  mit  höchstens  10  Millionen  t 
angenommen  werden.  Der  Rückgang  der  Gewinnung 
von  1913  auf  1914  beträgt  27  Prozent  und  ist  zu 
einem  erheblichen  Teil  auf  den  Umstand  zurückzuführen, 
daß  die  Förderung  der  nördlichen  Reviere  in  den  letzten 
Monaten  1914  infolge  der  deutschen  Invasion  ausfiel. 

Rußlands  Kohlengewinnung  betrug  1913  rund  3 1  Mil¬ 
lionen  t  und  1914  28  Millionen  t.  Da  die  polnischen 
Reviere,  die  im  Jahre  1913  22  Prozent  der  Gesamt¬ 
gewinnung  des  Zarenreiches  lieferten,  nunmehr  von 
Deutschland  und  Österreich  besetzt  sind,  kann  man  die 
Kohlenförderung  Rußlands  im  Jahre  1915  mit  höchstens 
20  Millionen  t  veranschlagen. 

Die  Kohlenwerke  Polens,  die  in  normalen  Zeiten 
rund  7  Millionen  /  produzierten,  kommen  nunmehr  den 
Eroberern  zu  gute.  Ebenso  die  Produktion  Belgiens, 
die  sich  1913  auf  rund  23  Millionen  t  stellte.  Eine 
andere  Frage  ist  es,  ob  und  in  welchem  Umfange  die 
Kohlenbergwerke  der  okkupierten  Länder  in  Betrieb 
erhalten  und  für  den  Bedarf  der  Zentralmächte  heran¬ 
gezogen  werden  können.  Nach  den  bisherigen  Meldungen 
scheint  die  Förderung  der  belgischen  Werke  auf  einen 
höheren  Stand  gebracht  worden  zu  sein  als  die  in  Polen. 


Schiffsverkehr  im  Panamakanal.  Nach  dem  soeben 
veröffentlichten  Bericht  haben,  wie  die  »Voss.  Ztg.«  be¬ 
richtet,  in  der  Zeit  vom  15.  August  1914,  dem  Tage, 
an  dem  der  Panamakanal  dem  Handelsverkehr  über¬ 
geben  wurde,  bis  zum  30.  Juli  1915  530  Schiffe  mit 
einem  Netto-Tonnengehalt  von  1,884.728  und  einer 
Ladung  von  2,125.735  t  den  Kanal  in  der  Richtung 
vom  Atlantischen  nach  dem  Stillen  Ozean  passiert.  In 
umgekehrter  Richtung  durchfuhren  den  Kanal  558 
Schiffe  mit  einem  Netto-Tonnengehalt  von  1,958.307  t 
und  einer  Ladung  von  2,844.057  t.  Innerhalb  der  an¬ 
gegebenen  Zeit  haben  drei  Fälle  von  Erdrutsch  gerin¬ 
geren  Umfangs  den  Verkehr  im  Kanal  vorübergehend 
gestört.  Seither  aber,  also  im  zweiten  Halbjahr  1915, 
haben  die  Fälle  von  Erdrutsch  eine  derartige  Aus¬ 
dehnung  angenommen,  daß  der  Kanal  monatelang  für 
den  Verkehr  geschlossen  werden  mußte.  Er  ist  auch 
gegenwärtig  auf  unbestimmte  Zeit  gesperrt.  Der  ameri¬ 
kanische  Kongreß  hatte  bis  zum  20.  Juni  eine  Summe 
von  394.399. 149  Dollar  für  die  Arbeiten  am  Kanal  be¬ 
willigt.  Der  amtliche  Bericht  stellt  fest,  daß  von  obigem 
Betrage  14,689873  Dollar  für  Befestigungen  des  Kanals 
verausgabt  worden  sind.  Der  Republik  Panama  wurden 
behufs  Deckung  von  drei  Jahreszahlungen  750.000  Dollar 
überwiesen,  während  6,440.000  Dollar  für  die  Bedürf¬ 
nisse  der  Zivilregierung  in  der  Kanalzone  für  das 
Fiskaljahr  1916  abgezweigt  wurden.  Für  Bau-  und 
Unterhaltungsarbeilen  gelangten  im  Fiskaljahre  1915 
4,289.159  Dollar  zur  Verwendung.  Ein  Kassenbestand 
von  2,250.000  Dollar  war  am  Ende  des  Berichtsjahres 
vorhanden,  so  daß  eine  Summe  von  mehr  als  365  Mil¬ 
lionen  Dollar  für  die  gegenwärtigen  Bauten  des  Kanals 
und  seiner  Verzweigungen  zur  Verfügung  blieb.  Nach 
Anlage  von  2  Millionen  Dollar  in  Sicherheiten  wurde 
ein  Betrag  von  6,563.067  Dollar  am  Ende  des  Fiskal¬ 
jahres  1915  dem  Schatzamt  für  verschiedene  Einnahmen 
überwiesen.  Die  neuen  Bauten  sind  sehr  umfangreich, 
da  sie  u.  a.  ein  Trockendock  und  zwei  Kohlenstationen 
umfassen. 
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Das  moderne  Zollschutzsystem,  seine  wirtschaftlichen  Befür¬ 
worter  und  Gegner  in  Deutschland  seit  den  Siebzigerjahren  des 
XIX.  Jahrhunderts.  Von  Dr.  Fritz  Mender,  Zürich,  Verlag 
Orell  Füssli,  1916,  232  Seiten,  Preis  Francs  4  20. 

Der  Verfasser  dieser  Schrift  hat  eine  fleißige,  klar  und  über¬ 
sichtlich  entworfene  Arbeit  geliefert,  in  der  die  Ansichten  einer 
großen  Anzahl  von  Nationalökonomen  über  die  Grundfragen 
der  Handelspolitik  dargelegt,  verglichen  und  zum  Teil  auch  über¬ 
prüft  werden.  Seinen  Ausgangspunkt  bilden  aber  ersichtlich  nicht 
handelspolitische  Gesichtspunkte  und  Studien,  sondern  sozial¬ 
politische  Überzeugungen  und  Erwägungen.  Er  hat  sich  in  den 
ihm  ursprünglich  fremden  Gegenstand  hineingearbeitet,  aber  teil¬ 
weise  noch  kein  näheres  Verhältnis  zu  ihm  gewonnen.  Dem  An¬ 
knüpfen  des  Verfassers  an  zweifellos  sozialpolitische,  wohl  auch 
marxistische  Gedankengänge  ist  es  zuzuschreiben,  daß  er  der 
angeblichen  Tatsache  große  Bedeutung  beimißt,  die  Betätigungs¬ 
möglichkeiten  des  Kapitals  erwiesen  sich  als  immer  weniger 
gewinnbringend.  So  ist  ihm  unter  anderem  auch  die  tatsächliche 
Lösung  jenes  Widerspruches  entgangen,  der  zwischen  den  Frei¬ 
händlern  besteht,  die  auf  die  »internationale  Arbeitsteilung«  als 
segensreiches  Auskunftsmittel  der  Weltwirtschaft  hinweisen  und 
den  Schutzzöllnern,  welche  die  Erhaltung  bestehender  Produk¬ 
tionsmöglichkeiten  der  einzelnen  Nationalwirtschaften  als  höchstes 
Ziel  bezeichnen.  Die  in  der  tatsächlichen  Entwicklung  zum  Vor¬ 
schein  gelangende  Versöhnung  dieser  Gegensätze  liegt  eben  in 
der  Erweiterung  der  bestehenden  kleinen  und  großen  Zollgebiete 
zu  Riesenzollgebieten  von  Weltreichsumfang.  Dies  war  schon 
vor  dem  Weltkrieg  sichtbar  und  ist  seither  durch  die  Pläne  des 
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wirtschaftlichen  Zusammenstehens  der  Mittelmächte  einerseits, 
der  Ententeländer  anderseits  uoch  deutlicher  wahrnehmbar  ge¬ 
worden.  Trotz  dieser  und  mancher  anderer  Mängel,  die  der  vor¬ 
liegenden  Arbeit  deshalb  anhaften,  weil  sich  der  Verfasser  in 
die  ungemein  schwierigen  handelspolitischen  Fragen  erst  bei  der 
Niederschrift  des  Werkes  hineingearbeitet  hat,  ist  seine  Schrift 
als  brauchbare,  übersichtliche  Zusammenfassung  zahlreicher 
wichtiger  handelspolitischer  Gedankengänge,  durchleuchtet  von 
einem  vorwiegend  sozialpolitisch  orientierten  Geist,  mit  Interesse 
zu  lesen. 

Deutsches  Baumwollhandbuch,  jährliches  Merk-  und  Nach- 
schlagebuch  für  die  Interessenten  des  Baumwollhandels  und  der 
-industrie.  Nach  amtlichen  und  den  zuverlässigsten  privaten 
Quellen  bearbeitet  und  herausgegeben  von  R.  C.  Stempel  im 
Selbstverlag,  Oktober  1915,  Bremen,  218  Seiten,  Preis  Mark  4'50. 

Der  erste  Jahrgang  dieses  Handbuches  war  Oktober  1915  er¬ 
schienen,  als  eine  der  vielen  Betätigungen  der  »Los  von  London«- 
Bewegung.  Vom  Herausgeber  der  Veröffentlichung,  die  von  der 
Fachwelt  beifällig  aufgenommen  wurde,  selbst  wohl  unerwartet, 
erschien  auch  der  zweite  Jahrgang  dieses  Handbuches  im  Herbst 
I915  gleichfalls  mitten  im  Weltkrieg.  Selbstverständlich  wurde 
durch  die  Kriegsverhältnisse  die  Reichhaltigkeit  der  statistischen 
Tabellen  geschmälert,  da  insbesondere  über  die  Baumwollbezüge 
Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  keine  Auskunft  gegeben 
werden  durfte.  Nichtsdestoweniger  enthält  dieses  Büchlein, 
namentlich  durch  die  weitgehende  Verwertung  des  wichtigen 
nordamerikanischen  Materials,  zahlreiche,  für  Fachkreise  und  für 
Wirtschaftspolitiker  im  allgemeinen  brauchbare  Angaben  und 
ist  daher  gleich  seinem  Vorgänger  weitesten  Kreisen  auf  das 
wärmste  zu  empfehlen. 

PUtteUttttgen  frei* 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12, 

zu  erl 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten- 

actfektion  fccs  \u  lu  äjtarmdjifdjeit 
nwtnm*. 

mter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 
tagen.) 

papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  711.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

PitteUungen  btv 

Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  welcher  u.  a. 
besagt: 

,,In  dem  unter  deutscher  Verwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz¬ 
kommissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
Fällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver¬ 
waltung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 
Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations- 

rlltfdj-ptlTtfdjctt  Ochtiam1) 

gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  werden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13.606.) 

Protestaufnahme  in  Russisch-Polen.  Zum  Schutze 

der  Wechselgläubiger  im  besetzten  Gebiete  von 
Russisch-Polen  sind  bekanntlich  die  Fristen  zur  Vor¬ 
nahme  einer  Handlung,  deren  es  zur  Ausübung  und 
Erhaltung  des  Wechselrechtes  oder  des  Regreßrechtes  aus 
dem  Scheck  bedarf,  vorläufig  bis  31.  März  1916  ver¬ 
längert  worden.  Eine  Verlängerung  dieser  Frist  dürfte  zu 
erwarten  sein.  Die  Wechselgläubiger  sind  daher,  wie  die 
Handelskammer  zu  Berlin  mitteilt,  zurzeit  wohl  be¬ 
rechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  ihre  Wechsel  protestieren 
zu  lassen.  Zur  Aufnahme  der  Proteste  sind  auch  die  Ge¬ 
richtsvollzieher  ermächtigt.  Anträge  auf  Protestaufnahme 
durch  diese  sind  an  den  Präsidenten  des  Obergerichtes 
in  Warschau  zu  richten,  österreichische  Wechsel¬ 
gläubiger  sollten  schon  frühzeitig  auf  Erhebung  des 
Protestes  bedacht  sein,  insbesondere,  wenn  es  sich  um 
Provinzwechsel  handelt.  (365/E.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 

i)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels¬ 
museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  beson  leren  Verständigung  der 

P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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DAS  WIRTSCHAFTSLEBEN  IM  DEUT¬ 
SCHEN  VERWALTUNGSGEBIETE  RUS¬ 
SISCH-POLENS. 

Von  Robert  Skutezky. 

Die  Zivilverwaltung,  die  zuerst  in  Kalisch  war,  wurde 
im  September  v.  J.  nach  Warschau  übertragen.  Gegen¬ 
wärtig  ist  die  Zivilverwaltung  in  glänzender  Weise 
zentralisiert,  viele  hundert  Beamte  versehen  ihren  Dienst. 
Das  Polizeipräsidium  hat  sich  mit  allen  Unterabtei¬ 
lungen  besonders  schnell  in  die  schweren  russisch- 
polnischen  Verhältnisse  hineingefunden.  Die  Sicher¬ 
heitszustande  haben  sich  derart  verbessert,  daß  schwere 
Kriminalfälle,  wie  sie  unter  der  Russenherrschaft  an 
der  Tagesordnung  waren,  nahezu  gar  nicht  mehr  Vor¬ 
kommen.  Auch  in  Lodz  sind  nur  ganz  vereinzelte  Fälle 
zu  verzeichnen.  Die  Russen  haben  bei  ihrem  Abzug  nur 
die  politischen  Häftlinge  mitgenommen  —  dagegen 
die  schweren  Verbrecher  meistens  in  den  Gefängnissen 
gelassen.  Diese  Leute  kommen  nun  nochmals  vor  ein 
deutsches  Gericht  und  werden  erst  abgeurteilt,  wenn  ihre 
Schuld  erwiesen  ist.  Im  großen  und  ganzen  sind  die  Ge¬ 
fängnisse  lange  nicht  so  voll  wie  unter  dem  Regime  der 
Russen.  Die  Gerichtsbarkeit  ist  nach  deutschem  Muster 
aufgebaut  —  Obergericht  —  Zivilgericht  —  Friedens¬ 
gericht  —  Staatsanwaltschaft;  letztere  ließ  alle  rus 
sischen  Anklageakte  ins  Deutsche  übersetzen,  ferner  ver 
tritt  die  Zivilklage  der  Justizkommissär,  welcher  als  zu 
gelassener  Rechtsanwalt  fungiert.  Bisnun  sind  in  Lodz 
und  Warschau  fünf  Justizkommissariate  aktiviert,  die 
natürlich  mit  Arbeit  überhäuft  sind.  Deutsche  und  öster¬ 
reichische  Gläubiger  können  sowohl  offene  wie  Wechsel¬ 
forderungen  dem  Gerichte  übergeben.  In  den  meisten 
Fallen  wurde  der  Schuldner  verurteilt,  den  schuldigen 
Betrag  in  vier-  bis  sechsmonatlichen  Raten  nach  der 
Valuta  der  Faktura  zu  bezahlen.  Aber  auch  Pfändungen 
wurden  erfolgreich  durchgeführt.  Trotzdem  empfiehlt  es 
sich,  nur  in  ganz  besonderen  Fällen  klagbar  vorzu¬ 
gehen,  da  durch  ein  Einzelvorgehen  eines  Gläubigers 
gewöhnlich  die  anderen  großen  Hauptgläubiger  arg  ge¬ 
schädigt  werden.  Auch  abwesende  Schuldner,  die  'nach 
Rußland  geflüchtet  sind,  wurden  gepfändet  und  haben 
bei  solchen  Prozeduren  die  anderen  Gläubiger  gewöhnlich 
das  Nachsehen  gehabt.  Deutsche  Firmen  haben  sich  an- 
fangs  gesträubt,  Rubeldeckung  anzunehmen  und  wurde 
der  Schuldner  gerichtlich  zur  Markbezahlung  verurteilt, 
bei  welcher  er  35  Prozent  an  Kursdifferenz  verloren  hat. 
Am  vorteilhaftesten  ist  es,  Rubelzahlungen  vorläufig  ins 
Depot  zu  nehmen  und  den  Kurs  sechs  Monate  nach  dem 
Kriege  abzurechnen,  wobei  jeder  den  Wunsch  und  die 
Hoffnung  hegt,  daß  der  Rubel  nach  dem  Kriege  wieder 
annähernd  wie  vor  dem  Kriege  stehen  wird,  eine  An¬ 
schauung,  die  überdies  auch  Finanzleute  ersten  Ranges 
haben.  Es  hat  auch  eine  starke  Rubelspekulation  ein¬ 
gesetzt.  Man  konnte  100  Rubel  in  Warschau  noch  un¬ 
längst  mit  155  M.  kaufen  und  dieselben  in  Berlin  mit 
158  M.  schlank  absetzen.  Der  Zwangskurs  ist  seit  zwei 
Monaten  auf  150  M.  für  100  Rubel  festgesetzt  worden. 
Was  die  Zahlungsfähigkeit  der  Schuldner  anlangt,  so 
können  die  Kaufleute  und  die  Industriellen  des  War¬ 
schauer  Bezirkes  ratenweise  Zahlungen  bestimmt  leisten, 
da  sie  bis  August  1915  glänzend  verdient  haben.  Leider 
ist  nahezu  ein  Drittel  der  Warschauer  Kaufmannschaft 
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abwesend,  ihre  Geschäfte  sind  gesperrt  oder  es  wurde  nur 
ein  leeres  Geschäft  ohne  Lager  mit  einigen  jungen  Leuten 
zurückgelassen,  die  natürlich  von  ihren  Chefs  nichts 
wissen.  Trotzdem  sind  die  Aussichten,  Geld  auf  gütlichem 
Wege  hereinzubekommen,  nicht  ungünstig.  Anders  steht 
die  Sache  in  Lodz,  Pabianice,  Zgirsch,  Tomaszow, 
Kalisch  und  anderen  Industrieorten,  welche  bereits  gleich 
im  ersten  Halbjahre  des  Weltkrieges  von  Rußland  abge¬ 
schnitten  waren  und  keine  Erwerbsmöglichkeit  hatten. 
Lodz  —  dieses  große  polnische  Manchester  —  hat  am 
ärgsten  gelitten.  Lodz  zählte  vor  Ausbruch  des  Krieges 
600.000  Einwohner,  darunter  waren  ca.  150.000  Fabrik¬ 
arbeiter.  Über  100.000  Webstühle  —  fast  eine  Million 
Spindeln  und  einige  hundert  Dampfbetriebe  hatte  diese 
Stadt.  600  Betriebe  beschäftigten  sich  allein  mit  der 
Textilwarenerzeugung,  welche  besonders  in  Baumwoll- 
waren  großes  leistete.  Aber  auch  in  Streich-  und  Kamm¬ 
garnwaren,  in  Tüchern  und  Garnerzeugnissen  war  Lodz 
produktiv  der  zweitgrößte  Textilplatz  der  Welt  und  der 
größte  Rußlands.  Die  Rohstoffmärkte  von  Antwerpen, 
Liverpool,  London,  Bradford,  Manchester  standen  stets 
unter  dem  Einfluß  des  russisch-polnischen  Geschäftes, 
da  dieser  Platz  als  großzügiger  Käufer  auf  die  Tendenz 
des  Marktes  wirkte.  Fast  die  Hälfte  des  ganzen  russischen 
Absatzes  erzeugte  Lodz  mit  seinen  umliegenden  Fabrik¬ 
städten,  an  zweiter  Stelle  kam  dann  Moskau,  doch  war 
dort  nur  die  Baumwoll-  und  Militärtuchfabrikation  von 
Bedeutung,  außerdem  wäre  Bialystok  in  besserer  Ware, 
Pensa  und  Klyncy  in  Bauernartikeln  erwähnenswert.  Die 
neuesten  Maschinen,  die  moderne  Erzeugungsart,  dabei 
die  tüchtige  Manipulationsmethode,  haben  dem  Lodzer 
Bezirk  stets  den  Vorrang  gegeben  und  die  Eifersucht 
der  großen  Moskauer  Fabrikanten  von  Jahr  zu  Jahr  er¬ 
höht.  Die  günstige  Verbindung  mit  Deutschland  —  die 
Nähe  von  Berlin  und  Wien  und  anderen  westlichen  Groß¬ 
städten  haben  dieser  Industrie  die  Möglichkeiten,  Neu¬ 
heiten  zu  bringen,  leicht  geboten  und  war  daher  die  rus¬ 
sisch-polnische  Industrie  im  steten  Kontakt  mit  dem 
technischen  Fortschritt.  Auch  haben  alle  Geschäfts¬ 
reisenden  Lodz  besucht,  während  nach  Moskau  doch  nicht 
so  leicht  gefahren  wurde,  zumal  die  Entfernung  zwischen 
Lodz  und  Moskau  noch  30  Schnellzugsstunden  betrug. 
Heute  liegt  in  Lodz  alles  brach  —  das  pulsierende  Leben 
hat  aufgehört  und  das  abgelaufene  Jahr  gehört  zu  den 
traurigsten  in  den  Annalen  dieser  Stadt.  Bei  dem  Einzug 
der  Deutschen  am  5.  Dezember  1914  waren  alle  Spitäler 
überfüllt.  Was  hier  deutsche  Organisationskunst  in 
wenigen  Tagen  schuf,  verdient  volle  Bewunderung.  Baron 
Oppen,  ein  Mann  in  jungen  Jahren,  kam  als  Polizei¬ 
präsident  in  dieses  Wirrwarr  und  übernahm  die  schweren 
Polizeigeschäfte.  Militärtrain  brachte  Lebensmittel,  den 
Krankheiten  wurde  Einhalt  geschaffen  durch  medizinische 
und  hygienische  Kommissionen.  Arbeitsstellen  vermit¬ 
telten  die  Beförderung  hungernder  Arbeiter  nach 
Deutschland.  Ganz  hervorragend  haben  sich  die  Fabri¬ 
kanten  benommen,  welche,  obwohl  selbst  jeder  Verdienst¬ 
möglichkeit  beraubt,  den  Arbeitern  ein  Jahr  lang  Unter¬ 
stützung  gewährten.  Fünf  Millionen  Rubel  wurden  1915 
für  Unterstützungen  ausbezahlt.  Das  Lager  in  fertiger 
Ware  wurde  nach  der  Einnahme  Warschaus  von  vielen 
Fabrikanten  mit  gutem  Gewinn  abgestoßen.  Nach  der  Ein¬ 
nahme  von  Warschau  wurden  alle  Maßnahmen,  die  in 
Lodz  erprobt  waren,  auch  in  Warschau  eingeführt  und 
hatte  daher  diese  Stadt  lange  nicht  soviel  mitzumachen, 
als  Lodz.  Bloß  der  Mangel  an  Lebensmitteln  war  in  den 
ersten  Wochen  sehr  groß  —  doch  haben  die  Magistrats¬ 
ämter  unter  der  Ägide  der  deutschen  Regierung  durch 
deutsche  Vermittlung  aus  dem  neutralen  Ausland  Lebens¬ 
mittel  aller  Art  bezogen  und  wurden  große  Umsätze  er¬ 
zielt.  Eine  Brot-  und  Zuckerkarte  wurde  eingeführt,  doch 
leidet  bis  heute  der  Warschauer  Bezirk  sehr  an  der 
Teuerung  aller  Lebensmittel.  Es  stehen  alle  Betriebe 


nicht  nur  wegen  Kohlen-  und  Rohstoffmangel  —  das 
große  weite  Absatzgebiet  fehlt  und  Polen  selbst  war  nie 
besonders  aufnahmsfähig.  Tausende  Leute  hatten  Erwerb 
als  Reisende  für  Rußland.  Agenten,  Spediteure,  Bank¬ 
häuser  beschäftigten  Personal  in  ihren  ganz  umfang¬ 
reichen  Bureaus.  Es  wurde  immer  viel  Geld  verdient  und 
klingen  besonders  die  Erzählungen  über  Geschäfte  unter 
der  Russenherrschaft  in  der  letzten  Zeit  wie  ein  Märchen. 
Alle  Leute,  die  wirklich  große  Kriegsgewinne  hatten,  sind 
mit  den  Russen  weggezogen,  so  daß  ein  großer  Teil  — 
nahezu  25  Prozent  —  von  der  Bevölkerung  fehlt.  Auch 
viele  Fabriken  wurden  von  den  Russen  evakuiert  und 
dann  in  die  Luft  gesprengt.  Auch  die  Brücken  haben  die 
Russen  ganz  kurz  vor  dem  Einzug  der  Deutschen  zer¬ 
stört  —  sie  sind  aber  heute  bereits  wieder  aufgebaut.  Die 
Eröffnung  der  Universität  hat  den  nationalen  Gefühlen 
Genugtuung  gegeben  und  glaubt  ein  großer  Teil  der 
Polen  an  eine  weitere  Erfüllung  ihrer  nationalen  Wünsche 
nach  Friedensschluß. 

Das  heutige  Geschäft  mit  Russisch-Polen  wird 
überschätzt.  Mit  Ausnahme  von  Lebensmitteln  ist  der 
Bedarf  ein  sehr  beschränkter.  Die  meisten  Artikel, 
die  wirklich  verlangt  werden,  fallen  unter  Ausfuhrverbot. 
Auch  war  bis  zum  15.  Dezember  1915  keine  direkte  Ver¬ 
kehrsmöglichkeit  mit  Warschau  vorhanden.  Die  Waren 
mußten  bis  Lowitsch  per  Bahn  gehen  und  gingen  von 
dort  per  Wagen  nach  Warschau.  Man  unterscheidet 
heute  in  Russisch-Polen  zweierlei  Gattungen  von  Kauf¬ 
leuten.  Die  eine  Art  nennt  man  „Kriegskaufleute“,  das 
sind  solche,  welche  nicht  bei  ihrer  Branche  bleiben.  Den 
anderen  Teil  nennt  man  „Branchisten“.  Diese  sind  ge¬ 
wöhnlich  sehr  zurückhaltend  und  kaufen  nur  gerne,  wenn 
die  Ware  vorher  besichtigt  werden  kann.  Es  muß  alles 
im  vorhinein  bezahlt  werden,  selbst  auf  Nachnahmen 
lassen  sich  die  deutschen  Lieferanten  nicht  ein. 

Nach  den  gemachten  Erfahrungen  wird  sich  die  Art 
und  Höhe  des  Kredites  nach  dem  Kriege  ändern.  Zu 
diesem  Zwecke  werden  aufrichtige  Aussprachen  statt¬ 
finden  müssen,  damit  in  künftigen  Zeiten  nicht  soviel 
Geld  verloren  geht.  Das  achtmonatliche  Ziel  muß  ver¬ 
schwinden,  es  sei  in  welcher  Branche  immer.  Mit  dem 
Motto:  „Schwer  verdient  —  leicht  geborgt“  haben  wir 
den  Handel  mit  Russisch-Polen  betrieben.  Die  neukon¬ 
stituierte  österreichisch-russische  Sektion  des  k.  k.  Han¬ 
delsmuseums  wird  die  beste  Gelegenheit  geben,  durch 
Aussprachen  und  praktische  Maßnahmen  dem  Kapitel 
Kredit  und  Gläubigerschutz  nähertreten  zu  können. 

Bevor  branchenweise  über  die  Einfuhr  gesprochen  wird, 
ist  es  notwendig,  über  die  Absatzmöglichkeiten  öster¬ 
reichischer  Erzeugnisse  in  dem  von  Deutschland  besetzten 
Teil  Näheres  zu  berichten.  Österreich  hat  in  Friedens¬ 
zeiten  spezielle  Erzeugnisse  in  großen  Mengen  nach 
Warschau  exportiert.  Diese  Waren  werden,  insoferne 
heute  in  der  betreffenden  Branche  Käufe  abgeschlossen 
werden,  auch  heute  verlangt.  Dagegen  hat  ein  großer 
Teil  der  Gablonzer  Industrie  durch  deutsche  Exporteure 
das  Geschäft  nach  Russisch-Polen  gemacht.  Manche  re¬ 
nommierte  österreichische  Hutfabriken  haben  auch 
größtenteils  das  Geschäft  durch  Deutschland  bewerk¬ 
stelligt.  Die  begehrtesten  Artikel  aus  Österreich  wären: 
Zephirstoffe,  Seide  für  Futterzwecke,  Schneiderzugehör 
aller  Art  —  Steinnuß-,  Perlmutter-  und  Stoffknöpfe, 
Damenblusen,  insbesondere  Modelle.  Die  Versuche  der 
deutschen  Blusenerzeugung,  ihre  Waren  in  Warschau  ein- 
zuführen,  waren  nicht  günstig.  Auch  in  Damenhüten  aus 
Samt  und  Stroh  wurde  aus  Deutschland  nur  ein  ganz 
billiges  Genre  gekauft.  In  Strohhüten  ist  ein  Geschäft 
von  Österreich  aussichtsreich.  Man  verlangt  äußerst 
aparte  Formen  in  Tagalstroh  von  4  bis  6  M.  Prager  Hand¬ 
schuhe  sind  gesucht.  Auch  österreichische  Ledergalan¬ 
terie  hätte  Absatzchancen.  In  österreichischer  Wäsche  ist 
kein  allzugroßer  Bedarf.  In  guter  deutscher  Leinenwäsche 
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konnte  Deutschland  nichts  absetzen,  da  diese  Ware  trotz 
des  niedrigen  Zolles  zu  teuer  ist.  Vor  4 — 5  Monaten  war 
Nachfrage  nach  Wiener  Kragen  und  Manschetten.  Es 
sind  auch  via  Czenstochau  Quantitäten  ganz  billiger 
Ware  nach  Warschau  und  Lodz  gekommen.  Emailwaren 
sind  sehr  begehrt  und  zu  guten  Preisen  verkäuflich.  Das¬ 
selbe  gilt  von  billigen  Eßbestecken,  doch  dürfte  auch  hier 
keine  Ausfuhrbewilligung  erreichbar  sein.  Sensen  und 
Sicheln  dürften  in  nächster  Zeit  wieder  stark  verlangt 
werden,  dasselbe  wäre  von  Dreschmaschinen,  welche  den 
englischen  Systemen  ähnlich  sind,  zu  sagen.  Nordböh¬ 
mische  Wirkwaren  kommen  in  der  Kriegszeit  überhaupt 
nicht  mehr  herein,  da  Ausfuhrverbote  bestehen,  dennoch 
sind  manche  Marken  so  eingeführt,  daß  sie  auch  nach 
dem  Kriege  nicht  ohneweiters  durch  andere  Fabrikate 
ersetzt  werden  können.  Luxusartikel,  hauptsächlich 
Damenputz,  Seidenstrümpfe,  Jabots,  Tülle,  Spitzen,  dann 
Galanterieschuhe  erzielen  Phantasiepreise.  Wenn  auch 
die  Männer  über  Geldnot  jammern  —  die  Frauen  lassen 
sich  in  Warschau  auch  heute  nichts  abgehen.  Für  die 
modernen  hohen  Damenschuhe,  bei  welchen  nur  eine 
Lackpappe  verwendet  wird  —  alles  andere  ist  Stoff  — 
zahlt  man  bis  25  Rubel,  für  hohe  Schnürschuhe  bis 
30  Rubel;  der  deutsche  Schuh  ist  nur  als  Strapazschuh 
beliebt. 

Aus  Deutschland  exportierte  man  in  größeren  Quanti¬ 
täten:  Glühlampen  und  Glühstrümpfe,  Gaszylinder, 
Drahtstifte,  Schrauben,  Muttern  u.  a.,  Eisenkurzwaren, 
ferner  Schuhmacherzugehör.  Fensterglas  in  großen 
Mengen  und  zu  sehr  guten  Preisen.  Papier  für  Druck¬ 
zwecke,  dann  Feinpapier  aus  dem  Rheinlande.  Die  Zellu¬ 
lose-  und  Papierfabriken  in  Russisch-Polen  nehmen  dem¬ 
nächst  den  Betrieb  wieder  auf.  Emailwaren,  glattes  und 
farbiges  Porzellan  wurden  gerne  bezogen.  Ein  großer 
Artikel  waren  Badewannen  aus  Gußeisen,  emailliert. 
Die  Kupferwannen  wurden  nämlich  von  den  deutschen 
Behörden  requiriert  und  mußten  die  Hauseigentümer  den 
Parteien  prompt  Ersatz  liefern.  Es  kamen  2000 — 3000 
Badewannen  nach  Warschau.  An  den  Wannen  wurden 
40 — 50  Prozent  und  mehr  verdient,  da  die  Nachfrage  eine 
ganz  kolossale  war.  Auch  Waschkessel  wurden  aus 
Deutschland  bezogen,  ferner  eiserne  Öfen  und  gußeiserne 
Röhren.  In  Baumaterialien  kam  wenig  herein,  da  die 
private  Bautätigkeit  vollständig  ruht.  Zement  wird  teil¬ 
weise  im  Inland  erzeugt,  teilweise  kamen  aus  Österreich 
ganz  bedeutende  Ladungen.  Fast  alle  deutschen  Brücken¬ 
bauunternehmungen  sind  mit  Aufträgen  in  Russisch- 
Polen  bedacht  worden,  da  eine  große  Anzahl  Brücken 
frisch  gebaut  wurde.  Leder  war  in  größeren  Quanti¬ 
täten  vorhanden.  Schweres  Leder  wurde  beschlagnahmt, 
dagegen  ist  Lack,  Chevreaux  und  Box  noch  in  genügenden 
Mengen  lagernd.  Schuhe  kamen  in  geringen  Quantitäten 
aus  Deutschland,  da  die  deutsche  Schuhindustrie  heute 
sehr  gut  beschäftigt  ist  und  kein  besonderes  Interesse  an 
dem  russisch-polnischen  Geschäfte  hat.  Die  Breslauer 
Firma  Dorndorf  hat  in  Warschau  eine  Zweignieder¬ 
lassung  errichtet.  Militäreffekten  wurden  in  bedeutenden 
Quantitäten  in  Warschau  verkauft,  da  jeder  Offizier, 
bevor  er  auf  Urlaub  geht,  schon  in  Warschau  seine  Ad¬ 
justierung  verbessert.  Der  deutsche  Offiziersverein,  ferner 
das  bekannte  Konfektionshaus  Adam,  Berlin,  haben 
Filialen  in  Warschau  eröffnet.  Auch  ein  deutsches  Wein¬ 
geschäft,  dann  ein  deutsches  Zigarrengeschäft  wurden 
schon  vor  Monaten  aufgemacht. 

Arzneien  werden  durch  die  Medizinalabteilung  des 
Zivilgouvernements  bezogen,  und  zwar  ist  das  General¬ 
gouvernement  in  61  Kreise  eingeteilt,  welche  durch  den 
Kreischef  die  notwendigen  Arzneien  erhalten.  Die  Orders 
werden  in  der  Weise  gesammelt,  daß  5 — 6  Apotheker 
ihren  Bedarf  dem  Kreischef  bekanntgeben.  Der  Einkauf 
geschieht  direkt  in  der  Fabrik  —  der  Handel  ist  zum 
Ärger  aller  deutschen  Medikamentenhändler  ausge¬ 


schaltet.  In  Waschseifen  herrscht  große  Nachfrage.  Grüne 
Seife  kam  vom  neutralen  Ausland.  Kosmetische  und 
andere  chemische  Präparate,  Putzmittel  kamen  in  be¬ 
scheidenen  Quantitäten  nach  Russisch-Polen.  In  fertiger 
Damen-  und  Wäschekonfektion  hatte  Deutschland  in 
Russisch-Polen  keinen  Absatz.  Billige  Strohhüte  von 
3  M.  aufwärts  (Litzen  und  billiges  Tagal)  kommen  aus 
Schlesien  und  Sachsen.  Herrenhüte  waren  sehr  gesucht, 
ebenso  Regenschirme  und  Peitschenstöcke.  Das  Spedi¬ 
tionsgeschäft  wurde  zwischen  Deutschland  und  Russisch- 
Polen  von  den  bedeutendsten  Firmen  dieser  Art  aus¬ 
gebaut.  Fast  alle  deutschen  Spediteure  forcieren  heute 
das  russisch-polnische  Speditionsgeschäft.  Die  Beförde¬ 
rung  von  Gütern  auf  der  Weichsel  soll  in  nächster  Zeit 
erfolgen. 

Die  Ostbank  mit  Filialen  an  allen  größeren  Plätzen 
dient  als  Bankstelle. 

Um  von  den  anderen  Orten  der  Provinz  zu  sprechen, 
soll  erwähnt  sein,  daß  Kalisch  und  Brest-Litowsk  arge 
Verwüstungen  auf  weisen  —  auch  sind  alle  kleinen 
Dörfer  an  der  Rawa-  und  Bzurastellung  arg  verwüstet. 
Sosnovice  hat  durch  diesen  Krieg  sehr  gewonnen.  Es 
haben  sich  dort  neue  Existenzen  gebildet,  welche  be¬ 
sonders  das  Lebensmittelgeschäft  kultivierten.  Auch  ist 
das  Leben  und  Treiben  in  dieser  Stadt  ganz  bemerkens¬ 
wert.  Die  Nähe  von  Kattowitz,  die  günstigen  Verkehrs¬ 
möglichkeiten  haben  Sosnowice  —  abgesehen  von  seiner 
alten  Industrie  —  zu  einem  wichtigen  Grenzhandelsort 
gemacht.  Auch  für  Wlozlavek  paßt  das  vorher  Gesagte, 
zumal  diese  Stadt  ganz  nahe  von  Thorn  liegt.  Die  öst¬ 
lichen  Handelskammern  haben  unter  dem  Protektorate 
der  Regierung  amtliche  Handelsstellen  errichtet.  Die 
Generaldirektion  befindet  sich  in  Warschau,  Filialen  in 
Czenstochau,  Wlozlavek,  Lodz  und  Sosnowice.  Die 
Handelsstelle,  bei  welcher  man  sich  gegen  eine  Ein¬ 
schreibegebühr  als  Mitglied  eintragen  läßt,  vermittelt  Be¬ 
zugsquellen,  stellt  auf  Wunsch  verläßliche  Vertreter  an, 
besorgt  das  Inkasso  und  läßt  die  Güter  ihrer  Mitglieder 
als  amtliches  Handelsgut  befördern  —  ein  Umstand,  der 
die  Güter  schneller  und  sicherer  an  den  Bestimmungsort 
befördert.  Sie  rechnet  für  diese  Mühewaltung  5  M.  pro 
Frachtbrief. 

Was  die  Steuer eintreibung  anlangt,  so  gelten  die 
früheren  russischen  Patentbestimmungen  und  muß  jeder 
Kaufmann  sein  früher  innegehabtes  Patent  wieder  aus¬ 
kaufen. 

Der  Reiseverkehr  für  Zivilpersonen  ist  nach  wie  vor 
sehr  erschwert  —  Pässe  werden  nur  in  ganz  besonders 
wichtigen  Fällen  durch  die  Paßzentrale  beim  Warschauer 
Generalgouvernement  ausgestellt.  Gewöhnliche  Geschäfts¬ 
reisen  werden  größtenteils  abgelehnt.  Die  Zugsverbin¬ 
dungen  mit  Berlin  sind  recht  gut.  Es  verkehren  2  Schnell¬ 
züge  Warschau — Berlin,  welche  12  Stunden  Fahrtdauer 
haben.  Der  Fahrpreis  wurde  um  50  Prozent  erhöht.  Die 
Grenzkontrolle  in  Kalisch  und  Alexandrowo  ist  eine 

äußerst  strenge.  Drucksachen  und  Geschäftspapiere 
werden  abgenommen.  Auch  werden  alle  Taschen  ganz 
eingehend  revidiert  —  über  die  harmlosesten  Geschäfts¬ 
notizen  wird  man  strenge  befragt. 

Ich  habe  nun  versucht,  ein  Bild  über  die  der¬ 

zeitige  Geschäfts-  und  Wirtschaftslage  in  Russisch- 
Polen,  soweit  es  von  Deutschland  besetzt  ist,  zu 

entwerfen.  Noch  steht  die  Zukunft  dieses  Landes 

nicht  fest  und  niemand  weiß,  wie  die  Würfel  fallen. 
Doch  das  eine  muß  zugestanden  werden!  Was  die 
tapferen  Heere  mit  Blut  und  Opfer  erkämpft,  das  hat  die 
wirtschaftliche  Kraft  Deutschlands  durch  glänzende 
Organisationskunst  weiter  ausgebaut.  Was  man  aus  Polen 
in  Kriegszeiten  machen  konnte  —  das  hat  man  gemacht. 
Es  herrscht  Ordnung  und  Gerechtigkeit  —  der  Bauer 
kann  in  Ruhe  sein  Feld  bebauen  —  der  Kaufmann  kann 
reellen  Handel  betreiben  und  dem  brotlosen  Arbeiter  wird, 
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soweit  es  möglich  ist  —  und,  wenn  er  will  —  Arbeits¬ 
gelegenheit  geboten.  In  Warschau  waren  im  Vormonat 
15.000 — 20.000  beschäftigungslose  Arbeiter  —  und  diese 
rekrutieren  sich  aus  zugereisten  Personen,  die  weder  in 
Arbeit  nach  Deutschland  gehen  wollen  —  noch  für  Erd¬ 
arbeiten  zu  haben  sind.  Es  wird  alles  getan,  um  der  Be¬ 
völkerung  Plagen  und  Sorgen  des  großen  Krieges  zu 
vermindern.  Polen  hat  unter  deutscher  Verwaltung  ein 
neues  Schulwesen  erhalten  —  die  Unterrichtssprache  ist 
den  nationalen  Wünschen  angepaßt  worden  und  selbst  den 
orthodoxen  Israeliten  hat  man  Jargonsprache  in  ihrer 
Schule  gewährt.  Die  akademische  Jugend  kann  in  der 
neuen  Universität  aus  dem  Munde  polnischer  Gelehrter 
in  allen  Fakultäten  die  Lehren  der  Wissenschaft  emp¬ 
fangen.  Der  Straßenpflege  wurde  besonderes  Augenmerk 
geschenkt  und  so  ist  auch  im  Verkehr  —  ganz  abgesehen 
von  den  Eisenbahnen  —  ein  ganz  merkbarer  Fortschritt 
zu  verzeichnen.  Leider  erfordern  noch  strategische  und 
militärische  Maßnahmen  die  möglichste  Einschränkung  im 
freien  Verkehre  von  Stadt  zu  Stadt,  doch  wird  auch  hier 
in  den  notwendigen  Fällen  eine  Erlaubnis  erteilt.  Die 
Lebensmittelfrage  wurde,  soweit  dies  eben  möglich  ist, 
durch  eine  regelmäßige  Einfuhr  gelöst.  Höchstpreise 
geben  dem  Handel  in  diesen  Artikeln  die  notwendige 
Regelung.  In  letzter  Zeit  wurde  eine  Kommission  ameri¬ 
kanischer  Bürger  nach  Russisch-Polen  zugelassen,  welche 
Lebensmittel  für  20  Millionen  Dollar  für  die  dortige  not- 
leidende  Bevölkerung  hinschaffen  soll.  Die  Bischöfe  von 
Posen  und  Warschau  sollen,  so  ist  es  bestimmt  worden, 
die  Oberaufsicht  über  die  Verteilung  übernehmen,  damit 
diese  Sendungen  nur  der  notleidenden  Bevölkerung  zu 
gute  kommt.  Auch  hat  die  Großloge  in  Frankfurt,  dann 
der  bekannte  Philantrop  James  Simon  große  Sammlungen 
für  Russisch-Polen  eingeleitet. 

Dankbaren  Herzens  gedenkt  die  Bevölkerung  solcher 
Wohltäter  ! 

Aber  auch  der  Generalgouverneur  von  Warschau,  Ex¬ 
zellenz  v.  Beseler,  der  Sieger  von  Antwerpen,  hat  durch 
sein  leutseliges  Wesen  selbst  antideutsche  Kreise  für  sich 
gewonnen.  Obwohl  er  durch  und  durch  Soldat  ist,  hat  er 
für  alle  Wirtschaftsfragen  die  richtige  Beurteilung. 

Eines  kann  man  schon  heute  sagen:  Warschau  dürfte 
einer  großen  Zukunft  als  Handelsmetropole  entgegen¬ 
sehen  —  dort  kann  sich  am  günstigsten  Ein-  und  Ausfuhr 
abspielen.  Gute  Bahnverbindungen  —  die  Nähe  von 
Deutschland  und  Österreich  —  der  billige  Wasserweg  sind 
Momente,  die  die  Annahme  berechtigen,  daß  Warschau 
in  Zukunft  den  Osten  mit  dem  Westen  als  Handelsplatz 
verbinden  könnte.  Auch  wird  man  die  große  Lodzer  In¬ 
dustrie  nicht  zugrundegehen  lassen  —  da  der  ganze  Wert 
Russisch-Polens  darunter  leiden  würde. 

Die  Stunde  des  dereinstigen  Friedens  wird  dann  über 
das  Schicksal  Polens  entscheiden  und  das  künftige  Los 
dieses  Landes  bestimmen. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Aus-  und  Durchfuhrverbote.  Eine  Verordnung  der 
Ministerien  des  Innern,  der  Finanzen,  des  Handels  und 
des  Ackerbaues  vom  9.  Februar  1916,  womit  das  Ver¬ 
bot  der  Aus-  und  Durchfuhr  mehrerer  Artikel  ergänzt, 
beziehungsweise  abgeändert  wird,  bestimmt: 

§  1.  Am  Schlüsse  der  mit  der  Ministerialverordnung 
vom  15.  Oktober  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  31 1,  verfügten 
Ergänzung  des  Punktes  2  der  Gruppe  II  der  in  der 
Aus-,  beziehungsweise  Durchfuhr  verbotenen  Artikel  ist 
anzufügen: 

„schließlich  Leonbergerhunde,  sowie  überhaupt  alle 
Hunde  größerer  Rassen,“ 


machung  in  Kraft. 

Einschränkung  der  Ein-  und  Durchfuhr  von 
Waren  aus  feindlichen  Staaten.  Eine  Verordnung 

der  Ministerien  der  Finanzen,  des  Handels  und  des 
Ackerbaues  vom  5.  Februar  1916  lautet: 

§  1.  Auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
24.  September  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  251,  wird  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  der  königlich  ungarischen  Regierung  die 
Ein-  und  Durchfuhr  von  folgenden  Waren  der  nach¬ 
stehend  angeführten  Tarifnummern  des  mit  dem  Gesetze 
vom  30.  September  1907,  R.-G.-Bl.  Nr.  278,  kundge¬ 
machten  Vertragszolltarifes  der  beiden  Staaten  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  verboten,  sofern 
diese  Waren  aus  einem  mit  Österreich-Ungarn  im 
Kriegszustände  befindlichen  Staate  oder  aus  den  Kolo¬ 
nien  und  Schutzgebieten  eines  dieser  Staaten  stammen: 

Nummer  des  ur  t  (  „ 

Zolltarifes  arengattung 

8  Safran. 

gb  1)  Feigen  in  Schachteln,  Kistchen,  Körbchen  und 
ähnlichen  kleinen  Aufmachungen. 

12  Pomeranzen. 

14  Datteln. 

15  Ananas. 

37  Aprikosen,  Pfirsiche,  Kirschen;  ferner  Äpfel, 

Birnen  und  Quitten. 

40  Trüffel. 

54a  Frische  Zierblumen. 

55  a  Frisches  Zierblattwerk,  -Gräser,  -Zweige. 

83  Vogelbälge. 

84  Menschenhaare. 

85  Schmuckfedern,  nicht  zugerichtet. 

108  Gebrannte  geistige  Flüssigkeiten  mit  Ausnahme 
von  Rum. 

109  Wein  (Traubenwein)  in  Fässern  und  Flaschen. 

110  Schaumwein. 

132  Kapern. 

197  Spitzen,  auch  Luftstickereien  (Ätzware). 

210  Batiste,  Gaze,  Linons  und  andere  undichte  Ge¬ 
webe. 

234  Wollene  Schals  und  schalartige  Gewebe;  Spitzen 
und  Spitzentücher,  Tülle  und  tüllartige  Netz¬ 
stoffe. 

237  b  Knüpfteppiche. 

237  c  Fußteppiche,  andere  und  solche  aus  Filz,  auch 
bedruckt. 

247 — 260  Ganz-  und  Halbseidenwaren. 

261  Künstliche  Blumen,  fertige,  ganz  oder  teilweise 
aus  Textilstoffen. 

263  Schmuckfedern,  zugerichtet,  und  Arbeiten  daraus. 

267,  268, 

269  Hüte  aller  Art. 

274  Kleidungen,  Putzwaren  und  andere  genähte 
Gegenstände  aus  Zeugstoffen. 

276  b  Bürstenbinderwaren  n.  b.  b.,  mit  Montierungen 
aus  feinen  Materialien  (außer  Pinseln). 

296/300  Zigarettenpapier  aller  Art. 

341  Handschuhe,  lederne. 

361  c  Waren  n.  b.  b.  aus  Meerschaum,  Lava,  Zelluloid 
u.  s.  w.,  mit  Ausnahme  von  unbelichteten  Filmen. 
361  e  Waren  n.  b.  b.  aus  Schildpatt,  echt  oder  imitiert, 
auch  in  Verbindung  mit  gewöhnlichen,  feinen 
oder  anderen  feinsten  Materialien. 

380  Trockenplatten  für  photographische  Zwecke,  licht¬ 
empfindliche. 

394  a  2) 

und  b  2)  Steinplatten  aus  Marmor  und  Alabaster. 

468  Schreibfedern  und  Federnhülsen. 

524  Leonische  Waren. 

631  Essige,  Fette  und  öle,  parfümierte. 

632  Alkoholische  aromatische  Essenzen. 

633  Parfümeriewaren,  kosmetische  Mittel. 

§  2.  Sollen  aus  neutralen  oder  verbündeten  Staaten 
stammende  Waren  der  vorstehend  angeführten  Tarif¬ 
nummern  in  das  Vertragszollgebiet  der  beiden  Staaten 
der  Monarchie  eingeführt  oder  durch  dieses  Gebiet 
durchgeführt  werden,  so  hat  der  verfügungsberechtigte 
Inländer  der  Eingangszollstelle  eine  schriftliche  Er¬ 
klärung  zu  überreichen,  daß  die  Waren  nicht  Erzeugnisse 
der  mit  Österreich-Ungarn  im  Kriegszustände  befind¬ 
lichen  Staaten  oder  von  Kolonien  oder  Schutzgebieten 


§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund- 
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dieser  Staaten  sind  und  durch  seine  Unterschrift  die 
Haftung  für  die  Richtigkeit  der  Erklärung  nach  Maß¬ 
gabe  der  einschlägigen  gefällsstrafrechtlichen  Bestim¬ 
mungen  zu  übernehmen. 

Bei  den  im  §  i  genannten  Textilwaren,  künstlichen 
Blumen,  Hüten  und  Konfektionsartikeln  der  Tarif¬ 
nummern  197,  210,  234,  237  fr  und  c,  247 — 260,  261, 
267 — 269  und  274  hat  die  Erklärung  dahin  zu  lauten, 
daß  weder  diese  Waren  noch  die  Gespinstwaren  (Ge¬ 
webe,  Spitzen  u.  s.  w.),  aus  denen  sie  zusammengesetzt 
sind,  in  den  feindlichen  Gebieten  hergestellt  (gewebt, 
gewirkt  u.  s.  w.)  oder  veredelt  (gefärbt  u.  s.  w.)  sind. 

§  3.  Bei  Waren  der  im  §  2,  Absatz  2,  genannten  Art, 
sowie  bei  Pomeranzen  (Tarifnummer  12),  frischen 
Zierblumen  und  derlei  Blattwerk  (Tarifnummer  54a  und 
55a)  und  bei  Schaumwein  (Tarifnummer  110)  hat  der 
inländische  Verfügungsberechtigte  die  Richtigkeit  der 
Erklärung  durch  eine  Bescheinigung  des  für  den  Er¬ 
zeugungsort  zuständigen  österreichisch-ungarischen 
Konsuls  nachzuweisen. 

Bei  den  übrigen  im  §  1  aufgeführten  Waren  genügt 
es,  wenn  der  Verfügungsberechtigte  die  Richtigkeit 
der  Erklärung  durch  behördliche,  nötigenfalls  in  be¬ 
glaubigter  Übersetzung  beizubringende  Zeugnisse  des 
Herstellungslandes  oder  in  anderer  Weise  (Vorlegung 
von  Frachtbriefen,  Schiffspapieren,  Rechnungen,  kauf¬ 
männischen  Schriftwechsel  oder  dergleichen)  glaubhaft 
nachweist.  In  diesen  Fällen  kann  der  Amtsvorstand  von 
der  Forderung  eines  besonderen  Nachweises  der  Richtig¬ 
keit  der  Erklärung  Abstand  nehmen,  wenn  er  für 
zweifellos  hält,  daß  die  Ware  nicht  in  den  mit  Öster¬ 
reich-Ungarn  im  Kriegszustände  befindlichen  Staaten, 
deren  Kolonien  oder  Schutzgebieten  erzeugt  oder  her¬ 
gestellt  ist. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  der  Maßgabe  sofort 
in  Kraft,  daß  die  nachbenannten  Artikel,  und  zwar 
Feigen  der  Tarifnummer  9  fr  1,  Aprikosen,  Pfirsiche, 
Kirschen,  Äpfel,  Birnen  und  Quitten  der  Tarif¬ 
nummer  37,  Vogelbälge  der  Tarifnummer  83,  Menschen¬ 
haare  der  Tarifnummer  84,  Schmuckfedern  der  Tarif¬ 
nummer  85,  Wollene  Schals  u.  s.  w.  der  Tarif¬ 
nummer  234  und  Herren-  und  Knabenhüte  der  Tarif¬ 
nummer  267,  welche  bisher  von  dem  Verbote  der  Ein- 
und  Durchfuhr  aus  feindlichen  Staaten  noch  nicht  be¬ 
troffen  waren,  dann  noch  zur  Ein-  oder  Durchfuhr  zu¬ 
gelassen  werden,  wenn  sie  spätestens  am  15.  Februar 
1916  laut  der  Frachtdokumente  zur  direkten  Beför¬ 
derung  in  oder  durch  das  Vertragszollgebiet  der  beiden 
Staaten  der  Monarchie  aufgegeben  wurden. 

§  5.  Die  Ministerialverordnungen  vom  14.  Mai  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  120,  vom  16.  November  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  341,  vom  6.  Januar  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  10,  und  vom 
14.  Januar  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  17,  treten  hiermit  außer 
Kraft. 

Einschränkung  der  Zulassung  von  Anweisungen 
der  Österreichisch-ungarischen  Bank  auf  Gold¬ 
münzen  zur  Entrichtung  von  Zöllen  sowie  der 
Kreditierung  fälliger  Zollgebühren.  Eine  Verord¬ 
nung  der  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Handels 
vom  5.  Februar  1916  bestimmt: 

§  1.  Im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  königlich 
ungarischen  Ministerien  werden  in  Abänderung  der 
Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen  und  des 
Handels  vom  30.  November  1900,  R.-G.-Bl.  Nr.  198, 
von  der  österreichisch-ungarischen  Bank  ausgestellte 
Anweisungen  auf  bei  Zollzahlungen  verwendbare  Gold¬ 
münzen  (Zollgoldanweisungen)  zur  Zahlung  der  bei  der 
Einfuhr  der  nachstehenden  Waren  zu  entrichtenden 
Zollgebühren  nicht  mehr  zugelassen: 

Safran  (T.-Nr.  8). 

Tabak  und  Tabakfabrikate  (T.-Nr.  22). 


Austern,  Hummern  (T.-Nr.  76,  a  und  fr). 

Kognak,  Liköre  Punschessenzen  und  andere  mit  Zucker 
oder  anderen  Stoffen  versetzte  gebrannte  geistige  Flüssig¬ 
keiten  (T.-Nr.  108a  und  fr). 

Wein  (T.-Nr.  109). 

Schaumwein  (T.-Nr.  110). 

Kaviar  und  Kaviarsurrogate  (T.-Nr.  123). 

Baumwollwaren,  feinste  (T.-Nr.  192). 

Bobinet-  oder  spitzenartige  Vorhänge  (Stores,  Vitragen 
und  dergleichen)  und  Möbelnetze,  abgepaßt  gewebt  (T.- 
Nr.  196). 

Tülle  und  tüllartige  Netzstoffe,  Spitzen  und  Spitzen¬ 
tücher,  Luftstickereien,  Gaze  und  andere  undichte  Gewebe 
aller  Art. 

Leinene,  wollene,  ganz-  und  halbseidene  Stickereien  sowie 
die  n.  b.  b.  Stickereien  auf  Baumwolle  der  T.-Nr.  198c. 

Wollene,  ganz-  und  halbseidene  Samte  und  samtartige 
Gewebe. 

Knüpfteppiche  (T.-Nr.  237  fr)  und  Fußteppiche  (T.- 
Nr.  237  c). 

Ganz-  und  Halbseidegewebe,  n.  b.  b.  (T.-Nr.  250  und 
256). 

Ganz-  und  halbseidene  Wirk-  und  Strickwaren  (T.- 
Nr.  252  und  258). 

Ganz-  und  halbseidene  Bandwaren  mit  Ausnahme  der 
Hutbänder  (T.-Nr.  253  und  259). 

Künstliche  Blumen,  fertige,  ganz  oder  teilweise  aus 
Textilstoffen  (T.-Nr.  261). 

Schmuckfedern,  zugerichtet,  und  Arbeiten  daraus  (T.- 
Nr.  263). 

Künstliches  Federpelzwerk  (T.-Nr.  264). 

Perückenmacher-  und  andere  Arbeiten  aus  Menschen¬ 
haaren  (T.-Nr.  265). 

Hüte,  aufgeputzt  (T.-Nr.  269). 

Fächer  aller  Art  (T.-Nr.  271). 

Regen-  und  Sonnenschirme,  aufgeputzt,  ferner  solche 
aus  Spitzen,  Stickereien  oder  aus  Ganzseide  (T.-Nr.  272, 
a  1  und  2). 

Kleidungen,  Wäsche,  Putzwaren  und  andere  genähte 
Gegenstände,  bei  denen  ein  in  der  Verordnung  genanntes 
Erzeugnis  der  Textilindustrie  der  Zollberechnung  zu  gründe 
zu  legen  ist  (T.-Nr.  274). 

Gewebe  und  Wirkstoffe  ganz  oder  teilweise  aus  Seide, 
Floret-  oder  Kunstseide  mit  Kautschuk  überzogen,  getränkt, 
bestrichen  oder  durch  Zwischenlagen  von  Kautschuk  ver¬ 
bunden  (T.-Nr.  315a). 

Elastische  Gewebe,  Wirk-  und  Posamentierwaren  ganz 
oder  teilweise  aus  Seide,  Floret-  oder  Kunstseide  (T.- 
Nr.  316  a). 

Kleidungen  und  andere  durch  Kleben,  Nähen  und  der¬ 
gleichen  konfektionierte  Gegenstände  aus  den  in  den 
Nrn.  315a  und  316a  genannten  Stoffen  (T.-Nr.  317). 

Pelzwerk  aus  feinen  Fellen,  konfektioniert  oder  nicht 
konfektioniert  (T.-Nr.  345  fr  und  346fr). 

Waren  aus  Meerschaum,  Lava,  Bernstein,  Gagat,  Elfen¬ 
bein,  Perlmutter  und  Schildpatt  (T.-Nr.  361,  c,  d  und  e). 

Galanteriewaren,  Herren-  und  Frauenschmuck  aus  Holz 
und  anderen  Schnitzstoffen,  Eisen  und  unedlen  Metallen 
(T.-Nr.  362,  480,  510  und  51 1). 

Steinwaren,  feine,  mit  Ausnahme  von  Schussern  (T.- 
Nr.  408). 

Eisen-  und  Metallwaren,  vergoldet  oder  versilbert  oder 
in  Verbindung  mit  feinsten  Materialien,  mit  Ausnahme  von 
Blitzableiterspitzen  (T.-Nr.  486  und  522). 

Leonische  Waren  aus  unedlen  Metallen  oder  Metalllegie¬ 
rungen  (T.-Nr.  524). 

Gold-,  Silber-  und  Platinarbeiten  (T.-Nr.  567  und  568). 

Waren  aller  Art  mit  Montierungen  aus  Edelmetallen. 

Arbeiten  aus  echten  oder  unechten  Korallen,  unechten 
Perlen;  Granatwaren  (T.-Nr.  570). 

Ungefaßte  Edel-  und  Halbedelsteine  sowie  Korallen,  be¬ 
arbeitet,  Perlen,  echte  (T.-Nr.  571). 

Waren  aus  Halbedelsteinen  (T.-Nr.  572). 

Optische  Instrumente  aller  Art  in  Fassungen  aus  Perl¬ 
mutter,  Schildpatt,  Elfenbein,  Silber,  Gold  oder  Platin; 
sowie  Fassungen  und  Gehäuse  für  optische  Instrumente 
aus  Perlmutter,  Schildpatt  und  Elfenbein  (T.-Nr.  575). 

Sprech-  und  ähnliche  Maschinen,  wie  Phonogranhen, 
Grammophone  und  dergleichen,  sowie  Platten  und  Rollen 
zu  solchen  Instrumenten. 

Klaviere,  Pianinos,  Harmoniums  und  dergleichen  Tasten¬ 
instrumente  (T.-Nr.  579). 

Taschenuhren  mit  goldenen  Gehäusen  (T.-Nr.  58s  <7  1). 

Goldene  Gehäuse  zu  Taschenuhren  (T.-Nr.  586c  1). 

Parfümeriewaren;  kosmetische  Mittel  (T.-Nr.  633). 

§  2.  Die  bei  der  Einfuhr  der  vorbezeichneten  Waren 
zu  entrichtenden  Zollbeträge  sind  von  der  im  Erlasse 
des  Finanzministeriums  vom  15.  Januar  1862,  R.-G.-Bl. 
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Nr.  6,  vorgesehenen  Kreditierung  sowie  von  jeder 
Stundung  fälliger  Zollgebühren  ausgeschlossen.  Diese 
Bestimmung  gilt  auch  für  die  bereits  bewilligten  Zoll¬ 
kredite  und  Zollstundungen. 

§  3.  Zollsicherstellungen  für  derartige  im  Vormerk¬ 
verkehre  zur  Einfuhr  gelangenden  Waren  sind  unter 
Ausschluß  jeder  anderen  Art  der  Sicherstellung  sowie 
der  Kreditierung  (Stundung)  in  der  im  Artikel  XVII, 
Z.-T.-G.  vorgeschriebenen  Weise  bar  einzuzahlen. 

§  4.  Die  Zollabfertigung  der  im  §  1  genannten  Waren 
durch  Vermittlung  der  Post-,  beziehungsweise  Eisen¬ 
bahnverwaltung  findet  nicht  statt.  Derartige  Waren  sind 
daher  in  allen  Fällen  vom  Empfänger  freizumachen. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  am  25.  Februar  1916  in 
Kraft. 

Abänderung  des  Artikels  XVII  des  Zolltarif¬ 
gesetzes  vom  13.  Februar  1906.  Eine  Verordnung 
der  Ministerien  der  Finanzen,  des  Handels  und  des 
Ackerbaues  vom  5.  Februar  1916  verfügt: 

§  1.  Alinea  2  des  Artikels  XVII  des  Zolltarifgesetzes 
vom  13.  Februar  1906,  R.-G.-Bl.  Nr.  20,  wird  außer 
Kraft  gesetzt. 

Vom  Zollamte  bei  Zollzahlung  in  zugelassenen  Gold¬ 
münzen  hinauszugebende  Restbeträge  werden  nach  Maß¬ 
gabe  der  jeweils  geltenden  Bestimmungen  in  Teilmünzen 
der  Kronenwährung  erstattet. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  am  25.  Februar  1916  in 
Kraft. 

Einkauf  von  Alteisen  für  Einschmelz-  und  Pa¬ 
ketierzwecke.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers 
vom  9.  Februar  1916,  verfügt: 

§  1.  Die  rechtliche  Wirksamkeit  aller  vor  dem 
8.  Januar  1916  abgeschlossenen  Käufe,  die  sich  auf  im 
Inland  aufkommendes  Alteisenmaterial  für  Einschmelz- 
und  Paketierzwecke  beziehen,  wird  aufgehoben,  insoweit 
sie  im  Zeitpunkte  des  Inkrafttretens  der  gegenwärtigen 
Verordnung  noch  nicht  erfüllt  sind. 

Dasselbe  gilt  auch  für  jene  Fälle,  in  denen  die  An¬ 
nahme  eines  vor  dem  8.  Januar  gestellten  Kaufangebotes 
auf  Material  der  erwähnten  Art  durch  den  Verkäufer 
erst  nach  diesem  Tage  erfolgt  ist,  soferne  der  Käufer 
an  sein  Angebot  bis  zu  dem  Zeitpunkte  rechtlich  ge¬ 
bunden  war,  in  dem  die  Annahme  erfolgt  ist. 

Für  die  Anwendung  der  vorstehenden  Bestimmungen 
bildet  es  keinen  Unterschied,  ob  der  Kauf  von  einem 
Alteisen  verarbeitenden  Betriebe  oder  ob  er  von  einer 
sonstigen  Unternehmung  oder  Person  vorgenommen 
wurde. 

§  2.  Das  Handelsministerium  kann  die  Abgabe  von 
Vorräten  an  Alteisen,  das  sich  für  Einschmelz-  und 
Paketierzwecke  eignet,  an  die  von  ihm  zu  bezeichnenden 
Übernehmer  dieses  Materials  verfügen. 

Zur  einstweiligen  Sicherstellung  solcher  Vorräte  gegen 
Verschleppung  kann  das  Handelsministerium  die  er¬ 
forderlichen  Maßnahmen  im  Wege  der  politischen  Be¬ 
hörde  erster  Instanz  anordnen. 

Wenn  eine  Einigung  über  den  Preis  des  abzugebenden 
Materials  zwischen  dem  Vorratsbesitzer  und  dem  Über¬ 
nehmer  nicht  zu  stände  kommt,  so  ist  der  Übernahms¬ 
preis  im  Wege  der  Schätzung  durch  Sachverständige 
festzustellen. 

Zu  diesem  Behufe  hat  die  Handels-  und  Gewerbe¬ 
kammer,  in  deren  Bezirk  sich  die  Vorräte  befinden,  einen 
Sachverständigen  aus  den  Kreisen  des  Alteisenhandels 
zu  bestellen.  Ein  weiterer  Sachverständiger  ist  von  der 
Alteisenkommission  namhaft  zu  machen. 

Der  Übernahmspreis  wird  auf  Grund  des  Gutachtens 
der  beiden  Sachverständigen  unter  Vorsitz  eines  vom 
Handelsministerium  bestimmten  amtlichen  Organs,  das 


ebenfalls  seine  Stimme  abzugeben  hat,  durch  Stimmen¬ 
mehrheit  festgesetzt. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Ausdehnung  des  Wirkungskreises  der  Kriegs¬ 
getreideverkehrsanstalt.  Eine  Verordnung  des  Mi¬ 
nisters  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten 
Ministern  vom  6.  Februar  1916,  betreffend  die  Einfuhr 
von  mehreren  Warengattungen  aus  dem  Zollauslande, 
bestimmt: 

§  1.  Die  Bestimmungen  der  Verordnung  vom  16.  Sep¬ 
tember  191 51),  R.-G.-Bl.  Nr.  270,  betreffend  die  Ein¬ 
fuhr  von  Getreide,  Hülsenfrüchten  und  Mahlprodukten 
aus  dem  Zollauslande,  haben  auch  Anwendung  zu 
finden : 

1.  auf  Spelz,  Buchweizen,  Hirse,  Rade,  Wicke  und 
alle  daraus  durch  Vermahlen,  Rollen,  Schroten  und 
Schälen  erzeugten  Produkte  und  Abfälle,  allein  oder 
in  Mischungen  auch  mit  anderen  Erzeugnissen ; 

2.  auf  Ölsaaten,  und  zwar  auf  Baumwollsamen,  Hanf¬ 
samen,  Hederich  (wilder  Raps),  Kanariensamen,  Kürbis¬ 
kerne,  Leinsamen,  Mohnsamen,  Raps,  Rübsen,  Senf¬ 
samen,  Sesamsaat,  Sonnenblumenkerne  sowie  die  daraus 
gewonnenen  Futterküchen ; 

3.  auf  Malz  und  getrocknete  Rübenschnitte. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  Schweine¬ 
fett,  Schweinespeck  und  Schweinefleisch,  für  die 
dritte  Preisperiode.  Eine  Verordnung  des  k.  k.  Statt¬ 
halters  im  Erzherzogtum  Österreich  unter  der  Enns  vom 
12.  Februar  1916  bestimmt: 

§  1.  Beim  Verkaufe  von  zugerichtetem  (Tafel-  und 
Rückenspeck),  gesalzenem,  geräuchertem,  papriziertem 
und  abgebrühtem  Speck  sowie  von  anderen  Dessertspeck¬ 
sorten  durch  den  Erzeuger  an  Wiederverkäufer  darf  der 
Höchstpreis  für  100  kg  Nettogewicht  in  der  Zeit  vom 
16.  Februar  1916  bis  einschließlich  15.  März  1916  be¬ 
tragen: 

Kronen 


Für  zugerichteten  (gesalzenen  oder  ungesalzenen) 

Speck,  und  zwar: 

für  Tafelspeck  samt  Schwarte  (sogenannter  Wiener 

Schnitt)  . 565 

für  Tafelspeck  ohne  Schwarte  (sogenannter  Speckfilz)  602 

für  Rückenspeck . 612 

für  gesalzenen  Rohspeck . 556 

für  geräucherten  Speck,  und  zwar: 
für  geräucherten  Rohspeck  (sogenannten  ungarischen 

Landspeck)  . 600 

für  geräucherten  Tafelspeck  samt  Schwarte . 612 

für  geräucherten  Rückenspeck . 660 

für  paprizierten  Speck  (Brot-  oder  Streifenspeck), 
und  zwar: 

für  ungeräucherten  Streifenspeck . 584 

für  geräucherten  oder  paprizierten  Streifenspeck  .  .  .  630 

für  abgebrühten  Speck . 630 

für  Dessertspeck,  wie  Frühstück-,  Tiroler-,  Ham¬ 
burger-,  Siebenbürger-,  Fleischspeck  u.  s.  w . 740 


§  2.  Die  in  §  1  der  Verordnung  festgesetzten  Höchst¬ 
preise  verstehen  sich  für  den  Fall  des  Barverkaufes, 
ohne  Verpackung  und  für  die  Lieferung  ab  Bahn-  oder 
Schiffsstation  des  Verkäufers. 

Falls  der  Kaufpreis  kreditiert  wird,  dürfen  über  den 
Höchstpreis  nur  Zinsen  gefordert  werden,  die  den  beim 
Abschlüsse  des  Geschäftes  gültigen  Wechseleskont- 
zinsfuß  der  Österreichisch-ungarischen  Bank  um  nicht 
mehr  als  zwei  Prozent  übersteigen. 

§  3.  Beim  Verkaufe  von  Schweinefett  und  Schweine¬ 
speck  im  Kleinhandel,  das  ist  bei  der  unmittelbaren  Ab¬ 
gabe  an  den  Verbraucher,  soferne  sie  durch  den  Er- 

>)  Vgl  Nr.  38  des  »Hand^lsmus-ums«  vom  23.  September  1915,  Seite  591. 
Die  Verordnung  bestimmt,  daü  Getreide,  Hülsenfrüchte  und  Mahlprodukte, 
d  e  aus  dem  Zollausland  eingetü  rt  wer  len,  nur  durch  die  Kriegsgetreide¬ 
verkehrsanstalt  in  den  inländischen  Veikehr  gebracht  werden  dürfen. 
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zeuger  in  geringeren  Mengen  als  100  kg  oder  durch  den 
Wiederverkäufer  erfolgt,  darf  der  Höchstpreis  für  1  kg 
in  der  Zeit  vom  21.  Februar  1916  bis  einschließlich 
20.  März  1916  betragen: 

Kronen 


Für  geschmolzenes  Fett  (Schmalz) . 6‘90 

für  ungeschmolzenes  Rohfett  (Schmer-,  Bauchfiilz)  .  .  6-6o 

für  Rohspeck . 6'20 

für  (gesalzenen  oder  ungesalzenen  Tafelspeck  samt 

Schwarte  (Wiener  Schnitt) . 670 

für  (gesalzenen  oder  ungesalzenen  Tafelspeck  ohne 

Schwarte  (Speckfilz)  . 6’40 

für  (gesalzenen  oder  ungesalzenen)  Rückenspeck  .  .  .  6*8o 

für  gesalzenen  Rohspeck . 6'20 

für  geräucherten  Rohspeck  (ungarischen  Landspeck)  .  670 

für  geräucherten  Tafelspeck  samt  Schwatte . 6-8o 

für  geräucherten  Rückenspeck . 7^40 

für  ungeräucherten  Streifenspeck . 6-40 

für  geräucherten  oder  paprizierten  Streifenspeck  .  .  .  7,io 

für  abgebrühten  Speck . 7*  10 

für  Dessertspeck  (Frühstück-,  Tirolerspeck  u.  s.  w.)  .  8*20 


Für  nicht  an  einer  Bahn-  oder  Schiffsstation  gelegene 
Orte  kann  bei  besonderen  örtlichen  Verhältnissen  von 
der  politischen  Bezirksbehörde  ein  angemessener  Zu¬ 
schlag  für  Zufuhrspesen  bestimmt  werden. 

Bruchteile  von  1/2  (o’5)  Heller  oder  darüber,  die  sich 
bei  der  auf  Grundlage  des  Kilogrammpreises  vorzu¬ 
nehmenden  Berechnung  der  Höchstpreise  für  Mengen 
unter  1  kg  ergeben,  haben  für  einen  ganzen  Heller  zu 
gelten. 

§  4.  Wer  für  eine  Ware,  für  die  in  dieser  Verordnung 
ein  Höchstpreis  festgesetzt  ist,  einen  höheren  Preis  oder 
eine  im  Sinne  dieser  Verordnung  nicht  anrechenbare 
Nebenleistung  welcher  Art  immer  für  sich  oder  eine 
dritte  Person  fordert,  verspricht,  leistet  oder  annimmt, 
wird,  soferne  die  Handlung  nicht  einer  strengeren 
Strafe  unterliegt,  von  der  politischen  Bezirksbehörde 
mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis 
zu  sechs  Monaten  bestraft. 

Derselben  Strafe  unterliegt, 

wer  wissentlich  oder  durch  Unterlassung  der  gebotenen 
Sorgfalt  irgendwie  dazu  mitwirkt,  daß  durch  einen  mit 
dem  Verkaufe  betrauten  Angestellten  oder  durch  eine 
den  Verkauf  vermittelnde  Person  dieser  Verordnung  zu¬ 
widergehandelt  wird, 

wer  ein  Zuwiderhandeln  gegen  die  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  durch  wen  und  auf  welche  Weise 
immer  unterstützt  oder  verheimlicht. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Auf  Grund  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  31.  Juli  1914  wurde  durch  Bekannt¬ 
machung  vom  26.  Januar  1916  die  Ausfuhr  und  Durch¬ 
fuhr  von  Zellon  verboten. 

Durch  Bekanntmachung  vom  6.  Februar  1916  wurde 
die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  folgender  Waren  verboten  : 

Portland-,  Roman-,  Puzzolan-,  Magnesia-,  Schlacken¬ 
zement  u.  dgl.,  ungemahlen,  gemahlen,  gestampft,  der 
Nummer  230a  des  statistischen  Warenverzeichnisses, 

gemahlener  Kalk,  Tripolith,  der  Nummer  230b  des 
statistischen  W arenverzeichnisses. 

Am  6.  Februar  1916  wurde  ferner  unter  Aufhebung 
der  bisherigen  Bestimmungen  über  die  Aus-  und  Durch¬ 
fuhr  der  im  folgenden  genannten  Gegenstände  die  Aus¬ 
fuhr  und  Durchfuhr  verboten  von:  Werkzeugen  für 
Maschinen-  und  Handgebrauch  aus  Eisen  oder  Stahl  in 
fertiger  oder  halbfertiger  Verarbeitung  der  Zolltarif¬ 
nummern  678,  806,  808,  810  bis  815,  jedoch  mit 
Ausnahme  der  nachstehend  genannten  Werk¬ 
zeuge: 

Ambosse, 

Anschraubstöcke, 

Blumenkellen, 

Bohrwinden, 
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Büchsenöffner, 

Drillbohrdreher, 

Durchschläger, 

Gartenrechen, 

Glaseraushaumesser, 

Glaserkittmesser, 

Gewindebohrer  bis  3  mm  Durchmesser, 

Hämmer  im  Stückgewicht  bis  500  g, 

Handhobel, 

Handhobeleisen, 

Kindergartengeräte, 

Kistenöffner, 

Klebschrauben, 

Körner, 

Laubsägen, 

Locheisen, 

Maurerkellen, 

Modistinnenzangen, 

Mühlpicken, 

Nägeltreiber, 

Ösenzangen, 

Plombierzangen, 

Pflugscharen  und  Pflugstreichbretter, 

Reibahlen  bis  3  mm  Durchmesser, 

Rohrzangen, 

Rohrschneider, 

Scharier-  und  Spitzwerkzeug, 

Scheren,  sofern  nicht  zum  Draht-  oder  Blechschneiden 
geeignet,. 

Schneidkluppen,  Windeisen,  Halter  und  Backen  zu 
Gewindebohrern  und  Reibahlen  bis  3  mm  Durchmesser 
und  zu  Spiralbohrern  bis  1*2  mm  Durchmesser, 
Schneckenbohrer  für  Handbetrieb, 

Schraubenschlüssel, 

Schraubenzieher, 

Schrifteisen, 

Sperrhörner, 

Spiralbohrer  bis  1-2  mm  Durchmesser, 

Steinsägen, 

Steinsägenangeln, 

Wetzstähle, 

Taster, 

Wabenzangen, 

Wiegemesser, 

Zahlen-  und  Buchstabenstempel, 

Ziehklingen, 

Zirkel, 

Zollstöcke, 

Zuckerzangen. 

Durch  Bekanntmachung  vom  12.  Februar  1916  wurde 
ferner  verboten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von 
Bandwebstühlen, 

Klöppelmaschinen  und  Flechtmaschinen  (Riemen¬ 
gängen,  Riementischen), 

Garnlüstriermaschinen, 

Jacquardkarten, 

Jacquardkarten-Schlagmaschinen. 

Aufgehoben  wird  das  Verbot  der  Ausfuhr  und  Durch¬ 
fuhr  von  Tuchknopflochmaschinen. 

Bekanntmachung,  betreffend  die  Verlängerung 
der  Prioritätsfristen  in  ausländischen  Staaten,  vom 

8.  Februar  1916.  Auf  Grund  des  §  1,  Absatz  2,  der  Ver¬ 
ordnung  des  Bundesrats,  betreffend  die  Verlängerung  der 
im  Artikel  4  der  revidierten  Pariser  Übereinkunft  zum 
Schutze  des  gewerblichen  Eigentums  vom  2.  Juni  1911 
vorgesehenen  Prioritätsfristen,  vom  7»  Mai  1915  und  im 
Anschluß  an  die  Bekanntmachung  vom  15.  Juli  1915 
wird  unterm  8.  1.  M.  bekanntgemacht,  daß  in  den  nach¬ 
stehend  genannten  Staaten  die  Prioritätsfristen  zu 
gunsten  der  deutschen  Reichsangehörigen  verlängert 
worden  sind,  und  zwar 

in  Dänemark  weiter  bis  zum  1.  Juli  1916; 
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in  Ungarn,  soweit  sie  nicht  vor  dem  31.  Juli  1914 
abgelaufen  sind,  bis  zu  einem  Zeitpunkt,  der  später  fest¬ 
gesetzt  werden  wird. 

Ergänzung  der  Vorschriften  über  die  zwangs¬ 
weise  Verwaltung  ausländischer  Unternehmungen. 

Der  Bundesrat  hat  am  10.  Februar  1916  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen: 

Artikel  1.  Der  §  7  der  Verordnung,  betreffend  die 
zwangsweise  Verwaltung  französischer  Unternehmungen, 
vom  26.  November  1914  (R.-G.-Bl.  S.  487)  wird  dahin 
ergänzt,  daß  einem  Unternehmen  im  Sinne  der  Ver¬ 
ordnung  außer  der  Niederlassung  eines  Unternehmens 
von  Grundstücken  auch  Vermögenswerte,  die  zu  einem 
Unternehmen  gehören,  sowie  Nachlaßmassen  gleichstehen. 

Aus  besonderen  Gründen  können  im  Wege  der  Ver¬ 
geltung  mit  Zustimmung  des  Reichskanzlers  auch  sonstige 
Vermögenswerte,  wenn  sie  französischen  oder  auf  Grund 
des  §  9  der  Verordnung  gleichgestellten  Staatsange¬ 
hörigen  zustehen,  zwangsweise  unter  Verwaltung  gestellt 
werden. 

Artikel  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Bestandserhebung  und  Lagerbuchführung  für 
Drogen  und  Erzeugnisse  aus  Drogen.  Eine  den 
zuständigen  Stellen  zur  Veröffentlichung  übermittelte 
Bekanntmachung  des  königlich  preußischen  Kriegs¬ 
ministeriums  vom  20.  Januar  1.  J.  verfügt: 

§  1.  Inkrafttreten  der  Anordnungen.  Die  Anordnungen 
dieser  Bekanntmachung  treten  mit  Beginn  des  20.  Januar 
1916  in  Kraft. 

§  2.  Von  der  Bekanntmachung  betroffene  Gegen¬ 
stände.  Von  dieser  Bekanntmachung  werden  folgende 
Gegenstände  betroffen  : 

X.  Agar- Agar-Fäden,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
80  kg. 

Agar-Agar-Stangen  (Linealform),  sobald  die  Vorräte  mehr  be¬ 
tragen  als  30  kg. 

2.  Aloe  Capensis,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
100  kg. 

Aloe  Curafao,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als  100  kg. 

Extract.  Aloes,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als  20  kg. 

3.  Balsam.  Peruvian.,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
20  kg. 

Balsam.  Peruvian.  artific.,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen 
als  5  kg. 

Balsam.  Peruvian.  synthetic.,  sobald  die  Vorräte  mehr  be¬ 
tragen  als  5  kg. 

Perugen,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als  5  kg. 

4.  Benzoe  Siam,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als  IO  kg. 

Benzoe  Sumatra,  auch  Palembang,  sobald  die  Vorräte  mehr 

betragen  als  30  kg. 

5.  Canthariden,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als  io  kg. 

6.  Cetaceum,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als  100  kg. 

7.  Cortex  Aurantii  fruct.  amar.,  sobald  die  Vorräte  mehr  be¬ 
tragen  als  150  kg. 

8.  Cortex  Simarubae,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
50  kg. 

9.  Fabae  Calabaricae,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
20  kg. 

Physostigmin  (Eserin)  und  Salze,  sobald  die  Vorräte  mehr  be¬ 
tragen  als  50  g. 

10.  Flores  Cinae,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als  50  kg. 

Santonin,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als  1  kg. 

11.  Folia  Belladonnae,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
50  kg. 

Atropin  und  Salz,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
25  g- 

Homatropin  und  Salze,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
25  g- 

12.  Folia  Hyoscyami,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
100  kg. 

Hyoscyamin  (alle  Sorten)  und  Salze,  sobald  die  Vorräte  zu¬ 
sammen  mehr  betragen  als  25  g. 

Hyoscin  und  Salze,  sobald  die  Vorräte  zusammen  mehr  be¬ 
tragen  als  25  g. 

13.  Folia  Jaborandi,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
50  kg. 

Pilocarpin  und  Salze,  sobald  die  Vorräte  zusammen  mehr  be¬ 
tragen  als  100  g. 

14.  Fructus  Anisi  vulgaris,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen 
als  150  kg. 


15.  Fructus  Aurantii  immaturi,  sobald  die  Vorräte  mehr  be¬ 
tragen  als  100  kg. 

16.  Fructus  Carvi,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
500  kg. 

17.  Fructus  Colocynthidis,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen 
als  50  kg. 

18.  Gummi  arabicum,  auch  Gummi  Senegal,  sobald  die  Vor¬ 
räte  zusammen  mehr  betragen  als  500  kg. 

19.  Lignum  Santali  ostind.  (citrin.)  und  Makassar,  sobald  die 
Vorräte  zusammen  mehr  betragen  als  1000  kg. 

Oleum  Santali  ostind.,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
IO  kg. 

Satalol,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als  IO  kg. 

20.  Lycopodium  (Bärlappsamen),  sobald  die  Vorräte  mehr  be¬ 
tragen  als  50  kg. 

21.  Nuces  Colae,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als  \00  kg. 

Extract.  Colae  fluid.,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 

10  kg. 

22.  Opium  in  Broten,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
10  kg. 

Opium  pulvis,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als  IO  kg. 

Tinctura  Opii  (alle  Sorten),  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen 
als  20  kg. 

Extract.  Opii  sicc.,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 

5  kg. 

23.  Radix  Ipecacuanhae  Charthagena,  sobald  die  Vorräte  mehr 
betragen  als  20  kg. 

Radix  Ipecacuanhae  Rio,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen 

als  20  kg. 

24.  Radix  Liquiritiae  hispanica,  sobald  die  Vorräte  mehr  be¬ 
tragen  als  300  kg. 

Radix  Liquiritiae  russica,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen 
als  300  kg. 

25.  Radix  Senegae,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 

30  kg. 

26.  Rhizoma  Hydrastis  canad.,  sobald  die  Vorräte  mehr  be¬ 
tragen  als  IO  kg. 

Extract.  Hydrastis  canad.  fluid.,  sobald  die  Vorräte  mehr  be¬ 
tragen  als  IO  kg. 

Hydrastin  und  Salze,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
10^-. 

27.  Rhizoma  Rhei  Sinens.,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen 
als  100  kg. 

28.  Semen  Arecae.  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 

50  kg. 

Arecolinsalze,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als  10  g. 

29.  Semen  Colchici,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  a's 

50  kg. 

Colchicin  und  Salze,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
25  g- 

30.  Semen  Sabadillae,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
300  kg. 

Veratrin  und  Salze,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
250  g- 

31.  Succus  Liquiritiae  (Masse,  Stangen,  Pulver),  sobald  die 

Vorräte  mehr  betragen  als  200  kg. 

Succus  Liquiritiae  depurat.  inspissat.,  sobald  die  Vorräte  mehr 
betragen  als  30  kg. 

32.  Tubera  Aconiti,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
50  kg. 

Aconitin  und  Salze,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
25  g- 

33.  Fructus  Foeniculi,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als 
100  kg. 

Oleum  Foeniculi,  sobald  die  Vorräte  mehr  betragen  als  10  kg. 

Nicht  betroffen  von  der  Bekanntmachung  sind  Vor¬ 
räte  in  Form  von  Pillen,  Pastillen,  Tabletten  u.  s.  w. 

§  3.  Von  der  Bekanntmachung  betroffene  Personen. 
Von  dieser  Bekanntmachung  betroffen  werden:  1.  alle 
natürlichen  und  juristischen  Personen,  Kommunen,  öffent¬ 
lich-rechtlichen  Körperschaften  und  Verbände,  welche 
Gegenstände  der  im  §  2  aufgeführten  Art  im  Gewahr¬ 
sam  haben,  erzeugen  oder  verarbeiten  oder  aus  Anlaß 
ihres  Handelsbetriebes  oder  sonst  des  Erwerbes  wegen 
kaufen  oder  verkaufen  oder  für  welche  sich  die  Ge¬ 
genstände  unter  Zollaufsicht  befinden; 

2.  alle  Empfänger  solcher  Gegenstände  nach  Empfang 
derselben,  falls  die  Gegenstände  am  Stichtag  (§  4)  sich 
auf  dem  Versand  befinden  und  nicht  bei  einer  der 
unter  1  bezeichneten  Personen  u.  s.  w.  im  Gewahrsam 
oder  unter  Zollaufsicht  gehalten  werden. 

§  4.  Meldepflicht.  Die  im  §  3  bezeichneten  Personen 
u.  s.  w.  unterliegen  einer  Meldepflicht  bezüglich  der  in 
§  2  bezeichneten  Gegenstände. 

Maßgebend  für  die  Meldepflicht  ist  der  mit  Beginn 
des  20.  Januar  1916  (Stichtag)  vorhandene  Bestand. 


i7.  februar  1916]  DAS  HANDELSMUSEUM. 


Die  Meldung  hat  nach  dem  Gewicht  zu  erfolgen. 

Bearbeitete  Drogen  (»concis«  ,  »pulvis«  ,  »rsapat«, 
»Speciesform«,  »Grieß«,  »Würfel«,  »Scheiben«,  »Kugeln« 
u.  s.  w.)  sind,  soweit  nicht  eine  andere  Anordnung  im 
§  2  getroffen  worden  ist,  zusammengefaßt  als  unbe¬ 
arbeitete  Drogen  aufzuführen. 

Die  verschiedenen  Marken  und  Handelssorten  (z.  B. 
»Balsam-Peruvian« :  »Handelsware«,  »direkter  Import«, 
oder  »verum«;  »Rhizoma  Rhei« :  »extrafein«,  »rund«, 
»flach«,  »aufgeschlagen«,  »in  fragmentis«  u.  s.  w.)  sind 
zusammengefaßt  als  Rohdrogen  aufzuführen. 

Die  Bestandsmeldungen  sind  bis  zum  30.  Januar  1916 
an  die  Medizinalabteilung  des  königlich  preußischen 
Kriegsministeriums,  Berlin  W.  9,  Leipziger  Platz  17,  zu 
erstatten. 

Auf  einem  Meldeschein  darf  nur  der  Vorrat  eines 
Eigentümers  gemeldet  werden.  Der  Meldeschein  darf 
weitere  Mitteilungen  als  die  Meldungen  nicht  enthalten. 
Auf  die  Vorderseite  der  zur  Übersendung  der  Meldung 
benutzten  Briefumschläge  ist  der  Vermerk  zu  setzen: 
»Betrifft  Drogenmeldung«. 

§  5.  Lagerbuchführung.  Jeder  gemäß  §  4  Melde¬ 
pflichtige  muß  ein  Lagerbuch  führen,  aus  dem  jede 
Änderung  der  gemeldeten  Vorratsmengen  und  ihre  Ver¬ 
wendung  zu  ersehen  ist.  Soweit  der  Meldepflichtige 
bereits  ein  derartiges  Lagerbuch  führt,  braucht  er  kein 
besonderes  Lagerbuch  einzurichten. 

§  6.  Anfragen  und  Anträge.  Anfragen  und  Anträge 
sind  an  die  Medizinalabteilung  des  königlich  preußi¬ 
schen  Kriegsministeriums,  Berlin  W.  9,  Leipziger  Platz  17, 
zu  richten.  Sie  müssen  auf  den  Briefumschlag  sowie  am 
Kopfe  des  Briefes  den  Vermerk  tragen:  »Betrifft  Drogen¬ 
meldung«. 

Nachtrag  zu  der  Bekanntmachung,  betreffend 
Bestandserhebung  für  tierische  und  pflanzliche 
Spinnstoffe  und  daraus  hergestellte  Web-,  Wirk- 
und  Strickgarne.  Eine  den  zuständigen  Stellen  zur 
Veröffentlichung  übermittelte  Bekanntmachung  des  könig¬ 
lich  preußischen  Kriegsministeriums  vom  1.  1.  M.  be¬ 
stimmt  : 

Artikel  I.  Meldepflichtige  Gegenstände.  §  3  der  Be¬ 
kanntmachung  vom  28.  September  1915  erhält  folgende 
Fassung : 

§  3.  Meldepflichtige  Gegenstände.  Meldepflichtig 
sind : 

a )  sämtliche  unverarbeiteten  und  in  Verarbeitung  be¬ 
findlichen  Vorräte  der  nachstehend  näher  bezeichneten 
tierischen  und  pflanzlichen  Spinnstoffe ; 

b)  alle  aus  diesen  tierischen  und  pflanzlichen  Spinn¬ 
stoffen  hergestellten  Web-,  Trikot-,  Wirk-  und  Strick¬ 
garne,  und  zwar  in  der  in  den  amtlichen  Meldescheinen 
vorgesehenen  Einteilung : 

Gruppe  1.  A.  1.  ungefärbte  und  gefärbte  reine  Schaf 
wolle,  Kamelhaar,  Mohair,  Alpaka,  Kaschmir,  unge¬ 
waschen,  rückengewaschen,  fabrikmäßig  gewaschen,  kar¬ 
bonisiert  ; 

2.  ungefärbte  und  gefärbte  Spinnstoffe  aus  reiner 
Schafwolle,  Kamelhaar,  Mohair,  Alpaka,  Kaschmir,  also 
Kammzug,  Kämmlinge  und  Abgänge  jeder  Art  dieser 
Spinnstoffe  aus  Wäscherei,  Kämmerei,  Kammgarn-  und 
Streichgarnspinnerei,  Weberei,  Strickerei  und  Wirkerei; 

3.  Zickel-,  Ziegen-,  Kälber-,  Rinder-,  Fohlen-  und 
Pferdehaare,  mit  Ausnahme  von  Schweif-  und  Mähnen¬ 
haaren. 

B.  Webgarne,  Trikotgarne  und  Wirkgarne  (Kamm¬ 
garn,  Streichgarn,  Kammgarn  mit  Streichgarn  gezwirnt), 
gleichviel  ob  diese  Garne  hergestellt  sind  aus : 

1.  reiner  Wolle,  Kamelhaar,  Mohair,  Alpaka,  Kasch¬ 
mir,  ungewaschen,  rückengewaschen,  fabrikmäßig  ge¬ 
waschen,  karbonisiert,  ohne  oder  mit  einem  Zusatz  von 
Kunstwolle ; 

2.  Spinnstoffen  aus  reiner  Schafwolle,  Kamelhaar, 
Mohair,  Alpaka,  Kaschmir,  also  Kammzug,  Kämmlingen, 


Abgängen  jeder  Art  aus  Wäscherei,  Kämmerei,  Kamm¬ 
garn-  und  Streichgarnspinnerei,  Weberei,  Strickerei  und 
Wirkerei,  ohne  oder  mit  einem  Zusatz  von  Kunstwolle. 

3.  aus  Mischungen  der  unter  1  und  2  genannten 
Spinnstoffe,  ohne  oder  mit  einem  Zusatz  von  Kunst¬ 
wolle. 

C.  Strickgarne  (Hand-  und  Maschinenstrickgarne  aus 
Kammgarn,  Streichgarn,  Kammgarn  mit  Streichgarn  ge¬ 
zwirnt),  gleichviel  aus  welchen  der  unter  B  genannten 
Spinnstoffe  diese  Garne  hergestellt  sind,  ohne  oder  mit 
einem  Zusatz  von  Baumwolle  oder  anderen  pflanzlichen 
Spinnstoffen. 

Gruppe  2.  A.  Rohbaumwolle  und  Baumwollabfälle 
einschließlich  Linters  (Kunstbaumwolle  ausgeschlossen). 
Die  besondere  Anordnung,  betreffend  Beschlagnahme 
und  Meldepflicht  von  Linters  an  die  Kriegs-Chemikalien- 
Aktiengesellschaft,  Berlin,  Mauerstraße  63,  bleibt  be¬ 
stehen. 

Wegen  der  Meldepflicht  von  Baumwollumpen  und 
neuen  baumwollenen  Stoffabfällen  wird  auf  die  Bekannt¬ 
machung  Nr.  W.  II.  285/5.  x5  K.-R.-A.  und  die  zu  dieser 
Bekanntmachung  erlassene  Nachtragsverordnung  Nr.  W. 
II.  4379/8.  15  K.-R.-A.  verwiesen. 

B.  Webgarne,  Trikotgarne,  Wirkgarne,  Strickgarne, 
ganz  oder  vorwiegend  aus  Baumwolle,  einfach  oder  ge¬ 
zwirnt. 

Gruppe  3.  A.  Bastfaserrohstoffe  in  Stroh  (ungeröstet  und 
geröstet)  geknickt,  geschwungen,  gebrochen,  gehechelt 
und  als  Werg  oder  spinnfähiger  Abfall. 

B.  Webgarne  und  Zwirne,  ganz  oder  teilweise  aus 
Bastfasern  hergestellt. 

Gruppe  4.  A.  Rohe  und  unversponnene  Bouretteseide 
(Seidenabfälle). 

B.  Rohe  Boürettewebgarne. 

Meldepflichtig  sind  nicht  nur  die  frei  erworbenen, 
sondern  auch  die  von  der  Kriegsrohstoffabteilung  des 
königlichen  Kriegsministeriums  zugewiesenen  Bestände. 

Vorräte,  die  durch  Verfügung  der  Militärbehörden 
bereits  beschlagnahmt  worden  sind,  unterliegen  eben¬ 
falls  der  Meldepflicht.  In  diesem  Falle  ist  im  Melde¬ 
schein  zu  vermerken,  daß  und  durch  welche  Stelle  eine 
Beschlagnahme  erfolgt  ist. 

Wolle  auf  dem  Fell  und  ungeschnittenes  Bastfaser¬ 
stroh  auf  dem  Felde  ist  nicht  zu  melden. 

Für  Bastfaserstroh  besteht  eine  Meldepflicht  nur,  wenn 
die  Gesammtvorräte  einer  meldepflichtigen  Person  min¬ 
destens  100  kg  betragen. 

Bei  den  übrigen  Spinnstoffen  besteht  eine  Melde¬ 
pflicht  für  jede  Menge  ohne  Rücksicht  auf  Mindest¬ 
vorräte. 

Eine  schätzungsweise  Angabe  des  Gewichts  ist  bei 
Spinnstoffen  nur  für  in  Verarbeitung  befindliche  Mengen 
und  für  Bastfaserstroh  zulässig,  bei  allen  anderen  Spinn¬ 
stoffen  und  bei  Garnen  nur  nur  in  Ausnahmefällen  und 
mit  Genehmigung  des  Webstoffmeldeamts.  In  solchen 
Fällen  ist  im  Meldeschein  anzugeben,  daß  es  sich  um 
eine  Schätzung  handelt. 

Auch  im  Spinn-  oder  Zwirnprozeß  befindliche  Garne 
sind  meldepflichtig. 

Dagegen  sind  nicht  meldepflichtig: 

1  Garne,  die  nach  vollendetem  Spinn-  oder  Zwirn¬ 
prozeß  im  Vorbereitungsverfahren  auf  Scher-  oder  Zettel¬ 
maschinen  gelangt  sind ; 

2.  der  Schuß  an  Webstühlen  für  das  im  Webprozeß 
befindliche  Stück  der  im  Stuhl  liegenden  Kette ; 

3.  Garne,  die  ausschließlich  als  Nähgarne,  Nähzwirne 
und  Maschinenzwirne  zu  verwenden  sind  sowie  Stick¬ 
garne  in  handelsfertiger  Aufmachung  ; 

4.  Garne  im  Besitze  der  Haushaltungen  für  den  Haus¬ 
gebrauch. 

Artikel  II.  Inkrafttreten.  Diese  Bekanntmachung  tritt 
mit  ihrer  Verkündung  in  Kraft.  Mit  ihrem  Inkrafttreten 
wird  der  Nachtrag  zu  der  Bekanntmachung  vom  31.  De¬ 
zember  1915  aufgehoben. 
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Die  Meldung  nach  der  neuen  Fassung  des  §  3  ist 
erstmalig  für  den  Bestand  vom  1.  Februar  1916  zu  er¬ 
statten. 

Ergänzung  der  Bekanntmachung,  betreffend 
Festsetzung  von  Einheitspreisen  für  zuckerhaltige 
Futtermittel  und  Zuschläge  dazu.  Unterm  6.  Fe¬ 
bruar  1916  wurde  verlaubart: 

Im  §  1  der  Bekanntmachung,  betreffend  Festsetzung 
von  Einheitspreisen  für  zuckerhaltige  Futtermittel  und 
Zuschläge  dazu,  vom  19.  Januar  1916  (Zentralblatt  für 
das  Deutsche  Reich,  S.  19),  ist  hinter  »Torfmelasse  mit 
mindestens  3 7 1/2  vom  Hundert  mit  Sack  M.  5'55«  hinzu 
zufügen : 

Torfmelasse  mit  mindestens  40  vom  Hundert  Zucker 
ohne  Sack  M.  5'io; 

Torfmelasse  mit  mindestens  40  vom  Hundert  Zucker 
mit  Sack  M.  5 '65. 

Bekanntmachung,  betreffend  Preisbeschrän¬ 
kungen  im  Handel  mit  Web-,  Wirk-  und  Strick¬ 
waren.  Eine  den  zuständigen  Stellen  zur  Veröffent¬ 
lichung  übermittelte  Bekanntmachung  des  königlich 
preußischen  Kriegsministeriums  vom  1.  1.  M.  bestimmt: 

Beim  Verkauf  von  Web-,  Wirk-  und  Strick  waren 
(gleichgültig,  aus  welchen  Spinnstoffen  dieselben  herge¬ 
stellt  sind)  sowie  die  hieraus  gefertigten  Erzeugnisse  darf 
der  Verkäufer  keinen  höheren  Preis  vereinbaren,  als  er 
vor  dem  31.  Januar  1916  bei  gleichartigen  oder  ähn¬ 
lichen  Verkäufen  erzielt  hat.  Hat  der  Verkäufer  vor 
dem  31.  Januar  1916  den  betreffenden  Gegenstand  nicht 
gehandelt,  so  darf  er  keinen  höheren  Preis  vereinbaren 
als  den,  welchen  ein  gleichartiges  Geschäft  innerhalb 
desselben  höheren  Verwaltungsbezirks  vor  dem  31.  Januar 
1916  für  den  Gegenstand  erzielt  hat. 

Ausführungsbestimmungen  zur  Verordnung  des 
Bundesrates  über  die  Einfuhr  von  Futtermitteln, 
Hilfsstoffen  und  Kunstdünger.  Unterm  31.  Januar 
1916  wurde  bestimmt: 

§  1.  Wer  aus  dem  Ausland  Futtermittel,  Hilfsstoffe 
und  Düngemittel  einführt,  die  in  der  der  Verordnung 
des  Bundesrates  vom  28.  Januar  1916  angefügten  Liste 
aufgeführt  sind,  ist  verpflichtet,  den  Eingang  derselben, 
soweit  sie  über  die  Grenze  des  Deutschen  Reiches  gegen 
Österreich-Ungarn  und  die  Schweiz  eingehen,  der  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin,  alle  übrigen  der 
Bezugsvereinigung  der  deutschen  Landwirte,  G.  m.  b.  H. 
in  Berlin,  unter  Angabe  der  Menge,  des  bezahlten  Ein¬ 
kaufspreises  und  des  Aufbewahrungsortes  unverzüglich 
anzuzeigen. 

Als  Einführender  im  Sinne  dieser  Bekanntmachung 
gilt,  wer  nach  Eingang  der  Ware  im  Inland  zur  Ver¬ 
fügung  über  sie  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  be¬ 
rechtigt  ist.  Befindet  sich  der  Verfügungsberechtigte  nicht 
im  Inland,  so  tritt  an  seine  Stelle  der  Empfänger. 

§  2.  Wer  aus  dem  Ausland  Futtermittel,  Hilfstoffe 
und  Düngemittel  der  im  §  1  dieser  Bestimmungen  be- 
zeichneten  Art  einführt,  hat  sich  nach  der  Bestimmung 
des  §  1  an  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m  b.  H.  oder 
an  die  Bezugsvereinigung  der  deutschen  Landwirte, 
G.  m.  b.  H.,  zu  liefern.  Er  hat  sie  bis  zur  Abnahme 
durch  die  berechtigte  Gesellschaft  mit  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  zu  behandeln,  in  handels¬ 
üblicher  Weise  zu  versichern  und  auf  Abruf  zu  ver¬ 
laden.  Er  hat  auf  Verlangen  der  berechtigten  Gesell¬ 
schaft  Muster  zu  übersenden  und  die  Futtermittel,  Hilfs- 
stofle  und  Düngemittel  an  einem  von  der  berechtigten 
Gesellschaft  zu  bestimmenden  Orte  zur  Besichtigung  zu 
stellen. 

§  3.  Die  gemäß  §  1  dieser  Bestimmungen  berechtigte 
Gesellschaft  hat  sich  unverzüglich  nach  Empfang  der 
Anzeige  (§  1)  zu  erklären,  ob  sie  die  Futtermittel,  Hilfs¬ 
stoffe  und  Düngemittel  übernehmen  will.  Geht  binnen 


einer  Woche  nach  Empfang  der  Anzeige  die  Erklärung 
nicht  ein  oder  erklärt  die  Gesellschaft,  daß  sie  die 
Mengen  nicht  übernehmen  will,  so  erlischt  die  Liefe¬ 
rungspflicht. 

Hat  die  Gesellschaft  die  Übernahme  verlangt,  so  kann 
der  nach  §  2  dieser  Bestimmungen  Verpflichtete  sie 
schriftlich  auffordern,  die  Mengen  innerhalb  zwei  Wochen 
nach  Empfang  der  Aufforderung  abzunehmen.  Nach  Ab¬ 
lauf  dieser  Frist  geht  die  Gefahr  der  Verschlechterung 
und  des  Unterganges  auf  die  Gesellschaft  über,  von 
diesem  Zeitpunkt  ab  ist  der  Kaufpreis  mit  1  vom  Hun¬ 
dert  über  den  jeweiligen  Reichsbankdiskontsatz  zu  ver¬ 
zinsen.  Dem  Verpflichteten  ist  für  die  Aufbewahrung 
vom  Ablauf  der  Frist  ab  eine  Vergütung  zu  gewähren, 
deren  Höhe  im  Streitfall  der  im  §  4  dieser  Bestim¬ 
mungen  genannte  Ausschuß  endgültig  festsetzt. 

§  4.  Die  berechtigte  Gesellschaft  hat  für  die  von  ihr 
übernommenen  Futtermittel,  Hilfsstoffe  und  Düngemittel 
einen  angemessenen  Übernahmepreis  zu  zahlen. 

Ist  der  Verpflichtete  mit  dem  von  der  berechtigten 
Gesellschaft  gebotenen  Preise  nicht  einverstanden,  so 
setzt  ein  Ausschuß  den  Preis  endgültig  fest.  Der  Aus¬ 
schuß  bestimmt  auch  darüber,  wer  die  baren  Auslagen 
des  Verfahrens  zu  tragen  hat. 

Der  Reichskanzler  ernennt  den  Vorsitzenden  des  Aus¬ 
schusses,  seine  Mitglieder  und  deren  Stellvertreter.  Der 
Ausschuß  entscheidet  in  einer  Besetzung  von  fünf  Mit¬ 
gliedern,  von  welchen  mindestens  drei  dem  Fachhandel 
angehören  müssen.  Die  Reichsfuttermittelstelle,  die  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  und  die  Bezugsvereinigung 
der  deutschen  Landwirte,  G.  m.  b.  H.,  sind  von  den 
Sitzungen  des  Ausschusses  zu  benachrichtigen  und  be¬ 
fugt,  dazu  Vertreter  ohne  Stimmrecht  zu  entsenden. 

Der  Reichskanzler  kann  allgemeine  Grundsätze  auf¬ 
stellen,  die  der  Ausschuß  bei  seinen  Entscheidungen  zu 
befolgen  hat. 

§  5.  Der  Verpflichtete  hat  ohne  Rücksicht  auf  die 
endgültige  Festsetzung  des  Preises  zu  liefern,  die  be¬ 
rechtigte  Gesellschaft  vorläufig  den  von  ihr  für  ange¬ 
messen  erachteten  Preis  zu  zahlen. 

Erfolgt  die  Lieferung  nicht  freiwillig,  so  wird  das 
Eigentum  auf  Antrag  der  berechtigten  Gesellschaft  durch 
Anordnung  der  zuständigen  Behörde  auf  sie  oder  die 
von  ihr  in  dem  Antrag  bezeichneten  Personen  über- 
tragen.  Die  Anordnung  ist  an  den  zur  Lieferung  Ver¬ 
pflichteten  zu  richten.  Das  Eigentum  geht  über,  sobald 
die  Anordnung  ihm  zugeht. 

§  6.  Die  Zahlung  erfolgt  spätestens  14  Tage  nach 
Abnahme.  Für  streitige  Restbeträge  beginnt  die  Frist 
mit  dem  Tage,  an  dem  die  Entscheidung  des  Aus¬ 
schusses  der  berechtigten  Gesellschaft  zugeht. 

§  7.  Die  höhere  Verwaltungsbehörde  entscheidet  end¬ 
gültig  über  alle  Streitigkeiten,  die  sich  zwischen  den 
Beteiligten  über  die  Lieferung,  Aufbewahrung,  Versiche¬ 
rung  und  den  Eigentumsübergang  ergeben,  soweit  nicht 
nach  §  4  dieser  Bestimmungen  der  Ausschuß  zustän¬ 
dig  ist. 

§  8.  Die  gemäß  §  1  berechtigten  Gesellschaften  haben 
bei  Verteilung  der  erworbenen  Waren  die  Bestimmungen 
des  Reichskanzlers  (Reichsamt  des  Innern)  innezubehalten. 
Die  Bezugsvereinigung  der  deutschen  Landwirte,  G.  m.  b.  H., 
ist  verpflichtet,  50  vom  Hundert  der  ingesamt  einge¬ 
führten  Düngemittel  an  die  Landwirtschaftliche  Handels¬ 
bank,  G.  m.  b.  H.  in  Berlin,  und  den  Verein  deutscher 
Düngerfabrikanten  in  Hamburg  abzugeben. 

§  9.  Ausgenommen  von  den  Bestimmungen  dieser 
Bekanntmachung  sind  geringfügige  Mengen,  die  als 
Transportproviant  oder  im  Grenzverkehr  aus  dem  Aus¬ 
land  eingeführt  werden,  sofern  die  Einfuhr  nicht  zu 
Handelszwecken  erfolgt. 

§  10.  Die  Landeszentralbehörden  bestimmen,  wer  als 
höhere  Verwaltungsbehörde  und  als  zuständige  Behörde 
im  Sinne  dieser  Bekanntmachung  anzusehen  ist. 
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§  ii.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  wird  bestraft,  wer  den  Be¬ 
stimmungen  in  §§  1  und  2  dieser  Bekanntmachung  zu¬ 
widerhandelt. 

Neben  der  Strafe  können  bei  Zuwiderhandlung  gegen 
die  Anzeige-  und  Lieferungspflicht  die  Futtermittel,  Hilfs¬ 
stoffe  und  Düngemittel,  auf  die  sich  die  strafbare  Hand¬ 
lung  bezieht,  eingezogen  werden,  ohne  Unterschied,  ob 
sie  dem  Täter  gehören  oder  nicht. 

§  12.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  1.  Februar 
1916  in  Kraft. 

Herabsetzung  der  Malz-  und  Gerstenkontingente 
der  gewerblichen  Bierbrauereien.  Der  Bundesrat 
hat  am  31.  Januar  1911  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Die  auf  Grund  des  §  20  der  Bekanntmachung 
über  den  Verkehr  mit  Gerste  aus  dem  Erntejahr  1915 
vom  28.  Juni  1915  für  die  Bierbrauereien  festgesetzten 
Gerstenkontingente  werden  um  ein  Fünftel  herabgesetzt. 
Die  Bierbrauereien  haben  die  Gerste,  die  sie  über  das 
herabgesetzte  Gerstenkontingent  hinaus  bereits  bezogen 
haben,  der  Zentralstelle  zur  Beschaffung  der  Heeres 
Verpflegung  zur  Verfügung  zu  stellen  ;  soweit  diese  Gerste 
bereits  vermälzt  ist,  ist  das  Malz  zur  Verfügung  zu 
stellen. 

§  2.  Die  auf  Grund  der  Bekanntmachung,  betreffend 
Einschränkung  von  Malzverwendung  in  den  Bierbraue¬ 
reien,  vom  15.  Februar  1915,  auf  das  vierte  Vierteljahr 
des  Jahres  1915,  die  drei  ersten  Vierteljahre  des  Jahres 
1916  und  den  Monat  Oktober  1916  entfallenden  Malz¬ 
mengen  (Malzkontingente)  werden  um  ein  Fünftel  herab¬ 
gesetzt.  Als  auf  den  Monat  Oktober  entfallend  ist  hier¬ 
bei  ein  Drittel  der  für  das  vierte  Vierteljahr  des  Jahres 
1916  berechneten  Malzmenge  anzusehen. 

Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestimmungen 
zur  Ausführung  dieser  Vorschriften.  Dabei  sind  die  in 
dem  vierten  Vierteljahr  1915  über  das  nach  dieser  Ver¬ 
ordnung  gekürzte  Malzkontingent  hinaus  verwendeten 
Malzmengen  von  den  in  gleicher  Weise  gekürzten  Malz¬ 
kontingenten  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  bis  31.  Ok¬ 
tober  1916  abzuziehen.  Der  Abzug  erfolgt  in  der  Regel 
in  jedem  Vierteljahr  und  im  Oktober  1916  nach  dem 
Verhältnis  des  für  jeden  dieser  Zeiträume  festgesetzten 
Malzkontingents. 

§  3.  Es  bleibt  Vorbehalten,  die  Gersten-  und  Malz¬ 
kontingente  statt  um  ein  Fünftel  (§§  1  und  2)  um  ein 
Viertel  herabzusetzen. 

Die  Bierbrauereien  haben,  falls  sie  mehr  Gerste  als 
drei  Viertel  ihres  Kontingents  bezogen  haben,  die  mehr 
bezogene  Menge,  soweit  sie  nicht  nach  §  1  abgeliefert 
ist,  bis  zum  31.  März  1916  zur  Verfügung  der  Zentral¬ 
stelle  zur  Beschaffung  der  Heeresverpflegung  zu  halten. 

§  4.  Der  Reichskanzler  erläßt  die  erforderlichen  Be¬ 
stimmungen  zur  Ausführung  der  §§  I,  3,  Abs.  2,  undregelt 
das  Verfahren.  Er  kann  anordnen,  daß  Zuwiderhand¬ 
lungen  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestraft  werden. 

§  5.  Die  Vorschriften  in  den  §§  1  bis  4  finden  nur 
auf  gewerbliche  Bierbrauereien  Anwendung. 

§  6.  Auf  die  Malzkontingente  der  Bierbrauereien  ist 
Malz,  das  aus  dem  Ausland  eingeführt  wird,  anzu¬ 
rechnen.  Das  im  Inland  aus  ausländischer  Gerste  her¬ 
gestellte  Malz  steht  dem  aus  inländischer  Gerste  her¬ 
gestellten  Malz  gleich.  Das  anzurechnende  ausländische 
Malz  ist  nach  dem  in  §  20  der  Bekanntmachung  über 
den  Verkehr  mit  Gerste  aus  dem  Erntejahr  1915  vom 
28.  Juni  1915  vorgesehene  Maßstab  auf  die  Gersten¬ 
kontingente  (§1)  anzurechnen. 

Ausgenommen  ist  ausländisches  Malz,  das  eine  Bier¬ 
brauerei  bis  zum  15.  Februar  1916  auf  Grund  von  Ver¬ 
trägen,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung 
abgeschlossen  worden  sind,  einführt  und  bis  zum 
31.  März  1916  verarbeitet. 


§  4  der  Bekanntmachung,  betreffend  Einschränkung 
der  Malzverwendung  in  den  Bierbrauereien  vom  15.  Fe¬ 
bruar  1915,  wird  aufgehoben. 

Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  Abs.  1, 
Satz  1,  zulassen. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 

Bekanntmachung,  betreffend  die  Einfuhr  von 
Kartoffeln.  Der  Bundesrat  hat  am  7.  Februar  1916 
folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Kartoffeln,  die  nach  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  aus  dem  Ausland  eingeführt  werden,  sind 
an  die  Reichskartoffelstelle  in  Berlin  zu  liefern. 

§  2.  Als  Ausland  im  Sinne  der  vorstehenden  Be¬ 
stimmung  gilt  nicht  das  besetzte  Gebiet. 

§  3.  Der  Reichskanzler  kann  die  näheren  Bedin¬ 
gungen  für  die  Lieferung  festsetzen  und  erläßt  die  er¬ 
forderlichen  Ausführungsbestimmungen.  Er  kann  be¬ 
stimmen,  daß  Zuwiderhandlungen  mit  Gefängnis  bis  zu 
sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  be¬ 
straft,  und  daß  neben  der  Strafe  die  Kartoffeln,  auf  die 
sich  die  strafbare  Handlung  bezieht,  ohne  Unterschied, 
ob  sie  dem  Täter  gehören  oder  nicht,  eingezogen  werden. 

§  4.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  zulassen  und 
bestimmen,  unter  welchen  Bedingungen  die  Verordnung 
auf  die  Durchfuhr  keine  Anwendung  findet. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Bekanntmachung  über  die  Speisekartoffelver¬ 
sorgung  im  Frühjahr  und  Sommer  1916.  Der  Bundes¬ 
rat  hat  am  7.  Februar  1916  folgende  Verordnung  er¬ 
lassen  : 

I.  Versorgungs-  und  Verbrauchsregelung.  §  1.  Die 
Kommunalverbände  sind  verpflichtet,  die  für  die  Er¬ 
nährung  der  Bevölkerung  bis  zur  nächsten  Ernte  er¬ 
forderlichen  Mengen  an  Speisekartoffeln  nach  den  Vor¬ 
schriften  dieser  Verordnung  zu  beschaffen,  soweit  der 
Bedarf  nicht  aus  den  in  ihren  Bezirken  verfügbaren  Vor¬ 
räten  gedeckt  werden  kann.  Die  Kommunalverbände 
müssen  die  Versorgung  der  Bevölkerung  mit  Speise¬ 
kartoffeln  nach  der  Bekanntmachung  vom  4.  November 
1915  (R.-G.-Bl.  S.  728)  zur  Ergänzung  der  Bekannt¬ 
machung  über  die  Errichtung  von  Preisprüfungsstellen 
und  die  Versorgungsregelung  vom  25.  September  1915 
(R.-G.-Bl.  S.  607)  regeln;  die  Vorschrift  im  §  15  &  der 
Bekanntmachung  vom  4.  November  1915  bleibt  unbe¬ 
rührt. 

Der  Reichskanzler  kann  Grundsätze  für  die  Berech¬ 
nung  des  Bedarfes  festsetzen. 

§  2.  Die  Kommunalverbände  sind  verpflichtet,  am 
24.  Februar  1916  festzustellen: 

1.  Welche  Mengen  von  Kartoffeln  innerhalb  des  Kom¬ 
munalverbandes  im  Gewahrsam  der  Gemeinden,  Händler, 
Verbraucher  und  der  Vereinigungen  von  solchen  vor¬ 
handen  sind.  Mengen  unter  10  kg  sind  dabei  außer 
Betracht  zu  lassen,  soweit  nicht  die  Landeszentral¬ 
behörden  etwas  anderes  bestimmen; 

2.  welche  Mengen  von  Kartoffeln  die  Handel-  und 
Gewerbetreibenden,  die  ihre  gewerbliche  Niederlassung 
im  Kommunalverbande  haben,  auf  Grund  rechtsgültiger 
Lieferungsverträge  zu  fordern  berechtigt  und  zu  liefern 
verpflichtet  sind. 

Das  Ergebnis  der  Feststellung  ist  der  Reichskartoffel¬ 
stelle  spätestens  zum  10.  März  anzuzeigen. 

Der  Reichskanzler  kann  die  Ermittlung  der  im  Ge¬ 
wahrsam  der  Kartoffelerzeuger  befindlichen  Vorräte  an¬ 
ordnen. 


DAS  HANDELSMUSEUM.  [17.  februar  1916 


§  3.  Die  Kommunalverbände  sind  verpflichtet,  den 
Fehlbedarf  bei  der  Reichskartoffelstelle  bis  zum  10.  März 
1916  anzumelden.  Die  Reichskartoffelstelle  kann  die 
Lieferung  der  von  ihr  festgesetzten  und  dem  Bedarfs- 
verbande  zugewiesenen  Kartoffelmengen  einem  Über¬ 
schußverband  oder  einer  von  ihr  mit  der  Vermittlung 
der  Kartoffellieferung  betrauten  Stelle  übertragen  oder 
die  Lieferung  selbst  übernehmen.  Die  Kommunalverbände 
sind  verpflichtet,  die  angemeldeten  und  ihnen  von  der 
Reichskartoffelstelle  zugewiesenen  Mengen  am  Verladeort 
abzunehmen  oder  die  Abnahme  durch  den  Abschluß  von 
Lieferungsverträgen  mit  der  ihnen  bezeichneten  Stelle 
sicherzustellen  und  zu  überwachen,  daß  die  Kartoffeln 
ausschließlich  zu  Speisezwecken  Verwendung  finden.  Die 
Heeresverwaltung  und  die  Marineverwaltung  können 
ihren  Bedarf  an  Speisekartoffeln  der  Reichskartoffel¬ 
stelle  anmelden;  sie  sind  zur  Abnahme  der  angemel¬ 
deten  Mengen  verpflichtet. 

§  4.  Die  Reichskartoffelstelle  kann  bestimmen,  welche 
Kartoffelmengen  aus  einem  Kommunalverbande  an  die 
Reichskartoffelstelle  oder  die  von  ihr  bestimmten  Stellen 
abzugeben  sind.  Die  Reichskartoffelstelle  kann  die  Be¬ 
dingungen  der  Lieferung  und  Abnahme  vorschreiben. 

Der  Reichskanzler  kann  Grundsätze  über  die  Ver¬ 
pflichtung  der  Kommunalverbände  und  der  Kartoffel¬ 
erzeuger  zur  Abgabe  von  Kartoffeln  aufstellen. 

§  5.  Die  Kommunalverbände  können  die  Regelung 
der  Versorgung  (§  i,  Abs.  i,  Satz  2)  den  Gemeinden 
für  den  Bezirk  der  Gemeinde  übertragen.  Gemeinden, 
die  nach  der  letzten  Zählung  mehr  als  10.000  Ein¬ 
wohner  haben,  können  die  Übertragung  verlangen. 

§  6  Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen 
bestimmten  Verwaltungsbehörden  können  die  Art  der 
Regelung  (§  1,  Abs.  1,  Satz  2,  §  5)  vorschreiben  und 
Ausnahmen  von  der  Verpflichtung  zur  Regelung  der 
Versorgung  zulassen. 

§  7.  Die  Kommunalverbände  oder  diejenigen  Ge¬ 
meinden,  denen  die  Versorgung  übertragen  ist,  können 
in  ihrem  Bezirke  Lagerräume  für  die  Lagerungen  der 
Kartoffeln  in  Anspruch  nehmen.  Die  Vergütung  setzt 
die  höhere  Verwaltungsbehörde  endgültig  fest. 

II.  Übergangsbestimmungen.  §  8.  Die  Kommunalver¬ 
bände  haben,  soweit  es  zur  Versorgung  der  Bevölkerung 
für  die  Zeit  bis  zum  15.  März  1916  erforderlich  ist,  die 
Kartoffelvorräte,  die  sich  in  ihrem  Bezirk  im  Gewahrsam 
von  Händlern  befinden,  zu  übernehmen  und  in  laufende 
Verträge,  die  von  diesen  über  Lieferung  von  Kartoffeln 
abgeschlossen  und  vor  dem  15.  März  1916  zu  erfüllen 
sind,  einzutreten;  ausgenommen  sind  Verträge  mit  den 
Heeresverwaltungen  und  der  Marineverwaltung. 

Die  Händler  sind  zur  käuflichen  Überlassung  ver¬ 
pflichtet.  Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  gilt 
§  14  der  Bekanntmachung  vom  4.  November  1915 
(R.-G.-Bl.  S.  728). 

III.  Schlußbestimmungen.  §  g.  Die  Landeszentralbe¬ 
hörden  erlassen  die  erforderlichen  Ausführungsbestim¬ 
mungen.  Sie  bestimmen,  wer  als  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde,  als  Kommunalverband  oder  als  Gemeinde  im 
Sinne  dieser  Verordnung  anzusehen  ist.  Die  Landes¬ 
zentralbehörden  können  anordnen,  daß  die  den  Ge¬ 
meinden  auferlegten  Verpflichtungen  anstatt  von  den 
Gemeinden  von  deren  Vorstand  zu  erfüllen  sind. 

§  10.  Wer  den  Anordnungen  zuwiderhandelt,  die  ein 
Kommunalverband  oder  eine  Gemeinde,  der  die  Ver¬ 
sorgung  übertragen  ist,  auf  Grund  dieser  Verordnung 
erlassen  hat,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten 
oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestraft. 

§  11.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den 
Vorschriften  dieser  Verordnung  gestatten. 

§  12.  Die  Abschnitte  II,  III  und  IV  der  Bekannt¬ 
machung  über  die  Kartoffelversorgung  vom  9.  Oktober 
1915  treten  mit  Ausnahme  des  §  23  mit  dem  Beginne 
des  15.  März  1916  außer  Kraft. 


§  13.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den 
Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

Bekanntmachung  über  Ausnahmen  von  der 
Verordnung  über  die  Herstellung  von  Süßigkeiten 
und  Schokolade.  Auf  Grund  der  §§  1,  Abs.  2,  7, 
Abs.  2,  der  Verordnung  des  Bundesrates  über  die  Her¬ 
stellung  von  Süßigkeiten  und  Schokolade  vom  16.  De¬ 
zember  1915  wurde  zur  Ergänzung  der  Bekanntmachung 
über  die  Herstellung  von  Süßigkeiten  vom  30.  Dezember 
1915  folgendes  bestimmt: 

Artikel  I.  1.  Gewerbliche  Betriebe,  in  denen  in  der 
Zeit  vom  1.  Oktober  1914  bis  30.  September  1915 
nicht  mehr  als  20  q  Zucker  zu  Süßigkeiten  verarbeitet 
sind  oder  deren  Zuckerverarbeitung  zu  Süßigkeiten  in 
der  gleichen  Zeit  nach  §  2,  Abs.  2,  der  Bekanntmachung 
über  die  Herstellung  von  Süßigkeiten  vom  30.  Dezember 
1915  (Reichsanzeiger  Nr.  308)  auf  nicht  mehr  als  20  q 
geschätzt  wird,  werden  von  der  Vorschrift  des  §  1  der 
Verordnung  über  die  Herstellung  von  Süßigkeiten  vom 
16.  Dezember  1915  (R.-G.-Bl.  S.  821)  ausgenommen. 

2.  Der  Zuckeranteil  der  gewerblichen  Betriebe,  die 
nicht  unter  §  1  fallen,  kann  von  der  Zuckerzuteilungs¬ 
stelle  für  das  deutsche  Süßigkeitsgewerbe  in  Würzburg 
auf  wenigstens  20  q  festgesetzt  werden. 

Artikel  II.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tage 
Verkündung  (2.  Februar  1.  J.)  in  Kraft. 

Bekanntmachung,  betreffend  Abänderung  der 
Bekanntmachung  über  die  Zulassung  von  eisernen 
Gewichten  zur  Eichung.  Unterm  5.  Februar  1916 
wurde  die  Bekanntmachung  über  die  Zulassung  von 
eisernen  Gewichten  zur  Eichung  vom  11.  August  1915 
wde  folgt  geändert: 

§  1.  1.  §  1,  Nr.  3,  erhält  am  Schlüsse  folgenden  Zu¬ 
satz: 

Zulässig  sind  auch  Gewichte  von  50  bis  1  g,  bei  denen 
der  Körper  aus  gezogenen  Stahlplatten  gestanzt  und  mit 
einem  sich  konisch  nach  unten  erweiternden  Loch  ver¬ 
sehen  ist,  in  dem  der  Knopf  durch  kalte  Pressung  be¬ 
festigt  wird.  Ein  Abdrehen  nach  der  Fertigstellung  ist  bei 
diesen  Gewachten  nicht  erforderlich,  wenn  die  ver¬ 
wendeten  Stahlplatten  geglättet  und  die  Knöpfe  sauber 
abgedreht  sind. 

2.  §  1,  Nr.  4,  erhält  am  Schlüsse  folgenden  Zusatz: 

Jedoch  dürfen  bei  den  Gewichten  von  50  bis  1  g  die  in 
§  76,  Nr.  1,  der  Eichordnung  festgesetzten  Grenzwerte 
für  die  Durchmesser  um  je  0‘5  mm  überschritten 
werden. 

§  2.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  mit  dem 
Tage  ihrer  Verkündung  in  Kraft. 

Bulgarien. 

Ausfuhrverbot.  Ein  Ukas  vom  31.  Dezember  1915 
(13.  Januar  1916)  lautet: 

Auf  Grund  der  Artikel  11  und  13  der  Zolloidnung 
und  des  Artikels  109  der  Verfassung  wird  verfügt: 

I.  Die  Wiederausfuhr  von  Seife,  parfümiert  oder  un- 
parfümiert,  ist  verboten. 

II.  Dieses  Verbot  ist  vom  20.  November  1915  an  zu 
rechnen. 

III.  Dieser  Ukas  ist  der  Einsichtnahme  und  Genehmi¬ 
gung  des  Sobranje  zu  unterbreiten. 

Schweiz. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Mit  bezug  auf  die  Ausfuhr 
von  Verpackungsmaterial  aus  Holz  (Nr.  248  des  Zoll¬ 
tarifs),  sind  folgende  Bestimmungen  erlassen  worden: 

Die  Ausfuhr  von  leerem  Verpackungsmaterial  aus 
Holz  (Nr.  248  des  Zolltarifs),  ist  bis  auf  weiteres  unter- 
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sagt.  Sofern  indessen  der  Nachweis  erbracht  wird,  daß 
das  Verpackungsmaterial  zum  Füllen  ins  Ausland  aus¬ 
geht  und  innerhalb  bestimmter  Frist  gefüllt  zurückkehrt, 
so  wird  die  Ausfuhr  von  solchem  Verpackungsmaterial 
vom  Austrittszollamt  nicht  beanstandet.  Eine  spezielle 
Ausfuhrbewilligung  ist  in  diesem  Falle  nicht  erforderlich. 
Das  Verpackungsmaterial  wird  bei  der  Ausfuhr  zoll- 
vormerklich  abgefertigt,  unter  Ansetzung  einer  ange¬ 
messenen  kurzen  Frist  für  die  Wiederausfuhr,  die  in 
der  Regel  drei  Monate  beträgt.  Wenn  nach  Ablauf  der 
Freipaßfrist  die  Wiedereinfuhr  nicht  stattgefunden  hat, 
so  wird,  gestützt  auf  die  Bundesratsbeschlüsse  vom 
18.  September  1914  und  30.  Dezember  1915,  betreffend 
Ausfuhrverbote,  gegen  den  Versender  strafrechtlich  vor¬ 
gegangen. 

Für  fremdes  leeres  Verpackungsmaterial  aus  Holz 
(Nr.  248  des  Zolltarifs),  das  angeblich  gefüllt  einging 
und  leer  wieder  ausgehen  soll,  wird  die  Ausfuhr  nur 
dann  gestattet,  wenn  nachgewiesen  wird,  daß  es  sich 
tatsächlich  um  gefüllt  eingegangenes  und  leer  ausgehendes 
fremdes  Verpackungsmaterial  handelt.  Zu  dem  Zwecke 
hat  der  schweizerische  Versender  dem  Austrittszollamt 
durch  Vorlage  der  Einfuhrfrachtbriefe  den  Nachweis 
darüber  zu  erbringen,  daß  es  sich  tatsächlich  um  fremdes 
leeres  Verpackungsmaterial  handelt. 

Schweden. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verordnung  vom 

8.  Februar  1916  wurden  für  folgende  Waren  Ausfuhr¬ 
verbote  ab  einschließlich  8.  Februar  1916  erlassen: 
ex  215  A  Treibriemen  und  Transportriemen  aus 
Leder,  auch  in  Vereinigung  mit  anderem 
Material. 

426  Garn  aus  vegetabilischen  Gespinststoffen 
(nicht  Baumwolle)  mit  Ausnahme  von 
Garn  aus  Kokosfasern  und  Jute,  ein¬ 
faches,  ungebleichtes  und  ungefärbtes, 
Nr.  25  (englische  Numerierung  und 
darunter  x). 

ex  426  Tauwerk  und  Seile,  hergestellt  durch  loses 
Zusammendrehen  von  zwei  oder  mehreren 
Teilen  Erntegarn. 

434  B  Kabelgarn, 
ex  421 — 425  Bindegarn  aus  Jute. 

640  Treib-  und  Transportriemen  aus  Kaut¬ 
schuk,  Guttapercha  oder  Balata,  auch 
in  Vereinigung  mit  Gespinstmaterial, 
oder  aus  Gespinstmaterial  in  Vereini¬ 
gung  mit  Kautschuk,  Guttapercha  und 
Balata, 

1 1 1 1  Stearin  (Stearinsäure). 

Vanadinsäure  (Vanadinpentoxyd). 
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Zollfreie  Einfuhr  von  landwirtschaftlichen  Geräten 
in  Griechenland.  Ein  griechisches  Gesetz  über  die  gänz¬ 
liche  Zoll-  und  Gebührenbefreiung  der  von  agrikolen 
Verbänden  eingeführten  Geräte  vom  18.  Oktober  1915 
verfügt  folgendes: 

Artikel  1.  Die  von  agrikolen  Verbänden  zu  ihrem 
Gebrauche,  zum  Verkaufe  oder  zur  Vermietung  an  ihre 
Mitglieder  eingeführten  Instrumente,  Maschinen,  Geräte 
und  Werkzeuge,  welche  in  der  Landwirtschaft  und  den 
mit  derselben  verwandten  Erwerbszweigen  Verwendung 
finden,  sind  von  jedem  öffentlichen  Einfuhrzölle,  von 
jeder  Gemeinde-,  Hafen-  und  welch  immer  sonstigen 
Gebühr  befreit,  und  zwar : 

l)  Garn  aus  Baumwolle  und  Garn  aus  Jute  fallen  unter  frühere  Aus- 

luhrverbote. 


1.  Pflüge,  Eggen,  Schollenbrecher. 

2.  Walzen,  Ringelwalzen,  Pferdehaken. 

3.  Sämaschinen,  Pflanzmaschinen  für  Erdäpfel,  Düng¬ 
maschinen. 

4.  Mähmaschinen,  Garbenbindemaschinen,  Grasschneide¬ 
maschinen,  Exstirpatoren  für  Erdäpfel,  Dreschmaschinen, 
Schnitt-  und  Dreschwerkzeuge. 

5.  Getreidereinigungsmaschinen,  Saatsortiermaschinen, 
Auskernmaschinen,  Futterbereitungsmaschinen,  Heu-  und 
Strohpressen. 

6.  Instrumente  und  Werkzeuge  zur  Bekämpfung  der 
Parasiten  von  Pflanzen  und  Tieren. 

7.  Instrumente,  Maschinen  und  Geräte  für  die  Wein¬ 
erzeugung. 

8.  Instrumente,  Maschinen  und  Geräte  für  die  Molkerei, 
Butter-  und  Käseerzeugung. 

9.  Instrumente,  Maschinen,  Geräte  und  Werkzeuge 
für  die  Ölerzeugung. 

10.  Instrumente,  Maschinen,  Geräte  und  Werkzeuge 
für  Bienenzucht,  Seidenzucht,  Viehzucht,  Weinkultur, 
Baumkultur  und  für  die  Zubereitung  von  Obst  und 
Gemüse. 

11.  Motoren  für  landwirtschaftliche  Maschinen,  und 
zwar  Motoren  mit  Pferde-,  Dampf-,  elektrischen,  Roh¬ 
petroleum-  und  Benzinbetrieb. 

12.  Materialien  für  die  Übertragung  der  Betriebs¬ 
kraft,  wie  Treibriemen,  Zahnräder,  Ketten  und  Drähte 
für  die  Übertragung  der  elektrischen  Kraft. 

13.  Pumpen. 

Artikel  2.  Desgleichen  werden  von  jedem  öffentlichen 
Einfuhrzölle,  von  jeder  Gemeinde-,  Hafen-  und  welch 
immer  sonstigen  Steuer  die  von  agrikolen  Verbänden 
für  ihren  eigenen  Bedarf  von  deren  Mitgliedern  ein¬ 
geführten  Artikel  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  be¬ 
freit,  und  zwar : 

1.  Saaten  zur  Vervielfältigung. 

2.  Tiere. 

3.  Düngemittel. 

4.  Kupfervitriol,  Schwefel  und  alle  sonstigen  Artikel 
und  Präparate  zur  Vernichtung  von  Insekten,  Schäd¬ 
lingen  und  Parasiten. 

5.  Jeder  Stoff,  welchen  die  agrikolen  Verbände  bei 
ihren  Unternehmungen  verwenden. 

Artikel  3.  Dort,  wo  die  Gemeindesteuern  für  das 
laufende  Jahr  verpachtet  wurden,  sind  die  obigen 
Artikel  von  der  Entrichtung  der  Gemeindesteuern  nicht 
von  dem  Tage  der  Veröffentlichung  der  vorstehenden 
Verordnung,  sondern  vom  1.  Januar  1916  an,  befreit. 

Der  Minister  für  Volkswirtschaft  ist  mit  der  Ver¬ 
öffentlichung  und  Durchführung  der  vorstehenden  Ver¬ 
ordnung  betraut. 
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Verein  der  Handelsagenten  in  Warschau.  In 

Warschau  hat  sich  ein  Verein  der  Handelsagenten 
gebildet,  der  durch  den  Beitritt  zahlreicher  erstklassiger 
Firmen,  welche  sämtliche  Branchen  des  Handels  und 
der  Industrie  repräsentieren,  in  den  Stand  gesetzt  ist,  aus¬ 
führliche  und  zuverlässige  Auskünfte  über  verschiedene 
Branchen  zu  erteilen,  wie  auch  für  jede  Branche  ver¬ 
trauenswürdige  Vertreter  zu  empfehlen.  Die  vom  Verein 
empfohlenen  Handelsagenten  sind  verpflichtet,  sich  den 
Bestimmungen  der  Statuten  und  des  Reglements  zu  unter¬ 
ordnen  und  in  Streitfällen  sich  dem  Beschlüsse  des 
Schiedsrichterkollegiums  des  Vereines  zu  unterwerfen. 

Der  Außenhandel  der  Vereinigten  Staaten  1915. 

Der  Export  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
während  des  vergangenen  Jahres  wird  auf  3-550’9°  Mil¬ 
lionen  Dollar  geschätzt,  was  ungefähr  eine  Milliarde 
größer  ist  als  in  irgendeinem  vorhergehenden  Jahre. 
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Der  Import  wird  mit  1.778  60  Millionen  Dollar  veran¬ 
schlagt.  Es  würde  dies  bedeuten,  daß  das  Jahr  1915 
für  die  Vereinigten  Staaten  einen  Exportüberschuß  von 
1.772  30  Millionen  Dollar  ergeben  hat. 

Das  Petroleumgeschäft  in  den  Vereinigten  Staaten. 

Einem  Berichte  der  schweizerischen  Gesandtschaft  in 
Washington  entnehmen  wir:  Im  Jahre  1914  sind  aus 
allen  Produktionsländern  rund  400,500.000  Fässer  Pe¬ 
troleum  dem  Welthandel  zur  Verfügung  gestellt  worden. 
Daran  haben  die  Vereinigten  Staaten  allein  über  66  Pro¬ 
zent  oder  beinahe  doppelt  soviel  als  alle  anderen  öl¬ 
produzierenden  Länder  zusammen  geliefert,  nämlich  (in 
Fässern  von  je  42  Gallonen): 


I9I3 

F  ä  s 

I9I4 
s  e  r 

Prozent  der 
Gesamt¬ 
produktion 

Vereinigte  Staaten  Amerika  248,446.000 

265,762.000 

6636 

Rußland  .... 

.  .  .  62,834.000 

67,020.000 

1674 

Mexiko  .... 

.  .  .  25.9O2.OOO 

21,188.000 

5-29 

Rumänien  .  .  . 

•  .  .  13.554-oco 

12,826.000 

3‘20 

Holländisch-Indien 

.  .  .  11,966.000 

12,705.000 

3*17 

Indien  .  .  . 

8.000,000 

2-00 

Dann  folgen 

Galizien,  Japan, 

Peru,  Deutschland, 

Ägypten,  Trinidad,  Kanada,  Italien  und  andere. 

In  den  ersten  neun  Monaten  des  Jahres  1915, 
schließend  mit  30.  September,  sind  aus  den  Vereinigten 
Staaten  exportiert  worden  insgesamt:  Raffinierte  Öle 
1.616,274.856  Gallonen  im  Werte  von  102,974.088  $ 
gegen  in  1914  1.611,345694  Gallonen  im  Werte  von 
104,305.698  $;  Mineralöle  1.737,639.742  Gallonen  im 
Werte  von  106,242.407  $  gegen  in  1914  1,706,044.667 
Gallonen  im  Werte  von  108,246.515  $. 

Darunter  befanden  sich: 

Petroleum:  645,388. 139  Gallonen  im  Werte  von 
38,612.732  $  (51  Milionen  Dollar  in  1914).  Haupt¬ 
käufer:  Großbritannien  5-8  Millionen  Dollar,  China  4  5 
Millionen  Dollar,  Japan  3  Millionen  Dollar,  Australien 
2'6  Millionen  Dollar,  Frankreich  2  5  Millionen  Dollar, 
Holland  2  Millionen  Dollar,  Schweden  1  Million  Dollar, 
Italien  1  Million  Dollar. 

Schmieröl:  184,413.161  Gallonen  im  Werte  von 
24,344.432  $  (in  1914  20,013.765  $).  Hauptkäufer: 
Großbritannien  für  8  Millionen  Dollar,  Frankreich  3^25 
Millionen  Dollar,  Italien  2  50  Millionen  Dollar.  Deutsch¬ 
land  und  Belgien,  welche  vor  dem  Kriege  für  alle  Öle 
große  Abnehmer  gewesen  sind,  konnten  nichts  be¬ 
beziehen. 

Gasolin:  91,830.807  Gallonen  im  Werte  von 

10,456.418  $  (15,415.514  $  in  1914).  Hauptkäufer: 
Kanada  für  2  Millionen  Dollar,  Großbritannien  r6  Mil¬ 
lionen  Dollar,  Frankreich  1*3  Millionen  Dollar,  Italien 
0'4  Millionen  Dollar,  Argentinien  1  Million  Dollar, 
Brasilien  1  Million  Dollar. 

Naphtha  (ohne  Gasolin):  121,636.833  Gallonen  im 
Werte  von  13,851.118  $  (4,063.613  in  1914). 

Das  Kakaogeschäft  in  den  Vereinigten  Staaten. 

Die  schweizerische  Gesandschaft  in  Washington  be¬ 
richtet:  Amerika  ist  zurzeit  der  größte  Kakaokonsument 
der  Welt.  Die  Vereinigten  Staaten  und  ihre  Besitzungen 
bringen  keinen  eigenen  Kakao  hervor.  In  den  zwölf 
Monaten,  endend  30.  Juni  1915,  wurden  192,306.634 
Pfund  Rohkakao  eingeführt  und  davon  sind  28,979.054 
Pfund  wieder  zur  Ausfuhr  gelangt,  so  daß  der  innere 
Verbrauch  also  auf  163,327.580  Pfund  geschätzt 
werden  kann  (gegen  132,600.699  Pfund  in  1913  und 
103,859.251  Pfund  in  1910).  Vergleichsweise  sei  an¬ 
geführt,  daß  Frankreich  im  Kalenderjahr  1914: 
72,691.835  Pfund,  Deutschland  1913:  111,819.507, 

Holland  1914:  73>575-°°o,  Großbritannien  1914: 

66,342.952  (in  zehn  Älonaten  endend  30.  Oktober 
1915:  121,812.377)  Pfund  innern  Konsum  gehabt  haben 
soll.  Der  Kakaohandel  ist  besonders  eigenartig.  Wäh¬ 
rend  die  Vereinigten  Staaten  der  größte  Konsument 


sind  und  meist  von  den  Produktionsländern  direkt 
kaufen  und  während  z.  B.  der  Hafen  Hamburg  den 
bedeutendsten  Kakaoumsatz  der  Welt  hat  (Einfuhr 
1913:  142  Millionen  Pfund,  Ausfuhr  1913:  71  Mil¬ 
lionen  Pfund),  werden  doch  alle  Verkaufspreise  durch 
die  Londoner  Auktionen  festgesetzt.  Es  macht  sich 
daher  in  den  Vereinigten  Staaten  angesichts  dieser 
anormalen  Situation  der  Wunsch  für  eine  amerikanische 
Kakaobörse  geltend.  Es  wird  vorgeschlagen,  daß  so¬ 
fort  ein  ständiger  Schiedsgerichtshof  ins  Leben  gerufen 
werde,  um  entstehende  Streitigkeiten  zwischen  Käufern 
und  Verkäufern  besser  als  bisher  zu  schlichten.  Der¬ 
selbe  sollte  sich  aus  drei  Fabrikanten,  zwei  Brokern 
und  zwei  Händlern,  welche  jeweilen  für  ein  Jahr  zu 
wählen  wären,  zusammensetzen.  Mit  dieser  Institution 
—  meint  das  Bureau  of  Foreign  and  Domestic  Com¬ 
merce  —  würde  der  Grund  dazu  gelegt,  daß  New  York, 
wie  dies  schon  für  den  Kaffee  der  Fall  sei,  das  Welt¬ 
kakaozentrum  werde.  Ein  guter  Anfang  hierfür  sei 
durch  das  Resultat  des  Jahres  1915  (endend  30.  Juni) 
bereits  gemacht,  indem  aus  den  Vereinigten  Staaten 
28,979.000  Pfund  Rohkakao  gegen  4,578.000  in  1914 
zum  Exporte  gelangt  seien.  Man  hofft  also,  daß  dieses 
zweifellos  nur  durch  den  Krieg  hervorgerufene  Resultat 
permanent  gemacht  und  noch  sehr  viel  weiter  ausgebaut 
werden  könne.  Der  nachfolgende  Auszug  aus  der  Ge¬ 
samtstatistik  zeigt  die  Rohkakaoeinfuhr  in  die  Ver¬ 
einigten  Staaten  während  der  letzten  sechs  Jahre,  sowie 
den  Einfluß  des  Krieges  auf  diesen  Handelszweig : 


Kakaoeinfuhr  in  die  Vereinigten  Staaten 


Aus 

1910 

1914  1915 

D 

0  1  1  a  r  s 

Deutschland  .  .  . 

846.OOO  43.OOO 

Holland  .  .  .  . 

269.OOO  12.000 

Portugal  .  .  .  . 

2,293.000  512.000 

England  .  .  .  . 

1,633424  2,579.000 

Trinidad  und  Tobago 

.  3,553-000 

4,892.000  4,490.000 

Santo  Domingo 

3,187.000  5,500.000 

Brasilien  .  .  .  . 

2,765.000  2,017.000 

Ecuador  .  .  . 

O 

O 

c 

00 

CD 

HM 

2,694.000  3,?52.000 

Venezuela  .  .  .  . 

553.000  2.157.OOO 

Wie  d  er  ausf  uhr 

von  Kakao  aus  den  Vereinigten 

Staaten 

Nach 

1910 

D  0 

1914  1915 

1  1  a  r  s 

Dänemark  .  .  .  . 

—  2,387,000 

Frankreich  .  .  . 

52.000  34.000 

Italien  .  .  . 

—  50.000 

Deutschland  .  .  . 

• 

.  .  .  .  42.000 

77.000  1.000 

Schweden  .  .  .  . 

—  1,128.000 

England  .  .  .  . 

988  315.000 

Norwegen  .  .  .  . 

.  — 

—  22.000 

Spanien . 

—  15.000 

Kanada . 

347.OOO  29O.0OO 

Fertiges,  in 

den  Vereinigten  Staaten  präpariertes 

Kakaopulver  sowie  Schokolade  sind 

1910  für  471.000 

Dollar,  1914 

für 

337.000  $,  in 

1915  aber  für 

1,934000  $  zur 

Ausfuhr  gelangt. 

Daß  dafür  aus- 

schließlich  der  Krieg  verantwortlich  ist,  geht  daraus 
hervor,  daß  Dänemark,  welches  in  den  ganzen  fünf 
Vorjahren  nur  für  20  $  gekauft  hatte,  in  1915  für 
863.000  $  bezogen  hat,  Holland  für  233.000  $  (gegen 
13.000  $  in  1914),  Schweden  für  178.000  $  (gegen 
Null  in  den  letzten  fünf  Jahren). 

Die  Handelslage  in  Uruguay.  Aus  Montevideo 

wird  uns  berichtet : 

Die  Bewegung  im  auswärtigen  Handel  Uruguays  ist 
vom  Weltkriege  naturgemäß  stark  beeinflußt  worden. 
Die  Einfuhr  ist  dem  Werte  nach  um  etwa  30  Prozent 
zurückgegangen  ;  vornehmlich  durch  den  Wegfall  deutscher 
und  österreichisch-ungarischer  Importe,  die  sowohl  der 
Handel  als  auch  das  konsumierende  Publikum  sehr  ver¬ 
missen,  da  eine  ganze  Reihe  von  Artikeln  nicht  mehr 
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zu  beschaffen  ist.  Die  Versuche,  in  anderen  Staaten 
Ersatz  zu  linden,  sind  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  ge¬ 
scheitert,  da  die  betreffenden  Waren  anderweitig  gar 
nicht  oder  aber  unverhältnismäßig  teuer  und  dabei  ver¬ 
schieden  in  der  Qualität,  Geschmack,  Ausstattung  etc. 
erzeugt  werden,  die  Bezugsbedingungen  aber  weit  un¬ 
günstiger  sich  stellen.  Auf  diese  Weise  ist  mancher 
Importeur  über  die  bisher  von  seinem  europäischen 
Lieferanten  sorgsam  verhüllte  wahre  Herkunft  der  bisher 
aus  den  uns  feindlichen  Staaten  bezogenen  Waren  auf¬ 
geklärt  worden,  eine  Tatsache,  die  bei  Eintritt  normaler 
Schiffahrtsverhältnisse  nach  dem  Kriege  unserer  Industrie 
zweifellos  zu  gute  kommen  wird.  Jedenfalls  ist  die  mit 
starker  Reklame  unter  Anrufung  politischer  Sympathien 
eir.geleitete  Kampagne  der  Engländer  und  Franzosen, 
um  uns  kommerziell  zu  verdrängen,  als  durchaus  fehl 
geschlagen  zu  betrachten  und  hat  eher  eine  gegenteilige 
Wirkung,  wenigstens  für  die  Zukunft,  hervorgebracht. 

Die  Ausfuhr  blieb  im  ersten  Halbjahr  1915  quanti¬ 
tativ  hinter  jener  des  Vorjahres  zurück,  während  sie 
dem  Werte  nach  annähernd  die  gleiche  Ziffer  erreichte 
(ß  34.150,000-00  gegen  $  35.500.00000),  was  haupt¬ 
sächlich  auf  die  Wertsteigerung  der  Hauptprodukte 
Uruguays,  Wolle  und  Fleisch,  zurückzuführen  ist,  welche 
durchschnittlich  um  20  bis  25  Prozent  im  Preise  stiegen. 
An  Wolle  wurden  in  der  letzten  Saison  rund  72.000 
Ballen  za  450  kg  gegen  100.000  in  der  vorjährigen 
exportiert,  während  16.000  Ballen,  von  deutschen 
Häusern  angekauft,  noch  in  Depots  liegen.  Die  Fleisch¬ 
ausfuhr  blieb  quantitativ  hinter  jener  des  Vorjahres 
etwas  zurück ;  ein  Ausfall,  der  durch  die  erwähnte 
Preissteigerung  reichlich  gedeckt  worden  ist.  Außerdem 
fand  eine  lediglich  durch  den  Krieg  ermöglichte  Aus 
fuhr  von  gewissen  Industrieprodukten,  wie  Schuhen, 
Decken,  Riemenzeug  etc.  statt,  deren  Gesamtwert  seit 
Beginn  des  Krieges  940.000  $  beträgt. 

Der  Handel  arbeitet  mit  stark  reduzierten  Umsätzen, 
da  infolge  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Depression 
nur  das  allernotwendigste  gekauft  wird.  Die  Zahlungen 
haben  sich  gegen  die  früheren  Monate  etwas  gebessert, 
wenn  auch  noch  nicht  ganz  normalisiert. 

Die  Banken  gehen  nur  langsam  von  der  anfangs  des 
Krieges  beschlossenen  Kreditsperre  ab.  Die  Diskonte, 
sowohl  der  Staatsbank,  als  auch  der  Privatbanken,  be¬ 
trugen  im  September  letzten  Jahres  rund  61  Millionen 
Pesos  gegen  71,  beziehungsweise  80  Millionen  im  gleichen 
Monate  der  Jahre  1914  und  1913.  Die  Depositen  er¬ 
reichten  in  derselben  Zeit  (September  vorigen  Jahres) 
rund  36  Millionen  Pesos  gegen  38,  beziehungsweise 
45  Millionen  Pesos  in  den  Jahren  1914  und  1913. 
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Der  Schiffbau  im  Jahre  1915.  Nach  der  Auf¬ 
stellung  von  Lloyds  wurden  im  Jahre  1915,  außer  in 
Deutschland,  Österreich-Ungarn  und  Belgien,  an  Schiffen 
von  100  Brutto  Register-Tonnen  und  darüber  erbaut 


630  Dampfer  (im  Vorjahre  1004)  von  zusammen 
1,167.577  (2,785.385)  Brutto  Register-Tonnen  und  1 1 3 
(225)  Segler  von  34.061  (67.368  Brutto  Register-Tonnen, 
zusammen  also  743  (1319)  Schiffe  mit  1,201.638 
(2,852.753)  Brutto  Register-Tonnen.  In  England  wurden 
von  den  743  Schiffen  mit  650.919  Brutto  Register- 
Tonnen  zu  Wasser  gelassen.  Davon  waren  317  Dampfer 
648.629  Brutto  Register-Tonnen  und  10  Segler  mit 
mit  2290  Brutto  Register-Tonnen.  Im  Jahre  1914  wurden 
in  England  erbaut  1319  Schiffe  mit  2,852.753  Brutto 
Register-Tonnen,  davon  für  englische  Rechnung  656 
Schiffe  mit  1,683.553  Brutto  Register-Tonnen  und  im 
Jahre  1913  1750  Schiffe  mit  3,3^2.882  Brutto  Re¬ 

gister-Tonnen,  davon  688  mit  1,932  153  Tonnen  für 
englische  Rechnung.  Fast  85-25  Prozent  der  in  dem 
Vereinigten  Königreich  in  1915  zu  Wasser  gelassenen 
Räumte  war  für  englische  Rechnung  erbaut.  Für  andere 
Länder  wurden  nur  96.116  Brutto  Tonnen  (davon 
20.965  Tonnen  für  englische  Kolonien)  oder  ca.  14-75 
Prozent  gebaut  gegen  22-50  Prozent  im  Durchschnitt 
den  letzten  5  Jahre. 


In  anderen  Ländern 

wurden 

gebaut 

Schiffe 

Brutto  Reg.-Tonnen 

I9IS 

I9I4 

1915 

I9I4 

Holland . 

130 

II3-075 

II8.153 

Frankreich . 

.  6 

33 

25.402 

II4-052 

Italien  . . 

47 

22.132 

42.981 

Norwegen  ....... 

•  59 

61 

62.O70 

54.204 

Schweden . 

26 

20.319 

15.163 

Dänemark . 

•  23 

25 

45.I98 

32.815 

Vereinigte  Staaten  .  .  . 

•  84 

94 

177.460 

2OO.761 

Japan  . 

32 

49.408 
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Lesebuch  zur  Weltoolitik.  Schulausgabe.  Von  Dr.  Hans  Mahl, 
J.  Gr.  Cottasche  Buchhandlung  Nachfolger,  Stuttgart  und  Berlin, 
1915,  182  Seiten,  Preis  I  Mark.  Für  die  Oberklassen  höherer 
Lehranstalten  aller  Art  zusammengestellt  und  mit  Anmerkungen 
herausgegeben. 

Dieses  Buch  verfolgt  einen  doppelten  Zweck :  als  Ergänzung 
der  deutschen  Lektüre  in  den  oberen  Klassen  der  höheren  Lehr¬ 
anstalten  zu  dieneD,  anderseits  den  Geschichtsunterricht  auszu¬ 
gestalten,  indem  Probleme  der  Gegenwart  zur  Anschauung  ge¬ 
bracht  werden.  Die  Sammlung  zerfällt  in  drei  Hauptabschnitte; 
a)  Auswärtige  Politik  Deutschlands  im  Zeitalter  Bismarcks,  b )  das 
neue  Deutschland  unter  Kaiser  Wilhelm  II.  und  c)  der  Krieg. 
Die  Entstehung  des  deutsch-österreichischen  Bündnisses  wird 
durch  eine  Urquelle  dargestellt:  Bismarck,  »Gedanken  und  Er¬ 
innerungen«.  Ein  zweitesmal  kommt  Bismarck  zum  Wort  mit 
seiner  berühmten  Reichstagsrede  vom  6.  Februar  1888.  Beiträge 
von  Erich  v.  Macks,  Otto  Hintze,  Bernhard  Harms,  Paul  Rohr¬ 
bach,  Ernst  Jäckh,  Max  Sering,  Friedrich  Meinecke,  Bethmann- 
Hollwegs  Rede  in  der  Reichstagssitzung  vom  2.  Dezember  1914 
werden  herangezogen,  um  den  geschichtlichen  Prozeß  zu  schildern, 
durch  den  Deutschland  an  Stelle  seiner  ursprünglich  nationalen 
und  (auf  Europa  beschränkt),  kontinentalen  Politik  allmählich  in 
den  Zwang  gerät,  Weltpoiitik  zu  treiben.  Vor  unseren  Augen 
wächst  Deutschland  in  die  neuen  weltwirtschaftlichen  Größen¬ 
maße,  die  neuen  Aufgaben  und  deren  weltpolitische  Konsequenzen 
hinein.  Das  Buch  entspricht  seinem  halb  politischen,  halb  päda¬ 
gogischen  Zweck  und  darüber  hinaus  ist  es  eine  allgemein  inter¬ 
essierende  kurze  Zusammenfassung  der  neuesten  Geschichte. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfiagen.) 

Plenarversammlung.  In  der  am  8.  d.  M.  abge¬ 
haltenen  Plenarsitzung  dieser  Sektion,  die  unter  dem 
Vorsitze  des  Obmannstellvertreters,  kaiserlichen  Rates 
Heinrich  Balvin  stattfand,  berichtete  Herr 
Robert  Skutezky  aus  Warschau  über  die  Wirt¬ 
schaftslage  in  den  von  Deutschland  besetzten  Gebieten 
Russisch-Polens.  Seinen  interessanten  Ausführungen,  die 


von  den  zahlreich  erschienenen  Zuhörern  mit  lebhaftem 
Beifalle  aufgenommen  wurden,  konnte  entnommen 
werden,  welche  organisatorische  Leistung  von  der  Ver¬ 
waltung  zu  bewältigen  war  und  geleistet  wurde.  Be¬ 
sonderes  Interesse  erweckten  die  Ausführungen  des  Red¬ 
ners  über  die  gegenwärtigen  Plandelsverhältnisse  und  die 
für  die  einzelnen  Branchen  bestehenden  Zukunftschancen. 
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Seidene  Halstücher.  Ein  österreichischer  Handels-  ' 
agent  in  Amsterdam  bewirbt  sich  um  Vertretungen  öster¬ 
reichischer  Häuser,  welche  seidene  und  halbseidene  Hals¬ 
tücher,  sowohl  aus  Natur-  wie  auch  aus  Kunstseide  er¬ 
zeugen  und  gewillt  wären,  mit  Holland  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  treten.  (A.  E.  717.) 

Rotverschnittwein.  Ein  Importhaus  in  Metz  wünscht 
Offerte,  Bezugsbedingungen  und  Musterproben  von  13- 
bis  I4grädigen  Rotverschnittweinen.  (A.  E.  716.) 

Geschäftsverbindung  mit  Russisch-Polen.  Ein  gut 

empfohlener  Agent  in  Lublin  bietet  sich  österreichischen 
Häusern  als  Vertreter  an,  welche  den  Wunsch  hegen,  mit 
Lublin  und  dem  benachbarten  Gebiete  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  kommen.  (A.  E.  715.) 

Lederhandschuhe.  Eine  Agenturfirma  in  Amsterdam 
interessiert  sich  für  die  Übernahme  der  Vertretung  einer 
österreichischen  Lederhandschuhfabrik,  welche  für  den 
Export  eingerichtet  und  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenz¬ 
fähig  ist.  (A.  E.  714.) 

Seidenwaren  aller  Art.  Ein  österreichischer  Kauf¬ 
mann,  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  der  seit  mehr  als  20  Jahren 
Skandinavien  bereist,  dortselbst  seine  Subvertreter  hat 
und  bei  der  kaufkräftigen  erstklassigen  Kundschaft  gut 


eingeführt  ist,  berichtet,  daß  in  den  skandinavischen 
Ländern  infolge  des  Ausfuhrverbotes  von  Textilien  aus 
Wolle  und  Baumwolle  aus  den  Erzeugungsländern,  gegen¬ 
wärtig  große  Nachfrage  nach  Ersatzstoffen  besteht,  und 
daher  Seidenwaren  österreichischer  Provenienz  ein  gutes 
Absatzfeld  finden  könnten.  Österreichische  Fabrikanten 
der  Seidenwarenbranche  werden  hiermit  auf  diese 
günstige  Absatzchance  aufmerksam  gemacht  und  einge¬ 
laden,  sich  mit  dem  betreffenden  Vertreter,  dessen 
Adresse  im  Bureau  der  Sektion  erhältlich  ist,  ins  Ein¬ 
vernehmen  zu  setzen.  (A.  E.  713.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  711.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 


jPUttdluttgen  her  ©Itetuwdjirduitttffifdftfu  fehtiam1) 


Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  welcher  u.  a. 
besagt: 

,,In  dem  unter  deutscher  Verwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz¬ 
kommissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
Fällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver¬ 
waltung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 
Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 


gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  werden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13.606.) 

Protestaufnahme  in  Russisch-Polen.  Zum  Schutze 

der  Wechselgläubiger  im  besetzten  Gebiete  von 
Russisch-Polen  sind  bekanntlich  die  Fristen  zur  Vor¬ 
nahme  einer  Handlung,  deren  es  zur  Ausübung  und 
Erhaltung  des  Wechselrechtes  oder  des  Regreßrechtes  aus 
dem  Scheck  bedarf,  vorläufig  bis  31.  März  1916  ver¬ 
längert  worden.  Eine  Verlängerung  dieser  Frist  dürfte  zu 
erwarten  sein.  Die  Wechselgläubiger  sind  daher,  wie  die 
Handelskammer  zu  Berlin  mitteilt,  zurzeit  wohl  be¬ 
rechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  ihre  Wechsel  protestieren 
zu  lassen.  Zur  Aufnahme  der  Proteste  sind  auch  die  Ge¬ 
richtsvollzieher  ermächtigt.  Anträge  auf  Protestaufnahme 
durch  diese  sind  an  den  Präsidenten  des  Obergerichtes 
in  Warschau  zu  richten,  österreichische  Wechsel¬ 
gläubiger  sollten  schon  frühzeitig  auf  Erhebung  des 
Protestes  bedacht  sein,  insbesondere,  wenn  es  sich  um 
Provinzwechsel  handelt.  (365/E.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 

l)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels¬ 
museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen^1 
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ÜBER  DIE  HANDELS-  UND  -WECHSEL¬ 
RECHTLICHE  ANNÄHERUNG  ÖSTER¬ 
REICHS  UND  DEUTSCHLANDS. 

Von  Universitätsprofessor  Dr.  Rudolf  Poliak. 

Die  Ältesten  der  Berliner  Kaufmannschaft  haben  vor 
einigen  Wochen  den  Vorschlag  gemacht,  das  Handels¬ 
und  Wechselrecht  in  Österreich-Ungarn  und  Deutsch¬ 
land  zu  vereinheitlichen  und  haben  sich  hierüber  ein 
Gutachten  von  dem  berühmten  Juristen  Franz  Klein  er¬ 
beten.  Die  Wahl  des  Gutachters  beweist  den  Ernst  des 
Vorschlages;  man  wird  auf  das  Gutachten  gespannt  sein 
dürfen.  Das  Problem,  welches  die  Ältesten  der  Kauf¬ 
mannschaft  mit  ihrem  Vorschlag  angeschnitten  haben, 
ist  nämlich  keineswegs  einfacher  Natur,  sondern,  auch 
den  guten  Willen  aller  Beteiligten  und  die  Hintanstellung 
aller  staatsrechtlichen  Sonderbestrebungen  vorausgesetzt, 
sehr  verwickelt. 

Der  Vorschlag  der  Berliner  Kaufmannschaft  ist  ein 
Ausschnitt  aus  den  älteren  Vorschlägen  anderer  Organi¬ 
sationen,  ein  Weltprivatrecht  oder  doch  wenigstens  ein 
Welt-Handels-,  Wechsel-  und  Scheckrecht  zu  schaffen  - — 
Utopien,  die  nicht  einmal  auf  dem  Gebiete  des  Wechsel¬ 
rechts  verwirklicht  werden  konnten,  und  denen  der  Welt¬ 
krieg  das  Urteil  dauernd  oder  auf  Jahrhunderte  hinaus 
gesprochen  hätte,  wären  sie  nicht  ohnedies  unerfüllbar 
gewesen.  Die  Ältesten  der  Berliner  Kaufmannschaft 
beschränken  ihre  Wünsche  nun  auf  eine  territorial  und  in¬ 
haltlich  enge  und  begrenzte  Rechtseinheit;  das  Handels¬ 
und  Wechselrecht  Österreich-Ungarns  und  Deutschlands 
sollen,  wenn  tunlich  und  so  weit  möglich  (so  darf  ich 
den  Gedanken  wohl  verstehen),  vereinheitlicht,  gleichen 
Inhalts,  wenn  angängig,  gleichen  Wortlautes  sein.  Der 
Gedanke  ist  bestechend,  wie  alle  Äußerungen,  die  aus 
dem  Deutschen  Reiche  für  eine  Verstärkung  der  Be¬ 
ziehungen  der  mitteleuropäischen  Zentralmächte  zuein¬ 
ander  sich  aussprechen.  Kaum  erscheint  etwas  als  wich¬ 
tiger,  als  daß  der  engen  politischen  Verbrüderung  nicht 
ein  wirtschaftlicher  Kampf  oder  eine  wirtschaftliche 
Konkurrenz  zur  Seite  gehe;  politische  Liebe  und  wirt¬ 
schaftliche  Liebe  lassen  sich  im  Staatenleben  nicht 
trennen,  politische  Liebe  und  ein  wirtschaftlicher  Kampf 
oder  eine  übermächtige  wirtschaftliche  Konkurrenz  lassen 
sich  nicht  verbinden.  Es  ist  wohl  ein  aus  den  Wirtschafts¬ 
erfahrungen  der  letzten  Jahrzehnte  geschöpfter  Erfah¬ 
rungssatz  jedes  denkenden  Österreichers,  daß  zum  poli¬ 
tischen  Bündnis  zwar  natürlicherweise  nicht  gerade  ein 
wirtschaftliches  Bündnis,  aber  doch  eine  weitgehende, 
selbstverständlicherweise  von  jeder  Hegemonie  eines  der 
Staaten  absehende  Verträglichkeit  der  Verbündeten  ge¬ 
höre.  Eine  solche  Verträglichkeit  würde  voraussichtlich 
durch  einheitliche  Handels-  und  Wechselgesetze  ge¬ 
fördert  und  es  ist  darum  sehr  dankenswert,  daß  diese 
Frage  nun  durch  einen  hervorragenden  Sachkundigen 
unbeirrt  durch  den  Lärm  und  die  Schlagworte  des  Tages 
untersucht,  daß  der  Gedanke  auf  seine  Durchführbarkeit 
geprüft  werde. 

Ich  weiß  nicht,  ob  die  Berliner  Ältesten  meinen,  das 
Gutachten  werde  sich  nur  auf  die  Frage  einlassen:  wie 
diese  Vereinheitlichung  zu  bewerkstelligen  sei  und  werde 
nicht  die  Vorfrage  erwägen:  ob  sie  angängig  sei?  Auch 
weiß  ich  nicht,  wie  der  Gutachter  die  Probleme  anfassen 
wird,  und  kann  und  will  ihm  nicht  vorgreifen.  Wohl 
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aber  muß  auf  die  Schwierigkeiten  des  Vorschlages  hin¬ 
gewiesen  werden,  nicht  etwa  um  ihn  abzulehnen  oder 
zu  verneinen,  sondern  um  zu  verhüten,  daß  er  zum 
Schlagworte  werde.  Schlagworte  sind  bedenklich,  eine 
zu  schnell  und  zu  ungenau  geprägte  Münze;  ohne  Ent¬ 
täuschungen  geht  es  nicht  ab,  sollen  sie  verwirklicht 
werden.  Der  Vorschlag  von  der  Vereinheitlichung  des 
Handels-  und  Wechselrechts  Österreich-Ungarns  und 
Deutschlands  sollte  vor  dieser  Gefahr  wohl  behütet 
bleiben. 

Wie  schwer  es  ist,  Ausländer  gleich  Inländern  im 
privatgeschäftlichen  Verkehr  zu  behandeln,  hat  sich 
schon  wiederholt  im  Verhältnisse  der  beiden  miteinander 
enge  und  dauernd  verbündeten  Staaten  des  österreichisch¬ 
ungarischen  Reiches,  aber  auch  in  jenem  zwischen  Öster¬ 
reich  und  Deutschland  gezeigt,  die  einander  auch  wahr¬ 
haft  nahestehen  und  den  schweren  Existenzkampf  zu¬ 
sammen  führen.  Es  ist  ein  allgemeiner  Grundsatz  aller 
Staaten,  daß  sie  ausländische  Strafurteile  gar  nicht,  aus¬ 
ländische  Zivilurteile  nur  ausnahmsweise  respektieren, 
und  die  Versuche,  diese  Sätze  für  die  Zivilurteile  im 
Verhältnisse  zwischen  Deutschland,  Österreich  und 
Ungarn  zu  beseitigen,  sind  vor  dem  Krieg,  großenteils 
an  dem  Widerstande  Deutschlands,  gescheitert:  noch 
heute  steht  in  Österreich  ein  deutsches  oder  ungarisches 
Zivilurteil  den  österreichischen  hinsichtlich  der  Rechts¬ 
kraft  und  Vollstreckbarkeit  nicht  gleich  und  das  deutsche 
Recht  ist  den  österreichischen  Zivilurteilen  noch  etwas 
ungünstiger  als  das  österreichische  den  deutschen  Er¬ 
kenntnissen.  Die  Auffassungen  dieser  Frage  haben  sich 
in  Deutschland  während  des  Krieges  nicht  geändert; 
es  ist  meines  Wissens  keine  erhöhte  Respektierung  der 
beiderseitigen  Zivilurteile  von  kaufmännischen  Korpo¬ 
rationen  oder  Juristen  in  Vorschlag  gebracht  worden. 
Dabei  handelt  es  sich  hier  um  Fragen,  bei  deren  Beant¬ 
wortung  Deutschland  des  größten  Entgegenkommens 
Österreichs  voraussichtlich  sicher  sein  könnte,  sowie  wir 
ja  auch  den  Deutschen  die  Rechtsverfolgung  in  Österreich 
während  des  Krieges  bisweilen  über  das  Maß  der  Gegen¬ 
seitigkeit  hinaus  ermöglicht  haben;  zum  Teil  handelt  es 
sich  sogar  um  Fragen,  zu  deren  Lösung  das  Deutsche 
Reich  für  sich  allein  zuständig  wäre,  keines  völkerrecht¬ 
lichen  Vertrages  bedürfte.  Ich  denke  nicht  daran,  den 
Deutschen  aus  ihrer  Haltung  in  der  Frage  der  inter¬ 
nationalen  Rechtsverfolgung  einen  Vorwurf  zu  machen, 
bin  vielmehr  mit  der  Absperrung  eines  Staates  von  den 
Urteilen  des  anderen  vom  Standpunkte  des  Österreichers 
durchaus  einverstanden,  soweit  nicht  die  Teile  der  öster¬ 
reichisch-ungarischen  Monarchie  untereinander  in  Be¬ 
tracht  kommen.  Aber  das  Verhalten  der  Staaten  bei 
Fragen  der  internationalen  Rechtsverfolgung  zeigt,  wie 
schwer  auf  diesem  Boden  bei  den  oft  sehr  auseinander¬ 
laufenden  rechts-  und  wirtschaftspolitischen  Erwägungen 
eine  Einigung  zu  erzielen  ist. 

Auf  dem  Gebiete  des  materiellen  Privatrechts,  auf 
welches  der  Vorschlag  der  Ältesten  der  Berliner  Kauf¬ 
mannschaft  sich  beschränkt,  wird  es  nicht  viel  leichter 
gehen.  Freilich  meinen  viele,  es  sei  ja  schon  einmal, 
zu  Zeiten  des  deutschen  Bundes,  dessen  erweiterte  und 
verbesserte  Konturen  manche  am  Horizonte  der  auf¬ 
steigenden  Zukunft  sich  abzeichnen  sehen,  eine  solche 
Vereinheitlichung  des  Handels-  und  Wechselrechts  ge¬ 
lungen;  die  Wechselordnung  und  das  Handelsgesetz¬ 
buch  seien  von  Kommissionen  der  Bundesstaaten  be¬ 
raten  und  der  gleiche  Text  sei  dann  in  jedem  einzelnen 
Staate  in  Kraft  gesetzt  worden.  So  lehrt  man  es  in 
unseren,  vielleicht  auch  in  den  deutschen  Handelsmittel¬ 
schulen.  Es  ist  wahr  und  nicht  wahr,  wie  man  will. 
Freilich  machte  jeder  Bundesstaat  den  gleichen  Gesetzes¬ 
text  kund  und  es  bestand  somit  auf  großen  Gebieten  des 
Wechsel-  und  Handelsrechtes  in  der  Tat  durch  einige 
Zeit  eine  formelle  Rechtsgleichheit;  aber  eine  materielle 


war  sie  nicht.  Denn  nicht  nur,  daß  Österreich  das  vom 
Seerecht  handelnde  Buch  des  Handelsgesetzbuches  gar 
nicht  publizierte,  versah  jeder  der  deutschen  Staaten  die 
Wechselordnung  mit  Novellen,  das  Handelsgesetzbuch 
mit  Einführungsgesetzen,  die  den  Gesetzestext  nach  dem 
Bedürfnisse  des  einzelnen  Staates  ergänzten,  abänderten, 
aufhoben,  die  Rechtsgleichheit  damit  beseitigend.  Dazu 
kam  noch  der  viel  einschneidendere  Umstand,  daß  die 
Wechselordnung  und  in  einem  sehr  hohen  Maße  das 
Handelsgesetzbuch  lückenhafte  Gesetze  sind,  die  ihre 
Ergänzung  ein  wenig  aus  dem  Handelsgewohnheitsrecht, 
hauptsächlich  aus  den  Privatrechtsgesetzen  suchen  und 
finden,  in  Österreich  z.  B.  unter  anderem  aus  dem  all¬ 
gemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuch  und  der  Konkurs¬ 
ordnung.  Die  Privatrechtsgesetze  der  einzelnen  Staaten 
weichen  aber,  entsprechend  deren  historischer  Ent¬ 
wicklung  und  manchmal  auch  aus  Zufällen,  voneinander 
sehr  oft  in  Grundfragen  und  Nebenbestimmungen  ab  und 
so  bauen  sich  die  Wechselordnung  und  das  Handels¬ 
gesetzbuch,  abgesehen  von  der  Verschiedenartigkeit  der 
Novellen  und  Einführungsgesetze,  auf  ganz  verschie¬ 
denen  Privatrechtsgesetzen  auf. 

Man  darf  also,  nimmt  man  es  genau,  nicht  davon 
reden,  daß  bis  zum  ersten  Januar  1900  in  Österreich 
und  in  Deutschland  dieselbe  Wechselordnung  und  das¬ 
selbe  Handelsgesetzbuch  gegolten  hätten.  Damit  soll  die 
außerordentliche  Bedeutung  und  der  segensreiche  Ein¬ 
fluß  dieser  beiden  Gesetze  für  die  Entwicklung  des 
Handelsverkehrs  und  für  die  Erleichterung  des  Ab¬ 
schlusses  und  der  Abwicklung  der  Handelsgeschäfte 
nicht  bestritten  werden;  Bedeutung  und  Einfluß  wurden 
mit  Recht  hoch  eingeschätzt,  namentlich  für  den  Wechsel-, 
aber  auch  für  den  Handelsverkehr.  Es  wäre  gewiß 
nützlich,  käme  man  für  die  Gesellschaften  mit  be¬ 
schränkter  Haftung,  für  die  Agenten  und  Handlungs¬ 
gehilfen,  für  die  Schutzmarken  und  Patente  zur  Fest¬ 
stellung  solcher  gleichlautender  Gesetze  wenigstens  für 
Österreich,  Ungarn  und  Deutschland,  zum  Teil  auch  für 
die  Türkei  und  Bulgarien ;  sie  brächten  keine  Rechtsein¬ 
heit,  auch  nicht  auf  ihren  Gebieten,  aber  sie  erleichterten 
die  Formen  des  Geschäftsverkehrs.  Aus  denselben  Er¬ 
wägungen  wäre  die  neuerliche  Vereinbarung  eines 
gleichlautenden  Textes  der  Wechselordnungen  der  oben 
genannten  Staaten  sicherlich  wünschenswert.  Aber  keine 
dieser  Reformen  entspräche  dem  Vorschläge  der  Ältesten 
der  Berliner  Kaufmannschaft.  Sollte  dieser  wirklich  er¬ 
füllt  werden,  so  bedürfte  es  außer  der  Vereinheit¬ 
lichung  dieser  Gesetze  noch  jener  des  ganzen  Handels¬ 
gesetzbuches  und  eines  großen  Teiles  der  Privatrechts¬ 
gesetze;  ich  bezweifle,  daß  daran  zu  denken  ist. 

Der  Berliner  Vorschlag  begegnet  noch  einer  anderen 
Schwierigkeit:  das  Wechsel-  und  Handelsrecht  der  öster¬ 
reichisch-ungarischen  Monarchie  ist  kein  einheitliches, 
nicht  einmal  ein  formell  einheitliches;  Österreich,  Ungarn 
und  Bosnien  haben  ja  ihre  eigene  Wechselordnung  und 
ihr  eigenes  Handelsgesetzbuch;  wie  es  mit  Kroatien  auf 
diesen  Rechtsgebieten  steht,  kann  ich  augenblicklich  nicht 
sagen.  Soll  also  das  Handels-  und  Wechselrecht  Deutsch¬ 
lands  und  des  österreichisch-ungarischen  Reiches  auch 
nur  formell  vereinheitlicht  werden,  so  müssen  mindestens 
vier  Regierungen  und  Volksvertretungen  sich  auf  den 
gleichen  Text  umfassender  Gesetze,  die  vom  Wirtschafts¬ 
leben  stark  beeinflußt  sind  und  die  es  stark  beeinflussen 
sollen,  einigen  und  sie  müssen  bereit  sein,  Änderungen 
dieser  Gesetze  auch  nur  mit  Zustimmung  aller  Beteiligten 
vorzunehmen;  bliebe  doch  sonst  die  selbst  schon  ge¬ 
schaffene  Einheitlichkeit  nur  von  kurzer  Dauer.  Ob  das 
alles  möglich  sein  wird?  Ob  jeder  der  beteiligten  Staaten 
seine  juristischen  und  politischen  Traditionen  und  Ein¬ 
richtungen  zu  gunsten  anderer  aufgeben  wird?  Und  ob 
derartig  weitgreifende  Rechtsänderungen  zu  gunsten 
eines  starken  Handelsverkehres  der  verbündeten  Staaten 
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nötig  sind  oder  ob  nicht  leichter  zu  erreichende  Rechts¬ 
änderungen  dem  angestrebten  Ziele  dienen  würden? 

Wir  dürfen  wohl  darauf  rechnen,  daß  das  Gutachten 
Franz  Kleins,  die  Frage  der  Berliner  Ältesten  in  ihrem 
praktischen  Kern  erfassend  und  erledigend,  das  auf¬ 
geworfene  Problem  lösen  werde.  An  der  Hand  seines 
Gutachtens  werden  sich  dann  die  konkreten  Vorschläge 
machen  und  besprechen  lassen,  deren  es  bedarf. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich 

Begünstigungen  zur  Berichtigung  von  Rück¬ 
ständen  an  Zinsen  verbücherter  Forderungen  und 
an  Steuern  und  öffentlichen  Abgaben.  Eine  kaiser¬ 
liche  Verordnung  vom  15.  Februar  1916  verfügt: 

Erweiterung  des  Pfandranges  für  Zin¬ 
senforderungen  gegen  Militärpersonen. 
Artikel  I.  Wird  der  Zuschlag  einer  zwangsweise  ver¬ 
steigerten  Liegenschaft  vor  dem  1.  Juli  1918  erteilt, 
so  genießen  die  Zinsen  und  sonstigen  wiederkehrenden 
Nebengebühren  (Regiebeiträge  u.  dgl.)  von  Forderungen, 
an  deren  Geltendmachung  oder  Hereinbringung  der 
Gläubiger  durch  die  Bestimmungen  der  kaiserlichen  Ver¬ 
ordnung  vom  29.  Juli  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  178,  gehindert 
war,  die  gleiche  Priorität  mit  dem  Kapital  (§  216, 
Absatz  2,  E.-O.),  soweit  sie  nicht  länger  als  fünf  Jahre 
vor  dem  Tage  der  Erteilung  des  Zuschlages  rückständig 
sind.  Diese  Priorität  genießen  jedoch  die  Zinsen  und 
Nebengebühren  nicht,  die  schon  zur  Zeit  des  Eintrittes 
des  im  §  3  der  angeführten  kaiserlichen  Verordnung 
angegebenen  Hindernisses  mehr  als  drei  Jahre  rück¬ 
ständig  waren. 

Umwandlung  von  Zinsenforderungen 
gegen  Fremdenverkehrsinteressenten 
und  Militärpersonen  in  eine  Kapitals¬ 
forderung  auf  Antrag  des  Schuldners. 
Artikel  II.  (1)  Bis  einschließlich  30.  Juni  1918  kann 
das  Gericht  den  in  Absatz  2  bezeichneten  Personen, 
wenn  sie  infolge  der  kriegerischen  Ereignisse  außer 
stände  sind,  die  Zinsen  einer  bücherlich  sichergestellten 
Forderung  rechtzeitig  zu  berichtigen,  auf  Antrag  be¬ 
willigen,  das  die  rückständigen  Zinsen  und  sonstigen 
wiederkehrenden  Nebengebühren  in  eine  Kapitalsforde¬ 
rung  (Zinsenkapital)  umgewandelt  und  dafür  ein  Pfand¬ 
recht  im  gleichen  Range  mit  dem  der  Hauptforderung 
bücherlich  eingetragen  wird. 

(2)  Die  Umwandlung  kann  bewilligt  werden: 

a)  Personen  und  Unternehmungen,  die  bescheinigen, 
das  sie  vorwiegend  auf  den  Erwerb  oder  auf  Einkünfte 
aus  dem  Fremdenverkehr  angewiesen  sind, 

b)  Militärpersonen  und  ihnen  Gleichgestellten  (kaiser¬ 
liche  Verordnung  vom  29.  Juli  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  178), 

c)  den  Ehegatten  der  in  lit.  b  bezeichneten  Personen, 
wenn  ihnen  zusammen  mit  diesen  das  Eigentumsrecht 
an  der  verpfändeten  Liegenschaft  zusteht. 

(3)  Diese  Bestimmungen  finden  keine  Anwendung  auf 
Zinsen  und  Nebengebühren,  die  am  1.  August  1914  — 
bei  Forderungen  gegen  Militärpersonen  und  Ehegatten 
von  solchen  zur  Zeit  des  Eintrittes  des  im  §  3  der  an¬ 
geführten  kaiserlichen  Verordnung  angegebenen  Hinder¬ 
nisses  —  schon  mehr  als  drei  Jahre  rückständig  waren. 

Artikel  III.  (1)  Die  Verzinsung  und  Rückzahlung  des 
Zinsenkapitals  sind  innerhalb  der  aus  den  Absätzen  2 
und  3  sich  ergebenden  Grenzen  vom  Gerichte  festzu¬ 
setzen. 

(2)  Das  Zinsenkapital  darf,  auch  wenn  die  Umwand¬ 
lung  rückständiger  Zinsen  und  Nebengebühren  derselben 
Forderung  wiederholt  bewilligt  wird,  den  Betrag  eines 
472jährigen  Rückstandes  an  Zinsen  und  Nebengebühren 
nicht  übersteigen. 


(3)  Das  Zinsenkapital  darf  nicht  mit  mehr  als  6  Pro¬ 
zent  verzinslich  sein  und  ist  in  Annuitäten  oder  in 
gleichen  Halbjahrs-  oder  Jahresraten  zu  tilgen.  Die  Ver¬ 
zinsung  ist  unter  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  des 
Geldmarktes,  jedoch  nicht  mit  weniger  als  dem  Zinsfüße 
der  Hauptforderung  festzusetzen,  wenn  dieser  6  Pro¬ 
zent  nicht  übersteigt.  Die  Tilgungsdauer  darf  nicht  mehr 
als  zehn  Jahre  betragen.  Der  Schuldner  ist  nicht  ver¬ 
pflichtet,  höhere  als  die  dem  Tilgungsplane  entsprechenden 
Teilbeträge  des  Zinsenkapitals  zu  bezahlen.  Wird  die 
Liegenschaft  zwangsweise  versteigert,  so  wird  das 
Zinsenkapital  fällig. 

(4)  Zur  Entscheidung  über  den  Antrag  ist  das  zum 
Vollzüge  der  Exekution  auf  die  verpfändete  Liegenschaft 
zuständige  Gericht  berufen. 

(5)  Wenn  der  Schuldner  bei  Stellung  des  Antrages 
die  Zustimmung  des  Hypothekargläubigers  nicht  nach¬ 
weist,  ist  dieser  vor  der  Entscheidung  einzuvernehmen 
(§56  E.-O.).  Die  mit  der  Einvernehmung  verbundenen 
Kosten  hat  der  Schuldner  dem  Gläubiger  zu  ersetzen, 

es  sei  denn,  daß  der  Gläubiger  das  außergerichtlich  vom  i 
Schuldner  gestellte  und  offenbar  begründete  Begehren 
um  Umwandlung  abgelehnt  hat. 

(6)  Gegen  den  Beschluß,  womit  die  Umwandlung  der 
rückständigen  Zinsen  in  ein  Zinsenkapital  bewilligt  wird, 
findet  ein  Rechtsmittel  nur  insoweit  statt,  als  er  die  Ver¬ 
zinsung  und  Rückzahlung  des  Zinsenkapitals  betrifft. 

(7)  Der  Beschluß  ist  von  Amts  wegen  im  öffentlichen 
Buche  einzutragen. 

Umwandlung  von  Kapitalsrückständen 
bei  F r e m d e n v e r k e h r s i n t e r e s s e n t e n  und  ! 
Militärpersonen  in  eine  neue  Forderung 
auf  Antrag  des  Schuldners.  Artikel  IV. 

(1)  Bei  Annuitätendarlehen  kann  gleichzeitig  mit  der  ! 
Umwandlung  der  Zinsen  in  ein  Zinsenkapital  der  Rück-  j 
stand  an  Kapitalsbeträgen  in  eine  neue  Kapitalsforde-  i 
rung  umgewandelt  werden,  die  in  derselben  Weise  wie  ! 
das  Zinsenkapital  bücherlich  sicherzustellen,  zu  ver¬ 
zinsen  und  zu  tilgen  ist. 

(2)  In  dem  Beschlüsse,  womit  die  Umwandlung  be¬ 
willigt  wird,  ist  die  Höhe  des  umgewandelten  Rück¬ 
standes  an  Kapitalsbeträgen  und  an  Zinsen  getrennt  an¬ 
zugeben. 

(3)  Die  Bestimmungen  des  Artikels  III,  Absätze  3 
bis  7,  finden  auf  die  Umwandlung  des  Kapitalsrückstandes 
sinngemäße  Anwendung.  Gleichzeitig  mit  der  bücher¬ 
lichen  Eintragung  des  neuen  Pfandrechtes  für  den  um¬ 
gewandelten  Kapitalsrückstand  ist  das  alte  Pfandrecht 
in  der  Höhe  dieses  Rückstandes  zu  löschen. 

Umwandlung  von  Zinsen-  und  Kapitals¬ 
rückständen  in  eine  neue  Forderung  auf 
Antrag  des  Gläubigers.  Artikel  V.  ( 1 )  Bis  ein¬ 
schließlich  30.  Juni  1918  kann  das  Gericht  auf  Antrag 
eines  Gläubigers,  der  durch  Rechtsvorschrift,  richter¬ 
lichen  Ausspruch  oder  sonst  infolge  des  Krieges  an  der 
Geltendmachung  oder  Hereinbringung  einer  bücherlich 
sichergestellten  Forderung  gehindert  war,  bewilligen,  daß 
die  rückständigen  Zinsen  und  sonstigen  wiederkehrenden 
Nebengebühren  in  eine  Kapitalsforderung  (Zinsen¬ 
kapital)  umgewandelt  und  dafür  ein  Pfandrecht  im 
gleichen  Range  mit  dem  der  Hauptforderung  bücherlich 
eingetragen  ward.  Steht  das  Eigentumsrecht  an  der  ver¬ 
pfändeten  Liegenschaft  Ehegatten  gemeinsam  zu,  so 
kann  der  Antrag  auf  beide  ausgedehnt  werden,  wenn¬ 
gleich  das  Hindernis  nur  bei  einem  bestand. 

(2)  Auf  Zinsen  und  Nebengebühren,  die  nach  Ar¬ 
tikel  II,  Absatz  3,  von  der  Umwandlung  in  eine  Kapitals¬ 
forderung  ausgeschlossen  sind,  findet  diese  Bestimmung 
keine  Anwendung. 

(3)  Die  Bestimmungen  des  Artikels  III,  Absätze  t 
bis  4.  6  und  7,  und  des  Artikels  IV  finden  Anwendung. 

Vor  der  Entscheidung  über  den  Antrag  des  Gläubigers 
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ist  der  Schuldner,  wenn  dies  ohne  erhebliche  Verzögerung 
möglich  ist,  einzuvernehmen  (§  56  E.-O.). 

Besondere  Bestimmungen  für  das 
Kriegsgebiet.  Artikel  VI.  Für  die  durch  Verord¬ 
nung  des  Justizministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Mi¬ 
nister  für  Landesverteidigung  bestimmten,  durch  die 
Kriegsereignisse  besonders  betroffenen  Gebiete  gelten  die 
folgenden  Bestimmungen: 

Erweiterung  des  Pfandranges  für 
Zinsenforderungen.  §  1.  Wird  der  Zuschlag 
einer  zwangsweise  versteigerten  Liegenschaft  vor  dem 
1.  Juli  1918  erteilt,  so  genießen  die  Zinsen  und  sonstigen 
wiederkehrenden  Nebengebühren  (Regiebeiträge  u.  dgl.), 
die  nicht  länger  als  fünf  Jahre  vor  dem  Tage  der  Er¬ 
teilung  des  Zuschlages  rückständig  sind,  die  gleiche 
Priorität  mit  dem  Kapital  (§  216,  Absatz  2,  E.-O.). 
Diese  Priorität  genießen  jedoch  die  Zinsen  und  Neben¬ 
gebühren  nicht,  die  am  1.  August  1914  schon  mehr  als 
drei  Jahre  rückständig  waren. 

Vereinbarte  Umwandlung  von  Zinsen- 
und  Kapitalsrückständen  in  eine  neue 
Forderung.  §  2.  (1)  Bis  einschließlich  30.  Juni  1918 
können  die  rückständigen  Zinsen  und  sonstigen  wieder¬ 
kehrenden  Nebengebühren  einer  bücherlich  sicher¬ 
gestellten  Forderung  durch  Vereinbarung  der  Parteien 
in  eine  Kapitalsforderung  (Zinsenkapital)  umgewandelt 
und  dafür  ein  Pfandrecht  im  gleichen  Range  mit  dem 
der  Hauptforderung  bücherlich  eingetragen  werden.  Auf 
Zinsen  und  Nebengebühren,  die  am  1.  August  1914  schon 
mehr  als  drei  Jahre  rückständig  waren,  findet  diese  Be¬ 
stimmung  keine  Anwendung. 

(2)  Das  Zinsenkapital  darf  nicht  mit  mehr  als  6  Pro¬ 
zent  verzinslich  sein  und  ist  in  Annuitäten  oder  in 
gleichen  Halbjahrs-  oder  Jahresraten  zu  tilgen.  Die  Til¬ 
gungsdauer  darf  nicht  mehr  als  sechzehn  Jahre  betragen. 

(3)  Die  Bestimmungen  des  Artikels  III,  Absatz  2, 
finden  keine  Anwendung. 

§  3.  (1)  Bei  Annuitätendarlehen  kann  gleichzeitig  mit 
der  Umwandlung  der  Zinsen  in  ein  Zinsenkapital  durch 
Vereinbarung  der  Parteien  auch  der  Rückstand  an  Ka¬ 
pitalsbeträgen  in  eine  neue  Kapitalsforderung  umge¬ 
wandelt  werden,  die  in  derselben  Weise  wie  das  Zinsen¬ 
kapital  bücherlich  sicherzustellen,  zu  verzinsen  und  zu 
tilgen  ist. 

(2)  Die  Höhe  des  umgewandelten  Rückstandes  an 
Kapitalsbeträgen  und  an  Zinsen  ist  getrennt  anzugeben. 
Gleichzeitig  mit  der  bücherlichen  Eintragung  des  neuen 
Pfandrechtes  für  den  umgewandelten  Kapitalsrückstand 
ist  das  alte  Pfandrecht  in  der  Höhe  dieses  Rückstandes 
zu  löschen. 

Umwandlung  von  Zinsen-  und  Kapitals¬ 
rückständen  in  eine  neue  Forderung  auf 
Antrag  des  Schuldners  oder  des  Gläu¬ 
bigers.  §  4.  (1)  Wenn  Schuldner  infolge  der  kriegeri¬ 
schen  Ereignisse  außer  stände  sind,  die  Zinsen  einer 
bücherlich  sichergestellten  Forderung  rechtzeitig  zu  be¬ 
richtigen,  so  kann  das  Gericht  bis  einschließlich  30.  Juni 
1918  auf  Antrag  des  Schuldners  oder  des  Gläubigers 
bewilligen,  daß  die  rückständigen  Zinsen  und  sonstigen 
wiederkehrenden  Nebengebühren  in  eine  Kapitalsforde¬ 
rung  (Zinsenkapital)  umgewandelt  und  dafür  ein  Pfand¬ 
recht  im  gleichen  Range  mit  dem  der  Hauptforderung 
bücherlich  eingetragen  wird.  Auf  Zinsen  und  Neben¬ 
gebühren,  die  am  1.  August  1914  schon  mehr  als  drei 
Jahre  rückständig  waren,  findet  diese  Bestimmung  keine 
Anwendung. 

(2)  Die  Bestimmungen  der  Artikel  III  und  IV  finden 
Anwendung;  jedoch  kann  die  Tilgung  auf  sechzehn  Jahre 
verteilt  werden. 

Gemeinsame  Bestimmungen.  Artikel  VII. 
Ans  dem  Meistbote  einer  Liegenschaft  können  neben 
dem  Kapitalsbetrage  eines  Zinsenkapitals  rückständige 


Zinsen  und  sonstige  wiederkehrende  Nebengebühren  der 
Hauptforderung  und  des  in  eine  neue  Kapitalsforderung 
umgewandelten  Rückstandes  an  Kapitalsbeträgen,  ferner 
des  Zinsenkapitals  nur  in  einem  solchen  Betrage  zu¬ 
gewiesen  werden,  daß  diese  Zinsen  und  Nebengebühren 
zusammen  mit  dem  unberichtigten  Reste  des  Zinsen¬ 
kapitals  das  Fünffache  der  jährlichen  Zinsen  und  Neben¬ 
gebühren  des  zur  Zeit  der  Eintragung  des  Pfandrechtes 
für  das  Zinsenkapital  bücherlich  eingetragenen  Betrages 
der  Hauptforderung  nicht  übersteigen. 

Artikel  VIII.  Das  Pfandrecht  für  das  Zinsenkapital 
erlischt  mit  Ablauf  zweier  Jahre  von  dem  Tage,  an  dem 
die  letzte  Annuität  oder  Rate  des  Zinsenkapitals  zu  ent¬ 
richten  war.  Das  erloschene  Pfandrecht  ist  von  Amts 
wegen  im  öffentlichen  Buche  zu  löschen. 

Artikel  IX.  Insoweit  ein  Zinsenkapital  zusammen  mit 
dem  noch  unberichtigten  Reste  der  Hauptforderung  ein¬ 
schließlich  des  in  eine  neue  Kapitalsforderung  umge¬ 
wandelten  Rückstandes  an  Kapitalsbeträgen  den  bücher¬ 
lich  eingetragenen  Betrag  der  Hauptforderung  übersteigt, 
kann  der  Eigentümer  über  das  Pfandrecht,  das  für  den 
getilgten  Teil  der  Hauptforderung  noch  bücherlich  ein¬ 
getragen  ist,  auch  dann  nicht  verfügen,  wenn  im  übrigen 
die  Voraussetzungen  für  die  Übertragung  des  Pfand¬ 
rechtes  auf  eine  andere  Forderung  vorhanden  wären. 

Artikel  X.  Auf  das  Verfahren  nach  den  Artikeln  II 
bis  V  und  VI,  §  4,  finden  die  Bestimmungen  über  das 
V erfahren  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  Anwen¬ 
dung. 

Artikel  XI.  Verträge  und  Urkunden  über  die  Um¬ 
wandlung  von  Zinsen  und  Nebengebühren  in  ein  Zinsen¬ 
kapital  und  von  Rückständen  an  Kapitalsbeträgen  in  eine 
neue  Kapitalsforderung  sowie  die  bezüglichen  bücher¬ 
lichen  Eintragungen  sind  Stempel-  und  gebührenfrei. 

Erweiterung  des  Vorzugspfandrechtes 
für  Steuern  und  öffentliche  Abgaben. 
Artikel  XII.  (1)  Wenn  nach  den  vorstehenden  Bestim¬ 
mungen  die  Voraussetzungen  vorliegen,  unter  denen  mehr 
als  dreijährige  Rückstände  an  Zinsen  aus  dem  Meistbote 
einer  versteigerten  Liegenschaft  im  Range  der  Haupt¬ 
forderung  zugewiesen  werden  können,  oder  wenn  Zinsen¬ 
rückstände  in  ein  Zinsenkapital  mit  dem  Pfandrechte  im 
Range  der  Hauptforderung  umgewandelt  wurden,  sind 
aus  dem  Meistbote  einer  versteigerten  Liegenschaft  die 
von  dieser  zu  entrichtenden  Steuern,  einschließlich  der 
Erwerbsteuer  (§§  76,  Absatz  1,  und  123  des  Gesetzes 
vom  25.  Oktober  1896,  R.-G.-Bl.  Nr.  220),  samt  Zu¬ 
schlägen,  Vermögensübertragungsgebühren  und  sonstigen 
von  der  Liegenschaft  zu  entrichtenden  öffentlichen  Ab¬ 
gaben,  die  nach  den  bestehenden  Vorschriften  ein  ge¬ 
setzliches  Pfand-  und  Vorzugsrecht  genießen,  sowie  Ver¬ 
zugszinsen  dieser  Steuern  und  Abgaben  in  der  Rang¬ 
ordnung  des  §  216,  Absatz  1,  Z.  2,  E.-O.  zuzuweisen, 
soweit  sie  nicht  länger  als  fünf  Jahre  vom  Tage  der  Er¬ 
teilung  des  Zuschlages  rückständig  sind  und  wenn  der 
Zuschlag  vor  dem  1.  Juli  1918  erteilt  wird.  Bei  Ober- 
tragungsgebiihren  genügt  es,  wenn  der  letzte  zur  Ein¬ 
bringung  der  Gebühr  vorgenommene  Exekutionsschritt 
nicht  früher  als  fünf  Jahre  vor  dem  Tage  der  Erteilung 
des  Zuschlages,  wenngleich  nach  Ablauf  der  Frist,  auf 
die  das  Vorzugsrecht  sonst  eingeschränkt  ist,  vorge¬ 
nommen  wurde. 

(2)  Die  Bestimmungen  des  Absatzes  1  finden  keine 
Anwendung  auf  Steuern  und  öffentliche  Abgaben,  die 
am  1.  August  1914  oder  im  Falle  des  Artikels  I  zur  Zeit 
des  Eintrittes  des  im  §  3  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  29.  Juli  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  178,  angegebenen  Hin¬ 
dernisses  bereits  ihr  Vorzugsrecht  verloren  hatten. 

Schlußbestimmung.  Artikel  XIII.  ( 1 )  Diese 
kaiserliche  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit.  Sie  findet  auf  Zwangsverstei¬ 
gerungen  Anwendung,  in  denen  erst  nach  dem  Beginn 
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der  Wirksamkeit  dieser  kaiserlichen  Verordnung  der  Zu¬ 
schlag  erteilt  wird. 

(2)  Mit  dem  Vollzüge  dieser  kaiserlichen  Verordnung 
sind  die  Minister  der  Justiz  und  der  Finanzen  betraut. 

Zuckerrübenpreise.  Eine  Verordnung  des  Handels¬ 
ministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Ackerbauminister 
vom  18.  Februar  1916,  betreffend  die  Preise  für  Zucker¬ 
rüben  im  Betriebsjahre  1916/17,  verfügt: 

§  1.  Zuckerfabriken  dürfen  in  Verträgen  über  Liefe¬ 
rung  von  Zuckerrüben  für  das  Betriebsjahr  1916/17 
keinen  niedrigeren  Preis  vereinbaren  als  4  K  für  100  kg 
Rübe  des  vertragsmäßigen  Nettogewichtes  ab  Zucker¬ 
erzeugungsstätte. 

Rübenlieferungsverträge,  die  vor  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  abgeschlossen  sind,  gelten  hinsichtlich  der 
im  Betriebsjahre  1916/17  abzuliefernden  Rübe  als  zu  dem 
im  vorstehenden  Absätze  bestimmten  Mindestpreise  ab¬ 
geschlossen,  insofern  nicht  höhere  Rübenpreise  vereinbart 
sind. 

Die  in  den  Rübenlieferungsverträgen  für  das  Betriebs¬ 
jahr  1915/16  vereinbarten  Bestimmungen  über  Neben¬ 
lieferungen  (Rübensamen,  Rübenschnitte,  Schlamm,  Me¬ 
lasse  u.  dgl.)  und  Zufuhrspesen  sowie  die  für  Lieferung 
ab  Bahnstation  oder  Filialwage  üblichen  Abstufungen 
des  Rübenpreises  gegenüber  den  bei  Lieferung  ab  Zucker¬ 
erzeugungsstätte  gezahlten  Rübenpreisen  bleiben  auch 
hinsichtlich  der  im  Betriebsjahre  1916/17  abzuliefernden 
Rüben  aufrecht.  Insbesondere  bleibt  in  jenen  Fällen,  in 
welchen  im  Betriebsjahre  1915/16  bei  Lieferung  in  die 
Zuckererzeugungsstätte  außer  dem  Rübenpreise  ab 
Zuckererzeugungsstätte  noch  eine  besondere  Vergütung 
für  die  Zufuhr  bedungen  war,  diese  Vergütung  auch 
hinsichtlich  der  im  Betriebsjahre  1916/17  abzuliefernden 
Rüben  aufrecht. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Regelung  des  Eierhandels.  Eine  Verordnung  des 
Ministers  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  den  be¬ 
teiligten  Ministern  vom  20.  Februar  1916  bestimmt: 

§  1.  Geflügeleier,  die  nach  Österreich  gebracht  werden, 
sind  der  vom  Ministerium  des  Innern  legitimierten  Ein¬ 
kaufsstelle  (Miles)  in  Wien  behufs  Übernahme  anzu¬ 
bieten. 

Der  Minister  des  Innern  erläßt  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Ministern  die  näheren  Bestimmungen 
über  die  Übernahme  der  Ware  durch  die  Einkaufsstelle. 
Auf  Eier,  die  als  Durchfuhrsendungen  aufgegeben,  aber 
infolge  Änderung  der  Versanddispositionen  in  Österreich 
ausgeladen  werden,  finden  die  Bestimmungen  des  ersten 
Absatzes  ebenfalls  Anwendung. 

§  2.  Die  Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrtsunter¬ 

nehmungen  sind  verpflichtet,  jede  nach  Inkrafttreten 
dieser  Verordnung  nach  Österreich  gebrachte  Sendung 
von  Eiern  gleichzeitig  mit  der  vorschriftsmäßigen  Ver¬ 
ständigung  des  Empfängers  der  im  §  1  angegebenen 
Einkaufsstelle  unter  Angabe  der  Versandstation,  des 
Empfängers  und  des  Gewichtes  der  Sendung  durch  die 
Bestimmungsstation  anzuzeigen. 

§  3.  Zur  Versendung  von  Eiern  aus  dem  Verwaltungs¬ 
gebiet  einer  politischen  Landesbehörde  ist  deren  Ge¬ 
nehmigung  erforderlich.  Derartige  Sendungen  dürfen 
von  Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrtsunternehmungen 
nur  dann  zur  Beförderung  angenommen  werden,  wenn 
den  Frachtdokumenten  für  jede  Sendung  eine  von  der 
politischen  Landesbehörde  nach  dem  im  Anhänge  vor¬ 
geschriebenen  Formular  ausgestellte  Transportbescheini¬ 
gung  beigegeben  ist. 

Diese  Bescheinigung  ist  an  der  Bestimmungsstation 
einzuziehen. 


Sendungen,  die  bei  Inkrafttreten  dieser  Verordnung 
der  Transportanstalt  bereits  aufgeliefert  sind,  werden 
durch  diese  Bestimmungen  nicht  getroffen. 

§  4.  Das  Aufkäufen  von  Eiern  von  Ort  zu  Ort  und 
Haus  zu  Llaus  für  Rechnung  von  Firmen,  welche  ihren 
Sitz  außerhalb  des  Verwaltungsgebietes  der  betreffenden 
politischen  Landesbehörde  haben,  ist  nur  denjenigen 
Personen  gestattet,  die  sich  mit  einer  schriftlichen  Be¬ 
willigung  des  Ministeriums  des  Innern  ausweisen  können. 

§  5.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieser 
Verordnung  werden  von  der  politischen  Behörde  erster 
Instanz  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest 
bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

§  6.  Eier,  welche  gegen  Vorschrift  des  §  1  in  Verkehr 
gebracht,  gegen  die  des  §  3,  Absatz  1,  abgesendet  oder 
gegen  die  des  §  4  eingekauft  worden  sind,  können  seitens 
der  politischen  Behörden  zur  Versorgung  der  Bevölke¬ 
rung  für  verfallen  erklärt  werden. 

§  7.  Die  Verordnung  tritt  am  1.  März  1916  in  Wirk¬ 
samkeit. 

Transportbescheinigung. 

Name  des  Absenders . in  (Ort) . 

ist  berechtigt, . Kilogramm . (Art  der  Ware) 

in  der  Zeit  vom . bis . 1916 

von  (Name  der  Versandstation) . 

nach  (Name  der  Bestimmungsstation) . 

mittels  (Eisenbahn  oder  Dampfschiff)  . 

an  die  Adresse  des  (Name  und  Wohnort  des  Empfängers) 


zu  befördern. 


Ort  und  Tag  der  Ausstellung. 

Stempel  der  Behörde. 

Unterschrift. 

Diese  Bescheinigung  ist  dem  Frachtdokumente  haltbar 
anzuheften. 

Die  Beigabe  der  Bescheinigung  ist  im  Frachtdokumente 
zu  vermerken. 

Die  Bescheinigung  ist  von  der  Bestimmungsstation  ein¬ 
zuziehen. 

Erhöhung  des  Branntweinsteuerzuschlages.  Eine 
kaiserliche  Verordnung  vom  18.  Februar  1916  verfügt: 

§  1.  Das  Ausmaß  des  auf  Grund  des  §  1  der  kaiser¬ 
lichen  Verordnung  vom  8.  November  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  330,  zur  Einhebung  gelangenden  Branntweinsteuer¬ 
zuschlages  wird  um  40  Heller,  d.  i.  auf  K  1*50  vom  Liter 
Alkohol  erhöht. 

§  2.  Der  Ertrag  dieser  Zuschlagserhöhung  fällt  aus¬ 
schließlich  dem  Staatsschätze  zu  und  bleibt  bei  der  Be¬ 
rechnung  der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  23.  Januar 
1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  14,  den  Landesfonds  zukommenden 
Branntweinsteuerüberweisung  unberücksichtigt. 

§  3.  Diese  kaiserliche  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage 
der  Kundmachung  in  Kraft. 

Mit  dem  Vollzüge  ist  der  Finanzminister  betraut. 

Abänderung  der  Branntweinsteuerzuschlags¬ 
verordnung  vom  23.  Januar  1914.  Eine  Verordnung 
des  Finanzministeriums  vom  19.  Februar  1916  lautet: 

In  Vollziehung  des  §  1  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  18.  Februar  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  46,  werden  unter 
Aufhebung  der  Verordnung  des  Finanzministeriums  vom 
8.  November  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  333,  nachstehende  Be¬ 
stimmungen  der  Verordnung  des  Finanzministeriums 
vom  23.  Januar  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  12  (Branntwein¬ 
steuerzuschlagsverordnung),  mit  Wirksamkeit  vom 
Kundmachungstage  abgeändert  und  haben  zu  lauten,  wie 
folgt: 

§  1,  Eingang.  „Dem  Branntweinsteuerzuschlage  im 

Betrage  von  K  1*50  vom  Hektolitergrade  Alkohol  (Liter 
Alkohol)  unterliegen:“ 
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§  2,  2.  Absatz:  „Es  ist  daher  in  allen  Fällen,  in  denen 
der  Branntweinsteuerzuschlag  zu  gleicher  Zeit  mit  der 
Branntweinabgabe  zu  entrichten  ist,  und  zwar  bei  pro¬ 
duktionsabgabepflichtigem  und  bei  dem  der  Konsum¬ 
abgabe  nach  dem  niedrigeren  Satze  unterliegenden 
Branntwein  der  Betrag  von  K  2^40,  bei  dem  der  Konsum¬ 
abgabe  nach  dem  höheren  Satze  unterworfenen  aber  der 
Betrag  von  K  2*60  vom  Liter  Alkohol  einzuheben  und 
ungetrennt  zu  verrechnen.  Die  Borgung  kann  in  diesen 
Fällen  nur  für  die  Stammsteuer  einschließlich  des  Zu¬ 
schlages  in  Anspruch  genommen  werden.“ 

§  7.  „Der  Branntweinsteuerzuschlag  wird  rückvergütet, 
sofern  es  sich  nicht  um  Branntwein  handelt,  für  den 
die  Befreiung  vom  Zuschläge  gemäß  §  3  dieser  Ver¬ 
ordnung  in  Anspruch  genommen  wurde: 

1.  Bei  der  Versendung  im  Überweisungsverfahren  nach 
Ungarn  oder  Bosnien  und  Hercegovina, 

a )  mit  K  1*50  vom  Liter  Alkohol  in  Rum,  Likör 
Punschessenz,  ferner  in  gebrannten  geistigen  Flüssig¬ 
keiten,  die  nach  der  üblichen  Herstellungsweise  aus  nach 
der  Konsumabgabe  versteuertem  Spiritus  bestehen  und 
mittels  Destillation  über  Ingredienzien  oder  mittels  Zu¬ 
sätzen  erzeugt  werden, 

b)  mit  75  Heller  vom  Liter  Alkohol  für  alle  übrigen 
gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten; 

2.  bei  der  Ausfuhr  über  die  Zollinie  mit  75  Heller 
vom  Liter  Alkohol,  wenn  die  Sendung  mindestens  50  l 
Branntwein  umfaßt. 

Für  jene  Sendungen,  rücksichtlich  deren  die  Abferti¬ 
gung  durch  das  Versendungsamt  vor  dem  1.  März  1916 
erfolgt,  wird  die  Vergütung  des  Branntweinsteuer¬ 
zuschlages  in  den  unter  Z.  1,  lit.  a,  genannten  Fällen 
mit  70  Heller,  in  den  unter  Z.  1,  lit.  b,  und  Z.  2  be- 
zeichneten  Fällen  aber  mit  35  Heller  vom  Liter  Alkohol 
gewährt.  Wurde  jedoch  für  den  in  einer  vor  dem  1.  März 
1916  abgefertigten  Sendung  enthaltenen  Alkohol  der 
Branntweinsteuerzuschlag  nachweislich  mit  dem  Satze 
von  K  rio  entrichtet,  oder  handelt  es  sich  um  eine  vom 
Versendungsamte  in  der  Zeit  vom  1.  März  bis  einschließ¬ 
lich  15.  Mai  1916  abgefertigte  Sendung,  so  wird  der  Zu¬ 
schlag  in  den  unter  Z.  1,  lit.  a,  bezeichneten  Fällen  mit 
K  1 ' 1  o  und  in  den  unter  Z.  1,  lit.  b,  und  Z.  2  genannten 
Fällen  mit  55  Heller  vom  Liter  Alkohol  vergütet,  es  sei 
denn,  daß  die  Entrichtung  des  Branntweinsteuer¬ 
zuschlages  mit  dem  Satze  von  K  i’5o  nachgewiesen 
wird.“ 

§  8,  Z.  2,  Absatz  5,  letzter  Satz:  „In  den  Zahlungs¬ 
aufträgen  sind  die  einzelnen  Alkoholmengen,  für  die  die 
Rückvergütung  des  Zuschlages  geleistet  wird,  unter  An¬ 
führung  der  betreffenden  Versendungsregisterposten  an¬ 
zugeben  und  die  sich  nach  §  7  ergebenden  Beträge  ge¬ 
trennt  ersichtlich  zu  machen.“ 

Ungarn. 

Regelung  des  Zuckerverkehrs  und  der  Zucker¬ 
rübenproduktion.  Das  Amtsblatt  vom  10.  1.  M.  ver¬ 
öffentlicht  folgende  den  Zuckerverkehr  und  die  Zucker¬ 
rübenproduktion  regelnde  Regierungsverordnungen: 

I.  Verordnung  Z.  508/1916  M.-E.  über  die  Inver¬ 
kehrsetzung  von  Zucker.  Das  königlich  unga¬ 
rische  Ministerium  verordnet  auf  Grund  der  gesetzlichen 
Verordnungen  über  die  Ausnahmeverfügungen  für  den 
Kriegsfall  folgendes: 

§  1.  Im  Interesse  der  Inverkehrsetzung  des  die  öffent¬ 
liche  Versorgung  sichernden  Zuckers  wird  mit  dem  Sitze 
Budapest  eine  Zuckerzentrale  errichtet.  Diese  Organi¬ 
sation  wird  „Zuckerzentrale  der  Länder  der  heiligen  un¬ 
garischen  Krone“,  abgekürzt  „Zuckerzentrale“  benannt. 

Die  Zentrale  besteht  aus  den  durch  den  Handels¬ 
minister  im  Einverständnis  mit  dem  Finanzminister  er¬ 
nannten  Delegierten  der  Zuckerfabriksunternehmungen. 


Zur  Zuckerzentrale  entsenden  der  Handelsminister  und 
der  Finanzminister  je  einen  Delegierten. 

Die  Zuckerzentrale  wählt  aus  ihrer  eigenen  Mitte  einen 
Präsidenten,  der  die  Zuckerzentrale  den  Behörden  und 
dritten  Personen  gegenüber  vertritt.  Ihren  Wirkungs¬ 
kreis  regelt  im  übrigen  das  Normativ. 

Das  Normativ  der  Zuckerzentrale  stellt  der  Handels¬ 
minister  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzminister  fest. 

Uber  Vorschläge  der  Ministerialdelegierten  muß  die 
Zentrale  entscheiden. 

Die  Ministerialdelegierten  sind  berechtigt,  gegen  durch 
die  Zentrale  erbrachte  Beschlüsse  Einspruch  zu  erheben 
und  muß  die  Durchführung  solcher  Beschlüsse  bis  zu 
der  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzminister  erfol¬ 
genden  Entscheidung  des  Handelsministers  in  Schwebe 
gehalten  werden.  Die  Zuckerzentrale  ist  verpflichtet,  die 
auf  solche  Weise  erbrachte  Entscheidung  des  Handels¬ 
ministers  durchzuführen. 

§  2.  Im  Interesse  des  bezeichneten  Zieles  müssen  die 
Zuckervorräte  den  nachstehenden  Verfügungen  entspre¬ 
chend  angemeldet  werden: 

Zur  Anmeldung  sind  verpflichtet: 

1.  Die  mit  der  Erzeugung  von  Zucker  sich  beschäf¬ 
tigenden  Unternehmungen  und  die  zur  Verwahrung  von 
Zucker  bezeichneten  Freilager,  hinsichtlich  der  ganzen 
Menge  ihres  Vorrates  an  rohem  und  an  allen  Arten  von 
raffiniertem  (Konsum-)  Zucker. 

2.  Alle  jene  Personen  und  Firmen  (Handelsunter¬ 
nehmungen,  Genossenschaften  u.  s.  w.),  die  Zucker  zum 
Zwecke  der  Verwendung  im  eigenen  industriellen  Betrieb 
oder  für  sonstigen  nicht  in  der  eigenen  Haushaltung  be¬ 
zweckten  Verbrauch  auf  Lager  halten,  ebenso  diejenigen, 
die  Zucker  für  einen  anderen  in  Verwahrung  halten,  und 
zwar  hinsichtlich  der  ganzen  Menge  ihres  Vorrates  an 
rohem  oder  an  allen  Arten  von  raffiniertem  (Konsum-) 
Zucker. 

3.  Alle  jene,  die  nicht  unter  die  Wirksamkeit  der  vor¬ 
stehenden  Punkte  1  und  2  fallen,  sofern  ihr  Zuckervorrat 
einen  Meterzentner  übersteigt. 

In  der  Frage,  ob  irgendein  Vorrat  nach  dem  Punkt  2 
oder  3  der  Anmeldepflicht  unterliegt,  entscheidet  im 
Zweifelfalle  der  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit 
dem  Finanzminister. 

§  3.  Die  nach  Punkt  1,  2  und  3  des  §  2  zur  An¬ 
meldung  Verhaltenen  sind  verpflichtet,  ihre  Vorräte  zum 
erstenmal  nach  dem  Stande  am  12.  Februar  1916  bis 
spätestens  19.  Februar  1916  anzumelden. 

Zuckerfabriksunternehmungen  und  die  zur  Verwahrung 
von  Zucker  bestellten  Freilager  (Punkt  1,  §  2),  ebenso  die 
nach  Punkt  2  des  §  2  zur  Anmeldung  Verhaltenen  sind 
verpflichtet,  in  der  Anmeldung  ihre  Vorräte  nach  Roh¬ 
zucker  und  raffiniertem  (Konsum-)  Zucker  zu  spezi¬ 
fizieren.  Hinsichtlich  des  raffinierten  Zuckervorrates  muß 
auch  ausgewiesen  werden,  wieviel  davon  gesondert  der 
Großbrot-,  Würfel-,  Kristall-,  der  Staubzucker,  das  Con- 
casse,  Pile  und  die  sonstigen  Raffinaden  (Mehlzucker, 
Zuckergries  u.  s.  w.)  sind.  Die  nach  Punkt  3  des  §  2 
zur  Anmeldung  Verhaltenen  können  ihre  Vorräte  ohne 
Spezifikation  anmelden. 

Die  Zuckerfabriksunternehmungen  und  die  zur  Ver¬ 
wahrung  von  Zucker  bestellten  Freilager  (Punkt  1  des 
§  2),  ebenso  die  nach  Punkt  2  des  §  2  zur  Anmeldung 
Verhaltenen  sind  ferner  verpflichtet,  vom  Monat  März 
1916  angefangen  ihre  Zuckervorräte  in  jedem  Monat, 
nach  dem  Stande  vom  1.  und  15.  Tage  des  Monats, 
spätestens  bis  zum  5.  und  20.  Tage  des  betreffenden 
Monats,  neuerdings  anzumelden,  und  zwar: 

1.  jene  Menge,  welche  sie  seit  dem  15.  Tage  des  Vor¬ 
monats  (anläßlich  der  Anmeldung  nach  dem  Stande  vom 
1.  März  1916  seit  dem  12.  Februar  1916),  beziehungs¬ 
weise  seit  dem  ersten  Tage  des  Monats  produziert,  her¬ 
gestellt  oder  beschafft  haben; 
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2.  jene  Menge,  um  die  ihr  Vorrat  in  der  gleichen  Zeit 
(durch  Aufarbeitung,  Veräußerung,  Versendung  u.  s.  w.) 
abgenommen  hat  und 

3.  den  tatsächlichen  Vorrat. 

Diejenigen  Mengen,  welche  am  12.  Februar  1916  oder 
nachfolgend  am  1.  oder  15.  Tage  eines  Monats  für  den 
zur  Anmeldung  Verhaltenen  unter  Transport  stehen,  ist 
der  Adressat  verpflichtet,  nach  der  Ankunft  am  Bestim¬ 
mungsort  unverzüglich  anzumelden. 

§  4.  Zuckerfabriksunternehmungen  und  zur  Verwah¬ 
rung  von  Zucker  bestellten  Freilager  (Punkt  1,  §  2)  sind 
verpflichtet,  die  Anmeldungen  unmittelbar  der  Zucker¬ 
zentrale  (Budapest,  V.,  Jozsefplatz  2/3)  einzusenden. 

Die  nach  Punkt  2  und  3  des  §  2  zur  Anmeldung  V er¬ 
haltenen  aber  sind  verpflichtet,  ihre  Anmeldungen  jener 
Gewerbebehörde  erster  Instanz  (in  Klein-  und  Großge¬ 
meinden  dem  Oberstuhlrichter,  in  mit  Munizipalrecht 
ausgestatteten  Städten  dem  Polizeihauptmann,  in  der 
Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest  der  Bezirksvorste¬ 
hung,  in  Stadt  und  Bezirk  Fiume  dem  Polizeihauptmann) 
einzusenden,  auf  deren  Gebiet  ihr  Vorrat  sich  befindet. 

Die  zur  Anmeldung  Verhaltenen  sind  verpflichtet,  ihre 
Meldungen  hinsichtlich  jeden  Betriebes  oder  Lagerungs¬ 
ortes  gesondert  zu  vollziehen. 

Zur  Anmeldung  müssen  die  Zuckerfabriksunterneh¬ 
mungen  und  die  zur  Verwahrung  von  Zucker  bestellten 
Freilager  (Punkt  1  des  §  2)  bei  der  Zuckerzentrale  be¬ 
schaffbare  Anmeldungsformulare,  die  nach  dem  Punkt  2 
des  §  2  zur  Anmeldung  Verhaltenen  aber  bei  der  Ge¬ 
werbebehörde  erster  Instanz  erhältliche  Anmeldungs¬ 
formulare  verwenden  und  jede  Rubrik  derselben  pünktlich 
ausfüllen.  Die  nach  Punkt  3  des  §  2  zu  erfolgenden  An¬ 
meldungen  können  auch  ohne  Verwendung  von  An¬ 
meldungsformularen,  in  einfachen  Briefen,  vorgenommen 
werden. 

Die  Behörde  ist  verpflichtet,  die  an  sie  gelangenden 
Anmeldungen,  und  zwar  erstmals  spätestens  bis  21.  Fe¬ 
bruar  1916,  sodann  aber  bis  zu  jedem  7.,  beziehungsweise 
22.  Tage  eines  jeden  Monats  unmittelbar  an  die  Adresse 
der  „Zuckerzentrale  der  Länder  der  heiligen  ungarischen 
Krone“  (Budapest,  V.,  Jozsefplatz  2/3)  einzusenden. 

In  Kroatien-Slawonien  stellt  der  Banus  die  notwen¬ 
digen  Verfügungen  zum  Zwecke  der  Durchführung  der 
in  den  Punkten  2  und  3  des  §  2  festgestellten  Anmel¬ 
dungsverpflichtung  fest. 

§  5.  Die  Zuckerzentrale  sorgt  in  den  durch  ihr  Statut 
gezogenen  Schranken  für  die  Sicherung  des  Zucker¬ 
bedarfes  sowohl  der  Bevölkerung  als  auch  der  Heeres¬ 
verwaltung,  und  zu  diesem  Behufe  verfügt  die  Zucker¬ 
zentrale  im  Sinne  der  gegenwärtigen  Verordnung  über 
die  nach  den  §§  6  und  7  unter  Sperre  genommenen 
Zuckervorräte. 

§  6.  Die  bei  den  Zuckerfabriksunternehmungen  be¬ 
stehenden  und  unter  der  Wirksamkeit  der  gegenwärtigen 
Verordnung  von  nun  an  herzustellenden  rohen  und  raf¬ 
finierten  Zuckervorräte  werden  kraft  der  gegenwärtigen 
Verordnung  unter  Sperre  genommen  und  die  Eigner  der¬ 
selben  können  über  sie  nur  nach  den  Weisungen  der 
Zuckerzentrale  verfügen.  Die  Zuckerzentrale  stellt  auch 
fest,  welche  Mengen  und  zu  welchem  Zeitpunkte  die  Roh¬ 
zucker  produzierenden  Unternehmungen  verpflichtet  sind, 
zum  Zwecke  der  Raffinade  an  die  Zuckerraffinerien  zu 
expedieren. 

Die  Zuckerraffinerien  sind  verpflichtet,  die  an  sie  ge¬ 
wiesenen  Quantitäten  nach  den  Weisungen  der  Zucker¬ 
zentrale  zu  verarbeiten.  Die  Zuckerfabriksunterneh¬ 
mungen  sind  verpflichtet,  ihre  an  Zucker  vorrätigen  Be¬ 
stände,  ebenso  die  in  Zukunft  durch  sie  herzustellenden 
Mengen  nach  den  Weisungen  der  Zuckerzentrale  in  Ver¬ 
kehr  zu  bringen. 

§  7.  Außer  den  im  §  6  erwähnten  Zuckervorräten 
werden  kraft  der  gegenwärtigen  Verordnung  auch  all  jene 
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sonstigen  Zuckervorräte  unter  Sperre  genommen,  welche 
nach  Punkt  2  des  §  2  der  gegenwärtigen  Verordnung 
bei  den  zur  Anmeldung  Verhaltenen  am  12.  Tage  des 
Monats  hebruar  1916  unter  Anmeldung  fallen. 

Den  unter  Sperre  genommenen  Vorrat  kann  der  Eigner 
nui  in  seinem  eigenen  Haushalt  und  in  seinem  eigenen 
Gewerbebetrieb  verwenden.  Und  er  kann  über  den  diesen 
Bedarf  übersteigenden  Teil  nur  den  Verfügungen  der 
gegenwärtigen  Verordnung  entsprechend  disponieren. 

Der  Handelsminister  kann  im  Einvernehmen  mit  dem 
Finanzminister  Schranken  hinsichtlich  der  in  dem  ge¬ 
werblichen  Betriebe  verwendbaren  Zuckermengen  fest- 
steilen. 

Alle  diejenigen,  die  sich  gewerbsmäßig  mit  dem  Kauf 
und  Verkauf  von  Zucker  beschäftigen,  sind  berechtigt, 
aus  ihrem  Zuckervorrat  bis  zum  Erlöschen  der  Wirksam¬ 
keit  der  Sperre  insgesamt  ein  100  q  nicht  übersteigendes 
Quantum  in  Verkehr  zu  bringen  und  auf  diese  Mengen 
finden  die  auf  die  gesperrten  Vorräte  bezughabenden 
Verfügungen  keine  Anwendung. 

Über  diese  Verkäufe,  mit  Ausnahme  jener,  welche  für 
die  Zwecke  des  unmittelbaren  Konsums  erfolgt  sind, 
müssen  pünktliche  Aufzeichnungen  geführt  werden,  — 
welche  Aufzeichnung  den  Namen,  die  Beschäftigung  und 
die  Adresse  des  Käufers  und  die  Menge  des  gekauften 
Zuckers  zu  enthalten  hat  —  und  dieses  Verzeichnis  muß 
der  Zuckerzentrale  über  ihren  Wunsch  vorgelegt  werden. 

Die  Zuckerzentrale  sorgt  dafür,  daß  von  den  unter 
Sperre  genommenen  Vorräten  eine  entsprechende  Menge 
zu  Zwecken  der  öffentlichen  Versorgung  nach  Maßgabe 
des  Bedarfes  freigegeben  werde. 

Hinsichtlich  der  Frage,  welche  Mengen  aus  den  unter 
Sperre  genommenen  Vorräten  durch  die  Zuckerzentrale 
für  die  Zwecke  des  öffentlichen  Bedarfes  in  Anspruch 
genommen  werden  sollen,  entscheidet  jeweilig  nach  Be¬ 
darf  der  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  dem 
Finanzminister.  Im  Falle  der  Inanspruchnahme  ist  der 
Besitzer  des  betreffenden  Zuckervorrats  verpflichtet,  die 
in  Anspruch  genommene  Menge  der  Zuckerzentrale  an 
dem  Orte  der  Lagerung  zu  übergeben,  oder  nach  ihrer 
Weisung  in  Verkehr  zu  bringen.  Die  Wirksamkeit  der 
auf  Grund  des  vorliegenden  Paragraphen  erfolgten 
Sperre  erlischt  und  der  Besitzer  kann  über  den  ange¬ 
meldeten  Vorrat  auch  dann  frei  verfügen,  wenn  die 
Zuckerzentrale  hinsichtlich  des  Vorrates  bis  inklusive  dem 
31.  März  1916  nicht  verfügt  hat. 

Die  auf  dem  gegenwärtigen  Paragraphen  beruhende 
Sperre  erstreckt  sich  auf  jene  Zuckermenge  nicht,  welche 
der  zur  Anmeldung  Verpflichtete  nach  dem  12.  Februar 
1916  beschafft  hat. 

Die  auf  Grund  der  in  diesem  Paragraphen  erwähnten 
Verfügungen  unternommenen  Rechtshandlungen  des  Be¬ 
sitzers  sind  auch  dem  Eigentümer  gegenüber  wirksam. 
Der  Besitzer  hat  dem  Eigentümer,  insofern  aus  dem 
zwischen  ihnen  bestehenden  Rechtsverhältnis  anderes 
nicht  folgt,  als  Bevollmächtigter  zu  haften. 

§  8.  Für  jene  durch  die  Zuckerzentrale  kraft  der  gegen¬ 
wärtigen  Verordnung  übernommene  oder  für  jene  nach 
der  Weisung  der  Zuckerzentrale  in  Verkehr  gebrachten 
Zuckervorräte,  welche  sich  in  einem  anderen,  als  im 
Eigentum  der  Zuckerfabriksunternehmung  befinden,  ist 
ohne  Rücksicht  auf  den  Ort  der  Lagerung  als  Lber- 
nahmspreis  (Vergütung)  der  für  Konsumzucker  laut  §  I 
der  Verordnung  Zahl  3465/1915  M.-E.  (siehe  Nr.  220 
vom  23.  September  1915  des  „Budapesti  Közlöny“)  an¬ 
rechenbare  Preis,  unter  Abzug  des  daselbst  erwähnten 
Großhandlungsnutzens  von  2  K  zu  bezahlen. 

Wofern  es  sich  um  die  Ware  von  Kaufleuten  handelt, 
die  unmittelbar  an  Konsumenten  verkaufen,  ist  als  Über¬ 
nahmspreis  (Vergütung)  der  im  §  3  der  zitierten  Ver¬ 
ordnung  festgesetzte  Preis  mit  Abzug'  des  dort  erwähnten 
Nutzens  von  8  h  zu  entrichten. 
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In  diesen  Übernahmspreis  (Vergütungen)  ist  auch  die 
Konsumsteuer  von  38  K  pro  100  kg  inbegriffen.  Wofern 
der  betreffende  Zuckervorrat  in  einer  Zuckerfabrik  oder 
einem  Freilager  unversteuert  erliegt,  ist  —  ohne  Rück¬ 
sicht  auf  den  Lagerungsort  —  als  Ubernahmspreis  (Ver¬ 
gütung)  der  am  Tage  des  Inslebentretens  der  gegen¬ 
wärtigen  Verordnung  geltende  Budapester  Grundpreis 
für  Konsumzucker,  gekürzt  um  die  erwähnte  Steuerpost, 
zu  entrichten. 

Wenn  es  sich  um  Übernahme  von  Rohzucker  oder  um 
dessen  Inverkehrbringung  handelt,  wird  der  Ubernahms¬ 
preis  (Vergütung)  vom  Finanzminister  im  Einvernehmen 
mit  dem  Handelsminister  von  Fall  zu  Fall  festgestellt. 

§  9.  Zum  Zwecke  der  Feststellung  der  Richtigkeit  der 
Anmeldungen  sind  hinsichtlich  der  Zuckerfabriken  und 
Freilager  die  mit  der  Aufsicht  betrauten  Finanzorgane, 
im  übrigen  aber  (Punkt  2  und  3  des  §  2)  die  Gewerbe¬ 
behörden  erster  Instanz  berechtigt,  die  Vorräte,  Lager, 
Geschäftsbücher  und  Korrespondenzen  der  zur  Anmel¬ 
dung  Verpflichteten  zu  untersuchen.  Die  Untersuchung 
ist  auch  auf  Wunsch  der  Zuckerzentrale  anzuordnen  und 
bei  der  Untersuchung  kann  die  Zuckerzentrale  durch 
ihren  Delegierten  mitwirken. 

§  10.  Die  Ausfuhr  von  Zucker  nach  dem  Zollauslande 
kann  nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  aus¬ 
schließlich  im  Wege  der  Zuckerzentrale  stattfinden. 

§  11.  Wer  die  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Ver 
Ordnung  verletzt  oder  bei  ihrer  Verletzung  mitwirkt,  be¬ 
geht,  sofern  seine  Handlung  keiner  schwereren  Straf¬ 
sanktion  unterliegt,  eine  Übertretung  und  ist  mit  Arrest 
bis  zu  zwei  Monaten  und  mit  Geldbuße  bis  zu  600  K  zu 
bestrafen. 

Hinsichtlich  der  Vorräte,  bezüglich  welcher  die  Über¬ 
tretung  begangen  wurde,  ist  im  Sinne  des  Gesetzes  Kon¬ 
fiskation  im  Wege  des  polizeilichen  Strafverfahrens  statt¬ 
haft.  Ein  Fünftel  des  Wertes  der  konfiszierten  Vorräte 
gebührt  dem  Anzeiger,  der  Rest  ist  nach  Abzug  der  auf¬ 
getauchten  Spesen  dem  Invalidenfonds  zuzuwenden. 

Das  Verfahren  in  diesen  Übertretungsfällen  gehört  in 
den  Wirkungskreis  der  Verwaltungsbehörde  als  polizei¬ 
lichen  Strafgerichts,  auf  dem  Gebiete  der  hauptstädtischen 
Staatspolizei  aber  in  den  Wirkungskreis  der  letzteren. 

In  Kroatien-Slawonien  werden  nach  den  dort  geltenden 
Rechtsnormen  die  hierzu  berufenen  Behörden  das  Ver¬ 
fahren  durchführen. 

§  12.  Die  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Verord¬ 
nungen  beziehen  sich  nicht  auf  die  Zuckervorräte,  die 
sich  im  Besitze  der  Militärverwaltung  befinden. 

§  13.  Die  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlaut¬ 
barung  in  Kraft.  Ihre  Wirksamkeit  erstreckt  sich  auch 
auf  Kroatien-Slawonien,  soweit  sie  sich  auf  Rechtsver¬ 
hältnisse  bezieht,  die  durch  ein  für  das  ganze  Gebiet  der 
Länder  der  heiligen  ungarischen  Krone  geltendes  Gesetz 
geregelt  sind.  In  Kroatien-Slawonien  wird  die  Verord¬ 
nung,  insoweit  ihr  Vollzug  in  den  Kreis  der  dortigen 
Autonomie  fällt,  durch  den  Banus  vollzogen. 

Verordnung  des  königlich  ungarischen  Ministe¬ 
riums  Zahl  509/1916  über  die  Regelung  der  Zucker¬ 
produktion  des  Jahres  1916.  §  1.  Im  Jahre  1916  darf 
über  die  zur  Verwendung  in  der  eigenen  Wirtschaft  be¬ 
stimmte  Zuckerrübenmenge  hinaus  —  mit  Ausnahme  der 
im  §  3  erwähnten  Produzenten  —  Zuckerrübe  nur  auf 
Grund  eines  hinsichtlich  der  Produktion  mit  einer  Zucker¬ 
fabrik  geschlossenen  Vertrages  und  nur  zu  Zuckerfabri- 
kationszwecken  produziert  werden.  Zu  anderen  Zwecken 
darf  im  Jahre  1916  Zuckerrübe  nicht  produziert  werden. 

Insofern  der  Produzent  die  für  die  eigenen  Wirtschafts¬ 
zwecke  produzierte  Zuckerrübe  infolge  der  in  seinem 
Wirtschaftsbetriebe  eingetretenen  Änderungen  nicht 
selbst  verwenden  kann,  ist  er  —  wenn  er  hinsichtlich  der 
Übernahme  der  Rübe  keine  Vereinbarung  mit  einem 


'  Zuckerfabriksunternehmen  zu  treffen  vermag  —  ver- 
■  pflichtet,  diesen  Umstand  dem  Handelsminister  anzu¬ 
melden  und  er  darf  über  die  Rübe  nur  gemäß  der  Ent¬ 
scheidung  des  genannten  Ministers,  die  im  Einvernehmen 
mit  dem  Ackerbauminister,  für  Kroatien-Slawonien  mit 
dem  Banus  erfolgen  wird,  verfügen. 

§  2.  Die  hinsichtlich  der  vertragsmäßig  übernommenen 
Verpflichtung  zur  Zuckerrübenproduktion  in  der  Ver¬ 
ordnung  Zahl  1066/1915  M.-E.  enthaltenen  Bestim¬ 

mungen  (siehe  die  am  28.  März  1915  erschienene 
Nummer  73  des  „Budapesti  Közlöny“)  finden  entspre¬ 
chend  den  in  diesem  Paragraphen  enthaltenen  Ergän¬ 
zungen  Anwendung  auf  die  vor  dem  1.  Januar  1915  für 
das  Jahr  1916  hinsichtlich  der  Zuckerrübenproduktion 
übernommenen  V ertragsverpflichtungen. 

Das  auf  Grund  des  §  1  der  zitierten  Verordnung,  Zahl 
1066/1915  M.-E.  berührende  Ansuchen  ist  dem  nach  dem 
Produktionsorte  der  Zuckerrübe  kompetenten  Obergespan 
bis  inklusive  29.  Februar  1916  zu  unterbreiten. 

Die  im  Sinne  der  Verordnung,  Zahl  1066/1915  M.-E. 
zu  bildende  Kommission  kann  die  Beschränkung  der  Pro¬ 
duktion  nicht  aus  dem  Grunde  bewilligen,  daß  der  laut 
§  5  der  gegenwärtigen  Verordnung  für  die  Rübe  zu  be¬ 
zahlende  Preis  nicht  genügend  sei,  und  die  Kommission 
kann  die  Beschränkung  der  Produktion  ausschließlich 
nur  in  dem  Falle  feststellen,  wenn  die  im  §  3  der  Ver¬ 
ordnung,  Zahl  1066/1915  M.-E.,  erwähnten  Umstände 
obwalten,  d.  h.  wenn  die  Produktion  verhindernde  oder 
erschwerende  lokale  Wirtschaftsverhältnisse  oder  der 
Mangel  entsprechender  Arbeitskraft  es  dem  Produzenten 
unmöglich  machen,  im  laufenden  Jahre  auf  dem  ver¬ 
tragsmäßig  festgesetzten  Gebiete  Zuckerrübe  zu  produ¬ 
zieren. 

Wenn  die  Kommission  die  Beschränkung  der  Pro¬ 
duktion  auf  Grund  von  Umständen  ausgesprochen  hat, 
deren  Obwalten  festzustellen,  außerhalb  des  im  obigen 
umschriebenen  Wirkungskreises  der  Kommission  liegt, 
annulliert  der  Ackerbauminister  den  Beschluß  auf  Er¬ 
suchen  einer  der  Parteien. 

In  Kroatien-Slawonien  sind  hinsichtlich  der  diesem 
Paragraphen  unterliegenden  Rechtsverhältnisse  die  dor¬ 
tigen  Rechtsnormen  richtunggebend. 

§  3.  Derjenige  Produzent,  der  eine  zuckerrübenverar¬ 
beitende  Spiritusbrennerei  besitzt,  darf  für  seinen  Spi¬ 
ritusbrennereibetrieb  Zuckerrüben  im  Jahre  1916  gemäß 
den  folgenden  Verfügungen  produzieren. 

Wenn  der  Produzent  nicht  mit  einem  Zuckerfabriks¬ 
unternehmen  hinsichtlich  der  Zuckerrübenproduktion  für 
das  Jahr  1915  in  vertragsmäßigem  Verhältnisse  stand, 
darf  er  für  seinen  Spiritusbrennereibetrieb  im  Jahr  1916 
Zuckerrüben  frei  produzieren. 

Wenn  der  Produzent  im  Jahr  1915  auch  für  ein  Zucker¬ 
fabriksunternehmen  Zuckerrüben  produziert  hat  und  er 
solche  für  das  Zuckerfabriksunternehmen  laut  seines 
Vertrages  auch  im  Jahr  1916  zu  produzieren  verpflichtet 
ist,  darf  er,  insofern  er  die  Zuckerrübe  für  das  Zucker¬ 
fabriksunternehmen  im  Jahr  1916  auf  einem  kleineren 
Gebiete  produziert,  als  zu  welchem  er  verpflichtet  ist, 
auch  für  seinen  eigenen  Spiritusbrennereibetrieb  Zucker¬ 
rüben  nicht  auf  einem  größeren  Gebiete  als  für  das 
Zucker fabriksunternehmen  produzieren. 

Dieser  festgestellten  Beschränkung  unterliegt  die  Pro¬ 
duktion  für  den  eigenen  Spiritusbrennereibetrieb  nicht  bei 
jenem  Produzenten,  der  seiner  dem  Zuckerfabriksunter¬ 
nehmen  gegenüber  in  einem  vor  dem  Jahr  1915  geschlos¬ 
senen  und  auch  für  das  Jahr  1916  lautenden  Vertrag  über¬ 
nommenen  Verpflichtung  hinsichtlich  der  Produktion  von 
Zuckerrüben  im  Jahr  1916  in  vollem  Maße  Genüge  ge¬ 
leistet  hat. 

§  4.  Der  Handelsminister  kann  in  motivierten  Fällen 
im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzminister  jedes  Zucker¬ 
fabriksunternehmen  verpflichten,  von  der  zur  Verfügung 
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stehenden  Zuckerrübe  eine  bestimmte  Menge,  abweichend 
von  ihrer  Zuckerfabrikationsbestimmung,  mit  Berück¬ 
sichtigung  des  Anschaffungspreises  zu  einem  von  ihnen 
zu  bestimmenden  Preise  zu  überlassen. 

§  5.  Wenn  ein  Zuckerfabriksunternehmen  zur  Zeit  des 
Inslebentretens  dieser  Verordnung  einen  auch  für  das 
Jahr  1916  bestehenden  Produktionsvertrag  mit  einem 
Produzenten  hat,  so  ist  es  verpflichtet,  dem  Produzenten 
für  die  im  Jahre  1916  produzierte  Zuckerrübe  außer  dem 
laut  des  Vertrages  für  1916  ihm  gebührenden  Rüben¬ 
durchschnittspreise,  sowie  sämtlichen  vertragsmäßigen 
Uberleistungen  und  —  insofern  im  Vertrag  auf  Grund 
des  Rohzuckerpreises  eine  Überzahlung  bedungen  ist  — 
für  die  ganze  Dauer  der  Produktionskampagne  1916/17, 
unter  Zugrundelegung  von  40  K  als  Aussiger  Rohzucker¬ 
preises  (K  39‘40  als  Prager  Rohzuckerpreises),  außer  der 
innerhalb  der  im  Vertrage  festgestellten  Schranken  zu 
berechnenden  Überzahlung  pro  q  einen  Mehrpreis  von 
K  1*50  zu  bezahlen. 

Insofern  ein  Zuckerfabriksunternehmen  hinsichtlich  der 
Rübenproduktion  für  1916  einen  Vertrag  mit  einem  Pro¬ 
duzenten  schließt,  mit  dem  er  bereits  früher  einen  Vertrag 
hatte,  der  im  Jahr  1915  abgelaufen  ist,  ist  er  verpflichtet, 
ihm  im  Jahr  1916  den  für  1915  festgestellten  Rüben¬ 
übernahmspreis  zu  bezahlen,  beziehungsweise  die  für  das 
Jahr  1915  festgestellt  gewesenen  Nebenleistungen  zu  er¬ 
füllen,  zu  welchen  noch  die  im  ersten  Alinea  erwähnte 
Überzahlung  und  der  Mehrpreis  hinzukommen. 

Insofern  ein  Zuckerfabriksunternehmen  hinsichtlich  der 
Rübenproduktion  von  1916  einen  Vertrag  mit  einem 
Unternehmer  schließt,  mit  dem  es  im  Jahr  1915  noch 
keinen  Vertrag  hatte,  ist  es  verpflichtet,  für  die  Rübe 
mindestens  einen  solchen  Preis  zu  bezahlen,  den  es  im 
Sinne  des  ersten  Alineas  jenem  Produzenten  bezahlt,  mit 
dem  es  auch  im  Jahr  1915  einen  Vertrag  hatte  und  hin¬ 
sichtlich  dessen  die  Produktionsverhältnisse  identisch 
sind. 

Wenn  ein  Zuckerfabriksunternehmen  vor  dem  Ins- 
lebentreten  dieser  Verordnung  während  der  Dauer  des 
Krieges  mit  einem  Produzenten,  mit  dem  es  bisher  keinen 
Vertrag  hatte,  für  das  Jahr  1916  einen  solchen  Vertrag 
geschlossen  hat,  laut  welchem  es  ihm  mit  Rücksicht  auf 
die  durch  den  Krieg  entstandenen  außerordentlichen  V er- 
hältnisse  einen  höheren  als  den  in  der  betreffenden  Pro¬ 
duktionsgegend  üblichen  Preiszahl  oder  die  dort  üblichen 
Nebenleistungen  übersteigende  Leistungen  erfüllt,  so  ist 
der  den  in  der  betreffenden  Produktionsgegend  üblichen 
Preis  übersteigende  Betrag  des  bedungenen  Preises,  be¬ 
ziehungsweise  der  die  dort  üblichen  Nebenleistungen 
übersteigende  Wert  der  Leistungen  in  den  im  ersten 
Alinea  festgestellten  Mehrpreis  von  K  i-5o  einzurechnen, 
jedoch  nur  bis  zur  Höhe  eines  solchen  Betrages,  daß  der 
Produzent  für  seine  Rübe  an  Geld  und  Nebenleistungen 
zusammengenommen  zum  mindesten  einen  solchen  Wert 
erhalte,  wie  ein  anderer  unter  identischen  Produktions¬ 
verhältnissen  befindlicher  Produzent. 

Wenn  ein  Zuckerfabriksunternehmen  vor  dem  Ins- 
lebentreten  dieser  Verordnung  während  der  Dauer  des 
Krieges  einem  Produzenten  gegenüber  bereits  die  Ver¬ 
pflichtung  übernommen  hat,  daß  es  ihm  außer  den  in  dem 
mit  ihm  bestehenden  Rübenproduktionsvertrage  bedun¬ 
genen  Leistungen,  mit  Rücksicht  auf  die  infolge  des 
Krieges  entstandenen  außerordentlichen  Verhältnisse,  für 
das  Jahr  1916  einen  Zuschlag  zahlt  oder  Nebenleistungen 
erfüllt,  so  ist  der  auf  diese  Art  zu  leistende  Zuschlag,  be¬ 
ziehungsweise  die  zu  erfüllende  Nebenleistung  in  den 
im  ersten  Alinea  festgestellten  Mehrpreis  von  K  1*50  ein¬ 
zurechnen. 

§  6.  Die  Frage,  welchen  Preis  das  Zuckerfabriksunter¬ 
nehmen  im  Sinne  des  3.  Alineas,  §  5,  auf  Grund  der  Iden¬ 
tität  der  Produktionsverhältnisse  dem  Produzenten  zu 
zahlen  verpflichtet  ist,  sowie  um  welchen  Betrag  sich  der 


Mehrpreis  von  K  i’50  im  Sinne  des  4.  und  5.  Alineas  des 
gegenwärtigen  Paragraphen  infolge  der  dort  erwähnten 
Einrechnung  verringert,  stellt  im  Streitfälle  eine  Ex¬ 
pertenkommission  fest,  die  aus  zwei  Mitgliedern,  außer 
dem  Präsidenten,  besteht.  Ein  Mitglied  der  Kommission 
wählt  das  Zuckerfabriksunternehmen,  das  andere  der  Pro¬ 
duzent,  den  Präsidenten  aber  wählen  die  von  den  Parteien 
gewählten  Kommissionsmitglieder. 

Wenn  eine  der  Parteien  auf  die  von  der  anderen  Partei 
an  sie  gerichtete  Aufforderung  innerhalb  acht  Tage  kein 
Mitglied  in  die  Expertenkommission  wählt  oder  wenn  die 
von  den  Parteien  gewählten  Mitglieder  sich  innerhalb 
acht  Tage  bezüglich  der  Person  des  Präsidenten  nicht 
einigen  können,  ernennt  das  betreffende  Kommissions¬ 
mitglied,  beziehungsweise  den  Präsidenten  auf  Ersuchen 
der  Parteien  oder  eines  der  Kommissionsmitglieder  der 
Präsident  des  nach  dem  Produktionsorte  kompetenten 
königlichen  Gerichtshofes. 

Wenn  sich  die  Notwendigkeit  der  Konstituierung  einer 
Expertenkommission  im  Laufe  eines  Prozesses  ergibt, 
übt  das  in  dem  früheren  Alinea  erwähnte  Recht  der  Er¬ 
nennung  der  im  Prozeß  amtshandelnden  Richter  beim 
königlichen  Gerichtshof  der  Präsident  des  Senats. 

Die  Kommission  entscheidet  mit  absoluter  Stimmen¬ 
mehrheit  und  ihre  Entscheidung  bindet  die  Parteien  und 
das  Gericht. 

Die  Kommission  setzt  ihre  Entscheidung  schriftlich  auf 
und  folgt  sie  den  Parteien  aus. 

Die  Gebühr  der  Mitglieder  und  des  Präsidenten  der  Ex¬ 
pertenkommission  stellt  im  Falle,  wenn  die  Parteien  sie 
nicht  gemeinsam  bemessen  haben,  der  nach  dem  Pro¬ 
duktionsorte  kompetente  königliche  Gerichtshof,  wenn 
aber  die  Konstituierung  der  Expertenkommission  während 
des  Prozesses  notwendig  geworden  ist,  das  Prozeßgericht 
fest. 

In  Kroatien-Slawonien  stellt  die  auf  die  Experten¬ 
kommission  bezüglichen  Normen  der  Banus  fest. 

§  7.  Derjenige,  der  die  Bestimmungen  dieser  Ver¬ 
ordnung  verletzt  oder  an  ihrer  Verletzung  mitwirkt, 
begeht,  insofern  seine  Handlung  keiner  schwereren  Straf¬ 
bestimmung  unterliegt,  eine  Übertretung  und  ist  mit 
Arrest  bis  zu  zwei  Monaten  und  einer  Geldstrafe  bis  zu 
600  K  zu  bestrafen. 

Hinsichtlich  jenes  Vorrates,  bezüglich  dessen  die  Über¬ 
tretung  begangen  wurde,  ist  im  Laufe  des  Polizeistraf¬ 
verfahrens  die  Konfiskation  am  Platze.  Ein  Fünftel  des 
Wertes  des  konfiszierten  Vorrates  gebührt  dem  Anzeiger, 
die  übrigen  Teile  sind  mit  Abzug  der  sich  ergebenden 
Kosten  zum  Besten  des  Hilfsfonds  invalider  Soldaten 
zu  verwenden. 

Das  Verfahren  wegen  dieser  Übertretung  gehört  in  den 
Wirkungskreis  der  Verwaltungsbehörde  als  Polizeistraf¬ 
gerichtes,  auf  dem  Funktionsgebiete  der  hauptstädtischen 
Staatspolizei  aber  in  den  Wirkungskreis  der  königlich 
ungarischen  Staatspolizei. 

In  Kroatien-Slawonien  gehen  die  nach  den  dortigen 
Rechtsnormen  hierzu  berufenen  Behörden  vor. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlaut¬ 
barung  ins  Leben,  ihre  Wirksamkeit  erstreckt  sich,  in¬ 
sofern  die  Verordnung  sich  auf  Rechtsverhältnisse  be¬ 
zieht,  die  in  einem  auf  dem  ganzen  Gebiete  der  Länder 
der  heiligen  ungarischen  Krone  wirksamen  Gesetz  geregelt 
sind,  auch  auf  Kroatien-Slawonien.  Die  sich  auch  auf 
Kroatien-Slawonien  erstreckenden  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  vollzieht,  insofern  ihre  Durchführung  nicht 
der  Zentralregierung  zukommt,  dort  der  Banus. 

Insofern  diese  Verordnung  sich  auf  solche  Rechts¬ 
normen  beruft,  deren  Wirksamkeit  sich  auf  Kroatien- 
Slawonien  nicht  erstreckt,  sind  statt  ihrer  in  jenen 
Ländern  die  dortigen  Rechtsnormen  maßgebend. 

Hinsichtlich  jener  in  dieser  Verordnung  berührten 
Rechtsverhältnisse,  deren  Regelung  in  den  Kreis  der 
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Autonomie  Kroatiens-Slawoniens  fällt,  verfügt  dort  der 
Banus. 

Sicherung  der  landwirtschaftlichen  Arbeiten. 

Das  Amtsblatt  vom  13.  Februar  1.  J.  veröffentlicht  eine 
Verordnung  der  königlich  ungarischen  Regierung  über 
die  Konstituierung  von  munizipalen  wirtschaftlichen  Ar¬ 
beitskommissionen  und  über  die  neuerlichen  Modalitäten 
der  Inanspruchnahme  der  Kriegsgefangenen.  Die  an 
sämtliche  Munizipien  mit  Ausnahme  von  Budapest  und 
Fiume  gerichtete  Verordnung  bezweckt,  trotz  der  zur 
Verfügung  stehenden  beschränkten  Arbeitskräfte,  die 
ungestörte  und  rasche  Durchführung  der  unaufschieb¬ 
baren  Arbeiten  in  der  Landwirtschaft  zu  sichern.  Die 
wesentlichsten  Bestimmungen  der  Verordnung  sind  nach 
dem  „Pester  Lloyd“  die  folgenden: 

Unter  den  gegenwärtigen  wirtschaftlichen  Verhält¬ 
nissen  ist  es  von  allergrößter  Bedeutung,  daß  die  ohnehin 
in  geringer  Zahl  zur  Verfügung  stehende  Arbeitskraft 
in  der  ökonomischesten  Weise  ausgenützt  und  dort  be¬ 
schäftigt  werde,  wo  sich  aus  der  Arbeit  für  die  Volks¬ 
wirtschaft  des  Landes  der  größte  Nutzen  ergibt. 

Da  die  Munizipien  am  ehesten  in  der  Lage  sind,  dahin 
zu  wirken  und  zu  kontrollieren,  daß  die  Arbeitskräfte 
stets  an  jenen  Orten  beschäftigt  werden,  wo  die  Ver¬ 
seilung  der  Arbeit  im  öffentlichen  Interesse  am  not¬ 
wendigsten  erscheint,  sind  in  jedem  Komitat  und  in 
jeder  solchen  Stadt  mit  Munizipalrecht,  die  vom  Stand¬ 
punkte  der  landwirtschaftlichen  Produktion  von  größerer 
Bedeutung  sind,  munizipale  wirtschaftliche  Arbeits¬ 
kommissionen  zu  kreieren.  Aufgabe  dieser  Kommissionen 
ist  es,  im  Interesse  der  entsprechenden  Ausnützung  der 
Arbeitskräfte  a)  die  in  den  Wirkungskreis  der  Zivil¬ 
behörden  fallenden  Agenden  der  Arbeit  der  Kriegs¬ 
gefangenen  zu  besorgen ;  b )  bei  der  Herausgabe  der 
Militär-Arbeitskolonnen  und  Militärpferde  mitzuwirken. 

Die  dringende  Konstituierung  der  Kommission  unter 
Aufsicht  des  Obergespans  ist  die  Aufgabe  des  ersten 
Beamten  des  Munizipiums.  Die  Kommission  stellt  fest, 
wieviel  Kriegsgefangene  aus  dem  auf  das  Munizipium 
entfallenden  Kontingent  und  an  wen  sie  herauszugeben 
sind.  Präsident  der  Kommission  ist  der  erste  Beamte 
des  Munizipiums,  er  ernennt  mit  Berücksichtigung  der 
lokalen  Verhältnisse  und  unter  Zustimmung  des  Ober¬ 
gespans  die  Mitglieder  der  Kommission.  Ein  durch  die 
Militärbehörde  kommandierter  Offizier  besorgt  die  An¬ 
gelegenheiten  militärischer  Natur. 

Wegen  Überlassung  von  Kriegsgefangenen  muß  man 
sich  von  nun  an  an  diese  Kommissionen  wenden.  Die 
Kommissionen  sorgen  stets  für  die  Verwendung  der 
Kriegsgefangenen  dort,  wo  sie  aus  öffentlichem  Interesse 
am  meisten  benötigt  werden.  Die  Kommissionen  erhalten 
die  Kriegsgefangenen  durch  das  k.  u.  k.  Militärkommando 
in  Pozsony  zugewiesen. 

Sobald  die  Kriegsgefangenen  in  dem  Gebiete  des  Mu¬ 
nizipiums  angelangt  sind,  verfügt  die  Kommission  über 
sie.  Die  Kommission  ist  mit  Rücksicht  auf  jene  Inter¬ 
essen,  die  mit  der  Sicherung  der  Ernte  und  mit  anderen 
wichtigen  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  Zusammen¬ 
hängen,  befugt,  die  Kriegsgefangenen  ohne  Kündigungs¬ 
frist  auch  anderen  Arbeitsstätten  zuzuweisen.  Dem  Ar¬ 
beitgeber  steht  ein  Kündigungsrecht  von  vierzehn  Tagen 
zu,  falls  er  die  Kriegsgefangenen  nicht  weiter  in  An¬ 
spruch  zu  nehmen  wünscht.  Die  Kommission  besitzt  ein 
Kontrollrecht  über  die  Kriegsgefangenen  an  den  ein¬ 
zelnen  Arbeitsstätten  und  sie  verfügt  im  eigenen  Wir¬ 
kungskreis,  falls  die  Verwendung  oder  Behandlung  nicht 
entsprechend  ist.  Falls  die  Kommission  einer  skrupel¬ 
losen  Ausbeutung  oder  Unmenschlichkeit  begegnet,  muß 
sie  mit  der  größten  Energie  Vorgehen. 

Hinsichtlich  der  Kontrolle  der  Unterkunftsstätten  von 
Kriegsgefangenen  und  sonstiger  hygienischen  Gesichts¬ 


punkte  sind  die  durch  den  Kriegsminister  erlassenen 
Normen  maßgebend. 

Diese  Verordnung  tritt  am  1.  März  in  Kraft. 

Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Auf  Grund  der  kaiserlichen 

Verordnungen  vom  31.  Juli  1914  und  25.  November 
1915  wurde  am  16.  Februar  1916  folgendes  verfügt: 

An  die  Stelle  der  bisherigen  Bekanntmachungen  über 
Verbote  der  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von  Waren  des 
ersten  Abschnittes  des  Zolltarifs  (Erzeugnisse  der  Land- 
und  Forstwirtschaft  und  andere  tierische  und  pflanzliche 
Naturerzeugnisse,  Nahrungs-  und  Genußmittel)  treten 
die  folgenden  Bestimmungen: 

I.  Es  ist  verboten  die  Ausfuhr  aller  Waren 
des  ersten  Abschnittes  des  Zolltarifs  (Erzeugnisse  der 
Land-  und  Forstwirtschaft  und  andere  tierische  und 
pflanzliche  Naturerzeugnisse,  Nahrungs-  und  Genuß¬ 
mittel). 

Ausgenom  me  n  sind  folgende  Waren : 

1.  Blumen-  und  Tabaksamen  (Nr.  21c);  als  Blumen- 
samen  gelten  auch  Samen  der  als  Blumen  kultivierten 
Varietäten  von  Lein,  Lupine,  Mais,  Platterbse,  Spargel, 
Bohne,  Kürbis,  Kohl; 

2.  Spinn-  und  Faserstoffe  der  Nummern  28  in,  28  c, 
28  p  (doch  außer  indischem  und  neuseeländischem  Hanf), 
28  (/  ; 

3.  Hopfen  und  Hopfenniehl  (Nrn.  30  und  31); 

4.  von  frischen  Küchengewächsen  nur:  Spargel 
(Nr.  33  g),  Meerrettich  (Nr.  33  n),  Bleichsellerie 
(Nr.  33  p),  Rhabarber  (Nr.  33  q),  Kresse  und  Knoblauch 
(Nr.  33  r); 

5.  lebende  Pflanzen,  Erzeugnisse  der  Ziergärtnerei 
(Nrn.  38  bis  44); 

6.  Weintrauben  (Nr.  45  a  bis  c )  ; 

7.  Apfelsinen  und  Mandarinen  (Nr.  51a),  Südfrüchte 
der  Nummern  51  c,  53,  54  b  (außer  Pomeranzen),  Ananas 
(Nr.  55  a)  ; 

8.  grüner  Tee  (Nr.  65); 

9.  Paprika,  Chillies  (Nr.  66)  ; 

10.  die  Waren  der  Nummern  63«  (außer  isländischem 
Moos),  68  b  bis  d,  69  b,  70,  71  b\ 

11.  Holzmehl  und  Holzwolle,  nicht  für  Heilzwecke 
zubereitet  (Nr.  89)  ; 

12.  Korkholz  und  Korkabfälle  (Nr.  90  a  und  b)  ; 

13.  Kiefernsamen  (Nr.  95  &) ; 

14.  Waldholzsamen  und  sonstige  Forstsämereien 
(außer  Kastanien-  und  Lindensamen)  der  Nummer  95  c; 

15.  Seggen  und  Schilfrohr  (Nr.  96a); 

16.  zahmes  und  wildes  Ziergeflügel  (Nr.  107); 

17.  Zierfische  und  Fischsetzlinge  (Nr.  115  a  und  b) ; 

18.  Austern,  lebend  (Nr.  119  a),  Schnecken,  Frosch¬ 
keulen,  Schildkröten,  Süßwasserkrebse  (Nrn.  120  bis 
122),  Tiere  der  Nummern  123  b  und  124; 

19.  Bienen  ohne  Honig  (Nr.  1250); 

20.  Hunde  (außer  deutschen  Schäferhunden,  Dober¬ 
mannpintschern,  Rottweilern,  Aire-Terriern)  und  andere 
Tiere  der  Nummer  1256; 

21.  Haare  der  Nummern  1456  und  145  c  (außer  Rind¬ 
vieh  und  Schweinehaaren)  ; 

22.  Federn,  Bälge,  Federkiele  (Nrn.  147  bis  150); 

23.  Borstenersatzstoffe  (Nr.  151); 

24.  Seidengehäuse  (Nr.  152); 

25.  Hasen-  und  Kaninchenfelle,  roh  (Nr.  154); 

26.  Felle  zur  Pelzwerkbereitung  (außer  Lamm-,  Schaf-, 
Murmeltierfellen  und  Teilen  davon)  der  Nummer  155; 

27.  Schnitzstoffe  (Nr.  156  a  bis  e)  ; 

28.  Pferdedärme  und  Schlünde  (Nr.  157  a); 

29.  Schwämme  (Nr.  159); 

30.  Waren  der  Nummer  160  a  und  b  (außer  Bibergeil, 
Fischschuppen,  spanischen  Fliegen)  ; 

31.  Färbzucker  (Nr.  177  b); 
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32.  Wein,  Most,  Weintrüb,  andere  Getränke  der  Num¬ 
mern  180  bis  183; 

33.  Getränke  der  Nummer  184  außer  solchen  mit  Heil¬ 
mittelzusätzen  ; 

34.  Mineralwasser  der  Nummer  190  (außer  spezifischen 
Heilwässern),  anderes  Wasser  sowie  Eis  (Nr.  1 9 1 ) ; 

35.  Senf  und  Mostrich  (Nrn.  210  und  211); 

36.  Rauchtabak  aus  Nummer  2200  mit  mehr  als  2  mm 
Schnittbreite,  Schnupf-  und  Kautabak,  Tabakmehl, 
-staub,  -papier  (Nr.  220  f). 

II.  Bei  folgenden  Waren  ist  auch  die  Durch-' 
fuhr  verboten : 

Waren  der  Nummer  28,  mit  Ausnahme  der  unter  I,  2 
genannten ; 

Waren  der  Nummern  32,  60  a,  60  b  ; 
isländisches  Moos  (Nr.  68  a); 

Waren  der  Nummern  69  a,  71  a,  72  bis  88; 

Holzmehl  und  Holzwolle,  für  Heilzwecke  zubereitet 
(Nr.  89)  ; 

Waren  der  Nummern  91  bis  95  a,  9 7  bis  99,  103  bis 
106,  108  a  bis  f,  109,  130  bis  132,  134,  141  bis  145«; 

Rindvieh-  und  Schweinehaare  (Nr.  145  c)  ; 

Borsten  (Nr.  151); 

Waren  der  Nummer  153; 

Lamm-,  Schaf-,  Murmeltier  feile  und  Teile  davon 
(Nr.  155); 

Waren  der  Nummer  158; 

Bibergeil,  spanische  Fliegen,  Fischschuppen  (Nr.  160  a 
und  b) ; 

Waren  der  Nummern  166  g  bis  166  &,  169  bis  172; 

Getränke  mit  Heilmittelzusätzen  (Nr.  184); 

spezifische  Heilwässer  (Nr.  190). 

III.  Die  unter  I  und  II  genannten  Nummern  sind  die 
auf  die  Einfuhr  bezüglichen  Nummern  des  statistischen 
Warenverzeichnisses. 

IV.  Alle  Vorschriften,  nach  denen  die  Zollstellen  er¬ 
mächtigt  sind,  andere  Waren  des  ersten  Abschnittes  des 
Zolltarifs,  als  vorstehend  unter  I  aufgeführt,  ohne  Aus¬ 
fuhrbewilligung  allgemein  ausgehen  zu  lassen,  werden 
außer  Kraft  gesetzt.  Dagegen  behalten  die  Vorschriften 
Geltung,  nach  denen  die  Zollstellen  ermächtigt  sind, 
solche  andere  Waren  beim  Vorliegen  bestimmter  Vor¬ 
aussetzungen  ohne  Ausfuhrbewilligung  ausgehen  zu 
lassen.  Desgleichen  behalten  die  Vorschriften  über  die 
Behandlung  der  Durchfuhr  der  vorstehend  unter  II  auf¬ 
geführten  Waren  Geltung. 

Bildung  eines  Zentralviehhandelsverbandes.  Auf 

Grund  der  Verordnung  des  Bundesrates  zur  Ergänzung 
der  Bekanntmachung  über  die  Errichtung  von  Preis¬ 
prüfungsstellen  und  die  Versorgungsregelung  vom 
25.  September  und  vom  4.  November  1915  wurde  unterm 
15.  1.  M.  für  den  Umfang  der  Monarchie  mit  Ausschluß 
der  Hohenzollernschen  Lande  folgendes  angeordnet: 

§  1.  Die  durch  die  Anordnung  der  Landeszentral¬ 
behörden  vom  19.  Januar  1916  gebildeten  Provinzial- 
und  Bezirksverbände  zur  Regelung  der  Beschaffung,  des 
Absatzes  und  der  Preise  von  lebendem  Vieh  werden  zu 
einem  rechtsfähigen  Gesamtverbande  zusammenge¬ 
schlossen.  Auf  der  gleichen  Rechtsgrundlage  gebildete 
Viehhandelsverbände  deutscher  Bundesstaaten  können  in 
den  Gesamtverband  aufgenommen  werden. 

§  2.  Der  Gesamtverband  hat  den  Zweck,  die  Tätigkeit 
der  ihm  angeschlossenen  Verbände  bei  der  Regelung  der 
Beschaffung,  des  Absatzes  und  der  Preise  von  lebendem 
Vieh  (Rindvieh,  Schafen  und  Schweinen)  zu  überwachen. 

Er  ist  insbesondere  befugt: 

1.  Richtlinien  für  die  satzungsmäßige  Tätigkeit  der 
ihm  angeschlossenen  Verbände  aufzustellen, 

2.  die  ihm  angeschlossenen  Verbände  zu  gemeinsamer 
Arbeit  zusammenzufassen. 


Die  angeschlossenen  Verbände  sind  verpflichtet,  den 
Anordnungen  des  Gesamtverbandes  Folge  zu  leisten. 

§  3.  Die  Satzung  des  Gesamtverbandes  wird  von  den 
Landeszentralbehörden  erlassen. 

§  4.  Diese  Anordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Satzung  des  Zentralviehhandelsverbandes.  §  1. 

Der  durch  Anordnung  der  Landeszentralbehörden  vom 
15.  Februar  1916  gebildete  Gesamtverband  von  Vieh¬ 
handelsverbänden  führt  den  Namen  „Zentralviehhandels¬ 
verband“. 

Der  Verband  ist  rechtsfähig. 

Er  hat  seinen  Sitz  in  Berlin. 

§  2.  Der  Verband  überwacht  die  Tätigkeit  der  ihm  an¬ 
geschlossenen  Verbände  bei  der  Regelung  der  Beschaf¬ 
fung,  des  Absatzes  und  der  Preise  von  lebendem  Vieh 
(Rindvieh,  Schafen,  Schweinen). 

Er  ist  insbesondere  befugt: 

1.  Richtlinien  für  die  satzungsmäßige  Tätigkeit  der 
ihm  angeschlossenen  Verbände  aufzustellen, 

2.  die  ihm  angeschlossenen  Verbände  zu  gemeinsamer 
Arbeit  zusammenzufassen. 

Die  angeschlossenen  Verbände  sind  verpflichtet,  den 
Anordnungen  des  Gesamtverbandes  Folge  zu  leisten. 

§  3.  Mitglieder  des  Gesamtverbandes  sind  die  ihm  an¬ 
geschlossenen  Provinzial-  und  Bezirksverbände.  Seine 
Organe  sind: 

1.  der  Vorstand, 

2.  der  Beirat, 

3.  die  Mitgliederversammlung. 

In  den  Verband  können  auf  gleicher  Rechtsgrundlage 
gebildete  Viehhandelsverbände  deutscher  Bundesstaaten 
aufgenommen  werden. 

§  4.  Der  Vorstand  führt  die  Geschäfte  des  Verbandes 
und  vertritt  ihn  gerichtlich  und  außergerichtlich.  Er  er¬ 
läßt  die  näheren  Anordnungen  zur  Ausführung  der  im 
§  2  dem  Verbände  übertragenen  Aufgaben  und  Befug¬ 
nisse;  er  ist  berechtigt,  die  nötigen  Hilfskräfte  zur  Ge¬ 
schäftsführung  gegen  Entgelt  anzunehmen. 

Der  Vorstand  besteht  aus  einem  Vorsitzenden,  dessen 
Stellvertreter  und  fünf  Mitgliedern,  die,  ebenso  wie  die 
Stellvertreter  der  Mitglieder  von  den  Landeszentral¬ 
behörden  ernannt  werden. 

Der  Vorsitzende,  der  stellvertretende  Vorsitzende,  die 
Mitglieder  und  die  Stellvertreter  der  Mitglieder  sind 
ehrenamtlich  tätig;  sie  erhalten  Ersatz  ihrer  Baraus¬ 
lagen. 

Die  dem  Zentralviehhandelsverbande  angeschlossenen 
Verbände  können  sich  an  den  Vorstandssitzungen  durch 
Vertreter  mit  beratender  Stimme  beteiligen. 

§  5.  Der  Vorstand  tritt  auf  Berufung  des  Vorsitzenden 
oder  seines  Stellvertreters  in  den  in  der  Berufung  be¬ 
stimmten  Orten  zusammen.  Er  muß  binnen  zwei  Wochen 
berufen  werden,  wenn  mindestens  drei  Mitglieder  es 
verlangen. 

Der  Vorstand  ist  beschlußfähig,  wenn  außer  dem  Vor¬ 
sitzenden  oder  seinem  Stellvertreter  mindestens  zwei  Mit¬ 
glieder  oder  deren  Stellvertreter  anwesend  sind. 

Die  Beschlüsse  werden,  soweit  nichts  besonderes  be¬ 
stimmt  ist,  mit  einfacher  Stimmenmehrheit  gefaßt.  Bei 
Stimmengleichheit  gibt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  oder 
seines  Stellvertreters  den  Ausschlag. 

Der  Vorsitzende  oder  sein  Vertreteter  sind  befugt  und 
auf  Anweisung  der  Landeszentralbehörden  verpflichtet, 
Beschlüsse  des  Vorstandes  zu  beanstanden  und  deren 
Ausführung  auszusetzen.  Besteht  der  Vorstand  auf  der 
Ausführung  eines  vom  Vorsitzenden  beanstandeten  Be¬ 
schlusses,  so  ist  die  Entscheidung  der  Landeszentral¬ 
behörden  einzuholen. 

Der  Vorstand  weist  sich  aus  durch  eine  Bescheinigung 
der  Landeszentralbehörden. 
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Erklärungen  für  den  Vorstand  sind  rechtsverbindlich, 
wenn  sie  von  dem  Vorsitzenden  oder  seinem  Stellvertreter 
und  einem  ordentlichen  oder  stellvertretenden  Vorstands- 
mitgliede  abgegeben  werden.  Die  Beschlüsse  des  Vor¬ 
standes  werden  in  gleicher  Weise  beurkundet. 

§  6.  Der  Beirat  besteht  aus  je  einem  Vertreter  der 
angeschlossenen  Verbände,  ferner  aus  vier  Landwirten, 
zwei  Viehhändlern  und  zwei  Schächtern,  die  Mitglieder 
eines  Viehhandelsverbandes  sind,  und  vier  Vertretern 
von  Städten.  Die  Landwirte  werden  vom  preußischen 
Landesökonomiekollegium,  die  Viehhändler  vom  Bunde 
deutscher  Viehhändler,  die  Schlächter  vom  Deutschen 
Fleischerverbande  und  die  Vertreter  der  Städte  vom 
preußischen  Städtetage  auf  drei  Jahre  gewählt. 

Der  Beirat  wird  vom  Vorsitzenden  des  Vorstandes  nach 
Bedarf  berufen.  Er  ist  über  wichtigere  Fragen  der  Or¬ 
ganisation  und  des  Absatzes  und  der  Beschaffung  von 
Vieh  und  über  die  Grundzüge  der  Preisregelung  zu 
hören.  Ihm  können  auch  andere  Angelegenheiten  von 
besonderer  Bedeutung  zur  Begutachtung  unterbreitet 
werden. 

§  7.  Kommissäre  und  Landeszentralbehörden  und  der 
Heeres-  und  Marineverwaltung  sind  befugt,  an  den 
Sitzungen  des  Vorstandes  und  des  Beirats  teilzunehmen 
und  jederzeit  das  Wort  zu  ergreifen. 

§  8.  Die  Mitgliederversammlung  besteht  aus  je  drei 
Abgeordneten  der  angeschlossenen  Verbände.  Sie  ist 
jährlich  mindestens  einmal  vom  Vorstande  zu  berufen. 
Ihr  ist  jährlich  ein  Jahresbericht  vorzulegen,  sie  kann 
über  wichtige  Fragen  des  Viehhandels  gehört  werden. 

§  9.  Das  Geschäftsjahr  des  Verbandes  ist  das  Ka¬ 
lenderjahr. 

§  10.  Zur  Deckung  der  Kosten  der  Geschäftsführung 
ist  der  Vorstand  befugt,  Beiträge  von  den  ihm  ange¬ 
schlossenen  Verbänden  zu  erheben. 

§  11.  Die  Bekanntmachungen  des  Vorstandes  erfolgen 
in  den  von  ihm  zu  bestimmenden  Blättern. 

§  12.  Änderungen  der  Satzung  und  die  Auflösung  des 
Verbandes  erfolgen  durch  Anordnungen  der  Landes¬ 
zentralbehörden. 

Beschränkung  der  Herstellung  von  Fleisch¬ 
konserven  und  Wurstwaren.  Der  Bundesrat  hat  am 
31.  Januar  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Die  gewerbsmäßige  Herstellung  von  Konserven 
aus  Fleisch  oder  unter  Zusatz  von  Fleisch,  die  durch 
Erhitzung  haltbar  gemacht  sind,  ist  verboten. 

Als  Fleisch  gelten  Rind-,  Kalb  ,  Schaf-,  Schweine¬ 
fleisch  sowie  Fleisch  von  Geflügel  und  Wild  aller  Art, 
Wurstwaren  und  Speck. 

§  2.  Zur  gewerbsmäßigen  Herstellung  von  Wurst¬ 
waren  darf  nicht  mehr  als  ein  Drittel  des  Gewichts 
ausgeschlachteter  Rinder,  Schweine  und  Schafe  ver¬ 
arbeitet  werden.  Die  Verarbeitung  der  inneren  Teile 
und  des  Blutes  wird  durch  die  Beschränkung  nicht  ge¬ 
troffen. 

§  3.  Gewerblichen  Betrieben,  die  fabrikmäßig  Wurst¬ 
waren  hersteilen,  kann  an  Stelle  der  Beschränkung  im 
§  2  gestattet  werden,  daß  monatlich  nicht  mehr  als  ein 
Drittel  derjenigen  Fleischmenge  zu  Wurstwaren  ver¬ 
arbeitet  wird,  die  sie  im  Monatsdurchschnitte  der  Zeit 
vom  1.  Oktober  1915  bis  31.  Dezember  1915  verar¬ 
beitet  haben. 

§  4.  Die  Vorschriften  in  §§  1  bis  3  gelten  nicht  für 
die  Herstellung  von  Fleischkonserven  und  Wurstwaren 
zur  Erfüllung  von  Verträgen,  die  unmittelbar  mit  den 
Heeresverwaltungen  und  der  Marineverwaltung  abge¬ 
schlossen  sind. 

§  5.  Die  Beamten  der  Polizei  und  die  von  der  zu¬ 
ständigen  Behörde  beauftragten  Sachverständigen  sind 
befugt,  in  die  Räume  der  Betriebe,  die  von  den  Vor¬ 
schriften  der  §§  1  bis  3  betroffen  werden,  jederzeit 
einzutreten,  daselbst  Besichtigungen  vorzunehmen,  Ge¬ 


schäftsaufzeichnungen  einzusehen  und  nach  ihrer  Aus 
wähl  Proben  zur  Untersuchung  gegen  Empfangsbestäti¬ 
gung  zu  entnehmen. 

Die  Unternehmer  sowie  die  von  ihnen  bestellten  Be¬ 
triebsleiter  und  Aufsichtspersonen  sind  verpflichtet,  den 
Beamten  der  Polizei  und  den  Sachverständigen  Auskunft 
über  das  Verfahren  bei  Herstellung  der  Erzeugnisse, 
über  die  zur  Verarbeitung  gelangenden  Stoffe,  insbe¬ 
sondere  auch  über  deren  Menge  und  Herkunft,  zu  er¬ 
teilen. 

§  6.  Die  Sachverständigen  sind,  vorbehaltlich  der 
dienstlichen  Berichterstattung  und  der  Anzeige  von  Ge¬ 
setzwidrigkeiten,  verpflichtet,  über  die  Einrichtungen 
und  Geschäftsverhältnisse,  welche  durch  die  Aufsicht  zu 
ihrer  Kenntnis  kommen,  Verschwiegenheit  zu  beobachten 
und  sich  der  Mitteilung  und  Verwertung  der  Geschäfts¬ 
und  Betriebsgeheimnisse  zu  enthalten.  Sie  sind  hierauf 
zu  vereidigen. 

§  7.  Die  Unternehmer  der  von  den  Vorschriften  der 
§§  1  bis  3  betroffenen  Betriebe  haben  einen  Abdruck 
dieser  Verordnung  in  ihren  Betriebsräumen  auszuhängen. 

§  8.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung. 

Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den  Vor¬ 
schriften  dieser  Verordnung  zulassen;  für  die  Herstel¬ 
lung  von  Frischwurst  können  auch  die  Landeszentral¬ 
behörden  Ausnahmen  zulassen. 

§  9.  MitGeldstrafe  bis  zu  1 500  M.  oder  mit  Gefängnis 
bis  zu  drei  Monaten  wird  bestraft: 

1.  Wer  den  Vorschriften  der  §§  1  bis  3  und  Abs.  2 
zuwiderhandelt; 

2.  wer  der  Vorschrift  des  §  6  zuwider  Verschwiegen¬ 
heit  nicht  beobachtet  oder  der  Mitteiluug  oder  Ver¬ 
wertung  von  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnissen  sich 
nicht  enthält; 

3.  wer  den  im  §  7  vorgeschriebenen  Aushang  unter¬ 
läßt  ; 

4.  wer  den  auf  Grund  des  §  8,  Abs.  1,  erlassenen 
Bestimmungen  zuwiderhandelt. 

In  dem  Falle  der  Nr.  2  tritt  die  Verfolgung  nur  auf 
Antrag  ein. 

§  10.  Die  zuständige  Behörde  kann  Betriebe  schließen, 
deren  Unternehmer  oder  Leiter  sich  in  Befolgung  der 
Pflichten  unzuverlässig  zeigen,  die  ihnen  durch  diese  Ver¬ 
ordnung  oder  die  dazu  erlassenen  Ausführungsbestim¬ 
mungen  auferlegt  sind. 

Gegen  die  Verfügung  ist  Beschwerde  zulässig.  Über 
die  Beschwerde  entscheidet  die  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde  endgültig.  Die  Beschwerde  bewirkt  keinen  Auf¬ 
schub. 

§  11.  Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  finden  auf 
die  Herstellung  von  Fleischkonserven  und  Wurstwaren 
durch  Verbrauchsvereinigungen  auch  dann  Anwendung, 
wenn  die  Herstellung  nicht  gewerbsmäßig  erfolgt. 

§  12.  Diese  Verordnung  tritt  mit  4.  Februar  1916 
in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des 
Außerkrafttretens. 

Festsetzung  anderer  Preise  im  Verkehr  mit 
Stroh  und  Häksel.  Eine  Bekanntmachung  vom  12.  Fe¬ 
bruar  1916  bestimmt; 

Artikel  I.  Die  Grenz-  und  Höchstpreise  für  Stroh 
(§§  5>  9  der  Verordnung  in  Verbindung  mit  der  Be¬ 
kanntmachung  vom  27.  November  1915),  das  in  der 
Zeit  vom  14.  Februar  1916  bis  30.  April  1916  ein¬ 
schließlich  geliefert  wird,  werden  wie  folgt  festgesetzt: 

Der  Preis  darf  für  IOOO  kg  nicht  übersteigen 


Mark 

bei  Flegeldruschstroh . 60' — 

»  gepreßtem  Stroh  ....  . 57'50 

»  ungepreßtem  Maschinenstroh . 55'  — 


Artikel  II.  Der  Höchstpreis  für  Häcksel  (§  10  der 
Verordnung  in  Verbindung  mit  der  Bekanntmachung 
vom  27.  November  1915),  der  in  der  Zeit  vom  14.  Fe- 
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bruar  1916  bis  30.  April  1916  einschließlich  geliefert 
wird,  wird  wie  folgt  festgesetzt : 

Der  Preis  darf  für  1000  kg  75  M.  nicht  übersteigen. 

Artikel  III.  Der  im  §  9,  Abs.  3,  der  Verordnung  für 
den  Umsatz  durch  den  Handel  zugelassene  Zuschlag 
von  4  vom  Hundert  wird  auf  8  vom  Hundert  erhöht. 

Artikel  IV.  Diese  Bestimmungen  treten  am  12.  Fe¬ 
bruar  1916  in  Kraft. 

Die  Bestimmung  unter  III  der  Anordnung  zur  Aus¬ 
führung  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Stroh 
und  Häcksel  vom  18.  November  1915  bleibt  unberührt. 

Polen. 

Moratorium.  Laut  Nachricht  aus  Berlin  vom  12.  Fe¬ 
bruar  1916  wurde  durch  Verordnung  des  General¬ 
gouverneurs  in  Warschau  vom  22.  Januar  1916  die 
zur  Erhaltung  des  Rechtes  aus  Wechseln  oder  Schecks 
festgelegten  Fristen  in  den  von  den  Deutschen  besetzten 
Gebieten  Polens  über  den  31.  März  hinaus  vorläufig 
bis  30.  Juni  1916  verlängert. 

Beschlagnahme  von  Webwaren.  Eine  Bekannt¬ 
machung  des  deutschen  Generalgouverneurs  von  Warschau 
vom  19.  Januar  1.  J.  verfügt: 

In  Ergänzung  der  Beschlagnahmeverfügung  vom 
15.  Oktober  1915  werden  hiermit  beschlagnahmt: 

Rohe,  halbfertige  und  fertige  Militärtuche  und  sonstige 
für  Heereszwecke  dienende  Gewebe  aus  Wolle, 

Wolle,  gemischt  mit  anderen  Spinnstoffen, 

Baumwolle, 

Baumwolle,  gemischt  mit  anderen  Spinnstoffen, 

Leinen, 

Leinen,  gemischt  mit  anderen  Spinnstoffen, 

Jute, 

Jute,  gemischt  mit  anderen  Spinnstoffen  jeglicher  Art 
und  Farbe. 

Es  ist  verboten,  über  beschlagnahmte  Stoffe  durch 
Kauf,  Verkauf  oder  auf  andere  Weise  zu  verfügen,  sie 
zu  verarbeiten,  zu  verbrauchen  oder  die  beschlagnahmte 
Ware  von  ihrem  Lagerort  nach  einem  anderen  zu  be¬ 
wegen. 

Ladengeschäfte  werden  von  der  Verordnung  nicht 
betroffen. 

Freigaben  erfolgen  nur  durch  die  Kriegsrohstoffstelle 
in  Warschau. 

Jeder,  der  Waren  bezeichneter  Art  besitzt  oder  in 
Gewahrsam  hat,  ist  verpflichtet,  diese  sofort  der  Kriegs¬ 
rohstoffstelle  in  Warschau  anzumelden. 

Die  Anmeldung  hat  zu  erfolgen : 

Für  das  Stadtgebiet  Warschau  unmittelbar  bei  der 
Kriegsrohstoffstelle,  Reichsbankgebäude, 

im  übrigen  Gebiete  des  Generalgouvernements  an 
die  Kreischefs  oder  Polizeipräsidenten. 

Schweiz. 

Einfuhr  von  Petroleum  und  Benzin.  Der  Bundes¬ 
ratsbeschluß  vom  12.  Februar  1916  lautet: 

Artikel  1.  Der  Bund  sorgt  nach  Möglichkeit  für  die 
Einfuhr  von  Petroleum  und  Benzin  zur  Deckung  des 
schweizerischen  Bedarfs  sowie  für  die  Regulierung  der 
Preise  dieser  Waren. 

Artikel  2.  Der  Ankauf  und  Verkauf  wird  dem  Volks¬ 
wirtschaftsdepartement  übertragen,  in  welchem  ein 
„Bureau  für  Import  von  Petroleum  und  Benzin“  zu  er¬ 
richten  ist.  Die  Leitung  der  Geschäfte  wird  einem  Fach¬ 
mann  anvertraut. 

Der  Vertrieb  von  Petroleum  und  Benzin  im  Lande  er¬ 
folgt  unter  Zuhilfenahme  von  Personen  und  Firmen,  die 
sich  bisher  mit  dem  Verkaufe  dieser  Waren  beschäftigt 

haben. 

Artikel  3.  Wer  Petroleum  und  Benzin  in  die  Schweiz 
einführen  will,  bedarf  hierzu  einer  Bewilligung  des 
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Volkswirtschaftsdepartements,  welches  eine  solche  ver¬ 
sagen  oder  an  sie  die  im  öffentlichen  Interesse  liegenden 
Bedingungen  knüpfen  kann. 

Artikel  4.  Das  Volkswirtschaftsdepartement  ist  er¬ 
mächtigt,  Höchstpreise  für  den  Groß-  und  Kleinhandel 
mit  Petroleum  und  Benzin  festzusetzen  oder  den  kan¬ 
tonalen  Behörden  die  Festsetzung  der  Preise  zu  über¬ 
tragen. 

Artikel  5.  Die  Vorräte  des  Armeekriegskommissariats 
sowie  die  von  ihm  abgeschlossenen  Lieferungsverträge 
werden  vom  Bureau  für  Import  von  Petroleum  und 
Benzin  übernommen. 

Das  Volkswirtschaftsdepartement  ist  berechtigt,  größere 
Quantitäten  Petroleum  und  Benzin,  die  sich  in  der  Ver¬ 
fügung  von  Privaten  befinden,  zu  beschlagnahmen  und 
im  Interesse  der  gleichmäßigen  Versorgung  der  Bevöl¬ 
kerung  und  der  Industrie  um  den  Selbstkostenpreis  des 
Inhabers,  vermehrt  um  einen  Zuschlag  von  5  Prozent, 
zu  erwerben.  Soweit  das  Departement  von  dieser  Be¬ 
fugnis  Gebrauch  macht,  sind  Kaufverträge,  die  die  be¬ 
schlagnahmte  Ware  zum  Gegenstand  haben,  aufgehoben. 

Artikel  6.  Das  Volkswirtschaftsdepartement  ist  er¬ 
mächtigt,  gegen  Personen  und  Firmen,  die  Petroleum 
und  Benzin  einführen  oder  mit  dieser  Ware  Großhandel 
treiben,  wegen  Zuwiderhandlungen  gegen  diesen  Bundes¬ 
ratsbeschluß  oder  gegen  die  vom  Volkswirtschafts¬ 
departement  aufgestellten  allgemeinen  oder  besonderen 
Bestimmungen  Bußen  bis  auf  10.000  Francs  im  ein¬ 
zelnen  Falle  auszusprechen  oder  die  Schuldigen  zur  Be¬ 
strafung  nach  Artikel  7,  Absatz  3,  an  die  kantonalen 
Behörden  zu  verweisen. 

Artikel  7.  Wer  den  Bestimmungen  dieses  Bundesrats¬ 
beschlusses  und  den  vom  Volkswirtschaftsdepartement 
erlassenen  Vorschriften  zuwiderhandelt,  wird  mit  Buße 
von  25  bis  10.000  Francs  oder  mit  Gefängnis  bis  zu 
einem  Monat  bestraft.  Die  beiden  Strafen  können  ver¬ 
bunden  werden. 

Im  Großhandel  und  Migroßhandel  ist  als  der  Täter 
der  Verkäufer  und  der  Käufer,  im  Kleinhandel  der  Ver¬ 
käufer  strafbar. 

Die  Verfolgung  und  Beurteilung  dieser  Übertretungen 
liegt  den  kantonalen  Gerichten  ob.  Der  erste  Abschnitt 
des  Bundesgesetzes  vom  4.  Februar  1853  über  das 
Bundesstrafrecht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft 
findet  Anwendung. 

Der  Artikel  6  bleibt  Vorbehalten. 

Artikel  8.  Dieser  Beschluß  tritt  am  12.  Februar  1916 
in  Kraft. 

Das  Volkswirtschaftsdepartement  ist  mit  dessem  Voll¬ 
züge  beauftragt. 

Schweden. 

Ausfuhrverbot.  Die  schwedische  Regierung  hat  am 
15.  Februar  1916  ein  Ausfuhrverbot  für  Kakaopulver  und 
Schokolade  (auch  Kakao  in  Blöcken)  erlassen.  Das 
Verbot  ist  am  16.  Februar  1916  in  Kraft  getreten.  Un¬ 
gehindert  dieses  Verbotes  können  Waren  vorgenannter 
Art.  welche  am  15.  Februar  vor  12  Uhr  nachts  in  Schiff 
oder  Eisenbahnwagen  mit  Bestimmung  nach  dem  Aus¬ 
lande  eingeladen  worden  sind,  noch  aus  Schweden  aus¬ 
geführt  werden. 

Türkei. 

Verlängerung  des  Moratoriums.  Den  „Nachrichten 
für  Handel  und  Industrie“  zufolge  verordnet  ein  türki¬ 
sches  Gesetz  vom  11.  Januar  1916: 

Artikel  1.  Alle  Schulden,  Geldverbindlichkeiten  und 
Bankeinlagen,  die  durch  die  Gesetze  vom  2.  August  1914, 
31.  August  1914,  1.  Oktober  1914,  3.  Januar  1915,  8-  April 
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1915,  2.  Juli  1915  und  13.  Oktober  1915  gestundet  waren, 
werden  abermals  bis  13.  Dezember  (n.  St.)  1916  ge¬ 
stundet.  Die  Schuldner  sind  indessen  verpflichtet,  außer 
den  Beträgen,  die  sie  nach  den  erwähnten  Gesetzen  zu 
entrichten  hatten,  von  ihren  Kapitalschulden  am  14.  April 
1916  5  Prozent,  am  14.  Juli  1916  5  Prozent  und  am 
14.  Oktober  1916  ebenfalls  5  Prozent  abzuzahlen. 

Artikel  2.  Von  den  Schulden,  die  von  Inkrafttreten 
dieses  Gesetzes  bis  zum  14.  Oktober  1916  fällig  werden, 
sind  von  der  Fälligkeit  ab  für  jeden  der  drei  in  Artikel  1 
festgesetzten  Termine,  insoweit  die  Fälligkeit  eingetreten 
ist.  5  Prozent  zu  entrichten ;  der  Rest  wird  bis  zum 
13.  Dezember  (n.  St.)  1916  gestundet. 

Artikel  3.  Die  Zahlungen,  die  auf  die  seit  dem 
3.  August  1914  gestundeten  Schulden  geleistet  worden 
sind,  werden  auf  die  gemäß  diesem  Gesetz  einforderbaren 
Beträge  in  Abrechnung  gebracht.  Jedoch  müssen  die  als 
Aktiengesellschaften  gegründeten  Banken  ihren  Gläu¬ 
bigern  am  14.  April  1916  io  türkische  Pfund,  am  14.  Juli 
1916  io  türkische  Pfund  und  am  14.  Oktober  1916  gleich¬ 
falls  10  türkische  Pfund  zahlen,  und  zwar  ohne  Rück¬ 
sicht  auf  die  Beträge,  welche  die  Gläubiger  bereits  vorher 
erhalten  haben,  und  selbst  wenn  die  5  Prozent  der  Gut¬ 
haben  weniger  als  10  türkische  Pfund  betragen. 

Artikel  4.  Die  Nichterhebung  solcher  Proteste  wegen 
Nichtannahme  oder  Nichtzahlung  bis  zum  13.  Dezember 

1 9 1 6,  deren  Einlegung  wegen  der  nach  den  Gesetzen 
vom  8.  April  1915,  12.  Juli  1915  und  13.  Oktober  1915 
fällig  gewordenen  Teilbeträge  von  Handelspapieren 
gemäß  Artikel  4  des  Gesetzes  vom  13.  Oktober  1915  bis 
zum  13.  Januar  1916  und  28.  Januar  1916  zu  erfolgen 
hatte,  und  solcher  Proteste,  die  sich  auf  die  gemäß  dem 
vorliegenden  Gesetze  fällig  werdenden  Teilbeträge  solcher 
Handelspapiere  beziehen,  hat  keinen  Einfluß  auf  das 
Bestehen  der  Rechte  der  Beteiligten.  Vielmehr  bleibt 
zwecks  Erhaltung  des  Rückgriff srechtes  für  diejenigen 
Teilbeträge  der  Handelspapiere,  die  nach  den  Gesetzen 
vom  8.  April  1915,  12.  Juli  1915  und  13.  Oktober  1915 
sowie  nach  diesem  Gesetze  fällig  werden,  bis  zum  28.  De¬ 
zember  1916  auch  das  Recht,  die  gesetzlich  erforderliche 
Klage  zu  erheben,  gewährt.  Die  Protestfrist  für  die  am 
13.  Dezember  1916  fällig  werdenden  Handelspapiere 
wird  bis  zum  28.  Dezember  1916  verlängert.  Wenn  einer 
der  nach  diesem  Gesetze  zahlbaren  Teilbeträge  protestiert 
wird,  so  bedarf  es  für  die  darnach  fällig  werdenden  Teil¬ 
beträge  nicht  eines  nochmaligen  Protestes.  Jedoch  werden 
die  Protestkosten  von  der  Gesamtsumme  des  nicht  pro¬ 
testierten  Teiles  des  Papieres  erhoben. 

Artikel  5.  Den  Gerichten  ist  bis  zum  28.  Dezember 
1916  verboten,  wegen  der  gemäß  diesem  Gesetze  zahl¬ 
baren  Schuldbeträge  von  Amts  wegen  oder  auf  Antrag 
der  Gläubiger  den  Konkurs  anzuordnen,  vielmehr  sind 
diese  Beträge  im  gewöhnlichen  Prozeßwege  zu  verfolgen 
und  einzutreiben.  Die  deswegen  stattfindenden  Pfän¬ 
dungen  und  Zwangsveräußerungen  sind  auf  die  eintreib- 
baren  Beträge  zu  beschränken.  Indessen  wird  die  Ver¬ 
steigerung  von  unbeweglichem  Eigentum  solange  hin¬ 
ausgeschoben,  bis  zwei  Drittel  des  wirklichen  Wertes  er¬ 
reicht  sind.  Stützt  sich  die  Forderung  auf  ein  in  Voll¬ 
streckung  befindliches  Urteil,  so  wird  von  dem  Gerichte 
die  Pfändung  ohne  Bürgschaft  verfügt,  und  es  bedarf 
keines  besonderen  Prozesses  zur  Bestätigung  der  Pfän¬ 
dung.  Gewinnt  das  Gericht  die  Überzeugung,  daß  der 
Schuldner  zum  Schaden  des  Gläubigers  versucht  hat, 
sich  seines  beweglichen  Vermögens  zu  entäußern,  so 
kann  ein  dem  Gesamtbeträge  seiner  Schuld  entspre¬ 
chender  Teil  seines  beweglichen  Vermögens  gepfändet 
werden,  während  das  unbewegliche  Vermögen  insgesamt 
gepfändet  werden  kann. 

Artikel  6.  Die  Mieten  für  Grundstücke  unterliegen 
im  allgemeinen  keiner  Stundung.  Nur  die  gemäß  den 


früheren  Moratoriumsgesetzen  gestundeten  Mieten  unter¬ 
liegen  den  Vorschriften  des  Artikels  1  dieses  Gesetzes. 

Artikel  7.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  um¬ 
fassen  nicht  die  nach  dem  3.  August  1914  begründeten 
Schulden,  Verträge  und  Verbindlichkeiten. 

Artikel  8.  Die  Bestimmungen  der  Artikel  4  und  7  des 
Gesetzes  vom  3.  Januar  1915  und  des  Artikels  6  des 
Gesetzes  vom  8.  April  1915  behalten  ebenfalls  Geltung. 

Artikel  9.  Dieses  Gesetz  tritt  am  14.  Januar  1916  in 
Kraft. 

Artikel  10.  Mit  der  Ausführung  dieses  Gesetzes  sind 
die  Minister  der  Justiz,  der  Finanzen,  des  Handels  und 
der  Landwirtschaft  betraut. 

Ausfuhr  von  Sesam  und  Sesamöl.  Durch  ein  De¬ 
kret  des  Handels-  und  Landwirtschaftsministers,  ge¬ 
richtet  an  die  Handels-  und  Industriekammer  in  Kon¬ 
stantinopel,  wurde  das  Ausfuhrverbot  für  Sesam  und 
Sesamöl  aufgehoben. 


Einführung  des  Monopols  für  Zündhölzer  und  Spiel¬ 
karten  in  den  neuen  griechischen  Provinzen.  Ein 

königlich  griechisches  Dekret  wom  18.  Oktober  v.  J. 
verfügt : 

Artikel  I.  1.  Die  Gültigkeit  der  in  Altgriechenland  be¬ 
stehenden  Gesetzgebung  über  das  Monopol  der  chemischen 
Zündhölzer  und  Spielkarten  wird  vom  ersten  des  Mo¬ 
nates  November  1915  auch  auf  das  übrige  Griechen¬ 
land  (Makedonien,  Epirus,  Ägäische  Inseln,  Kreta  und 
Samos)  anstatt  der  dort  bezüglich  der  chemischen  Zünd¬ 
hölzer  und  der  Spielkarten  bis  jetzt  geltenden  Gesetze 
ausgedehnt. 

2.  Von  dieser  Ausdehnung  sind  ausgeschlossen  die 
Bestimmungen,  welche  sich  auf  die  Verpfändung  des 
Erträgnisses  des  Salzmonopols  für  die  öffentliche  Schuld 
und  auf  die  Art  und  Weise  der  Verwaltung  dieser  Er¬ 
trägnisse  im  allgemeinen  beziehen,  ferner  die  Bestim¬ 
mungen  der  in  Altgriechenland  bestehenden  Gesetz¬ 
gebung  bezüglich  der  chemischen  Zündhölzer  und  Spiel¬ 
karten,  soferne  dieselben  mit  den  Bestimmungen  der 
Artikel  29  bis  33  und  des  §  1  des  Artikels  35  des  Ge¬ 
setzes  Nr.  5 22  vom  24.  Dezember  1914  und  mit  den 
Bestimmungen  der  vorstehenden  Verordnung  nicht  in 
Einklang  zu  bringen  sind. 

Artikel  II.  1.  Die  von  dem  Ärar  nach  Neugriechen¬ 
land  eingeführten  und  verkauften  chemischen  Zünd¬ 
hölzer  sind  bezüglich  der  Qualität,  des  Preises 
der  Schachtel,  der  Zahl  der  in  jeder  Schachtel 
enthaltenen  Zündhölzer,  sowie  bezüglich  der  Toleranz 
der  Mehr-  oder  Minderdifferenz  der  Zündhölzeranzahl, 
den  Monopolzündhölzern  Altgriechenlands 
gleich,  unterscheiden  sich  aber  von  denselben  da¬ 
durch,  daß  jede  Schachtel  die  Aufschrift  führt  »Zünd¬ 
hölzer  des  griechischen  Monopols  der  neuen  Länder«. 
Diese  Aufschrift  ist  in  großen  Lettern  auf  der  Avers¬ 
seite  der  Schachtel  angebracht,  und  zwar  auf  weißem 
oder  Rosapapier  in  blauer  Tinte  aufiredruckt ;  ferner  ist 
auf  jeder  Schachtel  eine  auf  weißes  Papier  in  Blau  auf¬ 
gedruckte  Marke  angeklebt  mit  der  Überschrift  »Zünd¬ 
hölzer  der  neuen  Länder«.  Die  Marke  trägt  den  Preis 
der  Schachtel  und  das  Bild  des  von  dem  Geier  zer¬ 
fleischten  Hephästos. 

2.  Die  vom  Ärar  in  die  neuen  Länder  eingeführten 
und  dort  verkauften  Spielkarten  sind  bezüglich  der 
Klassen,  der  Gattung  und  der  Zahl  der  in  jedem  Spiel 
enthaltenen  Karten  gleich  jenen,  welche  von  dem  Mono¬ 
pole  in  Altgriechenland  verkauft  werden,  unterscheiden 
sich  aber  von  denselben  durch  die  Form.  Die  Form 
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der  in  den  neuen  Ländern  verkauften  Spielkarten  wird 
von  dem  Finanzministerium  bestimmt.  Die  Aversseite 
eines  jeden  Karo-Aß  trägt  den  Hermeskopf  mit  der 
Umschrift  »Griechenland,  Neue  Länder«.  Jedes  Spiel 
Spielkarten  ist  mit  einer  Umhüllung  aus  weißem  Papier 
versehen,  mit  der  Aufschrift  »Königreich  Griechenland, 
Monopol  der  neuen  Länder«,  mit  den  Emblemen  des 
Staates  und  der  Angabe  der  in  dem  Spiele  enthaltenen 
Anzahl  Karten.  Jedes  Spiel  ist  in  eine  Banderole  ein- 
geschlossen,  auf  welcher  die  Klasse  und  der  Preis  des 
Spieles  ersichtlich  ist.  Die  Banderole  trägt  auch  die 
gleiche  Aufschrift  und  die  gleichen  Embleme  wie  oben. 

3.  Der  Preis  der  von  dem  Monopol  Neugriechenlands 
verkauften  Spielkarten  griechischen  Typs  wird  für  die 
Klasse  1  mit  52  Blatt  mit  einer  Drachme  und  für  die 
Klasse  2  mit  32  Blatt  mit  75  Lepta  festgesetzt. 

Artikel  III.  1.  Die  Verwaltung  und  der  Verkauf  der 
chemischen  Zündhölzer,  sowie  der  Spielkarten  des  Mono¬ 
pols  der  neuen  Länder  erfolgt  durch  die  Verwalter  der 
Monopoldepots  oder  durch  andere  Finanzbehörden  nach 
den  jeweiligen  Verfügungen  des  Finanzministeriums. 

Der  Finanzminister  ist  mit  der  Veröffentlichung  und 
Durchführung  der  vorstehenden  Verordnung  betraut. 


Das  Ledergeschäft  in  den  Vereinigten  Staaten  seit 
dem  Kriege.  Einem  Berichte  der  schweizerischen  Ge¬ 
sandtschaft  in  Washington  entnehmen  wir: 

Die  amerikanische  Ausfuhr  von  Leder,  gegerbten 
Häuten  und  Lederwaren  aller  Art  ist  durch  den  Krieg 
erstaunlich  in  die  Höhe  gegangen  und  erreichte  in  den 
ersten  neun  Monaten  1915  einen  Wert  von  124^2  Mil¬ 
lionen  Dollar,  gegenüber  39  Millionen  in  den  korre¬ 
spondierenden  Monaten  des  Jahres  1914.  Sohlleder  wurde 
für  ca.  20  Millionen  Dollar  gegenüber  5  Millionen 
Dollar  in  1914  exportiert.  Davon  sind  für  i21/2  Mil¬ 
lionen  Dollar  nach  Großbritannien  (gegen  4'/2  Millionen 
in  1914)  und  für  6  Millionen  Dollar  nach  dem  übrigen 
Europa  (gegen  108.500  $  in  1914)  gegangen.  Die  Ge¬ 
samtausfuhr  von  Leder  und  gegerbten  Häuren,  darunter 
auch  große  Posten  für  die  Schweiz,  hatte  bis  Ende 
September  1915  einen  Wert  von  62,000.000  $  gegen 
24^  Millionen  in  1914. 

Fertige  Schuhe  und  Stiefel  kamen  zur  Ausfuhr  in 
neun  Monaten,  endend  30.  September:  Männerschuhe 
8,444.856  Paare  im  Werte  von  23,959.164  $  (1914: 
6,793.918  #),  Frauenschuhe  2,576.913  Paare  im  Werte 
von  4,406.288  $  (1914:  4,436.232  $),  Kinderschuhe 
1,864.347  Paare  im  Werte  von  1,397.971  (1914: 

1,200.701  $);  total  12,886.116  Paare  im  Werte  von 
29,763  423  $  gegen  7,219.272  Paare  im  Werte  von 
12,430.851  $  in  1914. 

Von  den  Schuhen  sind  hauptsächlich  gegangen  nach: 
England  699.215  Paare  im  Werte  von  1,549.407  $ 

(gegen  936.836  $  in  1914),  Frankreich  1,571.952  Paare 
im  Werte  von  4,248  135  $  (gegen  152.576  $  in  1914), 
Deutschland  keine  (gegen  688.935  $  in  I9H)>  sonstiges 
Europa  4,690.579  Paare  im  YVerte  von  15,028.598  $ 
(gegen  868.362  $  in  1914),  Kuba  2,824.377  Paare  im 
Werte  von  3,096.570  $  (gegen  2,599.803  $  in  1914), 
Kanada  891.088  Paare  im  Werte  von  1,602.456  $ 

(gegen  2,371.456  $  in  1914),  Mexiko  447.882  Paare 
im  YVerte  von  840.205  $  (gegen  2l/2  Millionen  in  1914 
und  3  Millionen  in  1913),  Argentinien  164.772  Paare 
im  YVerte  von  522.921  $  (gegen  546000  $  in  1914), 
Brasilien  30.164  Paare  im  Werte  von  87.285  $  (gegen 
190.000  $  in  1914  und  388.000  $  in  1913). 

Sattelzeug  und  Pferdegeschirr  wurde  für  ca.  1 7  Mil¬ 
lionen  Dollar  exportiert  (gegen  rund  600000  $  in  1914). 
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Die  Farbennot  in  den  Vereinigten  Staaten.  Dem 

„Schweizerischen  Handelsamtsblatt“  entnehmen  wir:  Die 
großen  Anstrengungen,  welche  die  amerikanischen  Textil¬ 
industriellen  machen,  um  Ersatz  für  die  früher  aus 
Deutschland  bezogenen  Farbstoffe,  besonders  für  Anilin¬ 
farben,  zu  beschaffen,  sind  bis  jetzt  nicht  erfolgreich 
gewesen.  Man  projektierte  ernstlich,  die  in  Amerika  be¬ 
stehenden  unbedeutenden  Fabriken  auszubauen,  mußte 
aber  einsehen,  daß,  ganz  abgesehen  von  der  mangelnden 
Erfahrung,  es  langer  Jahre  und  Millionen  Kapitalien 
brauchen  würde,  bis  die  Einrichtungen  soweit  gediehen 
wären,  um  Resultate  zu  liefern.  Auch  wären  alsdann 
Prohibitivzölle  nötig,  um  die  deutsche  Farbkonkurrenz 
nach  dem  Kriege  auszuschalten.  Die  Lage  hat  sich  in 
der  letzten  Zeit  noch  dadurch  verschärft,  daß  Groß¬ 
britannien  ein  Ausfuhrverbot  auf  das  von  der  englischen 
Insel  Jamaika  produzierte  Blauholz  (logwood)  gelegt 
hat,  welches,  obwohl  im  Preise  riesig  in  die  Höhe  ge¬ 
gangen,  dennoch  in  den  Vereinigten  Staaten  teilweise 
an  die  Stelle  der  mangelnden  deutschen  Farben  zu  treten 
vermochte.  Es  finden  fortgesetzt  Versammlungen  und 
Beratungen  der  Interessenten  statt.  Die  Silk  Association 
warnt  ihre  Mitglieder,  sparsam  mit  den  noch  vor¬ 
handenen  kleinen  Vorräten  umzugehen.  Einzelne  Farben 
fehlen  schon  gänzlich,  und  es  wird  vorausgesehen,  daß 
demnächst  notgedrungen  „weiß“  die  Modefarbe  in  den 
Vereinigten  Staaten  werden  muß.  Die  Farbeneinfuhr 
aus  Europa,  besonders  aus  Deutschland,  ist  naturgemäß 
stark  zurückgegangen.  Lediglich  der  schweizerische  Im¬ 
port  vermochte  sich  ungefähr  auf  der  früheren  Höhe  zu 
behaupten. 

Haarnetzerzeugung  in  der  Schweiz.  Aus  Genf 

wird  uns  geschrieben:  Haarnetze  bildeten  in  den  letzten 
Jahren  einen  bedeutenden  Exportartikel  der  galizischen 
Hausindustrie,  welche,  wie  es  scheint,  seit  der  russischen 
Invasion  ins  Stocken  geraten  ist.  Infolge  der  großen 
Nachfrage  nach  diesem  Artikel  in  der  Schweiz  und  über 
dieselbe  hat  sich  die  Genfer  Stadtverwaltung  veranlaßt 
gefunden,  in  der  Genfer  Gewerbeschule  einen  Lehrkurs 
für  die  Erzeugung  von  Haarnetzen  zu  eröffnen,  welcher 
namentlich  den  Zweck  verfolgt,  arbeitslosen  Frauen 
lohnenden  Erwerb  zu  beschaffen. 

Die  Goldausbeute  Transvaals.  Der  Gesamtertrag 
der  in  der  „Transvaal  Chamber  of  Mines“  vereinigten 
Minen  betrug  im  Jahre  1915  38,627.461  £  gegen 

35,588.075  £  im  Jahre  1914,  beziehungsweise 

37,358-040  £  im  Jahre  1913. 


ihidjcvitmctöcn* 

Die  Entwicklung  der  Außenhandelsbeziehungen  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  während  des  ersten  Kriegsjahres  1911/15. 

Von  Ludwig  W.  .Schmidt,  3.  Heft  der  »Kriegswirtschaft¬ 
lichen  Untersuchungen«  aus  dem  Institut  für  Seeverkehr  und 
Weltwirtschaft  an  der  Universität  Kiel.  Jena,  Verlag  Gustav 
Fischer,  19x5,  24  Seiten  und  20  Tabellen,  Preis  Mark  i'8o. 

Der  Verfasser  hat  den  guten  Einfall  gehabt,  die  bedeutenden 
Veränderungen,  welche  die  weltwirtschaftliche  Stellung  der  Ver¬ 
einigten  Staaten  seit  dem  Ausbruch  des  Weltkrieges  und  durch 
diesen  Krieg  erfahren  hat,  an  der  Hand  der  Handelsstatistik 
des  nordamerikanischen  Fiskaljahres  1914/15  zu  verfolgen.  Dieses 
Fiskaljahr  fällt  nämlich,  abgesehen  vom  Juli  1914,  mit  dem 
ersten  Kriegsjahr  nahezu  zusammen.  Während  bis  Ende  No¬ 
vember  1914  die  ungünstigen  Einwirkungen  auf  die  Volkswirt¬ 
schaft  der  Vereinigten  Staaten  überwogen  und  zu  mancherlei 
derzeit  seltsam  anmutenden  Abhilfsplänen  Anlaß  gaben,  be¬ 
wirkte  der  Weltkrieg  oder  vielmehr  der  starke  Bedarf  der 
Ententeländer  an  Kriegsmaterial  und  Lebensmitteln  späterhin 
eine  überraschende  Verbesserung  der  Handels-  und  Zahlungs¬ 
bilanz  der  Vereinigten  Staaten.  In  dem  vom  Verfasser  eingehend 
und  übersichtlich  untersuchten  Fiskaljahr  1 9 1 4/ 1 5  zeigten  sich 
wohl  die  Anfänge  dieser  Entwicklung.  Es  wäre  sehr  wünschens¬ 
wert,  wenn  er  dem  zweiten  Kriegsjahr  1915/16  eine  ähnliche 
Besprechung  zuteil  werden  ließe. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lrthringerstraße  12,  i 

zu  er: 

Seidene  Halstücher.  Ein  österreichischer  Handels¬ 
agent  in  Amsterdam  bewirbt  sich  um  Vertretungen  öster¬ 
reichischer  Häuser,  welche  seidene  und  halbseidene  Hals¬ 
tücher,  sowohl  aus  Natur-  wie  auch  aus  Kunstseide  er¬ 
zeugen  und  gewillt  wären,  mit  Holland  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  treten.  (A.  E.  717.) 

Rotverschnittwein.  Ein  Importhaus  in  Metz  wünscht 
Offerte,  Bezugsbedingungen  und  Musterproben  von  13- 
bis  idgrädigen  Rotverschnittweinen.  (A.  E.  716.) 

Geschäftsverbindung  mit  Russisch-Polen.  Ein  gut 
empfohlener  Agent  in  Lublin  bietet  sich  österreichischen 
Häusern  als  Vertreter  an,  welche  den  Wunsch  hegen,  mit 
Lublin  und  dem  benachbarten  Gebiete  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  kommen.  (A.  E.  715.) 

Lederhandschuhe.  Eine  Agenturfirma  in  Amsterdam 
interessiert  sich  für  die  Übernahme  der  Vertretung  einer 
österreichischen  Lederhandschuhfabrik,  welche  für  den 
Export  eingerichtet  und  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenz¬ 
fähig  ist.  (A.  E.  714.) 

Seidenwaren  aller  Art.  Ein  österreichischer  Kauf¬ 
mann,  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  der  seit  mehr  als  20  Jahren 
Skandinavien  bereist,  dortselbst  seine  Subvertreter  hat 
und  bei  der  kaufkräftigen  erstklassigen  Kundschaft  gut 
eingeführt  ist,  berichtet,  daß  in  den  skandinavischen 
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inter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 
'tagen.) 

Ländern  infolge  des  Ausfuhrverbotes  von  Textilien  aus 
Wolle  und  Baumwolle  aus  den  Erzeugungsländern,  gegen¬ 
wärtig  große  Nachfrage  nach  Ersatzstoffen  besteht,  und 
daher  Seidenwaren  österreichischer  Provenienz  ein  gutes 
Absatzfeld  finden  könnten,  österreichische  Fabrikanten 
der  Seidenwarenbranche  werden  hiermit  auf  diese 
günstige  Absatzchance  aufmerksam  gemacht  und  einge¬ 
laden,  sich  mit  dem  betreffenden  Vertreter,  dessen 
Adresse  im  Bureau  der  Sektion  erhältlich  ist,  ins  Ein¬ 
vernehmen  zu  setzen.  (A.  E.  713.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
finna  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti- 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  711.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 

Mitteilungen  fce?  ©ftemi 

Reisen  nach  dem  deutschen  Verwaltungsgebiet 
in  Russisch-Polen.  Zu  Reisen  nach  dem  unter  deutscher 
Verwaltung  stehenden  Okkupationsgebiete  von  Russisch- 
Polen  ist  eine  besondere  Bewilligung  notwendig.  Diese 
Bewilligung  wird  auf  Grund  eines  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefertigten  und  mit  der  amtlich  beglaubigten  Photo¬ 
graphie  und  Unterschrift  des  Inhabers  versehenen  Reise¬ 
passes  in  der  Form  der  Ausstellung  eines  Passierscheines 
durch  den  stellvertretenden  Generalstab  in  Berlin  im 
Einverständnis  mit  dem  Generalgouvernement  in  War¬ 
schau  erteilt,  jedoch  nur  in  den  Ausnahmefällen  ge¬ 
geben,  wenn  es  sich  um  dringende  und  wichtige  Ange¬ 
legenheiten  handelt,  bei  denen  die  persönliche  Anwesen¬ 
heit  des  Reisewerbers  unbedingt  erforderlich 
erscheint.  Die  Passierscheine  unterliegen  einer  Taxe 
von  3  M.  für  je  eine  Woche  der  bewilligten  Gültigkeits¬ 
dauer.  Die  Bewerbung  darum  hat  mittels  schriftlicher 
Gesuche  zu  erfolgen,  die  genaue  Angabe  über  1.  die 
Paßdaten,  2.  das  Reiseziel  (unter  namentlicher  An¬ 
führung  aller  Orte,  an  denen  Aufenthalt  genommen 
werden  soll),  3.  den  Reiseweg,  4.  den  Reisezweck  und 
5.  die  beabsichtigte  Dauer  der  Reise  enthalten  und  be¬ 
sonders  alle  für  die  Prüfung  der  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  belangreichen  Umstände  mit  voller 
Deutlichkeit  erkennen  lassen  müssen.  Der  Paß  selbst 
braucht  nicht  beigegeben  zu  werden,  es  muß  aber  die 
Richtigkeit  der  Angaben  in  dem  Gesuche  über  seine 
Daten  amtlich  bestätigt  sein. 

Die  Vermittlung  der  Gesuche  hat  das  k.  u.  k.  Mini¬ 
sterium  des  Äußern  übernommen,  das  sie  im  Interesse 
der  Vereinfachung  des  Verfahrens  im  Wege  seines  Ver¬ 
treters  in  Warschau  der  Paßzentrale  des  kaiserlichen 
Generalgouvernements  in  Warschau  zur  weiteren  Er¬ 
ledigung  zukommen  lassen  wird.  Da  jedoch  eine  Inter¬ 
vention  des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußern  nur  in 
jenen  Fällen  Platz  greifen  kann,  in  denen  in  bezug  auf 
die  Dringlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Reise  die  Vor¬ 
aussetzungen  für  die  Erteilung  der  Bewilligung  durch 
das  Generalgouvernement  gegeben  sind,  dürfen  Reise¬ 
ansuchen  nicht  mehr  wie  bisher  beim  Ministerium  des 
Äußern  eingebracht  werden ;  diese  Eingaben  werden  nach 
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vorheriger  Begutachtung  auf  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  dem  k.  u.  k.  Ministerium  des 
Äußern  auf  das  nach  dem  Reisezweck  in  Betracht 
kommende  k.  k.  Fachministerium  übermittelt. 

Die  Gesuche  um  die  Erteilung  der  Reisebewilligung 
nach  dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  von 
Russisch-Polen  sind  demnach  von  den  Erlaubniswerbern 
bei  der  politischen  Bezirks-,  beziehungsweise  landes¬ 
fürstlichen  Polizeibehörde  ihres  Aufenthaltsortes  ein¬ 
zubringen;  diese  Stellen  wurden  angewiesen,  die  Gesuche 
nach  Erhebung  über  die  Verläßlichkeit  des  Gesuch¬ 
stellers  und  die  Stichhältigkeit  seiner  Angaben  mit  einem 
Anträge  über  die  Berücksichtigungswürdigkeit  des  An¬ 
suchens  an  die  politische  Landesbehörde  behufs  Weiter¬ 
leitung  an  die  betreffenden  Fachministerien  vorzulegen. 

(2678/E.) 

Protestaufnahme  in  Russisch-Polen.  Zum  Schutze 

der  Wechselgläubiger  im  besetzten  Gebiete  von 
Russisch-Polen  sind  bekanntlich  die  Fristen  zur  Vor¬ 
nahme  einer  Handlung,  deren  es  zur  Ausübung  und 
Erhaltung  des  Wechselrechtes  oder  des  Regreßrechtes  aus 
dem  Scheck  bedarf,  vorläufig  bis  30.  Juni  1916  ver¬ 
längert  worden.  Eine  Verlängerung  dieser  Frist  dürfte  zu 
erwarten  sein.  Die  Wechselgläubiger  sind  daher,  wie  die 
Handelskammer  zu  Berlin  mitteilt,  zurzeit  wohl  be¬ 
rechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  ihre  Wechsel  protestieren 
zu  lassen.  Zur  Aufnahme  der  Proteste  sind  auch  die  Ge¬ 
richtsvollzieher  ermächtigt.  Anträge  auf  Protestaufnahme 
durch  diese  sind  an  den  Präsidenten  des  Obergerichtes 
in  Warschau  zu  richten,  österreichische  Wechsel¬ 
gläubiger  sollten  schon  frühzeitig  auf  Erhebung  des 
Protestes  bedacht  sein,  insbesondere,  wenn  es  sich  um 
Provinzwechsel  handelt.  (365/E.,  2768/E.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 

M  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k  oste- reichisrhen  '  landelsmu*eums  die  Wochenschrift  »Das  Handels¬ 
museum«  regelmäüig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigu  g  der 

P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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DONAUFRACHT  UND  BAHNVERKEHR. 

Von  Dr.  Viktor  Krakauer. 

Das  Streben  nach  Anknüpfung  innigerer  wirtschaft¬ 
licher  Beziehungen  zwischen  den  Mittelmächten  und  den 
mit  ihnen  verbündeten  Staaten  hat  beinahe  von  selbst 
die  Aufmerksamkeit  vieler  wirtschaftlicher  Verbände  auf 
die  Donau  gelenkt,  auf  den  Strom,  der  gleichsam  von 
der  Natur  aus  dazu  vorherbestimmt  zu  sein  scheint,  ein 
wichtiges  Bindeglied  im  Verkehre  dieser  Länder  unter¬ 
einander  zu  werden.  Es  mehren  sich  daher  in  letzter  Zeit 
immer  häufiger  die  Stimmen,  die  bei  der  in  Zukunft  zu 
erwartenden  Ausgestaltung  der  Verkehrswege  zwischen 
West  und  Ost  auch  der  Donau  ihre  entsprechende  Rolle 
zugewiesen  haben  wollen ;  sie  soll  eine  „w  i  r  k  1  i  c  h 
brauchbare  Großschiffahrtsstraße“  werden. 
Dies  wäre  nach  einer  erst  kürzlich  von  den  Interessenten 
der  Donau — Main — Rhein — Wasserstraße  in  Nürnberg 
gefaßten  Entschließung  durch  Verträge  zwischen  den 
verbündeten  Staaten  sicherzustellen,  durch  wirksame, 
die  Kontrahenten  bis  ins  einzelne  verpflichtende  Ab¬ 
machungen.  Hierbei  kämen  insbesondere  Vereinbarungen 
über  die  Beseitigung  aller  Schiffahrtshindernisse  in  Be¬ 
tracht,  Bestimmungen  über  die  Errichtung  von  Unter¬ 
stands-,  Landungs-  und  Ladeplätzen,  über  die  Erweite¬ 
rung  bestehender  unzureichender  Anlagen,  über  die  Re¬ 
gelung  und  Ermäßigung  von  Gebühren,  über  die  völlige 
rechtliche  und  tatsächliche  Gleichstellung  der  gegen¬ 
seitigen  Staatsangehörigen,  dann  auch  über  die  Errich¬ 
tung  einer  gemeinschaftlichen  Stelle  für  die  Behandlung 
von  Tarif  fragen  u.  s.  w. 

Bei  allen  diesen  Bestrebungen  wird  aber  zweierlei 
übersehen:  die  ungeheuere  Fülle  von  Schwierig¬ 
keiten,  die  der  Umwandlung  der  Donau  in  eine  leistungs¬ 
fähige  Großschiffahrtsstraße  entgegenstehen  und  der 
scharfen  Konkurrenz,  welche  derzeit  dem  Donaufracht¬ 
verkehr  die  Eisenbahtltarife  bereiten.  Es  ist 
daher  ein  großes  Verdienst,  wenn  in  einer  umfassenden, 
im  Archiv  für  Eisenbahnwesen  erschienenen  Studie  die 
Frage  nach  beiden  Richtungen  hin  von  Zimmermann 
sorgfältig  behandelt  wird.  Zimmermann  weist  vorerst 
auf  die  geschichtliche  Tatsache  hin,  daß  die  2860  km 
lange  Donau,  die  Entwässerin  des  elften  Teiles  unseres 
Festlandes  (nämlich  der  Fläche  von  817.000  m 2),  die 
Verbindungslinie  so  vieler  Staaten  und  Nationen,  so 
vieler  verschiedenartiger  Wirtschaftsgebiete,  die  kürzeste 
Binnenwasserstraße  zwischen  Okzident  und  Orient,  trotz 
dieser  günstigen  natürlichen  Vorbedingungen  seit  jeher, 
soweit  es  sich  um  ihre  Bedeutung  für  den  Verkehr  han¬ 
delt,  eine  verhältnismäßig  kleine  Rolle  gespielt  hat.  Die 
Ursache  hiervon  ist,  bis  in  das  vergangene  Jahrhundert 
hinein,  vor  allem  in  der  natürlichen,  der  Schiffahrt  wenig 
förderlichen  Beschaffenheit  des  Flusses,  in  den  unauf¬ 
hörlichen  kriegerischen  Zusammenstößen  im  Donaugebiet 
und  besonders  in  der  Bedürfnislosigkeit  der  Bevölkerung, 
die  der  wenig  entwickelten  Wirtschaft  überhaupt  ent¬ 
sprach,  zu  suchen  gewesen.  Nach  vielen  Versuchen, 
Dampfschiffe  im  Donauverkehr  einzuführen,  gelang  es 
anfangs  der  Dreißiger jahre  der  Ersten  privilegierten 
Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft,  einen  entsprechen¬ 
den  Schiffahrtsdienst  einzurichten  und  ihn  bis  in  die 
Neunziger  jahre  fast  ausschließlich  zu  behaupten.  Auch 
späterhin  war  die  Bedeutung  der  Donau  für  den  Trans- 
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port  von  Gütern,  besonders  im  Vergleich  zu  den  deut¬ 
schen  Strömen,  sehr  gering. 

Dies  alles  ist  eine  notwendige  Folge  natürlicher,  po¬ 
litischer  und  rein  wirtschaftlicher  Gründe.  In  erster 
Linie  fällt  uns  an  der  Donau  die  den  Verkehr  in  jeder 
Hinsicht  beeinträchtigende  geographische  Lage  auf.  Ihre 
Ungunst  spricht  sich  aus  in  der  Richtung  des  Flusses, 
die  dem  Verkehr  entgegengesetzt  ist,  in  der  ungünstigen 
Mündung  und  in  der  mangelhaften  natürlichen  und  künst¬ 
lichen  Verbindung  des  Stromes  mit  anderen  Flußsystemen 
und  mit  der  Adria.  Wie  die  geographische  Lage,  so 
machte  auch  die  Beschaffenheit  der  Donau  den  Strom 
zu  keinem  für  den  Schiffsverkehr  günstigen  Tätigkeits¬ 
gebiet.  Gleichwohl  ist  erst  sehr  spät  an  die  Verbesserung 
des  Flußlaufes  geschritten  worden,  dem  der  Strudel  bei 
Grein,  die  Strecke  Preßburg — Gönyö  und  das  Eiserne 
Tor  mit  den  Katarakten  fast  unüberwindliche  Hindernisse 
bereiteten.  Die  erst  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts 
beendeten  Arbeiten  haben  oft  nicht  gehalten,  was  sie  zu 
versprechen  gedachten.  Es  kommen  eben  noch  Umstände 
hinzu,  die  zu  bessern  oder  zu  verhüten  in  keines  Menschen 
Gewalt  steht,  so  vor  allem  der  zu  Zeiten  des  größten 
Verkehrs,  im  Frühjahr  und  im  Herbst,  auftretende  nie¬ 
dere  Wasserstand.  Auch  die  politischen  Verhältnisse  und 
die  Beziehungen  Österreichs  zu  den  Ländern  der  unteren 
Donau  waren  dem  Schiffsverkehr  wenig  förderlich. 

Eine  Folge  aller  Widerwärtigkeiten  des  Donau¬ 
verkehres  waren  die  hohen  Frachtsätze,  die  die 
Entwicklung  der  Schiffahrt  hinderten,  der  der  Eisen¬ 
bahnen  nur  annähernd  gleichzukommen.  Auch  bei  der 
Aufstellung  des  Donaufrachttarifs  muß  es  eine  obere  und 
eine  untere  Grenze  geben.  Die  obere  Grenze  bestimmt 
sich  durch  die  Konkurrenz,  durch  etwa  festgesetzte  Ma¬ 
ximaltarife  (subventionierte  Donauschiffahrtsgesell¬ 
schaften)  und  bei  dem  einzelnen  Produkt  durch  die  Höhe 
des  Tarifs,  den  dieses  Produkt  noch  ertragen  kann.  Die 
untere  Grenze  ist  in  einem  wirtschaftlichen  Betrieb  durch 
die  Selbstkosten  gegeben.  Für  die  Tarifbestimmung  auf 
der  Donau  konnte  nur  diese  untere  Grenze  in  Betracht 
kommen,  die  allerdings  sehr  weit  gezogen  werden  mußte. 
Waren  doch  die  Betriebskosten  auf  der  Donau  stets  sehr 
bedeutend,  sowohl  hinsichtlich  des  Weges,  als  auch  was 
das  Transportgefäß  und  die  Triebkraft  anlangte.  Als  eine 
Eigentümlichkeit  des  Donauverkehrs  müssen  wir  das 
vordem  von  der  Ersten  Donau-Dampfschiffahrtsgesell¬ 
schaft  auf  den  Weg  verausgabte  Anlagekapital  be¬ 
zeichnen,  ein  Anlagekapital,  das  oft  nur  für  kurze  Zeit, 
zuweilen  sogar  wenige  Tage  hindurch  produktiv  wirkte. 
So  stellte,  um  nur  ein  Beispiel  anzuführen,  die  Donau- 
Dampfschiffahrtsgesellschaft  am  17.  September  1879 
bei  Sülly  eine  Fahrstraße  von  174  m  Tiefe  her,  die  am 
19.  September,  also  zwei  Tage  nachher,  bei  gleichem 
Wasserstand  nur  noch  1^24  tu  aufwies. 

Die  große  und  eigenartige  Konkurrenz  des  Seeweges 
macht  sich  erst  seit  1856  in  ihrer  ganzen  Stärke  geltend. 
Der  Grund  für  die  Überlegenheit  der  See  über  die  Donau 
ist  zum  Teil  darin  zu  suchen,  daß  erst  die  technischen 
Arbeiten  der  europäischen  Donaukommission  auch 
größeren  Seeschiffen  die  Einfahrt  bis  nach  Braila  er¬ 
möglicht  haben.  So  gab  dies  schon  einen  Anlaß,  den 
leichter  bewerkstelligten  Seeverkehr  zu  pflegen.  Hinzu 
kam  die  allmähliche  Entwicklung  besonders  Rumäniens 
und  die  durch  die  internationalen  Angelegenheiten  in 
erhöhtem  Maße  geweckten  Interessen  Englands,  Frank¬ 
reichs  und  Deutschlands  den  unteren  Donaufürsten¬ 
tümern  gegenüber. 

Vor  allem  waren  es  jedoch  unzweifelhaft  die  Nied¬ 
rigkeit  der  Seefrachttarife  einerseits  und 
die  relative  Höhe  der  Donautarife  anderseits,  die  dem 
Seeweg  den  größeren  Verkehr  sicherten.  Die  spätere 
Herabsetzung  der  Donautarife  konnte  wenig  nützen, 


denn  Hand  in  Hand  damit  ging  auch  eine  weitere  Ver¬ 
billigung  der  Seefrachttarife  vor  sich. 

Zur  Billigkeit  gesellt  sich  die  Massenhaftigkeit  der 
Seeverfrachtung.  Von  jeher  sind  zwar  durch  direkte 
Tarife  im  Donauverkehr,  durch  staatliche  Hilfe  und 
durch  Stromregulierungen  Versuche  gemacht  worden, 
den  Verkehr  auf  den  Fluß  zu  leiten;  doch  waren  dies 
Versuche,  die  nur  gezeigt  haben,  daß  die  in  einem  mäch¬ 
tigen  Seeschiff  verladenen  Waren  billiger,  sicherer  und 
in  größeren  Mengen  an  ihr  Ziel  gelangten,  als  die  den 
Launen  von  Witterung  und  den  Stromhindernissen  aus¬ 
gesetzten,  auf  kleinen  Donaufahrzeugen  auf  kostspieligere 
Art  und  in  geringeren  Mengen  verfrachteten  Güter. 

Auch  durch  die  Regulierung  des  Eisernen  Tores  ist 
wenig  zur  Beseitigung  der  Konkurrenz  des  Seeweges 
beigetragen,  ja,  in  manchen  Beziehungen  sogar  das 
Gegenteil  dessen  erreicht  worden,  da  sich  fortan  beson¬ 
ders  serbische  Artikel,  selbst  oberhalb  Orsovas  verladen, 
oft  dennoch  der  See  zugewendet  haben.  Es  zeigt  sich 
hier,  daß  sich  der  Verkehr  immer  selbst  die  günstigste 
Richtung  auswählt.  Einen  Bewreis  liefert  uns  das  Jahr 
1902,  wo  der  gesamte  Getreideverkehr  talwärts  durch 
den  Eisernen-Tor-Kanal  gegen  den  des  Vorjahres  um 
eine  halbe  Million  q  wuchs,  während  der  Bergverkehr 
überhaupt  um  dieselbe  Menge  fiel. 

In  den  Neunziger jahren  trugen  zur  Belebung  des  See¬ 
verkehrs  vor  allem  die  Gründungen  neuer  Schiffahrts¬ 
gesellschaften  in  der  unteren  Donau  bei.  Besonders  die 
größte  dieser  Unternehmungen,  der  rumänische  staatliche 
Schiffahrtsdienst,  war  naturgemäß  bestrebt,  den  Verkehr 
nach  der  unteren  Strecke  des  Stromes  zu  ziehen  und  ihn 
der  See  sowie  den  eigenen  Seehäfen  zuzuführen.  Schließ¬ 
lich  wurde  das  Getreide  der  unteren  Donauländer  noch 
durch  eine  rechtliche  Verfügung  in  Österreich-Ungarn 
auf  den  Seeweg  gedrängt,  nämlich  durch  die  Aufhebung 
des  sogenannten  Mahlverkehrs  im  Jahre  1900,  das 
heißt  der  Erlaubnis,  zollfrei  ausländisches  Getreide  in 
das  österreichisch-ungarische  Zollgebiet  einzuführen,  um 
es  nach  dem  Veredlungsprozeß  als  Mehl  wieder  auszu¬ 
führen.  In  Betracht  kommt  hier  vor  allem  die  ungarische 
und  davon  die  Budapester  Mühlenindustrie,  die  im  Jahre 
1910  5*8  Millionen  q  Mehl  erzeugte. 

Natürlich  kam  die  größte  Menge  des  eingeführten  Ge¬ 
treides  aus  den  unteren  Donauländern  und  wurde  auf 
der  Wasserstraße  verschifft.  Eine  Folge  der  Aufhebung 
des  Mahlverkehrs  war  es  also,  daß  seit  1900  die  Ge¬ 
treideverfrachtungen  nach  Ungarn  abgenommen  und  die 
verlorenen  Mengen  sich  dem  Seewege  nach  dem  west¬ 
lichen  Europa  zugewendet  haben.  Umsomehr  war  dies 
zu  beklagen,  als  durch  die  Erhöhung  des  Getreidezolls 
in  Deutschland  auch  der  dahingehende  Durchgangs¬ 
verkehr  abnahm,  da  nun  das  Qetreide  der  unteren  Donau 
noch  mehr  als  bisher  das  Bestreben  zeigte,  nach  Ant¬ 
werpen  und  Rotterdam,  also  über  die  See  zu  gehen.  Die 
Schiffahrtsgebühren  im  Eisernen  Tor  spielen  gewiß  nur 
eine  kleine  Rolle.  Sie  gaben  wohl  mehr  einen  psycho¬ 
logischen  (auf  dem  Widerwillen  gegen  ihre  Entrichtung 
begründeten)  als  einen  finanziellen  Anlaß,  die  regulierte 
Kataraktenstrecke  möglichst  zu  vermeiden.  Zu  dem 
ohnehin  von  Natur  aus  teueren  Weg  kam  aber  noch  eine 
künstliche  Verteuerung  in  den  verschiedenartigen  Ge¬ 
bühren,  die  der  Wasserverkehr  zu  entrichten  hatte,  hinzu. 
Unter  den  Gebühren  außer  den  am  Eisernen  Tor  und  im 
Franzenskanal  erhobenen,  kamen  für  den  Donauverkehr 
tarif steigernd  besonders  zwei  Abgaben  in  Betracht,  die 
Transportsteuer  in  Ungarn  und  der  ^^prozeiatig-e  Wert¬ 
zollzuschlag  in  Rumänien. 

Was  die  Transportmittel  betrifft,  wäre  vor  allem  auf 
die  Altofner  Schiffswerfte  kurz  hinzuweisen,  die  sich  aus 
bescheidenen  Anfängen  zu  ihrer  heutigen  Vollkommen¬ 
heit  emporgeschwungen  hat.  Fast  alle  Dampfer  und  an¬ 
deren  Fahrzeuge  der  Gesellschaft  werden  hier  gebaut 
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und  ausgebessert.  Als  Triebkraft  der  Schiffe  wurde  bis 
zum  Jahre  1912  nur  der  Dampf  auf  der  Donau  ver¬ 
wendet.  Zu  seiner  Erzeugung  wird  die  Kohle  als 
Brennstoff  gebraucht,  deren  hohe  Preise  zur  Steigerung 
der  Betriebskosten  der  Donau-Dampfschiffahrtsgesell¬ 
schaften  beitragen.  Die  Dampfschiffahrt  auf  dem  Rhein 
und  der  Elbe  bezieht,  wie  Z  i  111  ra  e  r  m  a  n  n  mit  Recht 
betont,  die  Kohlen  aus  naheliegenden,  reichhaltigen 
Kohlenlagern,  während  für  die  Donau  mit  ihrem  langen 
Lauf  weder  in  der  Nähe  befindliche,  noch  sehr  große  Lager 
in  Betracht  kommen.  Die  seinerzeit  von  Fachkreisen 
vorgeschlagene  Verbilligung  des  Brennmaterials  da¬ 
durch,  daß  die  Bahnen  für  die  zu  Schiffereizwecken  ver¬ 
wendeten  Kohlen  nidrigere  Tarife  aufstellen,  konnte  nicht 
durchgeführt  werden.  Die  ausländische  Kohle,  ja  selbst 
die  aus  den  eigenen  Fünfkirchener  Bergwerken  der 
Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft  stammende,  muß  auf 
dem  teuren  Schienenweg  an  die  Wasserstraße  gebracht 
werden. 

Als  neue  Triebkraft  ist  nun  im  Jahre  1912  mit  großem 
Erfolg  das  Rohöl  verwendet  worden.  Der  Erfolg  be¬ 
ruht  auf  den  Vorteilen,  die  die  neubetriebenen  Schiffe 
den  alten  gegenüber  aufweisen.  Diese  bestehen  für  das 
Schiff  in  dem  Nichtvorhandensein  eines  Kessels  und  in 
der  Inanspruchnahme  eines  kleineren  Raumes  für  das 
neue  Brennmaterial,  also  in  einer  wesentlichen  Raum¬ 
ersparnis.  Außerdem  enthält  das  Rohöl  den  Wärmeinhalt 
in  viel  komprimierterer  Form  als  die  Kohle  und  der 
Wärmeinhalt  selbst  kann  fünfmal  besser  ausgenützt 
werden,  als  dies  in  einer  Dampf anlage  geschieht.  Für  die 
Donau  sind  die  Rohölmotoren  besonders  von  großer  Wich¬ 
tigkeit,  weil,  abgesehen  von  der  Raumersparnis  die  ein¬ 
zelnen,  mit  einem  Motor  versehenen  Schleppkähne,  ohne 
sich  an  den  ganzen  Schleppzug  halten  zu  müssen,  be¬ 
weglicher  und  dadurch  verwendbarer  sind,  mithin  auch 
mit  geringeren  Kosten  fortbewegt  werden  können. 

Die  im  vorhergehenden  dargelegten  Umstände  bringen 
es  mit  sich,  daß  die  Donaufrachtsätze  auch  heute  noch, 
im  Verhältnis  zu  anderen  großen  Binnenwasserstraßen, 
sehr  hoch  sind,  was  umsomehr  eine  erfolgreiche  Kon¬ 
kurrenz  des  Wasserweges  mit  dem  Schienenweg  aus¬ 
schließt,  als  auf  den  Bahnen,  vor  allem  auf  den  un¬ 
garischen,  außergewöhnlich  niedrige  Aus¬ 
nahmetarife  bestehen,  und  zwar  bei  Gütern,  die 
gerade  der  Donau  als  Frachtgüter  zufallen  könnten  (wie 
Produkte  der  Landwirtschaft  und  landwirtschaftlicher 
Industrien)  sowie  in  Verkehrsrichtungen,  die  für  die  Ver¬ 
frachtung  auf  der  Donau  ebenso  gut  in  Betracht  kommen 
könnten.  So  bestehen  beispielsweise  in  der  Richtung  nach 
Bayern  nicht  nur  auf  den  ungarischen,  sondern  auch  auf 
den  österreichischen,  serbischen,  rumänischen  und  bul¬ 
garischen  Bahnen  für  Getreide,  Flülsenfrüchte,  Malz, 
Mühlenfabrikate  und  Ölsaaten,  also  alles  Frachtgüter  der 
Donauschiffahrt,  billige  Ausnahmetarife.  Im  Jahre  1900 
belief  sich  unter  anderem  die  Fracht  für  10.000  kg  Ge¬ 
treide  zwischen 

Wien  und  München . auf  177  M. 

Wien  und  Nürnberg . „  221  „ 

Budapest  und  München . „  154  „ 

Budapest  und  Aschaffenburg . „  398  „ 

Dabei  ist  aber  noch  zu  bedenken,  daß,  soweit  die  bayeri¬ 
sche  Strecke  in  Betracht  kommt,  keine  Ausnahmetarifie¬ 
rung  besteht,  sondern  der  normale  Satz  des  Spezial- 
tarifes  I  gilt.  Also  fallen  die  großen  Frachtermäßigungen 
gerade  auf  die  Strecke,  die  auch  für  die  Donauschiffahrt 
in  Frage  käme.  Die  niedrigsten  Ausnahmetarife  gelten 
für  die  Strecke  Budapest — Fiume,  teils  um  den  ungari¬ 
schen  Hafen,  teils  um  die  ungarische  Ausfuhr  zu  be¬ 
günstigen,  freilich  ohne  Rücksicht  darauf,  welcher 
Schaden  der  Donauschiffahrt  hierdurch  zugefügt  wird. 
Wie  sehr  diese  Tarifpolitik  gerade  den  Donauverkehr 
nachteilig  beeinflußt,  geht  schon  aus  den  hohen  Tarifen 


des  Schiffahrtsverkehrs  hervor.  Der  Umstand  indes,  daß 
trotz  der  für  die  Donau  vorhandenen  großen  Konkurrenz 
ihre  Frachtsätze  höher  stehen  als  auf  anderen  Binnen¬ 
schiffahrtsstraßen,  muß  nach  Zimmermann  zur  wirt¬ 
schaftlich-logischen  Folgerung  führen,  daß  die  be¬ 
stehenden  Frachtsätze  auf  der  Donau  die  aus  den  größeren 
Selbstkosten  folgende  niedrigste,  noch  wirtschaftliche 
Grenze  darstellen. 

Hierzu  kommt  das  Verhältnis  von  Schiffahrt  und 
Eisenbahnen.  Wir  finden  in  Ungarn  den  auffallenden 
Mangel  eines  „intensiven  und  organischen  Zusammen¬ 
hanges  zwischen  dem  Wasser-  und  Eisenbahnverkehr, 
welcher  Umstand  die  Disponibilität  der  Ware  und  die 
Einhaltung  eines  bestimmten  Lieferungstermines  beinahe 
vollkommen  ausschließt“. 

Als  Ergebnis  der  bisherigen  Entwicklung  zeigt  sich, 
daß  auf  den  ungarischen  Wasserstraßen,  also  haupt¬ 
sächlich  auf  der  Donau, 

1.  eine  überaus  mangelhafte  Ausnutzung  des  natürlich 
gegebenen  Verkehrsweges  stattfindet,  und 

2.  eine  zwar  absolut  steigende,  jedoch  im  Verhältnis 
zu  den  Eisenbahnen  beträchtlich  sinkende  Verkehrsgröße 
sich  zeigt. 

Außer  von  der  Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft 
wird  die  Donau  als  Wasserstraße  auch  von  anderen 
Schiffahrtsunternehmungen  benützt.  Keine  größere  Schiff¬ 
fahrtsgesellschaft  ist  jedoch  als  ein  reines  Privatunter¬ 
nehmen  anzusehen,  denn  das  Privatkapital  an  und  für 
sich  wagte  sich  noch  nicht  an  eine  Anlage  von  so  un¬ 
sicherer  Rentabilität.  Die  heutigen  Donau-Dampfschiff¬ 
fahrtsgesellschaften  sind  vielmehr  vor  allem  durch  zwei 
Eigenschaften  gekennzeichnet:  sie  genießen  eine  staat¬ 
liche  Unterstützung  und  sind  infolgedessen  in  ihrer  Be¬ 
wegungsfreiheit,  insbesondere  auf  tarifarischem  Gebiet 
beschränkt.  Von  dieser  Eigenart,  die  hauptsächlich  bei 
der  Ersten  k.  k.  privilegierten  Donau- 
Dampfschiffahrtsgesellschaft  und  der 
Ungarischen  Fluß-  und  Seeschiffahrts- 
Aktiengesellschaft  vorliegt,  bilden  zwei  Aus¬ 
nahmen  die  Süddeutsche  Donau-Dampf- 
schiffahrtsgesellsc  haft  und  der  Rumäni¬ 
sche  Schiffahrtsdienst.  Die  Aktien  der  Süd¬ 
deutschen  befinden  sich  seit  dem  Jahre  1910  in  den  Händen 
der  österreichischen  Regierung.  Gleichwohl  darf  aber  im 
technischen  Sinne  die  Gesellschaft  nicht  als  ein  Unter¬ 
nehmen  des  Staates  bezeichnet  werden,  da  sie  in  vielen 
Verfügungen  vollkommen  freie  Hand  hat.  Dagegen  ist 
die  „Navigatione  Fluviale  Roumaine“  ein  rein  staatliches 
Unternehmen,  bei  der,  wde  bei  der  Süddeutschen  Gesell¬ 
schaft,  von  einer  staatlichen  Unterstützung  naturgemäß 
nicht  die  Rede  sein  kann.  Den  gegenseitigen  Verein¬ 
barungen  der  Schiffahrtsgesellschaften  untereinander 
konnte  bisher  kein  großer  Einfluß  auf  die  allgemeine 
Tarifsatzhöhe  auf  der  Donau  zugeschrieben  werden;  sie 
regeln  vielmehr  scheinbar  nur  die  gegenseitigen  Ver¬ 
kehrsbeziehungen,  Angelegenheiten  der  Abfertigung  der 
Güter  oder  führen  zuweilen  eine  Verständigung  über 
schwankende  Frachtsätze  herbei.  Auch  sind  diese  Ver¬ 
träge  nicht  als  Kartelle  zu  bezeichnen. 

Alle  diese  Verhältnisse  müssen  stets  vor  Augen  ge¬ 
halten  und  einer  gemeinsamen  Behandlung  unterzogen 
werden,  wenn  die  Frage  einer  ersprießlichen  Neuordnung 
des  Donauverkehrs  nicht  ein  frommer  Wunsch  bleiben, 
sondern  so  gut  als  möglich  gelöst  werden  soll.  Jede  e  i  n- 
s  e  i  t  i  g  e  Erörterung  des  Problems  —  und  nur  eine 
solche  ist  in  den  meisten  Fällen  zu  finden  —  schadet 
eher  der  Sache,  weil  dadurch  die  vorhandenen  vielen 
Schwierigkeiten  scheinbar  mit  Absicht  nicht  beachtet 
werden.  Dennoch  dürfen  uns  die  der  Umwandlung  der 
Donau  in  eine  Großschiffahrtsstraße  entgegenwirkenden 
Hemmungen  keineswegs  entmutigen.  Freilich,  die  natür¬ 
lichen  Verhältnisse  lassen  sich  nicht  beseitigen  wohl 
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aber  „korrigieren“.  Und  die  Donau  hat  sich  während  des  ^ 
Krieges  für  uns  von  so  großer  Wichtigkeit  erwiesen  (sie 
hat  bekanntlich  lange  vor  Einführung  des  Balkanzuges 
den  direkten  Verkehr  mit  Bulgarien  und  der  'lürkei  er¬ 
möglicht  und  ist  jetzt  von  nicht  geringer  Bedeutung  für 
unseren  Verkehr  mit  Rumänien),  daß  alle  Hebel  angesetzt 
werden  müssen,  die  sonst  die  Entfaltung  eines  großen 
internationalen  Donauverkehrs  störenden 
vielfältigen  Hindernisse  gründlich  aus  dem  Wege  zu 
räumen.  Insbesondere  wird  eine  einheitliche  Ver¬ 
kehrspolitik  im  Frieden,  der  uns  unzweifelhaft  eine 
wesentliche  Steigerung  der  Bahntarife  bringen  wird, 
leicht  zu  erzielen  sein;  letztere  werden  dann  mit  den 
Frachtraten  der  Dampfschiffahrtsunternehmungen  in 
Übereinstimmung  gebracht  werden  können,  wie  denn  über¬ 
haupt  die  einzelnen  Verkehrszweige  sich  in  einer  ihrer 
Eigenart  entsprechenden  Weise  gegenseitig  zu  fördern 
—  nicht  aber  sich  gegenseitig  zu  bekämpfen  haben. 

KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Abänderung  des  §  20  der  Durchführungsvor¬ 
schrift  zum  Zolltarifgesetze  vom  13.  Februar  1906. 

Eine  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen,  des  Han¬ 
dels  und  des  Ackerbaues  vom  24.  Februar  1916  bestimmt: 

§  1.  Im  §  20  der  Durchführungsvorschrift  zum  Zoll¬ 
tarifgesetze  vom  13.  Februar  1906,  R.-G.-Bl.  Nr.  22,  ist 
das  vorletzte  Alinea  durch  folgenden  Text  zu  ersetzen: 

„Die  Höhe  des  hierbei  in  Frage  kommenden  Zinsfußes 
wird  durch  besondere  Verordnungen  festgesetzt  und 
öffentlich  verlautbart  werden.  Als  Grundsatz  hat  hierbei 
zu  gelten,  daß  Zollkredite  mit  i1/2  Prozent  unter  dem  je¬ 
weiligen  am  ersten  Tage  des  auf  die  Verzollung  fol¬ 
genden  Kalendermonates  für  die  Eskontierung  von 
Wechseln  geltenden  Zinsfüße  der  Österreichisch-ungari¬ 
schen  Bank  zu  verzinsen  sind.  Falls  jedoch  die  als  Mi¬ 
nimum  vorgeschriebene  Pfandsicherstellung  zur  Gänze 
in  österreichischen  oder  ungarischen  Staatskrediteffekten 
geleistet  wird,  beträgt  die  Verzinsung  der  gesamten  auf 
Grund  der  betreffenden  Bewilligung  kreditierten  Beträge 
2  Prozent  und,  falls  die  Sicherstellung  für  den  vollen 
Betrag  des  bewilligten  Kredites  durch  Verpfändung  von 
österreichischen  oder  ungarischen  Staatskrediteffekten 
geleistet  wird,  21/..  Prozent  unter  dem  obigen  Zinsfuß¬ 
satze  der  Österreichisch-ungarischen  Bank.  In  allen 
Fällen  hat  jedoch  die  Verzinsung  mindestens  21/2  Prozent 
zu  betragen. 

Die  im  Artikel  XVIII,  Al.  3  c,  Z.-T.-G.,  vorgeschrie¬ 
bene  Verzinsung  der  für  die  im  Vormerkverfahren  ab¬ 
gefertigten,  jedoch  während  der  Vormerkfrist  nicht  aus¬ 
geführten  Waren  aushaftenden  Gebühren  wird  bis  auf 
weiteres  mit  dem  höchsten  Zollkreditzinsfuße  festgesetzt.“ 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  März  1916  in 
Kraft. 

Die  Kreditierung  fälliger  Zollgebühren.  Eine 
Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  24.  Februar 
1916  lautet: 

§  1.  Die  im  Erlasse  des  Finanzministeriums  vom 
15.  Januar  1862,  R.-G.-Bl.  Nr.  6  , vorgesehene  Kredi¬ 
tierung  fälliger  Zollgebühren  kann  in  Hinkunft  nur  dann 
bewilligt  werden,  wenn  ein  von  der  Behörde  jeweils  fest¬ 
zusetzender  Teil  des  Zollkredites  durch  Pfandbestellung 
und  nur  der  restliche  Teil  durch  Bürgschaft  sichergestellt 
wird. 

Der  Mindestbetrag  der  Pfandsicherstellung  hat  bei 
einer  Kreditsumme  bis  zu  einer  Million  Kronen  30  Pro¬ 
zent  der  Kreditsumme  zu  betragen  und  ist  für  höhere 
Kreditsummen  derart  zu  bemessen,  daß  der  auf  die  ge¬ 


samte  Kreditsumme  anzuwendende  Prozentsatz  der 
Pfanddeckung  bei  einer  Erhöhung  der  Kreditsumme  von 
je  1  Million  Kronen  um  mindestens  je  ix/2  Prozent  steigt 
(zum  Beispiel  bis  zu  2  Millionen  Kronen  3ll/2  Prozent, 
bis  zu  3  Millionen  Kronen  33  Prozent  u.  s.  w.). 

Bei  Erreichung  einer  5oprozcntigen  Pfanddeckung 
kann  von  einer  weiteren  Erhöhung  des  Prozentsatzes 
abgesehen  werden. 

Die  ein  und  derselben  Partei  bei  verschiedenen  Zoll¬ 
ämtern  erteilten  Kreditbewilligungen  können  zum  Zwecke 
der  Bemessung  des  Mindestbetrages  der  Pfandsicher¬ 
stellung  zusammengefaßt  werden. 

§  2.  Die  Pfandsicherstellung  kann  geleistet  werden: 

1.  durch  den  Erlag  von  österreichischen  oder  ungari¬ 
schen  Staatskrediteffekten ; 

2.  durch  den  Erlag  von  anderen  Wertpapieren,  in¬ 
sofern  diese  letzteren  zur  Anlage  von  Mündelgeldern 
geeignet  sind ; 

3.  durch  Bestellung  von  Hypothekarkautionen,  welche 
den  Bestimmungen  über  pupillarmäßige  Sicherheit  ent¬ 
sprechen. 

Als  Sicherstellungen  können  nachstehende  Wert¬ 
effekten,  sofern  sie  an  einer  österreichischen  Börse  notiert 
sind,  angenommen  werden: 

a )  zum  Tageskurse,  jedoch  nicht  über  dem  Nennwert: 

alle  Effekten  der  allgemeinen  Staatsschuld,  der  Staats¬ 
schuld  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  sowie  der  Staatsschuld  der  Länder  der  heiligen 
ungarischen  Krone  einschließlich  der  Staatslose ; 

b)  bis  zu  zwei  Dritteln  des  Tageskurses,  jedoch  nicht 
über  dem  Nennwerte: 

alle  österreichischen  Wertpapiere,  welche  gesetzlich 
als  zur  Anlage  von  Pupillargeldern  geeignet  erklärt 
worden  sind. 

Als  Tageskurs  ist  der  im  letzten,  zur  Zeit  des  Erlages 
nach  dem  Postenlaufe  erhältlichen  Kursblatte  der  Wiener 
Börse  notierte  Geldkurs  anzunehmen;  dieser  ist  aus  dem 
vom  Erleger  beizubringenden  amtlichen  Börsenkursblatte 
oder  aus  dem  Kursblatte  der  amtlichen  Zeitung  zu  ent¬ 
nehmen. 

Bis  auf  weiteres  hat  der  am  25.  Juli  1914  an  üer  Wiener 
Börse  notierte  Geldkurs  und  für  die  staatlichen  Kriegs¬ 
anleihen  der  Emissionskurs  zu  gelten. 

§  3.  Die  Höhe  der  Verzinsung  der  Zollkredite  wird  im 
Sinne  der  Ministerialverordnung  vom  24.  Februar  1916, 
R.-G.-Bl.  Nr.  50,  bis  auf  weiteres,  wie  folgt,  festgesetzt: 

21/.,  Prozent,  falls  die  Sicherstellung  für  den  vollen 
Betrag  des  bewiligten  Kredites  durch  Verpfändung  von 
österreichischen  oder  ungarischen  Staatskrediteffekten  ge¬ 
leistet  wird, 

3  Prozent,  falls  nur  die  als  Minimum  vorgeschriebene 
Pfandsicherstellung  (§  1)  zur  Gänze  in  österreichischen 
oder  ungarischen  Staatskrediteffekten  geleistet  wird, 

31/.,  Prozent  in  allen  anderen  Fällen. 

Die  Höhe  des  Verzinsungssatzes  ist  nach  dem  Stande 
der  am  Tage  vor  Beginn  der  Verzinsung  (Verordnung 
des  Finanzministeriums  vom  21.  Dezember  1912, 
R.-G.-Bl.  Nr.  229,  P.  3,  Absatz  7)  geleisteten  Sicher¬ 
stellung  zu  bestimmen. 

§  4.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  gelten  auch  für 
die  im  Zeitpunkte  des  Inkrafttretens  der  Verordnung  be¬ 
reits  bewilligte  Zollkredite. 

§  5.  Im  übrigen  bleiben  die  bisherigen  Vorschriften 
über  die  Kreditierung  fälliger  Zollgebühren  aufrecht. 

§  6.  Die  Verordnung  tritt  am  1.  März  1916  mit  der 
Maßgabe  in  Kraft,  daß  nur  die  von  diesem  Zeitpunkte 
an  kreditierten  Beträge  der  im  §  3  normierten  höheren 
Verzinsung  zu  unterwerfen  sind. 

Den  Inhabern  der  am  1.  März  1916  bereits  bewilligten 
Zollkredite  wird  zum  Erläge  der  vorgeschriebenen  Pfand¬ 
sicherstellung  eine  Frist  bis  Ende  März  1916  bewilligt- 
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Organisation  des  Devisenhandels.  Die  ö  s  t  e  r- 

reichisch-ungarische  Bank  hat  zum  Zwecke 
der  Evidenz  der  verfügbaren  und  angeforderten  aus¬ 
ländischen  Zahlungsmittel  und  um  den  An-  und  Ver¬ 
kauf  derselben  mit  der  Absicht  ihrer  tunlichsten  Ver¬ 
billigung  zu  vereinheitlichen,  gemeinsam  mit  dem  k.  k. 
Postsparkassenamt  und  österreichischen  Banken  und 
Bankiers  in  Wien  eine  Zentralstelle  für  den  Verkehr 
in  ausländischen  Zahlungsmitteln  für  Österreich  er¬ 
richtet,  welche,  gleichwie  die  in  Budapest  für  Ungarn 
gegründete  analoge  Institution  am  Donnerstag  den 
24.  v.  M.  in  Wirksamkeit  getreten  ist. 

Die  Mitglieder  der  Zentralstelle  sind  verpflichtet,  dieser 
sämtliche  einlaufenden  fremden  Zahlungsmittel  einzu¬ 
liefern  und  den  Bedarf  an  solchen,  unter  Angabe  des 
Verwendungszweckes,  bei  ihr  anzusprechen.  Die  Zentral¬ 
stelle  prüft  den  Verwendungszweck  und  ist  zu  diesem 
Behufe  berechtigt,  die  Vorlage  der  erforderlichen  Belege 
(Korrespondenzen,  Buchauszüge,  Fakturen,  Frachtbriefe 
etc.)  zu  Händen  der  österreichisch-ungarischen  Bank  zu 
verlangen. 

Die  Zentralstelle  entscheidet,  ob,  beziehungsweise  in 
welchem  Ausmaße  die  Zuteilung  der  angesprochenen  Be¬ 
träge  an  ausländischen  Zahlungsmitteln  zu  erfolgen  hat. 

Mit  Rücksicht  auf  die  organisatorischen  Bestimmungen 
der  Devisenzentrale  und  die  für  deren  Teilnehmer  gel¬ 
tenden  Vorschriften  ließen  die  der  Zentralstelle  ange¬ 
hörenden  Banken  und  Bankiers  an  ihre  Kundschaften 
Mitteilungen  ergehen,  in  welchen  die  für  die  Geschäfte 
in  ausländischen  Zahlungsmitteln  ab  24.  v.  M.  Platz 
greifenden  Modalitäten  erläutert  werden  und  deren  In¬ 
halt  im  wesentlichen  der  folgende  ist: 

1.  Bei  allen  Aufträgen  zum  Ankäufe  von  Devisen,  aus¬ 
ländischen  Geldsorten  und  Noten  sowie  zur  Ausstellung 
von  Kreditbriefen  und  Eröffnung  von  Akkreditiven  ist 
der  Zweck  anzugeben,  für  welchen  diese  benötigt  werden. 

a)  Ist  der  Ankauf  der  ausländischen  Zahlungsmittel 
zum  Bezüge  von  Waren  bestimmt,  so  ist  bei  Erteilung 
des  Auftrages  eine  Erklärung  abzugeben,  aus  welcher 
hervorgeht,  welche  Waren  nach  Art  und  Menge  mit  der 
Auslandsvaluta  bezahlt  werden  sollen  und  daß  die  be¬ 
treffenden  Waren  bereits  eingeführt  worden  sind  oder 
innerhalb  vier  Wochen  zur  Einfuhr  auf  den  Weg  nach 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  gebracht 
werden.  Bei  telegraphischen  Aufträgen  ist  Art  und  Menge 
der  Waren  kurz  anzugeben  und  gleichzeitig  die  vor¬ 
geschriebene  Erklärung  brieflich  einzusenden. 

b)  Soll  die  Anschaffung  der  ausländischen  Valuta  zu 
persönlichen  oder  Reisezwecken  erfolgen,  so  ist  dies  in 
der  schriftlichen  Erklärung  anzugeben. 

c )  Die  Gültigkeitsdauer  für  Kreditbriefe  und  Akkredi¬ 
tierungen  in  ausländischer  Währung  wird  in  der  Regel 
mit  vier  Wochen  begrenzt.  Nach  Ablauf  dieser  Frist 
sind  nicht  verwendete  Beträge  seitens  des  Käufers  dem 
Verkäufer  wieder  zur  Verfügung  zu  stellen. 

d)  Ausländische  Valuta  zum  Zwecke  der  Bezahlung 
von  Effektenkäufen  im  Auslande  wird  in  Zukunft  im 
allgemeinen  nicht  mehr  abgegeben.  Mit  Deutschland  tritt 
hinsichtlich  des  Verkehres  in  österreichischen,  ungari¬ 
schen  und  bosnisch-hercegovinischen  Wertpapieren  und 
deutschen  Kriegsanleihen  zunächst  keine  Änderung  ein. 

2.  Die  Teilnehmer  an  der  Devisenzentrale  behalten 
sich  das  Recht  vor,  von  den  Auftraggebern  erforderlichen¬ 
falls  zur  Vorlage  an  die  Österreichisch-ungarische  Bank 
diejenigen  Belege  (Korrespondenzen,  Fakturen,  Buch¬ 
auszüge,  Frachtbriefe  und  sonstige  Urkunden)  zu  ver¬ 
langen,  welche  die  bei  Erteilung  eines  Auftrages  abge¬ 
gebenen  Erklärungen  zu  erweisen  geeignet  sind.  Ent¬ 
sprechen  die  Belege  den  abgegebenen  Erklärungen  nicht, 
so  ist  der  Auftraggeber  verpflichtet,  je  nach  der  seiner 
Bankverbindung  zustehenden  Wahl  entweder  die  Valuta 
zum  seinerzeitigen  Abgabekurse  zurückzuliefern  oder  die 


Differenz  zu  zahlen,  die  zwischen  dem  seinerzeitigen  Ab¬ 
gabekurswert  sowie  dem  Kurswert  desjenigen  Tages  be¬ 
steht,  an  welchem  das  Geschäft  aufgehoben  wird.  Die 
Teilnehmer  an  der  Devisenzentrale  sind  verpflichtet,  mit 
einem  Kunden,  der  auf  Grund  nachweislich  unrichtiger 
Angaben  ausländische  Zahlungsmittel  beansprucht  hat, 
keinerlei  Geschäfte  in  solchen  Zahlungsmitteln  mehr  ein¬ 
zugehen.  Die  Namen  solcher  Kunden  werden  nach  Fest¬ 
stellung  des  Tatbestandes  durch  die  Zentralstelle  im  Wege 
derselben  sämtlichen  Teilnehmern  bekanntgegeben  und 
sind  diese  auch  ihrerseits  verpflichtet,  mit  solchen  Kunden 
keine  Geschäfte  in  ausländischen  Zahlungsmitteln  mehr 
einzugehen. 

3.  In  Zukunft  werden  bei  Käufen  Bestens-  und  limi¬ 
tierte,  bei  Verkäufen  nur  Bestensaufträge  ausgeführt.  Die 
Teilnehmer  an  der  Devisenzentrale  halten  sich  nicht  für 
verpflichtet,  etwaige  im  Widerspruch  hierzu  erteilte  limi¬ 
tierte  Verkaufsaufträge  ausdrücklich  zurückzuweisen  und 
erklären,  das  auch  bei  Bestenskaufaufträgen  nicht  unbe¬ 
dingt  mit  der  Ausführung  an  dem  betreffenden  Tage  ge¬ 
rechnet  werden  kann. 

4.  Limitierte  Kaufaufträge  werden  stets  für  den  dem 
Tage  des  Eintreffens  folgenden  Werktage  vornotiert.  Das 
alte  Limit  erlischt  mit  Eintreffen  des  Abänderungs¬ 
auftrages.  Die  Umwandlung  eines  limitierten  Auftrages 
in  einen  Bestensauftrag  wird  bei  rechtzeitigem  Eintreffen 
für  den  Tag  des  Eintreffens  vorgemerkt. 

5.  Nicht  voll  ausgeführte  Bestenskaufaufträge  bleiben 
bis  auf  Widerruf  in  Kraft ;  limitierte  Kaufaufträge  sind 
vom  Auftraggeber  zeitlich  zu  begrenzen,  widrigenfalls 
sie  nur  für  den  Tag  der  Vormerkung  gültig  sind. 

6.  Eine  Verbindlichkeit,  die  erteilten  Aufträge  für  den 
Tag  des  Eintreffens  in  Vormerkung  zu  nehmen,  besteht 
nur,  wenn  die  Aufträge  in  Wien  spätestens  um  121/.,  Uhr 
nachmittags  im  Besitze  des  betreffenden  Teilnehmers 
an  der  Devisenzentrale  sind. 

7.  Die  Berechnung  der  zur  Ausführung  gelangten  Auf¬ 
träge  erfolgt  zu  den  von  der  Zentralstelle  für  den  Ver¬ 
kehr  in  ausländischen  Zahlungsmiteln  festgesetzten  Ab¬ 
rechnungskursen  des  Ausführungstages,  und  zwar  werden 
die  Ankäufe  der  Kunden  zum  Warenkurse,  die  Verkäufe 
zum  Geldkurse,  beides  unter  Anrechnung  einer  Provision, 
abgerechnet. 

8.  Die  für  den  Verkehr  der  Teilnehmer  an  der  Zentral¬ 
stelle  für  ausländische  Zahlungsmittel  festgesetzten  Ab¬ 
rechnungskurse  verstehen  sich  für  briefliche  Auszah¬ 
lungen.  Bei  Aufträgen  zum  Kaufe  von  telegraphischen 
Überweisungen  werden  festgesetzte  Posttage  zur  je¬ 
weiligen  Wechseleskontrate  der  österreichisch-ungari¬ 
schen  Bank  belastet  werden. 

9.  Alle  sonstigen  zwischen  den  Teilnehmern  der  De¬ 
visenzentrale  einerseits  und  deren  Kundschaften  ander¬ 
seits  bestehenden  Vereinbarungen  bleiben  unverändert. 

10.  Die  Ausführung  der  an  die  Teilnehmer  der  De¬ 
visenzentrale  übermittelten  Kauf-  und  Verkaufaufträge 
ist  davon  abhängig,  daß  die  Kunden  vorerst  den  Emp¬ 
fang  und  die  Kenntnisnahme  der  vorstehend  erwähnten 
Modalitäten  schriftlich  bestätigt  haben.  In  dem  Fall, 
als  der  Kunde  Veranlassung  hat,  auf  telegraphischem 
Weg  Aufträge  in  ausländischen  Zahlungsmitteln  zu  er¬ 
teilen,  ehe  derselbe  sein  Einverständnis  zu  den  Bedin¬ 
gungen  schriftlich  bestätigte,  ist  die  bezügliche  Auftrags¬ 
depesche  mit  den  Worten  zu  beginnen:  „Bestätigen  Ein¬ 
verständnis  ihrer  Bedingungen  22.  Februar.“ 

Ausnahmsbestimmungen  für  die  im  Pariser 
Unionsvertrage  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigentums  festgesetzten  Prioritätsfristen  zu 
gunsten  der  Angehörigen  der  Schweiz.  Eine  Kund¬ 
machung  des  Ministers  für  öffentliche  Arbeiten  vom 
22.  Februar  1916  besagt: 
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Auf  Grund  des  §  I,  Absatz  3,  der  Verordnung  vom 
1.  Dezember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  349,  über  Ausnahms¬ 
bestimmungen  für  die  im  Pariser  Unionsvertrage  zum 
Schutze  des  gewerblichen  Eigentums  festgesetzten  Priori¬ 
tätsfristen  anläßlich  des  Kriegszustandes  und  mit  Be¬ 
ziehung  auf  die  Kundmachung  vom  1.  Dezember  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  350,  Punkt  1,  wird  kundgemacht,  daß  in 
Österreich  die  Prioritätsfristen  für  Patentanmeldungen 
und  für  Musteranmeldungen  zu  gunsten  der  Angehörigen 
der  Schweiz  bis  zu  einem  später  kundzumachenden  Tage 
weiter  verlängert  sind. 

Verarbeitungsbeschränkungen  und  Anbotver¬ 
fahren  für  Materialien  der  Wollindustrie.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Handelsministers  und  Ministers  für  Landes¬ 
verteidigung  im  Einverständnisse  mit  dem  Kriegsminister 
vom  25.  Februar  1916  verfügt: 

§  1.  Vom  Tage  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung 
ist  die  Verarbeitung  von  Kammzug,  Kämmlingen,  Woll- 
abfällen  (Wollabgängen)  aus  allen  Fabrikationsstadien 
der  Wolle  verarbeitenden  Industrien,  von  Kunstwolle, 
ferner  von  Zickel-,  Ziegen-,  Kälber-,  Rinder-,  Fohlen- 
und  Pferdehaaren,  ausschließlich  der  Schweif-  und 
Mähnenhaare,  nur  zur  Erfüllung  von  unmittelbaren  oder 
mittelbaren  militärischen  Lieferungsaufträgen  gestattet. 

§  2.  Von  der  Verarbeitungsbeschränkung  des  §  1  sind 
jene  Kunstwollen,  die  aus  Zivilalttuch,  geschnitten,  ge¬ 
trennt  und  ungetrennt  oder  alten  Halbwollgeweben  (alten 
Bekleidungsstoffen  aus  Baumwollkette  und  Streichgarn¬ 
schuß)  hergestellt  sind,  ferner  Krempelausputz,  Wall-, 
Rauh-  und  Scherhaare  ausgenommen. 

§  3.  Anderweitige  Ausnahmen  von  der  im  §  1  ent¬ 
haltenen  Verarbeitungsbeschränkung  kann  das  Handels¬ 
ministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  gestatten. 

§  4.  Zulässig  bleibt  das  Sortieren,  Mischen,  Waschen, 
Reißen,  Färben  und  Karbonisieren  von  Woll-  und  Halb- 
wol lumpen,  das  Waschen  und  Sortieren  der  im  §  1 
genannten  Tierhaare  sowie  der  Handel  mit  Woll-  und 
Halbwollumpen  und  allen  im  §  1  genannten  Materialien. 

§  5.  Im  Bedarfsfälle  kann  das  Landesverteidigungs¬ 
ministerium  im  Einvernehmen  mit  dem  Handelsmini¬ 
sterium  über  Antrag  des  Kriegsministeriums  im  Wege 
der  politischen  Behörden  verfügen,  daß  alle  oder  einzelne 
Besitzer  von  Woll-  und  Halbwollumpen  sowie  der  im 
§  1  genannten  Spinnstoffe  ihre  Vorräte  dem  Kriegs¬ 
ministerium  oder  der  vom  Kriegsministerium  beauftragten 
Stelle  bis  zu  einem  bestimmten  Termin  anzubieten  haben. 
Der  Besitzer  kann  unter  Beobachtung  der  Verarbeitungs¬ 
beschränkung  über  die  Materialien  verfügen,  wenn  ihm 
binnen  drei  Wochen  nach  dem  Ende  der  Anbotsfrist 
keine  Erklärung  des  Kriegsministeriums  oder  der  vom 
Kriegsministerium  beauftragten  Stelle  über  die  Über¬ 
nahme  zugekommen  ist. 

Die  Verarbeitung  der  oben  genannten  Materialien  zur 
Erfüllung  von  Heeresaufträgen  kann  auch  während  der 
Anbotsfrist  stattfinden. 

§  6.  Der  Übernahmspreis  jener  Mengen,  zu  deren  An¬ 
kauf  sich  die  Militärverwaltung  oder  die  von  ihr  be¬ 
auftragte  Stelle  entschieden  hat,  wird  durch  eine  Kom¬ 
mission  festgesetzt,  die  aus  einem  Vertreter  des  Handels¬ 
ministeriums,  je  einem  Vertreter  des  Kriegsministeriums 
und  des  Ministeriums  für  Landesverteidigung  besteht 
und  unter  Mitwirkung  zweier  vom  Handelsministerium 
bestellter  Sachverständigen  entscheidet.  Ist  die  Partei 
mit  der  kommissionell  festgesetzten  Entschädigung  nicht 
zufrieden,  so  kann  sie  ihren  Anspruch  nach  §  33  des 
Gesetzes  vom  26.  Dezember  1912,  R.-G.-Bl.  Nr.  236, 
geltend  machen. 

Der  Besitzer  der  in  Anspruch  genommenen  Vorräte 
ist  verpflichtet,  über  Aufforderung  der  Militärverwaltung 
oder  der  von  ihr  beauftragten  Stelle  auf  Kosten  der 
Militärverwaltung  diese  Vorräte  an  den  bezeichneten 


Ort  einzuliefern.  Der  Umstand,  daß  die  Partei  ihre 
Ansprüche  betreffs  der  Entschädigung  gegenüber  der 
Entscheidung  der  Kommission  nach  §  33  des  Gesetzes 
vom  26.  Dezember  1912,  R.-G.-Bl.  Nr.  236,  geltend 
machen  will,  enthebt  nicht  von  der  Verpflichtung  zur 
sofortigen  Ablieferung. 

§  7.  Jedes  Unternehmen,  welches  die  im  §  1  genannten 
Materialien  bei  einem  Erzeugungsprozesse  in  seinem 
Betriebe  gewinnt,  mit  diesen  Materialien  oder  mit  Woll- 
oder  Halbwollumpen  Handel  treibt,  oder  die  im  §  1  ge¬ 
nannten  Spinnstoffe  oder  Woll-  und  Halbwollumpen 
verarbeitet,  ist  verpflichtet,  genaue  Aufschreibungen  zu 
führen,  aus  welchen  jederzeit  Aufschluß  über  Lager, 
Eingang  und  Ausgang  sowie  über  die  Verwendung  aller 
dieser  Materialien  gewonnen  werden  kann. 

§  8.  Zur  Sicherung  der  Einhaltung  der  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  kann  das  Handelsministerium  eigene 
Kontrollorgane  aufstellen,  die  zu  allen  von  der  Ver¬ 
ordnung  betroffenen  Betrieben  jederzeit  Zutritt  haben 
und  denen  über  Verlangen  Einsicht  in  alle  Geschäfts¬ 
bücher,  Korrespondenzen  und  sonstige  Aufschreibungen 
zu  gewähren  ist. 

§  9.  Übertretungen  dieser  Verordnung  sowie  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  Vereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  V erpflichtungen  werden,  sofern  sie  nicht 
unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fallen,  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft. 

§  10.  Diese  Verordnung  tritt  am  zehnten  Tage  nach 
der  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Sicherstellung  der  Futter-  und  Weidenutzung 
im  Jahre  1916.  Eine  Verordnung  des  Ackerbaumini¬ 
steriums  im  Einvernehmen  mit  den  Ministerien  des  Innern 
und  der  Justiz  vom  23.  Februar  1916  verfügt: 

§  1.  Die  Bestimmungen  der  Verordnung  vom  6.  Mai 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  in,  betreffend  Sicherstellung  der 
Futter-  und  Weidenutzung  im  Jahre  1915,  haben  mit 
folgenden  Abänderungen  auch  für  das  Jahr  1916  zu 
gelten : 

a)  die  Frist  zur  Vorlage  des  Grundstückverzeichnisses 
durch  die  Erntekommissionen  (§  2,  Z.  2,  der  bezogenen 
Verordnung)  wird  mit  1.  Mai  1916, 

b )  die  Frist  zur  Erbringung  des  Nachweises  der  eigenen 
Benutzung  durch  die  Grundeigentümer  (§  3  der  Ver¬ 
ordnung)  mit  15.  Juni  1916  bestimmt. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Transportbescheinigung  für  Kleesamen.  Eine 

Verordnung  des  Ackerbauministers  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Ministern  vom  25.  Februar  1916  be¬ 
stimmt  : 

Auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  Ok¬ 
tober  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  274,  wird  für  die  Dauer  der 
durch  den  Kriegszustand  verursachten  außerordentlichen 
Verhältnisse  verordnet,  wie  folgt: 

§  1.  Sendungen  von  Kleesamen  dürfen  von  Eisenbahnen 
oder  Dampf  Schiffahrtsunternehmungen  nur  dann  zur  Be¬ 
förderung  angenommen  werden,  wenn  den  Frachtdoku¬ 
menten  für  jede  Sendung  eine  von  der  politischen  Be¬ 
zirksbehörde  nach  dem  im  Anhänge  vorgeschriebenen 
Formulare  ausgestellte  Transportbescheinigung  beige¬ 
geben  ist. 

Für  Sendungen  der  Militärverwaltung  sowie  für  Sen¬ 
dungen  aus  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  und  aus 
dem  Zollauslande  sind  derartige  Transportbescheini¬ 
gungen  nicht  erforderlich. 

Sendungen,  die  bereits  der  Transportanstalt  aufgeliefert 
sind,  werden  durch  diese  Bestimmung  nicht  getroffen. 
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§  2.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten 
geahndet,  sofern  die  Handlung  nicht  nach  den  be¬ 
stehenden  Gesetzen  einer  strengeren  Strafe  unterliegt. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Anhang. 

Transportbescheinigung  für  Kleesaat. 

Name  des  Absenders  . 

in  .  ist  berechtigt  .  q  .  (Art 

der  Ware)  in  der  Zeit  vom .  bis  . 

von  (Name  der  Versandstation)  .  nach 

(Name  der  Bestimmungsstation)  . mittels 

(Eisenbahn  oder  Dampfschiff)  . 

des 

an  die  Adresse  -7^7-  (Name  und  Wohnort  des  Empfängers) 


.  zu  befördern. 

K.  k.  Bezirkshauptmannschaft.  . 

Stadtmagistrat  . 

am  . . . 


(Unterschrift.) 

Diese  Bescheinigung  ist  dem  Frachtdokument  haltbar  an¬ 
zuheften. 

Die  Beigabe  der  Bescheinigung  ist  im  Frachtdokument  zu 
vermerken. 

Die  Bescheinigung  ist  von  der  Bestimmungsstation  ein¬ 
zuziehen. 

Ungarn. 

Verkehr  mit  Garten-  und  Wirtschaftssämereien. 

Das  ungarische  Amtsblatt  vom  17.-  Februar  1.  J.  veröffent¬ 
licht  eine  Regierungsverordnung  über  die  Inverkehrsetzung 
von  Garten-  und  Wirtschaftssämereien.  Demgemäß  kann 
der  Ackerbauminister  Produzenten  und  Händlern,  die 
auch  vor  dem  Inslebentreten  dieser  Verordnung  sich 
regelmäßig  mit  dem  Verkauf  von  Garten-  und  Wirt¬ 
schaftssämereien  beschäftigt  haben,  die  Ermächtigung 
erteilen,  ihre  Bestände  aus  den  bisher  durch  sie  ver¬ 
kauften  Sämereien  den  Produzenten  auch  für  die  Zu¬ 
kunft  und  auch  für  den  Fall  zu  verkaufen,  wenn  im 
Sinne  der  bestehenden  Verordnungen  diese  Sämereien 
als  für  öffentliche  Zwecke  in  Anspruch  genommen  gelten 
oder  nur  im  Wege  der  Kriegsproduktenaktiengesellschaft 
verkäuflich  sind.  Sie  sind  aber  nach  den  bestehenden 
Verordnungen  verpflichtet,  die  von  den  zu  öffentlichen 
Zwecken  in  Anspruch  genommenen  Sämereien  bei  ihnen 
befindlichen  und  zum  Verkauf  bestimmten  Vorräte  der 
Kriegsproduktenaktiengesellschaft  bis  zum  29.  1.  M.  an¬ 
zumelden.  Der  Ackerbauminister  kann  in  begründeten 
Fällen  die  obenerwähnten  Produzenten  und  Kaufleute 
ermächtigen,  noch  weitere  Mengen  der  der  Wirksamkeit 
der  gegenwärtigen  Verordnung  unterliegenden  Sämereien 
zum  Zwecke  des  Wiederverkaufes  bei  der  Kriegs- 
produktenaktiengesellschaft  zu  beschaffen,  ebenso  in  ge¬ 
wissen  Mengen  zu  Saatgut  geeignete  Garten-  und  Wirt¬ 
schaftssämereien  von  den  Produzenten  einzukaufen,  und 
zwar  auch  zu  Preisen,  welche  die  festgestellten  Maximal¬ 
preise  übersteigen.  Die  auf  Grund  dieser  Verordnung 
in  Verkehr  gelangenden  Sämereien  sind  nur  zu  einem 
solchen  Preise  verkäuflich,  der  im  Vergleich  zu  den  Ein¬ 
kaufspreisen  nicht  unverhältnismäßig  hoch  ist.  Über¬ 
tretungen  werden,  sofern  die  Handlung  nicht  einer 
schwerwiegenderen  Strafbestimmung  unterliegt,  mit 
Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  und  einer  Geldbuße  bis  zu 
2000  K  bestraft.  Diese  auf  das  Gebiet  des  ganzen  Landes 
sich  erstreckende  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Ver¬ 
lautbarung  in  Kraft. 


Deutschland. 

Einfuhrverbote  für  entbehrliche  Gegenstände. 

Eine  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  ergangene  kaiser¬ 
liche  Verordnung  ermächtigt  den  Reichskanzler,  die  Ein¬ 
fuhr  entbehrlicher  Gegenstände  zu  verbieten.  Der  Reichs¬ 
kanzler  wurde  ferner  ermächtigt,  alsbald  eine  Liste  der¬ 
jenigen  Gegenstände  zu  veröffentlichen,  die  dem  Einfuhr¬ 
verbot  unterliegen.  Das  Verbot  bezweckt  die  Verbesserung 
der  Zahlungsbilanz  nach  dem  Ausland,  deren  derzeit  un¬ 
befriedigender  Stand  durch  die  finanzielle  innerwirtschaft¬ 
liche  Lage  im  Deutschen  Reich  in  keiner  Weise  gerecht¬ 
fertigt  erscheint.  Bei  der  Auswahl  der  dem  Einfuhrverbot 
unterliegenden  Gegenstände  war  einmal  Rücksicht  zu 
nehmen  auf  die  Verhältnisse  der  einheimischen  Volks¬ 
wirtschaft  wie  auf  den  Veredelungsverkehr  der  einheimi¬ 
schen  Industrien.  Weiterhin  waren  Rücksichten  geboten 
im  Hinblick  auf  den  der  Volkswirtschaft  wünschenswerten 
Warenaustausch  mit  dem  verbündeten  und  dem  neutralen 
Ausland.  Die  Schädigungen  inländischer  Gewerbezweige 
sollen  nach  Möglichkeit  vermieden  werden.  Deshalb  ist 
der  Reichskanzler  ermächtigt  worden,  Ausnahmen  von 
den  Einfuhrverboten  zuzulassen.  Bis  zu  gewissen  Wert¬ 
grenzen  werden  die  Zollbehörden  ermächtigt,  die  Einfuhr 
zu  gestatten.  Übrigens  ist  in  Einzelfällen  der  Reichs¬ 
kommissär  für  die  Aus-  und  Einfuhrbewilligung, 
Berlin  W.,  Lützowufer  8,  ermächtigt  worden,  Ausnahmen 
zuzulassen.  Waren,  die  beim  Inkrafttreten  der  Bestim¬ 
mungen  bereits  bezahlt  waren,  können  von  den  Haupt¬ 
zollämtern  trotz  des  Einfuhrverbotes  eingelassen  werden. 
Der  Nachweis  der  erfolgten  Bezahlung  ist  durch  einwand¬ 
freie  Belege  darzutun. 

Die  im  „Reichsanzeiger“  vom  26.  Februar  1.  J.  ver¬ 
öffentlichte  Liste  umfaßt  lebende  Pflanzen  und  Erzeug¬ 
nisse  der  Ziergärtnerei  der  Tarifnummern  38,  39,  41  bis 
44,  Mandarinen,  Traubenrosinen,  Ananas,  Ingwer,  Vanille, 
Kaviar  und  andere  Waren  der  Tarifnummer  118, 
Langusten,  Schmuckfedern,  Vogelbälge  und  deren  Teile, 
Liköre,  Schaumwein,  Zuckerwerk  und  andere  Waren 
der  Tarifnummer  202,  Alabaster  und  Marmor  und  Waren 
daraus,  künstliche  Riechstoffe,  Riech-  und  Schönheits¬ 
mittel  und  Waren  aus  Seide  der  Tarifnummern  402  bis 
404,  406,  408,  410,  41 1,  Baumwolltüll,  Kleider,  Putz¬ 
waren  und  sonstige  genähte  Gegenstände  ganz  oder 
teilweise  aus  Seide,  der  Tarifnummer  517,  Kleider, 
Putzwaren  und  sonstige  genähte  Gegenstände  aus 
anderen  Gespinstwaren  als  Seide,  wenn  sie  aus  Spitzen 
oder  Stickereien  bestehen,  der  Tarifnummer  518  bis  520, 
künstliche  Blumen  und  Teile  davon,  Schuhe  aus  Gespinst¬ 
waren,  ganz  oder  teilweise  aus  Seide,  Menschenhaar  und 
Waren  daraus,  Fächer,  Hüte,  Mützen  und  Hutstumpen 
aus  Filz,  Handschuhe  ganz  oder  teilweise  aus  Leder, 
Pelzwaren,  ausgestopfte  Tiere  und  Teile  davon,  Waren 
aus  tierischen  Schnitzstoffen  der  Tarifnummer  601  bis 
608,  Waren  aus  Zellhorn  und  andere  Waren  der  Tarif¬ 
nummer  640,  ausländische  Brief-  und  Wohltätigkeits¬ 
marken,  Gemälde  und  Edelsteine  der  Tarifnummer  678, 
Bildwerke  aus  Steinen  aller  Art,  Luxusgegenstände  aus 
Stein,  Gold-  und  Silberwaren,  feine  Eisenwaren  und 
Kunstschmiedearbeiten,  Schreibfedern  aus  Stahl  und 
Waren  aus  unedlen  Metallen  der  Tarifnummern  883  bis 
888,  Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Waren  der  Tarif¬ 
nummer  891,  Maschinen  und  Teile  davon  der  Tarif¬ 
nummern  895  bis  897,  Webstühle,  Tonwerkzeuge  und 
Kinderspielzeug. 

Entwurf  des  Kriegsgewinnsteuergesetzes.  Die 

„Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung“  veröffentlicht  den 
Entwurf  eines  Kriegsgewinnsteuergesetzes,  dessen 
wesentliche  Bestimmungen  wie  folgt  lauten: 

Steuerpflicht  der  Einzelpersonen.  §  1. 
Die  in  §  11  des  Besitzsteuergesetzes  vom  3.  Juli  1915 
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bezeichneten  Personen  haben  von  dem  in  der  Zeit  vom 

I.  Januar  1914  bis  zum  31.  Dezember  1916  entstandenen 
Vermügenszuvvachs  zu  gunsten  des  Reiches  eine  besondere 
Abgabe  (Kriegsvermögenszuwachssteuer)  zu  entrichten. 

§  2.  Abgabepflichtiger  Vermögenszuwachs  im  Sinne 
dieses  Gesetzes  ist  vorbehaltlich  der  in  den  §§  3  bis  6 
dieses  Gesetzes  vorgesehenen  Abweichungen  der  nach 
den  Vorschriften  des  Besitzsteuergesetzes  festgestellte 
Vermögenszuwachs. 

§  3.  Von  dem  nach  den  Vorschriften  des  Besitzsteuer¬ 
gesetzes  festgestellten  Vermögenszuwachs  ist  abzu¬ 
ziehen: 

1.  der  Betrag  des  Vermögens,  das  nachweislich  im 
Veranlagungszeitraum  durch  Erbanfall,  durch  Lehen-, 
Fideikommiß-  oder  Stammgutanfall,  infolge  Vermächt¬ 
nisses  oder  auf  andere  Weise  aus  dem  Nachlaß  eines 
Verstorbenen  von  Todeswegen  erworben  ist.  Als  Erwerb 
aus  dem  Nachlaß  gilt  auch  die  Abfindung  für  die  Aus¬ 
schlagung  einer  Erbschaft  oder  eines  Vermächtnisses; 

2.  der  Betrag  einer  im  Veranlagungszeitraum  erfolgten 
Kapitalauszahlung  aus  einer  Versicherung  nach  Ab¬ 
setzung  des  bei  der  Wehrbeitragsveranlagung  festge¬ 
stellten  oder  des  auf  den  Anfang  des  Veranlagungszeit¬ 
raumes  festzustellenden  Kapitalwertes  der  betreffenden 
Versicherung; 

3.  der  Betrag  des  Vermögens,  das  nachweislich  im 
Veranlagungszeitraume  durch  Schenkung  oder  durch  eine 
sonstige  ohne  entsprechende  Gegenleistung  aus  dem  Ver¬ 
mögen  eines  anderen  gemachte  Zuwendung  (Vermögens¬ 
übergabe)  erworben  ist ; 

4.  Vermögensbeträge,  die  nachweislich  aus  der  Ver¬ 
äußerung  ausländischen  Grund-  oder  Betriebsvermögens 
oder  sonstiger  Gegenstände  herrühren,  die  zu  Beginn  des 
Veranlagungszeitraumes  zum  nichtsteuerbaren  Vermögen 
des  Steuerpflichtigen  gehört  haben. 

Der  Abzug  nach  Absatz  1,  Nr.  1,  ist  für  den  ent¬ 
sprechenden  Anteil  an  dem  Betrage  des  Nachlaßver¬ 
mögens  ausgeschlossen,  der  abgabepflichtiger  Vermögens¬ 
zuwachs  des  Erblassers  gewesen  wäre,  wenn  der  Erb¬ 
lasser  den  Verhandlungszeitraum  überlebt  hätte. 

§  4.  Dem  nach  den  Vorschriften  des  Besitzsteuer¬ 
gesetzes  für  den  31.  Dezember  1916  festgestellten  Ver¬ 
mögen  sind  hinzuzurechnen  die  Beträge,  um  die  der 
Steuerpflichtige  durch  Schenkung  oder  sonstige  Ver¬ 
mögensübergabe  im  Veranlagungszeitraume  sein  Ver¬ 
mögen  vermindert  hat.  Von  der  Hinzurechnung  ausge¬ 
nommen  sind  fortlaufende  Zuwendungen  zum  Zwecke 
des  standesgemäßen  Unterhalts  oder  der  Ausbildung  des 
Bedachten,  Pensionen  und  ähnliche  Zuwendungen,  die 
ohne  rechtliche  Verpflichtung  früheren  Angestellten  und 
Bediensteten  gewährt  werden,  übliche  Gelegenheits¬ 
geschenke,  Zuwendungen  zu  kirchlichen,  mildtätigen 
oder  gemeinnützigen  Zwecken  und,  sofern  nicht  die  Ab¬ 
sicht  der  Abgabeersparung  anzunehmen  ist,  Zuwendungen 
im  Werte  von  nicht  mehr  als  1000  M. 

Im  Falle  der  Hinzurechnung  fremden  Vermögens  nach 
Absatz  1  haftet  der  Bedachte  für  den  Abgabebetrag,  der 
auf  den  ihm  zugeflossenen  Teil  des  abgabepflichtigen 
Vermögenszuwachses  entfällt.  Der  Steuerpflichtige  kann 
von  dem  Bedachten  Ersatz  dieses  Angabebetrages  ver¬ 
langen. 

§  5.  Dem  nach  den  Vorschriften  des  Besitzsteuer¬ 
gesetzes  für  den  31.  Dezember  1916  festgestellten  Ver¬ 
mögen  sind  ferner  hinzuzurechnen  Vermögensbeträge, 
die  im  Veranlagungszeitraume  in  ausländischen  Grund¬ 
stücken  und  Unternehmungen  angelegt  worden  sind  sowie 
Beträge,  die  im  Veranlagungszeitraume  zum  Erwerb  von 
Gegenständen  aus  edlem  Metall,  von  Edelsteinen  oder  Perlen 
sowie  von  Kunst-,  Schmuck-  und  Luxusgegenständen 
aufgewendet  worden  sind,  sofern  der  Anschaffungspreis 
für  den  einzelnen  Gegenstand  oder  für  mehrere  gleich¬ 


artige  oder  zusammenhängende  Gegenstände  1000  M. 
und  darüber  beträgt. 

§  6.  Bei  Feststellung  des  Vermögensstandes  am  Ende 
des  Veranlagungszeitraumes  dürfen  Grundstücke,  die  der 
Steuerpflichtige  erst  nach  dem  1.  August  erworben  hat, 
zu  keinem  geringeren  Werte  als  dem  Betrage  der  Ge¬ 
stehungskosten  angesetzt  werden. 

§  7.  Die  besondere  Abgabe  wird  nur  erhoben,  wenn 
der  nach  diesem  Gesetze  festgestellte  Vermögenszuwachs 
den  Betrag  von  3000  M.  übersteigt. 

§  8.  Vermögen,  die  den  Gesamtwert  von  6000  M.  nicht 
übersteigen,  unterliegen  der  besonderen  Abgabe  nicht. 
Beträgt  das  Vermögen  am  Ende  des  Veranlagungszeit¬ 
raumes  nicht  mehr  als  9000  M.,  so  unterliegt  der  nach 
§  7  abgabepflichtige  Vermögenszuwachs  nur  insofern  der 
besonderen  Abgabe,  als  durch  ihn  ein  Vermögensbetrag 
von  6000  M.  überschritten  wird. 

§  9.  Die  besondere  Abgabe  beträgt: 

für  die  ersten  20.000  M.  des  Vermögenszuwachses  .  .  5  v.  H. 
„  nächsten  angefangenen  oder  vollen  30.000  M.  6  „  „ 
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„  „  „  „  „  500.000  „  20  „  „ 

,,  weiteren  Beträge . 25  „  „ 

§  10.  Hat  der  Steuerpflichtige  ein  nach  den  §§  1 1 
bis  19  berechnetes  Mehreinkommen  gehabt,  so  wird  von 
dem  Vermögenszuwachs  in  der  Höhe  dieses  Mehr¬ 
einkommens  das  Zweifache  der  im  §  9  bestimmten  Sätze 
erhoben.  Unterliegt  hiernach  der  Vermögenszuwachs 
zum  Teil  dem  einfachen,  zum  Teil  dem  zweifachen  Ab¬ 
gabensatze,  so  sind  die  doppelten  Sätze  von  den  höheren 
Staffelbeträgen  zu  berechnen. 

§  11.  Als  Mehreinkommen  gilt  der  Unterschied 
zwischen  dem  gemäß  §§  12  bis  14,  §  18,  §  19,  Absatz  2, 
zu  berechnenden  Friedenseinkommen  und  dem  gemäß 
§§  15  bis  18,  §  19,  Absatz  1,  festgestellten  Kriegs¬ 

einkommen. 

Der  Unterschiedsbetrag  wird  auf  volle  Tausende  nach 
unten  abgerundet. 

Unterschiedsbeträge  unter  3000  M.  unterliegen  der 
höheren  Abgabe  nicht. 

§  12.  Das  Friedenseinkommen  berechnet  sich  nach 
einem  der  Zahl  der  späteren  Jahresveranlagungen  (§  15) 
entsprechenden  Vielfachen  des  Jahreseinkommens  vor 
dem  Kriege. 

§  13.  Als  Jahreseinkommen  vor  dem  Kriege  gilt  das 
steuerpflichtige  Jahreseinkommen,  mit  dem  der  Abgabe¬ 
pflichtige  bei  der  letzten  allgemeinen  landesgesetzlichen 
Jahresveranlagung  auf  Grund  der  Einkommensverhält- 
nisse,  wie  sie  vor  Ausbruch  des  Krieges  bestanden,  zur 
Einkommensteuer  veranlagt  worden  ist. 

Welche  Einkommensteuerveranlagung  nach  Absatz  1 
maßgebend  ist,  bestimmt  die  oberste  Landesfinanzbehörde 
im  Einverständnis  mit  dem  Reichskanzler. 

Wenn  eine  rechtskräftige  Feststellung  des  steuerpflich¬ 
tigen  Einkommens  nicht  stattfindet,  so  gilt  als  festgestellt 
das  niedrigste  Einkommen  der  Steuerstufe,  in  welcher 
der  Steuerpflichtige  zur  Einkommensteuer  endgültig  ver¬ 
anlagt  ist. 

§  14.  Als  Jahreseinkommen  vor  dem  Krieg  wird  ein 
Betrag  von  10.000  M.  angenommen,  wenn  das  veranlagte 
steuerpflichtige  Einkommen  (§  13)  niedriger  war. 

Ein  Jahreseinkommen  von  10.000  M.  wird  ferner  an¬ 
genommen,  wenn  der  Steuerpflichtige  bei  der  nach  §  13 
maßgebenden  Steuerveranlagung  zu  einer  Einkommen¬ 
steuer  nicht  veranlagt  gewesen  ist,  es  sei  denn,  daß  er 
bei  Eintritt  der  Steuerpflicht  nachweislich  ein  Vermögen 
besessen  hat,  das  bei  Annahme  einer  Verzinsung  von 
5  vom  Hundert  einen  höheren,  in  diesem  Falle  als  Jahres¬ 
einkommen  anzusehenden  Jahresertrag  abwerfen  würde. 

Hat  der  Steuerpflichtige  nach  dem  für  die  Friedens¬ 
veranlagung  (§  13)  maßgebenden  Stichtag  Vermögen 
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durch  einen  der  im  §  3,  Nr.  1  und  2,  bezeichneten  An¬ 
fälle  erworben,  so  kann  er  verlangen,  daß  dem  fest¬ 
gestellten  Einkommen  ein  Betrag  hinzugerechnet  wird, 
der  einer  jährlichen  Verzinsung  von  5  vom  Hundert 
dieses  Vermögens  entspricht.  Die  Hinzurechnung  erfolgt 
für  so  viel  Jahre,  als  Kriegsveranlagungen  (§  15)  vor¬ 
liegen,  in  denen  die  Erträge  dieses  Vermögens  berück¬ 
sichtigt  sind. 

§  15.  Als  Kriegseinkommen  gilt  das  Gesamteinkommen, 
mit  dem  der  Steuerpflichtige  nach  der  letzten  Friedens¬ 
veranlagung  (§  13)  bei  drei  zusammenhängenden  Jahres¬ 
veranlagungen  zur  Landeseinkommensteuer  veranlagt 
worden  ist  oder  veranlagt  wird. 

Welche  Einkommensteuerveranlagung  nach  Absatz  1 
maßgebend  ist,  bestimmt  die  oberste  Landesfinanzbehörde 
im  Einverständnis  mit  dem  Reichskanzler.  Diese  kann 
im  Einzelfall  anordnen,  daß  der  Feststellung  des  Kriegs- 
einkommens  andere  Jahresveranlagungen  zu  gründe  ge¬ 
legt  werden,  wenn  in  ihnen  die  Einkommensverhältnisse 
eines  Steuerpflichtigen  während  der  Kriegszeit  zu¬ 
treffender  berücksichtigt  werden,  als  in  den  allgemein  be¬ 
stimmten  J  ahr  esveranlagungen. 

§  13,  Absatz  3,  findet  Anwendung. 

§16.  Dem  nach  §15  sich  ergebenden  Gesamteinkommen 
sind  hinzuzurechnen  alle  Erträge  aus  einer  auf  Gewinn 
gerichteten  Tätigkeit,  die  dem  Steuerpflichtigen  in  der 
Zeit  vom  1.  August  1914  bis  31.  Dezember  1916  zuge¬ 
flossen,  nach  Landesrecht  aber  dem  steuerpflichtigen  Ein¬ 
kommen  nicht  zugezählt  worden  sind,  weil  sie  nicht  aus 
einer  an  dem  landesrechtlich  maßgebenden  Zeitpunkt  vor¬ 
handenen  Einkommensquelle  herrührten.  Ist  an  die  Stelle 
dieser  auf  Gewinn  gerichteten  Tätigkeit  eine  andere  Ein¬ 
kommensquelle  getreten,  so  findet  die  Hinzurechnung  nur 
insoweit  statt,  als  die  hinzuzurechnenden  Beträge  die  Er¬ 
träge  der  neuen  Einkommensquelle  übersteigen. 

§  17.  Von  dem  nach  §  15  sich  ergebenden  Gesamt¬ 
einkommen  ist  auf  Antrag  abzusetzen  das  Einkommen, 
das  nachweislich  als  Mehreinnahme  aus  Geschäftsanteilen 
einer  inländischen  Gesellschaft  mit  beschränkter  Flaftung 
herrührt.  Als  Mehreinnahme  gilt  der  anteilige  Betrag, 
der  von  der  Gesellschaft  über  den  Durchschnitt  der  nach 
§  5,  Absatz  1,  des  Gesetzes  über  vorbereitende  Maß¬ 
nahmen  zur  Besteuerung  der  Kriegsgewinne  vom  24.  De¬ 
zember  1915  in  Betracht  kommenden  Jahre  hinaus  oder, 
falls  die  Gesellschaft  noch  kein  volles  Jahr  vor  den 
Kriegsgeschäftsjahren  bestanden  hat,  über  eine  fünf¬ 
prozentige  Dividende  hinaus  in  einem  Kriegsgeschäfts¬ 
jahr  als  Gewinn  verteilt  worden  ist. 

Die  Absetzung  ist  ausgeschlossen,  wenn  bei  Beginn  des 
Veranlagungszeitraumes  das  Stammkapital  der  Gesell¬ 
schaft  eine  Million  Mark  und  darüber  betragen  hat  und 
wenn  mehr  als  sechs  Gesellschafter  während  des  Ver¬ 
anlagungszeitraumes  vorhanden  sind. 

§  18.  Ist  nach  §  13  des  Besitzsteuergesetzes  das  Ver¬ 
mögen  der  Ehegatten  zusammenzurechnen,  so  ist  für  die 
Ermittlung  des  Mehreinkommens  das  Einkommen  der 
Ehegatten  auch  dann  zusammenzurechnen,  wenn  sie  nach 
Landesrecht  selbständig  zur  Einkommensteuer  veranlagt 
sind. 

§  19.  In  einem  Bundesstaat,  in  dem  eine  Einkommen¬ 
steuer  noch  nicht  eingeführt  ist,  trifft  die  Landesregie¬ 
rung  Bestimmungen  über  die  Ermittlung  des  Kriegs¬ 
einkommens. 

Als  Jahreseinkommen  vor  dem  Kriege  gilt  im  Falle 
des  Absatzes  1  das  bei  der  Veranlagung  des  Wehr¬ 
beitrages  festgestellte  Einkommen,  soweit  nicht  ein  an¬ 
deres  Jahreseinkommen  gemäß  §  14  anzunehmen  ist. 

§  20.  Die  Pflicht  zur  Entrichtung  der  nach  diesem 
Gesetz  geschuldeten  Abgaben  enfällt  nicht  dadurch,  daß 
ein  Steuerpflichtiger  vor  dem  1.  Januar  1917  seinen  in¬ 
ländischen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  aufgibt. 


Hat  die  Aufgabe  des  inländischen  Wohnsitzes  oder 
Aufenthalts  den  Wegfall  der  Steuerpflicht  nach  dem  Be¬ 
sitzsteuergesetz  zur  Folge,  so  ist  der  der  besonderen  Ab¬ 
gabe  unterliegende  Vermögenszuwachs  mit  der  Maßgabe 
festzustellen,  daß  der  Veranlagungszeitraum  statt  mit 
dem  31.  Dezember  1916  mit  dem  Zeitpunkt  der  Aufgabe 
abläuft. 

Der  Steuerpflichtige  hat  vor  Verlegung  seines  Wohn¬ 
sitzes  oder  Aufenthalts  in  das  Ausland  für  die  geschuldete 
Abgabe  Sicherheit  zu  leisten.  Die  Steuerbehörde  bestimmt 
den  Betrag  der  Sicherheit  und  ist  berechtigt,  diesen  Be¬ 
trag  beizutreiben.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  Tatsachen  vor¬ 
liegen,  welche  die  Annahme  rechtfertigen,  daß  der  Steuer¬ 
pflichtige  auf  andere  Weise,  insbesondere  durch  Verbrin¬ 
gung  von  Vermögen  ins  Ausland,  die  Erhebung  der  Ab¬ 
gabe  gefährdet. 

Erschwert  oder  vereitelt  ein  im  Ausland  sich  auf¬ 
haltender  Steuerpflichtiger  die  Veranlagung  dadurch,  daß 
er  eine  Steuererklärung  nicht  rechtzeitig  abgibt,  so  kann 
sein  im  Inland  befindliches  Vermögen  mit  Beschlag  be¬ 
legt  werden. 

Im  Sinne  der  Absätze  3  und  4  gelten  die  deutschen 
Schutzgebiete  als  Inland. 

Steuerpflicht  der  Gesellschaften.  §  21. 
Die  im  §  1  des  Gesetzes  über  vorbereitende  Maßnahmen 
zur  Besteuerung  der  Kriegsgewinne  vom  24.  Dezember 
1915  aufgeführten  inländischen  Gesellschaften  haben  von 
dem  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  24.  De¬ 
zember  1915  und  der  §§  22,  23  dieses  Gesetzes  festge¬ 
stellten  Mehrgewinn  eine  Abgabe  (Kriegsgewinnsteuer) 
zu  entrichten. 

§  22.  Für  die  Feststellung  des  steuerpflichtigen  Mehr¬ 
gewinns  wird  der  durchschnittliche  frühere  Geschäfts¬ 
gewinn  mit  der  Maßgabe  berechnet,  daß  an  Stelle  von 
fünf  Hundertsteln  (§  5,  Absatz  2  bis  5,  des  Gesetzes 
vom  24.  Dezember  1915)  sechs  Hundertstel  zu  gründe 
gelegt  werden. 

§  23.  Gesellschaften,  die  mehr  als  ein  Fünftel  aller 
Aktien  oder  Anteile  einer  anderen  Gesellschaft  der  im 
§  1,  Absatz  1,  des  Gesetzes  vom  24.  Dezember  1915  be¬ 
zeichneten  Art  besitzen,  dürfen  von  dem  Geschäftsgewinn 
eines  Kriegsgeschäftsjahres  die  Mehreinnahme  aus  diesen 
Aktien  oder  Anteilen  absetzen. 

Als  Mehreinnahme  gilt  der  anteilige  Betrag,  der  von 
der  anderen  Gesellschaft  (Tochtergesellschaft)  über  den 
Durchschnitt  der  nach  §  5,  Absatz  1,  des  Gesetzes  vom 
24.  Dezember  1915  in  Betracht  kommenden  Jahre  hinaus 
oder,  wenn  die  Gesellschaft  noch  kein  volles  Jahr  vor 
den  Kriegsgeschäftsjahren  bestanden  hat,  über  eine  fünf¬ 
prozentige  Dividende  oder  Ausbeute  hinaus  in  einem 
Kriegsgeschäftsjahr  verteilt  worden  ist. 

Bei  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  bleiben  die¬ 
jenigen  Gewinnbeträge,  welche  auf  die  von  den  persön¬ 
lich  haftenden  Gesellschaftern  nicht  auf  das  Grundkapital 
gemachten  Einlagen  entfallen,  außer  Ansatz. 

§  24.  Die  Abgabe  beträgt  für  inländische  Gesell¬ 
schaften,  wenn  der  Mehrgewinn  im  Jahresdurchschnitt 
zwei  vom  Hundert  des  eingezahlten  Grund-  oder  Stamm¬ 
kapitals  zuzüglich  der  bei  Beginn  des  ersten  Kriegs¬ 
geschäftsjahres  ausgewiesenen  wirklichen  Reservekonten¬ 
beträge  nicht  übersteigt, 
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wenn  er  2  v.  H.,  aber  nicht  4  v.  H.  überst.  12  „  „ 
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Die  nach  Absatz  1  festzusetzende  Abgabe  erhöht  sich, 
wenn  der  durchschnittliche  Geschäftsgewinn  in  den 
Kriegsgeschäftsjahren  10  vom  Hundert,  aber  nicht 
15  vom  Hundert  des  eingezahlten  Grund-  oder  Stamm¬ 
kapitals  zuzüglich  der  bei  Beginn  des  ersten  Kriegs¬ 
geschäftsjahres  ausgewiesenen  wirklichen  Reservekonten¬ 
beträge  übersteigt 

um  10  v.  H.  i.  Betr. 

wenn  er  15  v.  H.,  aber  nicht  20  v.  H.  iiberst.  „  20  „  „  „  „ 
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Hat  sich  das  eingezahlte  Grund-  oder  Stammkapital 
während  der  Kriegsgeschäftsjahre  vermehrt,  so  ist  der 
Berechnung  der  Abgabe  ein  den  Zeitraum,  innerhalb 
dessen  die  Gesellschaft  mit  dem  veränderten  Kapital  be¬ 
standen  hat,  berücksichtigender  Durchschnittsbetrag  zu 
gründe  zu  legen. 

§  25.  Ausländische  Gesellschaften  der  im  §  1  des  Ge¬ 
setzes  vom  24.  Dezember  1915  bezeichneten  Art  haben 
die  Abgabe  von  dem  nach  Maßgabe  des  §  6,  Absatz  1, 
desselben  Gesetzes  festgestellten  Mehrgewinne  zu  ent¬ 
richten. 

§  26.  Die  Abgabe  beträgt  für  ausländische  Gesell¬ 
schaften  bei  einem  Mehrgewinne 

von  nicht  mehr  als  50.000  M.  10  v.  H.  des  Mehrgewinns 

mehr  als  50.000  bis  zu  100.000  „  15  „  „  „  „ 

„  „  100.000  „  200.000  „  20  ,,  .,  „  „ 

„  „  200.000  ,,  „  300.000  „  25  „  „  „ 

„  „  300.000  „  „  500.000  „  30  „  „  „ 

„  „  500.000  „  „  1,000.000  „  35  „  „  „ 

„  „  1,000.000  „  „2,000.000  ,.  40  „  „  „  „ 

„  „  2,000.000  M.  45  „  „  „ 

§  27.  Die  Abgabe  wird  von  den  Gesellschaften  insoweit 
nicht  erhoben,  als  sie  den  Betrag  der  nach  den  Vor¬ 
schriften  des  Gesetzes  vom  24.  Dezember  1915  zu  bil¬ 
denden  Sonderrücklage  übersteigt. 

Absatz  1  gilt  insoweit  nicht,  als  bei  der  Bildung  der 
Sonderrücklage  Abschreibungen,  die  gemäß  §  3,  Satz  2, 
des  Gesetzes  vom  24.  Dezember  1915  dem  Geschäfts¬ 
gewinn  eines  Kriegsgeschäftsjahres  hinzuzurechnen 
waren,  unberücksichtigt  geblieben  sind. 

§  28.  Die  Abgabe  ist  nach  näherer  Bestimmung  des 
Bundesrates  auch  von  den  anderen  juristischen  Personen 
zu  entrichten,  auf  die  der  Bundesrat  die  Vorschriften 
des  Gesetzes  vom  24.  Dezember  1915  gemäß  §  10,  Ab¬ 
satz  t,  ausgedehnt  hat. 

§  29.  Der  Reichskanzler  kann  zum  Zwecke  der  Ver¬ 
meidung  einer  Doppelbesteuerung  durch  das  Reich  und 
durch  außerdeutsche  Staaten  mit  Zustimmung  des 
Bundesrates  Anordnungen  treffen,  die  von  den  gesetz¬ 
lichen  Vorschriften  über  die  Feststellung  des  abgabe¬ 
pflichtigen  Mehrgewinnes  abweichen. 

Es  folgen  gemeinsame  Vorschriften  (§§  30 
bis  41).  Darnach  erfolgt  Veranlagung  und  Erhebung 
durch  die  für  die  Besitzsteuer  zuständigen  Behörden. 
Außer  den  zur  Abgabe  einer  Besitzsteuererklärung  V er- 
pflichteten  haben  alle  Einzelpersonen,  deren  Vermögen 
sich  seit  dem  31.  Dezember  1913  um  mehr  als  3000  M. 
auf  mindestens  7000  M.  erhöht  hat,  eine  Steuererklärung 
abzugeben.  Die  Veranlagung  der  besonderen  Abgabe  er¬ 
folgt  bei  Einzelpersonen  gleichzeitig  mit  der  Veranlagung 
der  Besitzsteuer,  soweit  nicht  im  Falle  des  §  20  eine 
frühere  Veranlagung  möglich  ist.  Die  Kriegsgewinnsteuer 
der  Gesellschaften  (§§  21,  25)  und  anderer  juristischer 
Personen  (§  28)  wird  nach  dem  Gesamtergebnisse  der 
beiden  ersten  Kriegsgeschäftsjahre  vorläufig  und  nach 
dem  Gesamtergebnis  aller  Kriegsgeschäftsjahre  endgültig 
festgesetzt.  Nach  Entrichtung  der  vorläufig  festgesetzten 
Abgabe  steht  dem  Pflichtigen  über  den  zur  Zahlung  nicht 


verwendeten  Teil  der  Sonderrücklage  die  freie  Verfügung 
zu.  Gegen  den  endgültigen  Bescheid  sind  die  gleichen 
Rechtsmittel  zulässig  wie  gegen  den  Besitzsteuerbescheid; 
der  Beurteilung  der  Rechtsmittelbehörden  unterliegt  auch 
der  vorläufige  Bescheid.  Die  Abgabe  ist  binnen  drei  Mo¬ 
naten  nach  Zustellung  des  vorläufigen  oder  endgültigen 
Bescheids  zu  entrichten.  Bei  Entrichtung  der  Abgabe 
werden  die  fünfprozentigen  Schuldverschreibungen  und 
Schatzanweisungen  der  Kriegsanleihen  des  Deutschen 
Reiches  zum  Nennbetrag  an  Zahlungsstatt  angenommen. 
Wer  wissentlich  unrichtige  oder  unvollständige  Angaben 
macht,  die  geeignet  sind,  eine  Verkürzung  der  Abgabe 
herbeizuführen,  wird  mit  einer  Geldstrafe  bis  zum  fünf¬ 
fachen  Betrage  der  gefährdeten  Abgabe  bestraft.  Neben 
der  Geldstrafe  kann  auf  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahr 
und  neben  der  Gefängnisstrafe  auch  auf  Verlust  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  werden,  wrenn  die  un¬ 
richtigen  oder  unvollständigen  Angaben  in  der  Absicht, 
die  Abgabe  zu  hinterziehen,  gemacht  worden  sind.  Der 
Bundesrat  kann  zur  Vermeidung  besonderer  Härten  auf 
Antrag  eines  Steuerpflichtigen  einzelne  außerordentliche 
Vermögensanfälle  von  der  besonderen  Abgabe  befreien, 
oder  eine  anderweitige  Berechnung  des  Mehreinkommens 
oder  Mehrgewinns  genehmigen. 

Es  folgen  Schlußvorschriften  (§§  42,  43), 
die  einige  Änderungen  des  Besitzsteuergesetzes  enthalten. 

Ausführung  der  Verordnung  über  die  Herab¬ 
setzung  der  Malz-  und  Gerstenkontingente  der  ge¬ 
werblichen  Bierbrauereien.  Unterm  11.  Februar  1.  J. 

wurde  bestimmt: 

§  1.  Bei  Herabsetzung  der  Gerstenkontingente  sind  die 
auf  Ersuchen  der  Reichsfuttermittelstelle  von  den  Steuer¬ 
behörden  für  die  Bierbrauereien  festgesetzten  Gersten¬ 
kontingente  zu  gründe  zu  legen.  Übertragene  Kontingente 
und  Kontingentsteile  sind  beim  Erwerber  zu  kürzen. 

Im  Sinne  des  §  1,  Satz  2,  der  Verordnung  sind  als  be¬ 
zogen  anzusehen: 

1.  Gersten-  und  Malzmengen,  die  eine  Bierbrauerei 
auf  ihr  Kontingent  erworben  hat,  gleichviel,  ob  sie  an 
die  Bierbrauerei  oder  für  sie  an  eine  Mälzerei  geliefert 
sind ; 

2.  Vorräte  an  Gerste  und  Malz,  die  eine  Bierbrauerei 
am  1.  Oktober  1915  besaß  (§  27  der  Verordnung  über 
den  Verkehr  mit  Gerste  aus  dem  Erntejahr  1915  vom 
28.  Juni  1915,  sowie  Malzmengen,  die  nach  Artikel  1 
der  Bekanntmachung  über  Änderung  der  Verordnung,  be¬ 
treffend  Einschränkung  der  Malzvenvendung  in  den  Bier¬ 
brauereien  vom  15.  Februar  1915,  vom  5.  August  1915 
auf  das  Gerstenkontingent  anzurechnen  w'aren ; 

3.  die  im  eigenen  landwirtschaftlichen  Betriebe  des 
Bierbrauers  gewonnene,  in  den  Betrieb  der  Bierbrauerei 
übernommene  Gerste,  soweit  sie  nach  den  §§  1 1  und 
12  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Gerste  aus 
dem  Erntejahr  1915  vom  28.  Juni  1915  abzuliefern 
wdire,  wenn  sie  nicht  in  der  Bierbrauerei  Verwendung 
finden  w'iirde. 

Die  im  Absatz  2  bezeichneten  Gersten-  und  Malz¬ 
mengen  sind  von  den  Bierbrauereien  der  Zentralstelle 
zur  Beschaffung  der  Heeresverpflegung  auf  Verlangen 
anzuzeigen. 

Die  Reichsfuttermittelstelle  erläßt  die  näheren  Be¬ 
stimmungen. 

§  2.  Die  Bierbrauereien  haben  dafür  Sorge  zu  tragen, 
daß  die  in  §  1,  Satz  2  und  §  3,  Absatz  2,  der  Ver¬ 
ordnung  bezeichneten  Vorräte  an  Gerste  und  Malz  ver¬ 
wahrt  und  pfleglich  behandelt  werden,  bis  die  von  der 
Zentralstelle  zur  Beschaffung  der  Heeresverpflegung  be¬ 
zeichneten  Stellen  sie  in  ihren  Gewahrsam  übernehmen. 
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Den  Bierbrauereien  ist  für  die  Verwahrung  und  pflegliche 
Behandlung  der  abgelieferten  Gersten-  und  Malzmengen 
eine  angemessene  Vergütung  zu  gewähren,  die  von  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  endgültig  festgesetzt  wird. 

§  3.  Die  Zentralstelle  kann  jederzeit  die  Ablieferung 
der  in  §  1,  Satz  2,  der  Verordnung  bezeichneten  Mengen 
an  die  von  ihr  bezeichneten  Stellen  verlangen. 

Kommt  eine  Bierbrauerei  der  Aufforderung  zur  Ab¬ 
lieferung  innerhalb  der  von  der  Zentralstelle  gesetzten 
Frist  nicht  nach,  so  kann  die  zuständige  Behörde  auf 
Antrag  der  Zentralstelle  der  von  dieser  bezeichneten 
Stelle  das  Eigentum  der  angeforderten  Menge  übertragen. 
Diese  ist  nach  Anweisung  der  Behörde  auszusondern. 

Die  Anordnung  ist  an  die  Bierbrauerei  zu  richten. 
Das  Eigentum  geht  über,  sobald  die  Anordnung  der  Bier¬ 
brauerei  zugeht  und  die  Aussonderung  stattgefunden  hat. 

§  4.  Der  Empfänger  hat  für  die  Gerste  und  das  Malz 
den  von  der  Bierbrauerei  aufgewendeten  Betrag  nebst 
fünf  vom  Hundert  Zinsen  vom  Tage  der  Aufwendung 
ab  und  die  Kosten  der  Ablieferung  (§  3),  soweit  sie  an¬ 
gemessen  sind,  zu  erstatten. 

Für  Gerste  eigener  Ernte  ist  ein  angemessenes  Entgelt 
zu  gewähren. 

Bei  Malz,  das  eine  Bierbrauerei  in  ihrer  eigenen 
Mälzerei  hergestellt  hat,  ist  ein  Mälzungslohn  von 
65  M.  für  die  Tonne  Malz  in  Ansatz  zu  bringen. 

Erfolgt  die  Ablieferung  in  Säcken,  so  darf  für  deren 
leihweise  Überlassung  eine  Sackleihgebühr  berechnet 
werden,  deren  Höhe  die  Reichsfuttermittelstelle  festsetzt. 
Der  Empfänger  hat  die  Säcke  binnen  einem  Monat  nach 
der  Ablieferung  zurückzugeben. 

§  5.  Über  Streitigkeiten,  die  sich  aus  den  Bestim¬ 
mungen  in  §§  1  und  4  ergeben,  entscheidet  endgültig  die 
höhere  Verwaltungsbehörde. 

§  6.  Die  Landeszentralbehörden  bestimmen,  wer  als 
höhere  Verwaltungsbehörde  im  Sinne  der  §§  1 — 5  sowie 
als  zuständige  Behörde  im  Sinne  des  §  3  anzusehen  ist. 

§  7.  Wer  der  Vorschrift  im  §  1,  Absatz  3,  oder  §  2, 
Satz  1,  zuwiderhandelt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs 
Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestraft. 

§  8.  Die  Anordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Ausführungsbestimmungen  zur  Verordnung,  be¬ 
treffend  die  Einfuhr  von  Kartoffeln.  Auf  Grund  der 
Vorschriften  in  §  3  der  Verordnung,  betreffend  die  Ein¬ 
fuhr  von  Kartoffeln,  vom  7.  Februar  1916,  wurde  unterm 
15.  Februar  1.  J.  bestimmt: 

§  1.  Wer  Kartoffeln  aus  dem  Ausland  einführt,  ist 
verpflichtet,  ihren  Eingang  unter  Angabe  der  Arten, 
der  Mengen  und  des  bezahlten  Einkaufspreises  der 
Reichskartoffelstelle  (Verwaltungsabteilung)  in  Berlin, 
Bellevuestraße  6  a,  unverzüglich  anzuzeigen.  Diese  An¬ 
zeige  hat  durch  eingeschriebenen  Brief  oder  telegraphisch 
zu  erfolgen. 

Als  Einführender  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  gilt, 
wer  nach  Eingang  der  Kartoffeln  im  Inland  zur  V er- 
fügung  über  sie  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  be¬ 
rechtigt  ist.  Befindet  sich  der  Verfügungsberechtigte 
nicht  im  Inland,  so  tritt  an  seine  Stelle  der  Empfänger. 

§  2.  Der  Einführende  hat  die  Kartoffeln  nach  der 
Vorschrift  in  §  1  der  Verordnung  vom  7.  Februar  1916 
an  die  Reichskartoffelstelle  zu  liefern.  Er  hat  sie  bis 
zur  Abnahme  durch  die  Reichskartoffelstelle  aufzu¬ 
bewahren,  pfleglich  zu  behandeln  und  in  handelsüblicher 
Weise  zu  versichern.  Er  hat  auf  Erfordern  Auskunft 
zu  geben,  Proben  gegen  Erstattung  der  Portokosten  ein¬ 


zusenden,  die  Besichtigung  zu  gestatten  und  auf  Abruf 
zu  verladen. 

Die  Reichskartoffelstelle  hat  binnen  drei  Tagen  nach 
Empfang  der  Anzeige  von  der  Einfuhr,  und  wenn  eine 
Besichtigung  vorgenommen  wird,  nach  der  Besichtigung 
zu  erklären,  ob  sie  die  Kartoffeln  übernehmen  will.  Das 
Eigentum  geht  mit  dem  Zeitpunkt  auf  die  Reichskartoffel¬ 
stelle  über,  in  dem  die  Übernahmeerklärung  dem  Ver¬ 
äußerer  zugeht.  Lehnt  sie  die  Übernahme  ab  oder  gibt 
sie  binnen  der  Frist  eine  Erklärung  nicht  ab,  so  erlöschen 
die  im  Absatz  1  bezeichneten  Verpflichtungen. 

§  3.  Die  Reichskartoffelstelle  setzt  den  Ubernahms- 
preis  endgültig  fest. 

§  4.  Für  leihweise  Überlassung  der  Säcke  darf  eine 
Sackleihgebühr  bis  zu  1  M.  für  die  Tonne  gezahlt 
werden.  Werden  die  Säcke  nicht  binnen  einem  Monat 
nach  der  Lieferung  zurückgegeben,  so  darf  die  Leih¬ 
gebühr  um  25  Pfennig  für  die  Woche  bis  zum  Höchst¬ 
betrag  von  2  M.  erhöht  werden.  Werden  die  Säcke  mit¬ 
verkauft,  so  darf  der  Preis  für  Säcke,  die  75  kg  oder 
mehr  enthalten,  nicht  mehr  als  M.  1*20,  im  übrigen  nicht 
mehr  als  80  Pfennig  betragen. 

§  5.  Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  wird 
das  Eigentum  auf  Antrag  der  Reichskartoffelstelle  durch 
Anordnung  der  zuständigen  Behörde  auf  die  Reichs¬ 
kartoffelstelle  oder  die  von  ihr  in  dem  Antrag  bezeich- 
nete  Person  übertragen.  Die  Anordnung  ist  an  den  Be¬ 
sitzer  zu  richten.  Das  Eigentum  geht  über,  sobald  die 
Anordnung  dem  Besitzer  zugeht. 

§  6.  Alle  Streitigkeiten  zwischen  den  Beteiligten  über 
die  Lieferung,  die  Aufbewahrung  und  den  Eigentums¬ 
übergang  entscheidet  endgültig  ein  Ausschuß.  Dieser 
besteht  aus  einem  Vorsitzenden  und  vier  Mitgliedern 
sowie  deren  .Stellvertretern,  die  sämtlich  vom  Reichs¬ 
kanzler  ernannt  werden. 

Der  Ausschuß  bestimmt,  wer  die  baren  Auslagen  des 
Verfahrens  zu  tragen  hat. 

§  7.  Die  Landeszentralbehörden  bestimmen,  wer  als 
zuständige  Behörde  und  als  höhere  Verwaltungsbehörde 
im  Sinne  dieser  Bestimmungen  anzusehen  ist. 

§  8.  Die  Vorschriften  der  Verordnung  finden  keine 
Anwendung 

1.  auf  geringfügige  Mengen,  die  im  Grenzverkehr 
aus  dem  Ausland  eingeführt  werden,  sofern  die  Einfuhr 
nicht  zu  Handelszwecken  erfolgt, 

2.  auf  die  unmitelbare  Durchfuhr  durch  Deutschland, 
sofern  die  Frachtbriefe  auf  das  Reichsausland  lauten  und 
die  Durchfuhr  ohne  absichtlich  hervorgerufene  Verzöge¬ 
rung  oder  Unterbrechung  erfolgt. 

§  9.  Wer  den  Vorschriften  in  §  1,  Absatz  1,  und  §  2, 
Absatz  1,  zuwiderhandelt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu 
sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  be¬ 
straft. 

Neben  der  Strafe  können  bei  Zuwiderhandlungen 
gegen  die  Anzeige-  und  Lieferungspflicht  die  Kartoffeln, 
auf  die  sich  die  strafbare  Handlung  bezieht,  eingezogen 
werden,  ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  Täter  gehören  oder 
nicht. 

§  10.  Diese  Bekanntmachung  tritt  am  18.  Februar  1916 
in  Kraft. 

Regelung  der  Preise  für  Schlachtschweine  und 
für  Schweinefleisch.  Der  Bundesrat  hat  am  14.  Februar 
laufenden  Jahres  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Beim  Verkaufe  von  Schlachtschweinen  durch 
den  Viehhalter  außer  im  Falle  des  §  3  darf  der  Preis 
für  50  kg  Lebendgewicht,  nüchtern  gewogen,  nicht  über¬ 
steigen 
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über 

für  90  bis 

100  kq 
Mark 

a)  in  der  preußischen  Provinz  Ostpreußen  .  .  93 

b)  in  den  Regierungsbezirken  Danzig  und 

Marienwerder  ohne  die  Kreise  Schlochau, 
Deutsch-Krone  und  Flatow  sowie  im  Regie¬ 
rungsbezirke  Bromberg  ohne  die  Kreise  Filehne, 
Czarnikau,  Kolmar  und  Wirsitz .  95 

c)  in  den  Kreisen  Schlochau,  Deutsch-Krone 
und  Flatow  aus  dem  Regierungsbezirke  Marien¬ 
werder,  in  den  Kreisen  Filehne,  Czarnikau, 

Kolmar  und  Wirsitz  aus  dem  Regierungsbezirke 
Bromberg,  in  den  Regierungsbezirken  Posen, 

Köslin,  Breslau  und  Oppeln .  98 

d)  in  der  Provinz  Brandenburg  ohne  die 

Kreise  Luckau,  Calau,  Cottbus  (Stadt  und  Land), 

Sorau,  Forst  (Stadtkreis)  und  Spremberg,  im 

Stadtkreis  Berlin,  in  den  Regierungsbezirken 
Stettin  und  Stralsund,  in  der  Provinz  Schleswig- 
Holstein,  in  den  Großherzogtümern  Mecklen¬ 
burg-Schwerin  und  Mecklenburg-Strelitz  sowie 

im  Fürstentume  Lübeck  und  in  Lübeck . 100 

e)  in  den  Kreisen  Luckau,  Calau,  Cottbus 

(Stadt  und  Land),  Sorau,  Forst  (Stadtkreis)  und 
Spremberg  aus  der  Provinz  Brandenburg,  in  den 
Kreisen  Saalkreis,  Halle  (Stadtkreis),  Delitzsch, 
Bitterfeld,  Wittenberg,  Torgau,  Schweinitz, 
Liebenwerda  aus  dem  Regierungsbezirke  Merse¬ 
burg  und  im  Regierungsbezirke  Liegnitz  ....  102 

f)  in  der  Provinz  Hannover  ohne  die  Kreise 
Einbeck,  Uslar,  Münden,  Northeim,  Göttingen 
(Stadt  und  Land),  Osterode,  Duderstadt,  Zeller¬ 
feld,  Ilfeld,  im  Regierungsbezirke  Magdeburg, 
in  den  Kreisen  Herford  (Stadt  und  Land), 

Minden,  Lübbecke  aus  der  Provinz  Westfalen, 
im  Großherzogtum  Oldenburg  ohne  die  Fürsten¬ 
tümer  Lübeck  und  Birkenfeld,  in  den  Herzog¬ 
tümern  Braunschweig  und  Anhalt,  in  den 
Fürstentümern  Schaumburg-Lippe  und  Lippe 
sowie  in  dem  Kreise  Pyrmont  des  Fürstentums 
Waldeck,  in  Bremen,  in  Hamburg . 103 

g)  in  den  Kreisen  Merseburg,  Naumburg 
(Stadt  und  Land),  Weißenfels  (Stadt  und  Land), 
Querfurt,  Eckartsberga,  Eisleben,  Sangerhausen, 

Zeitz  (Stadt  und  Land),  im  Mansfelder  See-  und 
Gebirgskreise  vom  Regierungsbezirke  Merse¬ 
burg,  in  den  Kreisen  Einbeck,  Uslar,  Münden, 
Northeim,  Göttingen  (Stadt  und  Land),  Oste¬ 
rode,  Duderstadt,  Zellerfeld  und  Ilfeld  aus  der 
Provinz  Hannover,  im  Regierungsbezirke  Erfurt, 
im  Regierungsbezirke  Cassel  ohne  die  Kreise 
Gersfeld,  Fulda,  Schlüchtern,  Gelnhausen, 

Hanau  (Stadt  und  Land),  im  Kreise  Bieden¬ 
kopf  aus  dem  Regierungsbezirke  Wiesbaden, 
in  der  Provinz  Westfalen  ohne  die  Kreise 
Herford  (Stadt  und  Land),  Minden,  Lübbecke, 
im  Regierungsbezirke  Cöln,  Aachen,  Düsseldorf 
und  Coblenz  ohne  den  Kreis  Wetzlar  und  im  Re¬ 
gierungsbezirke  Trier,  im  Königreiche  Sachsen, 
im  Großherzogtume  Sachsen  ohne  die  Enklave 
Ostheim  a.  Rhön,  in  den  Herzogtümern  Sachsen- 
Meiningen,  Sachsen-Altenburg,  Sachsen-Coburg 
und  Gotha  ohne  die  Enklave  Königsberg  i.  Fr., 
in  den  Fürstentümern  Schwarzburg-Sonders- 
hausen  und  Schwarzburg-Rudolstadt,  Waldeck 
ohne  den  Kreis  Pyrmont,  Reuß  ä.  L.,  Reuß  j.  L. 
und  in  dem  oldenburgischen  Fürstentume  Birken¬ 
feld  . 105 

h)  im  Regierungsbezirke  Wiesbaden  ohne  den 
Kreis  Biedenkopf,  im  Kreise  Wetzlar  aus  dem 
Regierungsbezirke  Coblenz,  in  den  Kreisen  Geis¬ 
feld,  Fulda,  Schlüchtern,  Gelnhausen,  Hanau 
(Stadt  und  Land)  vom  Regierungsbezirke  Cassel, 
in  Hohenzollern,  in  den  Königreichen  Bayern 
und  Württemberg,  in  den  Großherzogtümern 
Baden  und  Hessen  und  in  den  Enklaven  Ost¬ 


heim  a.  Rhön  und  Königsberg  i.  Fr . 108 

i)  in  Elsaß-Lothringen . 110 


Der  Preis  in  Spalte  1  erhöht  sich  bei  Schweinen  (mit 
Ausnahme  ehemaliger  Zuchtsauen  und  Zuchteber)  im 
Lebendgewicht,  nüchtern  gewogen,  von  über  ioo  bis 
iio  kg  um  10  vom  Hundert,  von  über  110  bis  120  kg 
um  15  vom  Hundert,  von  über  120  bis  140  kg  um  20  vom 
Hundert,  von  über  140  kg  um  25  vom  Hundert. 


fette  (früher  zur  Zucht  benutzte) 
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Die  Höchstpreise  gelten  für  Barzahlung  bei  Empfang. 
Für  die  Kosten  der  Beförderung  bis  zur  nächsten  Ver¬ 
ladestelle  des  Viehhalters  und  die  Kosten  der  Verladung 
daselbst  darf  ein  Zuschlag  nicht  erhoben  werden;  ist  aber 
die  Verladestelle  weiter  als  2  km  vom  Standort  des 
Tieres  entfernt,  so  kann  für  diese  Kosten  ein  Zuschlag 


2.  MÄRZ  1916]'  DAS  HANDELSMUSEUM. 


zum  Höchstpreis  berechnet  werden,  der  für  je  ange- 
fangene  50  kg  Lebendgewicht  1  M.  nicht  übersteigen 
darf.  Maßgebend  ist  der  Höchstpreis  des  Bezirkes,  in 
dem  sich  die  Ware  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses 

befindet. 

§  2.  Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen 
bestimmten  Stellen,  insbesondere  die  auf  Grund  des 
§  15  b  der  Verordnung  des  Bundesrates  über  die  Er¬ 
richtung  von  Preisprüfungsstellen  und  die  Versorgungs¬ 
regelung  vom  25.  September  1915  in  der  Fassung  vom 
4.  November  1915  (R.-G.-Bl.  S.  728)  durch  die  Landes¬ 
zentralbehörden  gebildeten  Viehhandelsverbände,  können 
Abweichungen  von  den  Höchstpreisen  für  ihren  Bezirk 
oder  Teile  ihres  Bezirkes  anordnen.  Zu  Abweichungen 
nach  oben  ist  die  Zustimmung  des  Reichskanzlers  er¬ 
forderlich. 

§  3.  Die  Preise  für  den  Verkauf  durch  den  Viehhalter 
auf  dem  Markte  sowie  für  den  Handel  werden  durch 
die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  bestimmten 
Stellen  geregelt. 

§  4.  Der  Verkauf  von  Schlachtschweinen  darf  nur 
nach  Lebendgewicht  erfolgen.  Die  Landeszentralbehörden 
oder  die  von  ihnen  bestimmten  Stellen  sind  befugt,  Aus¬ 
nahmen  zuzulassen ;  sie  haben  dabei  festzusetzen,  nach 
welchem  Verhältnis  das  Lebendgewicht  in  Schlacht¬ 
gewicht  umzurechnen  ist. 

§  5.  Bei  Schweinen,  die  auf  die  Schlachtviehmärkte 
aufgetrieben  werden,  ist  der  Vorkauf,  das  Vorzeichnen 
und  das  Zurückstellen  von  Schweinen  auf  Bestellung 
verboten.  Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen 
bestimmten  Stellen  können  Ausnahmen  zulassen. 

Die  zuständige  Behörde  kann  Bestimmungen  über  die 
Zulassung  der  Käufer  und  die  Verteilung  der  Schweine 
an  sie  auf  den  Schlachtviehmärkten  erlassen.  Schweine, 
die  bis  zum  Marktschluß  unverkauft  bleiben,  müssen 
der  Gemeinde  oder  dem  Kommunalverbande  des  Markt¬ 
ortes  auf  deren  Verlangen  käuflich  überlassen  werden. 

§  6.  Die  zuständige  Behörde  kann  bestimmen,  daß 
frisches  Schweinefleisch,  das  aus  anderen  inländischen 
Orten  eingeführt  wird,  nur  an  den  von  ihr  bezeichneten 
Stellen  verkauft  werden  darf. 

§  7.  Die  Gemeinden  sind  verpflichtet: 

1.  Höchstpreise  bei  der  Abgabe  an  den  Verbraucher 
für  die  einzelnen  Sorten  (Stücke)  des  frischen  (rohen) 
Schweinefleisches,  für  zubereitetes,  insbesondere  ge- 
pöckeltes  oder  geräuchertes  Schweinefleisch,  für  frisches 
(rohes)  und  für  ausgelassenes  Schweinefett,  für  ge¬ 
salzenen  oder  geräucherten  Speck  sowie  für  Wurstwaren 
festzusetzen ; 

2.  zu  bestimmen,  wieviel  mindestens  vom  Schlacht¬ 
gewichte  des  Schweines  oder  welche  Teile  bei  gewerb¬ 
lichen  Schlachtungen  frisch  verkauft  werden  müssen. 

Die  Landeszentralbehörden  können  anordnen,  daß  die 
Festsetzungen  (Nr.  1)  und  die  Bestimmungen  (Nr.  2) 
anstatt  durch  die  Gemeinden  durch  deren  Vorstand  er¬ 
folgen.  An  Stelle  der  Gemeinden  sind  die  Kommunal¬ 
verbände  befugt  und  auf  Anordnung  der  Landeszentral¬ 
behörden  verpflichtet,  die  vorbezeichneten  Festsetzungen 
und  Bestimmungen  zu  treffen. 

Die  Festsetzungen  (Nr.  1)  und  die  Bestimmungen 
(Nr.  2)  bedürfen  der  Zustimmung  der  Landeszentral¬ 
behörde  oder  der  von  ihr  bestimmten  Behörden.  Diese 
können  die  Festsetzungen  und  Bestimmungen  selbst 
treffen  oder  Anordnungen  hierüber  erlassen.  Bei  den 
Preisfestsetzungen  ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  daß 
sie  die  Versorgungsinteressen  anderer  Bundesstaaten 
nicht  beeinträchtigen.  Der  Reichskanzler  kann  Vor¬ 
schriften  über  den  Ausgleich  der  Preise  erlassen. 

§  8.  Die  in  dieser  Verordnung  und  auf  Grund  derselben 
festgesetzten  Preise  sind  Höchstpreise  im  Sinne  des 
Gesetzes,  betreffend  Höchstpreise,  vom  4.  August  1914 
in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  17.  Dezember 
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1914  in  Verbindung  mit  der  Bekanntmachung  vom  21.  Ja¬ 
nuar  1915  und  vom  23.  September  1915. 

§  9.  Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen 
bestimmten  Stellen  können  die  Abgabe  von  Fleisch  aus 
Hausschlachtungen  an  Dritte  gegen  Entgelt  beschränken 
oder  verbieten. 

Die  Gemeinden  oder  Kommunalverbände  sind  be¬ 
rechtigt  und  auf  Anordnung  der  Landeszentralbehörden 
verpflichtet,  die  gewerblichen  Schlachtungen  von 
Schweinen  außerhalb  der  öffentlichen  Schlachthäuser  zu 
beschränken  oder  zu  verbieten. 

§  10.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung  und  be¬ 
stimmen,  wie  das  Lebendgewicht,  nüchtern  gewogen 
(§  1),  zu  berechnen  ist.  Sie  bestimmen,  wer  als  Ge¬ 
meinde,  Kommunalverband,  als  zuständige  Behörde  und 
als  höhere  Verwaltungsbehörde  im  Sinne  dieser  Ver¬ 
ordnung  anzusehen  ist. 

§  11.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den 
Vorschriften  dieser  Verordnung  zulassen. 

Er  kann  Bestimmungen  über  die  Herstellung  von 
Wurstwaren  treffen. 

§  12.  Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  finden  keine 
Anwendung  auf  aus  dem  Ausland  eingeführte  Schweine 
sowie  auf  Schweinefleisch,  Fett,  Wurstwaren  und  Speck, 
die  aus  dem  Ausland  eingeführt  sind.  Die  gewerbsmäßige 
Abgabe  dieser  Waren  zu  höheren  als  den  in  dieser  Ver¬ 
ordnung  vorgesehenen  Höchstpreisen  darf  nicht  in  Ver¬ 
kaufsstellen  erfolgen,  in  denen  inländische  Waren  dieser 
Art  abgegeben  werden. 

Die  Gemeinden  erlassen  Bestimmungen  über  den  Ver¬ 
trieb  und  die  Preisstellung  dieser  Waren;  auf  die  von 
ihnen  festgesetzten  Preise  findet  §  8  Anwendung.  Die 
Landeszentralbehörden  können  allgemeine  Grundsätze 
über  den  Erlaß  der  Bestimmungen  aufstellen. 

§  13.  Wer  den  Vorschriften  in  §  4,  Satz  1,  §  5,  Abs.  1, 
Satz  1,  §  12,  Abs.  1,  Satz  2,  oder  den  nach  §  5,  Abs.  2, 
Satz  1,  §  6,  §  7,  Abs.  1,  Nr.  2,  §  9,  §  10,  Satz  1,  §  11, 
Abs.  2,  §  12,  Abs.  2,  Satz  1,  erlassenen  Bestimmungen 
zuwiderhandelt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Mo¬ 
naten  oder  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestraft. 

§  14.  Die  zuständige  Behörde  kann  Geschäftsbetriebe, 
deren  Unternehmer  oder  Betriebsleiter  sich  in  Befolgung 
der  Pflichten  unzuverlässig  zeigen,  die  ihnen  durch  diese 
Verordnung  oder  die  dazu  erlassenen  Ausführungs¬ 
bestimmungen  auferlegt  sind,  schließen. 

Gegen  die  Verfügung  ist  Beschwerde  zulässig.  Über 
die  Beschwerde  entscheidet  die  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde  endgültig.  Die  Beschwerde  bewirkt  kernen  Auf¬ 
schub. 

§  15.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Die  Verordnung  zur  Regelung  der  Preise  für  Schlacht¬ 
schweine  und  für  Schweinefleisch  vom  4.  November  1915 
sowie  die  Änderung  dieser  Verordnung  vom  29.  No¬ 
vember  1915  werden  aufgehoben.  Jedoch  bleiben  §  5 
daselbst  sowie  die  auf  Grund  des  §  5  festgesetzten  Preise 
solange  bestehen,  bis  die  Preisfestsetzung  auf  Grund  des 
§  7  dieser  Verordnung  erfolgt  ist.  Die  von  den  Landes¬ 
zentralbehörden  auf  Grund  des  §  8  a  der  Verordnung 
vom  29.  November  1915  erlassenen  Bestimmungen 
bleiben  in  Kraft,  bis  sie  nach  §  12  dieser  Verordnung 
abgeändert  werden. 

Großbritannien. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Die  „London  Gazette“  vom 
28.  Januar  1916  publiziert  eine  Verordnung  vom  28.  Ja¬ 
nuar  1916,  laut  welcher  folgende  Änderungen  in  den 
Ausfuhrverboten  verfügt  wurden: 


1.  Nach  allen  Bestimmungsländern  ist  die  Ausfuhr 
folgender  Waren  verboten:  Baumwollumpen,  Leinen¬ 
lumpen  und  Abfallpapier. 

2.  Der  Absatz  „Eisenbahnpersonenwagen“  ist  in  der 
Liste  derjenigen  Waren,  deren  Ausfuhr  nach  allen  aus¬ 
ländischen  Bestimmungsländern,  mit  Ausnahme  der  briti¬ 
schen  Besitzungen  und  Schutzgebiete,  verboten  ist,  zu 
streichen  und  durch  „Eisenbahnpersonenwagen  und  deren 
Bestandteile“  zu  ersetzen. 

3.  Die  Ausfuhr  der  folgenden  Waren  ist  nach  allen 
fremden  Ländern  in  Europa  und  am  Mittelländischen  und 
Schwarzen  Meer,  außer  nach  Erankreich,  Rußland  (aus¬ 
genommen  über  Baltische  Häfen),  Italien,  Spanien  und 
Portugal,  verboten:  Rohr  und  Stöcke,  ungeschlagen, 
gleichviel  ob  zur  Korbmacherei  bestimmt  oder  nicht; 
Tauwerk  und  Bindfaden  aus  Manilahanf;  Europhen; 
Feilen;  Taschenlampengehäuse  und  Gehäuse  mit  Lampen, 
aber  ohne  Batterien;  Rum  und  nachgeahmter  Rum. 

Schweiz. 

Beschlagnahme  von  Lebensmittelvorräten.  Ein 

Bundesratsbeschluß  vom  18.  Februar  1916  lautet: 

Artikel  1.  Das  Volkswirtschaftsdepartement  ist  er¬ 
mächtigt,  Vorräte  an  Lebensmitteln,  die  zum  Zwecke  der 
Spekulation  oder  der  Ausfuhr  ohne  vorherige  Erwirkung 
einer  Ausfuhrbewilligung  aufgekauft  wurden,  sowie  solche 
Vorräte,  die  dem  Konsum  vorenthalten  werden,  zu  be¬ 
schlagnahmen. 

Artikel  2.  Über  das  Vorhandensein  der  Voraussetzungen 
für  die  Vornahme  der  Beschagnahme  entscheidet  das 
Volkswirtschaftsdepartement  endgültig.  Die  Beschlag¬ 
nahme  erfolgt  durch  Mitteilung  an  den  Besitzer  und  be¬ 
wirkt,  daß  dem  Inhaber  der  Waren  jedes  Verfügungs¬ 
recht  über  diese  entzogen  ist. 

Verwahrt  ein  Dritter  die  Ware,  so  darf  sie  von  ihm 
ohne  behördliche  Bewilligung  nicht  herausgegeben 
werden. 

Wird  eine  Beschlagnahme  wieder  aufgehoben,  so  ist 
keine  Entschädigung  irgendwelcher  Art  zu  bezahlen.  ‘ 

Artikel  3.  Die  beschlagnahmten  Vorräte  können  vom 
Volkswirtschaftsdepartement  gegen  angemessene  Ga¬ 
rantie  für  deren  sachgemäße  Verwendung  freigegeben 
oder  aber  vom  Bunde  zu  angemessenen  Preisen  erworben 
werden. 

Der  Übernahmepreis  ist,  soweit  der  Bundesrat  nichts 
besonderes  vorschreibt,  nach  den  Tagespreisen  (nicht 
nach  Spekulationspreisen)  zu  bestimmen.  Ein  zu  hoher 
Ankaufspreis  fällt  für  die  Abschätzung  nicht  bestimmend 
in  Betracht. 

Artikel  4.  Über  die  Höhe  des  nach  Artikel  3  für  die 
Erwerbung  der  Waren  zu  leistenden  Preises  entscheidet 
eine  vom  Bundesrat  einzusetzende  Schätzungskommission 
in  freiem  Verfahren  und  nach  freiem  Ermessen  endgültig. 
Ihr  Entscheid  ist  einem  vollstreckbaren  Urteile  des 
Bundesgerichtes  gleichgestellt.  Der  Bundesrat  kann  für 
verschiedene  Fälle  oder  für  verschiedene  Warenkategorien 
oder  endlich  für  die  verschiedenen  Landesgegenden  ver¬ 
schiedene  Kommissionen  bestellen. 

Artikel  5.  Kauf-  oder  Tauschverträge  über  beschlag¬ 
nahmte  Waren  sind,  soweit  sie  noch  nicht  durch  beid¬ 
seitige  Leistung  vollzogen  sind,  nichtig. 

Artikel  6.  Das  Volkswirtschaftsdepartement  kann  zur 
Vollziehung  der  Beschlagnahme  und  zur  Aufnahme  des 
Bestandes  die  Hilfe  der  kantonalen  Behörden  in  An¬ 
spruch  nehmen. 

Artikel  7.  Wer  diesem  Bundesratsbeschlusse  oder  den 
vom  Volkswirtschaftsdepartement  in  dessen  Ausführung 
erlassenen  Vorschriften  zuwiderhandelt,  wird  mit  Geld¬ 
buße  von  50  bis  20.000  Francs  oder  mit  Gefängnis  be¬ 
straft.  Die  beiden  Strafen  können  verbunden  werden. 

Der  Richter  kann,  wenn  beschlagnahmte  Waren  ver¬ 
äußert  oder  beiseite  geschafft  werden  oder  ein  Versuch 


hierzu  vorliegt,  die  Konfiskation  der  Waren  aussprechen. 

Artikel  8.  Die  Verfolgung  und  Beurteilung  der  Uber- 
|  tretungen  liegt  den  kantonalen  Gerichten  ob.  Der  erste 
Abschnitt  des  Bundesgesetzes  vom  4.  Februar  1853  über 
das  Bundesstrafrecht  der  schweizerischen  Eidgenossen¬ 
schaft  findet  Anwendung. 

Artikel  9.  Dieser  Beschluß  tritt  am  18.  Februar  1916 
in  Kraft.  Das  Volkswirtschaftsdepartement  ist  mit  der 
Vollziehung  beauftragt. 

Niederlande. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Ein  Beschluß  vom  18.  Fe¬ 
bruar  1916  lautet:  Die  Ausfuhr  von  Zinn  und  Zinn¬ 
legierungen  als  Grundstoff  oder  bearbeitet,  es  sei  denn 
gebraucht  als  Nebenbestandteil  eines  Artikels,  bei 
welchem  Zinn  oder  Zinnlegierung  nicht  den  Haupt¬ 
bestandteil  bildet,  ist  vom  20.  Februar  1916  an  verboten. 
Darüber,  ob  bei  einem  Artikel  Zinn  oder  Zinnlegierung 
den  Hauptbestandteil  bildet,  entscheidet  der  Finanz- 
minister.  Zeitweilige  Aufhebung  und  Aufhebung  in  be¬ 
sonderen  Fällen  ist  Vorbehalten. 

Laut  Meldung  vom  19.  Februar  1916  hat  der  Minister 
für  Landwirtschaft,  Industrie  und  Llandel  angeordnet, 
daß  die  Ausfuhr  von  vollständig  verarbeiteten  Kar¬ 
toffelfasern  nur  auf  Grund  von  der  Reichskontroll- 
kommission  der  Kartoffelmehlfabrikanten  in  Veendam 
ausgestellten  Zertifikaten  stattfinden  kann.  Als  gänzlich 
verarbeitete  werden  solche  Kartoffelfasern  betrachtet, 
welche  höchstens  50  Prozent  Setzmehl  im  trockenen 
Stoff  enthalten. 

Bulgarien. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Ein  Ukas  vom  24.  Januar 

(6.  Februar)  1916  lautet  wie  folgt: 

Auf  Grund  der  Artikel  11  und  13  der  Zollordnung  und 
des  Artikels  109  der  Verfassung  wird  verfügt: 

I.  Die  Ausfuhr  von  Gummierzeugnissen  und  Abfällen 
davon  aus  dem  Gebiete  des  Königreiches  ist  verboten. 

II.  Dieses  Verbot  ist  am  7.  Dezember  1915,  also  an 
jenem  Tage  in  Kraft  getreten,  an  dem  es  den  Zollämtern 
mitgeteilt  wurde. 

Dieser  Ukas  ist  der  Einsichtnahme  und  Genehmigung 
des  Sobranje  zu  unterbreiten. 


gjfUtirci* 

Einführung  der  bulgarischen  Staatsmonopole  in  den 
von  den  bulgarischen  Truppen  besetzten  Gebieten. 

Wie  uns  aus  Sofia  berichtet  wird,  wurden  in  den 
von  den  bulgarischen  Truppen  besetzten  Gebieten  die 
bulgarischen  Monopole  bereits  eingeführt,  so  daß  Er¬ 
zeugung,  Einfuhr  und  Verkauf  von  Zigarettenpapier, 
Zündhölzchen  und  Spielkarten  in  diesen  Gebieten  der 
bulgarischen  Regierung  Vorbehalten  bleibt. 

Amerikanische  Handelsbestrebungen  in  Argen¬ 
tinien.  Einem  Berichte  des  k.  u.  k.  Konsularamtes  in 
Rosario  entnehmen  wir : 

Nordamerika  ist  eifrigst  bestrebt,  mit  allen  Mitteln 
dahin  zu  arbeiten,  sich  die  durch  den  europäischen  Kon¬ 
flikt  hervorgerufene  anormale  Situation  zu  nutze  zu 
machen,  und  durch  Entsendung  von  Agenten  in  allen 
Geschäftszweigen  Verbindungen  anzuknüpfen,  um  auf 
diese  Weise  seinen  Wunsch,  auf  dem  argentinischen 
Markte  anzukommen,  realisieren  zu  können.  Die  inter¬ 
essierten  Kreise  der  Union  entsandten  daher  nicht  nur 
Bankfach-  und  in  Handelskreisen  hochangesehene  und 
erfahrene  Leute,  sondern  auch  eine  Unmenge  Handlungs¬ 
reisender,  welche  allerorten  eine  fieberhafte  Tätigkeit 
entwickelten,  die  in  mancher  Hinsicht,  unterstützt  von 
der  durch  die  derzeitige  Konstellation  geschaffenen  Lage, 
wohl  auch  von  Erfolg  begleitet  sein  dürfte.  Ob  nun  Nord¬ 
amerika  auch  nach  Wiedereintritt  normaler  Verhältnisse 
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im  stände  sein  wird,  die  unter  so  großen  Opfern  und  so 
mühsam  errungene  Stellung  im  argentinischen  Import 
auch  weiterhin  beibehalten  zu  können,  muß  dahingestellt 
bleiben,  da  mancher  erfahrene  Kaufmann  der  Ansicht  zu¬ 
neigt,  daß  erstens  die  Qualität  und  zweitens  die  Ver¬ 
packungsart  sowie  die  Kreditfristen,  aber  auch  sonstige 
Lieferungsbedingungen  der  nordamerikanischen  Expor¬ 
teure  derart  beschaffen  sind,  daß  sie  sich  für  die  Dauer, 
soferne  sich  die  nordamerikanischen  Exporteure  unter  der 
später  zu  gewärtigenden  schärferen  Konkurrenz  den 
Wünschen  der  argentinischen  Importeure  nicht  anpassen 
sollten,  auf  dem  nun  eingenommenen  Platze  nicht  werden 
behaupten  können. 


Infeußm,  ganbnmtfdjiift* 

Zinnproduktion  in  den  Vereinigten  Staaten.  Einem 
Berichte  der  schweizerischen  Gesandtschaft  in  Washing¬ 
ton  entnehmen  wir:  Die  American  Smelting  &  Refi- 
ning  Co.  hat  große  Anlagen  in  Perth  Amboy  (im  Staate 
New  Jersey)  errichtet,  um  dort  mit  Beginn  des  Jahres 
1916  Zinn  aus  bolivianischen  Erzen  zu  schmelzen  und 
auf  elektrolytischem  Wege  zu  reinigen.  Diese  Gründung 
ruft  in  Amerika  vielseitiges  Interesse  hervor  und  man 
erblickt  darin  einen  neuen  Schritt,  den  die  Vereinigten 
Staaten  getan  haben,  um  die  Kontrolle  des  Welthandels 
in  die  Hand  zu  bekommen.  Die  Nachfrage  nach  Zinn 
dürfte  sich  in  den  Vereinigten  Staaten  seit  dem  Jahre 
1900  ungefähr  verdoppelt  haben.  Man  sieht  voraus,  daß 
in  diesem  Lande  künftig  ca.  50  Prozent  der  Gesamtwelt¬ 
produktion  verbraucht  werden.  Etwa  100.000  t  Zinn¬ 
blech  beanspruche  allein  die  stetig  wachsende  Büchsen¬ 
konservenindustrie  (für  Fische,  speziell  Lachse,  an  der 
Westküste  und  in  Alaska;  Früchte  und  Gemüse  in  Kali¬ 
fornien,  Fleisch  in  Chicago,  Milch  im  Mittelwesten  etc.). 
Zinn  ist  bisher  in  den  Vereinigten  Staaten  nicht  her¬ 
gestellt  worden.  Man  war  hier  ganz  auf  den  Import  an¬ 
gewiesen  und  in  starkem  Maße  von  England,  besonders 
aber  von  Britisch-Indien  abhängig,  aus  welchen  Ländern 
mehr  als  90  Prozent  des  hier  verbrauchten  Zinnes  ein¬ 
geführt  worden  sind.  Für  die  Vereinigten  Staaten  be¬ 
deutet  das  neue  Unternehmen  in  Perth  Amboy  (New 
Jersey)  nicht  nur  eine  Verbilligung  des  Zinnes  und 
frische  Arbeitsgelegenheit  für  Tausende,  sondern  es  soll 
dadurch  in  Bolivien  auch  ein  neues,  bisher  nicht  be¬ 
standenes  Absatzgebiet  für  amerikanische  Waren  er¬ 
öffnet  werden. 

Die  südamerikanische  Republik  Bolivia  ist  eines  der 
wenigen  Länder  und  das  einzige  auf  der  westlichen 
Hemisphäre,  welches  Zinn  in  großer  Menge  hervorbringt. 
Die  Produktionszunahme  ist  überraschend.  Sie  betrug 
1898:  4318  t;  1903:  20.559  G  1908:  29.408  t;  1910: 
37.866  t  im  Werte  von  14,407.271  1911:  36.341  t 

im  Werte  von  20,493.649  $;  1912:  37.700  t  im  Werte 
von  23,308.885  $.  Trotz  der  geographischen  Nähe  der 
beiden  Länder  ist  bis  Ende  1915  kein  Pfund  boliviani¬ 
schen  Zinnes  nach  den  Vereinigten  Staaten  gegangen. 
Die  Ausfuhr  fand  ausschließlich  nach  England  und 
Deutschland  statt,  wo  es  dann  geschmolzen,  meist  in  der 
Form  von  Zinnblech  und  belastet  durch  den  Profit  der 
europäischen  Schmelzer  und  Händler  teilweise,  wie  es 
die  folgende  Tabelle  zeigt,  nach  den  Vereinigten  Staaten 
exportiert  wurde.  Es  betrug  die  Zinneinfuhr  der  Ver¬ 
einigten  Staaten: 


aus 

1912/13 

D  0 

X9M  TS 

1  1  a  r 

England . 

.  24,661.628 

U.335.939 

Briiisi  h-Slraits-Settlements  . 

.  23,229.998 

I3.539-423 

Britisch-Hongkong  .... 

.  1,326.217 

218.295 

Britisch-Australien  .... 

190.565 

85-075 

Britisch-Kanada  .... 

55-619 

122.180 

Deutschland . 

I53-29I 

Holland . .  . 

102.440 

Holländisch-Indien  .  .  .  . 

.  — 

1,200.793 
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Der  Grund,  warum  die  Vereinigten  Staaten  das  Zinn 
biher  nicht  im  nahen  Bolivien,  sondern  am  anderen  Ende 
der  Welt  kauften,  soll  darin  liegen,  daß  die  asiatischen 
Länder  ein  reines  Metall  liefern,  während  bolivianisches 
Erz  unter  der  alten  Schmelzmethode  ein  Produkt  ergab, 
dessen  chemische  Beimischungen  die  Verwendung  als 
Konservenbüchsenblech  verunmöglichten.  Diese  Nach¬ 
teile  sollen  nun  aber  durch  den  elektrolytischen  Prozeß 
der  neuen  Werke  in  Perth  Amboy  behoben  werden. 
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Die  niederländische  Handelsflotte.  Einem  Berichte 
des  deutschen  Generalkonsulates  in  Amsterdam  ent¬ 
nehmen  wir : 

Die  niederländische  Schiffahrt  hat  im  Jahre  1915  aus¬ 
gezeichnete  Geschäfte  gemacht.  Durch  das  Stilliegen  der 
deutschen  Kauffahrteiflotte  und  durch  die  Inanspruch¬ 
nahme  vieler  britischer  Schiffe  für  Truppensendungen 
wurden  dem  Weltmarkt  ungefähr  10  Millionen  t  ent¬ 
zogen.  Dadurch  stiegen  die  Frachtsätze  auf  das  Vier¬ 
fache  der  Preise  vor  dem  Kriege  und  teilweise  noch 
höher.  Die  niederländischen  Schiffe  konnten  hiervon 
umsomehr  Nutzen  ziehen,  als  die  Ladung  unter  nieder¬ 
ländischer  Flagge  weniger  gefährdet  war  als  unter  der 
eines  kriegführenden  Staates,  vor  allem  Großbritanniens. 
Nur  wenige  Schiffe  gingen  1915  infolge  des  Krieges  ver¬ 
loren.  Den  hohen  Einnahmen  standen  allerdings  auch 
große  Ausgaben  gegenüber  durch  die  erhöhten  Kohlen¬ 
preise,  durch  die  Heuer  für  die  Mannschaften,  die  wegen 
des  Krieges  mehr  beanspruchten,  durch  die  gestiegenen 
Versicherungsprämien,  durch  die  Anhaltung  der  Schiffe 
im  englischen  Kanal  u.  s.  w.  Auch  konnte  die  nieder¬ 
ländische  Schiffahrt  die  Gunst  der  Lage  insofern  nur  un¬ 
vollkommen  ausnützen,'  als  Großbritannien  ihr  fast  den 
ganzen  Durchfuhrhandel  abschnitt.  Nach  Deutschland 
wurde  außer  Tabak,  Chinarinde,  Kaffee' und  Südfrüchten 
so  gut  wie  nichts  mehr  durchgelassen,  und  ebenso  wurde 
die  Ausfuhr  von  Deutschland  bis  auf  wenige  Ausnahmen 
unterbunden.  Der  Verkehr  in  den  niederländischen  Häfen 
sank  dadurch  bis  auf  ein  Drittel  des  normalen,  so  daß 
Rotterdam  und  Amsterdam  gegen  früher  still  und  leer 
sind.  Dieser  Rückgang  traf  aber  nur  die  fremden  Flaggen, 
während  der  niederländischen  Schiffahrt  der  Fortfall  des 
ausländischen  Wettbewerbes  zu  gute  kam.  Die  nieder¬ 
ländische  Schiffahrt  dürfte  aus  dem  Kriege  verjüngt  und 
gestärkt  hervorgehen.  Das  gleiche  gilt  von  den  Schiffs¬ 
werften.  Diese  erhielten  während  des  Krieges  eine  große 
Anzahl  Aufträge,  die  sonst  ins  Ausland,  insbesondere 
nach  Großbritannien,  gegangen  wären.  Sie  werden  da¬ 
durch  auch  für  die  Zukunft  leistungsfähiger  werden. 

Ende  des  Jahres  zählte  die  niederländische  Kauffahrtei¬ 
flotte  459  Dampfschiffe  (einschließlich  Motorboote)  mit 
einem  Gehalte  von  1,360.000  Brutto-  oder  881.000  Netto¬ 
registertonnen.  Der  Zuwachs  gegen  das  Vorjahr  ist  nicht 
nennenswert,  da  86.000  Bruttotonnen  (50.000  Netto¬ 
tonnen)  verkauft  wurden  und  39.000  Bruttotonnen 
(23.000  Nettotonnen)  verloren  gingen.  Trotzdem  also  die 
Gesamtzahl  ungefähr  die  gleiche  blieb,  hat  sich  doch  die 
Flotte  durch  Abstoßen  älteren  Materials  verjüngt  und 
verbessert. 

Im  Jahre  1915  wurden  neugebaut  und  fertiggestellt 
27  Dampfer  und  7  Motorboote  von  zusammen  100.000 
Brutto-  und  62.000  Nettotonnen.  Noch  in  Bau  oder  in 
Auftrag  gegeben  waren  Ende  1915  insgesamt  91  Dampfer 
mit  einem  Gehalte  von  412.000  Bruttotonnen.  Während 
also  das  Jahr  1915  noch  keine  Vermehrung  gegen  1914 
aufwies,  dürfte  diese  im  Jahre  1916  sehr  erheblich  werden. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12, 

zu  er: 

Seidene  Halstücher.  Ein  österreichischer  Handels¬ 
agent  in  Amsterdam  bewirbt  sich  um  Vertretungen  öster¬ 
reichischer  Häuser,  welche  seidene  und  halbseidene  Hals¬ 
tücher,  sowohl  aus  Natur-  wie  auch  aus  Kunstseide  er¬ 
zeugen  und  gewillt  wären,  mit  Holland  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  treten.  (A.  E.  717.) 

Rotverschnittwein.  Ein  Importhaus  in  Metz  wünscht 
Offerte,  Bezugsbedingungen  und  Musterproben  von  13- 
bis  I4grädigen  Rotverschnittweinen.  (A.  E.  716.) 

Geschäftsverbindung  mit  Russisch-Polen.  Ein  gut 
empfohlener  Agent  in  Lublin  bietet  sich  österreichischen 
Häusern  als  Vertreter  an,  welche  den  Wunsch  hegen,  mit 
Lublin  und  dem  benachbarten  Gebiete  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  kommen.  (A.  E.  715.) 

Lederhandschuhe.  Eine  Agenturfirma  in  Amsterdam 
interessiert  sich  für  die  Übernahme  der  Vertretung  einer 
österreichischen  Lederhandschuhfabrik,  welche  für  den 
Export  eingerichtet  und  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenz¬ 
fähig  ist.  (A.  E.  714.) 

Seidenwaren  aller  Art.  Ein  österreichischer  Kauf¬ 
mann,  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  der  seit  mehr  als  20  Jahren 
Skandinavien  bereist,  dortselbst  seine  Subvertreter  hat 
und  bei  der  kaufkräftigen  erstklassigen  Kundschaft  gut 
eingeführt  ist,  berichtet,  daß  in  den  skandinavischen 
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lnter  dea  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 
’i  agen.) 

Ländern  infolge  des  Ausfuhrverbotes  von  Textilien  aus 
Wolle  und  Baumwolle  aus  den  Erzeugungsländern,  gegen¬ 
wärtig  große  Nachfrage  nach  Ersatzstoffen  besteht,  und 
daher  Seidenwaren  österreichischer  Provenienz  ein  gutes 
Absatzfeld  finden  könnten,  österreichische  Fabrikanten 
der  Seidenwarenbranche  werden  hiermit  auf  diese 
günstige  Absatzchance  aufmerksam  gemacht  und  einge¬ 
laden,  sich  mit  dem  betreffenden  Vertreter,  dessen 
Adresse  im  Bureau  der  Sektion  erhältlich  ist,  ins  Ein¬ 
vernehmen  zu  setzen.  (A.  E.  713.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  71 1.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 

♦  ♦ 
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Reisen  nach  dem  deutschen  Verwaltungsgebiet 
in  Russisch-Polen.  Zu  Reisen  nach  dem  unter  deutscher 
Verwaltung  stehenden  Okkupationsgebiete  von  Russisch- 
Polen  ist  eine  besondere  Bewilligung  notwendig.  Diese 
Bewilligung  wird  auf  Grund  eines  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefertigten  und  mit  der  amtlich  beglaubigten  Photo¬ 
graphie  und  Unterschrift  des  Inhabers  versehenen  Reise¬ 
passes  in  der  Form  der  Ausstellung  eines  Passierscheines 
durch  den  stellvertretenden  Generalstab  in  Berlin  im 
Einverständnis  mit  dem  Generalgouvernement  in  War¬ 
schau  erteilt,  jedoch  nur  in  den  Ausnahmefällen  ge¬ 
geben,  wenn  es  sich  um  dringende  und  wichtige  Ange¬ 
legenheiten  handelt,  bei  denen  die  persönliche  Anwesen¬ 
heit  des  Reisewerbers  unbedingt  erforderlich 
erscheint.  Die  *  Passierscheine  unterliegen  einer  Taxe 
von  3  M.  für  je  eine  Woche  der  bewilligten  Gültigkeits¬ 
dauer.  Die  Bewerbung  darum  hat  mittels  schriftlicher 
Gesuche  zu  erfolgen,  die  genaue  Angabe  über  1.  die 
Paßdaten,  2.  das  Reiseziel  (unter  namentlicher  An¬ 
führung  aller  Orte,  an  denen  Aufenthalt  genommen 
werden  soll),  3.  den  Reiseweg,  4.  den  Reisezweck  und 
5.  die  beabsichtigte  Dauer  der  Reise  enthalten  und  be¬ 
sonders  alle  für  die  Prüfung  der  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  belangreichen  Umstände  mit  voller 
Deutlichkeit  erkennen  lassen  müssen.  Der  Paß  selbst 
braucht  nicht  beigegeben  zu  werden,  es  muß  aber  die 
Richtigkeit  der  Angaben  in  dem  Gesuche  über  seine 
Daten  amtlich  bestätigt  sein. 

Die  Vermittlung  der  Gesuche  hat  das  k.  u.  k.  Mini¬ 
sterium  des  Äußern  übernommen,  das  sie  im  Interesse 
der  Vereinfachung  des  Verfahrens  im  Wege  seines  Ver¬ 
treters  in  Warschau  der  Paßzentrale  des  kaiserlichen 
Generalgouvernements  in  Warschau  zur  weiteren  Er¬ 
ledigung  zukommen  lassen  wird.  Da  jedoch  eine  Inter¬ 
vention  des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußern  nur  in 
jenen  Fällen  Platz  greifen  kann,  in  denen  in  bezug  auf 
die  Dringlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Reise  die  Vor¬ 
aussetzungen  für  die  Erteilung  der  Bewilligung  durch 
das  Generalgouvernement  gegeben  sind,  dürfen  Reise¬ 
ansuchen  nicht  mehr  wie  bisher  beim  Ministerium  des 
Äußern  eingebracht  werden ;  diese  Eingaben  werden  nach 
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vorheriger  Begutachtung  auf  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  dem  k.  u.  k.  Ministerium  des 
Äußern  auf  das  nach  dem  Reisezweck  in  Betracht 
kommende  k.  k.  Fachministerium  übermittelt. 

Die  Gesuche  um  die  Erteilung  der  Reisebewilligung 
nach  dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  von 
Russisch-Polen  sind  demnach  von  den  Erlaubniswerbern 
bei  der  politischen  Bezirks-,  beziehungsweise  landes¬ 
fürstlichen  Polizeibehörde  ihres  Aufenthaltsortes  ein¬ 
zubringen;  diese  Stellen  wurden  angewiesen,  die  Gesuche 
nach  Erhebung  über  die  Verläßlichkeit  des  Gesuch¬ 
stellers  und  die  Stichhältigkeit  seiner  Angaben  mit  einem 
Anträge  über  die  Berücksichtigungswürdigkeit  des  An¬ 
suchens  an  die  politische  Landesbehörde  behufs  Weiter¬ 
leitung  an  die  betreffenden  Fachministerien  vorzulegen. 

(2678/E.) 

Protestaufnahme  in  Russisch-Polen.  Zum  Schutze 
der  Wechselgläubiger  im  besetzten  Gebiete  von 
Russisch-Polen  sind  bekanntlich  die  Fristen  zur  Vor¬ 
nahme  einer  Handlung,  deren  es  zur  Ausübung  und 
Erhaltung  des  Wechsclrechtes  oder  des  Regreßrechtes  aus 
dem  Scheck  bedarf,  vorläufig  bis  30.  Juni  1916  ver¬ 
längert  worden.  Eine  Verlängerung  dieser  Frist  dürfte  zu 
erwarten  sein.  Die  Wechselgläubiger  sind  daher,  wie  die 
Handelskammer  zu  Berlin  mitteilt,  zurzeit  wohl  be¬ 
rechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  ihre  Wechsel  protestieren 
zu  lassen.  Zur  Aufnahme  der  Proteste  sind  auch  die  Ge¬ 
richtsvollzieher  ermächtigt.  Anträge  auf  Protestaufnahme 
durch  diese  sind  an  den  Präsidenten  des  Obergerichtes 
in  Warschau  zu  richten,  österreichische  Wechsel¬ 
gläubiger  sollten  schon  frühzeitig  auf  Erhebung  des 
Protestes  bedacht  sein,  insbesondere,  wenn  es  sich  um 
Provinzwechsel  handelt.  (365/E.,  2768/E.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 

*)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels- 
museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  beson  leren  Verständigung  der 

P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Aufrechterhaltung  von  Dienstverhältnissen,  die 
dem  Handlungsgehilfengesetze  unterliegen,  wäh¬ 
rend  des  Krieges.  Eine  kaiserliche  Verordnung  vom 
29.  Februar  1916  verfügt: 

§  1.  Für  das  Dienstverhältnis  der  dem  Handlungs¬ 
gehilfengesetz  unterliegenden  Dienstnehmer,  die  am 
25.  Juli  1014  schon  durch  einen  Monat  im  Dienste 
gestanden  und  während  dieses  Dienstverhältnisses  zur 
militärischen  Dienstleistung  eingerückt  sind,  gelten,  so¬ 
fern  sie  die  Tätigkeit  in  diesem  Dienstverhältnis  nicht 
bloß  als  Nebenbeschäftigung  ausgeübt  haben,  folgende 
besondere  Vorschriften. 

§  2.  Während  der  Dauer  der  militärischen  Dienst¬ 
leistung  des  Dienstnehmers  kann  das  Dienstverhältnis 
weder  vom  Dienstgeber  noch  vom  Dienstnehmer  durch 
Kündigung  gelöst  werden.  Diese  Vorschrift  findet  in 
Ansehung  der  nicht  bereits  bei  Beginn  des  Krieges  ein¬ 
gerückten  Dienstnehmer  schon  von  dem  Tag  Anwen¬ 
dung,  an  dem  der  Dienstnehmer  zur  militärischen  Dienst¬ 
leistung  einberufen,  assentiert  oder  zum  Landsturmdienste 
mit  der  Waffe  als  geeignet  befunden  oder  in  Kenntnis 
gesetzt  worden  ist,  daß  er  zu  persönlichen  Dienst¬ 
leistungen  auf  Grund  des  Kriegsleistungsgesetzes  heran¬ 
gezogen  wird. 

Der  Dienstnehmer  kann  nicht  deshalb  vorzeitig  ent¬ 
lassen  werden,  weil  er  infolge  der  militärischen  Dienst¬ 
leistung  an  der  Verrichtung  seiner  Dienste  gehindert 
ist  (§  27,  Z.  5,  H.-G.-G.). 

§  3  Dem  Dienstnehmer  gebührt,  wenn  nichts  anderes 
vereinbart  ist,  für  die  Zeit,  während  er  infolge  der 
militärischen  Dienstleistung  an  der  Verrichtung  seiner 
Dienste  gehindert  ist,  kein  Entgelt.  Der  Anspruch  des 
Dienstnehmers  auf  das  Entgelt  gemäß  §  8,  Absatz  4, 
H.-G.  G.,  bleibt  aber  unberührt. 

Gebührt  vertragsmäßig  dem  Dienstnehmer  nach  einer 
gewissen  Dienstzeit  ein  höheres  Entgelt,  so  ist  bei  Vor¬ 
handensein  der  übrigen  Voraussetzungen  dieses  An¬ 
spruches  bei  Berechnung  der  Dienstzeit  die  Zeit  der 
militärischen  Dienstleistung  einzurechnen. 

§  4.  War  die  auf  mehr  als  ein  Jahr  vereinbarte 
Dienstzeit  bei  Beginn  der  militärischen  Dienstleistung 
des  Dienstnehmers  noch  nicht  abgelaufen,  so  wird  die 
verträgsmäßige  Dauer  des  Dienstverhältnisses  um  die 
Zeit  verlängert,  während  der  er  infolge  der  militärischen 
Dienstleistung  an  der  Verrichtung  seiner  Dienste  ge¬ 
hindert  war. 

§  5.  Für  das  nach  Beendigung  der  militärischen 
Dienstleistung  fortgesetzte  Dienstverhältnis  gelten  die 
vorher  vereinbarten  Kündigungsfristen. 

Wird  das  ohne  Zeitbestimmung  eingegangene  Dienst¬ 
verhältnis  innerhalb  eines  Monats  nach  Wiederantritt 
des  Dienstes  gekündigt,  so  ist,  wenn  eine  Kündigungs¬ 
frist  nicht  vereinbart  war  oder  wenn  sie  weniger  als 
sechs  Wochen  beträgt,  eine  sechswöchige  Kündigungs¬ 
frist  einzuhalten,  die  nicht  an  einem  bestimmten  Tage 
enden  muß. 

§  6.  Der  Dienstnehmer  ist  verpflichtet,  nach  Beendi¬ 
gung  der  militärischen  Dienstleistung  den  Dienst  wieder 
anzutreten.  Tritt  er  den  Dienst  binnen  vierzehn  Tagen 
nicht  an,  so  gilt  dies  als  Austrittserklärung. 
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§  7.  Ist  der  Dienstnehmer  nach  Beendigung;  der 
militärischen  Dienstleistung  aus  einem  auf  diese  Dienst¬ 
leistung  zurückführenden  Grund  ohne  sein  Verschulden 
gehindert,  den  Dienst  wieder  anzutreten,  oder  unfähig, 
die  versprochenen  oder  die  den  Umständen  nach  an¬ 
gemessenen  Dienste  zu  leisten,  so  ist  ihm  das  vertrags¬ 
mäßige  Entgelt  für  die  Dauer  von  sechs  Wochen  zu 
gewähren. 

Ist  d  e  Verhinderung  nicht  auf  die  militärische  Dienst¬ 
leistung  zurückzuführen,  so  bleiben  dem  Dienstnehmer, 
ungeachtet  der  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  (§  6), 
die  Ansprüche  auf  Grund  des  §  8,  Absatz  1,  H.-G-G., 
gewahrt. 

§  8.  Bei  Vergütung  des  vertragsmäßigen  Entgelts  für 
die  Kündigungsfrist  (§  5)  oder  auf  Grund  des  §  7  kann 
dem  Dienstnehmer  an  Stelle  der  vereinbarten  Natural¬ 
bezüge  eine  Vergütung  in  Geld  gewährt  werden.  Mangels 
anderer  Vereinbarung  gebührt  dem  Dienstnehmer  für  die 
Wohnung  und  Verköstigung  eine  Entschädigung  im  Be¬ 
trage  des  auf  die  gleiche  Zeit  entfallenden  Gehaltes, 
mindestens  aber  wöchentlich  für  die  Wohnung  K  2  50, 
und  für  die  Verköstigung  10  K. 

§  9.  Die  Aufrechterhaltung  von  Dienstverhältnissen 
im  Sinne  dieser  kaiserlichen  Verordnung  bewirkt  nicht 
die  Fortdauer  der  Versicherungspflicht  in  Ansehung  der 
Kranken-,  Unfall-  und  Pensionsversicherung. 

§  10.  Den  Personen,  die  zur  militärischen  Dienst¬ 
leistung  eingerückt  sind,  stehen  gleich : 

1.  Personen,  die  zu  persönlichen  Dienstleistungen  auf 
Grund  des  §  4  des  Kriegsleistungsgesetzes  herangezogen 
werden ; 

2.  Geiseln  und  vom  Feind  in  Gefangenschaft  gehaltene 
Personen  des  Zivilstandes. 

§  11.  Die  militärische  Dienstleistung  gilt  mit  dem  Ab¬ 
laufe  des  Tages  als  beendet,  an  dem  der  Dienstnehmer 
aus  dem  aktiven  Militärverband  ausgeschieden  ist.  An 
Stelle  dieses  Tages  tritt  bei  den  in  §  10,  Z.  1,  bezeich- 
neten  Personen  der  Tag,  an  dem  die  persönliche  Dienst¬ 
leistung  beendet  worden  ist,  bei  den  in  §  10,  Z.  2,  be- 
zeichneten  Personen  der  Tag,  an  dem  sie  nach  wieder¬ 
erlangter  Freiheit  in  das  Gebiet  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie  zurückgekehrt  sind. 

§  12.  Die  Vorschriften  dieser  kaiserlichen  Verordnung 
finden  keine  Anwendung,  wenn  der  Dienstgeber  nach 
dem  25.  Juli  1914  den  Betrieb  seines  Unternehmens 
gänzlich  oder  infolge  der  kriegerischen  Verhältnisse  zum 
größten  Teil  eingestellt  hat,  und  wenn  dieser  Zustand 
an  dem  Tage  noch  andauert,  an  dem  der  Dienstnehmer 
den  Dienst  wieder  antreten  soll. 

§  13.  Insoweit  diese  kaiserliche  Verordnung  nicht  be¬ 
sonders  bestimmt,  finden  auf  das  Dienstverhältnis  die 
Vorschriften  des  Handlungsgehilfengesetzes  auch  weiter¬ 
hin  Anwendung.  Der  Dienstnehmer  kann  jedoch  die  Ge¬ 
währung  eines  Urlaubes  gemäß  §  17,  H.  G.-G.,  erst  nach 
sechs  Monaten  seit  Wiederantritt  des  Dienstes  verlangen. 

Erklärungen  und  Vereinbarungen,  die  von  den  Vor¬ 
schriften  dieser  kaiserlichen  Verordnung  zu  ungunsten 
des  Dienstnehmers  abweichen,  sind  unwirksam. 

§  14.  Diese  kaiserliche  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage 
ihrer  Kundmachung  in  Wirksamkeit  und  findet  auf  alle 
Dienstverhältnisse  Anwendung,  deren  Lösung  nicht  durch 
Einverständnis  beider  Teile,  rechtskräftige  gerichtliche 
Entscheidung  oder  eine  gesetzlich  zulässige  Kündigung, 
Entlassungs-  oder  Austrittserklärung,  die  dem  anderen 
Teile  zugekommen  ist,  noch  vor  dem  1.  Januar  1916 
wirksam  geworden  ist. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  Vorschriften 
dieser  kaiserlichen  Verordnung  abzuändern  oder  zu  er¬ 
gänzen,  soweit  die  Verhältnisse  dies  erfordern,  und  im 
geeigneten  Zeitpunkte  nach  Eintritt  friedlicher  Verhält¬ 
nisse  ganz  oder  zum  Teil  außer  Kraft  zu  setzen. 

§  15.  Mit  dem  Vollzüge  dieser  kaiserlichen  Verord¬ 
nung  ist  der  Justizminister  im  Einvernehmen  mit  den 
beteiligten  Ministern  beauftragt. 


Verkehr  mit  Flachs.  Eine  Verordnung  des  Handels 
ministers  im  Finvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern 
vom  28.  Februar  1916,  betreffend  Ergänzung  der  Mini¬ 
steriah  erordnung  vom  15.  September  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  267,  *)  ü>er  den  Verkehr  mit  Flachs,  bestimmt: 

Artikel  I  Der  §  6  der  Ministerialverordnung  vom 
15.  September  1915.  R.-G.-Bl.  Nr.  267,  wird  abgeändert 
und  hat  nunmehr  zu  lauten: 

»§  6  Zum  Zwecke  der  Übernahme  der  Flächse  durch 
die  Zentraleinkaufsstelle  werden  von  dieser  vorläufig  in 
T  autenau,  Deutschbrod  und  in  der  Gegend  von  Mährisch- 
Schönberg  Übernahmsstellen  geschaffen. 

Der  Zentraleinkaufsstelle  sieht  das  Recht  zu,  zum 
Zwecke  des  Aufsuchens  und  der  Übernahme  der  Flächse 
am  Lagerungsorte  vom  Handelsministerium  legitimierte 
Sammler  zu  bestellen.  Diese  Organe  sind  unbeschadet 
ihrer  zivilrechtlichen  Haftung  gegenüber  der  Zentralein¬ 
kaufsstelle  für  die  gewissenhafte  Beobachtung  der  Be¬ 
stimmungen  dieser  Verordnung  verantwortlich  und  unter¬ 
liegen  diesbezüglich  den  Strafbestimmungen  des  §  7. 
Sie  haben  sich  bei  Ausübung  ihrer  Tätigkeit  an  die 
vom  Handelsministerium  und  Ackerbauministerium  ge¬ 
nehmigte  Instruktion  der  Zentraleinkaufsstelle  zu  halten 
und  dieser  über  ihre  Geldgebarung  Rechnung  zu  legen. 
Dem  Handelsministerium  steht  es  auch  jederzeit  frei, 
den  bestellten  Sammlern  die  Legitimation  zu  entziehen. 

Bei  Übernahme  des  Flachses  hat  der  Sammler  dem 
Verkäufer  eine  angemessene  Anzahlung  zu  leisten.  Die 
Restzahlung  nach  Abzug  der  im  Sinne  der  Verordnung 
zu  Lasten  der  Partei  gehenden  Zufuhr-  und  Transport¬ 
kosten  bis  zur  Übernahmsstelle  erfolgt  nach  der  end¬ 
gültigen  Bewertung  des  Flachses  durch  die  Übernahms¬ 
stelle. 

Der  Sammler  ist  jedoch  auch  berechtigt,  den  Flachs 
auf  feste  Rechnung  dann  zu  übernehmen,  wenn  der 
Verkäufer  diesen  Vorgang  vorzieht. 

Die  Vergütung  für  die  von  der  Zentraleinkaufsstelle 
übernommenen  Flächse  ist  mangels  eines  gütlichen  Über¬ 
einkommens  unter  Zuziehung  der  Partei  vom  Bezirks¬ 
gerichte,  in  dessen  Sprengel  sich  die  Ware  befindet,  im 
außerstreitigen  Verfahren  nach  Anhörung  von  Sachver¬ 
ständigen  festzusetzen. 

In  diesem  Falle  hat  die  Zentraleinkaufsstelle  bei  der 
Übernahme  vorläufig  den  von  ihr  gebotenen  Kaufpreis 
bar  zu  bezahlen. 

Die  Entscheidung  des  Bezirksgerichtes  kann  binnen 
acht  Tagen  mit  Rekurs  angefochten  werden.  Gegen  die 
Entscheidung  der  zweiten  Instanz  ist  ein  weiteres  Rechts¬ 
mittel  unzulässig. 

Inwieferne  die  Kosten  des  Verfahrens  von  einer 
Partei  zu  ersetzen  oder  unter  die  Parteien  zu  teilen  sind, 
entscheidet  das  Gericht  nach  freiem  Ermessen. 

Die  Pflicht  zur  Lieferung  wird  durch  das  gerichtliche 
Verfahren  nicht  aufgeschoben. « 

Artikel  II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Vorsorge  für  den  Forstbetrieb.  Eine  Verordnung 
des  Ackerbauministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister 
des  Innern,  dem  Handelsminister  und  dem  Justizminister 
vom  23.  Februar  1916,  womit  für  die  Dauer  der  durch 
den  Krieg  verursachten  außerordentlichen  Verhältnisse 
Vorsorgen  für  den  Betrieb  forstlicher  und  gewerblicher, 
mit  der  Verarbeitung  und  Verwertung  von  Forstpro¬ 
dukten  beschäftiger  Unternehmungen  getroffen  werden, 
bestimmt: 

§  1.  Wenn  aus  Anlaß  der  kriegerischen  Ereignisse 
infolge  Abwesenheit  des  Besitzers  oder  Bewiitschafters 
oder  aus  anderen  Gründen  die  Bewirtschaftung  von 
Wäldern  oder  der  Betrieb  forstwirtschaftlicher  oder  ge¬ 
werblicher  Anlagen  und  Unternehmungen  zur  Verarbei¬ 
tung  und  Verwertung  von  Forstprodukten  eingestellt 
oder  in  einer  den  inländischen  Interessen  nicht  ent- 
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sprechenden  Weise  geführt  wird,  kann  die  politische 
Landesbehörde  für  ein  solches  Unternehmen  auf  dessen 
Kosten  und  Gefahr  einen  Betriebsverwalter  nach  den 
folgenden  Bestimmungen  bestellen. 

Der  Betriebsverwalter  kann  ohne  Verfahren  und  ohne 
Angabe  von  Gründen  bestellt  werden. 

§  2.  Als  Betriebsverwalter  können  nur  Personen  be¬ 
stellt  werden,  die  die  zur  Führung  der  ihnen  über 
tragenen  Geschäfte  erforderliche  Geschäftskenntnis  und 
Veiläßlichkeit  besitzen.  Wenn  dem  Betriebsverwalter  die 
Bewirtschaftung  von  Wäldern  übertragen  werden  soll, 
muß  er  den  geltenden  forstgesetzlichen  Vorschriften  in 
Ansehung  der  Wirtschaftsführer  entsprechen  (§22  Forst¬ 
gesetz). 

Das  Amt  des  Betriebsverwalters  kann  nur  aus  erheb¬ 
lichen  Gründen  abgelehnt  werden. 

§  3.  Der  Betriebsverwalter  ist  für  die  gewissenhafte 
Erfüllung  der  ihm  übertragenen  Obliegenheiten  —  so- 
ferne  er  nicht  dem  Stande  der  Staatsbeamten  angehört 
—  durch  Gelöbnis  zu  verpflichten. 

Ist  die  Unternehmung  in  das  Handelsregister  einge¬ 
tragen,  so  hat  die  politische  Landesbehörde  die  Ein¬ 
tragung  der  Bestellung  des  Betriebsverwalters  in  das 
Register  zu  veranlassen. 

§  4.  Der  Betriebsverwalter  hat  alle  zur  ordnungs¬ 
mäßigen  und  vorteilhaften  Führung  des  ihm  übertragenen 
Betriebes  dienenden  Verfügungen,  insbesondere  die  zur 
Gewinnung  und  Verwertung  der  Forstprodukte  erfor¬ 
derlichen  Maßnahmen  zu  treffen. 

Die  Vollmacht  des  Betriebsverwalters  erstreckt  sich 
auf  die  im  Artikel  47,  Absatz  1  und  2.  H.  G.-B,  be- 
zeichneten  Geschäfte  und  Rechtshandlungen. 

Der  Betriebsverwalter  hat  die  Geschäfte  der  ihm 
unterstellten  Unternehmungen  mit  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  zu  führen.  Er  ist  zur  Ver¬ 
schwiegenheit  und  Geheimhaltung  der  zu  seiner  Kennt¬ 
nis  gelangenden  Verhältnisse  und  Betriebseinrichtungen 
verpflichtet. 

§  5.  Zu  Verfügungen,  die  außerhalb  des  gewöhn¬ 
lichen  Geschäftsbetriebes  liegen,  insbesondere  zum  Ab¬ 
schlüsse  von  Verträgen,  die  über  die  Verwertung  des 
normalen  Jahresertrages  hinausgehen,  bedarf  der  Be 
triebsverwalter  der  Genehmigung  der  politischen  Landes¬ 
behörde. 

Während  der  Dauer  der  Bestellung  eines  Betriebsver¬ 
walters  ruht  die  Vertretungsbefugnis  jedes  Machthabers 
sowie  der  Leiter  und  Angestellten. 

Der  Betriebsverwalter  hat  in  der  Weise  zu  zeichnen, 
daß  er  der  Firma  seinen  Namen  mit  dem  Zusatze  »Be¬ 
triebsverwalter«  beifügt. 

§  6.  Ist  mit  dem  Waldbesitze  oder  mit  dem  Unter 
nehmen  die  Ausübung  bestimmter  Rechte  (Jagd-, 
Fischereirechte,  Gewerberechte  u.  a.)  verbunden,  so 
steht  dem  Betriebsverwalter  auch  die  Ausübung  dieser 
Rechte  zu. 

§  7.  Das  in  dem  Betriebe  vorhandene  Aufsichts-  und 
Werkpersonal  ist  der  Leitung,  des  Betriebsverwalters 
unterstellt  und  hat  dessen  Anordnungen  Folge  zu  leisten. 
In  Ansehung  der  Kündigung  und  Entlassung  dieser 
Personen  tritt  der  Betriebsverwalter  in  die  Rechte  des 
Besitzers. 

Ist  das  für  die  Aufrechterhaltung  des  Betriebes  er¬ 
forderliche  Personal  nicht  oder  nicht  in  ausreichender 
Zahl  vorhanden,  so  hat  der  Betriebsverwalter  nach  Mög¬ 
lichkeit  für  dessen  Bestellung  Sorge  zu  tragen. 

§  8.  Die  unterstellten  Person  (§  7)  sind  dem  Be- 
triehsverwalter  gegenüber  zur  Auskunftserteilung  in  allen 
mit  dem  Betriebe  zusammenhängenden  Angelegenheiten 

verpflichtet. 

Die  Verpflichtung  zur  Auskunftserteilung  obliegt  auch 
allen  in  dem  Betriebe  früher  angestellt  oder  tätig  ge¬ 
wesenen  Personen. 

§  9.  Der  Betriebsverwalter  hat  Anspruch  auf  Er¬ 
stattung  barer  Auslagen  und  auf  eine  angemessene  Ver¬ 


gütung  für  seine  Tätigkeit.  Die  Höhe  dieser  Beträge 
bestimmt  die  politische  Landesbehörde. 

Eine  Haftung  des  Staates  für  die  Geschäftsführung 
des  Betriebsverwalters  und  für  die  Befriedigung  seiner 
Ansprüche  findet  nicht  statt. 

§  10.  Der  Betriebsverwalter  ist  zur  Rechnungslegung 
verpflichtet.  Die  Rechnung  ist,  wenn  bei  der  Bestellung 
nicht  anders  verfügt  wird,  jährlich,  jedenfalls  aber  nach 
Beendigung  der  Betriebsverwaltung  der  politischen 
Landesbehörde  vorzulegen. 

Die  politische  Lande-^behörde  hat  die  Rechnung  rech¬ 
nerisch  und  technisch  zu  überprüfen.  Allfällige  aus  der 
Überprüfung  unvermeidlich  erwachsende  Kosten  sind 
aus  dem  Betriebe  zu  decken. 

§  11.  Im  Besitze  von  Ausländern  befindliche  Unter¬ 
nehmungen,  für  die  ein  Betriebsverwalter  bestellt  wurde, 
können  durch  diesen  privatrechiliche  Ansprüche  bei  Ge¬ 
richt  geltend  machen,  ohne  an  den  Nachweis  der  Gegen¬ 
seitigkeit  gebunden  zu  sein. 

§  12.  Schadenersatzansprüche  des  Inhabers  der  Unter¬ 
nehmung  oder  eines  an  der  Unternehmung  Beteiligten 
gegen  den  Betriebsverwalter  können  nur  mit  Genehmi¬ 
gung  der  politischen  Landesbehörde  geltend  gemacht 
werden.  Die  Genehmigung  ist  zu  erteilen,  wenn  eine 
schuldhafte  Pflichtverletzung  vorliegt. 

Gegen  die  Erteilung  oder  Verweigerung  der  Ge¬ 
nehmigung  ist  jede  Beschwerde  unzulässig.  Soweit  die 
Genehmigung  nicht  erteilt  wird,  ist  auch  der  Rechts¬ 
weg:  unzulässig. 

§  13.  Der  Betriebsverwalter  steht  unter  der  Aufsicht 
der  politischen  Landesbehörde  und  ist  an  deren  Wei¬ 
sungen  gebunden.  Die  politische  Landesbehörde  kann 
den  Betriebsverwalter  seiner  Geschäftsführung  entheben 
und  einen  anderen  bestellen. 

Der  Betriebsverwalter  ist  auch  auf  seinen  Antrag  zu 
entheben,  wenn  nachträglich  solche  Verhältnisse  eintreten, 
die  die  Ablehnung  (§  2,  Absatz  2)  rechtfertigen  würden. 

§  14.  Die  Betriebsverwaltung  ist  von  Amts  wegen 
oder  auf  Antrag  des  Besitzers  aufzuheben,  sobald  die 
Verhältnisse  beseitigt  sind,  die  den  Anlaß  zur  Einsetzung 
des  Betriebsverwalters  geboten  haben. 

§  15.  Dem  Betriebsverwalter  steht  gegen  Anord 
nungen  der  politischen  Landesbehörde  ein  Rechtsmittel 
nicht  zu. 

Die  Besitzer,  Betriebsunternehmer  und  sonstige  Be¬ 
teiligte  können  gegen  die  in  Handhabung  dieser  Ver¬ 
ordnung  von  der  politischen  Landesbehörde  getroffenen 
Verfügungen  —  den  Fall  des  §  12,  Absatz  2,  ausge¬ 
nommen  —  binnen  14  Tagen  bei  dieser  Behörde  den 
Rekurs  einbringen.  Über  den  Rekurs,  der  keine  auf¬ 
schiebende  Wirkung  hat,  entscheiden  bezüglich  forst¬ 
wirtschaftlicher  Betriebe  das  Ackerbauministerium  und 
bezüglich  gewerblicher  Betriebe  das  Handelsministerium 
im  gegenseitigen  Einvernehmen. 

§  16.  Übertretungen  der  Bestimmungen  dieser  Ver¬ 
ordnung,  sowie  der  auf  Grund  derselben  getroffenen 
Anordnungen  und  Verfügungen  werden  von  der  politi¬ 
schen  Behörde  erster  Instanz  an  Geld  bis  zu  5000  K 
oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

Auf  das  Verfahren  und  den  Instanzenzug  haben  die 
allgemeinen  Vorschriften  über  das  Administrativstrafver¬ 
fahren  Anwendung  zu  finden. 

§  17.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Sicherstellung  der  Feldbestellungsarbeiten  für 
den  Frühjahrsanbau  1916.  Eine  Verordnung  des  Acker¬ 
bauministeriums  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium 
des  Innern  vom  1.  März  1916  bestimmt: 

§  1.  Jeder  Landwirt  (Grundbesitzer,  Pächter,  Nutz¬ 
nießer  u.  s.  w.)  ist  verpflichtet,  seine  sämtlichen  anbau¬ 
fähigen  Ackergründe,  insoweit  sie  nicht  bereits  bestellt 
sind,  dem  Frühjahrsanbau  und  erforderlichenfalls  dem 
Nachbau  zu  unterziehen. 
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Von  dieser  Verpflichtung  kann  die  politische  Bezirks¬ 
behörde  über  Antrag  der  Erntekommission  bezüglich 
jener  Ackergrundstücke  Ausnahmen  bewilligen,  deren 
Bebauung  wegen  ihrer  geringen  Bonität  oder  wegen 
ihrer  Höhenlage  oder  wegen  einer  zufälligen,  infolge 
des  Krieges  entstandenen  bedeutenden  Verschlechterung 
ihres  physikalischen  Bodenzustandes  offenkundig  nicht 
möglich  oder  aus  allgemein  wirtschaftlichen  Gründen 
nicht  rationell  wäre. 

§  2.  Die  Erntekommissionen  haben  dafür  Sorge  zu 
tragen,  daß  der  Frühjahrsanbau  auch  im  Jahre  1916 
rechtzeitig  und  vollständig  durchgeführt  werde. 

Zu  diesem  Behufe  obliegt  den  Erntekommissionen  ins¬ 
besondere  : 

1.  Die  Feststellung  der  noch  nicht  angebauten  Grund¬ 
stücke  und  unter  diesen  vornehmlich  jener,  die  infolge 
Einberufung  ihrer  Besitzer  oder  Bewirtschafter  zur 
militärischen  Dienstleistung  oder  infolge  sonstiger  durch 
den  Krieg  verursachten  Hemmnisse  einer  Hilfeleistung 
bedürfen. 

2.  Die  Aufstellung  eines  Arbeitsplanes  für  die  Be¬ 
stellung  und  den  Anbau  der  hilfsbedürftigen  Grund¬ 
flächen  und  die  Überwachung  seiner  Ausführung. 

3.  Die  Vorsorge,  daß  kein  zum  Frühjahrsanbau  ge¬ 
eignetes  Grundstück  unbebaut  bleibe. 

4.  Die  Zuweisung  der  Arbeits-  und  Zugkräfte  sowie 
der  Gerätschaften  gemäß  der  §§  3  und  7  der  Ministerial- 
verordnung  vom  5.  August  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  200,  und 
die  Antragstellung  bei  der  politischen  Bezirksbehörde 
gemäß  §  6,  Absatz  2,  dieser  Verordnung  in  der  Fassung 
des  Artikels  I  der  Ministerialverordnung  vom  25.  Sep¬ 
tember  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  252. 

5.  Die  Beratung  der  Landwirte  über  die  Auswahl  der 
anzubauenden  Fruchtarten,  über  Ort  und  Art  des  Bezuges 
von  Saatgut  und  Düngemitteln. 

6.  Die  Bekanntgabe  jener  Liegenschaften  an  die  Ge¬ 
meinde,  deren  rechtzeitiger  Anbau  infolge  Einberufung 
ihrer  Besitzer  oder  Bewirtschafter  zur  militärischen 
Dienstleistung  oder  infolge  einer  anderen  durch  die 
Kriegslage  hervorgerufenen  Verhinderung  ihrer  Besitzer 
oder  Bewirtschafter  durch  die  unter  Z.  4  und  5  dieses 
Paragraphen  vorgesehenen  Maßnahmen  allein  nicht  ge¬ 
sichert  werden  kann. 

7.  Die  Antragstellung  über  die  gemäß  §  1,  Absatz  2, 
von  der  Anbauverpflichtung  auszunehmenden  Grund¬ 
stücke  an  die  politische  Bezirksbehörde. 

8.  Die  Berichterstattung  an  die  politische  Bezirks¬ 
behörde  über  Wahrnehmungen,  die  besondere  Maß¬ 
nahmen  der  Regierung  geboten  erscheinen  lassen. 

§  3.  Die  Bestellung  und  der  Anbau  der  im  §  2, 
Z.  6,  erwähnten  Grundstücke  obliegt,  insoferne  nicht 
von  der  politischen  Bezirksbehörde  eine  Ausnahme 
gemäß  §  1,  Absatz  2,  bewilligt  wurde,  der  Gemeinde 
Die  Gemeinde  ist  berechtigt,  den  Ersatz  der  hiermit 
verbundenen  tatsächlichen  Kosten  aus  dem  Ertrage  der 
von  ihr  angebauten  Früchte  anzusprechen. 

§  4.  Die  Organe  des  forsttechnischen  Dienstes  der 
politischen  Verwaltung  sowie  in  jenen  Ländern,  wo 
agrarische  Operationen  stattfinden,  die  agrarbehörd¬ 
lichen  Organe  sind  gehalten,  die  politischen  Bezirks¬ 
behörden  bei  der  Handhabung  des  ihnen  gemäß  §  9 
der  Verordnung  vom  5.  August  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  200, 
zustehenden  Aufsichtsrechtes  sowie  die  Erntekommissionen 
in  Durchführung  der  ihnen  übertragenen  Aufgaben  zu 
unterstützen. 

§  5.  Wer  der  Vorschrift  des  §  1  außer  dem  Falle 
nachgewiesener  unverschuldeter  Unmöglichkeit  des  An¬ 
baues  nicht  entspricht  oder  wer  sonst  den  auf  Grund 
dieser  Verordnung  getroffenen  behördlichen  Verfügungen 
zuwiderhandelt,  wird  von  der  politischen  Bezirksbehörde 
an  Geld  bis  zu  1000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  einem 
Monat  bestraft. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 


Regelung  des  Verkehres  mit  versteuertem 
Zucker.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  vom  4.  März 
1916  bestimmt: 

§  1.  Versteuerter  Zucker  darf  nur  gegen  Ausweis¬ 
karten  über  den  Verbrauch  von  Zucker  (Zuckertkauen) 
oder  gegen  Bezugscheine  oder  nach  den  auf  Grund  dieser 
Verordnung  ergehenden  Vorschriften  abgegeben  werden. 

Solange  Zuckerkarten  nicht  eingeführt  sind,  darf 
Zucker  an  einzelne  Käufer  an  einem  Tage  nur  in 
Mengen  abgegeben  werden,  die  x/4  kg  nicht  über¬ 
steigen. 

§  2.  Zuckerkarten  werden  amtlich  aufgelegt,  gelten 
für  eine  Person  und  für  den  auf  der  Karte  angeführten 
Zeitraum  von  4  Wochen.  Sie  lauten  auf  höchstens  1  */4 
Kilogramm  Zucker  und  enthalten  bis  zu  diesem  Höchst¬ 
ausmaße  Abschnitte  über  je  !/8  kg  Zucker. 

Für  die  einzelnen  Länder  wird  innerhalb  dieses  Höchst¬ 
ausmaßes  die  auf  jede  Person  entfallende  Verbrauchs¬ 
menge  von  der  politischen  Landesbehörde  festgesetzt. 

Die  Zuckerkarten  haben  nur  Geltung  für  jenes  Ver¬ 
waltungsgebiet,  in  dem  sie  ausgestellt  wurden. 

Ein  Ersatz  für  verlorene  oder  vernichtete  Zucker¬ 
karten  findet  nicht  statt. 

Die  Zuckerkarten  sind  öffentliche  Urkunden;  die 
Fälschung  derselben  wird  nach  dem  Strafgesetze  be¬ 
straft. 

§  3.  Zuckerkarten  werden  nur  an  Personen  ausge¬ 
folgt,  in  deren  Haushalt  (Wirtschaft)  sich  nicht  mehr 
als  2x/2  kg  für  jede  im  Haushalte  verköstigte  Person 
befinden. 

Wer  auf  den  Bezug  einer  Zuckerkarte  Anspruch  er¬ 
hebt,  hat  bei  der  zuständigen  Abgabestelle  für  Ausweis¬ 
karten  über  den  Verbrauch  von  Brot  und  Mehl  oder, 
wo  solche  Karten  nicht  eingeführt  sind,  bei  der  Ge¬ 
meindevorstehung  eine  Erklärung  abzugeben,  welche  die 
Anzahl  der  im  HaushaPe  (Wirtschaft)  verköstigten  An¬ 
gehörigen  des  Haushaltes  (Wirtschaft)  und  die  Angabe 
zu  enthalten  hat,  daß  sich  in  seinem  Haushalte  am  Er¬ 
klärungstage  nicht  mehr  als  2%  ^Zucker  für  jede  im 
Haushalte  verköstigte  Person  befinden. 

ln  der  Erklärung  verschwiegene  Vorräte  sind  von 
der  politischen  Bezirksbehörde  zu  gunsten  des  Staates 
für  verfallen  zu  erklären. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Einrichtung  und 
die  Ausfolgung  der  Zuckerkarten  trifft  die  politische 
Landesbehörde 

§  4.  Zucker  darf  an  Konsumenten  nur  gegen  Vor¬ 
weisung  einer  gültigen  Zuckerkarte  und  gegen  Abtren¬ 
nung  der  der  bezogenen  Menge  entsprechenden  An¬ 
zahl  von  Abschnitten  durch  den  Verkäufer  abgegeben 
werden. 

Die  Nichteinhaltung  dieser  Vorschrift  wird  sowohl  an 
dem  Verkäufer  als  auch  an  dem  Käufer  geahndet. 

Diese  Bestimmung  findet  in  Gast-  und  Schankge¬ 
werbebetrieben  (Gasthäusern,  Kaffeehäusern,  Kantinen, 
Bars  u.  dgl.)  und  in  Zuckerbäckereien  hinsichtlich  der 
Zugabe  von  Zucker  zu  Getränken  oder  Speisen  keine 
Anwendung.  Die  Abgabe  von  Zucker  allein  ist  den  ge¬ 
nannten  Gewerbetreibenden  verboten. 

§  5.  Personen,  welche  in  Humanitäts-  und  Wohl¬ 
tätigkeitsanstalten,  Klöstern,  militärischen  Anstalten,  in 
Lehr-  und  Erziehungsinstituten,  Zwangsarbeitsanstalten, 
Gefangenhäusern,  Asylen,  Flüchtlingslagern  u.  s.  w.  zur 
Gänze  verpflegt  werden,  erhalten  keine  Zuckerkarte 
(§  6> 

Die  politische  Bezirksbehörde  hat  zu  bestimmen,  für 
welche  Personen  die  im  vorstehenden  Absätze  bezeich¬ 
nten  Voraussetzungen  zutrefifen. 

§  6.  1.  Gast-  und  Schankgewerbetreibende; 

2.  Bäcker,  Zucker-  und  Kuchenbäcker,  Mandoletti- 
bäcker  und  Lebzelter,  ferner 
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3.  die  im  §  5  genannten  Anstalten 
dürfen  Zucker  nur  gegen  von  der  zuständigen  politi¬ 
schen  Bezirksbehörde  oder  der  von  ihr  bestimmten 
Stelle  auszufertigende  Bezugscheine  beziehen. 

Wer  auf  die  Ausfolgung  eines  Bezugscheines  An¬ 
spruch  erhebt,  hat  nachzuweisen,  daß  seine  Vorräte  den 
Bedarf  von  8  Wochen  nicht  übersteigen. 

Die  Bezugscheine  werden  auf  eine  von  der  politi¬ 
schen  Bezirksbehörde  unter  Berücksichtigung  der  Vor¬ 
räte  zu  bestimmende,  dem  nachgewiesenen  Bedarfe  für 
längstens  8  Wochen  entsprechende  Zuckermenge  aus¬ 
gestellt.  An  Stelle  eines  Bezugscheines  können  dem  An¬ 
spruchwerber  über  sein  Verlangen  mehrere  auf  Teil¬ 
mengen  der  zuerkannten  Gesamtmenge  lautende  Bezug¬ 
scheine  ausgefertigt  werden. 

Die  Bezugscheine  sind  beim  Bezüge  des  Zuckers  vom 
Käufer  dem  Verkäufer  auszufolgen. 

Die  im  ersten  Absätze  genannten  Unternehmungen 
und  Anstalten  haben  ein  Vormerkbuch  zu  führen,  dessen 
Muster  die  politische  Landesbehörde  vorschreiben  kann. 
Aus  dem  Vormerkbuche  muß  der  jeweilige  Bestand  der 
Vorräte  am  Anfänge  jedes  Monats,  der  Zuwachs  während 
des  Monats  und  die  Bezugsquelle  ersichtlich  sein. 

Das  Vormerkbuch  muß  fortlaufend  numerierte  Seiten 
enthalten  und  zur  Einsicht  der  politischen  Bezirksbe¬ 
hörde  oder  ihrer  Beauftragten  stets  bereitgehalten 
werden. 

§  7.  Wer  gewerbsmäßig  Zucker  im  Handelsverkehre 
abgibt,  darf,  insoferne  er  nicht  zu  den  im  §  8  be- 
zeichneten  Großhändlern  gehört,  Zucker  nur  gegen  von 
der  politischen  Bezirksbehörde  oder  der  von  ihr  be¬ 
stimmten  Stelle  auszufertigende  Bezugscheine  beziehen. 
Beim  Bezüge  des  Zuckers  hat  er  seinen  Bezugschein 
dem  Verkäufer  auszufolgen. 

Bei  der  erstmaligen  Anforderung  werden  der  Bezug¬ 
schein  oder  die  auf  Teilmengen  lautenden  Bezugscheine 
(§  6)  auf  eine  dem  nachgewiesenen  Bedarfe  für  längstens 
8  Wochen  entsprechende  Zuckermenge  unter  Einrech¬ 
nung  der  im  Besitze  des  Anspruchwerbers  befindlichen 
und  von  ihm  anzugebenden  Vorräte  ausgestellt. 

In  der  Folge  erhält  der  Anspruchswerber  einen  neuen 
Bezugschein  nur  gegen  Vorlage  und  nach  Maßgabe  der 
ihm  von  seinen  Abnehmern  übergebenen  Zuckerkarten¬ 
abschnitte  oder  Bezugscheine,  welche  er  zum  Nachweise 
seines  Bedarfes  bei  Anforderung  des  neuen  Bezug¬ 
scheines  der  politischen  Bezirksbehörde  oder  der  von 
dieser  bestimmten  Stelle  abzuführen  hat. 

§  8.  Großhändler  können  Zucker  ohne  Bezugschein 
kaufen  und  beziehen. 

Als  Großhändler  im  Sinne  dieser  Verordnung  gilt, 
wer  in  den  Betriebsjahren  1 913/14  oder  19 14/15  min¬ 
destens  zwei  Waggon  Zucker  pro  Monat  von  Ver¬ 
brauchszuckerfabriken  unmittelbar  gekauft  und  bezogen 
hat. 

Großhändler  dürfen  Zucker  an  ihre  Abnehmer  nur 
gegen  Bezugscheine  oder  Zuckerkartenabschnitte  ab- 
geben.  Zur  Ermöglichung  der  Abgabe  in  ganzen  Wagen¬ 
ladungen  isi  es  Großhändlern  jedoch  gestattet,  Zucker 
an  ihre  Abnehmer  gegen  dem  abzugeben,  daß  diese  die 
erforderlichen  Bezugscheine  und  Zuckerkartenabschnitte 
nachträglich  innerhalb  14  Tagen  beibringen. 

Großhändler  sind  verpflichtet,  ein  mit  fortlaufend 
numerierten  Seiten  versehenes  Vormerkbuch  zu  führen, 
aus  welchem  der  jeweilige  Stand  der  ihnen  gehörigen 
Zuckermengen  (Vorräte  oder  Mengen,  über  welche  ihnen 
schlußbriefmäßig  das  Verfügungsrecht  zusteht)  am  An¬ 
fänge  eines  jeden  Monats,  die  Zu-  und  Verkäufe  während 
des  Monats  sowie  die  Bezugsquellen  und  Abnehmer  er¬ 
sichtlich  sein  müssen.  Sie  sind  gehalten,  die  von  ihren 
Abnehmern  eingesammelten  Bezugscheine  oder  Zucker¬ 
kartenabschnitte  als  Belege  zum  Vormerkbuche  aufzu¬ 
bewahren,  und  sind  ferner  verpflichtet,  der  Zucker¬ 
zentrale  über  ihr  Verlangen  Auskünfte  über  die  Käufe  ' 


und  Verkäufe  von  Zucker  zu  erteilen  und  das  Vor¬ 
merkbuch  samt  Belegen  zur  Einsicht  vorzulegen. 

§  9.  Der  Zuckerbezug  der  Zucker  verarbeitenden  In¬ 
dustrien  und  Gewerbe  (ausgenommen  der  unter  §  6, 
Punkt  1  und  2  genannten),  wie  Erzeuger  von  Zucker¬ 
waren,  Schokoladewaren,  Kanditen,  Marmeladen,  Kon¬ 
serven,  Likören,  Fruchtsäften  u.  dgl.,  welche  dem  Zen¬ 
tralvereine  der  Schokolade-  und  Zuckerwarenfabrikanten 
in  Österreich-Ungarn,  dem  Reichsverbande  der  öster¬ 
reichischen  Spirituosen-,  Likör-  und  Essigerzeuger  oder 
dem  Bunde  österreichischer  Fruchtsäfteerzeuger  und 
-händler  als  Mitglieder  angehören,  wird  von  der  Zucker¬ 
zentrale  nach  den  Weisungen  des  Handelsministeriums 
geregelt.  Diese  Unternehmungen  haben  ihren  monatlichen 
Bedarf  im  Wege  dieser  Organisationen  unmittelbar  bei 
der  Zuckerzentrale  in  Wien  anzusprechen  und  bedürfen 
zum  Bezüge  der  durch  die  Zuckerzentrale  angewiesenen 
Zuckermengen  keines  Bezugscheines. 

In  der  gleichen  Weise  erfolgt  der  Zuckerbezug  jener 
Zucker  verarbeitenden  Industrien  und  Gewerbe,  welche 
sich  mit  Lieferungsaufträgen  des  k.  und  k.  Kriegs¬ 
ministeriums  ausweisen  können  :  . 

Die  im  ersten  und  zweiten  Absätze  genannten  Unter¬ 
nehmungen  werden  den  politischen  Bezirksbehörden 
durch  die  Zuckerzentrale  namhaft  gemacht  werden. 

Zucker  verarbeitende  Industrien  und  Gewerbe,  welche 
nicht  einer  der  im  ersten  Absätze  genannten  Organi¬ 
sationen  angehören,  können  Zucker  nur  gegen  von  der 
politischen  Bezirksbehörde  oder  der  von  ihr  bestimmten 
Stelle  auszufertigende  Bezugscheine  beziehen.  Hinsicht¬ 
lich  der  Ausstellung  und  Einrichtung  dieser  Bezugscheine, 
ferner  hinsichtlich  der  Verpflichtung  zur  Führung  eines 
Vormerkbuches  gelten  für  diese  Unternehmungen  die  im 
§  6  dieser  Verordnung  enthaltenen  Bestimmungen. 

Die  Abgabe  von  Zucker  ist  den  vorstehend  bezeich- 
neten  Unternehmungen  verboten. 

§  10.  Zuckerfabriken  und  Zuckerfreilager  sind,  wenn 
von  ihnen  Zucker  unmittelbar  an  Personen,  Betriebe 
oder  Anstalten  abgegeben  wird,  welche  Zucker  nur 
gegen  Bezugschein  beziehen  dürfen,  verpflichtet,  die  von 
den  Käufern  beigebrachten  Bezugscheine  den  finanzämt- 
lichen  Überwachungsorganen  bei  der  Wegbringung  des 
Zuckers  aus  der  Zuckererzeugungsstätte  oder  dem  Frei¬ 
lager  vorzuweisen  und  abzuführen. 

§  11.  Jedermann  ist  verpflichtet,  der  Behörde  über 
Aufforderung  die  zur  Prüfung  der  abgegebenen  Er¬ 
klärungen  der  Haushaltungsvorstände  (§  3)  oder  des 
angegebenen  Bedarfes  (§§  6  und  7)  und  die  zur  Siche¬ 
rung  der  Durchführung  der  Vorschriften  dieser  Ver¬ 
ordnung  erforderlichen  Auskünfte  zu  erteilen. 

§  12.  Jedermann  ist  über  Aufforderung  der  politi 
sehen  Bezirksbehörde  nach  den  auf  Grund  dieser  Ver¬ 
ordnung  erlassenen  Weisungen  dieser  Behörde  oder  der 
von  ihr  bestimmten  Stelle  zur  Mitwirkung  bei  der  Durch¬ 
führung  dieser  Verordnung  als  Vertrauensmann  ver¬ 
pflichtet.  Bei  Personen,  die  im  öffentlichen  Dienste 
stehen,  ist  zu  dieser  Mitwirkung  die  Zustimmung  ihrer 
Dienstbehörde  erforderlich. 

Die  Vertrauensmänner  haben  ohne  Ansehen  der 
Person  und  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  zu  ver¬ 
fahren,  die  zu  ihrer  Kenntnis  gelangten  privaten  Ver¬ 
hältnisse  oder  Geschäftsgeheimnisse  geheimzuhalten  und, 
sofern  sie  nicht  öffentliche  Beamte  sind,  die  Erfüllung 
dieser  Verpflichtung  zu  geloben. 

Das  Amt  eines  Vertrauensmannes  ist  ein  Ehrenamt. 
Die  Enthebung  von  der  Bestellung  als  Vertrauensmann 
kann  nur  aus  wichtigen  Gründen  erfolgen. 

§  13.  Die  Gemeinden  sind  zur  Mitwirkung  bei  der 
Durchführung  dieser  Verordnung  verpflichtet. 

§  14.  Wer  eine  von  ihm  im  Sinne  dieser  Verordnung 
geforderte  Auskunft  verweigert  oder  unrichtig  erteilt 
oder  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  in  einer 
anderen  Weise  zuwiderhandelt,  wird,  sofern  die  Hand¬ 
lung  nicht  einer  strengeren  Strafe  unterliegt,  von  der 
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politischen  Bezirksbehörde  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu 
2000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  drei  Monaten,  bei  er¬ 
schwerenden  Umständen  aber  mit  einer  Geldstrafe  bis 
zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  be¬ 
straft. 

Bei  einer  Verurteilung  kann  auch  auf  den  Verlust 
einer  Gewerbeberechtigung  erkannt  werden. 

§  15.  Die  Verordnung  tritt  mit  Ausnahme  der  Be¬ 
stimmungen  der  §§  2,  3  und  4  über  die  Zuckerkarten 
am  5.  März  in  1916  in  Kraft. 

Der  Tag,  an  welchem  auch  diese  Bestimmungen  in 
Kraft  treten,  wird  von  der  politischen  Landesbehörde 
durch  Kundmachung  im  Landesgesetz-  und  Verordnungs¬ 
blatte  bestimmt. 

Muster,  Beilage  A. 

K.  k.  Bezirkshauptmannschaft . 

(Tag  der  Ausstellung.) 

Bezugschein  für  Zucker. 

Name  (Firma)  des  Bezugsberechtigten  . 

Standort  des  Betriebes  (der  Anstalt  etc.) . 

ist  berechtigt . Kilogramm  (oder  Meterzentner) 

Zucker  in  der  Zeit  vom  . , . 

bis  zum . 191  .  zu  beziehen. 


(Unterschrift.) 

Dieser  Bezugschein  ist  dem  Verkäufer  bei  Abnahme  der  Ware 
auszufolgen. 

Dieser  Bezugschein  ist  unübertragbar. 

Zuwiderhandlung  wird  mit  Geld  bis  zu  5000  K,  Arrest  bis  zu 
sechs  Monaten,  allenfalls  Verlust  der  Gewerbeberechtigung  be¬ 
straft. 

Versendung  von  Zucker  nach  Ungarn  und  nach 
Bosnien  und  Hercegovina.  Eine  Verordnung  des 
Finanzministers  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten 
Ministern  vom  29.  Februar  1916  bestimmt: 

§  1.  Zucker,  welcher  der  in  der  Verordnung  des 
Finanzministeriums  vom  2.  Januar  1908,  R.-G.-Bl.  Nr.  4, 
geregelten  Gebühr  unterliegt,  darf  im  Verkehre  nach 
den  Ländern  der  heiligen  ungarischen  Krone  und  nach 
Bosnien  und  Hercegovina  von  den  als  Versendungs¬ 
ämtern  fungierenden  Finanzorganen  bis  auf  weiteres  nur 
dann  abgefertigt  werden,  wenn  der  Versender  gleich¬ 
zeitig  mit  der  Anmeldung  (Übergangsschein)  eine  von 
der  Zuckerzentrale  in  Wien  (I.  Bez.,  Elisabethstraße  Nr.  18) 
auszustellende  Transportbescheinigung  beibringt.  In  der 
Transportbescheinigung  ist  die  Art  und  das  Nettogewicht 
des  zu  versendenden  Zuckers,  Name  des  Versenders 
und  Name  und  Adresse  des  Empfängers  anzugeben. 
Das  Versendungsamt  hat  die  Transportbescheinigung 
nach  Feststellung  der  Übereinstimmung  mit  der  Sendung 
und  Beisetzung  der  Postnummer  des  Versendungsregisters 
diesem  Register  beizuschließen  und  die  Einziehung  der 
Transportbescheinigung  in  der  Anmerkungsspalte  des 
Übergangsscheines  zu  bestätigen. 

Wenn  die  vorgeschriebene  Transportbescheinigung 
nicht  beigebracht  wird  oder  die  beigebrachte  Transport¬ 
bescheinigung  mit  der  Sendung  nicht  übereinstimmt,  ist 
die  Abfertigung  der  Sendung  zu  verweigern. 

§  2.  Die  Versendung  von  Zucker  nach  den  Ländern 
der  heiligen  ungarischen  Krone  und  nach  Bosnien  und 
Hercegovina  mittelst  Post  ist  verboten. 

§  3.  Die  Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrtsunter¬ 
nehmungen  sind  verpflichtet,  vor  der  Annahme  jeder 
Zuckersendung  an  Empfänger  in  den  Ländern  der  hei¬ 
ligen  ungarischen  Krone  oder  in  Bosnien  und  Her¬ 
cegovina  die  Beibringung  des  vom  zuständigen  Finanz¬ 
organe  ausgestellten  Übergangsscheines  (§  1,  Z.  1,  des 
Finanzministerialerlasses  vom  20.  Juli  1899,  R.  G.-Bl. 
Nr.  128)  zu  verlangen;  wird  dieser  Übergangsschein 
nicht  vorgewiesen  oder  stimmt  der  vorgewiesene  Über¬ 
gangsschein  mit  den  Begleitdokumenten  nicht  überein, 
so  ist  die  Annahme  der  Sendung  zur  Beförderung  zu 
verweigern. 


§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Obligatorische  Verwendung  von  Maismehl  bei 
der  Broterzeugung.  Eine  Verordnung  des  Statthalters 
im  Erzherzogtume  Österreich  unter  der  Enns  vom 
28.  Februar  1916,  Z.  W — 1037/85,  verfügt: 

§  1.  Zur  gewerbsmäßigen  Erzeugung  von  Brot  muß 
außer  Weizenbrotmehl  oder  Roggenmehl  oder  der  je¬ 
weiligen  Mischung  dieser  Mehlsorten  grundsätzlich  auch 
ein  Zusatz  von  Maismehl  im  Ausmaße  von  20  Prozent 
des  Gesamtgewichtes  der  zur  Verarbeitung  gelangenden 
Mehlmengen  verwendet  werden. 

In  jenen  politischen  Bezirken,  in  denen  auf  Grund 
einer  Verordnung  der  politischen  Bezirksbehörde  die 
Verwendung  von  Kartoffelmehl  oder  Kartoffelbrei  zur 
Broterzeugung  vorgeschrieben  ist,  vermindert  sich  die 
prozentuell  zu  verwendende  Maismehlmenge  um  den 
vorgeschriebenen  Prozentsatz  von  Kartoffelmehl  oder 
Kartoffelbrei. 

§  2.  Insoweit  die  Zuschübe  an  Maismehl  in  die  politi¬ 
schen  Bezirke  nicht  die  erforderliche  Höhe  erreichen 
sollten,  um  einen  Maismehlzusatz  im  Sinne  des  §  1  zu 
erzielen,  sind  die  politischen  Bezirksbehörden  ermächtigt, 
fallweise  vorübergehend  einen  entsprechend  geringeren 
Prozentsatz  von  Maismehl  vorzuschreiben. 

§  3.  Alle  gewerbsmäßigen  Erzeuger  von  Brot  haben 
einen  Abdruck  dieser  Verordnung  in  ihren  Verkaufs¬ 
oder  Betriebsräumen  an  einer  jedermann  sichtbaren 
Stelle  anzuschlagen. 

§  4.  Übertretungen  dieser  Verordnung,  beziehungs¬ 
weise  der  im  Sinne  des  §  2  von  der  politischen  Be¬ 
zirksbehörde  fallweise  erlassenen  Verordnung  werden, 
soferne  nicht  die  strafgerichtliche  Ahndung  eintritt, 
von  der  politischen  Bezirksbehörde  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  ge¬ 
ahndet. 

Außerdem  kann,  soferne  die  Voraussetzungen  des 
§  133^,  Absatz  1,  lit.  u,  der  Gewerbeordnung  zutreffen, 
die  Entziehung  der  Gewerbeberechtigung  verfügt  werden. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  am  6.  März  1916  in 
Kraft. 

Kleinverschleiß  von  Mahlprodukten  aus  Mais. 

Eine  Verordnung  des  k.  k.  Statthalters  im  Erzherzog¬ 
tume  Österreich  unter  der  Enns  vom  4.  März  1916, 
Z.  W — 259/32,  lautet: 

§  1.  Für  den  Detailverkehr  mit  Maismahlprodukten, 
unter  welchem  der  Verkehr  zwischen  Kleinverschleißer 
und  Selbstverbraucher  verstanden  wird,  werden  folgende 


Verschleißhöchstpreise  festgesetzt : 

Kronen 

Maisgrieß . . . — '85 

Maismehl . — '5° 

Maisfuttermehl  bei  Abgabe  von  wenigstens  25  kg  ...  — ‘58 

bei  Abgabe  unter  25  kg . — '6o 


Bei  Abgabe  der  vorstehenden  Maismahlprodukte  im 
Ausmaße  von  unter  1  kg  haben  Bruchteile  unter  einem 
Heller  für  einen  ganzen  Heller  zu  gelten. 

§  2.  Für  von  den  Hauptverkehrslinien  weit  abseits 
liegende  Orte  kann  ausnahmsweise  von  der  politischen 
Bezirksbehörde  im  Hinblick  auf  besonders  erhöhte  Zu¬ 
fuhrkosten  ein  angemessener  Zuschlag  bestimmt  werden. 

§  3.  Jeder  Verschleißer  von  Maismahlprodukten  ist 
verpflichtet,  die  in  seiner  Verkaufsstätte  vorrätigen,  in 
§  1  genannten  Mahlprodukte  mittels  einer  deutlich 
sichtbaren  Aufschrift  nach  den  einzelnen  Gattungen  zu 
bezeichnen  und  neben  dieser  Bezeichnung  gleichzeitig 
die  Preise  der  einzelnen  Gattungen  nach  Gewicht  deut¬ 
lich  ersichtlich  zu  machen. 

§  4.  Jede  Mischung  oder  sonstige  Veränderung  der 
Beschaffenheit  der  in  §  1  erwähnten,  zum  Verkaufe  vor¬ 
rätigen  Mahlprodukte  ist  strengstens  verboten. 

§  5.  Jeder  Mehlverschleißer  hat  einen  Abdruck  oder 
einen  von  der  politischen  Bezirksbehörde  genehmigten 
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Auszug  dieser  Verordnung  in  seiner  Verkaufsstätte  an 
einer  auffallenden  Stelle  deutlich  sichtbar  anzuschlagen. 

§  6.  Die  politischen  Bezirksbehörden  sowie  die  Polizei¬ 
behörden  sind  befugt,  durch  ihre  Organe  oder  durch 
hierzu  eigens  bestellte  Sachverständige  in  den  Verkaufs¬ 
stätten  jederzeit  Besichtigungen  vorzunehmen  und  nach 
ihrer  Auswahl  Proben  der  Mahlprodukte  zum  Zwecke 
der  Untersuchung  zu  entnehmen. 

Die  Mehlverschleißer  und  ihre  Stellvertreter  sind  ver¬ 
pflichtet,  den  behördlichen  Organen  und  den  Sachver¬ 
ständigen  jede  verlangte  Auskunft  zu  erteilen. 

Die  politischen  Bezirksbehörden  sowie  die  Polizei¬ 
behörden  sind  ermächtigt,  zu  diesen  Amtshandlungen 
auch  die  Organe  der  Finanzwache  und  der  Lebens¬ 
mittelpolizei  heranzuziehen. 

§  7.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden,  inso¬ 
weit  sie  nicht  der  strafgerichtlichen  Verfolgung  unter¬ 
liegen,  auf  Grund  des  §  35  der  kaiserlichen  Verord¬ 
nung  vom  21.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  167,  von  der 
politischen  Bezirksbehörde  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu 
2000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  drei  Monaten,  bei  er¬ 
schwerenden  Umständen  aber  mit  einer  Geldstrafe  bis 
zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  be¬ 
straft.  Nebstbei  kann  gemäß  §  36  der  erwähnten  kaiser¬ 
lichen  Verordnung  auch  auf  den  Verlust  der  Gewerbe¬ 
berechtigung  erkannt  werden. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  am  6.  März  1916  in 
Kraft. 

Deutschland. 

Verbot  einer  besonderen  Beschleunigung  des 
Verkaufs  von  Strick-,  Web-  und  Wirkwaren.  Der 
Bundesrat  hat  am  25.  Februar  1916  folgende  Verord¬ 
nung  erlassen : 

§  1.  Veranstaltungen,  die  eine  besondere  Beschleuni¬ 
gung  des  Verkaufs  von  Strickwaren  oder  von  Web- 
und  Wirkwaren  (Web-  und  Wirkstoffen,  Waren,  die  aus 
Web-  oder  Wirkstoffen  hergestellt  sind)  oder  von  Waren 
bezwecken,  bei  deren  Herstellung  Web-  oder  Wirkstoffe 
verwendet  sind,  sind  verboten. 

Als  verboten  gelten  insbesondere  die  Ankündigung 
und  die  Abhaltung  von  Ausverkäufen  und  Teilausver¬ 
käufen,  Inventur-  und  Saisonverkäufen,  Fest  Verkäufen, 
Serien-  und  Restewochen  oder  -tagen,  Weißen  Wochen 
oder  Tagen,  Propaganda-  und  Reklamewochen  oder 
-tagen  und  von  ähnlichen  Sonderverkäufen  sowie  die 
Ankündigung  von  Verkäufen  zu  herabgesetzten  Preisen 
oder  Inventurpreisen. 

§  2.  Bedeutet  die  Durchführung  des  Verbots  (§  1) 
bei  Todesfällen,  Geschäftsauflösungen  und  Konkursen 
eine  besondere  Härte,  so  kann  die  Ortspolizeibehörde 
auf  Antrag  Ausnahmen  zulassen.  Die  Landeszentralbe¬ 
hörde  kann  an  Stelle  der  Ortspolizeibehörde  eine  andere 
Behörde  für  zuständig  erklären. 

§  3.  Wer  den  Vorschriften  des  §  1  zuwiderhandelt, 
wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Gefängnis 
bis  zu  drei  Monaten  bestraft. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  am  1.  März  1916  in 
Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des 
Außerkrafttretens. 

Ergänzung  der  Verordnung  über  die  Höchst¬ 
preise  für  Erzeugnisse  der  Kartoffeltrocknerei 
sowie  der  Kartoffelstärkefabrikation.  Der  Bundesrat 
hat  am  24.  Februar  1916  folgende  Verordnung  er¬ 
lassen  : 

Artikel  I.  In  der  Verordnung  über  die  Höchstpreise 
für  Erzeugnisse  der  Kartoffeltrocknerei  sowie  der  Kar¬ 
toffelstärkefabrikation  vom  16.  September  1915 x)  wird 
hinter  dem  §  4  folgender  §  4a  eingefügt: 

§  4  a.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den 
Vorschriften  dieser  Verordnung  zulassen  und  auch  die 
Preise  anderweitig  festsetzen. 

l)  Vgl.  Nr.  39  des  »Handelsmuseums«  vom  30.  September  1915,  Seite  615. 


Artikel  II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Änderung  der  Verordnung  über  die  Regelung 
des  Absatzes  von  Erzeugnissen  der  Kartoffel¬ 
trocknerei  und  der  Kartoffelstärkefabrikation.  Der 
Bundesrat  hat  am  24.  Februar  1916  folgende  Verord¬ 
nung  erlassen : 

Artikel  I.  Dem  §  14  der  Verordnung  über  die  Re¬ 
gelung  des  Absatzes  von  Erzeugnissen  der  Kartoffel¬ 
trocknerei  und  der  Kartoffelstärkefabrikation  vom  16.  Sep¬ 
tember  1915  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom 
25.  November  1915  x)  wird  folgender  Abs.  2  zugefügt: 

Der  Reichskanzler  kann  Bestimmungen  über  die 
Durchfuhr  von  Erzeugnissen  der  Kartoffeltrocknerei  und 
der  Kartoffelstärkefabrikation  treffen. 

Artikel  II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Bekanntmachung  über  die  Verpflichtung  zur 
Abgabe  von  Kartoffeln.  Unterm  26.  Februar  1916 
wurde  auf  Grund  des  §  4,  Abs.  2,  der  Bekanntmachung 
über  die  Speisekartoffelversorgung  im  Frühjahr  und 
Sommer  1916  von  7.  Februar  1916  bestimmt: 

§  1.  Jeder  Kartoffelerzeuger  hat  auf  Erfordern  alle 
Vorräte  abzugeben,  die  zur  Fortführung  seinerWirtschaft 
bis  zur  nächsten  Ernte  nicht  erforderlich  sind.  Im  Falle 
der  Enteignung  sind  dem  Kartoffelerzeuger,  sofern  der 
Bedarf  nicht  geringer  ist,  zu  belassen : 

1.  für  jeden  Angehörigen  seiner  Wirtschaft,  einschließ¬ 
lich  des  Gesindes  sowie  der  Naturalberechtigten,  ins¬ 
besondere  Altenteiler  und  Arbeiter,  soweit  sie  kraft 
ihrer  Berechtigung  oder  als  Lohn  Kartoffeln  zu  bean¬ 
spruchen  haben,  für  den  Kopf  und  Tag  1  x/2  Pfund  bis 
zum  15.  August  1916; 

2.  das  unentbehrliche  Saatgut  bis  zum  Höchstbetrage 
von  20  q  für  den  ha  Kartoffelanbaufläche  des  Ernte¬ 
jahres  1915,  insoweit  die  Verwendung  zu  Saatzwecken 
sichergestellt  ist.  Außerdem  sollen  im  Falle  der  Enteig¬ 
nung  dem  Kartoffelerzeuger  die  zur  Erhaltung  des  Viehes 
bis  zum  31.  Mai  1916  unentbehrlichen  Vorräte  belassen 
werden. 

§  2.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Änderung  der  Höchstpreise  für  Erzeugnisse 
der  Kartoffeltrocknerei  sowie  der  Kartoffelstärke¬ 
fabrikation.  Eine  amtliche  Bekanntmachung  vom  29.  Fe¬ 
bruar  1916  bestimmt: 

I.  An  die  Stelle  der  im  §  2,  Abs.  2,  der  Bekannt¬ 
machung  über  die  Höchstpreise  für  Erzeugnisse  der 
Kartoffeltrocknerei  sowie  der  Kartoffelstärkefabrikation 
vom  16.  September  1 9 1 5 2)  vorgesehene  Höchstpreise 
treten  folgende  Preise: 

Kartoffel- 

walzmehl  Trockene 


Kartoffel¬ 

Kartoffel¬ 

einschließlich 

Kartoffelstärke 

Für 

flocken 

schnitzel 

des  Zuschlages 

und  Kartoffel¬ 

für  besondere 

stärkemehl 

Sichtung 

M  a 

r  k 

im  ersten  Preis¬ 

gebiet  .  . 
im  zweiten  Preis¬ 

36-80 

35-55 

42‘8o 

49-30 

gebiet 

im  dritten  Preis¬ 

3  7’30 

36-05 

43  30 

49-80 

gebiet  .  .  . 
im  vierten  Preis¬ 

37-80 

36-55 

43-80 

50-30 

gebiet  .  .  . 

38-30 

37-05 

44-30 

50-80 

II.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Preisfestsetzung  bei  Enteignung  von  Kartoffeln. 
Der  Bundesrat  hat  am  2.  März  1916  folgende  Verord¬ 
nung  erlassen  : 

9  Vgl  Nr.  48  des  »Handelsmuseums«  vom  2.  Dezember  1915.  Seite  730. 
*1  Vgl.  Nr.  39  des  »Handelsmuseums«  vom  30.  September  1915,  Seite  615. 
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§  1.  Bei  der  Enteignung  von  Kartoffeln  ist  der  nach 
§  2,  Abs.  4  des  Gesetzes,  betreffend  Höchstpreise,  vom 
4.  August  1914  in  der  Fassung  vom  17.  Dezember  1914 
festzusetzende  Übernahmepreis  um  30  M.  für  die  t  zu 
kürzen. 

Der  Betrag,  um  den  der  Übernahmepreis  gekürzt  ist, 
fließt  dem  Kommunalverbande  zu,  aus  dessen  Bezirke 
die  enteignete  Menge  in  Anspruch  genommen  wird. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  15.  März  1916 
in  Kraft. 

Bekanntmachung  über  die  Festsetzung  der 
Höchstpreise  für  Kartoffeln  und  die  Preisstellung 
für  den  Weiterverkauf.  Unterm  2.  März  1916  wurde 
verlautbart : 

Auf  Grund  der  §§  1,  2,  10  der  Bekanntmachung 
über  die  Regelung  der  Kartoffelpreise  vom  28.  Ok¬ 
tober  19151)  wird  folgendes  bestimmt: 

I.  Vom  15.  März  1916  ab  beträgt  der  Höchstpreis 
für  Kartoffeln  beim  Verkauf  durch  den  Kartoffelerzeuger 
im  Großhandel  für  die  t: 

Mark 

in  den  preußischen  Provinzen  Ostpreußen,  Westpreußen, 

Posen,  Schlesien,  Pommern,  Brandenburg,  im  Stadtkreis 
Berlin,  in  den  Großherzogtümern  Mecklenburg-Schwerin, 

Mecklenburg-Strelitz . 90 

in  der  preußischen  Provinz  Sachsen,  im  Kreise  Herrschaft 
Schmalkalden,  im  Königreich  Sachsen,  im  Großherzogtum 
Sachsen  ohne  die  Enklave  Ostheim  a.  Rhön,  im  Kreise 
Blankenburg,  im  Amte  Kalvörde,  in  den  Herzogtümern 
Sachsen-Meiningen,  Sachsen- Altenburg,  Sachsen-Koburg 
und  Gotha  ohne  die  Enklave  Amt  Königsberg  i.  Pr., 
Anhalt,  in  den  Fürstentümern  Schwarzburg-Sonders- 
hausen,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Reuß  ä.  L,  Reuß  j.  L.  92 
in  den  preußischen  Provinzen  Schleswig-Holstein,  Han¬ 
nover,  Westfalen  ohne  den  Regierungsbezirk  Arnsberg 
und  den  Kreis  Recklinghausen,  im  Kreise  Grafschaft 
Schaumburg,  im  Großherzogtum  Oldenburg  ohne  das 
Fürstentum  Birkenfeld,  im  Herzogtum  Braunschweig 
ohne  den  Kreis  Blankenberg  und  das  Amt  Kalvörde, 
in  den  Fürstentümern  Waldeck,  Schaumburg-Lippe, 

Lippe,  in  Lübeck,  Bremen  und  Hamburg . 94 

in  den  übrigen  Teilen  des  Deutschen  Reiches . 96 

II.  Beginnend  mit  dem  15.  April  1916  erhöhen  sich 
am  15.  jedes  Monats,  letztmalig  am  15.  Juni,  die  Preise 
für  die  t  um  5  M. 

III.  Bei  der  Festsetzung  der  Kleinhandelshöchstpreise 
werden  die  Gemeinden  keiner  Beschränkung  unterworfen. 
Die  aus  §  4  der  Bekanntmachung  über  die  Regelung 
der  Kartoffelpreise  vom  28.  Oktober  1915  sich  er¬ 
gebende  Verpflichtung  der  Gemeinden  zur  Festsetzung 
von  Höchstpreisen  bleibt  unberührt. 

IV.  Die  im  Abschnitt  I  festgesetzten  Höchstpreise 
gelten  nicht  für  Frühkartoffeln  aus  der  Ernte  1916.  Der 
Preis  für  den  q  inländischer  Frühkartoffeln  darf  beim 
Verkauf  durch  den  Erzeuger  20  M.  nicht  übersteigen. 
Als  Frühkartoffeln  gelten  Kartoffeln,  die  vor  dem 
15.  August  1916  geliefert  werden.  Die  Gemeinden  sind 
zur  Festsetzung  von  Kleinhandelshöchstpreisen  für  Früh¬ 
kartoffeln  (§  4  der  Bekanntmachung  über  die  Regelung 
der  Kartoffelpreise  vom  28.  Oktober  1915)  berechtigt, 
aber  nicht  verpflichtet. 

V.  Die  Bekanntmachung  über  die  Festsetzung  der 
Höchstpreise  für  Kartoffeln  und  die  Preisstellung  für 
den  Weiterverkauf  vom  28.  Oktober  1915  tritt  mit  dem 
Ablauf  des  14.  März  1916  außer  Kraft. 

VI.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  15.  März  1916 
in  Kraft. 

Beschränkung  des  Zuckerverbrauches  bei  der 
Herstellung  von  Schokolade.  Der  Bundesrat  hat  am 
28.  Februar  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

I.  §  1,  Absatz  1,  der  Verordnung  des  Bundesrates 
über  die  Herstellung  von  Süßigkeiten  und  Schokolade 
vom  16.  Dezember  1915  2)  erhält  folgende  Fassung: 

Gewerbliche  Betriebe,  in  denen  Süßigkeiten  oder 
Schokolade  oder  beides  hergestellt  werden,  dürfen  im 

>)  Vgl.  Nr.  44  des  »Handelsmuseums«  vom  4.  November  1915,  S.  692. 
l)  Vgl.  Nr.  51  des  »Handelsmuseums«  vom  23.  Dezember  1915,  Seite  798. 


Jahre  1916  nur  noch  die  Hälfte  der  Zuckermenge  zu 
Süßigkeiten  und  Schokolade  verarbeiten,  die  sie  in  der 
Zeit  vom  1.  Oktober  1914  bis  30.  September  1915 
hierzu  verarbeitet  haben. 

II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Bestandsaufnahme  von  Heu  und  Stroh.  Der 
Bundesrat  hat  am  28.  Februar  1916  folgende  Verord¬ 
nung  erlassen: 

§  1.  In  der  Zeit  vom  12.  bis  15.  März  1916  findet 
eine  Erhebung  über  die  Vorräte  an  Heu  und  Stroh  statt. 
Der  Erhebung  unterliegt  Heu  aller  Art,  insbesondere  auch 
das  Heu  von  Klee  und  sonstigen  Futterpflanzen,  ferner 
das  Stroh  von  Roggen,  Weizen,  Dinkel,  Hafer  und  Gerste. 

Der  Erhebung  unterliegen  nicht: 

1.  Vorräte,  die  im  Eigentume  der  Heeresverwaltungen 
oder  der  Marineverwaltung  stehen ; 

2.  Vorräte  von  Heu  oder  Stroh,  die  in  der  Hand 
eines  Besitzers  je  10  q  nicht  übersteigen. 

§  2.  Die  Erhebung  erfolgt  gemeinde-  und  gutsbezirks¬ 
weise  durch  Ausfüllung  von  Ortslisten  nach  dem  an- 
iegenden  Muster.1)  Die  Ausführung  der  Erhebung  liegt 
den  Gemeindebehörden  ob  und  ist  im  Wege  der  Schätzung 
durch  eine  Sachverständigenkommission  vorzunehmen. 
Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Zusammensetzung 
der  Kommission  trifft  die  untere  Verwaltungsbehörde. 

§  3.  Die  Herstellung  und  Versendung  der  Druck¬ 
sachen  (§  2)  erfolgt  durch  die  Landeszentralbehörden. 

§  4.  Die  Mitglieder  der  Kommission  sind  befugt,  zur 
Gewinnung  richtiger  Angaben  die  Grundstücke  und  Wirt¬ 
schaftsräume  der  zur  Angabe  Verpflichteten  zu  betreten 
und  dort  Besichtigungen  vorzunehmen.  Die  Betriebs¬ 
inhaber  oder  deren  Stellvertreter  sind  verpflichtet,  auf 
Befragen  Auskunft  zu  geben. 

§  5.  Die  ausgefüllten  Listen  (§  2)  sind  an  die  von 
den  Landeszentralbehörden  bestimmten  Behörden  bis  zum 
18.  März  1916  einzusenden. 

§  6.  Dem  kaiserlichen  Statistischen  Amte  ist  die  Zu¬ 
sammenstellung  der  Ergebnisse  bis  zum  1.  April  1916 
einzusenden. 

§  7.  Betriebsinhaber  oder  Stellvertreter  von  Betriebs¬ 
inhabern,  die  vorsätzlich  die  Angaben,  zu  denen  sie  auf 
Grund  dieser  Verordnung  und  der  Ausführungsbestim¬ 
mungen  der  Landeszentralbehörden  verpflichtet  sind, 
nicht  oder  wissentlich  unrichtig  oder  unvollständig 
machen,  werden  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten 
oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  10.000  M.  bestraft. 

Betriebsinhaber  oder  Stellvertreter  von  Betriebsinhabern, 
die  fahrlässig  die  Angaben,  zu  denen  sie  auf  Grund  dieser 
Verordnung  und  der  Ausführungsbestimmungen  der  Lan¬ 
deszentralbehörden  verpflichtet  sind,  nicht  oder  unrichtig 
oder  unvollständig  machen,  werden  mit  Geldstrafe  bis 
zu  3000  M.  bestraft. 

§  8.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung. 

§  9.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den 
Vorschriften  dieser  Verordnung  zulassen. 

§  10.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Änderung  der  Verordnung  über  die  Regelung 
der  Preise  für  Gemüse  und  Obst.  Der  Bundesrat 
hat  am  24.  Februar  1916  folgende  Verordnung  er¬ 
lassen  : 

Artikel  I.  In  der  Verordnung  über  die  Regelung  der 
Preise  für  Gemüse  und  Obst  vom  11.  November  1915 2) 
erhält  §  2,  Abs.  1,  folgende  Fassung: 

Zur  Berücksichtigung  der  besonderen  Verhältnisse  in 
den  verschiedenen  Wirtschaftsgebieten  können  die  Landes¬ 
zentralbehörden  oder  die  von  ihnen  bestimmten  Be¬ 
hörden  für  ihren  Bezirk  oder  Teile  ihres  Bezirks  Ab- 

*)  Hier  nicht  abgedruckt. 

2)  Vgl.  Nr.  47  des  »Handelsmuseums«  vom  25.  November  19x5.  Seite  732. 
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weichungen  von  den  Preisen  (§  1)  anordnen.  Zu  Ab¬ 
weichungen  nach  oben  ist  die  Zustimmung  des  Reichs¬ 
kanzlers  erforderlich. 

Artikel  II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Italien. 

Verbot  der  Ein-  und  Durchfuhr  von  Waren  aus 
Österreich-Ungarn  und  Deutschland.  Die  Nummer 
g3  der  offiziellen  italienischen  Gesetzessammlung  enthält 
folgendes  Dekret  der  Statthalterschaft  vom  4.  Februar 
1916: 

Kraft  der  uns  verliehenen  Befugnis  und  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  22.  Mai  1915,  Nr.  671,  auf  Vorschlag 
unserer  Minister  und  Staatssekretäre  für  auswärtige  An¬ 
gelegenheiten,  für  die  Kolonien,  für  Finanzen,  Ackerbau, 
Industrie  und  Handel  und  nach  Anhörung  des  Minister- 
rates  haben  wir  verfügt  und  verfügen : 

Art.  1.  In  Anwendung  des  königlichen  Dekretes  vom 
24.  Mai  1915,  Nr.  697,  und  unbeschadet  der  im  Art.  2 
dieses  Dekretes  gegebenen  Befugnis  werden  die  Ein- 
und  Durchfuhr  von  Waren  und  Erzeugnissen  Österreich- 
Ungarns,  aus  welchem  Lande  immer  sie  kommen,  nach 
Italien  und  seinen  Kolonien  verboten. 

Art.  2.  Die  Bestimmungen  des  königlichen  Dekretes 
vom  24.  Mai  1915,  Nr.  697,  und  des  vorstehenden 
Artikels  werden  ausgedehnt  auf  den  Handel  zwischen 
Italien  und  dem  Deutschen  Reiche  und  auf  die  Einfuhr 
von  Waren  deutschen  Ursprungs  oder  deutscher  Pro¬ 
duktion. 

Art.  3.  Die  Minister  der  Finanzen  und  der  Kolonien 
im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  für  Ackerbau,  In 
dustrie  und  Handel  werden  durch  besondere  Ver¬ 
fügungen  für  die  Anwendung  des  vorstehenden  Dekretes 
vorzukehren  haben. 

Art.  4.  Das  vorstehende  Dekret  wird  am  Tage  nach 
seiner  Verlautbarung  in  Kraft  treten. 

Wir  verordnen,  daß  das  gegenwärtige  Dekret,  ver¬ 
sehen  mit  dem  Staatssiegel,  in  die  offizielle  Sammlung 
der  Gesetze  und  Verordnungen  des  Königreiches  Italien 
eingeschaltet  werde,  mit  dem  Befehle  an  jeden  Betrof¬ 
fenen,  es  zu  befolgen  und  es  befolgen  zu  machen. 

Schweiz. 

Höchstpreise  für  Petroleum.  Gestützt  auf  den 
Bundesratsbeschluß  vom  12.  Februar  19161)  sind  vom 
Schweizerischen  Volkswirtschaftsdepartement  die  Höchst 
preise  für  Petroleum  durch  Verfügung  vom  22.  Februar  d.  J. 
wie  folgt  festgesetzt  worden: 

1.  Abgabepreis  der  Warenabteilung:  36  Francs  pro 
100  kg  oder  Francs  2915  pro  100  l.  Die  Lieferungen 
erfolgen  in  Wagenladungen  von  mindestens  10.000  kg 
franko  jede  schweizerische  Talbahnstation. 

2.  Höchstzuschlag  der  Grossisten  bei  Abgabe  von 
ganzen  Wagenladungen  von  mindestens  10.000  kg 
50  Rappen  pro  100  kg  oder  40  Rappen  pro  100  /. 

3.  Höchstzuschlag  der  Grossisten  für  die  Verteilung 
durch  die  Tankwagen  oder  in  Fässern  Francs  3^0  pro 
100  kg  oder  Francs  2‘ 85  pro  100  /.  In  diesem  Zuschlag 
sind  alle  Spesen,  wie  Bahnfracht  oder  Zufuhr,  Rück¬ 
fracht  für  leere  Fässer  etc.  inbegriffen.  Die  Lieferungen 
an  die  Detaillisten  haben  also  franko  Bahnstation,  be¬ 
ziehungsweise  in  den  Behälter  des  Käufers  zu  erfolgen. 
Wenn  die  Fracht  oder  die  Kosten  der  Zufuhr  mehr  als 
Francs  1*50  pro  100  kg  beträgt,  hat  der  Lieferant  das 
Recht,  den  Mehrbetrag  dem  Empfänger  in  Anrechnung 
zu  bringen. 

4.  Höchstzuschlag  der  Kleinverkäufer  zum  Grossisten¬ 
preis  Fraucs  620  pro  100  kg  oder  5  Francs  pro  100  /. 


l'  Siehe  Nr.  8  des  »Handels  rauseums«  vom  24.  Februar  1.  J.,  Seite  117. 


Der  Höchstpreis  für  Abgabe  an  die  Konsumenten  beträgt 
also  Francs  4570  pro  100  kg  oder  37  Rappen  pro  l. 

Falls  Petroleum  abgefüllt,  in  Kannen  franko  Haus 
geliefert  wird,  darf  ein  weiterer  Zuschlag  von  1  Rappen 
pro  l  zum  Ladendetailpreis  gemacht  werden  Für  diese 
Lieferungen  stellt  sich  also  der  Detailhöchstpreis  auf 
47  Francs  pro  100  kg  oder  38  Rappen  pro  /. 

Die  Kantonsregierungen  sind  berechtigt,  für  einzelne 
Gegenden  oder  Ortschaften  eine  Erhöhung  bis  auf 
5  Rappen  pro  l  auf  den  Detailpreis  zu  bewilligen,  so¬ 
weit  dies  durch  die  Kosten  des  Transportes  in  abgelegene 
Gegenden  gerechtfertigt  ist. 

5  Die  Übertretung  der  vorstehend  festgelegten  Höchst¬ 
preise  wird  nach  Maßgabe  der  Art.  6  und  7  des  Bun¬ 
desratsbeschlusses  vom  12.  Februar  1916  bestraft. 

Das  Sch  weizerischeV olkswirtschaftsdepartement  (Waren¬ 
abteilung)  hat  am  22.  Februar  folgendes  Reglement 
über  die  Abgabe  von  Petroleum  erlassen: 

Art.  1.  Die  Abgabe  von  Petroleum  seitens  des  Schweizeri¬ 
schen  Volkswirtschaftsdepartements  erfolgt  nur  in  ganzen 
Wagen  von  mindestens  10000  kg,  und  zwar  franko  jede 
schweizerische  Talbahnstation.  Die  Bezahlung  hat  gemäß 
jeweiliger,  entsprechender  Anzeige  vor  Empfang  der 
Ware  zu  erfolgen. 

Art.  2.  Für  die  Umrechnung  von  Kilo  in  Liter  soll 
1  /  mit  810  g  gerechnet  werden.  Es  ist  dies  eine  Durch¬ 
schnittszahl  für  die  verschiedenen  Provenienzen. 

Art.  3.  Die  Bezieher  von  Wagenladungen  sind  ver¬ 
pflichtet,  allen  Nachfragen  von  Petroleum  in  ihrem 
üblichen  Wirkungskreise  gleichmäßig  und  so  weit  als 
möglich  gerecht  zu  werden.  Falls  diesbezüglich  von 
seiten  der  Detaillisten  berechtigte  Klagen  wegen  Nicht¬ 
lieferung  eingehen,  so  kann  das  schweizerische  Volks¬ 
wirtschaftsdepartement  die  Lieferung  den  in  Frage  kom¬ 
menden  Großbeziehern  zwangsweise  überbinden.  Die 
Lieferanten  von  Petroleum  durch  Tankwagen  sind  ver¬ 
pflichtet,  dasselbe  auch  solchen  Detallisten  zu  liefern, 
die  bisher  nicht  von  ihnen  bezogen  haben. 

Art.  4.  Die  Engros-  und  Migrosbezüge  von  Petroleum 
sollen  nach  Maßgabe  des  unmittelbaren  Bedarfes  gemacht 
werden;  auf  keinen  Fall  darf  der  Vorrat  ein  Quantum 
übersteigen,  welches  mehr  als  einen  durchschnittlichen 
Monatsumsatz  des  Jahres  1913  beträgt. 

Art.  5.  Wer  bei  Inkrafttreten  dieser  Bestimmungen 
Mengen  besitzt,  welche  vorgenanntes  durchschnittliches 
Monatsquantum  übersteigen,  hat  hiervon  dem  Schweizeri¬ 
schen  Volkswirtschaftsdepartement  sofort  Kenntnis  zu 
geben. 

Art.  6.  Die  Detaillisten  sind  gehalten,  ihre  Vorräte  an 
Petroleum  an  die  Konsumenten  möglichst  gleichmäßig 
zu  verteilen.  Der  Verkauf  soll  also  so  vorgenommen 
werden,  daß  alle  Konsumenten  im  Verhältnis  der  Vorräte 
Petroleum  erhalten  können. 

Art.  7.  Diejenigen  Firmen,  welche  auf  Bezug  von 
ganzen  Wagen  reflektieren,  haben  betreffs  Ermittlung 
der  Zuteilungsquote  sofort  der  Warenabteilung  mitzuteilen, 
welches  Quantum  in  Kilo  sie  im  Jahre  1913  in  ganzen 
Wagenladungen  bezogen  haben.  Bevor  diese  Angaben 
im  Besitze  der  Warenabteilung  sind,  erfolgt  keine  Zu¬ 
teilung.  Einkaufsverbände  sind  ermächtigt,  in  diese  Um¬ 
satzziffern  eventuell  direkte  Bezüge  ihrer  Mitglieder,  im 
Einverständnis  der  letzteren,  einzuschließen.  Das  Schwei¬ 
zerische  Volkswirtschaftsdepartement  ist  berechtigt,  so¬ 
wohl  diese  Angaben  als  auch  die  lagernden  Quantitäten 
kontrollieren  zu  lassen. 

Unrichtige  Angaben  werden  nach  Maßgabe  der  Art.  6 
und  7  des  Bundesratsbeschlusses  vom  12.  Februar  1916 
bestraft. 

Art.  8.  Wer  den  vorstehenden  Bestimmungen  nicht 
nachkommt,  geht  des  Rechtes  auf  Bezug  von  Petroleum 
verlustig.  Wer  Verfügungen  des  Schweizerischen  Volks- 
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Wirtschaftsdepartements  oder  der  Warenabteilung  zuwider¬ 
handelt,  wird  nach  Art.  6  und  7  des  Bundesratsbeschlusses 
vom  1 2.  Februar  1916  bestraft. 

Art.  9.  Wer  Petroleum  beziehen  will,  hat  dieses  Re¬ 
glement  schriftlich  anzuerkennen. 

Art.  10.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  am 
24.  Februar  1916  in  Kraft. 

Schweden. 

Ausfuhrverbot.  Laut  Meldung  aus  Stockholm  vom 
19.  Februar  1916  hat  die  schwedische  Regierung  im 
Konseil  vom  18.  Februar  1916  beschlossen,  ein  Aus¬ 
fuhrverbot  auf  Kaffee  zu  erlassen.  Das  Verbot 
ist  am  20.  Februar  1916  in  Kraft  getreten. 


gtinbclöpoütifdjc#* 

Verlängerum  des  Handelsprovisoriums  mit  Bulgarien. 

Durch  Notenwechsel  vom  9.,  beziehungsweise  11.  Januar 
laufenden  Jahres  ist  das  provisorische  Meistbegünstigungs¬ 
verhältnis  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Bulgarien  bis 
Ende  Dezember  1916  verlängert  worden. 


gutthcl* 

Malz-  und  Hopfenimport  in  Argentinien.  Aus  Rosario 
wird  uns  berichtet:  Der  Import  an  Malz  und  Hopfen 
beläuft  sich  in  der  Provinz  Santa  F6  allein  mit  stei¬ 
gender  Tendenz  derzeit  in  Malz  auf  259  200  kg  und 
Hopfen  auf  2700  — 3600  kg  Malz,  dessen  Einkaufswert 
über  140.000  M.  repräsentiert,  wird  größtenteils  aus 
Österreich  bezogen  und  pflegen  die  Chefs  der  betreffenden 
Firmen  alljährlich  persönlich  ihre  argentinische  Kund¬ 
schaft  zu  besuchen;  der  Hopfen,  welcher  ungefähr  zur 
einen  Hälfte  böhmischer  und  zur  anderen  Hälfte  bayeri¬ 
scher  Provenienz  ist,  hat  einen  Wert  von  ca.  25.000  M. 
Der  Krieg  hat  die  Unterbindung  jeglichen  Handelsver¬ 
kehres  mit  dem  Zentrum  Europas  mit  sich  gebracht  und 
die  österreichische  Einfuhr  gänzlich  abgeschnitten,  so 
daß  auch  keinerlei  Brauereimaterial  mehr  von  den  ge¬ 
wohnten  Lieferanten  bezogen  werden  konnte.  Indessen 
behaupten  die  argentinischen  Brauereien  mit  dem  aus 
den  früheren  Abschlüssen  stammenden  Hopfen  noch 
mindestens  ein  Jahr  aushalten  zu  können,  wogegen  das 
Malz  bereits  Ende  des  dritten  Trimesters  1914  zur  Neige 
gegangen  ist  und  seither  Ersatz  aus  Nordamerika  be¬ 
schafft  werden  mußte,  wobei  sich  die  Minderwertigkeit 
des  nordamerikanischen  Malzes  deutlich  beim  Verbrauche 
zeigte.  Wegen  der,  bei  dessen  Verwendung  aus  diesem 
Grunde  resultierenden,  erheblichen  Verteuerung  des  nord¬ 
amerikanischen  Malzmateriales  sind  sämtliche  Brauerei¬ 
unternehmer  einstimmig  der  Ansicht,  sie  würden,  sobald 
sich  die  erste  Gelegenheit  böte,  sich  unvermittelt  wieder 
an  die  früheren  Bezugsquellen  wenden. 

Reform  der  Münzkursverhältnisse  in  Syrien.  Aus 

Damaskus  wird  uns  geschrieben:  Inmitten  der  wirt¬ 
schaftlichen  Bedrängnis,  welche  als  Folge  der  langjährigen 
Absperrung  Syriens  von  jeglicher  Warenznfuhr  im  ganzen 
Lande  herrscht,  hat  die  Regierung  die  Lösung  einer 
Aufgabe  unternommen,  welche  in  normalen  Zeiten,  ob¬ 
wohl  wiederholt  angeregt,  niemals  zu  stände  kam,  nämlich 
die  Reform  des  Währungsverhältnisse  in  Syrien. 

Wie  in  der  ganzen  Türkei  bestanden  bisher  auch  in 
Syrien  in  den  verschiedenen  Landesteilen  verschiedent 
liehe  Wertverhältnisse  der  einzelnen  Münzen.  So  hatte 
die  L.  T.  in  Aleppo  125,  in  Beirut  1 2 4 2 5/4 0 ,  in  Damaskus 
l3°3°Uo  Piaster;  der  Medjidid  dementsprechend  in 


Aleppo  2 3 7 2,  Beirut  23^,  in  Damaskus  24^,  während 
die  nominelle  Münzeinheit,  der  Piaster,  wohl  immer  mit 
40  Para  gerechnet  wurde,  aber  nicht  identisch  mit  dem 
Fin-Piasterstück  war,  dessen  Wert  in  Para  verschieden 
war.  Nachdem  nun  jeder  größere  Ort  in  Syrien  solcher 
Art  verschiedene  Münzkurse  hatte,  bildete  dies  aller¬ 
dings  eine  lästige  Beschwerung  des  Handels-  und  ins¬ 
besondere  des  Reiseverkehrs  zwischen  den  einzelnen 
Landesteilen. 

Hierin  Wandel  zu  schaffen,  trafen,  wie  es  heißt,  auf 
Anregung  des  Wali  von  Beirut,  die  Vilajete  Damaskus, 
Aleppo,  Beirut  und  das  Mutessariflik  Jerusalem  aus 
eigener  Machtvollkommenheit  die  Verfügung,  daß  ab 
1./14.  Dezember  1915  die  einzelnen  Münzsorten  zu  dem¬ 
selben  Kurse,  wie  er  in  Konstantmopei  gebräuchlich  ist, 
im  allgemeinen  Verkehr  bewertet  werden  sollen,  nämlich 
die  L.  T.  zu  108,  der  Medjidiö  mit  seinen  Unterabtei¬ 
lungen  zu  20  Piaster,  und  der  Piaster  zu  vier  Metalliques. 
Das  gleiche  gilt  von  den  fremden  in  Verkehr  stehenden 
Goldmünzen,  wie  Napoleond’or  und  Livre  Sterling. 

Dadurch,  daß  die  Ein-Piastermünze  jetzt  als  Münz¬ 
einheit  an  die  Stelle  des  früheren  ideellen  Rechnungs¬ 
piasters  tritt,  ergibt  sich  eine  nicht  unbedeutende  Ver 
Schiebung  der  Wertverhältnisse.  Wenn  beispielsweise  der 
Medjidi6  jetzt  zwanzig  Münzpiaster  gilt,  stellt  sich  sein 
Äquivalent  nach  dem  bisherigen  Kurse  eines  Piaster¬ 
stückes  in  Damaskus  pro  50  Para  nunmehr  auf  25  Piaster 
Damaskus,  während  er  früher  nur  2 4 */4  betrug.  Der 
Wert  des  Medjidiö  hat  also  eine  Erhöhung  um  30  Para 
erfahren ;  die  L.  T.  nach  derselben  Berechnung  um 
4j/4  Piaster.  Indes  haben  diese  Verschiebungen  auf  die 
Zahlungsverhältnisse  insofern  weniger  Einfluß,  als  für  die 
dem  angegebenen  Datum  vorangehenden  Verbindlich¬ 
keiten  die  Zahlung  nach  der  früheren  Berechnung  an¬ 
geordnet  ist. 


gttfaujtHe,  gutt&iuirtfdjafL 


Argentinische  Zuckerindustrie.  Dem  Jahresberichte 
des  k.  u.  k.  Konsularamtes  in  Rosario  pro  1914  ent¬ 
nehmen  wir:  Eine  der  wichtigsten  Industrien  für  die 
Provinz  Santa  Fö  ist  die  Zuckerindustrie,  welche  jedoch 
den  Großteil  des  Zuckers,  welchen  sie  zur  Raffinade 
erhält,  aus  der  Provinz  Tucuman  bezieht;  der  Wert  des 
raffinierten  Zuckers  pflegt  in  normalen  Zeiten  mit  auf¬ 
steigender  Tendenz  30  Mil.ionen  Pesos  pro  Jahr  zu 
übersteigen  und  weist  die  provinzielle  Beteiligung  am 
Betriebskapitale  rund  3,405.000  $  auf,  welches  größten¬ 
teils  in  der  unter  deutscher  Leitung  befindlichen  Refi- 
neria  Argentina  de  Azucar  in  Rosario  angelegt  er¬ 
scheint.  Diese  Fabrik,  welche  durchschnittlich  mit  einem 
Arbeiterstamm  von  500  Personen  zu  arbeiten  pflegt, 
bildet  das  kapitalkräftigste  Unternehmen  dieser  Provinz 
und  ist  die  bedeutendste  und  größte  Raffinerie  Argen¬ 
tiniens,  deren  das  Land  noch  drei  weitere,  welche  jedoch 
zusammen  kaum  die  Hälfte  des  in  A  gentinien  erzeugten 
Zuckers  raffinieren,  besitzt.  Die  argentinische  Gesamt¬ 
raffinade  beläuft  sich  auf  rund  140000  t,  von  welchen 
die  Rosariner  Raffinerie  allein  über  70.000  t  während 
der  sechs  Monate  ihres  jährlichen  Betriebes  erzeugt. 
Während  Argentinien  noch  vor  wenigen  Jahren  auf  den 
regelmäßigen  Import  von  Zucker  angewiesen  war,  hat 
sich  seine  Zuckerindustrie  und  die  Zuckerrohrkultur  im 
Verlaufe  der  letzten  drei  Jahre  derart  entwickelt,  daß  es, 
Mißernten  abgesehen,  nicht  nur  imstande  ist,  den  Landes¬ 
konsum  pro  230.000  t  in  raffiniertem  und  Zucker  erster 
Presse  (primer  molido)  zu  decken,  sondern  sich  seit 
Kriegsbeginn  auch  anschicken  konnte,  das  durch  den 
Ausfall  des  europäischen  Importes  sich  ergebende  Defizit 
bei  seinen  Nachbarstaaten  durch  Export  bedeutender 
Mengen  argentinischen  Zuckers  zu  decken. 
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zu  erfiagen.) 


Seidene  Halstücher.  Ein  österreichischer  Handels¬ 
agent  in  Amsterdam  bewirbt  sich  um  Vertretungen  öster¬ 
reichischer  Häuser,  welche  seidene  und  halbseidene  Hals¬ 
tücher,  sowohl  aus  Natur-  wie  auch  aus  Kunstseide  er¬ 
zeugen  und  gewillt  wären,  mit  Holland  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  treten.  (A.  E.  717.) 

Rotverschnittwein.  Ein  Importhaus  in  Metz  wünscht 
Offerte,  Bezugsbedingungen  und  Musterproben  von  13- 
bis  I4grädigen  Rotverschnittweinen.  (A.  E.  716.) 

Geschäftsverbindung  mit  Russisch-Polen.  Ein  gut 

empfohlener  Agent  in  Lublin  bietet  sich  österreichischen 
Häusern  als  Vertreter  an,  welche  den  Wunsch  hegen,  mit 
Lublin  und  dem  benachbarten  Gebiete  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  kommen.  (A.  E.  715.) 

Lederhandschuhe.  Eine  Agenturfirma  in  Amsterdam 
interessiert  sich  für  die  Übernahme  der  Vertretung  einer 
österreichischen  Lederhandschuhfabrik,  welche  für  den 
Export  eingerichtet  und  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenz¬ 
fähig  ist.  (A.  E.  714.) 

Seidenwaren  aller  Art.  Ein  österreichischer  Kauf¬ 
mann,  mit  de  in.  Sitze  in  Berlin,  der  seit  mehr  als  20  Jahren 
Skandinavien  bereist,  dortselbst  seine  Subvertreter  hat 
und  bei  der  kaufkräftigen  erstklassigen  Kundschaft  gut 


eingeführt  ist,  berichtet,  daß  in  den  skandinavischen 
Ländern  infolge  des  Ausfuhrverbotes  von  Textilien  aus 
Wolle  und  Baumwolle  aus  den  Erzeugungsländern,  gegen¬ 
wärtig  große  Nachfrage  nach  Ersatzstoffen  besteht,  und 
daher  Seidenwaren  österreichischer  Provenienz  ein  gutes 
Absatzfeld  finden  könnten,  österreichische  Fabrikanten 
der  Seidenwarenbranche  werden  hiermit  auf  diese 
günstige  Absatzchance  aufmerksam  gemacht  und  einge¬ 
laden,  sich  mit  dem  betreffenden  Vertreter,  dessen 
Adresse  im  Bureau  der  Sektion  erhältlich  ist,  ins  Ein¬ 
vernehmen  zu  setzen.  (A.  E.  713.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  71 1.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 


Pittdlunacn  bev  ©|tcmidrifdi-llnfrtfdjen  gckticm.1) 


Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau.  Am  5.  März  1.  J. 
wird  der  Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau  eröffnet.  Zugelassen 
werden  nur  vollständig  frankierte,  offene  Briefsendungen 
aller  Art,  und  zwar  sowohl  gewöhnliche  als  auch  ein¬ 
geschriebene,  ferner  gewöhnliche  Postanweisungen.  Die 
Briefsendungen  dürfen  nur  in  deutscher  Sprache  ab¬ 
gefaßt  sein,  keinerlei  Mitteilungen  über  militärische  An¬ 
gelegenheiten  enthalten  und  müssen  die  genaue  Bezeich¬ 
nung  des  Absenders  tragen.  (Auf  den  Postanweisungs¬ 
abschnitten  sind  Mitteilungen,  wie  dermalen  überhaupt 
im  Auslandsverkehr,  unzulässig.)  Die  Versendungs¬ 
bedingungen  und  Gebührenansätze  sind  dieselben  wie 
im  Wechselverkehr  zwischen  Österreich  und  Deutsch¬ 
land.  Die  Postanweisungen  sind  in  Markwährung  aus¬ 
zustellen  und  dürfen  höchstens  auf  500  M.  lauten.  Sie 
werden  im  Generalgouvernement  Warschau  nach  dem 
festen  Wertverhältnisse  100  Rubel  gleich  150  M.  aus¬ 
gezahlt. 

Am  Postverkehr  nehmen  im  Generalgouvernement 
Warschau  folgende  Postorte  teil:  Alexandrowo,  Bendzin, 
Brzeziny,  Ciechanow,  Czenstochau,  Gostynin,  Grodzisk, 
Grojec,  Kalisch,  Kolo,  Konin,  Kutno,  Lenczyca,  Lipno, 
Lodz,  Lowicz,  Mlawa,  Pabianice,  Plock,  Plonsk,  Przas- 
nysz,  Rawa,  Rypin,  Sieradz,  Sierpe,  Skierniewice,  Slupca, 
Sochaczew,  Sosnowice,  Tomaszow  (Kr.  Brzeziny), 
Turek,  Wielun,  Wloclawek,  Zdunska,  Wola,  außerdem 
die  Orte  aller  Kreise,  in  denen  diese  Postorte  liegen, 
und  die  Stadt  Warschau  selbst.  Darüber  hinaus  sind 
Postanweisungen  auch  nach  allen  anderen  Orten  im 
Generalgouvernement  Warschau  zulässig.  In  der  Auf¬ 
schrift  der  Sendungen  nach  Landorten  ist  der  Name  des 


zuständigen  Postortes,  bei  dem  die  Sachen  abgeholt 
werden  sollen,  mindestens  aber  der  Name  des  Kreises, 
anzugeben.  Zugestellt  werden  sie  nicht.  (3723/E.) 

Zinsenberechnung.  Laut  Verordnungsblatt  für  das 
Generalgouvernement  vom  15.  Februar  1.  J.  Nr.  22  tritt 
für  die  Verpflichtung  von  Geldforderungen  für  die  Zeit 
vom  1.  August  1914  bis  zum  31.  März  1916  nachstehende 
Vorschrift  in  Kraft: 

Der  Zinssatz  beträgt  y1f2  Prozent;  ist  er  durch  Vertrag 
oder  sonstiges  Rechtsgeschäft  anderweit  festgesetzt,  so 
hat  es  dabei  sein  Bewenden  (§  2).  Die  Zinsen  sind  für 
die  gesamte  obengenannte  Zeit  zu  entrichten.  Nach  dem 
31.  Juli  1914  fällig  gewordene  Schulden  sind  vom  Tage 
der  Fälligkeit  ab  zu  verzinsen  (§  3).  In  Ansehung  der 
Verpflichtung  zur  Zinszahlung  für  die  übrige  Zeit  hat 
es  bei  dem  sonstigen  Recht  sein  Bewenden  (§  1,  Absatz  2). 
Ebenso  finden  diese  Sondervorschriften  keine  Anwen¬ 
dung  auf  Schulden,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  bereits  erloschen  sind  (§  1,  Absatz  3). 

(3570/E.) 

Reisen  nach  dem  deutschen  Verwaltungsgebiet 
in  Russisch-Polen.  Zu  Reisen  nach  dem  unter  deutscher 
Verwaltung  stehenden  Okkupationsgebiete  von  Russisch- 
Polen  ist  eine  besondere  Bewilligung  notwendig.  Diese 
Bewilligung  wird  auf  Grund  eines  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefertigten  und  mit  der  amtlich  beglaubigten  Photo¬ 
graphie  und  Unterschrift  des  Inhabers  versehenen  Reise- 

1 )  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k  Österreichischen  Handelsmuseums  de  Wochenschrift  »Das  Handels* 
museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  beson  leren  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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passes  in  der  Form  der  Ausstellung  eines  Passierscheines 
durch  den  stellvertretenden  Generalstab  in  Berlin  im 
Einverständnis  mit  dem  Generalgouvernement  in  War¬ 
schau  erteilt,  jedoch  nur  in  den  Ausnahmefällen  ge¬ 
geben,  wenn  es  sich  um  dringende  und  wichtige  Ange¬ 
legenheiten  handelt,  bei  denen  die  persönliche  Anwesen¬ 
heit  des  Reisewerbers  unbedingt  erforderlich 
erscheint.  Die  Passierscheine  unterliegen  einer  Taxe 
von  3  M.  für  je  eine  Woche  der  bewilligten  Gültigkeits¬ 
dauer.  Die  Bewerbung  darum  hat  mittels  schriftlicher 
Gesuche  zu  erfolgen,  die  genaue  Angabe  über  1.  die 
Paßdaten,  2.  das  Reiseziel  (unter  namentlicher  An¬ 
führung  aller  Orte,  an  denen  Aufenthalt  genommen 
werden  soll),  3.  den  Reiseweg,  4.  den  Reisezweck  und 
5.  die  beabsichtigte  Dauer  der  Reise  enthalten  und  be¬ 
sonders  alle  für  die  Prüfung  der  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  belangreichen  Umstände  mit  voller 
Deutlichkeit  erkennen  lassen  müssen.  Der  Paß  selbst 
braucht  nicht  beigegeben  zu  werden,  es  muß  aber  die 
Richtigkeit  der  Angaben  in  dem  Gesuche  über  seine 
Daten  amtlich  bestätigt  sein. 

Die  Vermittlung  der  Gesuche  hat  das  k.  u.  k.  Mini¬ 
sterium  des  Äußern  übernommen,  das  sie  im  Interesse 
der  Vereinfachung  des  Verfahrens  im  Wege  seines  Ver¬ 
treters  in  Warschau  der  Paßzentrale  des  kaiserlichen 
Generalgouvernements  in  Warschau  zur  weiteren  Er¬ 
ledigung  zukommen  lassen  wird.  Da  jedoch  eine  Inter¬ 
vention  des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußern  nur  in 
jenen  Fällen  Platz  greifen  kann,  in  denen  in  bezug  auf 
die  Dringlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Reise  die  Vor¬ 
aussetzungen  für  die  Erteilung  der  Bewilligung  durch 
das  Generalgouvernement  gegeben  sind,  dürfen  Reise¬ 
ansuchen  nicht  mehr  wie  bisher  beim  Ministerium  des 
Äußern  eingebracht  werden ;  diese  Eingaben  werden  nach 
vorheriger  Begutachtung  auf  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  dem  k.  u.  k.  Ministerium  des 
Äußern  auf  das  nach  dem  Reisezweck  in  Betracht 
kommende  k.  k.  Fachministerium  übermittelt. 

Die  Gesuche  um  die  Erteilung  der  Reisebewilligung 
nach  dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  von 
Russisch-Polen  sind  demnach  von  den  Erlaubniswerbern 
bei  der  politischen  Bezirks-,  beziehungsweise  landes¬ 
fürstlichen  Polizeibehörde  ihres  Aufenthaltsortes  ein¬ 
zubringen;  diese  Stellen  wurden  angewiesen,  die  Gesuche 
nach  Erhebung  über  die  Verläßlichkeit  des  Gesuch¬ 
stellers  und  die  Stichhältigkeit  seiner  Angaben  mit  einem 
Anträge  über  die  Berücksichtigungswürdigkeit  des  An¬ 
suchens  an  die  politische  Landesbehörde  behufs  Weiter¬ 
leitung  an  die  betreffenden  Fachministerien  vorzulegen. 

(2678/E.) 

Reisen  aus  dem  österreichisch-ungarischen  nach 
dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  deutsche  Okkupationsgebiet 
wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  der  besondere  Ausweis. 

Ad  1.  Die  von  den  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischen 
Kommandos  gemäß  der  Verordnung  des  Armeeober¬ 
kommandanten  vom  25.  August  1915,  Nr.  35  V.-Bl.,  aus¬ 
gestellten  Reisepässe  werden  vom  kaiserlich  deutschen 
Generalgouvernement  als  zureichend  anerkannt. 

Ad  2.  Der  besondere  Ausweis  wird  ausgestellt  von  der 
Paßzentrale  des  Generalgouvernements  Warschau. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  der  Reisepaß  unter  genauer 
Angabe  des  Zweckes  und  der  Dauer  der  Reise  an  den 
dem  Generalgouvernement  Warschau  zugeteilten  Ver¬ 
treter  des  österreichisch-ungarischen  Armeeober¬ 
kommandos  zu  senden. 

Der  Reisepaß  wird  sodann  an  die  übersendende  Stelle 
unmittelbar  von  der  kaiserlich  deutschen  Paßzentrale 
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oder  durch  den  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  zu¬ 
rückgeschickt,  im  Falle  der  Genehmigung  der  Reise  wird 
der  besondere  Ausweis  behufs  Ausfolgung  an  den  Be¬ 
werber  angeschlossen. 

Reisen  aus  dem  kaiserlich  deutschen  nach  dem 
österreichisch-ungarischen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  österreichisch-ungarische 
Okkupationsgebiet  wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  das  Visum  des  Reisepasses. 

Ad  1.  Die  von  den  kaiserlich  deutschen  Kommandos 
oder  Behörden  gemäß  den  derzeit  geltenden  Vorschriften 
ausgestellten  Reisepässe  werden  als  zureichend  an¬ 
erkannt. 

Ad  2.  Das  Visum  wird  ausgestellt  vom  Armeeober¬ 
kommando  selbst  oder  einer  seiner  Paßvidierungsstellen 
in  Szczakowa,  Krakau,  Rozwadow  oder  Lemberg  oder 
von  den  dem  Generalgouvernement  Warschau  zuge¬ 
teilten  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  oder  vom 
k.  u.  k.  Kriegsministerium.  Zur  Erwirkung  des  Visums 
ist  der  Reisepaß  an  eine  der  bezeichneten  Stellen  zu 
senden.  Hierbei  ist  neben  den  im  Reisepaß  ohnehin  ent¬ 
haltenen  Angaben  auch  das  Ziel,  der  Zweck  und  die 
Dauer  der  Reise  anzugeben. 

Der  Reisepaß  wird  nach  allfälliger  Beisetzung  des 
Visums  von  der  k.  u.  k.  Stelle,  bei  der  die  Vidierung 
erbeten  wurde,  an  die  übersendende  Stelle  zurück¬ 
geschickt.  (3833/E.) 

Gerichtsbarkeit  im  Generalgouvernement  War¬ 
schau.  Der  Präsident  des  kaiserlich  deutschen  Ober¬ 
gerichts  bei  dem  Generalgouvernement  Warschau  be¬ 
richtete  an  den  „Verband  zur  Sicherung  deutscher  For¬ 
derungen  an  das  feindliche  Ausland“  in  Barmen  wie 
folgt: 

In  den  von  den  deutschen  Truppen  besetzten 
Teilen  Russisch-Polens  ist  die  deutsche  Gerichtsbarkeit 
in  vollem  Umfange  aufgenommen.  Das  Verfahren  ent¬ 
spricht  dem  vor  den  Gerichten  in  Deutschland,  An¬ 
waltszwang  besteht  nicht.  Es  findet  das  Mahn-  und 
Klageverfahren  statt.  Auch  Zwangsvollstreckung  wird 
betrieben.  In  Deutschland  ergangene  Urteile  oder  andere 
vollstreckbare  Schuldtitel  werden  ohneweiters  vollstreckt. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  den  Schuldner 
vor  das  zuständige  Gericht  zwecks  Mahnung  laden  zu 
lassen,  da  erfahrungsgemäß  eine  solche  gerichtliche 
Mahnung  genügt,  um  den  Schuldner  zur  Zahlung  zu 
veranlassen.  (3742/E.) 

Protestaufnahme  in  Russisch-Polen.  Zum  Schutze 

der  Wechselgläubiger  im  besetzten  Gebiete  von 
Russisch-Polen  sind  bekanntlich  die  Fristen  zur  Vor¬ 
nahme  einer  Handlung,  deren  es  zur  Ausübung  und 
Erhaltung  des  Wechselrechtes  oder  des  Regreßrechtes  aus 
dem  Scheck  bedarf,  vorläufig  bis  30.  Juni  1916  ver¬ 
längert  worden.  Eine  Verlängerung  dieser  Frist  dürfte  zu 
erwarten  sein.  Die  Wechselgläubiger  sind  daher,  wie  die 
Handelskammer  zu  Berlin  mitteilt,  zurzeit  wohl  be¬ 
rechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  ihre  Wechsel  protestieren 
zu  lassen.  Zur  Aufnahme  der  Proteste  sind  auch  die  Ge¬ 
richtsvollzieher  ermächtigt.  Anträge  auf  Protestaufnahme 
durch  diese  sind  an  den  Präsidenten  des  Obergerichtes 
in  Warschau  zu  richten,  österreichische  Wechsel¬ 
gläubiger  sollten  schon  frühzeitig  auf  Erhebung  des 
Protestes  bedacht  sein,  insbesondere,  wenn  es  sich  um 
Provinzwechsel  handelt.  (365/E.,  2768/E.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 
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KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Regelung  des  Verkehrs  mit  Zucker.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Statthalters  im  Erzherzogtume  Österreich 
unter  der  Enns  vom  7.  März  1916,  Z.  W. — 1302/5,  mit 
welcher  Durchführungsbestimmungen  zu  der  Ministerial- 
verordnung  vom  4.  März  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  611),  be¬ 
treffend  die  Regelung  des  Verkehrs  mit  versteuertem 
Zucker,  erlassen  werden,  verfügt: 

§  1.  Vom  19.  März  1916  an  darf  Zucker  an  Kon¬ 
sumenten  nur  gegen  Vorweisung  einer  gültigen  Zucker¬ 
karte  und  gegen  Abtrennung  der  der  begehrten  Menge 
entsprechenden  Anzahl  von  Abschnitten  durch  den  Ver¬ 
käufer  abgegeben  werden. 

Die  Nichteinhaltung  dieser  Vorschrift  wird  sowohl 
an  dem  Verkäufer  als  auch  an  dem  Käufer  geahndet. 

Diese  Bestimmung  findet  in  Gast-  und  Schankgewerbe¬ 
betrieben  (Gasthäusern,  Kaffeehäusern,  Kantinen,  Bars 
und  dergleichen)  und  in  Zuckerbäckereien  hinsichtlich 
der  Zugabe  von  Zucker  zu  Getränken  oder  Speisen  keine 
Anwendung.  Die  Abgabe  von  Zucker  allein  ist  den  ge¬ 
nannten  Gewerbetreibenden  verboten. 

§  2.  Die  im  Erzherzogtume  Österreich  unter  der  Enns 
gültige  Zuckerkarte  lautet  auf  eine  vierwöchige  Ver¬ 
brauchsmenge  von  i1/ 4  kg  Zucker  und  wird  nach  dem 
im  Anhänge  I  zu  dieser  Verordnung  abgedruckten 
Muster1)  amtlich  ausgefolgt. 

§  3.  Die  Zuckerkarte  wird  durch  die  Brotkarten¬ 
ausgabestellen  jenen  Haushaltungsvorständen  für  sie 
und  für  alle  anderen  Angehörigen  des  Haushaltes  (Wirt¬ 
schaft)  ausgefolgt,  in  deren  Haushalt  (Wirtschaft)  sich 
nicht  mehr  als  21/2  kg  Zucker  für  jede  im  Haushalte 
verköstigte  Person  befinden. 

Die  erstmalige  Ausgabe  darf  erst  nach  Einlangen  der 
im  §  3  der  angeführten  Ministerialverordnung  vorge¬ 
sehenen  schriftlichen  Erklärung  des  Haushaltungsvor¬ 
standes  erfolgen. 

Jene  Haushaltungsvorstände,  die  in  Anbetracht  der 
im  ersten  Absätze  bezeichneten  Vorräte  diese  Erklärung 
nicht  beizubringen  in  der  Lage  sind,  erwerben  den  An¬ 
spruch  auf  die  Ausfolgung  der  Zuckerkarten,  sobald  ihre 
Vorräte  auf  oder  unter  die  festgesetzte  Menge  gesunken 
sind  und  sie  sodann  die  vorgeschriebene  Erklärung  ab¬ 
gegeben  haben. 

Der  Haushaltungsvorstand  ist  verpflichtet,  den  von 
ihm  nicht  verköstigten  Angehörigen  des  Haushaltes 
(Wirtschaft)  die  auf  sie  entfallenden  Karten  auszu¬ 
händigen. 

Jede  Änderung  in  der  Zahl  der  Angehörigen  des  Haus¬ 
haltes  (Wirtschaft)  hat  der  Haushaltungsvorstand  oder 
sein  Vertreter  bei  der  Ausgabestelle  anzumelden. 

§  4.  Gast-  und  Schankgewerbetreibende,  Bäcker, 

Zucker-  und  Kuchenbäcker,  Mandolettibäcker  und  Leb¬ 
zelter,  ferner  die  im  §  5  der  angeführten  Ministerial¬ 
verordnung  genannten  Anstalten,  endlich  die  im  §  9, 
Absatz  4,  der  Ministerialverordnung  erwähnten  Zucker 
verarbeitenden  Industrien  und  Gewerbe  haben  ein  Vor¬ 
merkbuch  nach  dem  im  Anhänge  II  zu  dieser  Verordnung 
abgedruckten  Muster  zu  führen. 

1)  Vgl.  Nr.  10  des  »Handelsmuseums«  vom  9.  März  1.  J.,  Seite  140. 

s)  Hier  nicht  abgedruckt. 
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Das  Vormerkbuch  muß  zur  Einsicht  der  politischen 
Bezirksbehörde  oder  ihrer  Beauftragten  stets  bereit¬ 
gehalten  werden. 

Die  politischen  Bezirksbehörden  sind  verpflichtet,  die 
Aufzeichnungen  in  diesen  Vormerkbüchern  sowie  die 
Grundlagen  des  angegebenen  Bedarfes  der  im  Absatz  I 
angeführten  Unternehmungen  und  Anstalten  fallweise  zu 
überprüfen. 

§  5.  Die  erforderlichen  näheren  Bestimmungen  erläßt 
die  politische  Bezirksbehörde. 

§  6.  Jedermann  ist  verpflichtet,  der  Behörde  über  Auf¬ 
forderung  die  zur  Sicherung  der  Durchführung  der  Vor¬ 
schriften  dieser  Verordnung  erforderlichen  Auskünfte  zu 
erteilen. 

§  7.  Wer  eine  im  Sinne  dieser  Verordnung  geforderte 
Auskunft  verweigert  oder  unrichtig  erteilt  oder  den  Be¬ 
stimmungen  dieser  V erordnung  oder  den  auf  Grund  der¬ 
selben  erlassenen  Anordnung  in  einer  anderen  Weise 
zuwiderhandelt,  wird,  sofern  die  Handlung  nicht  einer 
strengeren  Strafe  unterliegt,  von  der  politischen  Bezirks¬ 
behörde  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  2000  K  oder  mit 
Arrest  bis  zu  drei  Monaten,  bei  erschwerenden  Um¬ 
ständen  aber  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  5000  K  oder 
mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

Bei  einer  Verurteilung  kann  auch  auf  den  Verlust 
einer  Gewerbeberechtigung  erkannt  werden. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Einschränkung  der  Verwendung  von  Aluminium, 
Blei,  Kupfer  und  Kupferlegierungen,  Nickel,  Zinn 
und  Gummi.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers 
im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  für  öffentliche  Ar¬ 
beiten  und  im  Einverständnis  mit  dem  Kriegsminister 
vom  1.  März  1916  bestimmt: 

§  1.  Die  Verwendung  von  Aluminium,  Blei,  Kupfer  j 
und  Kupferlegierungen,  Nickel,  Zinn  und  Gummi  ist  bei  I 
der  Herstellung  von  Erzeugnissen  der  Industrie  und  des  , 
Gewerbes  auf  das  möglichste  Mindestmaß  zu  be¬ 
schränken. 

Sie  ist  insbesondere  in  der  Maschinen-  und  elektrischen 
Industrie,  im  Hochbau,  bei  den  Bau-  und  Erhaltungs¬ 
arbeiten  im  Hüttenbetriebe  und  beim  Bau  und  bei  der 
Erhaltung  von  Gas-  und  Wasserleitungsanlagen  überall 
dort  untersagt,  wo  sie  nicht  durch  zwingende  Gründe  der 
Erzeugung  oder  durch  den  Bestimmungszweck  des  her¬ 
zustellenden  Gegenstandes  geboten  ist.  Auf  diesen  Ge¬ 
bieten  hat  die  Verwendung  der  genannten  Stoffe  nament¬ 
lich  in  jenen  Fällen  zu  unterbleiben,  in  denen  sie  bisher 
bloß  aus  Rücksichten  nachstehender  Art  stattgefunden 
hat: 

1.  In  der  Absicht,  der  handelsüblichen  Ausführung  zu 
entsprechen ;  auch  Schönheitsrücksichten ;  mit  Rücksicht 
auf  besondere  Gepflogenheiten  des  Erzeugers  oder  Be¬ 
stellers  ; 

2.  zum  Zwecke  der  Verminderung  des  Baugewichtes 
oder  der  Erzielung  geringerer  Ausmessungen ; 

3.  zur  Verhinderung  der  Rostbildung,  wenn  dieser 
durch  entsprechende  Wartung  (Schmierung,  Bewegung 
u.  s.  w.),  durch  Oberflächenüberzug  (Verzinnung,  Ver¬ 
zinkung,  Verbleiung  u.  s.  w.)  oder  durch  Verwendung 
von  Ersatzstoffen  (Zinklegierungen,  Weißmetall  u.  s.  w.) 
begegnet  werden  kann ; 

4.  zur  Verhinderung  der  Abnützung,  sofern  diese  bei 
Anwendung  geeigneter  Ersatzstoffe  nur  allmählich  auf- 
tritt  und  erkennbar  bleibt,  so  daß  die  Anwendung  des 
Ersatzstoffes  Bedenken  aus  Sicherheitsrücksichten  oder 
wegen  ernstlich  zu  besorgender  Betriebsstörungen  nicht 
begegnet. 

Ersatzstoffe  sind  auch  dann  anzuwenden,  wenn  dies 
Änderungen  in  den  Betriebseinrichtungen  oder  Betriebs¬ 
mitteln  erfordert,  insofern  diese  Änderungen  weder  mit 


unverhältnismäßigen  Auslagen  verbunden  sind  noch 
wesentliche  Betriebserschwernisse  mit  sich  bringen. 

Anleitungen  für  die  Verwendung  von  Ersatzstoffen 
sind  im  Anhänge  zu  dieser  Verordnung  enthalten. 

§  2.  Ausnahmen  von  dieser  Befolgung  der  im  §  1  auf¬ 
gestellten  Grundsätze  und  von  den  in  den  Anleitungen 
enthaltenen  näheren  Ausführungsvorschriften  sind  nur 
mit  Bewilligung  des  Handelsministeriums  zulässig. 

§  3.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschrift  dieser 
Verordnung  sind  von  den  politischen  Behörden  erster 
Instanz  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafen  bis  zu  5000  K  zu  ahnden,  sofern  die  Hand¬ 
lungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fallen. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  am  20.  März  1916  in  Kraft. 

Anhang. 

Anleitung  für  die  Verwendung  von  Er¬ 
satzstoffen. 

Die  nachstehende  Anleitung  für  die  Verwendung  von 
Ersatzstoffen  unterscheidet  zwischen  den  Fällen,  in  denen 
die  Verwendung  solcher  Ersatzstoffe  als  in  der  Regel  mög¬ 
lich  festgestellt  ist,  und  solchen  Fällen,  in  denen  die  Ver¬ 
wendung  von  Ersatzstoffen  nach  Tunlichkeit  stattfinden  soll. 

In  ersteren  Fällen  ist  die  ausnahmsweise  Verwendung 
von  Blei,  Kupfer  und  Kupferlegierungen,  Nickel,  Aluminium, 
Zinn,  Gummi  nur  mit  Bewilligung  des  Handelsministeriums 
gestattet. 

ln  den  Fällen,  in  denen  die  Verwendung  von  Ersatzstoffen 
nach  Tunlichkeit  stattfinden  soll,  ist  dies  in  der  Anleitung 
besonders  hervorgehoben. 

Als  Ersatzstoffe  kommen  insbesondere  in  Betracht:  Eisen 
(Grau-,  Temper-,  Stahlguß,  Flußeisen,  Flußstahl),  Zink  und 
Zinklegierungen,  Papier,  Holz. 

A.  Armaturenbau.  I.  Wasserschieber:  Spindeln, 
Stopfbüchsen,  Stopfbüchsenschrauben,  Stopfbüchsen¬ 
schraubenmuttern,  nach  Tunlichkeit  Dichtungsringe. 

II.  Ventile:  1.  Mit  eingeschraubtem  Deckel: 

Gehäuse,  Spindeln,  Stopfbüchsenholländer,  Handräder, 

Handgriffe,  nach  Tunlichkeit  außerdem  Deckel  oder  Ver¬ 
schraubungen,  Stopfbüchsen,  Kegel  und  Sitze; 

2.  mit  eingeschraubtem  Deckel  und  innenliegendem 
Spindelgewinde : 

Gehäuse,  Deckel,  Spindeln  und  Stopfbüchsenholländer, 
nach  Tunlichkeit  Stopfbüchsen,  Kegel  und  Ventilsitze; 

3.  mit  angeschraubtem  Deckel  und  außenliegendem 
Spindelgewinde : 

Gehäuse,  Deckel,  Spindeln,  Stopfbüchsen  und  die  Brücken 
der  Säulendeckel,  nach  Tunlichkeit  notwendige  Stopf¬ 
büchsenfütterung,  Kegel  und  die  den  Ventilsitz  bildenden 
Teile. 

(Die  Spindelmuttern  im  Bügel  oder  in  der  Brücke  des 
Deckels  sind  nur  in  Ausnahmsfällen  in  Rotguß  oder  Messing 
herzustellen.) 

4.  Sicherheitsventile: 

Alle  Teile  mit  Ausnahme  von  Sitzen  und  Kegeln. 

III.  Hähne:  Gehäuse,  nach  Tunlichkeit  auch  Handwirbel 
(Kücken). 

IV.  Wasserstandsanzeiger:  Alle  Teile  (bezüglich  der  zu¬ 
gehörigen  Hähne  gilt  A  III). 

V.  Manometer:  Büchsen,  Ubersteckringe,  nach  Tunlich¬ 
keit  Manometerrohre. 

VI.  Indikatoren:  Alle  Teile. 

VII.  Hydranten  und  Brunnen:  1.  Unterflurhydranten: 

Spindeln,  Stopfbüchsen,  Stopfbüchsenschrauben,  Stopf¬ 
büchsenschraubenmuttern,  nach  Tunlichkeit  Sitzring  im 
Unterteil,  Dichtungsring  im  Anschlußstück,  Auslaufstück 
für  die  selbsttätige  Entleerung. 

2.  Überflurhydranten: 

Spindeln,  Stopfbüchsen,  innere  Befestigungsschrauben 
samt  Muttern,  nach  Tunlichkeit  Sitzring  im  Unterteil,  Aus¬ 
laufstück  für  die  selbsttätige  Entleerung,  die  beiden 
Schlauchanschlußverschraubungen. 

3.  Ventilbrunnen : 

Sämtliche  Teile. 

4.  Hydrantbrunnnen : 

Bestandteile  des  Hydrantenteiles  wie  unter  VII  2,  Be¬ 
standteile  des  Brunnenteiles  wie  unter  VII  3. 

B.  Pumpenbau.  I.  Handbetriebspumpen  für  landwirt¬ 
schaftliche  und  ähnliche  Zwecke: 

1.  Ventile  und  Sitze,  nach  Tunlichkeit  Kolbenventile; 

2.  Hähne  (wie  unter  A  III); 

3.  Holländer,  Schlauchanschlüsse,  Schlauchverbindungen, 
Verschraubungen,  Schlauchgabelstücke,  Mundstücke,  Strahl¬ 
rohre,  Stopfbüchsen,  Ausbüchsungen,  Lagerschalen,  Ge¬ 
stänge,  Kuppelungen,  Gestängeführungen,  Schmiereinrich- 
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ttingsteile,  Lüftungs-  und  Ablaßbestandteile  und  Saugkörbc, 
nach  Tunlichkeit  Arbeitszylinder,  Zylindereinsätze,  Kolben¬ 
stangen,  Zylinder  und  Zylinderdeckel  und  Spezialpumpen 
für  besondere  Flüssigkeiten  sowie  Flügelpumpen. 

IT.  Transmissionspumpen:  Lagerschalen,  Stopfbüchsen, 
Kolben,  Gestänge,  Plunger,  Schmiereinrichtungsteile,  Lüf¬ 
tungs-  und  Ablaßbestandteile,  Saugkörbe,  nach  Tunlichkeit 
Ventile  (Gehäuse,  Kegel  und  Sitze),  Zylinderfutter,  Stopf¬ 
büchsenfutter,  Grundringe  und  Kolbenringe. 

III.  Dampfpumpen:  Lagerschalen,  Stopfbüchsen,  Kolben, 
Gestänge,  Plunger,  Schmiereinrichtungsteile,  Lüftungs-  und 
Ablaßbestandteile,  Saugkörbe,  nach  Tunlichkeit  Ventile  (Ge¬ 
häuse,  Kegel  und  Sitze),  Zylinderfutter,  Stopfbüchsenfutter, 
Grundringe,  Kolbenringe,  Dampf-  und  Druckrohre. 

IV.  Zentrifugalpumpen:  Lagerschalen,  Stopfbüchsen, 

Stopfbüchsenfutter,  Grundringe,  Wellen,  Schmiereinrich¬ 
tungsteile,  Lüftungs-  und  Ablaßbestandteile,  Saugkörbe,  nach 
Tunlichkeit  Leiträder  und  Laufräder,  Gehäuse  und  Deckel. 

V.  Feuerspritzen:  Arbeitszylinder,  Ventile,  Sitze,  Ventil- 
kammern,  sämtliche  Absperrorgane,  Druck-  und  Saug¬ 
schlauchverbindungen,  Strahlrohre,  Strahlrohrmundstücke, 
Muffen,  Seiher,  Gabelstücke,  Standrohre,  Windkessel,  Aus¬ 
rüstungsteile  (Laternen,  Leiter-,  Helmbeschläge),  Saug¬ 
körbe,  Dampf-  und  Druckrohre. 

VI.  Pulsometer:  Gehäuse,  Ventilteller,  alle  Verschrau¬ 
bungen  und  Rohrleitungen. 

VII.  Injektoren:  Gehäuse,  Verschraubungen,  sämtliche 
Leitungen  (zugehörige  Armaturen  nach  A). 

C.  Dampfmaschinenbau.  Lagerschalen,  Kolben¬ 
stangen,  Pleuelstangenköpfe,  Kreuzkopfgleitschuhe,  Stopf¬ 
büchsen,  Ventilteller  und  Ventilsitze,  Dichtungsringe,  Dampf¬ 
rohre,  Druck-  und  Saugleitungen  (Armaturen  nach  A ). 

D.  Turbinenbau.  I.  Niederdruckturbinen:  Führungs¬ 
stücke,  Stopfbüchsen,  Schmierringe;  nach  Tunlichkeit 
Büchsen  aller  Art,  Spurlinsen  (Armaturen  nach  A). 

II.  Hochdruckturbinen:  Stopfbüchsen,  Leitungsrohre, 
Laufräder  und  Laufradschaufeln,  nach  Tunlichkeit  Lager¬ 
büchsen,  Führungsbüchsen,  Lenker,  Gleitstücke  (Armaturen 
nach  A). 

III.  Regulatoren:  Zwischen-  und  Verbindungsteile,  nach 
Tunlichkeit  Lagerbüchsen,  Lagerschalen,  Einsatzbüchsen, 
Schwebekolben  (Armaturen  nach  A). 

E.  Bau  von  Verbrennungsmaschinen:  Lager, 
Stopfbüchsen,  Rohrverschraubungen,  Brennstoff-,  Schmieröl-, 
Druckluft-  und  Kühlwasserleitungen,  Steuerungsteile,  nach 
Tunlichkeit  Hochdruckkühlschlangen  (Armaturen  nach  A). 

F.  Dampfturbinenbau:  Düsen,  Turbinenscheiben, 
Laufräder,  Leiträder,  Schaufeln,  nach  Tunlichkeit  Stopf¬ 
büchsen  und  Lager. 

G.  Hebezeugbau:  Lagerschalen,  Trieblinge,  Ver¬ 
schraubungen,  Schmiereinrichtungsteile,  Bremsbestandteile, 
nach  Tunlichkeit  Schnecken-  und  Schraubenrädergetriebe, 
falls  diese  nicht  durch  Zahnrädergetriebe  ersetzt  werden 
können. 

(Zum  Ausguß  von  Lagern  ist  Zink-Weißmetall  zu  ver¬ 
wenden.) 

H.  Werkzeugmaschinenbau:  Alle  Teile,  nach 
Tunlichkeit  auch  bei  Dampfhämmern. 

I.  Bau  von  Spezialfahrzeugen:  Alle  Teile  von 
Spezialfahrzeugen,  wie  Wasserwagen,  Spritzwagen,  Jauche¬ 
wagen,  Latrinenreinigungsapparaten  und  -pumpen,  Straßen¬ 
kehrmaschinen,  Straßenwaschmaschinen,  Desinfektionsappa¬ 
raten,  Tankwagen,  Feuerspritzen,  Löschgerätewagen  und 
ähnlichen. 

Lagerschalen  sind  je  nach  Beanspruchung  aus  weichem 
Gußeisen  oder  Stahlguß  (mit  Ausguß  von  Zink-Weißmetall) 
oder  aus  Zinklegierungen  herzustellen. 

(Für  den  Bau  von  Eisenbahnfahrzeugen  sind  die  vom 
Eisenbahnministerium  getroffenen  Verfügungen  maßgebend.) 

J.  Bau  von  Kühlern,  Vorwärmern  (Rauch¬ 
gas-  und  Speisewasservorwärmern),  Ver¬ 
dampfapparate  aller  Art:  Kühlrohre. 

K.  Gas-  und  Wasserleitungsbau:  I.  Gas-  und 
Wasserleitungsrohre. 

(Für  die  Hauptleitung  sind  Eisenrohre,  und  zwar  vorzugs¬ 
weise  Flanschenrohre  statt  Muffenröhren,  für  Neben-  und 
Verbindungsleitungen  sind  Flußeisenrohre  zu  verwenden. 
Bleirohre  sind  nicht  zu  verwenden.) 

II.  Dichtungen  (Muffenrohrleitungen  sind  bis  zu  Drucken 
von  5  Atmosphären  mittels  Holzkeile  oder  geteerter  und 
mit  Portlandzement  vergossener  Hanfzöpfe  zu  dichten). 

L.  Hüttenanlagen:  I.  Kühlkästen ; 

II.  Kühlrahmen  und  Ofentüren  der  Martinöfen; 

ITT.  Walzenlager  (für  diese  sind  je  nach  Beanspruchung 
Holz  [Weißbuche,  Pockholz  u.  s.  w.],  Stahlguß  mit  Zink- 
Weißmetallausguß  oder  Zinklegierungen  anzuwenden) ; 

IV.  Rollenganglager  (ausgenommen  für  die  ersten  Rollen 
im  Walzengerüst) ; 

V.  Beizkörbe; 

VI.  Nach  Tunlichkeit  Hochofenwindformen. 


M.  Hochbau:  I.  Metallblechdacheindeckung  und  Dach¬ 
eindeckungsbefestigungsmittel  aller  Art  (als  Ersatz  ist  ver¬ 
zinktes  Eisenblech  oder  Zinkblech,  beziehungsweise  Fluß¬ 
eisen  zu  verwenden)  ; 

II.  Abfallrohre,  Hänge-  und  Saumrinnen,  Vorköpfe, 
Wasserkessel  u.  s.  w. ; 

HI.  Aborteinrichtungen  (als  Leitungen  sind  Flußciscn- 
rohre,  ferner  sind  Gainzen  aus  Gußeisen,  Schwimmer  aus 
verzinktem  Eisenblech,  Zugstangen  und  Griffe  aus  Fluß¬ 
eisen  u.  s.  w.  zu  verwenden) ; 

IV.  Ofeneinrichtungen  (Beschläge  und  Bestandteile  aller 
Art  sind  aus  Eisenmaterial,  Badeöfenmäntel  und  Gasofen¬ 
reflektoren  aus  Flußeisenblech  herzustellen) ; 

V.  Heizrohre  aller  Art; 

VI.  Baubeschläge  und  Verschlüsse  aller  Art  (bei  Toren, 
Türen,  Fenstern  u.  s.  w.)  ; 

VII.  Stützen,  Stangen,  Gitter,  Schutzbleche  aller  Art; 

VIIT.  Befestigungmittel  aller  Art,  wie  Nägel,  Schrauben, 

Knöpfe ; 

IX.  Anschriften,  Nummern,  Buchstaben  u.  s.  w. ; 

X.  Vergießen  und  Isolieren. 

(Zum  Vergießen  von  Eisengegenständen  sowie  zu  Tsolicr- 
zwecken  ist  Blei  nicht  mehr  zu  verwenden.) 

AL  Elektrotechnik:  I.  Dynamomaschinen  und 
T  ransformatoren : 

Schleifringe,  Schaltverbindungen,  Bürstenbolzen,  Teile 
von  Biirstenabhebevorrichtungen,  Wicklungszwingen, 
Klemmen,  Schellen,  Kabelschuhe,  Lagerschalen,  Schmier¬ 
ringe,  Ölstandszeiger,  Armaturen  der  Ölkessel,  nach  Tun¬ 
lichkeit  ruhende  Wicklungen. 

II.  Apparate: 

Kontaktteile  von  Schalt-,  Anlaß-  und  Regulierapparaten 
aller  Arten,  Drehschalter,  Fassungen,  Steckkontakte  und 
ähnliches  Installationsmaterial,  Bestandteile  von  Zählern, 
Widerstände. 

III.  Leitungsmaterial: 

Kabel,  blanke  und  isolierte  Leitungsdrähte,  Schalttafeln 
und  Verbindungsleitungen. 

Für  in  der  Anleitung  nicht  besonders  genannte  ähnliche 
Erzeugnisse  und  Teile  von  solchen  Erzeugnissen  gelten  die 
angeführten  Grundsätze  und  Ausführungsarten  sinngemäß 
in  gleicher  Weise. 

Ergänzungen  der  vorstehenden  Anleitung  bleiben  Vor¬ 
behalten. 

Im  Zweifelsfalle  sind  Anfragen  unter  Anschluß  von 
Zeichnungen  mit  bestimmten  Vorschlägen  an  das  Handels¬ 
ministerium  (Kriegsmetalldienst)  einzusenden. 

Erfordert  die  Beantwortung  solcher  Anfragen  länger¬ 
währende  Erhebungen,  so  wird  der  Anfrager  in  Kenntnis 
gesetzt  werden,  ob  die  einstweilige  Herstellung  in  der  von 
ihm  beabsichtigten  Ausführung  statthaft  ist. 

Einführung  von  Transportbescheinigungen  für 
Kaffee.  Eine  Verordnung  des  Ministers  des  Innern  im 
Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  vom  8.  März 
1916  verfügt: 

§  1.  Zur  Versendung  von  Kaffee  aus  dem  Verwal¬ 
tungsgebiete  einer  politischen  Landesbehörde  ist  deren 
Genehmigung  erforderlich.  Derartige  Sendungen  dürfen 
von  Eisenbahnen  oder  Dampfschiffahrtsunternehmungen 
sowie  von  der  Postanstalt  nur  dann  zum  Transporte  an¬ 
genommen  werden,  wenn  den  Frachtdokumenten  für  jede 
Sendung  eine  von  der  politischen  Landesbehörde  nach 
dem  im  Anhänge  vorgeschriebenen  Formulare  ausge¬ 
stellte  Transportbescheinigung  beigegeben  ist. 

Diese  Bescheinigung  ist  von  der  Bestimmungsstation 
einzuziehen. 

Derartige  Transportbescheinigungen  sind  für  Sen¬ 
dungen  der  Militärverwaltung  und  für  Sendungen,  die 
mit  direkten  Frachtbriefen  aus  den  Ländern  der  ungari¬ 
schen  Krone  oder  aus  dem  Zollauslande  eintreten  sowie 
für  Durchfuhrsendungen  nicht  erforderlich. 

§  2.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten 
geahndet,  sofern  die  Handlung  nicht  nach  den  be¬ 
stehenden  Gesetzen  einer  strengeren  Strafe  unterliegt. 

§  3.  Kaffee,  welcher  gegen  die  Vorschrift  des  §  1  ab¬ 
gesendet  worden  ist,  kann  seitens  der  politischen  Be¬ 
hörden  zur  Versorgung  der  Bevölkerung  für  verfallen 
erklärt  werden. 
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§  4.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Anhang. 

Transportbescheinigung. 

(Name  des  Absenders)  .  in  (Ort)  . 

ist  berechtigt  .  Kilogramm  .  (Art 

der  Ware)  in  der  Zeit  vom .  bis  .  1916 

von  (Name  der  Versandstation)  . 

nach  (Name  der  Bestimmungsstation) . 

mittels  (Post,  Eisenbahn  oder  Dampfschiff)  . 

an  die  Adresse  des  (Name  und  Wohnort  des  Empfängers) 

zu  befördern. 


Stempel  der  Behörde. 


Ort  und  Tag  der  Ausstellung. 


Unterschrift. 


Diese  Bescheinigung  ist  dem  Frachtdokument  haltbar  an¬ 
zuheften. 

Die  Beigabe  der  Bescheinigung  ist  im  Frachtdokument  zu 
vermerken. 

Diese  Bescheinigung  ist  von  der  Bestimmungsstation  ein¬ 
zuziehen. 


Ungarn. 

Teilweise  Beschlagnahme  und  Requirierung  der 
Spiritusvorräte.  Das  Amtsblatt  vom  3.  1.  M.  veröffent¬ 
licht  eine  Regierungsverordnung,  der  zufolge  der  Finanz¬ 
minister  im  Interesse  der  Sicherung  der  Befriedigung  des 
öffentlichen  Bedarfes  die  am  1.  März  in  den  Spiritus¬ 
brennereien,  Raffineriefreilagern  und  sonstigen  Freilagern 
vorrätige  sowie  die  in  den  der  Konsumsteuer  unter¬ 
liegenden  Spiritusbrennereien  vom  1.  März  1916  an  zu 
produzierende  Spiritusmenge  unter  Sperre  stellen,  aus 
öffentlichem  Interesse  in  Anspruch  nehmen  und  die  ge¬ 
nannten  Unternehmungen  verhalten  kann,  ihren  Spiritus¬ 
vorrat  gemäß  der  Instruktion  des  Finanzministers  der 
Behörde  oder  der  von  ihr  bezeichneten  natürlichen  oder 
Rechtsperson  (Firma,  Anstalt)  gegen  die  im  Verord¬ 
nungswege  festgestellte  Barzahlung  zu  überlassen.  In¬ 
sofern  die  erwähnten  Unternehmungen  infolge  dieser 
Verordnung  ihre  dritten  Personen  gegenüber  über¬ 
nommenen  Verpflichtungen  zur  Lieferung  von  Spiritus 
nicht  erfüllen  könnten,  kann  der  Finanzminister  sie  dieser 
ihrer  vor  dem  Inslebentreten  dieser  Verordnung  über¬ 
nommenen  Verpflichtung  entheben. 

Auf  Grund  dieser  Verordnung  hat  der  Finanzminister 
eine  weitere  Verordnung  erlassen,  nach  welcher  er  die 
in  den  der  Konsumsteuer  unterliegenden  Spiritusbrenne¬ 
reien,  den  Spiritusraffineriefreilagern  und  in  den  son¬ 
stigen  Spiritusfreilagern  am  1.  März  1916  in  Vorrat  be¬ 
findliche  sowie  die  in  den  der  Konsumsteuer  unter¬ 
liegenden  Spiritusbrennereien  im  März  1916  zu  produ¬ 
zierende  Spiritusmenge  bis  zur  Hälfte  unter  Sperre 
nimmt  und  als  zu  Zwecken  des  öffentlichen  Bedarfes 
in  Anspruch  genommen  erklärt.  Diese  Vorräte  dürfen 
nur  der  vom  Finanzminister  bezeichneten  Behörde,  na¬ 
türlichen  oder  Rechtsperson  überlassen,  nur  mit  seiner 
Erlaubnis  enteignet  und  aus  diesen  Unternehmungen 
wegbefördert  werden.  Die  Brennerei  darf  jedoch  den 
Rohspiritus  einer  Raffinerie  zur  Raffinade  auch  ohne 
diese  Erlaubnis  verkaufen  und  zur  Raffinade  in  ein 
Spiritusraffineriefreilager  befördern,  für  das  dann  aber 
die  vorstehenden  Verfügungen  gelten.  Aus  Spiritus¬ 
brennereien,  die  sich  auch  mit  der  Raffinerie  beschäftigen, 
kann  zu  Lasten  des  freien  Spiritusvorrates  nur  die  Hälfte 
des  raffinierten  Spiritus  wegbefördert  werden.  Die 
Spiritusbrennereiunternehmungen  haben  die  vor  dem  Ins¬ 
lebentreten  dieser  Verordnung  übernommenen  Verpflich¬ 
tungen  zur  Lieferung  von  Spiritus  im  März  1916  mit 
Einrechnung  der  vor  dem  1.  März  1916  bereits  ge¬ 


lieferten  Mengen  nur  insofern  zu  erfüllen,  als  sie  über 
den  am  1.  März  1916  vorrätigen  und  im  März  zu  produ¬ 
zierenden  Spiritus  laut  dieser  Verordnung  verfügen 
dürfen.  Dasselbe  gilt  für  die  in  den  Raffineriefreilagern 
und  sonstigen  Freilagerunternehmungen  am  1.  März  1916 
vorhandenen  sowie  für  die  in  diesem  Monat  erworbenen 
Spiritusvorräte.  Hinsichtlich  des  Plus  kann  der  Käufer 
weder  die  Erfüllung  noch  wegen  Nichterfüllung  einen 
Schadenersatz  fordern.  Aber  auch  der  Käufer  kann  dem 
Verkäufer  gegenüber  keinerlei  Anspruch  auf  der  Grund¬ 
lage  erheben,  daß  er  ihm  mehr  geliefert  hat,  als  er  ihm 
laut  der  erwähnten  Verfügung  hätte  liefern  müssen.  Die 
Verordnung  trat  mit  1.  März  1916  in  Kraft. 

Deutschland. 

Einfuhrverbot.  Eine  Bekanntmachung  vom  3.  März 
1916  untersagt  auf  Grund  der  Verordnung  über  das 
Verbot  der  Einfuhr  entbehrlicher  Gegenstände  vom 
25.  Februar  19161)  verbietet  bis  auf  weiteres  die  Einfuhr 
über  die  Grenzen  des  Deutschen  Reiches  für  folgende 
Gegenstände: 

Dichte  Gewebe  für  Möbel-  und  Zimmerausstattung  aus 
Baumwollgespinsten  u.  s.  w. 

der  Zolltarifnummer  445. 

Aus-  und  Durchfuhrverbot.  Einer  amtlichen  Be¬ 
kanntmachung  vom  8.  1.  M.  zufolge  wurde  die  Aus-  und 
Durchfuhr  von  Sperrplatten  aus  weichem  Holz  der 
Nummer  628  d  des  Statistischen  Warenverzeichnisses 
verboten. 

Aufhebung  eines  Ausfuhrverbotes.  Auf  Grund  des 
§  2  der  kaiserlichen  Verordnungen  vom  31.  Juli  1914, 
betreffend  das  Verbot  der  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von 
Rohstoffen,  die  bei  der  Herstellung  und  dem  Betriebe 
von  Gegenständen  des  Kriegsbedarfs  zur  Verwendung 
gelangen,  wurde  unterm  4.  1.  M.  zur  öffentlichen  Kenntnis 
gebracht : 

Das  Verbot  der  Aus-  und  Durchfuhr  von  Kieselgur 
(Bekanntmachungen  vom  22.  Februar  und  10.  September 
1915)  wird  aufgehoben. 

Verkehr  mit  Leimleder.  Der  Bundesrat  hat  am 
24.  Februar  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Wer  Leimleder  in  trockenem,  nassem,  gesalzenem 
oder  eingeäschertem  Zustand  mit  Beginn  des  26.  Fe¬ 
bruar  1916  in  Gewahrsam  hat,  ist  verpflichtet,  die  vor¬ 
handenen  Mengen,  getrennt  nach  Arten  und  Eigen¬ 
tümern,  unter  Bezeichnung  der  Eigentümer  und  des 
Lagerorts  dem  Kriegsausschusse  für  Ersatzfutter,  Gesell¬ 
schaft  mit  beschränkter  Haftung,  Berlin  W.  10,  Matthäi- 
kirchstraße  10  (Kriegsausschuß),  bis  zum  4.  März  1916 
anzuzeigen.  Anzeigen  über  Mengen,  die  sich  mit  Beginn 
des  26.  Februar  unterwegs  befinden,  sind  von  dem 
Empfänger  unverzüglich  nach  Empfang  zu  erstatten. 

Die  gleiche  Anzeige  haben  diejenigen  Betriebe,  die 
vom  26.  Februar  1916  an  Leimleder  gewinnen,  dem 
Kriegsausschuß  unverzüglich  zu  machen,  sobald  100  q 
nasse  oder  gesalzene  Ware  oder  10  q  trockene  Ware 
angefallen  sind. 

Die  Leimleder  verarbeitenden  Betriebe  haben  bis  zum 
4.  März  1917  dem  Kriegsausschuß  anzuzeigen,  welche 
Mengen  trockenen  und  nassen  Leimleders,  getrennt  nach 
Arten,  sie  in  dem  Zeitraum  vom  1.  September  bis 
30.  November  1915  einschließlich  versotten  haben. 

§  2.  Als  Leimleder  im  Sinne  dieser  Verordnung  sind 
anzusehen  sämtliche  Abfälle,  die  bei  der  Bearbeitung 
von  Rohhaut  entstehen,  mit  Ausnahme  von  Haaren, 
Hufen  und  Hörnern. 


l)  Vgl.  Nr.  9  des  »Handelsmuseums«  vom  2.  März  1.  J.,  S.  127. 
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§  3.  Leimleder  darf  nur  durch  den  Kriegsausschuß 
abgesetzt  und  nach  seinen  Angaben  verarbeitet  werden. 
Jedoch  dürfen  Leimleder  verarbeitende  Betriebe  ihre 
Vorräte  ohne  Zustimmung  des  Kriegsausschusses  nach 
Maßgabe  folgender  Vorschriften  verarbeiten: 

Betriebe,  welche  im  Jahre  1915  nicht  mehr  als  400  q 
nasses  oder  gesalzenes  oder  nicht  mehr  als  100  q 
trockenes  Leimleder  gewonnen  haben,  dürfen  das  Leim 
leder  trocknen.  Betriebe,  in  denen  Gelatine  oder  Leim 
hergestellt  wird,  dürfen  bis  zum  31.  März  1916  ein¬ 
schließlich  das  Leimleder  bis  zu  einem  Drittel  der  Menge 
versieden,  die  sie  in  dem  Zeitraum  vom  1.  September 
bis  30.  November  1915  einschließlich  insgesamt  ver- 
sotten  haben.  Bis  zum  31.  März  1916  darf  Leimleder 
nur  in  dem  Umfang  eingeäschert  werden,  daß  der  je¬ 
weilige  Vorrat  an  eingeäschertem  Leimleider  die  Hälfte 
der  in  dem  Zeitraum  vom  1.  September  bis  30.  No¬ 
vember  1915  einschließlich  auf  Gelatine  oder  Leim  ver- 
sottenen  Leimledermenge  nicht  übersteigt. 

Wer  auf  Grund  dieser  Vorschrift  Leimleder  versieden 
oder  einäschern  will,  hat  die  dafür  benötigten  Mengen 
bis  zum  4.  März  1916  bei  dem  Kriegsausschuß  anzu¬ 
zeigen. 

§  4.  Wer  Leimleder  in  Gewahrsam  hat,  hat  es  dem 
Kriegsausschuß  auf  Verlangen  zu  überlassen  und  auf 
Abruf  zu  verladen.  Er  hat  es  bis  zur  Abnahme  aufzu¬ 
bewahren  und  pfleglich  zu  behandeln.  Auf  Verlangen 
hat  er  dem  Kriegsausschusse  Probe  gegen  Erstattung 
der  Portokosten  einzusenden. 

§  5.  Der  Kriegsausschuß  hat  auf  Antrag  des  zur 
Überlassung  Verpflichteten  binnen  drei  Wochen  nach 
Eingang  des  Antrages,  jedoch  nicht  vor  dem  31.  März 
1916  zu  erklären,  welche  bestimmt  zu  bezeichnenden 
Mengen  er  übernehmen  will.  Für  Mengen,  die  er  hier¬ 
nach  nicht  übernehmen  will,  erlöschen  die  im  §  3  vor¬ 
gesehenen  Beschränkungen.  Das  gleiche  gilt,  soweit  er 
eine  Erklärung  binnen  der  Frist  nicht  abgibt.  Ist  der 
Verpflichtete  nicht  zugleich  Eigentümer,  so  kann  auch 
der  Eigentümer  den  Antrag  nach  Satz  1  stellen. 

Alle  Mengen,  die  hiernach  dem  Absatz  durch  den 
Kriegsausschuß  Vorbehalten  sind,  müssen  von  ihm  ab¬ 
genommen  werden.  Der  zur  Überlassung  Verpflichtete 
hat  dem  Kriegsausschuß  anzuzeigen,  von  welchem  Zeit¬ 
punkt  ab  er  zur  Lieferung  bereit  ist.  Erfolgt  die  Ab¬ 
nahme  nicht  binnen  zwei  Wochen  nach  diesem  Zeit¬ 
punkt,  so  ist  der  Kaufpreis  vom  Ablauf  der  Frist  mit 
1  vom  Hundert  über  den  jeweiligen  Reichsbankdiskont 
zu  verzinsen.  Mit  dem  Zeitpunkt,  an  dem  die  Verzinsung 
beginnt,  geht  die  Gefahr  des  zufälligen  Verderbens  oder 
der  zufälligen  Wertverminderung  auf  den  Kriegsausschuß 
über.  Für  die  Aufbewahrung  und  pflegliche  Behandlung 
von  nassem  oder  gesalzenem  Leimleder  (§  4)  erhält 
der  Verpflichtete  vom  Zeitpunkt  des  Gefahrüberganges 
ab  eine  Vergütung  von  M.  0^05  für  je  angefangene 
100  kg  und  jeden  angefangenen  Monat. 

Der  Verpflichtete  hat  dem  Kriegsausschuß  anzuzeigen, 
in  welchem  Zustand  sich  die  Mengen  im  Zeitpunkt  des 
Gefahrüberganges  befinden;  im  Streitfall  hat  er  den 
Zustand  nachzuweisen. 

§  6.  Der  Kriegsausschuß  hat  für  das  von  ihm  über¬ 
nommene  Leimleder  als  Übernahmepreis  denjenigen  Ab¬ 
schlußpreis  zu  zahlen,  den  der  betreffende  Lieferer  für 
die  einzelnen  Leimlederarten,  frei  Bahnwagen  des  Ver¬ 
ladeorts,  in  der  Zeit  vom  1.  April  bis  30.  September  1915 
im  Durchschnitt  erhalten  hat.  Der  zur  Überlassung  Ver¬ 
pflichtete  hat  den  Durchschnittspreis  durch  Teilung  des 
in  dem  genannten  Zeitraum  für  die  betreffende  Leim¬ 
lederart  erzielten  Gesamtpreises  durch  die  gelieferte  Ge¬ 
samtmenge  festzustellen  und  dem  Kriegsausschusse  binnen 
einer  von  diesem  zu  bestimmenden  Frist,  für  einen  q 
berechnet,  anzuzeigen;  ist  der  Verpflichtete  nicht  zu¬ 
gleich  der  Eigentümer,  so  trifft  die  Anzeigepflicht  auch 
den  Eigentümer. 


Der  Preis  darf  jedoch  für  den  q  nicht  übersteigen  bei: 


Mark 

Rindleimleder  ohne  Schwefelnatrium  ....  5- — 

Rindleimleder  mit  Schwefelnatrium . 450 

Rindspaltleimleder . 7- — 

Rindsköpfe  und  Abschnitte,  enthaart  .  .  .  .  ö'^o 

Rindsköpfe  mit  Haaren . 5^50 

Roßleimleder .  ....  2‘8o 

Roßleimleder  von  Schildern . 3  40 

Lammleimleder  . 3' — 

Schafleimleder,  Köpfe  und  Abschnitte  .  ,  .  3-50 

Schafleimleder  ohne  Schabsei  . 250 

Schafleimleder  mit  Schabsei . 2-  — 

Ziegenleimleder,  Köpfe  und  Abschnitte  .  .  .  5'8o 

Kipsleimleder  . . .  3-25 

Der  Preis  von  Maschinenleimleder  wird  dem  Minder ¬ 


wert  entsprechend  festgesetzt,  darf  jedoch  die  Hälfte  der 
Preise  der  vorstehend  angeführten  Arten  handgeschorener 
Ware  nicht  überschreiten. 

Der  Preis  für  trockenes  Leimleder  darf  den  vier¬ 
fachen  Betrag  der  im  Abs.  2  bezeichneten  Preise  nicht 
übersteigen. 

Ist  die  Ware  nicht  von  mindestens  mittlerer  Art  und 
Güte  und  handelsüblichem  Feuchtigkeitsgehalte,  so  ist 
der  Preis  entsprechend  herabzusetzen. 

§  7.  Ist  der  zur  Überlassung  Verpflichtete  mit  dem 
von  dem  Kriegsausschusse  gebotenen  Preise  nicht  ein¬ 
verstanden,  so  setzt  die  zuständige  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde  den  Preis  endgültig  fest.  Sie  bestimmt  darüber, 
wer  die  baren  Auslagen  des  Verfahrens  zu  tragen  hat. 
Bei  der  Festsetzung  ist  der  Preis  zu  berücksichtigen, 
der  zur  Zeit  des  Gefahrüberganges  (§  5,  Ab.  2)  ange¬ 
messen  war.  Der  Verpflichtete  hat  ohne  Rücksicht  auf 
die  endgültige  Festsetzung  des  Übernahmepreises  zu 
liefern,  der  Kriegsausschuß  vorläufig  den  von  ihm  als 
angemessen  erachteten  Preis  zu  zahlen. 

Ist  der  Verpflichtete  nicht  zugleich  der  Eigentümer, 
so  kann  auch  der  Eigentümer  die  Festsetzung  des 
Preises  durch  höhere  Verwaltungsbehörde  herbeiführen. 
Sein  Recht  erlischt,  wenn  er  nicht  binnen  vier  Wochen 
nach  Mitteilung  des  Preisangebots  an  den  Verpflichteten 
davon  Gebrauch  macht. 

§  8.  Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  wird 
das  Eigentum  auf  Antrag  des  Kriegsausschusses  durch 
Anordnung  der  zuständigen  Behörde  auf  ihn  oder  die 
von  ihm  in  dem  Antrag  bezeichnete  Person  übertragen. 
Die  Anordnung  ist  an  den  zur  Überlassung  Verpflichteten 
zu  richten.  Das  Eigentum  geht  über,  sobald  die  An¬ 
ordnung  dem  Verpflichteten  zugeht. 

§  9.  Die  Zahlung  erfolgt  spätestens  14  Tage  nach 
Abnahme.  Für  streitige  Restbeträge  beginnt  diese  Frist 
mit  dem  Tage,  an  dem  die  Entscheidung  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  dem  Kriegsausschusse  zugeht. 

§  10.  Streitigkeiten  über  die  aus  dem  §  4  sich  er¬ 
gebenden  Verpflichtungen  entscheidet  die  höhere  Ver¬ 
waltungsbehörde  endgültig. 

§  11.  Der  Kriegsausschuß  hat  für  die  alsbaldige 
Verarbeitung  des  übernommenen  Leimleders  Sorge  zu 
tragen.  Zur  Futterherstellung  dürfen  höchstens  80  vom 
Hundert  des  gesamten  Leimleders  verarbeitet  werden. 

Das  zur  Futterherstellung  bestimmte  Leimleder  ist  zu 
entfetten ;  das  anfallende  Fett  ist  an  den  Kriegsausschuß 
für  pflanzliche  und  tierische  Öle  und  Fette,  G.  m.  b.  H. 
in  Berlin,  abzugeben.  Der  Reichskanzler  kann  nähere 
Bestimmungen  darüber  treffen. 

Das  aus  dem  Leimleder  hergestellte  Futter  ist  nach 
den  für  die  Verteilung  der  Kraftfuttermittel  geltenden 
Grundsätzen  zu  verteilen. 

§  12.  Bei  der  Zuweisung  des  Leimleders  erhebt  der 
Kriegsausschuß  vorbehaltlich  anderer  vertraglichen  Ab¬ 
machungen  zur  Deckung  seiner  Unkosten  und  etwaiger 
Verluste  einen  Aufschlag  bis  zu  5  vom  Hundert  von 
dem  Übernahmepreise. 

§  13.  Beim  Verkaufe  des  der  Absatzbeschränkung 
nicht  unterliegenden  Leimleders  durch  den  Hersteller 
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dürfen  die  im  §  6  festgesetzten  Preise  nicht  überschritten 
werden. 

Wird  der  Preis  gestundet,  so  dürfen  bis  zu  2  vom 
Hundert  Jahreszinsen  über  Reichsbankdiskont  hinzu¬ 
geschlagen  werden.  Die  Preise  schließen  die  Beförde¬ 
rungskosten  ein,  die  der  Verkäufer  vertraglich  über¬ 
nommen  hat.  Der  Verkäufer  hat  auf  jeden  Fall  die 
Kosten  der  Beförderung  bis  zur  Verladestelle  des  Ortes, 
von  dem  die  Ware  versandt  wird,  sowie  die  Kosten 
des  Einladens  zu  tragen. 

Beim  Umsatz  durch  den  Handel  dürfen  zu  den  Preisen 
insgesamt  4  vom  Hundert  zugeschlagen  werden.  Dieser 
Zuschlag  umfaßt  insbesondere  Kommissions-,  Vermitt- 
lungs-  und  ähnliche  Gebühren  sowie  alle  Arten  von 
Aufwendungen,  nicht  aber  die  Aufwendungen  für  die 
Fracht. 

§  14.  Die  Verarbeitung  von  Leimleder  auf  andere 
Stoffe  als  Gelatine,  Leim  und  Futtermittel  ist  verboten. 

§  15.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Be¬ 
stimmungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie  be¬ 
stimmen,  wer  als  zuständige  Behörde  und  als  höhere 
Verwaltungsbehörde  im  Sinne  dieser  Verordnung  anzu¬ 
sehen  ist. 

§  16.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  15.000  M.  wird  bestraft: 

1.  Wer  die  ihm  nach  §  i,  §  3,  Abs  3,  und  §  6, 
Abs.  1,  Satz  2,  obliegenden  Anzeigen  nicht  in  der  ge¬ 
setzten  Frist  erstattet  oder  wissentlich  unvollständige 
oder  unrichtige  Angaben  macht; 

2.  wer  den  Vorschriften  im  §  3  zuwider  Leimleder 
absetzt,  verarbeitet,  trocknet,  versiedet  oder  einäschert 
oder  dem  Verbote  des  §  14  zuwiderhandelt; 

3.  wer  der  Verpflichtung  zur  Aufbewahrung  und 
pfleglichen  Behandlung  (§  4)  zuwiderhandelt; 

4.  wer  den  nach  §  15  erlassenen  Bestimmungen  zu¬ 
widerhandelt. 

Neben  der  Strafe  kann  bei  Zuwiderhandlungen  gegen 
die  Vorschriften  im  Abs.  1,  Nr.  1  und  2,  das  Leimleder 
oder  das  daraus  gewonnene  Erzeugnis,  auf  das  die  straf¬ 
bare  Handlung  sich  bezieht,  eingezogen  werden,  ohne 
Unterschied,  ob  es  dem  Täter  gehört  oder  nicht. 

§  17.  Die  Vorschriften  der  Verordnung  beziehen  sich 
nicht  auf  Leimleder,  das  nachweislich  nach  dem  26.  Fe¬ 
bruar  1916  aus  dem  Ausland  eingeführt  ist. 

Für  das  aus  den  besetzten  Gebieten  eingeführte  Leim¬ 
leder  gelten  jedoch  die  Vorschriften  der  §§13  und  19. 

Der  Reichskanzler  kann  nähere  Bestimmungen  über 
das  vom  Ausland  eingeführte  Leimleder  erlassen  und 
dabei  anordnen,  daß  Zuwiderhandlungen  mit  Gefängnis 
bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  15.000  M. 
bestraft  werden,  sowie  daß  neben  der  Strafe  das  Leim 
leder  oder  das  daraus  gewonnene  Erzeugnis,  auf  das 
sich  die  strafbare  Handlung  bezieht,  eingezogen  wird. 

§  18.  Der  Reichskanzler  kann  von  den  Vorschriften 
dieser  Verordnung  Ausnahmen  gestatten  und  nähere 
Bestimmungen  erlassen. 

§  19.  Die  im  §  13  festgesetzten  Preise  sind  Höchst¬ 
preise  im  Sinne  des  Gesetzes,  betreffend  Höchstpreise 
vom  4.  August  1914  in  der  Fassung  der  Bekannt¬ 
machung  vom  17.  Dezember  1914  in  Verbindung  mit 
den  Bekanntmachungen  vom  21.  Januar  1915  und  vom 
23.  September  1915. 

§  20.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  26.  Februar  1916 
in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt 
des  Außerkrafttretens. 

Einfuhr  von  pflanzlichen  und  tierischen  Ölen  und 
Fetten  sowie  Seifen.  Der  Bundesrat  hat  am  4.  März 

1916  beschlossen: 

§  1.  Pflanzliche  und  tierische  Öle  und  Fette  jeder  Art 
—  mit  Ausnahme  von  Butter,  Margarine  und  Schmalz  — 


sowie  Seifen,  die  aus  dem  Ausland  eingeführt  werden,  sind 
an  den  Kriegsausschuß  für  pflanzliche  und  tierische  öle 
und  Fette,  G.  m.  b.  H.  in  Berlin,  zu  liefern. 

§  2.  Der  Reichskanzler  kann  die  näheren  Bedingungen 
für  die  Lieferung  festsetzen  und  erläßt  die  erforderlichen 
Ausführungsbestimmungen.  Er  kann  bestimmen,  daß  Zu¬ 
widerhandlungen  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten 
oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestraft  und  daß 
neben  der  Strafe  die  Stoffe,  auf  die  sich  die  Zuwider¬ 
handlung  bezieht,  ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  Täter 
gehören  oder  nicht,  eingezogen  werden. 

§  3.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  zulassen.  Er 
kann  Vorschriften  über  die  Durchfuhr  von  pflanzlichen 
und  tierischen  Ölen  und  Fetten  sowie  Seifen  erlassen. 

Der  Reichskanzler  kann  die  Vorschriften  dieser  Ver¬ 
ordnung  auf  Lacke,  Firnisse,  Ölsäuren  und  Fettsäuren 
ausdehnen. 

§  4.  Als  Ausland  im  Sinne  dieser  Verordnung  gilt 
nicht  das  besetzte  Gebiet. 

§  5.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Ausführungsbestimmungen  zur  Verordnung  des 
Bundesrates  über  die  Einfuhr  von  pflanzlichen  und 
tierischen  Ölen  und  Fetten  sowie  Seifen.  Unterm 
8.  März  1916  wurde  auf  Grund  des  §  2  der  Verordnung  des 
Bundesrates  über  die  Einfuhr  von  pflanzlichen  und  tieri¬ 
schen  Ölen  und  Fetten  sowie  Seifen  vom  4.  März  1916 
bestimmt: 

§  t.  Wer  aus  dem  Ausland  pflanzliche  oder  tierische 
Öle  und  Fette  jeder  Art  —  mit  Ausnahme  von  Butter, 
Margarine  und  Schmalz  —  oder  Seifen  einführt,  ist  ver¬ 
pflichtet,  den  Eingang  dieser  Stoffe  im  Inland  dem  Kriegs- 
ausschusse  für  pflanzliche  und  tierische  öle  und  Fette, 
G.  m.  b.  H.  in  Berlin,  unter  Angabe  der  Menge,  des  be¬ 
zahlten  Einkaufspreises  und  des  Aufbewahrungsortes  un¬ 
verzüglich  anzuzeigen.  Die  Anzeige  hat  durch  einge¬ 
schriebenen  Brief,  wenn  möglich  auf  einem  vom  Kriegs¬ 
ausschuß  vorzuschreibenden  Vordruck  zu  erfolgen. 

Als  Einführender  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  gilt, 
wer  nach  Eingang  der  Ware  im  Inland  zur  Verfügung 
über  sie  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  berechtigt  ist. 
Befindet  sich  der  Verfügungsberechtigte  nicht  im  Inland, 
so  tritt  an  seine  Stelle  der  Empfänger. 

§  2.  Wer  aus  dem  Ausland  pflanzliche  oder  tierische 
Öle  und  Fette  oder  Seifen  einführt,  hat  sie  an  den  Kriegs¬ 
ausschuß  für  pflanzliche  und  tierische  Öle  oder  Fette  zu 
liefern.  Er  hat  sie  bis  zur  Abnahme  durch  den  Kriegs¬ 
ausschuß  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes 
zu  behandeln,  in  handelsüblicher  Weise  zu  versichern 
und  auf  Abruf  zu  verladen.  Er  hat  sie  auf  Verlangen  des 
Kriegsausschusses  an  einem  von  diesem  zu  bestimmenden 
Orte  zur  Besichtigung  zu  stellen  oder  Proben  einzu¬ 
senden. 

Der  Kriegsausschuß  hat  sich  unverzüglich  nach  Emp¬ 
fang  der  Anzeige  oder  nach  der  Besichtigung  oder  nach 
Empfang  der  Probe  (§  1)  zu  erklären,  ob  er  die  Öle, 
Fette  oder  Seifen  übernehmen  will. 

§  3.  Der  Kriegsausschuß  setzt  für  die  von  ihm  über¬ 
nommenen  Stoffe  den  Übernahmspreis  fest. 

Ist  der  Verpflichtete  mit  diesem  Preise  nicht  einver¬ 
standen,  so  setzt  eine  Kommission  den  Preis  endgültig 
fest ;  diese  bestimmt  auch,  wer  die  baren  Auslagen  des 
Verfahrens  zu  tragen  hat. 

Der  Reichskanzler  ernennt  den  Vorsitzenden  der  Kom¬ 
mission,  ihre  Mitglieder  und  Stellvertreter.  Die  Kommis¬ 
sion  entscheidet  in  einer  Besetzung  von  fünf  Mitgliedern, 
von  welchen  mindestens  zwei  dem  Fachhandel  angehören 
müssen. 

Der  Reichskanzler  kann  nähere  Bestimmungen  über  die 
Zusammensetzung  und  das  Verfahren  der  Kommission 
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erlassen  und  allgemeine  Grundsätze  aufstellen,  die  bei 
den  Entscheidungen  zu  befolgen  sind. 

§  4.  Der  Verpflichtete  hat  ohne  Rücksicht  auf  die  end¬ 
gültige  Festsetzung  des  Preises  zu  liefern,  der  Kriegs¬ 
ausschuß  vorläufig  den  von  ihm  festgesetzten  Preis  zu 
zahlen. 

Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  wird  das 
Eigentum  auf  Antrag  des  Kriegsausschusses  durch  An¬ 
ordnung  der  zuständigen  Behörde  auf  ihn  oder  die  von 
ihm  in  dem  Antrag  bezeiclmete  Person  übertragen.  Die 
Anordnung  ist  an  den  zur  Überlassung  Verpflichteten 
zu  richten.  Das  Eigentum  geht  über,  sobald  die  Anord¬ 
nung  ihm  zugeht. 

§  5.  Die  Abnahme  soll  auf  Verlangen  des  Verpflichteten 
spätestens  innerhalb  vierzehn  Tagen  von  dem  Tage  ab 
erfolgen,  an  welchem  der  Gesellschaft  das  Verlangen  zu¬ 
geht.  Erfolgt  die  Abnahme  innerhalb  der  Frist  nicht,  so 
geht  die  Gefahr  des  zufälligen  Unterganges  und  der  zu¬ 
fälligen  Verschlechterung  auf  den  Kriegsausschuß  über. 

Die  Zahlung  erfolgt  spätestens  vierzehn  Tage  nach 
Abnahme.  Für  streitige  Restbeträge  beginnt  die  Frist  mit 
dem  Tage,  an  dem  die  Entscheidung  der  Kommission 
dem  Kriegsausschusse  zugeht. 

§  6.  Die  höhere  Verwaltungsbehörde  entscheidet  end¬ 
gültig  alle  Streitigkeiten,  die  sich  zwischen  den  Be¬ 
teiligten  über  die  Lieferung,  Aufbewahrung,  Versicherung 
und  den  Eigentumsübergang  ergeben,  soweit  nicht  nach 
§  3  die  Kommission  zuständig  ist. 

§  7.  Ausgenommen  von  den  Vorschriften  dieser  Ver¬ 
ordnung  sind  geringfügige  Mengen,  die  als  Reiseproviant 
oder  im  Grenzverkehr  aus  dem  Ausland  eingeführt 
werden,  sofern  die  Einfuhr  nicht  zu  Handelszwecken  er¬ 
folgt. 

§  8.  Die  Landeszentralbehörden  bestimmen,  wer  als 
höhere  Verwaltungsbehörde  und  als  zuständige  Behörde 
im  Sinne  dieser  Verordnung  anzusehen  ist. 

§  9.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  wird  bestraft,  wer  den  Vor¬ 
schriften  im  §  1,  Absatz  1,  Satz  1,  oder  im  §  2,  Absatz  1, 
dieser  Bekanntmachung  zuwiderhandelt. 

Neben  der  Strafe  können  bei  Zuwiderhandlung  gegen 
die  Anzeige-  und  Lieferungspflicht  die  Öle,  Fette  und 
Seifen,  auf  die  sich  die  strafbare  Handlung  bezieht,  ein¬ 
gezogen  werden,  ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  Täter  ge¬ 
hören  oder  nicht. 

§  10.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung,  der  §  9  mit  dem  12.  März  1916  in  Kraft. 

Bekanntmachung  über  das  Verbot  der  Verwen¬ 
dung  von  Ölen  oder  Fetten  zur  Herstellung  von 
Degras,  von  Lacken,  Firnissen  und  Farben.  Unterm 
1.  März  1916  wurde  folgende  Verfügung  erlassen: 

Artikel  1.  Pflanzliche  oder  tierische  Öle  oder  Fette 
dürfen  zur  Herstellung  von  Degras,  Degras-Moellon  und 
Moellon  sowie  zur  Herstellung  von  Lacken,  Firnissen 
und  Farben,  die  zur  Lacklederfabrikation  dienen,  nur  mit 
Zustimmung  des  Kriegsausschusses  für  pflanzliche  und 
tierische  öle  und  Fette  in  Berlin  verwendet  werden,  der 
sich  hierbei  der  Vermittlung  der  Kriegslederaktiengesell¬ 
schaft  in  Berlin  bedient. 

Artikel  2.  Pflanzliche  Öle  (Leinöl,  Hanföl,  Mohnöl, 
Holzöl  u.  s.  w.)  dürfen  zur  Herstellung  von  Lacken, 
Firnissen  und  Farben  sowie  zum  Anstreichen  nur  in  Mi¬ 
schungen  mit  anderen  Stoffen  verwendet  werden.  Die 
Mischung  darf  an  pflanzlichen  Ölen  nicht  mehr  als 
25  vom  Hundert  des  Gewichts  des  Enderzeugnisses  ent¬ 
halten. 

Diese  Vorschrift  findet  auf  die  Herstellung  von  Lacken, 
Firnissen  und  Farben,  die  zur  Lackleder  fabrikation 
dienen,  keine  Anwendung. 


Artikel  3.  Diese  Bekanntmachung  tritt  am  15.  März 
1916  in  Kraft. 

Bekanntmachung  über  die  Einfuhr  von  Kakao. 

Unterm  3.  März  1916  wurde  folgendes  bestimmt: 

§  1.  Kakao,  der  nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Be¬ 
stimmungen  aus  dem  Ausland  eingeführt  wird,  darf  nur 
durch  die  Kriegskakaogesellschaft  m.  b.  H.  in  Hamburg 
in  den  Verkehr  gebracht  werden. 

Als  Kakao  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  gilt  roher, 
gebrannter  oder  gerösteter  Kakao,  Kakaobutter,  Kakao¬ 
masse,  Kakaopreßkuchen  und  Kakaoschrot. 

§  2.  Wer  aus  dem  Ausland  Kakao  einführt,  ist  ver¬ 
pflichtet,  den  Eingang  der  Ware  im  Inland  der  Kriegs¬ 
kakaogesellschaft  unter  Angabe  der  Mengendes  bezahlten 
Einkaufspreises  und  des  Aufbewahrungsortes  unver¬ 
züglich  anzuzeigen. 

Als  Einführender  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  gilt, 
wer  nach  Eingang  der  Ware  im  Inland  zur  Verfügung 
über  sie  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  berechtigt  ist. 
Befindet  sich  der  Verfügungsberechtigte  nicht  im  Inland, 
so  tritt  an  seine  Stelle  der  Empfänger. 

§  3.  Wer  Kakao  einführt,  hat  ihn  an  die  Kriegskakao¬ 
gesellschaft  zu  liefern.  Er  hat  ihn  bis  zur  Abnahme 
durch  die  Gesellschaft  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Kaufmannes  zu  behandeln,  in  handelsüblicher  Weise  zu 
versichern  und  auf  Abruf  zu  verladen.  Er  hat  ihn  auf 
Verlangen  der  Gesellschaft  an  einem  von  dieser  zu  be¬ 
stimmenden  Orte  zur  Besichtigung  zu  stellen. 

§  4.  Die  Kriegskakaogesellschaft  soll  sich  nach  Emp¬ 
fang  der  Anzeige  von  der  Einfuhr  und,  wenn  eine  Be¬ 
sichtigung  vorgenommen  wird,  nach  der  Besichtigung 
unverzüglich  erklären,  ob  sie  die  Ware  übernehmen  will. 

§  5.  Die  Kriegskakaogesellschaft  hat  für  die  von  ihr 
übernommene  Ware  einen  angemessenen  Übernahmspreis 
zu  zahlen.  Ist  der  Verpflichtete  mit  dem  von  der  Kriegs¬ 
kakaogesellschaft  gebotenen  Preise  nicht  einverstanden, 
so  setzt  ein  Ausschuß  den  Preis  endgültig  fest;  der  Aus¬ 
schuß  bestimmt  auch  darüber,  wer  die  baren  Auslagen 
des  Verfahrens  zu  tragen  hat. 

Der  Ausschuß  entscheidet  in  einer  Besetzung  von  fünf 
Mitgliedern  einschließlich  des  Vorsitzenden;  die  Er¬ 
nennung  des  Vorsitzenden,  der  Mitglieder  und  deren 
Stellvertreter  bleibt  Vorbehalten. 

§  6.  Der  Verpflichtete  hat  ohne  Rücksicht  auf  die 
endgültige  Festsetzung  des  Preises  zu  liefern,  die  Kriegs¬ 
kakaogesellschaft  vorläufig  den  von  ihr  angemessen  er¬ 
achteten  Preis  zu  zahlen. 

Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  wird  das 
Eigentum  auf  Antrag  der  Kriegskakaogesellschaft  durch 
Anordnung  der  zuständigen  Behörde  auf  sie  oder  die  von 
ihr  in  dem  Antrag  bezeichnete  Person  übertragen.  Die 
Anordnung  ist  an  den  zur  Überlassung  Verpflichteten 
zu  richten.  Das  Eigentum  geht  über,  sobald  die  Anord¬ 
nung  ihm  zugeht. 

§  7.  Die  Zahlung  erfolgt  spätestens  14  Tage  nach  Ab¬ 
nahme. 

Für  streitige  Restbeträge  beginnt  die  Frist  mit  dem 
Tage,  an  dem  die  Entscheidung  des  Ausschusses  der 
Kriegskakaogesellschaft  zugeht. 

§  8.  Die  höhere  Verwaltungsbehörde  entscheidet  end¬ 
gültig  alle  Streitigkeiten,  die  sich  zwischen  den  Be¬ 
teiligten  über  die  Lieferung,  Aufbewahrung,  Versicherung 
und  den  Eigentumsübergang  ergeben,  soweit  nicht  nach 
§  5  der  Ausschuß  zuständig  ist. 

§  9.  Die  Landeszentralbehörden  bestimmen,  wer  als 
höhere  Verwaltungsbehörde  und  als  zuständige  Behörde 
im  Sinne  dieser  Bestimmungen  anzusehen  ist. 

§  10.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  wird  bestraft,  wer  den  Vor- 
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Schriften  der  §§  1  bis  3  dieser  Bestimmungen  zuwider¬ 
handelt. 

§  11.  Diese  Bestimmungen  treten  am  5.  März  1916  in 
Kraft. 

Herstellung  von  Schokolade.  Eine  Bekanntmachung 
vom  5.  März  1916  bestimmt: 

§  1.  Die  Bekanntmachung  über  die  Herstellung  von 
Süßigkeiten  vom  30.  Dezember  1 9 1 51)  findet  auf  die  Her¬ 
stellung  von  Schokolade  vorbehaltlich  der  aus  §§  2  und  3 
dieser  Verordnung  sich  ergebenden  Abweichungen  ent¬ 
sprechende  Anwendung. 

§  2.  Die  im  §  2  der  Bekanntmachung  über  die  Her¬ 
stellung  von  Süßigkeiten  vom  30.  Dezember  1915  vor¬ 
geschriebenen  Erklärungen  sind  von  den  Schokolade¬ 
herstellern  bis  spätestens  15.  März  1916  unter  Benützung 
der  entsprechend  abgeänderten  Vordrucke  der  Anlagen  I 
und  II  zu  der  Bekanntmachung  über  die  Herstellung  von 
Süßigkeiten  vom  30.  Dezember  1915  abzugeben. 

§  3.  Bei  der  Entscheidung  über  Beschwerden  gegen 
die  Festsetzungen  der  Zuckerzuteilungsstelle  über  die  Zu¬ 
teilung  von  Zucker  zur  Herstellung  von  Schokolade  tritt 
an  die  Stelle  des  Vertreters  des  Verbandes  Deutscher 
Keksfabrikanten  im  Beschwerdeausschuß  ein  weiterer 
Vertreter  des  Verbandes  Deutscher  Schokoladefabri¬ 
kanten. 

§  4.  Zuwiderhandlungen  werden  gemäß  §  8,  Nr.  4, 
der  Bundesratsverordnung  vom  16.  Dezember  1915  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  drei 
Monaten  bestraft. 

Änderung  der  Bekanntmachung,  betreffend  die 
Einfuhr  von  Getreide,  Hülsenfrüchten,  Mehl  und 
Futtermitteln.  Der  Bundesrat  hat  am  4.  März  1916 
folgende  Verordnung  erlassen: 

Artikel  I.  Der  §  1,  Absatz  1,  der  Bekanntmachung, 
betreffend  die  Einfuhr  von  Getreide,  Hülsenfrüchten, 
Mehl  und  Futtermitteln  vom  11.  September  19152)  er¬ 
hält  folgenden  Wortlaut: 

Roggen,  Weizen,  Gerste,  Hafer,  Mais,  Hülsenfrüchte, 
Buchweizen,  alle  Produkte  und  Abfälle  der  vorgenannten 
Erzeugnisse,  welche  durch  Vermahlen,  Schälen  oder 
Schroten  gewonnen  werden,  allein  oder  in  Mischungen 
—  auch  mit  anderen  Erzeugnissen  —  sowie  Malz  sind, 
soweit  sie  aus  dem  Ausland  eingeführt  werden,  an  die 
Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin  zu  liefern. 
Die  in  der  Liste  zur  Bekanntmachung,  betreffend  die 
Einfuhr  von  Futtermitteln,  Hilfsstoffen  und  Kunstdünger, 
vom  28.  Januar  1916  aufgeführten  Futtermittel  und  Hilfs¬ 
stoffe  fallen  nicht  unter  die  Bestimmungen  dieser  Ver¬ 
ordnung. 

Artikel  II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Bekanntmachung  über  das  Verbot  der  Durchfuhr 
von  Erzeugnissen  der  Kartoffeltrocknerei  und  der 
Kartoffelstärkefabrikation.  Unterm  5.  März  1916 
wurde  bestimmt: 

§  1.  Die  Durchfuhr  von  Erzeugnissen  der  Kartoffel¬ 
trocknerei  und  der  Kartoffelstärkefabrikation  ist  ver¬ 
boten. 

§  2.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Regelung  des  Verkehrs  von  aus  dem  Ausland 
eingeführtem  Schmalz  (Schweineschmalz).  Der 

Bundesrat  hat  am  4.  März  1916  folgende  Verordnung 
erlassen: 


§  1.  Das  nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung 
aus  dem  Ausland  eingeführte  Schmalz  (Schweineschmalz) 
darf  nur  durch  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H. 
in  Berlin  in  den  Verkehr  gebracht  werden.  Wer  nach 
diesem  Zeitpunkt  Schmalz  aus  dem  Ausland  einführt, 
hat  es  an  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  in 
Berlin  zu  verkaufen  und  zu  liefern. 

§  2.  Wer  aus  dem  Ausland  Schmalz  einführt,  ist  ver¬ 
pflichtet,  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  unter 
Angabe  von  Menge,  Preis  und  Bestimmungsort  unver¬ 
züglich  nach  der  im  Ausland  erfolgten  Verladung  des 
Schmalzes  Anzeige  zu  erstatten,  auch  alle  sonstigen 
handelsüblichen  Mitteilungen  an  die  Gesellschaft  weiter¬ 
zuleiten.  Er  hat  ferner  den  Eingang  des  Schmalzes  und 
dessen  Aufbewahrungsort  der  Gesellschaft  unverzüglich 
anzuzeigen. 

Die  Anzeigen  und  Mitteilungen  erfolgen  telegraphisch; 
sie  sind  schriftlich  zu  bestätigen. 

§  3.  Wer  auf  Grund  des  §  1  an  die  Zentraleinkaufs¬ 
gesellschaft  m.  b.  H.  zu  liefern  hat,  hat  das  Schmalz  bis 
zur  Abnahme  durch  die  Gesellschaft  mit  der  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  aufzubewahren,  zu  be¬ 
handeln  und  es  auf  Verlangen  der  Gesellschaft  an  einem 
von  ihr  zu  bezeichnenden  Orte  zur  Besichtigung  zu 
stellen.  Er  ist  verpflichtet,  etwaige  Verladungsanwei¬ 
sungen  der  Gesellschaft  zu  befolgen. 

§  4.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  soll  sich 
unverzüglich  nach  Empfang  der  Anzeige  von  der  Ein¬ 
fuhr  und,  wenn  eine  Besichtgung  vorgenommen  wird, 
unverzüglich  nach  der  Besichtigung  erklären,  ob  sie  das 
Schmalz  übernehmen  will.  Das  Eigentum  geht  mit  dem 
Zeitpunkt  auf  die  Gesellschaft  über,  in  dem  die  Über¬ 
nahmserklärung  dem  Veräußerer  zugeht. 

§  5.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  setzt 
den  Übernahmspreis  endgültig  fest. 

§  6.  Alle  Streitigkeiten  zwischen  der  Zentraleinkaufs¬ 
gesellschaft  m.  b.  H.  und  dem  Veräußerer  über  die  Liefe¬ 
rung,  die  Aufbewahrung  und  den  Eigentumsübergang  ent¬ 
scheidet  endgültig  ein  Ausschuß. 

Dieser  besteht  aus  einem  Vorsitzenden  und  vier  Mit¬ 
gliedern  sowie  deren  Stellvertretern,  die  sämtlich  vom 
Reichskanzler  ernannt  werden. 

Der  Reichskanzler  kann  allgemeine  Grundsätze  auf¬ 
stellen,  die  der  Ausschuß  bei  seinen  Entscheidungen  be¬ 
folgen  soll. 

Der  Ausschuß  soll  bestimmen,  wer  die  baren  Auslagen 
des  Verfahrens  zu  tragen  hat. 

§  7.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  soll  bei 
Verteilung  der  erworbenen  Schmalzmengen  die  Bestim¬ 
mungen  des  Reichskanzlers  (Reichsamt  des  Innern)  inne¬ 
halten. 

§  8.  Ausgenommen  von  diesen  Bestimmungen  sind 
geringfügige  Mengen,  die  als  Reiseproviant  oder  im 
Grenzverkehr  aus  dem  Ausland  eingeführt  werden,  sofern 
die  Einfuhr  nicht  zu  Plandelszwecken  erfolgt. 

Inwieweit  im  übrigen  Ausnahmen  von  diesen  Bestim¬ 
mungen  zugelassen  werden,  bleibt  besonderer  Anordnung 
des  Reichskanzlers  Vorbehalten. 

Der  Reichskanzler  kann  bestimmen,  inwieweit  diese 
Verordnung  auf  die  Durchfuhr  Anwendung  findet. 

§  9.  Als  Ausland  im  Sinne  dieser  Verordnung  gilt  nicht 
das  besetzte  Gebiet. 

§  10.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  wird  bestraft,  wer  den  Vor¬ 
schriften  in  §§  1,  2  oder  3  zuwiderhandelt.  Neben  der 
Strafe  können  in  den  Fällen  der  §§  1  und  2  die  Gegen¬ 
stände,  auf  die  sich  die  Zuwiderhandlung  bezieht,  ohne 
Unterschied,  ob  sie  dem  Täter  gehören  oder  nicht,  ein¬ 
gezogen  werden. 


l)  Vgl.  Nr.  2  des  »Handelsmuseums«  vom  13.  Januar  1.  J.,  Seite  24. 

*)  Vgl.  Nr.  38  des  »Handelsmuseums«  vom  23.  September  1915,  ieite  592. 


§  ir.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Italien. 

Verbot  des  Verkaufes  von  Schiffen.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Generalstatthalters  vom  23.  Januar  1916, 
betreffend  die  Veräußerung  von  Schiffen  der  italienischen 
Handelsmarine,  enthält  folgende  Bestimmungen : 

Art.  1.  Dem  Marineministerium  wird  die  Ermächtigung 
erteilt,  während  der  Dauer  der  gegenwärtigen  Kriegs¬ 
verhältnisse  die  Umschreibung  seerechtlicher  Pfand-  und 
Kaufverträge  in  den  Registern  der  Hafenkommandos 
und  der  Hafenbehörden  des  Landes  sowie  der  Konsulate 
im  Ausland  zu  verbieten  oder  aufzuschieben,  soweit  diese 
Verträge  in  irgend  einer  Weise  das  Eigentum  an  den 
unter  italienischer  Flagge  stehenden  Schiffen  berühren. 
Gegen  die  Entscheidung  des  Marineministers  ist  Wider¬ 
spruch,  Berufung  oder  Beschwerde  nicht  zulässig. 

Art.  2.  Für  den  Fall,  daß  der  Marineminister  von  der 
im  vorstehenden  Artikel  erwähnten  Ermächtigung  Ge¬ 
brauch  zu  machen  beabsichtigt,  setzt  er  davon  die  See- 
und  Konsulatsbehörden  in  Kenntnis  und  verständigt 
gleichzeitig  auch  den  Schiffseigentümer.  Jedoch  müssen 
die  Konsulats-  und  Seebehörden,  sobald  ihnen  die  Papiere 
für  die  Umschreibung  des  seerechtlichen  Pfand-  und 
Kaufvertrages  sowie  andere  Papiere,  welche  auf  irgend¬ 
eine  Art  das  Eigentum  der  italienischen  Handelsschiffe 
berühren,  vorgelegt  werden,  letztere  in  Empfang  nehmen, 
indem  sie  gleichzeitig  das  Datum  und  die  Stunde 
der  Vorlage  der  Papiere  in  ein  besonderes  Register 
eintragen,  um  später  die  Umschreibung  vorzunehmen, 
sobald  sie  hierzu  seitens  des  Marineministers  ermächtigt 
werden.  Nach  Maßgabe  des  letzten  Absatzes  des  Artikels 
975  des  Handelsgesetzbuches,  betreffend  das  Vorhanden¬ 
sein  mehrerer  Forderungen,  wird  derVorzug  durch  die  Prio¬ 
rität  in  der  Vorlage  des  Antrages  auf  Umschreibung 
bestimmt. 

Art.  3.  Zur  Durchführung  der  vorliegenden  Verord 
nung,  welche  mit  dem  Tage  ihrer  Veröffentlichung  in 
der  »Gazzetta  Ufficiale«  in  Kraft  tritt,  wird  der  Marine¬ 
minister  besondere  Verfügungen  erlassen. 

Schweiz. 

Höchstpreise  für  Reis.  Der  Bundesrat  hat  am 
26.  Februar  folgenden  Beschluß  gefaßt: 

Artikel  1.  Der  Höchstpreis  für  den  Verkauf  von  Reis 
in  ganzen  Wagenladungen  (10.000  kg  und  darüber),  wird 
für  Ware  I.  Qualität  auf  60  Francs  für  100  kg,  franko 
jede  schweizerische  Talbahnstation,  festgesetzt. 

Artikel  2.  Das  Militärdepartement  ist  ermächtigt: 
a)  den  im  Artkel  1  festgesetzten  Höchstpreis,  soweit 
es  die  Umstände  rechtfertigen,  zu  verändern ;  b )  unter 
Berücksichtigung  des  jeweiligen  Höchstpreises  für  Ware 
I.  Qualität  Höchstpreise  für  Ware  geringerer  Qualität 
festzusetzen;  c)  Höchstpreise  für  den  Migroshandel  und 
den  Kleinhandel  festzusetzen  oder  die  Festsetzung  des 
Preises  für  den  Kleinhandel  den  Kantonen  zu  überlassen. 

Artikel  3.  Sämtliche  Verträge  über  die  Abgabe  von 
Reis  in  Quantitäten  von  Wagenladungen  (10.000  kg  oder 
darüber)  sind  aufgehoben. 

Die  Erwerbung  von  Reis,  um  diesen  dem  Konsum  zu 
entziehen,  ist  verboten. 

Artikel  4.  Der  Bund  gibt  von  seinen  Vorräten  Reis 
bloß  in  Quantitäten  von  mindestens  10.000  kg  und  zu 
den  vom  Militärdepartement  festzusetzenden  Bedingungen 
ab.  Das  Departement  ist  durch  die  Höchstpreise  für  die 
Abgabe  an  die  Industrie  nicht  gebunden. 

Der  Vertrieb  des  Reises  im  Lande  erfolgt  mit  Zuhilfe¬ 
nahme  von  Personen  und  Firmen,  die  sich  bisher  mit  dem 
Verkaufe  dieser  Ware  beschäftigt  haben. 


Artikel  5.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen 
dieses  Beschlusses  oder  gegen  die  vom  Militärdepartement 
zu  erlassenden  Vollzugsvorschriften  werden  mit  Buße  bis 
10.000  Francs  oder  mit  Gefängnis  bestraft.  Die  beiden 
Strafen  können  verbunden  werden. 

Im  Großhandel  und  Migroshandel  ist  als  Täter  der 
Verkäufer  und  der  Käufer,  im  Kleinhandel  der  Verkäufer 
strafbar. 

Die  Verfolgung  und  Beurteilung  dieser  Übertretungen 
liegt  den  kantonalen  Gerichten  ob.  Der  erste  Abschnitt 
des  Bundesgesetzes  vom  4.  Februar  1853  über  das  Bundes¬ 
strafrecht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  findet 
Anwendung. 

Artikel  6.  Dieser  Beschluß  tritt  am  26.  Februar  1916 
in  Kraft.  Das  Militärdepartement  ist  mit  dessen  Voll¬ 
ziehung  beauftragt. 


IjanfceL 

Australiens  Handelskrieg..  Die  Handelskammer  in 
Sydney  hat  eine  kommerzielle  und  industrielle  Ausstel¬ 
lung  veranstaltet,  in  welcher  sich  eine  reichhaltige  Samm¬ 
lung  von  in  Australien  hergestellten  Artikeln,  welche 
deutsche  und  österreichische  Erzeugnisse  ersetzen  sollen, 
vorfindet.  Der  Unterrichtsminister  Gritfith  befürwortete 
in  einer  Rede  die  Einführung  hoher  Importzölle  für  aus 
Deutschland  oder  von  dessen  Verbündeten  kommende 
Waren,  und  dagegen  eine  Herabsetzung  der  Zölle  für 
Waren  aus  England,  dessen  Kolonien  und  den  alliierten 
Ländern. 


Inimßrfe*  Sitnfrmktfdiitfk 


Der  Stand  der  Fischzucht  und  des  Fischerei¬ 
gewerbes  in  Russisch-Polen.  Der  „Deutschen  War¬ 
schauer  Zeitung“  entnehmen  wir: 

Im  allgemeinen  leidet  die  Fischerei  unter  dem  Mangel 
gesetzlicher  Schutzbestimmungen  und  der  Nichtbefolgung 
der  wenigen  vorhandenen  Schutzmaßnahmen.  Jeder  An¬ 
grenzer  eines  Gewässers  fischt  nach  seinem  Belieben, 
Schonzeiten  kennt  man  nicht  oder  beachtet  sie  nicht,  für 
Nachzucht  wird  in  keiner  Weise  gesorgt.  Die  einzige 
Quelle  für  den  Nachersatz  bildet  die  private  Teichwirt¬ 
schaft,  da  beim  Ablassen  der  Teiche  doch  immer  ein 
Teil  der  Fischbrut  in  benachbarte  Bäche  und  Flüsse  ge¬ 
langt.  Die  mangelhafte  Aufsicht  seitens  der  russischen 
Behörden  hängt  damit  zusammen,  daß  die  Gewässer  Ruß¬ 
lands  außerordentlich  fischreich  sind  und  bisher  durch  die 
dort  betriebene  Raubfischerei  noch  keinen  fühlbaren 
Schaden  erlitten  haben.  Daher  glaubte  die  russische  Ver¬ 
waltung  auch  in  Polen  Schutzmaßnahmen  nicht  nötig  zu 
haben  und  legte  darauf  keinen  Wert. 

Aus  einzelnen  Bezirken  des  deutschen  Be¬ 
sä  t  z  11  n  g  s  g  e  b  i  e  t  e  s  liegen  folgende  Mitteilungen 
vor.  Im  Kreise  Garwolin  ist  der  Fischbestand  in  der 
Weichsel  und  im  Wieprz  in  ständiger  Abnahme.  Be¬ 
schleunigt  wurde  dort  die  Vernichtung  der  Fischerei 
durch  die  Kriegsereignisse.  Im  Juli  1915  wurden  aus  den 
großen  Spritfabriken  in  Lublin  und  Umgebung  alle  Sprit¬ 
vorräte  durch  die  Russen  in  die  Gewässer  gelassen.  Inner¬ 
halb  dreier  Tage  starben  auf  eine  Entfernung  von  100  km 
sämtliche  Fische.  Es  muß  daher  in  der  Fischzucht  dieses 
Kreises  ein  vollständig  neuer  Grund  gelegt  werden  und 
in  erster  Linie  auf  Einführung  von  Schonzeiten  und  auf 
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deren  strenge  Einhaltung  gedrungen  werden.  Zur  Siche¬ 
rung  dieser  Maßnahme  wäre  die  zeitweise  Einführung 
von  Fang-  und  Marktverboten  zweckdienlich.  Ähnliche 
Wünsche  werden  auch  aus  dem  Kreise  Mlawa  geäußert, 
dessen  Fischbestand  wegen  des  Mangels  an  größeren  Ge¬ 
wässern  an  Bedeutung  allerdings  zurücktritt. 

Auch  im  Kreise  Pultusk  ist  die  Fischerei  vollkommen 
vernachlässigt,  nur  im  Kossowosee  wird  rationelle  Zucht 
betrieben.  Narew  und  Bug  haben  wohl  noch  größere 
Fischbestände,  dagegen  sind  die  kleineren  Gewässer  durch 
die  herrschende  Raubfischerei,  die  besonders  in  der  Laich¬ 
zeit  stattfindet,  bereits  sehr  fischarm  geworden.  Man  findet 
noch  Zander,  Hechte,  Schleien,  Aale;  in  den  kleinen 
Gewässern  auch  Krebse;  dagegen  ist  der  Lachs  schon 
sehr  selten  geworden. 

In  den  Kreisen  Ostrowo  und  Lipno-Ripin  ist  der 
Fischereibestand  von  geringer  Bedeutung,  künstliche 
Nachzucht  wird  nicht  betrieben.  Im  Kreise  Lomza  kommt 
stellenweise  der  Wels  vor,  auch  Krebse  sind  häufig.  In 
diesem  Kreise  wurde  zu  Friedenszeiten  ein  Teil  des 
Fischbedarfes  sogar  aus  Deutschland  eingefuhrt,  trotz 
des  Bestehens  einiger  privater  Züchterei en.  Im  Kreise 
Lodz  ist  die  Fischereiwirtschaft  ganz  ohne  Bedeutung. 

Nahezu  übereinstimmend  wird  in  allen  Kreisen  das 
Bedürfnis  nach  Einführung  von  Schonzeiten  und  nach 
künstlicher  Nachzucht  anerkannt.  Ebenso  wird  der  Erlaß 
eines  Fischereigesetzes  und  strenge  i  berwachung  und 
Durchführung  gefordert.  Zur  Aufklärung  der  Bevölke¬ 
rung  könnte  auch  durch  Gründung  von  Fischereivereinen 
manches  geleistet  werden. 

Die  Einwirkungen  des  Krieges  auf  die  bestehenden 
Fischzüchtereien  werden  in  einem  Artikel  des  „Przegl^d 
Poranny“  näher  besprochen,  dem  wir  einige  Angaben 
entnehmen.  Fast  alle  Fischzüchtereien  in  der  Umgebung 
Warschaus  links  der  Weichsel  sind  von  den  Russen  zer¬ 
stört  worden.  An  vielen  Orten  hat  man  das  Wasser  ab¬ 
gelassen  und  den  Fischbestand  geraubt.  Stellenw  eise  \  er 
wendete  man  auch  Sprengpatronen  zum  Fang;  auch  Fälle 
von  böswilliger  Vergiftung  des  Fischbestandes  kamen 
vor.  Außerdem  wurden  gewöhnlich  die  technischen  Ein¬ 
richtungen  der  Fischwirtschaften  vernichtet.  Das  Ober¬ 
kommando  der  zweiten  russischen  Armee  sagte  zwar  den 
Fischzüchtern  eine  Entschädigung  zu,  eine  Erfüllung 
dieses  Versprechens  war  jedoch  nicht  zu  erlangen. 

Die  Fischzüchtereien  rechts  der  Weichsel  blieben  da¬ 
gegen  verschont.  V 011  dem  Schaden  der  F  ischzüchtereien 
kann  man  sich  einen  annähernden  Begriff  machen,  wenn 
man  hört,  daß  auf  eine  Züchterei  100  bis  200  polnische 
Morgen  Teichflächen  entfallen  und  das  von  jedem 
Morgen  ungefähr  50  Rubel  Reingewinn  erzielt  wurden. 

In  diesem  Zusammenhänge  seien  einige  Worte  über 
den  Störfang  in  der  Weichsel  gesagt,  der  zur  Laich¬ 
zeit  im  Frühjahr  zwischen  Nieszawa  und  Ciechocinek 
unweit  der  deutschen  Reichsgrenze  betrieben  wird.  Es 
sind  nur  Überläufer,  die,  aus  dem  Baltischen  Meere  den 
Strom  hinaufziehend,  dem  Fange  jenseits  der  Grenze 
entgingen.  Immerhin  werden  mehrere  Hunderte  von 
Weichselstören  gefangen,  darunter  Stücke  bis  400  Pfund 
Gewicht.  Dicht  bei  Ciechonicek  wird  auch  der  sogenannte 
Weichselkaviar  gewonnen,  der  in  früheren  Jahren 
hier  in  Warschau  zum  Preise  von  3  bis  4  Rubel  für  das 
Pfund  verkauft  wurde.  Die  Gesamtmenge  des  V  eichsel- 
kaviars  könnte  sich  je  nach  dem  Ergebnis  des  Stör 
fanges  auf  2000  bis  4000  Pfund  beziffern.  Der  Weichsel 
kaviar  ist  kleinkörnig,  es  fehlt  ihm  der  spezielle  feine 
Geschmack  des  Astrachaner  Kaviars ;  er  wird  aber  seiner 
Billigkeit  wegen  gerne  gekauft  als  Ersatz  für  den  echten 
Astrachaner  Kaviar,  den  man  mit  6  bis  10  Rubel  das 
Pfund  bezahlen  muß.  Das  Fleisch  der  Weichselstöre  ist 
sehr  schmackhaft  und  kostet  doppelt  so  viel  als  Zander 
oder  Karpfen. 


Die  Bergbauproduktion  Norwegens.  Aus  Chri- 

stiania  geht  uns  folgender  Bericht  zu:  Die  norwegi¬ 
sche  Produktion  an  metallischem  Kupfer  betrug  im 
Jahre  1914  im  ganzen  2867  /  gegen  2750  /  im  vor¬ 
hergegangenen  Jahre.  Die  Produktion  verteilt  sich  auf. 
Sulitjelma  Kobberverk  mit  ca.  1475  /  Bessemerkupfer 

Birtivarre  »  ®  *  4^°  /  *  ,  ,  . 

Roraas  »  »  »  493  t  Raffinadekupfer  und  auf 

Christianssand  Nickel- 

raffineringsverk  .  .  »  »  4*9  /  Elektrolytkupfer. 

Die  Produktion  von  Kupferkies  wird  für  das  Jahr 
1914  auf  ca.  430.000  /  veranschlagt  gegen  ca.  460.000  / 
im  Vorjahre.  Der  Export  von  Kupferkies  belief  sich 
auf  358.144  t  im  Jahre  1914  gegen  426.000  /  im  Vor¬ 
jahre,  erfuhr  also  eine  Verminderung  um  ca.  70.000  /. 

In  den  Kupferwerken  und  Kiesgruben  des  Landes 
wurden  insgesamt  ca.  425<-)  Arbeiter  beschäftigt,  das 
heißt  ungefähr  dieselbe  Anzahl  wie  im  vorhergehenden 

Jahre. 

Der  Preis  auf  Kupfer  war  in  der  ersten  Hälfte  des 
Jahres  1914  zwischen  69  und  65  '£>  stieg  jedoch  gegen 
Jahresschluß.  Der  gesamte  Wert  der  norwegischen 
Kupfer-  und  Kupferkiesproduktion,  in  norwegischen 
Häfen  verabfolgt,  wird  für  das  Jahr  19^  au^  z^a 
14  Millionen  Kronen  geschätzt. 

Das  Kongsberg  Silber  werk  produzierte  im  Budget¬ 
jahre  1913/14  10.013  Silber.  Die  Einnahmen  des 

Unternehmens  betrugen  720.276  K  und  die  Ausgaben 
waren  763.447  K,  es  ergab  sich  also  ein  Fehlbetrag  von 
ca.  43.000  K,  welcher  jedoch  auf  Ausgaben  zu  um¬ 
fassenden  Neuanlagen  beruht.  Das  Unternehmen  ver¬ 
fügt  über  größere  Fonds  und  Waldbetrieb,  so  daß 
lessen  Gesamtüberschuß  sich  immerhin  auf  219.189  K 
beläuft. 

In  den  Nickelgruben  »Christianssands  Nikkelraffine- 
ringsverk«  wurde  im  Jahre  I9X4  ca-  841  ^  Elektro¬ 
lytnickel  produziert,  wovon  646  /  exportiert  wurden. 
Zum  Vergleich  sei  hinzugefügt,  daß  die  Produktion  im 


Jahre  1913  60 2/  betrug,  wovon  594/  exportiert 

wurden  Demnach  ist  der  inländische  Verbrauch  des 
Kupfers  etwas  gestiegen.  In  diesem  Werk  nebst  den 
ihm  zugehörenden  Anlagen  wurden  insgesamt  472  Mann 
beschäftigt. 

Was  Eisenerz  und  Eisenwerke  anlangt,  so  hat 
»Sydvaranger  Jernmalmfelt«  seine  Anlagenarbeiten  im 
Jahre  1914  fortgesetzt  und  arbeitete,  mit  einigen  Unter¬ 
brechungen,  mit  einer  Belegschaft  von  ca.  150°  Mann. 
Aus  diesen  Gruben  wurden  ca.  i'4  Millionen  Tonnen, 
Roherz  zu  Tage  gefördert,  samt  einer  Schlickproduktion 
von  ca.  570000  /,  wovon  230  000  /  brickettiert  wurden. 
Im  Jahre  vorher  betrug  die  Schlickproduktion  424.000  t, 
wovon  181.000/  brickettiert  worden  waren. 

Die  übrigen,  kleineren  Grubenanlagen  des  Landes 
miteingerechnet,  ergab  die  Gesamtproduktion  von 
Eisenerz,  Eisenerzcentrat  und  Eisen  er  z- 
brickett  ca.  660.000/  bei  einer  Arbeiterschaft  von 


Mil- 


2000 — 2100  Mann.  Der  Wert  wird  auf  8  8  '/g 
lionen  norw.  Kronen  veranschlagt.  Der  Export  machte 
457.000  /  aus  im  Werte  von  ca.  5V2  6  Millionen 
norw.  Kronen.  Ungeachtet  dessen,  daß  die  Produktion 
eine  größere  war  als  im  vorhergehenden  Jahre,  ver¬ 
minderte  sich  doch  der  Export  auf  Grund  der  durch 
den  Krieg  verursachten  Störungen,  indem  von  diesen 
Produkten  im  Jahre  1913  insgesamt  569/  im  Werte 
von  ca.  7 1/3  Millionen  norw.  Kronen  exportiert  wurden. 

Die  gesamte  Bergwerksproduktion  des 
Landes  im  Jahre  1914  wird  auf  ca.  25 — 26  Millionen 
Kronen  geschätzt.  Der  gesamte  Export  betrug  zirka 
858.000  /  gegen  ca.  1,030.000  /  im  Jahre  vorher,  also 
um  ca.  170.000/  weniger,  was  als  eine  direkte  Folge 
des  Krieges  betrachtet  werden  muß.  In  den  Bergwerken 
des  Landes  wurden  im  Jahre  1914  insgesamt  ca.  75°° 
Arbeiter  beschäftigt,  d.  h.  ungefähr  die  gleiche  Anzahl 
wie  in  den  vorhergehenden  letzten  Jahren. 
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zu  erfiagen.) 


Seidene  Halstücher.  Ein  österreichischer  Handels¬ 
agent  in  Amsterdam  bewirbt  sich  um  Vertretungen  öster¬ 
reichischer  Häuser,  welche  seidene  und  halbseidene  Hals¬ 
tücher,  sowohl  aus  Natur-  wie  auch  aus  Kunstseide  er¬ 
zeugen  und  gewillt  wären,  mit  Holland  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  treten.  (A.  E.  717.) 

Rotverschnittwein.  Ein  Importhaus  in  Metz  wünscht 
Offerte,  Bezugsbedingungen  und  Musterproben  von  13- 
bis  I4grädigen  Rotverschnittweinen.  (A.  E.  716.) 

Geschäftsverbindung  mit  Russisch-Polen.  Ein  gut 

empfohlener  Agent  in  Lublin  bietet  sich  österreichischen 
Häusern  als  Vertreter  an,  welche  den  Wunsch  hegen,  mit 
Lublin  und  dem  benachbarten  Gebiete  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  kommen.  (A.  E.  715.) 

Lederhandschuhe.  Eine  Agenturfirma  in  Amsterdam 
interessiert  sich  für  die  Übernahme  der  Vertretung  einer 
österreichischen  Lederhandschuhfabrik,  welche  für  den 
Export  eingerichtet  und  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenz¬ 
fähig  ist.  (A.  E.  714.) 

Seidenwaren  aller  Art.  Ein  österreichischer  Kauf¬ 
mann,  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  der  seit  mehr  als  20  Jahren 
Skandinavien  bereist,  dortselbst  seine  Subvertreter  hat 
und  bei  der  kaufkräftigen  erstklassigen  Kundschaft  gut 


eingeführt  ist,  berichtet,  daß  in  den  skandinavischen 
Ländern  infolge  des  Ausfuhrverbotes  von  Textilien  aus 
V  olle  und  Baumwolle  aus  den  Erzeugungsländern,  gegen¬ 
wärtig  große  Nachfrage  nach  Ersatzstoffen  besteht,  und 
daher  Seidenwaren  österreichischer  Provenienz  ein  gutes 
Absatzfeld  finden  könnten,  österreichische  Fabrikanten 
der  Seidenwarenbranche  werden  hiermit  auf  diese 
günstige  Absatzchance  aufmerksam  gemacht  und  einge¬ 
laden,  sich  mit  dem  betreffenden  Vertreter,  dessen 
Adresse  im  Bureau  der  Sektion  erhältlich  ist,  ins  Ein¬ 
vernehmen  zu  setzen.  (A.  E.  713.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  71 1.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 


Pitteilungen  öee  ©ften-eirfjifrii-ptfrifdjen  Sektion.'; 

Vorstandssitzung  und  Vollversammlung. 


und  Vollversammlung.  Am 

22.  März  1916,  5  Uhr  nachmittags,  findet  im  Ver¬ 
handlungssaale  I  der  niederösterreichi¬ 
schen  Handels-  und  G  e  w  e  r  b  e  k  a  m  m  e  r, 
I.  Stubenring  8,  eine  Vorstandssitzung  der  Sektion  statt. 
An  dieselbe  schließt  sich  (im  großen  Sitzungs¬ 
saale  der  niederösterreichischen  H  a  n- 
ü  e  1  s-  und  Gewerbekammer)  eine  Vollversamm¬ 
lung  der  Sektion;  auf  der  Tagesordnung  steht  ein  Vor¬ 
trag  des  Chefs  der  k.  u.  k.  Warenverkehrszentrale  für 
das  österreichisch-ungarische  Okkupationsgebiet  in  Rus- 
sich-Polen,  k.  u.  k.  Oberleutnant  Ingenieur  Leon  Göbel 
über  „Die  wirtschaftliche  Verwaltung 
Russisch-Polen  s“.  (4223/E.) 

Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau.  Am  5.  März  1.  J. 
wird  der  Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau  eröffnet.  Zugelassen 
werden  nur  vollständig  frankierte,  offene  Briefsendungen 
aller  Art,  und  zwar  sowohl  gewöhnliche  als  auch  ein¬ 
geschriebene,  ferner  gewöhnliche  Postanweisungen.  Die 
Briefsendungen  dürfen  nur  in  deutscher  Sprache  ab¬ 
gefaßt  sein,  keinerlei  Mitteilungen  über  militärische  An¬ 
gelegenheiten  enthalten  und  müssen  die  genaue  Bezeich¬ 
nung  des  Absenders  tragen.  (Auf  den  Postanweisungs¬ 
abschnitten  sind  Mitteilungen,  wie  dermalen  überhaupt 
im  Auslandsverkehr,  unzulässig.)  Die  Versendungs¬ 
bedingungen  und  Gebührenansätze  sind  dieselben  wie 
im  Wechselverkehr  zwischen  Österreich  und  Deutsch¬ 
land.  Die  Postanweisungen  sind  in  Markwährung  aus¬ 
zustellen  und  dürfen  höchstens  auf  500  M.  lauten.  Sie 
werden  im  Generalgouvernement  Warschau  nach  dem 
festen  Wertverhältnisse  100  Rubel  gleich  150  M.  aus¬ 
gezahlt. 

Am  Postverkehr  nehmen  im  Generalgouvernement 
Warschau  folgende  Postorte  teil:  Alexandrowo,  Bendzin, 
Brzeziny,  Ciechanow,  Czenstochau,  Gostynin,  Grodzisk, 
Grojec,  Kalisch,  Kolo,  Konin,  Kutno,  Lenczyca,  Lipno, 
Lodz,  Lowicz,  Mlawa,  Pabianice,  Plock,  Plonsk,  Przas- 


nysz,  Rawa,  Rypin,  Sieradz,  Sierpe,  Skierniewice,  Slupca, 
Sochaczew,  Sosnowice,  Tomaszow  (Kr.  Brzeziny), 
Turek,  Wielun,  Wloclawek,  Zdunska,  Wola,  außerdem 
die  Orte  aller  Kreise,  in  denen  diese  Postorte  liegen, 
und  die  Stadt  Warschau  selbst.  Darüber  hinaus  sind 
Postanweisungen  auch  nach  allen  anderen  Orten  im 
Generalgouvernement  Warschau  zulässig.  In  der  Auf¬ 
schrift  der  Sendungen  nach  Landorten  ist  der  Name  des 
zuständigen  Postortes,  bei  dem  die  Sachen  abgeholt 
werden  sollen,  mindestens  aber  der  Name  des  Kreises, 
anzugeben.  Zugestellt  werden  sie  nicht.  (3723/E.) 

Zinsenberechnung.  Laut  Verordnungsblatt  für  das 
Generalgouvernement  vom  15.  Februar  1.  J.  Nr.  22  tritt 
für  die  Verpflichtung  von  Geldforderungen  für  die  Zeit 
vom  1.  August  1914  bis  zum  31.  März  1916  nachstehende 
Vorschrift  in  Kraft: 

Der  Zinssatz  beträgt  7%  Prozent;  ist  er  durch  Vertrag 
oder  sonstiges  Rechtsgeschäft  anderweit  festgesetzt,  so 
hat  es  dabei  sein  Bewenden  (§  2).  Die  Zinsen  sind  für 
die  gesamte  obengenannte  Zeit  zu  entrichten.  Nach  dem 
31.  Juli  1914  fällig  gewordene  Schulden  sind  vom  Tage 
der  Fälligkeit  ab  zu  verzinsen  (§  3).  In  Ansehung  der 
Verpflichtung  zur  Zinszahlung  für  die  übrige  Zeit  hat 
es  bei  dem  sonstigen  Recht  sein  Bewenden  (§  1,  Absatz  2). 
Ebenso  finden  diese  Sondervorschriften  keine  Anwen¬ 
dung  auf  Schulden,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  bereits  erloschen  sind  (§  1,  Absatz  3). 

(3570/E.) 

Reisen  nach  dem  deutschen  Verwaltungsgebiet 
in  Russisch-Polen.  Zu  Reisen  nach  dem  unter  deutscher 
Verwaltung  stehenden  Okkupationsgebiete  von  Russisch- 
Polen  ist  eine  besondere  Bewilligung  notwendig.  Diese 
Bewilligung  wird  auf  Grund  eines  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefertigten  und  mit  der  amtlich  beglaubigten  Photo¬ 
graphie  und  Unterschrift  des  Inhabers  versehenen  Reise- 

*)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels¬ 
museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständ'gen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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passes  in  der  Form  der  Ausstellung  eines  Passierscheines 
durch  den  stellvertretenden  Generalstab  in  Berlin  im 
Einverständnis  mit  dem  Generalgouvernement  in  War¬ 
schau  erteilt,  jedoch  nur  in  den  Ausnahmefällen  ge¬ 
geben,  wenn  es  sich  um  dringende  und  wichtige  Ange¬ 
legenheiten  handelt,  bei  denen  die  persönliche  Anwesen¬ 
heit  des  Reisewerbers  unbedingt  erforderlich 
erscheint.  Die  Passierscheine  unterliegen  einer  Taxe 
von  3  M.  für  je  eine  Woche  der  bewilligten  Gültigkeits¬ 
dauer.  Die  Bewerbung  darum  hat  mittels  schriftlicher 
Gesuche  zu  erfolgen,  die  genaue  Angabe  über  1.  die 
Paßdaten,  2.  das  Reiseziel  (unter  namentlicher  An¬ 
führung  aller  Orte,  an  denen  Aufenthalt  genommen 
werden  soll),  3.  den  Reiseweg,  4 •  den  Reisezweck  und 
5.  die  beabsichtigte  Dauer  der  Reise  enthalten  und  be¬ 
sonders  alle  für  die  Prüfung  der  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  belangreichen  Umstände  mit  voller 
Deutlichkeit  erkennen  lassen  müssen.  Der  Paß  selbst 
braucht  nicht  beigegeben  zu  werden,  es  muß  aber  die 
Richtigkeit  der  Angaben  in  dem  Gesuche  über  seine 
Daten  amtlich  bestätigt  sein. 

Die  Vermittlung  der  Gesuche  hat  das  k.  u.  k.  Mini¬ 
sterium  des  Äußern  übernommen,  das  sie  im  Interesse 
der  Vereinfachung  des  Verfahrens  im  Wege  seines  Ver¬ 
treters  in  Warschau  der  Paßzentrale  des  kaiserlichen 
Generalgouvernements  in  Warschau  zur  weiteren  Er¬ 
ledigung  zukommen  lassen  wird.  Da  jedoch  eine  Inter¬ 
vention  des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußern  nur  in 
jenen  Fällen  Platz  greifen  kann,  in  denen  in  bezug  auf 
die  Dringlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Reise  die  Vor¬ 
aussetzungen  für  die  Erteilung  der  Bewilligung  durch 
das  Generalgouvernement  gegeben  sind,  dürfen  Reise¬ 
ansuchen  nicht  mehr  wie  bisher  beim  Ministerium  des 
Äußern  eingebracht  werden ;  diese  Eingaben  werden  nach 
vorheriger  Begutachtung  auf  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  dem  k.  u.  k.  Ministerium  des 
Äußern  auf  das  nach  dem  Reisezweck  in  Betracht 
kommende  k.  k.  Fachministerium  übermittelt. 

Die  Gesuche  um  die  Erteilung  der  Reisebewilligung 
nach  dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  von 
Russisch-Polen  sind  demnach  von  den  Erlaubniswerbern 
bei  der  politischen  Bezirks-,  beziehungsweise  landes¬ 
fürstlichen  Polizeibehörde  ihres  Aufenthaltsortes  ein¬ 
zubringen  ;  diese  Stellen  wurden  angewiesen,  die  Gesuche 
nach  Erhebung  über  die  Verläßlichkeit  des  Gesuch¬ 
stellers  und  die  Stichhältigkeit  seiner  Angaben  mit  einem 
Anträge  über  die  Berücksichtigungswürdigkeit  des  An¬ 
suchens  an  die  politische  Landesbehörde  behufs  Weiter¬ 
leitung  an  die  betreffenden  Fachministerien  vorzulegen. 

(2678/E.) 


oder  durch  den  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  zu¬ 
rückgeschickt,  im  Falle  der  Genehmigung  der  Reise  wird 
der  besondere  Ausweis  behufs  Ausfolgung  an  den  Be¬ 
werber  angeschlossen. 


Reisen  aus  dem  österreichisch-ungarischen  nach 
dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  deutsche  Okkupationsgebiet 
wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  der  besondere  Ausweis. 

Ad  1.  Die  von  den  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischen 
Kommandos  gemäß  der  Verordnung  des  Armeeober¬ 
kommandanten  vom  25.  August  1915»  Nr.  35  V--B1.,  aus¬ 
gestellten  Reisepässe  werden  vom  kaiserlich  deutschen 
Generalgouvernement  als  zureichend  anerkannt. 

Ad  2.  Der  besondere  Ausweis  wird  ausgestellt  von  der 
Paßzentrale  des  Generalgouvernements  Warschau. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  der  Reisepaß  unter  genauer 
Angabe  des  Zweckes  und  der  Dauer  der  Reise  an  den 
dem  Generalgouvernement  Warschau  zugeteilten  Ver¬ 
treter  des  österreichisch-ungarischen  Armeeober¬ 
kommandos  zu  senden. 

Der  Reisepaß  wird  sodann  an  die  übersendende  Stelle 
unmittelbar  von  der  kaiserlich  deutschen  Paßzentrale 


Reisen  aus  dem  kaiserlich  deutschen  nach  dem 
österreichisch-ungarischen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  österreichisch-ungarische 
Okkupationsgebiet  wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  das  Visum  des  Reisepasses. 

Ad  1.  Die  von  den  kaiserlich  deutschen  Kommandos 
oder  Behörden  gemäß  den  derzeit  geltenden  \  orschriften 
ausgestellten  Reisepässe  werden  als  zureichend  an¬ 
erkannt. 

Ad  2.  Das  Visum  wird  ausgestellt  vom  Armeeober¬ 
kommando  selbst  oder  einer  seiner  Paßvidierungsstellen 
in  Szczakowa,  Krakau,  Rozwadow  oder  Lemberg  oder 
von  den  dem  Generalgouvernement  Warschau  zuge¬ 
teilten  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  oder  vom 
k.  u.  k.  Kriegsministerium.  Zur  Erwirkung  des  Visums 
ist  der  Reisepaß  an  eine  der  bezeichneten  Stellen  zu 
senden.  Hierbei  ist  neben  den  im  Reisepaß  ohnehin  ent¬ 
haltenen  Angaben  auch  das  Ziel,  der  Zweck  und  die 
Dauer  der  Reise  anzugeben. 

Der  Reisepaß  wird  nach  allfälliger  Beisetzung  des 
Visums  von  der  k.  u.  k.  Stelle,  bei  der  die  Vidierung 
erbeten  wurde,  an  die  übersendende  Stelle  zurück¬ 
geschickt.  (3833/E.) 

Gerichtsbarkeit  im  Generalgouvernement  War¬ 
schau.  Der  Präsident  des  kaiserlich  deutschen  Ober¬ 
gerichts  bei  dem  Generalgouvernement  Warschau  be¬ 
richtete  an  den  „Verband  zur  Sicherung  deutscher  For 
derungen  an  das  feindliche  Ausland“'  in  Barmen  wie 
folgt: 

In  den  von  den  deutschen  Truppen  besetzten 
Teilen  Russisch-Polens  ist  die  deutsche  Gerichtsbarkeit 
in  vollem  Umfange  aufgenommen.  Das  Verfahren  ent¬ 
spricht  dem  vor  den  Gerichten  in  Deutschland,  An¬ 
waltszwang  besteht  nicht.  Es  findet  das  Mahn-  und 
Klageverfahren  statt.  Auch  Zwangsvollstreckung  wird 
betrieben.  In  Deutschland  ergangene  Urteile  oder  andere 
vollstreckbare  Schuldtitel  werden  ohneweiters  vollstreckt. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  den  Schuldner 
vor  das  zuständige  Gericht  zwecks  Mahnung  laden  zu 
lassen,  da  erfahrungsgemäß  eine  solche  gerichtliche 
Mahnung  genügt,  um  den  Schuldner  zur  Zahlung  zu 
veranlassen.  (3742/E.) 

Protestaufnahme  in  Russisch-Polen.  Zum  Schutze 

der  Wechselgläubiger  im  besetzten  Gebiete  von 
Russisch-Polen  sind  bekanntlich  die  Fristen  zur  Vor¬ 
nahme  einer  Handlung,  deren  es  zur  Ausübung  und 
Erhaltung  des  Wechselrechtes  oder  des  Regreßrechtes  aus 
dem  Scheck  bedarf,  vorläufig  bis  30.  Juni  1916  ver¬ 
längert  worden.  Eine  Verlängerung  dieser  Frist  dürfte  zu 
erwarten  sein.  Die  Wechselgläubiger  sind  daher,  wie  die 
Handelskammer  zu  Berlin  mitteilt,  zurzeit  wohl  be¬ 
rechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  ihre  Wechsel  protestieren 
zu  lassen.  Zur  Aufnahme  der  Proteste  sind  auch  die  Ge¬ 
richtsvollzieher  ermächtigt.  Anträge  auf  Protestaufnahme 
durch  diese  sind  an  den  Präsidenten  des  Obergerichtes 
in  Warschau  zu  richten,  österreichische  Wechsel¬ 
gläubiger  sollten  schon  frühzeitig  auf  Erhebung  des 
Protestes  bedacht  sein,  insbesondere,  wenn  es  sich  um 
Provinzwechsel  handelt.  (365/E.,  2768/E.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (i5-7°°) 


VERANTWORTLICHER  REDAKTEUR:  I»R.  EMIL  LOEW. 


DRUCK  VON  CHRISTOPH  REISSER’S  SÖHNE,  WIEN.  V. 


SEtos  öniibrlsmnscum 


Herausgegeben  von  der  Direktion  des  k.  k.  österr.  Handelsmuseums. 


Bd.  31. 


WIEN,  23.  MÄRZ  1916. 


Nr.  12. 


INHALT. 


Der  Brünner  Handels¬ 
kammerbericht  über 
das  Jahr  1915  ...  161 

Kriegsmaßnahmen  und  Kriegs¬ 
wirkungen: 

Österreich. 

Anmeldung  von  Säcken  .  .164 
Die  Höchstpreise  für 
Schweinefett,  Schweine¬ 
speck  und  Schweine¬ 
fleisch  . 164 

Deutschland. 

Aus-  und  Durchfuhrverbote  165 
Bekanntmachung  über  die 
gewerbliche  Verarbeitung 
von  Rohharz  .  .  .  .165 
Bekanntmachung  über  die 
Einfuhr  von  Käse  .  .  .165 
Bekanntmachung  der  Reichs¬ 
futtermittelstelle,  betreffend 
die  Gerste,  die  von  Bier¬ 
brauereien  über  das  herab¬ 
gesetzte  Gerstenkontingent 
hinaus  bezogen  ist  .  .  .166 

Schweiz. 

Neue  Ausfuhrverbote  .  .  .166 
Lederversorgung  des  Landes  167 
Ausfuhr  von  Schokolade  in 
Postpaketen . x  68 


Schweden. 

Neue  Ausfuhrverbote 


.  168 


Türkei. 

Zollfreie  Einfuhr  von  Be¬ 
darfsartikeln  .  .  .  .  . 
Zollfreiheit  für  Kohle  .  . 


168 

168 


Handel : 

Der  schwedische  Holz¬ 
massemarkt  . 168 

Sibirischer  Rauchwaren¬ 
markt  . 168 

Industrie,  Landwirtschaft: 

Arbeitsmarkt  in  der  Schweiz  169 
Bulgariens  Holzindustrie  .  169 
Die  Lage  der  Viehzucht  in 
Rußland  .......  170 

Bücheranzeigen . 170 

Mitteilungen  der  Allgemeinen 
Exportsektion  des  k.  k. 
österreichischen  Handels¬ 
museums  . 171 

Mitteilungen  der  Österrei¬ 
chisch-Russischen  Sektion  171 


WÖCHENTLICH  EINE  NUMMER. 


NACHDRUCK  NUR  MIT  QUELLENANGABE  »DAS  HANDELSMUSEUM«. 

GESTATTET. 


flrtö  fjntiisrloiinuu’um 

MIT  WOCHENBEILAGE : 

WARENPREISBERICHTE. 


Verlag  des  k.  k.  österr.  Handelsmuseums. 


Verlag  für  Deutschland:  Expositur  des  k.  k.  österr, 
Handelsmuseums  in  München,  Kolbergerstrasse  13 


ABONNEMENTS-BEDINGUNGEN 

für  die  Wochenschrift  samt  Beilagen. 

Für  Österreich-Ungarn;  Jährlich  18  Kronen,  halbjährlich 

9  Kronen. 

Für  Deutschland:  Jährlich  18  Mark,  halbjährlich  g  Mark. 
Für  das  übrige  Ausland :  Jährlich  28'  IO  Francs  =  22  Shill.  6  d., 
halbjährlich  14-05  Francs  —  II  Shill.  j  d. 

Einzelne  Nummern  60  Heller. 


Bezugsanmeldungen  werden  sowohl  im  k.  k.  Handelsministerium 
yF  Postgasse  8),  im  k.  k.  Ackerbauministerium  (I.  Liebiggasse  5. 
sowie  beim  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  (IX.  Berg¬ 
gasse  iß)  entgegengenommen.  Probenummern  stehen  zur  Ver¬ 
fügung. 


Die  Wochenbeilage  »]Var  eilpr  ei  sb  e  ric  hte«  kann  auch 
abgesondert  bezogen  werden,  und  zwar-. 

Für  Österreich-Ungarn ;  Jährlich  Kronen,  halbjährlich 
1  Krone  50  Heller. 

Für  das  Ausland:  Jährlich  4  Kronen,  halbjährlich  2  Kronen 
Einzelne  Nummern  6  Heller. 


DER  BRÜNNER  HANDELSKAMMER¬ 
BERICHT  UBER  DAS  JAHR  1915. 

Die  Brünner  Handels-  und  Gewerbe¬ 
kammer  veröffentlicht  soeben  ihr  Jahrbuch  für  191=5. 
Dem  vom  Kammersekretär  Regierungsrat  Dr.  Robert 
Mayer  verfaßten  allgemeinen  Bericht  entnehmen  wir 
die  nachstehenden  Ausführungen: 

Nach  anderthalb  Jahren  Weltkrieg  steht  die  Wirt¬ 
schaft  unseres  Staates  wie  unseres  Bezirkes  sicher  und 
gefestigt  da. 

Das  Jahr  1915  hat  nicht  die  vielfach  befürchtete  weit- 
1  eichende  Arbeitslosigkeit  gebracht,  vielmehr  war  im 
Gefolge  der  ausreichenden  Beschäftigung  und  des  durch 
Einberufungen  verminderten  Standes  an  männlichen 
Arbeitern  in  den  wichtigsten  Industriezweigen  und  in 
namhaften  Teilen  des  Gewerbes  eher  eine  Not  an  Ar¬ 
beitskräften  zu  verzeichnen.  Organisatorische  Maßnahmen 
der  verschiedensten  Art  haben  eine  rationelle  Wirtschaft 
mit  den  vorhandenen  Vorräten  verbürgt  und  einer  über¬ 
mäßigen  Ausdehnung-  der  Teuerung  vorzubeugen  ver¬ 
sucht.  Geld-  und  Kreditverhältnisse  ruhen  auf  der 
sicheren  Grundlage  eines  normalen,  durch  kein  Mora¬ 
torium  mehr  beengten  Geschäftsverkehres  und  das  glän¬ 
zende  Ergebnis  der  Kriegsanleihen  ist  der  beste  Beweis 
für  unsere  innere  Kraft. 

Wenn  Industrie,  Handel  und  Gewerbe  unseres  Be¬ 
zirkes  den  wirtschaftlichen  Erschütterungen  vollauf 
standgehalten  haben,  so  kann  allerdings  nicht  geleugnet 
werden,  daß  das  Berichtsjahr  für  alle  Erwerbszweige 
ohne  Unterschied  ein  außerordentlich  schwieriges  war. 
Die  fortschreitenden  Einberufungen  haben  gerade  die  im 
besten  und  kräftigsten  Mannesalter  stehenden  Arbeits¬ 
kräfte  den  Betrieben  entzogen  und  die  Einstellung  un¬ 
geübter  Arbeitskräfte  hat  alle  Unternehmungen  wesent¬ 
lich  behindert.  Daß  es  im  weiten  Umfange  möglich  ist, 
Männerarbeit  durch  Frauenarbeit  zu  ersetzen,  hat  das 
Kriegsjahr  einwandfrei  erwiesen.  Beim  Übergang  zur 
Friedenswirtschaft  wird  man  nicht  außer  acht  lassen 
dürfen,  welch  schwere  Bedenken  einer  übermäßigen 
h  rauenarbeit  vom  höheren  Standpunkte  der  Volksgesund¬ 
heit  und  Volkserhaltung  entgegenstehen.  Die  unvermeid¬ 
lichen  Störungen  im  Bahn-  und  Postverkehr  haben  sich 
vielfach  als  Hemmnis  in  der  Produktion  empfindlich 
geltend  gemacht.  Der  Mangel  an  wichtigen  Roh-  und 
Hilfsstoffen  zwang  zur  Einstellung  von  Surrogaten, 
zur  Verwendung  neuer  Arbeitsprozesse  und  unsere  In¬ 
dustrie  wie  unsere  Technik  haben  in  ihrer  Anpassungs¬ 
fähigkeit  an  die  geänderten  V erhältnisse  einen  vollen 
Bew’eis  ihrer  besonderen  Tüchtigkeit  geliefert.  Neben 
vorübergehenden  Auskunftsmitteln,  welche  dem  augen¬ 
blicklichen  Mangel  abhelfen  sollten,  hat  das  Kriegsjahr 
große  und  kleine  Erfindungen  der  verschiedensten  Art 
gezeitigt,  die  uns  nicht  nur  vom  Auslande  unabhängig 
machen,  sondern  auch  von  rein  wirtschaftlichem  Stand¬ 
punkte  einen  dauernden  Fortschritt  darstellen.  Der 
größte  Teil  unserer  Industrie  und  unseres  Gewerbes  war 
in  der  Lage,  durch  den  raschen  Übergang"  von  der  ge¬ 
wohnten  Friedensarbeit  zur  ausschließlichen  oder  vor¬ 
zugsweisen  Befriedigung  der  Heeresbedürfnisse  nicht 
nur  die  Betriebe  im  Gange  zu  erhalten,  und  damit  der 
Arbeiterschaft  Beschäftigung  zu  bieten,  sondern  auch 
wesentlichen  Zwecken  der  Heeresverwaltung  zu  dienen. 
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Für  namhafte  Teile  unserer  Industrie  wird  das  finan¬ 
zielle  Ergebnis  des  Jahres  19*5  freilich  davon  abhängig 
sein,  inwieweit  es  gelingen  wird,  die  Außenstände  im 
feindlichen  Auslande  sowie  in  den  seinerzeit  vom  Kriege 
unmittelbar  betroffenen  Gebieten  zu  realisieren. 

Die  Brünner  Wollindustrie  hat  im  allergrößten 
Umfange  Lieferungen  für  den  Heeresbedarf  ausgeführt. 
Das  Kommerzgeschäft  ist  demgegenüber  fast  völlig  in 
den  Hintergrund  getreten,  insbesondere  seit  behördliche 
Verarbeitungsbeschränkungen  die  \  erwendung  von 
Wolle  zu  anderen  als  Lieferungszwecken  untersagten. 

Auch  die  Baum  wo  11-  und  Leinenindustrie 
waren  zum  größten  \  eil  mit  Aufträgen  für  die  Heeres¬ 
verwaltung  beschäftigt.  Tiefgreifende  behördliche  Be¬ 
schränkungen  haben  auch  hier  die  Fabrikation  beeinflußt 
und  der  Mangel  wichtiger  Hilfsstoffe  veranlaßte  grund¬ 
legende  Änderungen  in  der  Technik  der  Erzeugung. 

Selbst  die  Seidenindustrie  hat  nicht  unbe¬ 
deutende  Militärlieferungen  ausgeführt.  Die  enormen 
Preisschwankungen  innerhalb  der  einzelnen  Rohstoffe 
der  Textilindustrie  haben  auffallende  Verschiebungen 
des  Konsums  gezeitigt  und  es  verdient  aus  den  Einzel¬ 
berichten  festgehalten  zu  werden,  wie  angesichts  des 
Steigens  der  Woll-  und  Baumwollpreise  die  Nachfrage 
sich  in  erhöhtem  Maße  zuerst  Leinenwaren,  dann  Seiden¬ 
waren  zugewendet  hat. 

Mit  Ausnahme  einzelner  schlecht  beschäftigter  Spe¬ 
zialindustrien,  wie  der  Spitzen-  und  V  o  r  h  a  11  g- 
erzeug  u  n  g,  der  Posamentenfabrikation  u.  dgl.  ver- 
zeichnete  die  Textilindustrie  im  allgemeinen,  namentlich 
seit  der  glücklichen  Wendung  der  Ereignisse  auf  dem 
russischen  Kriegsschauplätze  im  Frühjahr  1915»  e*n 
lebhaftes  Steigen  der  Nachfrage,  welche  —  eine  Er¬ 
fahrungstatsache  —  durch  die  weitere  Preiserhöhung 
der  wichtigsten  Artikel  keine  Verringerung,  sondern  so¬ 
wohl  seitens  des  Handels  als  auch  seitens  der  bemittelten 
Käuferschichten  eine  wesentliche  Vermehrung  eifuhr. 
Auch  nach  den  okkupierten  Gebieten  Russisch-Polens 
entwickelte  sich  ein  lebhaftes  Geschäft,  das  freilich  seit 
der  Einhebung  von  Zöllen  eine  wesentliche  \  erminderung 
erfuhr. 

Aus  naheliegenden  Gründen  ist  der  Bedarf  an  Herren¬ 
ware,  mit  Ausnahme  der  im  Feld  benötigten  Bekleidungs¬ 
artikel,  stark  zurückgegangen,  während  nach  Damenware 
meist  ein  annähernd  normaler,  in  einzelnen  Sorten  sogar 
ein  gesteigerter  Bedarf  zu  verzeichnen  war,  eine  Tat¬ 
sache,  die  außer  mit  Kriegsgewinnen,  vielfach  damit  er 
klärt  wird,  daß  im  Mittelstände  zahlreiche  Familien  von 
Offizieren,  öffentlichen  Beamten  und  Angestellten  durch 
die  im  Felde  nicht  verwendeten  Gehalte  der  zum  Kriegs¬ 
dienst  Einberufenen  eine  unerwartete  Aufbesserung  ihres 
normalen  Einkommens  erfuhren  und  daß  insbesondere 
in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  die  Kaufkraft  des 
Unterhaltsbeitrages  auch  noch  die  Anschaffung  anderer 
als  der  dringendsten  Bedarfsartikel  gestattete. 


Eine  gemeinsame  Erscheinung  der 


gesamten 


Textil- 
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industrie,  aber  auch  zahlreicher  anderer  Erwerbszweige, 
ist  auch  die  Beseitigung  der  im  Frieden  üblichen  Miß¬ 
bräuche  auf  dem  Gebiete  des  Zahlungs-  und  Lieferungs¬ 
wesens.  Den  Bestrebungen,  nunmehr  endgültige  Ordnung 
zu  schaffen,  kann  im  allgemeinen  wirtschaftlichen  Inter¬ 
esse  nur  der  beste  Erfolg  gewünscht  werden. 

Den  Eisen  verarbeitenden  Industrien, 
vor  allem  der  Maschinenindustrie,  boten 
Heeresaufträge  während  des  ganzen  Jahres  fast  aus- 
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nahmslos  reichliche  Beschäftigung.  Die  Erzeugung  von 
Dampfkesseln  hat  gegen  das  Vorjahr  wesentlich  zuge¬ 
nommen,  während  die  Produktion  an  Kolbendampf¬ 
maschinen,  Turbinen  und  Motoren  im  Zusammenhang 
mit  den  geringeren  Investitionen  der  meisten  Industrien 
einen  Rückgang  aufweist.  Die  W  aggonindustrie 


war  mit  großen  Aufträgen  der  staatlichen  Verwaltung 
vollauf  versorgt. 

Die  Erzeugung  der  Bierbrauereien  war  eine 
stark  verminderte.  Die  geschäftlichen  Ergebnisse  waren 
zufriedenstellende,  insoweit  der  Mehrerlös  der  mit  der 
Malzerzeugung  verbundenen  Betriebe  sowie  allenfalls 
der  Verkauf  von  Gerstenbeständen  Ersatz  für  den  Ent¬ 
fall  des  normalen  Geschäftes  boten. 

Die  M  a  1  z  i  11  du  s  t  r  i  e  mußte  die  Kampagne  191 4/i5 
im  Durchschnitt  auf  etwa  sechs  Monate  beschränken. 
Die  Erzeugung  ist  um  die  Hälfte  zurückgegangen ;  die 
Ausfuhr  verringerte  sich  auf  etwa  60  Prozent  des  Nor¬ 
malen.  Trotzdem  dürften  die  meisten  Unternehmungen 
günstig  abgeschlossen  haben,  da  die  Malzpreise  eine  sehr 
erhebliche  Höhe  erreichten  und  viele  Unternehmungen 
auch  beim  Verkaufe  der  billiger  angeschafften  Gerste 
angesichts  der  hohen  Requisitionspreise  Gewinne 
zielten. 

Für  die  Mühlenindustrie  hat  das  Jahr  1915 
eine  grundlegende  Änderung  ihrer  gesamten  Produktions¬ 
bedingungen,  vor  allem  aber  des  geschäftlichen  \  er- 
kehres  gebracht.  Auch  die  großen  Handelsmühlen  sind 
im  Gefolge  der  staatlichen  Maßnahmen,  namentlich  der 
Einführung  des  Getreidehandelsmonopols  zu  Lohnmühlen 
geworden,  die  sich  jeder  selbständigen  Betätigung  im 
Einkäufe  zu  enthalten  hatten  und  mit  dem  behördlich 
festgesetzten  Mahllohn  ihr  Auslangen  finden  mußten. 
Die  Betriebsführung  und  Beschäftigung  war  infolge  der 
ungleichmäßigen  Zuteilungen  und  der  oft  unvermeid¬ 
lichen  Störungen  in  der  Zufuhr  des  Mahlgutes  vielfach 
unterbrochen.  Als  Vorteil  der  Neuordnung  auch  vom 
geschäftlichen  Standpunkte  kann  lediglich  betrachtet 
werden,  daß  der  Konkurrenzkampf  völlig  aufgehört  hat 
und  auch  Verluste  ausgeschlossen  waren,  da  vorherige 
Bezahlung  im  Verkehre  mit  den  Abnehmern  geradezu 
die  Regel  bildete. 

Außerordentlich  schlecht  hat  der  G  e  t  r  e  i  d  e  h  a  n  d  e  1 
abgeschnitten,  welchem  jede  Betätigungsmöglichkeit  in 
den  wichtigsten  Artikeln  entzogen  war. 

Für  die  Zuckerindustrie  hat  die  Kampagne 
1914/15  im  allgemeinen  einen  befriedigenden  Verlauf 
genommen.  Auch  die  finanziellen  Ergebnisse  waren 
günstig,  da  der  Rohzuckerpreis  sich  ständig  erhöhte,  der 
Bedarf  an  Raffinade  eine  unerwartete  Zunahme  ver- 
zeichnete,  aber  auch  der  Verbrauch  von  Rohzucker  zu 
Futterzwecken  sowie  zur  industriellen  Verwertung  außer¬ 
ordentlich  zugenommen  hat.  Die  neue  Kampagne  be¬ 
gegnete  im  Hinblick  auf  die  1  ransportverhältnisse,  den 
Mangel  an  Arbeitskräften  sowie  die  schlechte  Witterung 
den  allergrößten  Schwierigkeiten  und  konnte  nur  mit 
Aufbietung  aller  Kräfte  zu  Ende  geführt  werden.  Viel¬ 
fach  haben  die  Unternehmungen  sich  genötigt  gesehen, 
die  Kampagne  vorzeitig  abzubrechen.  Der  Ausfall  an 
Zuckererzeugung  infolge  aller  dieser  Umstände  und  des 
geringen  Zuckergehaltes  der  Rühe  wird  auf  etwa  cm 
Drittel  normaler  Jahre  geschätzt. 

Die  Förderung  an  Stein-  und  Braunkohle  ist 
ungeachtet  der  stürmischen  Nachfrage,  mit  Rücksicht 
auf  die  Schwierigkeiten  der  Produktion,  etwas  zurück¬ 
gegangen. 

Die  Lederindustrie  hat  sowohl  hinsichtlich  der 
Herstellung  von  Sohlen-  als  von  Oberleder  durch  Über¬ 
windung  der  mannigfachen  Schwierigkeiten  in  der  Pro¬ 
duktion  wie  durch  ihre  Anpassung  an  die  Erfordernisse 
der  Heeresverwaltung  neuerlich  ihre  volle  Leistungs¬ 
fähigkeit  erwiesen.  Die  finanziellen  Ergebnisse  sind  sehr 
befriedigende. 

Außerordentlich  wurde  durch  den  Krieg  die  G 1  a  s- 
industrie  getroffen.  Der  Export,  sonst  das  Rückgrat 
dieser  Industrie,  war  völlig  lahmgelegt,  lediglich  im 
Verkehr  mit  Deutschland  zeigte  sich  ein  kleiner  Zu¬ 
wachs  in  der  Ausfuhr.  Erst  im  zweiten  Halbjahr  trat 
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eine  lebhafte  Nachfrage  insbesondere  nach  Artikeln  des 
Massenbedarfes  und  nach  Tafelglas  für  Baracken  und 
den  Wiederaufbau  der  zerstörten  Ortschaften  Galiziens 
ein,  der  nur  zum  Teil  entsprochen  werden  konnte.  Die 


Einführung  mechanischer  Tafelglasmaschinen  nach 
System  Fourcault  mag  als  namhafter  technischer  Fort¬ 
schritt  hier  verzeichnet  werden. 

Die  Z  ii  n  d  Warenindustrie  war  in  der  Lage, 
die  sehr  bedeutenden,  im  Export  nicht  verwendeten 
Mengen  dem  Inlandsmarkte  zur  Verfügung  zu  stellen, 

für  die 


welcher  angesichts  der  gesteigerten 


Nachfrage 


aufnahmsfähig  erwies. 


Armee  im  Felde  sich  als  sehr 
Auch  die  Ausfuhr  nach  den  okkupierten  Gebieten  war 
stellenweise  eine  recht  lebhafte.  Für  das  Ergebnis  dieser 
wie  anderer  Exportindustrien  kommt  den  Außenständen 
im  Auslande  die  entscheidende  Bedeutung  zu. 

Zu  den  schwer  geschädigten  Industrien  zählt  vor 
allem  die  Bugholzindustrie,  welcher  Heeresliefe¬ 
rungen  nur  teilweise  Ersatz  für  den  Entgang  an  Ausfuhr 
schaffen  konnten. 

Die  Emailgeschirrindustrie  war  in  weitem 
Umfange  mit  der  Ausführung  von  Militärlieferungen 
beschäftigt.  Der  internationale  Verband  dieser  hervor 
ragenden  Exportindustrie  ist  im  Kriege  provisorisch 
verlängert  worden. 

Für  die  Tonwarenindustrie  brachte  die 
schlechte  Lage  der  Baugewerbe  einen  wesentlichen  Ent¬ 
fall  im  Absatz  sanitärer  Spülwaren.  Sehr  lebhaft  war 
dagegen  die  Nachfrage  der  Eisengießereien  und  Ma¬ 
schinenfabriken  nach  Schamotteziegeln.  Auch  Gedenk¬ 
artikel  mit  den  Bildnissen  der  Feldherren  boten  einige 
Beschäftigung.  Der  Mangel  wichtiger  Hilfsstoffe  zwang 
zu  einschneidenden  Änderungen  in  der  Fabrikation,  na¬ 
mentlich  bei  der  Herstellung  der  Glasuren. 

Für  Kleingewerbe  und  Kleinhandel  war 
das  Jahr  1 9 1 5  ein  schwieriges.  Die  mit  sehr  bedeutenden 
Heeresaufträgen  betrauten  Konfektionsgewerbe, 
namentlich  die  Schneider-,  Schuhmacher-,  Sattler-  und 
Tapezierergewerbe,  hatten  oft  Not  an  Arbeitskräften. 
Die  Beschaffung  der  erforderlichen  Rohstoffe  und  Hilfs¬ 
materialien  stieß  auf  große  Hindernisse.  Dauernd  un¬ 
günstig  blieb  die  Lage  der  Baugewerbe,  welchen 
nur  hie  und  da  Barackenbauten  Arbeit  boten  und  die 
Verhältnisse  der  meisten  Luxusgewerbe. 

Der  Handel  hat  nur  zum  Teil  günstig  abgeschnitten. 
Die  ständigen  Preisschwankungen  der  wichtigsten  Ar¬ 
tikel,  die  Preissatzungen  der  Behörden  und  die  dadurch 
hervorgerufene  Unsicherheit  störten  das  Geschäft  und 
große  Grupen  des  Handels  und  insbesondere  die  Agenten 
sind  durch  die  behördlichen  Organisationen  auf  dem  Ge¬ 
biete  der  Approvisionierung  sowie  der  Materialversorgung 
von  ihrem  gewohnten  Erwerbe  völlig  ausgeschaltet 
worden.  Der  Handel  erwartet  mit  Recht  seine  vermehrte 
Heranziehung  bei  den  organisatorischen  Maßnahmen  der 
Regierung,  umsomehr,  als  bei  Überführung  zur  Friedens¬ 
wirtschaft  ein  ausgebreiteter,  leistungsfähiger  und  ver¬ 
trauenswürdiger  Handel  mehr  als  je  von  nöten  sein  wird. 

Im  Laufe  des  Krieges  sind  Zentralen  der  ver¬ 
schiedensten  Art,  die  Woll-,  Baumwoll-,  Metall-, 
Leder-,  Gerste-,  Spiritus-,  Zucker-,  Mais-,  Melasse-, 
buttermittelzentrale  u.  a.  geschaffen  worden.  Die  ge¬ 
samte  Getreide-  und  Mehlversorgung  wurde  in  die  Hand 
:1er  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  gelegt.  Auf  unzähligen 
Gebieten  des  wirtschaftlichen  Lebens  hinsichtlich  der 
Versorgung  mit  Roh-  und  Hilfsstoffen  aller  Art  bis  zu 
den  scheinbar  geringfügigen  Vorsorgen  des  Einsammelns 
von  I  raubenkernen  u.  ä.  hat  die  Regierung  meist  in  sehr 
dankenswertem  Einvernehmen  mit  den  Vertretern  der 
besonders  interessierten  Handelskammern  und  der  be¬ 
teiligten  Erwerbszweige  regelnd  eingegriffen.  Daß  es 
hierbei  nicht  ohne  Schwierigkeiten  abgegangen  ist,  daß 
das  Zusammenarbeiten  der  vielen  in  Betracht  kommenden 


Kompetenzen  Hindernisse  bereiten  mußte,  liegt  auf  der 
Hand.  Einer  allzu  scharfen  Kritik  dieser  Maßnahmen 
muß  wohl  billigerweise  entgegengehalten  werden,  daß 
es  sich  bei  den  Vorkehrungen  der  Regierung  vielfach 
um  ganz  neue  Probleme  handelte,  welche  den  amtlichen 
Stellen  ein  bisher  unbetretenes  Aufgabengebiet  erüffneten 
und  daß  die  Voraussetzungen  für  ein  zielbewußtes  rasches 
Einschreiten  schon  infolge  des  staatsrechtlichen  Gefüges 
unserer  Monarchie  bei  uns  nicht  so  günstig  liegen,  wde 
in  dem  befreundeten  Deutschland. 

Gestützt  auf  unsere  militärischen  Erfolge  und  die  feste 
erprobte  Widerstandskraft  und  Leistungsfähigkeit  unserer 
V  irtschaft  sehen  wir  dem  Ausgange  des  Krieges  mit 
Ruhe  entgegen.  Der  Krieg  hat  die  Bedeutung  einer  lei¬ 
stungsfähigen  Industrie,  eines  pflichtbewußten  Gewerbes 
jedermann  vor  Augen  geführt  und  ein  namhafter  Teil 
unserer  militärischen  Erfolge  war  durch  die  Anpassungs¬ 
fähigkeit  unseres  Gewerbefleißes,  durch  die  Tüchtigkeit 
unserer  Techniker  und  Chemiker  bedingt.  Der  Krieg  hat 
auch  mehr  als  je  die  Bedeutung  einer  leistungsfähigen, 
den  eigenen  Konsum  befriedigenden  Landwirtschaft  ge¬ 
zeigt,  neuerlich  aber  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  auf 
die  Rückständigkeit  eines  großen  Teiles  unserer  landwirt¬ 
schaftlichen  Betriebe  und  auf  die  relativ  geringen  Er¬ 
träge  unseres  Bodens  gelenkt.  Es  wäre  zu  hoffen  und 
zu  wünschen,  daß  unsere  Agrarpolitik  aus  der  Vergangen¬ 
heit  und  aus  den  Erfahrungen  des  Krieges  belehrt,  neue 
Wege  sucht,  um  die  Erträgnisse  unserer  Landw'irtschaft 
auf  das  Niveau  der  übrigen  Kulturländer  zu  heben.  In¬ 
dustrie,  Handel  und  Gewerbe,  wie  die  breitesten 
Schichten  haben  vollen  Anlaß,  die  Landwirtschaft  in 
diesem  Streben  mit  allen  Kräften  zu  unterstützen. 

Ernste  finanzielle  Probleme,  die  Regelung  der  Valuta, 
die  Aufbringung  der  Kriegslasten  harren  unser  in  der 
nächsten  Zukunft.  Industrie,  Handel  und  Gewerbe  müssen 
verlangen,  daß  die  Lasten  auf  alle  Schultern  nach  ihrer 
Leistungsfähigkeit  gleichmäßig  verteilt  werden.  Der 
tibergang  zur  Friedenswirtschaft  wird  Volk  und  Regie¬ 
rung  vor  neue  Aufgaben  stellen.  Unsere  Handelspolitik 
soll  in  neue  Bahnen  gelenkt  werden,  der  Ausgleich  mit 
Ungarn,  die  Frage  einer  wirtschaftlichen  Annäherung 
an  Deutschland  sowde  die  großen  Fragen  des  internatio¬ 
nalen  Handelsverkehres  werden  ihre  Lösung  erheischen. 
Die  erwerbenden  Stände,  deren  Leistungsfähigkeit  und 
finanzielle  Tragkraft  in  hervorragendem  Maße  zu  einem 
glücklichen  Ausgange  des  Krieges  beitragen,  dürfen  wohl 
erwarten,  daß  die  Regierung  nicht  nur  bei  den  seiner¬ 
zeitigen  Friedensverhandlungen  den  wirtschaftlichen 
Interessen  unserer  Reichshälfte  Rechnung  trägt,  sondern 
auch  bei  der  Lösung  der  großen  bevorstehenden  wirt¬ 
schaftlichen  Fragen  ihre  Stimmen  hört  und  beachtet. 

An  den  allgemeinen  Teil  schließt  sich  eine  Statistik 
über  Arbeitsmarkt  und  Arbeitsvermitt- 
1  u  n  g.  Aus  den  Erhebungen  der  Briinner  Kammer, 
welche  Industriebetriebe  mit  einer  Gesamtzahl  von 
normal  73.000  Arbeitern  erfaßten,  geht  hervor,  daß  die 
Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter  bei  Kriegsbeginn  auf 
etwas  über  43.000  gesunken  ist.  In  den  ersten  Monaten 
des  Jahres  1915  erhöhte  sich  die  Zahl  auf  56.000  bis 
57.000,  um  nach  einer  Abschwächung  in  den  Sommer¬ 
monaten  gegen  Ende  des  Jahres  mit  55.000  zu  schließen. 
Von  Interesse  ist  die  Zusammensetzung  der  Arbeiter¬ 
schaft  nach  dem  Geschlecht.  Im  Frieden  waren  von 
73.000  Arbeitern  50.000  männliche  und  23.000  weibliche 
beschäftigt;  Ende  Dezember  1915  stellt  sich  das  Verhältnis 
auf  34.000  Männer  und  21.000  Frauen.  Die  Zahl  der 
männlichen  Arbeitskräfte  hat  sonach  um  16.000,  jene 
der  weiblichen  bloß  um  2000  abgenommen. 

Der  spezielle  Teil  behandelt  in  ausführlicher 
We  ise  sämtliche  Industriezweige,  den  Handel,  das  Ge¬ 
werbe  sowie  die  Banken  und  Kreditinstitute.  Über  die 
Preisbewegung  auf  den  Lebensmittel- 
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markten  in  Brünn  sowie  die  behördlichen 
Höchstpreise  im  Klein-  und  Großhandel  gibt  eine 
Reihe  von  Tabellen  Auskunft.  In  der  Ausarbeitung  dieser 
Berichte  haben  sich  die  Herren  II.  Sekretär  Dr.  Ernst 
Lieblich,  der  den  Anhang  „Systematische  Übersicht 
über  die  Wirtschaftsgesetzgebung  im  Jahr  1915“  ver¬ 
faßte  sowie  Kammerkonsulent  Dr.  Hugo  Brat  mann 
beteiligt. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 


Österreich. 


Anmeldung  von  Säcken.  Eine  Verordnung  des 
Handelsministers  und  Ackerbauministers  vom  1 4.  März  1916 
verfügt : 

Gegenstand  der  Anmeldung.  §  1.  Der  Anmelde¬ 
pflicht  (§  2)  unterliegen: 

Neue  sowie  gebrauchte  Säcke  für  Getreide,  Mehl, 
Kleie  (Getreideabfälle),  Schafwolle  und  andere  landwirt¬ 
schaftliche  Produkte,  sowie  Zucker,  Zement,  Kunst¬ 
dünger,  Salz,  chemische  Produkte,  Reis,  Kaffee  und 
dergleichen,  soweit  diese  Säcke  aus  Jute,  Hanf,  Flachs 
oder  Baumwolle  erzeugt  sind,  und  zwar  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  die  Säcke  leer,  teilweise  oder  ganz  gefüllt 
sind  und  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Säcke  im  Ge¬ 
brauch  oder  auf  Lager  sich  befinden. 

Zur  Anmeldung  Verpflichtete.  §2.  Zur  Vor¬ 
ratsanmeldung  sind  verpflichtet: 

1.  Personen  oder  Firmen,  die  in  ihren  Betrieben  die 
im  §  1  bezeichneten  Säcke  zur  Verpackung  ihrer  Er¬ 
zeugnisse,  beziehungsweise  zur  Einlagerung  regelmäßig 
verwenden  oder  Waren  in  Säcken  in  Verkehr  bringen, 
wie  Mühlen,  Zucker-,  Kunstdünger-,  Zementfabriken, 
Salzverschleißer  und  dergleichen; 

2.  Personen  oder  Firmen,  welche  sich  mit  dem  Ver¬ 
leihen  von  Säcken  befassen ; 

3.  Personen  oder  Firmen,  die  sich  gewerbsmäßig  mit 
der  Herstellung  und  dem  Verkauf  von  Säcken  befassen 
(Sackkonfektionsanstalten,  Säckehändler) ; 

4.  Landwirte  (Pächter),  landwirtschaftliche  Unter¬ 
nehmungen  (Genossenschaften) ; 

5.  Magazinsunternehmungen,  Lagerhäuser,  Entrepots, 
Fuhrwerksunternehmungen  und  dergleichen. 

Zur  Anmeldung  nicht  Verpflichtete.  §  3. 
Diejenigen,  deren  Sackvorrat  in  allen  Sorten  zusammen 
weniger  als  500  Stück  beträgt,  sind  zur  Anmeldung 
nicht  verpflichtet. 

Betreffs  der  Anmeldung  der  im  Besitze  von  k.  k.  Be¬ 
hörden  und  Ämtern  befindlichen  Vorräte  werden  be 
sondere  Verfügungen  getroffen. 

Termin  und  Art  der  Anmeldung.  §  4.  Wer 
im  Sinne  des  §  2,  beziehungsweise  §  3  dieser  Verord¬ 
nung  zur  Anmeldung  verpflichtet  ist,  hat  die  am 
31.  März  1916  in  seinen  Betrieben  (Wirtschaften)  oder 
Lagerräumen  befindlichen  Mengen  von  den  im  §  1  auf¬ 
gezählten  Säcken  bis  längstens  10.  April  1916  im  Wege 
der  Baumwollzentrale  in  Wien,  1.  Bezirk,  Maria  Theresien- 
straße  32/34,  beim  Handelsministerium  anzuzeigen.  Säcke, 
die  sich  am  31.  März  1916  auf  dem  Transport  be¬ 
finden,  sind  von  dem  Empfänger  unverzüglich  nach  dem 
Eintreffen  der  Sendung  anzuzeigen.  Leere  Säcke,  welche 
zum  Zwecke  der  Aufbewahrung  bei  Spediteuren  ein¬ 
gelagert  sind,  sind  nicht  von  diesen,  sondern  von  den 
V erfügungsberechtigten  anzuzeigen. 

Sackverleiher  (§  2,  Punkt  2)  haben  nicht  nur  die  in 
ihren  Lagerräumen  befindlichen  Mengen,  sondern  auch 
die  verliehenen  Säcke  anzumelden.  Von  Sackverleihern 
entlehnte  Säcke  sind  von  den  Entlehnern  nicht  anzu- 


Rubriken  auf  Grund  der  besonderen,  aus  diesen  Scheinen 
ersichtlichen  Bestimmungen  auszufüllen  sind,  zu  erfolgen. 
Dieselbe  Anzeige  hat  in  gleicher  Weise  nach  dem 
Stande  vom  31.  Mai,  31.  Juli  und  30.  September  1916 
bis  zum  zehnten  Tage  des  darauffolgenden  Monates  zu 
geschehen. 

Die  Evidenzhaltung  der  Vorräte.  §  5.  Wer 
im  Sinne  der  obigen  Bestimmungen  verpflichtet  ist, 
Vorräte  anzumelden,  ist  verpflichtet,  ein  Lagerbuch  oder 
Vormerkungen  zu  führen,  in  denen  der  am  31.  März  1916 
angezeigte  Vorrat  sowie  jeder  Zuwachs  und  jede  Ver¬ 
minderung  der  Vorräte  (durch  \  erkauf,  Verbrauch  etc.) 
ersichtlich  zu  machen  ist.  Wer  erst  in  einem  späteren 
Zeitpunkte  anzeigepflichtig  wird,  hat  mit  der  Führung 
des  Lagerbuches,  beziehungsweise  der  Vormerkungen 
in  diesem  Zeitpunkte  zu  beginnen. 

Schlußbestimmungen.  §  6.  Zur  Sicherung  der 
Einhaltung  der  Bestimmungen  dieser  Verordnung  kann 
das  Handelsministerium  eigene  Kontrollorgane  aufstellen, 
die  zu  allen  von  der  Verordnung  betroffenen  Betrieben 
ederzeit  Zutritt  haben  und  denen  über  Verlangen  Ein¬ 
sicht  in  alle  Geschäftsbücher,  Korrespondenzen  und 
sonstige  Aufschreibungen  zu  gewähren  ist. 

§  7.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  Vereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  werden,  soferne  sie  nicht 
unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fallen,  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 


zeigen. 


Die  Anzeigen  haben  ausschließlich  auf  den  von  der 
Baumwollzentrale  zu  beziehenden  Scheinen,  die  in  allen 


Die  Höchstpreise  für  Schweinefett,  Schweine¬ 
speck  und  Schweinefleisch.  Eine  Verordnung  des 
k.  k.  Statthalters  im  Erzherzogtume  Österreich  unter 
der  Enns  vom  14.  März  1916,  Z.  W — 124/23,  mit 
welchen  Durchführungsbestimmungen  zu  der  Ministerial- 
verordnung  vom  29  November  1915,  R-G.-Bl.  Nr.  34$» 
betreffend  die  Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  Schweine¬ 
fett,  Schweinespeck  und  Schweinefleisch,  für  die  vierte 
Preisperiode  erlassen  werden,  bestimmt : 

§  1.  Bis  einschließlich  31.  März  1916  bleiben  die  in 
den  §§  1  und  3  der  Statthaltereiverordnung  vom  12.  Fe¬ 
bruar  1916,  L.-G.-Bl.  Nr.  17,  festgesetzten  Höchstpreise 
in  Geltung. 

§  2.  Nach  dem  3t.  März  1916  darf  beim  Verkaufe 
von  zugerichtetem  (Tafel-  und  Rückenspeck),  gesalzenem, 
geräuchertem,  papriziertem  und  abgebrühtem  Speck 
sowie  von  anderen  Dessertspecksorten  durch  den  Er¬ 
zeuger  an  Wiederverkäufer  der  Höchstpreis  für  100  kg 
Nettogewicht  bis  auf  weiteres  betragen: 

Kronen 

Für  zugerichteten  (gesalzenen  oder  ungesalzenen)  Speck, 
und  zwar: 

für  Tafelspeck  samt  Schwarte  (sogenannter  Wiener  Schnitt)  5 1 3 

für  Tafelspeck  ohne  Schwarte  (sogenannter  Speckfilz)  .  .  .  54^ 

für  Rückenspeck  .  . . 55^ 

für  gesalzenen  Rohspeck . 5°5 

für  geräucherten  Speck,  uud  zwar  : 
für  geräucherten  Rohspeck  (sogenannten  ungarischen  Land¬ 
speck)  . . . ’  •  '  •  •  •  544 

für  geräucherten  Tafelspeck  samt  Schwarte . 555 

für  geräucherten  Rückenspeck . •  •  600 

für  paprizierten  Speck  (Brot-  oder  Streifenspeck),  und  zwar: 

für  ungeräucherten  Streifenspeck . 53  ‘ 

für  geräucherten  oder  paprizierten  Streifenspeck . 574 

für  abgebrühten  Speck . .  ...  574 

für  Dessertspeck,  wie  Frühstück-,  Tiroler-,  Hamburger-, 
Siebenbürger-,  Fleischspeck  u.  s.  w . .  .  •  680 

§  3.  Die  in  §  1  der  Verordnung  festgesetzten  Höchst¬ 
preise  verstehen  sich  für  den  Fall  des  Barverkaufes, 
ohne  Verpackung  und  für  die  Lieferung  ab  Bahn-  oder 
Schiffsstation  des  Verkäufers. 

Falls  der  Kaufpreis  kreditiert  wird,  dürfen  über  den 
Höchstpreis  nur  Zinsen  gefordert  werden,  die  den  beim 
Abschlüsse  des  Geschäftes  gültigen  Wechseleskont- 
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Zinsfuß  der  Österreichisch-ungarischen  Bank  um  nicht 
mehr  als  2  Prozent  übersteigen. 

§  4.  Beim  Verkaufe  von  Schweinefett  und  Schweine¬ 
speck  im  Kleinhandel,  das  ist  bei  der  unmittelbaren 
Abgabe  an  den  Verbraucher,  soferne  sie  durch  den 
Erzeuger  in  geringeren  Mengen  als  100  kg  oder  durch 
den  Wiederverkäufer  erfolgt,  darf  der  Höchstpreis  für 
1  kg  nach  dem  31.  März  1 Q 1 6  bis  auf  weiteres  be¬ 
tragen  : 

Kronen 

Für  geschmolzenes  Fett  (Schmalz) . 640 

für  ungeschmolzenes  Rohfett  (Schmer,  Bauchfilz)  .  .  .  .  6  — 

für  Rohspeck  . . 

für  (gesalzenen  oder  ungesalzenen)  Tafelspeck  samt  Schwarte 

(Wiener  Schnitt) . 

für  (gesalzenen  oder  ungesalzenen)  Tafelspeck  ohne  Schwarte 

(Speck  filz) . g.g0 

für  (gesalzenen  oder  ungesalzenen)  Rückenspeck . 6'20 

für  gesalzenen  Rohspeck . cj-(50 

für  geräucherten  Rohspeck  (ungarischen  Landspeck)  .  .  6-io 

für  geräucherten  Tafelspeck  samt  Schwarte . 6-20 

für  geräucherten  Rückenspeck  . . 670 

für  ungeräucherten  Streifenspeck . ’  ’  5-90 

für  geräucherten  oder  paprizierten  Streifenspeck . 6  50 

für  abgebrühten  Speck .  g.-0 

für  Dessertspeck  (Frühstück-,  Tirolerspeck  u.  s.  w.)  .  .  A  760 

Für  nicht  an  einer  Bahn-  oder  Schiffsstation  gelegene 
Orte  kann  bei  besonderen  örtlichen  Verhältnissen  von 
der  politischen  Bezirksbehörde  ein  angemessener  Zu¬ 
schlag  für  Zufuhrspesen  bestimmt  werden. 

Bruchteile  von  1/2  (o-5)  Heller  oder  darüber,  die  sich 
bei  der  auf  Grundlage  des  Kilogrammpreises  vorzu¬ 
nehmenden  Berechnung  der  Höchstpreise  für  Mengen 
unter  1  kg  ergeben,  haben  für  einen  ganzen  Heller  zu 
gelten. 

§  5.  Wer  für  eine  Ware,  für  die  in  dieser  Verord¬ 
nung  ein  Höchstpreis  festgesetzt  ist,  einen  höheren  Preis 
oder  eine  im  Sinne  dieser  Verordnung  nicht  anrechen¬ 
bare  Nebenleistung  welcher  Art  immer  für  sich  oder 
eine  dritte  Person  fordert,  verspricht,  leistet  oder  an¬ 
nimmt,  wird,  soferne  die  Handlung  nicht  einer  strengeren 
Strafe  unterliegt,  von  der  politischen  Bezirksbehörde  mit 
einer  Geldstrafe  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis 
zu  sechs  Monaten  bestraft. 

Derselben  Strafe  unterliegt, 

wer  wissentlich  oder  durch  Unterlassung  der  ge¬ 
botenen  Sorgfalt  irgendwie  dazu  mitwirkt,  daß  durch 
einen  mit  dem  Verkaufe  betrauten  Angestellten  oder 
durch  eine  den  Verkauf  vermittelnde  Person  dieser 
Verordnung  zuwidergehandelt  wird, 

wer  ein  Zuwiderhandeln  gegen  die  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  durch  wen  und  auf  welche  Weise 
immer  unterstützt  oder  verheimlicht. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 


§  1.  Die  gewerbliche  Verarbeitung  von  Kiefernroh¬ 
harz  darf  nur  durch  den  Kriegsausschuß  für  pflanzliche 
und  tierische  Öle  und  Fette  G.  m.  b.  H.  in  Berlin  er¬ 
folgen. 

o 

Der  Reichskanzler  kann  nähere  Bestimmungen  erlassen 
und  Ausnahmen  zulassen. 

§  2.  Der  Kriegsausschuß  hat  für  die  alsbaldige  Ver¬ 
arbeitung  des  ihm  gelieferten  Kiefernrohharzes  zu  sorgen 
und  die  gewonnenen  Erzeugnisse  nach  den  Weisungen 
des  Reichskanzlers  abzugeben. 

§  3.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Ge¬ 
fängnis  bis  zu  drei  Monaten  wird  bestraft : 

1.  wer  der  Vorschrift  des  §  1  oder  den  von  dem 
Reichskanzler  erlassenen  Ausführungsbestimmungen  zu¬ 
widerhandelt, 

2.  wer  wissentlich  Erzeugnisse,  die  der  Vorschrift  des 
§  1  zuwider  hergestellt  sind,  verkauft,  feilhält  oder  sonst 
in  Verkehr  bringt. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Bekanntmachung  über  die  Einfuhr  von  Käse. 

Unterm  11.  März  1916  wurde  auf  Grund  des  §  6, 
Abs.  2,  der  Verordnung  des  Bundesrats  über  Käse  vom 
13.  Januar  1916 x)  folgendes  bestimmt: 

1.  Käse,  der  nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Be¬ 
stimmungen  aus  dem  Ausland  eingeführt  wird,  darf  nur 
durch  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin 
oder  mit  ihrer  Genehmigung  und  der  von  ihr  vorge¬ 
schriebenen  Kennzeichnung  als  »Auslandskäse«  in  den 
Verkehr  gebracht  werden.  Wer  nach  diesem  Zeitpunkt 
Käse  aus  dem  Ausland  einführt,  hat  ihn  an  die  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  zu  verkaufen  und  zu  liefern. 

Als  Einführender  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  gilt, 
wer  nach  Eingang  der  Ware  im  Inland  zur  Verfügung 
über  sie  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  berechtigt 
ist.  Befindet  sich  der  Verfügungsberechtigte  nicht  im 


Deutschland. 

Aus-  und  Durchfuhrverbot.  Eine  amtliche  Be¬ 
kanntmachung  vom  15.  1.  M.  untersagt  die  Ausfuhr  und 
Durchfuhr  von: 

leinsilber,  roh  oder  gegossen,  gehämmert  oder  ge¬ 
walzt,  in  Stangen  oder  Blech ;  legiertem  Silber,  roh  oder 
gegossen,  Silbermünzen  (Nr.  772  des  Zolltarifs); 

legiertem  Silber,  gehämmert  oder  gewalzt,  auch  in 
Form  von  Blech;  legiertem  oder  unlegiertem  Silber, 
vergoldet  oder  auf  mechanischem  Wege  mit  Gold  be¬ 
legt  (Nr.  773  des  Zolltarifs); 

Silberdraht,  auch  legiert,  rund,  geglättet  oder  ge¬ 
formt,  vergoldet  oder  auf  mechanischem  Weg  mit  Gold 
belegt  (Nr.  774  des  Zolltarifs). 

Ausgenommen  von  dem  Verbot  bleibt  die  Mitnahme 
von  Silbermünzen  nach  dem  Ausland  bis  zum  Betrage 
von  10  M.  für  eine  Person. 

Bekanntmachung  über  die  gewerbliche  Ver¬ 
arbeitung  von  Rohharz.  Der  Bundesrat  hat  am  9.  März 
1916  beschlossen: 


Inland,  so  tritt  an  seine  Stelle  der  Empfänger. 

§  2.  Wer  aus  dem  Ausland  Käse  einführt,  ist  ver¬ 
pflichtet,  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  unter  Angabe 
von  Menge,  Art,  Einkaufspreis  und  Bestimmungsort  un¬ 
verzüglich  nach  der  im  Ausland  erfolgten  Verladung 
Anzeige  zu  erstatten,  auch  alle  sonst  handelsüblichen 
Mitteilungen  an  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  weiterzu¬ 
leiten.  Er  hat  den  Eingang  der  Ware  und  deren  Auf¬ 
bewahrungsort  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  unverzüglich 
anzuzeigen.  Die  Anzeigen  und  Mitteilungen  erfolgen  tele¬ 
graphisch  und  sind  schriftlich  zu  bestätigen.  Dabei  ist, 
wenn  möglich,  ein  von  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 
vorgeschriebener  Vordruck  zu  benutzen. 

§  3.  Wer  aus  dem  Ausland  Käse  einführt,  hat  die 
Ware  bis  zur  Abnahme  durch  die  Zentraleinkaufsgesell¬ 
schaft  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes 
zu  behandeln,  in  handelsüblicher  Weise  zu  versichern 
und  auf  Abruf  nach  den  Anweisungen  der  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  zu  verladen.  Er  hat  ihn  auf  Ver¬ 
langen  der  Gesellschaft  an  einem  von  dieser  zu  be 
stimmenden  Orte  zur  Besichtigung  zu  stellen. 

§  4.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  hat  sich  unver 
züglich  nach  Empfang  der  Anzeige  von  der  Einfuhr, 
und  wenn  eine  Besichtigung  vorgenommen  wird,  unver¬ 
züglich  nach  der  Besichtigung  zu  erklären,  ob  sie  den 
Käse  übernehmen  will. 

§  5.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  setzt  den  Über 
nahmepreis  für  den  von  ihr  abgenommenen  Käse  end¬ 
gültig  fest. 

Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  wird  das 
Eigentum  auf  Antrag  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  durch 
Anordnung  der  zuständigen  Behörde  auf  die  Gesell¬ 
schaft  oder  die  von  ihr  im  Antrag  bezeichnete  Person 
übertragen.  Die  Anordnung  ist  an  den  zur  Überlassung 


ü  Vgl.  Nr.  4  des  »Handelsmuseums«  vom  27.  Januar  1.  J.,  Seite  50. 
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Verpflichteten  zu  richten.  Das  Eigentum  geht  über,  so¬ 
bald  die  Anordnung  ihm  zugeht. 

§  6.  Die  Abnahme  hat  auf  Verlangen  des  Verpflich¬ 
teten  spätestens  binnen  14  Tagen  von  dem  Tage  ab 
zu  erfolgen,  an  dem  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  das 
Verlangen  zugeht.  Erfolgt  die  Abnahme  innerhalb  der 
Frist  nicht,  so  geht  die  Gefahr  des  Unterganges  und  der 
Verschlechterung  auf  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  über, 
und  der  Kaufpreis  ist  von  diesem  Zeitpunkt  ab  mit 
1  vom  Hundert  über  den  jeweiligen  Reichsbankdiskont¬ 
satz  zu  verzinsen.  Die  Zahlung  erfolgt  spätestens  14  läge 
nach  Abnahme. 

§  7.  Alle  Streitigkeiten,  die  sich  zwischen  den  Be¬ 
teiligten  über  die  Lieferung,  Behandlung,  Aufbewahrung, 
Versicherung  und  den  Eigentumsübergang  ergeben,  ent¬ 
scheidet  die  höhere  Verwaltungsbehörde  endgültig. 

Die  Landeszentralbehörden  bestimmen,  wer  als  höhere 
Verwaltungsbehörde  im  Sinne  dieser  Bestimmung  anzu¬ 
sehen  ist. 

§  8.  Ausgenommen  von  diesen  Bestimmungen  sind 
geringfügige  Mengen,  die  als  Reisebedarf  oder  im  Grenz¬ 
verkehr  aus  dem  Ausland  eingeführt  werden,  sofern  die 
Einfuhr  nicht  zu  Handelszwecken  erfolgt. 

§  9.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  hat  bei  der  V  er- 
teilung  des  von  ihr  erworbenen  Käses  die  Bestimmungen 
des  Reichskanzlers  oder  der  von  ihm  bestimmten  Stelle 
innezuhalten. 

§  10.  Der  Erlaß  von  Vorschriften  über  die  Durch¬ 
fuhr  von  Käse  bleibt  Vorbehalten. 

§  11.  Wer  Käse,  der  im  Ausland  hergestellt  ist,  zu 
höheren  Preisen  als  den  in  der  Verordnung  über  Käse 
vom  13.  Januar  1916  (R.-G.-Bl.  S.  31)  festgesetzten 
Höchstpreisen  verkauft,  hat  ihn  äußerlich  erkennbar  durch 
die  Bezeichnung  »Auslandskäse«  zu  kennzeichnen.  Die 
Landeszentralbehörden  erlassen  Anordnungen  zur  Aus 
führung  dieser  Bestimmung.  Sie  können  auch  Vor¬ 
schriften  erlassen,  um  sicherzustellen,  daß  im  Großhandel 
inländischer  Käse  nicht  als  ausländischer  Käse  in  den 
Verkehr  gebracht  wird.  Sie  bestimmen  ferner,  wer  als 
höhere  Verwaltungsbehörde  und  als  zuständige  Behörde 
im  Sinne  dieser  Bestimmungen  anzusehen  ist. 

§  12.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  wird  bestraft,  wer  den  Vor¬ 
schriften  im  §  1,  §  2,  Satz  1  bis  3,  und  §  3  oder 
§  11,  Satz  1,  oder  den  auf  Grund  des  §  11  erlassenen 
Anordnungen  zuwiderhandelt. 

Bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Anzeige-  und 
Lieferungspflicht  kann  neben  der  Strafe  der  Käse,  auf 
den  sich  die  strafbare  Handlung  bezieht,  eingezogen 
werden,  ohne  Unterschied,  ob  er  dem  Täter  gehört 
oder  nicht. 

§  13.  Diese  Bekanntmachung  tritt  am  20.  März  1906 
in  Kraft. 

Bekanntmachung  der  Reichsfuttermittelstelle, 
betreffend  die  Gerste,  die  von  Bierbrauereien  über 
das  herabgesetzte  Gerstenkontingent  hinaus  be¬ 
zogen  ist. 

1.  Gersten-  und  Malzmengen,  die  eine  Bierbrauerei 
auf  ihr  Kontingent  erworben  hat,  sind 

a)  Gerstenmengen,  die  die  Brauerei  durch  Vermittlung 
der  Gerstenverwertüngsgesellschaft  in  Anrechnung  auf 
ihr  Kontingent  erhalten  hat,  gleichviel,  ob  sie  an  die 
Brauerei  selbst  oder  für  sie  an  eine  Mälzerei  geliefert 
sind ; 

b )  Gersten-  und  Malzmengen,  die  die  Bierbrauerei  zu¬ 
gleich  mit  dem  entsprechenden  Malzkontingent  von  einer 
anderen  Bierbrauerei  erworben  hat; 

c )  Malzmengen,  die  die  Bierbrauerei  ohne  gleichzeitige 
Übertragung  eines  Malzkontingents  von  irgend  einer 
Seite  erworben  hat; 


_  zu  b  und  c:  ausgenommen  ist  ausländisches  Malz, 

das  nach  dem  15.  Februar  1915  aus  dem  Auslande  ein¬ 
geführt  worden  ist  — 

d)  Gerstenmengen,  die  eine  Bierbrauerei  etwa  den  be¬ 
stehenden  Bestimmungen  zuwider  ohne  \  ermittlung  der 
Gersten  Verwertungsgesellschaft  zur  Verarbeitung  auf  das 
Kontingent  erworben  haben  sollte. 

2.  Nach  §  11  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit 
Gerste  aus  dem  Erntejahr  1915  vom  28.  Juni  1915  haben 
die  Unternehmer  landwirtschaftlicher  Betriebe  die  Hälfte 
ihrer  Gerstenernte  an  den  Kommunalverband,  für  den  sie 
beschlagnahmt  ist,  käuflich  zu  liefern.  Auf  die  zu  lie¬ 
fernden  Gerstenmengen  sind  einem  Unternehmer  die 
Mengen  anzurechnen,  die  er  im  eigenen  kontingentierten 
Betrieb  innerhalb  des  Kontingents  verarbeiten  darf,  sovie 
die  Mengen,  die  er  nach  §  7  a<  a<  O.  Betriebe  mit 
Kontingent  oder  an  die  Zentralstelle  zur  Beschaffung  der 
Heeresverpflegung  oder  als  selbstgezogene  Saatgerste  für 
Saatzwecke  geliefert  hat. 

Hiernach  ist  bei  Bierbrauereien,  die  zugleich  Unter¬ 
nehmer  eines  landwirtschaftlichen  Betriebes  sind, 
und  selbst  geerntete  Gerste  in  den  Betrieb  der  Bier¬ 
brauerei  übernommen  haben,  folgendermaßen  zu  ver 
fahren:  Es  ist  festzustellen,  wie  groß  die  Hälfte  ihrer 
Gerstenernte  ist.  Dann  ist  zu  ermitteln,  wie  viel  Gerste 
sie  aus  ihrem  landwirtschaftlichen  Betriebe  schon  ander- 
weit  für  Betriebe  mit  Kontingent  oder  an  die  Zentral¬ 
stelle  zur  Beschaffung  der  Heeresverpflegung  oder  als 
selbstgezogene  Saatgerste  für  Saatzwecke  geliefert  haben 
Diese  anderweit  gelieferte  Gerstenmenge  ist  von  der 
Hälfte  der  im  eigenen  landwirtschaftlichen  Betriebe  der 
Brauerei  geernteten  Gerstenmenge  abzuziehen.  Bis  zur 
Höhe  der  hiernach  verbleibenden  Gerstenmenge  ist  die 
in  den  Betrieb  der  Brauerei  übernommene  selbstgeerntete 
Gerste  als  auf  das  Kontingent  bezogen  anzusehen  und 
bei  der  Berechnung  der  Menge  zu  berücksichtigen,  die 
der  Zentralstelle  zur  Verfügung  zu  stellen  ist. 

3.  Malz  ist  in  Gerste  nach  dem  Verhältnis  von  75  :  100 
umzurechnen. 


Schweiz. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Ein  Bundesratsbeschluß  vom 
6.  März  1916  verfügt  folgendes: 

Art.  1.  Die  bisher  erlassenen  Ausfuhrverbote  werden 
auf  folgende  Artikel  ausgedehnt : 

Pappen  von  weniger  als  0  5  in2  Fläche,  Pappen  jeder 
Größe,  auf  allen  Seiten  beschnitten  oder  für  einen  be¬ 
stimmten  Zweck  zugeschnitten  (aus  Nr.  330  des  Zoll- 
tarifes). 

Baumwollgewebe,  glatt  oder  geköpert,  cremiert,  ge¬ 
bleicht,  merzerisiert,  imprägniert  (aus  den  Nummern 

360— 363,  364)- 

Für  Baumwollstoff,  der  zusammen  mit  gestickten  Roben 
und  Blusen  ausgeführt  wird,  werden  erleichternde  Be¬ 
stimmungen  aufgestellt  werden. 

Glas  und  Glaswaren  aller  Art,  ausgenommen:  Glas¬ 
füße,  Email,  Glasperlen,  Glas  in  Metall  gefaßt,  ohne 
Malerei,  Glasmalereien  und  Glasbildern  (Nrn.  683—698 
und  702 — 706). 

Ferrosilizium,  roh  (aus  Nr.  710). 

Eisenwaren  aller  Art,  mit  Ausnahme  der  Maschinen, 
die  nicht  zu  Textilzwecken  dienen,  sowie  der  Uhren 
und  der  Uhrenbestandteile,  ferner  der  Instrumente  und 
Apparate,  deren  Ausfuhr  nicht  bereits  verboten  ist 
(Nrn.  747  —  810). 

Chrom,  Mangan,  Molybdän,  litan,  Uran,  Vanadin 
und  Wolfram,  in  metallischem  Zustande,  sowie  in  Le¬ 
gierungen  unter  sich  oder  mit  anderen  Metallen,  soweit 
deren  Ausfuhr  nicht  bereits  verboten  ist,  roh  oder  in 
Pulver,  Stäben,  Draht  und  Blech  (aus  Kat.  XI  A  bis  G 
und  aus  den  Nummern  870,  871  und  878). 
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Kadmium,  Kobalt,  gediegener  Arsenik,  nicht  ander¬ 
weitig  genannte  Metalle  und  Metallkompositionen  (aus 
Nr.  878). 

Maschinen  für  die  Textilindustrie,  sowie  Bestandteile 
von  solchen  (Nrn.  884 — 887  und  aus  den  Nummern 
894  c  bis  898  b,  M.  9). 

Alkaloide  und  Glykoside  aller  Art,  sowie  deren  Salze 
und  Verbindungen,  soweit  deren  Ausfuhr  nicht  bereits 
verboten  ist  (aus  Nr.  971). 

Formaldehydpräparate  und -derivate,  soweit  deren  Aus¬ 
fuhr  nicht  bereits  verboten  ist  (aus  den  Nummern  974b, 
981—983  und  1053). 

Kalziumkarbid  (Nr.  1010). 

Rohglyzerin  und  Glyzerinlauge  (aus  Nr.  1056). 

Militär-  und  Polizeihunde  jeden  Alters  und  jeder 
Größe,  gemäß  Bundesratsbeschluß  vom  18.  September 
1914,  Art.  1,  Buchstabe  g,  insbesondere  Schäferhunde, 
Airedale-Terriers,  Dobermannpintscher  und  Sennenhunde. 

Art.  2.  Dieser  Beschluß  tritt  am  8.  März  1916  in 
Kraft. 

Lederversorgung  des  Landes.  Da  eine  Einigung 
über  die  Erneuerung  des  Vertrages  vom  23.  August  1915 
zwischen  der  H.  L.  G.  (Häute-  und  Fellieferanten¬ 
genossenschaft)  und  dem  schweizerischen  Gerberverein 
durch  die  Verhandlungen  zwischen  den  Interessenten¬ 
gruppen  nicht  zu  stände  gekommen  ist,  hat  das  schweize¬ 
rische  Volkswirtschaftsdepartement,  gestützt  auf  Art.  3 
des  Bundesratsbeschlusses  vom  26.  März  1915  über 
die  Sicherung  der  Lederversorgung  des  Landes  und 
die  Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  Leder,  am 
10.  März  folgende  Verfügung  getroffen: 

Die  schweizerische  Häute-  und  Fellieferantengenossen¬ 
schaft  (H.  L.  G.)  ist  verpflichtet,  den  Bedarf  der 
schweizerischen  Gerbereien  an  Häuten  und  Fellen  zu 
folgenden  Höchstpreisen  für  1  kg  zu  decken: 

Ochsen-,  Kuh-  und  Rinderhäute:  Ochsen-  und  Kuh¬ 
häute  unter  40  kg  und  Rinderhäute  von  30 — 40  kg 
Francs  2 '36,  Ochsen-,  Kuh-  und  Rinderhäute  von  40  kg 
und  mehr  Francs  2-20,  Rinderhäute  unter  30  kg 
Francs  2' 50. 

Munihäute:  unter  28  kg  Francs  2'20,  von  28  bis 
44  5  kg  Francs  2’  10,  von  45  und  mehr  kg  Francs  1*95. 

Kalbfelle:  bis  7  kg  ohne  Kopf  3  Francs,  bis  7  kg 
mit  Kopf  Francs  2 '60,  über  7  kg  ohne  Kopf  3  Francs, 
über  7  kg  mit  Kopf  Francs  2  60. 

Räuplinge  (beschädigte  mit  entsprechendem  Rabatt) 
Francs  2 '50. 

Die  vorstehend  genannten  Höchstpreise  haben  Gültig¬ 
keit  für  Lieferungen  von  Häuten  und  Fellen,  die  nach 
dem  6.  März  1916  vereinbart  werden.  Solange  zwischen 
der  H.  L.  G.  und  dem  Verband  schweizerischer  Ger¬ 
bereibesitzer  nicht  andere  Vereinbarungen  getroffen 
werden,  die  der  Genehmigung  des  schweizerischen 
Volkswirtschaftsdepartements  unterliegen,  gelten  folgende 
Lieferungsbedingungen : 

1.  Die  festgesetzten  Höchstpreise  beziehen  sich  auf 
unbeschädigte  Ware.  Bei  Ochsen-,  Kuh-,  Rinder-  und 
Munihäuten  gelten  sie  für  »kurzen  Auszug* :  bei  »langem 
Auszug«  tritt  eine  Preisermäßigung  ein  von  6  Rappen 
für  1  kg. 

Für  beschädigte  Ochsen-,  Kuh-,  Rinder-  und  Muni¬ 
häute  tritt  eine  Preisreduktion  von  10  Rappen  und  für 
beschädigte  Kalbfelle  eine  solche  von  15  Rappen  für 
1  kg  ein. 

Schußhäute,  soweit  solche  angenommen  werden,  sind 
in  allen  Kategorien  20  Rappen  für  1  kg  billiger  zu 
berechnen  als  anderswie  beschädigte  Häute. 

2.  Für  die  Übernahme  der  Ware  gelten  die  Auktions¬ 
bedingungen  von  Zürich  und  Bern,  sowohl  hinsichtlich 
Sortiment  und  Gewicht  als  auch  der  Zahlung. 


3.  Die  Bestellungen  der  schweizerischen  Gerbereien 
haben  sich  auf  den  nachgewiesenen  eigenen  Bedarf  zu 
beschränken. 

Es  darf  mit  der  bezogenen  Rohware  keine  Spekulation 
getrieben  werden.  Die  Käufer  sind  verpflichtet,  die 
Ware  in  den  eigenen  Betrieben  zu  verarbeiten.  Ein  Aus¬ 
tausch  nicht  geeigneter  Häute  und  Felle  unter  bezugs¬ 
berechtigten  Gerbereien  ist  nach  erfolgter  Mitteilung  an 
das  Sekretariat  der  H.  L.  G.  zulässig. 

Das  schweizerische  Volkswirtschaftsdepartement  behält 
sich  vor,  Nachprüfungen  in  den  Gerbereibetrieben  vor¬ 
nehmen  zu  lassen. 

4.  Die  Gerbereien,  die  durch  die  H.  L.  G.  Häute 
oder  Felle  beziehen,  dürfen  für  anderwärts  gekaufte 
Häute  und  Felle  keine  höheren  als  die  vorstehend  ge¬ 
nannten  Höchstpreise  bezahlen. 

5.  Die  schweizerischen  Gerbereien,  sowie  die  Mit¬ 
glieder  der  H.  L.  G.  sind  verpflichtet,  über  den  Ein- 
und  Ausgang  der  Häute  und  Felle  Kontrolle  zu  führen, 
welche  den  Organen  des  schweizerischen  Volkswirt¬ 
schaftsdepartements  auf  Verlangen  vorzulegen  sind. 

Das  schweizerische  Volkswirtschaftsdepartement  behält 
sich  vor,  über  die  Einrichtung  dieser  Kontrollen  be¬ 
sondere  Vorschriften  zu  erlassen. 

6.  Für  unrechtmäßige  Bezüge  von  Häuten  und  Fellen 
muß  die  H.  L.  G.  entschädigt  werden,  und  es  gelten 
als  Grundlage  für  diese  Entschädigungen  die  gleich¬ 
zeitigen  Auktionspreise. 

7.  Die  Bestellungen  an  Häuten  und  Kalbfellen  sind 
jeweilen  durch  Vermittlung  der  Zentralstelle  des  Ver¬ 
bandes  schweizerischer  Gerbereibesitzer  bis  am  25.  des 
Vormonates  dem  Sekretariat  der  H.  L.  G.  zu  über¬ 
mitteln.  Die  H.  L.  G.  ihrerseits  Übermacht  der  Zentral¬ 
stelle,  beziehungsweise  der  Verteilungsstelle  des  Ver¬ 
bandes  schweizerischer  Gerbereibesitzer,  am  1.  und  15. 
des  betreffenden  Monates  die  Verzeichnisse  der  zur 
Verfügung  stehenden  Häute  und  Felle.  Die  nicht  recht¬ 
zeitig  bezahlte  Ware  geht  auf  Rechnung  des  folgenden 
Monats  oder  muß  nach  Art.  6  entschädigt  werden. 

Es  können  in  den  einzelnen  Kategorien  nur  die¬ 
jenigen  Häute  und  Felle  beansprucht  werden,  die  bei 
den  Mitgliedern  der  H.  L.  G.  eingehen,  beziehungsweise 
vorrätig  sind.  Es  sind  gemäß  den  Eingängen  an  Roh¬ 
ware  in  jeder  Kategorie  nach  Möglichkeit  beschädigte 
und  unbeschädigte  Häute  und  Felle  zu  beziehen! 

8.  Für  die  Häute  und  Felle,  welche  von  den  schweize¬ 
rischen  Gerbereien  nicht  beansprucht  werden,  erhalten 
die  Mitglieder  der  H.  L.  G.  nach  Maßgabe  der  be¬ 
sonderen  Anordnungen  des  Volkswirtschaftsdepartements 
Ausfuhrbewilligungen. 

9.  Alle  Reklamationen,  welche  die  Lieferung  und  die 
Art  der  Ware  betreffen,  sind  von  den  Bezügern  an  den 
Verstand  des  Verbandes  schweizerischer  Gerbereibesitzer 
zu  richten.  Dieser  leitet  die  Beanstandungen  an  die 
Zentralstelle  der  H.  L.  G.  weiter. 

10.  Allfällige  Meinungsverschiedenheiten,  die  aus  der 
Lieferung  von  Häuten  und  Fellen  nach  den  vorstehenden 
Bestimmungen  entstehen  können,  werden  endgültig  von 
einem  durch  das  schweizerische  Volkswirtschaftsdeparte¬ 
ment  zu  bestimmenden  Schiedsgericht  von  drei  Mit¬ 
gliedern,  das  in  freiem  Verfahren  und  nach  freiem  Er¬ 
messen  entscheidet,  geschlichtet. 

11.  Die  H.  L.  G.  ist  verpflichtet,  angemessene  Vor¬ 
räte  an  Häuten  und  Fellen  auf  Lager  zu  halten  und 
die  Aufträge  der  Gerbereien  rechtzeitig  auszuführen. 

In  die  Liste  der  Ledersorten,  für  die  durch  das  Volks¬ 
wirtschaftsdepartement  am  30.  August  1915  Höchst¬ 
preise  festgesetzt  wurden,  werden  folgende  Kategorien 
neu  aufgenommen : 

Zahmvache  in  Hälften,  neue  Grubengerbung:  Engros¬ 
preise  der  Gerbereien  Francs  7-20,  Detailpreise  des 
Handels  Francs  81 5  pro  kg.  Zahmvache  in  Croupons, 
neue  Grubengerbung :  Engrospreise  Francs  9*20,  Detail¬ 
preise  Francs  1050  pro  kg.  Zahmvache  in  Hälsen,  neue 
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Grubengerbung:  Engrospreise  Francs  5*80,  Detailpreise 
Francs  6  60  pro  kg.  Zahmvache  in  Seiten,  neue  Gruben¬ 
gerbung:  Engrospreise  Francs  4*80,  Detailpreise  Francs 
5-40  pro  kg. 

Ausfuhr  von  Schokolade  in  Postpaketen.  Laut 
»Schweiz.  Handelsamtsblatt«  vom  6.  März  1916  darf 
vom  10.  März  1916  an  Schokolade  nur  noch  in  Post¬ 
sendungen  von  höchstens  1  kg  brutto,  und  im  kleinen 
Grenzverkehr  bis  zu  1  kg  netto  ohne  Bewilligung  aus¬ 
geführt  werden. 

Schweden. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  königl.  Verordnung 
vom  11.  März  1916  ist  der  Export  der  unter  den  nach¬ 
stehenden  Nummern  im  geltenden  statistischen  Waren¬ 
verzeichnis  aufgenommenen  Waren  ab  einschließlich 
11.  März  1916  bis  auf  weiteres  verboten  worden: 

Nr.  im  stat. 

"Waren¬ 

verzeichnis 

100  Meerrettich 

101  Rüben,  eßbare,  nicht  besonders  benannte,  mit  oder 

ohne  Kraut 

102  Rüben,  eßbare,-  nicht  besonders  benannte,  frische 

103  Rüben,  eßbare,  nicht  besonders  benannte,  geschnittene 

und  getrocknete 
ex  120  A  Zwiebel,  frische 
ex  120  B  Weißkraut,  frisches 
ex  121  A  Blumenkohl,  frischer 

ex  121  B  Küchengewächse,  frische,  andere  Sorten,  mit  Aus¬ 
nahme  von  Melonen,  Gurken,  Tomaten  und  Spargel, 
hierunter  jedoch  einbegriffen  Futterrüben,  weiße 
Rüben  und  Futtermöhren. 

Türkei. 

Zollfreie  Einfuhr  von  Bedarfsartikeln.  Ein  Gesetz, 
betreffend  die  zollfreie  Einfuhr  von  notwendig  gebrauchten 
Artikeln,  lautet : 

Art.  1.  Petroleum,  Zucker,  Kaffee,  Reis,  Fisolen, 
Kichererbsen,  Bohnen,  Linsen,  grüne  Erbsen,  Nähzwirn, 
Wäsche,  Zündhölzchen,  Kerzen,  Soda  und  pharmazeutische 
Produkte  genießen  bis  Ende  des  Krieges  Zollfreiheit. 

Art.  2.  Außer  den  in  Art.  1  genannten  Gebrauchs¬ 
gegenständen  hat  die  Regierung  durch  Ministerratsbeschluß 
das  Recht,  diese  Zollfreiheit  auch  auf  andere  Artikel 
auszudehnen. 

Art.  3.  Das  vorliegende  Gesetz  tritt  am  Tage  seiner 
Publikation  in  Kraft. 

Art.  4.  Der  Finanzminister  ist  mit  der  Durchführung 
des  vorliegenden  Gesetzes  beauftragt. 

Zollfreiheit  für  Kohle.  Aus  Konstantinopel 
wird  uns  geschrieben : 

Die  Kammer  hat  ein  Gesetz  votiert,  durch  welches 
für  die  ganze  Dauer  des  Krieges  Zollfreiheit  für  aus 
dem  Auslande  zu  importierende  Kohle  gewährt  wird. 

Veranlassung  zu  diesem  Gesetz  hat  der  große  Kohlen¬ 
mangel  in  Konstantinopel  und  die  Unmöglichkeit 
gegeben,  die  Hauptstadt  mit  inländischer  Kohle  zu 
versorgen. 

Das  einzige  ergiebige  Kohlenbecken  in  der  Türkei 
ist  dasjenige  von  Heraklea  und  Zunguldagh  am 
Schwarzen  Meere.  Landverbindung  nach  Konstantinopel 
oder  zur  Anatolischen  Bahn  (bis  zur  ersten  Station  der¬ 
selben  ca.  180  km)  gibt  es  keine,  außer  schlechten 
Straßen.  Da  überdies  Mangel  an  Zug-  und  Tragtieren 
herrscht,  ist  sowohl  die  Hauptstadt  als  auch  die  Ana- 
tolische  Bahn  hinsichtlich  der  Kohlenversorgung  auf 
den  Seetransport  angewiesen.  Dieser  ist  infolge  des 
Mangels  an  Schiffen  und  der  ständigen  Bedrohung 
durch  die  russische  Flotte  so  gut  wie  ganz  unter¬ 
bunden,  so  daß  die  Türkei  für  absehbare  Zeit  auf  die 
Zufuhr  von  Kohlen  aus  dem  Auslande  angewiesen 
sein  wird. 


gittt&cL 

Der  schwedische  Holzmassemarkt.  »Stockholms  Dag- 
blad«  schreibt  über  die  Lage  auf  dem  Holzmasse¬ 
markt  : 

Was  in  der  Presse  schon  mitgeteilt  worden  ist,  hat 
die  englische  Regierung  eine  Importeinschränkung  für 
Papier  und  Holzmasse  verfügt,  das  ab  den  1.  März  in  Kraft 
trat.  Es  ist  schwer,  sich  über  diese  Maßregel  auszu¬ 
sprechen,  ehe  man  gesehen  hat,  wie  die  Importlizenzen 
werden  verteilt  werden.  Die  Einschränkung  des  Imports  ist 
auf  33 1 ...  Prozent  festgesetzt  worden.  Durch  diese  Ver¬ 
minderung  des  Imports  werden  wahrscheinlich  die  engli¬ 
schen  Papierfabrikanten  dazu  gezwungen,  ihren  eigenen 
Papierexport,  der  sich  in  normalen  Jahren  auf  170.000 
bis  180.000  t  beläuft,  bedeutend  einzuschränken.  Die 
schwedischen  Papierfabrikanten  haben  also  keinen  Grund, 
sich  zu  beunruhigen,  da  sich  hier  eine  gute  Gelegenheit 
darbietet,  neue  Kunden  zu  gewinnen,  die  sie  auch  nach 
dem  Kriege  werden  behalten  können. 

Für  nasse  mechanische  Holzmasse  ist  die  Lage 
im  letzten  Monat  unverändert  geblieben.  Die  Nachfrage 
und  die  Verkäufe  sind  verhältnismäßig  unbedeutend  ge¬ 
wesen,  die  Preise  haben  sich  jedoch  gehalten,  60  bis  65  K 
pro  t  netto  fob.  im  Westküstenhafen,  inklusive  gewöhn¬ 
liche  Agentkommission.  Die  trockene  Schleifmasse  da¬ 
gegen  ist  lebhaft  nachgefragt  und  die  Preise  sind  im 
Steigen.  Die  Notierungen  sind  125  bis  130  K  pro  / 
netto  fob.  Göteborg  und  105  bis  110  K  pro  t  netto  fob. 
in  der  Ostsee.  Der  Grund  der  günstigen  Lage  der 
trockenen  Masse  liegt  in  den  hohen  Frachtsätzen.  Die 
sogenannte  nasse  Masse  enthält  nämlich  50  Prozent  Wasser, 
was  eine  große  Extrafrachtbeladung  verursacht.  Die  hohen 
Frachtsätze,  die  jetzt  von  dem  Bottnischen  Meerbusen 
nach  England  gelten,  sind  also  keine  gute  Zeichen  für 
die  Schleifereien  in  Norrland,  die  nur  nasse  Masse  her- 
stellen. 

Was  chemische  Holzmasse  betrifft,  hat  es  die 
kühnsten  Hoffnungen  übertrofifen,  daß  ungeachtet  des 
Exportverbots  in  Schweden  und  des  Importsverbots  in 
England  die  Preise  für  Sulfit-  und  Sulfatzellulose  noch 
immer  steigen,  wie  es  der  Fall  ist.  Gegenwärtig  ist 
Deutschland  ein  sehr  bedeutender  Käufer  sowohl  von 
Sulfit  wie  Sulfat;  diese  letzte  Qualität  wird  statt  Jute 
benutzt,  um  Umschlagsgarn  und  Umschlagsgewebe  her¬ 
zustellen.  Von  Italien  liegt  auch  eine  große  Nachfrage 
vor,  aber  Lizenzen  nach  diesem  Lande  sind  nur  unter 
Schwierigkeiten  zu  erhalten.  Nach  Frankreich  ist  auch 
Exportlizenz  für  mindere  Qualitäten  bewilligt  worden, 
die  Nachfrage  ist  sehr  groß  und  es  ist  zu  erwarten,  daß 
sehr  bald  ein  Übereinkommen  zwischen  den  beteiligten 
Regierungen,  betreffend  Export  von  größeren  Quantitäten 
zu  stände  kommt.  Lizenzen  für  Export  nach  England  sind 
bis  jetzt  nicht  bewilligt  worden.  Unter  den  neutralen 
Ländern  kaufen  Spanien  und  Holland  große  Quantitäten. 
Nur  Amerika  zeigt  sich  zurückhaltend,  wahrscheinlich 
infolge  der  hohen  Preise. 

Die  Preisnotierungen  sind  für  bleichbares  Sulfit  300  K 
pro  t,  für  starkes  Sulfit  260  K  pro  t  und  für  Krafimasse 
280  K  pro  /,  alles  netto  fob.  Göteborg.  Die  Preise  fob. 
im  Bottnischen  Meerbusen  sind  sie  10 — 20  K  niedriger 
pro  t  infolge  der  höheren  Frachtsätze. 

Für  die  kleineren  Partien,  die  noch  in  Norwegen 
disponibel  sind,  erhalten  die  norwegischen  Fabrikanten 
bedeutend  höhere  Preise  auf  dem  englischen  Markt. 

.  ,  r 

Sibirischer  Rauchwarenmarkt.  Nach  den  Mittei¬ 
lungen  der  »Moskauer  Vereinigung  der  Rauchwaren 
händler«  entwickelte  sich  der  Handel  auf  der  Messe 
zu  Irbit  in  Sibirien  sehr  rege.  Umgesetzt  wurden  u.  a. 
500.000  Lena-Eichhörnchen  zu  42 — 44  Kopeken  das 
Fell;  größere  Partien  von  Ob- und  Jenissei-Eichhörnchen 
erzielten  38—40  Ivop. ;  insgesamt  belief  sich  der  bis- 
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herige  Umsatz  auf  3,000.000  Stück.  600  Zobelfelle, 
die  noch  vor  Erlaß  des  Fangverbotes  erbeutet  waren 
und  wegen  zu  hoher  Preise  bisher  keine  Käufer  fanden, 
gingen  zu  26 — 31  Rubel  pro  Fell  in  andere  Hände 
über.  An  Steppenmurmeltieren  wurden  10.000  Stück 
zu  80  Kop.  verkauft.  Ferner  waren  angeboten  250.000 
Iltisfelle,  von  denen  die  besseren  Sorten  zu  röo — i-8o 
Rubel  pro  Stück  Käufer  fanden;  geringere  Sorten 
blieben  unverkäuflich. 


gtrtu|H*te,  Canfcmirtrdfaft 

Arbeitsmarkt  in  der  Schweiz.  Aus  Zürich  wird 
uns  geschrieben : 

Durch  das  ablehnende  Verhalten  Englands  macht 
sich  trotz  aller  Versuche  der  Bundesregierung  die  Zu¬ 
fuhr  zu  fördern  bereits  ein  Mangel  an  Rohstoffen  in 
der  Schweiz  fühlbar.  Die  via  Italien  einzuführenden, 
im  Hafen  von  Genua  lagernden  Rohprodukte  gelangen 
infolge  von  Verkehrshemmungen  nur  in  geringen  Mengen 
nach  der  Schweiz.  Ebenso  leidet  die  Einfuhr  aus 
Frankreich  teils  durch  prohibitive  Maßregeln  teils  wegen 
Waggonmangel  und  Überfüllung  der  Häfen  von  Mar¬ 
seille  und  Cette. 

Infolgedessen  ist  die  Lage  des  gewerblichen  Arbeits¬ 
marktes  in  der  Schweiz  allgemein  ungünstiger  geworden, 
insbesondere  ist  die  Nachfrage  nach  qualifizierten  Ar¬ 
beitern  zurückgegangen,  während  die  milde  Witterung 
noch  immer  verhältnismüßig  befriedigende  Verdienst¬ 
möglichkeiten  für  ungelernte  Arbeiter  im  Baugewerbe 
(Erdarbeiter,  Handlanger)  bietet. 

Die  Geschäftslage  ist  im  allgemeinen  flau,  abgesehen 
von  der  Metallindustrie. 

In  den  einzelnen  Zweigen  der  Woll-,  Baumwoll-  und 
Stickereiindustrie  wechselt  die  Konjunktur.  Das  Aus¬ 
bleiben  der  bereits  gekauften  Rohmaterialien  sowie  die 
Einfuhrschwierigkeiten  für  englische  Garne  bedrohen  die 
Arbeitstätigkeit  dieser  Industrie. 

Bulgariens  Holzindustrie.  Das  deutsche  Konsularamt 
in  Sofia  berichtet:  Die  bedeutenden  wirtschaftlichen 
Umwälzungen,  die  das  Königreich  Bulgarien  in  abseh¬ 
barer  Zeit  erfahren  wird,  werden  voraussichtlich  auch 
der  bulgarischen  Holzindustrie,  die  dank  ihrer  reichen 
Quellen  noch  sehr  entwicklungsfähig  ist,  einen  neuen 
Aufschwung  geben.  Die  letzte  amtliche  Forststatistik  be¬ 
trifft  das  Jahr  1908.  Darnach  betrug  die  bewaldete 
Fläche  Bulgariens  2,834.493  ha,  d.  i.  nicht  weniger  als 
29*42  Prozent  des  damals  9,634.550  ha  betragenden 
Gesamtflächenraumes  Bulgariens.  Inzwischen  hat  sich  die 
Waldfläche  Bulgariens  durch  die  neuerworbenen  Gebiete 
im  westlichen  Thrakien  und  Makedonien  noch  um  ein 
bedeutendes  vermehrt,  so  daß  Bulgarien  im  Verhältnis 
zu  seiner  Gesamtfläche  zu  den  waldreichsten  Ländern 
in  Europa  gerechnet  werden  kann.  Ungefähr  ein  Drittel 
der  gesamten  Waldungen  befindet  sich  in  Staatsbesitz 
und  etwa  zwei  Drittel  in  Gemeinde-  und  Privatbesitz. 
Von  dem  gesamten  Waldland  Bulgariens  kommen 
1 1/4  Millionen  ha  als  Nutzholz  für  die  Holzindustrie  in 
Betracht.  Diese  Bestände  verteilen  sich  nach  Besitz  und 
Holzart  schätzungsweise  ungefähr  wie  folgt: 

Alt-Bulgarien  :  1.  Staatswald  400  000  ha,  davon  Nadel¬ 
holzbestände  100.000  ha,  Eichenbestände  100.000  ha, 
Buchen-  und  andere  Bestände  200.000  ha',  2.  Gemeinde- 
35°-°°o  ha,  davon  Nadelholzbestände  50.000  ha, 
Eichenbestände  100.000  ha,  Buchen-  und  andere  Be¬ 
stände  200.000  ha  \  3.  Privatwald  50.000^,  davon  je 
ein  Drittel  Nadelholz-,  Eichen-  und  Buchenbestände. 

Neu-Bulgarien :  Insgesamt  an  Staats-,  Gemeinde-  und 
Privatbesitz  (letzterer  vorherrschend)  etwa  400.000  ha 
Nadelholzbestände  und  etwa  50.000  ha  Eichenbestände. 


Trotz  des  großen  Holzreichtums  Bulgariens  war  die 
Holzgewinnung  bisher  verhältnismäßig  sehr  gering.  Sie 
stieg  im  Zeitraum  1902  — 1911  nur  von  382  000  ;;z3  auf 
456  000  ;/z3  (Bauholz  nicht  inbegriffen).  Die  Ursachen 
lagen  zum  H  eil  in  dem  Mangel  an  Unternehmungslust 
bei  den  einheimischen  Kapitalisten,  zum  Teil  in  der 
durch  die  ständigen  politischen  Unruhen  auf  dem  Balkan 
beobachteten  Zurückhaltung  ausländischer  Kapitalisten. 
Diese  Unruhen  haben  auch  seit  Jahren  eine  Stockung 
in  der  Bautätigkeit  herbeigeführt.  Es  steht  jedoch  außer 
Zweifel,  daß  nach  einem  für  Bulgarien  günstigen  Aus¬ 
gang  des  gegenwärtigen  Krieges  das  Interesse  für  die 
bulgarische  Forstindustrie  nicht  nur  in  Bulgarien  selbst, 
sondern  auch  im  Ausland  lebhaft  erweckt  werden  wird. 
Es  würde  sich  dann  unter  Hinzuziehung  ausländischen 
Kapitals  dort  viel  erreichen  lassen.  Durch  die  günstige 
geographische  Lage,  die  Bulgarien  durch  die  Ausdehnung 
seiner  Grenzen  bis  an  das  Mittelmeer  erlangt  hat,  kann 
die  Holzausfuhr,  die  sich  bisher  in  ganz  bescheidenen 
Grenzen  bewegte  und  erheblich  hinter  der  Einfuhr  zurück¬ 
stand,  einen  sehr  bedeutenden  Umfang  annehmen.  Es 
kommt  noch  hinzu,  daß  Bulgarien  jetzt  unmittelbar  an 
Griechenland  angrenzt,  das  durch  seine  Holzarmut  be¬ 
kannt  ist,  und  daher  auch  als  Abnehmer  für  gering¬ 
wertigeres  Holzmaterial  in  Betracht  kommt. 

Abgesehen  von  zahlreichen  mobilen,  auf  Wasserbetrieb 
eingerichteten  einfachen  Sägewerken,  sind  in  ganz  Bul¬ 
garien  noch  23  größere  Sägewerke  vorhanden,  die  jedoch, 
wie  die  amtliche  Einfuhrstatistik  zeigt,  nur  einen  Teil 
des  inländischen  Bedarfs  zu  decken  vermögen.  Nach 
dieser  Statistik  gelangt  nämlich  alljährlich  Weichholz 
zu  Brettern  gesägt  oder  anderweitig  bearbeitet  in  größeren 
Mengen  aus  Rumänien,  Österreich-Ungarn  u.  s.  w.  zur 
Einfuhr.  Die  Einfuhr  in  diesem  Artikel  belief  sich  in 
den  Jahren  1912  und  1911  auf  6 *4,  beziehungsweise 
4 '2  Millionen  Francs.  Auch  Rohmaterial  (Fichtenstämme) 
wird  von  den  an  der  Donau  gelegenen  Sägemühlen  in 
größeren  Mengen  (etwa  2—4  Millionen  Francs)  aus 
Österreich  Ungarn  und  Rumänien  alljährlich  zur  Ver¬ 
arbeitung  eingeführt.  Aus  Serbien  wurde  bisher  fast  der 
ganze  Bedarf  der  bulgarischen  Eisenbahnen  an  Eichen¬ 
schwellen  gedeckt. 

In  Laubhölzern  sind  Eichen  und  Buchen  die  hier  bei 
weitem  überwiegenden  Holzarten.  In  zweiter  Reihe  folgen 
Eschen,  Birken,  Ulmen  u.  s.  w.  Die  Nadelhölzer  bilden 
die  hauptsächlichsten  Bestände  der  großen  Waldungen 
des  Rilo-  und  Rhodopegebirges.  Sie  weisen  langschäftige, 
feinjährige  Fichten  und  Tannen,  aber  auch  schöne  Kiefer 
(Pinus  sylvestris)  und  Mura  (Pinus  peuce)  auf.  Letztere 
ist  eine  sehr  wertvolle,  umgemein  langschäftige  (30  bis 
35  m),  feinjährige  Kieferart,  die  ein  sehr  kostbares  Werk- 
und  Möbelholz  abgibt  und  bisher  auf  dem  Weltholz¬ 
markte  noch  nicht  eingeführt  ist. 

Die  Fortschaffungsverhältnisse  sind  im  allgemeinen 
günstig,  da  die  Bestände  sowohl  auf  das  Schwarze  Meer 
als  auch  auf  das  Ägäische  Meer  zufallen.  Besonders 
Eichen-,  Eschen-  und  Ulmenbestände  liegen  stellenweise 
in  nächster  Nähe  der  Ausfuhrstellen.  Nadelholzbestände 
sind  etwa  40 — 70  km  von  den  Hauptbahnen  entfernt. 
Wasserreiche  Flüsse  und  Bäche  würden  auch  das  Ver¬ 
laden  auf  dem  Wasser  ermöglichen. 

Von  amtlicher  Stelle  werden  die  Stockpreise,  die  für 
die  verschiedenen  Holzarten  zurzeit  bezahlt  werden,  wie 
folgt,  angegeben:  Nadelholz  8 — 12  Lewa,  Eiche  10  bis 
15  Lewa,  Esche  und  Ulme  5  — 10  Lewa  und  Buche 
2 — 5  Lewa  pro  1  ms.  Der  Kubikmeterpreis  für  weiches 
Schnittmaterial  betrug  vor  der  Mobilmachung  75  bis 
90  Lewa,  sägefallend  an  der  Bahn  geliefert.  Kantholz 
bis  zu  5  m  Länge  erzielte  70  Lewa,  solches  von  8  m 
Länge  120  Lewa  pro  1  w3. 

Die  bulgarische  Regierung  ist  bemüht,  die  Forstwirt¬ 
schaft  nach  besten  Kräften  zu  heben,  und  es  ist  anzu¬ 
nehmen,  daß  sie  auch  ausländischen  kapitalkräftigen 
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Interessenten  im  weitesten  Maße  entgegenkommen  wird. 
Nach  amtlicher  Mitteilung  sollen  in  der  nächsten  Zeit 
bedeutende  Waldgebiete,  die  sich  in  geregeltem  Besitz 
befinden,  zum  Verkaufe  gelangen,  wobei  vorläufig  ein 
Einschlag  von  200.000  ;«3  jährlich  gestattet  werden  soll. 
Auch  sollen  60.000  w3  Eichen  sofort  erwerbbar  sein, 
die  60  Prozent  Werkholz  und  Schwellen  und  40  Pro¬ 
zent  Brennholz  abgeben  könnten.  Weitere  Nadelholz-, 
Eichen-,  Eschen-,  Ulmen-  und  Buchenbestände  sollen 
nach  Eintritt  normaler  Verhältnisse  ebenfalls  zum  Ver¬ 
kauf  gelangen.  Die  Erwerbung  des  Optionsrechtes  auf 
einige  dieser  Bestände  würde,  wie  von  gut  unterrichteter 
Stelle  versichert  wird,  sich  schon  jetzt  ermöglichen  lassen. 

Die  Lage  der  Viehzucht  in  Rußland.  Die  »Deutsche 
Warschauer  Zeitung«  schreibt  nach  der  »Torg.  Prom. 
Gaz.«:  Ungeachtet  des  gewaltigen  Viehreichtums  muß 
Rußland,  wenn  auch  nicht  mit  dem  Vorhandensein,  so 
doch  mit  dem  Herannahen  einer  Fleischkrisis  rechnen. 
Eine  derartige  Lage,  vollkommen  undenkbar  in  nor¬ 
malen  Zeiten,  ist  in  Rußland  lediglich  unter  dem  Einfluß 
zweier  Faktoren  —  des  Krieges  und  der  Umwälzung 
in  der  Volksernährung  —  entstanden.  Der  Fleisch¬ 
verbrauch  war  nach  den  Bestellungen  der  Veterinär¬ 
verwaltung  für  das  Jahr  1913  wie  folgt". 

Auf  den  Kopf 
Gesamtverbrauch  jer  Bevölkerung 
Pud 

Europäisches  Rußland .  98,000.000  0*7 

Kaukasus .  8,500.000  0'7 

Asiatisches  Rußland  ....  .  .  15,005.000 _ °'7 

im  ganzen  Reiche  121,500.000  0*7 

Der  größte  Prozentsatz  des  Fleischverbrauches  entfiel, 
wie  man  erwarten  mußte,  auf  die  Städte,  und  zwar  be¬ 
trug  derjenige  der  städtischen  Bevölkerung  etwa  70 
Millionen  Pud  und  der  der  ländlichen,  außerhalb  der 
Städte  lebenden  Bevölkerung  51-5  Millionen  Pud,  was 
im  ersten  Falle  auf  den  Kopf  4^3  Pud  und  im  zweiten 
0"3  Pud  ausmacht. 

Der  Viehbestand  im  allgemeinen  und  der  Bestand 
des  Schlachtviehs  im  besonderen  zeigt  nachfolgendes 
Bild: 
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Vergleicht  man  hiermit  das  prozentuale  Verhältnis 
des  vorhandenen  Viehs  und  seiner  Schlachtung  in 
solchen  Fleischländern  wie  Australien  und  Argentinien, 
so  bemerkt  man  einen  bedeutenden  Unterschied;  in  den 
Ländern  jenseits  des  Ozeans  gelangen  20  Prozent  des 
Großviehs,  28  Prozent  der  Schafe  und  48  Prozent  der 
Schweine  zum  Schlachten.  Eine  Erklärung  dafür  liegt 
einerseits  in  der  russischen  Ernährungsweise  und  ander¬ 
seits  auch  in  der  Richtung  der  Viehwirtschaft.  In  Ruß¬ 
land,  einem  Lande  der  Dorfsiedelungen,  ist  die  Fleisch¬ 
nahrung  äußerst  selten  und  bat  mehr  den  Charakter 
einer  Festtagsbewirtung.  Das  Fehlen  von  Räumen  zur 
Aufbewahrung  von  Fleisch  in  der  bäuerlichen  Wirt¬ 
schaft,  der  vollkommene  Mangel  eines  Fleischhandels  in 
den  Dörfern,  die  weiten  Entfernungen  von  den  großen 
Zentren  und,  was  die  Hauptsache  ist,  die  verhältnis¬ 
mäßig  hohen  Preise  für  Fleisch  schränken  den  Fleisch¬ 
verbrauch  ein.  Außerdem  waren  die  Verhältnisse  der 
Landwirtschaft  und  des  Ackerbaues  so  geartet,  daß  das 
Vieh  hauptsächlich  zur  Erzeugung  von  Dünger  und  erst 
in  allerletzter  Zeit  auch  zu  Molkereizwecken  gehalten 
wurde.  Schnellreifende  Fleischrassen,  die  ausschließlich 
auf  dem  Boden  billiger  Weideplätze  in  den  nicht  an¬ 
gesiedelten  Steppen  des  Südostens  Rußlands  und  in 
Sibirien  gehalten  wurden,  begannen  bald  zu  verschwinden, 
zu  gleicher  Zeit  mit  der  Verminderung  dieser  Land¬ 
stücke  und  das  letzte  Jahrfünft  vor  dem  Kriege  zeich¬ 


nete  sich  auf  dem  Gebiete  der  Viehzucht  durch  einen 
Ansturm  auf  die  Fleischviehwirtschaft  aus. 

Der  Krieg,  der  die  russische  Landwirtschaft  bei  einem 
wirtschaftlichen  Umschwung  in  allen  ihren  Zweigen  an¬ 
traf,  schuf  mit  einemmal  einen  sehr  aufnahmefähigen 
Markt  für  Fleisch.  Viele  Millionen,  die  vor  dem  Kriege 
im  ganzen  o"3  Pud  Fleisch  auf  den  Kopf  jährlich  ver¬ 
braucht  haben,  vergrößerten  den  Verbrauch  bis  auf  6  Pud. 
Außerdem  hatte  die  Bevölkerung  hinter  der  Front  mit 
einemmal  ihre  Barmittel  durch  Aufgabe  der  Trunksucht, 
durch  die  Soldatenrationen  und  -requisitionen  auf  i*/2 
Milliarden  Rubel  im  Jahr  erhöht,  erhielt  dadurch  die 
Möglichkeit,  sich  besser  zu  ernähren  und  wandte  sich 
vor  allen  Dingen  der  Fleischkost  zu,  so  daß  nach  den 
Feststellungen  einiger  Semstwos  der  Fleischverbrauch  in 
den  Dörfern  um  150 — 200  Prozent  gestiegen  ist.  End¬ 
lich  haben  Flüchtlinge  und  Kriegsgefangene  zur  Steige¬ 
rung  des  Fleischverbrauches  bedeutend  beigetragen. 

Statistiche  Angaben  über  die  Menge  des  geschlachteten 
Viehs  während  des  Krieges  sind  nicht  vorhanden,  man 
kann  sich  jedoch  davon  eine  Vorstellung  machen  an¬ 
gesichts  der  gewaltigen  Fleischlieferungen,  die  von  dem 
Ressort  für  Landwirtschaft  für  die  Armee  und  von  den 
städtischen  kommunalen  Organisationen  für  den  Bedarf 
der  Bevölkerung  übernommen  worden  sind.  Nach  einer 
annähernden  Berechnung  sind  im  Laufe  der  18  Kriegs¬ 
monate  über  10  Millionen  Stück  Vieh  geschlachtet 
worden,  was  20  Prozent  der  Gesamtzahl  im  Reiche  und 
fast  30  Prozent  des  im  Europäischen  Rußland  geschlach¬ 
teten  Viehs  ausmacht.  Durch  ein  derartig  gesteigertes 
Schlachten  ist  der  Viehbestand  bedeutend  vermindert 
worden,  und  zwar  ist  er  von  40  Millionen  Stück,  nach 
der  Zählung  vom  Jahre  1912  im  Fhiropäischen  Rußland  mit 
Einschluß  des  Kaukasus  am  1.  Oktober  1915  auf  31 
Millionen  Stück  gefallen.  Auf  diese  Weise  hat  das  in¬ 
tensive  Schlachten  des  Viehs  nicht  nur  den  ganzen 
jährlichen  Zuwachs  von  4-5  Millionen  Stück  verschlungen, 
sondern  auch  das  Grundkapital  für  den  Viehbestand  selbst 
angegriffen.  Außerdem  wird  das  gesteigerte  Einschlachten 
der  Kälber  (im  Jahre  1913  wurden  700.000,  im  Jahre 
1915  dagegen  1,100.000  Stück  geschlachtet)  ohne  Zweifel 
auch  den  Zuwachs  beeinflussen. 

Wenn  man  das  Schlachten  des  Viehs  in  den  ein¬ 
zelnen  Viehzuchtgebieten  in  Betracht  zieht,  so 
erscheint  der  Abgang  in  noch  ernsterem  Umfang,  und 
zwar  erreicht  er  im  südwestlichen  und  südlichen  Ge¬ 
biete  die  Höhe  von  35 — 45  Prozent  des  gesamten  Vieh¬ 
bestandes.  Jedoch  alle  diese  recht  ernsten  Befürchtungen 
für  den  Bestand  der  Viehwirtschaft  erweckenden  Ziffern 
beziehen  sich  vorzugsweise  auf  den  europäischen  Teil 
des  russischen  Reiches.  Das  Asiatische  Rußland  dagegen, 
das  im  ganzen  verhältnismäßig  wenig  Fleisch  auf  den 
Markt  wirft,  und  zwar  nur  etwa  7  Prozent  des  Groß¬ 
viehs  und  3-5  Prozent  Schafe,  hat  den  Prozentsatz  für 
Rindfleisch  nur  auf  1 1  "2  Prozent  und  für  Schaffleisch 
auf  4-8  Prozent  erhöht. 


iSiidjeranfetgem 

Handelsverbot  und  Vermögen  in  Feindesland.  Eine  neutrale 
Darstellung  von  Dr.  Artur  Curti.  Zürich,  Karl  Heymanns 
Verlag,  Berlin.  Broschiert  3  M. 

Die  den  gegenwärtigen  Krieg  besonders  charakterisierenden 
Maßnahmen  zur  wirtschaftlichen  Niederringung  des  Gegners  haben 
den  Autor  als  Angehörigen  eines  neutralen  Landes  zu  einer  ge¬ 
wissenhaften  Registrierung  derselben  ohne  jede  Kritik  veranlaßt. 
Dr.  Curti,  welcher  als  Leiter  des  Bureau  für  Internationales  Recht 
in  Zürich,  über  ein  gewaltiges  Material  von  amtlichen  Dater 
verfügt,  hat  in  diesem  Werke  für  alle  jene,  welche  durch  die 
vorerwähnten  Maßnahmen  betroffen  wurden  oder  zur  Vertretung 
der  Interessen  solcher  Betroffenen  berufen  sein  werden,  ein  äußerst 
wertvolles  und  wichtiges  Nachschlagewerk  geschaffen.  Aber  auch 
für  diejenigen,  welche  vom  rein  wissenschaftlichen  Standpunkte 
seinerzeit  diese  Maßnahmen  behandeln  werden  wollen,  dürfte  die 
Arbeit  Dr.  Curtis  einen  äußerst  wertvollen  Behelf  bilden. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12, 

zu  er 

Vorstandssitzung  und  Vollversammlung  der 

Sektion.  Donnerstag,  den  30.  März,  7  Uhr  abends, 
findet  im  Vortragssaale  der  Sektion,  III.  Lothringer¬ 
straße  12,  eine  Vollversammlung  statt,  in  der  Herr 
Präsident  Artur  Kuffler  einen  Vortrag  über 
„Neue  Wegeund  Ziele  des  Exporthandels 
nach  dem  Kriege“  halten  wird.  Vor  der  Voll¬ 
versammlung  findet  um  5  L'hr  nachmittags  eine  Vor¬ 
standssitzung  der  Sektion  statt. 

Seidene  Halstücher.  Ein  österreichischer  Handels¬ 
agent  in  Amsterdam  bewirbt  sich  um  Vertretungen  öster¬ 
reichischer  Häuser,  welche  seidene  und  halbseidene  Hals¬ 
tücher,  sowohl  aus  Natur-  wie  auch  aus  Kunstseide  er¬ 
zeugen  und  gewillt  wären,  mit  Holland  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  treten.  (A.  E.  717.) 

Rotverschnittwein.  Ein  Importhaus  in  Metz  wünscht 
Offerte,  Bezugsbedingungen  und  Musterproben  von  13- 
bis  I4grädigen  Rotverschnittweinen.  (A.  E.  716.) 

Geschäftsverbindung  mit  Russisch-Polen.  Ein  gut 

empfohlener  Agent  in  Lublin  bietet  sich  österreichischen 
Häusern  als  Vertreter  an,  welche  den  Wunsch  hegen,  mit 
Lublin  und  dem  benachbarten  Gebiete  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  kommen.  (A.  E.  715.) 

Lederhandschuhe.  Eine  Agenturfirma  in  Amsterdam 
interessiert  sich  für  die  Übernahme  der  Vertretung  einer 
österreichischen  Lederhandschuhfabrik,  welche  für  den 
Export  eingerichtet  und  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenz¬ 
fähig  ist.  (A.  E.  714.) 

artfektian  be$  k*  k*  Üftm*dd)tfdjcn 
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unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 
fragen.) 

Seidenwaren  aller  Art.  Ein  österreichischer  Kauf¬ 
mann,  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  der  seit  mehr  als  20  Jahren 
Skandinavien  bereist,  dortselbst  seine  Subvertreter  hat 
und  bei  der  kaufkräftigen  erstklassigen  Kundschaft  gut 
eingeführt  ist,  berichtet,  daß  in  den  skandinavischen 
Ländern  infolge  des  Ausfuhrverbotes  von  Textilien  aus 
Wolle  und  Baumwolle  aus  den  Erzeugungsländern,  gegen¬ 
wärtig  große  Nachfrage  nach  Ersatzstoffen  besteht,  und 
daher  Seidenwaren  österreichischer  Provenienz  ein  gutes 
Absatzfeld  finden  könnten.  Österreichische  Fabrikanten 
der  Seidenwarenbranche  werden  hiermit  auf  diese 
günstige  Absatzchance  aufmerksam  gemacht  und  einge¬ 
laden,  sich  mit  dem  betreffenden  Vertreter,  dessen 
Adresse  im  Bureau  der  Sektion  erhältlich  ist,  ins  Ein¬ 
vernehmen  zu  setzen.  (A.  E.  713.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere.  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  711.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 

PtitteUungcu  brr 

Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau.  Am  5.  März  1.  J. 
wird  der  Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau  eröffnet.  Zugelassen 

verden  nur  vollständig  frankierte,  offene  Briefsendungen 
aller  Art,  und  zwar  sowohl  gewöhnliche  als  auch  ein¬ 
geschriebene,  ferner  gewöhnliche  Postanweisungen.  Die 
Briefsendungen  dürfen  nur  in  deutscher  Sprache  ab¬ 
gefaßt  sein,  keinerlei  Mitteilungen  über  militärische  An¬ 
gelegenheiten  enthalten  und  müssen  die  genaue  Bezeich¬ 
nung  des  Absenders  tragen.  (Auf  den  Postanweisungs- 
abschnitten  sind  Mitteilungen,  wie  dermalen  überhaupt 
im  Auslandsverkehr,  unzulässig.)  Die  Versendungs¬ 
bedingungen  und  Gebührenansätze  sind  dieselben  wie 
im  Wechselverkehr  zwischen  Österreich  und  Deutsch¬ 
land.  Die  Postanweisungen  sind  in  Markwährung  aus¬ 
zustellen  und  dürfen  höchstens  auf  500  M.  lauten.  Sie 
werden  im  Generalgouvernement  Warschau  nach  dem 
festen  Wertverhältnisse  100  Rubel  gleich  150  M.  aus¬ 
gezahlt. 

Am  Postverkehr  nehmen  im  Generalgouvernement 
Warschau  folgende  Postorte  teil:  Alexandrowo,  Bendzin, 
Brzeziny,  Ciechanow,  Czenstochau,  Gostynin,  Grodzisk, 
Grojec,  Kalisch,  Kolo,  Konin,  Kutno,  Lenczyca,  Lipno, 
Lodz,  Lowicz,  Mlawa,  Pabianice,  Plock,  Plonsk,  Przas- 
nysz,  Rawa,  Rypin,  Sieradz,  Sierpe,  Skierniewice,  Slupca, 
Sochaczew,  Sosnowice,  Tomaszow  (Kr.  Brzeziny), 
Turek,  Wielun,  Wloclawek,  Zdunska,  Wola,  außerdem 
die  Orte  aller  Kreise,  in  denen  diese  Postorte  liegen, 
und  die  Stadt  Warschau  selbst.  Darüber  hinaus  sind 
Postanweisungen  auch  nach  allen  anderen  Orten  im 
Generalgouvernement  Warschau  zulässig.  In  der  Auf- 

$ckti<wU) 

schrift  der  Sendungen  nach  Landorten  ist  der  Name  des 
zuständigen  Postortes,  bei  dem  die  Sachen  abgeholt 
werden  sollen,  mindestens  aber  der  Name  des  Kreises, 
anzugeben.  Zugestellt  werden  sie  nicht.  (3723/E.) 

Zinsenberechnung.  Laut  Verordnungsblatt  für  das 
Generalgouvernement  vom  15.  Februar  1.  J.  Nr.  22  tritt 
für  die  Verpflichtung  von  Geldforderungen  für  die  Zeit 
vom  1.  August  1914  bis  zum  31.  März  1916  nachstehende 
Vorschrift  in  Kraft: 

Der  Zinssatz  beträgt  y1j2  Prozent;  ist  er  durch  Vertrag 
oder  sonstiges  Rechtsgeschäft  anderweit  festgesetzt,  so 
hat  es  dabei  sein  Bewenden  (§  2).  Die  Zinsen  sind  für 
die  gesamte  obengenannte  Zeit  zu  entrichten.  Nach  dem 

31.  Juli  1914  fällig  gewordene  Schulden  sind  vom  Tage 
der  Fälligkeit  ab  zu  verzinsen  (§  3).  In  Ansehung  der 
Verpflichtung  zur  Zinszahlung  für  die  übrige  Zeit  hat 
es  bei  dem  sonstigen  Recht  sein  Bewenden  (§1,  Absatz  2). 
Ebenso  finden  diese  Sondervorschriften  keine  Anwen¬ 
dung  auf  Schulden,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  bereits  erloschen  sind  (§  1,  Absatz  3). 

(3570/E.) 

Reisen  nach  dem  deutschen  Verwaltungsgebiet 
in  Russisch-Polen.  Zu  Reisen  nach  dem  unter  deutscher 
Verwaltung  stehenden  Okkupationsgebiete  von  Russisch- 
Polen  ist  eine  besondere  Bewilligung  notwendig.  Diese 
Bewilligung  wird  auf  Grund  eines  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefertigten  und  mit  der  amtlich  beglaubigten  Photo¬ 
graphie  und  Unterschrift  des  Inhabers  versehenen  Reise- 

*)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels¬ 
museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  beson  leren  Verständigung  der 

P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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passes  in  der  Form  der  Ausstellung  eines  Passierscheines 
durch  den  stellvertretenden  Generalstab  in  Berlin  im 
Einverständnis  mit  dem  Generalgouvernement  in  War¬ 
schau  erteilt,  jedoch  nur  in  den  Ausnahmefällen  ge¬ 
geben,  wenn  es  sich  um  dringende  und  wichtige  Ange¬ 
legenheiten  handelt,  bei  denen  die  persönliche  Anwesen¬ 
heit  des  Reisewerbers  unbedingt  erforderlich 
erscheint.  Die  Passierscheine  unterliegen  einer  Taxe 
von  3  M.  für  je  eine  Woche  der  bewilligten  Gültigkeits¬ 
dauer.  Die  Bewerbung  darum  hat  mittels  schriftlicher 
Gesuche  zu  erfolgen,  die  genaue  Angabe  über  1.  die 
Paßdaten,  2.  das  Reiseziel  (unter  namentlicher  An¬ 
führung  aller  Orte,  an  denen  Aufenthalt  genommen 
werden  soll),  3.  den  Reiseweg,  4.  den  Reisezweck  und 
5.  die  beabsichtigte  Dauer  der  Reise  enthalten  und  be¬ 
sonders  alle  für  die  Prüfung  der  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  belangreichen  Umstände  mit  voller 
Deutlichkeit  erkennen  lassen  müssen.  Der  Paß  selbst 
braucht  nicht  beigegeben  zu  werden,  es  muß  aber  die 
Richtigkeit  der  Angaben  in  dem  Gesuche  über  seine 
Daten  amtlich  bestätigt  sein. 

Die  Vermittlung  der  Gesuche  hat  das  k.  u.  k.  Mini¬ 
sterium  des  Äußern  übernommen,  das  sie  im  Interesse 
der  Vereinfachung  des  Verfahrens  im  Wege  seines  Ver¬ 
treters  in  Warschau  der  Paßzentrale  des  kaiserlichen 
Generalgouvernements  in  Warschau  zur  weiteren  Er¬ 
ledigung  zukommen  lassen  wird.  Da  jedoch  eine  Inter¬ 
vention  des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußern  nur  in 
jenen  Fällen  Platz  greifen  kann,  in  denen  in  bezug  auf 
die  Dringlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Reise  die  Vor¬ 
aussetzungen  für  die  Erteilung  der  Bewilligung  durch 
das  Generalgouvernement  gegeben  sind,  dürfen  Reise- 
ansuchcn  nicht  mehr  wie  bisher  beim  Ministerium  des 
Äußern  eingebracht  werden ;  diese  Eingaben  werden  nach 
vorheriger  Begutachtung  auf  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  dem  k.  u.  k.  Ministerium  des 
Äußern  auf  das  nach  dem  Reisezweck  in  Betracht 
kommende  k.  k.  Fachministerium  übermittelt. 

Die  Gesuche  um  die  Erteilung  der  Reisebewilligung 
nach  dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  von 
Russisch-Polen  sind  demnach  von  den  Erlaubniswerbern 
bei  der  politischen  Bezirks-,  beziehungsweise  landes¬ 
fürstlichen  Polizeibehörde  ihres  Aufenthaltsortes  ein¬ 
zubringen;  diese  Stellen  wurden  angewiesen,  die  Gesuche 
nach  Erhebung  über  die  Verläßlichkeit  des  Gesuch¬ 
stellers  und  die  Stichhältigkeit  seiner  Angaben  mit  einem 
Anträge  über  die  Berücksichtigungswürdigkeit  des  An¬ 
suchens  an  die  politische  Landesbehörde  behufs  Weiter¬ 
leitung  an  die  betreffenden  Fachministerien  vorzulegen. 

(2678/E.) 


oder  durch  den  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  zu¬ 
rückgeschickt,  im  Falle  der  Genehmigung  der  Reise  wird 
der  besondere  Ausweis  behufs  Ausfolgung  an  den  Be¬ 
werber  angeschlossen. 


Reisen  aus  dem  kaiserlich  deutschen  nach  dem 
österreichisch-ungarischen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  österreichisch-ungarische 
Okkupationsgebiet  wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  das  Visum  des  Reisepasses. 

Ad  1.  Die  von  den  kaiserlich  deutschen  Kommandos 

oder  Behörden  gemäß  den  derzeit  geltenden  Vorschriften 
ausgestellten  Reisepässe  werden  als  zureichend  an¬ 
erkannt. 

Ad  2.  Das  Visum  wird  ausgestellt  vom  Armeeober¬ 
kommando  selbst  oder  einer  seiner  Paßvidierungsstellen 
in  Szczakowa,  Krakau,  Rozwadow  oder  Lemberg  oder 
von  den  dem  Generalgouvernement  Warschau  zuge¬ 
teilten  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  oder  vom 
k.  u.  k.  Kriegsministerium.  Zur  Erwirkung  des  Visums 
ist  der  Reisepaß  an  eine  der  bezeichnet en  Stellen  zu 
senden.  Plierbei  ist  neben  den  im  Reisepaß  ohnehin  ent¬ 
haltenen  Angaben  auch  das  Ziel,  der  Zweck  und  die 
Dauer  der  Reise  anzugeben. 

Der  Reisepaß  wird  nach  allfälliger  Beisetzung  des 
Visums  von  der  k.  u.  k.  Stelle,  bei  der  die  Vidierung 
erbeten  wurde,  an  die  übersendende  Stelle  zurück¬ 
geschickt.  (3833/E.) 


Reisen  aus  dem  österreichisch-ungarischen  nach 
dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  deutsche  Okkupationsgebiet 
wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  der  besondere  Ausweis. 

Ad  1.  Die  von  den  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischen 
Kommandos  gemäß  der  Verordnung  des  Armeeober¬ 
kommandanten  vom  23.  August  1915,  Nr.  35  V.-Bl.,  aus¬ 
gestellten  Reisepässe  werden  vom  kaiserlich  deutschen 
Generalgouvernement  als  zureichend  anerkannt. 

Ad  2.  Der  besondere  Ausweis  wird  ausgestellt  von  der 
Paßzentrale  des  Generalgouvernements  W  a  r  s  c  h  a  u. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  der  Reisepaß  unter  genauer 
Angabe  des  Zweckes  und  der  Dauer  der  Reise  an  den 
dem  Generalgouvernement  Warschau  zugeteilten  Ver¬ 
treter  des  österreichisch-ungarischen  Armeeober¬ 
kommandos  zu  senden. 

Der  Reisepaß  wird  sodann  an  die  übersendende  Stelle 
unmittelbar  von  der  kaiserlich  deutschen  Paßzentrale 


Gerichtsbarkeit  im  Generalgouvernement  War¬ 
schau.  Der  Präsident  des  kaiserlich  deutschen  Ober¬ 
gerichts  bei  dem  Generalgouvernement  Warschau  be¬ 
richtete  an  den  „Verband  zur  Sicherung  deutscher  For¬ 
derungen  an  das  feindliche  Ausland“  in  Barmen  wie 
folgt: 

In  den  von  den  deutschen  Truppen  besetzten 
Teilen  Russisch-Polens  ist  die  deutsche  Gerichtsbarkeit 
in  vollem  Umfange  aufgenommen.  Das  Verfahren  ent¬ 
spricht  dem  vor  den  Gerichten  in  Deutschland,  An¬ 
waltszwang  besteht  nicht.  Es  findet  das  Mahn-  und 
Klageverfahren  statt.  Auch  Zwangsvollstreckung  wird 
betrieben.  In  Deutschland  ergangene  Urteile  oder  andere 
vollstreckbare  Schuldtitel  werden  ohneweiters  vollstreckt. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  den  Schuldner 
vor  das  zuständige  Gericht  zwecks  Mahnung  laden  zu 
lassen,  da  erfahrungsgemäß  eine  solche  gerichtliche 
Mahnung  genügt,  um  den  Schuldner  zur  Zahlung  zu 
veranlassen.  (3742/E.) 


Protestaufnahme  in  Russisch-Polen.  Zum  Schutze 

der  Wechselgläubiger  im  besetzten  Gebiete  von 
Russisch-Polen  sind  bekanntlich  die  Fristen  zur  Vor¬ 
nahme  einer  Handlung,  deren  es  zur  Ausübung  und 
Erhaltung  des  Wechselrechtes  oder  des  Regreßrechtes  aus 
dem  Scheck  bedarf,  vorläufig  bis  30.  Juni  1916  ver¬ 
längert  worden.  Eine  Verlängerung  dieser  Frist  dürfte  zu 
erwarten  sein.  Die  Wechselgläubiger  sind  daher,  wie  die 
Handelskammer  zu  Berlin  mitteilt,  zurzeit  wohl  be¬ 
rechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  ihre  Wechsel  protestieren 
zu  lassen.  Zur  Aufnahme  der  Proteste  sind  auch  die  Ge¬ 
richtsvollzieher  ermächtigt.  Anträge  auf  Protestauf nähme 
durch  diese  sind  an  den  Präsidenten  des  Obergerichtes 
in  Warschau  zu  richten,  österreichische  Wechsel¬ 
gläubiger  sollten  schon  frühzeitig  auf  Erhebung  des 
Protestes  bedacht  sein,  insbesondere,  wenn  es  sich  um 
Provinzwechsel  handelt.  (3Ö5/E->  2768/E.) 


Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 
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LISTE  DER  IM  II.  QUARTAL  1915 
ERTEILTEN  VEREDLUNGSVERKEHRS¬ 
BEWILLIGUNGEN. 

(Amtliche  Mitteilung.) 

Im  II.  Quartal  1915  wurden  in  den  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern  sowie  in  den 
Ländern  der  heiligen  ungarischen  Krone  nachfolgende 
Bewilligungen  zu  Veredlungsverkehren  neu  erteilt,  be¬ 
ziehungsweise  von  den  Finanzlandesbehörden  im  eigenen 
Wirkungskreise  verlängert. 

Einem  Appreteur: 

Mit  rohen  Geweben  zum  Bedrucken,  Färben  und 
Appretieren. 

Mehreren  Firmen: 

Mit  Band-  und  Posamentierwaren  aller 
Art,  beziehungsweise  mit  allerlei  Gewebeteilen, 
baumwollenen  Tüllen,  Spitzen  und  Bändern 
sowie  mit  baumwollenen  und  leinenen  Spitzen¬ 
motiven  nebst  den  dazugehörigen  Nähmaterialien 
gegen  Wiederausfuhr  der  daraus  verfertigten  Putzartikel. 

Einem  Hutmacher: 

Mit  Hutgeflechten  und  Hutstumpen  aus 
Stroh,  Holzspan  oder  Hanf,  sowie  Geweben  aus 
Papiergarn  zum  Bleichen  und  Färben. 

Einem  Fabrikanten: 

Mit  Lederstreifen  zwecks  Verfertigung  von 
Riemen. 

Einer  Firma: 

Mit  bereits  vorgerichteten  Deckbrettchen  aus 
beliebigen  Materialien  für  die  Klaviatur  von  Zieh¬ 
harmonikas  zur  Bearbeitung  mittels  Laubsäge. 

Einer  Fabrik: 

Mit  Roheisen,  Halbfabrikaten  aus  Eisen, 
eisernen  Röhren  und  N  i  e  t  e  n  gegen  Ausfuhr  von 
Maschinen  und  Dampfkesseln  sowie  deren  Bestand¬ 
teilen  und  anderen  Eisenkonstruktionsarbeiten,  mit 
Schiffspropellern  aus  Eisen  oder  Metall  zur 
Adaptierung  auf  Achsen,  mit  Kondensations¬ 
röhren  zum  Einbau  in  Kondensatoren  von  Schiffs¬ 
dampfmaschinen,  mit  allerlei  Pumpen  zum  Kessel¬ 
speisen  samt  dazugehörigen  Armaturen  zur  Adaptierung 
auf  Dampfkessel  behufs  deren  Speisung. 

Einer  Eisenfirma: 

M it  Alteisen,  Ingots  und  Roheisen,  gegen 
Ausfuhr  der  daraus  hergestellten  Erzeugnisse. 

Einem  Hüttenwerke: 

Mit  Eisenschrot,  Roh-,  Alt-  und  Abfall¬ 
eisen,  Roh-  und  Abfallstahl,  dann  mit  Eisen¬ 
legierungen,  gegen  Ausfuhr  der  durch  metallurgi¬ 
sche  Verarbeitung  gewonnenen  Fabrikate,  ferner 

mit  Ingots  und  Zaggeln  zur  Erzeugung  von 
Stahlstäben. 

Einer  Gewerkschaft: 

Mit  Roh-  und  Alteisen,  Ingots,  Blooms, 
Zaggeln,  Blechen,  Luppeneisen  etc.  zwecks 
Herstellung  von  Walzeisen  u.  dgl.  m. 
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Einer  Maschinenfabrik: 

Mit  rohen,  unbearbeiteten  Stahlguß  waren  zur 
weiteren  Bearbeitung. 

Einem  Unternehmen: 

Mit  Eisengußbestandteilen  gegen  Wieder¬ 
ausfuhr  der  daraus  erzeugten  Fleischhackmaschinen. 

Einer  optischen  Firma: 

Mit  Bogenlampen,  Scheinwerfern  und 
optischen  Apparaten  zur  Anpassung  an  in¬ 
ländische  Bestandteile,  insbesondere  Linsen,  und  zur 
Ausrüstung  mit  Montierungsstücken. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Einfuhrregelung.  EineVerordnung  des  Ministers  des 
Innern  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern 
vom  14.  März  1916  wegen  Abänderung  der  Ministerial- 
\erordnung  vom  6.  Februar  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  31, 
betreffend  die  Einfuhr  von  mehreren  Warengattungen 
aus  dem  Zollauslande,  bestimmt: 

§  1,  Punkt  2,  der  Ministerialverordnung  vom  6.  Fe¬ 
bruar  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  31,  wird  abgeändert  und  hat 
zu  lauten,  wie  folgt: 

„2.  Auf  Raps,  Rübsen,  Hederich  (wilder  Raps),  Lein¬ 
saat,  Sonnenblumenkerne,  Kürbiskerne,  Mohnsamen, 
Senfsamen,  Hanfsamen,  Baumwollsamen,  Rizinussaat, 
Sesamsaat,  Erdnüsse,  Niggersaat,  Palmkerne,  Kopra, 
Oliven  und  andere  hier  nicht  besonders  benannte  Öl¬ 
saaten,  ölhaltige  Samen  und  Früchte,  welche  zur  ge¬ 
werblichen  öl-  und  Fettgewinnung  dienen  sowie  auf 
alle  für  Futterzwecke  geeigneten  Ölkuchen  und  Extrak¬ 
tionsmehle.“ 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

* 

Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im  Einver¬ 
nehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  vom  21.  März 
1916,  betreffend  die  Einfuhr  von  tierischen  und  pflanz¬ 
lichen  ölen  und  Fettstoffen  sowie  einiger  verwandter 
Produkte  aus  dem  Zollauslande,  verfügt: 

§  1.  Die  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  aus 
dem  Zollauslande-  nach  Österreich  eingeführten  nach¬ 
genannten  Waren,  und  zwar: 

Tierische  und  pflanzliche  öle  und  Fette  aller  Art 
(mit  Ausnahme  von  Butter  und  Schweinefett),  auch  ge¬ 
härtet; 

F  ettsäuren ; 

Fettgemenge  aller  Art  und  sonstige  fetthaltige  Ma¬ 
terialien  und  Produkte,  sofern  sie  mehr  als  10  Prozent 
tierische  oder  pflanzliche  öle,  Fette  oder  Fettsäuren  ent¬ 
halten  ; 

Ölfirnisse  und  oxydierte  Öle; 

Schmier-,  Leim-  und  Kernseifen  aller  Art,  auch 
Toiletteseifen  und  alle  Seifen  enthaltenden  Produkte; 

Glyzerin  aller  Art,  auch  Glyzerinwässer,  Seifenunter¬ 
laugen  und  sonstige  glyzerinhaltige  Produkte 

dürfen  nur  durch  die  öl-  und  Fettzentrale-A.-G.  in  den 
inländischen  Verkehr  gebracht  werden. 

Die  Einfuhr  von  Ölsaaten,  ölhaltigen  Samen  und 
Früchten  sowie  von  Ölkuchen  fällt  nicht  unter  diese 
V  erordnung. 

§  2.  Wer  die  im  §  1  genannten  Waren  aus  dem  Zoll¬ 
auslande  einführt,  hat  sie  an  die  öl-  und  Fettzentrale- 
A.-G.  abzugeben. 

Der  Handelsminister  erläßt  im  Einvernehmen  mit  den 
beteiligten  Ministern  die  näheren  Bestimmungen  über 
die  Übernahme  durch  die  öl-  und  Fettzentrale-A.-G.  und 


die  besonderen  Vorschriften  für  die  Deckung  des  Be¬ 
darfes  der  Staatseisenbahnverwaltung  an  ölen  und 
Fetten.  Er  bestimmt  auch,  unter  welchen  Bedingungen 
diese  Verordnung  auf  die  Durchfuhr  keine  Anwendung 
indet. 

§  3.  Die  Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrtsunter- 
nehmu ngcn  sind  verpflichtet,  jede  nach  dem  22.  März 
1916  aus  dem  Zollauslande  eingelangte  Sendung  von  im 
§  1  genannten  Waren  der  öl-  und  Fettzentrale-A.-G. 
unter  Angabe  der  Aufgabestation,  des  Adressaten,  der 
Art  und  des  Gewichtes  der  Sendung  durch  die  Bestim- 
mungssation  anzuzeigen. 

§  4.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  werden  von  der  politischen  Behörde 
mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  5000  K  °der  Arrest 
bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Regelung  des  Eierhandels.  Eine  Verordnung  des 
Ministers  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  den  betei¬ 
ligten  Ministern  vom  23.  März  1916,  mit  welcher  die 
Ministerialverordnung  vom  20.  Februar  I9!6,  betreffend 
die  Regelung  des  Eierhandels1),  abgeändert  wird,  be¬ 
stimmt: 

Artikel  I.  §  1  der  Ministerialverordnung  vom 

20.  Februar  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  48,  betreffend  die  Rege¬ 
lung  des  Eierhandels,  wird  abgeändert  und  hat  zu 
lauten: 

Geflügeleier,  die  nach  Österreich  gebracht  werden, 
sind  der  vom  Ministerium  des  Innern  legitimierten  Ein- 
kaufsstelle  (Miles)  in  Wien  behufs  Übernahme  anzu¬ 
bieten  und  nach  Maßgabe  der  nachstehenden  Bestim¬ 
mungen  abzugeben. 

Die  Einkaufsstelle  ist  verpflichtet,  die  ihr  angebotenen 
Geflügeleier  bei  entsprechender  Qualität  zu  übernehmen. 

Wenn  hierbei  hinsichtlich  der  Übernahmspreise  eine 
Einigung  nicht  zu  stände  kommt,  hat  die  Übergabe 
solcher  Eier  zu  den  im  Zeitpunkte  des  Anbotes  gel¬ 
tenden  Preisen  zu  erfolgen.  Diese  Preise  werden  all¬ 
wöchentlich  vom  Ministerium  des  Innern  festgesetzt 
und  in  der  „Wiener  Zeitung“  verlautbart. 

Auf  Eier,  die  als  Durchfuhrsendungen  aufgegeben, 
aber  infolge  Änderung  der  Versanddispositionen  in 
Österreich  ausgeladen  werden,  finden  die  vorstehenden 
Bestimmungen  ebenfalls  Anwendung. 

Artikel  II.  Diese  Verordnung  tritt  am  29.  März 
1916  in  Wirksamkeit.' 

Bezug  von  Schweinefett,  Schweinespeck  und 
Schweinefleisch  aus  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  vom  22.  März 
1916  verfügt: 

§  1.  Wer  Schweinefett,  Schmer,  Speck  und  Schweine¬ 
fleisch  jeder  Art,  ferner  geschlachtete  Schweine  mit  oder 
ohne  Speck  aus  den  Ländern  der  ungarischen  Krone 
zu  beziehen  beabsichtigt,  hat  dies  mittels  der  bei  den 
Handels-  und  Gewerbekammern  erhältlichen  Formulare 
beim  Handelsministerium  oder  bei  jenen  Stellen  an¬ 
zumelden,  die  vom  Handelsminister  jeweils  mit  der 
Entgegennahme  derartiger  Anmeldungen  betraut  werden. 
Der  Handelsminister  oder  die  von  ihm  hierzu  er¬ 
mächtigte  Stelle  entscheidet  über  die  Ausfolgung  der 
für  solche  Bezüge  gemäß  den  Vereinbarungen  mit  der 
königlich  ungarischen  Regierung  erforderlichen  Trans¬ 
portscheine. 

Jeder  Anmeldung  ist  die  Angabe  beizufügen,  ob  der 
Bezug  der  vorerwähnten  Waren  aus  Ungarn  oder  aus 
Kroatien  und  Slawonien  beabsichtigt  ist  und  ob  die  Ver- 
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Sendung  im  Wege  der  Eisenbahn,  der  Binnenschiffahrt, 
der  Seeschiffahrt  oder  mittels  Wagen  erfolgen  soll. 

Der  Handelsminister  kann  für  die  Anmeldung  des 
Bezuges  einzelner  der  im  ersten  Absätze  genannten 
Waren  auch  anderweitige  Bestimmungen  treffen. 

§  2.  Jenen  Personen,  welchen  ein  Transportschein 
gemäß  §  1  dieser  Verordnung  ausgefolgt  wird,  sind 
verpflichtet,  selbst  oder  durch  den  Absender  der  Ware 

I.  im  Falle  der  Versendung  mittels 
Eisenbahn: 

a)  bei  der  Aufgabe  der  Sendung  in  den  Ländern  der 
ungarischen  Krone  in  jedem  Falle  die  bahnamtliche 
Feststellung  des  Gewichtes  der  Ware  zu  verlangen; 

b)  bei  diesem  Anlasse  die  Ausstellung  eines  Fracht¬ 
briefduplikates  oder  eines  Aufnahmescheines  zu  fordern; 

c)  in  den  Frachtbrief  und  in  das  Frachtbrief duplikat, 
und  zwar  in  der  für  besondere  Erklärungen  bestimmten 
Rubrik,  die  Nummer  des  Transportscheines  einzutragen; 

d)  das  Frachtbriefduplikat  oder  den  Aufnahmeschein 
längstens  am  Tage  nach  der  Aufgabe  des  Gutes  als 
rekommandierte  Sendung  an  das  k.  k.  Handelsmini¬ 
sterium  abgehen  zu  lassen; 

II.  im  Falle  der  Versendung  im  Wege 
der  Binnenschiffahrt: 

a)  bei  der  Aufgabe  der  Sendung  in  einer  ungarischen 
oder  kroatisch-slawonischen  Schiffsstation  in  jedem 
Falle  die  Feststellung  des  Gewichtes  der  Ware  seitens 
der  Schiffahrtsunternehmung,  bei  welcher  die  Aufgabe 
behufs  Beförderung  nach  Österreich  erfolgt,  zu  ver¬ 
langen  ; 

b)  bei  diesem  Anlasse  die  Ausfertigung  eines  Auf¬ 
nahmescheines  (Aufgabescheines,  Aufgaberezepisses)  zu 
fordern ; 

c)  in  den  Frachtbrief  die  Nummer  des  Transport¬ 
scheines  einzutragen; 

d)  den  Aufnahmeschein  spätestens  am  Tage  nach 
der  Aufgabe  des  Gutes  als  rekommandierte  Sendung  an 
das  k.  k.  Handelsministerium  abgehen  zu  lassen; 

III.  im  Falle  der  Versendung  im  Wege 
der  Seeschiffahrt: 

a)  bei  der  Aufgabe  der  Sendung  in  Fiume  in  jedem 
Falle  die  Feststellung  des  Gewichtes  der  Ware  seitens 
der  Schiffahrtsunternehmung,  bei  welcher  die  Aufgabe 
behufs  Beförderung  nach  Österreich  erfolgt,  zu  ver¬ 
langen  ; 

b)  der  Schiffahrtsunternehmung  den  jeweils  in  Be¬ 
tracht  kommenden  Transportschein  samt  anhaftendem 
Kontrollcoupon  und  allfälligen  weiteren  Behelfen  zu 
übergeben ; 

IV.  im  Falle  der  Versendung  mittels 
Wagen  (auch  Kraftwagen): 

a)  die  zur  Versendung  nach  Österreich  bestimmte 
Ware  im  Beisein  des  zuständigen  königlich  ungarischen 
Amtstierarztes  abzuwägen  und  diesem  den  Transport¬ 
schein  behufs  Eintragung  des  festgestellten  Waren¬ 
gewichtes  auf  der  Rückseite  des  Stammblattes  und  auf 
dem  Kontrollcoupon  sowie  behufs  Übernahme  des 
Kontrollcoupons  auszuhändigen ; 

b)  das  vom  königlich  ungarischen  Amtstierarzte  nach 
erfolgter  Gewichtseintragung  zurückerhaltene  Stamm¬ 
blatt  des  Transportscheines  längstens  innerhalb  fünf 
Tagen  jener  Stelle  persönlich  oder  mittels  rekomman¬ 
dierter  Sendung  zurückzustellen,  von  der  der  Transport¬ 
schein  ausgefolgt  wurde. 

§  3-  Nicht  benützte  Transportscheine  sind  binnen  drei 
Tagen  nach  Ablauf  ihrer  Geltungsdauer  dem  Handels¬ 
ministerium  persönlich  oder  mittels  rekommandierter 
Sendung  zurückzustellen. 

^  §  4-  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieser 
^  er°rdnung  sowie  jeder  Mißbrauch  mit  den  ausgefolgten 
Transportscheinen  werden,  soferne  sie  nicht  der  straf¬ 
gerichtlichen  Ahndung  unterliegen,  von  der  politischen 
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Behörde  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest 
bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit.  Mit  dem  gleichen  Zeitpunkte 
tritt  die  mit  der  Ministerialverordnung  vom  15.  De¬ 
zember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  370,  in  Kraft  gesetzte  Ver¬ 
ordnung  des  Handelsministers  vom  13.  Dezember  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  366,  außer  Wirksamkeit. 

Regelung  des  Verkehres  in  Eichen-  und  Fichten¬ 
rinde.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  dem  Ackerbauminister  und  Minister  für 
Landesverteidigung  und  im  Einverständnisse  mit  dem 
Kriegsminister  vom  24.  März  1916  bestimmt: 

§  1.  Eichen-  und  Fichtenrinde  (in  zerkleinertem  oder 
nicht  zerkleinertem  Zustande)  darf  nur  nach  den  Be¬ 
stimmungen  dieser  Verordnung  in  Verkehr  gebracht 
werden. 

§  2.  1.  Die  Waldbesitzer  und  Holzabstockungsberech- 
tigten  dürfen  die  in  den  eigenen  oder  zur  Abstockung 
erworbenen  Waldungen  gewonnene  Rinde  an  jedermann 
verkaufen  und  die  Rindennutzung  an  jedermann  über¬ 
lassen. 

2.  Der  Einkauf  von  Rinde  zum  Zwecke  ihres  Ver¬ 
kaufes  in  zerkleinertem  oder  nicht  zerkleinertem  Zu¬ 
stande  sowie  der  Einkauf  von  Lohe  zum  Zwecke  ihres 
Verkaufes  ist  nur  jenen  Personen  gestattet,  die  sich  mit 
diesem  Handel  bereits  im  Jahre  1915  gewerbsmäßig  be¬ 
faßt  haben. 

Rinden-  und  Lohhändler  dürfen  ihre  Vorräte  an  Rinde 
und  Lohe,  bevor  sie  diese  gemäß  der  Vorschrift  der  §§  3 
und  4  dieser  Verordnung  der  Häute-  und  Lederzentrale- 
A.-G.  zum  Kaufe  angeboten  haben,  nur  an  die  von  dieser 
Gesellschaft  zu  diesem  Einkäufe  besonders  ermächtigten 
Firmen  veräußern  und  liefern. 

3.  Ledererzeuger  dürfen  Rinde  und  Lohe  von  Händlern 
weder  kaufen  noch  beziehen. 

Eine  Abgabe  von  Rinde  und  Lohe  durch  Leder¬ 
erzeuger  darf  nur  unter  Beobachtung  der  Vorschriften 
des  §  6  dieser  Verordnung  stattfinden. 

§  3.  Jeder  Besitzer  von  Vorräten  an  Eichen-  und 
Fichtenrinde  oder  Lohe  hat  vom  15.  Mai  1916  ange¬ 
fangen  am  15.  jedes  Monats  der  Häute-' und  Leder- 
zentrale-A.-G.  in  Wien  jene  \rorräte  an  Rinde  und  Lohe 
zum  Kaufe  anzubieten,  die  er  während  des  voran¬ 
gegangenen  Monats  erzeugt  oder  bezogen  und  bis  zum 
Anbotstage  nicht  anderweitig  in  Gemäßheit  der  Bestim¬ 
mungen  des  §  2,  P.  1  und  2,  verkauft  hat. 

Von  dieser  Vorschrift  sind  die  Vorräte  an  Rinde  und 
Lohe  ausgenommen,  die  sich  im  staatlichen  Besitze  be¬ 
finden. 

Für  Ledererzeuger  gelten  die  besonderen  Vorschriften 
des  §  5  dieser  Verordnung. 

Die  Rindenvorräte  unterliegen  der  erwähnten  Anbots¬ 
pflicht  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  noch  im  Walde 
lagern  oder  bereits  aus  dem  Walde  gebracht  sind. 

Lieferungsverbindlichkeiten,  die  ein  Rinden-  oder  Loh¬ 
händler  vor  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gegenüber 
anderen  Käufern  als  der  Häute-  und  Lederzentrale-A.-G. 
und  den  von  ihr  zum  Einkäufe  von  Rinde  und  Lohe  er¬ 
mächtigten  Firmen  eingegangen  ist,  entheben  ihn  nicht 
von  der  Anbotspflicht. 

§  4.  Das  Anbot  hat  zu  einem  den  festgesetzten  Höchst¬ 
preisen  entsprechenden  Preise  zu  erfolgen. 

Zu  den  Anboten  sind  die  bei  der  Häute-  und  Leder¬ 
zentrale-A.-G.  aufgelegten  Vordrucke  zu  verwenden. 

Die  Anbote  sind  in  den  vorgeschriebenen  Terminen  an 
die  genannte  Gesellschaft  mit  der  Post  rekommandiert 
abzusenden.  Die  Gesellschaft  hat  dem  Anbotsteller  die 
Postgebühr  zu  ersetzen. 

Der  Anbotsteller  ist  an  sein  Anbot  21  Tage,  die  vom 
Tage  der  Postaufgabe  des  Anbotes  an  zu  rechnen  sind, 
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gebunden.  Geht  ihm  innerhalb  dieser  Frist  die  Annahme¬ 
erklärung  der  Gesellschaft  nicht  zu,  so  kann  er  über  die 
angebotene  Ware  frei  verfügen. 

Nimmt  die  Gesellschaft  das  Anbot  an,  so  hat  sie 
binnen  14  Tagen  nach  dessen  Annahme  wegen  der  Ab¬ 
lieferung  der  Ware  zu  verfügen.  Der  Verkäufer  hat  die 
Ware  ehestens  in  versandfähigen  Zustand  zu  bringen 
und  sie  sodann  entsprechend  den  Verfügungen  der  Ge¬ 
sellschaft  auf  deren  Kosten  an  die  von  ihr  bezeichnete 
Stelle  ohne  Verzug  abzusenden.  Als  Erfüllungsort  hat 
der  Bestimmungsort  der  Ware  zu  gelten,  wenn  dieser 
in  Österreich  gelegen  ist.  Andernfalls  gelten  hierfür  die 
allgemeinen  Bestimmungen  des  Artikels  324  H.-G.-B. 

Die  Absendung  hat  nach  Verfügung  der  Gesellschaft 
in  Säcken  oder  unverpackt  zu  erfolgen.  Die  Gesellschaft 
hat  die  zum  Transport  erforderlichen  Säcke  und,  falls 
der  Transport  im  offenen  Wagen  zu  geschehen  hat,  über 
Verlangen  des  Verkäufers  die  notwendigen  Plachen  bei¬ 
zustellen. 

Der  Verkäufer  hat  gleichzeitig  mit  der  Absendung  der 
Ware  der  Gesellschaft  einzusenden: 

1.  ein  Verzeichnis  über  Gattungen,  Herkunft  und 
Qualität  der  zur  Absendung  gebrachten  Ware, 

2.  die  Rechnung, 

3.  das  die  amtliche  Gewichtsangabe  enthaltende 
Frachtbriefduplikat. 

Die  Gesellschaft  hat  80  Prozent  des  dem  Verkäufer 
nach  diesen  Belegen  gebührenden  Kaufpreises  sofort 
nach  Eingang  der  Belege  zu  bezahlen  und  den  Restbetrag 
binnen  acht  Tagen  nach  Übernahme  der  Ware  zu  be¬ 
richtigen,  sofern  nicht  eine  Bemängelung  der  Ware  er¬ 
folgt. 

Die  Übernahme  hat  innerhalb  von  acht  Tagen  nach 
Verständigung  des  Adressaten  vom  Einlangen  der  Ware 
in  der  Bestimmungsstation  zu  geschehen.  Der  Adressat 
hat  dem  Absender  das  Einlangen  der  Ware  in  der  Be¬ 
stimmungsstation  sofort  schriftlich  anzuzeigen. 

Die  Gesellschaft  kann  Mängel  der  Ware  nur  dann 
geltend  machen,  wenn  sie  dem  Verkäufer  die  Mängel 
binnen  14  Tagen  nach  Verständigung  des  Adressaten 
vom  Einlangen  der  Ware  in  der  Bestimmungsstation 
angezeigt  hat. 

Nach  rechtzeitiger  Bemängelung  hat  die  Gesellschaft 
den  restlichen  Teil  des  Kaufpreises  erst  auf  Grund  der 
rechtskräftigen  Entscheidung  über  den  Wert  der  Ware 
zu  bezahlen. 

Im  übrigen  sind  für  die  Rechte  und  Pflichten  der 
vertragschließenden  Teile  die  allgemeinen  Rechtsgrund¬ 
sätze  maßgebend. 

§  5.  Die  Ledererzeuger  haben  der  Häute-  und  Leder- 
zentrale-A.-G.  am  15.  Mai  1916  ein  Verzeichnis  über 
die  von  ihnen  ohne  Vermittlung  der  Gesellschaft  bis 
dahin  abgeschlossenen  Käufe,  betreffend  Rinde  und 
Lohe,  und  über  die  von  ihnen  anderweitig  beschafften 
Mengen  an  diesen  Gerbstoffen  unter  Benutzung  der  bei 
der  Gesellschaft  aufgelegten  Vordrucke  einzusenden. 

In  der  Folge  haben  sie  an  die  genannte  Gesellschaft 
am  15.  jedes  Monats  ein  gleiches  Verzeichnis  über  die 
während  des  vorangegangenen  Monats  vorgenommenen 
direkten  Käufe  und  den  erzielten  Eingang  an  selbst  be¬ 
schaffter  Rinde  und  Lohe  abzusenden. 

Die  derart  unmittelbar  angekaufte  oder  beschaffte 
Rinde  und  Lohe  ist  der  Gesellschaft  von  den  Leder¬ 
erzeugern  zum  Kaufe  anzubieten.  Die  Gesellschaft  hat 
jedoch,  wenn  sie  das  Anbot  annimmt,  dem  Anbotsteller 
auf  sein  Verlangen  mindestens  70  Prozent  der  von  ihm 
angebotenen  Menge  zu  belassen.  Die  Gesellschaft  ist  be¬ 
rechtigt,  dem  Anbotsteller  für  den  ihm  hiernach  be¬ 
lassenen  Anteil  den  Verkaufszuschlag,  der  ihr  auf 
Grund  der  Ministerialverordnung  vom  24.  September 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  297,  eingeräumt  wurde  und  der  mit 
4  Prozent  festgesetzt  wird,  von  dem  für  die  angebotene 


Ware  vereinbarten  oder  nach  §  7  festzustellenden  Kauf¬ 
preise  in  Anrechnung  zu  bringen. 

Die  Anbote  sind  an  die  Gesellschaft  spätestens  in  den 
im  ersten  und  zweiten  Absätze  dieses  Paragraphen  an¬ 
geführten  Terminen  einzusenden.  Behufs  Vermeidung 
unnötiger  Transporte  sind  die  Anbote  insbesondere  für 
jene  Ware,  die  unter  Benutzung  öffentlicher  Verkehrs¬ 
unternehmungen  bezogen  wird,  derart  zu  erstatten  und 
ist  die  Verfügung  der  Häute-  und  Lederzentrale-A.-G. 
über  die  Anbote  derart  zu  treffen,  daß  die  entsprechenden 
Weisungen  für  die  Versendung  der  Rinde  und  Lohe 
unmittelbar  von  der  Aufgabestation  an  die  Abnehmer 
der  Häute-  und  Lederzentrale-A.-G.  einerseits  und  an 
den  Anbotsteller  anderseits  erteilt  werden  können. 

Im  übrigen  gelten  für  die  Anbote  der  Ledererzeuger 
und  für  deren  weitere  Behandlung  die  Bestimmungen 
des  §  4  dieser  Verordnung. 

§  6.  Ledererzeuger,  die  Vorräte  an  Rinde  und  Lohe 
zu  veräußern  beabsichtigen,  haben  sie  der  Häute-  und 
Lederzentrale-A.-G.  unter  Beobachtung  der  Bestim¬ 
mungen  des  §  4  zum  Kaufe  anzubieten. 

§  7.  Die  Vergütung  für  die  der  Häute-  und  Leder¬ 
zentrale-A.-G.  gemäß  den  Vorschriften  der  §§  3 — 6  an¬ 
gebotene  Rinde  und  Lohe  ist  mangels  eines  gütlichen 
Übereinkommens  auf  Antrag  der  Gesellschaft  oder  des 
Anbotstellers  vom  Gerichte  im  außerstreitigen  Verfahren 
nach  Anhörung  von  Sachverständigen  festzusetzen. 

Die  Sachverständigen  sind  in  der  Regel  den  ständig 
beeideten  Sachverständigen  zu  entnehmen. 

Die  Vergütung  darf  die  festgesetzten  Höchstpreise 
nicht  übersteigen. 

Zur  Entscheidung  ist  das  Bezirksgericht  zuständig, 
in  dessen  Sprengel  sich  die  angebotene  Rinde  oder  Lohe 
befindet.  Die  Entscheidung  kann  binnen  acht  Tagen  mit 
Rekurs  angefochten  werden.  Gegen  die  Entscheidung 
der  zweiten  Instanz  ist  ein  weiteres  Rechtsmittel  un¬ 
zulässig. 

Die  Pflicht  zur  Lieferung  wird  durch  das  gerichtliche 
Verfahren  nicht  äufgeschoben.  Bei  der  Übernahme  der 
Ware  ist,  wenn  sie  vor  Abschluß  dieses  Verfahrens  er¬ 
folgt,  einstweilen  der  dem  Vorratsbesitzer  gebotene 
Preis  unter  Beobachtung  der  im  §  4  dieser  Verordnung 
enthaltenen  Vorschriften  zu  bezahlen. 

§  8.  Das  Handelsministerium  kann  die  rechtliche 
Wirksamkeit  von  Käufen,  die  sich  auf  im  Inland  ge¬ 
wonnene  Rinde  und  Lohe  beziehen,  aufheben,  Aus¬ 
nahmen  von  den  Vorschriften  dieser  Verordnung  be¬ 
willigen  und  zur  Feststellung  und  Sicherstellung  von 
Rinden-  und  Lohvorräten  die  gleichen  Anordnungen 
treffen,  die  in  den  §§  3 — 5  der  Ministerialverordnung 
vom  19.  August  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  243,  zum  Zwecke 
der  Feststellung  und  Sicherstellung  von  Vorräten  an 
Rinds-  und  Roßhäuten  vorgesehen  sind. 

§  9.  Vom  Tage  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung 
an  darf  Eichen-  und  Fichtenrinde  und  Lohe  von  öffent¬ 
lichen  Verkehrsunternehmungen  (Eisenbahn-  und  Schiff¬ 
fahrtsunternehmungen)  zur  Beförderung  nur  über¬ 
nommen  werden,  wenn  den  Frachtdokumenten  für  jede 
Sendung  ein  vom  Handelsministerium  eingesehener  und 
vom  Kriegsministerium  oder  vom  Ministerium  für 
Landesverteidigung  bestätigter  Transportschein  bei¬ 
gegeben  ist. 

Um  die  Bestätigung  des  Transportscheines  ist  vom 
Verfrächter  im  Wege  der  Häute-  und  Lederzentrale- 
A.-G.  anzusuchen. 

Für  Sendungen  der  Militärverwaltung  sowie  für  Sen¬ 
dungen  aus  dem  Zollausland  und  aus  Ungarn  sind  der¬ 
artige  Transportscheine  nicht  erforderlich. 

§  10.  Jeder  Ledererzeuger  hat  seinen  einjährigen  Be¬ 
darf  an  Rinde  und  Lohe  unter  Angabe  seiner  Vorräte 
und  der  Mengen,  die  er  sich  durch  Schlüsse  gesichert 
hat  oder  deren  anderweitige  Beschaffung  er  beabsichtigt, 
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der  Häute-  und  Lederzentrale-A.-G.  bis  8.  April  1916 
bekanntzugeben. 

Hierbei  haben  sich  jene  Ledererzeuger,  die  ihren  Be¬ 
darf  ganz  oder  teilweise  im  Wege  der  genannten  Ge¬ 
sellschaft  zu  decken  wünschen,  hierüber  in  verbindlicher 
Weise  zu  erklären. 

§  11.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften 
dieser  Verordnung  sind  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs 
Monaten  oder  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  Iv  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  zu  ahnden,  insofern 
diese  Handlungen  nicht  unter  eine  strengere  Straf¬ 
bestimmung  fallen. 

§  12.  Die  Vorschriften  der  Ministerialverordnung  vom 
5.  Februar  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  30,  werden  hinsichtlich 
der  Verpflichtung  zur  allwöchentlichen  Anzeige  der 
Gerbstoffvorräte  (an  die  ,, Ledermeldestelle  im  k.  und  k. 
Kriegsministerium“,  Wien  III,  Vordere  Zollamts¬ 
straße  3)  durch  die  Bestimmungen  der  gegenwärtigen 
Verordnung  nicht  berührt. 

§  13.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Regelung  des  Verkehres  in  Knoppern.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit 
dem  Ackerbauminister  und  Minister  für  Landesverteidi¬ 
gung  und  im  Einverständnisse  mit  dem  Kriegsminister 
vom  24.  März  1916  verfügt: 

§  1.  Knoppern  dürfen  nur  nach  den  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  in  Verkehr  gebracht  werden. 

§  2.  Knoppern  dürfen  verkauft  und  geliefert  werden: 

1.  an  Ledererzeuger  von  der  Häute-  und  Leder- 
zentrale-A.-G., 

2.  von  Sammlern  an  Händler, 

3.  von  Händlern  an  die  von  der  Häute  und  Leder¬ 
zentrale-A.-G.  zum  Einkäufe  besonders  ermächtigten 
Firmen. 

§  3.  Mit  Ausnahme  der  Ledererzeuger  ist  jeder  Be¬ 
sitzer  von  Knoppernvorräten  verpflichtet,  vom  15.  August 
1916  angefangen  spätestens  am  15.  jedes  Monats  der 
Häute-  und  Lederzentrale-A.-G.  in  Wien  jene  Vorräte 
zum  Kaufe  anzubieten,  die  er  während  des  voran¬ 
gegangenen  Monats  gesammelt  oder  bezogen  und  bis 
zum  Anbotstage  nicht  anderweitig  in  Gemäßheit  der  Be¬ 
stimmungen  des  §  2,  Punkt  2  und  3,  verkauft  hat. 

§  4.  Ledererzeuger,  die  Knoppernvorräte  zu  veräußern 
beabsichtigen,  haben  sie  der  Häute-  und  Lederzentrale- 
A.-G.  zum  Kauf  anzubieten. 

§  5.  Behufs  Zuweisung  von  Knoppern  haben  die  Leder¬ 
erzeuger  ihren  einjährigen  Bedarf  der  Häute-  und  Leder¬ 
zentrale-A.-G.  bis  1.  August  1916  bekanntzugeben. 

§  6.  Hinsichtlich  der  Anbote  und  ihrer  Behandlung, 
der  Feststellung  der  Vergütung  für  die  der  Häute-  und 
Lederzentrale-A.-G.  angebotene  Ware  in  Streitfällen, 
ferner  hinsichtlich  der  dem  Handelsministerium  zu¬ 
stehenden  Verfügungen  und  der  Beibringung  von  Trans¬ 
portscheinen  als  Erfordernis  für  Beförderung  von 
Knoppern  durch  öffentliche  Verkehrsunternehmungen 
gelten  die  Bestimmungen  der  §§  4  und  7  bis  9  der  Mini¬ 
sterialverordnung  vom  24.  März  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  79. 

§  7.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieser 
Verordnung  sind  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten 
oder  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  von  den  politischen 
Behörden  I.  Instanz  zu  ahnden,  insoferne  diese  Hand¬ 
lungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung 
fallen. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  heimische 

Gerbstoffe.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im 
Einvernehmen  mit  dem  Ackerbauminister,  dem  Minister 
für  Landesverteidigung  und  im  Einverständnisse  mit 
dem  Kriegsminister  vom  24.  März  1916  bestimmt: 


§  1.  An  die  Stelle  des  mit  der  Ministerialverordnung 
vom  24.  September  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  297,  verlaut¬ 
barten  \  erzeichnisses  über  die  Höchstpreise  für  Fichten- 
1  inde,  Eichenrinde  und  Knoppern  tritt  das  der  gegen¬ 
wärtigen  \  erordnung  beigeschlossene  Verzeichnis  der 
Höchstpreise  für  Fichtenrinde,  Eichenrinde,  Knoppern 
und  Gerbextrakte. 

Die  neu  festgesetzten  Höchstpreise  finden  hinsichtlich 
der  bestehenden  Lieferungsverpflichtungen  insoweit  An¬ 
wendung,  als  diese  am  Tage  des  Inkrafttretens  der  Ver¬ 
ordnung  noch  nicht  erfüllt  sind. 

§  2.  Das  Handelsministerium  kann  die  Abgabe  von 
Vorräten  der  im  §  1  genannten  Materialien  an  die  in  der 
Abgabeverfügung  zu  bezeichnenden  Abnehmer  unter 
Festsetzung  näherer  Lieferungsbedingungen  anordnen. 

Der  Preis  der  zwangsweise  abzugebenden  Materialien 
ist  mangels  gütlicher  Vereinbarung  zwischen  dem  Vor¬ 
ratsbesitzer  und  dem  Übernehmer  unter  Berücksichtigung 
der  festgesetzten  Höchstpreise  durch  gerichtliche  Ent¬ 
scheidung  nach  §  7  der  Ministerialverordnung  vom 
24.  März  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  79,  zu  bestimmen. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Verzeichnis  der  Höchstpreise  für  nach¬ 
genannte  Gerbstoffe. 

A.  Fichtenrinde, 
gute,  gesunde,  trockene  Ware. 

Preise  in  Kronen  für  ioo  kg 
Herkunft  gebrochen 

(nach  der  Versandstation)  in  Rollen  oder  gemahlen 

gestampft 

Alpenländer  südlich  der  Donau  .  30  36  38 

Nieder-  und  Oberösterreich  nörd¬ 
lich  der  Donau  und  Schlesien  .  20  32  34 

Sonstige  Kronländer . 24  28  30 

B.  Eichenrinde, 

gesund,  trocken,  mit  mindestens  50  Prozent  I  a  Rinde, 

„  „  höchstens  50  „  II  a  „ 


Herkunft 

Österreich . 


Preise  in  Krcnn  n  für  ioo  kg 
in  Bündeln  geschnitten  gemahlen 


30  32  34 


C.  Knoppern. 

Prima:  durch  Feuchtigkeit  nicht  beschädigte,  von  fremden 
Beimengungen  freie,  gut  manipulierte  Ware. 

Secunda:  infolge  von  Feuchtigkeit  oder  anderen  Ein¬ 
flüssen  höchstens  in  einem  Drittel  beschädigte  Ware. 
Tertia:  mehr  beschädigte  Ware. 


Herkunft 

Österreich . 


Preise  in  Kronen  für  ioo  kg 
Prima  Secunda  Tertia 

•  45  32  23 


D.  Extrakte. 

Preise  in  Kronen 

Gattung  für  das  Gerb¬ 

stoffextrakt 


Eichenholzextrakt  österreichischer  Herkunft  .  .  4-80 
Kastanienholzextrakt  „  „  .  .  4-80 

Fichtenrindenextrakt  „  „  .  .  5’25 


Gemeinsame  Bestimmungen. 

In  den  Höchstpreisen  sind  die  Kosten  der  Zufuhr  bis 
zur  Verladestation  und  die  Verladespesen  oder  (beim 
Verkaufe  von  Fichtenrinde  in  Rollen,  von  Eichenrinde 
in  Bündeln  oder  geschnitten)  die  Kosten  der  Zustellung 
)is  zum  Lohwerke  inbegriffen.  Die  Anbringung  der  üb- 
ichen  Schutzbretter  zur  Verstauung  der  Rinde  in  den 
Waggons  geht  daher  zu  Lasten  des  Verkäufers. 

Die  Verpackungskosten  können  besonders  in  Rechnung 
gestellt  werden.  Für  die  Fässer,  in  denen  die  Extrakte 
versendet  werden,  dürfen,  wenn  sie  der  liefernden  Fabrik 
nicht  zurückgestellt  vcerden,  30  K  pro  Faß  in  Anrechnung 
gebracht  werden.  Für  die  Benützung  und  Ausbesserung 
der  Fässer  darf  die  liefernde  Fabrik  bei  jedesmaliger 
Sendung  eine  Vergütung  von  nicht  mehr  als  5  K  pro  Faß 
fordern. 

Für  das  Gewicht  ist  die  auf  der  Aufgabestation  vor¬ 
genommene  amtliche  Abwage  maßgebend. 
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Die  bei  Zeitverkäufen  etwa  geforderten  Zinsen  dürfen, 
für  das  Jahr  gerechnet,  den  Zinsfuß  im  Wechseleskont 
der  österreichisch-ungarischen  Bank  nicht  um  mehr  als 
2  Prozent  übersteigen. 

Unterbrechung  des  Verfahrens  bei  der  Erteilung 
von  Patenten.  Eine  Verordnung  des  Ministers  für 
öffentliche  Arbeiten  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister 
für  Landesverteidigung  vom  24.  März  1916  verfügt: 

§  1.  (1)  Das  Verfahren  bei  der  Erteilung  von  Patenten 
kann  vom  Patentamt  im  Interesse  der  Landesverteidigung 
oder  sonst  im  öffentlichen  Interesse  längstens  für  die 
Dauer  des  gegenwärtigen  Krieges  unterbrochen  werden. 

(2)  Das  unterbrochene  Verfahren  wird  spätestens  an 
dem  durch  eine  Verordnung  festzusetzenden  1  age  wieder 
aufzunehmen  sein. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verordnung  vom 
23.  März  1916  wurde  auf  Grund  der  kaiserlichen  Ver¬ 
ordnung  vom  31.  Juli  1914  folgendes  verfügt: 

I.  Es  wird  verboten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von: 

photographischem  Rohglas  (Trockenplattenglas)  ; 

Achat-  und  anderen  Steinen,  die  als  Lager  oder  Lager¬ 
schalen  fertig  bearbeitet  sind; 

Ziehsteine  jeder  Art  aus  Diamant,  Volomit  (Molybdän¬ 
karbid)  oder  ähnlichen  Stoffen ; 

Lederleim ; 

N  atronwasserglas. 

II.  Das  unter  dem  12.  September  1914  ergangene  Aus¬ 
fuhrverbot  für  aeronautische  und  nautische  Meßinstru¬ 
mente  wird  auf  sämtliche  Meßinstrumente  für  geodäti¬ 
sche,  trigonometrische  und  alle  Gebiete  des  Kriegs¬ 
vermessungswesens  betreffende  Zwecke  ausgedehnt. 

III.  Die  Bekanntmachungen  vom  3.  Dezember  1915, 
betreffend  aus  farbigen  Gläsern  gefertigte  Schutzbrillen, 
und  vom  31.  Dezember  1914,  Ziffer  I,  Absatz  1,  betreffend 
Rauchschutz-  und  Atmungsapparate,  werden  ausgedehnt 
auf : 

Schutzbrillen  jeder  Art, 

Kopfschutzmasken,  Kopfschutzhelme,  Respiratoren  und 
dergleichen  zum  Schutz  gegen  Staub,  Rauch,  Gase  und 
Säuredämpfe. 

Änderung  des  Gesetzes,  betreffend  Höchstpreise, 
und  der  Verordnung  gegen  übermäßige  Preissteige¬ 
rung.  Der  Bundesrat  hat  am  23.  März  1916  folgende 
Verordnung  erlassen: 

Artikel  I.  §  6  des  Gesetzes,  betreffend  Höchstpreise, 
vom  4.  August  1914,  in  der  Fassung  vom  17.  Dezember 
1914,  ergänzt  durch  §  6  der  Verordnung  vom  23.  Sep¬ 
tember  1915,  erhält  folgende  Fassung: 

Mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  und  mit  Geldstrafe 
bis  zu  10.000  M.  oder  mit  einer  dieser  Strafen  wird 
bestraft: 

1.  wer  die  nach  §  1  festgesetzten  Höchstpreise  über¬ 
schreitet  ; 

2.  wer  einen  andern  zum  Abschluß  eines  Vertrages 
auffordert,  durch  den  die  Höchstpreise  überschritten 
werden,  oder  sich  zu  einem  solchen  Vertrag  erbietet; 

3.  wer  einen  Gegenstand,  der  von  einer  Aufforderung 
(§§  2,  3)  betroffen  ist,  beiseite  schafft,  beschädigt  oder 
zerstört ; 

4.  wer  der  Aufforderung  der  zuständigen  Behörde 
zum  Verkauf  von  Gegenständen,  für  die  Höchstpreise 
festgesetzt  sind  (§  4),  nicht  nachkommt; 

5.  wer  Vorräte  an  Gegenständen,  für  die  Höchstpreise 
festgesetzt  sind,  dem  zuständigen  Beamten  gegenüber 
verheimlicht ; 

6.  wer  den  nach  §  5  erlassenen  Ausführungsbestim¬ 
mungen  zuwiderhandelt. 


Bei  vorsätzlichen  Zuwiderhandlungen  gegen  Nr.  1 
oder  2  ist  die  Geldstrafe  mindestens  auf  das  Doppelte  des 
Betrages  zu  bemessen,  um  den  der  Höchstpreis  über¬ 
schritten  worden  ist  oder  in  den  Fällen  der  Nr.  2  über¬ 
schritten  werden  sollte;  übersteigt  der  Mindestbetrag 
10.000  M.,  so  ist  auf  ihn  zu  erkennen.  Im  Falle  mildernder 
Umstände  kann  die  Geldstrafe  bis  auf  die  Hälfte  des 
Mindestbetrages  ermäßigt  werden. 

Bei  Zuwiderhandlungen  gegen  Nr.  1  und  2  kann  neben 
der  Strafe  angeordnet  werden,  das  die  Verurteilung  auf 
Kosten  des  Schuldigen  öffentlich  bekanntzumachen  ist; 
auch  kann  neben  Gefängnisstrafe  auf  Verlust  der  bürger¬ 
lichen  Ehrenrechte  erkannt  werden. 

Artikel  II.  §§  5  und  6  der  Verordnung  gegen  über- 

23.  Juli 

mäßige  Preissteigerung  vom  - — -  I9I5>  ergänzt 

22.  August 

durch  §  7  der  Verordnung  vom  23.  September  1915,  er¬ 
halten  folgende  Fassung: 

§  5.  Mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  und  mit  Geld¬ 
strafe  bis  zu  10.000  M.  oder  mit  einer  dieser  Strafen 
wird  bestraft: 

1.  wer  für  Gegenstände  des  täglichen  Bedarfs,  ins¬ 
besondere  für  Nahrungs-  und  Futtermittel  aller  Art,  für 
rohe  Naturerzeugnisse,  Heiz-  und  Leuchtstoffe  sowie  für 
Gegenstände  des  Kriegsbedarfs  Preise  fordert,  die  unter 
Berücksichtigung  der  gesamten  Verhältnisse,  insbeson¬ 
dere  der  Marktlage,  einen  übermäßigen  Gewinn  enthalten, 
oder  wer  solche  Preise  sich  oder  einem  anderen  gewähren 
oder  versprechen  läßt; 

2.  wer  Gegenstände  der  unter  Nr.  1  bezeichneten  Art, 
die  von  ihm  zur  Veräußerung  erzeugt  oder  erworben  sind, 
zurückhält,  um  durch  ihre  Veräußerung  einen  über¬ 
mäßigen  Gewinn  zu  erzielen; 

3.  wer,  um  den  Preis  für  Gegenstände  der  unter  Nr.  1 
bezeichneten  Art  zu  steigern,  Vorräte  vernichtet,  ihre 
Erzeugung  oder  den  Handel  mit  ihnen  einschränkt  oder 
andere  unlautere  Machenschaften  vornimmt; 

4.  wer  an  einer  Verabredung  oder  Verbindung  teil¬ 
nimmt,  die  eine  Handlung  der  in  Nr.  1  bis  3  bezeich¬ 
neten  Art  zum  Zwecke  hat ; 

5.  wer  zu  Handlungen  der  in  Nr.  1  bis  3  bezeichneten 
Art  auffordert,  anreizt  oder  sich  zu  Handlungen  solcher 
Art  erbietet,  soweit  nicht  nach  den  bestehenden  Gesetzen 
eine  höhere  Strafe  verwirkt  ist. 

Bei  vorsätzlichen  Zuwiderhandlungen  gegen  Nr.  1  ist  die 
Geldstrafe  mindestens  auf  das  Doppelte  des  übermäßigen 
Gewinnes  zu  bemessen,  der  erzielt  worden  ist  oder  erzielt 
werden  sollte;  übersteigt  der  Mindestbetrag  10.000  M., 
so  ist  auf  ihn  zu  erkennen.  Im  Falle  mildernder  Umstände 
kann  die  Geldstrafe  bis  auf  die  Hälfte  des  Mindest¬ 
betrages  ermäßigt  werden. 

Neben  der  Strafe  kann  auf  Einziehung  der  Vorräte 
erkannt  werden,  auf  die  sich  die  strafbare  Handlung 
bezieht,  ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  Verurteilten  ge¬ 
hören  oder  nicht.  Neben  Gefängnisstrafe  kann  auf  Ver¬ 
lust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  werden. 

Neben  der  Strafe  kann  ferner  angeordnet  werden,  daß 
die  Verurteilung  auf  Kosten  des  Schuldigen  öffentlich 
bekanntzumachen  ist. 

§  6.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Die  Vorschriften  der  §§  1  bis  4  finden 
keine  Anwendung,  soweit  Höchstpreise  bestehen. 

Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 

Artikel  III.  Diese  Verordnung  tritt  am  1.  April  1916 
in  Kraft. 

Bekanntmachung,  betreffend  den  Nachnahme- 
und  Frachtverkehr  mit  dem  Ausland.  Der  Bundes¬ 
rat  hat  am  16.  März  1916  auf  Grund  des  §  3  des  Ge¬ 
setzes  über  die  Ermächtigung  des  Bundesrates  zu  wirt- 
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schaftlichen  Alaßnahmen  u.  s.  w.  vom  4.  August  1914 
folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Zahlungen  nach  dem  Auslande  im  Wege  der 
Nachnahme  sind  verboten. 

§  2.  Bei  Eisenbahngütersendungen  nach  dem  Ausland 
muß  die  Fracht  in  Überweisung  gestellt  werden. 

Eisenbahngütersendungen  nach  dem  Ausland  werden 
nur  übernommen,  wenn  die  Fracht  im  Ausland  gezahlt 

wird. 

§  3.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den 
Vorschriften  dieser  Verordnung  zulassen. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  April  1916 

in  Kraft. 

Der  Reichskanzler  bestimmt,  wann  und  inwieweit 
diese  Verordnung  außer  Kaft  tritt. 


Bekanntmachung  über  die  Einfuhr  von  Vieh  und 
Fleisch  sowie  Fleischwaren.  Der  Bundesrat  hat  am 
18.  März  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Vieh,  Fleisch  und  Fleischwaren,  die  aus  dem 
Ausland  eingeführt  werden,  sind  an  die  Zentraleinkaufs¬ 
gesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin  zu  liefern. 

Der  Reichskanzler  bestimmt,  welche  Arten  von  Vieh, 
Fleisch  und  Fleischwaren  dieser  Verordnung  unter¬ 
liegen. 

§  2.  Der  Reichskanzler  kann  die  näheren  Bedin¬ 
gungen  für  die  Lieferung  festsetzen  und  den  Verkehr 
mit  dem  eingeführten  Vieh  und  Fleisch  sowie  den  ein¬ 
geführten  Fleischwaren  regeln;  er  erläßt  die  erforder¬ 
lichen  Ausführungsbestimmungen. 

Der  Reichskanzler  kann  bestimmen,  daß  Zuwider¬ 
handlungen  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder 
mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestraft  werden  und  daß 
neben  der  Strafe  das  Vieh  oder  Fleisch  oder  die  Fleisch¬ 
waren,  worauf  sich  die  Zuwiderhandlung  bezieht,  ohne 
Unterschied,  ob  sie  dem  Täter  gehören  oder  nicht,  ein¬ 
gezogen  werden. 

§  3.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  zulassen. 

§  4.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Verkün¬ 
dung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Ausführungsbestimmungen  zur  Verordnung  des 
Bundesrates  vom  18.  März  1916  über  die  Einfuhr 
von  Vieh  und  Fleisch  sowie  Fleischwaren.  Auf 
Grund  der  Verordnung  des  Bundesrates  über  die  Ein¬ 
fuhr  von  Vieh  und  Fleisch  sowie  Fleischwaren  vom 
18.  März  1916  wurde  unterm  22.  1.  M.  bestimmt: 

§  1.  Rindvieh,  Schafe  und  Schweine,  ferner  frisches 
und  zubereitetes  Fleisch  von  diesen  Tieren  sowie  Fleisch¬ 
waren  aller  Art,  insbesondere  auch  Speck,  die  nach  dem 
Inkrafttreten  dieser  Bestimmungen  aus  dem  Ausland 
eingeführt  werden,  dürfen  nur  durch  die  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin  oder  mit  deren 
Genehmigung  in  den  Verkehr  gebracht  werden.  Wer 
nach  diesem  Zeitpunkt  Gegenstände  der  bezeichneten 
Art  aus  dem  Ausland  einführt,  hat  sie  an  die  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  zu  verkaufen  und  zu  liefern. 

§  2.  Wer  aus  dem  Ausland  Gegenstände  der  im  §  1 
bezeichneten  Art  einführt,  ist  verpflichtet,  der  Zentral¬ 
einkauf  sgesellschaft  in  Berlin  unter  Angabe  von  Menge, 
Art,  Einkaufspreis  und  Bestimmungsort  unverzüglich 
nach  der  im  Ausland  erfolgten  Verladung  Anzeige  zu 
erstatten,  auch  alle  sonst  handelsüblichen  Mitteilungen 
an  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  weiterzuleiten.  Er 
hat  den  Eingang  der  Gegenstände  und  deren  Auf¬ 
bewahrungsort  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  unverzüg¬ 
lich  anzuzeigen. 

Die  Anzeigen  und  Mitteilungen  erfolgen  telegraphisch 
und  sind  schriftlich  zu  bestätigen. 

Als  Einführender  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  gilt, 
wer  nach  Eingang  der  Gegenstände  im  Inland  zur  Ver¬ 


fügung  über  sie  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  be- 
lechtigt  ist.  Befindet  sich  der  Verfügungsberechtigte 
nicht  im  Inland,  so  tritt  an  seine  Stelle  der  Empfänger. 

§  3.  Wer  aus  dem  Ausland  Gegenstände  der  im  §  1 
bezeichneten  Art  einführt,  hat  sie  bis  zur  Abnahme 
durch  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  mit  der  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  aufzubewahren,  in 
handelsüblicher  Weise  zu  versichern  und  auf  Abruf 
nach  den  Anweisungen  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 
zu  verladen.  Er  hat  die  Gegenstände  auf  Verlangen  der 
Zentraleinkaufsgesellschaft  an  einem  von  dieser  zu  be¬ 
zeichnenden  Orte  zur  Besichtigung  zu  stellen. 

§  4.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  hat  sich  unver¬ 
züglich  nach  Empfang  der  Anzeige  von  der  Einfuhr 
und,  wenn  eine  Besichtigung  vorgenommen  wird,  nach 
der  Besichtigung  zu  erklären,  ob  sie  die  Gegenstände 
übernehmen  will. 

§  5.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  hat  für  die  von 
ihr  übernommene  Ware  einen  angemessenen  Übernahme¬ 
preis  zu  zahlen. 

Ist  der  V erpflichtete  mit  dem  von  der  Zentraleinkaufs¬ 
gesellschaft  gebotenen  Preise  nicht  einverstanden,  so 
setzt  ein  Ausschuß  den  Preis  endgültig  fest;  der  Aus¬ 
schuß  bestimmt  auch  darüber,  wer  die  baren  Auslagen 
des  Verfahrens  zu  tragen  hat. 

Der  Reichskanzler  ernennt  den  Vorsitzenden  des  Aus¬ 
schusses,  seine  Mitglieder  und  deren  Stellvertreter. 

1  Der  Ausschuß  entscheidet  in  einer  Besetzung  von  fünf 
,  Mitgliedern,  von  welchen  mindestens  drei  dem  Fach¬ 
handel  angehören  müssen. 

Der  Reichskanzler  kann  allgemeine  Grundsätze  auf¬ 
stellen,  die  der  Ausschuß  bei  seinen  Entscheidungen  zu 
j  befolgen  hat. 

|  §  6.  Der  Verpflichtete  hat  ohne  Rücksicht  auf  die 

endgültige  Feststellung  des  Preises  zu  liefern,  die 
Zentraleinkaufsgesellschaft  vorläufig  den  von  ihr  ange¬ 
messen  erachteten  Preis  zu  zahlen. 

Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  wird  das 
Eigentum  auf  Antrag  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 
durch  Anordnung  der  zuständigen  Behörde  auf  die  Ge¬ 
sellschaft  oder  die  von  ihr  in  dem  Antrag  bezeichnete 
Person  übertragen.  Die  Anordnung  ist  an  den  zur  Über¬ 
lassung  Verpflichteten  zu  richten.  Das  Eigentum  geht 
über,  sobald  die  Anordnung  ihm  zugeht. 

§  7.  Die  Abnahme  hat  auf  Verlangen  des  Verpflich¬ 
teten  spätestens  binnen  14  Tagen  von  dem  Tage  ab  zu 
erfolgen,  an  welchem  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 
das  Verlangen  zugeht.  Erfolgt  die  Abnahme  innerhalb 
der  Frist  nicht,  so  geht  die  Gefahr  des  Unterganges  und 
der  Verschlechterung  auf  die  Zentraleinkaufsgesellschaft 
über  und  der  Kaufpreis  ist  von  diesem  Zeitpunkt  ab 
mit  1  vom  Hundert  über  den  jeweiligen  Reichsbank¬ 
diskontsatz  zu  verzinsen. 

Die  Zahlung  erfolgt  spätestens  14  Tage  nach  Ab¬ 
nahme.  Für  streitige  Restbeträge  beginnt  die  Frist  mit 
dem  Tage,  an  dem  die  Entscheidung  des  Ausschusses 
der  Zentraleinkaufsgesellschaft  zugeht. 

§  8.  Die  höhere  Verwaltungsbehörde  entscheidet  end¬ 
gültig  alle  Streitigkeiten,  die  sich  zwischen  den  Be¬ 
teiligten  über  die  Lieferung,  Aufbewahrung,  Versiche¬ 
rung  und  den  Eigentumsübergang  ergeben,  soweit  nicht 
nach  §  5  der  Ausschuß  zuständig  ist. 

§  9.  Ausgenommen  von  diesen  Bestimmungen  sind 
geringfügige  Mengen  an  Fleisch  und  Fleischwaren,  die 
zum  Reiseverbrauch  oder  in  einer  Menge  von  höchstens 

2  kg  im  Grenzverkehr  aus  dem  Ausland  eingeführt 
werden. 

Inwieweit  im  übrigen  Ausnahmen  von  diesen  Be¬ 
stimmungen  zugelassen  werden,  bleibt  besonderer  An¬ 
ordnung  Vorbehalten. 

§  10.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  hat  bei  der  Ab¬ 
gabe  der  erworbenen  Gegenstände  die  Bestimmungen  des 
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Reichskanzlers  oder  der  von  ihm  bestimmten  Stelle  inne¬ 
zuhalten. 

§  11.  Die  Landeszentralbehörden  bestimmen,  wer  als 
höhere  Verwaltungsbehörde  und  als  zuständige  Behörde 
im  Sinne  dieser  Bestimmungen  anzusehen  ist. 

§  12.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  1500  M.  wird  bestraft,  wer  den  \  or- 
schriften  in  §§  1  bis  3  dieser  Bestimmungen  zuwider¬ 
handelt. 

Bei  Zuwiderhandlung  gegen  die  Anzeige-  und  Liefe¬ 
rungspflicht  können  neben  der  Strafe  die  Gegenstände, 
worauf  sich  die  strafbare  Handlung  bezieht,  einge¬ 
zogen  werden,  ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  Täter  ge¬ 
hören  oder  nicht. 

§  13.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung,  der  §  12  mit  dem  25.  März  1916  in  Kraft. 

Bekanntmachung  über  künstliche  Düngemittel. 

Auf  Grund  des  §  12  der  Verordnung  des  Bundesrates 
über  künstliche  Düngemittel  vom  11.  Januar  1 91 61) 
wurde  am  19.  März  1916  folgendes  bestimmt: 

§  1.  Wird  in  den  Fällen,  in  denen  der  Höchstpreis  ab 
Frachtausgangsstation  (Parität)  festgesetzt  ist,  vom 
ständigen  Lager  ab  verkauft  und  versandt,  so  erhöht 
sich  der  Höchstpreis  (§  2,  Nummer  2,  der  Verordnung 
vom  11.  Januar  1916)  um  50  Pf.  für  je  angefangene 
100  kg.  Außerdem  kann  der  Verkäufer  neben  den  Aus¬ 
lagen  für  die  Beförderung  bis  zum  Lager  die  Kosten  der 
Beförderung  vom  Lager  bis  zum  Empfänger  in  Rech¬ 
nung  stellen. 

§  2.  Wird  in  den  Fällen,  in  denen  der  Höchstpreis 
frachtfrei  Empfangsstation  oder  Vollbahnstation  oder 
Kleinbahnstation  oder  Schiffsladeplatz  des  Empfängers 
festgesetzt  ist,  vom  ständigen  Lager  ab  verkauft  und 
versandt,  so  können  neben  dem  nach  §  2,  Nummer  3 
der  Verordnung  vom  11.  Januar  1916,  zulässigen  Preise 
die  Kosten  der  Beförderung  von  der  Empfangsstation 
des  Lagerorts  bis  zum  Lager  und  vom  Lager  bis  zur 
Empfangsstation  des  Käufers  in  Rechnung  gestellt 
werden. 

§  3.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Festsetzung  von  Einheitspreisen  für  zucker¬ 
haltige  Futtermittel  und  Zuschläge  dazu.  Auf 

Grund  des  §  8  der  Bekanntmachung  über  zuckerhaltige 
Futtermittel  vom  25.  September  1915“)  wurde  unterm 
21.  1.  M.  bestimmt: 

§  1.  Für  die  Abgabe  zuckerhaltiger  Futtermittel  durch 
die  Bezugsvereinigung  der  deutschen  Landwirte 
G.  m.  b.  H.  gelten  bei  Bestellungen  auf  pünktliche 
Lieferung  vom  20.  März  1916  bis  19-  April  1916  ein¬ 
schließlich  die  nachstehenden  Einheitspreise  für  je 

50  kg:  M  v 

Mark 


Mark 

Torfmelasse  mit  mindestens  35°/o  Zucker  ohne  Sack  4-30 

„  „  35°/o  „  mit  „  4-80 

„  „  371/a°/°  „  ohne  „  4*55 

„  „  3 7V2°/°  »  mit  »  5‘°5 

„  „  40%  „  ohne  „  4'8o 

40°/o  „  mit  •„  5*35 

Kartoffelpülpemelasse  mit  mindestens 

30°/o  Zucker . ohne  „ 

Kartoffelpülpemelasse  mit  mindestens 

30°/o  Zucker . mit  „ 

Kartoffelpülpemelasse  mit  mindestens 

330/ 0  Zucker . .  •  •  •  ohne  „ 

Kartoffelpülpemelasse  mit  mindestens 

33°/o  Zucker . mit  , 

Rohmelasse  ohne  Füllmasse . 4  00 

§  2.  Bei  Lieferung  frei  Empfangsstelle  des  Emp¬ 
fängers  ist  für  bare  Auslagen  und  1  ransportkosten  ein 
Zuschlag  zulässig  von  18  M.  für  die  t  bei  Ladungen 
von  mindestens  10  t  und  von  27  M.  für  die  t  bei  La¬ 
dungen  von  weniger  als  10,  aber  mindestens  5  t. 


5*55 

6-20 

6-00 

670 


40*00 

38*00 

0*50 

55*00 

o*75 

65*00 

0*90 

Rohzucker  Erstprodukt 

Sack 

12*50 

yy 

13*00 

„  Nachprodukt 

• 

yy 

11*50 

yy 

12*00 

Trockenschnitzel  .  .  . 

yy 

8*oo 

yy 

9-75 

Zuckerschnitzel  nach 

dem 

Steffenschen 

Brühverfahren  .  .  . 

yy 

9-50 

Zuckerschnitzel  nach 

dem 

Steffenschen 

Brühverfahren  .  .  . 

yy 

11*25 

Melassetrockenschnitzel 

yy 

8*oo 

yy 

T75 

Getrocknete  Rüben  .  . 

. ohne 

yy 

10*00 

yy 

11*50 

Häckselmelasse  mit  mindestens  33°/o  Zucker  ohne 

yy 

5*30 

33°/o  „  mit 

yy 

6*oo 

35°/o  „  ohne 

yy 

5*65 

35°/o  ..  mit 

yy 

6*40 

»♦  >> 

yy 

40°/o  „  ohne 

yy 

6*20 

M  » 

yy 

40°/o  „  mit 

yy 

7*05 

Änderung  der  Preise  für  Quark  und  Quarkkäse. 

Auf  Grund  des  §  2  der  Verordnung  des  Bundesrates  über 
Käse  vom  13.  Januar  19161)  wurde  am  18.  März 

1916  folgendes  bestimmt: 

I.  Die  im  §  1,  Abs.  1,  unter  III  der  Verordnung  über 
Käse  vom  13.  Januar  1916  festgesetzten  Höchstpreise 
für  Quark  und  Quarkkäse  werden  außer  für  Bayern, 
Württemberg,  Baden  und  Elsaß-Lothringen  wie  folgt 
abgeändert: 

Hersteller-  Ladenpreis 

preis  für  50  kg  für  o'j^ 

in  Mark 

1.  Gepreßter  Quark  (Rohstoff  für 

Quarkkäse)  mit  einem  Wasser¬ 
gehalte  von  höchstens  68*5  vom 
Hundert . .  •  • 

2.  Speisequark  mit  einem  Wasser¬ 

gehalte  von  höchstens  75  vom 
Hundert . .  •  38*00 

3.  F rischer,  leicht  angereifter  Quark¬ 
käse  (Harzer,  Spitz-,  Stangen-, 

Faust-  und  ähnlicher  Käse)  .  .  55*°o 

4.  Gereifter  Quarkkäse  (Harzer, 

Spitz-,  Stangen-,  Faust-  und 
ähnlicher  Käse)  mit  einem 
weißen  Kerne  von  höchstens  der 
Hälfte  der  Schnittfläche  .  .  . 

In  Bayern,  Württemberg,  Baden  und  Elsaß-Lothringen 
bleiben  die  im  §  I,  Abs.  1,  III,  der  Verordnung  über 
Käse  vom  13.  Januar  1916  festgesetzten  Höchstpreise 

unverändert  in  Geltung. 

II.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Italien. 

Beschränkung  der  Handelsschiffahrt.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Generalstatthalters  vom  10.  Februar  1916 
lautet: 

Artikel  I.  Inländische  Dampfschiffe  von  mehr  als 
1000  t  Reingehalt,  die  sich  in  Landeshäfen  befinden, 
dürfen  ohne  Genehmigung  des  Marineministers  keine 
Frachtverträge  abschließen  oder  Ladungen  nehmen  mit 
der  endgültigen  Bestimmung  über  die  Meerenge  hinaus. 

Artikel  2.  Dampfschiffe  der  genannten  Art,  die  sich 
in  Auslandshäfen  befinden,  dürfen  ohne  Genehmigung 
des  Marineministers,  die  durch  Vermittlung  der  ört¬ 
lichen  oder  benachbarten  Konsularbehörde  einzuholen 
ist,  keine  Frachtverträge  abschließen  oder  Ladungen 
nehmen,  auch  von  dort  keine  Fahrten  nach  anderen  als 
den  Landeshäfen  unternehmen. 

Artikel  3.  Die  in  den  vorhergehenden  Artikeln  vor¬ 
gesehene  Verpflichtung  zur  Einholung  der  Genehmigung 
des  Marineministers  gilt  auch  für  den  Fall,  wenn  die 
Dampfer,  auch  ohne  Ladung  zu  nehmen,  aus  dem  Lande 
nach  Auslandshäfen  oder  aus  den  Auslandshäfen,  wo 


»Y  Vgl.  Nr.  4  dos  »Handelsmuseums«  vom  27.  Januar  I.  J.,  S.  47. 

5)  Vgl.  Nr.  41  des  »Handelsmuseumsct  vom  14.  Oktober  1915,  S.  650. 


i)  Vgl.  Nr.  4  des  »HandePmuseums«  vom  27.  Januar  1.  J.,  S.  50. 
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sie  sich  gerade  befinden,  nach  anderen  als  den  Landes¬ 
häfen  bestimmt  werden. 

Artikel  4.  Bei  Nichtbeobachtung  der  in  den  vor¬ 
stehenden  Artikeln  enthaltenen  Vorschriften  gelten 
Schiffe,  die  ohne  Genehmigung  des  Marineministers 
Fahrten  unternommen  haben,  als  amtlich  in  Anspruch 
genommen,  und  zwar  ohne  Anrecht  auf  Entschädigung. 

Artikel  5.  Eigentümer  inländischer  Dampfer,  die  am 
Tage  der  Kundmachung  dieser  Verordnung  laufende 
Frachtverträge  für  den  Verkehr  zwischen  Landeshäfen 
und  Auslandshäfen  oder  zwischen  Auslandshäfen  und 
Auslandshäfen  haben,  müssen  diese  innerhalb  zehn  Tagen 
nach  entsprechender  Bekanntmachung  der  Behörde  des 
Hafens,  wo  die  Dampfer  eingetragen  sind,  kündigen. 

Die  Hafenbehörde  hat  von  dem  Empfange  der  Kündi¬ 
gung  sofort  dem  Marineminister  behufs  weiterer,  nach 
Lage  des  Falles  erforderlicher  Veranlassung  Mitteilung 
zu  machen. 

Artikel  6.  Die  Hafenbehörden  und  -beamten  sowie 
die  Konsularbehörden  sind  berechtigt,  die  Abfahrt  von 
Dampfern,  welche  den  Vorschriften  dieser  Verordnung 
zuwiderhandeln,  gemäß  Artikel  2  der  Verordnung, 
Nr.  901,  vom  13.  Juni  1915,  zu  verhindern. 

Artikel  7.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer 
Kundmachung  in  der  „Gazzetta  Ufficiale“  in  Kraft. 


Niederlande. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  königlichen  Beschluß 
vom  17.  März  1916  wurde  der  einzige  Artikel  der  kö¬ 
niglichen  Beschlüsse  vom  27.  September  1914  und 
12.  November  1915  abgeändert  wie  folgt: 

Die  Ausfuhr  von  Senfsamen,  Leinsamen,  Kohl-  und 
Rapssamen,  anderen  Ölsamen  (mit  Ausnahme  von 
Kümmel  und  Mohnsamen),  Reismehl  und  Reisabfall 
mehl,  Mehl  aus  Hülsenfrüchten,  Leinkuchen  und  Lein 
mehl,  Rapskuchen  und  Rapskuchenmehl,  Erdnußkuchen 
und  Erdnußkuchenmehl,  Baumwollsamenkuchen  und 
Baumwollsamenmehl,  anderen  Kraftfutterkuchen  sowie 
Mehl  und  Abfall  davon,  Rübenschnitzel,  Schlempe 
(getrocknet),  Treber  und  Fleischmehl  ist  vom  Tage  der 
Kundmachung  dieses  Beschlusses  verboten.  Kundgemacht 
am  18.  März  1916. 

Dänemark. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Mit  Bezug  auf  die  Gesetze 
vom  6.  August  und  29.  Oktober  1914  wurde  durch  Ver¬ 
ordnung  des  dänischen  Justizministeriums  vom  17.  März 
1916  bis  auf  weiteres  jede  Ausfuhr  nachstehender  Waren 
aus  Dänemark  verboten: 

Geflügel  in  lebendigem  und  geschlachtetem  Zustande. 
Renntierfleisch, 

Schokolade  und  Kakao  in  jeder  Form, 

Pfeffer, 

Eisenvitriol, 
baumwollene  Lappen. 

Diese  V  erordnung  ist  sofort  in  Kraft  getreten. 

Bulgarien. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Ein  Ukas  vom  25.  Februar 
(9-  März)  1916  lautet  wie  folgt: 

Auf  Grund  der  Artikel  11  und  13  der  Zollordnung 
und  des  Artikels  109  der  Verfassung  wird  verfügt: 

•  Ausfuhr  von  Gärtnerei-  und  Gemüsesamen  aus 
dem  Gebiete  des  Königreiches  ist  verboten. 

II.  Dieses  Verbot  tritt  von  dem  Tage  an  in  Kraft, 
an  welchem  es  den  Zollämtern  mitgeteilt  wird. 

III.  Dieser  Ukas  ist  der  Einsichtnahme  und  der  Ge¬ 
nehmigung  des  Sobranje  zu  unterbreiten. 


Rumänien. 

Ausfuhrtaxen  für  Petroleum.  Das  „Bukarester 
Tagblatt  berichtet:  ,,Das  Finanzministerium  hat 
letzthin  beschlossen,  die  für  den  Export  bestimmten  Pe¬ 
troleumerzeugnisse  mit  einer  Taxe  zu  belegen.  Und 
zwar  wird  1  Lei  für  die  Tonne  Lampenpetroleum,  de¬ 
stilliertes  Petroleum  und  Gasöl,  2  Lei  für  die  Tonne 
Rohpetroleum  und  Benzin  und  3  Lei  für  die  Tonne  Mi¬ 
neralöle  bezahlt  werden.  Diese  Taxe  ist  dazu  bestimmt, 
die  Ausgaben  für  die  von  den  Kontrollorganen  an  den 
Grenzen  vorgenommenen  Analysen  zu  decken.  Bekannt¬ 
lich  behebt  außerdem  die  Importkommission  eine  Taxe 
von  1/2  Prozent  vom  Werte  der  exportierten  Produkte.“ 


Gründung  einer"  Landesagrarbank  in  Warschau. 

Der  „Deutschen  Warschauer  Zeitung“  zufolge  ist  die 
Gründung  einer  Agrarbank  durch  die  Landeskredit¬ 
gesellschaft  in  Warschau  im  Zuge.  Sie  wird  Filialen 
an  allen  Plätzen,  an  denen  Abteilungen  der  Landes¬ 
kreditgesellschaft  bestehen,  eröffnen  dürfen.  Das  Grün¬ 
dungskapital  im  Betrage  von  3  Millionen  Rubel  wird 
von  der  Landeskreditgesellschaft  bar  zur  Verfügung  ge¬ 
stellt.  Von  dem  Gewinn  der  Agrarbank  erhält  zunächst 
die  Landeskreditanstalt  eine  5prozentige  Verzinsung  des 
zur  Verfügung  gestellten  Grundkapitals.  Der  verbleibende 
Gewinn  wird  zur  Ansammlung  einer  Reserve  bis  zur 
Höhe  von  500.000  Rubel  verwendet.  Wenn  diese  Summe 
erreicht  ist,  wird  die  Hälfte  des  nach  Zahlung  der  Zinsen 
an  die  Landeskreditgesellschaft  verbleibenden  Gewinnes 
zur  Tilgung  der  Schuld,  die  andere  Hälfte  zur  weiteren 
Verstärkung  der  Reserven  bis  zur  Höhe  von  2  Mil¬ 
lionen  Rubel  verwendet.  Von  diesem  Zeitpunkt  an  werden 
zwei  Drittel  des  überschießenden  Gewinnes  zur  Schulden¬ 
tilgung  und  ein  Drittel  zur  Verstärkung  der  Reserve 
dienen.  Im  Falle  eines  Zusammenbruches  der  Gesell¬ 
schaft  werden  zunächst  die  Gläubiger  befriedigt;  der 
dann  noch  verbleibende  Rest  wird  Eigentum  der  Landes¬ 
kreditgesellschaft.  Diese  übernimmt  gegenüber  den  Gläu¬ 
bigern  der  neuen  Agrarbank  keine  Verpflichtung.  Die 
Agrarbank  soll  auch  berechtigt  sein,  verzinsliche  Obli¬ 
gationen  mit  der  Beschränkung  auszugeben,  daß  die  Ge¬ 
samtsumme  der  Obligationen  drei  Viertel  der  ausge¬ 
liehenen  Hypotheken  nicht  übersteigen  kann.  Für  Siche¬ 
rung  der  Inhaber  von  Obligationen  wird  die  Agrarbank 
auf  ihren  Hypotheken  einen  entsprechenden  Sicherungs¬ 
vermerk  in  die  Grundbücher  eintragen  lassen.  Als 
Grundlage  für  die  Hingabe  von  Hypotheken  dienen  die 
Schätzungen  der  Landeskreditanstalt;  die  Gesamtsumme 
der  Beleihung  darf  fünf  Sechstel  des  durch  die  Landes¬ 
kreditanstalt  ermittelten  Schätzungswertes  nicht  über¬ 
steigen.  Die  Tilgung  der  Obligationen  muß  innerhalb 
zehn  Jahren  erfolgen. 

Ziel  der  Gründung  ist  die  Schaffung  einer  Anstalt, 
welche  den  Landwirten  des  Königreiches  Polen,  beson¬ 
ders  jenen,  die  durch  den  Krieg  gelitten  haben,  billigen 
Kredit  verschaffen  soll.  Außerdem  wird  sich  die  Bank 
mit  der  Pflege  aller  übrigen  Bankgeschäfte  befassen. 
Im  allgemeinen  regelt  sich  die  Gewährung  von  Kredit 
nach  den  oben  erwähnten  Bestimmungen.  Bis  zum  Jahr 
1921  können  auch  Abweichungen  hiervon  stattfinden,  je 
nach  dem  Zwecke,  zu  welchem  das  Darlehen  genommen 
wird.  In  diesem  Falle  muß  die  Sicherung  durch  Wechsel, 
durch  Bürgschaft  von  zwei  anderen  Personen,  durch  eine 
anderweitige  hypothekarische  Sicherung,  durch  lebendes 
oder  totes  Inventar  oder  durch  Verpfändung  langfristiger 
Versicherungspolizzen  erfolgen.  Die  Gesamtsumme  der 
in  solcher  Weise  ausgefolgten  Darlehen  darf  5  Mil¬ 
lionen  Rubel  nicht  übersteigen. 
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Das  Geschäft  in  Orientteppichen.  Der  „Deutschen 
Levante- Zeitung“  entnehmen  wir:  Das  Orientteppich¬ 
geschäft  ist  einer  derjenigen  Geschäftszweige,  der  durch 
die  Erschließung  des  direkten  Weges  Berlin — Kon¬ 
stantinopel  wieder  zu  neuem  Leben  erwacht  ist.  Seit 
Beginn  des  Krieges  hatten  die  Zufuhren  aus  dem  Orient 
vollständig  aufgehört.  In  den  19  Kriegsmonaten  sind 
die  bei  den  deutschen  Großhändlern  vorhandenen  Vor¬ 
räte,  die  zum  Teil  nicht  unbeträchtlich  waren,  fast  voll¬ 
ständig  geräumt  worden.  Die  Nachfrage  nach  guten  und 
teuren  Orientteppichen  war  trotz  des  Krieges  sehr  rege. 
Die  Großhändler  sind  nun  bestrebt,  ihre  Vorräte  wieder 
zu  ergänzen.  Zahlreiche  Einkäufer  der  führenden  deut¬ 
schen  Orientteppichfirmen  haben  sich  in  den  letzten 
Wochen  nach  Konstantinopel  begeben,  um  dort  größere 
Einkäufe  zu  machen.  Diese  Einkäufe  wickeln  sich  nicht 
so  glatt  ab  wie  im  Frieden.  Die  Ware  ist  sehr  knapp, 
da  verschiedene  Teppichfabriken  ihren  Betrieb  teils  ganz 
eingestellt,  teils  beschränkt  haben  und  nennenswerte  Zu¬ 
fuhren  aus  dem  asiatischen  Hinterland  gar  nicht  herein¬ 
kommen.  Außerdem  ist  die  Ware  ganz  außerordentlich 
im  Preise  gestiegen,  wobei  noch  die  Valutadifferenz 
den  Preis  ungünstig  beeinflußt.  Auch  die  Transport¬ 
schwierigkeiten  sind  immerhin  noch  erheblich,  und  man 
muß  damit  rechnen,  daß  die  Waren  sehr  lange  unter¬ 
wegs  sind.  Es  sind  daher,  da  die  Ware  dringend  ge¬ 
braucht  wurde,  trotz  aller  Schwierigkeiten  in  Kon¬ 
stantinopel  jetzt  große  Geschäftsabschlüsse  von  deut¬ 
schen  Firmen  gemacht  worden.  Im  feindlichen  Ausland 
und  in  Amerika  sind  Orientteppiche  jetzt  überhaupt 
nicht  mehr  zu  haben,  und  die  wenigen  dort  noch  in 
freiem  Verkehr  befindlichen  Vorräte  an  guter  Ware  er¬ 
zielen  fabelhafte  Preise. 
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Die  norwegische  Salpeterindustrie.  Aus  Chri¬ 
st  i  a  n  i  a  wird  uns  geschrieben:  Die  norwegische-  Sal¬ 
peterindustrie  hat  sich  im  Laufe  der  letzten  zehn  Jahre 
stark  entwickelt.  Besondere  Erwähnung  verdienen  die 
Anlagen  in  Notodden  und  R  j  u  k  a  n,  in  welchen 
Werken  ca.  130  Millionen  norwegische  Kronen  inve¬ 
stiert  sind  und  wo  die  Anzahl  der  beschäftigten  Arbeiter 
5000  übersteigt.  In  Notodden  hat  die  Gesellschaft  den 
Bau  einer  Fabrik  zur  Erzeugung  von  Ammoniak  und 
Zyanamid  begonnen.  Das  Geschäftsresultat  vom  Jahres¬ 
abschluß  pro  30.  Juni  1914  war  ein  sehr  gutes,  indem 
der  Gesamtbetriebsgewinn  11,661.619  norwegischeKronen 
(gegen  11,152.668  norwegische  Kronen  im  Jahr  vorher) 
ausmachte.  Die  Gesellschaft  verteilte  eine  Dividende 
von  9  Prozent  auf  Vorzugsaktien  und  von  6  Prozent 
auf  gewöhnliche  Aktien.  Das  Aktienkapital  der  Gesell¬ 
schaft  wurde  im  letzten  Jahr  auf  57,639.000  norwegische 
Kronen  erhöht. 

Die  Glasindustrie  im  russischen  Südwestgebiete. 

Der  »Deutschen  Warschauer  Zeitunga  entnehmen  wir  : 

Das  Süd  westgebiet  Rußlands,  reich  an  Waldungen 
und  Mineralien,  hat  für  die  Entwicklung  der  Glasindustrie 
sehr  günstige  Bedingungen  aufzuweisen.  Das  Zentrum  der 
Glasindustrie  in  diesem  Gebiete  ist  das  Gouvernement 
Wolhynien  (das  Gouvernement  Kiew  hat  fünf  Glas¬ 
fabriken,  Podolien  gar  keine).  Besonders  günstig  lagen 
für  sie  die  Verhältnisse  noch  vor  dem  Bau  der  Eisen¬ 
bahnen,  da  es  in  jener  Zeit  an  bequemen  Verkehrs¬ 
wegen  und  Absatzmärkten  fehlte,  die  großen  Waldungen 
des  Landes  reichliches  und  außerordentlich  wohlfeiles 
Heizmaterial  lieferten  und  trotz  dieses  wohlfeilen  Heiz¬ 
materials  das  Glas  ein  verhältnismäßig  teures  Erzeugnis 
war.  Die  Kosten  für  den  Bau  der  Öfen  und  der  Ein¬ 


richtung  der  Glasfabriken  waren  bei  der  außerordentlich 
einfachen  Herstellungsart  sehr  gering  und  verlangten 
nicht  die  Aufwendung  großer  Kapitalien.  Diese  Umstände 
begünstigten  die  Entstehung  einer  großen  Anzahl  kleinerer 
Glasfabriken.  Man  hatte  in  jedem  größeren  Dorfe  des 
Gouvernements  Wolhynien,  besonders  in  den  Kreisen 
Shitomir,  Nowograd-Wolynsk,  Rowno  und  Luzk  je  eine 
und  zuweilen  auch  mehrere  Glasfabriken  errichtet.  Seit 
dem  Bau  der  Eisenbahnen  und  der  Verminderung  des 
Waldreichtums  im  Lande  beginnt  aber  ihre  Zahl  merk¬ 
lich  abzunehmen.  Das  bedeutete  jedoch  noch  nicht  den 
Verfall  der  Glasindustrie,  es  nahm  nur  die  Gesamtzahl 
der  Fabriken  ab,  dafür  stiegen  die  Umsätze,  die  Arbeits¬ 
leistung  und  die  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter.  Be¬ 
sonders  sichtlich  machte  sich  diese  Veränderung  in  der 
Glasindustrie  im  letzten  Viertel  des  vorigen  Jahrhunderts 
bemerkbar,  wie  aus  nachfolgender  Zusammenstellung  er¬ 
sichtlich  ist : 
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tums  trägt  die  Glasindustrie  in  Wolhynien  doch  fort¬ 
gesetzt  den  Charakter  der  Kleinindustrie.  Die  Fabriks- 
Gebäude  bestehen  zumeist  aus  Holz,  die  Wasserversor¬ 
gung  geschieht  aus  einfachen  Brunnen,  die  Beleuchtung 
mit  Petroleum ;  Motoren  sind  sehr  selten  zu  finden, 
Laboratorien  für  die  Untersuchung  des  Rohmaterials 
fehlen  vollständig,  die  Schmelzöfen  sind  von  gewöhn¬ 
lichster,  einfacher  Bauart,  die  Heizungen  für  Holz  ein¬ 
gerichtet,  selten  für  Torf,  der  Flächenraum  des  Land¬ 
besitzes  der  Fabriken  erreicht  im  Durchschnitt  kaum 
x — 3  Dessjatinen,  und  die  Erzeugung  beläuft  sich  nur 
auf  10.000 — 35.000  Rubel. 

Die  Entwicklung  der  Glasindustrie  in  Wolhynien  wird 
stark  durch  die  fast  ausschließlich  pachtweise  Ausnutzung 
der  Glasfabriken  gehemmt,  da  sie  sich  in  den  meisten 
Fällen  in  den  Händen  von  Pächtern  befinden,  die 
keinerlei  größere  Kapitalien  besitzen  und  sich  mit  einem 
geringen  Gewinn  zufriedengeben.  Dieser  Umstand  hat  daher 
auch  die  außerordentliche  technische  Rückständigkeit  der 
Produktion  zur  Folge.  Die  Fabrikate  entsprechen  denn 
auch  der  allgemeinen  Herstellungsweise.  Die  Fabriken 
erzeugen  hauptsächlich  nur  Gegenstände,  zu  deren  Her¬ 
stellung  keine  großen  Aufwendungen  verlangt  werden. 
Es  werden  vorzugsweise  Apotheken-  und  Lampengläser, 
Flaschen,  Küchen-  und  Tafelgeschirr,  Kristall-,  und  in 
nicht  unbedeutenden  Mengen  Tafel-,  Fenster-  und  Spie¬ 
gelglas  angefertigt.  Die  Absatzmärkte  für  das  Südwest¬ 
gebiet  sind  der  Kaukasus,  Sibirien  und  Polen. 
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„Moratoriumsgesetzgebung  über  Zahlungsaufschub  und  andere 
außerordentliche  Gesetzgebung  während  des  Krieges  1914/15.  ‘ 

Verfaßt  von  Professor  Albert  Koersner  und  Sekretär 
Charles  Dickson  im  Aufträge  der  schwedischen  Bankvereini¬ 
gung  Stockholm.  Erster  Teil,  Preis  geheftet  schwedische 
Kronen  18-50. 

Auf  Grund  der  amtlichen  Gesetzesveröffentlichungen  und  eines 
sonstigen  zahlreichen  Quellenmaterials  ist  es  den  Autoren  ge 
lungen,  eine  genaue  Vorstellung  von  den  Einwirkungen  des 
Krieges  auf  das  private  wirtschaftliche  Erwerbsleben  zu  geben, 
soweit  es  von  der  Moratoriumsgesetzgebung  betroffen  wird.  Be¬ 
sondere  Beachtung  fand  die  außerordentliche  Gesetzgebung  für  die 
okkupierten  Gebiete.  Ebenso  erscheinen  Motivenberichte 
gegeben.  Diese  Arbeit,  welche  drei  Teile  umfassen  soll,  entha  t 
die  Veröffentlichungen  in  den  Originalsprachen.  Das  Werk  is- 
nicht  nur  als  ein  wertvoller  Nachschlagebehelf  für  alle  be 
teiligten  Kreise  wertvoll,  sondern  darf  auch  ein  dauerndes  In¬ 
teresse  beanspruchen. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12, 
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Seidene  Halstücher.  Ein  österreichischer  Handels¬ 
agent  in  Amsterdam  bewirbt  sich  um  Vertretungen  öster¬ 
reichischer  Häuser,  welche  seidene  und  halbseidene  Hals¬ 
tücher,  sowohl  aus  Natur-  wie  auch  aus  Kunstseide  er¬ 
zeugen  und  gewillt  wären,  mit  Holland  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  treten.  (A.  E.  717.) 

Rotverschnittwein.  Ein  Importhaus  in  Metz  wünscht 
Offerte,  Bezugsbedingungen  und  Musterproben  von  13- 
bis  I4grädigen  Rotverschnittweinen.  (A.  E.  716.) 

Geschäftsverbindung  mit  Russisch-Polen.  Ein  gut 

empfohlener  Agent  in  Lublin  bietet  sich  österreichischen 
Häusern  als  Vertreter  an,  welche  den  Wunsch  hegen,  mit 
Lublin  und  dem  benachbarten  Gebiete  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  kommen.  (A.  E.  715.) 

Lederhandschuhe.  Eine  Agenturfirma  in  Amsterdam 
interessiert  sich  für  die  Übernahme  der  Vertretung  einer 
österreichischen  Lederhandschuhfabrik,  welche  für  den 
Export  eingerichtet  und  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenz¬ 
fähig  ist.  (A.  E.  714.) 

Seidenwaren  aller  Art.  Ein  österreichischer  Kauf¬ 
mann,  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  der  seit  mehr  als  20  Jahren 
Skandinavien  bereist,  dortselbst  seine  Subvertreter  hat 
und  bei  der  kaufkräftigen  erstklassigen  Kundschaft  gut 

jartfcktian  k*  k*  ollm'ctrl)tfrl)cu 
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unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 
rfiagen.) 

eingeführt  ist,  berichtet,  daß  in  den  skandinavischen 
Ländern  infolge  des  Ausfuhrverbotes  von  Textilien  aus 
Wolle  und  Baumwolle  aus  den  Erzeugungsländern,  gegen¬ 
wärtig  große  Nachfrage  nach  Ersatzstoffen  besteht,  und 
daher  Seidenwaren  österreichischer  Provenienz  ein  gutes 
Absatzfeld  finden  könnten,  österreichische  Fabrikanten 
der  Seidenwarenbranche  werden  hiermit  auf  diese 
günstige  Absatzchance  aufmerksam  gemacht  und  einge¬ 
laden,  sich  mit  dem  betreffenden  Vertreter,  dessen 
Adresse  im  Bureau  der  Sektion  erhältlich  ist,  ins  Ein¬ 
vernehmen  zu  setzen.  (A.  E.  713.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  711.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 

fjtUtteilungcn  btt  ©fterm 

Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau.  Am  5.  März  1.  J. 
wird  der  Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau  eröffnet.  Zugelassen 

werden  nur  vollständig  frankierte,  offene  Briefsendungen 
aller  Art,  und  zwar  sowohl  gewöhnliche  als  auch  ein¬ 
geschriebene,  ferner  gewöhnliche  Postanweisungen.  Die 
Briefsendungen  dürfen  nur  in  deutscher  Sprache  ab¬ 
gefaßt  sein,  keinerlei  Mitteilungen  über  militärische  An¬ 
gelegenheiten  enthalten  und  müssen  die  genaue  Bezeich¬ 
nung  des  Absenders  tragen.  (Auf  den  Postanweisungs¬ 
abschnitten  sind  Mitteilungen,  wie  dermalen  überhaupt 
im  Auslandsverkehr,  unzulässig.)  Die  Versendungs¬ 
bedingungen  und  Gebührenansätze  sind  dieselben  wie 
im  Wechselverkehr  zwischen  Österreich  und  Deutsch¬ 
land.  Die  Postanweisungen  sind  in  Markwährung  aus¬ 
zustellen  und  dürfen  höchstens  auf  500  M.  lauten.  Sie 
werden  im  Generalgouvernement  Warschau  nach  dem 
festen  Wertverhältnisse  100  Rubel  gleich  150  M.  aus¬ 
gezahlt. 

Am  Postverkehr  nehmen  im  Generalgouvernement 
Warschau  folgende  Postorte  teil:  Alexandrowo,  Bendzin, 
Brzeziny,  Ciechanow,  Czenstochau,  Gostynin,  Grodzisk, 
Grojec,  Kalisch,  Kolo,  Konin,  Kutno,  Lenczyca,  Lipno, 
Lodz,  Lowicz,  Mlawa,  Pabianice,  Plock,  Plonsk,  Przas- 
nysz,  Rawa,  Rypin,  Sieradz,  Sierpe,  Skierniewice,  Slupca, 
Sochaczew,  Sosnowice,  Tomaszow  (Kr.  Brzeziny), 
Turek,  Wielun,  Wloclawek,  Zdunska,  Wola,  außerdem 
die  Orte  aller  Kreise,  in  denen  diese  Postorte  liegen, 
und  die  Stadt  Warschau  selbst.  Darüber  hinaus  sind 
Postanweisungen  auch  nach  allen  anderen  Orten  im 
Generalgouvernement  Warschau  zulässig.  In  der  Auf-  . 

■Wdj-Itufltfdien  Sektion.1) 

schrift  der  Sendungen  nach  Landorten  ist  der  Name  des 
zuständigen  Postortes,  bei  dem  die  Sachen  abgeholt 
werden  sollen,  mindestens  aber  der  Name  des  Kreises, 
anzugeben.  Zugestellt  werden  sie  nicht.  (3723/E.) 

Zinsenberechnung.  Laut  Verordnungsblatt  für  das 
Generalgouvernement  vom  15.  Februar  1.  J.  Nr.  22  tritt 
für  die  Verpflichtung  von  Geldforderungen  für  die  Zeit 
vom  1.  August  1914  bis  zum  31.  März  1916  nachstehende 
Vorschrift  in  Kraft: 

Der  Zinssatz  beträgt  y1j2  Prozent;  ist  er  durch  Vertrag 
oder  sonstiges  Rechtsgeschäft  anderweit  festgesetzt,  so 
hat  es  dabei  sein  Bewenden  (§  2).  Die  Zinsen  sind  für 
die  gesamte  obengenannte  Zeit  zu  entrichten.  Nach  dem 

31.  Juli  1914  fällig  gewordene  Schulden  sind  vom  Tage 
der  Fälligkeit  ab  zu  verzinsen  (§  3).  In  Ansehung  der 
Verpflichtung  zur  Zinszahlung  für  die  übrige  Zeit  hat 
es  bei  dem  sonstigen  Recht  sein  Bewenden  (§1,  Absatz  2). 
Ebenso  finden  diese  Sondervorschriften  keine  Anwen¬ 
dung  auf  Schulden,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  bereits  erloschen  sind  (§  1,  Absatz  3). 

(3570/E.) 

Reisen  nach  dem  deutschen  Verwaltungsgebiet 
in  Russisch-Polen.  Zu  Reisen  nach  dem  unter  deutscher 
Verwaltung  stehenden  Okkupationsgebiete  von  Russisch- 
Polen  ist  eine  besondere  Bewilligung  notwendig.  Diese 
Bewilligung  wird  auf  Grund  eines  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefertigten  und  mit  der  amtlich  beglaubigten  Photo¬ 
graphie  und  Unterschrift  des  Inhabers  versehenen  Reise- 

')  Pa  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
t.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels- 
nuseum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 
r*.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
hrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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passes  in  der  Form  der  Ausstellung  eines  Passierscheines 
durch  den  stellvertretenden  Generalstab  in  Berlin  im 
Einverständnis  mit  dem  Generalgouvernement  in  War¬ 
schau  erteilt,  jedoch  nur  in  den  Ausnahmefällen  ge¬ 
geben,  wenn  es  sich  um  dringende  und  wichtige  Ange¬ 
legenheiten  handelt,  bei  denen  die  persönliche  Anwesen¬ 
heit  des  Reisewerbers  unbedingt  erforderlich 
erscheint.  Die  Passierscheine  unterliegen  einer  Taxe 
von  3  M.  für  je  eine  Woche  der  bewilligten  Gültigkeits¬ 
dauer.  Die  Bewerbung  darum  hat  mittels  schriftlicher 
Gesuche  zu  erfolgen,  die  genaue  Angabe  über  1.  die 
Paßdaten,  2.  das  Reiseziel  (unter  namentlicher  An¬ 
führung  aller  Orte,  an  denen  Aufenthalt  genommen 
werden  soll),  3.  den  Reiseweg,  4.  den  Reisezweck  und 
5.  die  beabsichtigte  Dauer  der  Reise  enthalten  und  be¬ 
sonders  alle  für  die  Prüfung  der  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  belangreichen  Umstände  mit  voller 
Deutlichkeit  erkennen  lassen  müssen.  Der  Paß  selbst 
braucht  nicht  beigegeben  zu  werden,  es  muß  aber  die 
Richtigkeit  der  Angaben  in  dem  Gesuche  über  seine 
Daten  amtlich  bestätigt  sein. 

Die  Vermittlung  der  Gesuche  hat  das  k.  u.  k.  Mini¬ 
sterium  des  Äußern  übernommen,  das  sie  im  Interesse 
der  Vereinfachung  des  Verfahrens  im  Wege  seines  Ver¬ 
treters  in  Warschau  der  Paßzentrale  des  kaiserlichen 
Generalgouvernements  in  Warschau  zur  weiteren  Er¬ 
ledigung  zukommen  lassen  wird.  Da  jedoch  eine  Inter¬ 
vention  des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußern  nur  in 
jenen  Fällen  Platz  greifen  kann,  in  denen  in  bezug  auf 
die  Dringlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Reise  die  Vor¬ 
aussetzungen  für  die  Erteilung  der  Bewilligung  durch 
das  Generalgouvernement  gegeben  sind,  dürfen  Reise¬ 
ansuchen  nicht  mehr  wie  bisher  beim  Ministerium  des 
Äußern  eingebracht  werden;  diese  Eingaben  werden  nach 
vorheriger  Begutachtung  auf  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  dem  k.  u.  k.  Ministerium  des 
Äußern  auf  das  nach  dem  Reisezweck  in  Betracht 
kommende  k.  k.  Fachministerium  übermittelt. 

Die  Gesuche  um  die  Erteilung  der  Reisebewilligung 
nach  dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  von 
Russisch-Polen  sind  demnach  von  den  Erlaubniswerbern 
bei  der  politischen  Bezirks-,  beziehungsweise  landes¬ 
fürstlichen  Polizeibehörde  ihres  Aufenthaltsortes  ein¬ 
zubringen  ;  diese  Stellen  wurden  angewiesen,  die  Gesuche 
nach  Erhebung  über  die  Verläßlichkeit  des  Gesuch¬ 
stellers  und  die  Stichhältigkeit  seiner  Angaben  mit  einem 
Anträge  über  die  Berücksichtigungswdirdigkeit  des  An¬ 
suchens  an  die  politische  Landesbehörde  behufs  Weiter¬ 
leitung  an  die  betreffenden  Fachministerien  vorzulegen. 

(2678/E.) 

Reisen  aus  dem  österreichisch-ungarischen  nach 
dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  deutsche  Okkupationsgebiet 
wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  der  besondere  Ausweis. 

Ad  1.  Die  von  den  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischen 
Kommandos  gemäß  der  Verordnung  des  Armeeober¬ 
kommandanten  vom  25.  August  1915,  Nr.  35  V.-Bl.,  aus¬ 
gestellten  Reisepässe  wrerden  vom  kaiserlich  deutschen 
Generalgouvernement  als  zureichend  anerkannt. 

Ad  2.  Der  besondere  Ausweis  wird  ausgestellt  von  der 
Paßzentrale  des  Generalgouvernements  Warschau. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  der  Reisepaß  unter  genauer 
Angabe  des  Zweckes  und  der  Dauer  der  Reise  an  den 
dem  Generalgouvernement  Warschau  zugeteilten  Ver¬ 
treter  des  österreichisch-ungarischen  Armeeober¬ 
kommandos  zu  senden. 

Der  Reisepaß  wird  sodann  an  die  übersendende  Stelle 
unmittelbar  von  der  kaiserlich  deutschen  Paßzentrale 


oder  durch  den  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  zu¬ 
rückgeschickt,  im  Falle  der  Genehmigung  der  Reise  wird 
der  besondere  Ausweis  behufs  Ausfolgung  an  den  Be¬ 
werber  angeschlossen. 

Reisen  aus  dem  kaiserlich  deutschen  nach  dem 
österreichisch-ungarischen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  österreichisch-ungarische 
Okkupationsgebiet  wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  das  Visum  des  Reisepasses. 

Ad  1.  Die  von  den  kaiserlich  deutschen  Kommandos 
oder  Behörden  gemäß  den  derzeit  geltenden  Vorschriften 
ausgestellten  Reisepässe  werden  als  zureichend  an¬ 
erkannt. 

Ad  2.  Das  Visum  wird  ausgestellt  vom  Armeeober¬ 
kommando  selbst  oder  einer  seiner  Paßvidierungsstellen 
in  Szczakow^a,  Krakau,  Rozwadow  oder  Lemberg  oder 
von  den  dem  Generalgouvernement  Warschau  zuge¬ 
teilten  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  oder  vom 
k.  u.  k.  Kriegsministerium.  Zur  Erwirkung  des  Visums 
ist  der  Reisepaß  an  eine  der  bezeichneten  Stellen  zu 
senden.  Hierbei  ist  neben  den  im  Reisepaß  ohnehin  ent¬ 
haltenen  Angaben  auch  das  Ziel,  der  Zweck  und  die 
Dauer  der  Reise  anzugeben. 

Der  Reisepaß  wird  nach  allfälliger  Beisetzung  des 
Visums  von  der  k.  u.  k.  Stelle,  bei  der  die  Vidierung 
erbeten  wurde,  an  die  übersendende  Stelle  zurück¬ 
geschickt.  (383  3/E.) 

Gerichtsbarkeit  im  Generalgouvernement  War¬ 
schau.  Der  Präsident  des  kaiserlich  deutschen  Ober¬ 
gerichts  bei  dem  Generalgouvernement  Warschau  be¬ 
richtete  an  den  „Verband  zur  Sicherung  deutscher  For¬ 
derungen  an  das  feindliche  Ausland“  in  Barmen  wie 
folgt: 

In  den  von  den  deutschen  Truppen  besetzten 
Teilen  Russisch-Polens  ist  die  deutsche  Gerichtsbarkeit 
in  vollem  Umfange  aufgenommen.  Das  Verfahren  ent¬ 
spricht  dem  vor  den  Gerichten  in  Deutschland,  An¬ 
waltszwang  besteht  nicht.  Es  findet  das  Mahn-  und 
Klageverfahren  statt.  Auch  Zwangsvollstreckung  wird 
betrieben.  In  Deutschland  ergangene  Urteile  oder  andere 
vollstreckbare  Schuldtitel  werden  ohneweiters  vollstreckt. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  den  Schuldner 
vor  das  zuständige  Gericht  zwecks  Mahnung  laden  zu 
lassen,  da  erfahrungsgemäß  eine  solche  gerichtliche 
Mahnung  genügt,  um  den  Schuldner  zur  Zahlung  zu 
veranlassen.  (3742/E.) 


Protestaufnahme  in  Russisch-Polen.  Zum  Schutze 

der  Wechselgläubiger  im  besetzten  Gebiete  von 
Russisch-Polen  sind  bekanntlich  die  Fristen  zur  Vor¬ 
nahme  einer  Handlung,  deren  es  zur  Ausübung  und 
Erhaltung  des  Wechselrechtes  oder  des  Regreßrechtes  aus 
dem  Scheck  bedarf,  vorläufig  bis  30.  Juni  1916  ver¬ 
längert  worden.  Eine  Verlängerung  dieser  Frist  dürfte  zu 
erwarten  sein.  Die  Wechselgläubiger  sind  daher,  wie  die 
Handelskammer  zu  Berlin  mitteilt,  zurzeit  wohl  be¬ 
rechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  ihre  Wechsel  protestieren 
zu  lassen.  Zur  Aufnahme  der  Proteste  sind  auch  die  Ge¬ 
richtsvollzieher  ermächtigt.  Anträge  auf  Protestaufnahme 
durch  diese  sind  an  den  Präsidenten  des  Obergerichtes 
in  Warschau  zu  richten,  österreichische  Wechsel¬ 
gläubiger  sollten  schon  frühzeitig  auf  Erhebung  des 
Protestes  bedacht  sein,  insbesondere,  wenn  es  sich  um 
Provinzwechsel  handelt.  (365 /E.,  2768/E.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (i5-7°°- 
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DER  KRIEG  UND  UNSERE  HERREN¬ 
KLEIDERSTOFFINDUSTRIE. 

Von  Louis  Trenkler,  Reichenberg. 

Der  Krieg  hat  begreiflicherweise  den  gesamten  aus¬ 
wärtigen  Handel  in  Mitleidenschaft  gezogen  und  mancher 
Exporteur  wird  jetzt  in  der  ihm  aufg'ezwungenen  Muße 
darüber  nachsinnen,  wie  sich  wohl  nach  dem  Friedens¬ 
schlüsse  die  V  erhältnisse  der  einzelnen  kriegführenden 
Staaten  untereinander  und  damit  die  geschäftlichen 
Aussichten  für  den  Ausfuhr-  und  Einfuhrhandel  ge¬ 
stalten  werden.  Wenn  es  nach  den  englischen  Chauvi¬ 
nisten  ginge,  würden  Deutschland  und  Österreich  aus 
dem  Kreise  der  Lieferanten  und  Abnehmer  Groß¬ 
britanniens  für  absehbare  Zeit  ausgeschaltet  werden. 
Solche  Drohungen  sind  nun  gewiß  nicht  ernst  zu 
nehmen.  Es  wäre  aber  doch  vielleicht  ein  Fehler, 
mit  einem  Lächeln  einfach  darüber  hinweggehen  zu 
wollen.  Es  wird  sich  vielmehr  empfehlen,  auch  einen 
solchen  Fall  in  Betracht  zu  ziehen  und  zu  erwägen, 
wie  aus  einem  derartigen,  wenn  auch  unwahrschein¬ 
lichen  Verhalten  Englands  für  die  Industrie  und  den 
Handel  des  eigenen  Vaterlandes  der  größtmögliche 
Vorteil  gezogen  werden  könnte. 

An  einem  Beispiel  soll  im  folgenden  dargelegt 
werden,  wie  es  vielleicht  möglich  wäre,  gerade  in  dem 
gegenwärtigen  Zeitpunkte  einen  entschiedenen  Versuch 
zu  unternehmen,  für  bestimmte  englische  Waren  im  In¬ 
land  Ersatz  zu  schaffen  und  damit  die  Konkurrenz  des 
britischen  Inselreiches  auf  dem  einen  Gebiete  wenigstens 
dauernd  zu  beseitigen  oder  einzuschränken. 

In  der  umfangreichen  Liste  der  Exportartikel  Eng¬ 
lands  steht  die  Ausfuhr  von  wollenen  Webwaren  mit 
an  erster  Stelle.  Österreich-Ungarn  bezog  von  diesen 
Waren  aus  Großbritannien  im  Jahre  1913  annähernd 
um  18  Millionen  Kronen.  Wenn  nun  der  englische 
Handel,  was  für  die  Dauer  allerdings  kaum  anzunehmen 
ist,  wirklich  die  Überwindung  besitzt,  auf  eine  solche 
Absatzmöglichkeit  kalten  Blutes  zu  verzichten,  so 
taucht  die  krage  auf,  wo  sind  die  Lieferanten,  die  dafür 
einspringen  können?  Wird  es  möglich  sein,  den  Bedarf 
an  besseren  Herrenkleiderstoffen,  wie  sie  jetzt  England 
geliefert  hat,  auch  im  Inlande  zu  decken? 

Es  ist  vielleicht  nicht  ohne  Interesse,  einmal  kurz  die 
Umstände  zu  erörtern,  die  dazu  geführt  haben,  daß  die 
Einfuhrziffer  für  englische  Wollwaren,  besonders 
Herrenkleiderstoffe,  trotz  Einfuhrzoll,  Fracht,  Ver¬ 
zollungsspesen  und  fremder  Währung  so  gestiegen  ist. 

In  den  Jahren  1870 — 1880  begann  für  die  fabriks¬ 
mäßige  Erzeugung  von  Herrenkleidern  in  Österreich  ein 
mächtiger  Aufschwung.  Das  große  Publikum  fing  an, 
seinen  Bedarf  an  Herrenkleidern  nicht  mehr  ausschließ¬ 
lich  in  der  alten  Weise  zu  decken,  d.  h.  zum  Tuch¬ 
händler  zu  gehen,  sich  dort  Stoff  zu  kaufen  und  ihn  bei 
seinem  Schneider  verarbeiten  zu  lassen,  man  wendete 
sich  vielmehr  im  Bedarfsfälle  direkt  an  den  Kon¬ 
fektionär,  also  an  jene  Geschäfte,  welche  sich  mit  der 
fabriksmäßigen  Erzeugung  von  Herrenkleidern  be¬ 
schäftigen.  Dieser  in  Österreich  damals  noch  junge 
Geschäftszweig  nahm  einen  sehr  raschen  Aufschwung, 
es  entstanden  große  Konfektionsfirmen  und  bald  war 
auch  ein  namhafter  Export  namentlich  nach  dem  Orient 
im  Gange.  Llngefähr  um  die  gleiche  Zeit  setzte  auch  eine 
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starke  Einfuhr  von  Schafvvolhvaren  aus  England  ein,  | 
und  zwar  vornehmlich  der  sogenannten  President’s  und 
Pilots,  beide  stark  manipulierte  Waren  mit  bäum-  ^ 
wollener  Kette  und  manipuliertem  Schuß,  welche  zit  | 
dieser  Zeit  in  Österreich  noch  gar  nicht  oder  wenigstens 
nicht  konkurrenzfähig  erzeugt  wurden.  Diese  Artikel, 
die  seither  auch  in  Österreich  in  schönen  und  preis- 1 
werten  Qualitäten  erzeugt  werden,  fanden  in  den  ge- . 
nannten  Kleiderfabriken  sehr  starke  Verwendung.  Be- 1 
günstigt  wurde  die  Einführung  der  englischen  Herren- 
kleiderstoffe  durch  den  Aufschwung,  den  der  Sport  in 
allen  Zweigen  in  dieser  Zeit  genommen  hat.  Das  Zweirad 
wurde  immer  allgemeiner,  Fußball,  Lawn  Tennis  und 
andere  Rasenspiele  englischen  Ursprungs  kamen  immer 
mehr  in  Aufnahme  und  fanden  rasch  Anhänger.  Die 
Gewohnheit  der  Engländer,  bei  sportlicher  Betätigung 
besondere  Kleider  zu  tragen,  findet  auch  bei  uns  Nach¬ 
ahmung.  England  tritt  auf  diesem  Gebiete  immer  mehr 
in  ‘Vordergrund  und  alles  Englische  wird  für  die 
Herrenmode  tonangebend.  Hatten  schon  in  früheren 
Jahren  die  feineren  Herrenmodewaren-  und  Schneider¬ 
geschäfte  in  den  Hauptstädten  englische  Herrenstoffe, 
Krawatten,  Handschuhe,  Hemdenstoffe  u.  dgl.  von 
England  bezogen,  so  nahm  nun  der  Konsum  englischer 
Fabrikate  mehr  und  mehr  zu.  Die  feinen  Herrenschneider 
glaubten  es  ihrem  vornehmen  Kundenkreis  schuldig  zu 
sein,  ausschließlich  oder  doch  vorwiegend  englische 
Stoffe  zu  führen.  Dabei  mag  es  ja  allerdings  auch  vor¬ 
gekommen  sein,  daß  inländische  Tabrikate,  die  der  herr¬ 
schenden  Geschmacksrichtung  in  ihrem  Aussehen  mög¬ 
lichst  entgegenkamen,  unter  englischer  Flagge  segelten 
und  mit  dieser  Marke  versehen  den  Käufer  selbstver¬ 
ständlich  vollkommen  zufriedengestellt  haben.  Der 
Absatz  englischer  Herrenkleiderstoffe  auf  dem  Konti¬ 
nente  wurde  wesentlich  durch  die  Verkaufsmethode  und 
durch  die  Gewährung  langer  Kredite  seitens  der  engli¬ 
schen  Häuser  gefördert.  Bekanntlich  verkaufen  die 
englischen  Fabrikanten  weitaus  in  der  Regel  nicht  an 
einzelne  kleine  Abnehmer,  sondern  nur  an  Groß¬ 
abnehmer,  sogenannte  Kommissionshäuser,  und  diese 
sind  es,  welche  den  Verkauf  der  Waren  weiter  besorgen. 
Da  nun  die  Kollektionen  dieser  Häuser  die  Fabrikate 
verschiedener  Erzeuger  enthalten,  sind  sie  natürlich 
sehr  reichhaltig,  ein  Vorteil,  welcher  es  dem  Verkäufer 
gestattet,  mehr  oder  weniger  auffallende  Dessins  in  der 
betreffenden  Stadt  nur  einmal  zu  verkaufen  und  dem 
nachfolgenden  Käufer  trotz  alledem  noch  eine  genügend 
reichhaltige  Auswahl  zu  bieten.  Der  Käufer  anderseits 
genießt  dadurch  den  Vorteil,  gewissermaßen  eine 
Spezialität  zu  haben,  für  die  er  überdies  einen  besseren 
Preis  erzielen  kann,  als  wenn  sein  Nachbar  zur  Rechten 
und  zur  Linken  die  gleichen  Stoffe  in  dem  Schaufenster 
liegen  hat.  Nun  erfolgt  der  Verkauf  obendrein  nicht  in 
ganzen  Stücken,  sondern  in  kurzen  Maßen,  knapp  bis 
zu  dem  für  einen  Anzug  oder  einen  Mantel  oder  der¬ 
gleichen  nötigen  Ausmaß,  wodurch  es  dem  Käufer  er¬ 
leichtert  wird,  ohne  das  Risiko,  von  einzelnen  Mustern 
eine  zu  große  Menge  auf  Lager  nehmen  zu  müssen, 
sich  eine  genügende  Auswahl  an  Mustern  und  Quali¬ 
täten  für  seine  Kunden  zu  schaffen.  Die  dem  Käufer 
hieraus  erwachsenden  Vorteile  sind  so  in  die  Augen 
springend,  daß  der  geforderte  etwas  höhere  Preis  ihn 
nicht  besonders  belastet,  umsomehr,  als  er  leicht  in  der 
Lage  ist,  diese  Differenz  unter  dem  Hinweis,  daß  es  ja 
englische  Ware,  also  etwas  Besonderes  sei,  auch  von 
seinen  Kunden  hereinzubekommen. 

Wenn  wir  noch  zugeben  wollen,  daß  die  englische 
Ware  überdies  den  guten  Ruf,  den  sie  sich  erworben 
hat,  auch  wirklich  verdient,  so  wird  es  begreiflich,  daß, 
durch  alle  diese  angedeuteten  Umstände  gefördert,  die 
Einfuhr  englischer  Wollwaren  nach  Österreich  einen 
so  großen  Umfang  angenommen  hat. 


Es  wäre  nun  gewiß  volkswirtschaftlich  von  nicht  zu 
unterschätzender  Bedeutung,  wenn  es  gelänge,  die  Er¬ 
zeugung  von  Herrenkleiderstoffen,  wie  sie  England  auf 
den  Markt  bringt,  in  Österreich  in  solchem  Maße  auf¬ 
zunehmen,  daß  der  Bezug  von  dort  nicht  mehr  erforder¬ 
lich  wäre.  Es  würde  auf  diese  Weise  der  L  nternehmer- 
gewinn  des  Fabrikanten  und  des  Zwischenhändlers  im 
Inlande  bleiben  und  überdies  würde  eine  große  Anzahl 
Arbeiter  mit  der  Herstellung  dieses  Artikels  beschäftigt 
werden  können.  Daß  die  österreichische  Textilindustrie  in 
technischer  Hinsicht  einer  solchen  Aufgabe  voll¬ 
kommen  gewachsen  ist,  steht  außer  Zweifel.  Ist  es  doch 
namentlich  der  Brünner  Industrie  gelungen,  ihren  W  aren 
auch  in  Frankreich  und  England  Absatz  zu  verschaffen, 
wo  in  erster  Linie  die  guten,  schön  gemusterten  Quali¬ 
täten  in  Damenstoffen  für  die  sogenannten  Schneider¬ 
kleider  sich  auch  in  den  feinsten  Geschäften  großer 
Beliebtheit  erfreuen.  Der  gute  Geschmack,  welcher  in 
der  Musterung  österreichischer  Kollektionen  zutage 
tritt,  ist  allseitig,  auch  im  Auslande,  anerkannt  worden. 
Dieser  Vorzug  der  österreichischen  Wollwarenindustrie 
würde  die  Bemühungen,  die  englische  Industrie  aus 
dem  Felde  zu  schlagen,  wesentlich  unterstützen.  Wird 
der  österreichischen  Herrenmodewarenindustrie  für  ihre 
Erzeugnisse  nur  annähernd  der  Preis  bewilligt,  der 
heute  für  englische  Herrenkleiderstoffe  bereitwillig  ge¬ 
zahlt  wird,  so  wird  es  ihr  nicht  schwer  fallen,  in  Muster 
und  Ausführung  gleich  Gutes  wie  die  englische  In¬ 
dustrie  zu  leisten.  Man  liebt  an  der  englischen  Wrare 
besonders,  daß  sie  bei  strenger  Appretur  dennoch 
weich  und  geschmeidig  ist,  sich  gut  in  die  Torrn  bügeln 
läßt  und  die  Fasson  gut  hält.  Wenn  seitens  der  in¬ 
ländischen  Industrie  entsprechende  Anstrengungen  ge¬ 
macht  werden,  wird  es  wohl  unschwer  gelingen,  auch 
diese  Qualitäten  zu  erzielen. 

Die  Schwierigkeiten,  die  sich  dem  Unternehmen,  die 
englischen  Herrenkleiderstoffe  von  dem  Inlandsmarkte 
zu  verdrängen,  entgegenstellen,  die  aber  keineswegs 
unüberwindlich  sind,  liegen  in  einer  anderen  Richtung. 

Wie  schon  angedeutet,  behaupten  die  Engländer  ihren 
Vorsprung,  abgesehen  von  der  guten  und  geschmack¬ 


vollen  Ausführung  der  Ware,  vor  allem  durch  die 
reichhaltige  Auswahl  ihrer  Musterkollektionen 
und  durch  ihr  weitgehendes  Entgegenkommen  hinsicht¬ 
lich  der  Zahlungsbedingungen  und  der  Ausmaße.  Hier 
würde  also  zunächst  mit  allem  Nachdrucke  ein¬ 
zusetzen  sein.  Es  müßte  in  Österreich  eine  große,  mit 
entsprechendem  Kapital  ausgestattete  Handels¬ 
gesellschaft  errichtet  werden,  deren  Aufgabe  es 
sein  würde,  sich  mit  den  leistungsfähigsten  Fabrikanten 
von  Herrenmodestoffen  in  Verbindung  zu  setzen  und 
den  alleinigen  Vertrieb  ihrer  Erzeugnisse  oder  wenig¬ 
stens  bestimmter  Muster  und  Qualitäten  zu  übernehmen. 
Diese  Gesellschaft  würde  dann  in  der  Lage  sein,  ihren 
Käufern  ebenfalls  eine  außerordentlich  reiche  Auswahl 
zu  bieten  und  ihnen  auch  sonst,  was  den  Kredit  und  die 
Größe  der  einzelnen  Kupons  anlangt,  das  weitest¬ 
gehende  Entgegenkommen  zeigen  zu  können.  Aber  auch 
wenn  diese  erste  und  notwendigste  Voraussetzung  für 
einen  aussichtsvollen  Kampf  gegen  die  Konkurrenz 
englischer  Herrenkleiderstoffe  in  Österreich  geschaffen 
wird  und  die  inländische  Industrie  es  sich  angelegen 
sein  läßt,  ihr  Bestes  zu  leisten,  wird  es  im  Anfang 
immerhin  nicht  leicht  sein,  entsprechende  Erfolge  zu 
erzielen,  denn  im  Handumdrehen  —  darüber  geben  wir 
uns  keiner  Täuschung  hin  —  wird  es  kaum  gelingen, 
das  zu  Unrecht  bestehende  Vorurteil  gegenüber  den 
heimischen  Erzeugnissen  zu  überwinden;  immer  noch 
wird  die  Erinnerung  an  die  Vorherrschaft  der  engli¬ 
schen  Herrenmode  eine  Zeitlang  nachklingen  und  auch 
die  Industrie  Großbritanniens  wird  zweifellos  nach  Be¬ 
endigung  des  Krieges  sich  ihrer  alten  guten  Abnehmer 
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auf  dem  Kontinent  wieder  freundlichst  erinnern  und 
alle  Anstrengungen  machen,  die  innegehabten  Absatz¬ 
gebiete  sich  wieder  zu  sichern.  Darum  wäre  aber  gerade 
jetzt  womit  wir  nicht  heute  oder  morgen  meinen  — 
der  richtige  Augenblick,  die  Vorarbeiten  für  ein  der¬ 
artiges  Unternehmen  in  Angriff  zu  nehmen.  Nie  wieder 
vielleicht  kommt  hierfür  ein  gleich  günstiger  Zeitpunkt, 
denn  niemals  wieder  wird  die  allgemeine,  aufrichtige 
und  ehrliche,  gegen  England  gerichtete  Stimmung  aller 
Kreise  der  Bevölkerung  das  Gelingen  eines  derartigen 
Planes  so  begünstigen  wie  in  diesen  Zeiten.  Wenn  dieser 
Umstand  benützt  wird  und  wenn  es  zur  Unterstützung 
des  in  hohem  Maße  patriotischen  Vorhabens  gelingt, 
die  in  Modesachen  tonangebenden  Kreise  des  Reiches 
dafür  zu  interessieren,  so  muß  es  dazu  kommen,  daß 
uns  der  Krieg  neben  anderen  Erfolgen  auch  eine  jedem 
künftigen  Wettbewerb  gewachsene  Herrenmodewaren¬ 
industrie  bringt. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Einschränkung  der  Biererzeugung.  Eine  Verord¬ 
nung  des  Finanzministers  im  Einvernehmen  mit  den 
beteiligten  Ministern  vom  28.  März  1916  bestimmt: 

§  1.  Die  Bestimmungen  der  Ministerialverordnung 
vom  25.  November  19151),  R.-G.-Bl.  Nr.  346,  betreffend 
die  Einschränkung  der  Biererzeugung  haben  auf  die 
Biererzeugung  in  den  Monaten  April  bis  einschließlich 
August  1916  sinngemäße  Anwendung  zu  finden. 

§  2.  Diese  Verordnung  gilt  für  alle  österreichischen 
Länder  mit  Ausnahme  Galiziens  und  der  Bukowina  und 
tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Kraft. 

Verkaufspreis  für  gesperrten,  unversteuerten 
Rohzucker.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im 
Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  vom 

30.  März  1916  verfügt: 

1.  Der  im  §  7  der  Ministerialverordnung  vom  7.  Juli 
1 9 1 5 2) »  R.-G.-Bl.  Nr.  195,  festgesetzte  Verkaufspreis  für 
gesperrten,  unversteuerten  Rohzucker  erhöht  sich  vom 
1.  Mai  1916  angefangen  bis  einschließlich  1.  September 
1 9 1 6  am  1.  jedes  Monates  um  je  20  Heller  pro  100  kg 
netto. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Verwendung  von  Zuckerrübe  der  Ernte  1916. 

Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen 
mit  dem  Ackerbauminister  und  dem  Finanzminister  vom 

31.  März  1916  verfügt: 

§  1.  Zuckerrüben  aus  der  Ernte  des  Jahres  1916  dürfen 
ausschließlich  nur  an  bestehende  Zuckerfabriken  zum 
Zwecke  der  Erzeugung  von  Zucker  verschlossen  und 
verkauft  werden. 

Verträge  zur  Lieferung  von  Zuckerrüben  aus  der 
Ernte  des  Jahres  1916  an  Unternehmungen  anderer  Art 
als  an  Zuckerfabriken  sind  —  insofern  die  vertrags¬ 
mäßige  Verpflichtung  nicht  vor  dem  1.  September  1915 
eingegangen  wurde  und  sich  nicht  auf  die  Lieferung 
von  Rübe  für  mehrere  Betriebsjahre  erstreckt  (mehr¬ 
jährige  Lieferungsverträge)  —  unwirksam. 

§  2.  Das  Trocknen  (Darren)  eigener  Zuckerrüben,  sei 
es  auf  eigenen  (genossenschaftlichen)  oder  fremden 
Darren,  ist  nur  für  den  Bedarf  der  eigenen,  beziehungs¬ 
weise  der  Wirtschaft  der  Genossenschaftsmitglieder  ge¬ 
stattet.  Der  Verkauf  getrockneter  (gedarrter)  Rübe  ist 
verboten.  Ausnahmsweise  kann  der  Verkauf  getrockneter 
(gedarrter)  Rübe  vom  Handelsminister  im  Einvernehmen 


§  3-  Zuckerfabriken  dürfen  Zuckerrüben  aus  der  Ernte 
1916  ausschließlich  nur  zur  Erzeugung  von  Zucker  ver¬ 
wenden. 

Der  Handelsminister  kann  im  Einvernehmen  mit  dem 
Ackerbauminister  und  dem  Finanzminister  in  berück¬ 
sichtigungswürdigen  Fällen  Ausnahmen  von  dieser  Ver¬ 
pflichtung  bewilligen. 

§  4.  Der  Handelsminister  kann  im  Einvernehmen  mit 
dem  Ackerbauminister  und  dem  Finanzminister  Zucker¬ 
fabrikanten  verpflichten,  eine  bestimmte  Menge  der  ihnen 
zur  Verfügung  stehenden  Zuckerrüben  an  von  ihm  zu 
bezeichnende  Unternehmungen  zum  Zwecke  anderweitiger 
Verarbeitung  zu  einem  der  Genehmigung  der  beteiligten 
Minister  unterliegenden  Preise  zu  überlassen. 

§  5.  In  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Bren¬ 
nereien  dürfen  in  der  Betriebsperiode  1916/17  nur  von 
den  Brennereiunternehmern  (bei  Genossenschaften  von 
den  Genossenschaftern)  selbst  gebaute  Zuckerrüben,  und 
zwar  nur  in  der  für  jede  Brennerei  vom  Finanzminister 
festzusetzenden  Höchstmenge  zur  Branntweinerzeugung 
verwendet  -werden. 

Die  Verarbeitung  gekaufter  verdorbener  Rübe  bedarf 
einer  besonderen  Bewilligung  des  Finanzministers. 

§  6.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  Vereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  wrerden,  insofern  sie  nicht 
strafgerichtlicher  Ahndung  unterliegen,  von  den  politi¬ 
schen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geld  bis  5000  K  oder 
nach  deren  Ermessen  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft. 

Bei  Brennereien  trifft  diese  Strafe  den  Betriebsleiter 
der  Brennerei  unter  unmittelbarer  Haftung  des  Unter¬ 
nehmers,  insofern  der  Letztgenannte  nicht  selbst  den  Be¬ 
trieb  leitet. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verordnung  vom 

26.  März  1916  wurde  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von 
Bergschuhnägeln  verboten. 

Durch  Verordnung  vom  28.  März  1916  wurde  auf 
Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  31.  Juli  1914 
die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von  Holzmehl  jeder 
Art  verboten. 

Einfuhrverbot.  Eine  amtliche  Bekanntmachung  vom 

27.  März  1.  J.  untersagt  die  Einfuhr  von  S  t  e  i  n  nuß¬ 
knöpfen  der  Zolltarifnummer  646. 


mit  dem  Ackerbauminister  bewilligt  werden. 

^r*  49  des  »Handelsmuseums«  vom  9.  Dezember  1915,  S.  761. 
2)  Vgl.  Nr.  28  des  »Handelsmuseums«  vom  15.  Juli  1.  J.,  Seite  416. 


Bekanntmachung,  betreffend  Anwendung  der 
Vertragszollsätze.  Der  Bundesrat  hat  am  30.  März  1.  J. 
folgende  Verordnung  erlassen: 

I.  Der  Reichskanzler  wird  ermächtigt,  für  Waren,  die 
aus  Serbien,  Montenegro  oder  Albanien 
durch  die  Heeres-  und  Marineverwaltung  oder  durch 
gemeinnützige  Gesellschaften,  die  ausschließlich  zur  Ver¬ 
sorgung  der  deutschen  Volkswirtschaft  während  des 
Krieges  dienen,  eingeführt  werden,  die  Anwendung  der 
Vertragszollsätze  zu  genehmigen. 

II.  Auf  in  Belgien  oder  in  Frankreich  er¬ 
zeugtes  Bau-  und  Nutzholz  der  Nummern  74  bis  76, 
80,  83,  84,  85  des  Zolltarifs  finden  bei  Einfuhr  aus  den 
besetzten  Teilen  dieser  Länder  bis  auf  weiteres  die  Ver¬ 
tragszollsätze  Anwendung. 

III.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Für  die  Ziffer  II  bestimmt  der  Reichs¬ 
kanzler  den  Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

Abänderung  des  Süßstoffgesetzes.  Der  Bundesrat 
hat  am  30.  März  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Der  Reichskanzler  wird  ermächtigt,  weitere  Aus- 


1 88 


DAS  HANDELSMUSEUM. 


[6.  APRIL  1916 


nahmen  von  den  Vorschriften  im  §  2  des  Süßstoff- 
Gesetzes  vom  7-  Juli  1902  zuzulassen. 

§  2.  Die  nach  §  3  des  Süßstoffgesetzes  vom  7.  Juli  1902 
dem  Bundesrate  zustehenden  Befugnisse  werden  dem 
Reichskanzler  übertragen,  insoweit  die  Durchführung 
der  auf  Grund  des  §  1  ergehenden  Anordnungen  in  Be¬ 
tracht  kommt. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  April  1916 
in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des 
Außerkrafttretens. 

Bekanntmachung  über  Preisbeschränkungen  bei 
Verkäufen  von  Web-,  Wirk-  und  Strickwaren.  Der 

Bundesrat  hat  am  30.  März  1916  folgende  Verordnung 
erlassen : 

§  1.  Web-,  Wirk-  und  Strickwaren  dürfen  zu  keinem 
höheren  Preise  verkauft  werden  als  dem,  den  der  \  er¬ 
kauf  er  bei  Gegenständen  und  Verkäufen  gleicher  oder 
ähnlicher  Art  innerhalb  der  Kriegszeit  vor  dem  1.  Fe¬ 
bruar  1916  zuletzt  nachweislich  erzielt  oder  als  Ver¬ 
kaufspreis  festgesetzt  hat.  Fehlt  es  an  einem  solchen 
Preise  oder  sind  die  Gestehungskosten  zuzüglich  Un¬ 
kosten  und  angemessenen  Gewinns  höher  als  dieser  Preis, 
so  sind  die  Gestehungskosten  zuzüglich  Unkosten  und 
angemessenen  Gewinns  maßgebend. 

Diese  Vorschriften  finden  Anwendung  auf  Web-,  Wirk- 
und  Strickwaren,  gleichgültig  aus  welchen  Spinnstoffen 
sie  hergestellt  sind  sowie  auf  die  aus  ihnen  gefertigten 
Erzeugnisse.  Sie  gelten  nicht  für  Gegenstände  dieser 
Art,  soweit  sie  auf  Grund  der  Bekanntmachung  über  die 
Sicherstellung  von  Kriegsbedarf  vom  24.  Juni  i9I *51) 
nebst  den  Erweiterungsbekantmachungen  vom  9.  Oktober 
19152)  und  vom  25.  November  19153)  beschlagnahmt 
sind  und  Preisbeschränkungen  unterliegen. 

§  2.  Der  Käufer  kann,  wenn  er  glaubt,  daß  der  ver¬ 
einbarte  Preis  die  Grenze  des  §  1,  Absatz  1,  überschreitet 
oder,  obwohl  er  sich  in  diesen  Grenzen  hält,  unange¬ 
messen  hoch  ist,  binnen  zwei  Wochen  nach  Abschluß  des 
Kaufvertrags  Feststellung  des  Preises  durch  ein  Schieds¬ 
gericht  beantragen. 

Das  Schiedsgericht  setzt  unter  Ausschluß  des  Rechts¬ 
weges  den  angemessenen  Preis  fest ;  seine  Entscheidung 
ist  endgültig;  sie  erfolgt  gebühren-  und  stempelfrei. 

Ergibt  sich  der  Verdacht  einer  strafbaren  Überteuerung 
durch  den  Verkäufer,  so  hat  der  Vorsitzende  des  Schieds¬ 
gerichts  der  zuständigen  Staatsanwaltschaft  Mitteilung 
zu  machen. 

§  3.  Das  Schiedsgericht  ist  befugt,  auf  Anrufen  der 
Beteiligten  vor  Abschluß  des  Kaufvertrags  bei  der  Er- 
mittlung  des  angemessenen  Preises  mitzuwirken. 

§  4.  Der  Reichskanzler  erläßt  die  näheren  Bestim¬ 
mungen  über  die  Errichtung,  Zuständigkeit  und  Zu¬ 
sammensetzung  des  Schiedsgerichts  sowie  über  das  Ver¬ 
fahren  und  setzt  allgemeine  Richtlinien  fest,  welche  die 
Schiedsgerichte  bei  ihrer  Entscheidung  zu  beachten 
haben. 

Er  kann  Ausnahmen  von  der  Vorschrift  des  §  1,  Ab¬ 
satz  1,  zulassen. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  April  1916  in 
Kraft.  Die  Frist  zur  Anrufung  des  Schiedsgerichts  (§  2, 
Absatz  1)  läuft  nicht  vor  dem  1.  Mai  1916  ab.  Der 
Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außerkraft¬ 
tretens  der  Verordnung. 

Bekanntmachung  über  Fleischversorgung.  Der 

Bundesrat  hat  am  27.  März  1916  folgende  Verordnung 
erlassen : 

I.  Reichsstelle  für  die  Versorgung  mit 
Vieh  und  Fleisch.  §  1.  Zur  Sicherung  des  Fleisch¬ 
bedarfs  des  Heeres  und  der  Marine  sowie  der  Zivil- 

i)  Vgl.  Nr.  27  des  »Handelsmuseums«  vom  8.  Juli  1915,  Seite  389. 

*)  Vgl.  Nr.  42  des  »Handelsmuseums«  vom  21.  Oktober  1915,  Seite  663. 

•)  Vgl.  Nr.  48  des  »Handelsmuseuros«  vom  2.  Dezember  1915,  Seite  750. 


bevölkerung  wird  eine  Reichsstelle  für  die  \  ersorgung 
mit  Vieh  und  Fleisch  (Reichsfleischstelle)  gebildet. 

Sie  hat  die  Aufgabe,  die  Fleischversorgung,  ins¬ 
besondere  die  Aufbringung  von  Vieh  und  Fleisch  im 
Reichsgebiet  und  deren  Verteilung,  zu  regeln. 

Ihr  liegt  ferner  die  Verteilung  des  aus  dem  Ausland 
eineeführten  Schlachtviehs  und  hleisches  einschließlich 
der  Fleischwaren  ob. 

§  2.  Die  Reichsfleischstelle  ist  eine  Behörde  und  be¬ 
steht  aus  einem  Vorstand  und  einem  Beirat.  Der  Reichs¬ 
kanzler  führt  die  Aufsicht  und  erläßt  die  näheren  Be¬ 
stimmungen. 

§  3.  Der  Vorstand  besteht  aus  einem  Vorsitzenden, 
einem  oder  mehreren  stellvertretenden  Vorsitzenden  und 
einer  vom  Reichskanzler  zu  bestimmenden  Anzahl  von 
Mitgliedern. 

Der  Vorsitzende,  die  stellvertretenden  Vorsitzenden 
und  die  Mitglieder  werden  vom  Reichskanzler  ernannt. 

§  4.  Der  Beirat  besteht  aus  sechzehn  Regierungs¬ 
vertretern,  und  zwar  außer  dem  Vorsitzenden  des  Vor¬ 
standes  als  Vorsitzenden  aus  vier  königlich  preußischen, 
zwei  königlich  bayerischen,  einem  königlich  sächsischen, 
einem  königlich  württembergischen,  einem  großherzog¬ 
lich  badischen,  einem  großherzoglich  hessischen,  einem 
großherzoglich  meklenburg-schwerinschen,  einem  groß¬ 
herzoglich  sächsischen,  einem  großherzoglich  oldenburgi- 
schen,  einem  hanseatischen  und  einem  elsaß-lothringi¬ 
schen  Regierungsvertreter.  Außerdem  gehören  ihm  drei 
Vertreter  des  Zentralviehhandelsverbandes  und  je  ein 
Vertreter  der  Fleischverteilungsstellen  von  Bayern, 
Württemberg  und  Baden,  des  Deutschen  Landwirtschafts¬ 
rats,  des  Deutschen  Handelstags  und  des  Deutschen 
Städtetags,  ferner  je  zwei  Vertreter  der  Landwirtschaft, 
des  Viehhandels,  des  Fleischergewerbes  und  der  Ver¬ 
braucher  an;  der  Reichskanzler  ernennt  diese  Vertreter 
und  einen  Stellvertreter  des  Vorsitzenden. 

§  5.  Der  Vorstand  übt  die  Befugnisse  der  Reichsfleisch¬ 
stelle  aus  und  führt  die  laufenden  Geschäfte. 

Der  Beirat  ist  über  grundsätzliche  Fragen  zu  hören. 
Der  Zustimmung  des  Beirats  bedarf  es  zur  Aufstellung 
der  Grundsätze  für  die  Berechnung 

1.  des  Fleischbedarfs  der  Zivilbevölkerung; 

2.  der  in  jedem  Bundesrat  und  in  Elsaß-Lothringen 
zuzulassenden  Schlachtungen  von  Vieh; 

3.  der  Mengen  und  der  Art  des  Schlachtviehs,  das 
in  den  einzelnen  Bundesstaaten  und  in  Elsaß-Lothringen 
für  den  Fleischbedarf  des  Heeres  und  der  Marine,  der 
eigenen  Zivilbevölkerung  und  der  Zivilbevölkerung  der¬ 
jenigen  Gebiete  aufzubringen  ist,  aus  deren  Vieh¬ 
beständen  der  Bedarf  der  eigenen  Zivilbevölkerung  nicht 
gedeckt  werden  kann. 

Kommt  zwischen  Vorstand  und  Beirat  eine  Überein¬ 
stimmung  nicht  zu  stände,  so  entscheidet  der  Bundesrat. 

II.  Regelung  der  Fleisch  Versorgung. 
§  6.  Schlachtungen  von  Vieh,  die  nicht  ausdrücklich 
für  den  eigenen  Wirtschaftsbedarf  des  Viehhalters  be¬ 
stimmt  sind,  sind  nur  in  dem  von  der  Reichsfleischstelle 
festgesetzten  Umfang  gestattet.  Die  Landeszentral¬ 
behörden  oder  die  von  ihnen  bestimmten  Behörden  haben 
Anordnungen  zu  treffen,  um  Schlachtungen  über  die  zu- 
gfelassene  Höchstzahl  hinaus  zu  verhindern.  Sie  können 
bestimmen,  daß  aus  unerlaubten  Schlachtungen  gewon¬ 
nenes  Fleisch  der  Gemeinde,  dem  Kommunalverband 
oder  einer  anderen  von  ihnen  bestimmten  Stelle  ohne 
Zahlung  einer  Entschädigung  für  verfallen  erklärt  werden 
kann.  Sie  regeln  die  Unterverteilung  der  zugelassenen 
Schlachtungen  auf  Kommunalverbände  und  Gemeinden. 

Schlachtungen  ausschließlich  für  den  eigenen  Wirt¬ 
schaftsbedarf  des  Viehhalters  (Hausschlachtungen)  sind 
nur  dann  gestattet,  wenn  der  Besitzer  das  Tier  in  seiner 
Wirtschaft  mindestens  sechs  Wochen  gehalten  hat.  Die 
Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  bestimmten 
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Behörden  sind  befugt,  weitergehende  Einschränkungen 
für  solche  Schlachtungen  zu  bestimmen. 

Notschlachtungen  fallen  nicht  unter  die  Beschrän¬ 
kungen  des  Absatzes  1,  Satz  1,  und  des  Absatzes  2. 

Hausschlachtungen  und  Notschlachtungen  sind  den 
von  den  Landeszentralbehörden  bestimmten  Stellen  an¬ 
zuzeigen  und  auf  die  für  den  Komnnmalverband  oder  die 
Gemeinde  zugelassene  Höchstzahl  von  Schlachtungen 
nach  Grundsätzen,  die  von  der  Reichsfleischstelle  auf¬ 
gestellt  werden,  anzurechnen. 

§  7.  Der  Verkehr  mit  Fleisch  und  Fleischwaren  aus 
einem  Kommunalverband  in  einen  anderen  ist  von  den 
Landeszentralbehörden  zu  regeln.  Soweit  es  sich  um 
Kommunalverbände  verschiedener  Bundesstaaten  ein¬ 
schließlich  Elsaß-Lothringens  handelt,  hat  die  Reichs¬ 
fleischstelle  die  Grundsätze  für  die  Regelung  aufzu¬ 
stellen. 

§  8.  Für  die  rechtzeitige  und  vollständige  Beschaffung 
des  zur  Deckung  des  Bedarfs  des  Heeres,  der  Marine 
und  der  Zivilbevölkerung  aufzubringenden  Schlachtviehs 
(§5,  Absatz  2,  Nr.  3)  haben  die  Landeszentralbehörden 
Sorge  zu  tragen. 

Die  Landeszentralbehörden  regeln  den  Verkehr  mit 
Schlachtvieh.  Sie  können  bestimmen,  daß  der  Ankauf 
von  Schlachtvieh  ausschließlich  durch  die  von  ihnen  be- 
zeichneten  Stellen  oder  durch  die  von  diesen  beauf¬ 
tragten  oder  zugelassenen  Personen  stattfindet  sowie 
daß  der  Verkauf  von  Schlachtvieh  nur  an  die  bezeich- 
neten  Stellen  oder  an  die  von  diesen  beauftragten  oder 
zugelassenen  Personen  erfolgen  darf. 

§  9.  Soweit  die  von  den  Landeszentralbehörden  be- 
zeichneten  Stellen  oder  die  von  diesen  Stellen  beauf¬ 
tragten  und  zugelassenen  Personen  den  erforderlichen 
Bedarf  an  Schlachtvieh  nicht  freihändig  erwerben 
können,  sind  die  fehlenden  Mengen  nach  näherer  An¬ 
weisung  der  Landeszentralbehörden  von  den  Kommunal¬ 
verbänden  und  Gemeinden  innerhalb  ihrer  Bezirke  auf¬ 
zubringen  unter  entsprechender  Anwendung  der  Bestim¬ 
mungen  im  §  2  des  Gesetzes,  betreffend  Höchstpreise, 

vom  — 4-  August — jqja  und  mit  folgenden  Maßgaben: 

1.  Den  Unternehmern  landwirtschaftlicher  Betriebe 
sind  die  Tiere  zu  belassen,  der  sie  zur  Fortführung  ihres 
Wirtschaftsbetriebes  bedürfen.  In  Zuchtviehherden  dürfen 
nur  die  zur  Mast  aufgestellten  Tiere  enteignet  werden. 

2.  Bei  der  Festsetzung  des  Übernahmspreises  sind, 
soweit  ein  Höchstpreis  nicht  besteht,  die  von  der  Reichs¬ 
fleischstelle  aufgestellten  Preisvorschriften  zu  berück¬ 
sichtigen. 

§  10.  Die  Gemeinden  sind  verpflichtet,  eine  Verbrauchs¬ 
regelung  von  Fleisch  und  Fleischwaren  in  ihren  Bezirken 
vorzunehmen.  Sie  können  bestimmen,  daß  Fleisch  aus 
Notschlachtungen  an  die  von  ihnen  bestimmten  Stellen 
gegen  eine  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  end¬ 
gültig  festzusetzende  Entschädigung  abzuliefern  ist.  Sie 
haben  den  von  den  Landeszentralbehörden  nach  §  8  mit 
der  Beschaffung  des  Schlachtviehs  bezeichneten  Stellen 
auf  deren  Verlangen  eine  Stelle  zu  benennen,  die  das 
gelieferte  Schlachtvieh  zu  übernehmen  hat.  Sie  bedürfen 
zu  der  im  Satz  1  vorgeschriebenen  Regelung  der  Zu¬ 
stimmung  der  Landeszentralbehörde  oder  der  von  ihr 
bestimmten  Behörde. 

Die  Landeszentralbehörden  können  anordnen,  daß  die 
Regelung  anstatt  durch  die  Gemeinden  durch  deren  Vor¬ 
stand  getroffen  wird.  An  Stelle  der  Gemeinden  sind  die 
Kommunalverbände  befugt  und  auf  Anordnung  der 
Landeszentralbehörde  verpflichtet,  die  Regelung  vorzu¬ 
nehmen. 

Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  be¬ 
stimmten  Stellen  können  die  Regelung  selbst  treffen  oder 
Anordnung  darüber  erlassen. 


Die  Befugnisse  der  Gemeinden,  der  Kommunalver¬ 
bände,  der  Landeszentralbehörden  sowie  der  von  ihnen 
bestimmten  Stellen  regeln  sich  nach  der  Verordnung 
über  die  Errichtung  von  Preisprüfungsstellen  und  die 

Versorgungsregelung  vom  —  '  September 

4.  November  J 

III.  Schlußbesti  m  m  u  n  g  e  n.  §  1 1.  Im  Sinne 
dieser  Verordnung  gelten  als  Vieh:  Rindvieh,  Schafe 
und  Schweine;  als  Fleisch:  das  Fleisch  von  diesen 
Tieren ;  als  Fleischwaren:  Fleischkonserven,  Räucher¬ 
waren  von  Fleisch,  Würste  aller  Art  sowie  Speck. 

§  12.  Streitigkeiten,  die  sich  bei  Durchführung  dieser 
Verordnung  zwischen  Gemeinden,  Kommunalverbänden, 
den  im  §  8  für  den  An-  und  Verkauf  von  Vieh  be¬ 
zeichneten  Stellen,  den  von  ihnen  beauftragten  oder  zu¬ 
gelassenen  Personen  ergeben,  entscheidet  endgültig  die 
höhere  Verwaltungsbehörde;  ergeben  sich  Streitigkeiten 
zwischen  Gemeinden,  Kommunalverbänden,  Stellen  oder 
Personen,  die  in  verschiedenen  Bundesstaaten  einschließ¬ 
lich  Elsaß-Lothringens  ihren  Sitz  oder  ihre  gewerbliche 
Niederlassung  haben,  so  entscheidet  ein  Schiedsgericht. 

Das  nähere  über  das  Schiedsgericht  wird  vom  Reichs¬ 
kanzler,  über  die  örtliche  Zuständigkeit  der  höheren  Ver¬ 
waltungsbehörden  und  ihr  Verfahren  von  den  Landes¬ 
zentralbehörden  bestimmt. 

§  T3-  Die  von  den  Landeszentralbehörden  mit  der 
Beschaffung  von  Vieh  und  der  Regelung  der  Fleisch¬ 
versorgung  beauftragten  Behörden  und  Stellen  haben  der 
Reichsfleischstelle  auf  Erfordern  Auskunft  zu  geben. 

§  14.  Unbeschadet  der  Befugnisse  der  Reichsfleisch¬ 
stelle  erlassen  die  Landeszentralbehörden  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie  be¬ 
stimmen,  wer  als  höhere  Verwaltungsbehörde,  als  zu¬ 
ständige  Behörde  im  Sinne  des  §  9  in  Verbindung  mit 
§  2  des  Höchstpreisgesetzes,  als  Kommunalverband,  als 
Gemeinde  oder  Gemeindevör stand  im  Sinne  dieser  Ver¬ 
ordnung  anzusehen  ist. 

§  15.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  wird  bestraft, 

1.  wer  den  Vorschriften  im  §  6,  Absatz  2,  Satz  1,  zu¬ 
widerhandelt  ; 

2.  wer  die  ihm  nach  §  6,  Absatz  4,  obliegende  Anzeige 
nicht  erstattet  oder  wissentlich  unrichtige  oder  unvoll¬ 
ständige  Angaben  macht ; 

3.  wTer  den  auf  Grund  des  §  6,  Absatz  1,  Satz  2,  Ab¬ 
satz  2,  Satz  2,  §  7,  §  8,  Absatz  2,  oder  §  10  erlassenen 
Verordnungen  oder  den  von  den  Landeszentralbehörden 
erlassenen  Ausführungsvorschriften  zuwiderhandelt. 

§  16.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  Vor¬ 
schriften  dieser  Verordnung  zulassen. 

§  17.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den 
Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

Regelung  der  Beschaffung  von  Vieh  und  dessen 
Absatz  in  der  Provinz  Brandenburg  und  in  Berlin. 

Der  Brandenburg-Berliner  Viehhandelsverband  ver¬ 
öffentlichte  am  30.  März  1.  J.  folgende  Bekanntmachung: 

1.  Behufs  Aufbringung  der  dem  Verbände  anteilig 
obliegenden  Versorgung  des  Feldheeres  sowohl  wie  auch 
der  immobilen  Ersatztruppen,  gleichzeitig  behufs  Ver¬ 
sorgung  der  Zivilbevölkerung  in  der  Provinz  Branden¬ 
burg  und  in  Berlin,  werden  folgende  Bestimmungen  mit 
Zustimmung  des  Herrn  Oberpräsidenten  der  Provinz 
Brandenburg  getroffen: 

Sämtliches  Vieh,  welches  der  Satzung  über  die  Re¬ 
gelung  des  Vieheinkaufes  in  der  Provinz  Brandenburg 
und  in  Berlin  vom  10.  Februar  d.  J.  unterliegt,  ist  im 
Bezirk  der  Provinz  Brandenburg  und  in  Berlin  vom 
1.  April  d.  J.  ab  bis  auf  weiteres  an  die  Sammelstelle 
des  Brandenburg-Berliner  Viehhandelsverbandes  auf  dem 
Magerviehhof  zu  Berlin-Friedrichsfelde  oder  an  die  vom 
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Verbandsvorstand  näher  zu  bezeichnenden  Stellen  zu 
liefern. 

2.  Behufs  Durchführung  der  Lieferung  an  den  Ver¬ 
band  wird  die  Provinz  Brandenburg  in  neun  Bezirke  ge¬ 
teilt,  denen  Obmänner  vorstehen.  Die  Bezirke  bestehen 
aus  mehreren  Land-  und  Stadtkreisen.  Für  jeden  Kreis 
der  Provinz  sind  Vertrauensmänner  ernannt  worden, 
welche  die  Lieferung  an  die  Sammelstelle  des  Verbandes 
und  an  die  vom  Vorstand  zu  bezeichnenden  Stellen  zu 
bewerkstelligen  haben. 

3.  Das  in  den  Kreisen  vorhandene  Schlachtvieh  darf 
nur  den  Kreisvertrauensmännern  zum  Verkauf  angeboten 
werden.  Diese  haben,  wenn  ihnen  Vieh  zum  Verkauf  an¬ 
geboten  wird,  sich  alsbald  zu  erklären,  ob  sie  das  \  ieh 
annehmen  wollen  oder  nicht. 

Die  Vertrauensmänner  können  selbst  oder  durch  Auf¬ 
käufer  (Zwangsmitglieder  des  Verbandes)  im  Kreise 
Vieh  aufkaufen.  Die  Vertrauensmänner  sollen  bis  auf 
weiteres  in  ihren  Kreisen  völlig  freie  Hand  für  den 
Einkauf  haben;  sie  sollen  sich  nach  Möglichkeit  der  in 
ihrem  Kreise  vorhandenen  Händler  (Zwangsmitglieder 
des  Verbandes)  bedienen.  Das  Vieh,  welches  von  den 
Vertrauensmännern  als  für  den  Ankauf  nicht  geeignet 
bezeichnet  wird,  darf  nur  dann  für  den  Handel  in  der 
Provinz  Brandenburg  und  in  Berlin  freigegeben  werden, 
wenn  der  Obmann  des  Verbandsbezirks  damit  einver¬ 
standen  ist.  Die  Erklärung  des  Obmannes  hat  sofort, 
eventuell  telegraphisch  zu  erfolgen. 

Die  Bezahlung  des  angekauften  Viehs  erfolgt  bei  der 
Abnahme  durch  den  Kreisvertrauensmann. 

Die  Vertrauensmänner  und  ihre  Aufkäufer  haben  einen 
vom  Verbandsvorstand  ausgestellten  Ausweis  ständig 
bei  sich  zu  führen,  wodurch  sie  sich  als  Beauftragten 
des  Brandenburg-Berliner  Viehhandelsverbandes  für  den 
Kreis . ausweisen. 

4.  Die  Verladung  des  Viehs  in  den  einzelnen  Kreisen 
geschieht  durch  die  Vertrauensmänner  oder  deren  Auf¬ 
käufer. 

Das  Vieh  wird  auf  der  Sammelstelle  Magerviehhof 
Berlin-Friedrichsfelde  durch  die  Geschäftsführer  des 
Verbandes  abgenommen. 

5.  Fleischer  dürfen,  auch  wenn  sie  Mitglieder  des  Ver¬ 
bandes  sind  und  eine  Ausweiskarte  besitzen,  vom  1.  April 
1916  ab  im  Verbandsbezirk  kein  Vieh  mehr  ankaufen. 

6.  Der  Verband  hat  beschlossen,  zur  Deckung  der 
großen  Unkosten,  welche  die  Durchführung  der  obigen 
Bestimmungen  erfordert,  vom  1.  April  d.  J.  ab  gemäß 
§  16,  Absatz  2,  der  Satzung  von  jedem  den  Bestim¬ 
mungen  der  Satzung  unterliegenden  Ankauf  von  Vieh 
eine  Abgabe  von  einem  Viertelprozent  des  Rechnungs¬ 
betrages  zu  erheben  und  seinen  Abnehmern  in  Rechnung 
zu  stellen. 

7.  Um  den  Bestand  an  Schlachtvieh  in  der  Provinz 
Brandenburg  laufend  zu  sichern,  soll  nach  Möglichkeit 
durch  Vermittlung  der  Vertrauensmänner  und  Obmänner 
das  aus  den  einzelnen  Kreisen  angekaufte  Schlachtvieh 
durch  Magervieh  ersetzt  werden.  Die  beteiligten  Kreise 
wollen  sich  daher  auch  wegen  der  Abnahme  von  Mager¬ 
vieh  an  die  Vertrauensmänner  und  Obmänner  des  Ver¬ 
bandes  wenden. 

8.  Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Anordnungen 
verden  auf  Grund  des  §  15  der  Verordnung  des  Bundes¬ 
rats  vom  27.  März  1916  (R.-G.-Bl.  S.  203)  in  Verbindung 
mit  §  7  der  Verordnung  der  Landeszentralbehörden  vom 
19.  Januar  d.  J.  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M,  bestraft. 

Ausführungsbestimmungen  zur  Verordnung  des 
Bundesrats  über  die  Einfuhr  von  pflanzlichen  und 
tierischen  Ölen  und  Fetten  sowie  Seifen.  Unterm 
30.  März  1916  wurde  auf  Grund  des  §  3,  Absatz  2,  der 
Verordnung  des  Bundesrats  über  die  Einfuhr  von  pflanz¬ 


lichen  und  tierischen  ölen  und  Fetten  sowie  Seifen  vom 
4.  März  19161)  bestimmt: 

I.  Die  Ausführungsbestimmungen  zur  Verordnung  des 
Bundesrats  über  die  Einfuhr  von  pflanzlichen  und  tieri¬ 
schen  Ölen  und  Fetten  sowie  Seifen  vom  8.  März  1916 
(R.-G.-Bl.  S.  151)  erhalten  folgenden 

§  8  a.  Die  Vorschriften  der  Verordnung  des  Bundesrats 
über  die  Einfuhr  von  pflanzlichen  und  tierischen  ölen 
und  Fetten  sowie  Seifen  vom  4.  März  1916  und  diese 


Bestimmungen  werden  auf  Lacke  und  Firnisse,  Ölsäuren 


und  Fettsäuren  ausgedehnt. 

II.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 


Bekanntmachung,  betreffend  den  Absatz  von 
Kalisalzen.  Der  Bundesrat  hat  am  30.  März  1916  fol¬ 
gende  Verordnung  erlassen: 

Artikel  1.  Die  Vorschriften  des  Gesetzes,  betreffend 
Änderung  des  Gesetzes  über  den  Absatz  von  Kalisalzen 
vom  7.  September  19152)  bleiben,  auch  soweit  ihre  Wirk¬ 
samkeit  nur  bis  zum  31.  März  1916  vorgesehen  ist,  bis 
auf  weiteres  in  Kraft. 

Artikel  2.  Diese  Verordnung  tritt  am  1.  April  1916  in 
Kraft. 

Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 


Preisregelung  für  Keks  und  Festsetzung  von 
Höchstpreisen.  Aus  Berlin  wird  uns  geschrieben: 

Zufolge  der  im  Deutschen  Reiche  allgemein  durch¬ 
geführten  Organisierung,  betreffend  die  Sicherstellung 
der  Volksernährung  und  die  Kontrolle  über  die  wichtig¬ 
sten  Nahrungsmittel,  mußte  sich  auch  die  Keksindustrie 
mit  ihren  mannigfachen  Artikeln  dieser  Forderung  an¬ 
passen.  Deshalb  ist  zwischen  der  Reichsgetreidestelle 
in  Berlin  und  dem  Vorstand  des  Verbandes  deutscher 
Keksfabrikanten  ein  Vertrag  abgeschlossen  worden,  nach 
dem  allen  Keks-,  Zwieback-,  Waffel-,  Honig-,  Leb-  und 
Pfefferkuchenbetrieben  unter  gewissen  Bedingungen 
durch  die  Vermittlung  des  Vorstandes  des  Keks¬ 
fabrikantenverbandes,  das  heißt  durch  das  von  diesem 
dafür  eingerichtete  Mehlkontor  in  Celle,  das  Mehl  ge¬ 
liefert  wird  unter  der  Verpflichtung,  für  ihre  Erzeug¬ 
nisse,  soweit  deren  Herstellung  zugelassen  ist,  bestimmte 
Höchstpreise  einzuhalten.  Als  solche  Betriebe  sind  von 
der  Reichsgetreidestelle  diejenigen  anerkannt,  die  ihre 
Erzeugnisse  überwiegend  zum  Weiterverkauf  an 
Händler  herstellen  und  einen  vorwiegend  über  den  Ort 
ihres  Betriebes  hinausgehenden  Absatz  haben,  nicht 
aber  solche,  die,  wie  die  kleineren  Bäcker,  ausschließ¬ 
lich  Waren  zum  unmittelbaren  Verkauf  an  die  Ver¬ 
braucher  anfertigen.  Durch  das  Mehlkontor  liefert  die 
Reichsgetreidestelle  allen  diesen  Betrieben  ohne  An¬ 
sehung  ihres  Umfanges  oder  ihrer  Verbandszugehörig¬ 
keit  das  erforderliche  Mehl  nach  Maßgabe  ihrer  früheren 
Leistungsfähigkeit  in  Friedenszeiten.  Es  ist  selbst¬ 
verständlich,  daß  mit  der  Lieferung  des  Mehles  an  die 
Betriebe  diese  die  Verpflichtung  übernehmen  mußten, 
das  Mehl  zu  keinem  anderen  Zweck  als  zur  Herstellung 
ihrer  Erzeugnisse  zu  verwenden.  Zum  Zwecke  der  ein¬ 
heitlichen  Preisgestaltung  sind  die  Keks  in  drei  Gruppen 
qualitativ  unterschieden  worden:  in  eine  Konsumgruppe, 
in  eine  Haushaltungsgruppe  und  eine  Albert-Keksgruppe. 
Für  diese  drei  Gruppen  sind  bestimmte  Ladenhöchst¬ 
preise  festgesetzt,  die  die  Händler  sich  auf  Anordnung 
der  Reichsgetreidestelle  schriftlich  verpflichten  müssen, 
nicht  zu  überschreiten.  Ebenfalls  ist  durch  Festsetzung 
der  Aufschlag  des  Zwischen-  und  des  Kleinhandels 
genau  geregelt.  Die  Ladenpreise  sind  für  die  billigste 
Gruppe,  die  Konsumgruppe,  pro  Pfund  1  M.;  die  Haus- 

i)  Vgl.  Nr.  11  des  »Handelsmuseums«  vom  16.  März  1.  J  ,  ^eite  154. 

Vgl.  Nr.  38  des  »Handelsmuseums«  vom  23.  September  1915»  Seite  592. 
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haltungsgruppe  pro  Pfund  M.  1* *20;  für  Albert-Keks- 
gruppe  M.  L40.  Den  Ladenpreisen  für  Originalrollen- 
und  Paketpackungen  sind  obige  Pfundpreise  zu  gründe 
gelegt.  Die  \\  affeln,  Leb-  und  Honigkuchen  unterliegen 
keinen  Preisfestsetzungen,  dagegen  ist  ihre  Herstellung 
auf  die  Hälfte  des  Umfanges  in  den  letzten  Friedens¬ 
jahren  herabgesetzt  worden.  Für  die  Schokoladenkeks, 
die  aus  Keks  der  genannten  drei  Gruppen  hergestellt 
sind,  gelten  die  von  den  Fabriken  jeweils  dafür  fest¬ 
gelegten  Preise.  Alle  diese  Erzeugnisse  sind  ohne  Brot¬ 
marken  käuflich,  ebenso  Zwieback,  soweit  er  fabriks¬ 
mäßig  hergestellt  und  in  Originalpackungen  der  von  dem 
Verbände  mit  Mehl  belieferten  Betriebe  gehandelt  wird. 
Die  von  der  Reichsgetreidestelle  mit  Mehl  versorgten 
Betriebe  dürfen  außer  den  unter  diese  Bestimmungen 
fallenden  Fabrikaten  andere  im  Preise  nicht  gebundene 
Keks  nur  insoweit  herstellen,  als  in  ihnen  nicht  mehr 
als  10  Prozent  Weizenmehl  enthalten  ist. 

In  allen  dem  Verkauf  dienenden  Räumen  haben  die 
Händler  auf  Anordnung  der  Reichsgetreidestelle  eine 
dem  Käufer  leicht  sichtbare  Preisliste  auszuhängren, 
auf  der  die  Preise  der  Gruppen  und  die  dazugehörigen 
Sorten  Keks  verzeichnet  sind.  Übertretungen  gegen 
diese  Vorschriften  sowohl  seitens  der  Keksfabrikanten 
als  auch  des  Zwischenhandels  sowie  der  Kleinhändler 
sind  strengen  Bestrafungen  ausgesetzt.  Zur  Sicher¬ 
stellung  der  übernommenen  Verpflichtungen  hat  der 
Mehlausschuß  des  Verbandes  bei  der  Reichsgetreide¬ 
stelle  eine  namhafte  Kaution  hinter  legen  müssen. 

Ausdehnung  der  Verordnung  über  den  Verkehr 
mit  Kraftfuttermitteln.  Unterm  24.  März  1916  wurde 
auf  Grund  des  §  15  der  Verordnung  über  den  Verkehr 
mit  Kraftfuttermitteln  vom  28.  Juni  19151)  bestimmt: 

Den  im  §  1  der  Verordnung  genannten  Gegenständen 
treten  hinzu:  Kakaoschalen,  Kakaoschalenpulver,  Ge¬ 
menge  von  Brotgetreide  mit  Hülsenfrüchten,  Hefe,  naß, 
Kartoffelschlempe,  getrocknet,  Runkelrübensamen  (Zucker¬ 
rüben-  und  Futterrübensamen). 

Abänderung  der  Bekanntmachung  über  die 
Preise  und  sonstigen  Vergütungen  für  Kraft¬ 
futtermittel.  Unterm  26.  März  1916  wurde  verfügt: 

I.  Die  Liste  der  im  §  1  der  Verordnung  vom 
19.  August  1 9 1 52)  aufgeführten  Gegenstände  wird  wie 
folgt  ergänzt  oder  geändert: 

Preis  für  i  t(  1000  kg)  Mark 

7a.  Gemenge  von  Brotgetreide  mit  Hülsen¬ 
früchten  . . . 300 

7b.  Runkelrübensamen  (Zuckerrüben-  und 

Futterrübensamen) . 250 

ua.  Kakaoschalen,  Kakaoschalenpulver  ....  48 

12.  Haferkleie . 1301) 

14.  Haferfuttermehl  . 130 

19.  Kartoffelpülpe,  getrocknet . 150 

19a.  Kartoffelpülpe,  naß .  52) 

20.  Getreidetreber,  getrocknet  (Schlempe)  .  .  200 

20a.  Kartoffelschlempe,  getrocknet . 125 

22.  Biertreber,  getrocknet . 260 

25.  Hefe,  getrocknet  (als  Viehfutter)  ....  500 

Tierkörpermehl,  Kadavermehl,  deutsches 

Fleischfuttermehl . 2403) 

Blutmehl . 400 

Ist  zu  streichen. 

Torfstreu  . 254) 

Torfmull  .  275) 

I )  Haferkleie  darf  höchstens  25  vom  Hindert  Rohfaser  enthalten.  Bei 
einem  Mehrgehalt  an  Rohfaser  gilt  die  Ware  als  Haferspelzen. 

’)  Der  Preis  gilt  für  nasse  Kartoffelpülpe,  welche  mindestens  25  vom 
Hundert  Trocken  ubstanz  enthält. 

*)  Der  Preis  gilt  für  Ware  mit  einem  Mindestgehalte  von  55  vom  Hundert 
Protein  und  Fett  und  einem  Höchstgehalt  an  Asche  von  20  vom  Hundert. 

,  eder  Hundertteil  Mindergehalt  an  Protein  und  Fett  wird  mit  M.  4  36, 
jeder  Hundertteil  Mehrgehalt  an  Asche  mit  3  M.  für  1000  kg  in  Abgang 

gebracht. 

*)  Satz  2  der  bisherigen  Anmerkung  2  erhält  folgende  Fassung:  Für 
eden  vollen  Kubikmeter  mehr  erfolgt  ein  Zuschlag  von  M.  075  pro  t, 
für  jeden  vollen  Kubikmeter  weniger  ein  Abzug  von  M.  i'2o  pro  t. 

J)  Der  Preis  gilt  für  eine  Ware  mit  50  vom  Hundert  Trockengehalt, 
jeder  Hundertteil  Trockengehalt  mehr  oder  weniger  wird  mit  t  M.  in 
Ansatz  gebracht. 


II.  §  2  erhält  folgenden  Absatz  2: 

Bei  jeder  Lieferung  von  Futtermitteln,  für  die  ein 

Höchst-  oder  Mindestgehalt  von  Bestandteilen  vorge¬ 
sehen  ist,  hat  der  Lieferungspflichtige  den  Gehalt  an 
den  betreffenden  Bestandteilen  durch  Vorlegung  einer 
Analyse  der  zuständigen  landwirtschaftlichen  Versuchs¬ 
station  und  einer  Bescheinigung  der  Probenehmer  über 
die  ordnungsmäßige  Probeentnahme  nachzuweisen.  Die 
Probeentnahme  hat  durch  vereidigte  Probenehmer  oder, 
falls  solche  am  Verladeorte  nicht  vorhanden  sind,  durch 
zw  ei  Unparteiische  zu  erfolgen.  Bei  Lieferung  unter 
100  Zentnern  ist  der  Nachweis  nur  auf  Verlangen  der 
Bezugsvereinigung  zu  führen. 

III.  Diese  Bestimmungen  treten  am  1.  April  1916  in 
Kraft.  Die  bisherigen  Bestimmungen,  insbesondere  die 
Preise,  bleiben  für  die  Lieferung  maßgebend,  soweit  die 
Versandverfügung  der  Bezugsvereinigung  dem  Liefe¬ 
rungspflichtigen  vor  diesem  Zeitpunkt  zugegangen  ist. 

Schweiz. 

Ausfuhr  von  Schokolade  in  Postpaketen.  Post¬ 
sendungen  von  Schokolade  nach  dem  Auslande  sind 
vom  27.  März  1916  an  nur  noch  zulässig,  wenn  sie  von 
einer  Ausfuhrbewilligung  begleitet  sind.  Die  \  erfiigung 
vom  5.  März  1915,  betreffend  freie  Ausfuhr  von 
Schokolade  in  Postpaketen  bis  zu  1  kg  brutto  wird 
vom  genannten  Tage  an  aufgehoben. 


5i. 

58. 

60. 

61. 

62. 


l)  Vgl.  Nr.  27  des  »Handelsmuseums«  vom  8.  Juli  1915,  S.  400. 

*)  Vgl.  Nr.  34  des  »Handelsmuseums«  vom  26.  August  1915,  S.  540. 


Beschlagnahme  von  Lebensmittelvorräten.  Der 

Bundesrat  hat  am  io.  März  folgenden  Beschluß  gefaßt: 

Artikel  i.  In  Ergänzung  von  Artikel  2  des  Bundesrats¬ 
beschlusses  vom  18.  Februar  1916,  betreffend  die  Be¬ 
schlagnahme  von  Lebensmittel  Vorräten1),  gilt  die 
Beschlagnahme  auch  als  vollzogen  durch  die  Mitteilung 
an  den  Verwahrer  der  Waren. 

Ebenso  können  alle  weiteren  Mitteilungen,  die  die 
Beschlagnahme  oder  die  Erwerbung  der  Ware  durch 
den  Bund  sowie  die  Abschätzung  betreffen,  gültig  an 
den  Verwahrer  der  Ware  gemacht  werden.  Dieser  hat 
die  Beteiligten  hiervon  zu  verständigen. 

Artikel  2.  Bestehen  Zweifel  darüber,  wer  zum  Bezüge 
des  Preises  berechtigt  ist,  oder  ist  die  Bezugsberechti¬ 
gung  zwischen  mehreren  Personen  streitig,  so  wird  das 
Volkswirtschaftsdepartement  die  Ausrichtung  der 
Zahlung  bis  nach  Beibringung  der  Ausweise  oder  bis 
zum  Austrag  der  Streitigkeiten  aufschieben.  In  diesem 
Falle  wird  auf  dem  Preise  4 1/2  Prozent  Zinsen  pro  Jahr 
vergütet. 

Artikel  3.  Als  Inhaber  beschlagnahmter,  bei  Dritten, 
zum  Beispiel  in  Lagerhäusern,  befindlicher  Ware,  kann 
das  Volkswirtschaftsdepartement  die  Person  betrachten, 
auf  deren  Namen  die  Ware  im  Zeitpunkte  der  Beschlag¬ 
nahme  eingelagert  war. 

Artikel  4.  Ist  die  Adresse  einer  Person  unbekannt,  so 
können  ihr  die  Beschlagnahme  sowie  andere  im  Bundes¬ 
ratsbeschluß  vom  18.  Februar  1916  vorgesehene  Maß¬ 
nahmen  durch  Veröffentlichung  im  „Schweizerischen 
Handelsamtsblatt“  gültig  zur  Kenntnis  gebracht  urerden. 

Artikel  5.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  gelten  auch 
für  bereits  vorgenommene  Beschlagnahmen. 

Artikel  6.  Wer  Waren  zur  Lagerung  entgegennimmt, 
ist  gehalten,  dem  Volkswirtschaftsdepartement  auf  An¬ 
frage  über  die  bei  ihm  eingelagerten  Mengen  und  deren 
Besitzer  Auskunft  zu  erteilen. 

Die  Verweigerung  der  Auskunft  oder  die  Erteilung 
unrichtiger  Auskunft  wird  nach  Maßgabe  von  Artikel  7 
und  8  des  Bundesratsbeschlusses  vom  18.  Februar  1916 
bestraft. 

Artikel  7.  Der  Bundesratsbeschluß  vom  18.  Februar 
1916,  betreffend  die  Beschlagnahme  von  Lebensmittel- 


l)  Vgl.  Nr.  9  des  »Handelsmuseums«  vom  2.  März  1.  J.,  Seite  134. 
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Vorräten,  sowie  der  vorstehende  Beschluß  sind  auch 
anwendbar  auf  Futtermittel  jeder  Art. 

Artikel  8.  Dieser  Beschluß  tritt  am  n.März  1916  in 
Kraft.  Das  Volkswirtschaftsdepartement  ist  mit  der 
Vollziehung  beauftragt. 

Handel  mit  Gold-,  Silber-  und  Platinabfällen. 

In  Anbetracht  der  Ausdehnung,  welche  der  Handel  mit 
Platinabfällen  angenommen  hat,  und  um  der  einheimi¬ 
schen  Industrie  die  nötigen  Mengen  dieses  Metalls  zu 
sichern  und  Aufkäufen  zum  Zwecke  von  Preistreibereien 
entgegenzutreten,  hat  der  Bundesrat  am  13*  März  d.  J., 
auf  den  Antrag  seines  Finanz-  und  Zolldepartements, 
folgenden  Beschluß  gefaßt: 

Artikel  1.  Die  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes 
vom  17.  Juni  1886  über  den  Handel  mit  Gold-  und 
Silberabfällen  sind  auch  auf  die  aus  gleichviel  welcher 
Industrie  herrührenden  Platinabfälle  anwendbar. 

Artikel  2.  Der  Handel  mit  Platinabfällen  darf  nur  von 
den  auf  Grund  des  erwähnten  Gesetzes  zum  Handel  mit 
Gold-  und  Silberabfällen  ermächtigten  Firmen  betrieben 
werden. 

Artikel  3.  Die  Ermächtigung  zum  Betrieb  des  Handels 
mit  Edelmetallabfällen  wird  künftig  nur  den  in  der 
Schweiz  niedergelassenen  und  im  Genüsse  der  bürger¬ 
lichen  und  politischen  Rechte  befindlichen  Gewerbe¬ 
treibenden  und  Händlern  erteilt,  welche  genügende 
Garantien  für  Ausübung  dieses  Handels  bieten.  Aus¬ 
ländische  Bewerber  müssen  einen  guten  Leumund  ge¬ 
nießen  und  seit  wenigstens  fünf  Jahren  in  der  Schweiz 
niedergelassen  sein. 

Für  jede  neu  erteilte  Ermächtigung  ist  eine  Gebühr 
von  100  Francs  zu  entrichten.  Dieser  Betrag  fällt  in 
die  eidgenössische  Staatskasse. 

Artikel  4.  Alle  Käufe  von  Platinabfällen,  mit  Inbegriff 
des  von  künstlichen  Gebissen,  Schmelztiegeln,  Labo¬ 
ratoriumsgeräten,  Barren  und  anderen  Schmelzprodukten, 
Blech,  Draht,  Plättchen,  Abschnitten,  Glühlampen,  elek¬ 
trischen  Apparaten  u.  dgl.  herrührenden  Platins,  gleich¬ 
viel,  ob  dasselbe  von  Privatpersonen,  Fachleuten  oder 
Gewerbetreibenden  zum  Kaufe  angeboten  werde,  unter¬ 
liegen  der  Eintragung  in  das  durch  Artikel  1  des  er¬ 
wähnten  Gesetzes  vorgeschriebene  Souchenregister. 

Artikel  5.  Als  Abfälle  im  Sinne  des  Bundesgesetzes 
vom  17.  Juni  1886  sind  im  ferneren  zu  erachten  die 
aus  anderen  Gewerben  als  der  Lehren-  und  der  Bijouterie¬ 
industrie  herrührenden  Gold-  und  Silberabfälle. 

Im  weiteren  gelten  als  Abfälle  im  Sinne  des  genannten 
Gesetzes  die  von  Uhrmachern,  Goldschmieden  und  an¬ 
deren  Aufkäufern  aus  der  Hand  von  Privatpersonen 
angekauften,  außer  Gebrauch  gesetzten  goldenen,  sil¬ 
bernen  und  Platinschmucksachen,  Uhrgehäuse  und 
Geräte. 

Artikel  6.  Der  vorliegende  Beschluß  ist  in  die  Eid¬ 
genössische  Gesetzessammlung  aufzunehmen  und  tritt 
am  1.  April  1916  in  Kraft.  Das  schweizerische  Amt  für 
Gold-  und  Silberwaren  wird  mit  dessen  Vollziehung 
und  mit  Erlaß  der  näheren  Ausführungsbestimmungen 
beauftragt. 

Italien. 

Zollbegünstigungen  für  die  Industrie.  Die  „Gaz- 
zetta  Ufficiale“  vom  1.  März  1.  J.  enthält  folgende  Ver¬ 
ordnung  des  Generalstatthalters  vom  17*  Februar  1916: 

Artikel  1.  Für  einen  Zeitraum  von  fünf  Jahren,  vom 
Tage  der  Kundmachung  dieser  Verordnung  ab,  wird  für 
Maschinen  und  Baumaterialien,  die  zu  nachstehenden 
Zwecken  bestimmt  sind,  Befreiung  von  Eingangszöllen 
und  Gemeindeabgaben  gewährt: 

1.  für  die  Einrichtung  neuer  Gewerbsanlagen  zur  Ge¬ 
winnung  von  Erzeugnissen,  die  im  Staatsgebiete  nicht 
hergestellt  werden  oder  die  für  neue  gewerbliche  Ver¬ 
wendungszwecke  erforderlich  sind; 


2.  für  bereits  im  Lande  bestehende  Gewerbsanlagen 
zur  Fortentwicklung  bisher  noch  nicht  angewandter  ge¬ 
werblicher  Verfahren  oder  zur  Erzielung  von  Erzeug¬ 
nissen,  die  zur  Ergänzung  von  bereits  im  Lande  herge¬ 
stellten  Klassen  und  Arten  von  Erzeugnissen  dienen. 

Die  Befreiung  ist  an  die  Bedingung  der  tatsächlichen 
Einrichtung  und  des  tatsächlichen  Betriebes  des  Ge¬ 
werbes  gemäß  den  Vorschriften  und  Sicherungsmaß¬ 
nahmen,  die  in  der  gemäß  Artikel  4  zu  erlassenden  \  er- 
ordtnmg  festgesetzt  werden,  geknüpft. 

Artikel  2.  Für  die  ersten  fünf  Jahre  des  tatsächlichen 
Betriebes  bleiben  die  Gewinne  der  in  Artikel  1  genannten 
Gewerbe  von  der  Vermögenszuwachssteuer  befreit. 

Für  den  gleichen  Zeitraum  bleiben  die  Baulichkeiten, 
welche  einen  untrennbaren  Bestandteil  der  Gewerbs¬ 
anlagen  selbst  bilden  und  dauernd  zu  deren  Betrieb  be¬ 
nutzt  werden,  von  Abgaben  und  Nebenabgaben  befreit. 

Artikel  3.  Die  Anerkennung  der  Bedingungen  zur 
Erlangung  der  in  dieser  Verordnung  vorgesehenen  Ver¬ 
günstigungen  erfolgt  von  Fall  zu  Fall  mittels  Ministerial¬ 
erlasses  des  Ministers  für  Landwirtschaft,  Gewerbe  und 
Handel  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzminister 
gemäß  den  im  folgenden  Artikel  vorgeschriebenen 
Regeln. 

Artikel  4.  Die  Regeln  für  die  Anwendung  dieser  Ver¬ 
ordnung  werden  auf  Vorschlag  der  Minister  für  Land¬ 
wirtschaft,  Gewerbe  und  Handel  sowie  der  Finanzen 
im  Wege  königlicher  Verordnung  erlassen  und  innerhalb 
Monatsfrist  nach  dem  Tage  dieser  Verordnung  in  der 
„Gazzetta  Ufficiale“  bekanntgegeben. 


Ausfuhrerlaubnis  für  Käse.  Laut  Zirkular  vom 

20.  März  1916  hat  das  italienische  Finanzministerium 
die  Genehmigung  zur  monatlichen  Ausfuhr  von  nicht 
mehr  als  3000  q  Hartkäse  (Grana),  vorzugsweise  älterer 
Produktion,  erteilt. 

Die  Gesuche  um  Ausfuhrbewilligung  können  nur  von 
Erzeugern  oder  Firmen,  welche  berufsmäßig  den  .Export 
von  Käse  betreiben,  unter  gleichzeitiger  Angabe  des  für 
den  Export  vorliegenden  Lagerbestandes  vorgelegt 
werden.  Es  ist  zu  bemerken,  daß  die  laut  dieses  Erlasses 
zur  Ausfuhr  zugelassene  Menge  40  Prozent  der  normalen 
Ausfuhr  beträgt. 

Türkei. 

Verlängerung  des  Moratoriums.  Die  jüngste 
türkische  Verordnung,  betreffend  die  Moratoriums¬ 
verlängerung,  lautet: 

Artikel  1.  Alle  Schulden,  Geldzahlungsverpflich¬ 
tungen  und  Bankdepots,  welche  im  Sinne  des  Gesetzes 
vom  20.  Juli  1330,  18.  August  1330,  21.  Dezember 

1330,  26.  März  1331,  29.  Juni  1331  und  30.  September 
1332  hinausgeschoben  wurden,  werden  neuerlich  bis 
zum  Monate  November  13321)  verlängert. 

Jedoch  sind  die  Schuldner  gehalten,  außer  den  Be¬ 
trägen,  die  sie  in  Entsprechung  der  erwähnten  Gesetze 
zu  entrichten  haben,  eine  Abschlagszahlung  von  5  Pro¬ 
zent  am  1.  April  1332,  weitere  5  Prozent  am  1.  Juli  1332 
und  nochmals  5  Prozent  am  1.  Oktober  1332  zu  leisten 

Artikel  2.  Nach  dem  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  werden  von  jenen  Schulden,  die  am  1.  Oktober 
1332  fällig  sein  werden,  die  5  Prozent  an  dem  im  Ar¬ 
tikel  1  angegebenen  Zeitpunkte  gefordert  werden  können; 
der  Rest  wird  bis  zum  30.  November  1332  hinausge¬ 
schoben  bleiben. 

Artikel  3.  Zahlungen,  welche  seit  dem  21.  Juli  1 33° 
auf  gestundete  Schulden  geleistet  werden,  sind  als  Ab¬ 
schlagszahlungen  auf  die  im  Sinne  dieser  Gesetze 
fälligen  Beträge  anzusehen. 

Banken  in  Form  von  Aktiengesellschaften  werden 
jedoch  gehalten  sein,  ihren  Gläubigern  am  1.  April, 

>)  November  1916. 
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1.  Juli  und  1.  Oktober  1332  je  10  türkische  Pfund  zu 
zahlen,  welche  Beträge  auch  immer  die  letztgenannten 
schon  vorher  behoben  hatten,  und  auch  dann,  wenn 
5  Prozent  von  der  Forderung  weniger  als  10  türkische 
Pfund  ausmachen. 

Artikel  4.  War,  weil  der  im  Sinne  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  von  einer  Wechselsumme  forderbare  Betrag- 
vom  Verpflichteten  nicht  geleistet  wurde,  der  Protest 
mangels  Annahme  und  der  Protest  mangels  Zahlung 
gemäß  Artikel  4  des  Gesetzes  vom  30.  September  1331 
und  gemäß  des  Gesetzes  vom  26.  März  1331  und 
29.  Juli  1331  bis  zum  31.  Dezember  1331  und  bis  zum 
15.  Januar  1331  (wohl  1332)  zu  erheben  und  zuzustellen 
gewesen,  so  wird  der  Umstand,  daß  diese  Proteste  bis 
zum  30.  November  1332  (1916)  nicht  erhoben  wurden, 
die  Rechte  der  Beteiligten  nicht  erlöschen  machen; 
ebenso  wird  die  Befugnis  zur  Anstrengung  eines  Rechts¬ 
streites,  um  sich  das  Recht  der  Verzichtleistung  (Renon- 
ciation)  zu  sichern,  bis  zum  15.  Dezember  1916  zu¬ 
stehen.  Die  Fristen  für  Proteste  bezüglich  30.  November 
T332  (i9i6)  fällig  gewordener  Wechsel  werden  bis  zum 
15.  Dezember  1332  verlängert. 

balls  wegen  einer  in  Gemäßheit  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  forderbaren  Zahlung  Protest  erhoben  wurde, 
bedarf  es  keiner  neuerlichen  Proteste  wegen  der  später 
forderbaren  weiteren  Zahlungen.  Es  werden  aber  von 
der  Gesamtsumme  des  nichtprotestierten  Betrages  der 
Wechsel  Protestkosten  eingetrieben  werden. 

Artikel  5.  Wegen  im  Sinne  dieser  Gesetze  forder¬ 
barer  Schuldbeträge  dürfen  bis  zum  15.  Dezember  1916 
die  Gerichte  ein  Konkursverfahren  nicht  eröffnen.  Viel¬ 
mehr  sind  diese  Beträge  nur  durch  einfache  Anrufung 
des  Gerichtes  zu  fordern  und  einzutreiben.  Beruht  die 
Forderung  auf  einem  rechtskräftigen  Spruche,  so  be¬ 
willigt  das  Gericht  die  Pfändung'  ohne  vorherigen 
Kautionserlag  kostenlos  und  ohne  daß  noch  eine  weitere 
Instanz  um  Bestätigung  der  Pfändungsbewilligung  an¬ 
gerufen  werden  müßte.  Diesbezüglich  bewilligte  Pfän¬ 
dungen  und  Feilbietungen  haben  sich  auf  die  forder¬ 
baren  Teilschuldbeträge  zu  erstrecken.  Besteht  jedoch 
die  Überzeugung,  daß  der  Schuldner  versucht  habe,  zum 
Nachteile  der  Gläubiger  sich  seiner  Flabe  zu  entäußern, 
so  wird  die  Exekution  sich  auf  die  Forderung  in  ihrer 
Gänze  erstrecken.  Im  allgemeinen  kann  die  Exekution 
übrigens  auch  unbewegliche  Sachen  ergreifen,  jedoch 
nur  unter  der  Bedingung,  daß  damit  zwei  Drittel  des 
Wertes  der  Forderung  gesichert  seien. 

Artikel  6.  Mietzinse  sind  nicht  zu  stunden.  Bloß  bei 
im  Sinne  der  bisher  kundgemachten  Gesetze  gestun¬ 
deten  Mietzinse  hat  man  sich  nach  den  Bestimmungen 
fies  Artikels  1  zu  benehmen. 

Artikel  7.  Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Ge¬ 
setzes  sind  auf  Schulden,  die  nach  dem  21.  Dezember 
1330  kontrahiert,  und  auf  Verpflichtungen,  die  nach 
diesem  Zeitpunkt  übernommen  wurden,  nicht  anwendbar. 

Artikel  8.  Die  Bestimmungen  der  Artikel  4  und  7 
des  Gesetzes  vom  21.  Dezember  1330  (1914)  und  jene 
des  Artikels  6  des  Gesetzes  vom  26.  März  1331  (1915) 
bleiben  in  Kraft. 

Artikel  9.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  dem 
1.  Januar  1331  in  Kraft. 

Artikel  10.  Die  Minister  der  Finanzen,  der  Justiz, 
des  Handels  und  des  Ackerbaues  sind  beauftragt,  gegen¬ 
wärtiges  Gesetz  in  Vollzug  zu  setzen. 

Ausfuhrverbot.  Vom  30.  März  1916  an  wurde  die 
Ausfuhr  von  Wachs  bis  auf  Widerruf  verboten. 

Zollfreiheit  für  Petroleum.  Die  türkische  Kammer 
hat  Ende  März  ein  Gesetz  votiert,  demzufolge  das  aus 
dem  Ausland  zur  Einfuhr  gelangende  Petroleum  für 
Kriegsdauer  Zollfreiheit  genießt. 


Zweiter  Verkauf  von  Materialien  aus  dem  Ge¬ 
fälle  der  Woll-  und  Kautschuksammlung  des 
Kriegsfürsorgeamtes.  Zum  Verkauf  gelangen: 

Geuicbt  zirka 
Kilogramm 

I.  Baumwollmaterialien  . 229.562 

II.  Leinenmaterialien . 98  778 

III.  Jutematerialien . ’  24.797 

IV.  Diverse  Materialien  .  ’  ~ 8.300 

V.  Altgummi-  und  Kautschukabfälle  .  .  .’  74.750 

Die  Verkaufsbedingungen  sind  die  folg- 
genden : 

1.  Die  Käufer  haben  bis  längstens  den  12.  April  1916 
schriftliche  Offerte  einzureichen. 

Der  Offertsteller  bleibt  dem  k.  u.  k.  Kriegsministerium, 
Ki  iegsfürsorgeamt,  mit  seinem  Angebote  bis  zur  gänzlichen 
Aufteilung  aller  im  Kataloge  zum  Verkauf  ausgeschriebenen 
Posten  verpflichtet. 

Offerte  sind  zu  richten  an  das  k.  u.  k.  Kriegsmini¬ 
sterium,  Kriegsfürsorgeamt,  Gruppe  W.  K. 
VIII,  Wien,  IX.  Berggasse  22,  und  zwar  ausschließ¬ 
lich  per  Post  und  rekommandiert. 

2.  Das  k.  u.  k.  Kriegsministerium,  Kriegsfürsorgeamt, 
übernimmt  keinerlei  Verpflichtung,  die  Lose  dem  Meist¬ 
bietenden  zuzuteilen,  und  behält  sich  das  Recht  vor,  ein¬ 
zelne  Lose  unter  mehreren  Offerenten  aufzuteilen. 

3.  Aus  den  sortierten  Vorräten  wurden  große  Durch¬ 
schnittstypenmuster  gezogen,  welche  vom  3.  April  bis  zum 
Verkaufstag  im  Mustersaal  des  Kriegsfürsorgeamtes, 
Wien,  IX.  Berggasse  16,  2.  Stock,  an  Wochentagen  von 
9  bis  12  Uhr  vormittags  und  nachmittags  von  2  bis  6  Uhr  be¬ 
sichtigt  werden  können. 

Das  k.  u.  k.  Kriegsministerium,  Kriegsfürsorgeamt,  über¬ 
nimmt  keine  Gewähr  für  die  vollkommene  Übereinstimmung 
der  Muster  mit  den  Waren. 

Zur  Orientierung  der  Käufer  dient,  abgesehen  von  den 
Mustern,  die  im  Katalog  bei  jeder  Sorte  angeführte  un¬ 
gefähre  Beschreibung. 

4.  Die  Verkaufspreise  verstehen  sich  pro  1  kg  Brutto  für 
Netto  ab  Lager  des  Kriegsfürsorgeamtes  in  Inzersdorf. 

5-  Die  eventuelle  Zuteilung  von  Losen  wird  sobald  als 
tunlich  den  Bietenden  mittels  eingeschriebener  Briefe  be¬ 
kanntgegeben  und  gleichzeitig  mitgeteilt,  welche  Anzahlung 
zu  erlegen  ist. 

Inanspruchnahme  der  Darlehenskassen  in  Deutsch¬ 
land  seit  Beginn  des  Krieges.  Aus  Berlin  wird  uns 
geschrieben: 

Bei  der  Inanspruchnahme  der  Darlehenskassen  des 
Reiches  seit  Beginn  des  Krieges  ist  zu  unterscheiden 
zwischen  den  für  Kriegsanleihezahlungen  gewährten 
und  den  für  andere  Zwecke  entnommenen  Darlehen. 
Durch  einen  bereits  im  Oktober  1914  ergangenen 
Bundesratsbeschluß  ist  die  Höchstgrenze,  bis  zu  der 
von  den  Darlehenskassen  Darlehen  gewährt  werden 
können,  von  eineinhalb  auf  drei  Millionen  Mark  herauf¬ 
gesetzt  worden.  Diese  Grenze  ist  bisher  nicht  entfernt 
erreicht  worden.  Der  höchste  Betrag,  den  der  gesamte 
Darlehensbestand  bisher  erreicht  hat,  2347-8  Millionen 
Mark  (am  31.  Dezember  1915  infolge  der  Einzahlungen 
auf  die  dritte  Kriegsanleihe)  ist  noch  um  reichlich 
600  Millionen  Mark  von  der  zugelassenen  Höchstgrenze 
entfernt. 

Der  gesamte  Darlehensbestand  betrug  am  23.  Sep¬ 
tember  1915  nur  1025  Millionen  Mark.  Demgegenüber 
waren  am  23.  Oktober,  dem  ersten  Reichsbankausweistag 
nach  der  ersten  Pflichteinzahlung  auf  die  dritte  Kriegs¬ 
anleihe,  insgesamt  2032  Millionen  Mark  Darlehen  aus¬ 
gegeben.  Von  dieser  innerhalb  eines  Monats  einge¬ 
tretenen  Mehrbelastung  von  1007  Millionen  Mark  ent¬ 
fallen  566  Millionen  Mark  auf  die  dritte  Kriegsanleihe, 
der  Rest  in  der  Hauptsache  auf  den  Septemberultimo. 
Die  Inanspruchnahme  der  Darlehenskassen  für  die  dritte 
Kriegsanleihe  hat  dann  noch  weiter  zugenommen,  Ende 
Oktober  auf  590*2  Millionen,  Ende  Dezember  auf 
873-5  Millionen  Mark.  Durch  die  Inanspruchnahme 
für  die  drei  Kriegsanleihen  sind  die  Darlehenskassen 
bis  zu  dem  ersten  Pflichtzahlungstage  belastet  worden: 
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bei  der  ersten  Kriegsanleihe  mit  710  Millionen  Mark 
(gleichzeitige  Gesamtbelastung  1110  Millionen  Mark), 
bei  der  zweiten  Kriegsanleihe  mit  521  Millionen  Mark 
(gleichzeitige  Gesamtbelastung  1560  Millionen  Mark),| 
bei  der  dritten  Kriegsanleihe  bisher  mit  837’5  Millionen 
Mark  (gleichzeitige  Gesamtbelastung  2347^8  Millionen 
Mark). 

Von  den  für  die  erste  Kriegsanleihe  entnommenen 
Darlehen  waren  am  30.  Oktober  1 9 1 5  noch  vorhanden 
145-1  Millionen  Mark,  von  den  Darlehen  auf  die  zweite 
Kriegsanleihe  noch  318-5  Millionen  Mark,  von  den  Dar¬ 
lehen  auf  die  dritte  Kriegsanleihe  noch  590-2  Millionen 
Mark,  insgesamt  i053’8  Millionen  Mark.  Mit  dieser 
Summe  waren  am  31  •  Oktober  die  Kriegsanleihen  an 
dem  Gesamtdarlehensbestand  beteiligt,  der  sich  auf 
2070-6  Millionen  Mark  belief.  Es  waren  also  an  diesem 
Tage  für  andere  Zwecke  Darlehen  im  Betrage  von 
1 01 6-8  Millionen  Mark  auf  die  gestellten  Pfänder,  bei 
denen  die  Warenverpfändungen  nur  eine  ganz  geringe 
Rolle  spielen,  entnommen.  Somit  waren  die  Darlehens¬ 
kassen  für  andere  als  Kriegsanleihezwecke  am  Ende  des 
15.  Kriegsmonats  nur  bis  zu  einem  Drittel  des  zuge¬ 
lassenen  Betrages  in  Anspruch  genommen,  zu  einem 
weiteren  Drittel  für  Zeichnungen  auf  die  Kriegs¬ 
anleihen.  Aber  dieser  letztere  Betrag  von  rund  1054 
Millionen  Mark  macht  rund  4-7  Prozent  der  bis  dahin 
bezahlten  Kriegsanleihen  im  Betrage  von  22*6  Milliarden 
Mark  aus.  Von  der  bis  zum  31.  Oktober  1915  einge¬ 
zahlten  Kriegsanleihensumme  von  22-6  Milliarden  Mark 
sind  also  93-3  Prozent  ohne  Inanspruchnahme  der  Dar¬ 
lehenskassen,  d.  h.  als  effektives  Geld  für  die  Be¬ 
streitung  der  Kriegsausgaben  aus  vorhandenen  und  be¬ 
reiten  Geldbeständen  aufgebracht  worden. 

Internationaler  Seidenmarkt.  Aus  der  von  der 
Zürcherischen  Seidenindustriegesellschaft  auf  gestellten 
Statistik  für  die  mit  31.  Dezember  1915  abschließende 
erste  Hälfte  der  laufenden  Seidenkampagne  1915/16  ist 
nach  dem  ,, Schweizerischen  Handelsamtsblatt“  zu  er¬ 
sehen,  daß  die  Umsätze  der  europäischen  Seidentrock¬ 
nungsanstalten,  soweit  Angaben  vorliegen,  im  zweiten 
Semester  1915  gegenüber  dem  entsprechenden  Zeitraum 
des  Vorjahres  eine  bedeutende  Erhöhung  der  Kondi 
tionsziffern  aufweisen. 

Was  das  Jahresergebnis  1915  anbetrifft,  so  haben  die 
beiden  Mailänder  Anstalten  mit  zusammen  8^2  Mil¬ 
lionen  kg  wieder  den  Stand  früherer  Jahre  erreicht 
während  die  Eyoner  Kondition,  deren  Umsatz  früher 
kaum  hinter  demjenigen  des  Platzes  Mailand  zuriick- 
stand,  mit  nur  3-7  Millionen  kg  vom  normalen  Betrieb 
noch  weit  entfernt  ist. 

Soweit  sich  die  Stocks  von  Seiden  und  Kokons  zu 
Ende  des  lahres  1915  überhaupt  feststellen  lassen  (es 
ist  dies  während  des  Krieges  in  noch  weniger  zuver¬ 
lässiger  Weise  möglich  als  sonst),  betragen  diese  3  Mil¬ 
lionen  kg.  Es  ist  diese  Menge  um  nicht  weniger  als 
1-2  Millionen  kg  kleiner  als  vor  Jahresfrist,  indem  die 
nachweisbaren  Vorräte  in  Europa  sowohl  wie  auch  in 
Ostasien  stark  zusammengeschmolzen  sind.  Die  durch 
den  Krieg  geschaffenen  Transportschwierigkeiten  bringen 
es  mit  sich,  daß  auch  der  Posten  der  „nach  Europa 
schwimmenden  Seiden“  bedeutend  kleiner  ist  als  in  Frie 
denszeiten. 

Die  Gesamtseidenversorgung  ist  infolge  der  neuer¬ 
dings  verringerten  Ernte  mit  21-6  Millionen  kg  um  runc 
700.000  kg  kleiner  als  vor  Jahresfrist  und  die  nachweis 
baren  Vorräte  am  31.  Dezember  1915  werden  mit  nur 
8-6  Millionen  kg  ausgewiesen  gegenüber  11*4  Mil¬ 
lionen  kg  zu  Ende  1914.  Der  sichtbare  Seidenverbrauch 
in  der  ersten  Hälfte  der  laufenden  Kampagne  stellt  sich 
auf  annähernd  13  Millionen  kg  oder  60  Prozent  der  Ge 
Samtversorgung.  Der  Mehrverbrauch  gegenüber  dem 
ersten  Kampagnesemester  191 4/1 5  beträgt  etwa  2  Mil¬ 


lionen  kg,  und  es  entfällt  dieser  Betrag  ausschließlich 
auf  die  außerordentlich  hohe  Rohseidenentnahme  der 
Vereinigten  Staaten. 

Die  Rohseideneinfuhr  in  die  Vereinigten  Staaten  be¬ 
läuft  sich  vom  1.  Juli  bis  31-  Dezember  1 9 1 5  ai,f  nicht 
weniger  als  8-2  Millionen  kg.  Es  ist  dies  ein  Betrag, 
der  nicht  nur  die  entsprechende  Menge  des  \  orjahres 
um  mehr  als  40  Prozent  übertrifft,  sondern  auch  die 
Ziffern  aller  früheren  Jahre  weit  hinter  sich  läßt.  Für 
den  europäischen  Verbrauch  wird  eine  Menge  von  nur 
4-1  Millionen  kg  ausgewiesen,  gegen  7  bis  8  Mil¬ 
ionen  kg  in  normalen  Zeiten.  Nach  asiatischen  und  afri¬ 
kanischen  Häfen  sind  0-7  Millionen  kg  Seiden  ausgeführt 
worden. 

Die  eingangs  erwähnte  Statistik  gelangt  zur  Schätzung 
einer  Ernte  für  die  Kampagne  1915/16  von  19-9  Mil¬ 
ionen  kg,  gegen  20-9  Millionen  kg  1914/15  und  26-2 
Millionen  kg  1913/14.  Dabei  entfallen  auf  die  Seiden¬ 
erzeugung  in  Europa  3,250.000  kg,  auf  die  Levante  und 
Zentralasien  300.000  kg  und  auf  die  ostasiatische  Aus¬ 
fuhr  16,350.000  kg.  Eine  einigermaßen  zuverlässige  Be¬ 
wertung  der  levantinischen  und  zentralasiatischen  Seiden- 
Droduktion,  beziehungsweise  Ausfuhr,  ist  allerdings  noch 
nicht  möglich. 

Das  Gesetz  über  die  Einführung  des  Gregoriani¬ 
schen  Kalenders  in  Bulgarien.  Das  Gesetz  über  die 
Einführung  des  neuen  Kalenders  hat  der  „Bulgarischen 
Handelszeitung“  zufolge  folgenden  Inhalt: 

„Vom  ersten  April  des  Jahres  1916  an  wird  der 
Gregorianische  Kalender  den  jetzigen  Julianischen  voll¬ 
ständig  ersetzen.  Der  Tag  vom  31.  März  1916  wird  der 
letzte  sein,  welcher  nach  dem  alten  Kalender  gezählt 
werden  wird  und  am  nächsten  Tage  tritt  das  Datum 
14.  April  1916  als  Anfang  der  neubestimmten  Zeit¬ 
rechnung  im  Königreiche  Bulgarien  in  Kraft. 

Das  Datum  aller  rechtskräftigen  Fälle, 
welche  bis  zum  14.  April  1916  n.  St.  bestanden  haben, 
wenn  deren  Rechtsfolgen  auch  nach  diesem  Tage  be¬ 
stehen  sollen,  muß  umgerechnet  werden  nach  dem 
Regulativ,  welches  die  korrespondierenden  Daten  der 
beiden  Kalender  ergeben: 

a)  Wenn  der  Schuldner  einen  Betrag  laut  W  ech  sei 
vom  10.  Februar  1915  zu  bezahlen  hat,  welcher  am 
1.  Juli  1916  fällig  ist,  so  ist  es  gesetzlich,  wenn  er  den 
Wechsel  am  14.  Juli  1916  nach  neuer  Zeitrechnung 
einlöst. 

b)  Wenn  X.  am  10.  Februar  1911  geboren  wurde,  so 
bedeutet  dasselbe,  daß  er  am  23.  Februar  geboren  wurde. 

c )  Wenn  der  Termin  eines  Prozesses  für 
den  15.  lanuar  1917  anberaumt  wurde,  so  bedeutet  es, 
daß  der  Termin  am  28.  Januar  1917  stattfinden  wird 
u.  s.  w. 

Die  Daten  aller  rechtskräftigen  Vorkommnisse,  welche 
nach  dem  14.  April  1916  stattfinden,  wie  Verträge,  Ver¬ 
tragsbrüche,  Geburten,  Hochzeiten,  Sterbefälle,  Pro¬ 
zesse  aller  Art,  aus  welchen  Gründen  sie  auch  ent¬ 
standen  sind,  müssen  nach  dem  Gregorianischen  Ka¬ 
lender  unter  Androhung  einer  Strafe  von  100  Lewa  für 
jeden  einzelnen  Fall  ohne  Ausnahme  reguliert  werden. 

Die  Staats-,  Kreis-  und  Gemeindeämter,  Banken, 
Handelsgesellschaften,  Kaufleute  und  alle  physischen 
und  juridischen  Personen  müssen  ihre  Rechnungen, 
Korrespondenzen  und  andere  Agenden  nach  der  neuen 
Zeitrechnung  führen. 

Nachdem  die  neue  Kalenderreform  die  dogmatischen 
und  kanonischen  Einrichtungen  wie  auch  das  orthodoxe 
Glaubensbekenntnis  nicht  angreift,  und  nachdem  die 
Fehler  des  Kalenders  von  Julius  Cäsar  am  Nizäischen 
Religionskongreß  konstatiert  wurden,  werden  alle  ge¬ 
setzlich  bestimmten  offiziellen  Feiertage  an 
demselben  Tage  nach  dem  neuen  Kalender  gefeiert 
werden. 
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Was  die  Staats-,  National-  und  Hoffeiertage  betrifft, 
werden  folgende  Daten  bestimmt: 

a)  Der  Geburtstag  Seiner  königlichen  Hoheit  des 
Kronprinzen  Boris  wird  am  30.  Januar  gefeiert  werden. 

b)  Der  Namenstag  Ihrer  Majestät  der  Zarin  wird 
am  20.  Februar  gefeiert  werden. 

c)  Das  Geburtsfest  Seiner  Majestät  des  Zaren  wird 
am  26.  Februar  gefeiert  werden. 

Das  Thronbesteigungsfest  Seiner  Majestät  des  Zaren 
wird  am  14.  August  gefeiert  werden. 

Der  Tag  der  Siege  wird  am  27.  November  gefeiert 
werden. 

Der  Ministerrat  wird  das  Reglement,  welches  durch 
einen  königlichen  Ukas  sanktioniert  werden  wird,  heraus¬ 
geben,  welches  die  Einzelheiten  dieses  Gesetzes  erklären 
und  die  durch  die  Praxis  sich  ergebenden  Lücken  aus¬ 
füllen  wird. 

Mit  diesem  Gesetze  werden  alle  zu  demselben  im 
Widerspruche  stehenden  Verordnungen  aufgehoben.“ 
Ägyptens  Ausfuhrhandel.  Die  Zahlen  für  den  Aus¬ 
fuhrhandel  Ägyptens  im  Jahr  1915  sind  jetzt  erschienen. 
Der  „Economist“  teilt  daraus  folgendes  mit: 

Die  Ausfuhr  überstieg  die  Einfuhr  um  mehr  als 
500.000  ägypt.  £,  während  eine  Zeitlang  die  Handels¬ 
bilanz  negativ  war,  trotz  der  bedeutenden  auswärtigen 
Schuld  des  Landes.  Die  Ausfuhr  zeigt  eine  Zunahme 
von  fast  3,000.000  ägypt.  £  im  Wert  gegenüber  der  des 
Jahres  1914,  die  Einfuhr  eine  Abnahme  von  fast  dem¬ 
selben  Betrag.  Die  Zunahme  erstreckt  sich  auf  beinahe 
alle  Waren,  die  in  der  Ausfuhrliste  enthalten  sind. 

Rohbaumwolle,  das  Stapelerzeugnis  des  Landes,  ging 
in  der  Menge  zurück,  stieg  aber  im  Preise,  so  daß  der 
Gesamtwert  der  Ausfuhr  1915,  die  sich  auf  mehr  als 
19  Millionen  £  stellte,  J/2  Million  £  höher  als  der  Wert 
der  vorjährigen  Erzeugung  war.  Alles  deutet  für  dieses 
Jahr  auf  ein  noch  besseres  Ergebnis  hin,  sofern  das  be¬ 
baute  Gebiet  nicht  weiter  eingeschränkt  wird  und  der 
Preis  wahrscheinlich  ebenso  gut  sein  wird.  Die  Ein¬ 
schränkung  des  Baumwollbaues  hatte  eine  Zunahme  des 
Anbaues  von  Getreide  und  Gemüse  zur  Folge,  wofür  die 
Armeen  des  Verbandes  im  Orient  einen  guten  Markt 
boten.  Der  Gesamtwert  dieser  Ausfuhr  betrug  mehr  als 
41/,  Millionen  £,  d.  h.  einige  40  Prozent  mehr  als  im 
Vorjahre. 

Eier,  die  in  der  Statistik  des  Außenhandels  erst  wäh¬ 
rend  des  letzten  Jahrzehnts  auftauchten,  wurden  in  einem 
Gesamtwert  von  etwa  1j2  Million  ins  Ausland  gesandt, 
gegenüber  226.000  ägypt.  £  im  Jahr  1914. 

Als  der  Krieg  ausbrach,  richteten  sich  die  ersten  Maß¬ 
regeln  der  Regierung  auf  die  Beschränkung  der  Ausfuhr 
der  für  das  Land  wichtigsten  Dinge,  während  in  den 
letzten  zwölf  Monaten  eine  liberale  Politik  verfolgt  wurde, 
die  ausgesprochenen  Nutzen  für  das  Land  hatte.  Die 
Ausfuhrsteigerung  von  Zuckerrohr  ist  noch  günstiger. 
Die  Zahlen  von  1914,  als  der  Wert  der  Ausfuhr  sich  auf 
230.000  ägypt.  £  stellte,  haben  sich  beinahe  verdreifacht. 

Dagegen  zeigen  ein  oder  zwei  Artikel  von  weniger 
großer  Bedeutung  einen  Ausfuhrrückgang,  der  offen¬ 
sichtlich  auf  die  Kriegsverhältnisse  zurückzuführen  ist. 
So  hat  die  Petroleumausfuhr  fast  ganz  aufgehört,  weil 
viele  der  Brunnen  nicht  arbeiten  können.  Gegenwärtig 
ist  das  Land  von  einer  Petroleumnot  bedroht,  die  zu¬ 
sammen  mit  dem  Kohlenpreis  —  die  Tonne  wird  für 
^  ägypt.  £  verkauft  —  sehr  ernste  Schwierigkeiten  ver¬ 
ursacht. 

Zigaretten  erlitten  aus  einem  anderen  Grunde  einen 
Ausfuhrrückgang.  Der  Wert  der  Zigarettenausfuhr  sank 
von  296.000  auf  240.000  ägypt.  £.  Es  ist  bemerkenswert, 
daß  die  von  Holland  gekaufte  Menge  sich  verdoppelt  hat. 

Nach  England  ging  mehr  als  die  Hälfte  der  Gesamt- 
ausfuhr,  in  einem  Werte  von  14  Millionen  £,  während 
von  der  Einfuhr  dorther  etwa  der  dritte  Teil  im  Werte 


von  9  Millionen  £  stammte.  Alsdann  kommt  Italien: 
der  Ein-  und  Ausfuhrhandel  dorthin  macht  zusammen 
etwa  3 72  Millionen  £  aus.  An  dritter  Stelle  steht  Frank¬ 
reich,  dessen  Handel  mit  Ägypten  sich  auf  21/.,  Mil¬ 
lionen  £  belief.  Baumwolle  wurde  im  Werte  von  fast 
1  Million  £  von  Rußland  gekauft. 


Srtttimtivtfdjitfh 

Die  Lage  der  Znaimer  Tonwarenindustrie.  Dem 

Jahresberichte  der  Briinner  Handelskammer  pro  1915 
entnehmen  wir: 

Die  Znaimer  Tonwaren  bilden  eine  Spezialität  des 
Briinner  Kammersprengels.  Der  in  der  Umgebung  von 
Znaim  vorkommende  gewöhnliche  Töpferton  befähigt 
die  Znaimer  Betriebe,  ein  besonders  feuerfestes  und 
billiges  Geschirr  zu  erzeugen.  Das  Znaimer  Töpfer¬ 
geschirr,  nach  der  üblichen  braunen  Karrierung  Braun¬ 
geschirr  genannt,  ist  wegen  seiner  Feuerbeständig¬ 
keit  besonders  unter  der  bäuerlichen  Bevölkerung  sehr 
beliebt  und  wird  namentlich  in  Deutschland  stark  kon¬ 
sumiert.  Neben  Kochgeschirren,  die  in  den  letzten 
Jahren  nicht  nur  in  brauner,  sondern  auch  in  blauer 
barbe  in  großen  Mengen  erzeugt  werden,  haben  sich  im 
Laufe  der  Zeit,  den  Luxusbedürfnissen  auch  der  minder¬ 
bemittelten  Schichten  der  Bevölkerung  entsprechend, 
Ziergefäße  und  billige  Luxusartikel  herausgebildet;  die 
immer  mehr  vervollkommneten  Arbeitsmethoden,  die 
Anwendung  künstlerischer  Dekors  und  die  Mannig¬ 
faltigkeit  der  Formengebung  haben  schließlich  zur  Er¬ 
zeugung  von  Waren  geführt,  die,  wiewohl  aus  demselben 
billigen  Material  hergestellt  wie  die  einfachen  Koch¬ 
geschirre,  das  Aussehen  von  Majoliken  und  Fayencen 
besitzen  und  im  Handel  auch  so  benannt  sind.  Einen 
großen  Teil  der  Znaimer  Tonwarenerzeugung  bilden 
winzige  Puppengeschirre  und  Nippes,  die  in 
bedeutenden  Mengen  in  das  Ausland  exportiert  werden 
und  den  Ruf  der  Znaimer  Tonindustrie  mitbegründet 
haben. 

Die  Znaimer  Tonwarenindustrie,  welche  vorwiegend 
Exportindustrie  ist,  erlitt  im  Berichtsjahre  1915  schwere 
Verluste.  Die  Ausfuhr  hörte  beinahe  auf,  denn  der 
Seeverkehr  blieb  gesperrt  und  die  neutralen  Länder 
Europas  zeigten  geringen  Bedarf.  Aber  auch  im  Inlande 
entfiel  der  Absatz  nach  Galizien  fast  völlig  und  auch 
nach  Ungarn,  von  wo  in  normalen  Zeiten  namhafte 
Aufträge  auf  Znaimer  Tonwaren  einlaufen,  erfolgten 
fast  keine  Lieferungen.  Die  Schwierigkeiten  im  Bahn- 
und  Postverkehr,  die  Einberufungen  zahlreicher  ge¬ 
lernter  Arbeiter  und  des  Personals  zwangen  die  Firmen, 
Einschränkungen,  ja  sogar  Einstellungen  ihrer  Betriebe 
vorzunehmen.  Die  Rohmaterialien  verzeichneten  früher 
nie  beobachtete  Hochpreise  oder  verschwanden  gänzlich 
vom  Markte. 

Die  Textilindustrie  Polens.  Der  „Deutschen  War¬ 
schauer  Zeitung“  entnehmen  wir  folgendes: 

Zu  den  am  stärksten  verbreiteten  Industrien  des 
Königreiches  Polen  gehört  die  Baumwollindu- 
s  t  r  i  e.  die  einen  rein  kapitalistischen  Charakter  mit 
neuzeitlicher  Organisation  trägt.  Die  großen  Baumwoll- 
unternehmer  besitzen  eigene  Webereien,  Spinnereien, 
Färbereien,  Druckereien  und  geben  nur  ganz  fertige 
Ware  heraus.  Nach  der  staatlichen  Statistik  umfaßte 
diese  Industrie  179  Fabriken  mit  1,275.083  Spindeln, 
32.198  Webstühlen  und  49.619  Arbeitern.  Der  Wert  der 
Produktion  betrug  179  Millionen  Rubel.  Die  Industriellen 
sind  gleichzeitig  Grossisten  und  Bankiers,  während  im 
Westen  diese  Funktionen  gewöhnlich  getrennt  sind.  Der 
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Fabrikant  liefert  direkt  an  den  Kaufmann  und  gewahrt 
ihm  auch  Warenkredit,  anfangs  für  dreißigtägige  Rech¬ 
nung,  später  gegen  Wechsel  auf  sechs  bis  neun  Monate. 

Die  Rohstoffe  stammen  zu  40  Prozent  aus 
Amerika;  der  Schuß  meistens  aus  Zentralasien,  Persien, 
Turkcstan,  Chiwa,  20  Prozent  der  Rohmaterialien  werden 
aus  Indien  und  Ägypten  bezogen.  Die  Gesamtmenge  der 
verarbeiteten  Rohbaumwolle  im  Jahr  1911  wird  für  Lodz 
mit  4577  Millionen  kg  beziffert. 

Der  Moskauer  Fabrikbezirk  bezog  seine  Rohbaum¬ 
wolle  zollfrei  aus  Turkcstan.  t'berseezoll  für  Baumwolle 
zahlte  hauptsächlich  die  polnische  Industrie.  Sie  erhielt 
die  amerikanische  Baumwolle  über  Bremen,  indische  über 
Hamburg,  ägyptische  über  1  riest,  asiatische  durch  Ver¬ 
mittlung  von  Moskau.  Nach  der  Abtrennung  Polens  von 
Rußland  würden  sich  hinsichtlich  des  Bezuges  von  Roh¬ 
material  bessere  \  erhältnisse  als  unter  russischer  Herr¬ 
schaft  entwickeln. 

Anders  würde  sich  die  Sachlage  bezüglich  des  Ab¬ 
satzes  der  Ware  gestalten.  Die  Produktion  der  polni¬ 
schen  Baumwollfabriken  ist  Exportproduktion,  85  Pro¬ 
zent  der  Erzeugung  werden  ausgeführt.  Ein  wichtiger 
Absatzmarkt  ist  in  Litauen  und  Weißrußland.  Kamm¬ 
garn  geht  ausschließlich  nach  dem  Bezirk  von  Wilna. 
Für  andere  Baumwollwaren  ist  Zentralrußland  der  Ab¬ 
satzmarkt.  Besonders  die  östlichen  Gebiete  Rußlands 
sind  Hauptabnehmer.  Die  Baumwollindustrie  Polens  hat 
ihre  Erzeugung  hauptsächlich  auf  die  Abnahme  durch 
weniger  kaufkräftige  Schichten,  also  auf  die  Erzeugung 
billiger  Waren  eingerichtet.  Die  durchschnittlichen 
Nummern  des  polnischen  Garnes  betragen  14  bis  16, 
jene  des  russischen  32  bis  42.  Dagegen  werden  in  Polen 
auch  höhere  Nummern,  wie  40  bis  60  und  sogar  noch 
höhere,  aber  in  verhältnismäßig  kleinen  Mengen  gesponnen. 

Der  Verlust  des  russischen  Marktes  wird  daher  für 
die  Lodzer  Unternehmer  sehr  fühlbar  sein,  aber  nicht 
für  die  Lodzer  Industrie.  Die  russischen  Kaufleute 
schulden  den  Lodzer  Industriellen  riesige  Summen  aus 
früher  abgenommenen  Waren ;  sie  werden  nach  Abbruch 
der  Handelsbeziehungen  ihre  Verpflichtungen  kaum  er¬ 
füllen,  da  das  bisherige  Hauptmotiv  der  Erfüllung,  das 
Bedürfnis  nach  weiteren  Waren,  in  Wegfall  kommt.  Der 
Wegfall  des  russischen  Marktes  wird  die  Lodzer  Indu¬ 
strie  zum  Aufsuchen  neuer  Märkte  und  zur  Anknüpfung 
neuer  Beziehungen  zwingen.  Dies  würde  nach  Ansicht 
der  Fachleute  mindestens  drei  Jahre  Zeit  und  beträcht¬ 
lichen  Geldaufwand  erfordern.  Doch  werden  Absatz¬ 
märkte  gefunden  werden,  denn  ein  Teil  der  größten 
Lodzer  Unternehmen  steht  hinsichtlich  der  Produktions¬ 
kraft  und  der  technischen  Einrichtungen  den  deutschen 
und  österreichischen  Fabriken  nicht  nach.  Lodz  führte 
an  stärkeren  Web  waren  42.000  t,  Deutschland  nur  7000  t 
aus.  Die  Lodzer  Industrie  würde  daher  bei  Vereinigung 
mit  Deutschland  den  deutschen  Markt  mit  Produkten 
niederer  Gattung  beschweren;  auch  dürfte  der  rumäni¬ 
sche  und  kleinasiatische  Markt  nicht  schwer  zu  erobern 
sein.  Die  technischen  Einrichtungen  der  Lodzer  Fabriken 
stellten  sich  durch  die  hohen  Schutzzölle  wesentlich 
teurer  als  jene  in  Deutschland  und  Österreich,  aber  ein 
großer  Teil  der  Unternehmungen  in  Lodz  hat  bereits 
ansehnliche  Beträge  amortisiert.  Eine  Anzahl  von 
schwachen  Unternehmungen  wird  die  Verluste  dieses 
Krieges  nicht  Überstehen  können ;  sie  werden  zu  Spott¬ 
preisen  veräußert,  werden  aber  dann  weiter  tätig  sein. 
Den  ungünstigsten  Einfluß  würde  auf  die  Lodzer  In¬ 
dustrie  eine  Teilung  Polens  ausüben.  Die  Abtrennung 
der  landwirtschaftlich  am  meisten  fortgeschrittenen  Ge¬ 
biete  von  Radom  und  Lublin  würde  eine  Verteuerung 
der  Lebensmittel  und  damit  eine  Erhöhung  der  Arbeiter¬ 
löhne  nach  sich  ziehen,  die  wiederum  die  Konkurrenz¬ 
fähigkeit  wesentlich  verschlechtern  würde. 


Die  Hopfenernte  Deutschlands  1915.  Infolge  der 

Einschränkung  der  inländischen  Biererzeugung  und  der 
Unterbindung  eines  wesentlichen  Teiles  der  erheblichen 
Hopfenausfuhr  beanspruchen  die  A  erhältnisse  im 
Hopfenbau  eine  besondere  Beachtung.  Nach  dem  4-  Heft 
com  24.  jahrgang  der  „Viertel jahrshefte  zur  Statistik 
des  Deutschen  Reiches"  betrug  für  Preußen  im  Jahre 
191^  die  geschätzte  Hopfenernte  auf  einer  Gesamtanbau¬ 
fläche  von  892  ha  (im  Vorjahre  1914  1044  ha)  bei 

einem  Durchschnittsertrag  von  6-4  q  (im  Vorjahre 
47  q)  auf  dem  ha  im  ganzen  5789  q  (im  Vorjahre 
5191  q).  Im  ganzen  Deutschen  Reiche  betrug  die  ge¬ 
schätzte  Hopfenernte  im  Jahre  1915  auf  23.737  ha  (im 
Vorjahre  1914  27.685  ha)  145-633  Q  (im  Vorjahre 
232.366  q),  also  durchschnittlich  6*2  q  (im  \  orjahre 
8'4  q)  vom  ha. 

In  den  Jahren  vor  dem  Kriege  betrugen  Aus-  und 
Einfuhr  von  Hopfen: 

1913  *912 

Einfuhr  . Q  25.145  53-477 

im  Werte  von  ...  .  M.  6,689.000  14,202.000 

und  zwar  hauptsächlich  aus  Österreich-Ungarn,  nämlich 

19.626  q  im  Jahre  1913  und  5^-I75  Q  im  Jahre  T912 

1913  1912 

Ausfuhr . Q  64.861  82.798 

im  Werte  von  .  .  .  .  M.  23.564  000  33.439-000 

Die  für  die  deutsche  Hopfenausfuhr  wichtigsten 
Länder  waren  im  Jahre  1913:  Belgien  mit  13726  (im 
Vorjahre  1912  16.544)  Vereinigte  Staaten  von 

Amerika  mit  11.119  (10.400)  q,  Frankreich  mit  10.661 
(9330)  q,  Großbritannien  mit  7871  (20.643)  q,  die 
Niederlande  mit  3531  (2966)  q,  die  Schweiz  mit  3131 
(3101)  q,  Argentinien  mit  1900  ( 1 532)  <7-  Brasilien  mit 
1710  (2201)  q  und  Rußland  mit  1209  (1139)  (7  Hopfen¬ 
bezug  aus  Deutschland. 

Die  Lage  der  ostschweizerischen  Stickerei- 
industrie.  Das  „St.  Galler  Tagblatt“  schreibt: 

„Der  Mangel  an  Garn  und  Stoffen  droht  zu  einer  ernsten 
Kalamität  für  unsere  Landesindustrie  zu  werden.  Seit 
dem  20.  Juni  1915  sind  keine  Garne  mehr  nach  St.  Gallen 
gekommen ;  die  von  hier  aufgegebenen  Bestellungen 
wurden  wohl  von  den  englischen  Häusern  effektuiert, 
die  Ware  wurde  aber  in  französischen  und  englischen 
Abgangsstationen  festgehalten.  Wohl  trafen  die  Bezugs¬ 
noten  hier  ein  und  es  wurde  auch  Zahlung  für  die  an¬ 
geblich  gelieferten  Garne  verlangt,  diese  waren  aber, 
wie  sich  auf  ergangene  Reklamationen  herausstellte,  gar 
nicht  abgegangen,  wie  es  hieß,  laut  Verfügung  des  engli¬ 
schen  Handelsamtes.  Infolge  der  fehlenden  Zufuhr 
stiegen  die  Preise  teilweise  um  mehr  als  100  Prozent, 
und  es  hat  daran  zweifellos  auch  die  Spekulation  ihren 
Anteil.  Es  darf  hierbei  gerechterweise  indes  auch  nicht 
verschwiegen  werden,  daß  die  ostschweizerische  Stickerei¬ 
industrie  den  Zwirnern  bei  Kriegsbeginn  infolge  pessi¬ 
mistischer  Beurteilung  der  allgemeinen  Situation  für  den 
Export  zunächst  nichts  abnahm.  Infolgedessen  haben 
Zwirner  und  Spinner  jede  sich  bietende  Gelegenheit 
wahrgenommen,  Garne  nach  auswärts  abzusetzen.  Diese 
Gelegenheit  war  um  so  verlockender,  als  die  auswärtigen 
Käufer,  die  sich  zahlreich  einstellten,  sozusagen  jeden 
geforderten  Preis  bezahlten.  Diesem  Handel  wurde  erst 
Mitte  Oktober  durch  das  bundesrätliche  Ausfuhr¬ 
verbot  Einhalt  getan.  Dieses  Ausfuhrverbot  hat  auch 
bewirkt,  daß  große  Baumwollsendungen  für  deutsche 
Häuser,  die  über  Italien  in  die  Schweiz  eingeführt 
worden  sind,  hier  von  ihren  Eigentümern  teilweise  mit 
großem  Nutzen  an  schweizerische  Spinnereien  verkauft 
wurden,  wodurch  sich  zum  Teil  ebenfalls  die  enorme 
Preissteigerung  für  Garne  rechtfertigen  läßt,  und  wo¬ 
durch  es  auf  der  anderen  Seite  zugleich  ermöglicht 
worden  ist,  daß  die  schweizerische  Textilindustrie  — 
Stickereien  und  Webereien  —  noch  für  längere  Zeit  mit 
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Baumwolle  sich  versehen  und  so  die  Betriebe  wenigstens 
teilweise  aufrecht  erhalten  konnten. 

Wenn  auch  nicht  gerade  von  Wucherpreisen  ge¬ 
sprochen  werden  kann,  wie  es  in  der  Presse  geschehen 
ist,  so  ist  es  im  Interesse  der  ostschweizerischen  Landes¬ 
industrie  doch  außerordentlich  zu  bedauern,  daß  das  Aus¬ 
fuhrverbot  nicht  schon  früher  erfolgt  ist.  Der  Preis¬ 
treiberei  wäre  wohl  nur  auf  diese  Weise  zu  be¬ 
gegnen  gewesen,  wenn  seitens  des  Bundesrates  ein  A  u  f- 
nahmebestand  rechtzeitig  angeordnet  worden  wäre, 
wobei  Preise  hätten  festgesetzt  werden  müssen,  die  mit 
den  Erstellungspreisen  einigermaßen  im  Einklang  ge¬ 
standen  wären.  Es  hätten  also  gewissermaßen  Höchst¬ 
preise  für  die  Gespinste  festgesetzt  werden  müssen. 

Was  den  Mangel  an  Tüchern,  beziehungs¬ 
weise  Stickböden,  wie  Cambrics,  Nansoucs, 
Mousselines,  Voiles  u.  s.  w.,  anlangt,  so  haben  die 
Fabrikanten  der  letzteren,  die  doch  zum  größten  Teil 
in  der  Schweiz  hergestellt  werden,  natürlich  auch  den 
Garnmangel  zu  spüren  bekommen,  und  sie  waren  ge¬ 
nötigt,  nachdem  sie  ihre  Vorräte  aufgearbeitet  hatten, 
ihre  Betriebe  stark  einzuschränken,  so  daß  seit  etwa 
vier  Wochen  die  Feinwebereien  in  einer  ernsten  Krise 
stehen,  denn  sie  können  zumeist  nur  noch  etwa  ein 
Viertel  der  normalen  Zeit  arbeiten  lassen. 

Hinsichtlich  der  Stickböden  englischer  Provenienz, 
Cambrics  und  Nansoucs,  die  für  den  eigentlichen  Massen¬ 
artikel  in  der  Stickerei  Verwendung  finden,  war  man  der 
Meinung,  daß  diese  von  Seiten  Englands  und  Frank¬ 
reichs  bis  zur  Bildung  der  schweizerischen  Einfuhr¬ 
genossenschaft  zurückgehaltenen  Stoffe  nach  Insleben- 
treten  der  SSS.  ungehindert  eingeführt  würden.  Das  ist 
bis  heute  leider  nicht  der  Fall.  Es  ist  dies  um  so  be¬ 
trübender,  als  durch  die  Einfuhrgenossenschaft  alle  Ver¬ 
pflichtungen  erfüllt  wurden,  die  von  den  ausführenden 
Staaten  gestellt  worden  sind,  um  Garantien  zu  haben, 
daß  diese  Gewebe  nicht  ins  feindliche  Ausland  importiert 
werden.  Trotzdem  die  SSS.  bereits  seit  einigen  Monaten 
funktioniert,  besteht  auch  heute  noch  keine  Aussicht 
oder  keine  Gewähr,  daß  diese  Stoffe,  die  das  eigentliche 
Brot  der  Stickereiindustrie  bilden,  in  die  Schweiz  herein¬ 
gelassen  werden.  Ein  plausibler  Grund  für  diese  ab¬ 
sichtliche  Zurückhaltung  ist  angesichts  der  nach  allen 
Richtungen  gebotenen  Garantien  nicht  ersichtlich  und  es 
wräre  deshalb  an  der  Zeit,  England  auf  die  große  Trag¬ 
weite  dieser  Maßnahme  hinzuweisen  und  Auskunft  zu 
erbitten,  welche  Gründe  eigentlich  bestimmend  sind,  der 
neutralen  Schweiz  die  so  dringend  nötigen  Rohstoffe 
dauernd  vorzuenthalten. 

Die  Situation  ist  heute  viel  ernster,  als  sie  allgemein 
angesehen  wird.  Wenn  nicht  in  kürzester  Frist  eine  für 
unsere  Industrie  günstige  Lösung  erfolgt,  so  ist  es  un¬ 
ausbleiblich,  daß  in  wenigen  Wochen  der  größte  Teil  der 
Stickereibetriebe  stillgelegt  werden  muß,  wovon  nicht 
allein  die  Stickfabriken,  sondern  auch  alle  damit  ver¬ 
bundenen  Hilfsindustrien  betroffen  würden.“ 

Die  russische  Industrie  während  des  Krieges. 

Der  Kopenhagener  Zeitung  ,,Berlingske  Tidende“  ent¬ 
nehmen  wir  die  folgenden  Daten: 

Die  nachstehende  Tabelle  veranschaulicht  die  Ent¬ 
wicklung  der  russischen  Industrie  während  des  Zeit- 


raumes  1911  bis  1914; 

der  Fabrikenkontrolle  unter- 

standen: 

Zahl  der 

Zahl  der  darin 

Betriebe 

beschäftigten  Arbeiter 

1911 . 

1,723.760 

1912 . 

•  13-179 

1,813.635 

1913 . 

1,966.144 

1914 . 

1,960.860 

(Hierin  nicht  miteinbezogen  sind  der  Warschauer  Di¬ 
strikt  und  die  Bergwerke.) 


Von  1913  b's  J9r4  wuchs  die  Zahl  der  Betriebe  um 
3f’3»  also  2*  1  Prozent;  die  Zahl  der  beschäftigten  Ar¬ 
beiter  nahm  aber  um  5284,  also  0-3  Prozent,  ab.  Dieser 
unbedeutende  Zuwachs  an  Betrieben  in  Verbindung  mit 
dem  gleichzeitigen  Rückgang  in  der  Zahl  der  Arbeiter 
ist  eine  direkte  böige  des  Krieges.  Allerdings  verdanken 
gewisse  Industriezweige  ihre  kräftige  Entwicklung  ge¬ 
rade  dem  Kriege.  Die  gewaltigen  staatlichen  Bestel¬ 
lungen  von  Kriegsbedarf  haben  beispielsweise  der  Me¬ 
tallindustrie  (Maschinenfabriken,  Kessel-,  Wagen-,  Ka¬ 
nonen-,  Gewehr-,  Patronenfabriken  u.  ä.)  eine  stark  ver¬ 
mehrte  Beschäftigung  gebracht.  Auch  hatten  Tuch-, 
Leinwand-,  Baumwolle-,  Papier-,  Gummi-,  Leder-  und 
Holzwarenfabriken  viel  zu  tun,  wie  übrigens  alle  jene 
Branchen,  die  Lieferungen  an  das  Heer  zu  besorgen 
hatten. 

Daneben  hatte  das  Spiritusverbot  die  Wirkung,  daß 
die  Leistungen  der  Arbeiter  eine  starke  Steigerung  er¬ 
fuhren.  Es  wurde  sehr  intensiv  gearbeitet,  und  die  Zahl 
der  „blauen  Montage“  sowie  der  Erkrankungen  ist  be¬ 
deutend  geringer  geworden.  Die  Krankenkassen  konnten 
bedeutende  Summen  erübrigen;  die  Geldstrafen  für  Ver¬ 
geudung  von  Material  sind  jetzt  seltener  als  früher,  und 
die  Ausführung  der  Arbeit  ist  sorgfältiger  geworden. 
Daneben  machte  sich  der  Einfluß  des  Spiritusverbotes 
in  der  Weise  geltend,  daß  die  Kaufkraft  der  Bauern  be¬ 
deutend  anstieg,  so  daß  Industrieprodukte  sehr  guten 
Absatz  haben  finden  können. 

Von  den  beiden  Hauptzweigen  der  russischen  Indu¬ 
strie,  Metall-  und  Textilindustrie,  erfreute 
sich  erstere  im  Jahr  1914,  und  zwar  hauptsächlich  seit 
Ausbruch  des  Krieges,  einer  regen  Beschäftigung,  ein 
Umstand,  den  dieser  Industriezweig  den  bedeutenden 
Bestellungen  seitens  der  Artillerie  und  der  Marine, 
ferner  der  Intendantur  und  der  militärtechnischen  Ver¬ 
waltung  verdankt.  Um  den  neuen  und  großen  An¬ 
sprüchen  Rechnung  zu  tragen,  haben  viele  Fabriken  die 
Werkstätten  erweitern  und  das  Arbeiterpersonal  ver¬ 
mehren  müssen.  Eine  Vermehrung  der  Produktion  fand 
namentlich  in  den  größeren  Betrieben  statt,  wogegen 
die  kleineren  Metallwarenfabriken  sich  in  mehreren 
Fällen  genötigt  sahen,  ihre  Produktion  zu  beschränken. 
Dies  war  beispielsweise  im  Pawlowskbezirk  der  Fall, 
wo  die  Hausarbeitenindustrie  und  andere  kleinere  Be¬ 
triebe  ihre  Produktion  einschränken  mußten;  an  diesen 
Orten  entstanden  neue  kapitalskräftige  Fabriken.  Die 
meisten  dieser  neuentstandenen  Fabriken  erzeugen  Ar¬ 
tikel  für  den  Kriegsbedarf,  wie  z.  B.  Scheren  zum 
Durchschneiden  von  Drahthindernissen,  chirurgische  In¬ 
strumente  etc.  Die  intensive  Arbeit,  wodurch  die  Pro¬ 
duktion  jener  Metallwarenfabriken  sich  in  eine  Fabri¬ 
kation  von  Artikeln  für  den  Kriegsbedarf  umwandelte, 
brachte  es  mit  sich,  daß  Fabriken,  die  landwirtschaft¬ 
liche  Maschinen  und  ähnliches  produzieren,  unter 
mancherlei  Schwierigkeiten  leiden  müssen,  so  z.  B. 
rücksichtlich  der  Beschaffung  ausreichenden  Betriebs¬ 
kapitals,  ferner  durch  die  hohen  Preise  für  Gußeisen 
und  Koks,  aber  auch  durch  die  Transportschwierigkeiten, 
die  es  unmöglich  machten,  landwirtschaftliche  Ma¬ 
schinen  in  die  ferner  gelegenen  Reichsteile,  speziell 
nach  Sibirien,  zu  versenden. 

Für  die  Textilindustrie  ließ  sich  das  Jahr  1914  — 
unter  Zugrundelegung  der  Ergebnisse  des  ersten  Halb¬ 
jahres  —  gut  an.  Was  es  in  Aussicht  gestellt  hatte, 
hielt  es  auch.  Schon  zwei  bis  drei  Monate  nach  Aus¬ 
bruch  des  Krieges  setzt  in  der  Textilindustrie  ein  kräf¬ 
tiger  Aufschwung  ein,  der  sich  auch  weiter  fortsetzt, 
so  daß  die  Textilfabriken  am  Schlüsse  des  Jahres  in 
der  Lage  sind,  eine  Vermehrung  des  Personals  eintreten 
zu  lassen,  die  Zahl  der  freien  Tage  zu  vermindern  und 
sogar  Nachtarbeit  und  Überarbeit  einzuführen.  Letztere 
Verfügung  galt  vorwiegend  rücksichtlich  der  im  Fache 
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ausgebildeten  Arbeiter.  Dieser  Aufschwung  läßt  sich  I 
zum  Teil  dadurch  erklären,  daß  viele  Fabriken  große 
Bestellungen  von  der  Intendantur,  ferner  vom  „Roten 
Kreuz‘‘  erhalten  hatten,  endlich  auch  vom  allrussischen 
Zemstwo-  und  Städtebund.  Es  waren  dies  namentlich 
jene  Fabriken,  die  einfachere  Sorten  produzieren;  ihnen 
trugen  diese  Aufträge  viel  ein.  Die  Fabriken  hingegen, 
die  feinere  Waren  verfertigen,  ferner  Appreturanstalten 
und  Modewarenfabriken  hatten  in  der  Schlußperiode  des 
Jahres  nicht  viel  zu  tun. 

Sehr  beschäftigt  war  die  Leinenindustrie.  Die  Auf¬ 
träge  des  Staates  auf  Säcke,  Segeltuch  und  Decken 
führten  zur  Errichtung  einer  ganzen  Anzahl  neuer  Fa¬ 
briken  und  die  schon  bestehenden  Fabriken  dieser 
Branche  vermehrten  ihr  Personal.  Da  es  sich  als  un¬ 
möglich  erwies,  Jute  aus  dem  Auslande  zu  beschaffen, 
mußten  sich  viele  Jutefabriken  auf  die  Verarbeitung  von 
Flachs  verlegen. 

Von  den  Wollwarenfabriken  waren  besonders  die 
Tuchfabriken  vielbeschäftigt,  da  die  Militärverwaltung 
ein  sehr  großes  Quantum  Tuch  brauchte.  Zahlreiche 
Tuchfabriken  arbeiteten  in  kontinuierlichem  Betrieb  und 
beschäftigten  dabei  drei  einander  ablösende  Arbeiter¬ 
gruppen.  Auch  kam  Überarbeit  in  bedeutendem  Ausmaß 
zur  Anwendung.  Trotz  dieser  erhöhten  Arbeitsleistung 
gab  es  freilich  auch  Fabriken,  die  die  Zahl  ihrer  Ar¬ 
beiter  vermindern  mußten. 

Auch  die  Filzfabriken,  die  für  Militär  bestimmtes 
Schuhzeug  erzeugten,  hatten  viel  zu  tun.  Dagegen  ver¬ 
zeichnet  die  Seidenindustrie  eine  Krise,  teils  als  böige 
von  Schwierigkeiten  im  Rohmaterialimport,  teils  als 
Folge  der  wegen  des  Krieges  verminderten  Nachfrage 
nach  Seidenwaren. 

Die  ganze  russische  Textilindustrie  —  abgesehen  vom 
Warschauer  Distrikt  —  war  im  Jahr  1914  mit  1596 
Betrieben  vertreten,  worin  736.809  Arbeiter  beschäftigt 
waren,  im  Jahr  1913  war  die  Zahl  der  Betriebe  1519, 
die  der  Abeiter  740.1 17,  d.  h.  der  Zuwachs  an  neuen 
Betrieben  ist  durch  die  Zahl  77  oder  5*1  Prozent  aus¬ 
gedrückt,  dagegen  sank  die  Zahl  der  Arbeiter  um  3308 
oder  0‘4  Prozent. 

Mehr  als  die  Hälfte  (53  Prozent)  aller  Fabrikarbeiter 
waren  in  der  Metall-  und  der  Textilindustrie  beschäftigt. 
Sie  gehörten  insgesamt  solchen  Betrieben  an,  die  im 
Jahr  1914  der  Fabrikenkontrolle  unterstanden. 

Von  den  Betrieben,  die  Lebensmittel  produ¬ 
zieren,  waren  es  die  Mühlen,  speziell  die  großen  Mühlen, 
die  dem  Heer  Mehl  liefern,  welche  viel  zu  tun  hatten. 
Sehr  intensiv  haben  auch  die  Lederfabriken,  be¬ 
sonders  die  großen,  gearbeitet,  ferner  jene  Betriebe,  die 
Schafspelze,  Schuhwaren,  Sattel-  und  Geschirrzeug,  Pa¬ 
tronentaschen  und  ähnliches  anfertigen.  Freilich  hatte 
die  Lederindustrie  mit  einigen  Schwierigkeiten  zu 
kämpfen,  denn  es  war  unmöglich,  das  Gerbmaterial  aus 
dem  Auslande  zu  erhalten.  Die  Streichholz¬ 
produktion  litt  unter  dem  Mangel  an  gewissen 
Rohmaterialien,  ein  Umstand,  wodurch  die  Fabriken 
gehindert  wurden,  ihre  Produktionsfähigkeit  voll  zu  ent¬ 
wickeln,  obschon  die  Nachfrage  nach  Streichhölzern  sehr 
groß  war. 

In  der  Naphthaindustrie  des  Distrikts  Baku 
war  ein  gewisser  Ausfall  in  der  Naphthaproduktion  zu 
bemerken.  Eine  der  Ursachen  der  ungünstigen  Lage 
dieser  Industrie  ist  in  der  bedeutenden  Reduktion  der 
Arbeiterzahl  zu  suchen,  eine  Folge  der  Streiks  in  der 
ersten  Hälfte  des  Jahres  1914. 

Die  Gesamtsumme  der  Arbeitslöhne  sämtlicher 
Betriebe,  die  Berichte  für  1914  geliefert  haben,  beträgt 
386  Millionen  Rubel  gegen  366  Millionen  Rubel  im 
lahr  1913.  Der  Durchschnittsarbeitslohn,  beziehungs¬ 
weise  die  Durchschnittseinnahme  des  Arbeiters  ist  von 
257  Rubel  im  Jahr  1913  auf  271  Rubel  im  Jahr  1914 


gestiegen.  Wird  angenommen,  daß  die  Durchschnitts¬ 
einnahme  in  allen  Fabriken  die  gleiche  war,  so  haben 
alle  Fabrikarbeiter  (auch  hier  mit  Ausnahme  des  War¬ 
schauerdistrikts)  im  Jahr  1914  531  Millionen  Rubel  aus¬ 
gezahlt  erhalten,  gegen  506  Millionen  Rubel  im  Jahr 

I913- 

Das  Jahr  1914/15  ist  der  Gründung  von  Ak¬ 
tiengesellschaften  nicht  günstig  gewesen.  Im 
Zeitraum  vom  1.  August  1913  bis  zum  1.  Januar  19M 
wurde  die  Erlaubnis  zur  Gründung  von  325  Aktien¬ 
gesellschaften  mit  einem  Gesamtkapital  von  450-3  Mil¬ 
lionen  Rubel  erteilt,  während  im  Zeitraum  vom  1.  August 
1914  bis  zum  1.  August  1915  nur  250  Gesellschaften 
mit  einem  Gesamtkapital  von  297-5  Millionen  Rubel  ge¬ 
richtliche  Anerkennung  fanden. 

Es  wurde  ferner  im  Zeitraum  vom  1.  August  1913 
bis  zum  1.  August  1914  die  Genehmigung  zur  Erweite- 
1  ung  des  Grundkapitals  russischer  Aktiengesellschaften 
im  Ausmaß  von  324  Millionen  Rubel  erteilt;  die  Er¬ 
weiterung  der  folgenden  Periode  (1914 — I9I5)  betrug 
insgesamt  aber  nur  129-3  Millionen  Rubel,  war  also 
ca.  21/0mal  kleiner.  Dieser  Rückgang  ist  durch  den  un¬ 
günstigen  Einfluß  des  Krieges  auf  den  Geldmarkt  zu 
erklären. 


giidjevunjetgetL 

Die  Eisenindustrie  unter  dem  Kriege.  Von  Dr.  Ing.  E. 

Schrödter,  geschäftsführendem  Vorstandsraitgliede  des  Vereines 
deutscher  Eisenhüttenleute  in  Düsseldorf.  8.  Heft  der  »Kriegs- 
liefte  aus  dem  Industriebezirk«  Essen  1915.  Verlag  G.  D.  Baedeker. 
55  Seiten. 

In  dieser  kleinen  Schrift  wird  die  Einwirkung  des  Weltkrieges 
auf  die  Eisenindustrien  der  wichtigsten  am  Kriege  beteiligten 
Länder  und  neutralen  Staaten  behandelt,  und  zwar  vorwiegend 
nach  den  Ergebnissen  des  ersten  Kriegsjahres,  zum  Teil  sogar 
nur  des  ersten  Halbjahres.  Nichtsdestoweniger  finden  sich  darin 
zahlreiche,  höchst  bemerkenswerte  Angaben,  so  z.  B.  eine  über¬ 
sichtliche,  inhaltsreiche  Darstellung  des  schweren,  wirtschaftlichen 
und  auch  politisch-militärischen  Schadens,  den  Frankreich  infolge 
der  Besetzung  seiner  wichtigsten  Industriegebiete  durch  das 
deutsche  Heer  erlitten  hat;  ähnliche  Angaben  über  Italien, 
Schweden,  Rußland,  Belgien,  die  Vereinigten  Staaten,  wobei 
die  Vereinigten  Staaten  sehr  ungünstig  abschneiden,  da  während 
des  Zeitraums,  den  die  Schrift  vorwiegend  behandelt,  die  durch 
Kriegslieferungen  hervorgerufene  Hochkonjunktur  kaum  erst  be¬ 
gonnen  hatte.  Von  besonderem  Intere-se  sind  die  ausführlichen 
Mitteilungen  über  die  Art,  wie  die  deutsche  Eisen-  und  Stahl¬ 
industrie  den  Kriegsfolgen  zu  begegnen  und  den  Kriegsbedürf¬ 
nissen  zu  dienen  wußte.  Von  hervorragender  Bedeutung  ist  die  aus 
dem  Munde  eines  Fachmannes  wie  Schrödter  stammende  Mit¬ 
teilung,  daß  gerade  bezüglich  der  bisher  unentbehrlich  scheinenden 
Rohstoffe,  in  denen  die  deutsche  Industrie  von  England  auf 
längere  Dauer  für  verwundbar  gehalten  wurde,  Deutschlands 
Wissenschaft  und  Technik,  Hand  in  Hand  arbeitend,  Erfolge 
erzielt  haben,  die  das  deutsche  Volk  auch  in  dieser  Hinsicht 
vom  Auslande  unabhängig  machen  und  mit  voller  Beruhigung 
für  alles  Kommende  zu  erfüllen  vermögen.  Diese  technischen 
Fortschritte  sollen,  nach  Schrödter,  auch  eine  verläßliche  Waße 
in  jenem  Wirtschaftskrieg  sein,  den  Großbritannien,  wie  es  heißt, 
nach  dem  Weltkrieg  weiterführen  will. 


<*5cfd}üftUd)e  pUttcilungen* 

(Kapitalsvermehrung  der  Allgemeinen  Depositenbank.) 

Auf  Grund  einer  früher  erteilten  staatlichen  Genehmigung 
hat  die  Depositenbank  das  Recht,  ihr  Aktienkapital  von  33 
auf  40  Millionen  Kronen  zu  erhöhen.  Da  der  Einlagenstand 
sich  der  statutarischen  Maximalgrenze  nähert,  erscheint  es 
schon  aus  diesem  Grunde,  abgesehen  von  der  geplanten 
künftigen  Ausdehnung  des  Geschäftsprogramms  der  Bank, 
geboten,  die  im  Statut  bereits  vorgesehene  Erhöhung  in  dem 
erwähnten  Ausmaß  durchzuführen.  Die  Verwaltung  stellt 
daher  diese  Erhöhung  auf  die  Tagesordnung  der  am 
11.  April  stattfindenden  Generalversammlung,  bei  welcher 
der  Verwaltungsrat  um  die  Ermächtigung  nachsuchen  wird, 
Zeitpunkt  und  Modalitäten  der  Emission  nach  eigenem  Er¬ 
messen  festzustellen.  Neben  üblichen  Verhandlungsgegen¬ 
ständen  enthält  die  Tagesordnung  noch  Anträge  auf  einige 
formelle  Änderungen  der  Statuten. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfiagen.) 


Seidene  Halstücher.  Ein  österreichischer  Handels¬ 
agent  in  Amsterdam  bewirbt  sich  um  Vertretungen  öster¬ 
reichischer  Häuser,  welche  seidene  und  halbseidene  Hals¬ 
tücher,  sowohl  aus  Natur-  wie  auch  aus  Kunstseide  er¬ 
zeugen  und  gewillt  wären,  mit  Holland  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  treten.  (A.  E.  717.) 

Rotverschnittwein.  Ein  Importhaus  in  Metz  wünscht 
Offerte,  Bezugsbedingungen  und  Musterproben  von  13- 
bis  I4grädigen  Rotverschnittweinen.  (A.  E.  716.) 

Geschäftsverbindung  mit  Russisch-Polen.  Ein  gut 

empfohlener  Agent  in  Lublin  bietet  sich  österreichischen 
Häusern  als  Vertreter  an,  welche  den  Wunsch  hegen,  mit 
Lublin  und  dem  benachbarten  Gebiete  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  kommen.  (A.  E.  715.) 

Lederhandschuhe.  Eine  Agenturfirma  in  Amsterdam 
interessiert  sich  für  die  Übernahme  der  Vertretung  einer 
österreichischen  Lederhandschuhfabrik,  welche  für  den 
Export  eingerichtet  und  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenz¬ 
fähig  ist.  E.  714.) 

Seidenwaren  aller  Art.  Ein  österreichischer  Kauf¬ 
mann,  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  der  seit  mehr  als  20  Jahren 
Skandinavien  bereist,  dortselbst  seine  Subvertreter  hat 
und  bei  der  kaufkräftigen  erstklassigen  Kundschaft  gut 


eingeführt  ist,  berichtet,  daß  in  den  skandinavischen 
Ländern  infolge  des  Ausfuhrverbotes  von  Textilien  aus 
Wolle  und  Baumwolle  aus  den  Erzeugungsländern,  gegen¬ 
wärtig  große  Nachfrage  nach  Ersatzstoffen  besteht,  und 
daher  Seidenwaren  österreichischer  Provenienz  ein  gutes 
Absatzfeld  finden  könnten,  österreichische  Fabrikanten 
der  Seidenwarenbranche  werden  hiermit  auf  diese 
günstige  Absatzchance  aufmerksam  gemacht  und  einge¬ 
laden,  sich  mit  dem  betreffenden  Vertreter,  dessen 
Adresse  im  Bureau  der  Sektion  erhältlich  ist,  ins  Ein¬ 
vernehmen  zu  setzen.  (A.  E.  713.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  71X.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 


PUttcünn^cn  Uv  ©k*mtd)ifdj-Pttf)tfdje«  Sektion*1) 


Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau.  Am  5.  März  1.  J. 
wird  der  Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau  eröffnet.  Zugelassen 
werden  nur  vollständig  frankierte,  offene  Briefsendungen 
aller  Art,  und  zwar  sowohl  gewöhnliche  als  auch  ein 
geschriebene,  ferner  gewöhnliche  Postanweisungen.  Die 
Briefsendungen  dürfen  nur  in  deutscher  Sprache  ab' 
gefaßt  sein,  keinerlei  Mitteilungen  über  militärische  An¬ 
gelegenheiten  enthalten  und  müssen  die  genaue  Bezeich¬ 
nung  des  Absenders  tragen.  (Auf  den  Postanweisungs¬ 
abschnitten  sind  Mitteilungen,  wie  dermalen  überhaupt 
im  Auslandsverkehr,  unzulässig.)  Die  Versendungs¬ 
bedingungen  und  Gebührenansätze  sind  dieselben  wie 
im  Wechselverkehr  zwischen  Österreich  und  Deutsch¬ 
land.  Die  Postanweisungen  sind  in  Markwährung  aus¬ 
zustellen  und  dürfen  höchstens  auf  500  M.  lauten.  Sie 
werden  im  Generalgouvernement  Warschau  nach  dem 
festen  Wertverhältnisse  100  Rubel  gleich  150  M.  aus¬ 
gezahlt. 

Am  Postverkehr  nehmen  im  Generalgouvernement 
Warschau  folgende  Postorte  teil:  Alexandrowro,  Bendzin, 
Brzeziny,  Ciechanow,  Czenstochau,  Gostynin,  Grodzisk, 
Grojec,  Kalisch,  Kolo,  Konin,  Kutno,  Lenczyca,  Lipno, 
Lodz,  Lowicz,  Mlawa,  Pabianice,  Plock,  Plonsk,  Przas- 
nysz,  Rawa,  Rypin,  Sieradz,  Sierpe,  Skierniewice,  Slupca, 
Sochaczew',  Sosnowice,  Tomaszow  (Kr.  Brzeziny), 
Turek,  Wielun,  Wloclawek,  Zdunska,  Wola,  außerdem 
die  Orte  aller  Kreise,  in  denen  diese  Postorte  liegen, 
und  die  Stadt  Warschau  selbst.  Darüber  hinaus  sind 
Postanweisungen  auch  nach  allen  anderen  Orten  im 
Generalgouvernement  Warschau  zulässig.  In  der  Auf¬ 


schrift  der  Sendungen  nach  Landorten  ist  der  Name  des 
zuständigen  Postortes,  bei  dem  die  Sachen  abgeholt 
werden  sollen,  mindestens  aber  der  Name  des  Kreises, 
anzugeben.  Zugestellt  werden  sie  nicht.  (3723/E.) 

Zinsenberechnung.  Laut  Verordnungsblatt  für  das 
Generalgouvernement  vom  15.  Februar  1.  J.  Nr.  22  tritt 
für  die  Verpflichtung  von  Geldforderungen  für  die  Zeit 
vom  1.  August  1914  bis  zum  31.  März  1916  nachstehende 
Vorschrift  in  Kraft: 

Der  Zinssatz  beträgt  7x/2  Prozent;  ist  er  durch  Vertrag 
oder  sonstiges  Rechtsgeschäft  andenveit  festgesetzt,  so 
hat  es  dabei  sein  Bewenden  (§  2).  Die  Zinsen  sind  für 
die  gesamte  obengenannte  Zeit  zu  entrichten.  Nach  dem 
31.  Juli  1914  fällig  gewordene  Schulden  sind  vom  Tage 
der  Fälligkeit  ab  zu  verzinsen  (§  3).  In  Ansehung  der 
Verpflichtung  zur  Zinszahlung  für  die  übrige  Zeit  hat 
es  bei  dem  sonstigen  Recht  sein  Bewenden  (§  1,  Absatz  2). 
Ebenso  finden  diese  Sondervorschriften  keine  Anwen¬ 
dung  auf  Schulden,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  bereits  erloschen  sind  (§  1,  Absatz  3). 

(3570/E.) 

Reisen  nach  dem  deutschen  Verwaltungsgebiet 
in  Russisch-Polen.  Zu  Reisen  nach  dem  unter  deutscher 
Verwaltung  stehenden  Okkupationsgebiete  von  Russisch- 
Polen  ist  eine  besondere  Bewilligung  notwendig.  Diese 
Bewilligung  wird  auf  Grund  eines  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefertigten  und  mit  der  amtlich  beglaubigten  Photo¬ 
graphie  und  Unterschrift  des  Inhabers  versehenen  Reise- 

,)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels¬ 
museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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passes  in  der  Form  der  Ausstellung  eines  Passierscheines 
durch  den  stellvertretenden  Generalstab  in  Berlin  im 
Einverständnis  mit  dem  Generalgouvernement  in  War¬ 
schau  erteilt,  jedoch  nur  in  den  Ausnahmefällen  ge¬ 
geben,  wenn  es  sich  um  dringende  und  wichtige  Ange¬ 
legenheiten  handelt,  bei  denen  die  persönliche  Anwesen¬ 
heit  des  Reisewerbers  unbedingt  erforderlich 
erscheint.  Die  Passierscheine  unterliegen  einer  Taxe 
von  3  M.  für  je  eine  Woche  der  bewilligten  Gültigkeits¬ 
dauer.  Die  Bewerbung  darum  hat  mittels  schriftlicher 
Gesuche  zu  erfolgen,  die  genaue  Angabe  über  i.  die 
Paßdaten,  2.  das  Reiseziel  (unter  namentlicher  An¬ 
führung  aller  Orte,  an  denen  Aufenthalt  genommen 
werden  soll),  3.  den  Reiseweg,  4.  den  Reisezweck  und 
5.  die  beabsichtigte  Dauer  der  Reise  enthalten  und  be¬ 
sonders  alle  für  die  Prüfung  der  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  belangreichen  Umstände  mit  voller 
Deutlichkeit  erkennen  lassen  müssen.  Der  Paß  selbst 
braucht  nicht  beigegeben  zu  werden,  es  muß  aber  die 
Richtigkeit  der  Angaben  in  dem  Gesuche  über  seine 
Daten  amtlich  bestätigt  sein. 

Die  V ermittlung  der  Gesuche  hat  das  k.  u.  k.  Mini¬ 
sterium  des  Äußern  übernommen,  das  sie  im  Interesse 
der  Vereinfachung  des  Verfahrens  im  Wege  seines  Ver¬ 
treters  in  Warschau  der  Paßzentrale  des  kaiserlichen 
Generalgouvernements  in  Warschau  zur  weiteren  Er¬ 
ledigung  zukommen  lassen  wird.  Da  jedoch  eine  Inter¬ 
vention  des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußern  nur  in 
jenen  Fällen  Platz  greifen  kann,  in  denen  in  bezug  auf 
die  Dringlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Reise  die  Vor¬ 
aussetzungen  für  die  Erteilung  der  Bewilligung  durch 
das  Generalgouvernement  gegeben  sind,  dürfen  Reise¬ 
ansuchen  nicht  mehr  wie  bisher  beim  Ministerium  des 
Äußern  eingebracht  werden ;  diese  Eingaben  werden  nach 
vorheriger  Begutachtung  auf  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  dem  k.  u.  k!  Ministerium  des 
Äußern  auf  das  nach  dem  Reisezweck  in  Betracht 
kommende  k.  k.  Fachministerium  übermittelt. 

Die  Gesuche  um  die  Erteilung  der  Reisebewilligung 
nach  dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  von 
Russisch-Polen  sind  demnach  von  den  Erlaubniswerbern 
bei  der  politischen  Bezirks-,  beziehungsweise  landes¬ 
fürstlichen  Polizeibehörde  ihres  Aufenthaltsortes  ein¬ 
zubringen;  diese  Stellen  wurden  angewiesen,  die  Gesuche 
nach  Erhebung  über  die  Verläßlichkeit  des  Gesuch¬ 
stellers  und  die  Stichhältigkeit  seiner  Angaben  mit  einem 
Anträge  über  die  Berücksichtigungswürdigkeit  des  An¬ 
suchens  an  die  politische  Landesbehörde  behufs  Weiter¬ 
leitung  an  die  betreffenden  Fachministerien  vorzulegen. 

(2678/E.) 

Reisen  aus  dem  österreichisch-ungarischen  nach 
dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  deutsche  Okkupationsgebiet 
wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  der  besondere  Ausweis. 

Ad  1.  Die  von  den  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischen 
Kommandos  gemäß  der  V erordnung  des  Armeeober¬ 
kommandanten  vom  25.  August  1915,  Nr.  35  V.-Bl.,  aus¬ 
gestellten  Reisepässe  werden  vom  kaiserlich  deutschen 
Generalgouvernement  als  zureichend  anerkannt. 

Ad  2.  Der  besondere  Ausweis  wird  ausgestellt  von  der 
Paßzentrale  des  Generalgouvernements  W  a  r  s  c  h  a  u. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  der  Reisepaß  unter  genauer 
Angabe  des  Zweckes  und  der  Dauer  der  Reise  an  den 
dem  Generalgouvernement  Warschau  zugeteilten  Ver¬ 
treter  des  österreichisch-ungarischen  Armeeober¬ 
kommandos  zu  senden. 

Der  Reisepaß  wird  sodann  an  die  übersendende  Stelle 
unmittelbar  von  der  kaiserlich  deutschen  Paßzentrale 


oder  durch  den  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  zu¬ 
rückgeschickt,  im  Falle  der  Genehmigung  der  Reise  .vird 
der  besondere  Ausweis  behufs  Ausfolgung  an  den  Be¬ 
werber  angeschlossen. 

Reisen  aus  dem  kaiserlich  deutschen  nach  dem 
österreichisch-ungarischen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  österreichisch-ungarische 
Okkupationsgebiet  wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  das  Visum  des  Reisepasses 

Ad  1.  Die  von  den  kaiserlich  deutschen  Kommandos 
oder  Behörden  gemäß  den  derzeit  geltenden  Vorschriften 
ausgestellten  Reisepässe  werden  als  zureichend  an¬ 
erkannt. 

Ad  2.  Das  Visum  wird  ausgestellt  vom  Armeeober¬ 
kommando  selbst  oder  einer  seiner  Paßvidierungsstellen 
in  Szczakowa,  Krakau,  Rozwadow  oder  Lemberg  oder 
von  den  dem  Generalgouvernement  Warschau  zuge¬ 
teilten  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  oder  vom 
k.  u.  k.  Kriegsministerium.  Zur  Erwirkung  des  Visums 
ist  der  Reisepaß  an  eine  der  bezeichneten  Stellen  zu 
senden.  Hierbei  ist  neben  den  im  Reisepaß  ohnehin  ent¬ 
haltenen  Angaben  auch  das  Ziel,  der  Zweck  und  die 
Dauer  der  Reise  anzugeben. 

Der  Reisepaß  wird  nach  allfälliger  Beisetzung  des 
Visums  von  der  k.  u.  k.  Stelle,  bei  der  die  Vidierung 
erbeten  wurde,  an  die  übersendende  Stelle  zurück¬ 
geschickt.  (3833/E.) 

Gerichtsbarkeit  im  Generalgouvernement  War¬ 
schau.  Der  Präsident  des  kaiserlich  deutschen  Ober¬ 
gerichts  bei  dem  Generalgouvernement  Warschau  be¬ 
richtete  an  den  „Verband  zur  Sicherung  deutscher  For¬ 
derungen  an  das  feindliche  Ausland“  in  Barmen  wie 
folgt: 

In  den  von  den  deutschen  Truppen  besetzten 
Teilen  Russisch-Polens  ist  die  deutsche  Gerichtsbarkeit 
in  vollem  Umfange  aufgenommen.  Das  Verfahren  ent¬ 
spricht  dem  vor  den  Gerichten  in  Deutschland,  An¬ 
waltszwang  besteht  nicht.  Es  findet  das  Mahn-  und 
Klageverfahren  statt.  Auch  Zwangsvollstreckung  wird 
betrieben.  In  Deutschland  ergangene  Urteile  oder  andere 
vollstreckbare  Schuldtitel  werden  ohneweiters  vollstreckt. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  den  Schuldner 
vor  das  zuständige  Gericht  zwecks  Mahnung  laden  zu 
lassen,  da  erfahrungsgemäß  eine  solche  gerichtliche 
Mahnung  genügt,  um  den  Schuldner  zur  Zahlung  zu 
veranlassen.  (3742/E.) 

Protestaufnahme  in  Russisch-Polen.  Zum  Schutze 

der  Wechselgläubiger  im  besetzten  Gebiete  von 
Russisch-Polen  sind  bekanntlich  die  Fristen  zur  Vor¬ 
nahme  einer  Handlung,  deren  es  zur  Ausübung  und 
Erhaltung  des  Wechselrechtes  oder  des  Regreßrechtes  aus 
dem  Scheck  bedarf,  vorläufig  bis  30.  Juni  1916  ver¬ 
längert  worden.  Eine  Verlängerung  dieser  Frist  dürfte  zu 
erwarten  sein.  Die  Wechselgläubiger  sind  daher,  wie  die 
Handelskammer  zu  Berlin  mitteilt,  zurzeit  wohl  be¬ 
rechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  ihre  Wechsel  protestieren 
zu  lassen.  Zur  Aufnahme  der  Proteste  sind  auch  die  Ge¬ 
richtsvollzieher  ermächtigt.  Anträge  auf  Prötestaufnahme 
durch  diese  sind  an  den  Präsidenten  des  Obergerichtes 
in  Warschau  zu  richten,  österreichische  Wechsel¬ 
gläubiger  sollten  schon  frühzeitig  auf  Erhebung  des 
Protestes  bedacht  sein,  insbesondere,  wenn  es  sich  um 
Provinzwechsel  handelt.  (365/E.,  2768/E.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.70a) 
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EINFÜHRUNG  DER  ZOLLVERWALTUNG 
FÜR  DIE  IN  ÖSTERREICHISCH-UNGARI¬ 
SCHER  MILITÄRVERWALTUNG  STEHEN¬ 
DEN  GEBIETE  SERBIENS. 

Auf  Grund  der  dem  Armeeoberkommandanten  kraft 
Allerhöchsten  Oberbefehls  übertragenen  Befugnisse  der 
obersten  Zivil-  und  Militärgewalt  in  den  in  österreichisch¬ 
ungarischer  Militärverwaltung  stehenden  Gebieten  Ser¬ 
biens  (Okkupationsgebiet)  wird  vom  Armeeoberkomman¬ 
danten  durch  eine  im  zweiten  Stücke  des  Verordnungs¬ 
blattes  des  Militärgouvernements  in  Belgrad  erschei¬ 
nende,  am  10.  April  d.  J.  in  Kraft  tretende  Verordnung 
eine  Zollordnung  samt  Zolltarif  erlassen  und  hiermit 
dieses  Okkupationsgebiet  von  Serbien  als  ein  besonderes 
Zollgebiet  konstituiert. 

Die  Zollordnung  und  der  Zolltarif  haben  folgenden 
Wortlaut: 

§  1.  Bei  der  Einfuhr  von  Waren  in  das  Okkupations¬ 
gebiet  werden  Zölle  nach  Maßgabe  des  anliegenden  Zoll- 
tarifes  erhoben. 

Waren,  die  in  keine  der  im  Zolltarife  angeführten 
Warenkategorien  eingereiht  werden  können,  sind  in  der 
Einfuhr  zollfrei. 

Der  Militärgouverneur  ist  ermächtigt,  die  Einfuhr  be¬ 
stimmter  Warengattungen  zu  verbieten. 

^  Die  Einfuhr  von  Monopolsgegenständen,  d.  i.  Tabak, 
Salz,  Zigarettenpapier,  Zündhölzchen,  aus  stärke-  und 
zuckerhältigen  Stoffen  gewonnener  Alkohol  und  Petro¬ 
leum  kann  nur  von  der  Monopolsverwaltung  oder  mit 
ihrer  Ermächtigung  erfolgen. 

§  2.  Die  Durchfuhr  von  Waren  unter  Zollkontrolle 
erfolgt  nur  im  direkten  Bahn-  und  Schiffahrtsverkehre. 

Jede  andere  Durchfuhr  unterliegt  der  Eingangsverzol¬ 
lung  und  allen  Bestimmungen  über  die  Einfuhr  und  Aus¬ 
fuhr. 

§  3.  Die  Durchführung  der  Zollvorschriften  erfolgt: 

1.  bezüglich  des  Warenverkehr  es  über  die  Grenzen 
zwischen  dem  k.  u.  k.  und  dem  königlich  bulgarischen 
Okkupationsgebiete  durch  k.  u.  k.  militärische  Zollämter; 

2.  bezüglich  des  Warenverkehres  über  die  ungarisch¬ 
serbische  Grenze  durch  königlich  ungarische  Zollämter; 

3.  bezüglich  des  Warenverkehres  über  die  Grenze 
zwischen  Bosnien-Hercegovina  und  Serbien  durch 
bosnisch-hercegovinische  Zollämter. 

Die  unter  1  bezeichneten  Zollämter  unterstehen  dem 
k.  u.  k.  Militärgeneralgouvernement  Belgrad;  der  zoll¬ 
technische  Dienst  bei  diesen  Ämtern  wird  jedoch  vom 
königlich  ungarischen  Finanzministerium  geleitet.  Die 
hierbei  ergehenden  Weisungen  und  Entscheidungen  der 
königlich  ungarischen  Finanzbehörden  ebenso  wie  die  an 
diese  Behörden  gerichteten  Meldungen  und  Berichte  der 
Zollämter  werden  dem  k.  u.  k.  Militärgeneralgouverne¬ 
ment  in  Abschrift  zur  Kenntnis  gebracht.  Von  den  In¬ 
spektionen  des  zolltechnischen  Dienstes  durch  königlich 
ungarische  Finanzorgane  wird  das  Militärgeneral¬ 
gouvernement  rechtzeitig  im  Voraus  behufs  Entsendung 
eines  Vertreters  verständigt. 

Die  unter  2  und  3  bezeichneten  Zollämter  unterstehen 
auch  bezüglich  des  Zolldienstes  des  k.  u.  k.  Okkupations¬ 
gebietes  ihren  Vorgesetzten  Dienstbehörden. 

Das  k.  u.  k.  Militärgeneralgouvernement  Belgrad  ist 
ermächtigt,  alle  Zollämter  fallweise  zu  besichtigen  und 
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hierbei  die  Versehung  des  Zolldienstes  des  k.  u.  k.  Okku¬ 
pationsgebietes  zu  kontrollieren. 

Von  jeder  Besichtigung  eines  königlich  ungarischen 
oder  bosnisch-hercegovinischen  Zollamtes  wird  die  Vor¬ 
gesetzte  Finanzbehörde  rechtzeitig  im  voraus  behufs  Ent¬ 
sendung  eines  Vertreters  verständigt.  Beanstandungen 
des  Zolldienstes  in  einem  vom  königlich  ungarischen 
oder  vom  k.  u.  k.  gemeinsamen  Finanzministerium  ge¬ 
leiteten  Dienstzweige  werden  dem  betreffenden  Mini¬ 
sterium  zur  Kenntnis  gebracht. 

Das  königlich  ungarische  Finanzministerium  und  das 
k.  u.  k.  gemeinsame  Finanzministerium  werden,  soweit 
1  vom  Armeeoberkommando  nach  den  obigen  \  or- 
schriften  mit  Aufgaben  der  Zollverwaltung  des  k.  u.  k. 
Okkupationsgebietes  betraut  sind,  bei  wichtigen  Verwal¬ 
tungsmaßnahmen  die  Zustimmung  des  Armeeober¬ 
kommandos  einholen. 


Zu  § 
Zolltarif. 


An  1  a  g  e. _ 

1  der  Zollordnung. 


Nr. 


Warenbezeichnung 


Zollsatz 

Einheits- 
M.iüstab  satz 


§  4.  Die  Einfuhr  darf  nur  über  Grenzzollämter  er¬ 


folgen.  Die  Waren  sind  nach  Maßgabe  der  für  das  Ver¬ 
tragszollgebiet  geltenden  Gesetze  und  Vorschriften  über 
das  Zollverfahren  bei  den  in  §  3  bezeichneten  Grenz¬ 
zollämtern  zur  Verzollung  anzumelden  und  zur  Abferti¬ 
gung  zu  stellen. 

§  5.  Die  Gewichtszölle  werden  vom  Rohgewicht  er¬ 
hoben  bei  allen  Waren,  für  die  der  Zoll  K  12-50  für 
100  kg  nicht  übersteigt.  Bei  Einfuhr  zollpflichtiger  Waren 
in  Postpaketen  bis  zu  5  kg  Rohgewicht  wird  ein  Stück¬ 
zoll  von  K  2-50  erhoben,  sofern  das  Paket  keine  Waren 
enthält,  die  einem  Zollsätze  von  375  K  oder  mehr  für 
100  kg  oder  einem  Stückzoll  unterliegen. 

§  6.  Von  der  Zollpflicht  sind  befreit: 

1.  Liebesgaben  für  österreichisch-ungarische  oder  ver¬ 
bündete  Truppen; 

2.  Waren,  die  für  die  österreichisch-ungarische  Feld¬ 
armee  oder  Militärverwaltung  oder  für  die  Feldarmee 
einer  verbündeten  Macht  eingeführt  werden; 

3.  Waren,  die  von  Angehörigen  der  österreichisch¬ 
ungarischen  Feldarmee  oder  Militärverwaltung  oder  von 
Angehörigen  der  Feldarmee  einer  verbündeten  Macht 
zum  eigenen  Gebrauch  eingeführt  werden ; 

4.  gebrauchte  Kleidungsstücke  und  Wäsche,  die  nicht 
zum  Verkauf  oder  zur  gewerblichen  Verwendung  dienen; 

5.  Gebrauchs-  oder  Verzehrungsgegenstände,  die  von 
Reisenden,  einschließlich  der  Fuhrleute  und  Schiffer, 
zum  eigenen  Gebrauch  oder  Verbrauch  oder  zur  Aus¬ 
übung  ihres  Berufes  auf  der  Reise  mitgeführt  werden. 

§  7.  Übertretungen  der  Zollordnung  werden  mit  der 
Einziehung  der  Gegenstände,  mit  denen  die  Übertretung 
begangen  wurde,  und  mit  einer  Geldstrafe  bis  zur  vier¬ 
fachen  Höhe  des  Wertes  der  Gegenstände,  wenigstens 
aber  in  der  Höhe  von  40  K  bestraft. 

Wenn  die  Einziehung  der  Gegenstände  nicht  möglich 
ist,  wird  auf  Erlegung  des  Wertes  und,  wenn  dieser 
nicht  zu  ermitteln  ist,  auf  Zahlung  von  100  bis  3500  K 
erkannt. 

Hinterzogene  Abgaben  sind  außerdem  zu  entrichten. 

Übertretungen,  die  nicht  mit  bestimmten  Gegenständen 
und  nicht  durch  Hinterziehung  von  Abgaben  begangen 
wurden,  werden  mit  Geldstrafe  bis  zu  200  K  bestraft. 

§  8.  Bei  Uneinbringlichkeit  der  in  §  7  bezeichneten 
Geldstrafe  wird  auf  Arrest  bis  zur  Dauer  von  sechs  Mo¬ 
naten  erkannt. 

§  9.  Durchführungsvorschriften  zur  Zollordnung  und 
zum  Zolltarif  werden  durch  Verordnung  des  Militär¬ 
generalgouvernements  erlassen. 

Das  Militärgeneralgouvernement  ist  ermächtigt,  zur 
Milderung  von  Kriegsschäden  oder  zur  Abwehr  von  Not¬ 
ständen  Ausnahmen  von  der  Zollpflicht  zu  bewilligen  oder 
Ermäßigungen  der  Zollsätze  zu  gewähren. 

§  10.  Diese  Verordnung  und  der  einen  Bestandteil  der¬ 
selben  bildende  Zolltarif  treten  am  10.  April  1916  in 
Kraft. 


1.  a)  Weizen,  Roggen . .  •  100  kg 

b)  Gerste,  Mais,  Hafer  und  andere  Ge¬ 
treidearten,  auch  gemälzt .  » 

2.  Reis,  auch  geschält .  »  » 

3.  Kartoffel .  »  » 

4.  Gemüse,  Hülsenfrüchte,  Obst: 

a)  frisch . . .  »>  » 

b )  getrocknet,  gedörrt  und  in  anderer 

Weise  einfach  zubereitet .  »  » 

5.  Südfrüchte,  frisch  und  getrocknet  ...  ,,  >. 

6.  Kaffee: 

a)  roh . ”  »> 

b)  gebrannt .  »  ,» 

7.  Kaffeesurrogate  .  »  » 

8.  Tee .  ”  ” 

9.  Gewürze .  *»  ” 

10.  Hopfen  und  Hopfenmehl .  »  » 

11.  Fleisch  und  Spek: 

a)  frisch . .  »  ” 

b)  zubereitet,  auch  Wurstwaren  ....  „  >, 

12.  Heringe,  gesalzen .  »  » 

13.  Fische,  gesalzen  (mit  Ausnahme  der  ge¬ 

salzenen  Heringe,  mariniert  oder  ge¬ 
räuchert)  .  »  » 

14.  Müflereierzeugnisse .  »  » 

15.  Fette,  öle .  »  » 

16.  Stärke  aller  Art .  »  >> 

17.  Zucker  .  »  ” 

18.  Branntwein  aller  Art  (mit  Ausnahme  des 

aus  Stärke  und  zuckerhältigen  Stoffen 
gewonnenen  und  dem  Monopol  unter¬ 
liegenden  Alkohols)  : 

a)  in  Fässern  .  .  . .  »  » 

b)  in  anderen  Behältnissen . .  >> 

19.  Wein: 

a)  in  Fässern .  »  ” 

b)  in  Flaschen .  »  ” 

c)  Schaumweine' .  »  » 

20.  Bier  aller  Art .  >>  > 

21.  Essig  aller  Art .  »  > 

22.  Hefe  aller  Art .  »  > 

23.  Mineralwässer  aller  Art .  »  > 

24.  Kakao,  Schokolade,  Zuckerwerk  und  an¬ 

dere  mit  Zucker  zubereitete  Nah¬ 
rungs-  und  Genußmittel .  >*  > 

25.  Nicht  besonders  benannte  Nahrungs¬ 

und  Genußmittel  ohne  Zuckergehalt  „  , 

26.  Speisefette  aller  Art .  »  > 

27.  Farberden,  Gips,  Kreide,  gebrannt,  ge¬ 

mahlen,  auch  geschönt,  Zement  .  .  .  ,,  > 

28.  Destillationsprodukte  des  Rohöls  (mit 

Ausnahme  des  dem  Monopol  unter¬ 
liegenden  Leuchtpetroleums,  ferner 
Destillationsprodukte),  der  Bitumene 
(Asphalt),  der  Rohteere  und  der 
Kohle,  Zeresin  .  . . .  •  » 

29.  a)  Wachs,  technische  Fette  und  bett¬ 

säuren  .  » 

b)  Kerzen  und  Lichte  aller  Art  ....  „ 

30.  Wagenschmiere,  Wichse  und  Putzfette 

sowie  andere  zubereitete  bettungs- 

und  Schmiermittel  ^  •  »» 

31.  Seifen: 

a)  Waschseife  aller  Art .  » 

b)  Toiletteseife  .  » 

32.  Soda,  Pottasche,  Ätznatron,  Chlorkalk  .  „ 

33.  Essigessenz  . » 

34.  Zubereitete  Farben  und  I  inten  ....  „ 

35.  Firnisse  und  Lacke .  » 

36.  Riech-  und  Schönheitsmittel  aller  Art  .  „ 

37.  Baumwolle: 

a)  Garne  . . 

b)  Webe-,  Wirk-  und  Strickwaren  ...  „ 

38.  Hanf,  Flachs  und  andere  vegetabilische 

Spinnstoffe-: 

a)  Garne  .  » 

b)  Webe-,  Wirk-  und  Strickwaren: 

1.  grobe  Packstoffe,  auch  Säcke  ...  „ 

2.  andere .  » 

c)  Seil  waren,  auch  Netze .  » 

Wolle  und  andere  Tierhaare: 

a)  Garne .  >* 

b)  Fußbodenteppiche . . 


Kronen 

5”— 


2-50 

5" — 
2-50 


4- 


12- — 
I0‘ — 


150  — 
200" — 
25  — 
I50-— 
100- — 
4  — 


20- — 
50-— 
3  — 


30-— 

I0-— 
20- — 
I5‘— 

50-— 


350-— 

450-— 


SO'— 
100- — 
200*— 
I5‘ — ■ 

r— 

30-— 
2- — 


100- — 


8o- — 
So-— 


0-50 


IO- — 

3°' — 


IO- 


IO- — 
40-— 
I- — 

40- — 
20'- 

3°‘ — " 
300- — 


8o- — 


io- — 


7-50 
8o- — 

25-— 


39- 


25-— 
75' — 
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Nr.  W  arenbezeichnung- 

c )  Filze  und  Filzwaren . 

d)  Webe-,  Wirk-  und  Strickwaren  .  .  . 

40.  Seide  und  Halbseide: 

a)  Garne . 

b)  Webe-,  Wirk-  und  Strickwaren  .  .  . 

41.  Spitzen  und  Stickereien: 

a)  aus  Seide  . 

b)  andere  . 

42.  Posamentier-  und  Knopf  waren: 

a)  aus  Seide  . 

b)  andere  . 

43.  Kleider,  Wäsche  und  andere  Konfek¬ 

tions-  und  Modewaren,  Zollsatz  des 
Grundstoffes  zuzüglich  50  v.  H. : 

44.  Hüte  und  Mützen . 

45.  Fes,  mit  oder  ohne  Quasten . 

46.  Regen-  und  Sonnenschirme . 

47.  Wachstuch  und  überstrichene  Gewebe, 

auch  Fußbodenbelag  aus  Linoleum  . 

48.  Leder . 

49.  Schuhe  und  Stiefel . 

50.  Handschuhe . 

51.  Lederne  Treibriemen  aller  Art  .  .  .  . 

52.  Sattler-,  Riemer-  und  andere  Lederwaren 

53.  Kürschnerwaren . 

54.  Kautschuk-  und  Guttaperchawaren  .  .  . 

55.  Bürstenbinderwaren  sowie  Besen  .  . 

36.  Holzwaren: 

a)  Bau-  und  Nutzholz,  behauen,  Bretter, 
Parkettbretter  und  -leisten,  Zimmer¬ 
mannsarbeiten  für  Bauzwecke  .  .  . 

b)  andere  . 

57-  Pappe . . . j  ’ 

58.  Papier: 

a)  Packpapier . 

b)  anderes  . 

59.  Spielkarten . 

60.  Papierwaren: 

a)  Säcke,  Diiten  und  ähnliche  Erzeug- 


z 

0  1  1  s  a  t  z 

Einheits- 

Maüstab 

satz 

Kronen 

100  kg 

8o- — 

>y 

yy 

I25-— 

yy 

yy 

200- — 

yy 

yy 

1250  — 

yy 

yy 

1500  — 

yy 

yy 

ÖOO  • — 

yy 

yy 

500-— 

yy 

yy 

150-— 

pro  Stück  0-50 

yy  yy  0  20 

»  „  1-50 

100  kg  35  — 
y>  »  50’ - 

,,  ,,  100  T- 

»  >>  270'  ■ 

>>  >>  60 

,,  ,,  100* - 

„  ,»  150  — 
,,  ,,  120"— 

>>  >>  30" — 


5* 

15' 

3' 

5* 

io-- 

I00-- 


Durch  eine  gleichzeitig  erscheinende  und  gleichfalls 
am  10.  April  1916  in  Kraft  tretende  Verordnung  des 
Armeeoberkommandanten  werden  für  die  Ausfuhr  und 
Durchfuhr  im  serbischen  Okkupationsgebiet  folgende  Be¬ 
stimmungen  erlassen : 

§  1.  A  u  s-  u  n  d  D  u  r  c  h  f  u  h  r.  Die  Ausfuhr  aus  dem 
Okkupationsgebiet  und  die  Durchfuhr  (§  2  der  Zoll¬ 
ordnung)  durch  dasselbe  ist  in  bezug  auf  alle  Waren  ver¬ 
boten,  deren  Ausfuhr  aus  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  und  deren  Durchfuhr  durch  dieselbe  verboten 
ist.  Die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  darf  nur  über  Grenz¬ 
zollämter  erfolgen. 

§  2.  Ausnahmen,  Aus-  und  Durchfuhr¬ 
bewilligungen.  Vom  Durchfuhrverbote  ausge¬ 
nommen  ist: 

1.  die  Durchfuhr  von  Waren  aus  der  österreichisch¬ 
ungarischen  Monarchie  oder  in  dieselbe  und 

2.  die  Durchfuhr  von  Waren,  deren  Durchfuhr  durch 
die  österreichisch-ungarische  Monarchie  gestattet  wurde. 

Durch  Verordnung  des  Militärgeneralgouvernements 
kann  die  Ausfuhr  in  die  Monarchie  allgemein  oder  mit 
Ausschluß  bestimmter  W  arenkategorien  zugelassen 
werden. 

Sonstige  Ausnahmen  vom  Aus-  und  Durchfuhrverbote 
(§  1)  werden  vom  Militärgeneralgouvernement  oder  von 
den  hierzu  durch  Verordnung  des  Militärgeneral¬ 
gouvernements  ermächtigten  Organen  bewilligt. 

Ferner  wird  in  demselben  Verordnungsblatte  eine 
Durchführungsverordnung  des  Militärgouvernements  in 
Belgrad  zur  Zollordnung  verlautbart,  welche  die  näheren 
Anordnungen  über  die  Einrichtung  des  Zolldienstes,  über 
das  Zollverfahren,  über  Zollbegünstigungen,  das  Rechts¬ 
mittelverfahren,  die  Zollzahlung  etc.  enthält. 


61. 

62. 

63 

64. 

65. 

66. 

67. 


68. 


69. 


70. 


71. 

72. 
73- 


7  4- 
/5- 
76. 


77- 

78. 


79- 

80. 


msse .  Tn. 

b)  andere .  ”  c0- _ 

Waren  aus  Zement,  auch  gemischt  mit 

Asbest .  c-_ 

Ziegel  aller  Art .  ”  ”  0-is 

Röhren  aus  Ton . !  !  !  !  ”  ” 

Wand-  und  Bodenbelagplatten .  ,,  ”  5- _ 

Alle  übrigen  Ton-  und  Steinzeugwaren  .  „  „  5- _ 

Waren  aus  Steingut,  Majolika  und  Por¬ 
zellan  .  Tc- 

. >>  yy  O  - 

Glas-  und  Glaswaren: 

a)  Hohlglas .  „  „  5-_ 

b)  Spiegel-  und  Tafelglas .  „  „  y- 

c)  alle  übrigen  Glaswaren .  „  „  iy_ 

Waren  aus  Edelmetallen: 

a)  aus  Silber,  auch  vergoldet . für  x  kg  30- — 

b)  aus  Gold  oder  Platin . .  „  „  250-- 

Eisen  und  Eisenwaren: 

a)  Stabeisen,  Träger,  Schienen  ....  100  kg  1-50 

b)  Blech,  Platten  und  Draht .  „  „  3-- 

c)  Blech-  und  Drahtwaren .  „  2o- _ 

d)  Waren  aus  Gußeisen .  „  6- 

e)  Waren  aus  Schmiedeeisen .  ,,  „  g • 

0  Wer  zeuge  und  Messerschmiedewaren  ,,  „  20- 

Waren  aus  unedlen  Metallen: 

a)  Halbfabrikate,  wie  Stangen,  Platten, 

Bleche,  Draht,  Röhren  etc .  ,,  „  io-- 

b)  Fabrikate .  ”  fi0-_ 

Näh-,  Strick-  und  Stickmaschinen  ...  ,,  „  5-- 

Kabel  und  isolierte  Drähte .  „  ,,  20-- 

Telegraphen-,  Telephon-,  Signal-  und 

ähnliche  elektrotechnische  Apparate 
sowie  elektrotechnisches  Klein¬ 
material  . ,,  ,,  60- 

Elektrische  Lampen . ;  ”  g0._ 

Fahrräder  und  deren  Teile .  ’’  ”  200- 

Musikalische  Instrumente: 

a)  Klaviere,  Harmoniums  und  ähnliche 

Instrumente  mit  Tasten . pro  Stück  100- 

b)  andere . 100  kg  40- 

Schreib-  und  Rechenmaschinen  sowie 

Registrierkassen .  )(  f>  100- 

Taschenuhren : 

a)  mit  goldenen  Gehäusen . pro  Stück  6- 

b)  mit  anderen  Gehäusen . „  „  2- 

Wand-  und  Standuhren . 100  kg  12er— 

Kinderspielwaren .  „  yi  5er- 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Errichtung  eines  Kriegsverbandes  der  Öl-  und 
Fettindustrie.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers 
im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  und 
im  Einverständnisse  mit  dem  Kriegsminister  vom 
8.  April  1916  verfügt: 

§  1.  Alle  Unternehmungen,  welche  sich  mit  der  Er¬ 
zeugung  tierischer  und  pflanzlicher  Öle  und  F'ette  — 
mit  Ausnahme  von  Butter  und  Schweinefett  sowie  von 
Knochenfett  —  und  der  daraus  hergestellten  Waren  be¬ 
fassen,  werden  zu  einem  „Kriegsverband  der  Öl-  und 
F  ettindustrie“  mit  dem  Sitze  in  Wien  vereinigt. 

Insbesondere  gehören  dem  Verbände  alle  jene  Unter¬ 
nehmungen  an,  welche  die  Erzeugung  von  Pflanzen¬ 
ölen,  die  Raffination  flüssiger  Pflanzenöle,  die  Talg¬ 
schmelzerei  —  außer  wenn  sie  im  Zusammenhänge  mit 
der  Fleischhauerei  oder  Selcherei,  und  zwar  nur  in 
geringem  Umfange  ausgeübt  wird  —  die  Ölhärtung,  die 
Speisefett-  und  Margarineerzeugung,  die  Erzeugung 
von  Ölfirnissen  und  Öllacken,  von  chemisch-technischen 
Fettprodukten  und  Degras,  die  Haus-,  Textil-  und 
Toiletteseifeerzeugung,  die  Stearin-  und  Fettsäure¬ 
erzeugung,  die  Kerzenerzeugung  einschließlich  die  Er¬ 
zeugung  von  Paraffinkerzen,  aber  ausschließlich  der 
Erzeugung  von  Zeresin-  und  Wachskerzen,  die  Er¬ 
zeugung  von  fett-  und  glyzerinhältigen  kosmetischen 
Artikeln  und  die  Glyzerinraffination  betreiben. 

Unternehmungen,  bei  welchen  die  Erzeugung  der  vor¬ 
genannten  Produkte  nur  einen  Teil  des  Gesamtbetriebes 
umfaßt,  sind  bezüglich  dieses  Teiles  Angehörige  des 
Verbandes.  Für  die  während  der  Geltungsdauer  dieser 
Verordnung  errichteten  Unternehmungen  beginnt  die  Zu¬ 
gehörigkeit  zum  Verbände  mit  dem  Tage  des  Geschäfts¬ 
beginnes.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  eine  Unternehmung 


204 


DAS  HANDELSMUSEUM. 


[i  3.  APRIL  1916 


während  der  Geltungsdauer  dieser  Verordnung  ihre  Ge¬ 
schäftstätigkeit  auf  einen  die  Zugehörigkeit  zum  Ver¬ 
bände  bedingenden  Betriebszweig  ausdehnt. 

Im  Falle  von  Zweifeln  über  die  Zugehörigkeit  zum 
Verbände  entscheidet  der  Handelsminister  nach  An¬ 
hörung  der  Verbandsleitung. 

Durch  Verfügung  des  Handelsministers  können  auch 
verwandte  Unternehmungen  in  den  Verband  einbezogen 
werden. 

Staatliche  Betriebe  sind  nicht  Angehörige  des  \  er- 
bandes. 

§  2.  Der  Zweck  des  Verbandes  ist  die  Regelung  der 
Erzeugung,  des  Vertriebes  und  des  \  erbrauches  von 
Ölen,  Fetten  und  daraus  hergestellten  Waren  (§  1)  im 
öffentlichen  Interesse,  im  Rahmen  der  bestehenden 
Gesetze  und  Vorschriften.  Ihm  obliegt  insbesondere: 

a)  die  Führung  einer  dauernden  Evidenz  über  die 
in  den  Betrieben  vorhandenen  und  von  ihnen  beschafften 
Rohstoffe,  über  Art  und  Menge  der  erzeugten  Produkte 
und  ihren  Absatz ; 

b)  die  Regelung  der  Beschaffung  und  Verteilung  der 
Rohstoffe  behufs  zweckmäßigster  Verwendung  der 
jeweils  verfügbaren  Mengen; 

c)  die  Aufstellung  von  Vorschriften  für  die  Re¬ 
gelung  der  Erzeugung,  und  zwar  sowohl  hinsichtlich  des 
Fabrikationsverfahrens  wie  hinsichtlich  der  Menge  und 
Beschaffenheit  der  in  den  einzelnen  Betrieben  zu  er 
zeugenden  Waren  sowie  der  zum  Absätze  zuzulassenden 
Warensorten ; 

d)  die  Regelung  der  Verkaufspreise; 

e)  die  Vorsorge  für  die  zweckmäßigste  Verteilung 
und  Verwendung  von  ölen,  Fetten  und  daraus  herge 
stellten  Waren  und  die  Regelung  ihres  Verschleißes; 

f)  die  Mitwirkung  bei  Durchführung  der  die  Ver 
sorgung  des  Konsums  mit  ölen,  betten  und  daraus  her¬ 
gestellten  Waren  betreffenden  Maßnahmen  und  Vor 
kehrungen,  insoweit  der  Verband  hiermit  vom  Handels¬ 
minister  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern 
betraut  wird; 

g)  die  Antragstellung  bei  allen  wirtschaftlichen 
Fragen,  welche  die  öl-  und  Fettindustrie  betreffen,  ins¬ 
besondere  bei  solchen,  die  sich  beim  Übergange  in  die 
Friedenswirtschaft  ergeben,  sowie  die  Mitwirkung  bei 
deren  Lösung,  insoweit  der  Verband  hiermit  vom 
Handelsminister  betraut  wird. 

§  3.  Der  Verband  ist  eine  juristische  Person. 

Die  Rechtsverhältnisse  des  Verbandes  und  die  Rechte 
und  Pflichten  der  Verbandsangehörigen  werden,  soweit 
sie  nicht  in  dieser  Verordnung  geregelt  sind,  durch  ein 
Statut  bestimmt,  welches  vom  Handelsminister  erlassen 
wird. 

§  4.  Die  Verbandsangehörigen  sind  verpflichtet,  die 
Zwecke  des  Verbandes  tunlichst  zu  fördern  und  alles 
zu  unterlassen,  was  deren  Erfüllung  zu  erschweren  oder 
zu  behindern  geeignet  ist.  Sie  haben  über  alle  zu  ihrer 
Kenntnis  gelangenden  Angelegenheiten,  die  den  Ver¬ 
band  oder  die  geschäftlichen  Verhältnisse  seiner  Ange¬ 
hörigen  betreffen,  nach  außenhin  unbedingtes  Still¬ 
schweigen  zu  bewahren 

Sie  haben  weiter  die  von  der  Verbandsleitung  (§  10) 
gemäß  dieser  Verordnung  und  dem  Statute  getroffenen 
Verfügungen  zu  befolgen  und  zu  deren  \  orbereitung 
und  Durchführung  der  Verbandsleitung  alle  erforder¬ 
lichen  Auskünfte  zu  erteilen.  Sie  sind  ferner  verpflichtet, 
ihre  Betriebe  und  ihre  Geschäftsgebarung  jeder  zur 
Erreichung  der  Verbandszwecke  nötigen  Überwachung 
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§  5.  Die  dem  Verbände  angehörenden  Unternehmungen 
werden  in  eine  oder  mehrere  der  nachstehenden  Ver- 
Dandsgruppen  eingereiht: 

Gruppe  l  :  Pflanzenöle  ; 

2:  Talg,  Premier-jus; 

3:  Gehärtete  öle; 

4:  Speisefette,  Margarine; 

5:  Ölfirnisse,  öllacke; 

6:  Chemisch-technische  Fettprodukte,  Degras; 
7:  Haus-  und  Textilseifen,  Stearin  und  Fett¬ 
säuren  ; 

Kerzen ; 

Toiletteseifen,  fett-  oder  glyzerinhältige 
kosmetische  Artikel; 

„  10:  Glyzerin. 

Durch  Verfügung  des  Handelsministers  können  neue 
Verbandsgruppen  errichtet,  bestehende  geteilt,  aufgelöst 
oder  mehrere  zu  einer  Gruppe  vereinigt  werden. 

Die  Angehörigen  der  Verbandsgruppen  wählen  die 
auf  ihre  Gruppe  entfallenden  Vertreter  fiir  die  Ver¬ 
bandsversammlung  (§  8). 

§  6.  Dem  Verbände  ist  eine  Abrechnungsstelle  für 
außerhalb  des  Verbandes  stehende  gewerbliche  und 
industrielle  Verbraucher  von  ölen,  Fetten  und  daraus 
hergestellten  Waren  angegliedert.  Umfang  und  Art  der 
Tätigkeit  dieser  Abrechnungsstelle  wird  vom  Handels¬ 
minister  bestimmt. 

§  7.  Die  Organe  des  Verbandes  sind: 

a )  die  Verbandsversammlung; 

b )  der  V erbandsausschuß ; 

c)  die  Verbandsleitung. 


§  8.  Die  Verbandsversammlung  besteht  aus  den 


gruppenweise  (§5)  gewählten  Vertretern  der  Verbands 
angehörigen. 

Die  Zahl  der  auf  jede  Verbandsgruppe  entfallenden 
Vertreter  wird  vom  Handelsminister  bestimmt. 

Die  Organisation  und  Durchführung  der  Wahlen  und 
Ersatzwahlen  obliegt  der  Verbandsleitung  unter  Auf¬ 
sicht  des  Handelsministeriums;  die  zu  den  Wahlen  er¬ 
forderlichen  Listen  der  Verbandsangehörigen  werden 
von  den  Handels-  und  Gewerbekammern  auf  gestellt. 
Die  Wahlen  erfolgen  auf  schriftlichem  Wege. 

Jedes  Unternehmen  hat  je  eine  Stimme  in  jeder  Ver¬ 
bandsgruppe,  der  es  angehört. 

Die  Verbandsver Sammlung  wählt  ihre  Vertreter  für 
den  Verbandsausschuß.  Ihr  obliegt  die  Prüfung  und  Ge¬ 
nehmigung  des  Rechnungsabschlusses. 

§  9.  Der  Verbandsausschuß  besteht  aus  höchstens  20 
von  der  Verbandsversammlung  aus  dem  Kreise  der 
Gruppenvertreter  (§  5)  gewählten  Mitgliedern  und  aus 
drei  vom  Handelsminister  ernannten  Vertretern  der  außer¬ 
halb  des  Verbandes  stehenden  gewerblichen  oder  indu¬ 
striellen  Verbraucher  von  Ölen,  Fetten  und  den  daraus 
hergestellten  Waren. 

Sämtliche  Mitglieder  üben  ihre  Funktionen  ehren¬ 
amtlich  aus. 

Die  Aufstellung  der  durch  Wahl  zu  besetzenden 
Stellen  des  Verbandsausschusses  auf  die  einzelnen  Ver¬ 
bandsgruppen  wird  im  Verbandsstatute  geregelt,  woselbst 
auch  die  näheren  Bestimmungen  über  die  Wahl  von 
Ersatzmännern  enthalten  sind. 

Durch  Verfügung  des  Handelsministers  kann  die  Zahl 
der  gewählten  und  ernannten  Mitglieder  des  Verbands¬ 
ausschusses  jederzeit  erhöht  sowie  das  Ausscheiden 
eines  Mitgliedes  oder  die  Neuwahl  des  Ausschusses  an¬ 
geordnet  werden.  Bei  einer  Neuwahl  des  Ausschusses 
erfolgt  auch  hinsichtlich  der  ernannten  Ausschußmit- 


zu  unterwerfen.  Diese  Überwachung  wird  durch  be-  glieder  eine  neuerliche  Ernennung. 


sondere,  vom  Handelsminister  bestellte  amtliche  Organe 
ausgeübt,  die  über  ihre  Wahrnehmungen  dem  Handels¬ 
minister  zu  berichten  haben. 


Der  Verbandsausschuß  steht  der  Verbandsleitung  als 
beratendes  Organ  zur  Seite  und  ist  von  dieser  vor  allen 
Entscheidungen  und  Verfügungen  grundsätzlicher  Art 
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g)  die  Festsetzung  bestimmter  Fälle,  die  unter  Ord- 


zu  hören.  Der  Ausschuß  ist  berechtigt,  Anträge  und  Be¬ 
schwerden  an  die  Verbandsleitung  zu  richten,  welche 
darüber  Beschluß  zu  fassen  hat. 

§  10.  Die  Yerbandsleitung  besteht  aus  einem  Vor¬ 
sitzenden,  zwei  Stellvertretern  desselben  und  sechs  bis 
acht  Mitgliedern.  Diese  Funktionäre  werden  vom 
Handelsminister  gegen  jederzeitigen  Widerruf  ernannt. 
In  die  Verbandsleitung  können  auch  außerhalb  des 
Verbandes  stehende  Personen  berufen  werden.  Alle  An¬ 
gehörigen  der  Verbandsleitung  üben  ihre  Funktionen 
ehrenamtlich  aus. 

Die  Verbandsleitung  vertritt  den  Verband  nach  außen 
und  führt  die  gesamten  Geschäfte.  Der  Vorsitzende  oder 
im  Falle  seiner  Verhinderung  einer  seiner  Stellvertreter 
beruft  die  Sitzungen  der  Verbandsversammlung,  des 
Yerbandsausschusses  und  der  Verbandsleitung  ein  und 
führt  in  diesen  den  Vorsitz. 

Die  Verbandsleitung  bestellt  die  zur  Führung  der 
Geschäfte  nötigen  Beamten  und  Hilfskräfte,  die  aus  den 
Mitteln  des  Verbandes  entlohnt  werden.  Die  Bestellung 
von  Personen  in  leitender  Stellung  unterliegt  der  Be¬ 
stätigung  des  Handelsministers. 

§  11.  Alle  Mitglieder  der  Verbandsleitung  und  des 
Verbandsausschusses  sowie  sämtliche  Angestellte  des 
Verbandes  haben  sich  bei  ihrer  Geschäftsführung  vollster 
Lnparteilichkeit  und  größter  Gewissenhaftigkeit  zu  be¬ 
fleißen. 

Sämtliche  Funktionäre  und  Angestellte  des  Verbandes 
sind  verpflichtet,  nach  außen  hin  über  alle  zu  ihrer 
Kenntnis  gelangenden  Angelegenheiten  des  Verbandes 
sowie  über  die  geschäftlichen  Verhältnisse  der  V  erbands¬ 
angehörigen  unbedingtes  Stillschweigen  zu  bewahren  und 
haben  dies  dem  Handelsminister  schriftlich  zu  geloben. 

§  12.  Zur  Deckung  der  Kosten  der  Geschäftsführung 
des  Verbandes  haben  die  Verbandsangehörigen  die  von 
der  Verbandsleitung  nach  Anhörung  des  Verbandsaus¬ 
schusses  festzusetzenden  Beiträge  zu  leisten,  die  im  Wege 
der  politischen  Exekution  eingetrieben  werden  können. 

§  13.  Der  Verband  steht  unter  staatlicher  Aufsicht, 
die  durch  vom  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Ministern  ernannte  Regierungskommissäre 
ausgeübt  wird.  Die  Regierungskommissäre  sind  ins¬ 
besondere  berechtigt,  an  den  Verhandlungen  und 
Sitzungen  der  Verbandsorgane  teilzunehmen,  jederzeit 
das  Wort  zu  ergreifen  und  Anträge  zu  stellen,  über 
welche  Beschluß  gefaßt  werden  muß. 

Sie  sind  ferner  berechtigt,  die  Ausführung  von  Be¬ 
schlüssen  und  Verfügungen  der  Verbandsorgane  für  so 
lange  aufzuschieben,  bis  vom  Handelsminister  die  end¬ 
gültige  Entscheidung  getroffen  wird. 

Die  Regierungskommissäre  haben  auch  das  Recht,  in 
alle  Bücher,  Aufzeichnungen  und  Geschäftsstücke  des 
Kriegsverbandes  Einsicht  zu  nehmen  und  alle  ihnen  not¬ 
wendig  erscheinenden  Aufklärungen  zu  verlangen. 

§  14.  Der  Genehmigung  des  Handelsministers  unter- 
ligen  alle  Entscheidungen,  Beschlüsse  und  Verfügungen 
der  Verbandsleitung,  welche  betreffen: 

a)  die  Auswahl  und  Bezeichnung  der  zum  Absätze  zu¬ 
zulassenden  Warensorten ; 

b)  die  Regelung  der  Verkaufspreise ; 

c)  die  Streckung  der  Vorräte  an  Rohstoffen  sowie  die 
Verwendung  von  Ersatzstoffen  und  Konservierungs¬ 
mitteln,  soweit  es  sich  um  Speiseöle  und  Speisefette 
handelt ; 

d)  die  Höhe  der  Verbandsbeiträge ; 

e)  die  Aufstellung  des  Rechnungsabschlusses ; 

f)  die  \  erteilung  der  in  den  Rahmen  des  Verbandes 
fallenden  Rohstoffe,  Halb-  und  Ganzfabrikate,  und  zwar 
sowohl  an  die  dem  Verbände  angehörenden  Betriebe  als 
auch  an  die  ihm  nicht  angehörenden  Verbraucher  von 
ölen,  Fetten  und  daraus  hergestellten  Waren: 


nungsstrafe  gestellt  werden  und  das  Ausmaß  dieser 
Strafen,  die  in  jedem  einzelnen  Falle  den  Betrag  von 
20.000  K  nicht  übersteigen  dürfen. 

§  x5-  Zur  Entscheidung  in  allen  Streitigkeiten  zwischen 
Verbandsangehörigen  in  Angelegenheiten  des  Verbandes 
wird  ein  Verbandsschiedsgericht  gebildet. 

Es  besteht  aus  einem  vom  Handelsminister  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  dem  Justizminister  bestellten  richterlichen 
Funktionär  als  Vorsitzenden  und  aus  vier  vom  Handels¬ 
minister  ernannten  Mitgliedern,  beziehungsweise  deren 
Ersatzmännern;  die  Mitglieder  und  Ersatzmänner  üben 
ihre  Funktion  ehrenamtlich  aus.  Sie  dürfen  weder  der 
Verbandsleitung  noch  dem  Verbandsausschusse  ange¬ 
hören. 

Das  Schiedsgericht  entscheidet  auch  in  jenen  Fällen, 
in  denen  sich  Verbandsangehörige  durch  eine  von  der 
Verbandsleitung  getroffene  Verfügung  in  ihren  Rechten 
verletzt  erachten.  Es  verhängt  auch  die  in  §  17  vor¬ 
gesehenen  Ordnungsstrafen. 

Alle  Entscheidungen  des  Schiedsgerichtes  sind  end¬ 
gültig. 

Das  Verfahren  vor  dem  Schiedsgerichte  richtet  sich 
nach  den  Bestimmungen  des  vierten  Abschnittes  des 
sechsten  Teiles  der  Zivilprozeßordnung,  soweit  sich  nicht 
aus  den  Vorschriften  dieser  Verordnung  oder  aus  dem 
Verbandsstatute  etwas  anderes  ersribt 

Der  Vorsitzende  des  Schiedsgerichtes  kann  unter  An¬ 
wendung  der  für  das  Verfahren  vor  den  ordentlichen  Ge¬ 
richten  geltenden  Vorschriften  Zeugen  und  Sachverstän¬ 
dige  vorladen  und  diese  Personen  sowie  die  Parteien 
eidlich  vernehmen. 

§  16.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden,  soferne 
sie  nicht  der  strafrechtlichen  Ahndung  unterliegen,  von 
der  politischen  Behörde  mit  Geld  bis  zu  5000  K  oder 
nach  deren  Ermessen  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft. 

§  17.  Alle  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Ver¬ 
bandsangehörigen,  die  sich  gegen  jene  Vorschriften 
und  Verfügungen  richten,  die  von  der  Verbandsleitung 
zur  Erreichung  der  \  erbandszwecke  gemäß  dieser  Ver¬ 
ordnung  und  dem  Verbandsstatute  erlassen  wurden, 
sind  von  der  V  erbandsleitung  dem  Schiedsgerichte  (§  15) 
zur  Kenntnis  zu  bringen,  das  über  die  V  erhängung  einer 
Ordnungsstrafe  zu  erkennen  hat.  Ist  für  solche  Hand¬ 
lungen  oder  Unterlassungen  durch  einen  vom  Handels¬ 
minister  genehmigten  Beschluß  der  Verbandsleitung 
(§  14 g)  ein  Strafausmaß  festgesetzt,  so  ist  das  Schieds¬ 
gericht  bei  der  Strafbemessung  hieran  gebunden.  In 
allen  anderen  Fällen  unterliegt  auch  das  Strafausmaß 
dem  freien  Ermessen  des  Schiedsgerichtes.  Die  Ord¬ 
nungsstrafe  kann  in  jedem  einzelnen  Falle  den  Betrag 
von  20.000  K  nicht  übersteigen.  Die  Strafbeträge  fließen 
einem  vom  Handelsminister  zu  bestimmenden  gemein¬ 
nützigen  Zwecke  zu  und  werden  über  Ersuchen  der 
Verbandsleitung  im  Wege  der  politischen  Exekution  ein¬ 
getrieben. 

§  18.  Die  Auflösung  des  Verbandes  erfolgt  durch  Ver¬ 
fügung  des  Handelsministers,  der  auch  über  die  Ver¬ 
wendung  des  allfälligen  Gebarungsüberschusses  ent¬ 
scheidet. 

§  19.  Diese  Verordnung  tritt  am  20.  April  1916  in 
Wirksamkeit. 

Kleinverschleiß  von  Gerstenmehl.  Eine  Verord¬ 
nung  des  k.  k.  Statthalters  im  Erzherzogtum  Österreich 
unter  der  Enns  vom  8.  April  1916,  Z.  W — 260  40,  lautet: 

§  1.  Für  den  Detailverkehr  mit  Gerstenmehl  wird  der 
Verschleißhöchstpreis  pro  kg  mit  48  Heller  festgesetzt. 

Unter  Detailverkehr  wird  der  Verkehr  zwischen  Klein¬ 
verschleißer  und  Selbstverbraucher  verstanden. 


200 


DAS  HANDELSMUSEUM. 


[13.  APRIL  1916 


§  2.  Für  von  den  Hauptverkehrslinien  weit  abseits 
liegende  Orte  kann  ausnahmsweise  von  der  politischen 
Bezirksbehörde  im  Hinblick  auf  besonders  erhöhte  Zu¬ 
fuhrkosten  ein  angemessener  Zuschlag  bestimmt  werden. 

§  3.  Jeder  Verschleißer  von  Gerstenmehl  ist  ver¬ 
pflichtet.  die  in  seiner  Verkaufsstätte  erliegenden  Vor¬ 
räte  an  diesem  Mehl  mittels  einer  deutlich  sichtbaren 
Aufschrift  zu  bezeichnen  und  neben  dieser  Bezeichnung 
gleichzeitig  den  Preis  -nach  Gewicht  deutlich  ersichtlich 
zu  machen. 

§  4.  Jede  Mischung  oder  sonstige  Veränderung  der 
Beschaffenheit  des  zum  Verkauf  vorrätigen  Gerstenmehls 
ist  strengstens  verboten. 

5.  Teder  Kleinverschleißer,  welcher  Gerstenmehl  j 
führt,  hat  einen  Abdruck  oder  einen  von  der  politischen 
Bezirksbehörde  genehmigten  Auszug  dieser  Verordnung 
in  seiner  Verkaufsstätte  an  einer  auffallenden  Stelle 
deutlich  sichtbar  anzuschlagen. 

§  6.  Die  politischen  Bezirksbehörden  sowie  die  Polizei¬ 
behörden  sind  befugt,  durch  ihre  Organe  oder  durch 
hierzu  eigens  bestellte  Sachverständige  in  den  Verkaufs¬ 
stätten  jederzeit  Besichtigungen  vorzunehmen  und  nach 
ihrer  Auswahl  Proben  des  Gerstenmehls  zum  Zwecke 
der  Untersuchung  zu  entnehmen. 

Die  Kleinverschleißer  und  ihre  Stellvertreter  sind  ver¬ 
pflichtet,  den  behördlichen  Organen  und  den  Sachver¬ 
ständigen  jede  verlangte  Auskunft  zu  erteilen. 

Die  politischen  Bezirksbehörden  sowie  die  Polizei¬ 
behörden  sind  ermächtigt,  zu  diesen  Amtshandlungen 
auch  die  Organe  der  Finanzwache  und  der  Lebensmittel¬ 
polizei  heranzuziehen. 

§  7.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden,  in¬ 
soweit  sie  nicht  der  strafgerichtlichen  Verfolgung  unter¬ 
liegen,  auf  Grund  des  §  35  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  21.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  167,  von  der  politischen 
Bezirksbehörde  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  2000  K  oder 
mit  Arrest  bis  zu  drei  Monaten,  bei  erschwerenden  Um¬ 
ständen  aber  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  S000  K  oder 
mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft.  Nebstbei  kann 
gemäß  §  36  der  erwähnten  kaiserlichen  Verordnung  auch 
auf  den  Verlust  der  Gewerbeberechtigung  erkannt 
werden. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 


Ungarn. 

Die  Veräußerung  und  Bevorschussung  der  heu¬ 
rigen  Ernte.  Das  Amtsblatt  veröffentlichte  am  1.  1.  M. 
eine  Verordnung  der  ungarischen  Regierung  über  das 
Verbot  und  die  Ungültigkeit  des  Kaufes  und  Verkaufes 
der  für  das  Jahr  1916  zu  gewärtigenden  Ernte  sowie  der 
Bevorschussung  einzelner  landwirtschaftlicher  Produkte. 
Demgemäß  sind  alle  jene  Verträge  verboten  und  ungültig, 
die  sich  auf  den  Kauf  und  Verkauf  der  in  den  Ländern 
der  heiligen  ungarischen  Krone  im  Jahr  1916  zu  ge¬ 
wärtigenden  folgenden  Bodenprodukte:  Weizen,  Roggen, 
Halbfrucht,  Gerste,  Hafer,  Mais,  Hülsenfrüchte  und  Reps 
um  einen  Pauschalbetrag  oder  auf  den  Kauf  und  Verkauf 
der  Hoffnung  dieser  Ernte  zu  einem  bestimmten  Preise  be¬ 
ziehen.  Bis  auf  weitere  Verfügung  ist  auch  der  nicht  auf 
diese  Weise  erfolgende  Vorkauf  und  Vorverkauf  der 
obigen  Bodenprodukte  des  Jahres  1916  verboten,  wobei  die 
vorerwähnten  Verfügungen  auch  auf  sämtliche  Mahl¬ 
produkte  aus  Weizen,  Roggen,  Halbfrucht,  Gerste,  Hafer 
und  Mais  ausgedehnt  werden.  Ebenso  sind  obige  Ver¬ 
fügungen  auch  auf  die  vor  dieser  Verordnung  zu  stände 
gekommenen  Geschäfte  anzuwenden  und  die  auf  Grund 
solcher  Geschäfte  erteilten  Kaufpreisvorschüsse  und 
sonstigen  Leistungen  können  zurückgefordert  werden. 
Dagegen  erstrecken  sich  obige  Verbote  auf  die  mit  einer 
Bevorschussung  verbundenen  Vorverkäufe  für  die  Kriegs- 
produkten-A.-G.  nicht.  Die  Kommissionäre  der  letzteren 


und  die  durch  die  Kriegsprodukten-A.-G.  hierzu  er¬ 
mächtigten  heimischen  Geldinstitute  können  auf  obige 
Bodenprodukte  unter  folgenden  Bedingungen  Vorschüsse 
erteilen:  1.  Ein  Vorschuß  kann  nur  nach  dem  den  Wirt¬ 
schafts-  und  Hausgebrauch  übersteigenden  überschüssigen 
Teil  der  zu  gewärtigenden  Fechsung  und  nur  bis  in¬ 
klusive  25.  Juli  1916,  für  Mais  bis  30.  November  1916 
erteilt  werden.  2.  Der  Vorschuß  kann  pro  q  bei  Weizen 
20  K,  bei  Roggen.  Halbfrucht,  Gerste,  Hafer,  Mais  und 
Reps  15  K  nicht  übersteigen.  3.  Der  Produzent  hat  unter 
näher  bezeichneten  Bedingungen  der  Kriegsprodukten- 
A.-G.  einen  Revers  über  den  Vorschuß  zu  geben. 
4.  Gleichzeitig  hat  der  Produzent  mittels  Schlußbriefes 
(laut  festgestellten  Formulars)  die  bevorschußten  Pro¬ 
dukte  der  Kriegsprodukten-A.-G.  zu  den  bei  der  Über¬ 
nahme  gültigen  Höchstpreisen  zum  Verkaufe  zu  binden. 
Der  Produzent  darf  die  bevorschußten  Produkte  niemand 
anderem  entäußern  oder  sonstwie  über  sie  verfügen,  als 
an  die  Kriegsprodukten-A.-G.  Die  Auszahlung  des  Vor¬ 
schusses  zu  Händen  des  Produzenten  und  die  Bindung 
des  Verkaufes  der  Produkte  auf  dieser  Grundlage  ist 
auch  den  Gläubigern  und  dem  Lizitationskäufer  des  Im- 
mobils  gegenüber  rechtskräftig.  Die  mit  der  üblichen 
Strafsanktion  versehene  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 
Einzelne  Teile  der  Verordnung  erstrecken  sich  auch  auf 
Kroatien-Slawonien. 

Sperre  und  Requirierung  von  Spiritus.  Der  un¬ 
garische  Finanzminister  hat  laut  einer  im  Amtsblatt 
vom  1.  1.  M.  veröffentlichten  Verordnung  die  im  Monat 
April  dieses  Jahres  in  den  der  Konsumsteuer  unter¬ 
liegenden  Spiritusfabriken  zu  erzeugende  Spiritusmenge 
bis  zur  Höhe  ihrer  Hälfte  unter  Sperre  genommen  und 
für  öffentliche  Bedarfszwecke  in  Anspruch  genommen 
erklärt1).  Demzufolge  haben  die  Spiritusbrennereiunter¬ 
nehmungen  die  vor  dem  Inslebentreten  dieser  Verordnung 
übernommenen  Verpflichtungen  zur  Lieferung  von  Spi¬ 
ritus  im  April  jedem  einzelnen  Käufer  gegenüber  nur  bis 
zur  Hälfte  des  bedungenen  Quantums  zu  erfüllen.  Das¬ 
selbe  gilt  für  die  Raffinadefreilager  und  die  sonstigen 
Spiritusfreilagerunternehmungen.  Auf  die  derart  unter 
Sperre  genommenen  und  requirierten  Spiritusmengen 
sind  die  Verfügungen  der  am  2.  März  1916  unter  Zahl 
28.000  erlassenen  Verordnung  sinngemäß  anzuwenden. 
Im  übrigen  berührt  die  sofort  ins  Leben  tretende  gegen¬ 
wärtige  Verordnung  die  Bestimmungen  der  unter  Zahl 
28.000  und  40.000  erlassenen  Verordnung  nicht. 


Bosnien-Hercegovina. 

Moratorium.  Eine  Verordnung  der  Landesregierung 
für  Bosnien  und  die  Hercegovina  vom  30.  März  1916, 
Z.  3205/Präs.,  über  die  Stundung  privatrechtlicher  Geld¬ 
forderungen  gegen  Schuldner  in  den  Bezirken  boca, 
Visegrad,  Cajuice,  Rogatica,  Srebrenica,  Kladanj,  Vla- 
senice,  Gacko,  Bileca  und  Trebinje,  verfügt: 

Umfang  der  Stundung.  §  1.  (1)  Schuldnern, 
die  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  ihre  ständige  geschäft¬ 
liche  Niederlassung  in  den  Bezirken  Foca,  Visegrad, 
Cajnice,  Rogatica,  Srebrenica,  Kladanj,  Vlasenice, 
Gacko,  Bileca  und  Trebinje  haben,  wird  Stundung  nach 
folgenden  Bestimmungen  gewährt: 

(2)  Vor  dem  2.  August  1914  entstandene  privatrecht¬ 
liche  Geldforderungen,  einschließlich  der  Forderungen 
aus  Wechseln  oder  Schecks,  ferner  Geldforderungen  aus 
Versicherungsverträgen,  die  vor  diesem  Tage  abge¬ 
schlossen  wurden,  sind,  wenn  sie  vor  dem  1.  Januar  1917 
fällig  geworden  sind  oder  fällig  werden,  vorläufig  bis 
einschließlich  31.  Dezember  1916  gestundet. 

(3)  Für  die  vor  dem  1.  April  1916  ausgestellten  ge¬ 
zogenen  Wechsel  oder  Schecks,  deren  Bezogener  und 

1)  Vgl.  Nr.  11  des  »Handelsmuseums«  vom  16.  März  1.  J  ,  Seite  152. 
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fiir  die  vor  demselben  Tage  ausgestellten  eigenen 
Wechsel,  deren  Aussteller  in  den  im  Absatz  1  bezeich- 
neten  Bezirken  seinen  Wohnsitz  hat,  wird  der  Zahlungs¬ 
tag,  wenn  der  Wechsel  oder  Scheck  zwischen  dem 

2.  August  1914  und  dem  31.  Dezember  1916  fällig  ge¬ 
worden  ist  oder  fällig  wird,  vorläufig  auf  den  1.  Januar 
1917  hinausgeschoben. 

(4)  Für  die  vor  dem  1.  April  1916  ausgestellten 
Wechsel  und  Schecks,  deren  Bezogener,  und  bei  eigenen 
Wechseln,  deren  Aussteller  außerhalb  der  genannten  Be¬ 
zirke  seinen  Wohnsitz  hat,  die  aber  in  einem  dieser  Be¬ 
zirke  zahlbar  sind,  wird  der  Zahlungstag,  wenn  der 
Wechsel  oder  Scheck  vor  dem  30.  April  1916  fällig  ge¬ 
worden  ist  oder  fällig  wird,  auf  den  1.  Mai  1916  hinaus¬ 
geschoben.  Wird  ein  solcher  Wechsel  oder  Scheck  später 
fällig,  so  tritt  eine  Hinausschiebung  des  Zahlungstages 
nicht  ein. 

(5)  Entsprechend  der  Hinausschiebung  des  Zahlungs¬ 
tages  verschiebt  sich  auch  die  Frist  für  die  Protest¬ 
erhebung. 

(6)  Bei  Wechseln  und  Schecks,  die  nach  dem 
31.  März  1916  ausgestellt  werden,  findet  unbeschadet  der 
Bestimmungen  des  §  8  eine  gesetzliche  Stundung  nicht 
statt. 

(7)  Für  die  Anwendung  dieser  Verordnung  gilt  bei 
gezogenen  Wechseln  und  Schecks  der  bei  dem  Namen 
oder  der  Firma  des  Bezogenen  angegebene  Ort  als  der 
Wohnsitz  des  Bezogenen,  bei  eigenen  Wechseln  der  Ort 
der  Ausstellung  als  der  Wohnsitz  des  Ausstellers. 

Von  der  Stundung  ausgenommene  For¬ 
derungen.  §  2.  Von  der  im  §  1  festgesetzten  Stun¬ 
dung  sind  ausgenommen: 

1.  Forderungen  aus  Dienst-  und  Lohnverträgen. 

2.  Forderungen  aus  Miet-  und  Pachtverträgen. 

3.  Forderungen  für  verkaufte  Sachen  oder  gelieferte 
Waren  auf  Grund  von  Verträgen,  die  vor  dem  2.  August 
1914  abgeschlossen  worden  sind,  wenn  die  Übergabe  oder 
Lieferung  erst  nach  dem  1.  August  1914  bewirkt  worden 
ist  oder  bewirkt  wird,  es  sei  denn,  daß  sie  vor  dem 
2.  August  1914  vorzunehmen  war. 

4.  Forderungen  der  Distrikts-,  Betriebs-  und  Vereins¬ 
krankenkassen  und  der  Bruderladen  (Gesetz  vom 
30.  März  1909,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  55, 
über  die  Arbeiterkrankenversicherung),  auf  Zahlung 
der  Beiträge  zur  Krankenversicherung. 

5.  Ansprüche  auf  Zahlung  von  Zinsen  und  Annuitäten 

a)  auf  Grund  von  Forderungen,  die  als  vorzugsweise 
Deckung  von  Pfandbriefen  und  fundierten  Bankschuld¬ 
verschreibungen  dienen ; 

b)  auf  Grund  von  Forderungen  der  Sparkassen  gegen 
Gemeinden  oder  andere  öffentliche  Körperschaften ; 

c)  auf  Grund  bücherlich  sichergestellter  Forderungen. 

6.  Rentenforderungen  und  Ansprüche  auf  Leistung  des 
Unterhaltes. 

7.  Forderungen,  die  der  Gesellschaft  vom  Roten 
Kreuze,  ferner  einem  Fonds  zur  Unterstützung  der  An¬ 
gehörigen  von  Mobilisierten  oder  zu  sonstiger  Plilfe- 
leistung  aus  Anlaß  des  Krieges  unmittelbar  oder  auf 
Grund  einer  Anweisung  zustehen. 

8.  Forderungen  auf  Zahlung  von  Zinsen  und  auf 
Kapitalsrückzahlungen  aus  Landesanlehen  und  vom 
Lande  garantierten  Verpflichtungen. 

Forderungen  aus  Versicherungsver¬ 
trägen.  §  3.  (1)  Von  der  Stundung  sind  ferner  aus¬ 
genommen  Ansprüche: 

1.  Aus  Lebensversicherungsverträgen  auf  Rückkauf 
oder  Gewährung  von  Darlehen  bis  zur  Höhe  von  300  K 
und  auf  Zahlung  der  Versicherungssumme  bis  zur  Höhe 
von  3000  K. 

2.  Aus  Versicherungsverträgen,  die  für  den  Todesfall 
im  Kriege  besonders  abgeschlossen  worden  sind,  bis  zur 
vollen  Höhe  der  Versicherungssumme. 
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3-  In  allen  anderen  \  ersicherungszweigen  auf  Ent¬ 
schädigung  bis  zur  Höhe  von  2000  K  und,  wenn  die 
Entschädigungssumme  2000  K  übersteigt,  auf  2000  K 
und  1  2  1  rozent  des  2000  Iv  übersteigenden  Betrages  der 
Entschädigungssumme,  keinesfalls  aber  auf  mehr  als  zu¬ 
sammen  5000  K. 

4.  Auf  Zahlung  von  Versicherungsprämien,  und  zwar: 

a)  wenn  die  Prämie  nach  dem  31.  März  1916  fällig 
wird,  für  jede  Prämie  bis  zur  Höhe  von  30  K; 

b)  wenn  die  Prämien  vor  dem  1.  April  1916  fällig 
waren,  bis  zur  Höhe  von  je  50  K  der  Rückstandsumme, 
zahlbar  am  1.  Juli  1916  und  am  1.  Januar  1917. 

(2)  Für  die  im  Absatz  1,  Z.  4,  lit.  b,  erwähnten 
Prämienforderungen  gelten  nicht  die  vereinbarten  ab¬ 
gekürzten  Klagefristen. 

(3)  Die  im  Vertrage  an  die  nicht  rechtzeitige  Zahlung 
einer  Versicherungsprämie  geknüpften  Rechtsnachteile 
können  vom  Versicherer  nicht  geltend  gemacht  werden, 
wenn  nur  die  im  Absatz  1,  Z.  4,  lit.  a,  bezeichnete 
Zahlung  geleistet  wird.  Der  Versicherungsnehmer,  der 
eine  Teilzahlung  geleistet  hat,  bleibt  zur  Zahlung  des 
restlichen  Teiles  der  Prämie  verpflichtet. 

(4)  Der  Versicherer  ist  verpflichtet,  Lebensversiche¬ 
rungsverträge,  die  infolge  nicht  rechtzeitiger  Zahlung 
von  der  Stundung  ausgenommener  Prämien  (Absatz  1, 
Z.  4,  lit.  a )  ohne  Rückkauf  erlöschen  oder  in  prämien¬ 
freie  Versicherungen  mit  verminderter  Versicherungs¬ 
summe  umgewandelt  werden,  binnen  sechs  Monaten 
nach  dem  Fälligkeitstage  gegen  Nachzahlung  der  von 
der  Stundung  ausgenommenen  Rückstände  samt  Ver¬ 
zugszinsen  ohne  neuerliche  ärztliche  Untersuchung 
wiederherzustellen. 

Forderungen  aus  laufender  Rechnung, 
Kassenscheinen  und  Einlagebücher  n. 
§  4.  (1)  Forderungen  aus  laufender  Rechnung  und  aus 
Einlagen  gegen  Kassenscheine  sind  mit  der  Einschrän¬ 
kung  gestundet,  daß  innerhalb  eines  Kalendermonats  bei 
den  Aktienbanken  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  3  Prozent 
der  am  2.  August  1914  bestandenen  Forderung,  min¬ 
destens  aber  von  400  K  und  höchstens  von  3000  K,  bei 
anderen  Kreditstellen  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  2  Pro¬ 
zent  jener  Forderung,  mindestens  aber  von  200  K  und 
höchstens  von  500  K  begehrt  werden  kann. 

(2)  Gegen  das  Begehren  um  Überweisung  von  Forde¬ 
rungen  aus  laufender  Rechnung  auf  bestehende  oder  neu 
zu  eröffnende  Konti  bei  derselben  Kreditstelle  kann  die 
Stundung  nicht  eingewendet  werden;  doch  kann  die  Aus¬ 
zahlung  der  überwiesenen  Beträge  während  der  Dauer 
der  Stundung  nicht  gefordert  werden. 

§  5.  Forderungen  aus  Einlagen  gegen  Einlagebuch, 
die  vor  dem  2.  August  1914  gemacht  wurden,  sind  mit 
der  Einschränkung  gestundet,  daß  von  derselben  Ein¬ 
lage  innerhalb  eines  Kalendermonats  bei  den  Aktien¬ 
banken  sowie  Sparkassen  Zahlung  bis  zur  Höhe  von 
200  K,  bei  anderen  Kreditstellen  Zahlung  bis  zur  Höhe 
von  100  K  begehrt  werden  kann. 

§  6.  Hat  eine  Kreditstelle  auf  Grund  laufender  Rech¬ 
nung,  auf  eine  Einlage  gegen  Kassenschein  oder  gegen 
Einlagebuch  mehr  gezahlt,  als  jeweils  nach  den  früheren 
Stundungsverordnungen  und  nach  dieser  Verordnung 
zurückgefordert  werden  konnte,  so  kann  sie  den  Mehr¬ 
betrag  bei  einem  neuen  Zahlungsbegehren  einrechnen. 

Ersatzansprüche  aus  der  Bezahlung 
bevorrechteter  Forderungen.  §  7.  Forde¬ 
rungen  auf  Ersatz  der  für  einen  Dritten  bezahlten 
Schuld  an  Steuern  oder  öffentlichen  Abgaben  unterliegen 
der  Stundung  nach  den  Bestimmungen  des  §  1,  genießen 
aber  im  Exekutionsverfahren  das  Vorrecht  der  berich¬ 
tigten  Forderung. 

Einfluß  der  höheren  Gewalt  auf 
Wechsel  und  Schecks.  §  8.  (1)  Steht  bei 

Wechseln  oder  Schecks,  ohne  Unterschied  des  Zahlungs- 
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ortes  und  des  Ausstellungstages,  der  Präsentation  oder 
der  Protesterhebung,  ein  infolge  der  kriegerischen  Er¬ 
eignisse  eingetretenes  unüberwindliches  Hindernis 
(höhere  Gewalt)  entgegen,  so  wird  die  Zahlungszeit, 
die  Frist  für  die  Präsentation  zur  Annahme  oder  zur 
Zahlung  und  für  die  Protesterhebung  um  so  viel  hinaus¬ 
geschoben,  als  erforderlich  ist,  um  nach  Wegfall  des 
Hindernisses  die  wechselrechtliche  Handlung  vorzu¬ 
nehmen,  mindestens  aber  bis  zum  Ablaufe  von  zehn 
Werktagen  nach  Wegfall  des  Hindernisses.  Im  Protest 
ist  das  Hindernis  und  dessen  Dauer  so  weit  als  tunlich 
festzustellen. 

Zinsen  Vergütung  und  Kassen  Skonto. 

§  9.  (1)  Für  die  Zeit,  um  die  infolge  der  Stundung 
(§§  1,  3,  4,  5  und  8)  die  Zahlung  hinausgeschoben  wird, 
sind  die  gesetzlichen  oder  die  nach  dem  Vertrage  ge¬ 
bührenden  höheren  Zinsen  zu  entrichten. 

(2)  Bei  Berechnung  des  Betrages,  der  aus  einer  ge¬ 
stundeten  Forderung  nach  Ablauf  der  Stundung  zu 
leisten  ist,  darf  im  Zweifel  der  Kassenskonto  nicht  ab¬ 
gezogen  werden. 

Verjährungs-  und  Klagefristen.  §  10. 
Die  Dauer  der  Stundung  wird  bei  der  Berechnung  der 
Verjährungsfrist  und  der  gesetzlichen  Fristen  zur  Er¬ 
hebung  der  Klage  nicht  eingerechnet. 

Kündigung  und  vereinbarte  Rechts¬ 
nachteile.  §  II.  (1)  Von  einer  Geldforderung,  die 
durch  eine  zwischen  dem  2.  August  1914  und  dem 
31.  Dezember  1916  erklärte  Kündigung  fällig  geworden 
ist  oder  fällig  wird,  können  während  der  Zeit,  um  die 
durch  die  Stundung  die  Zahlung  des  fälligen  Betrages 
hinausgeschoben  wird,  nur  die  nach  dem  V  ertrage  für 
die  Zeit  bis  zur  Fälligkeit  der  Forderung  gebührenden 
Zinsen  gefordert  werden. 

(2)  Das  dem  Gläubiger  für  den  Fall  nicht  recht¬ 
zeitiger  Zahlung  von  Zinsen,  Annuitäten  oder  Raten 
privatrechtlicher,  vor  dem  2.  August  1914  entstandener 
Geldforderungen  vertragsmäßig  eingeräumte  Recht  zur 
Kündigung  oder  sofortigen  Rückforderung  von  Kapi¬ 
talsbeträgen  oder  sonstige  für  den  bezeichneten  Fall  ver¬ 
einbarte  Rechtsnachteile,  mit  Ausnahme  der  Pflicht  zur 
Zahlung  von  Verzugszinsen  (§  9,  Absatz  1),  können 
nicht  geltend  gemacht  werden,  wenn  der  Schuldner  nur 
mit  Zinsen,  Annuitäten  oder  Raten  im  Rückstände  ist, 
die  vor  dem  1.  Januar  1917  fällig  geworden  sind  oder 
fällig  werden. 

Aufrechnung.  §  12.  Der  Umstand,  daß  eine  For¬ 
derung  nach  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  ge¬ 
stundet  ist,  steht  ihrer  Aufrechnung  gegen  eine  andere 
Forderung  nicht  entgegen. 

Prozeß  rechtliche  Vorschriften.  §  13. 

(1)  Das  gerichtliche  Verfahren  über  Klagen,  mit  denen 
die  Zahlung  gestundeter  Forderungen  begehrt  wird,  ist 
bis  zum  Ablaufe  der  Stundungsfrist  nicht  fortzusetzen, 
es  sei  denn,  daß  der  Beklagte  die  Aufnahme  des  unter¬ 
brochenen  Verfahrens  beantragt.  Wenn  jedoch  schon 
eine  Verhandlung  stattgefunden  hat,  ist  das  gerichtliche 
Verfahren  fortzusetzen  und  im  Urteil  die  Frist  für  die 
Leistung  einschließlich  der  Prozeßkosten  derart  zu  be¬ 
stimmen,  daß  sie  vom  letzten  Tage  der  Stundungsfrist 
(§  1)  beginnt.  Wurde  dieser  Tag  kalendermäßig  ange¬ 
geben,  so  verschiebt  sich  der  Beginn  der  Leistungsfrist 
auf  den  Tag,  an  dem  nach  den  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  Zahlung  zu  leisten  ist. 

(2)  Neue  Klagen  auf  Zahlung  gestundeter  Forde¬ 
rungen  sind  zurückzuweisen. 

Exekution.  §  14.  (1)  Exekutionshandlungen  zu 

gunsten  gestundeter  Forderungen  sind  während  der 
Stundungsfrist  nicht  zu  bewilligen,  bereits  bewilligte 
nicht  zu  vollziehen.  Ein  anhängiges  Exekutionsverfahren 
mit  Ausnahme  der  Sequestration  ist  nicht  fortzusetzen. 


Durch  Exekution  eingebrachte  Beträge  sind  zu  ver¬ 
teilen. 

(2)  Exekutionshandlungen,  die  vorgenommen  wurden, 
bevor  das  Gesetz  vom  14.  August  1914,  Gesetz-  und 
Verordnungsblatt  Nr.  95,  beim  Exekutionsgerichte  be¬ 
kannt  geworden  ist,  bleiben  wirksam. 

(3)  Exekutionen  zur  Sicherstellung  und  Sicherungs¬ 
mittel  zu  gunsten  gestundeter  Forderungen  können  be¬ 
willigt  und  vollzogen  werden. 

Richterliche  Stundung.  §  15.  (1)  Den  in 
§  1,  Absatz  1,  bezeichneten  Personen  kann  das  ange¬ 
rufene  Gericht  für  Verpflichtungen  aller  Art  nach  den 
folgenden  Bestimmungen  (§§  16  bis  19)  Stundung  ge¬ 
währen  und  ebenso  aussprechen,  daß  Rechtsnachteile, 
die  für  den  Fall  nicht  rechtzeitiger  Erfüllung  vereinbart 
worden  sind,  mit  Ausnahme  der  Pflicht  zur  Zahlung  von 
Verzugszinsen  (§  9,  Absatz  1)  nicht  eintreten  oder  auf¬ 
gehoben  werden. 

(2)  Das  Gericht  kann  ferner  erkennen,  daß  die  Rechts¬ 
folgen  des  Nichteintrittes  einer  Bedingung  nachgesehen 
oder  aufgehoben  werden,  wenn  der  Eintritt  der  Be¬ 
dingung  durch  die  kriegerischen  Ereignisse  unmöglich 
geworden  ist.  Erforderlichenfalls  ist  für  die  Erfüllung 
der  Bedingung  eine  neuerliche  Frist  zu  setzen. 

§  16.' (1)  Das  Prozeßgericht  kann  auf  Antrag  des  Be¬ 
klagten,  wenn  dessen  wirtschaftliche  Lage  es  rechtfertigt 
und  der  Gläubiger  dadurch  keinen  unverhältnismäßigen 
Nachteil  erleidet,  hinsichtlich  von  Forderungen,  die  von 
der  gesetzlichen  Stundung  ausgenommen  sind,  im  Ur¬ 
teil  eine  längere  als  die  gesetzmäßige  Leistungsfrist  be¬ 
stimmen.  Eine  solche  Frist  kann  für  die  ganze  Forde¬ 
rung  oder  einen  Teil,  jedoch  nicht  über  den  31.  De¬ 
zember  1916  hinaus  gewährt  werden.  Eine  bis  ein¬ 
schließlich  31.  März  1916  gewährte  oder  nach  §  16  der 
Verordnung  vom  30.  Dezember  1915,  Gesetz-  und  Ver¬ 
ordnungsblatt  Nr.  139,  bis  zu  diesem  Tage  verlängerte 
richterliche  Stundung  gilt  als  bis  einschließlich  30.  Juni 
1916  verlängert;  das  Gericht  kann  jedoch  auf  Antrag 
des  Gläubigers  und  nach  Einvernehmen  des  Schuldners 
eine  Abkürzung  der  Frist  beschließen. 

(2)  Der  Beklagte  hat  die  tatsächlichen  Behauptungen, 
auf  die  er  seinen  Antrag  stützt,  glaubhaft  zu  machen. 

(3)  Das  Gericht  kann  die  Bewilligung  der  Frist  von 
einer  Sicherheitsleistung  abhängig  machen. 

(4)  Gegen  die  Bewilligung  der  richterlichen  Stundung 
findet  kein  Rechtsmittel  statt. 

(5)  Diese  Bestimmungen  finden  auf  Forderungen  aus 
Wechseln  oder  Schecks  keine  Anwendung. 

§  17.  (1)  Der  Schuldner  kann  beim  Bezirksgerichte, 
in  dessen  Sprengel  der  Gläubiger  seinen  Wohnsitz  hat, 
unter  Anerkennung  der  Forderung  des  Gläubigers, 
dessen  Ladung  zur  Verhandlung  über  die  Bestimmung 
einer  Zahlungsfrist  für  eine  von  der  gesetzlichen  Stun¬ 
dung  ausgenommene  Schuldverbindlichkeit  beantragen. 

(2)  Das  Gericht  hat  in  dem  auf  Antrag  des  Gläu¬ 
bigers  zu  fällenden  Urteile  oder,  wenn  die  Parteien  in 
einem  über  die  Schuldverbindlichkeit  abgeschlossenen 
gerichtlichen  Vergleiche  dem  Gerichte  die  Bestimmung 
einer  Zahlungsfrist  überlassen,  in  einem  besonderen  Be¬ 
schlüsse  über  die  Zahlungsfrist  zu  erkennen.  Die  Kosten 
der  Verhandlung  hat  der  Schuldner  dem  Gläubiger  zu 
ersetzen,  es  sei  denn,  daß  der  Gläubiger  das  außer¬ 
gerichtlich  vom  Schuldner  gestellte  und  offenbar  be¬ 
gründete  Begehren  um  Stundung  abgelehnt  hat. 

(3)  Die  Bestimmungen  des  §  16  finden  entsprechende 
Anwendung. 

§  18.  (1)  Wenn  durch  richterliche  Stundung  die  Be¬ 
zahlung  von  Bestandzinsen  in  Raten  bewilligt  wurde, 
treten  Rechtsnachteile,  die  für  den  Fall  nicht  recht¬ 
zeitiger  Erfüllung  vereinbart  worden  sind,  nur  bei  nicht 
rechtzeitiger  Entrichtung  dieser  Raten  ein. 
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(2)  Wird  eine  solche  Rate  nicht  rechtzeitig  entrichtet, 
so  kann  der  Bestandgeber  dem  Bestandnehmer  mit  Wirk¬ 
samkeit  für  den  nächsten  Kündigungstermin  kündigen. 

§  19.  (1)  Das  Exekutionsgericht  kann  auf  Antrag  des 
Verpflichteten  unter  den  im  §  16,  Absatz  1,  bezeichneten 
Voraussetzungen  die  Exekution  zu  gunsten  einer  For¬ 
derung,  die  von  der  gesetzlichen  Stundung  ausgenommen 
ist,  bis  längstens  31.  Dezember  1916  aufschieben,  soweit 
es  sich  nicht  um  die  Pfändung  von  Gegenständen  des 
beweglichen  Vermögens  oder  um  die  zwangsweise 
Pfandrechtsbegründung  handelt.  Eine  solche  Auf¬ 
schiebung  ist  unzulässig,  wenn  das  Prozeßgericht  be¬ 
reits  gemäß  §§  10  oder  17  eine  Zahlungsfrist  be¬ 
willigt  hat. 

(2)  Auf  die  Bewilligung  der  Aufschiebung  finden  die 
Bestimmungen  des  §  16,  Absatz  2 — 4,  entsprechende  An¬ 
wendung. 

(3)  Eine  nach  den  Bestimmungen  der  früheren  Stun¬ 
dungsverordnungen  aufgeschobene  Exekution  kann, 
wenn  die  Aufschiebungsfrist  nicht  bereits  vor  dem 
31.  März  1916  abgelaufen  ist,  unter  denselben  Voraus 
Setzungen  auf  Antrag  des  Verpflichteten  weiter  bis  läng¬ 
stens  31.  Dezember  1916  aufgeschoben  werden. 

(4)  Der  betreibende  Gläubiger  hat  keinen  Anspruch 
auf  Ersatz  der  für  die  aufgeschobene  Exekution  auf¬ 
gelaufenen  Exekutionskosten,  wenn  er  das  außergericht¬ 
lich  vom  Schuldner  gestellte  und  offenbar  begründete 
Begehren  um  Stundung  abgelehnt  hat. 

Aufhebung  der  gesetzlichen  Stundung 
durch  richterlichen  Ausspruch.  a )  Ver¬ 
fahren.  §  20.  (1)  Der  Gläubiger  kann  bei  dem  Bezirks¬ 
gericht,  in  dessen  Sprengel  der  Schuldner  seinen  Wohn 
sitz  (Sitz)  hat,  beantragen,  daß  für  seine  Forderung  die 
gesetzliche  Stundung  aufgehoben  werde. 

(2)  Über  den  Antrag  ist  der  Schuldner  zu  einer  münd 
liehen  Verhandlung  zu  laden.  Die  Ladung  ist  ihm  nach 
den  Vorschriften  über  die  Zustellung  von  Klagen  zu¬ 
zustellen. 

(3)  Vor  der  Entscheidung  hat  der  Richter  erforder¬ 
lichenfalls  Auskunftspersonen,  die  über  die  wirtschaft¬ 
liche  Lage  des  Schuldners  unterrichtet  sind,  einzuver¬ 
nehmen. 

(4)  Gegen  die  Abweisung  des  Antrages  findet  kein 
Rechtsmittel  statt. 

(5)  Dem  Gläubiger  steht  kein  Anspruch  auf  Ersatz 
der  Kosten  dieses  Verfahrens  zu,  wenngleich  seinem  An¬ 
träge  stattgegeben  wird.  Der  Gläubiger  hat  dem 
Schuldner  die  Kosten  dieses  Verfahrens  zu  ersetzen, 
wenn  sein  Antrag  offenbar  unbegründet  war  oder  wenn 
er  den  Schuldner  nicht  vor  der  Stellung  des  Antrages 
zur  Zahlung  aufgefordert  hat  und  der  Schuldner  sich 
sofort  vor  Gericht  zur  Zahlung  der  Beträge  bereit  er¬ 
klärt  hat,  für  welche  die  Aufhebung  der  gesetzlichen 
Stundung  ausgesprochen  wird. 

(6)  Das  Verfahren  richtet  sich  nach  den  Bestim¬ 
mungen  der  Zivilprozeßordnung. 

b)  Voraussetzungen  und  Umfang  der  Aufhebung  der 
gesetzlichen  Stundung.  §  21.  (1)  Dem  Anträge  ist  mit 
Beschluß  stattzugeben,  wenn  der  Gläubiger  glaubhaft 
macht,  daß  die  wirtschaftliche  Lage  des  Schuldners  die 
gesetzliche  Stundung  nicht  oder  nicht  im  vollen  Um¬ 
fange  rechtfertigt.  Hierbei  ist  insbesondere  auf  die  Fort¬ 
führung  des  Wirtschaftsbetriebes  des  Schuldners  und 
darauf  Bedacht  zu  nehmen,  inwiefern  der  Schuldner 
ohne  Beeinträchtigung  seiner  Wirtschaft  die  zur 
Zahlung  erforderlichen  Mittel  beschaffen  kann. 

(2)  Im  Beschlüsse  des  Gerichtes  ist  auszusprechen, 
für  welchen  Betrag  der  Forderung  und  mit  welchem 
Tage  die  gesetzliche  Stundung  aufgehoben  wird. 

c)  Gerichtliche  Geltendmachung  der  nicht  mehr  ge¬ 
stundeten  Forderung.  §  22.  (1)  Nach  Rechtskraft  des 
Beschlusses,  womit  die  gesetzliche  Stundung  aufgehoben 


wird,  kann  der  Gläubiger  seine  Forderung  unter  Vorlage 
dieses  Beschlusses  gerichtlich  geltend  machen. 

(2)  Mit  der  Klage  auf  Zahlung  des  Betrages,  für  den 
die  gesetzliche  Stundung  aufgehoben  wurde,  kann  auch 
die  Zahlung  des  anderen  leiles  der  Forderung  begehrt 
werden.  Die  Verurteilung  zu  einer  Leistung,  für  die 
dem  Schuldner  zur  Zeit  der  Urteilsfällung  noch  die  ge¬ 
setzliche  Stundung  zukommt,  ist  zulässig;  jedoch  ist  die 
brist  für  die  Leistung,  einschließlich  der  Prozeßkosten, 
in  Übereinstimmung  mit  dem  Beschlüsse  über  die  Auf¬ 
hebung  der  gesetzlichen  Stundung,  für  die  von  diesem 
Beschlüsse  nicht  betroffenen  Beträge  aber  derart  zu  be¬ 
stimmen,  daß  sie  vom  letzten  Tage  der  gesetzlichen 
Stundungsfrist  beginnt. 

(3)  Eu  gunsten  einer  vollstreckbaren  Forderung,  für 
welche  die  gesetzliche  Stundung  aufgehoben  ist,  kann 
Exekution  geführt  werden. 

(4)  Wenn  das  Gericht  für  eine  Forderung  die  gesetz¬ 
liche  Stundung  aufgehoben  hat,  ist  die  richterliche  Stun¬ 
dung  (§§  16  bis  19)  nicht  zulässig. 

d)  Wechsel.  §  23.  (1)  Die  Bestimmungen  der  §§  20 
und  21  finden  auf  Wechsel  Anwendung.  Von  dem  In¬ 
halte  des  Beschlusses,  womit  für  einen  Wechsel  die  ge¬ 
setzliche  Stundung  aufgehoben  wird,  soll  der  Gläubiger 
die  Rückgriffsverpflichteten,  soweit  deren  Adresse  be¬ 
kannt  ist,  benachrichtigen. 

(2)  Die  Aufhebung  der  gesetzlichen  Stundung  wirkt 
nur  gegenüber  dem  Schuldner,  gegen  den  sie  ausge¬ 
sprochen  wurde. 

§  24.  (1)  Durch  die  rechtskräftige  Aufhebung  der 

gesetzlichen  Stundung  wird  ein  Wechsel,  der  nicht 
schon  vor  dem  2.  August  1914  fällig  geworden  ist,  mit 
dem  von  der  Stundung  ausgenommenen  Betrage  bei  der 
Vorzeigung  zahlbar.  Die  Vorzeigung  ist  nicht  vor  dem 
im  gerichtlichen  Beschlüsse  bestimmten  Tage  zulässig. 
Zugleich  mit  dem  Wechsel  ist  der  gerichtliche  Beschluß 
vorzuweisen. 

(2)  Gegen  Rückgriffsverpflichtete  aus  Wechseln  der 
im  Absatz  1  bezeichneten  Art  kann  der  Antrag  auf  Auf¬ 
hebung  der  gesetzlichen  Stundung  nur  gestellt  werden, 
soweit  die  gesetzliche  Stundung  gegenüber  dem  Ak¬ 
zeptanten  (Aussteller  des  eigenen  Wechsels)  rechts¬ 
kräftig  aufgehoben  worden  ist. 

(3)  Wird  Teilzahlung  geleistet,  so  ist  auf  dem 
Wechsel  zu  vermerken,  wann,  von  wem  und  in  welcher 
Höhe  sie  geleistet  worden  ist.  Dem  Zahlenden  ist  auf 
einer  Abschrift  des  Wechsels  Quittung  zu  erteilen. 

§  25.  (1)  Leistet  ein  Rückgriffsverpflichteter  auf  einen 
Wechsel,  der  vor  dem  2.  August  1914  fällig  geworden 
ist,  Teilzahlung  (§§  21  und  23),  so  kann  er  außer  dem 
Vermerk  nach  §  24,  Absatz  3,  und  der  Quittung  eine  be¬ 
glaubigte  Abschrift  des  Protestes  verlangen.  Die  Aus- 
folgung  der  beglaubigten  Abschrift  ist  auf  dem  Pro¬ 
teste  zu  vermerken.  Ein  Duplikat  oder  mehr  als  eine  be¬ 
glaubigte  Abschrift  des  Protestes  für  je  eine  Teilzahlung 
darf  nicht  ausgefolgt  werden. 

(2)  Macht  ein  Rückgriffsverpflichteter  den  Ersatz  der 
von  ihm  geleisteten  Teilzahlung  gegen  die  Vormänner 
oder  den  Akzeptanten  geltend,  so  ist  bei  Wechseln,  die 
vor  dem  2.  August  1914  fällig  geworden  sind,  die 
Quittung  und  die  beglaubigte  Abschrift  des  Protestes, 
wenn  jedoch  der  Protest  erlassen  worden  ist,  die 
Quittung  und  eine  beglaubigte  Abschrift  des  Wechsels 
öeizubringen. 

§  26.  (1)  Bei  Wechseln,  die  vor  dem  1.  April  1916 
ausgestellt  worden  sind  und  bis  zum  31.  Dezember  1916 
fällig  geworden  sind  oder  fällig  werden,  ist  die  Nicht¬ 
leistung  der  Teilzahlung  (§§  21  und  23)  durch  Protest, 
und  zwar  auch  dann  festzustellen,  wenn  der  Protest  er¬ 
lassen  worden  ist.  Die  Vormänner  sind  gemäß  Artikel  45 
bis  47  W.-G.  zu  benachrichtigen. 
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(2)  Bei  den  im  Absatz  1  bezeichnten  Wechseln  kann 
der  Protest  wegen  Nichtleistung  einer  Teilzahlung  durch 
eine  Erklärung  des  Akzeptanten  (Bezogenen),  des  Aus¬ 
stellers  des  eigenen  Wechsels  oder  des  Domiziliaten  er¬ 
setzt  werden. 

(3)  Die  Erklärung  muß  auf  den  Wechsel  oder  ein 
mit  ihm  verbundenes  Blatt  (Allonge)  gesetzt  und  vom 
Erklärenden  unterschrieben  werden.  Sie  hat  den  l  ag 
der  Präsentation  und  die  Bemerkung  zu  enthalten,  daß 
die  Zahlung  nicht  geleistet  oder  daß  die  Person,  der  zu 
präsentieren  war,  nicht  angetroffen  wurde.  Zur  Er¬ 
haltung  der  Wechselrechte  muß  ferner  innerhalb  der 
für  die  Protesterhebung  festgesetzten  brist  die  Beglaubi¬ 
gung  einer  Abschrift  des  mit  der  Erklärung  versehenen 
Wechsels  bewirkt  werden.  Die  Beglaubigung  der  Ab¬ 
schrift  ist  auf  dem  Wechsel  zu  vermerken.  Mehr  als  eine 
Abschrift  des  Wechsels  für  je  eine  Teilzahlung  darf 
nicht  beglaubigt  werden. 

(4)  Leistet  ein  Rückgriffsverpflichteter  Teilzahlung 
auf  einen  der  im  Absatz  1  bezeichneten  Wechsel,  so 
kann  er  außer  dem  Vermerk  nach  §  24,  Absatz  3,  und 
der  Quittung  die  Ausfolgung  des  Protestes  über  die 
nicht  geleistete  Teilzahlung  oder,  wenn  der  Protest 
durch  eine  der  im  Absatz  2  bezeichneten  Erklärungen 
ersetzt  wurde,  die  nach  Vorschrift  des  Absatzes  3  be¬ 
glaubigte  Abschrift  des  Wechsels  verlangen. 

(5)  Macht  ein  Rückgriffsverpflichteter  den  Ersatz  der 
von  ihm  geleisteten  Teilzahlung  gegen  die  Vormänner 
oder  den  Akzeptanten  geltend,  so  ist  bei  den  im  Ab¬ 
satz  1  bezeichneten  Wechseln  die  Quittung  und  der 
Protest  oder  die  nach  Vorschrift  des  Absatzes  3  be¬ 
glaubigte  Abschrift  des  Wechsels  beizubringen. 

§  27.  Auf  Grund  von  Wechseln,  für  welche  die  ge¬ 
setzliche  Stundung  teilweise  aufgehoben  wurde,  sind 
Klagen  nur  bezüglich  des  zahlbar  gewordenen  Betrages 
zulässig. 

e)  Ausnahmen.  §  28.  Die  Bestimmungen  der  §§  20 
bis  27  finden  auf  Forderungen  gegen  öffentliche  Körper¬ 
schaften,  gegen  Aktienbanken,  Sparkassen,  Kredit¬ 
genossenschaften  und  sonstige  Kreditstellen  sowie  gegen 
Versicherungsanstalten  keine  Anwendung. 

Gebührenrechtliche  Bestimmungen. 
§  29.  (1)  Wenn  die  Gebühr  für  den  Protest  bereits  bei 
der  Erhebung  des  Protestes  wegen  Nichtleistung  einer 
Teilzahlung  auf  einen  Wechsel  entrichtet  wurde,  ist  der 
Protest  wegen  Nichtleistung  einer  weiteren  Zahlung 
von  der  Gebühr  nach  T.-P.  95  des  Stempel-  und  Ge¬ 
bührengesetzes  befreit.  Die  näheren  Bestimmungen 
werden  durch  besondere  Verordnung  getroffen. 

(2)  Die  im  §  26  bezeichnete  Erklärung  des  Akzep¬ 
tanten  (Bezogenen),  Ausstellers  des  eigenen  Wechsels 
oder  Domiziliaten  oder  des  Inhabers  des  Wechsels  ist 
kein  Gegenstand  der  Gebühr. 

§  30.  Die  Verordnung  tritt  am  1.  April  1916  in  Wirk¬ 
samkeit.  Gleichzeitig  tritt  die  Verordnung  vom  30.  De¬ 
zember  1915,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  139, 
außer  Kraft. 

Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verordnung  vom 
2.  April  1916  wurde  auf  Grund  der  kaiserlichen  Ver¬ 
ordnung  vom  31.  Juli  1914  folgendes  verfügt: 

1.  Das  Verbot  der  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von  Kork 
und  Korkwaren  der  Nrn.  635  bis  637  des  Zolltarifs  wird 
auf  Korkholz  und  Korkabfälle  (Nr.  90  a  und  90  b  des 
Statistischen  Warenverzeichnisses)  und  auf  Korkstopfen 
(Nr.  638  b  des  Statistischen  Warenverzeichnisses)  aus¬ 
gedehnt. 

2.  Das  Verbot  der  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von 
Schmirgelschleifsteinen  sowie  Schleifscheiben  aus  künst¬ 
lichem  Schleifmaterial  wird  auf  Schleifsteine  jeder  Art 
ausgedehnt. 


3.  An  Stelle  des  Absatzes  II  in  der  Bekanntmachung 
vom  23.  März  1916  tritt  folgende  Fassung: 

Das  unter  dem  12.  September  1914  ergangene  Aus¬ 
fuhr-  und  Durchfuhrverbot  für  aeronautische  und  nauti¬ 
sche  Meßinstrumente  wird  auf  sämtliche  Meßinstrumente 
für  geodätische,  trigonometrische  und  alle  Gebiete  des 
Kriegsvermessungswesens  betreffende  Zwecke  ausge¬ 
dehnt. 

4.  Es  wird  verboten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von 
Steinkohlenpech. 

Vorverlegung  der  Stunden  während  der  Zeit 
vom  1.  Mai  bis  30.  September  1916.  Der  Bundesrat 

hat  am  6.  April  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

Für  die  Zeit  vom  1.  Mai  bis  zum  30.  September  1916 
ist  die  gesetzliche  Zeit  in  Deutschland  die  mittlere 
Sonnenzeit  des  dreißigsten  Längengrades  östlich  von 
Greenwich. 

Der  1.  Mai  1916  beginnt  am  30.  April  1916  nach¬ 
mittags  1 1  Uhr  nach  der  gegenwärtigen  Zeitrechnung. 

Der  30.  September  1916  endet  eine  Stunde  nach 
Mitternacht  im  Sinne  dieser  Verordnung. 

Abänderung  der  Bekanntmachung  über  Kaffee, 
Tee  und  Kakao.  Der  Bundesrat  hat  am  4.  April  1916 

folgende  Verordnung  erlassen: 

Artikel  1.  In  der  Verordnung  über  Kaffee,  Tee  und 
Kakao  vom  11.  November  19151)  werden  folgende  Ver¬ 
änderungen  vorgenommen : 

1.  §  2  erhält  folgende  Fassung: 

Der  Reichskanzler  ist  befugt,  den  Verkehr  mit  Kaffee, 
Tee,  Kakao  und  deren  Ersatzmitteln  und  den  Verbrauch 
dieser  Gegenstände  zu  regeln  sowie  Bestimmungen  über 
die  Gestaltung  der  Preise  zu  treffen. 

2.  §  3,  Absatz  2,- erhält  folgende  Fassung: 

Er  kann  dabei  anordnen,  daß  Zuwiderhandlungen  mit 
Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis 
zu  t 5.000  M.  bestraft  und  daß  neben  der  Strafe  die  Vor¬ 
räte,  auf  die  sich  die  Zuwiderhandlung  bezieht,  ohne 
Unterschied,  ob  sie  dem  Täter  gehören  oder  nicht,  ein¬ 
gezogen  werden. 

Artikel  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Bekanntmachung  über  die  Einfuhr  von  Kaffee 
aus  dem  Ausland.  Unterm  6.  April  1916  wurde  auf 
Grund  der  Verordnungen  des  Bundesrates  über  Kaffee, 
Tee  und  Kakao  vom  11.  November  19151)  und  4-  April 
1916  bestimmt: 

§  1.  Wer  aus  dem  Ausland  Kaffee,  auch  in  Mischungen 
mit  anderen  Erzeugnissen,  einführt,  ist  verpflichtet,  den 
Eingang  des  Kaffees  im  Inland  dem  Kriegsausschusse 
für  Kaffee,  Tee  und  deren  Ersatzmittel,  G.  in.  b.  H.  in 
Berlin  (Kriegsausschuß),  unter  Angabe  der  Menge,  des 
bezahlten  Einkaufspreises  und  des  Aufbewahrungsorts 
unverzüglich  anzuzeigen ;  die  Anzeige  hat  durch  einge¬ 
schriebenen  Brief  zu  erfolgen.  Dabei  ist  möglichst  ein 
von  dem  Kriegsausschusse  vorzuschreibendes  Formular 
zu  benützen. 

Als  Einführender  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  gilt, 
wer  nach  Eingang  der  Ware  im  Inland  zur  Verfügung 
über  sie  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  berechtigt  ist. 
Befindet  sich  der  Verfügungsberechtigte  nicht  im  Inland, 
so  tritt  an  seine  Stelle  der  Empfänger. 

§  2.  Wer  aus  dem  Ausland  Kaffee,  auch  in  Mischungen 
mit  anderen  Erzeugnissen,  einführt,  hat  ihn  an  den 
Kriegsausschuß  zu  liefern.  Er  hat  ihn  bis  zur  Abnahme 
durch  den  Kriegsausschuß  mit  der  Sorgfalt  eines  ordent¬ 
lichen  Kaufmannes  zu  behandeln,  in  handelsüblicher 
Weise  zu  versichern  und  auf  Abruf  zu  verladen.  Er  hat 
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ihn  auf  \  erlangen  des  Kriegsausschusses  an  einem  von 
diesem  zu  bestimmenden  Orte  zur  Besichtigung  zu 
stellen. 

§  3.  Der  Kriegsausschuß  hat  sich  unverzüglich  nach 
Empfang  der  Anzeige  (§  1)  zu  erklären,  ob  er  den  Kaffee 
übernehmen  will.  Geht  binnen  einer  Woche  nach  Emp¬ 
fang  der  Anzeige  die  Erklärung  nicht  ein  oder  erklärt 
der  Kriegsausschuß,  daß  er  den  Kaffee  nicht  übernehmen 
will,  so  erlischt  die  Lieferungspflicht. 

Hat  der  Kriegsausschuß  die  Übernahme  verlangt,  so 
kann  der  nach  §  2  dieser  Bestimmungen  Verpflichtete  ihn 
schriftlich  auffordern,  den  Kaffee  abzunehmen.  Die  Ab¬ 
nahme  hat  innerhalb  vier  Wochen  nach  Empfang  der 
Aufforderung  zu  erfolgen. 

§  4.  Der  Kriegsausschuß  setzt  den  Übernahmspreis 
endgültig  fest. 

§  5.  Erfolgt  die  Lieferung  nicht  freiwillig,  so  wird 
das  Eigentum  auf  Antrag  des  Kriegsausschusses  durch 
Anordnung  der  zuständigen  Behörde  auf  ihn  oder  die  von 
ihm  in  dem  Antrag  bezeichneten  Personen  übertragen. 
Die  Anordnung  ist  an  den  zur  Lieferung  Verpflichteten 
zu  richten.  Das  Eigentum  geht  über,  sobald  die  Anord¬ 
nung  ihm  zugeht. 

§  6.  Die  Zahlung  soll  in  der  Regel  bei  der  Abnahme, 
jedoch  spätestens  vier  Wochen  nach  Abnahme  erfolgen. 

§  7.  Die  höhere  Verwaltungsbehörde  entscheidet  end¬ 
gültig  über  alle  Streitigkeiten,  die  sich  zwischen  den  Be¬ 
teiligten  über  die  Lieferung,  Aufbewahrung,  Versiche¬ 
rung  und  den  Eigentumsübergang  ergeben. 

§  8.  Ausgenommen  von  den  Bestimmungen  dieser  Be¬ 
kanntmachung  sind  geringfügige  Mengen,  die  als  Reise¬ 
proviant  oder  im  Grenzverkehr  aus  dem  Ausland  ein¬ 
geführt  werden,  sofern  die  Einfuhr  nicht  zu  Handels¬ 
zwecken  erfolgt. 

§  9.  Der  Erlaß  von  Vorschriften  über  die  Durchfuhr 
von  Kaffee  bleibt  Vorbehalten. 

§  10.  Die  Landeszentralbehörden  bestimmen,  wer  als 
höhere  Verwaltungsbehörde  und  als  zuständige  Behörde 
im  Sinne  dieser  Bekanntmachung  anzusehen  ist. 

§  11.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  15.000  M.  wird  bestraft,  wer  den  Be¬ 
stimmungen  im  §  1,  Absatz  1,  Satz  1,  und  §  2  zuwider¬ 
handelt. 

Neben  der  Strafe  können  bei  Zuwiderhandlungen  gegen 
die  Anzeige-  und  Lieferungspflicht  die  Vorräte,  auf  die 
sich  die  strafbare  Handlung  bezieht,  eingezogen  werden, 
ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  Täter  gehören  oder  nicht. 

§  12.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft. 


Bekanntmachung  über  Kaffee.  Unterm  6.  April 
1916  wurde  auf  Grund  der  Verordnungen  des  Bundesrates 
über  Kaffee,  Tee  und  Kakao  vom  11.  November  19151) 
und  4.  April  1916  bestimmt: 

§  1.  Wer  Rohkaffee,  auch  in  Mischungen  mit  anderen 
Erzeugnissen,  mit  Beginn  des  8.  April  1916  in  Ge¬ 
wahrsam  hat,  ist  verpflichtet,  die  vorhandenen  Mengen 
getrennt  nach  Art  und  Eigentümern  unter  Bezeichnung 
der  Eigentümer  und  des  Lagerungsortes  dem  Kriegs¬ 
ausschuß  für  Kaffee,  Tee  und  Ersatzmittel,  G.  m.  b.  H. 
in  Berlin  (Kriegsausschuß),  bis  zum  13.  April  1916  an¬ 
zuzeigen.  Anzeigen  über  Mengen,  die  sich  mit  Be¬ 
ginn  des  8.  April  1916  unterwegs  befinden,  sind  von  dem 
Empfänger  unverzüglich  nach  Empfang  zu  erstatten. 

Die  Anzeigepflicht  erstreckt  sich  nicht  auf  Mengen,  die 

1.  im  Eigentum  des  Reiches,  eines  Bundesstaates  oder 
lsaß-Lothringens,  insbesondere  im  Eigentum  der 

deeresverwaltungen  oder  Marineverwaltung  stehen, 

2.  insgesamt  weniger  als  10  kg  betragen. 

Außerdem  hat  jeder  Eigentümer  von  mehr  als  600  kg 

Rohkaffee  an  einem  vom  Reichskanzler  bekannt- 

*)  ^  gl.  Nr.  47  des  »Handrlsmuseumscc  vom  25.  November  1915,  Seite  731. 


zugebenden  1  age  dem  Kriegsausschuß  telegraphisch 
seinen  gesamten  Bestand  an  Rohkaffee,  einerlei,  ob  dieser 
sich  in  eigenem  oder  fremdem  Gewahrsam,  insbesondere 
auf  dem  Transport  befindet,  getrennt  nach  Ballen,  Ge¬ 
wicht  und  unverzolltem  Durchschnittspreis  anzuzeigen. 
Diese  Anzeigepflicht  erstreckt  sich  nicht  auf  die  im  Ab¬ 
satz  2,  Nr.  i,  genannten  Mengen. 

§  2.  Rohkaffee  darf  nur  durch  den  Kriegsausschuß  ab¬ 
gesetzt  werden. 

Diese  Vorschrift  findet  keine  Anwendung  auf  die  im 
§  i,  Absatz  2,  und  im  §  4,  Absatz  1,  Satz  2,  bezeichneten 
Mengen  sowie  auf  Mengen,  die  der  Verpflichtete  vom 
Kriegsausschuß  erhalten  hat. 

§  3.  Wer  Rohkaffee  in  Gewahrsam  hat,  hat  ihn  dem 
Kriegsausschuß  auf  Verlangen  zu  überlassen  und  auf 
Abruf  zu  verladen.  Er  hat  ihn  bis  zur  Abnahme  aufzu¬ 
bewahren  und  pfleglich  zu  behandeln,  er  darf  ihn  nur  mit 
Zustimmung  des  Kriegsausschusses  rösten;  auf  Ver¬ 
langen  hat  er  dem  Kriegsausschuß  Proben  gegen  Er¬ 
stattung  der  Portokosten  einzusenden.  Der  Reichskanzler 
kann  nähere  Bestimmungen  über  diese  Verpflichtungen 
erlassen. 

Diese  Vorschriften  finden  keine  Anwendung  auf  die 
im  §  2,  Absatz  2,  bezeichneten  Mengen. 

§  4.  Der  Kriegsausschuß  hat  auf  Antrag  des  zur  Über¬ 
lassung  \  erpflichteten  binnen  vier  Wochen  nach  Eingang 
des  Antrages,  jedoch  nicht  vor  dem  22.  Mai  1916  zu  er¬ 
klären,  welche  bestimmt  zu  bezeichnenden  Mengen  er 
übernehmen  will.  Für  die  Mengen,  die  er  hiernach  nicht 
übernehmen  will,  erlischt  die  Absatzbeschränkung  des 
§  2 ;  das  gleiche  gilt,  soweit  er  eine  Erklärung  binnen 
der  Frist  nicht  abgibt.  Ist  der  Verpflichtete  nicht  zugleich 
der  Eigentümer,  so  kann  auch  der  Eigentümer  den  An¬ 
trag  nach  Satz  1  stellen. 

Alle  Mengen,  die  hiernach  dem  Absatz  durch  den 
Kriegsausschuß  Vorbehalten  sind,  müssen  von  ihm  ab¬ 
genommen  werden.  Der  zur  Überlassung  Verpflichtete 
hat  dem  Kriegsausschuß  anzuzeigen,  von  welchem  Zeit¬ 
punkt  ab  er  zur  Lieferung  bereit  ist.  Die  Abnahme  hat 
innerhalb  vier  Wochen  nach  diesem  Zeitpunkt  zu  er¬ 
folgen. 

§  5.  Der  Kriegsausschuß  setzt  den  Übernahmspreis  end¬ 
gültig  fest. 

§  6.  Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  wird 
das  Eigentum  auf  Antrag  des  Kriegsausschusses  durch 
Anordnung  der  zuständigen  Behörde  auf  ihn  oder  die 
von  ihm  in  dem  Antrag  bezeichneten  Personen  über¬ 
tragen.  Die  Anordnung  ist  an  den  zur  Überlassung  Ver¬ 
pflichteten  zu  richten.  Das  Eigentum  geht  über,  sobald 
die  Anordnung  ihm  zugeht. 

§  7.  Die  Zahlung  soll  in  der  Regel  bei  der  Abnahme, 
jedoch  spätestens  vier  Wochen  nach  Abnahme  erfolgen. 

§  8.  Streitigkeiten  über  die  aus  dem  §  3  sich  er¬ 
gebenden  Verpflichtungen  entscheidet  die  höhere  Ver¬ 
waltungsbehörde  endgültig. 

§  9.  Der  Kriegsausschuß  hat  die  übernommenen  Vor¬ 
räte  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  des  Reichskanzlers 
weiterzugeben. 

§  10.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  zulassen. 

§  11.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie  be¬ 
stimmen,  wer  als  höhere  Verwaltungsbehörde  und  als 
zuständige  Behörde  im  Sinne  dieser  Verordnung  anzu¬ 
sehen  ist. 

§  12.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  Geld¬ 
strafe  bis  zu  15.Ö00  M.  wird  bestraft, 

1.  wer  die  ihm  nach  §  1,  Absatz  1,  oder  §  3  obliegende 
Anzeige  nicht  in  der  gesetzten  Frist  erstattet  oder 
wissentlich  unvollständige  oder  unrichtige  Angaben 
macht ; 
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2.  wer  der  Bestimmung  im  §  2,  Absatz  1,  zuwider 
Rohkaffee  in  anderer  Weise  als  durch  den  Kriegsausschuß 
absetzt ; 

3.  wer  den  Verpflichtungen  nach  §  3,  Absatz  1,  zu¬ 
widerhandelt  ; 

4.  wer  den  nach  §11,  Satz  1,  erlassenen  Bestimmungen 
zuwiderhandelt. 

§  13.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft. 


Einfuhr  von  Tee  aus  dem  Ausland.  Unterm 

6.  April  1916  wurde  auf  Grund  der  Verordnungen  des 
Bundesrats  über  Kaffee,  Tee  und  Kakao  vom  11.  No¬ 
vember  19151)  und  4.  April  1916  bestimmt: 

§  1.  Wer  aus  dem  Ausland  Fee,  auch  in  Mischungen 
mit  anderen  Erzeugnissen,  einführt,  ist  verpflichtet,  den 
Eingang  des  Tees  im  Inland  dem  Kriegsausschusse  für 
Kaffee,  Tee  und  deren  Ersatzmittel,  G.  m.  b.  H.  in  Berlin 
(Kriegsausschuß),  unter  Angabe  der  Menge,  des  bezahlten 
Einkaufspreises  und  des  Aufbewahrungsortes  unverzüg¬ 
lich  anzuzeigen;  die  Anzeige  hat  durch  eingeschriebenen 
Brief  zu  erfolgen.  Dabei  ist  möglichst  ein  von  dem 
Kriegsausschusse  vorzuschreibendes  Formular  zu  be¬ 
nützen. 

Als  Einführender  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  gilt, 
wer  nach  Eingang  der  Ware  im  Inland  zur  Verfügung 
über  sie  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  berechtigt  ist. 
Befindet  sich  der  Verfügungsberechtigte  nicht  im  Inland, 
so  tritt  an  seine  Stelle  der  Empfänger. 

2.  Wer  aus  dem  Ausland  Tee,  auch  in  Mischungen 
mit  anderen  Erzeugnissen,  einführt,  hat  ihn  an  den 
Kriegsausschuß  zu  liefern.  Er  hat  ihn  bis  zur  Abnahme 
durch  den  Kriegsausschuß  mit  der  Sorgfalt  eines  ordent¬ 
lichen  Kaufmannes  zu  behandeln,  in  handelsüblicher 
Weise  zu  versichern  und  auf  Abruf  zu  verladen.  Er  hat 
ihn  auf  Verlangen  des  Kriegsausschusses  an  einem  von 
diesem  zu  bestimmenden  Orte  zur  Besichtigung  zu 
stellen. 

§  3.  Der  Kriegsausschuß  hat  sich  unverzüglich  nach 
Empfang  der  Anzeige  (§  1)  zu  erklären,  ob  er  den  Tee 
übernehmen  will.  Geht  binnen  einer  Woche  nach  Emp¬ 
fang  der  Anzeige  die  Erklärung  nicht  ein  oder  erklärt 
der  Kriegsausschuß,  daß  er  den  Tee  nicht  übernehmen 
will,  so  erlischt  die  Lieferungspflicht. 

Hat  der  Kriegsausschuß  die  Übernahme  verlangt,  so 
kann  der  nach  §  2  dieser  Bestimmungen  Verpflichtete 
ihn  schriftlich  auffordern,  den  Tee  abzunehmen.  Die  Ab¬ 
nahme  hat  innerhalb  vier  Wochen  nach  Empfang  der 
Aufforderung  zu  erfolgen. 

§  4.  Der  Kriegsausschuß  setzt  den  Übernahmspreis  end¬ 
gültig  fest. 

§  5.  Erfolgt  die  Lieferung  nicht  freiwillig,  so  wird  das 
Eigentum  auf  Antrag  des  Kriegsausschusses  durch  An¬ 
ordnung  der  zuständigen  Behörde  auf  ihn  oder  die  von 
ihm  in  dem  Antrag  bezeichneten  Personen  übertragen. 
Die  Anordnung  ist  an  den  zur  Lieferung  Verpflichteten 
zu  richten.  Das  Eigentum  geht  über,  sobald  die  Anord¬ 
nung  ihm  zugeht. 

§  6.  Die  Zahlung  soll  in  der  Regel  bei  der  Abnahme, 
jedoch  spätestens  vier  Wochen  nach  Abnahme  erfolgen. 

§  7.  Die  höhere  Verwaltungsbehörde  entscheidet  end¬ 
gültig  über  alle  Streitigkeiten,  die  sich  zwischen  den  Be¬ 
teiligten  über  die  Lieferung,  Aufbewahrung,  Versiche¬ 
rung  und  den  Eigentumsübergang  ergeben. 

§  8.  Ausgenommen  von  den  Bestimmungen  dieser  Be¬ 
kanntmachung  sind  geringfügige  Mengen,  die  als  Reise¬ 
proviant  oder  im  Grenzverkehr  aus  dem  Ausland  ein¬ 
geführt  werden,  sofern  die  Einfuhr  nicht  zu  Handels¬ 
zwecken  erfolgt. 

§  9.  Der  Erlaß  von  Vorschriften  über  die  Durchfuhr 
von  Tee  bleibt  Vorbehalten. 


§  10.  Die  Landeszentralbehörden  bestimmen,  wer  als 
höhere  Verwaltungsbehörde  und  als  zuständige  Behörde 
im  Sinne  dieser  Bekanntmachung  anzusehen  ist. 

§  11.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  15.000  M.  wird  bestraft,  wer  den  Be¬ 
stimmungen  im  §  1,  Absatz  1,  Satz  1,  und  §  2  zuwider¬ 
handelt. 

Neben  der  Strafe  können  bei  Zuwiderhandlungen 
gegen  die  Anzeige-  und  Lieferungspflicht  die  Vorräte, 
auf  die  sich  die  strafbare  Handlung  bezieht,  eingezogen 
werden,  ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  1  äter  gehören 
oder  nicht. 

§  12.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft. 


»)  Vgl.  Nr  47  des  »Handelsmuseumsa  vom  25.  November  1915,  -eite  731. 


Bekanntmachung  über  Tee.  Unterm  6.  April  1916 

wurde  auf  Grund  der  Verordnungen  des  Bundesrats  über 
Kaffee,  Tee  und  Kakao  vom  11.  November  19151)  und 
4.  April  1916  bestimmt: 

§  1.  Wer  Tee,  auch  in  Mischungen  mit  anderen  Er¬ 
zeugnissen,  mit  Beginn  des  8.  April  1916  in  Gewahrsam 
hat,  ist  verpflichtet,  die  vorhandenen  Mengen  getrennt 
nach  Art  und  Eigentümern  unter  Bezeichnung  der  Eigen¬ 
tümer  und  des  Lagerungsorts  dem  Kriegsausschuß  für 
Kaffee,  Tee  und  deren  Ersatzmittel,  G.  m.  b.  H.  in  Berlin 
(Kriegsausschuß),  bis  zum  13*  April  1916  anzuzeigen. 
Anzeigen  über  Mengen,  die  sich  mit  Beginn  des  8.  April 
1916  unterwegs  befinden,  sind  von  dem  Empfänger  un¬ 
verzüglich  nach  Empfang  zu  erstatten. 

Die  Anzeigepflicht  erstreckt  sich  nicht  auf  Mengen,  die 

1.  im  Eigentume  des  Reichs,  eines  Bundesstaates  oder 
Elsaß-Lothringens,  insbesondere  im  Eigentume  der 
Heeresverwaltungen  oder  der  Marineverwaltung  stehen, 

2.  insgesamt  weniger  als  5  kg  betragen. 

Außerdem  hat  jeder  Eigentümer  von  mehr  als  3oofcgTee 

an  einem  vom  Reichskanzler  bekanntzugebenden  Tag  dem 
Kriegsausschusse  telegraphisch  seinen  gesamten  Bestand 
an  Tee,  einerlei,  ob  dieser  sich  in  eigenem  oder  fremdem 
Gewahrsam,  insbesondere  auf  dem  Transporte  befindet, 
getrennt  nach  Kisten,  Gewicht  und  unverzolltem  Durch 
schnittspreis  anzuzeigen.  Die  Anzeigepflicht  erstreckt 
sich  nicht  auf  die  im  Absatz  2,  Nr.  1,  genannten  Mengen. 

§  2.  Tee  darf  nur  durch  den  Kriegsausschuß  abgesetzt 
werden.  Diese  Vorschrift  findet  keine  Anwendung  auf 
die  im  §  1,  Absatz  2,  und  im  §  4,  Absatz  1,  Satz  2, 
bezeichneten  Mengen  sowie  auf  Mengen,  die  der  Ver¬ 
pflichtete  vom  Kriegsausschuß  erhalten  hat. 

§  3.  Wer  Tee  in  Gewahrsam  hat,  hat  ihn  dem  Kriegs¬ 
ausschuß  auf  Verlangen  zu  überlassen  und  auf  Abruf 
zu  verladen.  Er  hat  ihn  bis  zur  Abnahme  aufzubewahren 
und  pfleglich  zu  behandeln;  auf  Verlangen  hat  er  dem 
Kriegsausschuß  Proben  gegen  Erstattung  der  Portokosten 
einzusenden.  Der  Reichskanzler  kann  nähere  Bestim¬ 
mungen  über  diese  Verpflichtungen  erlassen. 

Diese  Vorschriften  finden  keine  Anwendung  auf  die 
im  §  2,  Absatz  2,  bezeichneten  Mengen. 

§  4.  Der  Kriegsausschuß  hat  auf  Antrag  des  zur  Über¬ 
lassung  Verpflichteten  binnen  vier  Wochen  nach  Eingang 
des  Antrags,  jedoch  nicht  vor  dem  22.  Mai  1916  zu  er¬ 
klären,  welche  bestimmt  zu  bezeichnenden  Mengen  er 
übernehmen  will.  Für  die  Mengen,  die  er  hiernach  nicht 
übernehmen  will,  erlischt  die  Absatzbeschränkung  des 
§  2 ;  das  gleiche  gilt,  soweit  er  eine  Erklärung  binnen 
der  Frist  nicht  abgibt.  Ist  der  Verpflichtete  nicht  zugleich 
Eigentümer,  so  kann  auch  der  Eigentümer  den  Antrag 
nach  Satz  1  stellen. 

Alle  Mengen,  die  hiernach  dem  Absatz  durch  den 
Kriegsausschuß  Vorbehalten  sind,  müssen  von  ihm  ab¬ 
genommen  werden.  Der  zur  Überlassung  Verpflichtete 
hat  dem  Kriegsausschuß  anzuzeigen,  vom  welchem  Zeit¬ 
punkt  ab  er  zur  Lieferung  bereit  ist.  Die  Abnahme  hat 

•)  Vgl.  Nr.  47  des  »Handelsmuseums«  vom  25.  November  1915,  Seite  73r- 
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innerhalb  vier  Wochen  nach  diesem  Zeitpunkt  zu  er¬ 
folgen. 

§  5.  Der  Kriegsausschuß  setzt  den  Übernahmspreis 

endgültig  fest. 

§  6.  Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  wird 
das  Eigentum  auf  Antrag  des  Kriegsausschusses  durch 
Anordnung  der  zuständigen  Behörde  auf  ihn  oder  die 
von  ihm  in  dem  Antrag  bezeichneten  Personen  über¬ 
tragen.  Die  Anordnung  ist  an  den  zur  Überlassung  Ver¬ 
pflichteten  zu  richten.  Das  Eigentum  geht  über,  sobald 
die  Anordnung  ihm  zugeht. 

§  7.  Die  Zahlung  soll  in  der  Regel  bei  der  Abnahme, 
jedoch  spätestens  vier  Wochen  nach  Abnahme  erfolgen. 

§  8.  Streitigkeiten  über  die  aus  dem  §3  sich  ergebenden 
\  erpflichtungen  entscheidet  die  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde  endgültig. 

§  9.  Der  Kriegsausschuß  hat  die  übernommenen  Vor¬ 
räte  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  des  Reichskanzlers 
weiterzugeben. 

§  10.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  zulassen. 

§  11.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie  be¬ 
stimmen,  wer  als  höhere  Verwaltungsbehörde  oder  als 
zuständige  Behörde  im  Sinne  dieser  Verordnung  anzu¬ 
sehen  ist. 

§  I2-  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  15.000  M.  wird  bestraft, 

1.  wer  die  ihm  nach  §  1,  Absatz  1  oder  3,  obliegende 
Anzeige  nicht  in  der  gesetzten  Frist  erstattet  oder 
wissentlich  unvollständige  oder  unrichtige  Angaben 
macht ; 

2.  wer  der  Bestimmung  im  §  2,  Satz  1,  zuwider  Tee 
in  anderer  Weise  als  durch  den  Kriegsausschuß  absetzt; 

3.  wer  den  Verpflichtungen  nach  §  3,  Absatz  1,  zu¬ 
widerhandelt  ; 

4.  wer  den  nach  §11,  Satz  1,  erlassenen  Bestimmungen 
zuwiderhandelt. 

§  13.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft. 


Bekanntmachung  über  Zichorienwurzeln.  Unterm 
6.  April  1916  wurde  auf  Grund  der  Verordnungen  des 
Bundesrats  über  Kaffee,  Tee  und  Kakao  vom  11.  No 
vember  19151)  und  4.  April  1916  bestimmt: 

§  1.  Zichorienwurzeln,  grün  oder  gedarrt,  dürfen  nicht 
verfüttert  werden,  sondern  haben  ausschließlich  der 
menschlichen  Ernährung  zu  dienen.  Dies  gilt  nicht  für 
die  im  §  2,  Absatz  2,  Ziffer  2,  bezeichneten  und  für 
diejenigen  Mengen,  auf  die  der  Kriegsausschuß  ver¬ 
zichtet  hat  (§  5,  Absatz  1,  Satz  2). 

§  2.  Wer  Zichorienwurzeln  mit  Beginn  des  8.  April 
19 1 6  in  Gewahrsam  hat,  ist  verpflichtet,  die  vorhandenen 
Mengen  getrennt  nach  Art,  ob  Brocken  oder  Grieß 
(Malz),  und  Eigentümern  unter  Bezeichnung  der  Eigen¬ 
tümer  und  des  Lagerungsorts  dem  Kriegsausschuß  für 
Kaffee,  Tee  und  deren  Ersatzmittel,  G.  m.  b.  H.  in  Berlin 
(Kriegsausschuß),  bis  zum  13.  April  1916  anzuzeigen. 
Anzeigen  über  Mengen,  die  sich  mit  Beginn  des  8.  April 
19 1 6  unterwegs  befinden,  sind  von  dem  Empfänger  un¬ 
verzüglich  nach  Empfang  zu  erstatten. 

Die  Anzeigepflicht  erstreckt  sich  nicht  auf  Mengen, 
die  im  Eigentum  des  Reiches,  eines  Bundesstaates  oder 
Elsaß-Lothringens,  insbesondere  im  Eigentume  der 
Heeresverwaltungen  oder  der  Marineverwaltung  stehen. 

§  3.  Gedarrte  Zichorienwurzeln  dürfen  nur  durch  den 
Kriegsausschuß  abgesetzt  werden. 

Diese  Vorschrift  findet  keine  Anwendung  auf  die  im 
§  2,  Absatz  2,  und  im  §  5,  Absatz  1,  Satz  2,  bezeichneten 
Mengen  sowie  auf  Mengen,  auf  die  der  Kriegsausschuß 

*)  ^  (»!•  Nr.  47  des  »Handelsmuseumsct  vom  25.  November  1915,  Seite  731 


\erzichtet  oder  die  der  \  erpflichtete  vom  Kriegsausschuß 
erhalten  hat. 

§  4.  V/  er  gedarrte  Zichorienwurzeln  in  Gewahrsam  hat, 
hat  sie  dem  Kriegsausschuß  auf  Verlangen  zu  überlassen 
und  auf  Abruf  zu  verladen.  Er  hat  sie  bis  zur  Abnahme 
aufzubewahren  und  pfleglich  zubehandeln;  auf  Verlangen 
hat  er  dem  Kriegsausschuß  Proben  gegen  Erstattung  der 
Portokosten  einzusenden.  Der  Reichskanzler  kann  nähere 
Bestimmungen  über  diese  Verpflichtungen  erlassen. 

§  5.  Der  Kriegsausschuß  hat  auf  Antrag  des  zur  Über¬ 
lassung  Verpflichteten  binnen  einer  Woche  nach  Eingang 
des  Antrags,  jedoch  nicht  vor  dem  22.  Mai  1916  zu 
ei  klaren,  w  eiche  bestimmt  zu  bezeichnenden  Mengen  er 
übernehmen  will.  Für  die  Mengen,  die  er  hiernach  nicht 
übernehmen  will,  erlischt  die  Absatzbeschränkung  des 
§  3  5  das  gleiche  gilt,  soweit  er  eine  Erklärung  binnen 
der  Frist  nicht  abgibt.  Ist  der  Verpflichtete  nicht  zugleich 
Eigentümer,  so  kann  der  Eigentümer  den  Antrag  nach 
Satz  1  stellen. 

Alle  Mengen,  die  hiernach  dem  Absatz  durch  den 
Kriegsausschuß  Vorbehalten  sind,  müssen  von  ihm  abge¬ 
nommen  werden. 

Der  zur  Überlassung  Verpflichtete  hat  dem  Kriegs¬ 
ausschuß  anzuzeigen,  von  welchem  Zeitpunkt  ab  er  zur 
Lieferung  bereit  ist.  Die  Abnahme  hat  innerhalb  vier 
Wochen  nach  diesem  Zeitpunkt  zu  erfolgen. 

§  6.  Der  Kriegsausschuß  hat  für  die  vom  ihm  abge¬ 
nommenen  Zichorienwurzeln  einen  angemessenen  Über¬ 
nahmspreis  zu  zahlen.  Dieser  Preis  darf  für  100  kg 
32  M.  nicht  übersteigen.  Der  Kriegsausschuß  setzt  den 
Übernahmspreis  endgültig  fest. 

§  7.  Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  wird 
das  Eigentum  auf  Antrag  des  Kriegsausschusses  durch 
Anordnung  der  zuständigen  Behörde  auf  ihn  oder  die 
von  ihm  in  dem  Antrag  bezeichneten  Personen  über¬ 
tragen.  Die  Anordnung  ist  an  den  zur  Überlassung  Ver¬ 
pflichteten  zu  richten.  Das  Eigentum  geht  über,  sobald 
die  Anordnung  ihm  zugeht. 

§  8.  Die  Zahlung  erfolgt  spätestens  vierzehn  Tage  nach 
Abnahme. 

§  9.  Streitigkeiten  über  die  aus  dem  §  4  sich  ergebenden 
Verpflichtungen  entscheidet  die  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde  endgültig. 

§  10.  Der  Kriegsausschuß  hat  die  von  ihm  übernom¬ 
menen  Mengen  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  des 
Reichskanzlers  weiterzugeben. 

§  11.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  zulassen. 

§  12.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Be¬ 
stimmungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie 
bestimmen,  wer  als  höhere  Verwaltungsbehörde  und  als 
:uständige  Behörde  im  Sinne  dieser  Verordnung  anzu- 
ehen  ist. 

§  13.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  Geld¬ 
strafe  bis  zu  15.000  M.  wird  bestraft, 

1.  wer  den  Bestimmungen  des  §  1  zuwiderhandelt; 

2.  wer  die  ihm  nach  §  2,  Absatz  1,  obliegende  Anzeige 
nicht  in  der  gesetzten  Frist  erstattet  oder  wissentlich 
unvollständige  oder  unrichtige  Angaben  macht ; 

3.  wer  der  Vorschrift  des  §  3,  Absatz  1,  zuwider  Zi¬ 
chorie  in  anderer  Weise  als  durch  den  Kriegsausschuß 
absetzt ; 

4.  wer  den  Verpflichtungen  nach  §  4  zuwiderhandelt ; 

5.  wer  den  nach  §  12,  Satz  1,  erlassenen  Bestim¬ 
mungen  zuwiderhandelt. 

§  14.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft. 


Bekanntmachung  über  die  Verpflichtung  zur  Ab¬ 
gabe  von  Kartoffeln.  Unterm  31.  März  1916  wurde  auf 
Grund  des  §  4,  Absatz  2,  der  Bekanntmachung  über  die 
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Speisekartoffelversorgung  im  Frühjahr  und  Sommer  1916 
vom  7.  Februar  19161)  bestimmt: 

§  1.  Jeder  Kartoffelerzeuger  hat  auf  Erfordern  alle 
Kartoffelvorräte  abzugeben,  die  zur  Fortführung  seiner 
Wirtschaft  nicht  erforderlich  sind. 

Auch  ohne  Rücksicht  auf  den  Wirtschaftsbedarf  hat 
cr  4  q  für  1  ha  seiner  Kartoffelanbaufläche  des  Ernte¬ 
jahrs  1915  abzugeben. 

Hiervon  abgesehen,  sind,  sofern  der  Bedarf  nicht  ge¬ 
ringer  ist,  dem  Kartoffelerzeuger  zu  belassen: 

1.  für  jeden  Angehörigen  seiner  Wirtschaft  einschließ¬ 
lich  des  Gesindes  sowie  der  Naturalberechtigten,  ins¬ 
besondere  Altenteilern  und  Arbeitern,  soweit  sie  kraft 
ihrer  Berechtigung  oder  als  Lohn  Kartoffeln  zu  bean¬ 
spruchen  haben,  für  den  Kopf  und  Tag  1 1/2  Pfund  bis 
zum  31.  Juli  1916.  Mit  Genehmigung  des  Reichskanzlers 
können  die  Landeszentralbehörden  für  besondere  Gi  uppen 
von  Arbeitern  höhere  Sätze  zulassen; 

2.  das  unentbehrliche  Saatgut  bis  zum  Höchstbetrag 
von  16  q  für  1  ha  Kartoffelanbaufläche  des  Erntejahrs 

i915 ;  .  . 

3.  die  zur  Erhaltung  des  Viehs  bis  zum  15-  Mai  1916 

unentbehrlichen  Vorräte  ;  als  unentbehrlich  gelten  für  die 
Zeit  bis  zum  15.  Mai  1916  für  Pferde  höchstens  10  Pfund, 
für  Zugkühe  höchstens  5  Pfund,  für  Zuchochsen  höch¬ 
stens  7  Pfund,  für  Schweine  höchstens  2  Pfund  täglich; 
die  Kartoffelerzeuger  haben  jedoch  auf  diese  Mengen  nur 
insoweit  Anspruch,  als  sie  Kartoffeln  an  die  einzelnen 
Tiergattungen  bisher  verfüttert  haben  und  über  andere 
Futtermittel  nicht  in  ausreichender  Menge  verfügen; 

4.  mit  Rücksicht  auf  den  Heeresbedarf  an  Spiritus  die 
zur  Abbrennung  des  zugewiesenen  Durchschnittsbrandes 
erforderlichen  Kartoffeln ; 

3.  Kartoffelmengen  zur  Erzeugung  von  Kartoffel- 
trockmmgserzeugnissen,  soweit  diese  Erzeugnisse  an  die 
Trockenkartoffelverwertungsgesellschaft  abzuliefern  sind. 

§  2.  Die  Bekanntmachung  über  die  Verpflichtung  zur 
Abgabe  von  Kartoffeln  vom  26.  Februar  19162)  wird  auf 
gehoben. 

§  3.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  Tag  der  Ver 
kündung  in  Kraft. 


Erhebung  der  Vorräte  von  Kartoffeln  sowie  von 
Erzeugnissen  der  Kartoffeltrocknerei  und  Kartoffel¬ 
stärkefabrikation.  Der  Bundesrat  hat  am  4.  April  1916 
folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Am  26.  April  1916  findet  eine  Erhebung  der  Vor¬ 
räte  von  Kartoffeln  sowie  von  Erzeugnissen  der  Kartoffel¬ 
trocknerei  und  der  Kartoffelstärkefabrikation  statt. 

§  2.  Erzeugnisse  der  Kartoffeltrocknerei  und  der  Kar¬ 
toffelstärkefabrikation  im  Sinne  dieser  Verordnung  sind 
Kartoffelschnitzel  und  -kriimel,  Kartoffelflocken,  Kar¬ 
toffelwalzmehl,  Kartoffelflockengrieß,  Kartoffelschnitzel¬ 
mehl,  Kartoffelschnitzelschrot,  Kartoffelscheiben,  Kar¬ 
toffelbrocken,  Kartoffelflockenkleie,  sonstige  Erzeugnisse, 
di'e  dadurch  entstanden  sind,  daß  frischen  Kartoffeln, 
allein  oder  im  Mischungen  mit  anderen  Stoffen,  der 
größere  Teil  ihres  Wassergehalts  entzogen  ist,  Kartoffel¬ 
stärke,  Kartoffelstärkemehl. 

§  3.  Wer  mit  dem  Beginn  des  26.  April  1916  Vorräte 
der  in  den  §§  1  und  2  bezeichneten  Art  in  Gewahrsam 
hat,  ist  verpflichtet,  sie  der  zuständigen  Behörde  anzu¬ 
zeigen,  in  deren  Bezirk  die  V  orräte  lagern. 

Vorräte,  die  zum  Verbrauch  im  eigenen  Haushalt  be¬ 
stimmt  sind,  sind  nur  anzuzeigen,  wenn  sie  an  Kartoffeln 
im  ganzen  20  Pfund,  an  Erzeugnissen  der  Kartoffel¬ 
trocknerei  und  Kartoffelstärkefabrikation  im  ganzen 
5  Pfund  übersteigen.  Die  Landeszentralbehörden  sind 
ermächtigt,  die  Erhebungen  auch  auf  geringere  Mengen 
zu  erstrecken. 

t)  Vgl.  Nr.  7  des  »Handelsmuseums«  vom  17.  Februar  1.  J.,  Seite  99. 
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Vorräte  im  Gewahrsam  von  Gemeinden  und  sonstigen 
öffentlich-rechtlichen  Körperschaften  und  Verbänden  sind 
gleichfalls  anzuzeigen. 

§  4.  Vorräte,  die  in  fremden  Speichern,  Lagern, 
Schiffsräumen  und  dergleichen  lagern,  sind  vorbehaltlich 
der  Vorschrift  im  Absatz  2  vom  Verfügungsberechtigten 
anzugeben,  wenn  er  die  V orräte  unter  eigenem  V  erschluß 
lat.  Ist  letzteres  nicht  der  Fall,  so  sind  die  V  orräte  von 
dem  Verwalter  der  Lagerräume  anzuzeigen. 

Vorräte,  die  sich  mit  dem  Beginn  des  26.  April  1916 
unterwegs  befinden,  sind  von  dem  Empfänger  unver¬ 
züglich  nach  dem  Empfang  anzuzeigen. 

§  5.  Die  Anzeigepflicht  erstreckt  sich  nicht  auf  V  or¬ 
räte,  die  im  Eigentum  des  Reiches,  eines  Bundesstaates 
oder  Elsaß-Lothringens,  insbesondere  einer  Heeresverwal¬ 
tung  oder  der  Marineverwaltung,  stehen. 

§  6.  Die  Erhebung  der  Vorräte  erfolgt  gemeindeweise. 
Die  Ausführung  der  Erhebung  liegt  den  Gemeinde¬ 
behörden  ob.  Bei  der  Erhebung  sind  die  als  Anlagen  I 
und  II  beigefügten  Muster1)  zu  verwenden;  sie  sind  für 
die  Ausführung  der  Erhebung  hinsichtlich  des  Inhalts 
maßgebend.  Die  Landeszentralbehörden  können  an  Stelle 
der  Anzeigen  andere  Muster  (Ortslisten,  Hauslisten)  vor¬ 
schreiben. 

§  7.  Die  Herstellung  und  Versendung  der  Drucksachen 
erfolgt  durch  die  Landesbehörden.  Die  durch  die  Her¬ 
stellung  und  Versendung  der  Drucksachen  entstehenden 
Kosten  werden  den  Landesbehörden  ersetzt. 

§  8.  Die  Anzeige  (§  3)  ist  der  zuständigen  Behörde 
bis  zum  29.  April  1916  zu  erstatten. 

Die  Kommunalverbände  haben  eine  Nach  Weisung  über 
die  ermittelten  Vorräte  der  Reichskartoffelstelle  in  Berlin, 
Bellevuestraße  6  a,  bis  zum  5.  Mai  1916  zu  übersenden 
und  eine  Abschrift  davon  der  zuständigen  Landesbehördfc 
einzureichen. 

§  9.  Die  zuständige  Behörde  oder  die  von  ihr  beauf¬ 
tragten  Beamten  sind  befugt,  zur  Ermittlung  richtiger 
Angaben  Vorrats-  und  Betriebsräume  oder  sonstige  Auf¬ 
bewahrungsorte,  wo  Vorräte  der  in  dieser  Verordnung 
genannten  Art  zu  vermuten  sind,  zu  untersuchen  und  die 
Bücher  des  zur  Anzeige  Verpflichteten  einzusehen. 

§  io.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  zur  Aus¬ 
führung  der  Erhebung  erforderlichen  Anordnungen  und 
Bekanntmachungen. 

§  it.  Wer  vorsätzlich  die  im  §  3  vorgeschriebene  An¬ 
zeige  nicht  erstattet  oder  wissentlich  unrichtige  oder  un¬ 
vollständige  Angaben  macht,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu 
sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  10.000  M. 
bestraft;  auch  können  im  Urteil  Vorräte,  die  bei  der  Be¬ 
standsaufnahme  verschwiegen  worden  sind,  für  den 
Staat  verfallen  erklärt  werden. 


§  12.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Einfuhr  von  Salzfischen,  Klippfischen  und  Fisch¬ 
rogen.  Unterm  5.  April  1916  wurde  auf  Grund  des  §  3, 
Absatz  2,  der  Verordnung  des  Bundesrats  über  die  Ein¬ 
fuhr  von  Salzheringen  vom  17.  Januar  1916  in  der  bas- 
sung  der  Verordnung  vom  4.  April  19162)  folgendes  be¬ 
stimmt: 

Artikel  I.  Die  Vorschriften  der  Verordnung  des 
Bundesrats  über  die  Einfuhr  vom  Salzheringen  vom 
17.  Januar  1916  in  der  Fassung  der  Verordnung  vom 
4.  April  1916  werden  auf  Salzfische,  Klippfische  und 
Fischrogen  ausgedehnt. 

Artikel  II.  Diese  Bestimumng  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft. 

*)  Die  Muster  sind  hier  nicht  abgedruckt.  c  . 

9  Vgl.  Nr.  4  des  »Handelsmuseumsa  vom  27.  Januar  1.  J.,  Seite  53. 
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Abänderung  der  Bekanntmachung  über  die  Ein¬ 
fuhr  von  Salzheringen.  Der  Bundesrat  hat  am  4.  April 
1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

Artikel  1.  In  der  Verordnung  über  die  Einfuhr  von 
Salzheringen  vom  17.  Januar  19161)  werden  folgende 
Änderungen  vorgenommen : 

1.  §  2,  Satz  1,  erhält  folgende  Fassung: 

Der  Reichskanzler  kann  die  näheren  Bedingungen  für 
die  Lieferung  festsetzen  und  den  Verkehr  mit  den  ein¬ 
geführten  Salzheringen  regeln;  er  erläßt  die  erforder¬ 
lichen  Ausführungsbestimmungen. 

2.  Dem  §  3  wird  folgender  Absatz  2  zugefügt: 

Der  Reichskanzler  ist  ermächtigt,  die  Vorschriften 
dieser  Verordnung  auf  andere  Fischarten,  auf  Zuberei¬ 
tungen  von  Fischen  aller  Art  sowie  auf  Fischrogen  aus¬ 
zudehnen. 

Artikel  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Bekanntmachung  über  die  Durchfuhr  von  Salz¬ 
heringen  u.  s.  w.  Unterm  5.  April  1916  wurde  auf 
Grund  des  §  3,  Absatz  1,  Satz  2,  der  Verordnung  des 
Bundesrats  über  die  Einfuhr  von  Salzheringen  vom 
17.  Januar  1916  in  der  Fasung  der  Verordnung  vom 
4.  April  1916  folgendes  bestimmt: 

Artikel  I.  Die  Durchfuhr  von  Salzheringen,  Salz¬ 
fischen,  Klippfischen  und  Fischrogen  über  die  Grenzen 
des  Deutschen  Reiches  ist  bis  auf  weiteres  verboten. 

Artikel  II.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft.  Die  Bekanntmachung  über  die 
Durchfuhr  von  Salzheringen  nach  den  besetzten  Gebieten 
Rußlands  vom  30.  März  1916  tritt  mit  dem  gleichen  Tag 
außer  Kraft. 

Festsetzung  von  Pachtpreisen  für  Kleingärten. 

Der  Bundesrat  hat  am  4.  April  1916  folgende  Verordnung 
erlassen: 

§  1.  Zum  Zwecke  gärtnerischer  Nutzung  dürfen 
Grundstücke  in  Gemeinden  von  mehr  als  10.000  Ein¬ 
wohnern  nicht  zu  höheren  als  den  von  der  unteren  Ver¬ 
waltungsbehörde  festgesetzten  Preisen  verpachtet  werden. 

Die  Festsetzung  erfolgt  nach  Anhörung  von  land¬ 
wirtschaftlichen  oder  gärtnerischen  Sachverständigen 
unter  Berücksichtigung  der  Pachtpreise,  die  in  den 
Jahren  1911,  1912  und  1913  für  gleiche  oder  ähnliche 
Grundstücke  derselben  Gegend  durchschnittlich  gezahlt 
worden  sind. 

§  2.  Diese  Vorschrift  findet  auch  für  die  künftig  zu 
zahlenden  Preise  bei  Verträgen,  die  vor  Inkrafttreten 
dieser  Bekanntmachung,  aber  nach  dem  4.  August  1914 
abgeschlossen  sind,  derart  Anwendung,  daß  der  Pacht¬ 
preis  sich  für  die  Zeit  nach  dem  Inkrafttreten  dieser 
Bekanntmachung  nach  Maßgabe  des  §  1  ermäßigt. 

§  3.  Streitigkeiten  über  die  Höhe  der  Pachtpreise 
werden  unter  Ausschluß  des  Rechtsweges  endgültig  durch 
die  untere  Verwaltungsbehörde  entschieden. 

Sie  kann  bestimmen,  daß  wer  entgegenden Vorschriften 
der  §§  1  und  2  zu  hohe  Pachtpreise  erhebt,  den  zuviel 
erhobenen  Betrag  in  dreifacher  Höhe  an  die  Kasse  des 
Ortsarmenverbandes  des  belegenen  Grundstückes  zu  ent¬ 
richten  hat.  Den  zu  entrichtenden  Betrag  setzt  die  untere 
\  erwaltungsbehörde  fest.  Gegen  ihre  Entscheidung  ist 
binnen  einer  Woche  Beschwerde  an  die  höhere  Verwal¬ 
tungsbehörde  zulässig.  Diese  entscheidet  endgültig.  Die 
Beitreibung  erfolgt  nach  den  Vorschriften  über  die  Bei¬ 
treibung  öffentlicher  Abgaben. 

§  4.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  erforder- 
ichen  Ausführungsbestimmungen.  Sie  bestimmen,  wer 
als  untere  Verwaltungsbehörde  und  als  höhere  Verwal¬ 
tungsbehörde  im  Sinne  dieser  Verordnung  anzusehen  ist. 


§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Verkün¬ 
dung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Bereitstellung  von  städtischem  Gelände  zur 
Kleingartenbestellung.  Der  Bundesrat  hat  am  4.  April 
1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

Artikel  1.  Die  Bekanntmachungen  über  die  Sicherung 
der  Ackerbestellung  vom  31.  März  1915  und  9.  Sep¬ 
tember  19151)  finden  auf  städtische,  zur  landwirtschaft¬ 
lichen  oder  gärtnerischen  Nutzung  geeignete  Grundstücke 
entsprechende  Anwendung-, 

Artikel  2.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  er¬ 
forderlichen  Ausführungsbestimmungen. 

Artikel  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den 
Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

Anordnung  über  das  Schlachten  von  Schaf¬ 
lämmern.  Auf  Grund  des  §  4  der  Bekantmachung  des 
Stellvertreters  des  Reichskanzlers  über  ein  Schlacht¬ 
verbot  für  trächtige  Kühe  und  Sauen  vom  26.  August 
19H2)  wurde  am  27.  März  1.  J.  folgendes  bestimmt: 

§  1.  Das  Schlachten  der  in  diesem  Jahr  geborenen 
Schaflämmer  wird  bis  zum  13.  Mai  d.  J.  verboten. 

§  2.  Das  Verbot  findet  keine  Anwendung  auf  Schlach¬ 
tungen,  die  erfolgen,  weil  zu  befürchten  ist,  daß  das  Tier 
an  einer  Erkrankung  verenden  werde  oder  weil  es  in¬ 
folge  eines  Unglücksfalles  sofort  getötet  werden  muß. 
Solche  Schlachtungen  sind  innerhalb  48  Stunden  nach 
der  Schlachtung  der  für  den  Schlachtungsort  zuständigen 
Ortspolizeibehörde  anzuzeigen. 

Das  Verbot  findet  ferner  keine  Anwendung  auf  die 
aus  dem  Ausland  eingeführten  Schaflämmer. 

§  3-  Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Anordnung 
werden  gemäß  §  5  der  eingangs  erwähnten  Bekannt¬ 
machung  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Ge¬ 
fängnis  bis  zu  drei  Monaten  bestraft. 

§  4.  Die  Anordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Bekannt¬ 
machung  im  „Deutschen  Reichs-  und  Preußischen  Staats¬ 
anzeiger“  in  Kraft. 

Großbritannien  und  Irland. 

Einfuhrverbote.  Eine  Verordnung,  welche  die  Ein¬ 
fuhr  einer  Anzahl  von  Luxuswaren  im  Verkehr  nach 
Großbritannien  verbietet,  trifft  folgende  Artikel:  Motor- 
wagen,  Chassis,  Motorräder,  Teile  und  Zubehör  von 
Automobilen  und  Motorrädern  (mit  Ausnahme  der 
Gummireifen).  Ausgenommen  sind  jedoch  Motorwagen, 
Motorräder,  Chassis  und  Zubehör,  sofern  sie  zu  jenen 
Kategorien  gehören,  die  auch  von  den  Einfuhrzöllen  des 
Budgets  1915  befreit  sind.  Verboten  ist  ferner  der  Im¬ 
port  von  Musikinstrumenten,  Grammophonen,  Pianolas 
und  ähnlichen  Instrumenten  sowie  ihren  Zubehörteilen, 
von  Spirituosen  und  gebrannten  Wassern,  mit  Ausnahme 
von  Brandy  und  Rum. 

Die  Verbote  können  durch  spezielle  Einfuhrbewilli¬ 
gungen  des  Board  of  Trade  gemildert  werden;  doch 
sollen  solche  Bewilligungen  im  allgemeinen  nur  erteilt 
werden,  wenn  der  Beweis  erbracht  wird,  daß  die  in  Be¬ 
tracht  kommenden  Waren  gegenwärtig  bereits  nach  Eng¬ 
land  unterwegs  oder  daß  sie  heute  bereits  bezahlt  sind. 
Das  Verbot  trat  am  27.  März  in  Kraft. 

Ausdehnung  des  Handelsverbotes  mit  dem  Feind. 

Ein  englisches  Ermächtigungsgesetz  —  Trading  with 
the  Enemy  (Extension  of  Powers)  Act  —  vom  23.  De- 


*)  Vgl.  Nr.  4  des  »Handelsmuseums«  vom  27.  Januar  1.  J.,  Seite  53. 


*)  Vgl.  Nr.  37  des  »Handebmu-ei  ms«  vom  16.  September  1915,  Seite  579. 
*)  Vgl.  Nr.  38  des  »Handelsmuseums«  vom  23.  September  1915,  Seite  596. 
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zember  1915  ordnet  an,  daß  Handel  und  Verkehr  mit  I 
Finnen  feindlicher  Nationalität  oder  solcher  Beteiligung,  ; 
gleichviel,  in  welchem  Lande  sie  residieren,  verboten  , 
werden  kann.  Auf  Grund  desselben  gibt  die  englische 
Regierung  Boykottlisten  solcher  Firmen  in  allen  Ländern 
heraus,  mit  welchen  zu  verkehren  bei  Strafe  verboten 
wird. 

Schweiz. 

Zum  Ausfuhrverbot  für  Baumwollgarne.  Zur  Er¬ 
läuterung  des  Bundesratsbeschlusses  vom  19.  Oktober 
1915,  betreffend  Ausfuhrverbot  für  rohe,  gedämpfte,  ge¬ 
bleichte,  glasierte,  merzerisierte,  gefärbte  und  bedruckte 
Baumwollgarne,  einfach  oder  gezwirnt,  wird  zur  V  er- 
meidung  von  Mißverständissen  bekanntgegeben,  daß  das 
Verbot  für  Garne  in  Aufmachungen  jeder  Art,  also  auch 
für  solche  auf  Spulen  oder  in  Knäueln,  Strängchen  und 
dergleichen  gilt,  sofern  das  einzelne  Stück  mehr  als 
50  g  wiegt. 

Niederlande. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  königlichen  Beschluß 
vom  1.  April  1916  wurde  die  zeitweilige  Aufhebung  des 
Ausfuhrverbotes  von  Baumwolle  in  jeder  Form,  zuge¬ 
standen  mit  königlichem  Beschluß  vom  18.  August  1914» 
sofern  dies  nicht  bereits  mit  königlichem  Beschluß  vom 
3.  September  1914  für  rohe  Baumwolle  und  Baumwoll¬ 
garne  geschehen  ist,  widerufen. 

Durch  Beschluß  vom  31.  März  1916  wurde  die  Aus¬ 
fuhr  von  Zinkerz  und  Zinkoxyd  vom  1.  April  1916  an 
verboten. 

Durch  Beschluß  vom  31.  März  1916  wurde  die  Aus¬ 
fuhr  von  Orangen  und  Mandarinen  vom  1.  April  1916 
an  verboten. 

Zeitweilige  Aufhebung  und  Aufhebung  in  besonderen 
Fällen  ist  Vorbehalten. 

Türkei. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Laut  einer  Meldung  aus  Kon¬ 
stantinopel  vom  2.  April  1916  wurde  durch  Ministerrats¬ 
beschluß  die  Ausfuhr  von  Blech  und  Blecheimern  sowie 
Fässern,  Decken  und  Jutegeweben  (Baggings)  verboten. 


Jjuttfcel* 


Bewilligung  zu  Reisen  nach  Serbien,  im  Einver¬ 
nehmen  mit  der  Leitung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  in  Belgrad 
wurde  wegen  Regelung  der  Überschreitung  der  Grenze 
nach  dem  okkupierten  Gebiete  Serbiens  im  geschäftlichen 
Verkehr  folgendes  festgesetzt:  Da  in  letzter  Zeit  Belgrad 
sowohl  von  verschiedenen  Agenten  wie  auch  von  Rei¬ 
senden  aus  Österreich  ohne  Rücksicht  darauf,  daß  es 
sich  um  ein  Hinterland  mit  noch  nicht  geregelten  Ver¬ 
hältnissen  handelt,  sozusagen  überschwemmt  wird,  wobei 
auch  das  Geschäftsgebaren  einzelner  kein  den  Verhält¬ 
nissen  entsprechendes  war,  wird  nunmehr  vorgeschrieben, 
daß  Interessenten  bei  Reisen  aus  Österreich  nach  Belgrad, 
im  Ausnahmsfall  auch  in  das  Innere  Serbiens,  die  Ge¬ 
suche  um  Reisebewilligung  durch  die  Direktion  des 
k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  an  das  k.  u.  k. 
Paßamt  zu  leiten  haben.  Direkt  an  das  Paßamt  ein¬ 
langende  Ansuchen  um  Bewilligung  geschäftlicher  Reisen 
werden  nicht  berücksichtigt. 

Rußlands  Außenhandel  im  Jahre  1915.  Das  russi¬ 
sche  Zolldepartement  hat  jetzt  den  Bericht,  betreffend 
den  russischen  Außenhandel  über  die  europäischen 
Grenzen,  mit  Einschluß  der  Schwarze-Meer-Kiiste  und 


des  Handels  mit  Finnland,  im  Jahr  1915  fertiggestellt. 
Der  Gesamtumsatz  des  russischen  Außenhandels  im  Jahr 
1915  erreichte  988  Millionen  Rubel,  von  denen  3J3  Mil¬ 
lionen  auf  die  Ausfuhr  und  675  Millionen  auf  die  Ein¬ 
fuhr  entfallen.  Im  Vergleich  zu  den  letzten  fünf  Jahren 
ist  die  Ausfuhr  um  78  Prozent,  die  Einfuhr  um  33  Pro¬ 
zent,  die  Zolleinnahmen  um  35  Prozent  gesunken.  Im 
Handel  mit  Finnland  ist  im  Vergleich  zu  1914  die  Aus¬ 
fuhr  um  138,  die  Einfuhr  um  291  Prozent  gestiegen. 
Im  vorigen  Jahre  ist  die  Ausfuhr  von  Lebensmitteln 
ins  Ausland  gegen  1914  um  65  Prozent,  die  der  Halb¬ 
fabrikate  um  62  Prozent,  die  der  Fertigfabrikate  um 
36  Prozent  gesunken.  Die  Getreideausfuhr  erreichte  im 
fahr  1915  nur  10  Prozent  der  Ausfuhr  von  1914.  Wie  die 
„Birschewija  Wjedomosti“  meldet,  hat  die  Einfuhr  aus¬ 
ländischer  Waren  über  Wladiwostok  einen  sehr  hohen 
Betrag  erreicht.  Aus  Japan  sind  Waren  im  Gesamtwert 
von  98,073.000,  aus  Amerika  von  94,234.000,  aus  Eng¬ 
land  von  47,466.000  und  aus  China  von  14,935.000  Rubel 
eingeführt  worden. 

Japanischer  Lederwarenexport.  Amerikanische  Kon¬ 
sularberichte  melden,  daß  alle  japanischen  Schuhfabriken 
vollbeschäftigt  sind  und  Überzeit  arbeiten.  Die  ganze 
Lederindustrie  erfreue  sich  außerordentlicher  Prosperität. 
Die  benötigten  Kuhhäute  werden  hauptsächlich  aus  China 
eingeführt.  Der  Rest  stammt  aus  Korea  (Chosen)  und 
aus  dem  japanischen  Markte.  Der  Import  aus  China  allein 
habe  in  den  ersten  neun  Monaten  1915  einen  Wert  von 
über  4  Millionen  Yen  (1  Yen  =  Francs  2-60)  gehabt, 
d.  h.  er  war  etwa  viermal  höher  als  in  der  korrespon¬ 
dierenden  Zeitspanne  des  Jahres  1914-  Da  die  Häute¬ 
preise  in  der  Folge  um  etwa  dreißig  Prozent  gestiegen 
sind,  so  sind  auch  die  Ledermanufakte  entsprechend 
teurer  geworden.  Es  bestehen  in  Shanghai  (China)  drei 
Gerbereien;  die  größte  ist  unter  fremder  Leitung,  die 
anderen  sind  in  japanischen  und  chinesischen  Händen. 
Es  entwickelt  sich  in  China  auch  eine  Nachfrage  für 
fremde  Schuhe  und  Stiefel,  und  es  sind  in  19  t  4  cin- 
geführt  worden  227.142  Paare  im  Wert  von  392.818  $. 
Hauptlieferanten  Rußland  und  Japan.  Früher  war  dort 
auch  ein  Markt  für  amerikanisches  Leder,  doch  ist  an 
dessen  Stelle  nun  größtenteils  japanische  Ware  getreten. 


Ittfruflrte,  grt«fcmhrtrdfitft 

Der  Steinkohlenbergbau  Russisch-Polens.  Der 

..Deutschen  Lodzer  Zeitung“  entnehmen  wir  nach¬ 
folgende  Ausführungen : 

Die  Steinkohlengebirgsschichten  treten  hauptsächlich 
im  Kreise  Bendzin  in  der  Gegend  von  Dombrowa  auf; 
sie  bilden  einen  Teil  des  großen  mährisch-schlesisch¬ 
polnischen  Steinkohlenbeckens.  Das  Areal  der  flöz¬ 
führenden  Kohlenformation  im  russisch-polnischen  In¬ 
dustriebezirk  beträgt  nach  deutscher  Schätzung  etwa 
400  km2,  während  die  amtlichen  russischen  Berichte  ein 
erheblich  größeres  Areal,  nämlich  800  km2,  als  kohlen¬ 
führend  annehmen.  Der  Vorrat  an  abbauwürdiger  Kohle 
wird  mit  recht  ansehnlichen  Differenzen  eingeschätzt. 
Nach  älteren  Berechnungen  nahm  man  den  Kohleninhalt 
des  polnischen  Beckens  mit  einer  Ausdehnung  von 
560  km 2  auf  7  Milliarden  t  an,  nach  einer  Schätzung  des 
russischen  Geologen  Czarnocki  aus  dem  Jahr  I9°9  wirfl 
der  Kohlenvorrat  nach  Abzug  der  Abbauverluste  vor¬ 
sichtig  nur  auf  über  2  Milliarden  t  angegeben,  was  zu¬ 
treffen  dürfte.  Zum  Vergleich  sei  erwähnt,  daß  das  Donez- 
becken  auf  einen  Bestand  von  10  Milliarden  t  geschätzt 
wird. 
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Die  Kohlen  aus  den  verschiedenen  Gruben  und  Flözen  j  Die  gesamten  Betriebe  beschäftigten  22.897  Arbeiter, 
des  Dombrowaer  Beckens  sind  im  großen  und  ganzen  davon  eigentliche  Bergleute  5121,  Gehilfen  unter  Tag- 
ziemlich  gleichartig.  Sie  gehören  durchweg  zur  Gattung  9664,  über  Tag  6736  männliche  und  1076  weibliche.  Die 


der  nicht  backenden  Magerkohlen.  Infolge  ihres  starken 
Sauerstoffgehaltes  brennen  sie  mit  langer  Flamme.  Die 
Menge  der  flüchtigen  Bestandteile  beträgt  40  Prozent, 
der  mittlere  Heizwert  der  lufttrockenen  Kohle  6600 
Wärmeeinheiten.  Der  Aschengehalt,  der  starken  Schwan¬ 
kungen  unterworfen  ist,  ist  recht  hoch,  er  beträgt  im 
Durchschnitt  über  7  Prozent. 

Zur  Herstellung  von  Koks  und  Leuchtgas  ist  die  Dom¬ 
browaer  Kohle  nicht  geeignet,  ein  Umstand,  der  die  Ver¬ 
wertungsmöglichkeit  der  polnischen  Kohle  allerdings 
verschiedentlich,  namentlich  auch  für  die  benachbarte 
Eisenindustrie,  beeinträchtigt. 

Die  Steinkohlenindustrie  Polens  steht  überwiegend  im 
Besitze  weniger  größerer  Unternehmungen.  Wir  nennen 
die  wichtigsten  im  folgenden  namentlich  mit  der  für 
1913  festgestellten  Förderung  und  fügen  die  Nationalität 
des  überwiegenden  Kapitalbesitzes  hinzu: 


Sosnowicer  Kohlengrubengesellschaft  französisch 
Warschauer  Kohlengrubengesellschaft  polnisch 


Saturn,  Montangesellschaft 
Graf  Renard 
Soc.  Franco-Italienne 
Grodziecer  Steinkohlengesellschaft 
Czeladzer  Steinkohlengesellschaft 
Gewerkschaft  Flora 
Französisch-russische  (Grube  Rüden)  französisch 
C.  G.  Schön  deutsch-russ. 


deutsch-russ. 
französisch 
französisch 

deutsch  642.000 

französisch  617.000 

österreichisch  396.000 
274.000 
97.000 

Dazu  kommen  noch  14  kleinere  Gruben  verschiedener 
Besitzer  mit  einer  Förderung  von  zusammen  240.000  t. 

Von  der  Gesamtförderung  wurden  6,225.903  t  ver¬ 
kauft  und  rund  614.452  t,  das  sind  9  Prozent  der  Pro¬ 
duktion,  auf  Selbstverbrauch  gebucht.  Neun  Zehntel  der 
Förderung  wurden  in  Polen  verbraucht,  nur  ein  Zehntel 
(10-20  Prozent)  ging  nach  Rußland,  ganz  geringe  Mengen 
nach  Deutschland  und  Österreich. 

Von  der  Gesamtkohlenförderung  in  der  Höhe  von 
6,834.000  t  entfallen  nach  der  obigen  Zusammenstellung 
also  95  Prozent  auf  neun  Gesellschaften,  von  denen  jede 
über  250.000  t  fördert. 

Die  Anlage-,  beziehungsweise  Aktienkapitalien  der 
genannten  Gesellschaften  des  Dombrowaer  Bezirkes  sind, 
soweit  bekannt,  folgende  gewesen: 

Mi  linnen  Rubel 

Sosnowicer  Kohlengruben-  und  Hütten¬ 
anlagengesellschaft  . 9750 

Warschauer  Kohlengruben-  und  Hütten¬ 
anlagengesellschaft  . 3000 

Montangesellschaft  Saturn . 5000 

Montangesellschaft  Graf  Renard . 7098 

Französisch-italienische  Gesellschaft  ....  2250 
Grodziecer  Steinkohlengruben-  und  Industrie¬ 
gesellschaft  . 2625 

Czeladzer  Steinkohlengrubengesellschaft  .  .  9750 

Gewerkschaft  Flora . 1050 

Französisch-russische  Bergbaugesellschaft  .  .  2250 


Durchschnittsschichtlöhne  waren  für  Bergleute  Rubel 
2-20,  Gehilfen:  männliche  Rubel  ri8,  weibliche 
Rubel  0*57. 

Die  Jahresleistung,  berechnet  auf  den  Kopf  der  be¬ 
schäftigten  Arbeiter,  stellte  sich  im  Jahr  auf  rund 
222  t.  Man  kann  also  sagen,  daß  die  Löhne  der  Dom¬ 
browaer  Bergarbeiter  hinter  denen  der  oberschlesischen 
Arbeiter  wesentlich  zurückstehen,  daß  aber  auch  die  Lei¬ 
stung  der  ersteren  erheblich  geringer  ist.  Diese  geringe 
ist,  abgesehen  von  den  vielen  gesetzlichen 
Rußlands,  zum  Teil  auch  darauf  zurück¬ 
zuführen,  daß  die  Einrichtung  der  polnischen  Gruben 
technisch  gewiß  derjenigen  der  oberschlesischen  nach¬ 
steht.  Allerdings  haben  sich  die  polnischen  Bergwerke 
in  den  letzten  Jahren  bemüht,  ihren  Betrieb  mit  den 
neuesten  Errungenschaften  der  Technik  auszustatten. 
Aber  auch  sind  ihre  Einrichtungen  denen  der  ober¬ 
schlesischen  nicht  ebenbürtig.  Kenner  der  Verhältnisse 
zweifeln  nicht,  daß  der  Betrieb  der  polnischen  Gruben 
853.000  |  auch  in  technischer  Hinsicht  noch  außerordentlich  ver- 
704.000  ,  besserungsfähig  ist. 

660.000 


Leistung 
Feiertagen 


Tonnen 

1,472.000 

876.OOO 


Die  Kriegsverluste  der  Handelsflotten  Englands, 
Deutschlands  und  Dänemarks.  Aus  Stockholm 
wird  uns  geschrieben: 

Nach  einer  Darstellung  des  „Stockholms  Dagblad“ 
vom  31.  März  umfaßte  die  britische  Handels¬ 
flotte  1915  im  ganzen  20.000  Schiffe  mit  19-54  Mil¬ 
lionen  t,  wovon  3600  in  See  gehende  Dampfer  waren. 

Die  durch  den  Krieg  bis  22.  Januar  1916  herbei¬ 
geführten  Verluste  der  britischen  Handelsflotte 
stellen  sich  wie  folgt: 


In  deutschen  Häfen  interniert 


An?alil 

Tonnen 

.  80 

171.603 

•  9 

12.496 

56 

234-589 

3 

9.1 11 

,  225 

746.468 

27 

129.281 

53 

103.548 

53 

94.191 

4 

5.128 

Summe 


.  485  1,506.415 

Hiernach  erscheinen  rund  8  Prozent  der  britischen  Ton¬ 
nage  verloren,  beziehungsweise  interniert. 

Die  deutsche  Handelsflotte  umfaßte  bei 
Kriegsausbruch  5-46  Millionen  t,  von  denen  durch  den 
Krieg  verloren  oder  interniert  wurden: 


Die  Hauptgruben  waren  ursprünglich  im  Besitz  des 

Staates.  Ein  Teil  der  Gruben  befand  sich  in  deutschen  1  Tn  englischen  Häfen  beim  Kriegsausbruch 
-tianden  und  gelangte  zu  verhältnismäßiger  Blüte,  bis 
Regierungsmaßnahmen  verschiedener  Art  schließlich  be¬ 
wirkten,  daß  die  investierten  Kapitalien  aus  deutschen 
Besitz  kamen.  Dabei  kam  es  zumeist  zu  der  Gründung 
der  Gesellschaften  und  auf  diesem  Wege  gelangten  die 
Werke  so  zum  großen  Teil  in  französische  Hände.  Auch 
die  Staatsgruben  wurden  an  französische  Gesellschaften 
verkauft  oder  verpachtet.  Die  meisten  Gruben,  auch  die- 
enigen  mit  deutschen  und  polnischen  Namen,  sind  daher 
leute  im  Besitz  französischer  Gesellschaften.  Nur  wenige 
Gruben,  wie  Saturn  und  Grodziec,  sind  in  deutschen  1  X°n  Afliierten  Englands  gekapert  .  ...  31 

landen  gebheben.  Eigentlich  russisches  und  polnisches  J  Von  U-Booten  JeTsTöV.  .’  .’  .'  .’  .'  "9 

apital  ist  nur  in  geringem  Umfange  an  der  Kohlen-  Durch  Minen  gesunken .  4 

industrie  beteiligt.  j  c 

0  Summe 


A nznlil  Ton  cn 


interniert . 70 

In  transatlantischen  britischen  Häfen  inter¬ 
niert  . 90 

Beim  Anlaufen  britischer  Häfen  genommen  .  23 

In  ägyptischen  Häfen  interniert . 18 

In  deutschen  Kolonien  gekapert . 28 

Von  britischen  Schiffen  gekapert  und  versenkt  9 
In  französischen  und  russischen  Häfen  inter¬ 
niert  . 95 

In  italienischen  Häfen  interniert . 36 

Von  den  Alliierten  Englands  gekapert  und 
versenkt  .  5 


84.716 

134.808 

95-279 

35-038 

68.870 

31-421 

142.936 

153-866 

6.546 

44.308 

49.480 

20.755 

6.081 


601  1,276.590 
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Der  Rest  der  deutschen  Tonnage  oder  4*18  Millionen  #1 
hat,  abgesehen  von  einer  kleinen  Anzahl  Dampfer,  die 
die  Nordsee  befahren,  in  deutschen  oder  neutralen  Häfen 
abgetakelt.  Deutschen  Meldungen  zufolge  betrage  die 
gesamte  deutsche  Tonnage  in  neutralen  Häfen  rqo  Mil¬ 
lionen  t,  wovon  600.000  t  in  Nordamerika  und  436.000  t 
in  Südamerika.  Hierzu  kommen  270.000  t  in  Portugal, 
die  jetzt  den  Verlusten  zugerechnet  werden  müssen. 

Diese  Ziffern  zeigen  deutlich  den  im  Kriege  zumal 
für  die  Ententestaaten  so  außerordentlich  empfindlichen 
großen  Mangel  an  Tonnage,  der  sich  noch  dadurch  ver¬ 
schärft,  daß  die  britische  Regierung  reichlich  ein  Drittel 
der  britischen  Handelsflotte  für  die  eigenen  militärischen 
Transporte  und  Zwecke  gechartert,  requiriert  oder  be¬ 
schlagnahmt  hat. 

Wie  „Stockholms  Dagblad“  ferner  meldet,  hat  die 
dänische  Handelsflotte  bis  jetzt  durch  den 
U-Bootkrieg  32  Dampfer  im  Werte  von  7,500.000  däni¬ 
schen  Kronen  verloren.  Der  Wert  der  Ladungen  ist 
nicht  genau  bekannt,  doch  dürfte  derselbe  die  Summe 
von  10,000.000  Kronen  kaum  übersteigen. 


güd)ct*(tn$et0etn 

Kriegskalentler  des  „Fremden-Blatt“.  Neue  Folge,  x.  August 
1915  bis  31.  Januar  1916.  Wien  1916.  Verlag  Elbemühl. 
86  Seiten.  Preis  2  K. 

Dieses  Büchlein  folgt  einem  Vorgänger  nach,  der  in  ähnlicher 
Weise  die  Ereignisse  des  ersten  Weltkriegsjahres  in  kurzen  Mit¬ 
teilungen  behandelte,  die  Tag  für  Tag  über  die  wichtigsten  Ge¬ 
schehnisse  Auskunft  gaben.  Die  Brauchbarkeit  des  Büchleins 
wird  durch  eine  Reihe  übersichtlicher  Karten  erhöht,  welche 
die  Veihältnisse  der  wichtigsten  Kriegsschauplätze  des  dritten 
Kriegshalbjahres  ersehen  lassen.  Begreiflicherweise  beziehen 
sich  diese  Karten  zumeist  auf  Südosteuropa.  Gleich  seinem  Vor¬ 
gänger  ist  auch  diese  Darstellung  für  bequeme  Orientierung  über 
die  Kriegsverhältnisse  des  angegebenen  Zeitraumes  recht  geeignet 
und  verdient  Empfehlung. 

Die  wirtschaftspolitischen  Beziehungen  zwischen  Österreich 
und  Ungarn  und  die  internationalen  Interessen.  Von  Dr.  Bela 
Rajnik,  Rechtsanwalt  in  Budapest.  Verlag  Duncker  &  Humblot, 
München  und  Leipzig  1914.  88  Seiten. 

Dieses  Büchlein  ist  im  wesentlichen  auf  Gesichtspunkten  auf¬ 
gebaut,  die  aus  der  Zeit  vor  dem  Weltkrieg  herrühren.  Es  ver¬ 
tritt  den  Gedanken,  daß  für  Ungarn  die  Zolltrennung  zwischen 
beiden  Staaten  der  Habsburgischen  Monarchie  nicht  nur  ein 
politischer,  sondern  auch  ein  wirtschaftlicher  Vorteil  wäre.  Letzt¬ 
genannte  Behauptung  wird  mit  der  Begründung  verfochten,  daß 
angeblich  die  den  österreichischen  Erzeugnissen  zu  gute  kom¬ 
menden  Fabrikatenzölle  in  den  Fabrikatenpreisen  voll  und  ganz 
zum  Ausdruck  kämen;  dagegen  sei  dies  hinsichtlich  der  land¬ 
wirtschaftlichen  Erzeugnisse  und  besonders  des  Getreides,  woran 
Ungarn  ein  größeres  Interesse  hat,  nur  teilweise  oder  in  Jahren 
minder  guter  Ernte  ganz  der  Fall  gewesen.  Diese  Behauptung, 
mit  der  bei  der  beträchtlichen  Höhe  der  österreichisch-ungari¬ 
schen  Getreidezölle  eigentlich  recht  wenig  bewiesen  wird,  sucht 
der  Verfasser  mit  weitläufigen  statistischen  Angaben  zu  belegen. 
Die  weitverbreitete  Meinung,  daß  sich  im  gegenwärtigea  weltwirt¬ 
schaftlichen  Wettbewerb  nur  große  wirtschaftliche  Einheiten  mit 
Aussicht  auf  Erfolg  behaupten  könnten,  steht  er  mit  Zweifeln 
gegenüber.  Von  Bosnien-Hercegovina  wird  kein  Wort  gesprochen. 
Möglicherweise  hat  inzwischen  der  Verfasser  dieses  für  gewisse 
ungarische  Auffassungen  sehr  bezeichnenden,  klar  und  deutlich 
geschriebenen,  durchaus  lesenswerten  Büchleins  infolge  der  Er¬ 
fahrungen  des  Weltkrieges  seine  im  Jahr  1914  ausgedrückte 
Überzeugung  geändert. 

Die  Handelsbeziehungen  Italiens,  vornehmlich  zu  den  Mittel¬ 
meerländern.  Von  Dr.  Robert  Züblin.  Band  16  der  »Probleme 
der  Weltwirtschaft«,  Schriften  des  Institutes  für  Seeverkehr  und 
Weltwirtschaft  an  der  Universität  Kiel.  —  Herausgegeben  von 
Prof.  Dr.  B.  Harms.  Jena  1913.  Verlag  Gust.  Fischer. 

Dieses  Werk  bespricht  die  Volkswirtschaft  Italiens  in  knapp 
zusammenfassender,  aber  dennoch  gründlicher  Art  und  bringt 


weit  mehr  als  der  Titel  besagt.  Im  ersten  Teil  des  Buches 
werden  in  drei  Abschnitten  über  Urproduktion,  Stoffveredlung 
und  Schiffahrt  Italiens  die  bezüglichen  Entwicklungen  seit  der 
Gründung  des  Nationalstaates  bis  zum  Jahr  1911  behandelt. 
Erst  der  zweite  Teil  erörtert  den  eigentlichen  Gegenstand  der 
Schrift:  »Italiens  Handel,  unter  besonderer  Berücksichtigung  der 
Mittelmeerstaaten«,  wobei  die  Handelsbeziehungen  Italiens  zu 
Österreich-Ungarn,  Frankreich,  Spanien,  Ägypten,  Griechenland, 
Türkei,  Serbien,  Bulgarien  und  Montenegro  dargestellt  werden. 
Außer  der  Fülle  wohlgeordneter  statistischer  Materialien  bringt 
das  Werk  eine  Reihe  schätzenswerter  Betrachtungen,  welche  zu¬ 
gleich  von  gründlicher  Kenntnis  des  volkswirtschaftlichen  Lebens 
Italiens  sowie  von  einer  besonderen  wissenschaftlichen  Unbe¬ 
fangenheit  bei  Behandlung  des  Gegenstandes  zeugen. 

Wie  bekannt,  ist  derzeit  in  Italien,  wie  in  allen  Staaten  der 
Entente,  eine  wahre  Manie  der  Industriegründungen  ausge¬ 
brochen,  die  besonders  dem  Wettbewerb  mit  den  Mittelmächten 
dienen  sollen.  Italien  sucht  sich  namentlich  in  den  chemischen 
und  metallurgischen  Industrien  vom  Auslande  unabhängig  zu 
machen,  um  für  einen  Wirtschaftskrieg  mit  den  Mittelmächten 
nach  dem  Weltkrieg  gerüstet  zu  sein.  In  seinen  Ausführungen 
über  die  Stoffveredlung  sagt  nun  der  Verfasser  (Seite  91)  folgendes: 
»Wir  sahen  im  vorhergehenden,  wie  gering  die  Lager  Italiens 
an  Erzen  und  Kohle  sind,  und  daß  die  wichtigsten  industriellen 
Grundbehelfe  mit  hohen  Kosten  vom  Auslande  eingeführt  werden 
müssen,  Schon  daraus  ergibt  sich,  daß  Italien  nicht  zum  Indu¬ 
strieland  geeignet  ist.«  Anderseits  bemerkt  der  Verfasser  (Seite  80) : 
»Der  Fortschritt  der  Landwirtschaft  ist  unverkennbar  und  macht 
seinen  Einfluß  in  der  Steigerung  der  Handelsbeziehungen  geltend.« 
Die  natürliche  wirtschaftliche  Abhängigkeit  Italiens  von  den 
Zentralmächten  ist  im  24.  Kapitel  »Die  Handelsbeziehungen 
zwischen  Italien  und  Österreich-Ungarn«  so  klar  dargestellt,  daß 
jeder  Laie  ersehen  muß,  welche  Beschaffenheit  eine  gesunde, 
wirtschaftlich  fest  begründete  Auslandspolitik  Italiens  hätte  haben 
müssen.  Wer  einen  tieferen  Einblick  in  das  Wirtschaftsleben 
Italiens  gewinnen  will,  wird  aus  diesem  Werk  großen  Nutzen 
ziehen.  .  Morpurgo. 

Repetitorium  der  schweizerischen  Volkswirtschaft.  Von 

Dr.  Bernhard  Siegfried.  Zürich  1916.  Verlag  Orell  Füßli. 
92  Seiten.  Preis  3  Francs  geheftet,  Francs  350  gebunden. 

Dieses  Büchlein,  gibt  in  knapper  Form  recht  brauchbare  Über¬ 
sichten  über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Schweiz  mit 
Bezug  auf  Landwirtschaft,  Industrie,  Handel  und  Handelspolitik, 
Verkehrswesen,  Geld-,  Bank-  und  Börsenwesen,  hinsichtlich  der 
wirtschaftlichen  Interessenvertretung  etc.  Eine  Einleitung  gibt 
Auskunft  über  die  grundlegenden  geographischen  Verhältnisse 
sowie  über  Wasserkraft  und  Bevölkerung.  Die  Schrift  ist  für 
bequeme  Orientierung  über  Schweizer  Wirtschaftsverhältnisse 
recht  brauchbar  und  empfehlenswert. 

Neue  Wege  schweizerischer  Exportpolitik.  Von  Dr.  P.  Mori. 

Heft  49  der  »Schweizer  Zeitfragen«,  Zürich  1916.  Verlag  Orell 
Füssli.  56  Seiten.  Preis  2  Francs. 

Diese  kleine  Schrift  erörtert  die  alte  Frage,  ob  es  eine  be¬ 
sondere  Ausfuhrförderung  gäbe,  die  etwas  anderes  sei  als  In¬ 
dustrieförderung  und  ist  geneigt,  diese  Frage  beinahe  zu  ver¬ 
neinen.  Der  Verfasser  beschäftigt  sich  hauptsächlich  mit  Erörte¬ 
rungen,  ob  die  Schweizer  Industrie  zurückgegangen  sei  und  in¬ 
wiefern  sie  leistungsfähiger  werden  könne;  dagegen  wendet  er 
den  technischen  Aufgaben  der  Exportförderung  im  eigentlichen 
Sinne  des  Wortes  nur  mäßige  Aufmerksamkeit  zu.  Er  befür¬ 
wortet  insbesondere  größere  Konzentration  der  Erzeugung, 
Fusionen,  Einkaufskartelle,  Produktionskartelle,  Ausfuhrkartelle; 
dagegen  ist  er  für  die  Auswanderung  junger  Kaufleute  nicht 
sehr  eingenommen  und  möchte  statt  dessen  einigermaßen  eng¬ 
herzig  lieber  die  Verwendung  ausländischer  Angestellter  in 
schweizerischen  Unternehmungen  einschränken.  Mit  Hinblick  auf 
die  Exportförderung  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  macht  er 
nur  zwei  Vorschläge:  die  Schaffung  eines  Nachweisbureaus  für  den 
Bezug  und  Absatz  von  Waren,  womit  dem  Schweizer  Wirt¬ 
schaftsleben  viel  geholfen  werden  könnte,  und  die  Errichtung 
eines  Konsularbureaus,  das  die  Auskunftstätigkeit  der  schweizeri¬ 
schen  Konsuln  (zumeist  Honorarkonsuln)  leiten  und  ihre  An¬ 
regungen  und  Mitteilungen  verarbeiten  soll. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12, 
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Seidene  Halstücher.  Ein  österreichischer  Handels¬ 
agent  in  Amsterdam  bewirbt  sich  um  Vertretungen  öster¬ 
reichischer  Häuser,  welche  seidene  und  halbseidene  Hals¬ 
tücher,  sowohl  aus  Natur-  wie  auch  aus  Kunstseide  er¬ 
zeugen  und  gewillt  wären,  mit  Holland  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  treten.  (A.  E.  717.) 

Rotverschnittwein.  Ein  Importhaus  in  Metz  wünscht 
Offerte,  Bezugsbedingungen  und  Musterproben  von  13- 
bis  I4grädigen  Rotverschnittweinen.  (A.  E.  716.) 

Geschäftsverbindung  mit  Russisch-Polen.  Ein  gut 

empfohlener  Agent  in  Lublin  bietet  sich  österreichischen 
Häusern  als  Vertreter  an,  welche  den  Wunsch  hegen,  mit 
Lublin  und  dem  benachbarten  Gebiete  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  kommen.  (A.  E.  715.) 

Lederhandschuhe.  Eine  Agenturfirma  in  Amsterdam 
interessiert  sich  für  die  Übernahme  der  Vertretung  einer 
österreichischen  Lederhandschuhfabrik,  welche  für  den 
Export  eingerichtet  und  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenz¬ 
fähig  ist.  (A.  E.  714.) 

Seidenwaren  aller  Art.  Ein  österreichischer  Kauf¬ 
mann,  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  der  seit  mehr  als  20  Jahren 
Skandinavien  bereist,  dortselbst  seine  Subvertreter  hat 
und  bei  der  kaufkräftigen  erstklassigen  Kundschaft  gut 
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unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 
fiagen.) 

eingeführt  ist,  berichtet,  daß  in  den  skandinavischen 
Ländern  infolge  des  Ausfuhrverbotes  von  Textilien  aus 
Wolle  und  Baumwolle  aus  den  Erzeugungsländern,  gegen¬ 
wärtig  große  Nachfrage  nach  Ersatzstoffen  besteht,  und 
daher  Seidenwaren  österreichischer  Provenienz  ein  gutes 
Absatzfeld  finden  könnten.  Österreichische  Fabrikanten 
der  Seidenwarenbranche  werden  hiermit  auf  diese 
günstige  Absatzchance  aufmerksam  gemacht  und  einge¬ 
laden,  sich  mit  dem  betreffenden  Vertreter,  dessen 
Adresse  im  Bureau  der  Sektion  erhältlich  ist,  ins  Ein¬ 
vernehmen  zu  setzen.  (A.  E.  713.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere.  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  711.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 

PtittiUungen:  bet 

Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau.  Am  5.  März  1.  J. 
wird  der  Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau  eröffnet.  Zugelassen 

verden  nur  vollständig  frankierte,  offene  Briefsendungen 
aller  Art,  und  zwar  sowohl  gewöhnliche  als  auch  ein¬ 
geschriebene,  ferner  gewöhnliche  Postanweisungen.  Die 
Briefsendungen  dürfen  nur  in  deutscher  Sprache  ab¬ 
gefaßt  sein,  keinerlei  Mitteilungen  über  militärische  An¬ 
gelegenheiten  enthalten  und  müssen  die  genaue  Bezeich¬ 
nung  des  Absenders  tragen.  (Auf  den  Postanweisungs¬ 
abschnitten  sind  Mitteilungen,  wie  dermalen  überhaupt 
im  Auslandsverkehr,  unzulässig.)  Die  Versendungs¬ 
bedingungen  und  Gebührenansätze  sind  dieselben  wie 
im  Wechselverkehr  zwischen  Österreich  und  Deutsch¬ 
land.  Die  Postanweisungen  sind  in  Markwährung  aus¬ 
zustellen  und  dürfen  höchstens  auf  500  M.  lauten.  Sie 
werden  im  Generalgouvernement  Warschau  nach  dem 
festen  Wertverhältnisse  100  Rubel  gleich  150  M.  aus¬ 
gezahlt. 

Am  Postverkehr  nehmen  im  Generalgouvernement 
Warschau  folgende  Postorte  teil:  Alexandrowo,  Bendzin, 
Brzeziny,  Ciechanow,  Czenstochau,  Gostynin,  Grodzisk, 
Grojec,  Kalisch,  Kolo,  Konin,  Kutno,  Lenczyca,  Lipno, 
Lodz,  Lowicz,  Mlawa,  Pabianice,  Plock,  Plonsk,  Przas- 
nysz,  Rawa,  Rypin,  Sieradz,  Sierpe,  Skierniewice,  Slupca, 
Sochaczew,  Sosnowice,  Tomaszow  (Kr.  Brzeziny), 
Turek,  Wielun,  Wloclawek,  Zdunska,  Wola,  außerdem 
die  Orte  aller  Kreise,  in  denen  diese  Postorte  liegen, 
und  die  Stadt  Warschau  selbst.  Darüber  hinaus  sind 
Postanweisungen  auch  nach  allen  anderen  Orten  im 
Generalgouvernement  Warschau  zulässig.  In  der  Auf- 
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schrift  der  Sendungen  nach  Landorten  ist  der  Name  des 
zuständigen  Postortes,  bei  dem  die  Sachen  abgeholt 
werden  sollen,  mindestens  aber  der  Name  des  Kreises, 
anzugeben.  Zugestellt  werden  sie  nicht.  (3723/E.) 

Zinsenberechnung.  Laut  Verordnungsblatt  für  das 
Generalgouvernement  vom  15.  Februar  1.  J.  Nr.  22  tritt 
für  die  Verpflichtung  von  Geldforderungen  für  die  Zeit 
vom  1.  August  1914  bis  zum  31.  März  1916  nachstehende 
Vorschrift  in  Kraft: 

Der  Zinssatz  beträgt  71/ 2  Prozent;  ist  er  durch  Vertrag 
oder  sonstiges  Rechtsgeschäft  anderweit  festgesetzt,  so 
hat  es  dabei  sein  Bewenden  (§  2).  Die  Zinsen  sind  für 
die  gesamte  obengenannte  Zeit  zu  entrichten.  Nach  dem 

31.  Juli  1914  fällig  gewordene  Schulden  sind  vom  Tage 
der  Fälligkeit  ab  zu  verzinsen  (§  3).  In  Ansehung  der 
Verpflichtung  zur  Zinszahlung  für  die  übrige  Zeit  hat 
es  bei  dem  sonstigen  Recht  sein  Bewenden  (§  1,  Absatz  2). 
Ebenso  finden  diese  Sondervorschriften  keine  Anwen¬ 
dung  auf  Schulden,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  bereits  erloschen  sind  (§  1,  Absatz  3). 

(3570/E.) 

Reisen  nach  dem  deutschen  Verwaltungsgebiet 
in  Russisch-Polen.  Zu  Reisen  nach  dem  unter  deutscher 
Verwaltung  stehenden  Okkupationsgebiete  von  Russisch- 
Polen  ist  eine  besondere  Bewilligung  notwendig.  Diese 
Bewilligung  wird  auf  Grund  eines  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefertigten  und  mit  der  amtlich  beglaubigten  Photo¬ 
graphie  und  Unterschrift  des  Inhabers  versehenen  Reise- 

*)  Da-  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels¬ 
museum«  regelmäüig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 

P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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passes  in  der  Form  der  Ausstellung  eines  Passierscheines 
durch  den  stellvertretenden  Generalstab  in  Berlin  im 
Einverständnis  mit  dem  Generalgouvernement  in  War¬ 
schau  erteilt,  jedoch  nur  in  den  Ausnahmefällen  ge¬ 
geben,  wenn  es  sich  um  dringende  und  wichtige  Ange¬ 
legenheiten  handelt,  bei  denen  die  persönliche  Anwesen¬ 
heit  des  Reisewerbers  unbedingt  erforderlich 
erscheint.  Die  Passierscheine  unterliegen  einer  Taxe 
von  3  M.  für  je  eine  Woche  der  bewilligten  Gültigkeits¬ 
dauer.  Die  Bewerbung  darum  hat  mittels  schriftlicher 
Gesuche  zu  erfolgen,  die  genaue  Angabe  über  i.  die 
Paßdaten,  2.  das  Reiseziel  (unter  namentlicher  An¬ 
führung  aller  Orte,  an  denen  Aufenthalt  genommen 
werden  soll),  3.  den  Reiseweg,  4.  den  Reisezweck  und 
5.  die  beabsichtigte  Dauer  der  Reise  enthalten  und  be¬ 
sonders  alle  für  die  Prüfung  der  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  belangreichen  Umstände  mit  voller 
Deutlichkeit  erkennen  lassen  müssen.  Der  Paß  selbst 
braucht  nicht  beigegeben  zu  werden,  es  muß  aber  die 
Richtigkeit  der  Angaben  in  dem  Gesuche  über  seine 
Daten  amtlich  bestätigt  sein. 

Die  Vermittlung  der  Gesuche  hat  das  k.  u.  k.  Mini¬ 
sterium  des  Äußern  übernommen,  das  sie  im  Interesse 
der  Vereinfachung  des  Verfahrens  im  Wege  seines  Ver¬ 
treters  in  Warschau  der  Paßzentrale  des  kaiserlichen 
Generalgouvernements  in  Warschau  zur  weiteren  Er¬ 
ledigung  zukommen  lassen  wird.  Da  jedoch  eine  Inter¬ 
vention  des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußern  nur  in 
jenen  Fällen  Platz  greifen  kann,  in  denen  in  bezug  auf 
die  Dringlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Reise  die  Vor¬ 
aussetzungen  für  die  Erteilung  der  Bewilligung  durch 
das  Generalgouvernement  gegeben  sind,  dürfen  Reise¬ 
ansuchen  nicht  mehr  wie  bisher  beim  Ministerium  des 
Äußern  eingebracht  werden ;  diese  Eingaben  werden  nach 
vorheriger  Begutachtung  auf  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  dem  k.  u.  k.  Ministerium  des 
Äußern  auf  das  nach  dem  Reisezweck  in  Betracht 
kommende  k.  k.  Fachministerium  übermittelt. 

Die  Gesuche  um  die  Erteilung  der  Reisebewilligung 
nach  dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  von 
Russisch-Polen  sind  demnach  von  den  Erlaubniswerbern 
•bei  der  politischen  Bezirks-,  beziehungsweise  landes¬ 
fürstlichen  Polizeibehörde  ihres  Aufenthaltsortes  ein¬ 
zubringen;  diese  Stellen  wurden  angewiesen,  die  Gesuche 
nach  Erhebung  über  die  Verläßlichkeit  des  Gesuch¬ 
stellers  und  die  Stichhältigkeit  seiner  Angaben  mit  einem 
Anträge  über  die  Berücksichtigungswürdigkeit  des  An¬ 
suchens  an  die  politische  Landesbehörde  behufs  Weiter¬ 
leitung  an  die  betreffenden  Fachministerien  vorzulegen. 

(2678/E.) 

Reisen  aus  dem  österreichisch-ungarischen  nach 
dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  deutsche  Okkupationsgebiet 
wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  der  besondere  Ausweis. 

Ad  1.  Die  von  den  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischen 
Kommandos  gemäß  der  Verordnung  des  Armeeober¬ 
kommandanten  vom  25.  August  1915,  Nr.  35  V.-Bl.,  aus¬ 
gestellten  Reisepässe  werden  vom  kaiserlich  deutschen 
Generalgouvernement  als  zureichend  anerkannt. 

Ad  2.  Der  besondere  Ausweis  wird  ausgestellt  von  der 
Paßzentrale  des  Generalgouvernements  Warschau. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  der  Reisepaß  unter  genauer 
Angabe  des  Zweckes  und  der  Dauer  der  Reise  an  den 
dem  Generalgouvernement  Warschau  zugeteilten  Ver¬ 
treter  des  österreichisch-ungarischen  Armeeober¬ 
kommandos  zu  senden. 

Der  Reisepaß  wird  sodann  an  die  übersendende  Stelle 
unmittelbar  von  der  kaiserlich  deutschen  Paßzentrale 


oder  durch  den  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  zu¬ 
rückgeschickt,  im  Falle  der  Genehmigung  der  Reise  A'ird 
der  besondere  Ausweis  behufs  Ausfolgung  an  den  Be¬ 
werber  angeschlossen. 

Reisen  aus  dem  kaiserlich  deutschen  nach  dem 
österreichisch-ungarischen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  österreichisch-ungarische 
Okkupationsgebiet  wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  das  Visum  des  Reisepasses 

Ad  1.  Die  von  den  kaiserlich  deutschen  Kommandos 
oder  Behörden  gemäß  den  derzeit  geltenden  Vorschriften 
ausgestellten  Reisepässe  werden  als  zureichend  an¬ 
erkannt. 

Ad  2.  Das  Visum  wird  ausgestellt  vom  Armeeober¬ 
kommando  selbst  oder  einer  seiner  Paßvidierungsstellen 
in  Szczakowa,  Krakau,  Rozwadow  oder  Lemberg  oder 
von  den  dem  Generalgouvernement  Warschau  zuge¬ 
teilten  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  oder  vom 
k.  u.  k.  Kriegsministerium.  Zur  Erwirkung  des  Visums 
ist  der  Reisepaß  an  eine  der  bezeichneten  Stellen  zu 
senden.  Hierbei  ist  neben  den  im  Reisepaß  ohnehin  ent¬ 
haltenen  Angaben  auch  das  Ziel,  der  Zweck  und  die 
Dauer  der  Reise  anzugeben. 

Der  Reisepaß  wird  nach  allfälliger  Beisetzung  des 
Visums  von  der  k.  u.  k.  Stelle,  bei  der  die  Vidierung 
erbeten  wurde,  an  die  übersendende  Stelle  zurück¬ 
geschickt.  (3833/E.) 

Gerichtsbarkeit  im  Generalgouvernement  War¬ 
schau.  Der  Präsident  des  kaiserlich  deutschen  Ober¬ 
gerichts  bei  dem  Generalgouvernement  Warschau  be¬ 
richtete  an  den  „Verband  zur  Sicherung  deutscher  For¬ 
derungen  an  das  feindliche  Ausland“  in  Barmen  wie 
folgt: 

In  den  von  den  deutschen  Truppen  besetzten 
Teilen  Russisch-Polens  ist  die  deutsche  Gerichtsbarkeit 
in  vollem  Umfange  aufgenommen.  Das  Verfahren  ent¬ 
spricht  dem  vor  den  Gerichten  in  Deutschland,  An¬ 
waltszwang  besteht  nicht.  Es  findet  das  Mahn-  und 
Klageverfahren  statt.  Auch  Zwangsvollstreckung  wird 
betrieben.  In  Deutschland  ergangene  Urteile  oder  andere 
vollstreckbare  Schuldtitel  werden  ohneweiters  vollstreckt. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  den  Schuldner 
vor  das  zuständige  Gericht  zwecks  Mahnung  laden  zu 
lassen,  da  erfahrungsgemäß  eine  solche  gerichtliche 
Mahnung  genügt,  um  den  Schuldner  zur  Zahlung  zu 
veranlassen.  (3742/E) 

Protestaufnahme  in  Russisch-Polen.  Zum  Schutze 
der  Wechselgläubiger  im  besetzten  Gebiete  von 
Russisch-Polen  sind  bekanntlich  die  Fristen  zur  Vor¬ 
nahme  einer  Handlung,  deren  es  zur  Ausübung  und 
Erhaltung  des  Wechselrechtes  oder  des  Regreßrechtes  aus 
dem  Scheck  bedarf,  vorläufig  bis  30.  Juni  1916  ver¬ 
längert  worden.  Eine  Verlängerung  dieser  Frist  dürfte  zu 
erwarten  sein.  Die  Wechselgläubiger  sind  daher,  wie  die 
Handelskammer  zu  Berlin  mitteilt,  zurzeit  wohl  be¬ 
rechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  ihre  Wechsel  protestieren 
zu  lassen.  Zur  Aufnahme  der  Proteste  sind  auch  die  Ge¬ 
richtsvollzieher  ermächtigt.  Anträge  auf  Protestaufnahme 
durch  diese  sind  an  den  Präsidenten  des  Obergerichtes 
in  Warschau  zu  richten,  österreichische  Wechsel¬ 
gläubiger  sollten  schon  frühzeitig  auf  Erhebung  des 
Protestes  bedacht  sein,  insbesondere,  wenn  es  sich  um 
Provinzwechsel  handelt.  (365 /E-»  2768/E.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 
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DIE  DRITTE  TEILNOVELLE  ZUM  BÜRGER¬ 
LICHEN  GESETZBUCH  IN  IHRER  BEDEU¬ 
TUNG  FÜR  DEN  HANDELSVERKEHR. 

Vom  Universitätsprofessor  Dr.  Rudolf  Pollak. 

I. 

Unser  allgemeines  bürgerliches  Gesetzbuch  ist  ein 
Meisterwerk.  Wohl  trägt  es  die  Mängel  seiner  Zeit, 
namentlich  in  der  Anordnung  des  Stoffes.  Aber  uner¬ 
reicht  ist  die  Sprache,  die  Klarheit  und  Schönheit  des 
Ausdrucks ;  unübertroffen  ist  der  geistige  Gehalt  des  Ge¬ 
setzes,  eine  der  schönsten  Blüten  der  Aufklärungszeit. 
Als  im  Jahr  1911  anläßlich  der  Jahrhundertfeier  des 
Gesetzbuches  in  einer  Festschrift  viele  Juristen  das  Werk 
darauf  prüften,  wie  es  sich  zu  den  modernen  Problemen 
des  Rechtslebens  verhalte,  fand  sich,  daß  es  gar  nicht 
veraltet  sei,  daß  es  den  Wettstreit  mit  modernen  Gesetz¬ 
büchern  leicht  aufzunehmen  vermöge.  Es  ist  nur  die 
Folge  der  vornehmen  österreichischen  Zurückhaltung, 
daß  die  Verfasser  dieser  Zierde  der  Staatsverwaltung 
nicht  weit  über  die  Staatsgrenzen  hinaus  berühmt  sind; 
nur  einem  Fehler  der  Studieneinrichtungen  ist  es  zu¬ 
zuschreiben,  daß  die  Namen  und  Biographien  seiner 
\  erfasser  m.  W.  in  keinem  Schullesebuch  erscheinen. 
Dennoch  schlug  Josef  Unger  vor  einigen  Jahren  vor, 
das  Gesetzbuch  zu  verändern.  Er  war  in  seinen  jungen 
Jahren  dessen  Gegner  gewesen;  gereifte  Erfahrung  hatte 
ihn  zum  warmen  Anhänger  gemacht;  er  wollte  es  er¬ 
halten,  aber  doch  in  Einzelheiten  verändert,  modernisiert 
wissen.  Das  Wort  des  hervorragenden  Juristen  wog 
schwer;  die  Regierung  ging  an  die  Aufgabe,  brachte, 
vielleicht  etwas  eilend,  eine  Regierungsvorlage  im  Herren¬ 
haus  ein,  die  dort  einer  gründlichen,  tiefgreifenden 
Umarbeitung  im  Ausschüsse  unterzogen  wurde.  Der 
Ausschuß  vollendete  seine  Arbeit,  erstattete  einen  Bericht, 
der  unter  den  Juristen  Epoche  machte,  und  seine  Arbeit 
fand  dann  bei  der  Beratung  im  Herrenhause  eine  fast 
vollständige  Annahme.  Dann  hatte  der  Entwurf  an  das 
Abgeordnetenhaus  zur  Beratung  und  Beschlußfassung 
zu  gehen.  Ob  er  dort  reibungslos  zur  Annahme 
gelangt,  ob  derart  der  Entwurf  einer  Novelle  zum 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuch  zur  Sanktion 
reif  geworden  wäre,  das  war  freilich  zweifelhaft. 
Zwar  war  die  Novelle  weit  über  Ungers  An¬ 
regungen  hinausgewachsen;  statt  Einzelverbesserungen 
einiger  Paragraphen  zu  bringen,  änderte  sie  fast 
ein  volles  Sechstel  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  ab, 
neben  vielen  wichtigen  Bestimmungen  auch  manche, 
deren  Änderung  wohl  hätte  aufgeschoben  werden  können, 
die  man  nur  deshalb  verbesserte,  weil  man  die  Arbeit 
schon  unter  den  Händen  hatte.  Begreiflich,  daß  bei 
diesem  Vorgänge  außerhalb  der  Herrenhauskommission 
Wünsche  nach  weiteren  Änderungen  entstanden.  Einer 
dieser  Wünsche  war  nun  ein  Politikum,  die  Reform  des 
katholischen  Eherechts.  Gerade  er  blieb  bekanntlich  un¬ 
erfüllt,  und  dies  ließ  es  als  zweifelhaft  erscheinen,  ob 
nicht  Parteien  des  Abgeordnetenhauses  die  Annahme  der 
Novelle  durch  die  Einfügung  einer  Eherechtsreform  er¬ 
schweren  und  verwickeln  würden. 

Schon  vor  dem  Kriege  hatte  das  Abgeordnetenhaus 
seine  Tätigkeit  einstellen  müssen.  Tritt  es  nach  dem 
Friedensschlüsse  zusammen,  so  wird  es  viele  dringendere 
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Probleme  zu  behandeln  haben,  als  die  Novellierung  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches.  Möge  es  ihnen  gewachsen 
sein.  Das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  müßte  selbst 
dann  viele  Jahre  auf  seine  Reform  warten.  Der  Krieg 
hat  aber  die  Umarbeitung  desselben  wenigstens  zum  Teil 
zu  einer  dringlichen  gestaltet  und  darum  hat  die  Re¬ 
gierung  mittels  kaiserlicher  Verordnungen  schon  früher 
zwei  Teile  dieser  Novelle  in  Kraft  gesetzt.  Nun  ist  dies 
auch  mit  dem  (nur  wenig  veränderten)  Rest  des  Ent¬ 
wurfes  des  Herrenhauses  geschehen  und  diese  umfang¬ 
reiche  dritte  Teilnovelle,  sie  umfaßt  mehr  als  200  Para¬ 
graphen,  weist  zum  Unterschied  von  ihren  Vorgängern 
starke  Beziehungen  zum  geschäftlichen  Leben  auf. 

II. 

Das  gilt  namentlich  vom  Realkredit,  einem 
Grundpfeiler  unseres  Kreditwesens.  Er  spielt  eine  große 
Rolle,  weil  er  für  den  Kreditgeber  relativ  sicher,  darum 
für  den  Kreditnehmer  relativ  billig  ist.  Beides  beruht 
auf  dem  Grundbuchsystem  und  auf  dem  Prinzip  der  zeit¬ 
lichen  Rangordnung  der  Pfandrechte,  nach  denen  die 
Eigentumsverhältnisse  sicher  und  übersichtlich  sind  und 
der  ältere  Pfandgläubiger  aus  einem  Versteigerungs¬ 
erlös  voll  zum  Zuge  kommt,  ehe  der  nachfolgende  etwas 
erhält.  Dies  zweite  reguliert  auch  den  Zinsfuß  bei  Pfand¬ 
forderungen;  je  besser  ihr  grundbücherlicher  Rang,  desto 
geringer  ist  bekanntlich  ihr  Zinsfuß.  Diese  Rechts¬ 
ordnung  ist  im  ganzen  wohlbewährt  und  funktioniert 
gut,  seitdem  die  Grundbücher  fast  im  ganzen  Reiche 
fertiggestellt  sind.  Die  Teilnovelle  hat  denn  auch  am 
System  nicht  gerüttelt.  Aber  zu  Einzelkorrekturen  war 
doch  Anlaß  gegeben,  zum  Teil  zu  solchen,  die  auch  im 
Frieden  nötig  geworden  wären,  zum  Teil  zu  solchen,  die 
der  Krieg  dringend  gemacht  hat. 

Zu  den  letzteren  gehörten  Bestimmungen  über  das 
Problem,  wie  denn  die  Eigentums-  und  Pfandrechts¬ 
verhältnisse  an  Liegenschaften  geregelt  werden  sollen, 
die  in  keinem  Grundbuch  stehen ?  Wie  soll  deren 
Rechtslage  geordnet  werden?  Das  bürgerliche  Gesetz¬ 
buch  gedachte  des  Falles,  regelte  ihn  aber  nur  unzu¬ 
reichend,  wohl  weil  man  an  die  baldige  Fertigstellung 
ordentlicher  Grundbücher  im  ganzen  Reiche  dachte. 
Dieses  Ziel  wurde  freilich  nie  erreicht. 

Es  ist  ja  bekannt,  daß  in  Galizien  und  in  der  Buko¬ 
wina  die  Grundbücher  schon  vor  dem  Kriege  zu  wün¬ 
schen  übrig  ließen;  böse  Witzworte  gingen  darüber  um 
und  die  Regierung  versuchte  vergeblich,  einem  Übel  zu 
steuern,  das  Volksgewohnheiten  und  einer  Art  der 
passiven  Resistenz  entsprang.  Aber  es  handelte  sich 
immerhin  nur  um  Ausnahmen.  Der  Krieg  hat  jedoch  die 
Situation  verschlimmert:  zahlreiche  Grundbücher  mögen 
ganz  zu  gründe  gegangen  sein,  bisweilen  durch  die  Zu¬ 
fälle  des  Krieges,  bisweilen  durch  Böswilligkeiten;  viele 
Grundbuchseinlagen  mögen  zum  Teil  beschädigt  worden 
sein,  wodurch  nicht  viel  weniger  Verwirrung  entsteht, 
als  durch  ihre  gänzliche  Vernichtung.  Sollten  die  Eigen¬ 
tums-  und  Pfandrechtsverhältnisse  nicht  dauernd  in  Ein¬ 
ordnung  geraten  und  damit  der  Realkredit  erschwert 
und  gerade  für  die  Zeiten  des  Wiederaufbaues  in  den 
vom  Kriege  betroffenen  Gegenden  wesentlich  verteuert 
werden,  so  bedurfte  es  dringlicher  Regierungsmaß¬ 
nahmen.  Die  wichtigste,  ja  unabweisliche  ist  die  Er¬ 
neuerung  der  vernichteten,  die  Ergänzung  der  be¬ 
schädigten  Grundbücher;  so  schwer  diese  Aufgabe,  so 
bedenklich  sie  bei  den  gewiß  sehr  verwirrten  Grund¬ 
besitzverhältnissen  der  betreffenden  Gebiete  ist,  so 
groß  auch  die  hierbei  auftauchenden  Personalfragen 
sind,  das  Problem  muß  angegangen  und  gelöst  werden, 
denn  es  ist  unter  anderm  das  Problem  des  billigen  Real¬ 
kredits,  um  das  es  sich  handelt.  Aber  die  Erneuerung 
der  Grundbücher  ist  die  Arbeit  vielleicht  eines  Jahr¬ 
zehntes,  vielleicht  einer  längeren  Frist;  so  lange  kann 
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man  mit  der  Regulierung  der  Grundbesitzverhältnisse 
nicht  warten.  Die  Teilnovelle  bringt  ein  Auskunftsmittel, 
indem  sie  bei  ,, Liegenschaften,  die  in  keinem  Grund¬ 
buch  eingetragen  sind,“  an  die  Stelle  der  Eintragung 
in  das  Grundbuch  die  Hinterlegung  einer  be¬ 
glaubigten  Urkunde  bei  Gericht  setzt:  sowohl 
das  Eigentum  als  auch  das  Pfandrecht  sollen  durch 
solche  Hinterlegungen  erworben  werden  und  der  wich¬ 
tige  Pfandrechtsrang  richtet  sich  nach  dem  Zeitpunkte 
der  Hinterlegung  der  Urkunde  bei  Gericht.  Es  handelt 
sich  um  einen  Notbehelf;  denn  dieser  Urkundensamm¬ 
lung  fehlt  die  Übersichtlichkeit  des  Grundbuches  und 
ein  Registrierungsfehler  der  Gerichtskanzlei  kann  viel 
schwerere  Folgen  haben  als  ähnliche  Versehen  in  der 
Grundbuchsführung.  Aber  der  Notbehelf,  an  alte  Ein¬ 
richtungen  anknüpfend,  ist  doch  gut  ausgedacht  und 
kann  für  die  Übergangszeit  der  Ordnung  der  Grund¬ 
eigentumsverhältnisse  und  damit  dem  Realkredit  erheb¬ 
liche  Dienste  leisten. 

Für  Grundstücke  ist  diese  Einrichtung  ein  Notbehelf, 
etwas  hoffentlich  Vorübergehendes.  Etwas  Dauerndes 
soll  sie  bei  den  sogenannten  Superädifikaten, 
den  Bauten  auf  fremdem  Grund,  werden,  wie  es  z.  B.  die 
Praterhütten,  aber  auch  viele  Häuser,  Gärtnereien  u.  dgl. 
in  dgr  Brigittenau,  in  der  Gegend  von  Klosterneuburg 
u.  s.  f.  sind,  die  auf  kaiserlichem,  klösterlichem  Grund 
mit  Erlaubnis  des  Grundeigentümers  erbaut,  nicht  dessen 
Eigentum  werden:  das  Eigentum  am  Grunde  bleibt  von 
jenem  am  Haus  völlig  getrennt.  So  konnte  der  Haus¬ 
eigentümer  niemals  ins  Grundbuch  gelangen  und  sein 
Haus  war  kein  geeigneter  Gegenstand  eines  Hypothekar¬ 
darlehens;  das  schnitt  Meliorationen  fast  völlig  ab,  da 
ein  Realkredit  bei  der  schwankenden  Rechtslage  gar 
nicht  oder  nur  unter  ungünstigen  Bedingungen  zu  er¬ 
langen  war.  Schon  vor  dem  Kriege  suchte  die  Regierung 
durch  das  Gesetz  über  das  Erbbaurecht  zu  helfen.  Jetzt 
sorgt  die  Teilnovelle  auch  für  solche  Superädifikate,  die 
nicht  das  Zugehör  eines  Baurechts  sind:  auch  bei  ihnen, 
die  ja  nach  wie  vor  in  keinem  Grundbuch  erscheinen 
können,  soll  die  Hinterlegung  der  beglaubigten  Urkunde 
über  den  Erwerb  des  Eigentums-  oder  Pfandrechtes  bei 
Gericht  das  Eigentums-  oder  Pfandrecht  am  Super- 
ädifikat  begründen.  Damit  ist  dem  Realkredit  ein  neues, 
zwar  nicht  großes,  aber  wirtschaftlich  bedeutsames  Ge¬ 
biet  erschlossen. 

Eine  weitere  Neuerung  der  Teilnovelle  beschäftigt 
sich  mit  der  Regelung  des  Eigentumsvor- 
behaltesan  Maschinen.  Fabriken  gewinnen  be¬ 
greiflicherweise  an  Hypothekarkredit,  wenn  nicht  nur 
der  Grund  und  Boden,  sondern  auch  die  Maschinen  dem 
Gläubiger  für  die  Zurückbezahlung  des  Darlehens  haften. 
Einer  derart  bemessenen  Kreditgewährung  steht  jetzt 
oft  die  Unklarheit  der  Verhältnisse  entgegen.  Die  Ma¬ 
schinenfabrikanten  behalten  sich  vielfach  das  Eigen¬ 
tumsrecht  an  den  gelieferten  Maschinen  bis  zur  Voll¬ 
zahlung  des  Kaufschillings  vor;  so  lange  dieser  Eigen¬ 
tumsvorbehalt  besteht,  sind  dann  die  Maschinen  des 
Verkäufers  und  nicht  des  Fabrikanten  Eigentum,  kein 
Fabrikszubehör.  Ob  nun  ein  solcher  Vorbehalt  gemacht 
wurde,  das  konnte  nach  der  jetzigen  Rechtsordnung  der 
künftige  Kreditgeber,  insbesondere  Hypothekar¬ 
gläubiger,  nicht  leicht  mit  Verläßlichkeit  erfahren  und 
war  darum  entweder  bei  der  Kreditgewährung  zu  vor¬ 
sichtig,  indem  er  die  Maschinen  nicht  als  Haftungs- 
cbjekte  einschätzte,  oder  gefährdet,  wenn  er  leichthin 
das  Eigentum  des  Fabrikanten  an  „seinen“  Maschinen 
voraussetzte.  Diesen  noch  durch  zweifelhafte  Rechts¬ 
fragen  verstärkten  Unsicherheiten  begegnet  nun  die 
Novelle  durch  die  Vorschrift:  eingebaute  Maschinen 
gelten  als  ein  Fabrikszugehör,  es  sei  denn  im  Grund¬ 
buch  das  Eigentum  eines  anderen,  also  etwa  der  Eigen¬ 
tumsvorbehalt  des  Verkäufers,  angemerkt.  Die  Bestim- 
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mung  löst  freilich  nicht  alle  Zweifel,  die  das  Leben 
bisher  aufwarf;  namentlich  ist  nicht  sicher,  ob  der 
Eigentumsvorbehalt,  wenngleich  nicht  im  Grundbuch 
angemerkt,  doch  wenigstens  im  Verhältnis  zwischen  dem 
Verkäufer  und  dem  Fabrikanten  wirksam  bleibt,  so  dem 
Verkäufer  doch  den  gewünschten  strafrechtlichen  Schutz 
gegen  Veruntreuungen  des  Fabrikanten  durch  den  Ver¬ 
kauf  oder  die  \  erpfändung  der  Maschinen  vor  ihrer  Be 
Zahlung  bewirkend.  Auch  sonst  bleiben  Zweifel.  Aber 
mutmaßlich  wird  die  Auslegung  des  Gesetzes  dahin 
gehen,  daß,  wer  im  Vertrauen  auf  das  Grundbuch  ein 
Hypothekardarlehen  gewährt,  das  Pfandrecht  nicht  nur 
an  Grund  und  Boden,  sondern  auch  an  den  eingebauten 
Maschinen  erwirbt,  wenngleich  diese  nicht  dem  Grund 
eigentiimer  gehören,  wenn  dies  nur  nicht  im  öffentlichen 
Buch  angemerkt  ist.  Dringt  diese  Auslegung  durch,  so 
sichert  die  neue  \  orschrift  den  Kredit  in  erfreulicher 
Weise. 

Noch  nach  einer  anderen  Richtung  greift  die  Novelle 
in  die  Kreditverhältnisse  am  Grund  und  Boden  ein, 
indem  sie  dem  Grundeigentümer  Verfügungen 
über  die  Hypothek  einräumt,  die  ihm  bisher  nicht 
zustanden.  Zahlte  ein  Hypothekarschuldner  eine  Dar¬ 
lehensschuld,  so  wurde  sie  im  Grundbuch  gelöscht  und 
der  nächste  Hypothekargläubiger  rückte  vor;  der  machte 
dadurch  einen  wirtschaftlich  unbegründeten  Gewinn,  da 
in  der  Regel  seinem  bisherigen  schlechteren  Range  die 
höhere  Verzinsung  entsprach,  die  ihm  nun  trotz  seiner 
Vorrückung  erhalten  blieb;  der  Grundeigentümer  da¬ 
gegen  konnte  neu  auftauchende  Kreditbedürfnisse  nicht 
oder  nur  schwer  befriedigen,  da  er  einem  neuen  Hypo 
thekargläubiger  nicht  den  Rang  der  bezahlten,  sondern 
nur  der  letzten  nach  allen  bestehenden  Hypothekar¬ 
forderungen  einräumen  konnte.  Das  waren  große 
Nachteile,  denen  nur  und  nur  zum  Teile  durch  ver¬ 
wickelte  Konvertierungsoperationen  zu  begegnen  war 
Nicht  minder  hemmend  war  die  Vorschrift,  daß  der 
Grundeigentümer  den  derzeit  offenen  Rang  einem  auf 
zunehmenden  Darlehen  nur  durch  60  Tage  reservieren 
lassen  konnte:  lediglich  für  diese  Spanne  Zeit  wirkte 
die  Anmerkung  der  Rangordnung;  fand  der  Grundherr 
nicht  in  dieser  Frist  einen  Kreditgeber,  so  war  der  Rang- 
verloren,  konnte  ein  anderer  Gläubiger  ihn  besetzen.  Die 
Novelle  unternimmt  es,  beiden  Schwierigkeiten  zu  be¬ 
gegnen,  und  zwar  durch  folgende  Vorschriften:  getilgte, 
aber  nicht  gelöschte  Hypotheken  darf  der  Grundeigen 
tiimer  ,,auf  Grund  einer  Quittung  .  .  .  auf  eine  neue 
Forderung  übertragen,  die  den  Betrag  der  eingetragenen 
Pfandforderung  nicht  übersteigt“.  Wird  eine  getilgte 
Hypothek  aber  grundbücherlich  gelöscht  (was  eigent¬ 
lich  die  Regel  sein  sollte),  so  darf  der  Eigentümer  doch 
bei  der  Pfandrechtslöschung  „zugleich  die  Anmerkung 
im  Grundbuch  erwirken,  daß  die  Eintragung  eines  neuen 
Pfandrechtes  im  Rang  und  bis  zur  Höhe  des  gelöschten 
Pfandrechtes  binnen  drei  Jahren  .  .  .  vorbehalteil  bleibt“; 
er  vermag  somit  für  künftige  Kreditbedürfnisse  durch 
drei  Jahre  einen  bestimmten  Grundbuchsrang  zu  sichern. 
Endlich  ist  die  Wirkung  der  Anmerkung  der  Rang 
Ordnung  für  ein  Pfandrecht  von  60  Tagen  auf  ein  Jahr 
verlängert. 

Man  wird  von  der  Summe  der  hier  besprochenen  Vor 
Schriften  erwarten  dürfen,  daß  sie  zur  Sicherung  und  zur 
Erleichterung,  damit  auch  zur  Verbilligung  des  Real¬ 
kredites  beitragen.  Sie  haben,  erreichen  sie  dies,  eine 
schöne  Aufgabe  gelöst. 


III. 

Hinter  den  den  Realkredit  betreffenden  Bestimmungen 
der  leilnovelle  treten  die  zahlreichen  anderen  an  Be¬ 
deutung  zwar  nicht  für  das  Rechtsleben,  aber  doch  für 
den  Handelsverkehr  zurück.  Das  ist  selbstverständlich, 
das  es  sich  vielfach  um  Familien-  und  erbrechtliche 


Vorschriften  oder  um  solche  handelt,  die  ohnedies  aus 
dem  Handelsgesetzbuch  übernommen  sind  oder  den 
Dienstvertrag  betreffen,  der  für  das  Gebiet  des  Handels 
durch  Spezialgesetze  geregelt  ist.  Immerhin  werden 
manche  der  neuen  Regeln  auch  den  Handel  berühren 
und  einiger  von  ihnen  mag  noch  gedacht  werden.  Im 
inneren  Zusammenhang  untereinander  stehen  sie  nicht; 
es  bleibt  nur  übrig,  auf  sie  einzeln  hinzuweisen. 

Kleinkaufleute,  deren  I*  irma  also  nicht  registriert 
war,  waren  hinsichtlich  des  Firmen  Schutzes 
b-isher  auf  die  Gewerbeordnung  und  auf  die  Gewerbe¬ 
behörden  und  deren  Verwaltungsverfahren  verwiesen. 
Das  war  kein  befriedigender  Rechtszustand,  wie  die  Er¬ 
fahrungen  des  Lebens  ergaben:  der  Schutz  war  unzu¬ 
reichend,  dazu  oft  langsam  und  ohne  eine  genügende 
Sachkenntnis  gewährt.  Nun  darf  jeder  Kleinkaufmann, 
der  sich  durch  die  unbefugte  Führung  seines  Namens, 
sei  es  durch  einen  Konkurrenten,  sei  es  durch  einen  Be 
triiger,  beeinträchtigt  erachtet,  beim  Zivilgerichte  auf 
die  Unterlassung  dieses  Namensmißbrauches,  allenfalls 
auch  auf  den  Schadenersatz  für  den  in  der  Vergangen 
heit  begangenen  Mißbrauch  klagen.  Er  hat  also  nicht 
nur  statt  des  Verwaltungsprozesses  den  modernen  Zivil¬ 
prozeß  zur  Verfügung,  sondern  es  hängt  auch  das  Tempo 
und  das  Ergebnis  seines  Namensschutzes  viel  mehr  als 
bisher  von  seiner  Rührigkeit  ab.  Die  Vorschrift  sollte 
recht  bekannt  werden. 

Die  Rechtslage  bei  Preisausschreibungen, 
Auslobungen  waren  bisnun  völlig  ungeklärt;  es  lag 
eine  Rechtslücke  vor,  deren  Ausfüllung  der  Praxis  viele 
Schwierigkeiten  machte,  und  die  nicht  immer  gelang, 
wie  ärgerliche  Streitigkeiten  ergaben,  die  sich  an  ein 
zelne  Preisausschreibungen  knüpften.  Es  handelt  sich 
hier  keineswegs  bloß  um  Vorgänge,  die  die  Schriftsteller 
und  Künstler  interessieren,  nicht  bloß  um  Preislustspiele 
und  Preisdenkmäler.  Auch  das  große  Publikum  ist  ma¬ 
teriell  an  der  Ausfüllung  dieser  Lücke  beteiligt,  noch  mehr 
der  Handelsstand.  Nun  ist  in  der  Novelle  bestimmt,  daß 
Belohnungszusagen,  wenn  schon  an  einen  unbestimmten 
Personenkreis  gerichtet,  durch  die  öffentliche  Bekannt 
machung  verbindlich  werden,  und  zwar  unwideruflich, 
wenn  (und  soweit)  die  Bekanntmachung  auf  den  Wider¬ 
ruf  verzichtet;  andernfalls  sind  sie  allerdings  wider 
ruflich,  aber  nicht  zu  Lasten  desjenigen,  dem  der  Wider 
ruf  ohne  sein  Verschulden  unbekannt  blieb  und  der  trotz 
desselben  die  Arbeit  vollendete;  er  behält  den  Anspruch 
auf  die  zugesagte  Belohnung.  Solche  Auslobungen 
dürfen  befristet  oder  unbefristet  erfolgen ;  sind  es  aber 
Preisbewerbungen,  wie  etwa  die  Ausschreibung  eines 
Preises  für  den  besten  Denkmalentwurf,  so  sind  sie  nur 
gültig,  wenn  sie  befristet  sind,  eine  durchaus  sachgemäße 
Bestimmung,  für  deren  Bekanntwerden  hoffentlich  die 
Interessenten  sorgen  werden.  Den  Anspruch  auf  die  Be 
lohnung  hat  der  erste  Vollender,  es  sei  denn,  die  öffent¬ 
liche  Bekanntmachung  sage  etwas  anderes. 

Wie  weit  die  Haftung  der  Badeanstalten 
für  die  Effekten  der  Badegäste  ging,  das  war  eine  zweifel¬ 
hafte  krage,  deren  Bedeutung  klar  ist,  wenn  erwogen 
wird,  daß  der  Badegast  seine  Effekten,  ob  er  nun  will 
oder  nicht,  der  Anstalt  anvertrauen  muß.  Diese  Er¬ 
wägung  bestimmte  denn  auch  den  Obersten  Gerichtshof, 
die  Besitzer  von  Badeanstalten  den  Gastwirten  gleich¬ 
zustellen;  die  Novelle  spricht  dies  nun  ausdrücklich  aus, 
und  legt  ihnen  die  Haftung  für  „die  üblicherweise  ein- 
gebrachten  Sachen  der  Badegäste“  bis  zum  Werte  von 
1200  K  für  Geld  und  Kostbarkeiten  und  unbegrenzt  für 
die  Kleider  derart  zwingend  auf,  daß  der  Anstaltsbesitzer 
diese  Haftung  nicht  durch  Anschlag  (wie  bisher  üblich) 
abzulehnen  vermag,  mag  der  Schaden  von  seinen  Leuten 
oder  von  Dritten  verursacht  sein;  nur  muß  der  Verlust¬ 
träger  oder  Beschädigte  den  Diebstahl  oder  die  Beschädi¬ 
gung  dem  Anstaltsbesitzer  bei  sonstigem  Verluste  des 
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Ersatzanspruches  „ohne  Verzug“  zur  Anzeige  bringen. 
Badeanstalten  werden  ihren  Betrieb  mit  diesen  Bestim¬ 
mungen  in  Einklang  zu  bringen,  vielleicht  durch  den  Ab¬ 
schluß  von  Versicherungsverträgen  Vorsorge  für  die 
Erfüllung  ihrer  Haftpflicht  zu  treffen  haben. 

Gleiche  Vorschriften  gelten  auch  für  „Unternehmer, 
die  Stallungen  und  Aufbewahrungsräume  haben“,  daher 
zum  Beispiel  für  Garagen,  nicht  aber  für  Lagerhäuser, 
deren  Verantwortlichkeit  sich  nach  dem  bisherigen  Recht 
richtet,  also  milder  ist  als  jene  der  Garagenvermieter; 
diese  haften  für  das  Fahrzeug  und  die  auf  diesem  be¬ 
findlichen  Sachen  unbeschränkt,  es  seien  denn  Geld, 
Kostbarkeiten  und  Wertpapiere;  doch  haften  sie  nur  bis 
zum  Wert  von  1200  K.  Auch  hier  ist  es  gleichgültig, 
ob  der  Schade  durch  das  Garagenpersonal  oder  durch 
Fremde  herbeigeführt  wurde;  auch  hier  ist  die  Ablehnung 
der  Haftung  durch  Anschlag  wirkungslos. 

Endlich  sei  noch  einer  Bestimmung  gedacht,  die,  wenn 
hinreichend  verwendet,  geeignet  ist,  Ärgernissen  ein 
Ende  zu  bereiten ;  sie  tritt  dem  Denigrement,  der 
Verbreitung  von  Tatsachen  entgegen,  die  den  Kredit, 
den  Erwerb  oder  das  Fortkommen  eines  anderen  ge¬ 
fährden  und  deren  Unwahrheit  der  Verbreiter  kannte 
oder  (bei  öffentlicher  Verbreitung  auch  nur)  kennen 
mußte.  Nicht  immer  sind  solche  Nachreden  Ehrenbeleidi¬ 
gungen  und  sind  sie  es,  so  sind  die  üblichen  Strafen 
keine  Reparatur  des  Schadens.  Es  ist  darum  eine  sehr 
wertvolle  Vorschrift  gegen  törichtes  oder  böswilliges  Ge¬ 
schwätz,  daß  der  Betroffene  bei  dem  Zivilgerichte  nicht 
nur  den  Schadenersatz,  sondern  auch  den  Widerruf  und 
dessen  Veröffentlichung  fordern  dürfe.  Wird  diese  Vor¬ 
schrift  einigemal  energisch  angewendet,  so  wird  sie  wohl 
erziehlich  wirken. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Kriegsgewinnsteuer.  Eine  kaiserliche  Verordnung 
vom  16.  April  1916  über  die  Einführung  einer  außer¬ 
ordentlichen  Steuer  von  höheren  Geschäftserträgnissen 
der  Gesellschaften  und  vom  Mehreinkommen  der  Einzel¬ 
personen  (Kriegsgewinnsteuer)  sowie  Sicherungsmaß¬ 
nahmen  für  die  Einhebung  dieser  Steuer  verfügt: 

§  1.  Die  in  den  Jahren  1914,  1915  und  1916  erzielten 
höheren  Geschäftserträgnisse  der  Aktiengesellschaften, 
Aktienvereine,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien, 
Gewerkschaften,  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung  sowie  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen¬ 
schaften  (im  folgenden  Gesellschaften  genannt),  ferner 
die  in  diesen  Jahren  erzielten  Einkommensmehrbeträge 
der  physischen  Personen  und  ruhenden  Erbschaften 
(Einzelpersonen)  unterliegen  einer  außerordentlichen 
Steuer  (Kriegsgewinnsteuer). 

I.  Kriegsgewinnsteuer  der  Gesell¬ 
schaften.  §  2.  Bei  den  Gesellschaften,  die  ihren 
Sitz  im  Inlande  haben,  bildet  die  Besteuerungsgrundlage 
der  Mehrertrag,  den  sie  während  der  einzelnen,  ganz 
oder  teilweise  in  den  Zeitraum  vom  1.  August  1914  bis 
31.  Dezember  1916  fallenden  Geschäftsjahre  (Kriegs¬ 
geschäftsjahre)  gegenüber  dem  durchschnittlichen  Rein¬ 
erträge  aus  den  Friedensgeschäftsjahren  (§5)  erzielt  haben. 

Bei  neuentstehenden  inländischen  Gesellschaften, 
deren  erstes  Geschäftsjahr  bereits  als  Kriegsgeschäfts¬ 
jahr  zu  gelten  hat,  ist  der  im  Sinne  des  §  4  ermittelte 
Reinertrag  ihrer  Unternehmungen  der  Kriegsgewinn¬ 
steuer  insoweit  zu  unterziehen,  als  er  6  Prozent 
des  Anlagekapitals  (Grundkapitals  zuzüglich  der  bilanz¬ 
mäßig  ausgewiesenen  Reserven)  übersteigt. 

Bei  den  Gesellschaften,  die  ihren  Sitz  im  Auslande 
haben,  aber  im  Inland  einen  Geschäftsbetrieb  unter¬ 


halten,  gilt  als  Mehrertrag  jener  Betrag,  um  den  der  in 
den  einzelnen  Kriegsgeschäftsjahren  aus  dem  in¬ 
ländischen  Betrieb  erzielte  Reinertrag  (§  4)  den  durch¬ 
schnittlichen  Reinertrag  der  Friedensgeschäftsjahre 
(§  5,  Absatz  1)  übersteigt.  Wurde  der  inländische 
Betrieb  erst  in  den  Kriegsgeschäftsjahren  eröffnet,  so 
ist  als  Mehrertrag  der  in  diesen  Jahren  aus  dem  Betrieb 
erzielte  Reingewinn  anzunehmen. 

§  3.  Endigt  das  erste  Kriegsgeschäftsjahr  vor  dem 
31.  Dezember  1914.  so  ist  die  auf  Grund  des  Rechnungs¬ 
abschlusses  für  das  letzte  Kriegsgeschäftsjahr  zu  be- 
messende  Steuer  nur  mit  jenem  Betrage  vorzuschreiben, 
um  welchen  sie  die  auf  Grund  des  Rechnungsabschlusses 
für  das  erste  Kriegsgeschäftsjahr  bemessene  Steuer  über¬ 
steigt. 

§  4.  Als  Reinertrag  hat  der  nach  den  Bestimmungen 
des  zweiten  Hauptstückes  des  Gesetzes  vom  25.  Ok¬ 
tober  1896,  R.-G.-Bl.  Nr.  220,  in  der  Fassung  der 
Personalsteuernovelle  vom  23.  Januar  1914»  R.-G.-Bl. 
Nr.  13,  ermittelte,  beziehungsweise  zu  ermittelnde 
Ertrag  abzüglich  der  nach  §  94,  lit.  c,  zugerechneten 
Darlehenszinsen  und  der  von  diesem  Ertrage  entfallenden 
Erwerbsteuer  samt  Zuschlägen  zu  gelten.  Bei  Beurteilung 
der  Angemessenheit  der  Abschreibungen  und  Hinter¬ 
legungen  in  besondere  Fonds  (§  95»  lit.  Absatz  2, 
P.-St.-G.)  ist  auf  die  durch  den  Krieg  hervorgerufenen 
außerordentlichen  Wertverminderungen  und  Verluste  Be¬ 
dacht  zu  nehmen.  In  den  Reinertrag  der  inländischen 
Gesellschaften  sind  auch  die  im  Ausland  erzielten  Ge¬ 
schäftsergebnisse  einzubeziehen. 

§  5.  Der  durchschnittliche  Reinertrag  der  Friedens¬ 
geschäftsjahre  (§2)  ist  nach  den  gemäß  §  4,  Absatz  1 
und  3,  ermittelten  Ergebnissen  der  fünf  dem  1.  August 
1914  vorausgegangenen  Geschäftsjahre  zu  berechnen, 
wobei  die  beiden  Jahre,  in  welchen  der  höchste  und  nie¬ 
drigste  Reinertrag  erzielt  wurde,  auszuscheiden  sind.  Bei 
Gesellschaften,  die  noch  nicht  durch  fünf  Friedens¬ 
geschäftsjahre  bestanden  haben,  ist  der  durchschnittliche 
Reinertrag  nach  den  Ergebnissen  der  letzten  drei  briedens- 
geschäftsjahre  und,  wenn  die  Gesellschaft  auch  noch  nicht 
so  lange  bestanden  hat,  nach  den  Ergebnissen  der  kürzeren 
Zeit  ihres  Bestandes  zu  berechnen.  Hat  innerhalb  der 
Durchschnittsjahre  eine  Vermehrung  des  Anlagekapitals 
(§  2,  Absatz  2)  stattgefunden,  so  ist  dem  Reinertrag  für 
die  vor  der  Kapitalsvermehrung  liegende  Zeit  ein  Betrag 
von  jährlich  6  Prozent  der  Kapitalsvermehrung  zuzu¬ 
rechnen.  Ergibt  sich  im  Durchschnitt  kein  Reinertrag 
oder  erreicht  der  durchschnittliche  Reinertrag  nicht 
6  Prozent  des  Kapitals  des  letzten  maßgebenden  Durch¬ 
schnittsjahres,  so  ist  er  mit  6  Prozent  dieses  Kapitals 
anzunehmen.  Ist  das  Kapital  eines  Kriegsgeschäftsjahres 
höher  als  das  Kapital  des  letzten  maßgebenden  Durch¬ 
schnittsjahres,  so  sind  zur  Berechnung  des  Mehrertrages 
für  ein  solches  Kriegsgeschäftsjahr  dem  nach  den  vor¬ 
stehenden  Absätzen  ermittelten  durchschnittlichen  Rein¬ 
ertrag  6  Prozent  der  Kapitalserhöhung  zuzurechnen;  ist 
die  Kapitalserhöhung  erst  im  Laufe  des  Kriegsgeschäfts¬ 
jahres  eingetreten,  so  hat  die  Zurechnung  nur  mit  jener 
Quote  zu  erfolgen,  die  dem  Reste  des  Jahres  nach  ein¬ 
getretener  Kapitalserhöhung  entspricht. 

§  6.  Die  Steuer  ist  bei  den  inländischen  Gesellschaften 
für  jenen  Teil  des  Mehrertrages,  welcher  5  Prozent  des 
Anlagekapitals  (§  2,  Absatz  2)  nicht  übersteigt,  mit 
10  Prozent,  für  jenen  Teil  des  Mehrertrages,  welcher 
5  Prozent,  aber  nicht  10  Prozent  des  Anlagekapitals 
übersteigt,  mit  15  Prozent,  für  je  weitere  angefan¬ 
gene  oder  volle  5  Prozent  mit  einem  um  je  5  Prozent 
höheren  Satze  bis  zum  Höchstausmaße  von  35  Prozent 
zu  entrichten. 

Die  Steuer  der  ausländischen  Gesellschaften  beträgt 
bei  einem  steuerpflichtigen  Mehrertrage 
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von  nicht  mehr  als  200.000  K  20  Prozent  dieses  Er¬ 
trages, 

von  mehr  als  200.000  K  bis  zu  400.000  K  25  Prozent 
dieses  Ertrages, 

von  mehr  als  400.000  K  bis  zu  700.000  K  30  Prozent 
dieses  Ertrages, 

von  mehr  als  700.000  K  bis  zu  1,000.000  K  35  Prozent 
dieses  Ertrages, 

von  mehr  als  1,000.000  K  40  Prozent  dieses  Ertrages. 
Die  Steuerpflicht  entfällt  sowohl  bei  den  inländischen 
als  auch  bei  den  ausländischen  Gesellschaften,  wenn  der 
Mehrertrag  10.000  K  nicht  übersteigt. 

§  7.  Die  Einstellung  der  Unternehmung  oder  deren 
Übertragung  auf  eine  andere  juristische  oder  auf  eine 
physische  Person  (§§  116,  118  und  120  P.-St.-G.) 
sowie  Änderungen  in  den  Verhältnissen  der  steuer¬ 
pflichtigen  Gesellschaft  stehen  der  Vorschreibung  der 
Kriegsgewinnsteuer  nach  diesem  Abschnitte  auf  Grund 
der  Ergebnisse  jenes  Kriegsgeschäftsjahres,  in  welchem 
sich  diese  Änderungen  ereignen,  nicht  entgegen.  Wird  bei 
Übertragung  der  Unternehmung  auf  eine  der  Kriegs¬ 
gewinnsteuer  der  Gesellschaften  nicht  unterliegende 
Person  der  Betrieb  vom  Übergeber  fiir  Rechnung  des 
Übernehmers  fortgeführt,  so  ist  die  Steuer  vom  Mehr¬ 
ertrage  aus  der  Zeit  dieser  Betriebsführung  vom  Über¬ 
geber  zu  entrichten. 

§  8.  Gesellschaften,  die  mehr  als  ein  Fünftel  aller 
Aktien  oder  Anteile  einer  anderen,  der  Kriegsgewinn¬ 
steuer  unterliegenden  Gesellschaft  besitzen,  dürfen  von 
dem  Reinerträge  (§  4)  eines  Kriegsgeschäftsjahres  die 
Mehreinnahme  in  Abzug  bringen,  welche  sie  in  diesem 
Jahre  aus  den  Aktien  und  Anteilen  über  den  Durch¬ 
schnitt  der  im  §  5,  Absatz  1,  bezeichneten  Friedens¬ 
geschäftsjahre  hinaus  bezogen  haben.  Ist  der  Erwerb  der 
Aktien  und  Anteile  erst  in  den  Kriegsgeschäftsjahren 
erfolgt,  so  ist  als  Mehreinnahme  im  Sinne  des  vorstehenden 
Absatzes  der  eine  öprozentige  Verzinsung  der  Aktien 
und  Anteile  übersteigende  Bezug  anzunehmen. 

II.  Kriegsgewinnsteuer  der  Einzel¬ 
personen.  §  9.  Bei  den  Einzelpersonen  ist  der 
Steuer  das  Mehreinkommen  zu  unterziehen,  welches  sie 
in  den  Jahren  I9I4.  I9I5  oder  1916  im  Vergleiche  zum 
Einkommen  des  Jahres  1913,  auf  Wunsch  des  Steuer¬ 
pflichtigen  im  Vergleiche  zum  durchschnittlichen  Ein¬ 
kommen  der  Jahre  1911,  1912  und  1913,  tatsächlich 
erzielt  haben. 

Beträgt  das  Einkommen  des  Jahres  1913,  beziehungs¬ 
weise  das  durchschnittliche  Einkommen  weniger  als 
10.000  K,  so  ist  es  behufs  Ermittlung  des  Mehrein¬ 
kommens  mit  10.000  K  anzunehmen. 

Das  Einkommen  ist  mit  dem  Betrag  anzunehmen,  mit 
dem  es  der  Veranlagung  der  Einkommensteuer  zu  gründe 
gelegt  wurde.  Insoferne  das  tatsächlich  erzielte  Ein¬ 
kommen  der  Einkommensteuerveranlagung  nicht  zu 
gründe  gelegt  wurde,  hat  eine  selbständige  kommis- 
sionelle  Ermittlung  dieses  Einkommens  stattzufinden. 

§  10.  Mehreinkommen  an  Dienst-  und  Lohnbezügen 
sowie  Versorgungsgenüssen  aus  inländischen  Staats-, 
Hof-,  Länder-,  Bezirks-  oder  Gemeindekassen  oder  aus 
den  k.  u.  k.  gemeinsamen  Kassen  unterliegen  nicht  der 
Kriegsgewinnsteuer,  Mehreinkommen  an  anderen  Dienst- 
und  Lohnbezügen  sowie  Versorgungsgenüssen,  wenn  sie 
4000  K  nicht  übersteigen. 

§  11.  Das  Einkommen  aus  einem  nach  Beginn  des 
Jahres  1913  ererbten  Vermögen  ist  nur  mit  jenem  Be¬ 
trage  als  Mehreinkommen  des  Erben  zu  behandeln,  um 
den  es  das  aus  diesem  Vermögen  im  Jahre  1913  erzielte 
Einkommen  übersteigt. 

§  12.  Von  dem  Mehreinkommen  ist  das  Einkommen, 
das  nachweislich  als  Mehreinnahme  aus  Geschäfts¬ 
anteilen  einer  inländischen  Gesellschaft  mit  beschränkter 


Haftung  herrührt,  in  Abzug  zu  bringen,  wenn  an  der 
Gesellschaft  nicht  mehr  als  sechs  Gesellschafter  beteiligt 
waren. 


§  13.  Die  Steuer  beträgt: 
von  den  ersten  angefangenen 

oder 

vollen 

10.000  K  des  Mehreinkommens 
von  den  nächsten  angefangenen 

oder 

vollen 

5  Prozent 

10.000  Iv  .  .  . 

10 

von  den  nächsten 
20.000  K  .  .  . 

angefangenen 

oder 

vollen 

15 

von  den  nächsten 

angefangenen 

oder 

vollen 

20.000  K  .  .  . 

20 

von  den  nächsten 

angefangenen 

oder 

vollen 

20.000  K  .  .  . 

25 

von  den  nächsten 

angefangenen 

oder 

vollen 

20.000  K  .  .  . 

50 

von  den  nächsten 
200.000  K  .  . 

angefangenen 

oder 

vollen 

35 

40 

von  den  nächsten 
200.000  K  .  . 

angefangenen 

oder 

vollen 

von  den  Mehrbeträgen  (über  500.000  K)  ...  45 

Die  Steuerpflicht  entfällt,  wenn  das  Mehreinkommen 
3000  K  nicht  übersteigt. 

III.  Gemeinsame  Bestimmungen.  §  14. 
In  den  Kriegsgeschäftsjahren  erzielte,  jedoch  in  diesen 
Jahren  wegen  noch  ausstehender  Abrechnung  mit  den 
Kunden  (Konsortien  und  dergleichen)  oder  aus  anderen 
Gründen  nicht  verrechnete  Erträgnisse  sind  binnen  vier 
Wochen  nach  Ablauf  jenes  Jahres,  in  welchem  die  Ver¬ 
rechnung  stattfand,  behufs  nachträglicher  Einbeziehung 
in  die  letzte  maßgebende  Besteuerungsgrundlage  zur 
Kriegsgewinnsteuer  einzubekennen. 

Alle  bis  Ende  1918  nicht  verrechneten  Erträgnisse 
aus  den  Kriegsgeschäftsjahren  sind  der  Steuerbehörde 
bis  31.  Januar  1919  besonders  nachzuweisen.  Ihre  Ein¬ 
beziehung  in  die  Kriegsgewinnsteuer  kann  die  Steuer¬ 
behörde  nach  Anhörung  des  Steuerpflichtigen  auch  vor 
deren  Verrechnung  verfügen,  falls  für  die  weitere 
Hinausschiebung  der  Verrechnung  keine  triftigen  Gründe 
obwalten.  Über  Antrag  des  Steuerpflichtigen  sind  Sach¬ 
verständige  einzuvernehmen. 

§  15.  Die  Kriegsgewinnsteuer  ist  weder  bei  der  Be¬ 
messung  dieser  Steuer  noch  auch  bei  der  Bemessung 
der  Erwerbsteuer,  beziehungsweise  der  Einkommensteuer 
in  Abzug  zu  bringen. 

§  16.  Ergibt  sich  in  einem  der  Kriegsgeschäftsjahre 
(Kriegsjahre)  ein  Verlust,  so  ist  dieser  von  dem  Mehr¬ 
ertrage,  beziehungsweise  Mehreinkommen  der  anderen 
Jahre  in  Abzug  zu  bringen. 

§  17.  Die  Kriegsgewinnsteuer  ist  jeweils  in  zwei 
gleichen  Raten  einzuzahlen,  von  denen  die  erste  binnen 
30  Tagen  nach  Zustellung  des  Zahlungsauftrages,  die 
zweite  nach  Ablauf  von  weiteren  sechs  Monaten  fällig  ist. 

§  18.  Eine  Vorschreibung  der  Kriegsgewinnsteuer  zum 
Zwecke  der  Bemessung  von  Zuschlägen  und  zur  Be¬ 
rechnung  von  Beiträgen  hat  nicht  stattzufinden. 

§  19.  Wofern  keine  abweichende  Anordnung  getroffen 
wird,  haben  vorbehaltlich  des  §  29  die  Bestimmungen 
des  II.  oder  IV.,  ferner  des  V.  und  VI.  Hauptstückes 
des  Personalsteuergesetzes  sinngemäße  Anwendung  zu 
finden. 

IV.  Sicherung  der  Kriegsgewinn¬ 
steuer.  §  20.  Inländische  Gesellschaften  dürfen  für 
die  Kriegsgeschäftsjahre  (§  2)  nach  Kundmachung 

dieser  kaiserlichen  Verordnung  Dividenden,  Tantiemen 
oder  sonstige,  wie  immer  benannte  und  nach  welchem 
Maßstabe  immer  entfallende  Gewinnbeträge  über  eine  der 
durchschnittlichen  Verteilung  für  die  Friedensgeschäfts¬ 
jahre  gleichkommende  Summe  nur  insoweit  zur  Ver¬ 
teilung  bringen,  als  ihnen  an  statutenmäßig  verfügbaren 
und  bilanzmäßig  ausgewiesenen  Reserven  einschließlich 
der  Rücklagen  aus  dem  laufenden  Gewinne  mindestens 
ein  den  Mehrverteilungen  gleichkommender  Betrag  ver¬ 
bleibt.  Zu  den  Reserven  gehören  nicht  die  bloß  zum  Aus- 
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gleiche  von  Wertverminderungen  und  Verlusten  ge¬ 
bildeten  Rücklagen  (Bewertungskonten). 

Umfaßt  das  Kriegsgeschäftsjahr  nicht  ein  ganzes 
Jahr  oder  einen  mehr  als  einjährigen  Zeitraum,  so  ist 
die  gemäß  §  21  ermittelte  durchschnittliche  Verteilung 
auf  die  tatsächliche  Zeitdauer  des  Kriegsgeschäftsjahres 
umzurechnen. 

§  21.  Als  durchschnittliche  Verteilung  gilt  der  durch¬ 
schnittliche  Betrag  der  Verteilungen  für  die  fünf 
Friedensgeschäftsjahre  (§  5)  nach  Ausscheidung  der 
zwei  Jahre,  für  welche  die  im  Verhältnis  zum  Grund¬ 
kapital  (§  23)  höchste  und  niedrigste  Verteilung  statt¬ 
fand.  Bei  Gesellschaften,  die  noch  nicht  durch  fünf 
Friedensgeschäftsjahre  bestanden  haben,  gilt  als  durch¬ 
schnittliche  Verteilung  der  Durchschnitt  der  Ver¬ 
teilungen  für  die  letzten  drei  Friedensgeschäftsjahre 
und,  wenn  die  Gesellschaft  auch  noch  nicht  so  lange 
bestanden  hat,  der  Durchschnitt  aus  den  Verteilungen 
für  die  tatsächlich  abgelaufenen  Friedensgeschäftsjahre. 

Umfaßt  ein  für  die  Durchschnittsermittlung  maß¬ 
gebendes  Friedensgeschäftsjahr  einen  längeren  oder 
kürzeren  Zeitraum  als  ein  Jahr,  so  ist  der  Betrag  der 
Verteilungen  für  ein  solches  Geschäftsjahr  auf  ein  Jahr 
umzurechnen. 

Bei  Erhöhung  des  Grundkapitals  innerhalb  der  in 
den  Vergleich  fallenden  Durchschnittsjahre  oder  inner 
halb  der  Kriegsgeschäftsjahre  haben  die  Bestimmungen 
des  §  5,  Absatz  2  und  4,  sinngemäße  Anwendung  zu 
finden. 

Bei  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  ist  der 
Stand  des  Kapitals  zu  Ende  des  Geschäftsjahres  maß¬ 
gebend. 

Wenn  für  die  Durchschnittsjahre  eine  Verteilung 
überhaupt  nicht  stattgefunden  hat  oder  wenn  die  durch¬ 
schnittliche  Verteilung  den  Betrag  von  6  Prozent  des 
Grundkapitals  des  Kriegsgeschäftsjahres  nicht  erreicht, 
so  gilt  dieser  Betrag  als  durchschnittliche  Verteilung. 

§  22.  Insoweit  für  ein  vor  Kundmachung  dieser  kaiser¬ 
lichen  Verordnung  abgelaufenes  Kriegsgeschäftsjahr 
eine  gemäß  §  20  erforderliche  Rückstellung  unterlassen 
wurde,  ist  diese  in  der  Folge  vor  einer  den  Durch¬ 
schnitt  (§  21)  übersteigenden  Verteilung  vorweg  nach¬ 
zuholen. 

§  23.  Als  Grundkapital  im  Sinne  des  §  21  ist  bei 
Aktiengesellschaften  und  Aktienvereinen  das  eingezahlte 
Aktienkapital,  bei  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
das  eingezahlte  Kommanditaktienkapital  zuzüglich  der 
Einlagen  der  Komplementäre,  bei  Gewerkschaften  das 
Gewerkschaftskapital,  bei  Gesellschaften  mit  be¬ 
schränkter  Haftung  das  eingezahlte  Stammkapital  und 
bei  Genossenschaften  der  Betrag  der  eingezahlten  Ge¬ 
schäftsanteile  anzunehmen. 

§  24.  Freiwillige  Auflösungen  sowie  Umwandlungen 
der  im  §  1  bezeichneten  Gesellschaften  in  eine  andere 
Rechtsform  (zum  Beispiel  einer  Gesellschaft  m.  b.  H. 
in  eine  Aktiengesellschaft  oder  umgekehrt)  sind  vor 
Bemessung  und  Entrichtung  der  Kriegsgewinnsteuer  nur 
mit  Zustimmung  der  Steuerbehörde  zulässig.  Diese 
Zustimmung  ist  zu  erteilen,  wenn  hinlänglich  Sicherheit 
für  die  Kriegsgewinnsteuer  (§  27)  besteht. 

Bei  Übertragung  von  Unternehmungen  haftet  der 
Übernehmer  für  die  dem  Übergeber  seinerzeit  vorzu¬ 
schreibende  Kriegsgewinnsteuer  insoweit,  als  durch  die 
Übertragung  die  Einbringung  der  Steuer  beim  Übergeber 
gefährdet  ist. 

§  25.  Ausländische  Gesellschaften  haben  40  Prozent 
des  steuerpflichtigen  Mehrertrages  in  eine  Sonderrück¬ 
lage  einzustellen.  Die  Bestimmungen  des  §  20,  Absatz  2, 
sowie  des  §  21,  Absatz  2,  haben  sinngemäße  Anwendung 
zu  finden. 


Ist  über  den  Reinertrag  eines  vor  Kundmachung 
dieser  kaiserlichen  Verordnung  abgelaufenen  Kriegs¬ 
geschäftsjahres  schon  verfügt  worden,  so  ist  die  Sonder- 
riicklage  für  ein  solches  Jahr  aus  dem  inländischen  Rein¬ 
erträge  der  folgenden  Geschäftsjahre  vorweg  rückzu¬ 
stellen. 

Die  Sonderrücklage  ist  in  inländischen  Staatsschuld¬ 
verschreibungen  anzulegen  und  bei  der  Postsparkasse, 
der  österreichisch-ungarischen  Bank  oder  einer  anderen 
inländischen  Kreditstelle  zu  hinterlegen. 

Die  Zinsen  der  Sonderrücklage  fließen  den  sonstigen 
Einnahmen  zu. 

Die  Sonderrücklage  kann  wegen  anderer  Ansprüche 
weder  in  Exekution  gezogen  noch  durch  Sicherungs¬ 
maßregeln  getroffen  werden.  Sie  ist  der  freien  Ver¬ 
fügung  der  Gesellschaft  und  im  Falle  deren  Auflösung 
auch  der  freien  Verfügung  der  Liquidatoren  bis  zur  Ent¬ 
richtung  der  Kriegsgewinnsteuer  entzogen. 

§  26.  Die  Mitglieder  des  Vorstandes,  persönlich 
haftenden  Gesellschafter,  Geschäftsführer  und  Liquida¬ 
toren,  bei  ausländischen  Gesellschaften  die  Repräsen¬ 
tanten  und  verantwortlichen  Leiter  der  inländischen 
Niederlassungen,  welche  den  Vorschriften  dieser  kaiser¬ 
lichen  Verordnung  wissentlich  mit  der  Absicht,  die  Ein¬ 
hebung  der  Kriegsgewinnsteuer  zu  gefährden,  zuwider¬ 
handeln,  werden  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  50-000  K 
bestraft. 

Wenn  aus  den  Umständen  zu  entnehmen  ist,  daß  die 
Verletzung  der  Vorschriften  zwar  wissentlich,  aber  nicht 
in  der  Absicht,  die  Steuer  zu  gefährden,  erfolgte,  ist  eine 
Geldstrafe  bis  10.000  K  zu  verhängen. 

Auf  das  Verfahren  findet  die  im  V.  Hauptstücke  des 
Personalsteuergesetzes  für  Steuerhinterziehungen  und 
-Verheimlichungen  vorgesehenen  Bestimmungen  An¬ 
wendung. 

Die  im  ersten  Absätze  genannten  Personen  haften 
solidarisch  für  den  Schaden,  der  dem  Staatsschätze  aus 
der  Nichterfüllung  der  in  dieser  Verordnung  auf  erlegten 
Verpflichtungen  erwächst. 

§  27.  Erachtet  die  Steuerbehörde  die  Einbringung  der 
Kriegsgewinnsteuer  für  gefährdet,  so  kann  sie  die  Sicher¬ 
stellung  mit  sofort  vollstreckbarem  Auftrag  verlangen. 

Der  für  die  Ermittlung  des  zu  sichernden  Betrages 
maßgebende  Reinertrag  der  Gesellschaften  ist  im  Sinne 
der  §§  4  und  5,  Absatz  1,  das  maßgebende  Einkommen 
der  Einzelpersonen  im  Sinne  des  §  9  zu  berechnen. 

Läßt  sich  der  Reinertrag  oder  das  Einkommen  nicht 
ziffermäßig  feststellen,  so  findet  eine  schätzungsweise 
Ermittlung  nach  Anhörung  zweier  sachverständiger  Ver¬ 
trauenspersonen,  nötigenfalls  in  der  mutmaßlichen  Höhe 
statt. 

Haben  inländische  Gesellschaften  in  den  Durch¬ 
schnittsjahren  einen  Reinertrag  überhaupt  nicht  erzielt 
oder  erreichte  dieser  Reinertrag  nicht  den  Betrag  von 
6  Prozent  des  Anlagekapitals  (§  2,  Absatz  2)  des  Kriegs¬ 
geschäftsjahres,  so  gilt  dieser  Betrag  als  durchschnitt¬ 
licher  Reinertrag. 

Der  Sicherstellungsauftrag,  in  welchem  der  zu 
sichernde  Höchstbetrag  anzugeben  ist,  kann  im  Ver¬ 
waltungswege  oder  im  gerichtlichen  Wege  vollstreckt 
werden.  Der  Bescheinigung  einer  Gefahr  bedarf 
es  nicht. 

Das  Exekutionsgericht  hat  auf  Grund  eines  solchen 
Auftrages  über  Antrag  der  Steuerbehörde  die  Exekution 
zur  Sicherstellung  für  den  angegebenen  Höchstbetrag 
bis  zur  Entrichtung  der  Kriegsgewinnsteuer  zu  be¬ 
willigen. 

Gegen  den  Sicherstellungsauftrag  kann  der  Rekurs  an 
die  Finanzlandesbehörde  und  gegen  deren  Entscheidung 
an  das  Finanzministerium  eingebracht  werden.  Die  Ent¬ 
scheidung  ist  von  der  Finanzlandesbehörde  binnen  vier- 
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zehn  Tagen,  vom  Finanzministerium  binnen  vier  Wochen 
zu  fällen,  widrigens  die  Sicherstellung  erlischt. 

V.  Schlußbestimmungen.  §  28.  Diese  kaiser 
liehe  Verordnung  findet  auf  die  Österreichisch-ungarische 
Bank,  deren  Besteuerung  abgesondert  geregelt  werden 
wird,  keine  Anwendung. 

§  29.  Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  weiteren 
Bestimmungen  über  die  Kriegsgewinnsteuer,  über  das 
zu  beobachtende  Verfahren  und  über  ausnahmsweise 
Vorkehrungen  zur  Vermeidung  von  Härten  in  der  Steuer¬ 
belastung  im  Verordnungswege  zu  erlassen. 

§  30.  Diese  kaiserliche  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag 
der  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

§  31.  Mit  dem  Vollzüge  sind  die  Minister  der  Finanzen 
und  der  Justiz  im  Einvernehmen  mit  den  übrigen  be¬ 
teiligten  Ministern  betraut. 


Neuregelung  der  Ausfuhr-  und  Durchfuhr¬ 
verbote.  Eine  Verordnung  der  österreichischen  Mini¬ 
sterien  des  Innern,  der  Finanzen,  des  Handels  und  des 
Ackerbaues  vom  10.  März  1916  lautet: 

Auf  Grund  des  Artikels  VII  des  mit  dem  Gesetze  vom 
30.  Dezember  1907,  R.-G.-Bl.  Nr.  278,  kundgemachten 
\  ertragszolltarifs  der  beiden  Staaten  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie  wird  im  Einvernehmen  mit  der 
königlich  ungarischen  Regierung  folgendes  verordnet: 

§  1.  Die  Ausfuhr  der  nachbenannten  Artikel  und  deren 
Durchfuhr  wird  verboten: 

1.  Kolonialwaren  der  Klasse  I  des  Zolltarifs  (Kakao¬ 
bohnen  und  -schalen,  Kaffee  und  Tee). 

2.  Pfeffer,  exklusive  Paprika. 

3.  Feigen;  Weinbeeren  und  Trauben,  getrocknet; 
Korinthen;  Zitronen,  Limonien,  Zedratfrüchte ;  Ka¬ 
stanien. 

4.  Zucker  der  Nr.  19  des  Zolltarifs  und  Melasse. 

5.  Getreide;  Malz;  Hülsenfrüchte;  Mehl  und  Mahl¬ 
produkte;  Reis. 

6.  Dörrobst,  Pflaumenmus. 

7.  Kartoffeln,  Zwiebeln,  Knoblauch,  Rüben,  Kraut 
und  alle  anderen  nicht  besonders  benannten  Gemüse  und 
Gewächse  für  den  Küchengebrauch,  frisch  oder  zube 
reitet  (zum  Beispiel  getrocknet,  gedörrt,  zerschnitten, 
gesalzen,  eingelegt  u.  s.  w.),  der  T.-Nr.  41  bis  ein¬ 
schließlich  44  mit  Ausnahme  der  getrockneten 
Schwämme,  eingelegten  Gurken  und  Luxuskonserven. 

8.  Sämereien  und  Ölsaaten  der  T.-Nr.  45  bis  ein¬ 
schließlich  53,  mit  Ausnahme  der  nicht  zur  Ölgewinnung 
dienenden  forstlichen  Samen. 

Anmerkung:  Unter  das  Verbot  fallen  auch  Erdnüsse, 
Palmkerne,  Kopra,  Traubenkerne,  Lindenfrüchte 
(-samen),  Bucheckern,  Eicheln,  Roßkastanien. 

9.  Zichorienwurzeln  der  T.-Nr.  57. 

10.  Seegras,  Espartogras  und  dergleichen  vegetabi¬ 
lisches  Polsterungs-  und  Flechtmaterial,  Bast,  Schilf, 
Stroh,  Heu,  Streu,  Häckerling. 

11.  Alle  zum  Medizinalgebrauche  dienenden  Pflanzen 
und  Pflanzenteile  der  T.-Nr.  62;  ferner  Wermutkraut. 

12.  Schlacht-  und  Zugvieh  der  Tarifklasse  VIII. 

13.  Geflügel,  Wildbret  und  Federwild,  Fische. 

14-  Deutsche  Schäferhunde  (Wolfshunde),  Airedale¬ 
terriers,  Dobermannpintscher,  rauhhaarige  Pintscher 
(deutsche  Schnauzer),  deutsche  Doggen,  kurzhaarige 
und  langhaarige  Bernhardinerhunde  und  Neufundländer, 
schließlich  Leonbergerhunde  sowie  überhaupt  alle  Hunde 
größerer  Rassen. 

15-  Milch  und  Rahm,  frisch,  sterilisiert,  kondensiert 
oder  getrocknet,  Eier,  flüssiges  oder  getrocknetes  Eigelb 
und  Eiweiß,  Honig,  auch  Kunsthonig,  Wachs,  tierisches 
und  vegetabilisches,  Bade  und  Pferdeschwämme,  Blasen 
und  Därme,  Goldschlägerhäutchen,  Darmseile  und 
Darmsaiten,  Borsten,  Pferde-  und  andere  Tierhaare 
(auch  Krollhaare),  dann  alle  Gattungen  Rinderhäute, 


Roß-  und  Schweinshäute,  ferner  Kalb-,  Schaf-,  Lamm-, 
Ziegen-  und  Zickelfelle. 

16.  Speisefette  aller  Art  einschließlich  Speck,  ferner 
alle  technischen  Fette  und  Fettsäuren  der  Tarifklasse  XI 
(Fisch-  und  Robbentran,  tierischer  und  vegetabilischer 
Talg,  Palmöl,  Palmkern-  und  Kokosnußöl,  vegetabilisches 
Wachs,  Stearinsäure,  Palmitinsäure,  Paraffin,  Degras 
und  Elainsäure,  Zeresin,  Vaseline  und  Lanolin,  Wagen¬ 
schmiere  u.  dgl.)  ;  fette  Öle  der  Tarifklasse  XII. 

^  17.  Bier,  Wein,  auch  Schaumwein,  Obstwein,  Most, 
Frucht-,  Obst-  und  Beerensäfte,  nicht  eingedickt,  Met, 
Zitronensaft,  alle  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten, 
Speiseessig,  Essigessenz  und  Essigsäure. 

18.  Eßwaren  der  T.-Nr.  113  bis  einschließlich  130, 
das  ist  insbesondere  Brot,  Armee-  und  Schiffszwieback, 
Bäckereien  (Biskuit,  Keks,  Kuchen,  Oblaten  u.  s.  w.), 
Sago,  Tapioka,  Arrowroot,  Teigwaren,  Fleisch,  Fleisch¬ 
würste,  Käse,  Heringe  und  andere  nicht  besonders  be¬ 
nannte  Fische,  gesalzen,  getrocknet  oder  sonst  zubereitet, 
Kaviar,  Kaffeesurrogate,  Kakaobutter,  Kakaopulver  und 
-masse,  Schokolade  und  Schokoladefabrikate,  alle  Fisch-, 
b  leisch-,  Obst-  und  Gemüsekonserven  —  letztere  mit 
Ausnahme  von  Luxuskonserven  —  eingedickter  Most, 
eingedickte  Frucht-,  Obst-  und  Beerensäfte;  Malz¬ 
extrakte,  Malzpräparate  und  Zuckerwaren. 

19.  alle  durch  diese  Verordnung  verbotenen  Genuß¬ 
mittel  wenn  sie  hermetisch  verschlossen  sind  oder  ledig- 
‘ich  wegen  ihrer  Aufmachung  in  die  T.-Nr.  132  fallen. 

20.  Flechtweiden  der  T.-Nr.  133,  Steinnüsse  der 
T.-Nr.  137,  Stuhlrohr  der  T.-Nrn.  136  und  279,  grobe 
Fußdecken  und  Matten  aus  Schilf,  Bast,  Rohr  und 
ähnlichem  Material,  dann  aus  Jute-,  Kokos-,  Manilla- 
und  dergleichen  Fasern,  Pack-  und  Tragkörbe. 

21.  Brennholz,  ferner  europäisches  Bau-  und  Nutz¬ 
holz  der  T.-Nr.  134a,  auch  Eisenbahnschwellen  sowie 
Telegraphensäulen,  zugeschnittenes  Reifholz,  auch  mit 
Schloß,  Faßholz,  geschälte  oder  gemesserte  Holztafeln 
der  T.-Nr.  347,  Furniere  —  mit  Ausnahme  der  Furniere 
aus  Edelhölzern  für  die  Möbelfabrikation  — ,  ferner 
durch  Zusammenleimen  von  Furnieren  hergestellte 
Platten,  Holzdraht  und  Holzwolle  (soweit  nicht  bloß 
als  Verpackungsmaterial  verwendet),  Holzstifte  (Holz- 
nägel),  auch  sogenanntes  Pflockholz;  rohe,  vorgerichtete 
oder  bearbeitete  Schafthölzer  für  Handfeuerwaffen, 
dann  Wagn erarbeiten  sowie  für  Wagnerarbeiten  vor¬ 
gerichtetes  Holz  und  Werkzeugstiele. 

22.  Korkrinde,  Korkgrieß,  Korkmehl,  Kork  in 
Würfeln,  Platten  und  Scheiben,  Korksteine,  Stöpsel, 
Sohlen  und  andere  Waren  aus  Kork  mit  Ausnahme  von 
Galanteriewaren. 

23.  Holzkohlen,  Torf  (auch  Torfstreu)  und  Torf¬ 
kohlen,  Lignite  und  Brennkohlen  aller  Art,  Koks  (auch 
Petrolkoks)  und  alle  aus  diesen  Materialien  hergestellten 
festen  künstlichen  Brennstoffe  (Briketts  u.  s.  w.). 

24.  Kampfer,  Zelluloid  (auch  Späne  und  Abfälle). 

25.  Erze  aller  Art,  Schwefelkies  (Pyrit)  und  Schwefel- 
kiesabbrände,  Schlacken  vom  Metallhüttenbetrieb. 

26.  Schmirgel  und  künstliche  harte  Schleifmaterialien 
sowie  daraus  hergestellte  Schleifmittel. 

27.  Asbest  und  Asbestwaren  (auch  Asbestine  [Talk]), 
Graphit,  Graphitziegel,  Graphitschmelztiegel  und  deren 
Scherben,  Kieselgur,  auch  Wärmeschutzmassen  aus 
Kieselgur,  Kaolin,  Magnesit  und  Magnesitwaren, 
Schamotte,  Schamotteziegel  und  andere  feuerfeste 
Ziegel  oder  derlei  technische  Artikel. 

Anmerkung.  Hierher  fallen  nicht  die  gefaßten  und 
ungefaßten  Bleistifte. 

28.  Farbstoffe,  Farbhölzer  und  Farbstoffextrakte 
sowie  Farben  aller  Art,  auch  Teerfarben. 

Anmerkung:  hinter  dieses  Verbot  fallen  auch  Ruß, 
Rußbister,  Kohlenpulver  sowie  gemahlene  und  zu- 
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bereitete  Schwärzen,  dann  Schuhwichse  der  T.-Nrn.  605 
bis  608  und  Lackfarben  der  T.-Nr.  624,  dagegen  nicht 
Farberden,  Zinkweiß,  Blei  weiß,  Lithopone,  Griffithweiß 
sowie  Email-  und  Schmelzfarben  und  als  Maler-  und 
Pastellfarben  zubereitete  Farben. 

29.  Gerbstoffe,  Gerbrinden,  Gerbhölzer  und  Gerbstoff¬ 
extrakte  aller  Art. 

Anmerkung:  Unter  die  Gerbhölzer  fällt  auch  Edel¬ 
kastanienholz. 

30.  Teer  der  T.-Nr.  164,  auch  entwässert. 

31.  Harz,  gemeines,  Kolophonium,  Pech  aller  Art 
(der  T.-Nrn.  165  und  166),  Binder-,  Brauer-,  Bürsten¬ 
binder-  und  Seilerpech  (T.-Nr.  167),  Ozokerit  (Erd¬ 
wachs,  Bergwachs),  roh  (T.-Nr.  i72)>  Terpentin,  Ter¬ 
pentinöl,  Pechöl  [Harzöl]  (T.-Nr.  173),  dann  sämtliche 
Gummen  und  Harze  der  T.-Nr.  174- 

32.  Mineralöle  der  Tarifklasse  XXI  einschließlich 
Braunkohlen-  und  Schieferteer. 

33.  Baumwolle  (auch  Kunstbaumwolle  [Effiloches] , 
Baumwollabf  älle,  Baumwollwatten  und  Putzwolle), 
ferner  Baumwollgarne  und  Vorgespinste  dazu,  endlich 
alle  Baumwollwaren. 

Ausgenommen  sind  Kunstleder  (Pegamoid  u.  s.  w.) 
und  die  in  den  T.-Nrn.  195  bis  einschließlich  199  an¬ 
geführten  Waren  (Tülle  und  tüllartige  Netzstoffe, 
bobbinet-  oder  spitzenartige  Vorhänge  und  Möbelnetze, 
abgepaßt,  gewebt,  Spitzen  —  auch  Luftsticker  eien 
Stickereien,  Posamentier-  und  Knopfwaren). 

34.  Konfektionen  aus  den  im  vorhergehenden  Punkte 
verbotenen  Waren  mit  Ausnahme  von  Putzwäsche, 
Damen-  und  Kinderkonfektion. 

Anmerkung  zu  P.  33  34 :  Eine  unwesentliche  Bei¬ 

mengung  von  Seide  schließt  die  in  den  beiden  vorher¬ 
gehenden  Punkten  verbotenen  Waren  vom  \  erböte  nicht 
aus. 

35.  Flachs,  Hanf,  Jute  und  andere  nicht  besonders 
benannte  vegetabilische  Spinnstoffe  (darunter  Hopfen- 
und  Brennesselstengel),  alle  diese  auch  in  Abfällen,  als 
Watten  und  als  Putzwolle,  ferner  Garne  aus  diesen 
Spinnstoffen  (darunter  Papier-  und  Textilosegarne), 
endlich  alle  Waren  der  Tarifklasse  XXIII,  einschließlich 
der  Seilerwaren  und  technischen  Artikel. 

Ausgenommen  sind  die  unter  die  T.-Nrn.  210,  21 1, 
212  und  215  eingereihten  Waren  (Batiste,  Gaze,  Linons 
und  andere  undichte  Gewebe,  Spitzen,  Kanten,  Tülle  und 
tüllartige  Netzstoffe,  Stickereien,  Posamentier-  und 
Knopf waren). 

36.  Konfektionen  aus  den  im  vorhergehenden  Punkte 
verbotenen  Waren  mit  Ausnahme  von  Putzwäsche, 
Damen-  und  Kinderkonfektion. 

Anmerkung  zu  P.  35  und  36:  Eine  unwesentliche 
Beimengung  von  Seide  schließt  die  in  den  beiden  vorher¬ 
gehenden  Punkten  verbotenen  Waren  vom  Verbote  nicht 
aus. 

37.  Wolle  (auch  Kunstwolle,  Wollabfälle,  Wollwatten 
und  Kammzug),  Wollengarne  und  Wollenwaren  (auch 
Filze)  der  Tarifklasse  XXIV  und  Hutstumpen  aus 
Wollfilz. 

Ausgenommen  sind  die  in  den  T.-Nrn.  232  und  234 
angeführten  Waren  (Posamentier-  und  Knopfwaren, 
Schals  und  schalartige  Gewebe,  Spitzen  und  Spitzen¬ 
tücher,  Tülle  und  tüllartige  Netzstoffe). 

38.  Konfektionen  aus  den  im  vorhergehenden  Punkte 
verbotenen  Waren,  mit  Ausnahme  von  Damen-  und 
Kinderkonfektion. 

Anmerkung  zu  P.  37  und  38:  Eine  unwesentliche 
Beimengung  von  Seide  schließt  die  in  den  beiden  vorher¬ 
gehenden  Punkten  verbotenen  Waren  vom  Verbote 
nicht  aus. 

39.  Uniformen,  Uniformsorten  jeder  Art,  auch  Ruck¬ 
säcke  und  Schuhschnürriemen. 


40.  Seide  jeder  Art  (gesponnen  und  ungesponnen, 
auch  Kokons  und  Abfälle  sowie  Watten),  Kunstseide, 
auch  gezwirnt,  Seidengarne  in  Verbindung  mit  andern 
Spinnmaterialien,  ferner  Ballonseidenstoffe  und  Gewebe 
aus  rohen  Gespinsten  von  Seidenabfällen  (Bourett- 
gewebe)  und  dichte,  rohe  Gewebe  aus  Florettseide 
(Chappeseide),  desgleichen  Konfektionen  aus  den  vor¬ 
genannten  Geweben. 

41.  Grobe  Bürsten  (Pferdebürsten). 

42.  Papierzeug,  gebleicht  oder  ungebleicht,  Rohpappe 
zur  Dachpappenfabrikation  (Hadernrohpappe)  und 
Dachpappe,  Packpapier,  lichtempfindliche  Papiere, 
Durchschreib-  (Indigo-,  Karbon-)  Papier,  Naphthalin¬ 
papier  und  Druckpapier. 

43.  Kautschuk,  Guttapercha  (auch  Balata),  roh  oder 
gereinigt,  auch  Abfälle  davon,  Faktis  (Kautschuk¬ 
surrogat),  dann  Kautschukwaren  der  T.-Nrn.  305  bis 
einschließlich  320  und  andere  Kautschuk  enthaltende 
Waren. 

44.  Wachstuch  und  Waren  daraus  der  T.-Nrn.  321, 
325  und  326,  Wagendecken  und  sonstige  Decktücher  der 
T.-Nr.  322,  mit  Ausschluß  jener  Decken,  die  im  ordent¬ 
lichen  Eisenbahn-  und  Schiffsverkehr  zur  Verwendung 
kommen,  Linoleum. 

4‘5.  Leder  aller  Art  und  Pergament  der  T.-Nrn.  328 
bis  einschließlich  337,  ferner  Lederausschnitt,  dann  Ab¬ 
schnitte  und  Streifen  von  Leder  (T.-Nr.  342),  Leder¬ 
abfälle. 

46.  Sattler-,  Riemer-,  Taschner-  und  Lederwaren, 
soweit  solche  für  den  militärischen  Gebrauch  geeignet 
sind,  dann  technische  Artikel  aus  Leder  oder  Rohhaut 
der  T.-Nr.  344. 

47.  Schuhe  und  Stiefel  aller  Art  mit  Ledersohlen  ohne 
Rücksicht  auf  das  Gewicht,  ferner  Opanken. 

48.  Herrenhandschuhe,  mit  Ausnahme  von  solchen 
aus  Glaceleder. 

49.  Schaf-,  Lamm-,  Ziegen-  und  Zickelpelze  und  die 
daraus  gefertigten  Pelzwaren. 

50.  Baracken  und  Barackenbestandteile,  Zelte  und 
Zeltbestandteile  (auch  Zeltösen,  Zeltbeschläge,  Zelt¬ 
stangen  und  Zeltpflöcke),  hölzerne  Boote,  Ruder,  ferner 
Kochkisten  und  Schiebkarren  sowie  Ski,  vorgerichtete 
Skihölzer,  Skistöcke  und  deren  Bestandteile,  Sattel¬ 
bäume  und  Sattelgestelle  sowie  Traggestelle  für  Trans¬ 
porte  auf  Pferden  u.  s.  w. 

51.  Optisches  Glas,  roh  und  geschliffen. 

52.  Roheisen;  Eisen  und  Stahl,  alt  gebrochen  und  in 
Abfällen  zum  Schmelzen  und  Schweißen. 

Anmerkung:  Hierher  gehören  auch  Ferrosilizium, 
Ferromangan  und  andere  Ferrolegierungen. 

53.  Luppeneisen;  Ingots;  Flußeisenzaggel  und  Zaggel 
aus  abgeschweißtem  Schweißeisen,  Bramen,  Platinen. 

54.  Eisen  und  Stahl  in  Stäben,  fassoniert  und  nicht 
fassoniert  der  T.-Nr.  431  (auch  Träger-  und  Winkeleisen 
jeder  Art). 

55.  Eisen-  und  Stahlblech  jeder  Art  und  Stärke  der 
T.-Nrn.  432  und  433  (auch  Weißblech). 

56.  Eisen-  und  Stahldraht  der  T.-Nrn.  434  und  435 
in  der  Stärke  von  0’3  mm  und  darüber. 

57.  Schmiedeeiserne  Röhren  und  Röhrenverbindungs¬ 
stücke. 

58.  Brückenkonstruktionen,  auch  zerlegt. 

59.  Weißblechbüchsen,  ungefüllt,  Haus-  und  Küchen¬ 
geräte  aus  Weißblech,  Heeresbedarfsartikel  aus  Email¬ 
blech  (Feldflaschen,  Eßschalen  u.  s.  w.),  Pferdestriegel. 

60.  Schienen  und  andere  Eisenbahnmaterialien  der 
T.-Nrn.  446  und  447,  Lokomotiven,  Tender  sowie  Güter¬ 
und  Personenwagen  für  Eisenbahnen  und  deren  Bestand¬ 
teile,  dann  Feldbahnen  und  Feldbahnmaterialien. 

61.  Sensen,  Sicheln  (auch  Zahnsicheln). 
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62.  Brechstangen  und  Geißfüße,  Krampen,  Hauen  und 
Schaufeln,  Hämmer  im  Stückgevvichte  von  mehr  als 
500  g,  Äxte,  Beile  (auch  Beilpicken),  Hacken,  Zangen 
(auch  Drahtscheren),  Schraubenschlüssel  und  Draht¬ 
spanner,  alle  diese  schwarz  oder  gewöhnlich  bearbeitet. 

63.  Feilen  mit  einer  Hieblänge  über  150  mm,  Sägen, 
Bohrer  aller  Art,  Gewindeschneidekluppen,  Drahtzieh¬ 
eisen  und  -ziehsteine  aller  Art,  Stemmeisen  und  Meißel. 

64.  Drahtstifte  mit  einem  Durchmesser  über  1  mm 
und  Drahtklammern  mit  einem  Durchmesser  über  2  mm, 
Hufnägel,  Schuhnägel  zum  Nageln  von  Bergschuhen. 

65.  Eiserne  Ketten  mit  einer  Gliederstärke  von  2  mm 
und  mehr  und  solche  Kettenglieder. 

66.  Stacheldraht,  Drahtseile  jeder  Art  und  Stärke, 
Geflechte  aus  Eisen-  und  Stahldraht,  auch  Torpedo¬ 
schutznetze. 

67.  Strickmaschinennadeln  jeder  Stärke. 

68.  Trensen,  Kandaren,  Steigbügel,  Sporen,  Beschläge 
und  sonstige  Reit-  und  Fahrgeschirrteile  aus  Eisen. 

69.  Waffen  jeder  Art,  Schutzpanzer,  Schutzschilde, 
Geschützpanzerkonstruktionen  sowie  alle  Bestandteile 
dieser  Waren. 

70.  Hufeisen,  Stollen  für  Hufeisen,  Schiffsanker, 
Bootshaken,  Steigeisen  jeder  Art,  auch  solche  für  den 
Telegraphenbau,  Kugellager,  Eisen-  und  Stahlgußstücke 
im  Einzelgewichte  über  100  kg. 

71.  Unedle  Metalle  sowie  Legierungen  und  Verbin¬ 
dungen  dieser  Metalle  untereinander  und  mit  anderen 
Stoffen,  auch  als  Altmetall,  Abfälle  und  Rückstände, 
sowie  Platten,  Bleche,  Stangen,  Stäbe  und  Drähte 
daraus. 

72.  Waren  jeder  Art  und  in  jedem  Zustand  der  Be¬ 
arbeitung,  zu  deren  Herstellung  die  im  Punkt  71  ge¬ 
nannten  Metalle  oder  deren  Legierungen  und  Verbin¬ 
dungen  verwendet  worden  sind. 

Anmerkung:  Unter  dieses  Verbot  fallen  nicht  bloß 
vermessingte,  verkupferte,  vernickelte,  verzinnte,  ver¬ 
zinkte,  verbleite,  wohl  aber  derlei  plattierte  Eisenwaren. 

Waren,  die  in  dieser  Verordnung  ausdrücklich  als  ver¬ 
boten  bezeichnet  sind,  fallen  nicht  unter  diese  Aus¬ 
nahme. 

73.  Buchdruckerlettern,  Metalltücher. 

74.  Taschenfeuerzeuge  jeder  Art  und  deren  Bestand¬ 
teile,  z.  B.  Lunten,  Zereisenstifte  u.  s.  w. 

75-  Kessel  (Flaschen)  für  den  Transport  kompri¬ 
mierter  Gase,  Destillationsapparate,  auch  zerlegt. 

76.  fahrbare  Lokomobile,  dann  Dampfstraßenwalzen, 
Heißluftpumpen,  Pulsometer,  Kompressoren  und  Kälte¬ 
maschinen,  dann  Verbrennungsmotoren  und  Traktoren 
jeder  Art,  auch  zerlegt. 

77-  Rammen  aller  Art,  Flaschenzüge,  Hebezeuge, 
Rollen,  Winden,  fahrbare  Krane,  Metallbearbeitungs¬ 
maschinen,  Maschinen  zur  Herstellung  von  Holzstoff 
und  Papier,  auch  zerlegt. 

78.  Zerkleinerungsmaschinen  aller  Art  (Kugelmühlen, 
Kollergänge,  Pulverisierungsmühlen  u.  s.  w.),  Maschinen 
zur  Erzeugung  von  Pulver,  Sprengstoffen  und  Munition, 
auch  zerlegt. 

79.  Sohlenbenagelungs-  und  Sohlendurchnähmaschinen, 
auch  zerlegt. 

80.  Blasbälge  der  Tarifklasse  XL,  Feldschmieden  und 
h  eldbacköfen,  Feldküchen,  Kochkisten,  Desinfektions¬ 
apparate,  fahrbare  Leitern,  auch  zerlegt. 

81.  Elektrische  Kondensatoren,  auch  zerlegt. 

82.  Telegraphen-  (auch  Radiotelegraphen-),  Telephon¬ 
apparate  und  Mikrophone,  Blitzschutzvorrichtungen,  An¬ 
tennen  (Mastbestandteile  und  Leitungsgebilde  für  Radio¬ 
telegraphen),  Isolatoren  für  den  Telegraphen-  oder 
Telephonbau,  montiert  oder  nicht  montiert. 

Anmerkung:  Unter  dieses  Verbot  fallen  nicht  Glas¬ 
isolatoren  für  Zimmerleitungen. 


83.  Galvanische  Elemente  aller  Art,  Akkumulatoren 
sowie  deren  Bestandteile. 

Anmerkung:  Hierher  gehören  auch  elektrische 

Taschenlampen,  Trockenbatterien  und  Bestandteile  der¬ 
selben. 

84.  Isolierte  Drähte. 

85.  Telegraphen-  und  Telephonkabel. 

86.  elektrische  Kohlen. 

87.  Lastwagen,  Lastschlitten,  Fahrküchen  und  fahr¬ 
bare  Backöfen,  Krankentransportwagen  und  Tragbahren, 
Desinfektionswagen  und  deren  Bestandteile. 

88.  Fahrräder,  Automobile  (auch  Motorräder)  und 
Automobilmotoren,  ferner  Luftfahrzeuge  aller  Art  ein¬ 
schließlich  der  Bestandteile  und  des  Zubehörs  zu  den  ge¬ 
nannten  Artikeln,  auch  Zellen  und  Zellenstoffe  für  Luft¬ 
schiffe  und  Ballone. 

89.  Schiffe,  hölzerne  und  eiserne,  Dampfschiffe, 
Motorboote  sowie  deren  Bestandteile  und  Zubehör. 

90.  Gold  und  Silber,  rein,  sowie  Gold-  und  Silber¬ 
legierungen  in  Münzen  und  Barren,  ferner  roh,  alt  ge¬ 
brochen  und  in  Abfällen,  dann  Körner,  Granalien, 
Platten,  Stangen,  Stäbe,  Drähte,  Bleche,  Bänder  und 
Streifen  daraus,  Blattgold  und  Schaumgold. 

Anmerkung:  Im  Reisendenverkehr  ist  die  Ausfuhr 
von  Silbermünzen  bis  zum  Höchstbetrage  von  20  K 
zulässig. 

91.  Münzen  aus  unedlen  Metallen. 

Anmerkung:  Im  Reisendenverkehr  ist  die  Ausfuhr 
dieser  Münzen  bis  zum  Höchstbetrage  von  10  K  zulässig. 

92.  Platin,  Platinchlorid  und  Platinwaren. 

93.  Nivellierinstrumente,  Planimeter,  Winkel¬ 
trommeln,  aeronautische  und  nautische  Winkelmeß¬ 
instrumente,  nautische  Fahrtmesser,  Tiefenmesser, 
Chronometer,  Beobachtungsuhren,  Kompasse  und  Kom¬ 
paßzubehör,  Kreiselkompasse  und  ihre  Übertragungen, 
Spurleeren  und  Texeileeren  für  den  Eisenbahnbau, 
schließlich  größere  Meßbänder  in  Kapseln,  dann  Maß¬ 
stäbe. 

94.  Operngucker,  Ferngläser,  Schutzbrillen  und  Schutz¬ 
masken  jeder  Art,  Scheinwerfer  und  Distanzmesser, 
optische  Signalapparate  und  deren  Bestandteile. 

95.  Photographische  und  kinematographische  Apparate 
(ausgenommen  derlei  Spielzeug),  photographische 
Platten,  photographische  Papiere  und  Chemikalien, 
Filme. 

96.  Kochsalz  der  Tarifklasse  XLV. 

97.  Folgende  chemische  Hilfsstoffe  und  chemische 
Produkte: 

a)  Antimon,  Brom,  Quecksilber,  Zerium,  Thorium, 
deren  Salze  und  Verbindungen,  Phosphor,  Schwefel, 
Schwefelphosphor,  Chlorschwefel. 

b)  Schwefelsäure,  schweflige  Säure,  Schwefelsäure¬ 
anhydrid,  alle  Schwefelverbindungen  (Sulfide)  und  alle 
schwefelsauren,  schwefligsauren  und  unterschweflig¬ 
sauren  Salze  (wie  Glaubersalz,  Bittersalz,  schwefel¬ 
saures  Ammoniak,  Kupfervitriol,  Eisenvitriol  und  alle 
anderen  Vitriole),  Salzsäure  und  Chlorate  aller  Art 
(wie  Kalium-  und  Natriumchlorat)  sowie  Perchlorate, 
Chlorkalk  und  andere  unterchlorigsaure  Salze,  Salpeter¬ 
säure  sowie  alle  salpetersauren  und  salpetrigsauren 
Salze  (Nitrate  und  Nitrite  wie  Salpeter  und  salpeter¬ 
saurer  Baryt),  Weinsäure  (Weinsteinsäure),  Weinstein, 
roh  und  raffiniert,  weinsaurer  Kalk,  Seignettesalz  und 
andere  weinsaure  Salze  (Tartrate),  Weinhefe,  teigförmig 
und  getrocknet,  Zitronensäure  und  zitronensaurer  Kalk, 
Oxalsäure  und  oxalsaure  Salze  (wie  Natrium-  und  Ka¬ 
liumoxalat),  Ameisensäure  und  ameisensaure  Salze 
(Formiate),  Borsäure  und  borsaure  Salze. 

c)  Kaliumsalze  und  Kaliumverbindungen  aller  Art 
(wie  Pottasche,  Schlempekohle,  Kaliumpermanganat, 
Ätzkali  und  Kalilauge,  Chlorkalium,  schwefelsaures 
Kali,  Zyankalium  u.  s.  w.),  Soda,  auch  doppelkohlen- 
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saures  Natron,  Ätznatron,  Natronlauge,  Natrium¬ 
permanganat,  Zyannatrium,  alle  Bleisalze  und  Bleiver- 
bindungen  (wie  Bleiasche,  Bleiglätte,  Bleiweiß,  Mennige 
und  Massikot,  Bleizucker  u.  s.  w.),  alle  Zinnsalze  und 
Verbindungen  (wie  Chlorzinn  [Zinnchloriir]  und  Zinn¬ 
chlorid,  Zinnoxyd,  Zinnasche  u.  s.  w.),  alle  Zinksalze 
und  Zinkverbindungen  (wie  Chlorzink  und  Chlorzink¬ 
lauge,  Zinkoxyd,  chemisch  rein,  Zinkvitriol  u.  s.  w.), 
Aluminiumsalze  und  -Verbindungen  (wie  kalzinierte  Ton¬ 
erde,  Alaun,  Aluminiumsulfat,  -chlorid  u.  s.  w.),  Am¬ 
moniakverbindungen  (wie  rohes  und  konzentriertes  Gas¬ 
wasser,  Salmiakgeist,  Salmiak,  schwefelsaures  Am¬ 
moniak  u.  s.  w.),  essigsaure  (auch  holzessigsaure)  Salze 
[Azetate]  (wie  essigsaurer  Kalk,  essigsaures  Natron 
u.  s.  w.),  alle  Magnesium-,  Kupfer-,  Nickel-,  Eisensalze 
und  -Verbindungen,  Chromverbindungen  aller  Art  (wie 
Chromalaun,  chromsaures  Kalium),  alle  Phosphate, 
Kalziumkarbid,  Wasserstoffsuperoxyd ; 

d)  Glyzerin,  roh  und  raffiniert,  Seifensiederunter¬ 
lauge,  Lysol,  Lysoform,  Formaldehyd,  Paraformaldehyd 
und  Formaldehydzubereitungen,  Kollodium,  feste  Nitro¬ 
zellulose,  Azetylzellulose,  Viskose  u.  s.  w.  sowie  deren 
Lösungen  in  beliebigen  Lösungsmitteln,  Chloroform, 
Methylalkohol  (Holzgeist),  Fuselöl,  Azeton,  Azetonöle, 
Essigsäure,  konzentrierte,  Essigsäureanhydrid,  Chlor¬ 
essigsäure,  Äthyläther  (Schwefeläther)  und  alle  andern 
einfachen  und  zusammengesetzten  Äther,  auch  Ünant- 
äther  sowie  alle  zur  Herstellung  von  Sprengstoffen  und 
Teerfarben  verwendbaren  organischen  Erzeugnisse. 

Hierher  gehören  insbesondere  alle  leichten  und 
schweren  Steinkohlenteeröle,  Benzol,  Toluol,  Xylol, 
Naphthalin,  Anthrazen,  Phenole,  Kresole,  Aldehyde, 
Ketone,  Hydrole  und  die  Derivate  aller  dieser  Produkte, 

e)  alle  komprimierten  oder  verflüssigten  Gase  (wie 
Sauerstoff,  Wasserstoff,  verflüssigtes  Ammoniak  u.  s.  w.)  ; 

f)  Albumin  und  Albuminoide,  Kasein,  Kaseogomtne; 

g)  Stärke  (auch  Stärkemehl),  Stärkegummi  (Dextrin, 
Leiogomme),  Gommeline  und  andere  nicht  besonders  be¬ 
nannte  Gummisurrogate;  Kleister,  Schlichte  und  ähn¬ 
liche  stärkemehlhaltige  Klebe-  und  Appreturmittel; 

h)  Preßhefe; 

i)  Seifensurrogate,  Polimente,  fett-  oder  seifenhaltige 
Putzpasten,  Stärkeglanz. 

98.  Ölfirnisse  und  Lackfirnisse  der  T.-Nrn.  623 
und  624. 

99.  Arzneistoffe,  Arzneiverbindungen  und  Arznei¬ 
zubereitungen  jeder  Art  und  Form  für  Menschen  und 
Tiere,  einschließlich  der  zur  Erkennung,  Verhütung  und 
Bekämpfung  von  Krankheiten  bei  Menschen  und  Tieren 
dienenden  Stoffe,  Verbindungen  und  Zubereitungen,  Ver¬ 
bandmittel  jeder  Art,  Form  und  Packung,  chirurgische 
und  medizinische  Instrumente,  Geräte  und  Behelfe,  ein¬ 
schließlich  der  Fieberthermometer  und  alle  sonstigen  zur 
Erkennung,  Verhütung  und  Bekämpfung  von  Krank¬ 
heiten  bei  Menschen  und  Tieren  dienenden  Instrumente, 
Geräte  und  Behelfe  sowie  Teile  solcher  Gegenstände, 
auch  in  unfertigem  Zustand,  bakteriologische  Geräte, 
Material  für  bakteriologische  Nährböden  (Agar-Agar, 
Gelatine,  Pepton),  Schutzimpfstoffe,  Schutzsera  und 
Heilsera  für  Infektionskrankheiten,  Versuchstiere. 

100.  Parfümierte  Essige,  Fette  und  öle,  alkoholische 
aromatische  Essenzen,  alkoholhaltige  Parfümeriewaren 
und  kosmetische  Mittel  der  T.-Nrn.  631,  632  und  633 b. 

101.  Kerzen,  Seifen  und  Wachswaren  der  Tarifklasse 
XLVIII. 

102.  Zündwaren,  Schieß-  und  Sprengmittel  der  Tarif¬ 
klasse  XLIX,  Fluß-  und  Seeminen  und  Minengefäße, 
Torpedos  und  deren  Bestandteile,  z.  B.  Luftreservoirs, 
Sprengpatronengehäuse,  Bewegungsmechanismen,  Pro¬ 
pellerschrauben. 

103.  Düngemittel  aller  Art,  Dungsalze  (kali-, 
phosphor-  oder  stickstoffhaltige)  einschließlich  der  aus 
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Luftstickstoff  erzeugten  Düngemittel,  ferner  Knochen, 
Hörner,  Hornscheiben,  Hornspitzen,  Abfälle  von 
Knochen,  Hörnern  und  Klauen,  insbesondere  auch 
Hornschläuche. 

104.  Futtermittel  aller  Art,  wie  Kleie,  Spreu,  ent- 
rebelte  Maiskolben,  Leinölkuchen  und  andere  feste  Rück¬ 
stände  von  der  Fabrikation  fetter  Öle,  auch  gemahlen, 
Rübenschnitzel,  Melassekraftfutter  u.  s.  w. 

105.  Lumpen  (Hadern)  aller  Art  und  alle  Abfälle  zur 
Papierfabrikation,  Papierabschnitzel  (Papierspäne), 
Makulatur,  alte  Netze,  altes  Tauwerk  und  alte  Stricke 
der  T.-Nr.  658;  gegerbtes  und  ungegerbtes  Leimleder 
aller  Art  (auch  Ledermehl  und  Lederkuchen) ;  Glas¬ 
scherben,  Herdglas  und  Glasschlacken. 

§  2.  Bei  Ausfuhrwaren  ist  das  nach  dem  Versendungs¬ 
orte,  bei  Durchfuhrwaren  das  nach  der  Eintrittsstation 
in  Betracht  kommende  Finanzministerium  ermächtigt, 
im  Einvernehmen  mit  dem  k.  u.  k.  Kriegsministerium 
Ausnahmen  von  den  vorstehenden  Verboten  zu  be¬ 
willigen. 

Bezüglich  der  Ausfuhrbewilligungen  im  sogenannten 
kleinen  Grenzverkehr  entfällt  die  Notwendigkeit  der 
Herstellung  des  Einvernehmens  mit  dem  k.  u.  k.  Kriegs¬ 
ministerium  und  können  solche  Bewilligungen  seitens 
des  zuständigen  Finanzministeriums  nach  eigenem  Er¬ 
messen  erteilt  werden. 

Mustersendungen  von  einem  Verbote  unterliegenden 
Waren  (Musterkarten,  Muster  in  Abschnitten  und 
Proben,  nur  zum  Gebrauche  als  solche  geeignet)  falls 
sie  im  Briefpostverkehr  als  postalische  Muster  befördert 
werden,  dürfen  ohne  besondere  Bewilligung  zur  Ausfuhr 
zugelassen  werden,  sofern  nicht  aus  den  obwaltenden 
Umständen  entnommen  werden  kann,  daß  die  Ver¬ 
sendung  als  Muster  nur  zum  Zwecke  der  Umgehung 
der  bestehenden  Verbote  erfolgt. 

Ausgeschlossen  von  dieser  Begünstigung  sind  Muster 
und  Proben  von  Lebensmitteln,  Farben,  Kautschuk  und 
Kautschukwaren,  Seide  und  Seidenwaren,  Arzneimitteln, 
edlen  und  unedlen  Metallen  aller  Art  und  allen  seltenen 
Metallen,  seltenen  Erden  (Zerium,  Thorium)  und  deren 
Verbindungen,  Zereisenstiften  für  Feuerzeuge,  Waffen, 
Waffenbestandteilen,  Munition,  Munitionsbestandteilen, 
Schieß-,  Spreng-  und  Zündmitteln  jeder  Art,  Kohlen¬ 
membranen  für  Mikrophonkapseln. 

§  3.  Der  Grenzverkehr  mit  Kraftfahrzeugen  (Auto¬ 
mobilen  und  Motorrädern),  Fahrrädern,  Lastfuhrwerken, 
Pferden,  Maultieren,  Mauleseln,  Eseln,  sonstigen  Trag- 
und  Zugtieren  und  mit  Weidevieh  im  Triebe  über  die 
Grenze  des  Vertragszollgebietes  ist  nach  Maßgabe  der 
folgenden  Bestimmungen  zulässig: 

a)  Aus  den  diesseitigen  Grenzbezirken  dürfen  die  vor¬ 
genannten  Artikel  im  Gewerbe-  oder  Wirtschaftsbetriebe, 
zu  anderer  vorübergehender  Benützung,  im  Reise-  oder 
Geschäftsverkehr  oder  zu  Weidezwecken  nur  mit  Be¬ 
willigung  der  landesfürstlichen  Sicherheitsbehörden 
(landesfürstlichen  Polizeibehörden  oder  Bezirkshaupt¬ 
mannschaften)  und  nur  im  Vormerkverfahren  mit  der 
Verpflichtung  zur  Wiedereinfuhr  innerhalb  einer  den 
Verhältnissen  entsprechend  festzusetzenden  Frist  über 
das  im  Bewilligungszertifikat  ausdrücklich  genannte 
Grenzzollamt  in  die  anschließenden  Grenzbezirke  des 
Auslandes  ausgeführt  werden.  Amtsbekannten  ver¬ 
trauenswürdigen  Personen  kann  dieser  Verkehr  seitens 
der  Grenzzollämter  unter  denselben  Bedingungen  im 
kurzen  Wege  gestattet  werden ; 

b )  die  im  ersten  Absatz  dieses  Paragraphen  auf¬ 
gezählten  Artikel,  die  aus  dem  Grenzbezirke  des  Aus¬ 
landes  in  den  anschließenden  diesseitigen  Grenzbezirk 
zum  Gewerbe-  oder  Wirtschaftsbetriebe,  zu  anderer 
vorübergehender  Benützung,  im  Reise-  oder  Geschäfts¬ 
verkehr  oder  zu  Weidezwecken  eingeführt  werden, 
müssen  behufs  Wahrung  des  Anspruchs  auf  ungehinderte 
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Wiederausfuhr  dem  Zollvormerkverfahren  unterzogen 
werden.  Die  Wiederausfuhr  ist  nur  über  das  im  Vor¬ 
merkschein  unter  Berücksichtigung  des  bezüglichen  An 
träges  der  Partei  bezeichnete  Grenzzollamt  und  nach 
Feststellung  der  Identität  der  betreffenden  Artikel  ge¬ 
stattet; 

c)  die  mit  dem  §  1  dieser  Verordnung  statuierten 
Verbote  und  die  in  den  Punkten  a  und  b  des  §  3  an 
geführten  Bestimmungen  für  den  Grenz  verkehr  finden 
auf  die  Fahrbetriebsmittel  derjenigen  Postkurse,  die  über 
die  Zollgrenzen  führen,  keine  Anwendung,  sofern  die 
Fahrbetriebsmittel  im  Postdienste  verwendet  werden. 

§  4.  Unter  besonders  berücksichtigungswürdigen  Ver¬ 
hältnissen  können  die  Landeschefs  im  Einvernehmen 
mit  den  Militärterritorialkommandos  auf  besonderes 
Ansuchen  die  Ausfuhr  einzelner  im  §  3  bezeichneten 
Artikel  sowie  den  Verkehr  mit  denselben  auch  in  anderen 
als  den  in  den  Punkten  a  und  b  des  §  3  angeführten 
Fällen  gestatten. 

Die  Landeschefs  sind  ferner  ermächtigt,  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  den  Finanzlandesbehörden  und  eventuell 
auch  mit  den  Militärterritorialkommandos  den  in  den 
beiderseitigen  Grenzbezirken  wohnhaften  Landwirten, 
die  im  jenseitigen  Grenzbezirk  eigene  oder  gepachtete 
Äcker,  Wiesen  oder  Weiden  besitzen  oder  deren  Grund¬ 
stücke  von  der  Zollinie  durchschnitten  werden,  auf  ihr 
Ansuchen  bei  besonders  berücksichtigungswürdigen  Ver¬ 
hältnissen  und  unter  Anordnung  entsprechender  Maß¬ 
regeln  gegen  allfälligen  Mißbrauch  zu  gestatten: 

a)  die  ungehinderte  Ausfuhr  der  im  §  1  genannten 
Naturalerzeugnisse  dieser  Grundstücke,  beziehungsweise 
der  zu  ihrer  Bebauung  notwendigen  Saatfrüchte  über  die 
Zollinie; 

b)  den  Grenzübertritt  mit  dem  eigenen  Arbeits-  und 
Weidevieh  auf  Nebenwegen. 

§  5.  Um  die  Erlaubnis  zur  Ausfuhr  der  in  den  §§  3 
und  4  bezeichneten  Artikel  haben  deren  Besitzer  bei  den 
landesfürstlichen  Sicherheitsbehörden  (landesfürstlichen 
Polizeibehörden  oder  Bezirkshauptmannschaften)  be¬ 
ziehungsweise  bei  den  Grenzzollämtern  einzuschreiten. 

Diese  Erlaubnis,  die  nach  Ermessen  der  sie  erteilenden 
Behörden  unter  Umständen  auch  an  eine  angemessene 
Sicherstellung  geknüpft  werden  kann,  ist  nur  an  voll¬ 
kommen  zuverlässige  Parteien  ein  für  allemal  oder  fall¬ 
weise  zu  erteilen. 


§  1. 


Alle  vor  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung 
abgeschlossenen  Kauf-  und  Lieferungsverträge  über 
Baumwolle,  Baumwollabgänge,  Baumwollabfälle,  Baum¬ 
wollgarnabfälle,  Effiloches  und  Kunstbaumwolle  sowie 
ausschließlich  oder  überwiegend  aus  diesen  Materialien 
hergestellte  Gespinste,  Webwaren  und  sonstige  Erzeug¬ 
nisse  werden,  insoweit  sie  bis  zum  Tag  des  Inkrafttretens 
dieser  Verordnung  nicht  erfüllt  sind,  aufgehoben.  Ein 
Anspruch  auf  nachträgliche  Erfüllung  oder  auf  Schaden¬ 
ersatz  wegen  Nichterfüllung  kann  nicht  geltend  gemacht 
werden. 

Ansprüche  wegen  Nichterfüllung,  die  vor  dem  Inkraft¬ 
treten  dieser  Verordnung  entstanden  sind,  bleiben  un¬ 
berührt.  Es  kann  jedoch  nicht  nachträgliche  Erfüllung, 
sondern  nur  Schadenersatz  verlangt  werden. 

§  2.  Ausgenommen  von  den  Bestimmungen  des  §  1 
sind  Kauf-  oder  Lieferungsverträge  für  jene  Mengen  der 
im  §  1  bezeichneten  Materialien  und  Erzeugnisse,  für 
welche  bei  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  Belegscheine 
oder  Spinn-,  Verarbeitungs-  und  Verwendungsbewilli¬ 
gungen  im  Sinne  der  Ministerialverordnungen  vom 
15.  September  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  268  und  269,  vom 
11.  November  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  335,  und  vom  29.  De¬ 
zember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  395  und  396,  bei  der  Ver¬ 


einigten  österreichischen  und 


ungarischen 


Baumwoll- 


§  6.  Die  den  Zwecken  der  heimischen  Kriegsver¬ 
waltung  dienenden  Transporte  werden  durch  die  Be¬ 
stimmungen  dieser  Verordnung  nicht  berührt. 

§  7.  Handlungen  gegen  diese  Verordnung  werden  nach 
den  bestehenden  Rechtsnormen  bestraft. 

§  8.  Durch  diese  Verordnung  werden  die  Bestimmungen 
der  Ministerialverordnungen  vom  9.  Februar  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  30,  vom  15.  März  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  61, 
vom  20.  März  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  71,  vom  8.  Mai  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  119,  vom  24.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  151, 
vom  5.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  188,  vom  31.  Juli  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  226,  vom  23.  August  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  247,  vom  20.  September  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  277, 
vom  15.  Oktober  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  311,  vom  21.  No¬ 
vember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  342,  vom  31.  Dezember 
JQLSj  R.-G.-Bl.  Nr.  3  ex  1916,  vom  14.  Januar  1916, 
R.-G-.B1.  Nr.  16  und  vom  9.  Februar  1916,  R.-G.-Bl. 
Nr.  38,  aufgehoben. 

§  9.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Veräußerungsbeschränkung  und  Anbotzwang  für 
Baumwolle,  Baumwollgespinste  und  aus  diesen 
hergestellte  Erzeugnisse.  Eine  Verordnung  des  Han¬ 
delsministers  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Mi¬ 
nistern  vom  13.  April  1916  verfügt: 


zentrale  erliegen. 

Die  unter  diese  Ausnahmsverfügungen  fallenden  Kauf¬ 
und  Lieferungsverträge  sind  innerhalb  acht  Tagen  nach 
Inkrafttreten  dieser  Verordnung  zum  Zwecke  der  Evidenz¬ 
haltung  im  Original  an  die  Baumwollzentrale  in  Wien, 
I.  Maria  Theresienstraße  32/34,  unter  Angabe  der  noch 
zu  liefernden  Mengen  einzusenden.  Desgleichen  sind  alle 
auf  Grund  solcher  Verträge  ausgestellten  Lieferscheine 
und  Fakturen  an  die  Baumwollzentrale  zu  senden,  der  die 
Weiterleitung  an  den  Adressaten  obliegt. 

Durch  die  Bestimmungen  des  §  1  werden  ferner  nicht 
getroffen  Kauf-  und  Lieferungsverträge  über  gefärbte, 
gebleichte,  merzerisierte  oder  sonstwie  veredelte  Baum¬ 
wollgarne,  Zwirne,  Webwaren  und  sonstige  Erzeugnisse 
sowie  über  Baumwollgarne  über  Nr.  60  und  ausschließ¬ 
lich  daraus  hergestellte  Erzeugnisse,  insofern  diese  Garne 
oder  Waren  bei  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  bereits 
veredelt  oder  fertiggestellt  sind. 

Endlich  werden  Verträge,  welche  den  Bezug  der  im 
§  1  bezeichneten  Artikel  aus  dem  Auslande  betreffen, 
durch  diese  Verordnung  nicht  berührt. 

§  3.  In  Hinkunft  ist  jeder  Verkauf  von  Baumwolle, 
Baumwollabgängen,  Baumwollabfällen,  Baumwollgarn¬ 
abfällen,  Effiloches,  Kunstbaumwolle,  Rohgarnen  bis  ein¬ 
schließlich  Nr.  60  und  aus  solchen  Garnen  hergestellten 
Zwirnen,  Rohwaren  und  aus  Rohwaren  konfektionierten 
Artikeln,  ferner  Uniform-,  Rucksack-,  Brotsack-  und 
Zeltstoffen  nur  an  die  Militärverwaltung  und  die  Baum¬ 
wollzentrale- Aktiengesellschaft,  I.  Maria Theresien-Straße 
Nr.  32/34,  gestattet. 

Für  den  Verkauf  von  Garnen  unter  Nr.  60  sowie  daraus 
hergestellten  Zwirnen  und  Rohwaren  an  die  Baumwoll- 
zentrale- Aktiengesellschaft  haben  die  Veräußerungs-  und 
Ablieferungsbeschränkungen  des  §  3  der  Ministerial- 
verordnung  vom  29.  Dezember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  396, 
keine  Geltung. 

Die  Baumwollzentrale-Aktiengesellschaft  unterliegt  be¬ 
züglich  des  Weiterverkaufes  der  von  ihr  freihändig  er¬ 
worbenen  Waren  nur  den  Beschränkungen  der  Mini- 
sterialverordnung  vom  29.  Dezember  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  396. 

Der  freie  Handel  der  im  §  2  bezeichneten  gebleichten, 
gefärbten  oder  sonst  veredelten  Garne,  Waren  und  son¬ 
stigen  Erzeugnisse  sowie  der  Garne  über  Nr.  60  und 
der  daraus  verfertigten  Waren  und  Erzeugnisse,  mit  Aus¬ 
nahme  von  Uniform-,  Rucksack-,  Brotsack-  und  Zelt- 
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stoffen,  bleibt  auch  weiter  gestattet,  insoweit  nicht  für 
einzelne  dieser  Waren  fallweise  vom  Handelsministerium 
ein  Anbotzwang  im  Sinne  des  §  4  verfügt  wird. 

§  4.  Wer  Baumwolle,  Bauinwollabgänge,  Baumwoll- 
abfiille,  Baumwollgarn-  und  Stoffabfälle,  Effiloches  und 
Kunstbaumwolle  sowie  aus  solchen  Materialien  herge¬ 
stellte  Garne,  Zwirne  und  aus  diesen  verfertigte  Waren 
oder  aus  solchen  Waren  konfektionierte  Artikel  besitzt, 
ist  auf  Grund  fallweiser  Verfügungen  verpflichtet,  die 
in  seinem  Besitze  befindlichen  Mengen  der  Baumwoll- 
zentrale-Aktiengesellschaft  zum  Kaufe  anzubieten.  Diese 
Verfügungen  werden  jeweils  vom  Handelsministerium, 
und  zwar  wenn  es  sich  um  Deckung  des  Bedarfes  der 
Militärverwaltung  oder  einer  k.  k.  Behörde  handelt,  auf 
Antrag  dieser  Stellen,  für  speziell  bezeichnete  Artikel 
durch  geeignete  Verlautbarungen  erfolgen.  In  gleicher 
Weise  ist  die  Baumwollzentrale-Aktiengesellschaft  in 
jedem  Falle  der  Anordnung  eines  Anbotzwanges  ver¬ 
pflichtet,  die  von  ihr  freihändig  erworbenen,  unter  den 
jeweiligen  Anbotzwang  fallenden  Waren  der  Übernahms- 
kommission  (§  7)  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Ausgenommen  von  dem  Anbotzwang  sind  nur  die¬ 
jenigen  Mengen  der  obbezeichneten  Artikel,  die  zum 
Privatgebrauche  des  Besitzers  und  seiner  hamilie  be¬ 
stimmt  sind. 

§  5.  Die  in  einer  solchen  Verfügung  des  Handelsmini¬ 
steriums  (§  4)  bezeichneten  Artikel  sind  innerhalb  zehn 
Tagen  nach  Erlassung  dieser  Verfügung  unter  Beilage 
von  Mustern  und  Angabe  der  Mengen  und  des  Lager¬ 
ortes  der  Baumwollzentrale- Aktiengesellschaft  anzubieten. 
Wer  die  obbezeichneten  Artikel  für  den  Besitzer  in  Ver¬ 
wahrung  hält,  ist  verpflichtet,  sobald  der  Anbotzwang 
vom  Handelsministerium  verfügt  ist,  die  in  seiner  Ver¬ 
wahrung  befindlichen  Mengen  gleichfalls  innerhalb  zehn 
Tagen  bei  der  Baumwollzentrale-Aktiengesellschaft  an¬ 
zumelden. 

§  6.  Geht  dem  Anbotsteller  innerhalb  einundzwanzig 
Tagen  nach  dem  Datum  der  von  der  Baumwollzentrale- 
Aktiengesellschaft  auszustellenden  Empfangsbestätigung 
keine  Verständigung  zu,  daß  die  von  ihm  angebotenen 
Mengen  übernommen  werden,  so  ist  er  berechtigt,  diese 
Artikel  für  alle  im  Sinne  der  bestehenden  Verordnungen 
(§  3  dieser  Verordnung  und  Verordnung  vom  29.  De¬ 
zember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  396,  soweit  letztere  nicht 
durch  §  3  dieser  Verordnung  abgeändert  ist)  zulässigen 
Zwecke  zu  verwenden. 

§  7.  Der  Übernahmspreis  für  jene  Mengen,  die  von  der 
Baumwollzentrale-Aktiengesellschaft  auf  Grund  des  An¬ 
botes  angekauft  werden,  wird  durch  eine  Kommission 
festgesetzt,  die  aus  einem  Vertreter  des  Handelsmini¬ 
steriums,  einem  Vertreter  der  an  dem  Ankauf  beteiligten 
Behörde  und  einem  Vertreter  der  Baumwollzentrale- 
Aktiengesellschaft  besteht.  Der  Kommission  werden  zwei 
vom  Handelsministerium  bestellte  Sachverständige  mit 
beratender  Stimme  beigegeben. 

Als  Grundlage  für  die  Festsetzung  der  Übernahms¬ 
preise  gelten  die  folgenden  Ansätze: 

Kronen  pro  Kilo¬ 
gramm  Nettogewicht 

Baumwolle,  Qualität  middling  Amerika  .  .  .  7‘50 

Oberägyptische  Baumwolle . I0‘ — 

Garne  aus  amerikanischer,  ostindischer  oder 
levantischer  Baumwolle: 

per  Nr.  20  Cops . 8'8o 

per  Nr.  36/42  Cops . 97° 

Garne  aus  ägyptischer  Baumwolle: 

per  Nr.  50  kardiert  Warpcops . I5'20 

per  Nr.  60  kardiert  Warpcops . 157° 

per  Nr.  50  gekämmt  Warpcops . I7‘5° 

per  Nr.  60  gekämmt  Warpcops . i8- — 

Zuschlag  für  zweifachen  Zwirn: 

per  Nr.  20 . — '66 

per  Nr.  40 . I‘I5 

per  Nr.  50 . 1  •  •  •  i*55 

per  Nr.  50  Cordonnet . I  .  .  •  2‘3° 

per  Nr.  60  Cordonnet . 3‘t° 


Militärkaliko,  82  cm  breit,  15/15  aus  18/20,  K  1-32  pro  m. 
Barchent,  gerauht,  78 — 79  cm  breit,  15/1 5  aus  16/16, 

K  1*55  pro  m. 

Sackmollinos,  114  cm  breit,  15/15  aus  16/16,  K  2-08  pro  m. 
Kettenstrucks,  gefärbt,  136- — 138  cm  breit,  24/30  aus  20/10, 

K  7-20  pro  m. 

Alle  Preise  verstehen  sich  netto  Kasse  ab  i  bernahms- 
stelle. 

Für  die  sonstigen  Lieferungs-  und  Übernahmsbedin¬ 
gungen  finden  die  speziellen  Usancen  der  \\  iener  V  aren- 
börse  für  den  Handel  in  Baumwolle,  Baumwollabfällen, 
Baumwollgarnen  und  Baumwollwaren  sinngemäß  An¬ 
wendung. 

Ist  die  Partei  mit  den  von  der  Kommission  festgesetzten 
Übernahmspreisen  nicht  einverstanden,  so  ist  der  t  ber- 
nahmspreis  von  dem  Bezirksgerichte,  in  dessen  Sprengel 
der  Sitz  der  Baumwollzentrale-Aktiengesellschaft  sich 
befindet,  im  außerstreitigen  Verfahren  nach  Anhörung 
von  Sachverständigen  auf  Grund  der  in  diesem  Para¬ 
graphen  festgesetzten  Absätze  zu  bestimmen.  In  diesem 
Falle  hat  die  Baumwollzentrale-Aktiengesellschaft  bei 
der  Übernahme  vorläufig  den  von  der  Kommission  fest¬ 
gesetzten  Kaufpreis  bar  zu  bezahlen.  Die  Entscheidung 
des  Bezirksgerichtes  kann  binnen  acht  Tagen  mit  Rekurs 
angefochten  werden.  Gegen  die  Entscheidung  der  zweiten 
Instanz  ist  ein  weiteres  Rechtsmittel  nicht  zulässig.  In¬ 
wiefern  die  Kosten  des  Verfahrens  von  einer  Partei  zu 
ersetzen  oder  unter  die  Parteien  zu  teilen  sind,  ent¬ 
scheidet  das  Gericht  nach  freiem  Ermessen.  Die  Pflicht 
zur  Lieferung  wird  durch  das  gerichtliche  Verfahren 
nicht  aufgehoben. 

Falls  die  angebotenen  Mengen  den  durch  das  Anbot¬ 
verfahren  jeweils  zu  deckenden  Bedarf  übersteigen,  sind 
unter  sonst  gleichen  Bedingungen  alle  Anbotsteller  im 
Verhältnis  der  angebotenen  Mengen  tunlichst  gleichmäßig 
zu  berücksichtigen. 

§  8.  Diejenigen  Mengen  der  im  §  4  bezeichneten 
Waren,  die  nach  dem  1.  Januar  1916  aus  dem  Zollaus¬ 
land  nach  Österreich  eingeführt  worden  sind  oder  nach 
Erscheinen  der  Verordnung  noch  zur  Einfuhr  gelangen, 
unterliegen  nicht  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung, 
insoweit  diese  Importe  durch  Bestätigung  der  Vereinigten 
österreichischen  und  ungarischen  Baumwollzentrale  oder 
der  sonst  vom  Handelsministerium  zur  Ausstellung 
solcher  Bescheinigungen  ermächtigten  Stelle  nachge¬ 
wiesen  sind. 

§  9.  Die  Baumwollzentrale- Aktiengesellschaft  ist  ver¬ 
pflichtet,  die  von  ihr  auf  Grund  dieses  Anbotzwanges 
(§§4  bis  7)  erworbenen  Artikel  vom  Besitzer  innerhalb 
sechs  Wochen  vom  Tage  der  an  die  anbietende  Partei 
ergangenen  Verständigung  von  der  Übernahme  effektiv 
zu  beziehen.  Die  allfälligen  Kosten  der  Einlagerung,  Ver¬ 
sicherung  etc.  gehen  bis  zum  Tage  der  effektiven  1  ber¬ 
nahme  zu  Lasten  des  Warenbesitzers. 

§  10.  Die  Baumwollzentrale- Aktiengesellschaft  ist  ver¬ 
pflichtet,  die  von  ihr  auf  Grund  dieses  Anbotverfahrens 
(§§  4  bis  7)  erworbenen  Artikel  vom  Abgeber  nach 
Menge  und  Beschaffenheit  an  dem  von  ihr  bezeichneten 
Orte  zu  übernehmen  und  ihm  den  von  der  Kommission 
(§  7)  festgesetzten  Preis  ab  Übernahmsstätte  innerhalb 
vierzehn  Tagen  zu  bezahlen. 

Die  Baumwollzentrale-Aktiengesellschaft  ist  ver¬ 
pflichtet,  die  von  ihr  auf  Grund  des  Anbotzwanges  oder 
freihändig  erworbenen  Artikel  zu  dem  von  der  Kom¬ 
mission  festgestellten  Preis  zuzüglich  der  effektiven  Aus¬ 
lagen  für  Fracht,  Versicherung,  Stempel  etc.  und  zu¬ 
züglich  der  in  der  Konzessionsurkunde  der  Baunnvoll- 
zentrale-Aktiengesellschaft  festgesetzten  prozentuellen 
Durchführungsprovision  an  die  vom  Handelsministerium 
bezeichnete  Behörde  oder  Stelle  zu  liefern. 

§  11.  Zur  Sicherung  der  Einhaltung  der  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  werden  vom  Handelsministerium  Kon¬ 
trollorgane  aufgestellt,  die  zu  allen  von  der  Verordnung 
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betroffenen  Betrieben  jederzeit  Zutritt  haben  und  denen 
auf  Verlangen  Einsicht  in  alle  einschlägigen  Geschäfts¬ 
bücher,  Korrespondenzen  und  sonstigen  Aufschreibungen 
zu  gewähren  ist. 

§  12.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  Vereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  werden,  sofern  sie  nicht 
unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fallen,  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  be¬ 
straft. 

§  13.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit.  Mit  diesem  Tag  treten  die  Be¬ 
stimmungen  der  §§  1  bis  6  der  Ministerialverordnung 
vom  11.  November  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  335,  außer  Kraft. 


Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verordnung  vom 
io.  April  1916  wurde  auf  Grund  der  kaiserlichen  Ver¬ 
ordnung  vom  31.  Juli  1914  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr 
von  Mützenschirmen  aller  Art  sowie  Wildleder  (Elch-, 
Hirsch-,  Reh-  und  Wildschweinsleder)  verboten. 

Bekanntmachung,  betreffend  die  verlängerten 
Prioritätsfristen.  Der  Bundesrat  hat  am  8.  April  1916 
folgende  Verordnung  erlassen: 

Im  §  1,  Absatz  1,  der  Verordnung,  betreffend  die  Ver¬ 
längerung  der  im  Artikel  4  der  revidierten  Pariser  Über¬ 
einkunft  zun  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums  vom 
2.  Juni  1 9 1 1  vorgesehenen  Prioritätsfristen,  vom  7.  Mai 
I9I51),  werden  die  Worte  „längstens  aber  bis  zum 

30.  Juni  1916“  gestrichen. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Verkündung 
in  Kraft. 

Höchstpreise  für  Baumwollspinnstoffe  und 
Baumwollgespinste.  Eine  den  zuständigen  Stellen  zur 
Veröffentlichung  übermittelte  Bekanntmachung  des  könig¬ 
lich  preußischen  Kriegsministeriums  lautet: 

Auf  Grund  des  Gesetzes  über  den  Belagerungszustand 
vom  4.  Juni  1851  —  in  Bayern  auf  Grund  des  bayerischen 
Gesetzes  über  den  Kriegszustand  vom  5.  November  1912 
in  Verbindung  mit  der  Allerhöchsten  Verordnung  vom 

31.  Juli  1914  —  wird  nachstehende  Bekanntmachung 
mit  dem  Bemerken  zur  allgemeinen  Kenntnis  gebracht, 
daß  Zuwiderhandlungen  nach  der  Vorschrift  des  Ge¬ 
setzes,  betreffend  Höchstpreise,  vom  4.  August  1914,  in 
der  Fassung  vom  17.  Dezember  1914,  der  Bekannt¬ 
machungen  über  die  Änderung  dieses  Gesetzes  vom 
21.  Januar  1915  und  vom  23.  September  1915  bestraft 
werden,  sofern  nicht  nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen 
höhere  Strafen  angedroht  sind. 

§  1.  Es  dürfen  nicht  übersteigen  die  Preise: 

a)  für  Baumwolle,  Linters,  Baumwollabgänge,  Baum- 
wollabfälle  und  Kunstbaumwolle  die  in  der  Preistafel  1 
(„Baumwollhöchstpreise“), 

b)  für  Baumwollgespinste  die  in  der  Preistafel  2 
(„Baumwollgarnhöchstpreise“)  genannten  Sätze. 

Sind  in  vor  dem  1.  April  1916  abgeschlossenen  Ver¬ 
trägen  höhere  Preise  vereinbart,  so  findet  §  10  der  Be¬ 
kanntmachung,  betreffend  Beschlagnahme  baumwollener 
Spinnstoffe  und  Garne,  Anwendung. 

§  2.  Von  den  Anordnungen  gegenwärtiger  Bekannt¬ 
machung  sind  ausgenommen : 

1.  Baumwolle,  Baumwollabgänge  und  Baumwoll- 
abfälle,  welche  nach  dem  15.  Juni  1915, 

2.  Linters  und  Kunstbaumwolle,  welche  nach  dem 
1.  Januar  1916  aus  dem  Ausland  nach  Deutschland  ein¬ 
geführt  worden  sind, 

3-  Baumwollgespinste,  die  ausschließlich  aus  in 
Ziffer  1  und  2  genannten  Baumwollspinnstoffen  her¬ 
gestellt  sind, 

*)  Vgl.  Nr.  20  des  »Handelsmuseums«  vom  20.  Mai  1915,  Seite  296. 


4.  Baumwollgespinste,  die  nach  dem  15.  Juni  1915 
vom  Ausland  nach  Deutschland  eingeführt  worden  sind. 

Die  von  der  deutschen  Heeresmacht  besetzten  feind¬ 
lichen  Gebiete  sowie  das  zum  Deutschen  Reiche  gehörige 
Zollausland  gelten  nicht  als  Ausland  im  Sinne  dieser 
Bekanntmachung. 

^  3-  Die  Baumwollhöchstpreise  gelten  ab  Lagerstelle 
bei  sofortiger  Zahlung  ohne  Abzug. 

§  4.  Die  Baumwollgarnhöchstpreise  verstehen  sich  ab 
Fabrik  oder  Lagerstelle  bei  Zahlung  binnen  30  Tagen 
mit  2  vom  Hundert  Kassenabzug. 

Bei  Bündelgarnen  soll  das  gepreßte  Bündel  von  zehn 
Pfund  englisch  ohne  Schnüre,  Deckel  und  Papier  nicht 
weniger  als  97/8  Pfund  englisch  (4-480  kg)  oder  bei 
metrischer  Numerierung  4-938  kg  netto  Garn  wiegen. 
Abweichungen  sind  zu  vergüten.  Bei  Hülsengarnen  ver¬ 
stehen  sich  die  Preise  einschließlich  der  Hülsen. 

Das  Gewicht  der  Hülsen  soll  jedoch  bei  Warpcops 
und  Mulecops  auf  kurzen  Hülsen  i1/2  vom  Hundert,  bei 
Pincops  von  normaler  Größe  und  darüber,  ferner  bei 
Trosseicops  auf  leichten  Hülsen  und  bei  Kreuzspulen 
2V2  vom  Hundert  des  berechneten  Copsgewichts  (Ge¬ 
wicht  von  Garn  und  Hülsen)  nicht  übersteigen.  Über¬ 
schreitet  das  Hülsengewicht  diese  Grenzen,  so  ist  der 
Unterschied  zwischen  dem  erlaubten  und  dem  tatsäch¬ 
lichen  Hülsengewicht  zum  vollen  Garnpreis  zu  vergüten. 

Trosseigarne  und  Zwirne  auf  schweren  Hülsen  werden 
ebenfalls  einschließlich  der  Hülsen,  die  Hülsen  also  zum 
Garnpreis  berechnet,  doch  sind  bei  Rücksendung  der 
Hülsen  innerhalb  üblicher  oder  angemessener  Zeit  die 
Hülsen  dem  Käufer  zum  Garnpreis  netto  zu  vergüten. 

Anderweitige  Vereinbarungen  über  Hülsenvergütung 
sind  nur  insoweit  zulässig,  als  sich  hierdurch  nicht  ein 
höherer  als  der  nach  §  1  zulässige  Höchstpreis  für  Garne 
errechnet. 

Ballenpackung  ist  frei.  Für  Kisten  kann  bis  M.  2-50 
für  das  Stück  berechnet  werden. 

Im  übrigen  gelten  die  im  „Deutschen  Baumwollgarn¬ 
kontrakt“  mit  Wortlaut  vom  22J23.  November  1912 
niedergelegten  technischen  Grundlagen. 

§  5-  Die  gegenwärtige  Bekanntmachung  tritt  am 
1.  April  1916  in  Kraft. 

Preistafel  1. 

Baumwollhöchstpreise. 
a)  Baumwolle. 

Preis  für 
1  kg-  in 
Pfennig 

1.  Nord-  und  mittelamerikanische  Baum¬ 


wolle: 

a)  ordinary  . 214 

b)  good  ordinary . 232 

c)  low  middling . 247 

d)  middling  gutfarbig,  28  mm . 260 

e)  fully  middling,  gutfarbig,  28  mm . 266 

f)  good  middling,  gutfarbig,  28  mm . 272 

g)  fully  good  middling,  gutfarbig,  28  mm  .  .  .  276 

h)  middling  fair,  gutfarbig,  28  mm . 282 


Für  Abweichungen  in  Klasse,  Stapel  und 
Farbe  sind  lediglich  die  üblichen  Zuschläge 


und  Abschläge  zulässig. 

2.  Ostindische  Baumwolle: 

a)  Scinde,  Bengal,  Klasse  fine . 210 

b)  Khandeish,  Omra,  Klasse  fine . 220 

c)  Comilla,  Tipperah,  Assam  .  .  . . 220 

d)  Dharwar,  Western,  Northern,  Madras,  Klasse 

good . 215 

e)  Coconada,  fair  red . 215 

f)  Bhownuggar,  Klasse  fine . 230 

g)  Broach,  Tinivelly,  Comptah,  Klasse  fine  .  .  .  235 

Für  abweichende  Klassen  sind  lediglich  die 
üblichen  Zu-  und  Abschläge  zulässig. 


3.  Afrikanische,  insbesondere  ägypti¬ 
sche,  ferner  Sea-Island-Ba  um  wolle: 
a)  oberägyptische  und  sonstige  nachstehend  nicht 
besonders  bezeichnete  Sorten  afrikanischer 
Herkunft: 
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Preis  für 
x  Aj'  in 
Pfennig 

niedrigste  Klasse  (fair) . 262 

oberste  Klasse  (fine) . 367 

b)  Mitafifi,  niedrigste  Klasse  (fair) . 295 

oberste  Klasse  (fine) . 410 

c)  Nubari,  niedrigste  Klasse  (middling)  ....  196 

oberste  Klasse  (fine) . 425 

d)  Joanovich,  Sakelaridis,  Sea  Island,  niedrigste 

Klasse  (fair) . 323 

oberste  Klasse  (fine) . 45° 

Für  abweichende  Klassen  im  Verhältnis. 

4.  Asiatische  Baumwolle1): 

asiatische  Baumwolle,  beste  Sorte . 250 

5.  Peru-  und  Brasil-Baumwolle1).  6- 

Peru-  und  Brasil-Baumwolle,  beste  Sorte  ....  300 


b)  L  i  n  t  e  r  s1). 


1.  Beste  spinnfähige  Linters . 180 

2.  Beste  Afritti  und  Scarto . 17° 

c)  Baumwollabgänge  und  Baumwoll- 
a  b  f  ä  1 1  e1). 

1.  Baumwollabfälle  ägyptischer  Herkunft,  beste 

Sorte . . 200 

2.  Sonstige  Baumwollabfälle,  beste  Sorte . 175 

d)  Kunstbaumwolle1). 

1  Kunstbaumwolle  aus  besten  Fäden . 200 

2.  Kunstbaumwolle  aus  gebrauchten  und  ungebrauch¬ 
ten  Stoffabfällen,  auch  gemischt  mit  Kunstbaum¬ 
wolle  aus  Garnabfällen,  beste  Sorte . 180 

Für  gefärbte  und  gebleichte  Baumwolle  u.  s.  w. 
treten  zu  obigen  Preisen  noch  angemessene  Ver¬ 
edelungszuschläge  hinzu. 


Preistafel  2. 

Baumwollgarnhöchstpreise. 

1.  Rohe  einfache  Garne,  ausschließlich  aus 
amerikanischer  Baumwolle,  auf  Kops : 

Nr.  20  englisch  Zettel  oder  Schuß . 

„  36  Zettel  und  Nr.  42  Schuß . 

2.  Rohe  einfache  Garne  aus  amerikanischer 
Baumwolle,  gemischt  mit  Baumwolle 
anderer  Herkunft,  jedoch  mit  mindestens 
einem  Drittel  des  Gewichts  in  Baumwolle  ameri¬ 
kanischer  Herkunft,  auf  Kops: 

Nr.  20  englisch . 

3.  Rohe  einfache  Garne  aus  ostindischer  oder 
ähnlicher  Baumwolle,  ferner  aus  nicht 
unter  Ziffer  2  fallenden  Baumwollmischutigen  und 
aus  Mischungen  vorwiegend  aus  Baumwolle  mit 
Zusatz  von  anderen  Spinnstoffen  einschließlich 
Kunstbaumwolle  (wollgemischte  Garne  u.  s.  w.), 
auf  Kops: 

Nr.  20  englisch . 

Sämtliche  Garne  der  Ziffern  I,  2  und  3  her¬ 
gestellt  nach  dem  Dreizylindersystem. 

Zu  1.,  2.  und  3.: 

Für  abweichende  Nummern  bestimmen  sich  die 
Höchstpreise  nach  folgenden  Abstufungen: 

a)  bei  Abschlüssen  bis  Nr.  26  englisch  einschließ¬ 
lich  (Basis  20/20  englisch)  ohne  Unterschied, 
ob  Zettel  oder  Schuß: 

Nr.  6/8  10/12  14 _ 16  18  20  22 _ 24 _ 26 

—12  — 10  — 8  — 6  — 3  —  +3  +6  +10 

b)  bei  Abschlüssen  von  Nr.  28 — 44  englisch  (Basis 
36/42  englisch)  : 

Kettgarne  28 _ 30 _ 32 _ 34 _ 36 _ 38 _ 40 

— 8  — 6  — 4  — 2  —  +4  +8 

Schußgarne  28 _ 30  32  34  36  38  40  42  44 

— 10  — 8  — 6  — 5  — 4  — 3  — 2  —  +4 

c)  bei  Abschlüssen  von  Strumpf-,  Zwirn-,  Trikot¬ 
oder  ähnlichen  weichgedrehten  Garnen  be¬ 
stimmen  sich  die  Höchstpreise  nach  der  Basis 
für  Nr.  20  englisch,  steigend  um  je  2  Pf.  für 
die  Nummer  bis  Nr.  50,  abwärts  fallend  bis  zu 
einem  Abschlag  von  10  Pf.  für  Nr.  10/12: 

Nr.  10/12  14  16  18  20  22 _ 24 _ 26 _ 28 

— 10  — 8  — 6  — 3  —  +4  +8  +12  +16 


Nr.  30  32 _ 34 _ 36 _ 38 _ 40 

+20  +24  +28  +32  +36  +40 

4.  Vigognegarne,  auf  Kops : 

Nr.  6  englisch . 325 

')  Geringere  Sorten  entsprechend  billiger. 


365 

435 


345 


335 


Preis  für 
1  kg  in 
Pfennig 

Abweichende  Nummern  nach  folgender  Ab¬ 
stufung  : 

3/4  5  6  7  8  9  10 _ 11 I2_ 

— 6  — 4  —  +8  +16  +28  +38  +48  +58 
Garne,  nach  dem  System  der  Zweizylinder¬ 
spinnerei  hergestellt,  auf  Kops: 

Nr.  6  englisch . 325 

Abweichende  Nummern  nach  folgender  Ab¬ 
stufung  : 

3/4567 _ 8 _ 9 _ 10/12 

— 4  — 2  —  +6  +12  +18  +24 

Rohe  einfache  Garne  aus  ägyptischer  oder 
aus  Sea-Island  -  Baumwolle,  auf  Kops.  Die 
Höchstpreise  setzen  sich  aus  folgenden  Werten  zu¬ 
sammen  : 

a)  Preis  der  verwendeten  Baumwollsorte  nach 
Maßgabe  der  Anlage  1,  vermehrt  um  den  Ab¬ 
fallzuschlag  von  15  v.  H.  bei  kardierten,  von 
25  v.  H.  bei  gekämmten  Garnen. 

b)  Spinnlohn:  Ausgangspunkt  =  Nr.  50  englisch 
mit  einem  Spinnlohn  von  200  Pf.  für  1  kg.  Für 
abweichende  Nummern  folgende  Skala: 

bis  Nr.  20  abwärts  4  Pf.  für  die  Doppel¬ 
nummer  weniger  als  der  Spinnlohn  für  Nr.  50, 
von  Nr.  20  abwärts  weiterhin  für  jede 
Doppelnummer  2  Pf.  weniger, 

von  Nr.  50  aufwärts  bis  Nr.  80  für  jede 
Doppelnummer  5  Pf.  mehr, 

von  Nr.  80  aufwärts  bis  Nr.  90  für  jede 
Doppelnummer  6  Pf.  mehr, 

von  Nr.  90  aufwärts  für  jede  Doppelnummer 
Doppelnummer  8  Pf.  mehr. 

Abfallgarne,  auf  Kops : 

a)  Nach  dem  Dreizylindersystem  gesponnen: 

Nr.  6  englisch . 275 

Abweichende  Nummern  nach  folgender  Ab¬ 
stufung  : 

3/5  6  7/8 _ 9/io _ 11  / 12_ 

—1  —  +1  +2  +3 

b)  Nach  dem  Zweizylindersystem  gesponnen: 

Nr.  6  englisch . 285 

Abweichende  Nummern  nach  folgender  Ab¬ 
stufung  : 

3/4567  8  9 _ io/i2_ 

— 4  — 2  —  +6  +12  +18  +24 

c )  Nach  dem  System  der  Vigognespinnerei  her¬ 
gestellt: 

Nr.  6  englisch . 285 

Abweichende  Nummern  nach  folgender  Ab¬ 
stufung: 

3/4567  § _ 9 _ 10 _ II _ 12 

— 6  — 4  —  +8  +16  +28  +38  +48  +58 


d)  Abfallgarne  Nr.  1  und  2  englisch  (sogenannte 
Schlauchkops) : 

Nr.  2  englisch,  beste  Sorte . 205 

Geringere  Sorten  und  stärkere  Nummern 
entsprechend  billiger. 


Zwirne,  ferner  Strick-  und  Stopfgarne: 

Als  Höchstpreis  für  zwei-  oder  mehrfach  gezwirnte 
Garne  in  Bündeln  oder  auf  Kreuzspulen  ohne  Rücksicht 
auf  die  Drehung  gilt  der  Garnpreis,  vermehrt  um  folgende 
Zuschläge  für  1  kg : 


bis  Nr.  12  englisch 
Nr.  14/20  „ 

„  24/26 
„  28/32 
»  36 

„  40/42 
„  50/54 


„  60 
„  80 
„  100 
„  120 
„  140 
„  160 
180 
„  200 


yy 


.  48  Pf, 
.  64  „ 

•  72  „ 

.  80  „ 

.  96  „ 

.  104  „ 

.  128  „ 

•  150  „ 

.  200  „ 

.  238  „ 

•  308  „ 

•  392  „ 

.  490  „ 

•  588  „ 

•  700  „ 


Dazwischen  liegende  Nummern  nach  Verhältnis.  Für 
gezwirnte  Zwirne,  sogenannte  Kordonnets,  bestimmt  sich 
der  Höchstpreis  durch  Zuschlag  auf  die  Zwirnpreise  von 
33  Pf.  für  1  kg  für  die  Nummern  bis  Nr.  36  ein¬ 


schließlich, 

52  Pf.  für  1  kg  für  die  Nummern  bis  Nr.  80  ein¬ 
schließlich. 
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75  Pf.  für  1  kg  für  die  Nummern  über  Nr.  80. 

Für  Aufmachung  auf  Kops  ist  der  handelsübliche  Ab¬ 
schlag  zu  berechnen.  Für  Aufmachung  in  Zweileas  darf 
der  handelsübliche  Zuschlag  berechnet  werden. 

Bei  Strick-,  Stick-,  Stopf-  und  Häkelgarnen  in  handels¬ 
fertigen  Aufmachungen  für  den  Kleinverkauf  sind  die 
Bestimmungen  über  die  Höchstpreise  von  Zwirnen  nicht 
anwendbar. 

9.  Veredelte  Garne  und  Zwirne,  mit  Aus¬ 
nahme  von  Näh  faden  und  Nähzwirnen: 

a)  Für  gefärbte,  melierte,  merzerisierte  und  gasierte 
Garne  und  Zwirne  tritt  zum  Garn-,  beziehungsweise 
Zwirnpreise  ein  angemessener  Veredelungszuschlag 
hinzu. 

b)  Gebleichte  Garne  und  Zwirne. 

Zuschlag  auf  die  Garn,  beziehungsweise  Zwirnpreise 
für  1  kg  30  Pf. 

10.  Besondere  Aufmachungen: 

Soweit  der  Höchstpreis  für  Kopsaufmachung  bestimmt 
ist,  kann  für  die  Aufmachung  in  Bündeln,  auf  Kreuz¬ 
spulen  oder  als  Knäuelwarps  zu  dem  Kopspreise 

ein  Zuschlag  von . 3  v.  H. 

für  die  Aufmachung  in  Zweileas  ein  solcher  von  6  v.  H. 
hinzugerechnet  werden. 

Höchstpreise  für  Schwefelsäure  und  Oleum. 

Unterm  8.  April  1916  wurde  auf  Grund  des  §  5  der 
Verordnung,  betreffend  die  private  Schwefelwirtschaft, 
vom  13.  November  19151)  folgendes  bestimmt: 

§  1.  Der  Preis  für  Schwefelsäure  und  Oleum  darf 
folgende  Sätze  nicht  übersteigen: 

a)  G loversäure:  330  M.  für  1000  kg  Schwefelinhalt 
im  Erzeugnis,  abzüglich  15  M.  für  1000  kg  Erzeugnis 
in  abgelieferter  Beschaffenheit. 

b)  helle  Kammersäure  sowie  höhergrädige  Säure  und 
Oleum:  470  M.  für  1000  kg  Schwefelinhalt  im  Erzeugnis, 
abzüglich  45  M.  für  1000  kg  Erzeugnis  in  abgelieferter 
Beschaffenheit. 

Diese  Preise  gelten  für  verpackte  Ware  frei  Bahn¬ 
station  der  Erzeugungsstelle  und  schließen  die  nach  der 
Verordnung,  betreffend  die  private  Schwefelwirtschaft, 
vom  13.  November  1915  zu  entrichtende  Umlage  ein. 

Insoweit  als  Schwefelsäure  und  Oleum  für  besondere 
Anwendungsfälle,  wie  chemische  Analysen,  wegen  ihrer 
besonderen  Beschaffenheit  im  Frieden  gegenüber  den 
für  helle  Kammersäure  friedensüblichen  Preisen  mit 
Preisaufschlägen  belegt  waren,  dürfen  die  friedens¬ 
üblichen  Aufschläge  auf  die  im  Absatz  1  unter  b  ver- 
zeichneten  Preise  berechnet  werden. 

§  2.  Diese  Anordnung  tritt  mit  dem  15.  April  1916 
in  Kraft. 

Verkehr  mit  Verbrauchszucker.  Der  Bundesrat  hat 
am  10.  April  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Zur  Regelung  des  Verkehrs  mit  Verbrauchszucker 
(Zucker)  wird  eine  Reichszuckerstelle  errichtet.  Sie  ist 
eine  Behörde  und  besteht  aus  einem  Vorsitzenden,  einem 
oder  mehreren  stellvertretenden  Vorsitzenden  und  einer 
vom  Reichskanzler  zu  bestimmenden  Anzahl  von  Mit¬ 
gliedern. 

Der  Vorsitzende  und  die  stellvertretenden  Vorsitzenden 
sowie  die  Mitglieder  werden  vom  Reichskanzler  ernannt. 

Die  Aufsicht  führt  der  Reichskanzler.  Er  erläßt  die 
näheren  Bestimmungen. 

§  2.  Die  Reichszuckerstelle  hat  für  die  Verteilung  der 
Zuckervorräte  auf  die  Kommunalverbände  (§§  3  bis  9), 
gewerblichen  und  sonstigen  Betriebe  (§  10)  sowie  auf 
die  Heeresverwaltungen  und  die  Marineverwaltung 
(§  ir)  zu  sorgen. 

§  3.  Der  Reichskanzler  bestimmt  die  Grundsätze  für 
die  Bemessung  des  Zuckerverbrauchs  der  Zivilbevölke¬ 
rung.  Dabei  ist  der  Bedarf  für  die  Obstverwertung  im 
Haushalt  zu  berücksichtigen. 

Er  bestimmt  ferner,  nach  welchen  Grundsätzen  die  in 
den  einzelnen  Kommunal  verbänden  vorhandenen  Vorräte 
anzurechnen  sind. 

')  Vgl.  Nr.  47  des  »Handelsmuseums«  vom  25.  November  1915,  Seite  735. 


§  4.  Die  Reichszuckerstelle  überweist  den  Kommunal- 
vei  bänden  Bezugsscheine  über  die  Zuckermengen,  die 
gemäß  §  3  auf  jeden  Kommunalverband  entfallen.  Die 
Landeszentralbehörden  können  besondere  Vermittlungs¬ 
stellen  errichten,  die  die  auf  die  Kommunalverbände  ihres 
Bezirkes  entfallende  Gesamtmenge  unterverteilen. 

Die  Kommunalverbände  können  den  auf  sie  entfallenden 
Zucker  selbst  beziehen  oder  die  Bezugsscheine  an  den 
Handel  weitergeben. 

§  5.  Die  Kommunalverbände  haben  den  Verbrauch  von 
Zucker  in  ihrem  Bezirke  zu  regeln,  soweit  nicht  die 
§§  10  und  11  Anwendung  finden.  Sie  können  insbesondere 
vorschreiben,  daß  Zucker  an  Verbraucher  nur  gegen 
Zuckerkarten  abgegeben  werden  darf. 

Aus  den  auf  die  Kommunal  verbände  nach  §§3  und  4 
entfallenden  Mengen  ist  auch  der  Bedarf  der  Gasthäuser, 
Bäckereien  und  Konditoreien  zu  decken. 

Die  Landeszentralbehörden  können  die  Art  der  Regelung 
vorschreiben. 

Die  Verbrauchsregelung  greift  nicht  Platz  gegenüber 
Personen,  die  von  den  Heeresverwaltungen  und  der  Ma¬ 
rineverwaltung  mit  Zucker  versorgt  werden. 

§  6.  Die  Kommunalverbände  haben  Höchstpreise  für  den 
Verkauf  an  die  Verbraucher  festzusetzen. 

Diese  Preise  sind  Höchstpreise  im  Sinne  des  Gesetzes, 
betreffend  Höchstpreise,  vom  4.  August  1914  in  der  Fas¬ 
sung  der  Bekanntmachung  vom  17.  Dezember  1914,  in 
Verbindung  mit  den  Bekanntmachungen  vom  21.  lanuar 
1915  und  vom  23.  September  1915. 

§  7.  Die  Kommunalverbände  können  die  käufliche  Über¬ 
lassung  des  in  ihren  Bezirken  vorhandenen  Zuckers  an 
sich  oder  an  die  von  ihnen  benannten  Stellen  oder  Per¬ 
sonen  verlangen.  Dies  gilt  nicht  für  die  im  §  14,  Ab¬ 
satz  2,  genannten  Vorräte.  Erfolgt  die  Überlassung  nicht 
freiwillig,  so  kann  das  Eigentum  durch  den  Beschluß  der 
zuständigen  Behörde  übertragen  werden.  Das  Eigentum 
geht  über,  sobald  der  Beschluß  dem  Besitzer  zugeht. 

Der  Übernahmspreis  wird  unter  Berücksichtigung  des 
Höchstpreises  und  der  Beschaffenheit  des  Zuckers  von  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  endgültig  festgesetzt. 

§  8.  Die  Konnnunalverbände  haben  der  Reichszucker¬ 
stelle  auf  Verlangen  Auskunft  zu  erteilen.  Die  Reichs¬ 
zuckerstelle  ist  befugt,  mit  den  Landesvermittlungsstellen 
und,  wo  solche  nicht  bestehen,  mit  den  Kommunal¬ 
verbänden  unmittelbar  zu  verkehren. 

§  9.  Die  Kommunalverbände  können  den  Gemeinden 
die  Regelung  des  Verbrauchs  für  den  Bezirk  der  Ge¬ 
meinde  übertragen. 

Gemeinden,  die  nach  der  letzten  V olkszählung  mehr 
als  10.000  Einwohner  hatten,  können  die  Übertragung 
verlangen. 

Soweit  die  Regelung  den  Gemeinden  übertragen  wird, 
gelten  die  §§  4  bis  8  und  15  für  die  Gemeinden  ent¬ 
sprechend. 

§  10.  Der  Reichskanzler  bestimmt,  in  welchem  Umfang 
und  unter  welchen  Bedingungen  Zucker  in  gewerblichen 
und  sonstigen  näher  zu  bezeichnenden  Betrieben  mit  Aus¬ 
nahme  der  im  §  5,  Absatz  2,  genannten  bezogen  und  ver¬ 
wendet  werden  darf.  Er  ist  namentlich  auch  befugt,  die 
nach  den  Verordnungen  vom  16.  Dezember  1915  und 
vom  28.  Februar  1916  für  gewerbliche  Betriebe,  in  denen 
Süßigkeiten  oder  Schokolade  oder  beides  hergestellt 
werden,  zur  Verarbeitung  zugelassenen  Zuckermengen 
anderweit  festzusetzen. 

Die  Reichszuckerstelle  erteilt  die  erforderlichen  Be¬ 
zugsscheine. 

Wer  Zucker  gewerblich  verarbeiten  will,  hat  die  zur 
Ermittlung  seines  Zuckeranteils  erforderlichen  Angaben 
der  Reichszuckerstelle  zu  machen.  Dies  gilt  nicht  für  die 
im  §  5,  Absatz  2,  genannten  Betriebe. 
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§  ii.  Die  Reichszuckerstelle  erteilt  die  Bezugsscheine 
für  Lieferungen  von  Zucker  an  die  Heeresverwaltungen 
und  die  Marineverwaltung.  Der  Reichskanzler  trifift  die 
näheren  Bestimmungen. 

§  12.  Die  Hersteller  von  Zucker  haben  den  Weisungen 
der  Reichszuckerstelle  zu  entsprechen.  Sie  dürfen  Zucker 
nur  nach  den  Anweisungen  der  Reichszuckerstelle  oder 
gegen  Bezugsscheine  abgeben.  Im  weiteren  Verkehre 
darf  Zucker  lediglich  gegen  Bezugsscheine  abgegeben 
und  bezogen  werden,  soweit  nicht  die  Kommunalverbände 
für  ihren  Bezirk  nach  §  5,  Absatz  t,  ein  anderes  be¬ 
stimmen.  Der  Handel  mit  Bezugsscheinen  ist  verboten. 

Die  Hersteller  von  Zucker  sind  verpflichtet,  Zucker  an 
die  von  der  Reichszuckerstelle  benannten  Abnehmer  zu 
liefern. 

Die  Reichszuckerstelle  erläßt  die  näheren  Bestim¬ 
mungen  ;  sie  kann  insbesondere  die  Bedingungen  der 
Lieferung  festsetzen. 

§  13.  Für  die  Ausstellung  der  Bezugsscheine  erhebt  die 
Reichszuckerstelle  eine  Gebühr.  Die  nähere  Bestimmung 
trifft  der  Reichskanzler. 

§  14.  Wer  mit  dem  Beginn  des  25.  April  1916  Zucker 
in  Gewahrsam  hat,  hat  bis  zum  26.  April  1916  den  Vorrat 
nach  Mengen  und  Eigentümern  der  zuständigen  Behörde 
des  Lagerungsorts  anzuzeigen.  Die  Anzeige  über  Vor¬ 
räte,  die  zu  dieser  Zeit  unterwegs  sind,  ist  unverzüglich 
nach  deren  Empfang  von  dem  Empfänger  zu  erstatten. 

Die  Anzeigepflicht  erstreckt  sich  nicht  auf: 

a)  Zucker,  der  im  Eigentum  des  Reiches,  eines  Bundes¬ 
staates  oder  Elsaß-Lothringens,  insbesondere  im  Eigen¬ 
tum  der  Heeresverwaltungen  und  der  Marineverwaltung 
steht ; 

b )  Zucker,  der  im  Eigentum  der  Zentraleinkaufsgesell¬ 
schaft  steht ; 

c)  Zucker,  der  im  Gewahrsam  von  Zuckerfabriken  ist; 

d)  Zuckervorräte,  die  insgesamt  10  kg  nicht  iiber- 
steigen. 

Der  Reichskanzler  erläßt  die  näheren  Bestimmungen. 
Er  kann  Wiederholungen  der  Anzeige  anordnen. 

§  15.  Die  Beauftragten  der  Kommunalverbände  und 
der  Reichszuckerstelle  sind  befugt,  in  die  Räume  der  ihrer 
Regelung  unterstehenden  Betriebe  einzutreten,  Auf¬ 
schlüsse  einzuholen  und  von  Geschäftsaufzeichnungen 
Einsicht  zu  nehmen.  Sie  sind  verpflichtet,  über  die  Ein¬ 
richtungen  und  Geschäftsverhältnisse,  die  hierbei  zu  ihrer 
Kenntnis  kommen,  Verschwiegenheit  zu  beobachten. 

§  16.  Die  zuständige  Behörde  kann  Betriebe  schließen, 
deren  Unternehmer  oder  Leiter  sich  in  Befolgung  der 
Pflichten,  die  ihnen  durch  diese  Verordnung  und  die  zu 
ihrer  Ausführung  erlassenen  Bestimmungen  auferlegt 
sind,  unzuverlässig  zeigen.  Gegen  die  Verfügung  ist 
Beschwerde  zuläsig.  Über  die  Beschwerde  entscheidet 
endgültig  die  höhere  Verwaltungsbehörde.  Die  Be¬ 
schwerde  hat  keine  aufschiebende  Wirkung. 

§  17.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den 
Vorschriften  dieser  Verordnung  zulassen. 

§  18.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung,  soweit  sie 
nicht  vom  Reichskanzler  oder  von  der  Reichszuckerstelle 
zu  treffen  sind.  Sie  können  anordnen,  daß  die  den  Kom¬ 
munalverbänden  und  Gemeinden  übertragenen  Befugnisse 
anstatt  durch  die  Kommunalverbände  und  Gemeinden 
durch  deren  Vorstand  wahrgenommen  werden.  Sie  be¬ 
stimmen,  wer  als  höhere  Verwaltungsbehörde,  zuständige 
Behörde,  Kommunalverband,  Gemeinde,  Vorstand  des 
Kommunalverbandes  und  Gemeindevorstand  im  Sinne 
dieser  Verordnung  anzusehen  ist. 

§  19.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  15.000  M.  wird  bestraft, 

1.  wer  den  auf  Grund  der  §§  5,  9,  des  §  10,  Satz  1, 


und  §  18,  Satz  1,  erlassenen  Bestimmungen  zuwider¬ 
handelt, 

2.  wer  vorsätzlich  die  nach  den  §§  10  und  14  erfor¬ 
derten  Anzeigen  innerhalb  der  gesetzten  Frist  nicht  er¬ 
stattet  oder  wissentlich  unrichtige  oder  unvollständige 
Angaben  macht, 

3.  wer  den  Vorschriften  des  §  12  oder  den  auf  Grund 
des  §  12  erlassenen  Bestimmungen  zuwiderhandelt, 

4.  wer  den  Vorschriften  des  §  15  zuwider  Verschwie¬ 
genheit  nicht  beobachtet  oder  der  Mitteilung  oder  Ver¬ 
wertung  von  Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnissen  sich 
nicht  enthält. 

Im  Falle  der  Nr.  4  tritt  Verfolgung  nur  auf  Antrag 
des  Unternehmers  ein. 

Neben  der  Strafe  kann  Zucker,  der  bei  einer  Bestands¬ 
aufnahme  nicht  oder  nicht  richtig  angegeben  worden  ist, 
eingezogen  werden. 

§  20.  Die  Verordnung  tritt  mit  Ausnahme  des  §  12, 
Absatz  1,  Satz  3,  mit  dem  Tag  der  Verkündung  in  Kraft. 
Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Inkraft¬ 
tretens  des  §  12,  Absatz  1,  Satz  3,  sowie  den  Zeitpunkt 
des  Außerkrafttretens  der  Verordnung. 

Bekanntmachung  über  die  Preise  für  Gemüse, 
Zwiebeln  und  Sauerkraut.  Unterm  8.  April  1916 
wurde  auf  Grund  der  Verordnung  des  Bundesrats  über 
die  Regelung  der  Preise  für  Gemüse  und  Obst  vom 
11.  November  19151)  folgendes  bestimmt: 

Einziger  Artikel.  Die  Bekanntmachungen  über  die 
Festsetzung  von  Preisen  für  Gemüse,  Zwiebeln  und 
Sauerkraut  vom  4.  Dezember  1915  und  25.  Januar  1916 
treten  bezüglich  der  Bestimmungen  über  die  Erzeuger¬ 
preise  für  Kohlrüben  (Steckrüben,  Wruken  oder  Dot- 
schen)  und  über  die  Herstellerpreise  für  Sauerkraut 
(Sauerkohl)  am  31.  Mai  1916,  im  übrigen  mit  dem  Tag 
der  Verkündung  xlieser  Bekanntmachung  außer  Kraft. 

Bekanntmachung  über  die  Rohfettübernahms¬ 
preise.  Unterm  11.  April  1916  wurden  auf  Grund  des 
§  5,  Satz  1,  der  Verordnung  des  Bundesrats  über  Roh¬ 
fette  vom  16.  März  1916  die  Höchstgrenzen  für  die  Roh- 
fettiibernahmspreise  wie  folgt  festgesetzt: 

1.  Für  frisches  Rinderfett: 

Mark  für 

'/,  k? 

Preisklasse  I  (Rohfettanfall  von  einem  Schlacht¬ 


tier  von  mehr  als  25  kg) . 1*53 

,,  II  (von  mehr  als  10  bis  25  kg)  .  .  .  r22 

,,  III  (von  mehr  als  5  bis  10  kg)  ....  0'82 

,,  IV  (von  5  kg  und  darunter) . 0*51 

2.  Für  die  übrigen  Rinder-  und  Schaffette: 

Mark  fiir 

‘/j  ke 

1.  Frisches  Schaf  fett . 1*22 

2.  Nicht  frisches  Rinderfett . 0'5i 

3.  Nicht  frisches  Schaffett . 0'5i 

4.  Abfallfette  (die  beim  Reinigen  und  Schleimen 

der  Därme  gewonnenen  Fette) . 0*51 

5.  Fettbrocken,  soweit  sie  sich  beim  Verkauf  von 

Fleisch  ergeben) . 0'5i 


Großbritannien  und  Irland. 

Neue  Einfuhrverbote.  Eine  Proklamation  vom 
30.  März  1916,  die  am  nämlichen  Tag  in  Kraft  getreten 
ist,  verbietet  die  Einfuhr  folgender  Waren  in  das  Ver¬ 
einigte  Königreich: 

Körbe  und  Korbwaren  (ausgenommen  solche  aus 
Bambus)  ; 

Zement ; 

Porzellan,  Steingut  und  Töpferwaren  (Cloisonne- 
Waren  nicht  inbegriffen)  ; 

Baumwollgarne,  Baumwollgewebe  am  Stück  und  Baum- 
wollwaren  aller  Art  mit  Ausnahme  der  Strumpfwaren 
und  Spitzen  (lace) ;  . 

*)  Vgl.  Nr  47  des  »Handelsmuseums«  vom  25.  November  1915,  ceite  732. 


20.  april  1916]  DAS  HANDELSMUSEUM. 


Messerschmiedwaren ; 
fette  Säuren ; 

Möbel,  Tischlerwaren  und  andere  Holzwaren,  ausge¬ 
nommen  lackierte  Gegenstände; 

Eisenwaren  und  Hohlglas; 

Öltuch ; 

Seife ; 

Spielzeug,  Spiele  und  Spielkarten; 

Holz  der  Buche,  Birke,  Ulme  und  Eiche; 

Wollwaren  aller  Art,  ausgenommen  Garne; 

Dieses  Verbot  soll  indessen  nicht  Anwendung  finden 
auf  Waren,  die  mit  Bewilligung  des  „Board  of  Trade“ 
und  gemäß  den  für  solche  Bewilligungen  aufgestellten 
Vorschriften  und  Bedingungen  eingeführt  werden. 

Schweiz. 

Herstellung  und  Höchstpreise  der  Teigwaren. 

Eine  V  erfügung  des  schweizerischen  Militärdepartements 
vom  18.  Februar  1916  lautet: 

1.  Von  heute  an  haben  nachstehende  Höchstpreise  für 
den  Verkauf  von  Teigwaren  durch  die  Fabrikanten 
Gültigkeit: 

82  Francs  für  „Prima“,  87  Francs  für  „Superieure“, 
pro  100  kg  netto,  Packung  inbegriffen,  franko  Talbahn¬ 
stationen  der  Schweiz. 

2.  Die  V  erwendung  von  Mahlprodukten  aus  Brot¬ 
getreide  (Vollmehl,  Grieß,  Dunst,  Weißmehl)  zur  Her¬ 
stellung  von  Teigwaren  ist  verboten. 

3.  Es  ist  den  Teigwarenfabrikanten  verboten,  Grieß 
und  Dunst  käuflich  oder  anderswie  unter  sich  oder  an 
Drittpersonen  abzutreten. 

4.  Für  Widerhandlungen  gegen  die  Bestimmungen 
dieser  Verfügung  finden  die  in  Artikel  6  des  Bundesrats¬ 
beschlusses,  betreffend  die  Sicherung  der  Brotversorgung 
des  Landes,  vom  27.  August  1914,  festgesetzten  Strafen 
Anwendung.  Zur  Aburteilung  dieser  Fälle  sind  gemäß 
Bundesratsbeschluß  vom  12.  Februar  1916  die  kantonalen 
Gerichte  zuständig. 

Unabhängig  von  der  gerichtlichen  Verfolgung  der 
Übertretungen  kann  durch  das  schweizerische  Militär¬ 
departement  Mühlen  und  Teigwarenfabrikanten  die  Lie¬ 
ferung  von  Hartweizen,  beziehungsweise  Grieß  und  Dunst 
bis  auf  die  Dauer  von  drei  Monaten  entzogen  werden. 

Niederlande. 

Freigabe  der  Ausfuhr  von  Bohnen,  Blumenkohl 
und  Möhren.  Der  Minister  für  Landwirtschaft,  Indu¬ 
strie  und  Handel  hat  angeordnet,  daß  vom  8.  April  1916 
angefangen  alle  Sorten  Schnittbohnen,  Spersiebohnen 
und  Heinrichs-Riesenbohnen  sowie  Blumenkohl  und 
Möhren  zeitweilig  frei  ausgeführt  werden  können. 

Dänemark. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  eine  Verordnung  des 
dänischen  Justizministeriums  vom  3.  April  1916  wurde 
bis  auf  weiteres  jede  Ausfuhr  nachstehender  Waren  aus 
Dänemark  verboten: 

Wachs,  Lederputzschmiere,  Lederfettwichse,  Putz¬ 
pomade  und  Putzschmiere  für  Metalle  sowie  die  zur 
Herstellung  dieser  Waren  erforderlichen  Rohstoffe,  und 
zwar  außer  den  bereits  früher  verbotenen  Stoffen  Pa¬ 
raffin,  Zeresin  und  Terpentin  auch  Karnaubawachs  und 
Japan  wachs  ferner  Kalbsmägen. 

Diese  Verordnung  ist  sofort  in  Kraft  getreten. 

Schweden. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Laut  Nachricht  aus  Stock¬ 
holm  wurden  in  Schweden  ab  15.  April  1916  neue  Aus¬ 
fuhrverbote  erlassen  für  Nutzholz,  unbearbeitet,  und  be-  | 


hauene  oder  gesägte  Holzwaren  aus  Buche,  Kalihydrat 
und  Natronhyrat,  fest  oder  flüssig,  Kaliumkarbonat  und 
Natriumkarbonat,  kristallisiert  oder  kalziniert,  Erdfarben, 
ausgenommen  Kreide,  gebrannt,  gemahlen  oder  ge¬ 
schlemmt,  trocken  oder  teigförmig,  Bleiweiß,  Zinkweiß, 
Zinksulfit  weiß,  Barytweiß,  Mennige,  Zinnober,  Ultra¬ 
marin,  Kobaltfarben,  Mineralfarben. 

Norwegen. 

Ausfuhrverbot.  Durch  ein  Rundschreiben  des  De¬ 
partements  des  Äußern  wurde  vom  23.  März  1916  ab 
die  Ausfuhr  von  W  a  1 1  r  a  n  verboten. 

Rumänien. 

Moratorium.  Durch  königliches  Dekret  wurde  das 
Moratorium  für  ausländische  Schulden  bis  10.  August 
1916  verlängert. 
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Bewilligung  zu  Reisen  nach  Serbien.  Wie  bereits 
mitgeteilt1),  haben  Bewerber  bei  Reisen  aus  Österreich 
nach  Belgrad,  im  Ausnahmsfalle  auch  in  das  Innere 
Serbiens,  ihr  Ansuchen  um  Reisebewilligung  an  die  Di¬ 
rektion  des  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  zu 
richten.  Direkt  an  das  Paßamt  einlangende  Ansuchen  um 
Bewilligung  geschäftlicher  Reisen  bleiben  unberücksich¬ 
tigt.  Die  Bewerber  haben  einen  von  der  zuständigen  Po¬ 
lizeibehörde  ordnungsgemäß  ausgestellten  Paß  mit  der  aus¬ 
drücklichen  Bestimmung  für  Reisen  nach  Belgrad  unter 
Angabe  und  Bescheinigung  des  Reisezweckes  an  das 
k.  k.  österreichische  Handelsmuseum  einzusenden,  worauf 
die  Entscheidung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  telegraphisch  ein¬ 
geholt  wird.  Die  Anwortdepesche  des  Paßamtes  gilt,  falls 
hierdurch  die  Bewilligung  zur  Reise  erteilt  wurde,  für 
den  Bewerber  als  Grenzübertrittsbewilligung.  Die  Inter¬ 
ventionskosten  sind  von  der  Partei  zu  erlegen. 

Außenhandel  und  Wirtschaftslage  Argentiniens. 

Aus  Buenos  Aires  wird  uns  geschrieben : 

Die  Ziffern  des  argentinischen  Außenhandels  pro  1915 
tragen  in  ihrer  Abnormität  deutlich  die  Spuren  der 
Kriegszeit  an  sich.  Denn  während  der  Import  bloß 
226,892.733  Goldpesos  erreicht  (gegen  das  Vorjahr  um 
44-925-t67  weniger),  ist  der  Export  auf  die  Rekordhöhe 
vou  558,280.643  Goldpesos  emporgeschnellt  (gegen  das 
Vorjahr  um  209,026.052  mehr  oder  etwa  eine  Milliarde 
Kronen!).  Natürlich  ist  dies  letztere  nicht  allein  der  Zu¬ 
nahme  der  Ausfuhr  der  Menge  nach,  sondern  vielmehr 
dem  Wert  derselben  zu  verdanken.  Immerhin  war  die 
Ausfuhr  an  Getreide  1915  enorm  (ca.  600.000  t  Hafer, 
4,330-000  t  Mais  und  2,511.000  t  Weizen).  An  dem 
Plus  von  1915  waren  die  Produkte  der  Viehzucht  mit 
67  Millionen,  des  Ackerbaues  mit  128  Millionen  und  der 
Forstwirtschaft  mit  10  Millionen  Goldpesos  beteiligt. 
Wenn  auch  diese  so  abnorm  günstige  Handelsbilanz  nicht 
auch  einen  Schluß  auf  eine  gleich  günstige  Zahlungs¬ 
bilanz  zuläßt,  so  ist  immerhin  der  Vorteil  für  das  Land 
ein  ungeheurer.  Die  Erschöpfung  der  Warenbestände 
ist  eine  derartig  vollkommene,  die  Schwierigkeit  des 
Imports,  insbesondere  für  Luxuswaren  eine  so  große,  die 
Unfähigkeit  des  Landes,  sich  ohne  fremdes  Kapital  eine 
halbwegs  nennenswerte  Industrie  zu  schaffen,  eine  der¬ 
artig  absolute,  daß  nach  der  Beendigung  des  Krieges  Ar¬ 
gentinien  wieder  ein  guter  Käufer  werden  wird,  um¬ 
somehr,  als  doch  noch  geraume  Zeit  die  Gründe  andauern 
werden,  die  die  große  Nachfrage  nach  den  landwirt- 


*)  Vgl.  Nr.  15  des  »Handelsmuseums«  vom  13.  1.  M.,  Seite  216. 
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schaftlichen  und  Viehzuchtprodukten  Argentiniens  zum 
Resultate  haben,  und-  hierdurch  eine  Kaufkraft  und  an¬ 
dere,  wie  z.  B.  Pferdeexport  zu  Zuchtzwecken,  hinzu¬ 
treten  werden.  Gerade  dann  wird  sich  wohl  auch  unserer 
Kaufmannschaft  ein  günstiges  Feld  bieten.  So  paradox 
es  klingt,  der  Krieg  hat  in  mancher  Beziehung  für  uns 
—  natürlich  für  Deutschland  in  erster  Linie  —  wirt- 
schaftliche  Reklame  gemacht. 

Viele,  die  Österreich-Ungarn  bisher  kaum  dem  Namen 
nach  kannten,  jedenfalls  mit  diesem  staatlichen  Begriff 
keine  richtige  Vorstellung  verknüpften,  sehen  jetzt  mit 
unverhohlenem  Staunen  die  mächtige  Organisation,  die 
zähe  Widerstandskraft  und  die  Anpassungsfähigkeit 
unseres  wirtschaftlichen  Organismus  sich  bewähren. 
Allerdings  tut  die  argentinische  Presse  alles,  um  unsere 
diesbezüglichen  Leistungen  herabzusetzen. 

Ein  weiterer  Umstand,  der  nach  Beendigung  des 
Krieges  den  argentinischen  Handel,  Import  sowohl  wie 
Export,  fördern  wird,  ist  darin  zu  sehen,  daß  wieder  ein 
normaler  Tonnengehalt  demselben  zur  Verfügung  stehen 
wird.  Die  Gründe  sind  bekannt,  die  zur  Einschränkung 
der  Schiffahrt  auf  allen  Meeren  führen:  die  Lahmlegung 
der  deutschen,  österreichisch-ungarischen,  russischen, 
teilweise  auch  der  griechischen  Handelsflotte,  die  Re¬ 
quisition  unzähliger  Schiffe  durch  die  Kriegführenden, 
besonders  England,  das  einen  großen  Teil  seiner  Han¬ 
delsflotte  in  den  Staatsdienst  gestellt  hat,  die  Arbeit  der 
deutschen  und  unserer  Unterseeboote,  endlich  der  Aus¬ 
fall  in  der  Schiffsbautätigkeit  Englands  haben  eine  enorme 
Steigerung  in  den  Frachtraten  herbeigeführt.  Von  15  bis 
18  sh.  in  normalen  Zeiten  sind  die  Frachtraten  für  Ge¬ 
treide  nach  Europa  auf  nunmehr  120  sh.  gestiegen,  wobei 
noch  kein  Ende  dieser  Aufwärtsbewegung  abzusehen  ist 
und  beginnen  die  Estancieros  und  die  Regierung  ernst¬ 
lich  besorgt  zu  sein,  wie  es  überhaupt  möglich  sein  wird, 
das  Erträgnis  der  heurigen  Ernte,  die  zwar  durch 
Trockenheit  in  manchen  Gegenden  gelitten  hat,  aber  im 
allgemeinen  gut  zu  werden  verspricht,  zu  verschiffen. 
Eine  weitere  Folge  ist  natürlich,  daß  jeder,  der  der  glück¬ 
liche  Besitzer  eines  noch  so  alten  Schiffes  ist,  dasselbe 
zu  unerhörtem  Preise  verkaufen  will ;  schon  mehrere  der 
ohnehin  nicht  zahlreichen  Schiffe  der  argentinischen 
Handelsmarine  sind  in  den  Besitz  englischer  Firmen 
übergegangen,  die  dafür  hohe  Preise  zahlten ;  andere,  die 
Küstenschiffahrt  besorgten,  sind  diesem  wichtigen  Dienst 
entzogen  worden  und  machen  jetzt  die  viel  einträglichere 
Reise  nach  Europa.  Ist  es  doch  vorgekommen,  daß  Schiffe 
sich  bereits  nach  der  zweiten  Reise  voll  bezahlt  gemacht 
hatten. 

Im  übrigen  ist  die  wirtschaftliche  Lage  im  ganzen 
stationär,  man  hat  sich  an  die  Einschränkung  der  Ge¬ 
schäftstätigkeit  gewöhnt  und  harrt  in  Resignation  einer 
besseren  Zeit,  die  nach  der  Beendigung  des  europäischen 
Krieges,  wie  man  wohl  mit  Recht  hofft,  anbrechen  wird. 


Inbulh'ie*  Jttttbroivtfdjrtft* 


Die  Roheisenproduktion  Englands.  Die  Roheisen¬ 
erzeugung  Großbritanniens  belief  sich  im  Jahr  1915  auf 
8,934.357  t  und  hat  daher  gegen  1914  um  rund  215.600  t 
abgenommen.  Gegenüber  dem  letzten  Friedensjahr  1913 
stellt  sich  der  Ausfall  auf  1,715.300  t.  Die  Gewinnung 
in  den  einzelnen  Sorten  ist  für  die  1913  bis  1915  aus 
folgender  Zusamenstellung  des  „Berliner  Tageblattes“ 
ersichtlich  (in  Tonnen): 


Puddcl-  und 
Gießerei¬ 
roheisen 


Hämatit 


Spiegeleisen 

Bessemer  und  zusammen 

Roheisen  Legierung 


1913 

1914 
I9U 


4,006.229  4,122.623  2,159.711  361.086  10,649.628 

3,475»376  3,287.166  2,039.759  34I-736  9,149.992 

2,639.200  3,621.304  2,309.047  259.572  8,934.357 


Der  Roheisenverbrauch  Großbritanniens  betrug  im  Jahr 
1915  8'4  Millionen  t  gegen  8*5  und  9'8  Millionen  t  in 
den  Jahren  1914  und  1913  —  die  Zahl  der  1915  be¬ 
stehenden  Hochöfen  stellte  sich  auf  489;  unter  Feuer 
standen  291.  Wie  aus  obigen  Zahlen  hervorgeht,  ist  die 
großbritannische  Roheisenerzeugung  von  1914  auf  1915 
in  stärkerem  Maße  gesunken  als  der  Roheisenverbrauch. 
Es  mußte  daher,  um  den  inländischen  Bedarf  decken  zu 
können,  die  Ausfuhr  eingeschränkt  werden.  Ausgeführt 
wurden  nämlich  an  Roheisen  1913  962.418  t,  I9J4 
679.679  t  und  1915  516.677  t.  Die  Ausfuhr  ist  im  Kriege 
also  fast  auf  die  Hälfte  zurückgegangen. 

Trockenanlagen  in  Deutschland.  Wie  in  der  Fach¬ 
presse  berichtet  wird,  ist  zum  Studium  der  Vorgänge 
beim  Trocknen  von  Feldfrüchten,  Gartenerzeugnissen, 
Textilrohstoffen  u.  s.  w.  seit  einiger  Zeit  in  Dresden  eine 
Versuchstrockenanlage  im  Gange,  deren  Arbeiten  bereits 
so  weit  vorgeschritten  sein  sollen,  daß  in  Kürze  außer¬ 
ordentlich  wichtige  und  interessante  Vorschläge,  ins¬ 
besondere  auch  zur  Verwendung  der  Abwärme  bei 
solchen  Anlagen  zu  erwarten  sind.  Eine  Reihe  von  Kraft¬ 
werken  soll  sich  bereits  entschlossen  haben,  auf  Grund 
der  Ergebnisse  der  Versuche  Trockenanlagen  aufzu- 
f  (ihren. 


giidjentttfeiaen* 


Die  Theorie  der  Kontokorrentrechnungslehre.  Von  Karl  Kun- 

czitzky,  Professor  der  Wiener  Handelsakademie.  Verlag  A. 
Pichlers  Witwe  &  Sohn,  Wien  und  Leipzig  1916.  120  Seiten. 

Preis  geheftet  5  K. 

In  dieser  Schrift  werden  die  Kontokorrente  mit  einfach  und 
doppelt  wechselndem  Zinsfuß  nach  deutscher,  französischer  und 
englischer  Methode  übersichtlich  und  brauchbar  dargestellt.  Ein 
»praktischer  Teil«  erhöht  den  Wert  der  Schrift  für  den  Benützer. 


pUtteUunaen  Uv  Macmeinen  (ßejwrtfekthw  be*  k*  k*  bkemidjif'djcit 

gjnnkel$tnn$entn$* 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfragen.) 


Bewilligung  zu  Reisen  nach  Serbien.  Im  Einver¬ 
nehmen  mit  der  Leitung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  in  Belgrad 
wurde  wegen  Regelung  der  Überschreitung  der  Grenze 
nach  dem  okkupierten  Gebiete  Serbiens  im  geschäftlichen 
Verkehr  folgendes  festgesetzt: 


Da  in  letzterer  Zeit  Belgrad  sowohl  von  verschiedenen 
Agenten  wie  auch  von  Reisenden  aus  Österreich  ohne 
Rücksicht  darauf,  daß  es  sich  um  ein  Hinterland  handelt, 
sozusagen  überschwemmt  wird,  wobei  auch  das  Ge¬ 
schäftsgebaren  einzelner  kein  den  Verhältnissen  ent- 
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sprechendes  war,  wird  nunmehr  vorgeschrieben,  daß  Be¬ 
werber  bei  Reisen  aus  Österreich  nach  Belgrad,  im  Aus¬ 
nahmsfalle  auch  in  das  Innere  Serbiens,  ihr  Ansuchen 
um  Reisebewilligung  an  die  Direktion  des  k.  k.  öster¬ 
reichischen  Handelsmuseums  zu  richten  haben.  Direkt 
an  das  Paßamt  einlangende  Ansuchen  um  Bewilligung 
geschäftlicher  Reisen  bleiben  unberücksichtigt.  Die  Be¬ 
werber  haben  einen  von  der  zuständigen  Polizeibehörde 
ordnungsgemäß  ausgestellten  Paß  mit  der  ausdrücklichen 
Bestimmung  für  Reisen  nach  Belgrad  unter  Angabe  und 
Bescheinigung  des  Reisezweckes  an  das  k.  k.  österreichi¬ 
sche  Handelsmuseum  einzusenden,  worauf  die  Entschei¬ 
dung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  telegraphisch  eingeholt  wird. 
Die  Antwortdepesche  des  Paßamtes  gilt,  falls  hierdurch 
die  Bewilligung  zur  Reise  erteilt  wurde,  für  den  Be¬ 
werber  als  Grenzübertrittsbewillignner 

o  o 

Die  Interventionskosten  sind  von  der  Partei  zu  er- 

(5877/E.) 


legen. 


Seidene  Halstücher.  Ein  österreichischer  Handels¬ 
agent  in  Amsterdam  bewirbt  sich  um  Vertretungen  öster¬ 
reichischer  Häuser,  welche  seidene  und  halbseidene  Hals¬ 
tücher,  sowohl  aus  Natur-  wie  auch  aus  Kunstseide  er¬ 
zeugen  und  gewillt  wären,  mit  Holland  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  treten.  (A.  E.  717.) 

Rotverschnittwein.  Ein  Importhaus  in  Metz  wünscht 
Offerte,  Bezugsbedingungen  und  Musterproben  von  13- 
bis  I4grädigen  Rotverschnittweinen.  (A.  E.  716.) 

Geschäftsverbindung  mit  Russisch-Polen.  Ein  gut 

empfohlener  Agent  in  Lublin  bietet  sich  österreichischen 
Häusern  als  Vertreter  an,  welche  den  Wunsch  hegen,  mit 
Lublin  und  dem  benachbarten  Gebiete  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  kommen.  (A.  E.  715.) 


Lederhandschuhe.  Eine  Agenturfirma  in  Amsterdam 
interessiert  sich  für  die  Übernahme  der  Vertretung  einer 
österreichischen  Lederhandschuhfabrik,  welche  für  den 
Expoit  eingerichtet  und  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenz¬ 
los  ist-  (A.  E.  714.) 

Seidenwaren  aller  Art.  Ein  österreichischer  Kauf¬ 
mann,  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  der  seit  mehr  als  20  Jahren 
Skandinavien  bereist,  dortselbst  seine  Subvertreter  hat 
und  bei  der  kaufkräftigen  erstklassigen  Kundschaft  gut 
eingeführt  ist,  berichtet,  daß  in  den  skandinavischen 
Ländern  infolge  des  Ausfuhrverbotes  von  Textilien  aus 
Wolle  und  Baumwolle  aus  den  Erzeugungsländern,  gegen¬ 
wärtig  große  Nachfrage  nach  Ersatzstoffen  besteht,  und 
daher  Seidenwaren  österreichischer  Provenienz  ein  gutes 
Absatzfeld  finden  könnten.  Österreichische  Fabrikanten 
der  Seidenwarenbranche  werden  hiermit  auf  diese 
günstige  Absatzchance  aufmerksam  gemacht  und  einge¬ 
laden,  sich  mit  dem  betreffenden  Vertreter,  dessen 
Adresse  im  Bureau  der  Sektion  erhältlich  ist,  ins  Ein¬ 
vernehmen  zu  setzen.  (A.  E.  713.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti- 
riopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  711.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 


Mitteilungen  bet-  (ij(teeeeid)irrfi-|iu(ri|ri|cn  öehtiiin.1) 


Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau.  Am  5.  März  1.  J. 
wird  der  Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau  eröffnet.  Zugelassen 
werden  nur  vollständig  frankierte,  offene  Briefsendungen 
aller  Art,  und  zwar  sowohl  gewöhnliche  als  auch  ein¬ 
geschriebene,  ferner  gewöhnliche  Postanweisungen.  Die 
Briefsendungen  dürfen  nur  in  deutscher  Sprache  ab¬ 
gefaßt  sein,  keinerlei  Mitteilungen  über  militärische  An¬ 
gelegenheiten  enthalten  und  müssen  die  genaue  Bezeich¬ 
nung  des  Absenders  tragen.  (Auf  den  Postanweisungs- 
abschnitten  sind  Mitteilungen,  wie  dermalen  überhaupt 
im  Auslandsverkehr,  unzulässig.)  Die  Versendungs¬ 
bedingungen  und  Gebührenansätze  sind  dieselben  wie 
im  Wechselverkehr  zwischen  Österreich  und  Deutsch¬ 
land.  Die  Postanweisungen  sind  in  Markwährung  aus¬ 
zustellen  und  dürfen  höchstens  auf  500  M.  lauten.  Sie 
werden  im  Generalgouvernement  Warschau  nach  dem 
festen  Wertverhältnisse  100  Rubel  gleich  150  M.  aus¬ 
gezahlt. 

Am  Postverkehr  nehmen  im  Generalgouvernement 
Warschau  folgende  Postorte  teil:  Alexandrowo,  Bendzin, 
Brzeziny,  Ciechanow,  Czenstochau,  Gostynin,  Grodzisk, 
Grojec,  Kalisch,  Kolo,  Konin,  Kutno,  Lenczyca,  Lipno, 
Lodz,  Lowicz,  Mlawa,  Pabianice,  Plock,  Plonsk,  Przas- 
nysz,  Rawa,  Rypin,  Sieradz,  Sierpe,  Skierniewice,  Slupca, 
Sochaczew,  Sosnowice,  Tomaszow  (Kr.  Brzeziny), 
Turek,  Wielun,  Wloclawek,  Zdunska,  Wola,  außerdem 
die  Orte  aller  Kreise,  in  denen  diese  Postorte  liegen, 
und  die  Stadt  Warschau  selbst.  Darüber  hinaus  sind 
Postanweisungen  auch  nach  allen  anderen  Orten  im 
Generalgouvernement  Warschau  zulässig.  In  der  Auf¬ 


schrift  der  Sendungen  nach  Landorten  ist  der  Name  des 
zuständigen  Postortes,  bei  dem  die  Sachen  abgeholt 
werden  sollen,  mindestens  aber  der  Name  des  Kreises, 
anzugeben.  Zugestellt  werden  sie  nicht.  (3723/E.) 

Zinsenberechnung.  Laut  Verordnungsblatt  für  das 
Generalgouvernement  vom  15.  Februar  1.  J.  Nr.  22  tritt 
für  die  Verpflichtung  von  Geldforderungen  für  die  Zeit 
vom  1.  August  1914  bis  zum  31.  März  1916  nachstehende 
Vorschrift  in  Kraft: 

Der  Zinssatz  beträgt  7%  Prozent;  ist  er  durch  Vertrag 
oder  sonstiges  Rechtsgeschäft  anderweit  festgesetzt,  so 
hat  es  dabei  sein  Bewenden  (§  2).  Die  Zinsen  sind  für 
die  gesamte  obengenannte  Zeit  zu  entrichten.  Nach  dem 
31-  Juli  I9I4  fällig  gewordene  Schulden  sind  vom  Tage 
der  Fälligkeit  ab  zu  verzinsen  (§  3).  In  Ansehung  der 
Verpflichtung  zur  Zinszahlung  für  die  übrige  Zeit  hat 
es  bei  dem  sonstigen  Recht  sein  Bewenden  (§  1,  Absatz  2). 
Ebenso  finden  diese  Sondervorschriften  keine  Anwen¬ 
dung  auf  Schulden,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  bereits  erloschen  sind  (§  1,  Absatz  3). 

(3570/E.) 

Reisen  nach  dem  deutschen  Verwaltungsgebiet 
in  Russisch-Polen.  Zu  Reisen  nach  dem  unter  deutscher 
Verwaltung  stehenden  Okkupationsgebiete  von  Russisch- 
Polen  ist  eine  besondere  Bewilligung  notwendig.  Diese 
Bewilligung  wird  auf  Grund  eines  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefertigten  und  mit  der  amtlich  beglaubigten  Photo¬ 
graphie  und  Unterschrift  des  Inhabers  versehenen  Reise- 


*)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels¬ 
museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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passes  in  der  Form  der  Ausstellung'  eines  Passierscheines 
durch  den  stellvertretenden  Generalstab  in  Berlin  im 
Einverständnis  mit  dem  Generalgouvernement  in  War¬ 
schau  erteilt,  jedoch  nur  in  den  Ausnahmefällen  ge¬ 
geben,  wenn  es  sich  um  dringende  und  wichtige  Ange¬ 
legenheiten  handelt,  bei  denen  die  persönliche  Anwesen¬ 
heit  des  Reisewerbers  unbedingt  erforderlich 
erscheint.  Die  Passierscheine  unterliegen  einer  Taxe 
von  3  M.  für  je  eine  Woche  der  bewilligten  Gültigkeits¬ 
dauer.  Die  Bewerbung  darum  hat  mittels  schriftlicher 
Gesuche  zu  erfolgen,  die  genaue  Angabe  über  1.  die 
Paßdaten,  2.  das  Reiseziel  (unter  namentlicher  An¬ 
führung  aller  Orte,  an  denen  Aufenthalt  genommen 
werden  soll),  3.  den  Reiseweg,  4-  den  Reisezweck  und 
5.  die  beabsichtigte  Dauer  der  Reise  enthalten  und  be¬ 
sonders  alle  für  die  Prüfung  der  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  belangreichen  Umstände  mit  voller 
Deutlichkeit  erkennen  lassen  müssen.  Der  Paß  selbst 
braucht  nicht  beigegeben  zu  werden,  es  muß  aber  die 
Richtigkeit  der  Angaben  in  dem  Gesuche  über  seine 
Daten  amtlich  bestätigt  sein. 

Die  Vermittlung  der  Gesuche  hat  das  k.  u.  k.  Mini¬ 
sterium  des  Äußern  übernommen,  das  sie  im  Interesse 
der  Vereinfachung  des  Verfahrens  im  Wege  seines  Ver¬ 
treters  in  Warschau  der  Paßzentrale  des  kaiserlichen 
Generalgouvernements  in  Warschau  zur  weiteren  Er¬ 
ledigung  zukommen  lassen  wird.  Da  jedoch  eine  Inter¬ 
vention  des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußern  nur  in 
jenen  Fällen  Platz  greifen  kann,  in  denen  in  bezug  auf 
die  Dringlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Reise  die  Vor¬ 
aussetzungen  für  die  Erteilung  der  Bewilligung  durch 
das  Generalgouvernement  gegeben  sind,  dürfen  Reise¬ 
ansuchen  nicht  mehr  wie  bisher  beim  Ministerium  des 
Äußern  eingebracht  werden;  diese  Eingaben  werden  nach 
vorheriger  Begutachtung  auf  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  dem  k.  u.  k.  Ministerium  des 
Äußern  auf  das  nach  dem  Reisezweck  in  Betracht 
kommende  k.  k.  Fachministerium  übermittelt. 

Die  Gesuche  um  die  Erteilung  der  Reisebewilligung 
nach  dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  von 
Russisch-Polen  sind  demnach  von  den  Erlaubniswerbern 
bei  der  politischen  Bezirks-,  beziehungsweise  landes¬ 
fürstlichen  Polizeibehörde  ihres  Aufenthaltsortes  ein¬ 
zubringen  ;  diese  Stellen  wurden  angewiesen,  die  Gesuche 
nach  Erhebung  über  die  Verläßlichkeit  des  Gesuch¬ 
stellers  und  die  Stichhältigkeit  seiner  Angaben  mit  einem 
Anträge  über  die  Berücksichtigungswürdigkeit  des  An¬ 
suchens  an  die  politische  Landesbehörde  behufs  Weiter¬ 
leitung  an  die  betreffenden  Fachministerien  vorzulegen. 

(2678/E.) 


oder  durch  den  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  zu¬ 
rückgeschickt,  im  Falle  der  Genehmigung  der  Reise  .vird 
der  besondere  Ausweis  behufs  Ausfolgung  an  den  Be¬ 
werber  angeschlossen. 

Reisen  aus  dem  kaiserlich  deutschen  nach  dem 
österreichisch-ungarischen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  österreichisch-ungarische 
Okkupationsgebiet  wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  das  Visum  des  Reisepasses 

Ad  1.  Die  von  den  kaiserlich  deutschen  Kommandos 
oder  Behörden  gemäß  den  derzeit  geltenden  Vorschriften 
ausgestellten  Reisepässe  werden  als  zureichend  an¬ 
erkannt. 

Ad  2.  Das  Visum  wird  ausgestellt  vom  Armeeober¬ 
kommando  selbst  oder  einer  seiner  Paßvidierungsstellen 
in  Szczakowa,  Krakau,  Rozwadow  oder  Lemberg  oder 
von  den  dem  Generalgouvernement  Warschau  zuge¬ 
teilten  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  oder  vom 
k.  u.  k.  Kriegsministerium.  Zur  Erwirkung  des  Visums 
ist  der  Reisepaß  an  eine  der  bezeichneten  Stellen  zu 
senden.  Hierbei  ist  neben  den  im  Reisepaß  ohnehin  ent¬ 
haltenen  Angaben  auch  das  Ziel,  der  Zweck  und  die 
Dauer  der  Reise  anzugeben. 

Der  Reisepaß  wird  nach  allfälliger  Beisetzung  des 
Visums  von  der  k.  u.  k.  Stelle,  bei  der  die  Vidierung 
erbeten  wurde,  an  die  übersendende  Stelle  zurück¬ 
geschickt.  (3833/E.) 

Gerichtsbarkeit  im  Generalgouvernement  War¬ 
schau.  Der  Präsident  des  kaiserlich  deutschen  Ober¬ 
gerichts  bei  dem  Generalgouvernement  Warschau  be¬ 
richtete  an  den  „Verband  zur  Sicherung  deutscher  For¬ 
derungen  an  das  feindliche  Ausland”  in  Barmen  wie 
folgt: 

In  den  von  den  deutschen  Truppen  besetzten 
Teilen  Russisch-Polens  ist  die  deutsche  Gerichtsbarkeit 
in  vollem  Umfange  aufgenommen.  Das  Verfahren  ent¬ 
spricht  dem  vor  den  Gerichten  in  Deutschland,  An¬ 
waltszwang  besteht  nicht.  Es  findet  das  Mahn-  und 
Klageverfahren  statt.  Auch  Zwangsvollstreckung  wird 
betrieben.  In  Deutschland  ergangene  Urteile  oder  andere 
vollstreckbare  Schuldtitel  werden  ohneweiters  vollstreckt. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  den  Schuldner 
vor  das  zuständige  Gericht  zwecks  Mahnung  laden  zu 
lassen,  da  erfahrungsgemäß  eine  solche  gerichtliche 
Mahnung  genügt,  um  den  Schuldner  zur  Zahlung  zu 
veranlassen.  (3742/E.) 


Reisen  aus  dem  österreichisch-ungarischen  nach 
dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  deutsche  Okkupationsgebiet 
wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  der  besondere  Ausweis. 

Ad  1.  Die  von  den  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischen 
Kommandos  gemäß  der  Verordnung  des  Armeeober¬ 
kommandanten  vom  25.  August  1915»  Nr.  35  V.-Bl.,  aus¬ 
gestellten  Reisepässe  werden  vom  kaiserlich  deutschen 
Generalgouvernement  als  zureichend  anerkannt. 

Ad  2.  Der  besondere  Ausweis  wird  ausgestellt  von  der 
Paßzentrale  des  Generalgouvernements  Warschau. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  der  Reisepaß  unter  genauer 
Angabe  des  Zweckes  und  der  Dauer  der  Reise  an  den 
dem  Generalgouvernement  Warschau  zugeteilten  Ver¬ 
treter  des  österreichisch-ungarischen  Armeeober¬ 
kommandos  zu  senden. 

Der  Reisepaß  wird  sodann  an  die  übersendende  Stelle 
unmittelbar  von  der  kaiserlich  deutschen  Paßzentrale 


Protestaufnahme  in  Russisch-Polen.  Zum  Schutze 

der  Wechselgläubiger  im  besetzten  Gebiete  von 
Russisch-Polen  sind  bekanntlich  die  Fristen  zur  Vor¬ 
nahme  einer  Handlung,  deren  es  zur  Ausübung  und 
Erhaltung  des  Wechselrechtes  oder  des  Regreßrechtes  aus 
dem  Scheck  bedarf,  vorläufig  bis  30.  Juni  1916  ver¬ 
längert  worden.  Eine  Verlängerung  dieser  Frist  dürfte  zu 
erwarten  sein.  Die  Wechselgläubiger  sind  daher,  wie  die 
Handelskammer  zu  Berlin  mitteilt,  zurzeit  wohl  be¬ 
rechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  ihre  Wechsel  protestieren 
zu  lassen.  Zur  Aufnahme  der  Proteste  sind  auch  die  Ge¬ 
richtsvollzieher  ermächtigt.  Anträge  auf  Protestaufnahme 
durch  diese  sind  an  den  Präsidenten  des  Obergerichtes 
in  Warschau  zu  richten,  österreichische  Wechsel¬ 
gläubiger  sollten  schon  frühzeitig  auf  Erhebung  des 
Protestes  bedacht  sein,  insbesondere,  wenn  es  sich  um 
Provinzwechsel  handelt.  (365 /E.,  2768/E.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 
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INDUSTRIELLE  KONKURRENZ¬ 
BESTREBUNGEN  IN  ENGLAND. 

Als  Fortsetzung  der  im  Mai  1915  in  der  Royal  Agri¬ 
cultural  Hall  veranstalteten  Ausstellung  fand  Ende  Fe¬ 
bruar  im  Victoria  &  Albert-Museum  in  London  eine 
neuerliche  einschlägige  Veranstaltung  statt.  Londoner 
Zeitungen  zufolge  soll  auch  diese  zweite  Ausstellung 
vollen  Erfolg  gehabt  haben.  Ebenso  wie  die  erste,  diente 
sie  der  Absicht,  den  in-  und  ausländischen  Engros¬ 
händlern  vor  Augen  zu  führen,  daß  es  den  englischen 
Fabrikanten  gelungen  ist,  die  meisten  jener  Artikel, 
die  sie  bis  vor  Kriegsausbruch  aus  Deutschland  oder 
Österreich-Ungarn  bezogen  hatten,  zum  mindesten  in 
ebenso  guter  Qualität  und  ebenso  preiswert  her¬ 
zustellen.  Die  seit  Kriegsbeginn  bemerkbare  Bewegung, 
die  den  Zweck  verfolgt,  für  die  sogenannten  bil¬ 
ligen  deutschen  Waren  in  England  Ersatz  zu  schaffen, 
ist,  wie  bekannt,  behördlicherseits  eitrigst  gefördert 
worden.  Die  in  Rede  stehende  Veranstaltung  fand  auch 
diesmal  unter  der  Leitung  des  „Board  of  Trade“  statt. 
Wie  im  Mai  vorigen  Jahres  in  Islington,  so  wurden 
auch  im  Februar  dieses  Jahres  in  South  Kensington  nur 
geladene  Besucher  zur  Besichtigung  der  ausgestellten 
Gegenstände  zugelassen,  denn  nach  Absicht  der  engli¬ 
schen  Regierung  sind  diese  Schaustellungen  in  der 
Hauptsache  als  eine  Appell  der  Fabrikanten  an  die 
Großhändler  gedacht.  Zur  Besichtigung  der  Ausstellung 
sind  vom  Handelsamte  20.000  Einladungen  an  allfällige 
Käufer  im  Auslande  und  ungefähr  80.000  an  Händler 
in  England  ergangen.  Die  Namen  der  Geladenen  sind 
zum  überwiegenden  Teil  aus  Kundenlisten  zusammen- 
gestellt  worden,  die  die  Fabrikanten  selbst  dem  „Board 
of  Trade“  zur  Verfügung  gestellt  hatten.  Alle  die  ge¬ 
ladenen  100.000  Händler  konnten  vom  geschäftlichen 
Standpunkt  aus  als  „gut“  bezeichnet  werden,  so  daß 
von  den  verschiedenen  Besuchern  mit  Recht  angenommen 
werden  konnte,  daß  sie  mit  der  ernsten  Absicht  gekommen 
waren,  Geschäfte  zu  machen. 

In  der  erwähnten  Ausstellung  sind,  wie  die  Londoner 
Zeitungen  berichten,  die  nachstehend  angeführten  Kate¬ 
gorien  von  Waren  zur  Schau  gestellt  worden: 

1.  Galanteriewaren, 

2.  Druck-  und  Schreibwaren, 

3.  Steingut-,  Porzellan-  und  Glaswaren, 

4.  Spielwaren  und  Sportartikel. 

Da  die  Metall-  und  Textilindustrien  mit  Aufträgen 
für  Heereslieferung  sehr  stark  in  Anspruch  genommen 
sind,  konnte  derzeit  an  die  Heranziehung  ihrer  Erzeug¬ 
nisse  zu  Ausstellungszwecken  nicht  gedacht  werden. 
Diese  Erzeugnisse  sind  aber  selbstverständlich  in  den 
Kategorien  der  Spielwaren  und  Sportartikel  und  Ga¬ 
lanteriewaren  als  Nebenfabrikate  vertreten  gewesen.  Die 
in  den  zwei  letztgenannten  Abteilungen  ausgestellten 
Artikel  verdienten  schon  deshalb  besonderes  Interesse, 
weil  sie  jene  billigen  Gegenstände  umfaßten,  die  vor 
Jahresfrist  in  der  Goldsmith  Hall  ausgestellt  waren,  in 
deren  Erzeugung  Deutschland  bisher  eine  Monopol¬ 
stellung  inne  hatte  und  die  die  englischen  Fabrikanten 
seither  mit  bemerkenswertem  Erfolg  herzustellen  im 
stände  sein  sollen. 

Über  die  einzelnen  Abteilungen  lassen  sich  die  engli¬ 
schen  Zeitungen  folgendermaßen  aus: 
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Die  Galanteriewaren abteilung  hatte  nahezu 
jede  größere  Firma  dieser  Branche  beschickt.  Die  Ar¬ 
tikel  rangierten  von  den  billigsten  Portemonnaies  bis  zu 
den  kostbarsten  Damentaschen  und  Schmucketuis.  In  der 
ersten  Zeit  des  Krieges  war  den  Fabrikanten  die  Her¬ 
stellung  von  Handtaschen  aus  Leder  deshalb  sehr  er¬ 
schwert  gewesen,  weil  sie  sich  die  dazu  benötigten  Me- 
tallrahmen  nicht  ohneweiters  beschaffen  konnten.  Die 
kostbarsten  dieser  Taschen  wurden  stets  in  England  er¬ 
zeugt,  wenn  auch  deutsche  Rahmen  dazu  verwendet 
wurden.  Nach  Ausbruch  des  Krieges  waren  aber  die 
englischen  Fabrikanten  unternehmend  genug,  sie  selbst 
herzustellen.  Die  Erzeugnisse  sollen  heute  eine  bessere 
Qualität  erreicht  haben  als  die  früher  aus  den  feind¬ 
lichen  Ländern  bezogenen.  Eine  Firma,  die  es  im  ver¬ 
gangenen  Jahre  als  eine  Errungenschaft  ansah,  zwanzig 
Muster  ausstellen  zu  können,  hat  diesmal  nicht  weniger 
als  sechzig  zur  Schau  gestellt.  Außerdem  konnte  diese 
Abteilung  einige  gute  Holzartikel  aufweisen;  aber  ganz 
besondere  Aufmerksamkeit  verdienten  die  schönen  Des¬ 
sins  und  die  gediegene  Ausführung  der  eingelegten 
Tischlerarbeiten. 

In  der  Druck-  und  S  c  h  r  e  i  b  w  a  r  e  n  abteilung 
sah  man  20 — 30  Neuaussteller.  Sie  führten  die  verschie¬ 
denen  Druckarten  vor,  in  denen  die  englische  Fabrika¬ 
tion  angeblich  mit  Leichtigkeit  die  feindliche  übertroffen 
hat;  die  ausgestellten  Objekte  setzten  sich  zusammen 
aus  Chromo-Lithographien  und  aus  durch  photomechani¬ 
sches  Reproduktionsverfahren  hergestellten ;  besonders 
bemerkenswert  waren  die  Stahlstiche.  Die  ausgestellten 
Ansichtspostkarten  und  Weihnachtskarten  sollen  den 
neuerlichen  Fortschritt  gezeigt  haben,  den  die  englischen 
Fabrikanten  gerade  in  diesem  Zweig  in  der  letzten  Zeit 
gemacht  haben.  Zelluloidpostkarten,  welche  bis  vor 
Kriegsausbruch  deutsches  Monopol  waren,  übertrafen 
angeblich  die  deutschen  Artikel  sowohl  in  künstlerischer 
wie  auch  in  kommerzieller  Hinsicht.  Auch  die  anderen 
Zweige  dieses  Gewerbes  waren  gut  vertreten,  und  zwar 
vom  Bleistift  bis  zum  Kontobuch  und  von  der  Feder 
bis  zum  Ölpapier. 

Die  Steingut-  und  Glas  abteilung  hatte  22  neue 
Aussteller  aufzuweisen.  Die  Mehrzahl  derselben  war  mit 
Aufträgen  voll  beschäftigt  und  hatte  sich  an  der  Aus¬ 
stellung  lediglich  aus  dem  Grunde  beteiligt,  um  ihre 
Stellung  in  der  Zukunft  zu  festigen.  Dieser  Industrie¬ 
zweig  stand  in  England  stets  auf  dem  höchsten  Niveau 
und  wäre  es  angeblich  der  deutschen  Industrie  niemals 
gelungen,  dasselbe  zu  erreichen.  Die  Abteilung  bot  in 
Tee-,  Dinerservicen  und  Toilettegarnituren  eine  reiche 
Auswahl.  Die  Modelle  waren  jüngster  Schöpfung,  -wäh¬ 
rend  die  Ornamente  die  mannigfachsten  Dessins  in 
künstlerischer  Ausführung  aufwiesen.  Auch  wurde  eine 
Reihe  von  Retorten  zur  Schau  gestellt  und  konnten  ge¬ 
rade  die  auf  diesem  Gebiete  in  der  letzten  Zeit  gemachten 
Fortschritte  besonders  ins  Auge  fallen.  Es  soll  den 
englischen  Fabrikanten  gelungen  sein,  den  Berliner  Por¬ 
zellanhandel  an  sich  zu  reißen,  in  dem  Deutschland  seit 
Jahren  eine  Monopolstellung  eingenommen  hatte.  Dieses 
Porzellan  wird  jetzt  in  England  erzeugt,  und  zwar  zu 
einem  Preise,  der  ihm  die  führende  Rolle  zum  Trotz 
aller  Konkurrenz  sichern  soll.  Das  Tafelglas  wies  vielerlei 
Verschiedenheiten,  sowohl  in  billigem  gepreßtem  Glas, 
wie  auch  in  mittleren  und  kostspieligeren  Qualitäten  auf, 
welch  letztere  ein  beredtes  Zeugnis  englischer  Meister¬ 
schaft  auf  dem  Gebiete  des  Schleifens,  des  Ätzens  und 
Gravierens  ablegen  sollen.  Eine  gute  Auswahl  wurde  in 
Beleuchtungsartikeln  aus  Glas  geboten. 

Der  Grundton  dieser  Abteilung  war  der  der  Einfach¬ 
heit  und  Schlichtheit  des  Entwurfes.  Hier  wurde  mit 
Goldornamenten  sparsam  umgegangen.  Die  Frage  hüb¬ 
scher  Formen  fand  hier  die  Lösung  in  der  vornehmen 


Einfachheit.  Es  gehört  nicht  zu  den  seltensten  bällen, 
daß  gerade  die  besten  Modelle  auch  die  billigsten  sind. 
Es  mußte  vielen  Ausstellern  zu  Ehren  angerechnet 
werden,  daß  ihnen  nicht  unbekannt  geblieben  war,  daß 
gute  Proportionen  viel  mehr  wert  sind  als  die  Ornamente. 

Die  Spiel  waren  abteilung  zählte  über  40  neue 
Aussteller.  In  dieser  Abteilung  sollen  mehrfach  seit  der 
letzten  Ausstellung  gemachte  Fortschritte  konstatiert 
worden  sein.  England  hat  auch  in  früheren  Zeiten  die 
schweren  und  größeren  Spielwaren,  wie  z.  B.  Schaukel¬ 
pferde,  in  zufriedenstellender  Weise  hergestellt.  Jetzt 
konnte  man  angeblich  aber  auch  in  der  Erzeugung  der 
sogenannten  kleinen  Spielwaren  unzweifelhaft  große 
Fortschritte  feststellen.  Vor 
kaum  eine  Puppe 


Kriegsausbruch  wurde  in 


England 
teilung  eine 


erzeugt. 


große 


Jetzt  wies  diese  Ab- 
Anzahl  von  recht  gut  gemachten 
Puppenköpfen  auf.  Einige  der  Organisationen,  die  ur¬ 
sprünglich  charitative  Anstalten  waren,  sind  heute  in 
der  Lage,  Puppen  zu  erzeugen,  die  kommerziell  stand¬ 
halten  und  mit  den  billigsten  ausländischen  Puppen  in 
den  Wettbewerb  treten  können.  Unter  den  Ausstellern 
dieser  Abteilung  befand  sich  eine  Firma,  die  Puppen  aus 
Plüsch  herstellte;  trotzdem  dieselbe  erst  nach  Kriegs¬ 
ausbruch  mit  der  Erzeugung  begonnen  hatte,  beschäftigt 
sie  heute  mehr  als  100  weibliche  Arbeiter.  Eine  andere 
Firma,  die  Kindergewehre  und  Pistolen  fabriziert,  Ar¬ 
tikel,  die  früher  fast  zur  Gänze  aus  Deutschland  einge¬ 
führt  wurden,  beschäftigt  jetzt  50 — 60  Arbeiter,  dar¬ 
unter  eine  Anzahl  belgischer  Flüchtlinge.  Eine  Liver- 
pooler  Firma  stellt  mechanische  Spielwaren  aus  Metall 
her  und  hat  die  Anzahl  ihrer  Arbeiter  seit  der  letzten 
Ausstellung  von  30  auf  120  erhöht.  Die  erwähnten  und 
viele  andere  Unternehmungen  schreiben  ihren  Auf¬ 
schwung  zum  großen  Teil  der  Ausstellung  im  Jahr 
1915  zu. 

Bis  vor  Kriegsausbruch  wurde  bekanntlich  ein  be¬ 
trächtlicher  Teil  der  Spielwaren  aus  dem  Auslande,  und 
zwar  hauptsächlich  aus  Deutschland  eingeführt.  Im  Jahr 
T913  belief  sich  der  Gesamtwert  der  eingeführten  Spiel¬ 
waren  und  Sportartikel  nach  dem  Vereinigten  Königreiche 
auf  1,350.213  £,  wovon  auf  Deutschland  1,183.703  £ 
entfallen.  Die  deutsche  Ausfuhr  nach  den  britischen  Be¬ 
sitzungen  war  entsprechend  groß. 

Es  dürfte  für  unsere  in  Betracht  kommenden  Kreise 
von  Interesse  sein,  über  die  vom  Informations¬ 
bureau  des  „Board  o  f  Trade“  entfaltete  Tätig¬ 
keit  unterrichtet  zu  sein,  welche  sich  zum  Ziel  gesetzt 
hat,  den  deutschen  Handel  von  den  über¬ 
seeischen  Märkten  zu  verdrängen,  zu  er¬ 
fahren.  Die  Tätigkeit  des  genannten  Informations¬ 
bureaus  erstreckte  sich  vor  allem  darauf,  die  englischen 
Fabrikanten  über  die  Handelsmethoden  und  Organi¬ 
sationen  ihrer  deutschen  und  österreichischen  Kon¬ 
kurrenten  zu  unterrichten.  Hierüber  berichten  englische 
Zeitungen: 

„Die  vom  „Board  of  Trade“  auf  diesem  Gebiete  ge¬ 
leistete  Arbeit  ist  von  ganz  besonders  großem  Erfolg 
begleitet  gewesen.  Sie  bestand  darin,  daß  von  yo  ver¬ 
schiedenen  Weltmärkten  über  6000  Musterartikel 

deutschen  und  österreichisch  - ungari¬ 
schen  Ursprungs  aufgebracht  wurden.  Nachdem 
diese  Artikel  mit  den  Engroskaufpreisen,  Skonti,  den 
Namen  der  Absatzgebiete,  aus  denen  sie  stammten,  und 
näheren  Daten  betreffs  „Fob“-  oder  „Cif“-Zahlung  ge¬ 
kennzeichnet  waren,  wurden  sie  in  London  ausgestellt 
und  von  einer  großen  Anzahl  englischer  Firmen  in 
Augenschein  genommen.  Nach  Verlauf  einiger  Monate 
wurde  es  für  zweckmäßig  gehalten,  diese  Ausstellung 
den  englischen  Fabrikanten  in  den  großen  Industrie¬ 
zentren  sozusagen  direkt  ins  Haus  zu  bringen.  Gegen 
Ende  1915  wurde  daher  diese  Musterkollektion  in  Lei- 
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cester,  Nottingham,  Leeds  und  Glasgow  ausgestellt  und 
von  nahezu  5000  englischen  Firmen  besichtigt.  In  einer 
dieser  Ausstellung  angegliederten  Sektion  wurde  den 
Interessenten  Aufschluß  über  die  Zollsätze,  denen  die 
ausgestellten  Gegenstände  nach  den  überseeischen  Ab¬ 
satzmärkten  unterliegen,  erteilt  und  ihnen  Adressen  der 
überseeischen  Käufer  bekanntgegeben.  Bemerkenswert 
war  das  Interesse,  welches  die  englischen  Firmen  in  den 
erwähnten  vier  Städten  dem  vom  „Board  of  Trade“  ver¬ 
anstalteten  Unternehmen  entgegenbrachten.  Über  1500 
Musterartikel  der  Kollektion  wurden  den  einzelnen 
Firmen  auf  Verlangen  zwecks  näherer  Untersuchung 
und  Prüfung  auf  kurze  Zeit  ausgehändigt. 

Die  Besichtigung  der  deutschen  Musterartikel  hat  zu 
dem  Ergebnis  geführt,  daß  eine  beträchtliche  Anzahl  von 
Fabrikanten  den  Entschluß  gefaßt  hat,  neue  Etablisse¬ 
ments  zu  errichten  oder  die  bereits  bestehenden  zum 
Zwecke  der  Erzeugung  dieser  Kategorien  von  Waren 
zu  erweitern  oder  zu  adaptieren.  Die  Beamten  der  Aus¬ 
stellung  haben  allgemein  den  Eindruck  gewonnen,  daß 
die  englischen  Fabrikanten  sich  der  günstigen  Chancen, 
die  ihnen  der  gegenwärtige  Krieg  zur  Sicherung  eines 
größeren  Anteils  am  Welthandel  bietet,  wohl  bewußt 
sind. 

Die  Turnee  durch  die  erwähnten  vier  Städte  war  bloß 
ein  Vorläufer  einer  für  die  nächste  Zukunft  angekün¬ 
digten  Rundfahrt  durch  eine  Reihe  größerer  Städte.“ 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Einführung  der  Sommerzeit  für  das  Jahr  1916. 

Eine  Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom  21.  April 
1916  bestimmt: 

§  1.  Für  die  Zeit  vom  1.  Mai  bis  30.  September  1916 
wird  eine  besondere  Zeitrechnung  (Sommerzeit)  ein¬ 
geführt. 

Darnach  beginnt  der  1.  Mai  1916  am  30.  April  um 
11  Uhr  abends  der  bisherigen  Zeitrechnung,  der  30.  Sep¬ 
tember  endet  1  Stunde  nach  Mitternacht  der  in  dieser 
Verordnung  festgesetzten  Zeitrechnung. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Aufhebung  des  Malzzolls.  Eine  Verordnung  der 
Ministerien  der  Finanzen,  des  Handels  und  Ackerbaues 
vom  17.  April  1916,  betreffend  die  zeitweilige  Außerkraft¬ 
setzung  des  Zolles  für  Malz,  lautet: 

Auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  24.  Sep¬ 
tember  1914»  R.-G.-Bl.  Nr.  251,  wird  einvernehmlich  mit 
der  königlich  ungarischen  Regierung  der  Zoll  für  Malz 
c^er  T.-Nr.  30  des  mit  dem  Gesetze  vom  30.  Dezember 
I9°7>  R.-G.-Bl.  Nr.  278,  .kundgemachten  Vertragszoll- 
tarifes  der  beiden  Staaten  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  bis  auf  weiteres  außer  Kraft  gesetzt. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Kundmachung 
in  Kraft. 

Ein-  und  Durchfuhr  von  Tieren,  tierischen  Roh¬ 
stoffen  und  Produkten  aus  den  okkupierten  Ge¬ 
bieten  Montenegros.  Eine  Kundmachung  des  Acker¬ 
bauministeriums  vom  16.  April  1916  lautet: 

Bezüglich  der  Ein-  und  Durchfuhr  von  Tieren,  tieri¬ 
schen  Rohstoffen  und  Produkten  aus  den  okkupierten  Ge¬ 
bieten  Montenegros  wird  auf  Grund  des  §  5  des  allge¬ 
meinen  Tierseuchengesetzes  vom  6.  August  1909, 
R.-G.-Bl.  Nr.  177,  bis  auf  weiteres  nachstehendes  an¬ 
geordnet  : 

I.  Die  Einfuhr  von  Einhufern  ist  nur  über  hierfür  be¬ 
stimmte  Eintrittsstellen  unter  der  Bedingung  gestattet, 


daß  diese  Tiere  von  einem  behördlichen  Tierarzt  als  ge¬ 
sund  befunden  werden  und  bei  der  Malleinprobe  nicht 
reagiert  haben. 

II.  Die  Ein-  und  Durchfuhr  von  Rindern,  Schafen, 
Ziegen,  Schweinen  und  Geflügel,  von  frischem  Fleisch 
jeder  Art  sowie  die  Durchfuhr  von  Einhufern  ist  nur 
mit  Spezialbewilligung  des  Ackerbauministeriums  zu¬ 
lässig. 

Die  diesbezüglichen  Ansuchen  haben  die  Zahl  und 
Gattung  der  Tiere,  beziehungsweise  die  Menge  und  Art 
des  Fleisches,  ferner  den  Herkunftsort,  dann  den  Be¬ 
stimmungsort,  die  Grenzeintrittsstelle,  den  Zweck  der 
Einfuhr  und  den  Nachweis  zu  enthalten,  daß  die  Aus¬ 
fuhr  der  betreffenden  Artikel  aus  den  genannten  Gebieten 
gestattet  wurde.  Bei  einer  Durchfuhr  ist  auch  der  Nach¬ 
weis  zu  erbringen,  daß  das  Bestimmungsland  den  Eintritt 
zuläßt. 

III.  Die  Einfuhr  von  frischen  Häuten  und  Fellen  (roh, 
grün,  nur  gesalzen,  angekalkt,  angestrichen),  von  rohen, 
nicht  getrockneten  Knochen,  Hörnern,  Hufen  und  Klauen 
sowie  von  Mägen,  Schlünden,  Därmen  und  Blasen  ist 
nur  über  hierfür  bestimmte  Eintrittsstellen  zur  sofortigen 
Verarbeitung  in  gewerblichen  Anlagen  dann  zulässig, 
v  enn  solche  Rohstoffe  mit  amtlichen  Bescheinigungen 
des  Inhalts  versehen  sind,  daß  sie  aus  Kreisen  stammen, 
die  samt  Nachbarkreisen  frei  von  Rinderpest  sind. 

Diese  Rohstoffe  dürfen  nun  direkt  nach  den  in  der 
Eintrittsstelle  angegebenen  gewerblichen  Anlagen  ver¬ 
sendet  werden  und  sind  daselbst  der  ehesten  Verarbeitung 
zu  unterziehen. 

IV.  Die  Einfuhr  von  vollkommen  trockenen  oder  ge¬ 
salzenen  Häuten  und  Därmen,  von  vollkommen  luft¬ 
trockenen  und  von  Weichteilen  befreiten  Knochen, 
Hörnern,  Hornspitzen  und  Klauen,  von  Knochenmehl, 
von  ungeschmolzenem  Talg  in  Fässern  oder  Wammen, 
von  Wolle,  Haaren  und  Schweinsborsten,  wenn  sie  in 
Säcken  oder  Ballen  verpackt  sind,  von  Blutknochen 
(Blutdünger),  wenn  sie  fein  pulverisiert  sind  oder  zu 
Pulver  gerieben  werden  können  und  vollkommen  luft¬ 
trocken  sind,  von  auf  irgend  welche  Weise  zubereitetem 
Fleisch  sowie  von  Eiern  und  Molkereiprodukten  (Milch, 
Topfen,  Butter  und  Käse)  ist  über  hierfür  bestimmte  Ein¬ 
trittsstellen  ohneweiters  zulässig,  wenn  bezüglich  der  De¬ 
klaration  oder  Verpackung  keine  Anstände  erhoben 
werden. 

V.  Jede  andere  Ein-  und  Durchfuhr,  insoweit  sie  nicht 
im  vorstehenden  und  unter  den  angeführten  Bedingungen 
gestattet  ist,  beziehungsweise  durch  Spezialbewilligungen 
des  Ackerbauministeriums  zugelassen  wird,  ist  verboten. 

VI.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Anordnungen  dieser 
Kundmachung  unterliegen  der  Bestrafung  nach  dem 
VIII.  Abschnitt  des  allgemeinen  Tierseucheng'esetzes  vom 
6.  August  1909,  R.-G.-Bl.  Nr.  177. 

VII.  Diese  Kundmachung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Vorratserhebungen  von  wollenen  und  halb¬ 
wollenen  Web-  und  Wirkstoffen,  daraus  konfek¬ 
tionierten  Waren,  Wirkwaren  und  Decken.  Eine 
Verordnung  des  Handelsministers  und  des  Ministers  für 
Landesverteidigung  vom  15.  April  1916  bestimmt: 

§  I.  Der  Vorratserhebung  unterliegen: 

1.  Alle  Web-  und  Wirkstoffe,  welche  aus  Wolle,  Woll- 
abfällen  (Wollabgängen),  Kunstwolle,  auch  in  Verbin¬ 
dung  mit  anderen  Spinnstoffen  erzeugt  sind,  ohne  Unter¬ 
schied  des  Breite  und  des  Gewichts,  wenn  die  Menge 
der  unter  eine  der  folgenden  Gruppen  I  bis  IV  fallenden 
Stoffe  bei  einem  Anzeigepflichtigen  (§  2)  mehr  als  100  m 
für  eine  Gruppe  ausmacht. 

Gruppe  I.  Vorschriftsmäßige  feldgraue  und  hechtgraue 
Militärstoffe:  Anmeldeschein  IA  für  unmittelbar  oder 
mittelbar  an  eine  Militärbehörde  (-anstalt)  verkaufte, 
Anmeldeschein  I  B  für  andere  Stoffe  dieser  Gruppe. 
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Gruppe  II.  Für  Offiziersuniformierung  bestimmte 
Stoffe:  Anmeldeschein  II A  für  unmittelbar  oder  mittelbar 
an  eine  Militärbehörde  (-anstalt)  verkaufte,  Anmelde¬ 
schein  II  B  für  andere  Stoffe  dieser  Gruppe. 

Gruppe  III.  Alle  anderen  Militär-  und  Uniformstoffe, 
auch  Untermäntel-,  Futter-,  Gamaschen-  und  Fußlappen¬ 
stoffe:  Anmeldeschein  III A  für  unmittelbar  oder  mittelbar 
an  eine  Militärbehörde  (-anstalt)  verkaufte,  Anmelde¬ 
schein  III  B  für  andere  Stoffe  dieser  Gruppe. 

Gruppe  IV.  Alle  anderen  fertigen  Stoffe,  welche  aus 
unter  1  genannten  Materialien  erzeugt  sind:  Anmelde¬ 
schein  IV. 

2.  Fertige  und  in  Arbeit  befindliche  Militär-,  Männer-, 
Frauen-  und  Kinderkonfektion,  soweit  nicht  gebraucht, 
aus  den  unter  1  genannten  Stoffen,  wenn  ihre  Menge  in 
einer  der  folgenden  Gruppen  V  bis  VII  bei  einem  An¬ 
zeigepflichtigen  50  Stück  für  eine  Gruppe  überschreitet. 

Gruppe  V.  Konfektionierte  Militärware:  Anmeldeschein 
VA  für  unmittelbar  oder  mittelbar  an  eine  Militärbehörde 
(-anstalt)  verkaufte,  Anmeldeschein  V  B  für  andere 
Waren  dieser  Gruppe. 

Gruppe  VI.  Männer-  und  Knabenoberkleider:  Anmelde¬ 
schein  VI. 

Gruppe  VII.  Frauen-  und  Kinderoberkleider:  Anmelde¬ 
schein  VII. 

3.  Decken  und  Deckenstoffe  aus  Spinnstoffen  aller  Art, 
wenn  ihre  Menge  bei  einem  Anzeigepflichtigen  50  Stück 
oder  100  m  übersteigt. 

Gruppe  VIII.  Mannschafts-,  Bett-  und  Pferdedecken 
(Kotzen)  jeder  Größe  und  jedes  Gewichtes,  abgepaßte 
und  Meterware:  Anmeldeschein  VIII  A  für  unmittelbar 
oder  mittelbar  an  eine  Militärbehörde  (-anstalt)  ver¬ 
kaufte,  Anmeldeschein  V  III  B  für  andere  Decken. 

§  2.  Personen,  Firmen,  Vereine  und  autonome  Körper¬ 
schaften,  welche  die  im  §  1  bezeichneten  Gegenstände 
erzeugen,  verarbeiten,  damit  Handel  treiben  oder  in  Ver¬ 
wahrung  haben,  sind  verpflichtet,  die  am  30.  April  in 
ihrem  Besitz  oder  in  ihrer  Verwahrung  befindlichen 
Mengen  bis  längstens  15.  Mai  1916  unter  Benützung  der 
vorgeschriebenen  Anmeldescheine  jener  Handels-  und 
Gewerbekammer  anzuzeigen,  in  deren  Sprengel  der  Auf¬ 
bewahrungsort  der  Ware  gelegen  ist. 

Die  Handels-  und  Gewerbekammer  hat  die  überprüften 
Anmeldescheine  unter  Anschluß  einer  Gesamtübersicht 
bis  längstens  25.  Mai  1916  dem  Kriegsausschuß  der 
Wollindustrie  in  Wien,  I.  Seitzergasse  1,  vorzulegen. 

Den  Termin  für  die  nächsten  Erhebungen  bestimmt 
das  Handelsministerium,  welches  auch  allfällige  Ab¬ 
änderungen  der  Anmeldescheine  verfügen  wird.  *' 

§  3.  Die  Anzeigen  haben  ausschließlich  auf  den  amt¬ 
lichen  Anmeldescheinen,  die  in  allen  Rubriken  genau 
den  Tatsachen  entsprechend  auszufüllen  sind,  zu  er¬ 
folgen. 

Die  Anzeigepflichtigen  haben  ihren  ungefähren  Bedarf 
an  Anmeldescheinen  der  verschiedenen  Nummern  bis 
längstens  25.  April  der  zuständigen  Handels-  und  Ge¬ 
werbekammer  schriftlich  bekanntzugeben. 

Auf  einem  Anmeldescheine  I  B,  II  B  und  III  B  dürfen 
nicht  mehr  als  zwei  Stoffe  der  betreffenden  Gruppe  nach¬ 
gewiesen  werden.  Auf  der  Rückseite  dieser  Anmelde¬ 
scheine  ist  je  ein  Musterabschnitt  der  darin  nachge¬ 
wiesenen  Stoffe  im  Ausmaß  von  16/16  an  durch  Auf¬ 
kleben  zu  befestigen. 

§  4.  Jeder  Anzeigepflichtige  hat  ein  Lagerbuch  zu 
führen,  aus  dem  die  angemeldeten  Vorräte  sowie  jeder 
Abgang  und  Zuwachs  ersichtlich  sein  muß;  sofern  die 
bereits  geführten  kaufmännischen  Aufschreibungen 
(Warenskontren)  darüber  Aufschluß  geben,  entfällt  die 
Pflicht  zur  Führung  eines  besonderen  Lagerbuches. 

§  5.  Zur  Sicherung  der  Einhaltung  der  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  kann  das  Handelsministerium  Kon¬ 


trollorgane  bestellen,  die  zu  allen  Betriebs-  und  Auf¬ 
bewahrungsräumen  der  von  dieser  \  erordnung  Be¬ 
troffenen  jederzeit  Zutritt  haben  und  denen  über  Ver- 
angen  Einsicht  in  alle  Geschäftsbücher,  Geschäftsbrief«, 
und  sonstigen  geschäftlichen  Aufschreibungen  zu  ge¬ 
währen  ist. 

§  6.  Übertretungen  dieser  Verordnung,  insbesondere 
auch  eine  Unterlassung  der  Anmeldung  (§2)  sowie  jede 
Mitwirkung  bei  der  Vereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  werden,  sofern  sie  nicht 
unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fallen,  von  den  po¬ 
litischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  be¬ 
straft. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit.  Gleichzeitig  wird  die  Verord¬ 
nung  vom  6.  Dezember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  357,  betreffend 
Vorratserhebung  von  Militärtuchen,  anderen  rein¬ 
wollenen,  halbwollenen  und  manipulierten  Stoffen  (Kom¬ 
merzware),  konfektionierten  Mänteln  für  Männer  und 
Männeranzügen  sowie  Decken,  außer  Kraft  gesetzt. 

Statut  des  Kriegsverbandes  der  Öl-  und  Fett¬ 
industrie.  Eine  Kundmachung  des  Handelsministers 
vom  15.  April  1916  verfügt: 

Auf  Grund  des  §  3  der  Ministerialverordnung  vom 
8.  April  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  94,  wird  nachstehendes 
Statut  des  Kriegsverbandes  der  Öl-  und  Fettindustrie  er¬ 
lassen: 

§  1.  Verbandsangehörige.  Dem  auf  Grund 
der  Ministerialverordnung  vom  8.  April  1916,  R.-G.-Bl. 
Nr.  94,  gegründeten  Kriegsverband  der  öl-  und  Fett- 
industrie  gehören  alle  Unternehmungen  an,  welche  sich 
mit  der  Erzeugung  tierischer  und  pflanzlicher  Öle  und 
Fette  —  mit  Ausnahme  von  Butter  und  Schweinefett 
sowie  von  Knochenfett  —  und  der  daraus  hergestellten 
Waren  befassen. 

Insbesondere  gehören  dem  Verbände  alle  jene  Unter¬ 
nehmungen  an,  welche  die  Erzeugung  von  Pflanzenölen, 
die  Raffination  flüssiger  Pflanzenöle,  die  Talgschmelzerei 
—  außer  wenn  sie  im  Zusammenhänge  mit  der  Fleisch¬ 
hauerei  oder  Selcherei,  und  zwar  nur  in  geringem  Um¬ 
fange  ausgeübt  wird  —  die  ülhartung,  die  Speisefett- 
und  Margarineerzeugung,  die  Erzeugung  von  Ölfirnissen 
und  Öllacken,  von  chemisch-technischen  Fettprodukten 
und  Degras,  die  Haus-,  Textil-  und  Toiletteseifen¬ 
erzeugung,  die  Stearin-  und  Fettsäureerzeugung,  die 
Kerzenerzeugung  einschließlich  der  Erzeugung  von 
Paraffinkerzen,  aber  ausschließlich  der  Erzeugung  von 
Zeresin-  und  Wachskerzen,  die  Erzeugung  von  fett-  und 
glyzerinhältigen  kosmetischen  Artikeln  und  die  Glyzerin¬ 
raffination  betreiben. 

Unternehmungen,  bei  welchen  die  Erzeugung  der  vor¬ 
genannten  Produkte  nur  einen  Teil  des  Gesamtbetriebes 
umfaßt,  sind  bezüglich  dieses  Teiles  Angehörige  des  Ver¬ 
bandes. 

Für  die  während  des  Bestehens  dieses  Verbandes  er¬ 
richteten  Unternehmungen  beginnt  die  Zugehörigkeit 
zum  Verbände  mit  dem  Tage  des  Geschäftsbeginnes. 
Das  gleiche  gilt,  wenn  eine  Unternehmung  während  der 
Zeit  des  Bestehens  des  Verbandes  ihre  Geschäftstätigkeit 
auf  einen  die  Zugehörigkeit  zum  Verbände  bedingten 
Betriebszweig  ausdehnt. 

Staatliche  Betriebe  sind  nicht  Angehörige  des  Ver¬ 
bandes. 

§  2.  Sitz  des  Verbandes.  Der  Kriegsverband 
hat  seinen  Sitz  in  Wien  (I.  Seitzergasse  1 — 3). 

S  3.  Zweck  des  Verbandes.  Der  Zweck  des 
Verbandes  ist  die  Regelung  der  Erzeugung,  des  \  er- 
triebes  und  V erbrauches  von  ölen,  Fetten  und  daraus 
hergestellten  Waren  (§  1)  im  öffentlichen  Interesse  im 
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Rahmen  der  bestehenden  Gesetze  und  Vorschriften.  Ihm 
obliegt  insbesondere: 

a)  die  Führung  einer  dauernden  Evidenz  über  die  in 
den  Betrieben  vorhandenen  und  von  ihnen  beschafften 
Rohstoffe,  über  Art  und  Menge  der  erzeugten  Produkte 
und  ihren  Absatz; 

b)  die  Regelung  der  Beschaffung  und  Verteilung  der 
Rohstoffe  behufs  zweckmäßigster  Verwendung  der  je¬ 
weils  verfügbaren  Mengen; 

c)  die  Aufstellung  von  Vorschriften  für  die  Regelung 
der  Erzeugung,  und  zwar  sowohl  hinsichtlich  des  Fa¬ 
brikationsverfahrens  wie  hinsichtlich  der  Menge  und 
Beschaffenheit  der  in  den  einzelnen  Betrieben  zu  er¬ 
zeugenden  Waren  sowie  der  zum  Absatz  zuzulassenden 
Warensorten ; 

d)  die  Regelung  der  Verkaufspreise; 

e)  die  Vorsorge  für  die  zweckmäßigste  Verteilung  und 
Verwendung  von  Ölen,  Fetten  und  daraus  hergestellten 
Waren  und  die  Regelung  ihres  Verschleißes; 

f)  die  Mitwirkung  bei  Durchführung  der  die  Ver¬ 
sorgung  des  Konsums  mit  Ölen,  Fetten  und  daraus  her¬ 
gestellten  Waren  betreffenden  Maßnahmen  und  Vor¬ 
kehrungen,  insoweit  der  Verband  hiermit  dem  Handels¬ 
minister  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern 
betraut  wird; 

g)  die  Antragstellung  bei  allen  wirtschaftlichen  Fragen, 
welche  die  Öl-  und  Fettindustrie  betreffen,  insbesondere 
bei  solchen,  die  sich  beim  Übergang  in  die  Friedens¬ 
wirtschaft  ergeben  sowie  die  Mitwirkung  bei  deren  Lö- 
sung,  insoweit  der  Verband  hiermit  vom  Handelsminister 
betraut  wird. 

§  4.  Rechte  und  Pflichten  der  Verbands¬ 
angehörigen.  Die  Verbandsangehörigen  haben  das 
aktive  und  passive  Wahlrecht  für  die  Verbandsversamm- 
]ung  (§  13). 

Sie  haben  das  Recht,  Anträge,  Wünsche  und  Be¬ 
schwerden  bei  der  Verbandsleitung  (§9)  vorzubringen, 
welche  über  deren  Behandlung  entscheidet. 

Die  Verbandsangehörigen  haben  die  Zwecke  und  Ziele 
des  Verbandes  nach  besten  Kräften  zu  fördern  und  alles 
zu  unterlassen,  wodurch  dem  Verbände  die  Erfüllung 
seiner  Aufgaben  erschwert  oder  unmöglich  gemacht 
würde.  Sie  sind  verpflichtet,  die  von  der  Verbandsleitung 
gemäß  der  Ministerialverordnung  vom  8.  April  1916, 
R.-G.-BI.  Nr.  94,  und  diesem  Statut  getroffenen  Ver¬ 
fügungen  und  erlassenen  Vorschriften  genau  einzu¬ 
halten. 

Sie  sind  verpflichtet,  der  Verbandsleitung  oder  deren 
Beauftragten  in  den  denVerband  betreffenden  Angelegen¬ 
heiten  alle  verlangten  Auskünfte  wahrheitsgemäß  zu  er¬ 
teilen. 

Sie  haben  ihre  Betriebe  und  ihre  Geschäftsgebarung 
jeder  zur  Erreichung  der  Verbandszwecke  nötigen  Über¬ 
wachung  zu  unterwerfen  und  haben  den  vom  Handels¬ 
minister  mit  dieser  Überwachung  betrauten  amtlichen 
Organen  über  Verlangen  wahrheitsgemäß  jede  gewünschte 
Aufklärung  zu  erteilen. 

Sie  sind  verpflichtet,  über  alle  zu  ihrer  Kenntnis  ge¬ 
langenden  Angelegenheiten,  die  den  Verband  oder  die 
geschäftlichen  Verhältnisse  seiner  Angehörigen  betreffen, 
nach  außenhin  unbedingtes  Stillschweigen  zu  bewahren. 

§  5.  Verbandsbeiträge.  Zur  Deckung  der 
Kosten  der  Geschäftsführung  des  Verbandes  wird  ein 
Verbandsbeitrag  eingehoben,  den  die  Verbandsleitung 
nach  Anhörung  des  Verbandsausschusses  unter  Berück¬ 
sichtigung  des  Geschäftsumfanges  der  einzelnen  Ver¬ 
bandsangehörigen  festsetzt.  Die  Verbandsangehörigen 
sind  verpflichtet,  diese  Beiträge,  die  im  Wege  der  politi¬ 
schen  Exekution  eingetrieben  werden  können,  pünktlich 
zu  bezahlen. 


§  6.  Verbandsgruppen.  Die  dem  Verbände  an- 
gehöi  enden  Unternehmungen  werden  bis  auf  weiteres  in 
eine  oder  mehrere  der  nachstehenden  Verbandsgruppen 
eingereiht : 

Gruppe  1:  Pflanzenöle; 

„  2:  Talg,  Premier-jus; 

„  3:  gehärtete  öle; 

„  4:  Speisefette,  Margarine; 

„  5:  Ölfirnisse,  Öllacke; 

„  6:  chemisch-technische  Fettprodukte,  Degras; 

„  7:  Haus-  und  Textilseifen,  Stearin  und  Fett¬ 

säuren  ; 

„  8:  Kerzen; 

„  9:  Toiletteseifen,  fett-  oder  glyzerinhältige 

kosmetische  Artikel ; 

„  10:  Glyzerin. 

Die  \  erbandsangehörigen  wählen  gesondert  nach  den 
eben  genannten  Grupepn  Vertreter  für  die  Verbands¬ 
versammlung  (§  13).  Die  so  gewählten  Mitglieder  der 
Verbandsversammlung  besitzen  das  aktive  und  passive 
Wahlrecht  für  den  Verbandsausschuß  (§  n). 

§  7-  Abrechnungsstelle.  Dem  Verbände  ist 
eine  Abrechnungsstelle  für  außerhalb  des  Verbandes 
stehende  gewerbliche  und  industrielle  Verbraucher  von 
Ölen,  Fetten  und  daraus  hergestellten  Waren  ange¬ 
gliedert. 

Sie  verkehrt  unmitelbar  mit  der  Verbandsleitung  nach 
den  vom  Handelsminister  erteilten  näheren  Weisungen. 

§8.  Verbandsorgane.  Organe  des  Verbandes 
sind: 

1.  die  Verbandsleitung, 

2.  der  Verbandsausschuß, 

3.  die  Verbandsversammlung. 

§  9*  Verbandsleitung.  Die  Verbandsleitung 
wird  vom  Handelsminister  ernannt.  Sie  besteht  aus  dem 
Vorsitzenden,  dem  ersten  und  zweiten  Stellvertreter  und 
sechs  bis  acht  Mitgliedern.  Alle  Mitglieder  der  Verbands¬ 
leitung  üben  ihre  Funktionen  ehrenamtlich  aus.  Sie  sind 
verpflichtet,  sich  bei  ihrer  Geschäftsführung  vollster 
Unparteilichkeit  und  größter  Gewissenhaftigkeit  zu  be¬ 
fleißen,  nach  außenhin  über  alle  zu  ihrer  Kenntnis  ge¬ 
langenden  Angelegenheiten  des  Verbandes  sowie  über 
die  geschäftlichen  Verhältnisse  der  Verbandsangehörigen 
unbedingtes  Stillschweigen  zu  bewahren  und  haben  dies 
dem  Handelsminister  schriftlich  zu  geloben. 

Die  Verbandsleitung  vertritt  den  Verband  nach  außen 
und  besorgt  die  gesamten  Geschäfte.  Namens  des  Ver¬ 
bandes  zeichnet  der  Vorsitzende  oder  einer  der  Stell¬ 
vertreter  in  rechtsverbindlicher  Weise. 

Der  Verbandsleitung  obliegt  auch  die  Organisation  und 
Durchführung  aller  Wahlen  und  Ersatzwahlen  unter  Auf¬ 
sicht  des  Handelsministeriums. 

Sie  tritt  nach  Erfordernis  zu  Sitzungen  zusammen, 
die  in  Wien  stattfinden.  Die  Einladungen  zu  den 
Sitzungen  an  die  Mitglieder  der  Verbandsleitung  sowie 
an  die  Regierungskommissäre  können  schriftlich,  tele¬ 
graphisch  oder  mündlich  erfolgen. 

Die  Verbandsleitung  ist  binnen  acht  Tagen  zu  einer 
Sitzung  einzuberufen,  wenn  dies  von  einem  der  Regie¬ 
rungskommissäre  (§  14)  oder  von  mindestens  zwei  Mit¬ 
gliedern  der  Verbandsleitung  unter  Angabe  der  Verhand¬ 
lungsgegenstände  verlangt  wird. 

Die  Verbandsleitung  ist  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl 
der  Erschienenen  beschlußfähig,  wenn  alle  Mitglieder 
und  Regierungskommissäre  eingeladen  wurden. 

Sie  faßt  ihre  Beschlüsse  mit  einfacher  Stimmen¬ 
mehrheit.  Bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum 
Beschluß  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten 
ist. 

Die  Regierungskommissäre  stimmen  nicht  mit. 
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Die  Verbandsleitung  bestellt  die  zur  Führung  der  Ge¬ 
schäfte  nötigen  Beamten  und  Hilfskräfte,  die  aus  den 
Mitteln  des  Verbandes  entlohnt  werden,  und  schreibt 
diesen  ihren  Wirkungskreis  vor.  Die  Bestellung  von 
Personen  in  leitender  Stellung  unterliegt  der  Bestätigung 
des  Handelsministers. 

§  10.  Vorsitz.  Der  Vorsitzende  und  dessen  beide 
Stellvertreter  leiten  die  gesamte  Geschäftsgebarung  des 
Verbandes. 

Sie  sind  für  die  Einhaltung  der  Bestimmungen  der 
Ministerialverordnung  vom  8.  April  1916,  R.-G.-Bl. 

Nr.  94,  und  des  Verbandsstatuts  verantwortlich. 

Der  Vorsitzende,  im  Falle  seiner  Verhinderung  einer 
seiner  Stellvertreter,  beruft  die  Sitzung  der  V  erbands- 
leitung,  des  Verbandsausschusses  und  der  Verbands¬ 
versammlung  ein  und  führt  in  diesen  den  V  orsitz. 

Der  Vorsitzende  hat  als  solcher  in  den  Sitzungen  der 
Verbandsleitung  das  gleiche  Stimmrecht  wie  jedes  andere 
Mitglied  der  Verbandsleitung. 

§  11.  Verbandsausschuß.  Der  Verbands¬ 

ausschuß  besteht  aus  höchstens  zwanzig  von  der  Ver¬ 
bandsversammlung  aus  dem  Kreise  der  Gruppenvertreter 
gewählten  (§  6)  und  aus  drei  vom  Handelsminister  aus 
dem  Kreise  der  außerhalb  des  Verbandes  stehenden  ge¬ 
werblichen  und  industriellen  Verbraucher  von  ölen, 
Fetten  und  daraus  hergestellten  Waren  ernannten  Mit¬ 
gliedern. 

Bis  auf  weiteres  sind  zu  wählen: 

drei  Vertreter  für  die  Erzeugung  von  Pflanzenölen  und 
die  Raffination  flüssiger  Pflanzenöle;  von  diesen  drei 
Vertretern  entfällt  einer  auf  jene  Betriebe,  welche  sich 
ausschließlich  mit  der  Erzeugung  von  Riiböl  befassen; 

drei  Vertreter  für  die  Talgschmelzerei;  von  diesen 
drei  Vertretern  entfällt  einer  auf  die  im  Zusammenhänge 
mit  der  Fleischhauerei  oder  Selcherei  betriebene  Talg¬ 
schmelzerei  ; 

ein  Vertreter  gemeinsam  für  die  Ölhärtung  und  Gly¬ 
zerinraffination  ; 

zwei  Vertreter  für  die  Erzeugung  von  Speisefett  und 
Margarine ; 

ein  Vertreter  für  die  Erzeugung  von  Ölfirnissen  und 
Öllacken ; 

zwei  Vertreter  für  die  Erzeugung  von  chemisch-techni¬ 
schen  Fettprodukten  und  Degras; 

fünf  Vertreter  für  die  Erzeugung  von  Haus-  und 
Textilseifen  und  Stearin;  von  diesen  fünf  Vertretern 
entfallen  drei  auf  die  reine  Seifenerzeugung,  während 
zwei  aus  dem  Kreise  jener  Betriebe  zu  wählen  sind,  welche 
außer  der  Seifenfabrikation  auch  die  Stearinfabrikation 
oder  die  Fettsäuredestillation  betreiben; 

zwei  Vertreter  für  die  Erzeugung  von  Kerzen;  von 
diesen  zwei  Vertretern  entfällt  einer  auf  die  im  Zu¬ 
sammenhänge  mit  der  Mineralölraffination  betriebene 
Paraffinkerzenerzeugung ; 

ein  Vertreter  für  die  Erzeugung  von  Toiletteseifen  und 
von  fett-  und  glyzerinhältigen  kosmetischen  Artikeln. 

Anläßlich  der  Wahl  der  Ausschußmitglieder  ist  für 
jedes  derselben  in  gleicher  Weise  auch  ein  Ersatzmann 
zu  wählen.  Diese  Ersatzmänner  treten  erst  im  Falle  des 
Ausscheidens  jenes  Ausschußmitgliedes,  das  sie  zu  er¬ 
setzen  bestimmt  sind,  in  Funktion. 

Der  Verbandsausschuß  steht  der  Verbandsleitung  als 
beratendes  Organ  zur  Seite  und  ist  von  dieser  vor  allen 
Entscheidungen  und  Verfügungen  grundsätzlicher  Art  zu 
hören.  Er  ist  außerdem  berechtigt,  Anträge  und  Be¬ 
schwerden  an  die  Verbandsleitung  zu  richten,  welche 
über  diese  Beschluß  zu  fassen  hat. 

Alle  Mitglieder  des  Verbandsausschusses  üben  ihre 
Funktion  ehrenamtlich  aus.  Sie  sind  verpflichtet,  sich 
bei  Ausübung  ihrer  Obliegenheiten  vollster  Unparteilich¬ 
keit  und  größter  Gewissenhaftigkeit  zu  befleißen,  nach 
außenhin  über  alle  zu  ihrer  Kenntnis  gelangenden  An¬ 


gelegenheiten  des  Verbandes  sowie  über  die  geschäft¬ 
lichen  Verhältnisse  der  Verbandsangehörigen  unbedingtes 
Stillschweigen  zu  bewahren,  und  haben  dies  dem  Han¬ 
delsminister  schriftlich  zu  geloben. 

§  12.  Der  Verbandsausschuß  tritt  nach  Erfordernis 
zu  Sitzungen  zusammen,  die  in  Wien  stattfinden. 

Die  Einladungen  zu  den  Sitzungen  an  die  Mitglieder 
des  Verbandsausschusses  und  der  Verbandsleitung  sowie 
an  die  Regierungskommissäre  können  schriftlich,  tele¬ 
graphisch  oder  mündlich  erfolgen. 

Der  Verbandsausschuß  ist  binnen  acht  Tagen  zu  einer 
Sitzung  einzuberufen,  wenn  dies  von  einem  der  Regie¬ 
rungskommissäre  oder  von  mindestens  zwei  Mitgliedern 
des  Verbandsausschusses  unter  Angabe  der  Verhand¬ 
lungsgegenstände  verlangt  wird. 

Der  Verbandsausschuß  ist  beschlußfähig,  wenn  alle 
Mitglieder,  die  gesamte  Verbandsleitung  und  die  Regie- 
1  ungskommissäre  geladen  sind  und  mindestens  die  Hälfte 
der  Mitglieder  anwesend  ist. 

Beschlüsse  werden  mit  einfacher  Stimmenmehrheit  ge¬ 
faßt. 

Der  Vorsitzende,  die  übrigen  Mitglieder  der  Verbands¬ 
leitung  und  die  Regierungskommissäre  stimmen  nicht  mit. 

Bei  Stimmengleichheit  gilt  der  Antrag  als  abgelehnt. 

§  13.  Verbandsversammlung.  Die  Verbands¬ 
versammlung  besteht  aus  den  nach  Verbandsgruppen 
(§  6)  gewählten  Vertretern  der  Verbandsangehörigen. 
Sie  findet  in  Wien  statt  und  wird  nach  Bedarf  oder  über 
Auftrag  des  Handelsministers  einberufen. 

Die  Zahl  der  auf  jede  Gruppe  entfallenden  Vertreter 
wird  vom  Handelsminister  bestimmt.  Ihre  Wahl  erfolgt 
auf  schriftlichem  Wege. 

Jedes  Unternehmen  hat  je  eine  Stimme  in  jeder  Ver¬ 
bandsgruppe,  der  es  angehört. 

Die  Organisation  und  Durchführung  der  Wahlen  ob¬ 
liegt  der  Verbandsleitung  unter  Aufsicht  des  Handels¬ 
ministeriums.  Der  Verbandsversammlung  können  auch  die 
Mitglieder  des  Verbandsausschusses,  welche  vom  Han¬ 
delsminister  aus  dem  Kreise  der  außerhalb  des  Verbandes 
stehenden  gewerblichen  und  industriellen  \  erbraucher 
von  Ölen,  Fetten  und  daraus  hergestellten  Waren  er¬ 
nannt  wurden  (§  11),  beiwohnen. 

Die  Einberufung  der  Verbandsversammlung,  die  Ein¬ 
ladung  der  Regierungskommissäre,  der  Mitglieder  der 
Verbandsleitung  und  der  vom  Handelsminister  ernannten 
Mitglieder  des  Verbandsausschusses  erfolgt  auf  schrift¬ 
lichem  Wege  mindestens  acht  Tage  vor  dem  für  die 
Verbands  Versammlung  bestimmten  Tag  unter  Angabe  der 
Verhandlungsgegenstände. 

Die  Verbandsleitung  ist  beschlußfähig,  wenn  alle  Mit¬ 
glieder  (§  6),  die  gesamte  Verbandsleitung  und  die  Re¬ 
gierungskommissäre  geladen  sind  und  mindestens  ein 
Drittel  der  Mitglieder  anwesend  ist. 

Wenn  die  einberufene  Verbandsversammlung  nicht 
beschlußfähig  war,  so  findet  eine  halbe  Stunde  später 
eine  neue  Verbandsversammlung  statt,  die  ohne  Rück¬ 
sicht  auf  die  Zahl  der  Erschienenen  beschlußfähig  ist. 

Alle  Beschlüsse  werden  mit  einfacher  Stimmenmehrheit 
gefaßt. 

Der  Vorsitzende,  die  übrigen  Mitglieder  der  Verbands¬ 
leitung,  die  vom  Handelsminister  ernannten  Mitglieder 
des  Verbandsausschusses  und  die  Regierungskommissäre 
stimmen  nicht  mit. 

Bei  Stimmengleichheit  gilt  der  Antrag  als  abgelehnt. 
Die  Verbandsversammlung  wählt  ihre  Vertreter  für 
den  Verbandsausschuß.  Ihr  obliegt  ferner  die  Prüfung 
und  Genehmigung  des  Rechnungsabschlusses.  Außerdem 
ist  ihr  über  die  wirtschaftliche  Gebarung  des  Verbandes 
zu  berichten. 

§  14.  Staatliche  Aufsicht.  Der  Verband  steht 
unter  staatlicher  Aufsicht,  welche  durch  die  vom  Han- 
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delsminister  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Mi¬ 
nistern  ernannten  Regierungskommissäre  ausgeübt  wird. 

Die  Regierungskommissäre  sind  insbesondere  berech¬ 
tigt,  an  den  Verhandlungen  und  Sitzungen  der  Verbands¬ 
organe  teilzunehmen,  jederzeit  das  Wort  zu  ergreifen 
und  Anträge  zu  stellen,  über  welche  Beschluß  gefaßt 
werden  muß.  Sie  sind  zu  allen  Sitzungen  der  Verbands¬ 
versammlung,  des  Verbandsausschusses  und  der  Ver¬ 
bandsleitung  einzuladen. 

Die  Regierungskonnnissäre  sind  berechtigt,  die  Durch¬ 
führung  von  Beschlüssen  und  Verfügungen  der  Verbands¬ 
organe  für  so  lange  aufzuschieben,  bis  vom  Handels- 
minister  eine  endgültige  Entscheidung  getroffen  wird. 

§  15.  Staatliche  Genehmigung.  Der  Ge¬ 
nehmigung  des  Handelsministers  unterliegen  Beschlüsse 
und  Verfügungen  der  Verbandsleitung,  welche  betreffen: 

a)  die  Auswahl  und  Bezeichnung  der  zum  Absätze  zu¬ 
zulassenden  Warensorten; 

b)  die  Regelung  der  Verkaufspreise; 

c)  die  Streckung  der  Vorräte  an  Rohstoffen  sowie  die 
Verwendung  von  Ersatzstoffen  und  Konservierungs¬ 
mitteln,  soweit  es  sich  um  Speiseöle  und  Speisefette 
handelt  ; 

d)  die  Höhe  der  Verbandsbeiträge; 

e)  die  Aufstellung  des  Rechnungsabschlusses; 

f)  die  Verteilung  der  in  den  Rahmen  des  Verbandes 
fallenden  Rohstoffe,  Halb-  und  Ganzfabrikate,  und  zwar 
sowohl  an  die  dem  Verbände  angehörenden  Betriebe  als 
auch  an  die  ihm  nicht  angehörenden  Verbraucher  von 
ölen,  Fetten  und  daraus  hergestellten  Waren; 

g)  die  Festsetzung  bestimmter  Fälle,  die  unter  Ord¬ 
nungsstrafe  gestellt  werden,  und  das  Ausmaß  dieser 
Strafen,  die  in  jedem  einzelnen  Falle  den  Betrag  von 
20.000  K  nicht  übersteigen  dürfen. 

§  16.  Schiedsgericht.  Bezüglich  des  Schieds¬ 
gerichtes  gelten  die  Bestimmungen  der  §§  15  und  17  der 
Ministerialverordnung  vom  8.  April  1916,  R.-G.-Bl. 

Nr.  94. 

Die  Strafbeträge  fließen  einem  vom  Handelsminister 
zu  bestimmenden  gemeinnützigen  Zwecke  zu  und  werden 
über  Ersuchen  der  Verbandsleitung  im  Wege  der  politi¬ 
schen  Exekution  eingetrieben. 

Veräußerung  land-  und  forstwirtschaftlicher 
Grundstücke.  Eine  Verordnung  des  Justizministers  im 
Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  vom  18.  April 
1916,  betreffend  Abänderungen  der  kaiserlichen  Verord¬ 
nung  vom  9.  August  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  234,  und  der 
Ministerialverordnung  vom  11.  August  19151),  R.-G.-Bl. 
*v'r-  235>  über  die  Veräußerung  land-  und  forstwirtschaft¬ 
licher  Grundstücke  bestimmt: 


§  r.  Dem  §  9  der  kaiserlichen  Verordnung  ist  folgender 
Absatz  anzufügen: 

„(3)  Der  Vorsitzende  kann  mit  Zustimmung  des  von 
der  politischen  Behörde  ernannten  Mitgliedes  ohne  Ein¬ 
berufung  der  Kommission  entscheiden,  wenn  von  vorn¬ 
herein  außer  Zweifel  steht,  daß  ein  Beschluß  der  Kom¬ 
mission  nicht  erforderlich  ist  (§§  2  und  3),  oder  wenn 
die  Übertragung  oder  die  Verpachtung  offenbar  zuzulassen 
ist  (§§  4  und  5).“ 

§  2.  §  io,  Absatz  2,  der  kaiserlichen  Verordnung  hat 

zu  lauten: 

„(2)  Die  Entscheidung  ist  so  viel  als  möglich  zu  be¬ 
schleunigen.  Beschließt  die  Kommission  gegen  die  Mei¬ 
nung  des  Vorsitzenden,  einem  Anträge  stattzugeben,  so 
kann  der  Vorsitzende  gegen  den  Beschluß  die  Beschwerde 
an  die  Grundverkehrs-Landeskommission  erheben.  Die 
Beschwerde  ist  binnen  drei  Tagen  nach  der  Beschluß¬ 
fassung  der  Grundverkehrs-Landeskommission  vorzu¬ 
legen.“ 


*)  Vgl.  Nr.  33  des  »Handelsmuseums«  vom  19.  August  1915,  Seite  512. 


§  3-  §  Ir>  Absatz  1,  der  kaiserlichen  Verordnung  hat 
zu  lauten: 

„(4)  Die  Grundverkehrs-Landeskommission  soll  über 
die  Beschwerde  spätestens  innerhalb  vierzehn  Tagen  nach 
deren  Einlangen  entscheiden.“ 

§  4.  Dem  §  7  der  Ministerialverordnung  vom  1 1.  August 
I9I5>  R.-G.-Bl.  Nr.  235,  sind  folgende  Absätze  anzu¬ 
fügen: 

„Dem  Gemeindevorsteher  oder  dem  von  ihm  be¬ 
stimmten  Vertreter  (§  8,  Absatz  2,  Z.  3,  der  kaiserlichen 
Verordnung)  gebührt  für  die  Teilnahme  an  den  Verhand¬ 
lungen  der  Grundverkehrskommission,  wenn  seine  Woh¬ 
nung  vom  Gerichtshause  mehr  als  10  km  entfernt  ist, 
und  wenn  er  nicht  aus  einem  anderen  Grunde  am  Ge¬ 
richtssitze  zu  erscheinen  hatte,  ein  Taggeld  in  der  Höhe 
von  6  K  und  der  Ersatz  der  Kosten  für  die  Benützung- 
der  zur  Verfügung  stehenden  Massenverkehrsmittel 
(Eisenbahn,  Straßenbahn,  Dampfboot,  Stellwagen,  Post¬ 
wagen  u.  dgl.).  Die  Gebühr  für  eine  andere  als  die  nie¬ 
drigste  Fahrklasse  darf  nur  dann  zugesprochen  werden, 
wenn  Personen  der  gleichen  Lebensstellung  im  allge¬ 
meinen  diese  höhere  Fahrklasse  zu  benützen  pflegen. 

Diese  Auslagen  sind  aus  dem  Amtspauschale  des  Be¬ 
zirksgerichtes  zu  bestreiten.“ 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Deutschland. 

Änderung  der  Postordnung  vom  20.  März  1900. 

Unterm  16.  April  1916  wurde  die  Postordnung  vom 
20.  März  1900  wie  folgt  geändert: 

1.  Im  §  18  a  „Postprotest“  erhält  der  Absatz  V  unter 
B  und  C  folgende  Fassung: 

B.  Postprotestaufträge  mit  Wechseln,  die  in  Elsaß- 
Lothringen  zahlbar  sind,  werden  erst  an  folgenden  Tagen 
nochmals  zur  Zahlung  vorgezeigt: 

a)  wenn  der  Zahlungstag  des  Wechsels  in  der  Zeit 
vom  30.  Juli  1914  bis  einschließlich  28.  Juli  1916  ein¬ 
getreten  ist, 

am  31.  Juli  1916; 

b)  wenn  der  Zahlungstag  des  Wechsels  am  29.  Juli 
1916  oder  später  eintritt, 

am  zweiten  Werktag  nach  dem  Zahlungstage. 

Solange  die  Veränderung  der  Fristen  des  Wechsel-  und 
Scheckrechts  nach  der  Vorschrift  des  vorhergehenden 
Satzes  besteht,  kann  der  Auftraggeber  verlangen,  daß  ein 
davon  betroffener  Wechsel  mit  dem  Postprotestauftrage 
schon  am  zweiten  Werktag  nach  dem  Zahlungstage  des 
Wechsels  nochmals  zur  Zahlung  vorgezeigt  und,  wenn 
auch  diese  Vorzeigung  oder  der  Versuch  dazu  erfolglos 
bleibt,  protestiert  werde.  Dieses  Verlangen  ist  durch  den 
Vermerk  „Ohne  die  verlängerte  Protestfrist“  auf  der 
Rückseite  des  Protestauftrages  auszudrücken.  Auch  kann 
die  Post  damit  betraut  werden,  für  solche  Wechsel  neben 
der  Wechselsumme  auch  die  für  die  verlängerte  Frist 
vom  Tag  der  ersten  Vorzeigung  des  Wechsels  an  fälligen 
Wechselzinsen  einzuziehen  und  im  Nichtzahlungsfalle 
deswegen  Protest  zu  erheben.  Wird  hiervon  Gebrauch  ge¬ 
macht,  so  ist  in  den  Vordruck  zum  Postprotestauftrage 
hinter  „Betrag  des  beigefügten  Wechsels“  einzutragen: 
„nebst  Verzugszinsen  von  6  v.  H.  vom  Tag  der  ersten 

Vorzeigung,  nämlich  vom . ab“.  Der  Zeitpunkt, 

von  dem  an  die  Zinsen  zu  berechnen  sind,  ist  nicht  an¬ 
zugeben,  wenn  die  Post  die  erste  Vorzeigung  des  Wech¬ 
sels  bewirkt.  Hat  der  Auftraggeber  die  Einziehung  der 
Zinsen  verlangt,  so  wird  der  Wechsel  nur  gegen  Be¬ 
zahlung  der  Wechselsumme  und  der  Zinsen  ausgehändigt, 
bei  Nichtzahlung  auch  nur  der  Zinsen  aber  wegen  des 
nicht  gezahlten  Betrages  Protest  mangels  Zahlung  er¬ 
hoben. 
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C.  Als  Zahlungstag  gilt  der  Fälligkeitstag  des  Wechsels 
oder,  wenn  dieser  ein  Sonn-  oder  Feiertag  ist,  der  nächste 
Werktag.  Fällt  der  Schlußtag  der  Frist  zur  Vorzeigung 
des  Wechsels  auf  einen  Sonn-  oder  Feiertag,  so  wird  der 
Wechsel  am  nächsten  Werktag  zur  Zahlung  vorgezeigt. 
Die  Postverwaltung  behält  sich  vor,  die  Vorzeigung  der 
Wechsel,  deren  Protestfrist  am  31.  Juli  1916  (Absatz  B ) 
abläuft,  auf  mehrere  vorhergehende  Tage  zu  verteilen. 

2.  Die  Änderungen  treten  sofort  in  Kraft. 

Bekanntmachung,  betreffend  die  Fristen  des 
Wechsel-  und  Scheckrechts  für  Elsaß-Lothringen. 

Der  Bundesrat  hat  am  13.  April  1916  folgende  Verord¬ 
nung  erlassen: 

Die  Fristen  für  die  Vornahme  einer  Handlung,  deren 
es  zur  Ausübung  oder  Erhaltung  des  Wechselrechts  oder 
des  Regreßrechts  aus  dem  Scheck  bedarf,  werden,  soweit 
sie  nicht  am  31.  Juli  1914  abgelaufen  waren,  für  die  in 
Elsaß-Lothringen  zahlbaren  Wechsel  oder  Schecks  in  der 
Weise  verlängert,  daß  sie  mit  dem  31.  Juli  1916  ablaufen, 
sofern  sich  nicht  aus  anderen  Vorschriften  ein  späterer 
Ablauf  ergibt. 

Diese  Vorschrift  findet  keine  Anwendung  auf  die  Frist, 
innerhalb  deren  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  der 
Regreßpflichtige  von  der  Nichtzahlung  des  Wechsels  oder 
Schecks  zu  benachrichtigen  ist. 

Bekanntmachung  über  Erleichterungen  im  Pa¬ 
tent-,  Gebrauchsmuster-  und  Warenzeichenrechte. 

Der  Bundesrat  hat  am  13.  April  1916  folgende  Verord¬ 
nung  erlassen: 

§  1.  Im  §  2  der  Verordnung,  betreffend  vorübergehende 
Erleichterungen  auf  dem  Gebiete  des  Patent-,  Gebrauchs¬ 
muster-  und  Warenzeichenrechts  vom  10.  September  1914 
wird  Satz  2  gestrichen  und  folgender  Absatz  2  angefügt: 

Die  Wiedereinsetzung  muß  innerhalb  einer  Frist  von 
zwei  Monaten  nach  dem  Wegfall  des  Hindernisses  be¬ 
antragt  werden.  Der  Reichskanzler  bestimmt,  von 
welchem  Zeitpunkt  an  der  Antrag  nicht  mehr  zulässig  ist. 
Im  übrigen  sind  die  Bestimmungen  der  §§  236  ff.  der 
Zivilprozeßordnung  entsprechend  anzuwenden. 

§  2.  Die  Bekanntmachung  der  Patentanmeldung  kann 
nach  Ablauf  der  im  §  4,  Absatz  1,  der  Verordnung,  be¬ 
treffend  weitere  Erleichterungen  auf  dem  Gebiete  des 
Patent-  und  Gebrauchsmusterrechts  vom  31.  März  1915 
vorgesehenen  Zeit  weiter  ausgesetzt  werden.  Der  Reichs¬ 
kanzler  bestimmt,  bis  zu  welchem  Zeitpunkt  die  Aus¬ 
setzung  dauert. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 


Ausnahmen  von  der  Verordnung,  betreffend  den 
Nachnahme-  und  Frachtverkehr  mit  dem  Ausland. 

Unterm  17.  April  1916  wurde  auf  Grund  des  §  3  der 
Verordnung,  betreffend  den  Nachnahme-  und  Fracht¬ 
verkehr  mit  dem  Ausland,  vom  16.  März  19161),  fol¬ 
gendes  bestimmt: 

Der  §  1  der  Verordnung  findet  keine  Anwendung  auf 
den  See-  und  Binnenschiffahrtsverkehr. 

Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tag  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Ausführungsbestimmungen  zu  der  Verordnung 
über  den  Verkehr  mit  Verbrauchszucker.  Unterm 
12.  April  1916  wurde  auf  Grund  der  Verordnung  über 
den  Verkehr  mit  Verbrauchszucker  vom  10.  April  19162) 
folgendes  bestimmt: 


§  1.  Die  Regelung  des  Verbrauchs  durch  die  Kom¬ 
munalverbände  ist  bis  auf  weiteres  eine  Zuckermenge 
von  1  kg  monatlich  für  den  Kopf  der  Bevölkerung  zu 
gründe  zu  legen.  Dabei  sind  die  Personen,  die  von  den 
Heeresverwaltungen  und  der  Marineverwaltung  mit 
Zucker  versorgt  werden,  außer  Betracht  zu  lassen. 

Auf  die  dem  einzelnen  Kommunalverbande  hiernach 
zustehende  Gesamtmenge  (Bedarfsanteil)  werden  die  am 
25.  April  1916  in  seinem  Bezirke  vorhandenen  Vorräte 
angerechnet,  soweit  sie  der  Anzeigepflicht  unterliegen. 
Nicht  angerechnet  werden  Vorräte  der  unter  die  §§  2 
und  4  dieser  Ausführungsbestimmungen  fallenden  Be¬ 
triebe.  Die  Reichszuckerstelle  kann  weitere  Ausnahmen 
zulassen. 

§  2.  Die  Bestimmung  darüber,  in  welchem  Umfang 
und  unter  welchen  Bedingungen  Zucker  in  gewerblichen 
Betrieben,  mit  Ausnahme  der  Gasthäuser,  Bäckereien  und 
Konditoreien,  zur  Herstellung  von  Nahrungs-,  Genuß- 
und  Heilmitteln  bezogen  und  verwendet  werden  darf, 
bleibt  Vorbehalten.  Bis  auf  weiteres  erteilt  die  Reichs¬ 
zuckerstelle  Bezugsscheine  auf  Grund  einer  vorläufigen 
Prüfung  der  nach  §  10,  Absatz  3,  der  Verordnung  über 
den  Verkehr  mit  Verbrauchszucker  gemachten  Angaben. 

Den  gewerblichen  Betrieben  stehen  gleich  landwirt¬ 
schaftliche  Betriebe,  in  denen  Nahrungs-,  Genuß-  und 
Heilmittel  zum  Zwecke  der  Weiterveräußerung  bereitet 
werden. 

Für  die  Verwendung  von  Zucker  zu  anderen  techni¬ 
schen  Zwecken  gilt  §  2  der  Verordnung  über  die  Ver¬ 
wendung  von  Verbrauchszucker  vom  3.  Februar  1916. 

§  3.  Über  den  Bezug  und  die  Verwendung  von  Zucker 
haben  die  Zuckerverarbeiter  (§  2)  Buch  zu  führen,  ins¬ 
besondere  darüber,  in  welchen  Mengen,  von  wem  und 
wann  sie  Zucker  bezogen,  in  welchen  Mengen  und  zu 
welchem  Zwecke  'sie  Zucker  verarbeitet  haben  und  wie¬ 
viel  sie  unverarbeitet  besitzen. 

§  4.  Imker  haben  ihren  Bedarf  an  Zucker  zur  Bienen¬ 
fütterung,  soweit  er  nicht  durch  unversteuerten  Zucker 
gedeckt  wird,  der  von  der  Landeszentralbehörde  zu  be¬ 
stimmenden  Stelle  anzuzeigen.  Diese  hat  die  Anmeldung 
zu  prüfen  und  der  Reichszuckerstelle  einzureichen.  Die 
Reichszuckerstelle  bestimmt,  in  welcher  Höhe  der  ange¬ 
meldete  Bedarf  gedeckt  werden  soll,  und  stellt  Bezugs¬ 
scheine  aus. 

§  5.  Zucker,  der  auf  Grund  der  §§  2  und  4  bezogen 
wird,  darf  nicht  an  andere  abgegeben  werden.  Die  Reichs¬ 
zuckerstelle  kann  Ausnahmen  zulassen. 

§  6.  Wer  Zucker  im  Handel  abgibt,  hat  über  Bezug 
und  Abgabe  Buch  zu  führen. 

Dies  gilt  nicht,  soweit  Zucker  unmittelbar  an  Ver¬ 
braucher  nach  den  Vorschriften  der  Kommunalverbände 
abgegeben  wird. 

§  7.  Die  im  §  14,  Absatz  1,  der  Verordnung  über  den 
Verkehr  mit  Verbrauchszucker  vorgeschriebene  Bestands¬ 
aufnahme  geschieht  gemeindewreise  durch  die  Orts¬ 
behörden  nach  dem  als  Anlage  1  beigefügten  Muster1) 
(Ortsliste).  Die  Ortsbehörden  haben  die  ausgefüllten 
Ortslisten  dem  Kommunalverbande  bis  zum  28.  April 
1916  einzusenden.  Die  Kommunalverbände  haben  bis 
zum  30.  April  1916  eine  Zusammenstellung  der  in  ihrem 
Bezirk  vorhandenen  Vorräte  nach  dem  als  Anlage  2  bei¬ 
gefügten  Muster1)  der  Reichszuckerstelle  einzureichen. 

Die  Herstellung  der  Ortslisten  liegt  den  Kommunal¬ 
verbänden  ob.  Die  Liste  für  die  Zusammenstellung  der 
Kommunalverbände  wird  von  der  Reichszuckerstelle  über¬ 
sandt. 

§  8.  Wer  Zucker  in  einem  unter  §  2  fallenden  Betriebe 
verwenden  will,  hat  zur  Ermittlung  seines  Zuckeranteils 


■)  Vgl.  Nr.  13  des  »Handelsmuseums«  vom  30.  März  1.  J.,  Seite  178. 
Vgl.  Nr  16  des  »Handelsmuseums«  vom  20.  April  1.  J.,  '-eite  235. 


>)  Die  Muster  sind  hier  nicht  abgedruckt. 
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der  Reichszuckerstelle  bis  zum  30.  April  T916  Art  und 
Umfang  des  Betriebes  anzumelden  und  anzuzeigen, 
welche  Mengen  und  Arten  von  Fertigwaren  er  in  der 
Zeit  vom  1.  Oktober  1914  bis  zum  30.  September  1915, 
vom  1.  Oktober  bis  zum  31.  Dezember  1915  sowie  vom 
1.  Januar  bis  zum  31.  März  1916  hergestellt  hat,  welche 
Mengen  und  Arten  von  Rohstoffen,  insbesondere  welche 
Mengen  Zucker  hierzu  verwendet  hat  und  welche 
Mengen  von  Fertigwaren,  Rohstoffen  und  Zucker  er  am 
25.  April  1916  in  Gewahrsam  hat.  Zucker,  der  am 
25.  April  1916  unterwegs  ist,  ist  unverzüglich  nach  dem 
Empfang  vom  Empfänger  der  Reichszuckerstelle  anzu¬ 
zeigen. 

Soweit  Aufzeichnungen  fehlen,  sind  Schätzungen  zu¬ 
lässig. 

Die  Anzeige  hat  auf  einem  von  der  Reichszuckerstelle 
zu  bestimmenden  Fragebogen  zu  erfolgen. 

§  9.  Für  die  Ausstellung  der  Bezugsscheine  ist  von 
den  Antragstellern  eine  Gebühr  von  10  Pfennig  für  jeden 
Doppelzentner  Zucker  zu  entrichten.  Die  Reichszucker¬ 
stelle  kann  die  Ausstellung  der  Bezugsscheine  von  der 
vorherigen  Einsendung  der  Gebühr  abhängig  machen. 

Bekanntmachung  über  Druckpapier.  Der  Bundes¬ 
rat  hat  am  18.  April  1916  folgende  Verordnung  er¬ 
lassen  : 

§  1.  Der  Reichskanzler  wird  ermächtigt,  die  erforder¬ 
lichen  Maßnahmen  zu  treffen,  um  während  des  Krieges 
die  Versorgung  der  Zeitungen,  Zeitschriften  und  anderen 
periodisch  erscheinenden  Druckschriften  mit  Druckpapier 
sicherzustellen. 

Insbesondere  ist  er  befugt,  Erhebungen  über  die  zur 
Herstellung  von  Druckpapier  erforderlichen  Roh-  und 
Hilfsstoffe  anzuordnen. 

§  2.  Der  ' Reichskanzler  wird  ermächtigt,  die  erforder¬ 
lichen  Maßnahmen  zu  treffen,  um  während  des  Krieges 
den  Verbrauch  von  Druckpapier  zu  regeln. 

Insbesondere  ist  er  befugt,  Erhebungen  über  den  Ver¬ 
brauch  von  Druckpapier  und  die  davon  vorhandenen 
Vorräte  anzuordnen  sowie  Anordnungen  über  Lieferung, 
Bezug  und  Verbrauch  von  Druckpapier  zu  treffen. 

§  3.  Von  den  auf  Grund  der  §§  1  und  2  getroffenen 
Anordnungen  kann  der  Reichskanzler  Ausnahmen  zu¬ 
lassen. 

§  4.  Der  Reichskanzler  ist  ermächtigt,  die  Durch¬ 
führung  der  auf  Grund  der  §§  1  und  2  ergehenden  An¬ 
ordnungen  einer  oder  mehreren  unter  seiner  Aufsicht 
stehenden  Kriegsgesellschaften  zu  übertragen. 

Zur  Deckung  der  entstehenden  Verwaltungskosten 
kann  er  den  Verbrauchern  von  Druckpapier  Beiträge 
auferlegen. 

§  5.  Der  Reichskanzler  kann  anordnen,  daß  Zuwider¬ 
handlungen  gegen  die  von  ihm  auf  Grund  dieser  Ver¬ 
ordnung  erlassenen  Bestimmungen  mit  Gefängnis  bis  zu 
sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  10.000  M. 
bestraft  werden;  auch  kann  er  anordnen,  daß  Vorräte, 
die  bei  der  Bestandsaufnahme  verschwiegen  werden,  im 
Urteil  für  dem  Staate  verfallen  erklärt  werden. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Verkehr  mit  Seife,  Seifenpulver  und  anderen 
fetthaltigen  Waschmitteln.  Der  Bundesrat  hat  am 
18.  April  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Der  Reichskanzler  ist  ermächtigt,  den  Verkehr 
mit  Seife,  Seifenpulver  und  anderen  fetthaltigen  Wasch¬ 
mitteln  zu  regeln ;  er  kann  insbesondere  Vorratserhe¬ 
bungen  anordnen. 


Er  kann  bestimmen,  daß  Zuwiderhandlungen  gegen  die 
auf  Grund  vorstehender  Ermächtigung  erlassenen  Be¬ 
stimmungen  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder 
mit  Geldstrafe  bis  zu  1 500  M.  bestraft  werden,  sowie 
daß  Vorräte,  die  bei  der  Vorratserhebung  verschwiegen 
werden,  im  Urteil  für  dem  Staate  verfallen  erklärt 
werden. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 

Die  Ausführungsbestimmungen  zu  dieser 
Verordnung  lauten : 

§  1.  Die  Abgabe  von  Seife,  Seifenpulver  und  anderen 
fetthaltigen  Waschmitteln  an  Selbstverbraucher  darf  nur 
nach  folgenden  Grundsätzen  erfolgen: 

I.  Die  an  eine  Person  in  einem  Monat  abgegebene 
Menge  darf  100  g  Feinseife  (Toiletteseife  und  Rasier¬ 
seife)  sowie  500  g  anderer  Seife  oder  Seifenpulver  oder 
anderer  fetthaltiger  Waschmittel  nicht  übersteigen.  Bei 
Feinseifen,  die  vom  Hersteller  in  Umhüllungen  in  den 
Verkehr  gebracht  werden,  ist  das  unter  Einschluß  der 
Umhüllung  festgestellte  Gewicht  maßgebend.  Als  Über¬ 
schreiten  der  Höchstmenge  ist  es  nicht  anzusehen,  wenn 
ein  einzelnes  Stück  Feinseife  abgegeben  wird,  dessen  Ge¬ 
wicht  bis  zu  120  g  beträgt.  Bleibt  der  Bezug  einer  Person 
in  einem  Monat  unter  der  zugelassenen  Höchstmenge, 
so  wächst  der  Minderbetrag  der  Höchstmenge  des  näch¬ 
sten  Monats  nicht  zu. 

II.  Die  Abgabe  darf  nur  gegen  Vorlegung  der  für  die 
vierte  volle  Monatswoche  bestimmten  Brotkarte  erfolgen. 
Die  Abgabe  ist  vom  Veräußerer  auf  dem  Stamme  der 
Brotkarte  unter  Bezeichnung  der  Art  und  Menge  (Ge¬ 
wicht)  mit  Tinte  zu  vermerken. 

§  2.  Soweit  an  einzelnen  Orten  zur  Aufnahme  des 
nach  §  1,  II,  vorgeschriebenen  Vermerkes  geeignete  Brot¬ 
karten  nicht  im  Gebrauch  oder  solche  Karten  für  einzelne 
Personen  nicht  erteilt  sind,  regelt  die  zuständige  Behörde 
die  Zuteilung  von  Seife,  Seifenpulver  und  anderen  fett¬ 
haltigen  Waschmitteln  nach  Maßgabe  der  Grundsätze 
des  §  1. 

§  3.  Die  zuständige  Behörde  ist  befugt,  Ärzten,  Zahn¬ 
ärzten,  Tierärzten,  Zahntechnikern,  Hebammen  und 
Krankenpflegern  auf  Antrag  einen  Ausweis  zu  erteilen, 
demzufolge  an  den  Inhaber  in  einem  Monat  über  die 
auf  Grund  der  §§  1  oder  2  erhältlichen  Waschmittel 
hinaus  Feinseife  bis  zum  doppelten  Betrage  der  im  §  1 
vorgesehenen  Menge  abgegeben  werden  darf.  Die  Ab¬ 
gabe  darf  nur  gegen  Vorlegung  des  Ausweises  erfolgen ; 
sie  ist  in  der  im  §  1  vorgeschriebenen  Weise  zu  ver¬ 
merken. 

Ärzten,  Zahnärzten,  Tierärzten  Zahntechnikern,  Heb¬ 
ammen  und  Krankenpflegern  ist  die  Überlassung  des 
Ausweises  an  andere  Personen  zum  Bezüge  von  Seife 
verboten. 

§  4.  An  Wiederverkäufer  dürfen  Seife,  Seifenpulver 
und  andere  fetthaltige  Waschmittel  nur  insoweit  abge¬ 
geben  werden,  als  bereits  vorher  eine  dauernde  Geschäfts¬ 
verbindung  zwischen  den  Vertragsteilen  bestanden  hat. 
Die  in  einem  Kalendervierteljahr  abgegebene  Menge 
darf  30  vom  Hundert  der  im  gleichen  Kalenderviertel¬ 
jahr  des  Jahres  1915  an  denselben  Wiederverkäufer  ab¬ 
gegebenen  Menge  nicht  übersteigen. 

Abweichungen  von  diesen  Bestimmungen  sind  nur  mit 
Zustimmung  des  Kriegsausschusses  für  pflanzliche  und 
tierische  Öle  und  Fette,  G.  m.  b.  H.  in  Berlin,  zulässig. 

§  5.  Die  Versorgung  der  Barbiere  mit  der  zur  Auf¬ 
rechterhaltung  ihres  Gewerbes  erforderlichen  Rasierseife 
erfolgt  nach  näherer  Weisung  des  Kriegsausschusses  für 
pflanzliche  und  tierische  Öle  und  Fette,  G.  in.  b.  H.  in 
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Berlin,  durch  Vermittlung  des  Bundes  deutscher  Barbier-, 
Friseur-  und  Perückenmacherinnungen. 

§  6.  An  technische  Betriebe,  insbesondere  Wasch¬ 
anstalten,  dürfen  Seife,  Seifenpulver  und  fetthaltige 
Waschmittel  nur  mit  Zustimmung  des  Kriegsausschusses 
für  pflanzliche  und  tierische  Öle  und  Fette,  G.  in.  b.  H. 
in  Berlin,  abgegeben  werden. 

Für  Wäschereien,  die  weniger  als  zehn  Arbeiter  be¬ 
schäftigen,  kann  die  zuständige  Behörde  auf  Antrag  einen 
Ausweis  ausstellen,  gegen  dessen  Vorlegung  die  zur  Auf¬ 
rechterhaltung  des  Betriebes  erforderliche  Menge  an 
Waschmitteln  abgegeben  werden  darf.  Der  Ausweis  muß 
die  zulässige  Höchstmenge  angeben.  Der  Veräußerer  hat 
die  Abgabe  auf  dem  Ausweis  in  der  im  §  i  vorgeschrie¬ 
benen  Weise  zu  vermerken. 

Den  Inhabern  der  Wäschereien  ist  die  Überlassung  des 
Ausweises  an  andere  Personen  zum  Bezüge  von  Wasch¬ 
mitteln  verboten. 

§  7.  Welche  Behörden  als  zuständige  Behörden  im 
Sinne  der  §§  2,  3  und  6  anzusehen  sind,  bestimmt  die 
Landeszentralbehörde;  sie  erläßt  auch  erforderlichenfalls 
nähere  Bestimmungen  über  die  nach  §  2  erforderliche 
Regelung  der  Seifenzuteilung  sowie  die  nach  §§  3  und  6 
auszustellenden  Ausweise. 

§  8.  Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  finden  keine 
Anwendung  gegenüber  den  Heeresverwaltungen,  der  Ma¬ 
rineverwaltung  und  denjenigen  Personen,  die  von  diesen 
Verwaltungen  mit  Waschmitteln  versorgt  werden.  Die 
Verwaltungen  treffen  besondere  Anordnungen  über  die 
Versorgung. 

§  9.  Wer  den  Bestimmungen  der  §§  L  3>  4.  5.  6  zu¬ 
widerhandelt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten 
oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestraft. 

§  10.  Diese  Bestimmungen  treten  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Einfuhr  von  Eiern.  Der  Bundesrat  hat  am  18.  April 
1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Eier,  die  aus  dem  Ausland  eingeführt  werden, 
sind  an  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin 
zu  liefern. 

§  2.  Der  Reichskanzler  kann  die  näheren  Bedingungen 
für  die  Lieferung  festsetzen  und  den  Verkehr  mit  den 
eingeführten  Eiern  regeln ;  er  erläßt  die  erforderlichen 
Ausführungsbestimmungen. 

Der  Reichskanzler  kann  bestimmen,  daß  Zuwider¬ 
handlungen  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder 
mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestraft  werden,  und  daß 
neben  der  Strafe  die  Eier,  auf  die  sich  die  Zuwider¬ 
handlung  bezieht,  ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  Täter 
gehören  oder  nicht,  eingezogen  werden. 

§  3.  Der  Reichskanzler  bestimmt,  inwieweit  diese  Ver¬ 
ordnung  auf  die  Einfuhr  von  Eiern  aus  den  besetzten 
Gebieten  Anwendung  findet.  Er  kann  Bestimmungen  über 
die  Durchfuhr  von  Eiern  erlassen. 

§  4.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  zulassen. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Die  Ausführungsbestim  m  unge  n  zu  dieser 
Verordnung  lauten: 

§  1.  Eier,  die  nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Bestim¬ 
mungen  aus  dem  Ausland  eingeführt  werden,  dürfen  nur 
durch  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin 
oder  mit  deren  Genehmigung  in  den  Verkehr  gebracht 
werden.  Wer  nach  diesem  Zeitpunkt  Eier  aus  dem  Aus¬ 
land  einführt,  hat  sie  an  die  Zentraleinkaufsgesellschaft 
zu  verkaufen  und  zu  liefern. 


§  2.  Wer  aus  dem  Ausland  Eier  einführt,  ist  ver¬ 
pflichtet,  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  in  Berlin  unter 
Angabe  von  Menge,  Art,  Einkaufspreis,  Art  der  Ver¬ 
packung  und  Bestimmungsort  unverzüglich  nach  der  im 
Ausland  erfolgten  Verladung  Anzeige  zu  erstatten,  auch 
alle  sonst  handelsüblichen  Mitteilungen  an  die  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  weiterzuleiten.  Er  hat  den  Eingang 
der  Eier  und  deren  Aufbewahrungsort  der  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  unverzüglich  anzuzeigen. 

Die  Anzeigen  und  Mitteilungen  erfolgen  telegraphisch 
und  sind  schriftlich  zu  bestätigen. 

Als  Einführender  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  gilt, 
wer  nach  Eingang  der  Eier  im  Inland  zur  Verfügung 
über  sie  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  berechtigt  ist. 
Befindet  sich  der  Verfügungsberechtigte  nicht  im  Inland, 
so  tritt  an  seine  Stelle  der  Empfänger. 

§  3.  Wer  aus  dem  Ausland  Eier  einführt,  hat  sie  bis 
zur  Abnahme  durch  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  mit 
der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  aufzu¬ 
bewahren,  in  handelsüblicher  Weise  zu  versichern  und 
auf  Abruf  nach  den  Anweisungen  der  Zentraleinkaufs¬ 
gesellschaft  zu  verladen.  Er  hat  die  Eier  auf  Verlangen 
der  Zentraleinkaufsgesellschaft  an  einem  von  dieser  zu 
bezeichnenden  Orte  zur  Besichtigung  zu  stellen. 

§  4.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  hat  sich  unverzüg¬ 
lich  nach  Empfang  der  Anzeige  von  der  Einfuhr  und, 
wenn  eine  Besichtigung  vorgenommen  wird,  nach  der  Be¬ 
sichtigung  zu  erklären,  ob  sie  die  Eier  übernehmen  will. 
Das  Eigentum  geht  mit  dem  Zeitpunkt  auf  die  Gesell¬ 
schaft  über,  in  dem  die  Übernahmserklärung  dem  Ver¬ 
äußerer  zugeht. 

§  5.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  hat  für  die  von 
ihr  übernommene  Ware  einen  angemessenen  Übernahms¬ 
preis  zu  zahlen. 

Alle  Streitigkeiten  zwischen  der  Zentraleinkaufsgesell¬ 
schaft  und  dem  Veräußerer  über  die  Lieferung,  die  Auf¬ 
bewahrung  und  den  Eigentumsübergang  entscheidet  end¬ 
gültig  ein  Ausschuß.  Der  Ausschuß  besteht  aus  einem 
Vorsitzenden  und  vier  Mitgliedern  sowie  deren  Stell¬ 
vertretern,  die  sämtlich  vom  Reichskanzler  ernannt 
werden. 

Der  Reichskanzler  kann  allgemeine  Grundsätze  auf¬ 
stellen,  die  der  Ausschuß  bei  seinen  Entscheidungen  zu 
befolgen  hat. 

§  6.  Der  Verpflichtete  hat  ohne  Rücksicht  auf  die  end¬ 
gültige  Feststellung  des  Preises  zu  liefern,  die  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  vorläufig  den  von  ihr  angemessen 
erachteten  Preis  zu  zahlen. 

§  7.  Die  Abnahme  hat  auf  Verlangen  des  Verpflich¬ 
teten  spätestens  binnen  fünf  Tagen  von  dem  Tage  ab 
zu  erfolgen,  an  welchem  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 
das  Verlangen  zugeht.  Erfolgt  die  Abnahme  innerhalb 
der  Frist  nicht,  so  ist  der  Kaufpreis  von  diesem  Zeitpunkt 
ab  mit  t  vom  Hundert  über  dem  jeweiligen  Reichsbank¬ 
diskontsatz  zu  verzinsen. 

Die  Zahlung  erfolgt  spätestens  vierzehn  Tage  nach  der 
Abnahme.  Für  streitige  Restbeträge  beginnt  die  Frist  mit 
dem  Tag,  an  dem  die  Entscheidung  des  Ausschusses  der 
Zentraleinkaufsgesellschaft  zugeht. 

§  8.  Ausgenommen  von  diesen  Bestimmungen  sind  ge- 
1  ingfügige  Mengen,  die  zum  Reiseverbrauch  oder  im 
Grenzverkehr  aus  dem  Ausland  eingeführt  werden,  sofern 
die  Einfuhr  nicht  zu  Handelszwecken  erfolgt. 

Inwieweit  im  übrigen  Ausnahmen  von  diesen  Bestim¬ 
mungen  zugelassen  werden,  bleibt  besonderer  Anordnung 
Vorbehalten. 

§  9.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  hat  bei  der  Abgabe 
der  erworbenen  Eier  die  Bestimmungen  des  Reichs¬ 
kanzlers  oder  der  von  ihm  bestimmten  Stelle  inne¬ 
zuhalten. 
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§  10.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  wird  bestraft,  wer  den  §§  x 
bis  3  dieser  Bestimmungen  zuwiderhandelt.  Bei  Zuwider¬ 
handlungen  gegen  die  Anzeige-  und  Lieferungspflicht 
können  neben  der  Strafe  die  Eier,  auf  die  sich  die  straf¬ 
bare  Handlung  bezieht,  eingezogen  werden,  ohne  Unter¬ 
schied,  ob  sie  dem  Täter  gehören  oder  nicht. 

§  11.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung,  der  §  ro  mit  dem  26.  April  1916  in  Kraft. 

Einfuhr  von  kondensierter  Milch  und  Milch¬ 
pulver.  Der  Bundesrat  hat  am  18.  April  1916  folgende 
Verordnung  erlassen: 

§  1.  Kondensierte  Milch  und  Milchpulver,  die  aus  dem 
Ausland  eingeführt  werden,  sind  an  die  Zentraleinkaufs¬ 
gesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin  zu  liefern. 

§  2.  Der  Reichskanzler  kann  die  näheren  Bedingungen 
für  die  Lieferung  festsetzen  und  den  Verkehr  mit  den 
eingeführten  Waren  regeln;  er  erläßt  die  erforderlichen 
Ausführungsbestimmungen. 

Der  Reichskanzler  kann  bestimmen,  daß  Zuwider¬ 
handlungen  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder 
mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestraft  werden,  und  daß 
neben  der  Strafe  die  Waren,  auf  die  sich  die  Zuwider¬ 
handlung  bezieht,  ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  Täter 
gehören  oder  nicht,  eingezogen  werden. 

§  3.  Der  Reichskanzler  kann  Bestimmungen  über  die 
Durchfuhr  von  kondensierter  Milch  und  von  Milchpulver 
erlassen. 

§  4.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  zulassen. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Die  Ausführungsbestimmungen  zu  dieser 
Verordnung  lauten : 

§  1.  Kondensierte  Milch  und  Milchpulver,  die  nach  dem 
Inkrafttreten  dieser  Bestimmungen  aus  dem  Ausland 
eingeführt  werden,  dürfen  nur  durch  die  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin  oder  mit  deren 
Genehmigung  in  den  Verkehr  gebracht  werden.  Wer 
nach  diesem  Zeitpunkt  kondensierte  Milch  oder  Milch¬ 
pulver  aus  dem  Ausland  einführt,  hat  sie  an  die  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  zu  verkaufen  und  zu  liefern. 

§  2.  Wer  aus  dem  Ausland  Waren  der  im  §  1  be- 
zeichneten  Art  einführt,  ist  verpflichtet,  der  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  in  Berlin  unter  Angabe  der  Menge, 
Art,  Einkaufspreis,  Art  der  Verpackung  und  Bestim¬ 
mungsort  unverzüglich  nach  der  im  Ausland  erfolgten 
Verladung  Anzeige  zu  erstatten,  auch  alle  sonst  handels¬ 
üblichen  Mitteilungen  an  die  Zentraleinkaufsgesellschaft 
weiterzuleiten.  Er  hat  den  Eingang  der  Waren  und  deren 
Aufbewahrungsort  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  un¬ 
verzüglich  anzuzeigen. 

Die  Anzeigen  und  Mitteilungen  erfolgen  telegraphisch 
und  sind  schriftlich  zu  bestätigen. 

Als  Einführender  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  gilt, 
wer  nach  Eingang  der  Waren  im  Inland  zur  Verfügung 
über  sie  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  berechtigt  ist. 
Befindet  sich  der  Verfügungsberechtigte  nicht  im  Inland, 
so  tritt  an  seine  Stelle  der  Empfänger. 

§  3.  Wer  aus  dem  Ausland  Waren  der  im  §  1  be- 
zeichneten  Art  einführt,  hat  sie  bis  zur  Abnahme  durch 
die  Zentraleinkaufsgesellschaft  mit  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  aufzubewahren,  in  handels¬ 
üblicher  Weise  zu  versichern,  und  auf  Abruf  nach  den 
Anweisungen  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  zu  ver¬ 
laden.  Er  hat  die  Waren  auf  Verlangen  der  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  an  einem  von  dieser  zu  bezeich¬ 
nenden  Orte  zur  Besichtigung  zu  stellen.  * 


§  4.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  hat  sich  unver¬ 
züglich  nach  Empfang  der  Anzeige  von  der  Einfuhr  und, 
wenn  eine  Besichtigung  vorgenommen  wird,  nach  der 
Besichtigung  zu  erklären,  ob  sie  die  Waren  übernehmen 
will.  Das  Eigentum  geht  mit  dem  Zeitpunkt  auf  die 
Gesellschaft  über,  in  dem  die  Übernahmserklärung  dem 
V eräußerer  zugeht. 

§  5.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  hat  für  die  von 
ihr  übernommenen  Waren  einen  angemessenen  Über¬ 
nahmspreis  zu  zahlen. 

Alle  Streitigkeiten  zwischen  der  Zentraleinkaufs¬ 
gesellschaft  und  dem  Veräußerer  über  die  Lieferung,  die 
Aufbewahrung  und  den  Eigentumsübergang  entscheidet 
endgültig  ein  Ausschuß.  Der  Ausschuß  besteht  aus  einem 
Vorsitzenden  und  vier  Mitgliedern  sowie  deren  Stell¬ 
vertretern,  die  sämtlich  vom  Reichskanzler  ernannt 
werden. 

Der  Reichskanzler  kann  allgemeine  Grundsätze  auf¬ 
stellen,  die  der  Ausschuß  bei  seinen  Entscheidungen  zu 
befolgen  hat. 

§  6.  Der  Verpflichtete  hat  ohne  Rücksicht  auf  die  end¬ 
gültige  Feststellung  des  Preises  zu  liefern,  die  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  vorläufig  den  von  ihr  angemessen 
erachteten  Preis  zu  zahlen. 

§  7.  Die  Abnahme  hat  auf  Verlangen  des  Verpflich¬ 
teten  spätestens  binnen  fünf  Tagen  von  dem  Tage  ab 
zu  erfolgen,  an  welchem  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 
das  Verlangen  zugeht.  Erfolgt  die  Abnahme  innerhalb 
der  Frist  nicht,  so  ist  der  Kaufpreis  von  diesem  Zeit¬ 
punkt  ab  mit  1  vom  Hundert  über  dem  jeweiligen 
Reichsbankdiskontsatz  zu  verzinsen. 

Die  Zahlung  erfolgt  spätestens  vierzehn  Tage  nach 
Abnahme.  Für  streitige  Restbeträge  beginnt  die  Frist 
mit  dem  Tage,  an  dem  die  Entscheidung  des  Ausschusses 
der  Zentraleinkaufsgesellschaft  zugeht. 

§  8.  Ausgenommen  von  diesen  Bestimmungen  sind 
geringfügige  Mengen,  die  zum  Reiseverbrauch  oder  im 
Grenzverkehr  aus  dem  Ausland  eingeführt  werden,  sofern 
die  Einfuhr  nicht  zu  Handelszwecken  erfolgt. 

Inwieweit  im  übrigen  Ausnahmen  von  diesen  Bestim¬ 
mungen  zugelassen  werden,  bleibt  besonderer  Anordnung 
Vorbehalten. 

§  9.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  hat  bei  der  Ab¬ 
gabe  der  erworbenen  Waren  die  Bestimmungen  des 
Reichskanzlers  oder  der  von  ihm  bestimmten  Stelle  inne¬ 
zuhalten. 

§  10.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  wird  bestraft,  wer  den  §§  1 
bis  3  dieser  Bestimmungen  zuwiderhandelt.  Bei  Zuwider¬ 
handlungen  gegen  die  Anzeige-  und  Lieferungspflicht 
können  neben  der  Strafe  die  Waren,  auf  die  sich  die 
strafbare  Handlung  bezieht,  eingezogen  werden,  ohne 
Unterschied,  ob  sie  dem  Täter  gehören  oder  nicht. 

§  11.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung,  der  §  10  mit  dem  26.  April  1916  in  Kraft. 

Bekanntmachung  über  denVerkehr  mit  Knochen, 
Rinderfüßen  und  Hornschläuchen.  Der  Bundesrat 
hat  am  13.  April  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Knochen,  Rinderfüße  und  Hornschläuche  (Peddige) 
dürfen  nicht  verbrannt,  vergraben  oder  auf  andere  Weise 
vernichtet,  noch  unverarbeitet  zu  Düngezwecken  ver¬ 
wendet  werden;  sie  sind  vielmehr  getrennt  von  anderen 
Abfällen  aufzubewahren.  Soweit  sie  der  Verarbeitung 
nicht  schon  in  anderer  Weise,  insbesondere  durch  Ab¬ 
gabe  an  Händler  oder  Sammler,  zugeführt  werden,  sind 
sie  an  die  von  der  zuständigen  Behörde  bezeichnete  Stelle 
zu  den  von  ihr  festgesetzten  Bedingungen  abzuliefern. 

Für  Knochen,  Rinderfüße  und  Hornschläuche,  die  in 
Haushaltungen  abfallen,  gelten  vorstehende  Bestim- 
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mungcn  nur,  wenn  die  zuständige  Behörde  es  anordnet. 
Die  Anordnung  hat  zu  erfolgen,  wenn  eine  regelmäßige 
Abholung  der  Abfälle  stattfindet. 

§  2.  Der  Reichskanzler  ist  ermächtigt,  die  Verteilung 
von  Knochen,  Rinderfüßen  und  Hornschläuchen,  auch 
soweit  sie  aus  dem  Ausland  oder  den  besetzten  Gebieten 
eingeführt  werden,  auf  die  Verarbeiter  zu  regeln. 

§  3.  öle  und  Fette  jeder  Art,  die  aus  Knochen,  Rinder¬ 
füßen  und  Hornschläuchen  gewonnen  werden,  sind  nach 
näheren  Bestimmungen  des  Reichskanzlers  dem  Kriegs- 
ausschusse  für  pflanzliche  und  tierische  Öle  und  Fette, 
G.  m.  b.  H.  in  Berlin,  anzubieten  und  auf  Verlangen  ab¬ 
zuliefern.  In  gleicher  Weise  sind  die  aus  den  genannten 
Rohstoffen  hergestellten  Futtermittel  dem  Kriegsaus- 
schusse  für  Ersatzfutter,  G.  m.  b.  H.  in  Berlin,  anzubieten 
und  auf  V erlangen  abzuliefern. 

Kommt  eine  Vereinbarung  über  den  Preis  nicht  zu 
stände,  so  wird  er  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde 
endgültig  festgesetzt.  Der  Reichskanzler  kann  Höchst- 
übernahmspreise  festsetzen. 

§  4.  Der  Reichskanzler  kann  Höchstpreise  für  Knochen, 
Rinderfüße  und  Hornschläuche  und  die  daraus  gewon¬ 
nenen  Öle,  Fette  und  Futtermittel  festsetzen. 

Die  auf  Grund  vorstehender  Ermächtigung  fest¬ 
gesetzten  Preise  sind  Höchstpreise  im  Sinne  des  Ge¬ 
setzes,  betreffend  Höchstpreise,  vom  4.  August  1914,  in 
der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  17.  Dezember 
1914,  in  Verbindung  mit  der  Bekanntmachung  vom 
21.  Januar  1915,  vom  23.  September  1915  und  vom 
23.  März  1916. 

§  5.  Der  Reichskanzler  erläßt  die  Ausfiihrungsbestim- 
mungen.  Welche  Behörden  als  zuständige  Behörden  im 
Sinne  des  §  1  und  welche  als  höhere  Verwaltungs¬ 
behörden  im  Sinne  des  §  3,  Absatz  2,  anzusehen  sind, 
bestimmt  die  Landeszentralbehörde. 

Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den  Vor¬ 
schriften  dieser  Verordnung  zulassen. 

§  6.  Der  Reichskanzler  kann  die  Vorschriften  der  §§  3 
und  4  auf  die  beim  Betriebe  von  Gastwirtschaften, 
Metzgereien,  Konservenfabriken,  Abdeckereien,  Darm¬ 
schleimer  eien  und  ähnlichen  Betrieben  und  im  Extrak¬ 
tionsverfahren  anfallenden  Fette  und  Futtermittel  aus¬ 
dehnen.  Die  Vorschriften  der  Verordnung  über  den  Ver¬ 
kehr  mit  Leimleder  vom  24.  Februar  1916  und  der  Ver¬ 
ordnung  über  Rohfette  vom  16.  März  1916  bleiben  un¬ 
berührt. 

§  7.  Wer  den  Vorschriften  der  §§  1  und  3  oder  den 
auf  Grund  der  §§  2,  3  und  6  erlassenen  Anordnungen 
zuwiderhandelt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten 
oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestraft. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  am  25.  April  1916  in 
Kraft. 

Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 

Bekanntmachung  über  Streu-,  Heide- und  Weide¬ 
nutzung  auf  nicht  landwirtschaftlich  genutzten 
Grundstücken.  Der  Bundesrat  hat  am  13.  April  1916 
folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Die  Besitzer  von  Forsten  und  anderen  nicht  land¬ 
wirtschaftlich  genutzen  Grundstücken  sind  auf  Anord¬ 
nung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  verpflichtet,  den 
von  dieser  benannten  Personen,  Gemeinden  oder  Kom¬ 
munalverbänden  zu  gestatten,  daß  sie 

1.  aus  den  Grundstücken  Streumaterial  jeder  Art  sowie 
Heideaufwuchs  zu  Futterzwecken  oder  sonstige  Futter¬ 
mittel  gewinnen, 

2.  auf  den  Grundstücken  Schweine  und  Rindvieh  weiden 


lassen  und  die  zu  diesem  Zwecke  erforderlichen  Hürden 
und  Unterkunftsräume  anlegen. 

Die  höhere  Verwaltungsbehörde  bestimmt  den  Umfang 
und  die  Bedingungen  dieser  Nutzung  und  setzt  insbeson¬ 
dere  die  zu  zahlende  Entschädigung  endgültig  fest. 

§  2.  Die  Landeszentralbehürden  bestimmen,  wer  als 
höhere  Verwaltungsbehörde  im  Sinne  dieser  Verordnung 
anzusehen  ist. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Verkün¬ 
dung  in  Kraft. 

Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 

Niederlande. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  königlichen  Beschluß 
vom  14.  April  1916  wurde  der  einzige  Artikel  des  könig¬ 
lichen  Beschlusses  vom  4.  November  1914  abgeändert 
wie  folgt: 

Die  Ausfuhr  von  rohen  Kakaobohnen  sowie  von  allen 
Erzeugnissen  daraus  ist  vom  Tag  der  Kundmachung 
dieses  Beschlusses  (14.  April  1916)  verboten. 

Zeitweilige  Aufhebung  und  Aufhebung  in  besonderen 
Fällen  ist  Vorbehalten. 

Laut  Zeitungsmeldungen  vom  17.  April  1916  wurde 
die  Ausfuhr  von  Asbest  aus  den  Niederlanden  verboten. 

Ausfuhrabgaben.  Laut  Gesetz  vom  11.  März  1916 
können  bei  ausnahmsweise  gewährten  Ausfuhrbewilli¬ 
gungen  Gebühren  erhoben  werden.  Diese  durch  eine  Aus¬ 
führungsverordnung  zu  regelnden  Gebührensätze  dürfen 
höchstens  betragen: 

r.  Für  Waren  entweder  50  Cent  für  100  kg  oder 
1/.,  Prozent  des  Wertes,  jedoch  mindestens  Gulden  2^50 ; 

2.  für  lebende  Tiere:  a)  Federvieh  10  Cent  für  das 
Stück;  b)  Schweine,  Ziegen  und  Schafe  1  Gulden  für 
das  Stück;  c)  Einhufer  und  Rinder  im  Alter  von  weniger 
als  einem  Jahr  Gulden  2*50  für  das  Stück;  d)  Einhufer 
und  Rinder  im  Alter  von  mehr  als  einem  Jahr  10  Gulden 
für  das  Stück. 

Dänemark. 

Ausfuhr  von  Eiern.  Durch  Beschluß  des  dänischen 
Justizministeriums  vom  6.  April  1916  kann  die  Ausfuhr 
von  Eiern  aus  Dänemark  bis  auf  weiteres  nur  durch 
die  vom  Landwirtschaftsministerium  dazu  ermächtigten 
Exportbetriebe  und  auf  Grund  der  für  die  Ausfuhr  näher 
vorgeschriebenen  Bedingungen  derart  erfolgen,  daß  die 
Interessen  des  dänischen  Konsums  gebührend  wahr¬ 
genommen  werden.  Diese  Bekanntmachung  ist  sofort 
in  Kraft  getreten. 

Rumänien. 

Neue  Ausfuhrverbote  und  Ausfuhrabgaben. 

Durch  ein  Gesetz,  welches  im  „Bukarester  Tagblatt“ 
vom  21.  März  1916  abgedruckt  ist,  wurde  folgendes  ver¬ 
ordnet: 

1.  Die  Ausfuhr  von  Zerealien  und  deren  Nebenerzeug¬ 
nissen,  von  Gemüse,  Futtermitteln,  Ölsamen,  Lein-  und 
Rüböl  wird  verboten. 

Ausgenommen  sind  jene  Zerealien,  die  bereits  verkauft 
sind  oder  verkauft  werden  sollen,  oder  die  von  der  Zen¬ 
tralkommission  für  den  Verkauf  von  Getreide  oder  der 
Einfuhr-  und  Ausfuhrkommission  zur  Ausfuhr  zugelassen 
werden. 

2.  Bei  der  Ausfuhr  von  Teigwaren  sind  dieselben  in 
Gold  zu  zahlenden  Gebühren  zu  entrichten,  wie  bei  den 
Mehlen,  aus  welchen  die  Teigwaren  hergestellt  sind. 
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Tarifrevisionspläne  in  den  Vereinigten  Siaaten. 

Das  Tarifkomitee  des  Repräsentantenhauses  zieht  der 
„New-Yorker  Handels-Zeitung1'  zufolge  die  Zweckmäßig¬ 
keit  solcher  Änderungen  des  demokratischen  Zolltarifs 
in  Erwägung,  daß  dadurch  nicht  nur  eine  ständige  Tarif¬ 
kommission  geschaffen,  sondern  auch  dem  derzeitigen 
Anti-Trustgesetze  eine  „Anti-dumping“-Klausel  hinzu¬ 
gefügt  werden  soll.  Des  weiteren  ist  solche  Amendierung 
geplant,  welche  es  den  exportierenden  Fabrikanten  ge¬ 
statten  würde,  für  das  Auslandsgeschäft  geschäftliche 
Vereinbarungen  zu  treffen.  Eine  ungleich  größere  Zahl 
amerikanischer  Firmen  würde  sich  an  dem  Auslands¬ 
geschäft  beteiligen,  müßten  sie  nicht  befürchten,  durch 
Abmachungen  mit  konkurrierenden  Firmen  behufs  ge¬ 
meinsamen  Tragens  der  Kosten  von  Verkaufsagenturen 
und  anderer  Organisationen  im  Auslande  sich  bundes¬ 
gerichtlicher  Verfolgung  wegen  Verletzung  des  Anti- 
Trustgesetzes  auszusetzen.  Das  Exportgeschäft  des 
Landes  liegt  hauptsächlich  in  Händen  großer  Korpora¬ 
tionen,  welche  über  genügend  eigene  Mittel  zur  Einrich¬ 
tung  von  Verkaufsorganisationen  im  Ausland  verfügen 
und  gegen  die  die  kleinen  Exporteure  schwer  konkurrieren 
können.  Diese  Großkorporationen  zeigen  jedoch  keine 
Neigung,  Vereinbarungen  mit  anderen  Exporteuren  zu 
treffen.  Nur  von  kleineren  Firmen  wird  der  dringende 
Wunsch  geäußert,  die  Kosten  einer  Kampagne  um  Aus¬ 
landsgeschäft  mit  anderen  ähnlichen  Häusern  tragen  zu 
dürfen.  Das  würde  jedoch  eine  Amendierung  des  Anti- 
Trustgesetzes  benötigen. 

Eine  weitere  wichtige  Änderung  des  Zolltarifs  wird 
angeblich  mit  Unterstützung  seitens  des  Schatzamtes 
und  des  Zollappellgerichtes  von  dem  Senator  Brussard 
von  Louisiana  im  Interesse  der  südlichen  Rohzucker¬ 
fabrikanten  befürwortet.  Diese  sind  dagegen,  daß  den 
Importeuren  von  kubanischem  Rohzucker  der  Zoll  auf 
das  ausländische  Rohmaterial  nach  dessen  Verarbeitung 
in  Amerika  und  bei  Export  des  fertigen  Fabrikates  zu¬ 
rückgezahlt  wird.  Anderseits  hat  sich  durch  das  System 
der  Zollrückvergütung  für  Auslandserzeugnisse,  die  zu 
Exportware  verarbeitet  werden,  eine  ganze  Reihe  von 
Industrien  aufgebaut.  Ein  große  Zahl  von  Fabriken  von 
Drogen,  Parfümerien,  Textilwaren,  ferner  Zuckerraffi¬ 
nerien,  Kupferraffinerien,  Schmelzhütten  und  anderen 
Industrien  besteht  hauptsächlich  infolge  der  Möglichkeit, 
welche  ihnen  das  Zollrückvergütungsgesetz  für  Aufbau 
von  Exportgeschäften  gewährt. 


Das  Übereinkommen  über  den  Warenaustausch 
zwischen  Rumänien  und  Deutschland.  Das  „Bukarester 
Tagblatt“  veröffentlicht  nachstehenden  Wortlaut  des 
deutsch-rumänischen  Handelsabkommens : 

„Um  die  Schwierigkeiten  zu  beseitigen,  die  in  letzterer 
Zeit  als  eine  Folge  des  europäischen  Krieges  in  den 
Handelsbeziehungen  zwischen  Deutschland  und  Rumänien 
eintraten,  kam  ein  Einvernehmen  zu  stände,  mittels 
welchem  diese  beiden  Länder,  in  den  Grenzen  der  Mög¬ 
lichkeit,  die  Ausfuhr  der  Erzeugnisse  und  Waren,  die  ihre 
eigenen  Bedürfnisse  als  zulässig  für  den  Export  er¬ 
scheinen  lassen,  gegenseitig  gestatten.  Ferner  werden 
diese  beiden  Länder  die  Durchfuhr  dieser  Erzeugnisse 
und  Waren  erleichtern,  selbst  wenn  sie  ans  einem  an¬ 
deren  Lande  stammen,  aber  für  sie  bestimmt  sind. 


Der  bisher  geübte  Warenaustausch  mittels  Kompen¬ 
sationen  wird  nicht  mehr  zugelassen  werden,  da  die  Kom¬ 
pensationen  abgeschafft  werden. 

Behufs  Durchführung  dieses  Übereinkommens  wurde 
folgende  Organisation  geschaffen. 

1.  Die  rumänische  Zentralimportkommission  wird  ein 
spezielles  Bureau  in  Berlin  errichten,  welches  mit  der 
„Zentraleinkaufsgesellschaft“  (Z.  E.  G.)  in  Verbindung 
stehen  wird. 

Desgleichen  wird  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  in 
Berlin  ein  spezielles  Bureau  in  Bukarest  unter  der  Be¬ 
nennung  „Deutsche  Ausfuhr“  (Z.  E.  G.)  errichten, 
welches  seinerseits  mit  der  „Rumänischen  Zentralimport¬ 
kommission“  (C.  C.  I.)  in  Verbindung  stehen  wird. 

A.  Import  nach  Rumänien,  a)  Die  Indu¬ 
striellen  und  Kaufleute,  die  aus  Deutschland  Waren  nach 
Rumänien  einführen  wollen,  werden,  nachdem  sie  von 
der  Zentralimportkommission  in  Bukarest  oder  vom 
speziellen  Bureau  dieser  Kommission  in  Berlin  Informa¬ 
tionen  einholen  werden,  daß  diese  Waren  vorrätig  sind, 
über  dieselben  unterhandeln,  um  sie  bei  den  Lieferanten 
in  Deutschland  direkt  bestellen  können.  Sobald  das  Ge¬ 
schäft  abgeschlossen  ist,  werden  die  Verkäufer  in  Deutsch¬ 
land  die  Transporterlaubnis  von  der  Z.  E.  G.  erhalten, 
welche  darüber  das  spezielle  Bureau  in  Berlin  wird  unter¬ 
richten  müssen. 

Das  rumänische  Bureau  in  Berlin  wird  dann  die  Im¬ 
portermächtigung  erteilen. 

b)  Jedweder  Importeur  für  nach  Rumänien  eingeführte 
Waren  ist  verpflichtet,  der  Zentralimportkommission  in 
Bukarest  oder  ihrem  speziellen  Bureau  in  Berlin  zwei 
Kopien  der  Faktura  zu  überreichen. 

B.  Ausfuhr  aus  Rumänien.  1.  Die  rumänischen 
Kaufleute  und  Industriellen,  welche  Waren  aus  Rumänien 
zu  exportieren  beabsichtigen,  werden  sich  in  erster  Reihe 
Gewißheit  darüber  verschaffen,  ob  diese  Art  Waren  für 
den  Export  verfügbar  ist.  Zu  diesem  Zwecke  werden  sie 
sich  an  die  rumänische  Zentralkommission  für  Import 
wenden  und  von  derselben  die  bezügliche  Bewilligung  er¬ 
wirken  müssen. 

Ebenso  werden  sich  deutsche  Importeure  von  rumäni¬ 
schen  Waren  an  die  Z.  E.  G.  in  Berlin  oder  deren  Spezial¬ 
bureau  in  Bukarest  zu  wenden  haben,  um  durch  Ver¬ 
mittlung  dieser  Organe  von  seiten  der  rumänischen 
Zentralkommission  für  Import  die  Exportbewilligung  zu 
erlangen.  Nach  Erlangung  dieser  Bewilligung  von  der 
Zentralkommission  werden  sie  von  der  „Deutschen  Aus¬ 
fuhr  (Z.  E.  G.)  in  Bukarest“  die  Transportbewilligung 
verlangen  und  erhalten. 

2.  Sowohl  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  als  auch  die 
Zentralkommission  für  Import  (C.  C.  I.)  werden  durch 
ihre  offiziellen  Bureaus  in  Bukarest  und  Berlin  von  Zeit 
zu  Zeit  eine  Liste  derjenigen  Waren  veröffentlichen,  die 
für  den  Export  verfügbar  sind  und,  soweit  möglich,  auch 
annähernd  die  vorhandenen  Quanten,  so  daß  die  Inter¬ 
essenten  hiervon  stets  in  Kenntnis  gehalten  werden. 

3.  Um  den  Transport  dieser  Waren  zu  beschleunigen, 
wird  mit  Beginn  des  1.  Mai  (n.  St.)  im  Einvernehmen 
mit  der  österreichisch-ungarischen  Regierung  ein  Spezial¬ 
dienst  von  direkten  Zügen  zwischen  Deutschland  und  Ru¬ 
mänien  eingeführt  werden. 

4.  Die  C.  C.  I.  und  die  Z.  E.  G.  werden  die  Expedition 
und  Verteilung  dieser  Waren  sowie  die  Erfüllung  der 
Zollformalitäten  organisieren  und  allen  Interessenten  die 
notwendigen  Informationen  erteilen. 

5.  Kriegsmaterial  ist  in  diesem  Übereinkommen  nicht 
inbegriffen ;  es  wird  daher  nicht  Gegenstand  des  Handels 
bilden  können.“ 
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Chinas  Handel  während  des  Krieges.  Der  Handel 

Chinas  1915  war,  einer  Darstellung  der  „Times“  zu¬ 
folge,  günstig  im  Vergleich  zu  dem  von  1914;  günstiger 
in  der  Tat  als  es  nach  der  Zollstatistik  scheinen  könnte. 
Die  Zolleinkünfte  betrugen  während  des  ersten  Halb¬ 
jahres  17,327.000  Tael  gegen  21,236.000  Tael  im  gleichen 
Zeitraum  des  Vorjahres.  Einfuhren  aus  Großbritannien 
bis  Ende  September  wurden  auf  6,376.000  Pfund  ge¬ 
schätzt,  also  ungefähr  5  Millionen  Pfund  weniger  als 
für  die  neun  Monate  des  Vorjahres.  Die  Einlösung  der 
Banknoten  aus  der  Revolutionszeit  ist  durchgeführt;  die 
Währung  bleibt  allerdings  in  demselben  Chaos  wie 
früher,  im  Dollarkurs  zeigte  sich  größere  bestigkeit. 
Streitigkeiten  zwischen  Republikanern  und  Monarchisten 
im  Jahr  1915  brachten  eine  gewisse  Unruhe  mit  sich, 
so  daß  die  Banken,  ausländische  und  chinesische,  eine 
abwartende  Haltung  einnahmen,  was  eine  unmittelbare 
Wirkung  auf  den  Handel  ausübte.  Trotz  der  ungünstigen 
Bedingungen  trat  eine  deutliche  Verbesserung  in  Tee, 
Seide  und  Baumwollfabrikaten  hervor.  Die  Ausfuhr  von 
Tee  allein  nach  Großbritannien  stieg  von  169,298.000 
Pfund  im  Jahr  1913/14  auf  189,250.000  Pfund,  also  ein 
Mehr  von  15  Prozent.  Chinesische  Baumwollfabriken 
hatten  ein  gutes  Geschäft,  während  Japans  Garngeschäft 
unter  dem  Boykott  litt.  Die  Gesamtzahl  der  Spindeln 
beträgt  jetzt  fast  eine  Million,  dazu  kommen  152.000  in 
Vorbereitung. 
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Die  amerikanischen  Zuckerraffinerien.  Nach  einer 
kürzlich  bekanntgegebenen  Statistik  über  die  Zucker¬ 
raffinerien  in  den  Vereinigten  Staaten  gab  es  laut  Er¬ 
hebungen  der  Zensusbehörde  im  Jahr  1914  dort  18  der¬ 
artige  Etablissements,  und  deren  Ausbeute  repräsentierte 
für  das  genannte  Jahr  einen  Wert  von  289,398.715  $. 
Bei  der  vorherigen  Zählung  im  Jahr  1909  waren  es 
19  Zuckerraffinerien  gewesen  und  deren  Jahresprodukt 
hatte  sich  auf  248,628.859  $  bewertet.  Die  neueste  Wert¬ 
ziffer  entspricht  somit  einer  Zunahme  um  16-4  Prozent. 
Von  den  18  Raffinerien  wurden  im  Jahr  1914  7’ 120  Mil¬ 
lionen  Pfund  Rohzucker  gekauft,  mit  Kosten  von  247 
Millionen  Dollar  und  daraus  6'666  Millionen  Pfund  raf¬ 
finierter  Zucker  hergestellt,  im  Wert  von  285  Millionen 
Dollar,  außerdem  35  Millionen  Gallonen  Melasse  im  Wert 
von  3a/4  Millionen  Dollar.  Dazu  kommen  noch  Neben¬ 
produkte  im  Wert  von  618.463  $.  Von  den  18  Raffinerien 
befanden  sich  3  in  Pennsylvanien,  2  in  Kalifornien,  3  in 
Louisiana,  2  in  Massachusetts,  1  in  Texas,  2  in  New 
Jersey  und  5  in  New  York. 
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Eröffnung  neuer  Eisenbahnstrecken  in  Österreich 
undUngarn.  Im  Jahr  1915  wurden,  insoweit  infolge  der 
kriegerischen  Ereignisse  eine  halbwegs  verläßliche  Er¬ 
mittlung  möglich  war,  in  Österreich  und  Ungarn  im 
ganzen  beiläufig  269-212  km  neue  Eisenbahnstrecken 
(gegen  386*240  km  im  Jahr  1914)  mit  61  Stationen  und 
Haltestellen  fertiggestellt,  beziehungsweise  dem  Verkehr 
übergeben.  Von  den  neuen  Strecken  entfallen  auf  Öster¬ 
reich  10  Strecken  mit  beiläufig  44-596  km  (gegen 
162-336  km  im  Jahr  1914)  und  auf  Ungarn  7  Strecken 
mit  beiläufig  224-616  km  (gegen  223-904  km  im  Jahr 
1914).  Zwischen  der  Bukowina  und  Ungarn  wurde  für 
militärische  Zwecke  eine  neue  Verbindung  über  Dorna 
Völgy  hergestellt. 


Studiennachrichten  der  k.  k.  Exportakademie.  Die  k.  k.  Export¬ 
akademie  in  Wien  hat  vor  kurzem  die  Studiennachrichten  über 
das  17.  Studienjahr  veröffentlicht,  aus  welchen  sich  ergibt,  daß 
zahlreiche  Lehrkräfte  und  Hörer  zum  aktiven  Militärdienst  ein¬ 
gerückt  sind.  An  der  Exportakademie  waren  im  abgelaufenen 
Studienjahr  322  Studierende  inskribiert,  gegen  649  im  Vorjahre. 
In  einem  besonderen  Abschnitte  werden  die  Kriegsdienstleistungen 
der  Angehörigen  der  Akademie  behandelt  und  den  für  das  Vater¬ 
land  gefallenen  Lehrkräften  und  Hörern  wird  ein  eigenes  Gedenk¬ 
blatt  gewidmet. 

Mit  Beginn  des  laufenden  Studienjahres  ist  die  Exportakademie 
vom  k.  k.  Österreichischen  Handelsmuseum  an  den  Verein  k.  k. 
Exportakademie  übergegangen,  der  seine  ausschließliche  Aufgabe 
in  der  sorgfältigen  Pflege  und  Ausgestaltung  der  ihm  anvertrauten 
Anstalt  sieht.  Trotz  der  großen  Schwierigkeiten  errichtet  dieser 
Verein  für  die  Exportakademie  auf  den  Gründen  der  ehemaligen 
Gasgesellschaft  im  19.  Bezirk  ein  eigenes  Gebäude,  welches  noch 
in  diesem  Jahre  von  der  Anstalt  bezogen  werden  soll.  Im 
kommenden  Studienjahre  wird  daher  die  Exportakademie  über 
ausreichende  Räume  für  alle  Abteilungen  und  Institute  verfügen. 

South  American  Handbook.  A  Compilation  of  information  and 
statistics  regarding  the  public  indebtedness,  foreign  commerce  and 
railways  development  of  the  South  American  Republics.  Ver¬ 
öffentlicht  vom  National  Foreign  Trade  Council.  1915-  55  Seiten. 
Preis  25  Cents. 

Dieses  Büchlein  enthält  recht  brauchbare  Übersichten  über 
die  einzelnen  Staaten  Südamerikas  in  alphabetischer  Anordnung 
der  Ländernamen.  Es  bringt  Nachrichten  über  Flächenraum,  Be¬ 
völkerung,  Außenhandel,  Finanzwesen,  Geldwesen  und  Eisen¬ 
bahnen.  Es  verfolgt  den  Zweck,  die  Geschäftswelt  der  Vereinigten 
Staaten  für  den  Handelsverkehr  mit  Südamerika  zu  interessieren 
und  ihr  hierbei  einige  nützliche  Winke  sowie  statistisches 
Material  an  die  Hand  zu  geben.  Es  ist  auch  für  alle  anderen 
Kreise,  die  ihre  Aufmerksamkeit  diesen  wichtigen  Absatzge¬ 
bieten  zuwenden  wollen,  von  großem  Interesse. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfiagen.) 


Bewilligung  zu  Reisen  nach  Serbien.  Im  Einver¬ 
nehmen  mit  der  Leitung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  in  Belgrad 
wurde  wegen  Regelung  der  Überschreitung  der  Grenze 
nach  dem  okkupierten  Gebiete  Serbiens  im  geschäftlichen 
Verkehr  folgendes  festgesetzt: 


Da  in  letzterer  Zeit  Belgrad  sowohl  von  verschiedenen 
Agenten  wie  auch  von-  Reisenden  aus  Österreich  ohne 
Rücksicht  darauf,  daß  es  sich  um  ein  Hinterland  handelt, 
sozusagen  überschwemmt  wird,  wobei  auch  das  Ge¬ 
schäftsgebaren  einzelner  kein  den  Verhältnissen  ent- 
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sprechendes  war,  wird  nunmehr  vorgeschrieben,  daß  Be¬ 
werber  bei  Reisen  aus  Österreich  nach  Belgrad,  im  Aus¬ 
nahmsfalle  auch  in  das  Innere  Serbiens,  ihr  Ansuchen 
um  Reisebewilligung  an  die  Direktion  des  k.  k.  öster¬ 
reichischen  Handelsmuseums  zu  richten  haben.  Direkt 
an  das  Paßamt  einlangende  Ansuchen  um  Bewilligung 
geschäftlicher  Reisen  bleiben  unberücksichtigt.  Die  Be¬ 
werber  haben  einen  von  der  zuständigen  Polizeibehörde 
ordnungsgemäß  ausgestellten  Paß  mit  der  ausdrücklichen 
Bestimmung  für  Reisen  nach  Belgrad  unter  Angabe  und 
Bescheinigung  des  Reisezweckes  an  das  k.  k.  österreichi¬ 
sche  Handelsmuseum  einzusenden,  worauf  die  Entschei¬ 
dung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  telegraphisch  eingeholt  wird. 
Die  Antwortdepesche  des  Paßamtes  gilt,  falls  hierdurch 
die  Bewilligung  zur  Reise  erteilt  wurde,  für  den  Be¬ 
werber  als  Grenzübertrittsbewilligung. 

Die  Interventionskosten  sind  von  der  Partei  zu  er¬ 
legen.  (5877/E.) 

Seidene  Halstücher.  Ein  österreichischer  Handels¬ 
agent  in  Amsterdam  bewirbt  sich  um  Vertretungen  öster¬ 
reichischer  Häuser,  welche  seidene  und  halbseidene  Hals¬ 
tücher,  sowohl  aus  Natur-  wie  auch  aus  Kunstseide  er¬ 
zeugen  und  gewillt  wären,  mit  Holland  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  treten.  (A.  E.  717.) 

Rotverschnittwein.  Ein  Importhaus  in  Metz  wünscht 
Offerte,  Bezugsbedingungen  und  Musterproben  von  13- 
bis  I4grädigen  Rotverschnittweinen.  (A.  E.  716.) 

Geschäftsverbindung  mit  Russisch-Polen.  Ein  gut 

empfohlener  Agent  in  Lublin  bietet  sich  österreichischen 
Häusern  als  Vertreter  an,  welche  den  Wunsch  hegen,  mit 
Lublin  und  dem  benachbarten  Gebiete  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  kommen.  (A.  E.  715.) 


Lederhandschuhe.  Eine  Agenturfirma  in  Amsterdam 
interessiert  sich  für  die  Übernahme  der  Vertretung  einer 
österreichischen  Lederhandschuhfabrik,  welche  für  den 
lixport  eingerichtet  und  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenz¬ 
fähig  ist.  (A.  E.  714.) 

Seidenwaren  aller  Art.  Ein  österreichischer  Kauf¬ 
mann,  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  der  seit  mehr  als  20  Jahren 
Skandinavien  bereist,  dortselbst  seine  Subvertreter  hat 
und  bei  der  kaufkräftigen  erstklassigen  Kundschaft  gut 
eingeführt  ist,  berichtet,  daß  in  den  skandinavischen 
Ländern  infolge  des  Ausfuhrverbotes  von  Textilien  aus 
Wolle  und  Baumwolle  aus  den  Erzeugungsländern,  gegen¬ 
wärtig  große  Nachfrage  nach  Ersatzstoffen  besteht,  und 
daher  Seidenwaren  österreichischer  Provenienz  ein  gutes 
Absatzfeld  finden  könnten,  österreichische  Fabrikanten 
der  Seidenwarenbranche  werden  hiermit  auf  diese 
günstige  Absatzchance  aufmerksam  gemacht  und  einge¬ 
laden,  sich  mit  dem  betreffenden  Vertreter,  dessen 
Adresse  im  Bureau  der  Sektion  erhältlich  ist,  ins  Ein¬ 
vernehmen  zu  setzen.  (A.  E.  713.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti- 
uopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  711.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 
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Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau.  Am  5.  März  1.  J. 
wird  der  Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau  eröffnet.  Zugelassen 
v  erden  nur  vollständig  frankierte,  offene  Briefsendungen 
aller  Art,  und  zwar  sowohl  gewöhnliche  als  auch  ein¬ 
geschriebene,  ferner  gewöhnliche  Postanweisungen.  Die 
Briefsendungen  dürfen  nur  in  deutscher  Sprache  ab- 


schrift  der  Sendungen  nach  Landorten  ist  der  Name  des 
zuständigen  Postortes,  bei  dem  die  Sachen  abgeholt 
werden  sollen,  mindestens  aber  der  Name  des  Kreises, 
anzugeben.  Zugestellt  werden  sie  nicht.  (3723/E.) 

Zinsenberechnung.  Laut  Verordnungsblatt  für  das 
Generalgouvernement  vom  15.  Februar  1.  J.  Nr.  22  tritt 
für  die  Verpflichtung  von  Geldforderungen  für  die  Zeit 
vom  1.  August  1914  bis  zum  31.  März  1916  nachstehende 


gefaßt  sein,  keinerlei  Mitteilungen  über  militärische  An-  vorschrift  in  Kraft- 

Seltenheiten  enthalten  und  müssen  die  genaue  Bezeich- !  Der  Zillssatz  beträgt  yi,  Prozent;  ist  er  durch  Vertra 
nung  des  Absenders  tragen.  (Auf  den  Postanweisungs-  Lder  sonsti  Rechtsgeschäft  anderweit  festgesetzt, 
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abschnitten  sind  Mitteilungen,  wie  dermalen  überhaupt 
im  Auslandsverkehr,  unzulässig.)  Die  Versendungs¬ 
bedingungen  und  Gebührenansätze  sind  dieselben  wie 
im  Wechselverkehr  zwischen  Österreich  und  Deutsch¬ 
land.  Die  Postanweisungen  sind  in  Markwährung  aus¬ 
zustellen  und  dürfen  höchstens  auf  500  M.  lauten.  Sie 
werden  im  Generalgouvernement  Warschau  nach  dem 
festen  Wertverhältnisse  100  Rubel  gleich  150  M.  aus¬ 
gezahlt. 

Am  Postverkehr  nehmen  im  Generalgouvernement 

Warschau  folgende  Postorte  teil:  Alexandrowo,  Bendzin, 

Brzeziny,  Ciechanow,  Czenstochau,  Gostynin,  Grodzisk, 

Grojec,  Kalisch,  Kolo,  Konin,  Kutno,  Lenczyca,  Lipno, 

Lodz,  Lowicz,  Mlawa,  Pabianice,  Plock,  Plonsk,  Przas- 

nysz,  Rawa,  Rypin,  Sieradz,  Sierpe,  Skierniewice,  Slupca, 

Sochaczew,  Sosnowice,  Tomaszow  (Kr.  Brzeziny), 

Turek,  Wielun,  Wloclawek,  Zdunska,  Wola,  außerdem 

die  Orte  aller  Kreise,  in  denen  diese  Postorte  liegen, 

und  die  Stadt  Warschau  selbst.  Darüber  hinaus  sind  *)  Ua  Sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
tj  ,  .  .  .  I  k.  k.  österreichischen  Handelsniuseums  d'e  Wochenschrift  «Das  Handels- 

1  OStailWeiSUngen  auch  nach  allen  anderen  Orten  im  museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 

Generalgouvernement  Warschau  zulässig.  In  der  Auf-  1 1^-ÄSÄ‘M!  *  di....  g.„  R.brik 


hat  es  dabei  sein  Bewenden  (§  2).  Die  Zinsen  sind  für 
die  gesamte  obengenannte  Zeit  zu  entrichten.  Nach  dem 
31.  Juli  1914  fällig  gewordene  Schulden  sind  vom  Tage 
der  Fälligkeit  ab  zu  verzinsen  (§  3).  In  Ansehung  der 
Verpflichtung  zur  Zinszahlung  für  die  übrige  Zeit  hat 
es  bei  dem  sonstigen  Recht  sein  Bewenden  (§1,  Absatz  2). 
Ebenso  finden  diese  Sondervorschriften  keine  Anwen¬ 
dung  auf  Schulden,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  bereits  erloschen  sind  (§  1,  Absatz  3). 

(3570/E.) 

Reisen  nach  dem  deutschen  Verwaltungsgebiet 
in  Russisch-Polen.  Zu  Reisen  nach  dem  unter  deutscher 
Verwaltung  stehenden  Okkupationsgebiete  von  Russisch- 
Polen  ist  eine  besondere  Bewilligung  notwendig.  Diese 
Bewilligung  wird  auf  Grund  eines  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefertigten  und  mit  der  amtlich  beglaubigten  Photo¬ 
graphie  und  Unterschrift  des  Inhabers  versehenen  Reise- 
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passes  in  der  Form  der  Ausstellung  eines  Passierscheines 
durch  den  stellvertretenden  Generalstab  in  Berlin  im 
Einverständnis  mit  dem  Generalgouvernement  in  War¬ 
schau  erteilt,  jedoch  nur  in  den  Ausnahmefällen  ge¬ 
geben,  wenn  es  sich  um  dringende  und  wichtige  Ange¬ 
legenheiten  handelt,  bei  denen  die  persönliche  Anwesen¬ 
heit  des  Reisewerbers  unbedingt  erforderlich 
erscheint.  Die  Passierscheine  unterliegen  einer  laxe 
von  3  M.  für  je  eine  Woche  der  bewilligten  Gültigkeits¬ 
dauer.  Die  Bewerbung  darum  hat  mittels  schriftlicher 
Gesuche  zu  erfolgen,  die  genaue  Angabe  über  1.  die 
Paßdaten,  2.  das  Reiseziel  (unter  namentlicher  An¬ 
führung  aller  Orte,  an  denen  Aufenthalt  genommen 
werden  soll),  3.  den  Reiseweg,  4-  den  Reisezweck  und 
5.  die  beabsichtigte  Dauer  der  Reise  enthalten  und  be¬ 
sonders  alle  für  die  Prüfung  der  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  belangreichen  Umstände  mit  voller 
Deutlichkeit  erkennen  lassen  müssen.  Der  Paß  selbst 
braucht  nicht  beigegeben  zu  werden,  es  muß  aber  die 
Richtigkeit  der  Angaben  in  dem  Gesuche  über  seine 
Daten  amtlich  bestätigt  sein. 

Die  Vermittlung  der  Gesuche  hat  das  k.  u.  k.  Mini¬ 
sterium  des  Äußern  übernommen,  das  sie  im  Interesse 
der  Vereinfachung  des  Verfahrens  im  Wege  seines  Ver¬ 
treters  in  Warschau  der  Paßzentrale  des  kaiserlichen 
Generalgouvernements  in  Warschau  zur  weiteren  Er¬ 
ledigung  zukommen  lassen  wird.  Da  jedoch  eine  Inter¬ 
vention  des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußern  nur  in 
jenen  Fällen  Platz  greifen  kann,  in  denen  in  bezug  auf 
die  Dringlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Reise  die  Vor¬ 
aussetzungen  für  die  Erteilung  der  Bewilligung  durch 
das  Generalgouvernement  gegeben  sind,  dürfen  Reise¬ 
ansuchen  nicht  mehr  wie  bisher  beim  Ministerium  des 
Äußern  eingebracht  werden;  diese  Eingaben  werden  nach 
vorheriger  Begutachtung  auf  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  dem  k.  u.  k.  Ministerium  des 
Äußern  auf  das  nach  dem  Reisezweck  in  Betracht 
kommende  k.  k.  Fachministerium  übermittelt. 

Die  Gesuche  um  die  Erteilung  der  Reisebewilligung 
nach  dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  von 
Russisch-Polen  sind  demnach  von  den  Erlaubniswerbern 
bei  der  politischen  Bezirks-,  beziehungsweise  landes¬ 
fürstlichen  Polizeibehörde  ihres  Aufenthaltsortes  ein¬ 
zubringen  ;  diese  Stellen  wurden  angewiesen,  die  Gesuche 
nach  Erhebung  über  die  Verläßlichkeit  des  Gesuch¬ 
stellers  und  die  Stichhältigkeit  seiner  Angaben  mit  einem 
Anträge  über  die  Berücksichtigungswürdigkeit  des  An¬ 
suchens  an  die  politische  Landesbehörde  behufs  Weiter¬ 
leitung  an  die  betreffenden  Fachministerien  vorzulegen. 

(2678/E.) 

Reisen  aus  dem  österreichisch-ungarischen  nach 
dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  deutsche  Okkupationsgebiet 
wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  der  besondere  Ausweis. 

Ad  1.  Die  von  den  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischen 
Kommandos  gemäß  der  Verordnung  des  Armeeober¬ 
kommandanten  vom  25.  August  1915»  Nr.  35  V.-Bl.,  aus¬ 
gestellten  Reisepässe  werden  vom  kaiserlich  deutschen 
Generalgouvernement  als  zureichend  anerkannt. 

Ad  2.  Der  besondere  Auswreis  wird  ausgestellt  von  der 
Paßzentrale  des  Generalgouvernements  W  arschau. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  der  Reisepaß  unter  genauer 
Angabe  des  Zweckes  und  der  Dauer  der  Reise  an  den 
dem  Generalgouvernement  Warschau  zugeteilten  Ver¬ 
treter  des  österreichisch-ungarischen  Armeeober¬ 
kommandos  zu  senden. 

Der  Reisepaß  wird  sodann  an  die  übersendende  Stelle 
unmittelbar  von  der  kaiserlich  deutschen  Paßzentrale 


oder  durch  den  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  zu- 
riickgeschickt,  im  Falle  der  Genehmigung  der  Reise  wird 
der  besondere  Ausweis  behufs  Ausfolgung  an  den  Be¬ 
werber  angeschlossen. 

Reisen  aus  dem  kaiserlich  deutschen  nach  dem 
österreichisch-ungarischen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  österreichisch-ungarische 
Okkupationsgebiet  wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  das  Visum  des  Reisepasses 

Ad  1.  Die  von  den  kaiserlich  deutschen  Kommandos 

oder  Behörden  gemäß  den  derzeit  geltenden  Vorschriften 
ausgestellten  Reisepässe  werden  als  'zureichend  an¬ 
erkannt. 

Ad  2.  Das  Visum  wird  ausgestellt  vom  Armeeober¬ 
kommando  selbst  oder  einer  seiner  Paßvidierungsstellen 
in  Szczakowa,  Krakau,  Rozwadow  oder  Lemberg  oder 
von  den  dem  Generalgouvernement  Warschau  zuge¬ 
teilten  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  oder  vom 
k.  u.  k.  Kriegsministerium.  Zur  Erwirkung  des  Visums 
ist  der  Reisepaß  an  eine  der  bezeichneten  Stellen  zu 
senden.  Hierbei  ist  neben  den  im  Reisepaß  ohnehin  ent¬ 
haltenen  Angaben  auch  das  Ziel,  der  Zwreck  und  die 
Dauer  der  Reise  anzugeben. 

Der  Reisepaß  wird  nach  allfälliger  Beisetzung  des 
Visums  von  der  k.  u.  k.  Stelle,  bei  der  die  Vidierung 
erbeten  wurde,  an  die  übersendende  Stelle  zurück¬ 
geschickt.  (3833/E.) 

Gerichtsbarkeit  im  Generalgouvernement  War¬ 
schau.  Der  Präsident  des  kaiserlich  deutschen  Ober¬ 
gerichts  bei  dem  Generalgouvernement  Warschau  be¬ 
richtete  an  den  „Verband  zur  Sicherung  deutscher  For¬ 
derungen  an  das  feindliche  Ausland“  in  Barmen  wie 
folgt: 

In  den  von  den  deutschen  Truppen  besetzten 
Teilen  Russisch-Polens  ist  die  deutsche  Gerichtsbarkeit 
in  vollem  Umfange  aufgenommen.  Das  Verfahren  ent¬ 
spricht  dem  vor  den  Gerichten  in  Deutschland,  An¬ 
waltszwang  besteht  nicht.  Es  findet  das  Mahn-  und 
Klageverfahren  statt.  Auch  Zwangsvollstreckung  wird 
betrieben.  In  Deutschland  ergangene  Urteile  oder  andere 
vollstreckbare  Schuldtitel  werden  ohneweiters  vollstreckt. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  den  Schuldner 
vor  das  zuständige  Gericht  zwecks  Mahnung  laden  zu 
lassen,  da  erfahrungsgemäß  eine  solche  gerichtliche 
Mahnung  genügt,  um  den  Schuldner  zur  Zahlung  zu 
veranlassen.  (3742/E-) 

Protestaufnahme  in  Russisch-Polen.  Zum  Schutze 

der  Wechselgläubiger  im  besetzten  Gebiete  von 
Russisch-Polen  sind  bekanntlich  die  Fristen  zur  Vor¬ 
nahme  einer  Handlung,  deren  es  zur  Ausübung  und 
Erhaltung  des  Wechselrechtes  oder  des  Regreßrechtes  aus 
dem  Scheck  bedarf,  vorläufig  bis  30.  Juni  1916  ver¬ 
längert  worden.  Eine  V  erlängerung  dieser  Frist  dürfte  zu 
erwarten  sein.  Die  Wechselgläubiger  sind  daher,  wie  die 
Handelskammer  zu  Berlin  mitteilt,  zurzeit  wohl  be¬ 
rechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  ihre  Wechsel  protestieren 
zu  lassen.  Zur  Aufnahme  der  Proteste  sind  auch  die  Ge¬ 
richtsvollzieher  ermächtigt.  Anträge  auf  Protestaufnahme 
durch  diese  sind  an  den  Präsidenten  des  Obergerichtes 
in  Warschau  zu  richten,  österreichische  Wechsel¬ 
gläubiger  sollten  schon  frühzeitig  auf  Erhebung  des 
Protestes  bedacht  sein,  insbesondere,  wenn  es  sich  um 
Provinzwechsel  handelt.  (365/E.,  2768/E.)  , 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 
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DIE  LEIPZIGER  OSTERMESSE  1916  UND 
IHRE  LEHREN. 

Eine  der  denkwürdigsten  Messen,  die  Kriegsmesse 
1916,  denkwürdig  durch  ihren  Massenbesuch  und  durch 
ihren  geschäftlich  außerordentlichen  Erfolg,  wurde  am 
12.  März  beendet.  Die  Verkäufer,  insbesondere  jener 
Branchen,  welche  Erzeugnisse  aus  beschlagnahmten 
Materialien  zu  bieten  hatten,  waren  die  meist  Um¬ 
worbenen  und  es  wurden  Preise  bewilligt,  die  nie 
vorher  ihresgleichen  hatten.  Und  dennoch  war  es  in 
bezug  auf  die  Einkäufer,  in  der  Hauptsache  eigentlich 
die  Masse  der  kleineren  Leute,  die  der  Leipziger 
Messeausschuß  durch  Gewährung  außergewöhnlicher 
Begünstigungen  zum  Besuche  der  Messe  zu  veranlassen 
wußte,  um  dadurch  den  Ausfall  an  Besuchern  aus  dem 
feindlichen  Auslande  wenigstens  teilweise  wett¬ 
zumachen. 

Es  soll  nun  nicht  der  Zweck  dieser  Ausführungen 
sein,  einen  ausführlichen  Bericht  über  den  Verlauf 
dieser  Messe  zu  erstatten,  sondern  eine  rechtzeitige, 
eindringliche  Mahnung  an  unsere  österreichischen 
Handel-  und  Gewerbetreibenden,  in  erster  Reihe  aber 
an  alle  den  Handel  und  Industrie  fördernden  In¬ 
stitutionen  und  Behörden,  sich  für  die  kommende  Zeit 
des  wirtschaftlichen  Aufschwunges  entsprechend  vor¬ 
zubereiten. 

Neue  Industrien  auf  modernen  Gebieten  sind  ent¬ 
standen  oder  im  Entstehen  begriffen;  sich  darin  zu 
betätigen,  ist  unsere  Aufgabe,  und  zwar  jetzt,  da  noch 
genügend  Zeit  bleibt,  entsprechend  vorzuarbeiten,  um 
dann,  wenn  der  Friede  und  mit  ihm  die  Scharen  unserer 
Brüder  und  Söhne  zurückkehren  zur  Wiederaufnahme 
ihres  Friedensberufes,  mitzuarbeiten  an  dem  Ausbau 
unserer  Industrie.  Die  Grundbedingungen :  Kapital 
und  geschulte  Kräfte  als  Lehrmeister  für  unsere 
Arbeiterscharen,  müssen  sich  zusammenfinden.  An 
unsere  zahlreichen  Banken  und  Geldinstitute  tritt  die 
Aufgabe  heran,  sich  mehr  als  bisher  an  industriellen 
Unternehmungen  zu  beteiligen.  Hier  aber  müßten 
zeitgemäßere  Gesichtspunkte  zur  Geltung  kommen. 
Während  sich  die  Banken  bisher  darauf  beschränkten, 
ältere  bestehende  Unternehmungen  in  Aktiengesell¬ 
schaften  umzuwandeln,  müßte  es  deren  Aufgabe  sein, 
auch  neue  Betriebe,  sofern  sie  von  tüchtigen,  sach¬ 
kundigen  Unternehmern  mit  begründeter  Aussicht  auf 
guten  Erfolg  zur  Finanzierung  angeboten  werden,  mit 
gebotener  Vorsicht  zu  übernehmen  oder  doch  mit 
Kapital  an  die  Hand  zu  gehen  und  sich  darin  nicht 
von  kleinlichen,  engherzigen  Motiven  leiten  zu  lassen. 

Einen  ganz  bedeutenden  Faktor  in  der  Herstellung 
von  Exportartikeln  bildet  das  Kleingewerbe;  es  mög¬ 
lichst  zahlreich  dazu  heranzuziehen,  ist  eine  Hauptauf¬ 
gabe  unserer  Exporteure.  Insbesondere  dieser  Kategorie 
Gewerbetreibender  müßte  die  Beschaffung  von  Be¬ 
triebsmitteln  leichter  und  billiger  gemacht  werden;  die 
bisherige  Kapitalsbeschaffung  auf  genossenschaft¬ 
lichem  Wege  erweist  sich  in  vielen  Fällen  zu  schwer¬ 
fällig  und  kostspielig;  anderseits  aber  darf  die 
Geldbeschaffung  kein  Abhängigkeitsverhältnis  vom  Ab¬ 
nehmer  der  Waren,  dem  Exporteur,  bilden.  Diesbezüg- 
ich  wären  die  Beziehungen  der  Nürnberg-Fürther 
Gewerbetreibenden  zu  den  zahlreichen  dortigen  Ex- 


258 


DAS  HANDELSMUSEUM. 


[6.  MAI  1916 


porteuren  vorbildlich;  sie  ermöglichen  es  den  Klein¬ 
gewerbetreibenden  fast  ausnahmslos,  sich  allmählich 
zum  Fabrikanten  emporzuarbeiten,  der  später  der  Ver¬ 
mittlung  des  Exporteurs  nicht  mehr  bedarf  und  direkt 
exportiert. 

Ganz  besonderes  Augenmerk  wäre  der  billigsten  Be¬ 
schaffung  der  erforderlichen  Rohstoffe  und  Halb¬ 
fabrikate  für  die  Zwecke  des  Kleingewerbes  zu 
widmen ;  auch  darin  müßten  die  Erzeugungsstätten 
für  die  deutsche  Exportindustrie  richtunggebend  sein; 
es  muß  unseren  Gewerbetreibenden  möglich  gemacht 
werden,  das  erforderliche  Material,  soweit  es  inländi¬ 
sches  Erzeugnis  ist,  billigst  beschaffen  zu  können, 
damit  es  mit  der  deutschen  Konkurrenz,  welche  ihm  in 
der  Regel  weit  voraus  ist,  Schritt  halten  kann.  Eine 
Vereinfachung  des  Veredlungsverfahrens,  welche  es 
auch  dem  kleineren  Erzeuger  von  Exportartikeln 
möglich  macht,  davon  ausgiebigen  Gebrauch  zu 
machen,  billigere  und  raschere  Transportgelegenheiten 
wären  anzustreben. 

Ganz  besondere  Aufmerksamkeit  und  Pflege  muß 
dem  Kunstgewerbe  gewidmet  bleiben ;  gerade  darin 
kann  Österreich,  dank  der  guten  Geschmacksrichtung 
und  vorzüglicher  Lehrkräfte  an  unseren  höheren  Ge¬ 
werbeschulen,  ganz  Hervorragendes  leisten  und  diesem 
guten  Geschmacke,  das  heißt :  dem  Besseren  und 
Formschönen,  gehört  die  Zukunft  im  Welthandel.  Als 
kleines,  aber  treffendes  Beispiel  möchte  ich  die  vor 
einigen  Jahren  in  einer  Wiener  Erzeugungsstätte  be¬ 
gonnene  Erzeugung  von  Spielzeugfiguren  und  Tieren 
herausgreifen.  Während  darin  durch  Jahrzehnte 
Thüringen  und  Sachsen  als  Haupterzeugungsländer 
recht  primitives,  zerbrechliches  Spielzeug  auf  den 
Markt  brachten,  verlegte  sich  der  Wiener  Erzeuger  auf 
die  Anfertigung  von  Figuren,  zu  welchen  hervor¬ 
ragende  Wiener  Künstler  naturgetreue  Modelle  an¬ 
gefertigt  haben,  aus  haltbarem,  fast  unzerbrechlichem 
Material  hergestellt,  die  den  Kindern  nicht  nur  als 
Spielzeug,  sondern  zum  richtigen  Anschauungsunter¬ 
richt  dienen.  Eine  Revolution  auf  dem  Gebiete  der  Er¬ 
zeugung  dieser  Tiere  und  Figuren  in  Deutschland  war 
die  unmittelbare  Folge;  die  früheren  primitiven 
Formen  wurden  vernichtet  und,  in  Anlehnung  an  die 
Wiener  Meisterschule,  möglichst  naturgetreu  nach¬ 
gebildet.  Seither  sind  die  früheren  unschönen  Figuren 
und  Tiere  fast  vollständig  vom  Weltmärkte  ver¬ 
schwunden,  doch  blieb  die  Wiener  Werkstätte,  längst 
zur  großen  Fabrik  erweitert,  führend  und  immer 
wieder  Neues  und  Formenschönes  schaffend. 

In  der  Ausdehnung  und  Festigung  unseres  Exportes 
liegt  die  frohe  Zukunft  unseres  Wirtschaftslebens;  an 
seinem  Ausbau  unausgesetzt  tätig  zu  sein,  ist  unsere 
große  Aufgabe.  Die  vielumstrittene  Weltmesse  in 
Leipzig  ist  für  unsere  Branchen  (Porzellan-,  Majolika-, 
Glas-,  Bronze-,  Lederwaren,  Holz-  und  Spielwaren, 
Papier-  und  Luxuswaren,  Kurz-  und  Galanteriewaren 
aller  Art)  der  gastliche  Boden  für  diese  unsere  Be¬ 
tätigung  und  alle  ihr  heute  feindlich  Gegenüber¬ 
stehenden  werden  und  müssen  sich  ihr  wieder  zu¬ 
wenden,  wenn  sie  nicht  vom  Welthandel  ausge¬ 
schlossen  sein  wollen. 

Frans  Frankl  sen. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Errichtung  eines  Kriegsverbandes  der  Woll¬ 
industrie.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im 
Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  und  im  Ein¬ 


verständnis  mit  dem  Kriegsminister  vom  25.  April  1916 
bestimmt: 

§  1.  Angehörige  des  Verbandes.  Alle  LTnter- 
nehmungen,  welche  Wolle,  Kammzug,  Wollabfälle  (Woll- 
abgänge),  Wollumpen,  Kunstwolle  oder  die  aus  diesen 
Stoffen  hergestellten  Garne  verarbeiten,  gehören  dem 
Kriegsverbande  der  Wollindustrie  an. 

Der  Kriegsverband  hat  seinen  Sitz  in  Wien. 

Über  die  Zugehörigkeit  zum  Verbände  entscheidet  in 
Zweifelsfällen  der  Handelsminister  nach  Anhörung  der 
Verbandsleitung  nach  freiem  Ermessen. 

§  2.  Zweck  des  Verbandes.  Die  Aufgaben  des 
Kriegsverbandes  sind: 

a)  die  Führung  einer  genauen  Übersicht  über  die  Ar¬ 
beitsverhältnisse  und  die  Betriebseinrichtungen  der  in 
Betracht  kommenden  Unternehmungen,  die  Durch¬ 
führung  von  Erhebungen  über  Vorräte,  Erzeugung  und 
Absatz,  grundsätzlich  unter  Mitwirkung  der  zuständigen 
Handels-  und  Gerwerbekammern ; 

b)  die  Antragstellung  wegen  Verteilung  der  Roh¬ 
materialien  und  Garne  behufs  möglichst  wirtschaftlicher 
Verwendung  der  jeweils  verfügbaren  Mengen,  wobei 
während  der  Kriegsdauer  die  Interessen  der  Militär¬ 
verwaltung  maßgebend  sind ; 

c)  die  Beratung  der  Zentralstellen  bei  Vergebung  von 
Aufträgen ; 

d)  die  Antragstellung  bei  der  Feststellung  von 
Preisen ; 

e)  die  Mitwirkung  bei  der  Regelung  von  Fragen  der 
wirtschaftlichen  Verwaltung,  welche  die  Wollindustrie 
betreffen,  insbesondere  bei  allen  Maßnahmen  zur  Rege¬ 
lung  und  Förderung  der  Erzeugung  sowie  der  Ein-  und 
Ausfuhr,  bei  Erlassung  und  Handhabung  der  Ein-  und 
Ausfuhrverbote,  bei  Maßnahmen  auf  dem  Gebiete  der 
Handelspolitik  und  der  sozialen  Fürsorge  und  bei  allen 
Fragen,  die  sich  bei  der  Abrüstung  und  Überführung  in 
die  Friedenswirtschaft  ergeben,  endlich  die  Durchführung 
hierauf  sich  erstreckender  Verfügungen,  insoweit  diese 
dem  Verbände  vom  Handelsminister  übertragen  wird; 
hierbei  wird  der  Handelsminister  während  der  Kriegs¬ 
dauer  das  Einvernehmen  mit  dem  Kriegsminister  pflegen. 

§  3.  Rechtliche  Natur  des  Verbandes. 
Der  Verband  ist  eine  juristische  Person.  Er  wird  nach 
außen  durch  die  Verbandsleitung  (§  12)  vertreten. 
Namens  des  Verbandes  zeichnet  der  Vorsitzende  oder 
einer  der  Stellvertreter  in  rechtsverbindlicher  Weise. 

§4.  Pflichten  der  Verbandsangehörigen. 
Die  Verbandsangehörigen  haben  die  Zwecke  des  Ver¬ 
bandes  tunlichst  zu  fördern  und  alles  zu  unterlassen, 
was  deren  Erfüllung  zu  erschweren  oder  zu  behindern 
geeignet  ist.  Sie  haben  die  von  der  Verbandsleitung  ge¬ 
troffenen  Verfügungen,  auch  solche  hinsichtlich  der  Bei¬ 
tragsleistung  zu  den  Kosten  der  Geschäftsführung,  zu 
befolgen  und  zu  deren  Vorbereitung  und  Durchführung 
alle  erforderlichen  Auskünfte  zu  erteilen.  Sie  haben 
ferner  ihre  Betriebe  und  ihre  Geschäftsgebarung  jeder 
zur  Erreichung  der  Verbandszwecke  nötigen  Über¬ 
wachung  zu  unterwerfen.  Diese  Überwachung  wird  durch 
besondere  vom  Handelsminister  und  während  der  Kriegs¬ 
dauer  auch  durch  vom  Kriegsminister  bestellte  amtliche 
Organe  ausgeübt,  die  über  ihre  Wahrnehmungen  dem 
Handelsminister,  beziehungsweise  dem  Kriegsminister 
zu  berichten  haben. 

§  5.  Bedarfsanmeldungsstelle.  Dem  Ver¬ 
bände  ist  eine  Bedarfsanmeldungsstelle  für  außerhalb 
des  Verbandes  stehende  gewerbliche  und  industrielle 
Verbraucher  von  aus  Wolle  und  Wollmaterialien  her¬ 
gestellten  Erzeugnissen  angegliedert. 

Umfang  und  Art  der  Tätigkeit  dieser  Stelle  wird  vom 
Handelsminister  bestimmt. 
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§  6.  Organe  des  Verbandes.  Die  Organe  des 
Verbandes  sind: 

a)  die  Verbandsversammlung, 

b)  der  Verbandsausschuß  (Kriegsausschuß), 

c)  die  Verbandsleitung. 

§  7.  Verbandsversammlung.  Die  Verbands¬ 
versammlung  besteht  aus  den  Vertretern  der  Verbands¬ 
angehörigen,  die  in  Vollversammlungen  der  im  §  1  ge¬ 
nannten  Unternehmungen  —  mit  Ausnahme  der  Kamm¬ 
garnspinnereien  —  in  den  vom  Handelsminister  be¬ 
stimmten  Handelskammerbezirken  sowie  vom  Verbände 
der  Kammgarnspinnereien  Österreichs  mit  Stimmen¬ 
mehrheit  gewählt  werden.  Die  Anzahl  dieser  Vertreter 
für  jeden  der  bezeichneten  Handelskammerbezirke  und 
den  Verband  der  Kammgarnspinnereien  Österreichs  be¬ 
stimmt  der  Handelsminister. 

Die  Verbandsversammlung  wählt  Vertreter  für  den 
Verbandsausschuß  (§  8). 

Insoweit  den  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  ent¬ 
sprechende  Wahlen  auf  Grund  früherer  Verfügungen  des 
Handelsministers  bereits  stattgefunden  haben,  behalten 
diese  Wahlen  ihre  Gültigkeit. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Vorbereitung  und 
Durchführung  der  Wahlen  und  Ersatzwahlen,  über  die 
Einberufung  der  Verbandsversammlung  und  über  ihre 
Geschäftsordnung  werden  vom  Handelsminister  nach 
Anhörung  der  Verbandsleitung  erlassen. 

§  8.  Verbandsausschuß.  Der  Verbandsaus¬ 
schuß  besteht  aus: 

a)  sieben  von  der  Verbandsversammlung  (§  7)  ge¬ 
wählten  Mitgliedern ; 

b)  zwei  vom  Verbände  der  Kammgarnspinnereien 
Österreichs  gewählten  Mitgliedern; 

c)  sechs  vom  Handelsminister  aus  dem  Kreise  der 
Verbandsangehörigen  ernannten  Mitgliedern. 

Der  Handelsminister  kann  aus  öffentlichen  Rück¬ 
sichten  nach  Anhörung  des  Verbandsausschusses  ein 
Mitglied  seines  Amtes  verlustig  erklären  sowie  auch 
die  vollständige  Neuwahl  des  Ausschusses  anordnen. 
Bei  der  Neuwahl  des  Ausschusses  haben  auch  Neu¬ 
ernennungen  von  Mitgliedern  nach  Punkt  c  dieses 
Paragraphen  stattzufinden.  Bis  zur  Durchführung  der 
Neuwahl  und  Neuernennungen  verbleiben  die  bis¬ 
herigen  Mitglieder  des  Ausschusses  in  ihrer  Funktion. 

Im  Falle  des  Ausscheidens  eines  gewählten  Mit¬ 
gliedes  ist  innerhalb  vier  Wochen  die  Ersatzwahl  in 
gleicher  Weise  wie  die  ursprüngliche  Wahl  vorzu¬ 
nehmen. 

Insoweit  den  Bestimmungen  dieses  Paragraphen 
entsprechende  Wahlen  oder  Ernennungen  auf  Grund 
früherer  Verfügungen  des  Handelsministers  bereits 
stattgefunden  haben,  behalten  diese  Wahlen  und  Er¬ 
nennungen  ihre  Gültigkeit. 

Sämtliche  Mitglieder  üben  ihre  Funktion  ehren¬ 
amtlich  aus. 

§  9.  Befugnisse  des  Verbandsausschus¬ 
ses.  Der  Verbandsausschuß  (Kriegsausschuß)  ist  von 
der  Verbandsleitung  vor  allen  Entscheidungen  und 
Verfügungen  grundsätzlicher  Art  zu  hören.  Seine  Be¬ 
schlüsse  sind  für  die  Verbandsleitung  bindend. 

Dem  Verbandsausschusse  obliegt  insbesondere: 

a)  die  Feststellung  der  Grundsätze  für  die  Behandlung 
der  im  §  2  bezeichneten  Angelegenheiten; 

b)  die  Beschlußfassung  über  die  Deckung  und  Auf¬ 
teilung  der  Kosten  der  Geschäftsführung  des  Kriegs¬ 
verbandes  ; 

c)  die  Überwachung  der  Kassengebarung  und  der 
Rechnungslegung ; 

d)  die  Festsetzung  der  Tatbestände,  bei  deren  Vor¬ 
liegen  Ordnungsstrafen  verhängt  werden,  sowie  die 
Bestimmung  des  Ausmaßes  dieser  Strafen,  wobei 
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jedoch  im  einzelnen  Falle  über  einen  Strafsatz  von 
20.000  K  nicht  hinausgegangen  werden  darf; 

e)  die  Beschlußfassung  über  die  Vorlage  eines  be¬ 
stimmten  Falles  an  das  Schiedsgericht; 

f)  die  Bestellung  von  Unterausschüssen  zur  Vor¬ 
beratung  bestimmter  Fragen; 

g)  die  Bestellung  von  Fachausschüssen  für  die  Ver¬ 
tretung  einzelner  Industriezweige; 

h)  die  Zuziehung  von  Beiräten. 

§  10.  Geschäftsordnung  des  Verbands¬ 
ausschusses.  Der  Verbandsausschuß  tritt  min¬ 
destens  einmal  monatlich  zusammen. 

Über  Verlangen  eines  der  Regierungskommissäre 
oder  über  schriftlichen  Antrag  von  mindestens  vier 
Mitgliedern  des  Verbandsausschusses  ist  eine  Sitzung 
dieses  Ausschusses  innerhalb  14  Tagen  einzuberufen. 

Die  Einladungen  zu  den  Sitzungen  an  die  Mitglieder 
des  Verbandsausschusses  sowie  an  die  Regierungs¬ 
kommissäre  können  schriftlich  oder  telegraphisch  er¬ 
folgen. 

Der  Verbandsausschuß  ist  bei  Anwesenheit  von 
mindestens  zwei  Mitgliedern  der  Verbandsleitung  und 
vier  der  Verbandsleitung  nicht  angehörenden  Mit¬ 
gliedern  beschlußfähig.  Beschlüsse  werden  mit  Stim¬ 
menmehrheit  gefaßt.  Den  Vorsitz  führt  der  Vor¬ 
sitzende  der  Verbandsleitung  oder  einer  seiner  Stell¬ 
vertreter.  Der  Vorsitzende  stimmt  mit.  Bei  Stimmen¬ 
gleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 
Die  Regierungskommissäre  stimmen  nicht  mit. 

Die  Mitglieder  des  Verbandsausschusses  sind  jeder¬ 
zeit  berechtigt,  Anträge  an  die  Verbandsleitung  zu 
richten,  über  welche  diese  in  ihrer  nächsten  Sitzung 
Beschluß  zu  fassen  hat. 

Durch  Beschluß  der  Stimmenmehrheit  der  An¬ 
wesenden  kann  die  Geheimhaltung  einzelner  Beratungs¬ 
gegenstände  und  hierauf  bezüglicher  Abstimmungs¬ 
ergebnisse  verfügt  werden. 

§  11.  Fachausschüsse.  Der  Verbandsausschuß 
hat  das  Recht,  für  die  Vertretung  einzelner  dem  Ver¬ 
band  angehörender  Industriezweige  Fachausschüsse  zu 
bilden  (§  9  g). 

Deren  Mitglieder  werden  von  den  Angehörigen  des 
betreffenden  Industriezweiges  gewählt.  Die  Vor¬ 
schriften  über  die  Zusammensetzung  und  Geschäfts¬ 
führung  dieser  Fachausschüsse  werden  vom  Handels¬ 
minister  nach  Anhörung  des  Verbandsausschusses  er¬ 
lassen. 

Die  Fachausschüsse  sind  beratende  Organe  des 
Verbandsausschusses  in  den  die  betreffenden  Industrie¬ 
zweige  jeweils  berührenden  Fragen. 

§  12.  Verbandsleitung.  Die  Verbandsleitung 
besteht  aus  einem  Vorsitzenden,  einem  ersten  und 
einem  zweiten  Stellvertreter  desselben  und  drei  Mit¬ 
gliedern. 

Diese  Funktionäre  werden  vom  Handelsminister  — 
während  der  Kriegsdauer  im  Einvernehmen  mit  dem 
Kriegsminister  —  aus  dem  Kreise  der  Mitglieder  des 
Verbandsausschusses  ernannt. 

Alle  Angehörigen  der  Verbandsleitung  üben  ihre 
Funktionen  ehrenamtlich  aus. 

Die  Verbandsleitung  vertritt  den  Verband  nach 
außen  und  führt  die  gesamten  Geschäfte,  insbesondere 
auch  die  allfälligen  Verhandlungen  mit  den  Organi¬ 
sationen  anderer  Industrien  in  fachlichen  Angelegen¬ 
heiten.  Ihr  obliegt  die  Entscheidung  in  allen  Fragen', 
in  denen  nicht  ausdrücklich  eine  Beschlußfassung  durch 
den  Verbandsausschuß  vorgesehen  ist.  Sie  hat  dem  Ver¬ 
bandsausschuß  über  ihre  Tätigkeit  fortlaufend  zu  be¬ 
richten. 

Die  Verbandsleitung  ist  zur  Rechnungslegung  über 
die  Geldgebarung  verpflichtet  und  hat  jährlich  den 
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Rechnungsabschluß  dem  Verbandsausschusse  zur 
Phcrprüfung  vorzulegen  (§  (je). 

Der  Vorsitzende,  im  Falle  seiner  Verhinderung  ein 
Stellvertreter,  beruft  die  Sitzungen  der  Verbandsver- 
sammlung,  des  Verbandsausschusses  und  der  Verbands¬ 
leitung  ein  und  führt  in  diesen  den  Vorsitz. 

Die  Verbandsleitung  bestellt  die  nötigen  Beamten 
und  Hilfskräfte,  die  aus  den  Mitteln  des  Verbandes 
entlohnt  werden.  Die  Bestellung  von  Personen  in 
leitender  Stellung  unterliegt  der  Bestätigung  des 
1  landelsministers. 

8  13.  Geschäftsordnung  der  Verband  s- 
1  c  i  t  u  n  g.  Die  Verbandsleitung  tritt  nach  Erfordernis 
zu  Sitzungen  zusammen.  Die  Einladungen  zu  den 
Sitzungen  an  die  Mitglieder  der  Verbandsleitung  sowie 
an  die  Regierungskommissäre  können  schriftlich  oder 
telegraphisch  erfolgen. 

Die-  Vcrbandsleilung  ist  binnen  acht  Tagen  zu  einer 
Sitzung  einzuberufen,  wenn  dies  von  einem  der  Re- 
gicrungskommissäre  oder  von  mindestens  zwei  Mit¬ 
gliedern  der  Vcrbandsleilung  unter  Angabe  der  Vcr- 
handlungsgegen stände  verlangt  wird. 

Die  Verbandsleitung  ist  beschlußfähig,  wenn  alle 
Mitglieder  und  die  Regierungskommissäre  eingeladen 
sind  und  mindestens  die  Hälfte  der  Mitglieder  an¬ 
wesend  ist. 

Sie  faßt  ihre  Beschlüsse  mit  einfacher  Stimmen¬ 
mehrheit.  Bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung 
zum  Beschluß  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  bei¬ 
getreten  ist. 

Die  Kegierungskommissärc  stimmen  nicht  mit. 

8  14.  Besondere  Verpflichtungen  der 
F  u  n  k  t  i  o  n  ii  r  e  und  Angestellten  des  V  e  r- 
b  a  n  d  c  s.  Alle  Mitglieder  der  Verbandsleitung  und  des 
Verbandsausschusses  sowie  sämtliche  Angestellte  des 
Verbandes  haben  sich  bei  ihrer  Geschäftsführung 
vollster  Unparteilichkeit  und  größter  Gewissenhaftig¬ 
keit  ZU  befleißen. 

Sämtliche  Funktionäre  und  Angestellte  des  Ver¬ 
bandes  sind  verpflichtet,  nach  außen  hin  über  alle 
von  ihnen  in  dieser  Eigenschaft  in  Erfahrung  ge¬ 
brachten  Angelegenheiten  des  Verbandes,  deren  Ver¬ 
wertung  oder  Mitteilung  nach  außen  gegen  die  Zwecke 
des  Kriegsverbandes  verstößt  oder  die  geschäftlichen 
Verhältnisse  von  Verbandsangehörigen  berührt,  Still¬ 
schweigen  zu  bewahren  und  haben  dies  schriftlich  zu 
geloben. 

Bei  der  Führung  der  Geschäfte  ist  cs  Pflicht  der 
Verbandsleitung,  durch  entsprechende  Einrichtungen 
dafür  vorzusorgen,  daß  eine  mißbräuchliche  Ver¬ 
wendung  oder  Mitteilung  der  beim  Verbandsausschuß 
einlangenden  Angaben  über  geschäftliche  Verhältnisse 
hintangehalten  werde.  Einer  Aufforderung  zur  Mit¬ 
teilung  der  von  den  Verbandsangehörigen  der  Kanzlei 
des  Verbandsausschusses  gelieferten  Angaben  haben 
die  Beamten  und  Hilfskräfte  nur  dann  zu  entsprechen, 
wenn  eine  solche  Aufforderung  an  sie  seitens  der 
Regierungskommissäre  ergeht  oder  der  Verbandsaus¬ 
schuß  einen  hierauf  gerichteten  Beschluß  gefaßt  hat. 

8  1 5.  K  osten  der  Geschäftsf  ii  h  r  u  n  g.  Zur 
Deckung  der  Kosten  der  Geschäftsführung  des  Ver¬ 
bandes  haben  die  Verbandsangehörigen  die  vom  Ver¬ 
bandsausschusse  bestimmten  Beiträge  zu  leisten,  die  im 
Wege  der  politischen  Exekution  eingetrieben  werden 
können. 

8  iö.  S  t  a  a  t  I  i  c  h  e  A  u  f  s  i  c  h  t.  Der  Verband  steht 
unter  staatlicher  Aufsicht,  die  durch  vom  1  landeis¬ 
minister  und  für  die  Kriegsdauer  auch  durch  vom 
Kriegsminister  ernannte  Regierungskommissäre  aus- 
geübt  wird. 

Die  Regierungskommissäre  sind  zu  allen  Verhand¬ 
lungen  und  Sitzungen  der  Verbandsorgane  einzuladen 


und  berechtigt,  jederzeit  das  Wort  zu  ergreifen  und 
Anträge  zu  stellen,  über  welche  Beschluß  gefaßt 
werden  muß. 

Sie  sind  ferner  berechtigt,  die  Ausführung  von  Be¬ 
schlüssen  und  Verfügungen  der  Verbandsorgane  für 
solange  aufzuschieben,  bis  vom  Handelsminister  — 
während  der  Kriegsdaucr  nach  gepflogenem  Einver¬ 
nehmen  mit  dem  Kriegsminister  —  die  Entscheidung 
getroffen  wird. 

Die  Regierungskommissäre  haben  auch  das  Recht,  in 
alle  Bücher,  Aufzeichnungen  und  Geschäftsstücke  der 
Organe  des  Kriegsverbandes  Einsicht  zu  nehmen  und 
*  alle  ihnen  notwendig  erscheinenden  Aufklärungen  zu 
^  verlangen. 

8  17.  Genehmigungsrecht  der  Regie- 
r  u  11  g.  Der  Genehmigung  des  Handelsministers  — 
während  der  Kriegsdauer  im  Einvernehmen  mit  dem 
Kriegsminister  —  unterliegen  alle  Entscheidungen, 
Beschlüsse  und  Verfügungen  des  Verbandsausschusses 
und  der  Verbandsleitung,  welche  betreffen: 

a)  die  Höhe  der  Verbandsbeiträge,  falls  solche  gemäß 
8  15  von  den  Verbandsangehörigen  zu  entrichten  sind; 

b)  die  Festsetzung  der  Tatbestände,  bei  deren  Vor¬ 
liegen  Ordnungsstrafen  verhängt  werden,  und  des  Aus¬ 
maßes  dieser  Strafen. 

§  18.  Schiedsgericht.  Zur  Entscheidung  in 
allen  Streitigkeiten  zwischen  Verbandsangehörigen  in 
Angelegenheiten  des  Verbandes  wird  ein  Verbands¬ 
schiedsgericht  gebildet. 

Das  Schiedsgericht  entscheidet  ferner  in  jenen 
Fällen,  in  denen  sich  Verbandsangehörige  durch  eine 
von  der  Verbandsleitung  getroffene  Verfügung  in  ihren 
Rechten  verletzt  erachten.  Es  verhängt  auch  die  im 
8  20  vorgesehenen  Ordnungsstrafen. 

Das  Schiedsgericht  besteht  aus  einem  vom  Plandels- 
minister  im  Einvernehmen  mit  dem  Justizminister  be¬ 
stellten  richterlichen  Funktionär  als  Vorsitzenden  und 
aus  vier  vom  Handelsminister  ernannten  Mitgliedern 
oder  deren  Ersatzmännern.  Die  Mitglieder  und  Ersatz¬ 
männer  üben  ihre  Funktion  ehrenamtlich  aus.  Sie 
dürfen  weder  der  Verbandsleitung  noch  dem  Verbands¬ 
ausschuß  angehören. 

Alle  Entscheidungen  des  Schiedsgerichtes  sind  end¬ 
gültig. 

Das  Verfahren  vor  dem  Schiedsgerichte  richtet  sich 
nach  den  Bestimmungen  des  4.  Abschnittes  des 
VI.  Teiles  der  Zivilprozeßordnung,  soweit  sich  nicht 
aus  den  Vorschriften  dieser  Verordnung  etwas  anderes 
ergibt. 

Der  Vorsitzende  des  Schiedsgerichtes  kann  unter 
Anwendung  der  für  das  Verfahren  vor  den  ordent¬ 
lichen  Gerichten  geltenden  Vorschriften  Zeugen  und 
Sachverständige  vorladen  und  diese  Personen  sowie  die 


Parteien  eidlich  vernehmen. 

8  19.  Übertretungen;  Strafen  durch  die 
politischen  Behörden.  Übertretungen  dieser 
Verordnung  werden,  sofern  sie  nicht  der  strafgericht¬ 
lichen  Ahndung  unterliegen,  von  den  politischen  Be¬ 
hörden  I.  Instanz  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  oder 
nach  deren  Ermessen  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft. 

8  20.  Strafen  des  Schiedsgerichtes.  Hand¬ 
lungen  oder  Unterlassungen,  die  sich  gegen  jene  Vor¬ 
schriften  oder  Verfügungen  richten,  die  von  der  Ver- 
bandsleitung  zur  Erreichung  der  Zwecke  des  Kriegs¬ 
verbandes  gemäß  dieser  Verordnung  erlassen  wurden, 
sind  von  der  Verbandsleitung  nach  Einholung  der  Zu¬ 
stimmung  des  Verbandsausschusses  dem  Schieds¬ 
gerichte  zur  Kenntnis  zu  bringen,  das  über  die  Ver¬ 
hängung  einer  Ordnungsstrafe  zu  erkennen  hat. 

Wenn  einer  der  Regierungskommissäre  gegen  einen 
Beschluß  des  Verbandsausschusses,  durch  den  die  Vor- 


DAS  HANDELSMUSEUM.  [6.  mai  1916 


Im  Falle  des  Ausscheidens  eines  gewählten  Mit¬ 
gliedes  ist  innerhalb  vier  Wochen  die  Ersatzwahl  in  der 
Weise  vorzunehmen,  daß  der  Verein  der  Flachsspinner 
Österreichs,  beziehungsweise  der  Verein  der  österreichi¬ 
schen  Leinenweber  eine  Ersatzwahl  in  einer  General¬ 
versammlung  durchführt. 

Sämtliche  Mitglieder  üben  ihre  Funktionen  ehren¬ 
amtlich  aus. 

§  8.  Befugnisse  des  Verbandsausschusses. 
Der  Verbandsausschuß  (Kriegsausschuß)  ist  von  der 
Verbandsleitung  (§  n)  vor  allen  Entscheidungen  und 
Verfügungen  grundsätzlicher  Art  zu  hören.  Seine  Be¬ 
schlüsse  sind  für  die  Verbandsleitung  bindend. 

Dem  Verbandsausschuß  obliegt  insbesondere: 

a)  Die  Feststellung  der  Grundsätze  für  die  Behand¬ 
lung  der  im  §  2  bezeichneten  Angelegenheiten ; 

b)  die  Beschlußfassung  über  die  Deckung  und  Auf¬ 
teilung  der  Kosten  der  Geschäftsführung  des  Verbandes ; 

c)  die  Überwachung  der  Kassengebarung  und  der 
Rechnungslegung ; 

d)  die  Festsetzung  der  Tatbestände,  bei  deren  Vor¬ 
liegen  Ordnungsstrafen  verhängt  werden  sowie  die  Be¬ 
stimmung  des  Ausmaßes  dieser  Strafen,  wobei  jedoch 
im  einzelnen  Falle  über  einen  Strafsatz  von  20.000  K 
nicht  hinausgegangen  werden  darf; 

e)  die  Beschlußfassung  über  die  Vorlage  eines  be¬ 
stimmten  Falles  an  das  Schiedsgericht; 

f)  die  Bestellung  von  Unterausschüssen  zur  Vor¬ 
beratung  bestimmter  Fragen ; 

g)  die  Bestellung  von  Fachausschüssen  für  die  Ver¬ 
tretung  einzelner  Industriezweige; 

h)  die  Zuziehung  von  Beiräten. 

§  9.  Geschäftsordnung  des  Verbands¬ 
ausschusses.  Der  Verbandsausschuß  tritt  minde¬ 
stens  einmal  monatlich  zusammen. 

Uber  Verlangen  eines  der  Regierungskommissäre  oder 
über  schriftlichen  Antrag  von  mindestens  vier  Mit¬ 
gliedern  des  Verbandsausschusses  ist  eine  Sitzung  dieses 
Ausschusses  innerhalb  vierzehn  Tagen  einzuberufen. 

Die  Einladungen  zu  den  Sitzungen  an  die  Mitglieder 
des  Verbandsausschusses  sowie  an  die  Regierungs¬ 
kommissäre  können  schriftlich  oder  telegraphisch  er¬ 
folgen. 

Der  Verbandsausschuß  ist  bei  Anwesenheit  von  min¬ 
destens  zwei  Mitgliedern  der  Verbandsleitung  und  von 
mindestens  vier  der  Verbandsleitung  nicht  angehörenden 
Mitgliedern  beschlußfähig.  Beschlüsse  werden  mit  ein¬ 
facher  Stimmenmehrheit  gefaßt.  Den  Vorsitz  führt  der 
Vorsitzende  der  Verbandsleitung  oder  einer  seiner  Stell¬ 
vertreter.  Der  Vorsitzende  stimmt  mit.  Bei  Stimmen¬ 
gleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden.  Die 
Regierungskommissäre  stimmen  nicht  mit. 

Bei  den  Sitzungen  des  Verbandsausschusses  kann  jedes 
anwesende  Mitglied  den  Antrag  auf  getrennte  Ab¬ 
stimmung  der  Spinnerei-  und  Webereiinteressenten 
stellen.  In  diesem  Falle  wird  eine  gesonderte  Abstimmung 
der  diesen  beiden  Interessentengruppen  angehörigen  an¬ 
wesenden  Mitglieder  durchgeführt  und  bei  Nichtüberein¬ 
stimmung  ihr  Ergebnis  der  Entscheidung  des  Handels¬ 
ministers  unterbreitet,  der  während  der  Kriegsdauer  das 
Einvernehmen  mit  dem  Kriegsminister  pflegen  wird. 

Die  Zugehörigkeit  der  einzelnen  Mitglieder  des  Ver¬ 
bandsausschusses  zu  den  bezeichneten  Gruppen  der 
Spinnerei-  und  Webereiinteressenten  wird  durch  die  Art 
ihres  Unternehmens  bestimmt.  In  Zweifelsfällen  ent¬ 
scheidet  hierüber  der  Verbandsausschuß. 

Mitglieder,  die  am  Erscheinen  verhindert  sind,  können 
das  Stimmrecht  durch  Vollmacht  auf  ein  anderes  ihrer 
Gruppe  angehörendes  anwesendes  Mitglied  übertragen. 

Die  Mitglieder  des  Verbandsausschusses  sind  jederzeit 
berechtigt,  Anträge  an  die  Verbandsleitung  zu  richten, 


über  welche  diese  in  ihrer  nächsten  Sitzung  Beschluß 
zu  fassen  hat. 

Durch  Beschluß  der  Stimmenmehrheit  der  Anwesenden 
kann  die  Geheimhaltung  einzelner  Beratungsgegenstände 
und  hierauf  bezüglicher  Abstimmungsergebnisse  verfügt 
werden. 

§  10.  Fachausschüsse.  Der  Verbandsausschuß 
hat  das  Recht,  für  die  Vertretung  einzelner  dem  Ver¬ 
bände  angehörender  Industriezweige  Fachausschüsse  zu 
bilden  (§  8  g).  Deren  Mitglieder  werden  von  den  An¬ 
gehörigen  des  betreffenden  Industriezweiges  gewählt.  Die 
Vorschriften  über  die  Zusammensetzung  und  Geschäfts¬ 
führung  dieser  Fachausschüsse  werden  vom  Handels¬ 
minister  nach  Anhörung  des  Verbandsausschusses  er¬ 
lassen. 

Die  Fachausschüsse  sind  beratende  Organe  des  Ver¬ 
bandsausschusses  in  den  die  betreffenden  Industriezweige 
jeweils  berührenden  Fragen. 

§  11.  Verbandsleitung.  Die  Verbandsleitung 
besteht  aus  einem  Vorsitzenden,  einem  ersten  und  einem 
zweiten  Stellvertreter  desselben  und  drei  Mitgliedern. 

Diese  Funktionäre  werden  vom  Handelsminister  — 
während  der  Kriegsdauer  im  Einvernehmen  mit  dem 
Kriegsminister  —  aus  dem  Kreise  der  Mitglieder  des 
Verbandsausschusses  ernannt. 

Alle  Angehörigen  der  Verbandsleitung  üben  ihre 
Funktionen  ehrenamtlich  aus. 

Die  Verbandsleitung  vertritt  den  Verband  nach  außen 
und  führt  die  gesamten  Geschäfte,  insbesondere  auch  die 
allfälligen  Verhandlungen  mit  den  Organisationen  an¬ 
derer  Industrien  in  fachlichen  Angelegenheiten.  Ihr  ob¬ 
liegt  die  Entscheidung  in  allen  Fragen,  in  denen  nicht' 
ausdrücklich  eine  Beschlußfassung  durch  den  Verbands¬ 
ausschuß  vorgesehen  ist.  Sie  hat  dem  Verbandsausschuß 
über  ihre  Tätigkeit  fortlaufend  zu  berichten. 

Die  Verbandsleitung  ist  zur  Rechnungslegung  über  die 
Geldgebarung  verpflichtet  und  hat  jährlich  den  Rech¬ 
nungsabschluß  dem  Verbandsausschusse  zur  Überprüfung 
vorzulegen  (§  8  c). 

Der  Vorsitzende,  im  Falle  seiner  Verhinderung  sein 
Stellvertreter,  beruft  die  Sitzungen  des  Verbandsaus¬ 
schusses  und  der  Verbandsleitung  ein  und  führt  in  diesen 
den  Vorsitz. 

Die  Verbandsleitung  bestellt  die  nötigen  Beamten  und 
Hilfskräfte,  die  aus  den  Mitteln  des  Verbandes  entlohnt 
werden.  Die  Bestellung  von  Personen  in  leitender  Stel¬ 
lung  unterliegt  der  Bestätigung  des  Handelsministers. 

§  12.  Geschäftsordnung  der  Verbands¬ 
leitung.  Die  Verbandsleitung  tritt  nach  Erfordernis 
zu  Sitzungen  in  Wien  zusammen.  Die  Einladungen  zu 
den  Sitzungen  an  die  Mitglieder  der  Verbandsleitung 
sowie  an  die  Regierungskommissäre  können  schriftlich 
oder  telegraphisch  erfolgen. 

Die  Verbandsleitung  ist  binnen  acht  Tagen  zu  einer 
Sitzung  einzuberufen,  wenn  dies  von  einem  der  Regie¬ 
rungskommissäre  oder  von  mindestens  zwei  Mitgliedern 
der  Verbandsleitung  unter  Angabe  der  Verhandlungs¬ 
gegenstände  verlangt  wird. 

Die  Verbandsleitung  ist  beschlußfähig,  wenn  alle  Mit¬ 
glieder  und  die  Regierungskommissäre  eingeladen  sind 
und  mindestens  die  Hälfte  der  Mitglieder  anwesend  ist. 

Sie  fast  ihre  Beschlüsse  mit  einfacher  Stimmenmehr¬ 
heit.  Bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum 
Beschluß  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten 
ist. 

Die  Regierungskommissäre  stimmen  nicht  mit. 

Jedes  anwesende  Mitglied  kann  jedoch  den  Antrag 
auf  getrennte  Abstimmung  der  Spinnerei-  und  Weberei¬ 
interessenten  stellen.  In  diesem  Falle  wird  eine  geson¬ 
derte  Abstimmung  der  diesen  beiden  Interessenten¬ 
gruppen  angehörigen  anwesenden  Mitglieder  durch- 


DAS  HANDELSMUSEUM. 


6.  MAI  1916] 


geführt  und  bei  Nichtübereinstimmung  ihr  Ergebnis  der 
Entscheidung  des  Handelsministers  unterbreitet,  der 
während  der  Kriegsdauer  das  Einvernehmen  mit  dem 
Kriegsminister  pflegen  wird. 

§  13.  Besondere  Verpflichtungen  der 
Funktionäre  und  Angestellten  des  Ver¬ 
bandes.  Alle  Mitglieder  der  Verbandsleitung  und  des 
Verbandsausschusses  sowie  sämtliche  Angestellte  des 
Verbandes  haben  sich  bei  ihrer  Geschäftsführung 
vollster  Unparteilichkeit  und  größter  Gewissenhaftigkeit 
zu  befleißen. 

Sämtliche  Funktionäre  und  Angestellte  des  Ver¬ 
bandes  sind  verpflichtet,  nach  außen  hin  über  alle  von 
ihnen  in  dieser  Eigenschaft  in  Erfahrung  gebrachten 
Angelegenheiten  des  Verbandes,  deren  Verwertung  oder 
Mitteilung  nach  außen  gegen  die  Zwecke  des  Kriegs¬ 
verbandes  verstößt  oder  die  geschäftlichen  Verhältnisse 
von  Verbandsangehörigen  berührt,  Stillschweigen  zu  be¬ 
wahren,  und  haben  dies  schriftlich  zu  geloben. 

Bei  der  Führung  der  Geschäfte  ist  es  Pflicht  der  Ver¬ 
bandsleitung,  durch  entsprechende  Einrichtungen  dafür 
vorzusorgen,  daß  eine  mißbräuchliche  Verwendung  oder 
Mitteilung  der  beim  Verbandsausschusse  einlangenden 
Angaben  über  geschäftliche  Verhältnisse  hintangehalten 
werde.  Einer  Aufforderung  zur  Mitteilung  der  von  den 
Verbandsangehörigen  der  Kanzlei  des  V  erbandsaus- 
schusses  gelieferten  Angaben  haben,  die  Beamten  und 
Hilfskräfte  nur  dann  zu  entsprechen,  wenn  eine  solche 
Aufforderung  an  sie  seitens  der  Regierungskommissäre 
ergeht  oder  der  Verbandsausschuß  einen  hierauf  ge¬ 
richteten  Beschluß  gefaßt  hat. 

§  14.  Kosten  der  Geschäftsführung.  Zur 
Deckung  der  Kosten  der  Geschäftsführung  des  Ver¬ 
bandes  haben  die  Verbandsangehörigen  die  vom  Ver¬ 
bandsausschusse  bestimmten  Beiträge  zu  leisten,  die  im 
Wege  der  politischen  Exekution  eingetrieben  werden 
können. 

§  15.  Staatliche  Aufsicht.  Der  Verband  steht 
unter  staatlicher  Aufsicht,  die  durch  vom  Handels¬ 
minister  und  für  die  Kriegsdauer  auch  durch  vom 
Kriegsminister  ernannte  Regierungskommissäre  ausgeübt 
wird. 

Die  Regierungskommissäre  sind  zu  allen  Verhand¬ 
lungen  und  Sitzungen  der  Verbandsorgane  einzuladen 
und  berechtigt,  jederzeit  das  Wort  zu  ergreifen  und  An¬ 
träge  zu  stellen,  über  welche  Beschluß  gefaßt  werden 
muß. 

Sie  sind  ferner  berechtigt,  die  Ausführung  von  Be¬ 
schlüssen  und  Verfügungen  der  Verbandsorgane  für  so 
lange  aufzuschieben,  bis  vom  Handelsminister  — 
während  der  Kriegsdauer  nach  gepflogenem  Einver¬ 
nehmen  mit  dem  Kriegsminister  —  die  Entscheidung  ge¬ 
troffen  wird. 

Die  Regierungskommissäre  haben  auch  das  Recht,  in 
alle  Bücher,  Aufzeichnungen  und  Geschäftsstücke  der 
Organe  des  Kriegsverbandes  Einsicht  zu  nehmen  und 
alle  ihnen  notwendig  erscheinenden  Aufklärungen  zu 
verlangen. 

§  16.  Genehmigungsrecht  der  Regie- 
rung.  Der  Genehmigung  des  Handelsministers  — 
während  der  Kriegsdauer  im  Einvernehmen  mit  dem 
Kriegsminister  —  unterliegen  alle  Entscheidungen,  Be¬ 
schlüsse  und  Verfügungen  des  Verbandsausschusses  und 
der  Verbandsleitung,  welche  betreffen: 

a)  die  Höhe  der  Verbandsbeiträge,  falls  solche  gemäß 
§  14  von  den  Verbandsangehörigen  zu  entrichten  sind; 

b)  die  Festsetzung  der  Tatbestände,  bei  deren  Vor¬ 
liegen  Ordnungsstrafen  verhängt  werden,  und  des  Aus¬ 
maßes  dieser  Strafen. 

§  17.  Schiedsgericht.  Zur  Entscheidung  in  allen 
Streitigkeiten  zwischen  Verbandsangehörigen  in  Ange¬ 
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legenheiten  des  Verbandes  wird  ein  Verbandsschieds¬ 
gericht  gebildet. 

Das  Schiedsgericht  entscheidet  ferner  in  jenen 
Fällen,  in  denen  sich  Verbandsangehörige  durch  eine 
von  der  Verbandsleitung  getroffene  Verfügung  in  ihren 
Rechten  verletzt  erachten.  Es  verhängt  auch  die  im  §  19 
vorgesehenen  Ordnungsstrafen. 

Das  Schiedsgericht  besteht  aus  einem  vom  Handels¬ 
minister  im  Einvernehmen  mit  dem  Justizminister  be¬ 
stellten  richterlichen  Funktionär  als  Vorsitzenden  und 
aus  vier  vom  Handelsminister  ernannten  Mitgliedern 
oder  deren  Ersatzmännern.  Die  Mitglieder  und  Ersatz¬ 
männer  üben  ihre  Funktion  ehrenamtlich  aus.  Sie  dürfen 
weder  der  Verbandsleitung  noch  dem  Verbandsausschuß 
angehören. 

Alle  Entscheidungen  des  Schiedsgerichtes  sind  end¬ 
gültig. 

Das  Verfahren  vor  dem  Schiedsgerichte  richtet  sich 
nach  den  Bestimmungen  des  4.  Abschnittes  des  VI.  Teiles 
der  Zivilprozeßordnung,  soweit  sich  nicht  aus  den  Vor¬ 
schriften  dieser  Verordnung  etwas  anderes  ergibt. 

Der  Vorsitzende  des  Schiedsgerichtes  kann  unter  An¬ 
wendung  der  für  das  Verfahren  vor  den  ordentlichen 
Gerichten  geltenden  Vorschriften  Zeugen  und  Sachver¬ 
ständige  vorladen  und  diese  Personen  sowie  die  Parteien 
eidlich  vernehmen. 

§  18.  Übertretungen;  Strafen  durch  die 
politischen  Behörden,  Übertretungen  dieser  Ver¬ 
ordnung  werden,  sofern  sie  nicht  der  strafgerichtlichen 
Ahndung  unterliegen,  von  den  politischen  Behörden 
erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  oder  nach 
deren  Ermessen  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  be¬ 
straft. 

§  19.  Strafen  des  Schiedsgerichtes. 

Handlungen  oder  Unterlassungen,  die  sich  gegen  jene 
Vorschriften  oder  Verfügungen  richten,  die  von  der 
Verbandsleitung  zur  Erreichung  der  Zwecke  des  Kriegs¬ 
verbandes  gemäß  dieser  Verordnung  erlassen  wurden, 
sind  von  der  Verbandsleitung  nach  Einholung  der  Zu¬ 
stimmung  des  Verbandsausschusses  dem  Schiedsgerichte 
zur  Kenntnis  zu  bringen,  das  über  die  Verhängung  einer 
Ordnungsstrafe  zu  erkennen  hat. 

Wenn  einer  der  Regierungskommissäre  gegen  einen 
Beschluß  des  Verbandsausschusses,  durch  den  die  Vor¬ 
legung  eines  Falles  an  das  Schiedsgericht  abgelehnt 
wurde,  Einspruch  erhebt,  hat  dies  die  Wirkung,  daß 
dieser  Fall  dem  Schiedsgerichte  zur  weiteren  Behand¬ 
lung  überwiesen  werden  muß. 

Ist  für  bestimmte  Tatbestände  durch  einen  vom 
Handelsminister  genehmigten  Beschluß  des  Verbands- 
ausschussses  ein  Strafausmaß  festgesetzt,  so  ist  das 
Schiedsgericht  bei  der  Strafbemessung  hieran  gebunden. 
In  allen  anderen  P'ällen  unterliegt  auch  das  Strafaus¬ 
maß  dem  freien  Ermessen  des  Schiedsgerichtes ;  doch 
kann  die  Ordnungsstrafe  in  jedem  einzelnen  Falle  den 
Betrag  von  20.000  K  nicht  übersteigen.  Die  Strafbeträge 
werden  über  Ersuchen  der  Verbandsleitung  im  Wege 
der  politischen  Exekution  eingetrieben  und  fließen 
einem  vom  Handelsminister  zu  bestimmenden  gemein¬ 
nützigen  Zwecke  zu. 

§  20.  Auflösung  des  Verbandes.  Die  Auf¬ 
lösung  des  Verbandes  erfolgt  nach  Anhörung  des  Ver¬ 
bandsausschusses  durch  Verfügung  des  Handels¬ 
ministers,  der  auch  über  die  Verwendung  des  allfälligen 
Gebarungsüberschusses  entscheidet. 

§  21.  Wirksamkeitsbeginn.  Diese  Verord¬ 
nung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Wirk¬ 
samkeit. 

Vorratserhebungen  und  Beschränkung  der  Ver¬ 
arbeitung  von  Flachs.  Eine  Verordnung  des  Handels- 
ministers  und  des  Ministers  für  Landesverteidigung  vom 
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26.  April  1916,  betreffend  Vorratserhebungen  von 
Stengelflachs,  ausgearbeitetem  Flachs  und  Flachswerg 
sowie  Leinengarnen  (Flachs-,  Werg-  und  Abfallgarnen) 
und  Beschränkungen  der  Verarbeitung  von  ausge¬ 
arbeitetem  Flachs  und  Flachswerg,  bestimmt: 

§  1.  Den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  unter¬ 
liegen:  Stengelflachs,  geröstet  oder  ungeröstet,  aus¬ 

gearbeiteter  Flachs  und  Flachswerg,  und  zwar  Brech¬ 
flachs,  Schwungflachs,  Hechelflachs,  Wergflachs  und 
Flachswerg  sowie  Brechabfallwerg  in  allen  Stadien  der 
Verarbeitung,  ferner  Leinengarne  aller  Art  (Flachs-, 
Werg-  und  Abfallgarne),  roh,  gebleicht  oder  gefärbt, 
einfach  oder  gezwirnt. 

§  2.  Wer  die  im  §  1  bezeichneten  Waren  zu  Ver¬ 
kaufszwecken  besitzt  oder  gewerbsmä!3ig  verwendet,  ver¬ 
edelt,  verarbeitet,  erzeugt  oder  in  Verwahrung  hat,  ist 
verpflichtet,  nach  Maßgabe  der  folgenden  Bestim¬ 
mungen  die  am  15.  Mai  1916  in  seinem  Betriebe  (auch 
bei  Heimarbeitern),  beziehungsweise  in  seinen  Lager¬ 
räumen  befindlichen  Mengen  bis  längstens  25.  Mai  1916 
im  Wege  des  Kriegsausschusses  der  Leinenindustrie  in 
Wien,  1.  Bezirk,  Laurenzerberg  Nr.  1,  beim  Handels¬ 
ministerium  anzuzeigen. 

Der  Kriegsausschuß  ist  ermächtigt,  auf  die  Vorrats¬ 
erhebungen  bezügliche,  ergänzende  Auskünfte  von  den 
Parteien  jederzeit  einzuholen. 

T11  der  Folge  kann  das  Handelsministerium  im  Wege 
des  Kriegsausschusses  der  Leinenindustrie  weitere  Vor¬ 
ratserhebungen  verfügen. 

Materialien,  die  sich  am  15.  Mai  1916  auf  dem 
Transporte  befinden,  sind  von  dem  Empfänger  unverzüg¬ 
lich  nach  Eintreffen  jeder  Sendung  anzuzeigen. 
Materialien,  welche  bei  Spediteuren  eingelagert  sind, 
sind  nicht  von  diesen,  sondern  von  den  Verfügungs¬ 
berechtigten  anzuzeigen. 

Die  Anzeigen  haben  ausschließlich  auf  den  durch  den 
Kriegsausschuß  der  Leinenindustrie  zu  beziehenden 
Scheinen  zu  erfolgen,  welche  unter  Beobachtung  der 
allfälligen  daraus  ersichtlichen  besonderen  Bestimmungen 
in  allen  Rubriken  genau  auszufiillen  sind. 

§  3.  Das  Verspinnen  oder  sonstige  Verarbeiten  von 
Flachs  und  Flachswerg  allein  oder  mit  irgend  welchen 
anderen  Spinnstoffen  ist  vom  zwölften  Tage  nach  Kund¬ 
machung  der  Verordnung,  6  Uhr  morgens,  nur  insoweit 
gestattet,  als  für  die  Verarbeitung  fallweise  eine  be¬ 
sondere  Bewilligung  erteilt  wird. 

Für  die  Beibringung  dieser  Bewilligung  wird  hinsicht¬ 
lich  der  bei  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  bereits  er¬ 
teilten  Aufträge  der  Militärverwaltung  oder  eines  kaiser¬ 
lich-königlichen  oder  königlich  ungarischen  Mini¬ 
steriums  oder  der  bosnisch-hercegovinischen  Landes¬ 
regierung  eine  Frist  bis  zum  15.  Mai  1916  gewährt.  Diese 
Bewilligung  darf  jedoch  nur  für  jene  Garnmengen  an¬ 
gesprochen  werden,  deren  der  Lieferant  zur  Ausführung 
des  bereits  erteilten  Auftrages  unter  Berücksichtigung 
seiner  Garnbestände  noch  bedarf. 

§  4.  Ansuchen  um  Bewilligung  für  jede  Art  der  Ver¬ 
arbeitung  oder  Verwendung  von  Flachs  oder  Flachs¬ 
werg  sind  beim  Kriegsausschuß  der  Leinenindustrie 
unter  Benützung  der  dort  erhältlichen  Formulare,  die 
in  allen  Rubriken  genau  auszufüllen  sind,  einzubringen. 

(Ter  solche  Ansuchen  entscheidet,  wenn  es  sich  um 
die  Erfüllung  von  Aufträgen  der  Militärverwaltung 
handelt,  das  Kriegsministerium,  über  alle  anderen  An¬ 
suchen  das  Handelsministerium. 

Falls  diese  Ansuchen  Aufträge  anderer  Ministerien 
betreffen,  wird  das  Handelsministerium  hierüber  das  Ein¬ 
vernehmen  mit  diesen  Ministerien  pflegen. 

§  5.  Zur  Sicherung  der  Einhaltung  der  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  werden  vom  Handelsministerium 
Kontrollorgane  aufgestellt,  die  zu  allen  von  der  Ver¬ 
ordnung  betroffenen  Betrieben  jederzeit  Zutritt  haben 
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l  und  denen  über  Verlangen  Einsicht  in  alle  Geschäfts¬ 
bücher,  Korrespondenzen  und  sonstige  Aufschreibungen 
zu  gewähren  ist. 

§  6.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  Vereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  werden,  soferne  sie  nicht 
unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fallen,  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  be¬ 
straft. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Vorratserhebungen  von  Leinenwaren  sowie  Ver- 
arbeitungs-  und  Veräußerungsbeschränkungen  von 
Leinengarnen  (Flachs-,  Werg-  und  Abfallgarnen) 
und  Leinenwaren.  Eine  Verordnung  des  Handels¬ 
ministers  und  des  Ministers  für  Landesverteidigung  vom 
26.  April  1916  verfügt: 

Vorratserhebung.  §  1.  Der  Vorratserhebung 
unterliegen  Waren,  die  aus  Leinengarnen  allein  (Leinen¬ 
waren)  oder  gemischt  mit  anderen  Spinnstoffen  oder  Ge¬ 
spinsten  (Halbleinenwaren)  hergestellt  sind,  und  zwar: 

a)  Leinen-  und  Halbleinenstoffe  nach  Vorschrift  der 
Militärverwaltung; 

b )  ungemusterte  Leinenstoffe,  worunter  Gewebe  mit 
nur  einer  einheitlichen  Grundbindung,  und  zwar  Lein¬ 
wand-  oder  Köper-  (Drell-,  Gradl-)  oder  Atlasbindung, 
verstanden  werden,  mit  Ausnahme  von  Möbelstoffen, 
Gardinen,  Spitzen,  Tüllen  und  Stickereien,  und  zwar: 

1.  Leinenstoffe  roh,  auch  gestreift  oder  appretiert,  bei 
denen  Leinengarne  unter  Nr.  60  englisch  sowohl  in  der 
Kette  als  auch  im  Schuß  verwendet  sind,  und  Leinen¬ 
stoffe  gebleicht,  gefärbt,  bedruckt,  imprägniert  oder  bunt 
gewebt,  bei  denen  Leinengarne  unter  Nr.  50  englisch 
sowohl  in  der  Kette  als  auch  im  Schuß  verwendet  sind; 

2.  Halbleinenstoffe  roh,  auch  gesteift  oder  appretiert, 
bei  denen  Leinengarne  unter  Nr.  60  englisch  entweder 
in  der  Kette  oder  im  Schuß  verwendet  sind,  und  Halb¬ 
leinenstoffe  gebleicht,  gefärbt,  bedruckt,  imprägniert  oder 
bunt  gewebt,  bei  denen  Leinengarne  unter  Nr.  50  englisch 
entweder  in  der  Kette  oder  im  Schuß  verwendet  sind; 

c)  Gurten,  Köperbänder,  Strupfen  u.  s.  w. ; 

d)  für  militärische  Zwecke  dienende,  aus  Leinen- 
und  Halbleinenstoffen  konfektionierte  Artikel,  wie  Uni¬ 
formen,  Bettensorten,  Rucksäcke,  Brotsäcke,  Zelte, 
Tränkeimer,  Decktücher,  Futtersäcke  u.  s.  w.  in  allen 
Stadien  der  Herstellung; 

e)  konfektionierte  Artikel,  wie  Bettücher,  Hand¬ 
tücher,  Wischtücher,  Strohsäcke,  Filtertücher  und  Preß- 
tiicher,  alle  diese  unter  Rücksichtnahme  auf  die  sub  b 
angeführte  Garnnummernbegrenzung. 

§  2.  Wer  die  im  §  1  bezeichneten  Gegenstände  zu 
Verkaufszwecken  besitzt  oder  gewerbsmäßig  oder  zu 
gemeinnützigen  Zwecken  erzeugt,  verwendet,  veredelt, 
verarbeitet  oder  in  Verwahrung  hat,  ist  verpflichtet,  nach 
Maßgabe  der  folgenden  Bestimmungen  die  am  15.  Mai 
1916  in  seinen  Betrieben  (auch  bei  Heimarbeitern)  oder 
Lagerräumen  befindlichen  Mengen  bis  zum  25.  Mai  1916 
im  Wege  des  Kriegsausschusses  der  Leinenindustrie  in 
Wien,  1.  Bezirk,  Laurenzerberg  Nr.  1,  beim  Handels¬ 
ministerium  anzuzeigen. 

Waren,  die  sich  am  15.  Mai  1916  auf  dem  Transporte 
befinden,  sind  von  dem  Empfänger  unverzüglich  nach 
dem  Eintreffen  jeder  Sendung  anzuzeigen.  Waren, 
welche  bei  Spediteuren  eingelagert  sind,  sind  nicht  von 
diesen,  sondern  von  den  Verfügungsberechtigten  anzu¬ 
zeigen. 

Wer  in  den  im  §  1  angeführten  Gegenständen  direkte 
Lieferungsaufträge  seitens  des  k.  und  k.  Kriegsmini¬ 
steriums,  k.  k.  Ministeriums  für  Landesverteidigung, 
königlich  ungarischen  Landesverteidigungsministeriums 
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oder  einer  sonstigen  militärischen  Stelle  hat,  ist  unbe¬ 
schadet  der  Anzeigepflicht  gehalten,  diejenigen  Mengen 
nach  Maß  (Stückzahl)  und  beiläufigem  Gewicht  bekannt¬ 
zugeben  ,zu  deren  Lieferung  er  am  15.  Mai  1916  noch 
verpflichtet  ist.  Als  noch  zu  liefernd  gelten  im  Sinne 
dieser  Verordnung  jene  Mengen,  welche  der  Lieferant 
am  15.  Mai  1916  noch  nicht  einer  Transportanstalt  zur 
Beförderung  an  die  bestellende  Behörde  übergeben  hat. 

Die  Anzeigen  haben  ausschließlich  auf  den  vom 
Kriegsausschusse  der  Leinenindustrie  zu  beziehenden 
Scheinen  zu  erfolgen,  welche  unter  Beobachtung  der  all¬ 
fälligen  daraus  ersichtlichen  besonderen  Bestimmungen 
in  allen  Rubriken  genau  auszufüllen  sind. 

Wer  in  allen  seinen  Betriebsstätten  (auch  bei  Heim¬ 
arbeitern)  oder  Lagerräumen  insgesamt  geringere  Vor¬ 
räte  hat  als  1000  m  von  anzuzeigenden  Stoffen  (§  1  a, 
b,  c )  oder  300  Stück  konfektionierter  Artikel,  bei  Wisch¬ 
tüchern  und  Handtüchern  zusammen  100  Dutzend 
(§  1  d  und  e),  ist  von  der  Anzeigepflicht  befreit,  wenn 
er  von  der  im  §  4  gestatteten  freien  Verwendung  keinen 
Gebrauch  macht. 

Für  die  im  Besitze  der  k.  k.  Staatsbahnen  befindlichen 
Vorräte  gelten  besondere  Bestimmungen. 

Der  Kriegsausschuß  der  Leinenindustrie  ist  ermäch¬ 
tigt,  auf  die  Vorratserhebungen  bezügliche  ergänzende 
Auskünfte  von  den  Parteien  jederzeit  einzuholen. 

In  der  Folge  kann  das  Handelsministerium  im  Wege 
des  Kriegsausschusses  der  Leinenindustrie  weitere  Vor¬ 
ratserhebungen  verfügen. 

Verarbeitung  s-  und  Veräußerungs¬ 
beschränkungen,  betreffend  Leinen¬ 
garne  sowie  Leinen-  und  Halbleinen¬ 
ware  n.  §  3.  Vom  Tage  der  Kundmachung  dieser  Ver¬ 
ordnung  angefangen,  dürfen  rohe,  einfache  oder  ge¬ 
zwirnte  Leinengarne  (Flachs-,  Werg-  und  Abfallgarne) 
unter  Nr.  60  englisch,  ferner  gebleichte  oder  gefärbte, 
einfache  oder  gezwirnte  Leinengarne  unter  Nr.  50 
englisch  nur  unmittelbar  oder  mittelbar  zur  Erfüllung 
von  Aufträgen  der  Militärverwaltung  oder  eines  kaiser¬ 
lich-königlichen  oder  königlich  ungarischen  Ministeriums 
oder  der  bosnisch-hercegovinischen  Landesregierung  ver¬ 
wendet  werden. 

Ungemusterte  Leinengewebe,  die  sowohl  in  der  Kette 
als  auch  im  Schuß,  ferner  ungemusterte  Halbleinen¬ 
gewebe,  die  entweder  in  der  Kette  oder  im  Schuß  aus 
rohen,  einfachen  oder  gezwirnten  Leinengarnen  unter 
Nr.  55  englisch  oder  aus  gebleichten  oder  gefärbten,  ein¬ 
fachen  oder  gezwirnten  Leinengarnen  unter  Nr.  40 
englisch  hergestellt  sind,  sowie  die  aus  solchen  Waren 
konfektionierten  Artikel  des  §  1  d  und  e  dürfen  nut- 
unmittelbar  oder  mittelbar  zur  Erfüllung  von  Aufträgen 
der  Militärverwaltung  oder  eines  kaiserlich-königlichen 
oder  königlich  ungarischen  Ministeriums  oder  der 
bosnisch-hercegovinischen  Landesregierung  verwendet 
werden.  Solche  Waren,  bei  welchen  als  Ersatz  stärkerer 
Garne  das  Vielfache  feinerer  Garne  (über  Nr.  50,  be¬ 
ziehungsweise  Nr.  35  englisch)  durch  Fachen  oder 
Zwirnen  verwendet  wurde,  gelten  als  aus  den  ent¬ 
sprechenden  stärkeren  Garnen  hergestellt. 

Der  Nachweis  der  vorerwähnten  Verwendung  ist  durch 
eine  vom  direkten  Lieferanten  in  duplo  auszustellende 
eidesstättige  Erklärung  über  den  Verwendungszweck 
dieser  Erzeugnisse  dem  Handelsministerium  im  Wege 
des  Kriegsausschusses  der  Leinenindustrie  in  Wien, 
1.  Bezirk,  Laurenzerberg  Nr.  1,  zu  erbringen. 

Bei  indirekten  Lieferungen  ist  diese  Erklärung  von 
allen  an  der  Lieferung  beteiligten  Personen  oder  Firmen 
mit  auszufüllen  und  zu  fertigen. 

Für  die  Beibringung  der  Erklärung  wird  hinsicht¬ 
lich  der  bei  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  bereits  er¬ 
teilten  Aufträge  der  Militärverwaltung  oder  eines  kaiser¬ 
lich-königlichen  oder  königlich  ungarischen  Ministeriums 


oder  der  bosnisch-hercegovinischen  Landesregierung  eine 
Frist  bis  15.  Mai  1916  gewährt. 

Die  eingesandten  Erklärungen  sind  vom  Kriegs¬ 
ausschusse  zu  überprüfen  und  erhält  der  Anmeldende 
hierüber  Bescheid. 

Jede  andere  Verarbeitung,  Veräußerung  oder  Ab¬ 
lieferung  der  im  ersten  und  zweiten  Absätze  dieses 
I  aragraphen  genannten  Garne  oder  Waren  ist,  abgesehen 
von  den  in  den  §§  4  und  5  vorgesehenen  Ausnahmen,  nur 
auf  Grund  einer  besonderen,  im  Wege  des  Kriegsaus¬ 
schusses  der  Leinenindustrie  einzuholenden  Bewilligung 
des  Handelsministeriums  oder  einer  allgemeinen  Er¬ 
mächtigung  des  Kriegsausschusses  der  Leinenindustrie 
durch  das  Handelsministerium  zulässig. 

§  4.  Gestattet  ist  hinsichtlich  der  im  zweiten  Absätze 
des  §  3  genannten  Waren  die  freie  Verwendung  (Ver- 
I  arbeitung,  Veräußerung  oder  Ablieferung)  von  lagernden 
gebleichten  Leinen-  und  Halbleinenwaren  in  einer  Breite 
über  160  cm,  von  lagernden  bunt  gewebten  Wischtüchern 
konfektioniert  und  in  Meterware,  sowie  von  lagernden 
konfektionierten  Filtertüchern  und  Preßtüchern. 

Gestattet  ist  ferner  für  die  nächsten  vier  Monate,  vom 
Tage  der  Kundmachung  dieser  Verordnung  an  ge¬ 
rechnet,  die  freie  Verwendung  folgender  Mengen  der  im 
zweiten  Absätze  des  §  3  genannten  Waren  nach  dem 
Bestände  des  Lagers  vom  3°-  April  1916,  und  zwar 
monatlich : 

a)  Für  Erzeuger  und  Grossisten: 

Von  Rohware  5  Prozent  des  Lagers  in  dieser  Ware  am 


30.  April  1916,  aber  höchstens . 10.000  Meter; 

von  weißer  Ware  5  Prozent  des  Lagers  in 
dieser  Ware  am  30.  April  1916,  aber 

höchstens .  8.000  Meter; 

von  gefärbter,  bedruckter  oder  bunt  ge¬ 
webter  Ware  5  Prozent  des  Lagers  in 
dieser  Ware  am  30.  April  1916,  aber 

höchstens .  5.000  Meter; 

von  imprägnierter  Ware  10  Prozent  des 
Lagers  in  dieser  Ware  am  30.  April  1916, 
aber  höchstens  .  3.00o  Meter; 


von  konfektionierten  Artikeln  des  §  id  und  e  bis  zu 
5  Prozent  des  Lagers  in  jedem  einzelnen  dieser  Artikel 
am  30.  April  1916. 

Für  die  Bestimmung  der  freien  Mengen  sind  alle  Be¬ 
triebsstätten  und  Niederlassungen  einer  Firma  als  ein 
Betrieb  aufzufassen. 


b)  Für  D  e  t  a  i  1  h  ä  n  d  1  e  r,  das  ist  solche  Händler, 
welche  ausschließlich  oder  vorwiegend  im  Ausschnitt  ver¬ 
kaufen  : 


Von  Rohware  250  m  oder  10  Prozent  des 
Lagers  in  dieser  Ware  am  30.  April  1916, 

aber  höchstens .  1000  Meter; 

von  weißer  Ware  250  m  oder  10  Prozent 
des  Lagers  in  dieser  Ware  am  30.  April 

1916,  aber  höchstens .  1.000  Meter; 

von  gefärbter,  bedruckter  oder  bunt  ge¬ 
webter  Ware  150  m  oder  10  Prozent  des 
Lagers  in  dieser  Ware  am  30.  April  1916, 

aber  höchstens .  500  Meter; 

von  imprägnierter  Ware  100  m  oder  10  Pro¬ 
zent  des  Lagers  in  dieser  Ware  am 

30.  April  1916,  aber  höchstens .  300  Meter; 

von  konfektionierten  Artikeln  des  §  1  d  und  e  bis  zu 
10  Prozent  des  Lagers  in  jedem  enzelnen  dieser  Artikel 
am  30.  April  1916. 

Ausgenommen  von  dieser  Freigabe  sind  die  im  §  1  a 
bezeichneten  Stoffe  nach  Vorschrift  der  Militärverwaltung. 
Demgemäß  kommen  die  Vorräte  in  diesen  Stoffen  bei  der 
Berechnung  des  Prozentsatzes  der  zur  Verwendung  frei¬ 
gegebenen  Waren  nicht  in  Betracht. 


Wer  von  der  vorerwähnten  freien  Verwendung 
Gebrauch  machen  will,  muß  folgende  Bedingungen  er¬ 
füllen: 

1.  er  muß  die  Vorratsanzeige  gemäß  §  1  und  2  dieser 
Verordnung  auch  dann  termingemäß  erstatten,  wenn  er 
sonst  gemäß  §  2,  fünfter  Absatz,  von  der  Anzeigepflicht 
befreit  wäre; 

2.  er  darf  für  die  zur  Verwendung  freigegebenen 
Waren  keine  höheren  Verkaufspreise  verlangen,  als  von 
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ihm  für  solche  Waren  vor  der  Kundmachung  dieser  | 
Verordnung  erzielt  wurden ; 

3.  er  muß  Auf  Schreibungen  führen,  aus  denen  jede 
Änderung  in  den  Vorratsmengen  und  die  Verwendung 
ersichtlich  sein  muß,  sowie  dem  Kriegsausschusse  der 
Leinenindustrie  über  Aufforderung  Ausweise  darüber  zur 
Verfügung  stellen. 

§  5.  Gestattet  bleibt  die  Verarbeitung  der  im  ersten 
und  zweiten  Absätze  des  §  3  genannten,  in  den  Betrieben 
eines  Unternehmens  (auch  bei  Heimarbeitern)  vorrätigen 
Garne  und  Waren,  insoweit  dies  zur  Fertigstellung  der 
am  Tage  der  Kundmachung  dieser  Verordnung  in  Erzeu¬ 
gung  befindlichen  Ware  in  den  Betrieben  desselben  Unter¬ 
nehmens  notwendig  ist. 

Wer  von  dieser  Gestattung  Gebrauch  machen  will,  hat 
dies  mit  einem  vom  Kriegsausschusse  der  Leinenindustrie 
zu  beziehenden  Anmeldescheine  anzuzeigen,  welcher 
unter  Beobachtung  der  daraus  ersichtlichen  Bestim¬ 
mungen  in  allen  Rubriken  genau  auszufüllen  und  unver¬ 
züglich  an  den  Kriegsausschuß  der  Leinenindustrie 
rückzusenden  ist. 

Schlußbestimmungen.  §  6.  Zur  Sicherung  der 
Einhaltung  der  Bestimmungen  dieser  Verordnung  kann 
das  Handelsministerium  eigene  Kontrollorgane  auf¬ 
stellen,  die  zu  allen  von  der  Verordnung  betroffenen  Be¬ 
trieben  jederzeit  Zutritt  haben  und  denen  über  Verlangen 
Einsicht  in  alle  Geschäftsbücher,  Korrespondenzen  und 
sonstige  Aufschreibungen  zu  gewähren  ist. 

§  7.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  Vereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  werden,  sofern  sie  nicht 
unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fallen,  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  Flachsgarne 
(Linegarne)  und  Werggarne  (Towgarne).  Eine 
Verordnung  des  Handelsministers,  Finanzministers  und 
Ministers  für  Landesverteidigung  vom  26.  April  1916 
verfügt: 

§  1.  Flachsgarne  (Linegarne)  und  Werggarne  (Tow¬ 
garne)  müssen  mit  den  der  Qualität  entsprechenden, 
vom  Kriegsausschusse  der  Leinenindustrie  in  Wien, 
1.  Bezirk,  Laurenzerberg  Nr.  1,  anerkannten  Spinnerei¬ 
marken  versehen  sein. 

§  2.  Der  Höchstpreis  für  rohe  Flachsgarne  (Line¬ 
garne),  beziehungsweise  Werggarne  (Towgarne)  wird 
festgesetzt,  wie  folgt: 


Linegarne. 

Preis  für  1  Schock  in  Kronen. 


Nr. 

Sekunda- 

Schuß 

Prim-'  - 
Schuß 

Handkette 

Mechanische 

Kette 

Primamecha¬ 
nische  Kette 

14 

590 

605 

620 

635 

655 

l6 

540 

555 

570 

585 

605 

18 

490 

505 

520 

535 

555 

20 

440 

455 

470 

485 

505 

22 

390 

405 

420 

435 

455 

24 

370 

385 

400 

415 

435 

25 

355 

370 

385 

400 

420 

28 

325 

340 

355 

370 

390 

30 

295 

310 

325 

340 

360 

32 

280 

295 

310 

325 

340 

35 

265 

280 

295 

310 

320 

40 

225 

240 

255 

270 

280 

45 

220 

235 

250 

265 

275 

50 

210 

225 

240 

255 

265 

55 

190 

205 

220 

235 

245 

60 

170 

185 

200 

215 

225 

65 

170 

185 

200 

215 

225 

70 

175 

190 

205 

220 

230 

75 

80—100 

175 

190 

205 

220 

230 

180 

195 

210 

225 

235 

110 

185 

200 

215 

230 

240 
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Towgarne. 

Preis  für  1  Schock  in  Kronen. 


Nr. 

Sekunda- 

Schuß 

Prima- 

Schuß 

Handkette 

Mechanische 

Kette 

Primamecha¬ 
nische  Kette 

6 

860 

870 

880 

895 

915 

8 

670 

680 

69O 

705 

725 

10 

575 

585 

595 

6lO 

630 

12 

480 

490 

500 

515 

535 

14 

420 

430 

440 

455 

475 

16 

380 

390 

400 

415 

435 

18 

345 

355 

365 

380 

400 

20 

310 

320 

330 

345 

365 

22 

300 

310 

320 

335 

355 

25 

285 

295 

305 

320 

340 

28 

275 

285 

295 

310 

330 

30 

270 

280 

290 

305 

325 

35 

250 

260 

270 

285 

305 

Über  die  Einreihung  der  Spinnereimarken  in  die  in 
obigen  Tabellen  angeführten  Qualitäten  entscheidet  der 
Kriegsausschuß  der  Leinenindustrie. 

Diese  Höchstpreise,  welche  auch  die  Kosten  der  Ver¬ 
sendung  bis  zur  Bahnstation  der  Spinnerei  einschließen, 
gelten  für  rohe  Garne  ohne  Verpackung  für  den  Fall 
der  Bezahlung  innerhalb  30  Tagen  mit  3  Prozent  Kassen¬ 
skonto. 

Bei  veredelten  Garnen  ist  ein  dem  üblichen  Ver¬ 
edlungslohne  entsprechender  Zuschlag  zu  diesen  Höchst- 
1  preisen  zulässig. 

§  3.  Die  im  §  2  festgesetzten  Höchstpreise  gelten  für 
die  nach  Kundmachung  dieser  Verordnung  zum  Ab¬ 
schlüsse  gelangenden  Käufe. 

§  4.  Auf  nach  Kundmachung  dieser  Verordnung  er¬ 
folgte  Garnbeziige  aus  dem  Zollauslande  finden  die  im 
§  2  genannten  Höchstpreise  keine  Anwendung. 

Für  Garne,  welche  nachweislich  aus  dem  nach  dem 
15.  Januar  1916  aus  dem  Zollauslande  importierten 
Rohmaterial  hergestellt  sind,  kann  das  Handelsmini¬ 
sterium  nach  Anhörung  des  Kriegsausschusses  der 
Leinenindustrie  ausnahmsweise  höhere  Preise  bewilligen. 

§  5.  Der  Verkauf  der  im  §  5  genannten  Garne  zu 
einem  höheren  Preise  als  zu  den  festgesetzten  Höchst¬ 
preisen  ist  verboten.  Wer  diesem  Verbote  sowie  den 
sonstigen  Bestimmungen  dieser  Verordnung  zuwider¬ 
handelt,  bei  Geschäften,  die  zu  einem  höheren  Preise 
abgeschlossen  werden  sollen,  vermittelt  oder  in  anderer 
Weise  bei  deren  Abschluß  mitwirkt,  wird  von  den  politi¬ 
schen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis  zu 
5000  K  oder  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft, 
sofern  die  Handlungen  nicht  unter  eine  strengere  Straf¬ 
bestimmung  fallen. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Verpflichtung  zur  Anzeige  der  Vorräte  an  be¬ 
stimmten  Metallen  und  Legierungen.  Eine  Verord¬ 
nung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  dem 
Minister  für  Landesverteidigung  und  im  Einverständnis 
mit  dem  Kriegsministerium  vom  28.  April  1916  lautet: 

In  teilweiser  Abänderung  der  Vorschriften  der  Mini- 
sterialverordnung  vom  7.  Februar  1915,  R.-G.-Bl. 

Nr.  27* 1),  und  vom  29.  März  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  802), 
wird  angeordnet,  wie  folgt: 

§  1.  Die  Verpflichtung  zur  Erstattung  der  Vorrats¬ 
anzeigen,  die  nach  den  Ministerialverordnungen  vom 
7.  Februar  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  27,  und  vom  29.  März 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  80,  bis  zum  8.  jeden  Monats  nach 
dem  Stande  vom  letzten  Tage  des  Vormonats  bei  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  einzubringen  sind, 
entfällt  bezüglich  der  Vorräte  an  den  in  den  angeführten 
Verordnungen  genannten  Materialien  nur  insoweit,  als 
der  Vorratsstand  folgende  Mengen  nicht  überschreitet: 
bei  Aluminium  5  kg,  Antimon  5  kg,  Blei  to  kg,  Kupfer 


l)  Vgl.  Nr.  6  des  »Handelsmuseums#  vom  n.  Februar  1915,  Seite  77. 

l)  Vgl.  Nr.  13  des  »Handelsmuseums#  vom  1.  April  1915,  S.  194. 
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10  kg,  Kupferlegierungen  30  kg,  Zinn  5  kg,  Zinnlegie¬ 
rungen  30  kg,  Zink  50  kg,  Weißblech  100  kg. 

§  2.  Ohne  Rücksicht  auf  die  vorhandene  Menge  sind 
die  Vorräte  an  folgenden  Materialien  anzuzeigen: 

1.  Chrom  und  Ferrochrom,  Molybdän  und  Ferro- 
molybdän,  Nickel  und  Ferronickel,  Vanadium  und  Ferro- 
vanadium,  Wolfram  und  Ferrowolfram. 

2.  Erze,  Vorprodukte,  Altmaterialien,  Abfälle,  Aschen, 
Krätzen  und  sonstige  Rückstände. 

§  3.  Im  übrigen  werden  die  Bestimmungen  der  ange¬ 
führten  Verordnungen  durch  die  gegenwärtige  Ver¬ 
ordnung  nicht  berührt. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Verwendung  bestimmter  Metalle  und  Legie¬ 
rungen  und  die  Verwendung  von  Weißblech.  Eine 
Verordnung  des  Ministeriums  für  Landesverteidigung 
im  Einvernehmen  mit  den  übrigen  beteiligten  Ministerien 
und  im  Einverständnis  mit  dem  Kriegsministerium  vom 
28.  April  1916  verfügt: 

§  1.  Die  nachgenannten  Materialien  dürfen  nur  unter 
Beobachtung  der  Bestimmungen  dieser  Verordnung  ver¬ 
arbeitet,  verbraucht,  in  sonstiger  Weise  verwendet  oder 
veräußert  werden,  und  zwar: 

1.  Aluminium,  Antimon,  Blei  (auch  Hartblei),  Chrom 
und  Ferrochrom,  Kupfer,  Bronze,  Messing,  Rotguß, 
Tombak,  Molybdän  und  Ferromolybdän,  Nickel  und 
Ferronickel,  Vanadium  und  Ferrovanadium,  Wolfram 
und  Ferrowolfram,  Zinn,  Zinnlegierungen  (Lötzinn, 
Weißmetalle  u.  dgl.)  und  Zink  in  nicht  verarbeitetem 
Zustand  sowie  in  der  Form  von  Altmaterial  und  Ab¬ 
fällen  ; 

2.  nicht  eingebaute  Bleche,  Röhren  und  Drähte  in 
der  Materialstärke  von  0*2  mm  und  darüber,  ferner 
Stangen,  Tafeln  und  Platten  aus  Aluminium,  Blei  (auch 
Hartblei),  Kupfer,  Bronze,  Messing,  Rotguß,  Tombak, 
Nickel,  Zinn,  Zinnlegierungen  und  Zink; 

3.  Rohgußstücke  aus  Blei  (auch  Hartblei),  Kupfer, 
Bronze,  Messing,  Rotguß,  Tombak,  Nickel,  Zinn,  Zinn¬ 
legierungen  und  Zink; 

3.  Rohgußstücke  aus  Blei  (auch  Hartblei),  Kupfer, 
Bronze,  Messing,  Rotguß,  Tombak,  Zinn,  Zinnlegie¬ 
rungen  (Weißmetalle  u.  dgl.)  und  Zink; 

4.  Weißblech. 

Die  vorstehende  Vorschrift  erstreckt  sich  sowohl  auf 
die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  vor¬ 
handenen  Vorräte  als  auch  auf  die  durch  Erzeugung, 
durch  Ausscheidung  als  Altmaterial  oder  durch  Abfall 
neu  zuwachsenden  Vorräte. 

Vorräte,  deren  Gesamtgewicht  folgende  Mengen  nicht 
überschreitet,  unterliegen  nicht  den  Bestimmungen  dieser 
Verordnung.  Diese  Mengen  betragen  bei  Aluminium 
5  kg,  Antimon  5  kg,  Blei  10  kg,  Kupfer  10  kg,  Kupfer¬ 
legierungen  30  kg,  Zinn  5  kg,  Zinnlegierungen  30  kg, 
Zink  50  kg  und  Weißblech  100  kg. 

Wenn  der  monatliche  Zuwachs  die  angeführten 
Mengen  nicht  übersteigt,  so  kann  der  Vorratsbesitzer 
auch  über  einen  solchen  Zuwachs  frei  verfügen. 

Für  Materialien  der  angeführten  Art,  die  sich  im  Be¬ 
sitze  des  Staates  oder  staatlicher  Anstalten  befinden, 
werden  besondere  Anordnungen  getroffen. 

§  2.  Die  im  §  1  genannten  Materialien  verbleiben 
einstweilen  bei  dem  Besitzer  oder  Verwahrer  und  sind 
von  ihm  ordnungsmäßig  bis  zu  dem  Zeitpunkt  aufzu¬ 
bewahren,  in  dem  die  Ablieferung  der  Materialien  gemäß 
den  noch  zu  treffenden  besonderen  Anordnungen  erfolgt. 
Der  Besitzer  darf  sie,  abgesehen  von  den  in  den  §§  3 
bis  5  angeführten  Ausnahmen,  nur  mit  Bewilligung  des 
Handelsministeriums  verarbeiten,  verbrauchen,  in  anderer 
Weise  verwenden  oder  veräußern. 


§  3.  Ohne  besondere  Bewilligung  des  Handelsmini¬ 
steriums  dürfen  veräußert  werden: 

1.  Die  gesamten  Vorräte  an  den  im  §  1  angeführten 
Materialien  an  die  Militärverwaltung,  an  die  Metall- 
zentrale-A.-G.  in  Wien  und  an  die  von  der  Militär¬ 
verwaltung  oder  von  der  genannten  Gesellschaft  zu 
diesem  Einkäufe  ermächtigten  Einkaufsstellen  und  Or¬ 
gane,  und  zwar  bis  zu  dem  Zeitpunkt,  in  dem  die  Ab¬ 
lieferung  der  Materialien  nach  den  hierüber  noch  zu 
treffenden  besonderen  Anordnungen  zu  erfolgen  hat; 

2.  in  jedem  Monat  10  Prozent  der  Vorräte,  die  zum 
Verkauf  auf  Lager  gehalten  werden,  nach  dem  Stande 
vom  letzten  Tage  des  Vormonates,  jedoch  mit  Ausnahme 
von  Weißblech. 

§  4.  Ohne  besondere  Bewilligung  des  Handelsmini¬ 
steriums  dürfen  von  den  im  §  1  genannten  Materialien, 
insoweit  die  Bestimmungen  der  Ministerialverordnung 
vom  1.  März  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  63,  deren  Verwendung 
zu  den  in  Betracht  kommenden  Zwecken  überhaupt  ge¬ 
statten,  folgende  Mengen  verarbeitet,  verbraucht  oder 
sonst  verwendet  werden: 

1.  Die  Mengen,  die  der  Besitzer  zur  Ausführung  von 
Aufträgen  der  Militärverwaltung  in  seinem  eigenen  Be¬ 
triebe  oder  in  anderen  von  ihm  hierzu  herangezogenen 
Betrieben  benötigt; 

2.  von  Vorratsbesitzern,  denen  einschlägige  Aufträge 
der  Militärverwaltung  nicht  erteilt  wurden,  in  jedem 
Monat  10  Prozent  der  Vorräte  —  mit  Ausnahme  der 
Vorräte  an  Weißblech  —  nach  dem  Stand  vom  letzten 
Tag  des  Vormonats;  in  diese  10  Prozent  sind  die  gemäß 
§  3,  Punkt  2,  etwa  veräußerten  Vorratsmengen  einzu¬ 
rechnen  ; 

3.  jene  Mengen,  die  der  Vorratsbesitzer  für  Ausbesse¬ 
rungen  seiner  Betriebseinrichtungen  behufs  Aufrecht¬ 
erhaltung  des  Betriebes  unbedingt  benötigt; 

4.  die  Aluminiumvorräte  der  Eisen-  und  Stahlwerke 
für  die  Zwecke  der  Eisen-  und  Stahlerzeugung. 

Der  Besitzer  von  Altmaterialien  und  Abfällen  kann 
diese  auf  Rohmetalle  im  eigenen  Betrieb  verarbeiten 
oder  in  fremden  inländischen  Betrieben  für  sich  ver¬ 
arbeiten  lassen;  er  darf  aber  die  gewonnenen  Rohmetalle 
nur  in  Gemäßheit  der  Bestimmungen  der  Punkte  1  bis  4 
dieses  Paragraphen  verarbeiten  und  verbrauchen  oder  in 
Gemäßheit  der  Bestimmungen  des  §  3  veräußern. 

§  5.  Auf  Materialien  der  im  §  1  bezeichneten  Art, 
die  aus  dem  Auslande  eingeführt  werden,  finden  die 
Bestimmungen  der  §§  1  bis  4  mit  folgenden  Verände¬ 
rungen  Anwendung: 

Wenn  der  Besitzer  die  freie  Verfügung  über  ein¬ 
geführte  Materialien  erlangen  will,  so  hat  er  darum 
beim  Handelsministerium  anzusuchen  und  die  erfolgte 
Einfuhr  sofort  nach  Einlangen  der  Sendung  unter  Vor¬ 
lage  der  Einfuhrbelege  dem  Handelsministerium  anzu¬ 
zeigen. 

Wenn  diesem  Ansuchen  aus  Gründen  eines  dringenden 
militärischen  Bedarfes  nicht  oder  nur  zum  Teil  statt¬ 
gegeben  werden  kann,  und  die  Militärverwaltung  die 
eingeführten  Materialien  anfordert,  so  wird  die  Ver¬ 
gütung  hierfür  von  der  Militärverwaltung  unter 
Rücksichtnahme  auf  den  entsprechend  nachzuweisenden 
Einkaufspreis  der  Materialien  zuzüglich  der  dem  Be¬ 
sitzer  nachweislich  erwachsenen  Nebenkosten  und 
weiters  zuzüglich  einer  besonderen  Vergütung  von 
5  Prozent  des  Materialpreises  einschließlich  Nebenkosten 
bestimmt.  Dem  Besitzer  bleiben  hierbei  die  im  §  33  des 
Gesetzes  vom  26.  Dezember  1912,  R.-G.-Bl.  Nr.  236, 
vorgesehenen  Rechtsmittel  gewahrt. 

Wenn  der  Besitzer  die  freie  Verfügung  hinsichtlich 
des  aus  eingeführten  Erzen,  Vorprodukten,  Aschen, 
Krätzen  oder  sonstigen  Rückständen  zu  gewinnenden 
Metalles  anstrebt,  so  hat  er  seinem  Ansuchen  an  das 
Handelsministerium  anzuschließen : 
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1.  die  Einfuhrbelege, 

2.  ein  Verzeichnis  der  eingeführten  Materialien  nach 
Gattungen  und  Mengen, 

3.  eine  von  jeder  Kaufpartie  in  handelsüblicher  Weise 
gezogene  Probe  und 

4.  die  Probebefunde  des  Verkäufers  und  des  Käufers 
der  Materialien. 

Das  Handelsministerium  kann  diese  Probebefunde  auf 
Kosten  des  Begünstigungswerbers  durch  die  Unter¬ 
suchung  der  eingesandten  Proben  in  einem  staatlichen 
Laboratorium  überprüfen  lassen. 

§  6.  Zur  Überwachung  der  Einhaltung  dieser  Ver¬ 
ordnung  bestimmt  das  Handelsministerium  die  Gewerbe¬ 
inspektoren  oder  andere  geeignete  Organe. 

Zu  diesem  Zwecke  können  Lagerräume  und  andere 
Anlagen  amtlich  besichtigt  und  Geschäftsbücher  ein¬ 
gesehen  werden. 

§  7.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieser 
Verordnung  sind  von  den  politischen  Behörden  erster 
Instanz  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  oder 
Geldstrafen  bis  zu  5000  K  zu  ahnden,  insofern  die  Hand¬ 
lungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung 
fallen. 

§  8.  Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  treten  an 
die  Stelle  der  Bestimmungen  in  den  Verordnungen  und 
Kundmachungen  vom  7.  Februar,  29.  März,  27.  Mai 
und  26.  Oktober  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  28,  29,  81,  82,  144, 
145  und  320. 

§  9.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Verwendung  und  Ablieferung  von  Blei  und 
Gegenständen  aus  Blei.  Eine  Verordnung  des  Mini¬ 
steriums  für  Landesverteidigung  im  Einvernehmen  mit 
den  übrigen  beteiligten  Ministerien  und  im  Einver¬ 
ständnis  mit  dem  Kriegsministerium  vom  28.  April  1916 
bestimmt: 

§  1.  Die  nachgenannten  Gegenstände  dürfen,  insoweit 
sie  ganz  oder  zum  überwiegenden  Teil  aus  Blei  (auch 
Hartblei)  bestehen,  nur  unter  Beobachtung  der  Bestim¬ 
mungen  dieser  Verordnung  verarbeitet  oder  veräußert 
werden,  und  zwar: 

1.  Werkbehelfe,  wie  Bleifutter,  Dichtungsringe,  Unter¬ 
lagsstücke,  Modeln  und  dergleichen; 

2.  Plomben; 

3.  Gewichte,  wie  Zuggewichte,  Ausgleichsgewichte 
und  dergleichen,  ferner  Kugeln  und  sonstige  Gußwaren, 
mit  Ausnahme  von  Munition; 

4.  Bleikiele  und  Bleiballast  der  Segelboote; 

5.  Lettern,  Stereotypieplatten  und  sonstiges  Schriften¬ 
material,  einschließlich  Altmaterial; 

6.  Rohre  (auch  geschwefelte  und  verzinnte  und  Rohre 
mit  Zinneinlage  —  Mantelrohre  —  u.  s.  w.),  Schlangen 
und  Siphons,  auch  Rohrleitungen; 

7.  Pumpen  und  Armaturen,  wie  Hähne,  Ventile  und 
dergleichen ; 

8.  Tröge,  Wannen,  Pfannen,  Kessel,  Retorten  und 
sonstige  Apparate,  Geschirre  und  andere  Gefäße; 

9.  Kammerauskleidungen,  Ausfütterungen  und  der¬ 
gleichen  ; 

10.  Akkumulatorenplatten. 

Die  vorstehende  Vorschrift  erstreckt  sich  sowohl  auf 
jene  Gegenstände,  die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieser 
Verordnung  vorhanden  sind,  als  auch  auf  die  weiter 
hinzukommenden  Vorräte  an  diesen  Gegenständen. 

Dies  gilt  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Gegenstände 
zu  den  Einrichtungen  einer  Betriebsanlage  gehören,  ob 
sie  zum  Zwecke  der  Verarbeitung  oder  Veräußerung 
vorrätig  gehalten  werden  oder  anderen  Zwecken  dienen 
und  ob  sie  derzeit  nicht  benützt  werden  oder  ob  sie 
in  Benützung  stehen. 


Vorräte,  deren  Gesamtgewicht  10  kg  nicht  übersteigt, 
unterliegen  nicht  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung. 
Für  Gegenstände  der  angeführten  Art,  die  sich  im  Be¬ 
sitze  des  Staates  oder  staatlicher  Anstalten  befinden, 
werden  besondere  Anordnungen  getroffen. 

Die  Vorschriften  für  die  Verwendung  von  unverarbei¬ 
tetem  Blei  (auch  Hartblei),  einschließlich  Altmaterial 
und  Abfällen,  sowie  von  Blei  in  Form  von  noch  nicht 
eingebauten  Blechen,  Drähten,  Röhren,  Stangen,  Tafeln, 
Platten  und  Rohgußstücken  sind  in  der  Ministerial- 
verordnung  vom  28.  April  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  119,  ent¬ 
halten. 

§  2.  Die  im  §  1  genannten  Gegenstände  verbleiben 
einstweilen  bei  dem  Besitzer  oder  Verwahrer  und  sind 
von  ihm  ordnungsmäßig  bis  zu  dem  Zeitpunkt  aufzu¬ 
bewahren,  in  dem  ihre  Ablieferung  gemäß  den  weiteren 
Anordnungen  erfolgt. 

Ihre  Veräußerung  und  Verarbeitung  darf,  abgesehen 
von  den  in  den  §§3  und  4  angeführten  Ausnahmen,  nur 
mit  Bewilligung  des  Handelsministeriums  stattfinden. 

Desgleichen  bleibt  eine  Benützung  der  Gegenstände 
an  die  Bewilligung  des  Handelsministeriums  gebunden, 
wenn  die  Gegenstände  hierdurch  an  einen  anderen  Be¬ 
sitzer  oder  Verwahrer  übergehen  oder  wenn  mit  der  Be¬ 
nützung  ein  erheblicher  Bleiverbrauch  verbunden  ist. 

§  3.  Ohne  besondere  Bewilligung  des  Handelsmini¬ 
steriums  dürfen  veräußert  werden: 

1.  Sämtliche  im  §  1  genannten  Gegenstände  an  die 
Militärverwaltung,  an  die  Metallzentrale-A.-G.  in  Wien 
und  an  die  von  der  Militärverwaltung  oder  von  der  ge¬ 
nannten  Gesellschaft  zu  diesem  Einkäufe  ermächtigten 
Einkaufsstellen  und  Organe,  und  zwar  bis  14.  Juni  1916; 

2.  von  den  Vorräten  an  Schriftenmaterial,  die  zum 
Verkaufe  auf  Lager  gehalten  werden,  in  jedem  Monat 
20  Prozent  nach  dem  Stande  vom  letzten  Tag  des  Vor¬ 
monats. 

§  4.  Ohne  besondere  Bewilligung  des  Handelsmini¬ 
steriums  dürfen,  insoweit  die  Bestimmungen  der  Mini- 
sterialverordnung  vom  1.  März  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  63, 
die  Verwendung  von  Blei  überhaupt  gestatten,  verarbeitet 
oder  verbraucht  werden: 

1.  Sämtliche  im  §  1  genannten  Gegenstände  zur  Er¬ 
füllung  von  Aufträgen  der  Militärverwaltung  im  Betriebe 
des  Besitzers  oder  in  anderen  von  ihm  hierzu  heran¬ 
gezogenen  Betrieben; 

2.  Schriftenmaterial  durch  Umguß  auf  neue  Schriften 
im  eigenen  Betriebe  des  Besitzers. 

§  5.  In  der  Zeit  vom  1.  bis  15.  Juni  1916  sind  unter 
Beobachtung  der  in  den  §§  6,  8,  9  und  10  getroffenen 
näheren  Anordnungen  und  mit  den  im  §  6  bezeichneten 
Ausnahmen  von  den  Vorräten,  die  im  Zeitpunkt  des  In¬ 
krafttretens  dieser  Verordnung  vorhanden  und  bis  zum 
Zeitpunkt  der  Ablieferung  weiter  hinzugekommen  sind, 
die  nachbezeichneten  Mengen  abzuliefern: 

1.  80  Prozent  aller  Vorräte  an  Blei  (auch  Hartblei) 
in  Form  von  Rohmaterial,  Altmaterial  und  Abfällen, 
ferner  alle  Vorräte  an  nicht  eingebauten  Blechen,  Röhren, 
Drähten,  Stangen,  Tafeln,  Platten  und  Rohgußstücken 
aus  Blei  (auch  Hartblei)  ; 

2.  alle  Vorräte  an  Plomben,  soweit  sie  nicht  bereits 
an  den  zu  verschließenden  Gefäßen  und  dergleichen  an¬ 
gebracht  sind; 

3.  30  Prozent  des  Gesamtvorrates  jeder  Druckerei  und 
Schriftgießerei  an  Schriftenmaterial  (einfache  Schriften, 
Stereotypieplatten  und  Altmaterial)  ; 

4.  50  Prozent  der  Vorräte  an  Akkumulatorenplatten, 
soweit  sie  zum  Verkauf  auf  Lager  gehalten  werden; 

5.  80  Prozent  der  Vorräte  an  den  sonstigen,  im  §  1 
genannten  Gegenständen,  soweit  sie  zum  Verkauf  auf 
Lager  gehalten  werden. 

Die  Ablieferung  der  Bleiaschen  und  -krätzen  und 
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sonstigen  bleihaltigen  Rückstände  bleibt  besonderer  An¬ 
ordnung  Vorbehalten. 

§  6.  Nicht  abzuliefern  sind: 

1.  Materialien  und  Gegenstände,  die  der  Besitzer  in 
Gemäßheit  des  §  3,  Punkt  1,  an  die  Metallzentrale- A.-G. 
in  Wien  oder  an  die  daselbst  genannten  anderen  Stellen 
bis  14.  Juni  1916  (§§  5  und  9,  letzter  Absatz)  ver¬ 
äußert  hat; 

2.  Materialien  und  Gegenstände,  die  der  Besitzer  zur 
Erfüllung  von  Aufträgen  der  Militärverwaltung  in  seinem 
eigenen  Betriebe  oder  in  anderen  von  ihm  hierzu  heran¬ 
gezogenen  Betrieben  weiterhin  unbedingt  benötigt; 

3.  von  Vorräten  der  in  §  5  unter  Punkt  1  bezeichneten 
Art  20  Prozent,  jedenfalls  aber  10  kg; 

4.  jene  Mengen  an  den  im  §  5  unter  Punkt  1  ge¬ 
nannten  Materialien,  die  der  Besitzer  für  Ausbesserungen 
seiner  Betriebseinrichtungen  behufs  Aufrechterhaltung 
des  Betriebes  bis  zum  1.  August  1916  unbedingt  be¬ 
nötigt  ; 

5.  jene  Mengen,  deren  Befreiung  von  der  Ablieferung 
vom  Handelsministerium  bewilligt  wird.  Diesfällige  An¬ 
suchen,  denen  nur  bei  Vorliegen  besonders  triftiger 
Gründe  stattgegeben  werden  kann,  sind  beim  Handels¬ 
ministerium  bis  zum  3^-  Mai  1916  einzubringen. 

§  7.  Die  Überlassung  von  entbehrlichen  Gegenständen 
der  im  §  1  unter  Punkt  1,  3,  4  und  6  bis  10  angeführten 
Art,  die  Einrichtungen  einer  Betriebsanlage  oder  Be¬ 
standteile  einer  sonstigen  Anlage  bilden  oder  in  Ge¬ 
bäuden  oder  sonstigen  Bauwerken  verlegt  oder  eingebaut 
sind,  wird  durch  besondere  Verfügung  angeordnet 
werden. 

Als  entbehrlich  sind  Gegenstände,  die  zum  Betriebe 
der  Unternehmung  oder  zur  Benützung  der  Anlage,  des 
Gebäudes  oder  sonstigen  Bauwerkes,  für  die  sie  dienen, 
benötigt  werden,  auch  dann  anzusehen,  wenn  sie  sich 
durch  Gegenstände  aus  anderen  Materialien  ersetzen 
lassen. 

Besitzer  der  im  ersten  Absatz  erwähnten  Gegenstände 
können  behufs  Vermeidung  der  Requisition  ein  Ab¬ 
kommen  mit  der  Militärverwaltung,  der  Metallzentrale- 
A.-G.  in  Wien  oder  deren  Einkaufsstellen  über  die  frei¬ 
händige  Abgabe  dieser  Gegenstände  treffen. 

§  8.  Die  auf  Grund  der  Vorschrift  des  §  5  abzu¬ 
liefernden  Gegenstände  sind  von  den  Besitzern  oder 
Verwahrern  in  der  Zeit  vom  1.  bis  15.  Juni  1916,  ent¬ 
sprechend  verpackt,  nach  bahnamtlicher  Feststellung  der 
Zahl  und  des  Gewichts  der  auf  gegebenen  Güterstücke 
an  die  zuständige  k.  k.  Übernahmskommission  für  Me¬ 
talle  und  Legierungen  (Graz,  Prag,  Salzburg,  Wien- 
Nordwestbahnhof,  laut  Ministerialverordnung  vom 
]9-  März  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  66)  als  Frachtgut  abzu¬ 
senden. 

Im  I-1  rachtbrief  ist  die  Gattung  der  aufgegebenen 
Gegenstände  unter  Angabe,  ob  sie  Neu-  oder  Alt¬ 
materialien  sind,  anzuführen. 

Die  Verpackungs-  und  Transportkosten  werden  dem 
Versender  von  der  Militärverwaltung  vergütet;  werden 
die  Vorräte  für  Kriegszwecke  ungeeignet  befunden,  so 
trägt  die  Militärverwaltung  auch  die  Kosten  der  Rück¬ 
sendung. 

§  9.  Der  Besitzer  oder  Verwahrer  hat  gleichzeitig  mit 
der  Aufgabe  der  Gegenstände  zur  Bahn  ein  Verzeichnis 
der  zur  Ablieferung  gelangenden  Gegenstände  an  die 
zuständige  Übernahmskommission  einzusenden.  In  diesem 
\  erzeichnisse  sind  anzugeben:  der  Besitzer  und  ge¬ 
gebenenfalls  der  bisherige  Verwahrer  der  Gegenstände, 
der  politische  Bezirk  und  der  Ort,  wo  die  Gegenstände 
bisher  lagerten,  der  Versendungsort,  die  Verpackungsart 
und  die  auf  der  Verpackung,  womöglich  mittels  Farb- 
aufdruckes  haltbar  anzubringenden  Kennzeichen,  die 
bahnamtlich  festgestellte  Anzahl  und  das  Bruttogewicht 


der  aufgegebenen  Güterstücke,  die  einzelnen  Gattungen 
der  eingesendeten  Gegenstände  und  deren  Nettogewicht. 
Das  Verzeichnis  ist  vom  Absender  zu  fertigen. 

Eine  zweite  gleichlautende  Ausfertigung  des  Ver 
zeiclmisses  ist  unmittelbar  an  die  k.k.  Zentralrequisitions¬ 
kommission  (Wien,  1.  Bezirk,  Kriegsministerium)  ein¬ 
zusenden. 

Handelt  es  sich  um  Gegenstände,  die  sich  am  Orte 
der  Übernahmskommission  selbst  oder  in  dessen  nächster 
Umgebung  befinden  und  daher  nicht  mittels  Bahn  be¬ 
fördert,  sondern  zugefahren  werden  sollen,  so  sind  bis 
längstens  15.  Juni  1916  vorerst  die  erwähnten  Verzeich¬ 
nisse  an  die  Zentralrequisitionskommission  und  an  die 
zuständige  Übernahmskommission  einzusenden,  worauf 
Ablieferungstag  und  -ort  von  letzterer  bestimmt  werden. 

§  10.  Gleichzeitig  mit  der  Einsendung  des  im  §  8  er¬ 
wähnten  Verzeichnisses  an  die  Zentralrequisitions¬ 
kommission  hat  es  der  ablieferungspflichtige  Besitzer 
oder  Verwahrer  mittels  Eingabe  an  die  genannte  Kom¬ 
mission  zu  rechtfertigen,  wenn  er  geringere  als  die  im 
§  5  bezeichneten  Mengen  zur  Ablieferung  bringt. 

§  11.  Zur  Überwachung  der  Einhaltung  dieser  Ver¬ 
ordnung  bestimmt  das  Handelsministerium  die  Gewerbe¬ 
inspektoren  oder  andere  geeignete  Organe. 

Zu  diesem  Zwecke  können  Lagerräume  und  andere 
Anlagen  amtlich  besichtigt  und  Geschäftsbücher  ein¬ 
gesehen  werden. 

§  12.  Zuwiderhandlungen  geg'en  die  Vorschriften  dieser 
Verordnung  sind  von  den  politischen  Behörden  erster 
Instanz  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  oder 
Geldstrafen  bis  zu  5000  K  zu  ahnden,  insofern  diese 
Handlungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung 
fallen. 

§  13.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Verpflichtung  zur  Anzeige  von  Gegenständen 
aus  Zinn.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im 
Einvernehmen  mit  dem  Minister  für  Landesverteidigung 
und  im  Einverständnis  mit  dem  Kriegsminister  vom 
28.  April  1916  verfügt: 

§  1.  Die  nachgenannten  Gegenstände  sind  der  Be¬ 
hörde  anzuzeigen,  insoweit  sie  ganz  oder  zum  über¬ 
wiegenden  Teil  aus  Zinn  oder  Zinnlegierungen  bestehen: 

1.  Bleche,  Röhren,  Stangen,  Tafeln,  Platten,  Rohguß¬ 
stücke, 

2.  Folien, 

3.  Krüge,  Zimente  und  sonstige  Gefäße  und  Geschirre, 
ferner  Schüsseln,  Teller,  Tassen,  Deckel,  Löffel,  Leuchter 
und  sonstiges  Gerät,  soweit  diese  Gegenstände  nicht 
einen  besonderen  künstlerischen  oder  historischen  Wert 
besitzen, 

4.  Schanktassen, 

5.  Badewannen, 

6.  Pipen  und  sonstige  Armaturen, 

7.  Bestandteile  von  Apparaturen  (insbesondere  auch 
Kerzengießformen) . 

Die  Pflicht  zur  Anzeige  der  unter  Punkt  1  und  2  ge¬ 
nannten  Gegenstände  entfällt,  wenn  der  Gesamtvorrat 
5  kg  nicht  übersteigt. 

§  2.  Die  im  §  1  angeführten  Gegenstände  sind  ohne 
Rücksicht  darauf  anzuzeigen,  ob  sie  zu  den  Einrichtungen 
einer  Betriebsanlage  gehören,  ob  sie  zum  Zwecke  der 
Verarbeitung  oder  Veräußerung  vorrätig  gehalten 
werden  oder  anderen  Zwecken  dienen,  ob  sie  derzeit 
nicht  benützt  werden  oder  in  Benützung  stehen. 

§  3.  Die  Anzeige  ist  von  jedem  zu  erstatten,  der  solche 
Gegenstände  besitzt  oder  für  andere  in  Verwahrung  hält. 

§  4.  Die  Anzeige  ist  an  das  Handelsministerium  nach 
dem  Stande  vom  1.  Mai  1916  bis  zum  31.  Mai  1916  zu 
erstatten. 
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Zur  Anzeige  sind  die  bei  den  politischen  Behörden  j 
erster  Instanz,  bei  den  Gemeindevorstehungen  und  bei 
den  Handels-  und  Gewerbekammern  aufgelegten  amt¬ 
lichen  Anmeldescheine  zu  verwenden.  Darin  sind  die 
Angaben  über  die  Benützung  der  Gegenstände,  ihrer  Ent¬ 
behrlichkeit  und  die  Möglichkeit  einer  Ersatzbeschaffung 
an  vorgeschriebener  Stelle  einzutragen. 

§  5.  Die  Erfüllung  der  Anzeigepflicht  wird  durch  das 
Handelsministerium  unter  Heranziehung  der  Gewerbe¬ 
inspektoren  oder  anderer  Organe  überwacht.  Zu  diesem 
Zwecke  können  Betriebsräume  und  Anlagen  amtlich  be¬ 
sichtigt  und  Geschäftsbücher  eingesehen  werden. 

§  6.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieser 
Verordnung  sind  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  oder 
Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  von  den  politischen 
Behörden  erster  Instanz  zu  ahnden,  insofern  die  Hand¬ 
lungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung 
fallen. 

§  7.  Hinsichtlich  solcher  Gegenstände,  die  der  An¬ 
zeigepflicht  sowohl  nach  dieser  Verordnung  als  auch 
nach  den  Verordnungen  vom  7.  Februar  1915»  R.-G.-Bl. 
Nr.  27,  und  vom  28.  April  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  118, 
unterliegen  (Bleche,  Röhren,  Stangen,  Tafeln,  Platten 
und  Rohgußstücke),  sind  gesonderte  Anzeigen  auch 
gemäß  den  Vorschriften  der  angeführten  Verordnungen 
in  den  vorgeschriebenen  Terminen  zu  erstatten. 

§  8.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Verwendung  und  Ablieferung  von  Zinn  und 
Gegenständen  aus  Zinn.  Eine  Verordnung  des  Mini¬ 
steriums  für  Landesverteidigung  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Ministerien  und  im  Einverständnis  mit 
dem  Kriegsministerium  vom  28.  April  1916  bestimmt: 

§  1.  Die  nachgenannten  Gegenstände  dürfen,  insoweit 
sie  ganz  oder  zum  überwiegenden  Teil  aus  Zinn  oder 
Zinnlegierungen  bestehen,  nur  unter  Beobachtung  der 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  verarbeitet  oder  ver¬ 
äußert  werden,  und  zwar: 

1.  Folien,  soweit  in  diesen  nicht  bereits  Waren  ver¬ 
packt  sind ; 

2.  Krüge,  Zimente  und  sonstige  Gefäße  und  Geschirre, 
Schüsseln,  Teller,  Tassen,  Deckel,  Löffel  und  sonstiges 
Gerät ; 

3.  Schanktassen; 

4.  Badewannen; 

5.  Pipen  und  sonstige  Armaturen; 

6.  Bestandteile  von  Apparaturen,  insbesondere  auch 
Kerzengießformen. 

Die  vorstehende  Vorschrift  erstreckt  sich  sowohl  auf 
jene  Gegenstände,  die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieser 
Verordnung  vorhanden  sind,  als  auch  auf  die  weiter 
hinzukommenden  Vorräte  an  diesen  Gegenständen. 

Dies  gilt  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Gegenstände 
zu  den  Einrichtungen  einer  Betriebsanlage  gehören,  ob 
sie  zum  Zwecke  der  Verarbeitung  oder  Veräußerung 
vorrätig  gehalten  werden  oder  anderen  Zwecken  dienen 
und  ob  sie  derzeit  nicht  benützt  werden  oder  ob  sie  in 
Benützung  stehen. 

Auf  Gegenstände  von  besonderem  künstlerischen  oder 
historischen  Wert  finden  die  Bestimmungen  dieser  Ver¬ 
ordnung  keine  Anwendung. 

Das  gleiche  gilt  von  Vorräten  an  Zinnfolien,  wenn 
das  Gesamtgewicht  der  Vorräte  5  kg  nicht  übersteigt. 

Für  Gegenstände  der  unter  Punkt  1  bis  6  angeführten 
Art,  die  sich  im  Besitze  des  Staates  oder  staatlicher 
Anstalten  befinden,  werden  besondere  Anordnungen  ge¬ 
troffen. 

Die  Vorschriften  für  die  Verwendung  von  unver¬ 
arbeitetem  Zinn  (auch  Zinnlegierungen),  einschließlich 
Altmaterial  und  Abfällen  sowie  von  Zinn  in  Form  von 
noch  nicht  eingebauten  Blechen,  Röhren,  Stangen, 


Tafeln,  Platten  und  Rohgußstücken  sind  in  der  Mini- 
sterialverordnung  vom  28.  April  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  119, 
enthalten. 

§  2.  Die  im  §  1  genannten  Gegenstände  verbleiben 
einstweilen  bei  dem  Besitzer  oder  Verwahrer  und  sind 
von  ihm  ordnungsmäßig  bis  zu  dem  Zeitpunkt  aufzu¬ 
bewahren,  in  dem  ihre  Ablieferung  gemäß  den  weiteren 
Anordnungen  erfolgt. 

Ihre  Veräußerung  und  Verarbeitung  darf,  abgesehen 
von  den  in  den  §§  3  und  4  angeführten  Ausnahmen, 
nur  mit  Bewilligung  des  Handelsministeriums  erfolgen. 

Insbesondere  ist  auch  ihre  Verarbeitung  zur  Her¬ 
stellung  von  Lötzinn  und  Weißmetall  untersagt. 

§  3.  Ohne  besondere  Bewilligung  des  Handelsmini¬ 
steriums  dürfen  die  im  §  1  genannten  Gegenstände  an 
die  Militärverwaltung,  an  die  Metallzentrale-A.-G.  in 
Wien  und  an  die  von  der  Militärverwaltung  oder  von 
der  genannten  Gesellschaft  zu  diesem  Einkäufe  ermäch¬ 
tigten  Einkaufsstellen  und  Organe  veräußert  werden, 
und  zwar  bis  14.  Juni  1916. 

§  4.  Ohne  besondere  Bewilligung  des  Handelsmini¬ 
steriums  dürfen  die  im  §  1  genannten  Gegenstände  nur 
zur  Ausführung  von  Aufträgen  der  Militärverwaltung 
im  Betriebe  des  Besitzers  oder  in  anderen  von  ihm  hierzu 
herangezogenen  Betrieben  verarbeitet  werden,  insoweit 
die  Bestimmungen  der  Ministerialverordnung  vom 
t.  März  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  63,  die  Verwendung  von 
Zinn  und  Zinnlegierungen  überhaupt  gestatten. 

§  5.  In  der  Zeit  vom  1.  bis  15.  Juni  1916.  sind  unter 
Beobachtung  der  in  den  §§  6,  8,  9  und  10  getroffenen 
näheren  Anordnungen  und  mit  den  im  §  6  bezeichneten 
Ausnahmen  von  den  Vorräten,  die  im  Zeitpunkt  des  In¬ 
krafttretens  dieser  Verordnung  vorhanden  und  bis  zum 
Zeitpunkte  der  Ablieferung  hinzugekommen  sind,  die 
nachbezeiclmeten  Mengen  abzuliefern: 

1.  80  Prozent  der  Vorräte  an  Zinn  und  Zinnlegie¬ 
rungen  (Lötzinn,  Weißmetalle  u.  dgl.)  in  Form  von 
Rohmaterial,  Altmaterial  und  Abfällen,  ferner  aller  Vor¬ 
räte  an  nicht  eingebauten  Blechen,  Röhren,  Stangen, 
Tafeln,  Platten  und  Rohgußstücken; 

2.  alle  Vorräte 

a)  an  den  im  §  1  unter  Punkt  1  bis  4  genannten 
Gegenständen ; 

b)  an  den  im  §  1  unter  Punkt  5  und  6  genannten 
Gegenständen,  soweit  sie  zum  Verkauf  auf  Lager  ge¬ 
halten  werden. 

Die  Ablieferung  der  Zinnaschen  und  -krätzen  und 
sonstigen  zinnhältigen  Rückständen  bleibt  besonderer  An¬ 
ordnung  Vorbehalten. 

§  6.  Nicht  abzuliefern  sind: 

1.  Materialien  und  Gegenstände,  die  der  Besitzer  in 
Gemäßheit  der  Bestimmungen  des  §  3  bis  14.  Juni  1916 
veräußert  hat; 

2.  Materialien  und  Gegenstände,  die  der  Besitzer  zur 
Erfüllung  von  Aufträgen  der  Militärverwaltung  in 
seinem  eigenen  Betriebe  oder  in  anderen  von  ihm  hierzu 
herangezogenen  Betrieben  weiterhin  benötigt; 

3.  von  Vorräten  der  im  §  5  unter  Punkt  1  bezeichneten 
Art  20  Prozent,  jedenfalls  aber  5  kg  Zinn  und  30  kg 
Zinnlegierungen ; 

4.  jene  Mengen  an  den  im  §  5  unter  Punkt  1  ge¬ 
nannten  Materialien,  die  der  Besitzer  für  Ausbesserungen 
seiner  Betriebseinrichtungen  behufs  Aufrechterhaltung 
des  Betriebes  bis  zum  1.  August  1916  unbedingt  be¬ 
nötigt  ; 

5.  jene  Mengen,  deren  Befreiung  von  der  Ablieferung 
vom  Handelsministerium  bewilligt  wird.  Diesfällige  An¬ 
suchen,  denen  nur  bei  Vorliegen  besonders  triftiger 
Gründe  stattgegeben  werden  kann,  sind  beim  Handels¬ 
ministerium  bis  zum  31.  Mai  1916  einzubringen. 

§  7.  Die  Überlassung  von  entbehrlichen  Gegenständen 
der  im  §  1  unter  Punkt  5  und  6  angeführten  Art,  die 
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Einrichtungen  einer  Betrietysanlage  oder  Bestandteile 
einer  sonstigen  Anlage  bilden  oder  in  Gebäuden  oder 
sonstigen  Bauwerken  verlegt  oder  eingebaut  sind,  wird 
durch  besondere  Verfügungen  angeordnet  werden. 

Als  entbehrlich  sind  Gegenstände,  die  zum  Betriebe 
der  Unternehmung  oder  zur  Benützung  der  Anlage,  des 
Gebäudes  oder  sonstigen  Bauwerkes,  für  die  sie  dienen, 
benötigt  werden,  auch  dann  anzusehen,  wenn  sie  sich 
durch  Gegenstände  aus  anderen  Materialien  ersetzen 
lassen. 

Besitzer  der  im  ersten  Absatz  erwähnten  Gegenstände 
können  behufs  Vermeidung  der  Requisition  ein  Ab¬ 
kommen  mit  der  Militärverwaltung  der  Metallzentrale- 
A.-G.  in  Wien  oder  deren  Einkaufsstellen  über  die  frei¬ 
händige  Abgabe  dieser  Gegenstände  treffen. 

§  8.  Die  auf  Grund  der  Vorschrift  des  §  5  abzu¬ 
liefernden  Gegenstände  sind  von  den  Besitzern  oder  Ver¬ 
wahrern  in  der  Zeit  vom  1.  bis  15.  Juni  1916,  entspre¬ 
chend  verpackt,  nach  bahnamtlicher  Feststellung  der 
Zahl  und  des  Gewichtes  der  aufgegebenen  Güterstücke 
an  die  zuständige  k.  k.  Übernahmskommission  für  Me¬ 
talle  und  Legierungen  (Graz,  Prag,  Salzburg,  Wien- 
Nordwestbahnhof,  laut  Ministerialverordnung  vom 
19.  März  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  66)  als  Frachtgut  abzu¬ 
senden. 

Im  Frachtbrief  ist  die  Gattung  der  aufgegebenen 
Gegenstände  unter  Angabe,  ob  sie  Neu-  oder  Alt¬ 
materialien  sind,  anzuführen. 

Die  Verpackungs-  und  Transportkosten  werden  dem 
Versender  von  der  Militärverwaltung  vergütet ;  werden 
die  Vorräte  für  Kriegszwecke  ungeeignet  befunden,  so 
tiägt  die  Militärverwaltung  auch  die  Kosten  der  Rück¬ 
sendung. 

§  9.  Der  Besitzer  oder  Verwahrer  hat  gleichzeitig  mit 
der  Aufgabe  der  Gegenstände  zur  Bahn  ein  Verzeichnis 
der  zur  Ablieferung  gelangenden  Gegenstände  an  die 
zuständige  Übernahmskommission  einzusenden.  In  diesem 
Verzeichnisse  sind  anzugeben:  der  Besitzer  und  ge¬ 
gebenenfalls  der  bisherige  Verwahrer  der  Gegenstände, 
der  politische  Bezirk  und  der  Ort,  wo  die  Gegenstände 
bisher  lagerten,  der  Versendungsort,  die  Verpackungsart 
und  die  auf  der  Verpackung,  womöglich  mittels  Farb- 
aufdruckes,  haltbar  anzubringenden  Kennzeichen,  die 
bahnamtlich  festgestellte  Anzahl  und  das  Bruttogewicht 
der  aufgegebenen  Güterstücke,  die  einzelnen  Gattungen 
der  eingesendeten  Gegenstände  und  deren  Nettogewicht. 
Das  Verzeichnis  ist  vom  Absender  zu  fertigen. 

Eine  zweite  gleichlautende  Ausfertigung  des  Verzeich¬ 
nisses  ist  unmittelbar  an  die  k.  k.  Zentralrequisitions¬ 
kommission  (Wien,  I.  Bezierk,  Kriegsministerium)  ein¬ 
zusenden. 

Handelt  es  sich  um  Gegenstände,  die  sich  am  Orte 
der  Übernahmskommission  selbst  oder  in  dessen  Um¬ 
gebung  befinden,  und  daher  nicht  mittels  Bahn  befördert, 
sondern  zugefahren  werden  sollen,  so  sind  bis  längstens 
15.  Juni  1916  vorerst  die  erwähnten  Verzeichnisse  an 
die  Zentralrequisitionskommission  und  an  die  zuständige 
1  bernahmskommission  einzusenden,  worauf  Abliefe¬ 
rungstag  und  -ort  von  letzterer  bestimmt  werden. 

§  10.  Gleichzeitig  mit  der  Einsendung  des  im  §  8  er¬ 
wähnten  Verzeichnisses  an  die  Zentralrequisitions¬ 
kommission  hat  es  der  ablieferungspflichtige  Besitzer 
oder  Verwahrer  mittels  Eingabe  an  die  genannte  Kom¬ 
mission  zu  rechtfertigen,  wenn  er  geringere  als  die  im 
§  5  bezeichneten  Mengen  zur  Ablieferung  bringt. 

§  11.  Zur  Überwachung  der  Einhaltung  dieser  Ver¬ 
ordnung  bestimmt  das  Handelsministerium  die  Gewerbe¬ 
inspektoren  oder  andere  geeignete  Organe. 

Zu  diesem  Zwecke  können  Lagerräume  und  andere 
Anlagen  amtlich  besichtigt  und  Geschäftsbücher  ein¬ 
gesehen  werden. 


§  12.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften 
dieser  Verordnung  sind  von  den  politischen  Behörden 
erster  Instanz  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten 
oder  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  zu  ahnden,  insofern 
diese  Handlungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestim¬ 
mung  fallen. 

§  13.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Verwendung  von  blei-  oder  zinnhaltigen  Rück¬ 
ständen  und  von  Weißblechabfällen.  Eine  Verord¬ 
nung  des  Ministeriums  für  Landesverteidigung  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  den  beteiligten  Ministerien  und  im  Ein¬ 
verständnis  mit  dem  Kriegsministerium  vom  28.  April 
1916  bestimmt: 

§  1.  Die  im  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieser  Ver¬ 
ordnung  vorhandenen  und  die  weiter  zuwachsenden 
Vorräte  an  Aschen,  Krätzen  und  sonstigen  Rück¬ 
ständen  von  Blei  und  Zinn,  an  sonstigen  blei-  oder 
zinnhaltigen  Rückständen  und  an  Weißblechabfällen 
dürfen  ohne  Bewilligung  des  Handelsministeriums  nur 
nach  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  verarbeitet 
oder  veräußert  werden. 

Für  Vorräte,  die  sich  im  Besitze  des  Staates  oder 
staatlicher  Anstalten  befinden,  werden  besondere  An¬ 
ordnungen  getroffen. 

§  2.  Der  Besitzer  von  Vorräten  an  Materialien  der 
im  §  1  genannten  Art,  mit  Ausnahme  von  Weißblech¬ 
abfällen,  darf  diese  Materialien  auf  Rohmetalle  im 
eigenen  Betriebe  verarbeiten  oder  in  anderen  inländi¬ 
schen  Betrieben  für  sich  verarbeiten  lassen.  Die  Ver¬ 
wendung  der  gewonnenen  Rohmetalle  hat  nach  den  Vor¬ 
schriften  der  Ministerialverordnung  vom  28.  April  1916, 
R.-G.-Bl.  Nr.  119,  zu  erfolgen. 

Eine  anderweitige  Verarbeitung  der  im  §  1  genannten 
Materialien  ist  ohne  Bewilligung  des  Handelsmini¬ 
steriums  nicht  gestattet. 

§  3.  Die  im  §  1  genannten  Materialien  dürfen  nur 
unter  Beobachtung  nachstehender  Vorschriften  ver¬ 
äußert  werden: 

1.  Die  Besitzer  dürfen  sie  an  Händler  verkaufen, 
wenn  ihr  Gesamtvorrat  folgende  Mengen  nicht  über¬ 
steigt: 

bei  Zinnrückständen  und  zinnhaltigen  Rückständen  1.000  kg 
bei  Bleirückständen  und  bleihaltigen  Rückständen  .  5.000  „ 
bei  Weißblechabfällen . . 10.000  „ 

2.  Sonst  dürfen  Händler  und  andere  Metallbesitzer 
die  Materialien,  bevor  sie  diese  der  Metallzentrale-A.-G. 
in  Wien  gemäß  den  Bestimmungen  des  §  4  dieser  Ver¬ 
ordnung  zum  Kaufe  angeboten  haben,  nur  an  die  Militär¬ 
verwaltung  und  an  die  von  dieser  oder  von  der  Metall- 
zentrale-A.-G.  zum  Einkäufe  ermächtigten  Einkaufs¬ 
stellen  oder  Organe  veräußern. 

3.  Der  Einkauf  der  im  §  1  genannten  Materialien 
darf  ebenfalls  nur  unter  Beobachtung  der  Bestimmungen 
unter  Punkt  1  und  2  erfolgen. 

§  4.  Jeder  Besitzer  von  Materialien  der  im  §  1  ge¬ 
nannten  Art  hat  vom  15.  Mai  1916  angefangen  am 
15.  jedes  Monats  der  Metallzentrale-A.-G.  in  Wien  die 
bis  zum  Ende  des  vorangegangenen  Monats  angesam¬ 
melten  Vorräte  zum  Kaufe  anzubieten,  insoweit  der  Be¬ 
sitzer  sie  bis  zum  Anbotstage  unter  Beobachtung  der 
Bestimmungen  des  §  3  dieser  Verordnung  nicht  bereits 
verkauft  oder  in  Gemäßheit  der  Bestimmungen  des  §  2 
verarbeitet  hat. 

Mengen  unter  100  kg  sind  nicht  anzubieten. 

§  5.  Die  Anbote  sind  in  den  vorgeschriebenen  Ter¬ 
minen  an  die  Metallzentrale-A.-G.  in  Wien  mit  der  Post 
rekommandiert  abzusenden.  Die  Postgebühr  ist  dem 
Anbotsteller  von  der  Gesellschaft  rückzuvergüten. 
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Der  Anbotsteller  kann  über  die  angebotenen  Vorräte 
frei  verfügen,  wenn  die  Gesellschaft  erklärt,  daß  sie 
ihrer  nicht  bedarf. 

Dasselbe  gilt,  wenn  dem  Anbotsteller  nicht  binnen 
21  Tagen,  die  vom  Tage  der  Postaufgabe  des  Anbotes 
an  zu  rechnen  sind,  die  Annahmeerklärung  oder  ein 
Gegenanbot  der  Gesellschaft  zugeht. 

Ein  solches  Gegenanbot  ist  von  dem  Anbotsteller 
ohne  Verzug  zu  beantworten.  Wenn  er  dieses  Gegenanbot 
ablehnt,  so  darf  er  über  die  Materialien  frei  verfügen, 
wenn  ihm  nicht  binnen  weiteren  vierzehn  Tagen,  die 
vom  Tage  der  Postaufgabe  seines  Antwortschreibens  an 
zu  rechnen  sind,  entweder  die  Annahmeerklärung  der 
Gesellschaft  oder  die  Verständigung  zugeht,  daß  die 
Anordnung  der  zwangsweisen  Ablieferung  der  Mate¬ 
rialien  zu  den  festgesetzten  Requisitionspreisen  bei  der 
k.  k.  Zentralrequisitionskommission  (Wien,  i.  Bezirk, 
Kriegsministerium)  beantragt  ist. 

§  6.  Zur  Überwachung  der  Einhaltung  dieser  Ver¬ 
ordnung  bestimmt  das  Handelsministerium  die  Gewerbe¬ 
inspektoren  oder  andere  geeignete  Organe. 

Zu  diesem  Zwecke  können  Lagerräume  und  andere 
Anlagen  amtlich  besichtigt  und  Geschäftsbücher  einge¬ 
sehen  werden. 

§  7.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieser 
Verordnung  sind  von  den  politischen  Behörden  erster 
Instanz  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  oder 
Geldstrafen  bis  zu  5000  K  zu  ahnden,  insofern  die  Hand¬ 
lungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung 
fallen. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  Blech  und 
Gußwaren  (Ersatz  für  Metallgeräte).  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  dem 
Minister  für  Landesverteidigung  und  im  Einverständ¬ 
nisse  mit  dem  Kriegsminister  vom  28.  April  1916  ver¬ 
fügt: 

§  1.  Die  Höchstpreise,  die  mit  der  Ministerialverord- 
nung  vom  23.  September  19151),  R.-G.-Bl.  Nr.  285,  für 
den  Verkauf  von  emailliertem  Stahlblechgeschirr,  Guß¬ 
eisengeschirr,  verzinntem  sowie  rohem,  innen  ge¬ 
schliffenem  Eisengeschirr  und  von  Waschkesseln  und 
ähnlichen  Kesseln  festgesetzt  worden  sind,  werden  in 
der  aus  den  beigeschlossenen  Verzeichnissen  I  bis  IV 
ersichtlichen  Weise  abgeändert. 

Die  Verkäufer  haben  diese  neuen  Verzeichnisse  den 
bisherigen  Höchstpreisverzeichnissen  anzuschließen,  die 
nach  Vorschrift  der  angeführten  Ministerialverordnung 
in  den  Verkaufsräumen  aufzuliegen  haben. 

Die  neuen  Verzeichnisse  sind  ebenfalls  bei  den  politi¬ 
schen  Behörden  erster  Instanz  zu  beziehen. 

Die  übrigen  Bestimmungen  der  angeführten  Mini¬ 
sterialverordnung  werden  durch  die  gegenwärtige  Ver¬ 
ordnung  nicht  berührt. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Verzeichnis  I. 

Abgeänderte  Höchstpreise  für  emailliertes 
Stahlblechgeschirr  (Kommerz  wäre  und 
mittelschwere  Ware). 

Auf  Grund  der  Ministerialverordnung  vom  28.  April  1916, 

R.-G.-Bl.  Nr.  124. 

Als  Höchstpreise  gelten  die  in  dem  bisherigen  Höchst¬ 
preisverzeichnisse  (I)  unter  „A“  angeführten  Sätze  mit 
nachstehend  bezeichneteti  Zuschlägen  oder  Abzügen: 

1.  beim  Großverkauf  ab  Fabrik: 

a)  für  mittelschweres  Geschirr  mit  einem 

Abschlag  von .  5  Prozent 

h)  für  Kommerzware  mit  einem  Abschlag 
von  ^ . 35 

.  l)  Vgl.  Nr.  39  des  »Handelsrauseums«  vom  30.  September  1915,  Seite  612. 


2.  beim  Kleinverkauf  an  das  Publikum: 

a)  für  mittelschweres  Geschirr  mit  einem 

Zuschlag  von . 25  Prozent 

b)  für  Kommerzware  mit  einem  Abschlag 

von . 10  „ 

In  den  festgesetzten  Höchstpreisen  sind  die  Kosten  der 
handelsüblichen  Verpackung  inbegriffen. 

Von  der  Spannung,  die  sich  zwischen  den  für  den  Groß¬ 
verkauf  ab  Fabrik  und  für  den  Kleinverkauf  vorstehend 
festgesetzten  Höchstpreisen  ergibt,  gebührt  dem  Grossisten, 
das  ist  dem  Wiederverkäufer,  der  die  Ware  unmittelbar  bei 
der  Fabrik  kauft,  ein  Drittel. 

Verzeichnis  II. 

Abgeänderte  Höchstpreise  für  extra¬ 
schweres  emailliertes  Stahlblechgeschirr. 
Auf  Grund  der  Ministerialverordnung  vom  28.  April  1916, 

R.-G.-Bl.  Nr.  124. 

Als  Höchstpreise  gelten  die  in  dem  bisherigen  Höchst¬ 
preisverzeichnisse  (II)  angeführten  Sätze  mit  nachstehend 
iiezeichnetem  Zuschlag  oder  Abzug: 

1.  beim  Großverkauf  ab  Fabrik  mit  einem 

Abschlag  von .  5  Prozent 

2.  beim  Kleinverkauf  an  das  Publikum 

mit  einem  Zuschlag  von . 25  „ 

In  den  festgesetzten  Höchstpreisen  sind  die  Kosten  der 
handelsüblichen  Verpackung  inbegriffen. 

Von  der  Spannung,  die  sich  zwischen  den  für  den  Groß¬ 
verkauf  ab  Fabrik  und  für  den  Kleinverkauf  vorstehend 
festgesetzten  Höchstpreisen  ergibt,  gebührt  dem  Grossisten, 
das  ist  dem  Wiederverkäufer,  der  die  Ware  unmittelbar  bei 
der  Fabrik  kauft,  ein  Drittel. 

Verzeichnis  III. 

Abgeänderte  Höchstpreise  für  emailliertes 
Gußeisengeschirr. 

Auf  Grund  der  Ministerialverordnung  vom  28.  April  1916, 

R.-G.-Bl.  Nr.  124. 

Als  Höchstpreise  gelten  die  in  dem  bisherigen  Höchst¬ 
preisverzeichnisse  (III)  unter  „A“  angeführten  Sätze  mit 
nachstehend  bezeichneten  Zuschlägen  oder  Abzügen: 

1.  beim  Großverkauf  ab  Fabrik: 

a)  für  innen  und  außen  emailliertes  Ge¬ 
schirr  mit  einem  Abschlag  von  .  .  .  io  Prozent 

b )  für  nur  innen  emailliertes  Geschirr  mit 

einem  Abschlag  von . 35  „ 

2.  beim  Kleinverkauf  an  das  Publikum: 

a)  für  innen  und  außen  emailliertes 

Geschirr  mit  einem  Zuschlag  von  ...  20  Prozent 

b)  für  nur  innen  emailliertes  Geschirr  mit 

einem  Abschlag  von . 10  „ 

In  den  festgesetzten  Höchstpreisen  sind  die  Kosten  der 
handelsüblichen  Verpackung  inbegriffen. 

Von  der  Spannung,  die  sich  zwischen  den  für  den  Groß¬ 
verkauf  ab  Fabrik  und  für  den  Kleinverkauf  vorstehend 
festgesetzten  Höchstpreisen  ergibt,  gebührt  dem  Grossisten, 
das  ist  dem  Wiederverkäufer,  der  die  Ware  unmittelbar  bei 
der  Fabrik  kauft,  ein  Drittel. 

Verzeichnis  IV. 

Höchstpreise  für  verzinntes  und  geschlif¬ 
fenes  Eisengeschirr  (Stahlblechgeschirr) 
und  für  Wasch  kesse  1. 

Auf  Grund  der  Ministerialverordnung  vom  28.  April  1916, 

R.-G.-Bl.  Nr.  124. 

Kronen  für  das 
Kilogramm 

A.  Verzinntes  Eisengeschirr  (Stahlblech¬ 

geschirr)  : 

im  Großverkauf  ab  Fabrik .  3'6o 

im  Kleinverkauf  an  das  Publikum  ....  4'85 

B.  Eisengeschirr  (Stahlblechgeschirr), 

außen  roh,  innen  geschliffen: 

im  Großverkauf  ab  Fabrik .  2‘20 

im  Kleinverkauf  an  das  Publikum  .  .  .  2^90 

C.  Waschkessel,  auch  Obsteinsiedekessel, 

Futterkessel,  Feldkessel  und  dergleichen, 


emailliert  oder  verzinkt: 

im  Großverkauf  ab  Fabrik .  2*30 

im  Kleinverkauf  an  das  Publikum  ....  3’io 


In  den  festgesetzten  Höchstpreisen  sind  die  Kosten  der 
handelsüblichen  Verpackung  inbegriffen. 

Von  der  Spannung,  die  sich  zwischen  den  für  den  Groß- 
verkauf  ab  Fabrik  und  für  den  Kleinverkauf  vorstehend 
festgesetzten  Höchstpreisen  ergibt,  gebührt  dem  Grossisten, 
das  ist  dem  Wiederverkäufer,  der  die  Ware  unmittelbar  bei 
der  Fabrik  kauft,  ein  Drittel. 
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Bosnien-Hercegovina. 

Verlängerung  von  Fristen  zur  Vornahme 
wechselrechtlicher  Handlungen.  Durch  Verordnung 
der  Landesregierung  für  Bosnien  und  die  Hercegovina 
vom  15.  April  1916  wurde  folgendes  verfügt: 

Auf  Grund  des  §  1  der  Allerhöchst  genehmigten  Ver¬ 
ordnung  des  k.  u.  k.  gemeinsamen  Finanzministeriums 
vom  8.  April  1916  wird  verordnet: 

§  1.  Bei  Wechseln,  die  ganz  oder  teilweise  in  den 
Monaten  April,  Mai  und  Juni  1916  zahlbar  sind,  gelten 
die  Präsentation  zur  Zahlung  und  die  Protesterhebung 
als  rechtzeitig,  wenn  sie  innerhalb  von  vierzehn  Werk¬ 
tagen  nach  dem  Zahlungstage  vor  genommen  werden, 
ferner  wird  bei  solchen  Wechseln  die  Frist  für  die  Be¬ 
nachrichtigung  der  Vormänner  auf  vierzehn  Werktage 
verlängert. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Der  in  vorstehender  Verordnung  erwähnte  Erlaß  des 
k.  u.  k.  gemeinsamen  Finanzministeriums  vom  8.  April 
iqi6,  über  den  Einfluß  der  kriegerischen  Ereignisse  auf 
Fristen,  Termine  und  Verfahren,  genehmigt  mit  Aller¬ 
höchster  Entschließung  vom  26.  März  1916,  lautet 
folgendermaßen : 

,,§  I.  Durch  Verordnung  der  Landesregierung  kann  der 
Einfluß  der  kriegerischen  Ereignisse  auf  den  Lauf  von 
Fristen  und  auf  die  Einhaltung  von  Terminen,  die  durch 
bestehende  Vorschriften  oder  auf  Grund  solcher  durch  die 
Behörde  gesetzt  sind,  und  auf  das  Verfahren  geregelt 
werden.  Insbesondere  kann  bestimmt  werden,  inwiefern 
und  in  welcher  Weise  Rechtsnachteile,  die  durch  Ver¬ 
säumung  von  Fristen  oder  Terminen  oder  sonst  infolge 
der  kriegerischen  Ereignisse  eintreten  können,  hintange¬ 
halten  oder  bereits  entstandene  Rechtsnachteile  wieder  be¬ 
seitigt  werden. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit.“ 

Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  eine  Verordnung  vom 
20.  April  1916  wurde  die  Aus-  und  Durchfuhr  von 
Bimsstein,  roh  (Bimskies),  gemahlen  oder  geschlämmt) 
(granuliert),  auch  geformt,  der  Nr.  225  a  des  statisti¬ 
schen  Warenverzeichnisses  verboten. 

Durch  Verfügung  vom  23.  April  1916  wurde  die  Aus¬ 
fuhr  der  nachfolgenden  Gegenstände  verboten:  Lebende 
Tiere,  und  zwar:  Rindvieh,  Schafe  und  Schweine,  ferner 
frisches  und  zubereitetes  Fleisch  von  diesen  Tieren 
sowie  Fleischwaren  aller  Art,  insbesondere  auch  Speck, 
Schweineschmalz  sowie  Butter  und  Butterschmalz. 

Durch  Verordnung  vom  27.  April  1916  wurde  verfügt: 

L  Es  wird  verboten  die  Aus-  und  Durchfuhr  von  sämt¬ 
lichen  Waren  des  elften  Abschnittes  des  Zolltarifs 
(Papier,  Pappe  und  Waren  daraus). 

II.  Diese  Bekanntmachung  tritt  an  die  Stelle  aller 
bisherigen  Bekanntmachungen,  die  dergleichen  Rohstoffe 
und  Erzeugnisse  zum  Gegenstände  haben,  mit  Ausnahme 
der  Bekanntmachung  vom  16.  Oktober  1915,  betreffend 
die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von  Postkarten. 

III.  Das  Verbot  unter  I  erstreckt  sich  nicht  auf 
folgende  Waren  und  Nummern  des  statistischen  Waren¬ 
verzeichnisses: 

Waren  der  Nummer  65 6  b, 

»  »  „  657  mit  Ausnahme  der  durch  die 

unter  II  bezeichnete  Bekannt¬ 
machung  vom  16.  Oktober  be¬ 
troffenen  Postkarten, 

»  »  „  658  und  659, 

>>  >>  i>  661  ,,  662, 

»  „  „  668,  669,  670,  671, 

»  »  „  672  mit  Ausnahme  von  Patronen¬ 

hülsen, 

>>  >>  »  673  fr- 


Schweiz. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Auf  Antrag  seines  politi¬ 
schen  Departements  hat  der  schweizerische  Bundesrat 
am  25.  April  1916  folgenden  Beschluß  gefaßt: 

Artikel  1.  Die  bisher  erlassenen  Ausfuhrverbote  werden 
auf  folgende  Artikel  ausgedehnt: 

Haferkakao,  Hafermilchkakao,  Bananenkakao,  Le¬ 
guminosenkakao  und  andere  kakaohältige  Nährmittel, 
soweit  deren  Ausfuhr  nicht  bereits  verboten  ist  (aus 
Nr.  63  des  Zolltarifs). 

Obstwein  (Most)  in  Fässern  (Nr.  116). 

Hornmehl,  Ledermehl ;  tierisches  Blut,  flüssig  oder 
eingetrocknet,  sowie  nicht  anderweit  genannte,  zur 
Düngerfabrikation  dienliche  Abfälle  (aus  Nr.  162). 

Baumwollgarne,  für  den  Detailverkauf  hergerichtet 
(auf  Spulen,  in  Knäueln  oder  kleinen  Strängchen,  in 
flacher,  gepreßter  Faltenpackung  etc.,  Nr.  359). 

Kokosfasern,  auch  gewalkt,  roh,  gebleicht,  gefärbt  etc., 
auch  aufgerollt  in  Zöpfen  (aus  den  Nrn.  502  und  503  a). 

Kokosgarne,  soweit  deren  Ausfuhr  nicht  bereits  ver¬ 
boten  ist  (aus  den  Nrn.  502  a  und  5030). 

Schmirgel  und  ähnliche  natürliche  oder  künstliche 
Schleifmittel,  wie  Abrasit,  Elektrit,  Diamantin,  Alundum 
und  dergleichen,  roh  oder  verarbeitet,  soweit  deren  Aus¬ 
fuhr  nicht  bereits  verboten  ist  (aus  den  Nrn.  629  bis  632). 

Maschinen  und  Apparate  aller  Art  sowie  Teile  von 
solchen,  Kupfer  oder  Kupferlegierungen  enthaltend,  so¬ 
weit  deren  Ausfuhr  nicht  bereits  verboten  ist  (aus  den 
Kategorien  XII  A  und  XIII  B). 

Artikel  2.  Dieser  Beschluß  tritt  am  26.  April  1916  in 
Kraft. 

Niederlande. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  königlichen  Beschluß 
vom  17.  April  1916  wurde  der  erste  Absatz  des  einzigen 
Artikels  des  königlichen  Beschlusses  vom  24.  September 
1914,  abgeändert  mit  königlichem  Beschluß  vom  12.  No¬ 
vember  1915  und  17.  März  1916,  folgendermaßen  ab¬ 
geändert  : 

Die  Ausfuhr  von  Kanariensamen,  Senfsamen,  Lein¬ 
samen,  Kohl-  und  Rapssamen,  anderen  Ölsamen  und 
Abfall  von  Ölsamen,  Reismehl,  Reisabfall,  Mehl  aus 
Hülsenfrüchten,  Leinkuchen  und  Leinmehl,  Rapskuchen 
und  Rapskuchenmehl,  Erdnußkuchen  und  Erdnußmehl, 
Baumwollsamenkuchen  und  Baumwollsamenmehl,  an¬ 
deren  Kraftfutterkuchen  sowie  Mehl  und  Abfall  davon, 
Schlempe,  Spülicht  (getrocknet),  Treber  und  Fleisch¬ 
mehl  ist  vom  Tag  der  Kundmachung  dieses  Beschlusses 
(18.  April  1916)  verboten. 

Ferner  wurde  die  Ausfuhr  von  Kapok  sowie  Ma¬ 
tratzen  und  anderen  Artikeln,  worin  Kapok  als  Füllungs¬ 
material  verarbeitet  ist,  vom  18.  April  1916  an  ver¬ 
boten. 

Rumänien. 

Ausfuhrabgaben  für  Spiritus.  Laut  Gesetz  vom 
30.  März/12.  April  1916  ist  Spiritus  einer  in  Gold  zu 
entrichtenden  Ausfuhrabgabe  von  6  Lei  pro  100  kg 
unterworfen. 

Griechenland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Ministerialerlaß  vom 
18.  Februar/2.  März  1916  wurde  auf  Grund  der  Erlässe 
Nr.  651  vom  27.  Februar/12.  März  1915  und  Nr.  659 
vom  29.  August/n.  September  1915  die  Ausfuhr,  Wieder¬ 
ausfuhr  und  Durchfuhr  folgender  Waren  aus  Griechen¬ 
land  verboten: 

Kork  und  Korkmehl,  Knochen,  ganz  oder  in  Bruch¬ 
stücken,  sowie  Knochenasche,  Seife,  pflanzliche  Fasern 
und  die  aus  diesen  erzeugten  Garne,  Kasein,  Blasen, 
Därme,  Wurstumhüllungen  und  Wursthäute. 
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Die  Lyoner  Messe.  Aus  Genf  wird  uns  geschrieben: 
Die  Lyoner  Messe  war  von  1342  Ausstellern  beschickt. 
Von  diesen  waren  1131  aus  Frankreich  und  dessen  Ko¬ 
lonien,  97  aus  Italien,  92  aus  der  Schweiz,  18  aus  Eng¬ 
land  und  Kanada  und  4  aus  Holland,  Spanien  und  Ruß¬ 
land.  Der  Besuch  soll  ein  ziemlich  lebhafter  gewesen 
sein.  Im  Gegensatz  zur  Leipziger  Messe,  die  bekanntlich 
einen  regen  Grossistenverkehr  aufzuweisen  pflegt,  kamen 
für  die  Lyoner  Messe  eher  die  Detaillisten  in  Betracht, 
die  angeblich  befriedigende  Geschäfte  abgeschlossen 
haben  sollen.  Den  Ausstellern  wurden  Fragebogen  vor¬ 
gelegt,  in  welchen  Aufschlüsse  darüber  verlangt  werden, 
wie  etwaigen  beobachteten  Mängeln  bei  der  nächsten 
Messe  begegnet  werden  könnte.  Zum  Ankäufe  angeboten 
waren  hauptsächlich:  metallurgische  Erzeugnisse,  Ma¬ 
schinen,  landwirtschaftliche  Maschinen  und  deren  Be¬ 
standteile,  Automobile,  Pneumatiks,  chemische  Produkte, 
Beleuchtungs-  und  Beheizungsartikel,  Möbel,  Papier¬ 
waren,  Bijouterieartikel,  Waren  aus  Zelluloid,  Porzellan 
und  Glas,  Parfümerien,  Reiseartikel,  Seiden-  und  Woll- 
gewebe,  Leder-  und  Konfektionswaren  und  schließlich 
verschiedene  Artikel  der  Nahrungsmittelindustrie. 

Die  Wirtschaftslage  Chiles  im  Jahre  1915.  Aus 

Valparaiso  geht  uns  folgender  Bericht  zu: 

Das  Jahr  1915  hat  für  die  Republik  Chile  unter  den 
denkbar  günstigsten  volkswirtschaftlichen  Umständen 
begonnen.  Das  Land  befand  sich  zu  Anfang  der  Berichts¬ 
periode  noch  ganz  unter  dem  Einfluß  der  Kriegsstörungen. 
Die  Salpeterindustrie,  obgleich  unterstützt  durch  zu 
Beginn  des  Krieges  glücklich  abgefaßte  Gesetze,  ar¬ 
beitete  nur  in  geringem  Maße,  bis  endlich  um  die  Mitte 
des  Jahres  hierin  ein  Umschwung  eintrat.  Die  Salpeter¬ 
preise  fingen  an  zu  steigen  und  die  Folge  davon  war, 
daß  eine  immer  größere  Anzahl  von  Werken  den  Betrieb 
wieder  aufzunehmen  begann ;  dadurch  wurde  die  all¬ 
gemeine  Geschäftstätigkeit  belebt,  die  große  Zahl  der 
Arbeitslosen  konnte  untergebracht  werden,  die  den 
Norden  versorgenden  Industrien  hatten  wieder  Beschäf¬ 
tigung,  mit  einem  Wort,  es  ging  wie  ein  Aufatmen  durch 
den  ganzen  chilenischen  Markt.  Kam  dann  auch  bald 
darauf  die  unerwartete  Unterbrechung  des  Panama¬ 
kanals,  die  für  Chile  angesichts  des  ohnehin  großen 
Frachtenmangels  einen  schweren  Schlag  bedeutete,  so 
hatte  doch  der  kurz  vorher  eingetretene  allgemeine  Auf¬ 
schwung,  was  die  Belebung  der  Geschäftslust  betrifft, 
bleibende  Folgen  und  konnte  das  Jahr  unter  bedeutend 
günstigeren  Aussichten  für  die  nächste  Zukunft  schließen 
als  sein  Vorgänger. 

Der  Import  war  in  der  Berichtsperiode  ein  minimaler. 

Die  allgemeine  Lage,  der  vollkommene  Abschluß  von 
den  Industriezentren  Mitteleuropas,  der  Mangel  an 
Frachten  und  nicht  in  letzter  Linie  die  hier  aufgespei¬ 


chert  gewesenen  relativ  sehr  großen  Warenvorräte,  die 
jetzt  abgestoßen  werden,  haben  dazu  ebenfalls  beige¬ 
tragen. 

Die  Versuche  der  Alliierten,  uns  den  chilenischen 
Markt  zu  entreißen,  blieben  meist  schon  darum  unaus¬ 
führbar,  weil  gewisse  gerade  stark  benötigte  Artikel 
von  den  Regierungen  entweder  mit  Ausfuhrverboten 
belegt  sind  oder  aber  in  England  und  Frankreich  gar 
nicht  erzeugt  werden  können.  Dagegen  gelang  es  den 
Nordamerikanern  bis  zu  einem  gewissen  Grade,  hier 
festen  Fuß  zu  fassen.  Der  Dollarwechsel  bürgerte  sich 
in  erheblichem  Maße  ein  und  trotz  der  schwerfälligen 
Lieferungs-  und  Zahlungskonditionen  fangen  auch  Waren 
nordamerikanischer  Provenienz  an  aufzutauchen,  soweit 
sie  reicht  anderwärts  unter  günstigeren  Bedingungen 
angeschafft  werden  können.  Jedenfalls  wird  unser  Im¬ 
port  nach  dem  Kriege  mit  diesem  Konkurrenten  mehr  zu 
rechnen  haben  als  bisher. 

Die  Finanzlage  des  Landes  ist  keine  besonders  gün¬ 
stige.  Der  Ausfall  aus  dem  Zollgefälle  —  die  Haupt¬ 
einnahmsquelle  des  Staates  —  lastet  auf  den  Staats¬ 
finanzen  und  das  Wirtschaftsjahr  1915  schloß  trotz  be¬ 
deutender  Einschränkungen  der  Ausgaben  mit  einem 
namhaften  Fehlbetrag.  Verschiedene  neue  Steuern,  eine 
innere  Anleihe  sowie  äußerste  Reduzierung  der  Staats¬ 
aufgaben  sollen  hier  Abhilfe  schaffen. 

Im  Jahr  1915  wurden  38,157.253  q  Salpeter  produziert, 
um  15,393.963  q  weniger  als  im  Jahr  1914  (53,551.221  q). 
Über  den  Konsum  liegen  nur  Daten  aus  Nordamerika 
vor:  dort  betrug  derselbe  15,102.000  g  gegen  10,750.000g 
im  Vorjahr.  Der  Mehrkonsum  geht  wohl  ausschließlich 
auf  Rechnung  der  Munitionsfabrikation. 


gnbußtrt**  Jtwbntit'tfdiafL 

Amerikanische  Automobilindustrie.  Die  Automobil¬ 
industrie  in  den  Vereinigten  Staaten  ist  in  den  Jahren 
1909  bis  1914  derartig  gewachsen,  daß  sich  die  Zahl  der 
hergestellten  Automobile  um  350  Prozent,  der  Gesamt¬ 
wert  um  i8i-7  Prozent  vermehrt  hat,  wie  ein  kürzlich 
vom  Handelsdepartement  in  Washington  veröffentlichter 
Bericht  ergibt.  1909  stellten  in  den  Vereinigten  Staaten 
315  Fabriken  127.287  Automobile  im  Werte  von 
105,099.404  $  her,  1914  aber  338  Fabriken  573.1 14  Ma¬ 
schinen  im  Werte  von  465,042.474  $.  Daß  der  Wert 
nicht  mit  der  Zahl  im  Wachstum  Schritt  gehalten  hat, 
liegt  an  der  allgemeinen  Preisherabsetzung  sowie  daran, 
daß  in  den  späteren  Jahren  mehr  billige  Maschinen  her¬ 
gestellt  wurden.  Von  den  Maschinen  von  1909  batten 
123.452  Gasolin  oder  Dampf  und  3835  Elektrizität  als 
Triebkraft,  1914  aber  568.399  Gasolin  oder  Dampf  und 
4715  Elektrizität.  Durchwegs  bestand  die  Haupterzeu¬ 
gung  in  Tourenwagen.  Für  Geschäftszwecke  wurden 
1909  4262,  dagegen  1914  24.144  Automobile  gebaut. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfiagen.) 


Bewilligung  zu  Reisen  nach  Serbien.  Im  Einver¬ 
nehmen  mit  der  Leitung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  in  Belgrad 
wurde  wegen  Regelung  der  Überschreitung  der  Grenze 
nach  dem  okkupierten  Gebiete  Serbiens  im  geschäftlichen 
Verkehr  folgendes  festgesetzt: 


Da  in  letzterer  Zeit  Belgrad  sowohl  von  verschiedenen 
Agenten  wie  auch  von  Reisenden  aus  Österreich  ohne 
Rücksicht  darauf,  daß  es  sich  um  ein  Hinterland  handelt, 
sozusagen  überschwemmt  wird,  wobei  auch  das  Ge¬ 
schäftsgebaren  einzelner  kein  den  Verhältnissen  ent- 
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sprechendes  war,  wird  nunmehr  vorgeschrieben,  daß  Be¬ 
werber  bei  Reisen  aus  Österreich  nach  Belgrad,  im  Aus¬ 
nahmsfalle  auch  in  das  Innere  Serbiens,  ihr  Ansuchen 
um  Reisebewilligung  an  die  Direktion  des  k.  k.  öster¬ 
reichischen  Handelsmuseums  zu  richten  haben.  Direkt 
an  das  Paßamt  einlangende  Ansuchen  um  Bewilligung 
geschäftlicher  Reisen  bleiben  unberücksichtigt.  Die  Be¬ 
werber  haben  einen  von  der  zuständigen  Polizeibehörde 
ordnungsgemäß  ausgestellten  Paß  mit  der  ausdrücklichen 
Bestimmung  für  Reisen  nach  Belgrad  unter  Angabe  und 
Bescheinigung  des  Reisezweckes  an  das  k.  k.  österreichi¬ 
sche  Handelsmuseum  einzusenden,  worauf  die  Entschei¬ 
dung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  telegraphisch  eingeholt  wird. 
Die  Antwortdepesche  des  Paßamtes  gilt,  falls  hierdurch 
die  Bewilligung  zur  Reise  erteilt  wurde,  für  den  Be¬ 
werber  als  Grenzübertrittsbewilligung. 

Die  Interventionskosten  sind  von  der  Partei  zu  er¬ 
legen.  (5877/E.) 

Seidene  Halstücher.  Ein  österreichischer  Handels¬ 
agent  in  Amsterdam  bewirbt  sich  um  Vertretungen  öster¬ 
reichischer  Häuser,  welche  seidene  und  halbseidene  Hals¬ 
tücher,  sowohl  aus  Natur-  wie  auch  aus  Kunstseide  er¬ 
zeugen  und  gewillt  wären,  mit  Holland  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  treten.  (A.  E.  717.) 

Rotverschnittwein.  Ein  Importhaus  in  Metz  wünscht 
Offerte,  Bezugsbedingungen  und  Musterproben  von  13- 
bis  I4grädigen  Rotverschnittweinen.  (A.  E.  716.) 

Geschäftsverbindung  mit  Russisch-Polen.  Ein  gut 

empfohlener  Agent  in  Lublin  bietet  sich  österreichischen 
Häusern  als  Vertreter  an,  welche  den  Wunsch  hegen,  mit 
Lublin  und  dem  benachbarten  Gebiete  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  kommen.  (A.  E.  715.) 


Lederhandschuhe.  Eine  Agenturfirma  in  Amsterdam 
interessiert  sich  für  die  Übernahme  der  Vertretung  einer 
österreichischen  Lederhandschuhfabrik,  welche  für  den 
Export  eingerichtet  und  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenz¬ 
fähig  ist.  (A.  E.  714.) 

Seidenwaren  aller  Art.  Ein  österreichischer  Kauf¬ 
mann,  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  der  seit  mehr  als  20  Jahren 
Skandinavien  bereist,  dortselbst  seine  Subvertreter  hat 
und  bei  der  kaufkräftigen  erstklassigen  Kundschaft  gut 
eingeführt  ist,  berichtet,  daß  in  den  skandinavischen 
Ländern  infolge  des  Ausfuhrverbotes  von  Textilien  aus 
Wolle  und  Baumwolle  aus  den  Erzeugungsländern,  gegen¬ 
wärtig  große  Nachfrage  nach  Ersatzstoffen  besteht,  und 
daher  Seidenwaren  österreichischer  Provenienz  ein  gutes 
Absatzfeld  finden  könnten,  österreichische  Fabrikanten 
der  Seidenwarenbranche  werden  hiermit  auf  diese 
günstige  Absatzchance  aufmerksam  gemacht  und  einge¬ 
laden,  sich  mit  dem  betreffenden  Vertreter,  dessen 
Adresse  im  Bureau  der  Sektion  erhältlich  ist,  ins  Ein¬ 
vernehmen  zu  setzen.  (A.  E.  713.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  711.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 
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Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau.  Am  5.  März  1.  J. 
wird  der  Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau  eröffnet.  Zugelassen 
werden  nur  vollständig  frankierte,  offene  Briefsendungen 
aller  Art,  und  zwar  sowohl  gewöhnliche  als  auch  ein¬ 
geschriebene,  ferner  gewöhnliche  Postanweisungen.  Die 
Briefsendungen  dürfen  nur  in  deutscher  Sprache  ab¬ 
gefaßt  sein,  keinerlei  Mitteilungen  über  militärische  An¬ 
gelegenheiten  enthalten  und  müssen  die  genaue  Bezeich¬ 
nung  des  Absenders  tragen.  (Auf  den  Postanweisungs¬ 
abschnitten  sind  Mitteilungen,  wie  dermalen  überhaupt 
im  Auslandsverkehr,  unzulässig.)  Die  Versendungs¬ 
bedingungen  und  Gebührenansätze  sind  dieselben  wie 
im  Wechselverkehr  zwischen  Österreich  und  Deutsch¬ 
land.  Die  Postanweisungen  sind  in  Markwährung  aus¬ 
zustellen  und  dürfen  höchstens  auf  500  M.  lauten.  Sie 
werden  im  Generalgouvernement  Warschau  nach  dem 
festen  Wertverhältnisse  100  Rubel  gleich  150  M.  aus¬ 
gezahlt. 


Am  Postverkehr  nehmen  im  Generalgouvernement 
Warschau  folgende  Postorte  teil:  Alexandrowo,  Bendzin, 
Brzeziny,  Ciechanow,  Czenstochau,  Gostynin,  Grodzisk, 
Grojec,  Kalisch,  Kolo,  Konin,  Kutno,  Lenczyca,  Lipno, 
Lodz,  Lowicz,  Mlawa,  Pabianice,  Plock,  Plonsk,  Przas- 
nysz,  Rawa,  Rypin,  Sieradz,  Sierpe,  Skierniewice,  Slupca, 
Sochaczew,  Sosnowice,  Tomaszow  (Kr.  Brzeziny), 
Turek,  Wielun,  Wloclawek,  Zdunska,  Wola,  außerdem 
die  Orte  aller  Kreise,  in  denen  diese  Postorte  liegen, 
und  die  Stadt  Warschau  selbst.  Darüber  hinaus  sind 
Postanweisungen  auch  nach  allen  anderen  Orten  im 
Generalgouvernement  Warschau  zulässig.  In  der  Auf¬ 


schrift  der  Sendungen  nach  Landorten  ist  der  Name  des 
zuständigen  Postortes,  bei  dem  die  Sachen  abgeholt 
werden  sollen,  mindestens  aber  der  Name  des  Kreises, 
anzugeben.  Zugestellt  werden  sie  nicht.  (3723/E.) 

Zinsenberechnung.  Laut  Verordnungsblatt  für  das 
Generalgouvernement  vom  15.  Februar  1.  J.  Nr.  22  tritt 
für  die  Verpflichtung  von  Geldforderungen  für  die  Zeit 
vom  1.  August  1914  bis  zum  31.  März  1916  nachstehende 
Vorschrift  in  Kraft: 

Der  Zinssatz  beträgt  71/,,  Prozent;  ist  er  durch  Vertrag 
oder  sonstiges  Rechtsgeschäft  anderweit  festgesetzt,  so 
hat  es  dabei  sein  Bewenden  (§  2).  Die  Zinsen  sind  für 
die  gesamte  obengenannte  Zeit  zu  entrichten.  Nach  dem 
31.  Juli  1914  fällig  gewordene  Schulden  sind  vom  Tage 
der  Fälligkeit  ab  zu  verzinsen  (§  3).  In  Ansehung  der 
Verpflichtung  zur  Zinszahlung  für  die  übrige  Zeit  hat 
es  bei  dem  sonstigen  Recht  sein  Bewenden  (§  1,  Absatz  2). 
Ebenso  finden  diese  Sondervorschriften  keine  Anwen¬ 
dung  auf  Schulden,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  bereits  erloschen  sind  (§  1,  Absatz  3). 

(3570/E.) 

Reisen  nach  dem  deutschen  Verwaltungsgebiet 
in  Russisch-Polen.  Zu  Reisen  nach  dem  unter  deutscher 
Verwaltung  stehenden  Okkupationsgebiete  von  Russisch- 
Polen  ist  eine  besondere  Bewilligung  notwendig.  Diese 
Bewilligung  wird  auf  Grund  eines  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefertigten  und  mit  der  amtlich  beglaubigten  Photo¬ 
graphie  und  Unterschrift  des  Inhabers  versehenen  Reise- 

*)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels¬ 
museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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passes  in  der  Form  der  Ausstellung  eines  Passierscheines 
durch  den  stellvertretenden  Generalstab  in  Berlin  im 
Einverständnis  mit  dem  Generalgouvernement  in  War-1 
schau  erteilt,  jedoch  nur  in  den  Ausnahmefällen  ge¬ 
geben,  wenn  es  sich  um  dringende  und  wichtige  Ange¬ 
legenheiten  handelt,  bei  denen  die  persönliche  Anwesen¬ 
heit  des  Reisewerbers  unbedingt  erforderlich 
erscheint.  Die  Passierscheine  unterliegen  einer  Taxe 
von  3  M.  für  je  eine  Woche  der  bewilligten  Gültigkeits¬ 
dauer.  Die  Bewerbung  darum  hat  mittels  schriftlicher 
Gesuche  zu  erfolgen,  die  genaue  Angabe  über  1.  die 
Paßdaten,  2.  das  Reiseziel  (unter  namentlicher  An¬ 
führung  aller  Orte,  an  denen  Aufenthalt  genommen 
werden  soll),  3.  den  Reiseweg,  4.  den  Reisezweck  und 
5.  die  beabsichtigte  Dauer  der  Reise  enthalten  und  be¬ 
sonders  alle  für  die  Prüfung  der  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  belangreichen  Umstände  mit  voller 
Deutlichkeit  erkennen  lassen  müssen.  Der  Paß  selbst 
braucht  nicht  beigegeben  zu  werden,  es  muß  aber  die 
Richtigkeit  der  Angaben  in  dem  Gesuche  über  seine 
Daten  amtlich  bestätigt  sein. 

Die  Vermittlung  der  Gesuche  hat  das  k.  u.  k.  Mini¬ 
sterium  des  Äußern  übernommen,  das  sie  im  Interesse 
der  Vereinfachung  des  Verfahrens  im  Wege  seines  Ver¬ 
treters  in  Warschau  der  Paßzentrale  des  kaiserlichen 
Generalgouvernements  in  Warschau  zur  weiteren  Er¬ 
ledigung  zukommen  lassen  wird.  Da  jedoch  eine  Inter¬ 
vention  des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußern  nur  in 
jenen  Fällen  Platz  greifen  kann,  in  denen  in  bezug  auf 
die  Dringlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Reise  die  Vor¬ 
aussetzungen  für  die  Erteilung  der  Bewilligung  durch 
das  Generalgouvernement  gegeben  sind,  dürfen  Reise¬ 
ansuchen  nicht  mehr  wie  bisher  beim  Ministerium  des 
Äußern  eingebracht  werden;  diese  Eingaben  werden  nach 
vorheriger  Begutachtung  auf  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  dem  k.  u.  k.  Ministerium  des 
Äußern  auf  das  nach  dem  Reisezweck  in  Betracht 
kommende  k.  k.  Fachministerium  übermittelt. 

Die  Gesuche  um  die  Erteilung  der  Reisebewilligung 
nach  dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  von 
Russisch-Polen  sind  demnach  von  den  Erlaubniswerbern 
bei  der  politischen  Bezirks-,  beziehungsweise  landes¬ 
fürstlichen  Polizeibehörde  ihres  Aufenthaltsortes  ein¬ 
zubringen;  diese  Stellen  wurden  angewiesen,  die  Gesuche 
nach  Erhebung  über  die  Verläßlichkeit  des  Gesuch¬ 
stellers  und  die  Stichhältigkeit  seiner  Angaben  mit  einem 
Anträge  über  die  Berücksichtigungswürdigkeit  des  An¬ 
suchens  an  die  politische  Landesbehörde  behufs  Weiter¬ 
leitung  an  die  betreffenden  Fachministerien  vorzulegen. 

(2678/E.) 

Reisen  aus  dem  österreichisch-ungarischen  nach 
dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  deutsche  Okkupationsgebiet 
wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  der  besondere  Ausweis. 

Ad  1.  Die  von  den  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischen 
Kommandos  gemäß  der  Verordnung  des  Armeeober¬ 
kommandanten  vom  25.  August  1915,  Nr.  35  V.-Bl.,  aus¬ 
gestellten  Reisepässe  werden  vom  kaiserlich  deutschen 
Generalgouvernement  als  zureichend  anerkannt. 

Ad  2.  Der  besondere  Ausweis  wird  ausgestellt  von  der 
Paßzentrale  des  Generalgouvernements  Warschau. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  der  Reisepaß  unter  genauer 
Angabe  des  Zweckes  und  der  Dauer  der  Reise  an  den 
dem  Generalgouvernement  Warschau  zugeteilten  Ver¬ 
treter  des  österreichisch-ungarischen  Armeeober¬ 
kommandos  zu  senden. 

Der  Reisepaß  wird  sodann  an  die  übersendende  Stelle 
unmittelbar  von  der  kaiserlich  deutschen  Paßzentrale 


oder  durch  den  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  zu¬ 
rückgeschickt,  im  Falle  der  Genehmigung  der  Reise  *vird 
der  besondere  Ausweis  behufs  Ausfolgung  an  den  Be¬ 
werber  angeschlossen. 

Reisen  aus  dem  kaiserlich  deutschen  nach  dem 
österreichisch-ungarischen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  österreichisch-ungarische 
Okkupationsgebiet  wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  das  Visum  des  Reisepasses 

Ad  1.  Die  von  den  kaiserlich  deutschen  Kommandos 
oder  Behörden  gemäß  den  derzeit  geltenden  Vorschriften 
ausgestellten  Reisepässe  werden  als  zureichend  an¬ 
erkannt. 

Ad  2.  Das  Visum  wird  ausgestellt  vom  Armeeober¬ 
kommando  selbst  oder  einer  seiner  Paßvidierungsstellen 
in  Szczakowa,  Krakau,  Rozwadow  oder  Lemberg  oder 
von  den  dem  Generalgouvernement  Warschau  zuge¬ 
teilten  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  oder  vom 
k.  u.  k.  Kriegsministerium.  Zur  Erwirkung  des  Visums 
ist  der  Reisepaß  an  eine  der  bezeichneten  Stellen  zu 
senden.  Hierbei  ist  neben  den  im  Reisepaß  ohnehin  ent¬ 
haltenen  Angaben  auch  das  Ziel,  der  Zweck  und  die 
Dauer  der  Reise  anzugeben. 

Der  Reisepaß  wird  nach  allfälliger  Beisetzung  des 
Visums  von  der  k.  u.  k.  Stelle,  bei  der  die  Vidierung 
erbeten  wurde,  an  die  übersendende  Stelle  zurück¬ 
geschickt.  (3833/E.) 

Gerichtsbarkeit  im  Generalgouvernement  War¬ 
schau.  Der  Präsident  des  kaiserlich  deutschen  Ober¬ 
gerichts  bei  dem  Generalgouvernement  Warschau  be¬ 
richtete  an  den  „Verband  zur  Sicherung  deutscher  For¬ 
derungen  an  das  feindliche  Ausland“  in  Barmen  wie 
folgt: 

In  den  von  den  deutschen  Truppen  besetzten 
Teilen  Russisch-Polens  ist  die  deutsche  Gerichtsbarkeit 
in  vollem  Umfange  aufgenommen.  Das  Verfahren  ent¬ 
spricht  dem  vor  den  Gerichten  in  Deutschland,  An¬ 
waltszwang  besteht  nicht.  Es  findet  das  Mahn-  und 
Klageverfahren  statt.  Auch  Zwangsvollstreckung  wird 
betrieben.  In  Deutschland  ergangene  Urteile  oder  andere 
vollstreckbare  Schuldtitel  werden  ohneweiters  vollstreckt. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  den  Schuldner 
vor  das  zuständige  Gericht  zwecks  Mahnung  laden  zu 
lassen,  da  erfahrungsgemäß  eine  solche  gerichtliche 
Mahnung  genügt,  um  den  Schuldner  zur  Zahlung  zu 
veranlassen.  (3742/E.) 

Protestaufnahme  in  Russisch-Polen.  Zum  Schutze 

der  Wechselgläubiger  im  besetzten  Gebiete  von 
Russisch-Polen  sind  bekanntlich  die  Fristen  zur  Vor¬ 
nahme  einer  Handlung,  deren  es  zur  Ausübung  und 
Erhaltung  des  Wechselrechtes  oder  des  Regreßrechtes  aus 
dem  Scheck  bedarf,  vorläufig  bis  30.  Juni  1916  ver¬ 
längert  worden.  Eine  Verlängerung  dieser  Frist  dürfte  zu 
erwarten  sein.  Die  Wechselgläubiger  sind  daher,  wie  die 
Handelskammer  zu  Berlin  mitteilt,  zurzeit  wohl  be¬ 
rechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  ihre  Wechsel  protestieren 
zu  lassen.  Zur  Aufnahme  der  Proteste  sind  auch  die  Ge¬ 
richtsvollzieher  ermächtigt.  Anträge  auf  Protestaufnahme 
durch  diese  sind  an  den  Präsidenten  des  Obergerichtes 
in  Warschau  zu  richten,  österreichische  Wechsel¬ 
gläubiger  sollten  schon  frühzeitig  auf  Erhebung  des 
Protestes  bedacht  sein,  insbesondere,  wenn  es  sich  um 
Provinzwechsel  handelt.  (365/E.,  2768/E.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 
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EINHEITLICHES  ZOLLTARIFSCHEMA 
IN  DEUTSCHLAND  UND  ÖSTERREICH¬ 
UNGARN. 

Von  Professor  Dr.  Rudolf  Kobatsch. 

Wie  immer  die  handelspolitischen  Beziehungen  der 
beiden  Mittelmächte  in  Zukunft  geregelt  werden  sollten, 
die  möglichste  Vereinheitlichung  der  beiden  Zolltarif¬ 
schemata  würde  unter  allen  Umständen  einen  großen 
praktischen  Fortschritt  für  den  in  beiden  Richtungen  be¬ 
kanntlich  schon  jetzt  sehr  dichten  Verkehr  bedeuten.  Für 
den  Fall  des  wirtschaftlichen  Zusammenschlusses  und 
einer  einheitlichen  oder  gemeinsamen  Handelspolitik 
nach  außen  würde  diese  Vereinheitlichung  eine  wichtige 
technische  Grundlage  und  eine  beinahe  unerläßliche  Vor¬ 
bedingung  bilden. 

Schon  wiederholt  haben  sich  internationale  wirtschaft¬ 
liche  Zusammentretungen  mit  der  Vereinheitlichung  der 
Zolltarifschemata  beschäftigt,  so  z.  B.  der  internationale 
Handelskammerkongreß  in  Prag  1908,  der  internationale 
zollpolitische  Kongreß  in  Mons  1910,  die  Konferenz  der 
mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  in  Brüssel  1912 
und  andere.  Die  Bedenken  und  Schwierigkeiten,  welche 
gegen  die  Vereinheitlichungsidee  auf  diesen  und  anderen 
Versammlungen  geltend  gemacht  wurden,  verringern  sich 
selbstverständlich  in  ganz  bedeutendem  Maße,  wenn  man 
sich  auf  die  Vereinheitlichung  der  Zolltarifschemata 
zweier  Staaten,  in  diesem  Falle  der  beiden  Mittelmächte, 
beschränkt. 

Die  Positionen  eines  Zolltarifes  waren  und  sind  be¬ 
kanntlich  nach  sehr  verschiedenen  Gesichtspunkten  an¬ 
einander  gereint.  Früher  nach  dem  rohen  Grundsätze  der 
Alphabetisierung,  später  nach  dem  Gesichtspunkte  der 
Zusammenfassung  der  einzelnen  Waren  gemäß  der  Han¬ 
delsübung  oder  ihrer  technischen  Verwandtschaft.  Einer 
der  gründlichsten  Kenner  dieses  Gegenstandes,  k.  k.  Ober- 
inanzrat  Dr.  v.  Bazant  in  Wien,  welcher'das  einschlägige 
Referat  auf  der  erwähnten  Brüsseler  Konferenz  der  Wirt¬ 
schaftsvereine  führte,  gelangte  damals  nach  gründlicher 
Untersuchung  zu  dem  Ergebnisse,  „daß  die  Unterschiede 
in  der  Warenbenennung  und  -klassifikation  der  mittel¬ 
europäischen  Zolltarife  vielfach  nur  historisch  und 
durch  den  Mangel  jedes  Einvernehmens  der  Staaten  zu 
erklären  sind,  anderseits  aber  als  wesentliches  Er¬ 
schwernis  des  wechselseitigen  Güteraustausches  und  der 
sich  daran  knüpfenden  Verhandlungen  darstellen,  daß 
daher  die  Beseitigung  dieser  Unterschiede,  wo  nicht  ent¬ 
gegengesetzte  wirtschaftliche  Interessen  eines  Staates 
deren  Belassung  erfordern,  als  ein  dringendes  Gebot  einer 
modernen  vertragsfreundlichen  Handelspolitik  gelten 
muß“. 

Diese  Stellungnahme  ist  in  den  Tatsachen  durchaus 
begründet.  Was  zunächst  die  Klassifikation  der 
Waren  betrifft,  so  spricht  gegen  deren  Vereinheitlichung 
kein  wie  immer  ins  Gewicht  fallender  Grund.  Da  das 
Schema  des  jetzt  geltenden  neuen  deutschen  Zolltarifes 
unzweifelhaft  besser  klassifiziert  ist  als  der  geltende 
Zolltarif  Österreich-Ungarns  (staatsrechtlich  gesprochen 
die  beiden  Zolltarife),  welcher  ja  die  Klassifizierung  des 
älteren  Tarifes  nicht  wesentlich  änderte,  so  wäre  in  bezug 
auf  die  Klassifizierung  der  Übergang  zum  d  e  u  t- 
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sehen  System  für  Österreich-Ungarn  zu  empfehlen.  I 
Daraus  würden  nur  technische  Reformen  folgen,  die  bei 
entsprechender  Rührigkeit  der  zuständigen  Behörden 
leicht  durchgeführt  werden  könnten. 

Auch  in  bezug  auf  die  Benennung  der  Waren 
innerhalb  der  einzelnen  Klassen  ließe  sich  eine  Ver¬ 
einheitlichung  verhältnismäßig  leicht  durchführen,  und 
zwar  zunächst  was  die  Benennung  der  Waren  in  den 
einzelnen  Positionen  betrifft.  In  dieser  Hinsicht  stimmen 
die  Benennungen  unseres  Tarifes  mit  denen  des  deutschen 
Tarifes  schon  jetzt  vielfach  überein.  Dort,  wo  Unter¬ 
schiede  bestehen,  würde  sich  die  Übereinstimmung  nicht 
allzu  schwer  durchführen  lassen.  Es  sollte  der  Grund¬ 
satz  verwirklicht  werden,  daß  dieselben  Waren  auch  mit 
denselben  Namen  bezeichnet  und  an  gleicher  Stelle  im 
Zolltarif  gruppiert  werden.  Derselbe  Wunsch  bezieht 
sich  auch  auf  die,  sei  es  schon  im  autonomen  Tarife 
oder  in  den  Handelsvertragsabmachungen  enthaltenen 
Umschreibungen  gewisser  technischer  Begriffe. 

Daneben  wäre  aber  das  auf  den  internationalen  Kon¬ 
gressen  immer  wieder  betonte  Recht  des  einzelnen 
Staates  aufrecht  zu  erhalten,  die  eine  oder  andere 
Zollposition  nach  seinem  eigenen  Bedürfnisse  zu  spe¬ 
zialisieren  oder  unterzuteilen.  Hiermit 
kommen  wir  auf  die  wirtschafts-  oder  handelspolitische 
Bedeutung  der  Vereinheitlichungsidee.  Schon  bei  der 
Benennung  der  Waren,  noch  mehr  bei  der  Spezialisierung 
der  Zollpositionen  kann  man  den  besonderen  Schutz¬ 
interessen  der  inländischen  Produktion  Rechnung  tragen. 
Man  kann  in  einem  Handelsverträge  eine  Unterteilung 
vornehmen  und  für  diese  Sonderposition  einem  Staate 
einen  ermäßigten  Zollsatz  einräumen,  welcher  einem 
dritten  Staate  kraft  der  Meistbegünstigung  zwar  formell 
zu  gute  kommt,  praktisch  aber  nicht,  weil  dieser  dritte 
Staat  an  der  Ausfuhr  dieser  speziellen  Ware  zu  uns  kein 
erhebliches  Interesse  hat.  Es  handelt  sich  aber  hierbei 
offensichtlich  schon  um  die  Spezialisierung  des  Zolltarif¬ 
schemas  in  dem  späteren  Stadium  der  Vertragsverhand¬ 
lungen,  nicht  aber  um  die  Spezialisierung  schon  im  auto¬ 
nomen  Zolltarif.  Es  würde  aber  nichts  verschlagen,  wenn 
die  beiden  Zolltarife  die  gleiche  Zahl  von  Positionen  in 
der  gleichen  Reihenfolge  und  Klassifizierung  und  in  der 
gleichen  Benennung  enthalten  und  wenn  der  eine  oder 
andere  Staat  bei  einer  Reihe  von  Positionen  noch  weitere 
Unterteilungen  schon  in  seinem  autonomen  Tarife  vor¬ 
sieht. 

Bei  dem  außerordentlich  innigen  Verkehre  zwischen 
Staaten  mit  langer  Grenze  und  vielen  wechselseitigen 
Einbruchstationen  und  bei  der  unausgesetzten  Befassung 
der  zuständigen  Behörden  mit  den  Fragen  der  Anwen¬ 
dung  und  Auslegung  des  Zolltarifs,  weiß  man  nicht  bloß 
im  Inland,  sondern  auch  im  Nachbarlande  denn  doch  mit 
der  Zeit  ganz  genau,  welcher  zoll-  und  handelspolitische 
Wert  jeder  einzelnen  Position  und  Unterteilung  tatsäch¬ 
lich  zukommt.  Eine  Vogel-Strauß-Politik  ist  auf  diesem 
Gebiete  ebenso  zwecklos  und  kleinlich,  wie  auf  allen 
anderen  Gebieten.  Durch  ein  hartnäckiges  Festhalten  an 
den  Verschiedenheiten  der  Zolltarifschemata  würde  man 
kaum  einen  nennenswerten  handelspolitischen  Vorteil  er¬ 
reichen,  auf  der  anderen  Seite  aber  die  dadurch  bewirkten 
Erschwerungen  des  beiderseitigen  Verkehres  nur  un¬ 
nützerweise  aufrecht  erhalten.  Es  ist  selbstverständlich, 
daß  mit  der  Vereinheitlichung  der  Schemata  noch  nichts 
über  die  Höhe  der  Zollsätze  gesagt  wäre,  daß 
diese  Frage  dem  autonomen  Ermessen  des  einzelnen 
Staates  und  später  den  Ergebnissen  der  Vertragsverhand¬ 
lungen  vorzubehalten  wären. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Begünstigungen  für  eingeführte  Leder,  Häute, 
Felle  und  Gerbstoffe.  Eine  Verordnung  des  Handels¬ 
ministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzminister 
vom  20.  April  1916  verfügt: 

In  Durchführung  der  Bestimmungen  des  §  5,  Punkt  3 
und  4,  der  Ministerialverordnung  vom  5.  Februar  19161), 
R.-G.-Bl.  Nr.  28,  wird,  unter  teilweiser  Abänderung 
dieser  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Bezeichnung  des 
aus  dem  Ausland  eingeführten  Leders,  angeordnet,  wie 
folgt: 

§  1.  Behufs  Erlangung  der  im  §  5,  Punkt  3  und  4, 
der  Verordnung  vom  5-  Februar  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  28, 
angeführten  Begünstigungen  sind  zum  Zwecke  der  Zoll¬ 
abfertigung  schriftliche  Warenerklärungen  in  dreifacher 
Ausfertigung  abzugeben.  In  diesen  sind  außer  den  all¬ 
gemein  erforderlichen  Angaben  anzuführen: 

a)  die  Gattungen  der  zur  Einfuhr  gelangenden  Leder, 
Häute  und  Felle  oder  Gerbstoffe  nach  ihrer  handels¬ 
üblichen  Benennung, 

b)  das  Gesamtgewicht  in  Kilogramm  für  jede  Gattung 
der  zur  Einfuhr  gelangenden  Leder  oder  Gerbstoffe, 

c )  die  Stückzahl  und  das  Gesamtgewicht  der  zur  Ein¬ 
fuhr  gelangenden  Häute  und  Felle,  und  zwar  für  Rinds¬ 
häute  und  Kalbfelle  (einschließlich  Fresser  und  Bitt- 
linge),  getrennt  nach  folgenden  Gewichtsklassen: 

{bis  22^2  kg 
von  23  bis  29 V2  kg 
von  30  bis  39 x/2  kg 
von  40  bis  491/2  kg 
über  50  kg 

{bis  4  kg 
über  4  kg 
\  bis  2  kg 

Kalbfelle,  getrocknet . <  über  2  kg. 

Die  gleiche  Warenerklärung  ist  bezüglich  der  im  Post¬ 
verkehr  eingehenden  Sendungen  abzugeben,  wenn  die 
Erlangung  der  Begünstigungen  hinsichtlich  dieser  Sen¬ 
dungen  angestrebt  wird. 

§  2.  Das  zur  Einfuhr  gelangende  Leder  ist,  wenn  es 
den  im  §  1  der  Verordnung  vom  5.  Februar  1916, 
R.-G.-Bl.  Nr.  28,  genannten  Gattungen  angehört  und 
sofern  die  Partei  die  den  Vorschriften  des  §  1  der  gegen¬ 
wärtigen  Verordnung  entsprechende  Warenerklärung 
abgegeben  hat,  auf  jedem  einzelnen  Stücke  und  seinen 
verschiedenen  Teilen  von  dem  abfertigenden  Zollamte 
durch  Aufdruck  seines  Stempels  und  des  darunter¬ 
gesetzten  Wortes  „Einfuhr“  zu  bezeichnen. 

Das  so  bezeichnete  Leder  darf  beliebig  und  zu  einem 
von  den  festgesetzten  Höchstpreisen  abweichenden  Preise 
verkauft  werden. 

Das  abfertigende  Zollamt  hat  der  Ledermeldestelle 
im  k.  u.  k.  Kriegsministerium  (Wien,  III.  Vordere  Zoll¬ 
amtsstraße  Nr.  3)  die  mit  der  Bestätigung  über  den 
Vollzug  der  Abstempelung  versehene  dritte  Ausfertigung 
der  Warenerklärung  einzusenden. 

§  3.  Behufs  Erlangung  der  Begünstigungen,  die  im 
§  5,  Z.  4,  der  angeführten  Verordnung  für  die  Fälle 
der  Einfuhr  von  Häuten  und  Fellen  oder  Gerbstoffen 
vorgesehen  sind,  sind  dem  Handelsministerium  von  den 
Parteien  die  Nachweise  über  die  erfolgte  Einfuhr,  das 
ist  die  zollbehördlich  bestätigte  Warenerklärung  und 
womöglich  auch  die  Rechnung  über  die  vom  Ausland 
bezogene  Ware,  binnen  T4  Tagen  nach  Einlangen  der 
Ware  im  Zollgebiet  einzusenden. 

Das  Handelsministerium  fertigt  nach  Prüfung  dieses 
Nachweises  dem  Anzeiger  eine  Bestätigung  über  die 
für  richtig  befundene  Anzeige  zu  und  verständigt  hiervon 
die  Ledermeldestelle  im  k.  u.  k.  Kriegsministerium. 

l)  Vgl.  Nr.  6  des  »HanJelsmuseumsa  vom  xo.  Februar  1916,  Seite  76. 
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Die  bei  der  Abfertigung  von  Häuten,  Fellen  und  Gerb¬ 
stoffen  auszustellenden  dritten  Ausfertigungen  der 
Warenerklärungen  sind  von  den  Zollämtern  zu  sammeln 
und  am  15.  und  letzten  jedes  Monates  an  das  Handels¬ 
ministerium  zur  Ermöglichung  der  Überprüfung  der 
Parteinachweise  einzusenden. 

Nach  Fertigstellung  des  aus  den  eingeführten  Roh¬ 
materialien  hergestellten  Leders  hat  der  Erzeuger  unter 
Angabe  der  Gattungen  des  erzeugten  Leders  und  ihrer 
Mengen  ohne  Verzug  um  die  Vornahme  der  im  §  5,  Z.  4, 
der  angeführten  Verordnung  vorgeschriebenen  Ab¬ 
stempelung  beim  Handelsministerium  anzusuchen,  das 
hierüber  das  weitere  veranlaßt. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Regelung  des  Verkehrs  mit  Mineralölprodukten, 
Benzol  und  Teerölen.  Eine  Verordnung  des  Handels¬ 
ministers  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern 
vom  29.  April  1916,  betreffend  die  Abänderung  und  Er¬ 
gänzung  der  Ministerialverordnung  vom  18.  Dezember 
I9I51)>  R--G.-B1.  Nr.  377,  über  die  Regelung  des  Ver¬ 
kehres  mit  Mineralölprodukten,  Benzol  und  Teerölen, 
verfügt : 

Artikel  I.  Die  Ministerialverordnung  vom  18.  Dezember 
19I5>  R.-G.-Bl.  Nr.  377,  über  die  Regelung  des  Verkehres 
mit  Mineralölprodukten,  Benzol  und  Teerölen,  wird  in 
nachstehender  Weise  abgeändert  und  ergänzt: 

1.  §  1,  Absatz  1,  hat  zu  lauten: 

„Der  Anzeigepflicht  nach  Maßgabe  der  folgenden  Be¬ 
stimmungen  unterliegen  die  vorhandenen  und  die  weiter 
hinzukommenden  Mengen  an  Rohöl  (Erdöl),  an  daraus 
gewonnenen  Produkten,  an  rohem  Steinkohlenteer  und 
rohem  Braunkohlenteer,  an  Benzol  jeder  Art  sowie  an 
Stein-  und  Braunkohlenteerölen  jeder  Art.“ 

2.  Im  §  2  wird  nach  dem  zweiten  Absätze  folgende 
Bestimmung  eingeschaltet: 

„Zur  Anzeige  der  Vorräte  an  rohem  Steinkohlenteer 
und  rohem  Braunkohlenteer  sind  Unternehmungen,  in 
denen  diese  Stoffe  erzeugt  werden,  sowie  diejenigen 
Unternehmungen  verpflichtet,  die  solche  weiter  ver¬ 
arbeiten.  Die  Anzeigen  über  diese  Vorräte  sind  erstmalig 
nach  dem  Stande  vom  15.  Mai  1916  zu  erstatten.  Für 
die  weiteren  Anzeigen  gelten  sinngemäß  die  Bestim¬ 
mungen  des  ersten  Absatzes,  zweiter  Satz.“ 

3.  Der  zweite  Absatz  des  §  3  hat  zu  lauten: 

„Die  Anzeigen  sind  ausschließlich  und  genau  nach  den 
in  den  Beilagen  A  bis  F  dieser  Verordnung  enthaltenen 
Mustern  zu  verfassen.“ 

4.  Nach  diesem  Absätze  wird  folgende  Bestimmung 
eingeschaltet: 

„Bei  der  erstmaligen,  nach  dem  Stande  vom  15.  Mai 
1916  zu  erstattenden  Anzeige  über  die  Vorräte  an  rohem 
Steinkohlenteer  und  rohem  Braunkohlenteer  ist  nur  die 
letzte  Vertikalrubrik  der  Beilage  D  auszufüllen.“ 

5-  §  5  hat  zu  lauten: 

„Unter  Sperre  gelegt  sind  die  vorhandenen  und  neu 
hinzukommenden  Mengen  an: 

1.  Benzin  jeder  Art; 

2.  Gasöl  jeder  Art  (Blauöl,  Gasöl,  Treiböl,  Diesel¬ 
motorenöl)  ; 

3.  Schmieröl  jeder  Art; 

4-  Petrolkoks; 

5-  rohem  Steinkohlenteer  und  rohem  Braunkohlenteer; 

6.  Benzol,  und  zwar  Rohbenzol  (Kokerei-  und  Teer¬ 
rohbenzol,  Vorlauf-  und  Leichtöl),  Motorenbenzol,  Han¬ 
delsbenzol,  Toluol,  Xylol,  Solventnaphtha  und  Schwer¬ 
benzol  ; 

7-  Steinkohlenteeröl,  und  zwar  Mittelöl  (karbolsaure 
Rohöle  bis  50  Prozent  Säuregehalt),  Schweröl  (Kreosot 

l)  Vgl.  Nr.  51  des  »Handelsmuseums«  vom  23.  Dezember  1915,  Seite  789. 


und  Waschöl),  Anthrazenöl,  Motorentreiböl,  Heizöl, 
Karbolineum  und  Imprägnieröl; 

8.  Braunkohlenteeröle  jeder  Art. 

Unter  Sperre  gelegte  Stoffe  dürfen  nur  auf  Grund 
einer  besonderen  Bewilligung  und  nur  in  derjenigen 
Menge  und  Qualität  und  innerhalb  jenes  Zeitraumes  ab¬ 
gegeben  werden,  die  in  der  Bewilligung  bezeichnet  sind. 

Die  Bewilligung  wird  vom  Handelsministerium,  sofern 
es  sich  aber  um  den  Bezug  von  Benzin  oder  Benzol  für 
Maschinen  handelt,  die  im  Betriebe  einer  Landwirtschaft 
verwendet  werden  (Pflüge,  Dreschmaschinen  und  der¬ 
gleichen),  vom  Ackerbauministerium  erteilt. 

Die  Bewilligung  zum  Bezüge  gesperrter  Stoffe  lautet 
auf  den  Namen  des  Abnehmers.  Das  Handelsministerium, 
beziehungsweise  das  Ackerbauministerium  kann  jedoch 
bei  Erteilung  der  Bezugsbewilligung  gestatten,  daß  die 
auf  Grund  der  Bewilligung  bezogenen  Stoffe  ohne  eine 
weitere  Bezugsbewilligung  weiter  abgegeben  werden, 
und  kann  hierbei  ein  Höchstausmaß  für  die  auf  einmal 
abzugebenden  Mengen  festsetzen. 

Das  Handelsministerium  und,  sofern  es  sich  um  den 
Bezug  von  Benzin  oder  Benzol  für  Maschinen  handelt, 
die  im  Betriebe  einer  Landwirtschaft  verwendet  werden 
(Pflüge,  Dreschmaschinen  und  dergleichen),  das  Acker¬ 
bauministerium  können  ferner  an  Erzeugungs-  und  Han- 
delsunternehmungen  Bewilligungen  ohne  ausdrückliche 
Bezeichnung  des  Abnehmers  erteilen,  die  zur  Abgabe 
bestimmter  Mengen  gesperrter  Stoffe  an  unmittelbare 
Verbraucher  berechtigen.  Unternehmungen,  denen  eine 
solche  Bewilligung  erteilt  wurde,  sind  verpflichtet,  dem 
Handelsministerium,  beziehungsweise  dem  Ackerbau¬ 
ministerium  nach  Ablauf  der  Gültigkeitsdauer  der  Be¬ 
willigung  die  erfolgten  Abgaben  unter  Angabe  des 
Namens  (Firma),  des  Wohnortes  (Betriebsstätte),  der 
Beschäftigung  des  Verbrauchers  und  des  Zweckes  der 
Abgabe  einzeln  nachzuweisen. 

Die  bestehenden  Vorschriften  über  den  steuerfreien 
Bezug  steuerpflichtiger  Mineralölprodukte  werden  durch 
die  Bestimmungen  der  beiden  vorhergehenden  Absätze 
nicht  berührt. 

Abgaben,  die  unmittelbar  an  die  Militärverwaltung 
erfolgen,  bedürfen  keiner  Bezugsbewilligung,  können  je¬ 
doch  nur  auf  Grund  ausdrücklicher  Bestellung  oder  An¬ 
forderung  der  militärischen  Behörde  erfolgen.  Derartige 
Abgaben  sind  in  den  gemäß  §  2  zu  erstattenden  Anzeigen 
besonders  auszuweisen.  Die  Bestellungsdokumente  oder 
Abschriften  derselben  sind  vom  Abgeber  aufzubewahren.“ 

6.  §  6  hat  zu  lauten: 

„Um  die  Bezugsbewilligung  (§  5,  Absatz  4)  hat  der 
Abnehmer  bei  der  Mineralölabteilung  des  Handelsmini¬ 
steriums,  wenn  es  sich  jedoch  um  den  Bezug  von  Benzin 
oder  Benzol  für  Maschinen  handelt,  die  im  Betriebe  einer 
Landwirtschaft  verwendet  werden,  beim  Ackerbaumini¬ 
sterium  unmittelbar  anzusuchen. 

Diese  Ansuchen  sind  ausschließlich  und  genau  nach 
dem  in  der  Beilage  G  dieser  Verordnung  enthaltenen 
Muster  zu  verfassen. 

Die  Angaben  des  Gesuchstellers  bedürfen  beim  Bezug 
von  Benzin  oder  Benzol  für  Maschinen,  die  im  Betriebe 
einer  Landwirtschaft  verwendet  werden,  der  Bestätigung 
der  Gemeinde,  bei  Bezügen  gesperrter  Stoffe  für  Berg¬ 
baue  auf  vorbehaltene  Mineralien  und  zur  Erdharz- 
Gewinnung  der  Bestätigung  des  Revierbergamtes,  bei 
sonstigen  Bezügen  der  Bestätigung  der  politischen  Be¬ 
hörde  erster  Instanz  oder  des  Gewerbeinspektors.  Staat¬ 
liche  Betriebe  bedürfen  für  ihre  Bezüge  einer  solchen 
Bestätigung  nicht. 

Um  die  Bewilligung  zur  Abgabe  unter  Sperre  gelegter 
Stoffe  (§  5,  Absatz  5)  haben  die  Unternehmungen  unter 
Benützung  des  Musters  Beilage  H  dieser  Verordnung 
beim  Handelsministerium,  beziehungsweise  beim  Acker¬ 
bauministerium  anzusuchen.“ 
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Artikel  II.  §  2,  Absatz  5,  der  Ministerialverordnung 
vom  18.  Dezember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  3 77,  wird  außer 
Kraft  gesetzt. 

Artikel  III.  Die  Beilagen  B,  D,  F,  G  und  H  der 
Ministerialverordnung  vom  18.  Dezember  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  377,  werden  durch  die  Beilagen  B,  D,  F,  G  und  H1) 
der  gegenwärtigen  Verordnung  ersetzt. 

Artikel  IV.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dein  Tag  der 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  einige  Mi¬ 
neralölprodukte.  Eine  Verordnung  des  Handelsmini¬ 
sters  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern 
vom  29.  April  1916,  mit  welcher  die  Ministerialverord- 
■  ;v  vom  18.  Dezember  19152),  betreffend  die  Fest¬ 
setzung  von  Höchstpreisen  für  einige  Mineralölprodukte, 
abgeändert  und  ergänzt  wird,  bestimmt: 

Artikel  I.  Die  Ministerialverordnung  vom  18.  Dezember 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  378,  betreffend  die  Festsetzung  von 
Höchstpreisen  für  einige  Mineralölprodukte,  wird  in 
nachstehender  Weise  abgeändert  und  ergänzt: 

1.  Bei  Ziffer  2  des  §  1  wird  eingeschaltet: 

„Dieser  Grundpreis  erhöht  sich  für  sogenanntes  Stark¬ 
lichtpetroleum  zum  Gebrauch  in  Glühlichtanlagen  um 
3  K,  jedoch  darf  dieser  Preisaufschlag  den  nach  §  6 
dieser  Verordnung  festzusetzenden  Detailpreisen  nicht 
zu  gründe  gelegt  werden.“ 

2.  Ziffer  3  des  §  1  hat  zu  lauten: 

„für  Gasöl  jeder  Art  (Blauöl,  Gasöl,  Treiböl,  Diesel¬ 
motorenöl)  . 20  K.“ 

3.  Buchstabe  o  der  Ziffer  4  des  §  1  hat  zu  lauten: 

„für  Winteröl,  destilliert  oder  raffiniert  (Flammpunkt 

mindestens  1400  und  höchstens  1600  C,  Viskosität  5  bis  6 
bei  50°  C,  Stockpunkt  mindestens  —  io°  C,  frei  von 
Säuren  und  in  Benzin  und  Benzol  unlöslichen  Bestand¬ 
teilen)  . 32  K.“ 

4.  In  §  2,  Ziffer  3,  Buchstabe  a,  wird  nach  dem  zweiten 
Absätze  eingeschaltet: 

„Wird  das  Faß  nicht  mitverkauft,  sondern  bloß  leih¬ 
weise  beigestellt,  so  darf  hierfür  ein  Betrag  bis  zu 
K  3’50  für  je  100  kg  Reingewicht  der  verkauften  Waren 
berechnet  werden.  Hierbei  versteht  es  sich,  daß  die 
Rückfracht  für  das  Faß  von  der  Betriebsstätte  (Woh¬ 
nung)  des  Käufers  der  Ware  zu  Lasten  des  Verkäufers 
geht.“ 

5.  Buchstabe  b  und  c  der  Ziffer  3  des  §  2  haben  zu 
lauten : 

,,b)  Bei  Lieferung  in  Käufers  Holzfässern  für  die 
Herrichtung  des  Fasses  eine  Vergütung  bis  zu  2  K  für 
je  100  kg  Reingewicht  der  verkauften  Ware.  Hierbei 
versteht  es  sich,  daß  das  Faß  dem  Verkäufer  der  Ware 
frachtfrei  zu  seiner  Verladestation  gestellt  wird. 

c)  Bei  Lieferung  in  Verkäufers  Eisenfässern  eine  Ver¬ 
gütung  bis  zu  50  Heller,  falls  die  Rückstellung  des 
Fasses  innerhalb  eines  Monats  nach  Empfang  der  Ware 
erfolgt,  falls  aber  die  Rückstellung  später  erfolgt,  eine 
weitere  Vergütung  bis  zu  K  1*50  für  jeden  angefangenen 
Monat.  Die  Rückstellung  des  Fasses  versteht  sich  fracht¬ 
frei  Verladestation  des  Verkäufers. 

Der  Verkäufer  ist  berechtigt,  die  Bestellung  einer  an¬ 
gemessenen  Sicherheit  für  die  Rückstellung  des  Fasses 
zu  bedingen.“ 

6.  Der  II.  Abschnitt  (§  4)  hat  zu  entfallen. 

7.  Der  bisher  III.  Abschnitt  erhält  die  Nummer  II. 

Dessen  Überschrift  hat  zu  lauten: 

„II.  Höchstpreis  beim  Verkauf  von  Mineralölprodukten 
in  Mengen  von  mindestens  einem  Faß  oder  einer  Kiste 

durch  Händler.“ 

Der  Eingang  des  §  5  und  der  erste  Absatz  des  Buch¬ 
staben  a  haben  zu  lauten: 

«)  Diese  Beilagen  sind  in  dem  am  3.  Mai  1.  J.  ausgegebenen  LXI.  Stücke 
des  Reichsgesetzldattes  unter  Nr.  127  enthalten. 

J)  Vgl.  Nr.  51  des  »Handelsmuseums«  vom  23.  Dezember  1915,  Seite  790. 


„Für  den  Verkauf  von  Mineralölprodukten  in  Mengen 
von  mindestens  einem  Faß  oder  einer  Kiste  durch  Händler 
gelten  folgende  Bestimmungen: 

a)  Wird  die  Ware  durch  den  Händler  unmittelbar  aus 
einer  Raffinerie  in  die  Bahnstation  seines  Abnehmers  ge¬ 
liefert,  so  darf  außer  dem  Grundpreis  (§  i),  der  nach 
§  2,  Ziffer  2,  für  die  Strecke  Drohobycz — Bahnstation 
des  Abnehmers  anrechenbaren  Frachtvergütung,  endlich 
außer  der  nach  §  2,  Ziffer  3,  anrechenbaren  Vergütung 
für  das  Faß  oder  die  Kiste  nur  ein  weiterer  Betrag  bis 
zu  3  K  für  je  100  kg  Reingewicht  des  verkauften  Leucht¬ 
petroleums,  Gasöls  und  Vulkanöls  und  bis  zu  6  K  für 
je  100  kg  Reingewicht  des  verkauften  Benzins  berechnet 
werden.“ 

8.  Zwischen  dem  vorletzten  und  letzten  Absatz  des 
§  5  wird  eingeschaltet: 

„Raffinerien  gelten  beim  Verkauf  von  Mineralöl¬ 
produkten  in  Mengen  von  mindestens  einem  Faß  oder 
einer  Kiste  und  von  weniger  als  einer  ganzen  Waggon¬ 
ladung  als  Händler  im  Sinne  der  vorhergehenden  Be¬ 
stimmungen.“ 

9.  Der  bisher  IV.  Abschnitt  erhält  die  Nummer  III. 

10.  §  6,  Ziffer  2,  erster  Satz,  hat  zu  lauten: 

„Aus  einem  Zuschlag  bis  zu  K  3‘5o  für  je  100  kg 
Reingewicht  der  verkauften  Ware  (Differenz  zwischen 
dem  Kaufpreis  und  dem  Rückverkaufspreis  für  das  Faß, 
beziehungsweise  Vergütung  für  die  leihweise  Beistellung 
des  Fasses,  §  2,  Ziffer  3,  Buchstabe  a).“ 

11.  Nach  dem  bisher  IV.,  nunmehr  III.  Abschnitt, 
wird  eingeschaltet: 

„IV.  Ausnahmen.  §70.  Der  Handelsminister  kann 
für  den  Verkauf  von  Mineralölprodukten,  die  nachweis¬ 
lich  aus  dem  Ausland  bezogen  wurden,  Ausnahmen  von 
den  vorhergehenden  Bestimmungen  gestatten  und  hierbei 
bestimmte  Bedingungen  vorschreiben.“ 

Artikel  II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Verbot  beschleunigter  Verkäufe  von  Web-, 
Strick-  und  Wirkwaren.  Eine  Verordnung  des  Han¬ 
delsministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des 
Innern  und  dem  Justizminister  vom  5.  Mai  1916  be¬ 
stimmt  : 

§  1.  Veranstaltungen,  die  einen  beschleunigten  Verkauf 
von  Web-,  Strick-  und  Wirkwaren  bezwecken,  sind  ver¬ 
boten. 

Unter  Web-  und  Wirkwaren  werden  auch  Web-  und 
Wirkstoffe,  ferner  Waren  verstanden,  welche  aus  Web¬ 
oder  Wirkstoffen  hergestellt  sind. 

§  2.  Als  verboten  gelten  bezüglich  der  im  §  1  bezeich- 
neten  Waren  insbesondere  alle  Ausverkäufe,  ohne  Unter¬ 
schied,  ob  sie  unter  das  Gesetz  vom  16.  Januar  1895, 
R.-G.-Bl.  Nr.  26,  fallen  oder  nicht,  Inventur-  und  Saison¬ 
verkäufe,  Serien-  und  Restwochen  oder  -tage,  weiße 
Wochen  oder  Tage,  große  Wochen  oder  Tage,  Propa¬ 
ganda-  und  Reklamewochen  oder  -tage,  Verkäufe  aus 
Anlaß  von  Kirchenfesten,  von  Partiewaren  und  ähnliche 
Sonderverkäufe;  ferner  freiwillige  Versteigerungen,  ohne 
Unterschied,  ob  sie  öffentlich  erfolgen  oder  ob  der  Zu¬ 
tritt  zu  denselben  auf  besonders  geladene  Kauflustige  be¬ 
schränkt  bleiben  soll. 

§  3.  Das  Verbot  des  §  1  erstreckt  sich  auf  alle  Arten 
von  schriftlichen  oder  gedruckten  Ankündigungen,  An¬ 
preisungen,  Aufforderungen  und  Einladungen  sowie  auf 
deren  Versendung  und  Anschlag.  Als  verbotene  An¬ 
preisung  gilt  auch  die  Ankündigung  oder  die  Anbringung 
von  Aufschriften  herabgesetzter  Preise  oder  von  In¬ 
venturpreisen. 

§  4.  Ausnahmen  von  dem  Verbote  des  §  1  kann  das 
Handelsministerium  in  besonders  berücksichtigungs¬ 
würdigen  Fällen,  wie  bei  Todesfällen,  Geschäftsauf¬ 
lösungen  und  Konkursen  bewilligen.  Für  die  Fortsetzung 


II.  MAI  1916] 


DAS  HANDELSMUSEUM. 


281 


eines  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  16.  Januar  1895, 
R.-G.-Bl.  Nr.  26,  vor  Eintritt  der  Wirksamkeit  dieser 
Verordnung  bewilligten  Ausverkaufes  von  im  §  1  ge¬ 
nannten  Waren  ist  die  Genehmigung  des  Handelsmini¬ 
steriums  einzuholen.  Bis  zu  deren  Erteilung  bleibt  der 
Ausverkauf  verboten. 

§  5.  Das  in  bestehenden  Vorschriften  begründete  Recht 
des  Pfandgläubigers  und  anderer  Gläubiger,  zur  Befriedi¬ 
gung  ihrer  Ansprüche  Sachen  öffentlich  verkaufen  zu 
lassen  sowie  der  Verkauf  gemäß  Artikel  343  H.-G.-Bl. 
werden  durch  die  Verbote  dieser  Verordnung  nicht  be¬ 
rührt. 

Anstalten  und  Unternehmungen  jedoch,  die  nach  ihren 
Einrichtungen  regelmäßig  die  Pfänder  öffentlich  ver¬ 
kaufen,  wie  insbesondere  die  Versatzämter  und  Pfand¬ 
leihanstalten,  sind  verpflichtet,  jeden  Termin,  zu  dem 
Waren  der  im  §  1  genannten  Art  zum  Verkaufe  ge¬ 
langen,  unter  Angabe  von  Gattung  und  Menge  drei 
Wochen  vorher  dem  Handelsministerium  schriftlich  an¬ 
zuzeigen.  Diese  Verkäufe  unterliegen  auch  dem  Verbote 
ües  §  3>  ohne  daß  hierdurch  die  gesetzlichen  oder  sta¬ 
tutarischen  Bestimmungen  über  die  Bekanntmachung  der 
Versteigerung  der  Pfänder  berührt  werden. 

§.  6.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  mit  Arrest  in  der  Dauer  bis  zu  sechs 
Monaten  geahndet. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Erzeugung  von  Brot  und  Kleinverschleiß  von 

Mehl.  Eine  Verordnung  des  k.  k.  Statthalters  im  Erz¬ 
herzogtum  Österreich  unter  der  Enns  vom  22.  April 
T916,  Z.  W — 1040/98,  lautet: 

§  1.  Zur  gewerbsmäßigen  Erzeugung  von  Brot  ist 
eine  Mischung  von  Weizenbrotmehl,  Roggenmehl, 
Gerstenmehl,  Maismehl,  Kartoffelmehl  oder  Kartoffel¬ 
brei  zu  verwenden. 

Das  Ausmaß  der  Verwendung  sämtlicher  genannter 
Mehlsorten  richtet  sich  nach  den  jeweiligen  Zuweisungen 
durch  die  Kriegsgetreideverkehrsanstalt. 

§  2.  Bäcker  sowie  jene  Personen  und  Unternehmungen, 
die  gewerbsmäßig  Mahlprodukte  gegen  Entgelt  an  Dritte 
abgeben  (also  auch  Konsumvereine  und  ähnliche  Ver¬ 
einigungen),  dürfen  an  Konsumenten  Weizen-  oder 
Roggenmehl  nur  dann  abgeben,  wenn  die  Abnehmer 
gleichzeitig  Maismehl  oder  Maisgrieß,  und  zwar  wenig¬ 
stens  im  Ausmaß  des  vierten  Teiles  der  bezogenen 
Menge  von  Edelmehl  kaufen. 

Von  dieser  Beschränkung  ist  nur  dann  abzusehen, 
wenn  der  betreffende  Mehlverschleißer  nicht  im  Besitze 
von  Maismahlprodukten  ist. 

§  3-  Alle  gewerbsmäßigen  Erzeuger  von  Brot,  ferner 
alle  Gewerbetreibenden,  welche  sich  mit  dem  Klein¬ 
verschleiß  von  Mahlprodukten  befassen,  haben  einen  Ab¬ 
druck  oder  einen  von  der  politischen  Bezirksbehörde  ge¬ 
nehmigten  Auszug  dieser  Verordnung  in  ihren  Verkaufs¬ 
oder  Betriebsräumen  an  einer  jedermann  sichtbaren  Stelle 
anzuschlagen. 

§  4.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden,  sofern 
nicht  die  strafgerichtliche  Ahndung  eintritt,  von  der 
politischen  Bezirksbehörde  mit  Geldstrafe  bis  zu  5000  K 
oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  geahndet. 

Außerdem  kann,  sofern  die  Voraussetzungen  des 
§  l33b,  Absatz  1,  lit.  a,  der  Gewerbeordnung  zutreffen, 
die  Entziehung  der  Gewerbeberechtigung  verfügt  werden. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  am  26.  April  1916  in 
Kraft. 

Mit  demselben  Tage  tritt  die  Statthaltereiverordnung 
vom  28.  Februar  1916,  L.-G.-  u.  V.-Bl.  Nr.  19,  außer 
Wirksamkeit. 


Ergänzung  der  Bestimmungen  über  den  Zucker¬ 
verkehr.  Eine  V  erordnung  des  Handelsministers  im 
Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  vom  7.  Mai 
I9I6,  mit  welcher  die  Ministerialverordnung  vom 
4.  März  19161),  R.-G.-Bl.  Nr.  61,  betreffend  die  Re¬ 
gelung  des  Verkehrs  mit  versteuertem  Zucker  ergänzt 
wird,  verfügt: 

Auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  Ok¬ 
tober  19141  R.-G.-Bl.  Nr.  274»  wird  in  Ergänzung  der 
Ministerialverordnung  vom  4.  März  1916,  R.-G.-Bl. 

Nr.  61,  über  die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Zucker, 
verordnet,  wie  folgt: 

I.  Zuckerzusatzkarte  für  Arbeiter  und 
Kranke.  §  1.  Die  politischen  Landesbehörden  sind 
ermächtigt,  die  vierwöchentliche  Verbrauchsmenge  an 
versteuertem  Zucker 

a)  für  Personen,  die  in  ununterbrochenen  Betrieben, 
beziehungsweise  Betriebszweigen  als  gewerbliche  Ar¬ 
beiter  beschäftigt  sind; 

b)  für  Bergarbeiter,  auch  wenn  sie  ausschließlich 
obertags  beschäftigt  sind,  ferner  für  Hüttenarbeiter; 

c)  für  das  Fahr-  und  das  turnusmäßig  Nachtdienst 
versehende  Eisenbahn-  und  Postpersonal,  ferner  für  die 
in  Eisenbahnwerkstätten  beschäftigten  stabilisierten  und 
nicht  stabilisierten  Arbeiter,  insofern  es  sich  um  ununter¬ 
brochene  Betriebe,  beziehungsweise  Betriebszweige 
handelt  ; 

d)  für  Forstarbeiter,  welche  durch  die  Natur  ihrer 
Arbeit  gezwungen  sind,  sich  länger  als  einen  Tag  von 
ihrem  ständigen  Aufenthaltsorte  entfernt  zu  halten, 
auf  1 5/g  kg  zu  erhöhen. 

§  2.  Die  politischen  Bezirksbehörden  sind  ermächtigt, 
in  berücksichtigungswürdigen  Fällen  kranken  und  kur¬ 
gebrauchenden  Personen,  für  deren  Ernährung  besondere 
Rücksichten  und  Verhältnisse  gegeben  sind,  sofern  die¬ 
selben  nicht  zur  Gänze  in  Anstalten  verpflegt  werden 
(§  5  der  Ministerialverordnung  vom  4.  März  1916, 
R.-G.-Bl.  Nr.  61),  fallweise  über  begründetes,  ärztlich 
bestätigtes  Ansuchen  eine  Erhöhung  der  vierwöchent¬ 
lichen  Verbrauchsmenge  an  versteuertem  Zucker  auf 
höchstens  1 5/8  kg  zu  bewilligen. 

§  3.  Für  den  Bezug  der  in  den  §§  1  und  2  dieser  Ver¬ 
ordnung  festgesetzten  erhöhten  Verbrauchsmengen 
werden  besondere  Zuckerzusatzkarten  ausgegeben. 

Die  Zuckerzusatzkarten  werden  amtlich  aufgelegt, 
gelten  für  eine  Person  und  für  den  auf  der  Karte  an¬ 
geführten  Zeitraum  von  vier  Wochen  und  enthalten  eine 
der  Erhöhung  über  die  normale  Verbrauchsmenge  ent¬ 
sprechende  Anzahl  von  Abschnitten  über  ie  1I  k° 

ry  «  J  I  8  ^ 

Zucker. 

Die  Zuckerzusatzkarten  sind  nicht  übertragbar. 

§  4.  Für  die  im  §  1,  lit.  a,  b  und  c,  bezeichneten 
Personen  haben  diejenigen  Unternehmungen  (Dienst¬ 
stellen),  bei  welchen  diese  Personen  angestellt  sind,  die 
Anzahl  der  für  den  Bezug  einer  Zuckerzusatzkarte  be¬ 
rechtigten  Personen  mittels  Verzeichnisses  (Konsigna¬ 
tion)  bei  der  zuständigen  Abgabestelle  für  Zuckerkarten 
anzumelden. 

Über  die  Art  des  Betriebes,  beziehungsweise  Betriebs¬ 
zweiges  als  eines  ununterbrochenen  haben  bei  der  erst¬ 
maligen  Anmeldung  die  in  §  1,  lit.  a,  bezeichneten  Lhiter- 
nehmungen  eine  Bestätigung  des  zuständigen  Gewerbe¬ 
inspektors,  die  in  §  r,  lit.  c,  genannten  Eisenbahnwerk¬ 
stätten  Bestätigung  der  zuständigen  Staatsbahndirektion, 
beziehungsweise  der  Generalinspektion  der  österreichi¬ 
schen  Eisenbahnen  beizubringen. 

Die  Abgabestelle  für  Zuckerkarten  hat  die  der  an<re- 
meldeten  Anzahl  von  Personen  entsprechende  Anzahl 
von  Zuckerzusatzkarten  der  Unternehmung  (Dienststelle) 
zu  übergeben.  Die  Unternehmung  (Dienststelle)  ist  ver- 

*)  Vgl.  Nr,  10  des  »Handelsmuseums«  vom  9  März  1.  J.,  Seite  140. 
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pflichtet,  den  anspruchsberechtigten  Angestellten  die 
Zuckerzusatzkarten  auszufolgen. 

Forstarbeiter  (§  I,  lit.  d)  haben  die  Zuckerzusatz¬ 
karte  bei  der  zuständigen  Abgabestelle  für  Zuckerkarten 
gegen  Beibringung  einer  von  der  Gemeindevorstehung 
ausgefertigten  Bestätigung  über  die  Anspruchsberechti¬ 
gung  gleichzeitig  mit  der  Zuckerkarte  anzusprechen. 

Kranke  und  kurgebrauchende  Personen  (§  2)  haben 
die  Zuckerzusatzkarte  gegen  Nachweis  der  Bezugs¬ 
berechtigung  bei  der  zuständigen  Abgabestelle  für 
Zuckerkarten  gleichzeitig  mit  der  Zuckerkarte  anzu¬ 
sprechen. 

II.  Erhöhung  der  Zuckerverbrauchs¬ 
menge  für  Notstandsgebiete.  §  5.  Mit  Ge¬ 
nehmigung  des  Handelsministers  kann  die  politische 
Landesbehörde  in  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen 
für  die  Bewohner  von  Gemeinden,  welche  in  erfahrungs¬ 
gemäß  von  Notständen  heimgesuchten  Gebieten  gelegen 
sind,  eine  Erhöhung  der  im  Sinne  des  §  2  der  Mini- 
sterialverordnung  vom  4.  März  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  61, 
von  der  politischen  Landesbehörde  festgesetzten  vier¬ 
wöchentlichen  Verbrauchsmenge  an  versteuertem  Zucker 
um  höchstens  */4  kg  bewilligen. 

III.  Erweiterung  des  Geltungsgebietes 
der  Zuckerkarte.  §  6.  Die  politischen  Landes¬ 
behörden  können  von  der  Bestimmung  des  §  2,  dritter 
Absatz,  der  Minister ialverordnung  vom  4.  März  1916, 
R.-G.-Bl.  Nr.  61,  für  Gemeinden,  deren  Bewohner  sich 
herkömmlicherweise  aus  einer  Gemeinde  des  angren¬ 
zenden  Kronlandes  mit  Zucker  versorgen,  Ausnahmen 
gestatten  und  bestimmen,  daß  auch  die  Zuckerkarte  des 
angrenzenden  Verwaltungsgebietes  für  den  Bezug  von 
Zucker  in  der  betreffenden  Gemeinde  Geltung  hat. 

Desgleichen  sind  die  politischen  Landesbehörden  er¬ 
mächtigt,  (bahneigenen  oder  genossenschaftlichen)  Eisen¬ 
bahnlebensmittelmagazinen  zu  gestatten,  Zucker  an  ihre 
Mitglieder  auch  gegen  in  einem  anderen  Verwaltungs¬ 
gebiete  ausgestellte  Zuckerkarten  auszufolgen. 

IV.  Allgemeine  Bestimmungen.  §  7.  Die 
Zuckerzentrale  kann  in  einzelnen  besonders  rücksichts¬ 
würdigen  Fällen  Zuckerfabriken,  Zuckerfreilager  oder 
Zuckergroßhändler  mit  Genehmigung  des  Handelsmini¬ 
sters  ermächtigen,  Zucker  an  Personen,  Betriebe  oder 
Anstalten  ohne  Bezugschein  abzugeben. 

Eine  solche  Anweisung  der  Zuckerzentrale  ist  den 
finanzamtlichen  Überwachungsorganen  bei  der  Weg¬ 
bringung  des  Zuckers  aus  der  Erzeugungsstätte  oder  aus 
dem  Freilager  vorzuweisen  und  abzuführen.  Großhändler 
haben  diese  Anweisung  als  Beleg  zum  Vormerkbuche 
aufzubewahren. 

§  8.  Die  Bestimmungen  der  Ministerialverordnung 
vom  4.  März  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  61,  finden,  insofern  in 
dieser  Verordnung  nicht  besondere  Anordnungen  ge¬ 
troffen  sind,  Anwendung. 

§  9.  Diese  Verordnung- tritt  mit  dem  Tag  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Einfuhr  von  Schweinefett  und  Schweinespeck 
aus  dem  Zollauslande.  Eine  Verordnung  des  Ministers 
des  Innern  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Mini¬ 
stern  vom  8.  Mai  1916  bestimmt: 

§  1.  Schweinefett  und  Schweinespeck,  welche  nach 
Inkrafttreten  dieser  Verordnung  aus  dem  Zollauslande 
nach  Österreich  eingeführt  werden,  dürfen  nur  durch  die 
vom  k.  k.  Ministerium  des  Innern  legitimierte  Einkaufs¬ 
stelle,  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  (Miles), 
in  den  inländischen  Verkehr  gebracht  werden. 

Auf  diese  Artikel  finden  die  Höchstpreisbestimmungen 
der  Ministerialverordnung  vom  29.  November  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  348,  keine  Anwendung. 

§  2.  Wer  die  im  §  1  bezeichneten  Artikel  aus  dem  Zoll¬ 
auslande  einführt,  hat  diese  an  die  vom  k.  k.  Ministerium 


des  Innern  legitimierte  Einkaufsstelle,  Gesellschaft  mit 
beschränkter  Haftung  (Miles),  abzugeben.  Der  Minister 
des  Innern  erläßt  die  näheren  Bestimmungen  hinsichtlich 
der  Übernahme  durch  die  „Miles“  sowie  über  den  Preis 
und  die  Art  und  Weise,  auf  welche  Schweinefett  und 
Schweinespeck,  die  aus  dem  Auslande  bezogen  wurden, 
durch  die  „Miles“  in  den  inländischen  Verkehr  gebracht 
werden. 

§  3.  Die  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrtsunterneh¬ 
mungen  sind  verpflichtet,  jede  nach  dem  Inkrafttreten 
dieser  Verordnung  aus  dem  Zollauslande  eingelangte 
Sendung  von  Schweinefett  oder  Schweinespeck  der 
„Miles“  gleichzeitig  mit  der  vorschriftsmäßigen  Ver¬ 
ständigung  des  Adressaten  unter  Angabe  der  Aufgabe¬ 
station,  des  Adressaten,  der  Art  und  des  Gewichts  der 
Sendung  durch  die  Bestimmungsstation  anzuzeigen. 

§  4.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmngen 
dieser  Verordnung  werden  von  der  politischen  Behörde 
mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis 
zu  sechs  Monaten  bestraft. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verordnung  vom 
5.  Mai  1916  wurde  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von 
Kalk,  natürlichem  kohlensaurem,  ferner  Dolomit,  roh, 
auch  gebrannt,  ferner  Kalk,  gebranntem,  gelöschtem,  und 
Kalkmörtel  (Nr.  227  a  des  statistischen  Warenverzeich¬ 
nisses)  verboten. 

Durchfuhrverbot  für  Käse.  Eine  Verordnung  vom 

25.  April  1916  lautet: 

Auf  Grund  des  §  6  der  Verordnung  des  Bundesrates 
über  Käse  vom  13.  Januar  1916  und  des  §  10  der  Be¬ 
kanntmachung  über  die  Einfuhr  von  Käse  vom  11.  März 
1916  wird  folgendes  bestimmt: 

Artikel  1.  Die  Durchfuhr  von  Käse  über  die  Grenzen 
des  Deutschen  Reiches  ist  verboten. 

Die  Zulassung  von  Ausnahmen  von  dem  Verbote  des 
Absatzes  1  bleibt  Vorbehalten. 

Artikel  2.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Regelung  des  Verkehrs  mit  Branntwein.  Der 

Bundesrat  hat  am  15.  April  1916  folgende  Verordnung 

erlassen: 

I.  Reichsbranntweinstelle.  §  1.  Zur  Rege¬ 
lung  des  Verkehrs  mit  Branntwein  wird  eine  Reichs¬ 
branntweinstelle  errichtet.  Sie  ist  eine  Behörde  und  be¬ 
steht  aus  einem  Vorsitzenden,  einem  oder  mehreren  stell¬ 
vertretenden  Vorsitzenden  und  einer  vom  Reichskanzler 
zu  bestimmenden  Anzahl  von  Mitgliedern. 

Der  Vorsitzende  und  die  stellvertretenden  Vorsitzenden 
sowie  die  Mitglieder  werden  vom  Reichskanzler  ernannt. 
Dieser  führt  die  Aufsicht  und  erläßt  die  näheren  Bestim¬ 
mungen. 

§  2.  Der  Reichsbranntweinstelle  wird  ein  Beirat  bei¬ 
gegeben.  Der  Reichskanzler  bestimmt  das  Nähere  über 
seine  Zusammensetzung  und  bestellt  die  Mitglieder. 

Der  Beirat  soll  über  grundsätzliche  Fragen  gehört 
werden.  Er  hat  insbesondere  zu  hören 

1.  über  die  Zwecke,  zu  denen  Branntwein  von  der 
Spirituszentrale,  G.  m.  b.  H.  in  Berlin,  abzusetzen  ist 
(§  3), 

2.  über  den  Umfang  des  Absatzes  für  die  einzelnen 
Zwecke, 

3.  über  die  Art  der  Durchführung  etwaiger  Absatz¬ 
beschränkungen, 

4.  über  die  bei  Festsetzung  von  Preisen  zu  beobach- 
j  tenden  Grundsätze. 
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§  3.  Branntwein,  der  unter  steueramtlicher  Über¬ 
wachung  steht  (§18  ff.  des  Branntweinsteuergesetzes  vom 
15.  Juli  1909,  R.-G.-Bl.  S.  661),  darf  nur  durch  die 
Spirituszentrale  oder  auf  deren  Anweisung  abgesetzt  oder 
vergällt  werden.  Das  gleiche  gilt  für  Branntwein,  der  in 
einer  Brennerei  ohne  steueramtliche  Abfertigung  oder 
ohne  Vorführung  in  den  freien  Verkehr  tritt  (Abfindungs¬ 
brennerei,  Meßuhrbrennerei),  soweit  er  nach  dem  Inkraft¬ 
treten  dieser  Verordnung  gewonnen  wird. 

Soweit  durch  die  Vorschriften  des  §  72  des  Brannt¬ 
weinsteuergesetzes  und  die  auf  Grund  dieser  Vorschriften 
erlassenen  Bestimmungen  des  Bundesrats  eine  Verpflich¬ 
tung  zur  Vergällung  begründet  ist,  tritt  sie  für  die  Gel¬ 
tungsdauer  dieser  Verordnung  außer  Wirksamkeit. 

Die  Reichsbranntweinstelle,  in  dringenden  Fällen  deren 
Vorsitzender,  bestimmt,  zu  welchen  Zwecken  und  in 
welchen  Mengen  der  Branntwein  von  der  Spirituszentrale 
abzusetzen  ist. 

§  4.  Zur  Bestimmung  der  Verkaufspreise  für  Brannt¬ 
wein  bedarf  die  Spirituszentrale  der  Genehmigung  der 
Reichsbranntweinstelle. 

II.  Branntweinerzugung.  §  5.  Wer  Brannt¬ 
wein  herstellt  (Brenner),  hat  den  hergestellten  Brannt¬ 
wein  einschließlich  der  Bestände  an  die  Spirituszentrale 
zu  liefern.  Die  Lieferung  hat  entsprechend  den  Wei¬ 
sungen  der  Spirituszentrale  zu  erfolgen.  Soweit  einem 
Brenner  von  der  Spirituszentrale  ein  Recht  zum  Rück¬ 
kauf  von  Branntwein  eingeräumt  worden  ist,  verliert  es 
hinsichtlich  der  zu  liefernden  Mengen  seine  Wirksamkeit. 

Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  wird  das 
Eigentum  auf  Antrag  der  Spirituszentrale  durch  die  von 
der  Landeszentralbehörde  zu  bestimmende  Behörde  auf 
die  Spirituszentrale  oder  die  von  ihr  in  dem  Antrag  be- 
zeichnete  Person  übertragen.  Die  Anordnung  ist  an  den 
Besitzer  des  Branntweins  zu  richten.  Das  Eigentum  geht 
über,  sobald  die  Anordnung  dem  Besitzer  zugeht.  Die 
Kosten  des  Verfahrens  trägt  der  Brenner. 

Die  Spirituszentrale  hat  den  Branntwein  abzunehmen. 

§  6.  Für  den  Branntwein  erhält  der  Brenner  einen  an¬ 
gemessenen  Übernahmspreis.  Der  Preis  wird  von  dem 
Gesamtausschusse  der  Spirituszentrale  mit  Genehmigung 
der  Reichsbranntweinstelle  endgültig  festgesetzt;  er  kann 
in  Form  einer  Abschlagszahlung  und  einer  Nachzahlung 
gewährt  werden.  Für  bestimmte  Zeitabschnitte  oder  für 
Branntwein  aus  bestimmten  Rohstoffen  oder  für  be¬ 
stimmte  Brennereiarten  können  Zuschläge  oder  Abschläge 
festgesetzt  werden. 

Für  Branntwein  aus  bestimmten  Rohstoffen  und  für 
bestimmte  Brennereiarten  kann  die  Geschäftsführung  der 
Spirituszentrale  Zuschläge  festsetzen,  soweit  die  Fest¬ 
setzung  nicht  schon  durch  den  Gesamtausschuß  erfolgt 
ist.  Gegen  die  Entscheidung  der  Geschäftsführung  ist 
binnen  zwei  Wochen  Beschwerde  an  den  Vorsitzenden 
der  Reichsbranntweinstelle  zulässig,  der  endgültig  ent¬ 
scheidet. 

§  7.  Jeder  Brenner  ist  verpflichtet,  der  Spirituszentrale 
über  Art  und  Umfang  seiner  Erzeugung  und  über  seine 
Bestände  Auskunft  zu  erteilen.  Das  Nähere  bestimmt  der 
Reichskanzler. 

§  8.  Jeder  Brenner  ist  berechtigt,  dem  Verwertungs- 
verbande  deutscher  Spiritusfabrikanten  mit  den  gleichen 
Rechten  und  Pflichten  beizutreten,  wie  die  ihm  bereits 
angehörenden  Mitglieder.  Wer  von  diesem  Rechte  Ge¬ 
brauch  gemacht  hat,  kann  seine  Mitgliedschaft  zum 
Schlüsse  jedes  Geschäftsjahres  mit  dreimonatiger  Frist 
kündigen. 

§  9.  Der  Brenner,  der  von  dem  Recht  des  Beitritts  zum 
Verwertungsverbande  deutscher  Spiritusfabrikanten  keinen 
Gebrauch  gemacht  hat,  unterliegt  hinsichtlich  der  Ver¬ 
wertung  des  gelieferten  Branntweins  durch  die  Spiritus¬ 
zentrale  den  gleichen  Bedingungen  wie  die  Angehörigen 


des  Verwertungsverbandes  mit  der  Maßgabe,  daß  über 
Rechtsstreitigkeiten  zwischen  ihm  und  der  Spiritus¬ 
zentrale  vorbehaltlich  der  Vorschriften  des  §  6  die  or¬ 
dentlichen,  für  Berlin-Mitte  zuständigen  Gerichte  ent¬ 
scheiden. 

III.  Branntweinbestände,  a)  Unversteuerter 
Branntwein.  §  10.  Wer  mit  Beginn  des  17.  April 
1916  unversteuerten  oder  unverzollten  Branntwein  in  Ge¬ 
wahrsam  hat,  hat  ihn  an  die  Spirituszentrale  zu  liefern. 
Die  Lieferung  hat  entsprechend  den  Weisungen  der 
Spirituszentrale  zu  erfolgen.  Bis  zur  Übernahme  durch 
die  Spirituszentrale  sind  die  Vorräte  aufzubewahren, 
pfleglich  zu  behandeln  und  in  handelsüblicher  Weise  zu 
versichern. 

Diese  Vorschriften  gelten  nicht 

1.  für  Mengen,  die  im  Eigentum  des  Reiches,  eines 
Bundesstaates  oder  Elsaß-Lothringens,  insbesondere  der 
Heeresverwaltungen  oder  der  Marineverwaltung  stehen ; 

2.  für  Mengen,  die  sich  in  Gewahrsam  von  Pulver-, 
Sprengstoff-  oder  Ätherfabriken  befinden ; 

3.  für  vollständig  vergällten  Branntwein. 

§  11.  Wer  mit  Beginn  des  1.  Mai  1916  unversteuerten 
oder  unverzollten  Branntwein  in  Gewahrsam  hat,  hat 
nach  näherer  Bestimmung  des  Reichskanzlers  die  Vorräte 
getrennt  nach  Arten  und  Eigentümern  unter  Nennung  der 
Eigentümer  der  Spirituszentrale  bis  zum  6.  Mai  1916 
anzuzeigen.  Die  Anzeige  über  Mengen,  die  zu  dieser  Zeit 
unterwegs  sind,  ist  unverzüglich  nach  deren  Empfang  von 
dem  Empfänger  zu  erstatten. 

Der  Reichskanzler  kann  eine  Wiederholung  der  An¬ 
zeige  anordnen. 

Die  Vorschriften  der  Absätze  1  und  2  gelten  nicht  für 
den  im  §  10,  Absatz  2,  bezeichneten  Branntwein. 

§  12.  Die  Spirituszentrale  hat  binnen  einem  Monat 
nach  Empfang  der  Anzeige  zu  erklären,  ob  und  inwieweit 
sie  den  Branntwein  übernehmen  will.  Soweit  sie  die 
Übernahme  ablehnt  oder  sich  binnen  der  bezeichneten 
Frist  nicht  erklärt,  erlöschen  die  durch  §  3,  Absatz  1, 
und  §  10  begründeten  Verpflichtungen. 

Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  findet  §  5, 
Absatz  2,  entsprechende  Anwendung. 

§  13.  Den  Preis  für  die  übernommenen  Branntwein¬ 
bestände  (§  10)  setzt  die  Geschäftsführung  der  Spiritus¬ 
zentrale  fest.  Der  Preis  enthält  zugleich  eine  Vergütung 
für  die  Lagerung  und  Versicherung  bis  zum  31.  Mai  1916. 
Gegen  die  Festsetzung  ist  binnen  zwei  Wochen  Be¬ 
schwerde  an  den  Vorsitzenden  der  Reichsbranntweinstelle 
zulässig,  der  endgültig  entscheidet. 

§  14.  Die  Vorschriften  der  §§  10  bis  13  finden  keine 
Anwendung,  soweit  eine  Lieferungspflicht  auf  Grund  des 
§  5  besteht. 

b)  Versteuerter  Branntwein.  §  15.  Wer  mit 
Beginn  des  17.  April  1916  versteuerten  oder  verzollten 
Branntwein  in  Gewahrsam  hat,  hat  ihn  an  die  Spiritus¬ 
zentrale  zu  liefern.  Die  Lieferung  hat  entsprechend  den 
Weisungen  der  Spirituszentrale  zu  erfolgen.  Bis  zur 
Übernahme  sind  die  Vorräte  aufzubewahren,  pfleglich  zu 
behandeln  und  in  handelsüblicher  Weise  zu  versichern. 

Diese  Vorschriften  gelten  nicht 

1.  für  Mengen,  die  im  Eigentum  des  Reiches,  eines 
Bundesstaates  oder  Elsaß-Lothringens,  insbesondere  im 
Eigentum  der  Heeresverwaltung  oder  der  Marineverwal¬ 
tung  stehen; 

2.  für  Mengen,  die  10  hl  Alkohol  nicht  übersteigen. 

§  16.  Wer  mit  Beginn  des  1.  Mai  1916  versteuerten 
oder  verzollten  Branntwein  in  Gewahrsam  hat,  hat  nach 
näherer  Bestimmung  des  Reichskanzlers  die  Vorräte  ge¬ 
trennt  nach  Arten  und  Eigentümern  unter  Nennung  der 
Eigentümer  bis  zum  6.  Mai  1916  anzuzeigen.  Die  Anzeige 
über  Mengen,  die  zu  dieser  Zeit  unterwegs  sind,  ist  un- 
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verziiglich  nach  deren  Empfang  von  dem  Empfänger  zu 
erstatten. 

Diese  Vorschriften  gelten  nicht  für  die  im  §  15,  Ab¬ 
satz  2,  bezeichneten  Mengen. 

§  17.  Die  Spirituszentrale  hat  binnen  zwei  Wochen 
nach  Empfang  der  Anzeige  zu  erklären,  ob  und  inwieweit 
sie  die  Vorräte  übernehmen  will.  Soweit  sie  die  Über¬ 
nahme  ablehnt  oder  sich  binnen  der  bezeichneten  Frist 
nicht  erklärt,  erlöschen  die  durch  §  15,  Absatz  1,  be¬ 
gründeten  Verpflichtungen. 

Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  findet  §  5, 
Absatz  2,  entsprechende  Anwendung. 

§  18.  Den  Preis  für  die  übernommenen  Mengen  setzt 
die  Geschäftsführung  der  Spirituszentrale  fest.  Gegen  die 
Festsetzung  findet  binnen  zwei  Wochen  Beschwerde  an 
den  Vorsitzenden  der  Reichsbranntweinstelle  statt,  der 
endgültig  entscheidet. 

IV.  Ausländischer  Branntwein.  §  19. 

Branntwein,  der  in  Kesselwagen  oder  Fässern  aus  dem 
Ausland  eingeführt  wird,  ist  an  die  Spirituszentrale  zu 
liefern.  Der  Reichskanzler  kann  die  näheren  Bedingungen 
für  die  Lieferung  festsetzen.  Er  kann  bestimmen,  daß 
Zuwiderhandlungen  mit  Gefängnis  bis  zu.  sechs  Monaten 
oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  15.000  M.  bestraft  werden  und 
daß  neben  der  Strafe  der  Branntwein,  auf  den  sich  die 
Zuwiderhandlung  bezieht,  ohne  Unterschied,  ob  er  dem 
Täter  gehört  oder  nicht,  eingezogen  wird. 

V.  Schlußvorschriften.  §  20.  Wer  im  Bren¬ 
nereibetriebsjahr  1915/16  eine  Branntweinreinigungs¬ 
anstalt  im  Sinne  der  §§  2  und  2  a  der  Branntweinreini¬ 
gungsordnung  betrieben  hat,  hat  Anspruch  auf  Beschäf¬ 
tigung  durch  die  Spirituszentrale.  Als  Maßstab  für  die 
Beschäftigung  für  die  der  Spirituszentrale  bisher  nicht 
angeschlossenen  Reinigungsanstalten  dient,  sofern  eine 
Einigung  nicht  zu  stände  kommt,  der  durchschnittliche 
Umfang  der  Reinigungstätigkeit  der  Betriebsjahre 
1910/11  bis  1914/15  unter  Weglassung  der  beiden  Jahre 
mit  der  höchsten  und  der  niedrigsten  Jahresmenge. 

Für  die  Leistungen  der  der  Spirituszentrale  bisher  nicht 
angeschlossenen  Reinigungsanstalten  sind  angemessene 
Vergütungen  zu  zahlen.  Die  Geschäftsführung  der  Spi¬ 
rituszentrale  bestimmt  den  Umfang  der  Beschäftigung 
und  setzt  die  Vergütungen  fest. 

Gegen  die  Entscheidung  über  den  Umfang  der  Be¬ 
schäftigung  und  über  die  Vergütung  ist  binnen  zwei 
Wochen  die  Beschwerde  an  den  Vorsitzenden  der  Reichs¬ 
branntweinstelle  zulässig,  der  endgültig  entscheidet. 

§  21.  Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  finden  keine 
Anwendung  auf  Branntwein,  der  lediglich  aus  den  im 
§  12  des  Branntweinsteuergesetzes  vom  15.  Juli  1909 
genannten  Stoffen,  außer  aus  Rückständen  der  Bier¬ 
bereitung,  gewonnen  ist. 

Kleinbrennereien  (§  15  des  Branntweinsteuergesetzes) 
unterliegen  den  Vorschriften  der  §§  3,  5  bis  9  nur  in¬ 
soweit,  als  ihre  Jahreserzeugung  mehr  als  10  hl  Alkohol 
beträgt. 

Die  Vorschriften  der  §§  3  und  10  finden  keine  Anwen¬ 
dung  auf  Branntwein,  dessen  unvollständige  Vergällung 
bis  zum  30.  April  1916  beantragt  und  bis  zum  10.  Mai 
1916  erfolgt  ist. 

§  22.  Der  Reichskanzler  erläßt  die  zur  Ausführung 
dieser  Verordnung  erforderlichen  Vorschriften.  Er  oder 
die  von  ihm  bezeichnete  Stelle  kann  Ausnahmen  von  den 
Vorschriften  dieser  Verordnung  zulassen. 

§  23-  I'11  §  L  Satz  2,  der  Bekanntmachung  über  weitere 
Regelung  des  Branntweinverkehrs  vom  16.  Dezember  1915 
erhält  Halbsatz  2  folgende  Fassung: 

„er  bedarf  der  Genehmigung  der  Reichsbranntwein¬ 
stelle.“ 

§  24.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  15.000  M.  wird  bestraft: 


1.  Wer  den  Vorschriften  im  §  3,  Absatz  1,  §  5,  Ab¬ 
satz  1,  §  10,  Absatz  1,  und  §  15,  Absatz  1,  zuwider¬ 
handelt  ; 

2.  wer  vorsätzlich  die  ihm  nach  den  §§7,  11  oder  16 
obliegenden  Anzeigen  nicht  erstattet  oder  wissentlich  un¬ 
richtige  oder  unvollständige  Angaben  macht; 

3.  wer  den  auf  Grund  des  §  22  erlassenen  Ausführungs¬ 
bestimmungen  zuwiderhandelt. 

Bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  im 
§  3,  Absatz  1,  oder  gegen  die  Anzeige-  und  Lieferungs¬ 
pflicht  kann  neben  der  Strafe  der  Branntwein,  auf  den 
sich  die  strafbare  Handlung  bezieht,  eingezogen  werden, 
ohne  Unterschied,  ob  er  dem  Täter  gehört  oder  nicht. 

§  25.  Diese  Verordnung  tritt  am  17.  April  1916  in 
Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des 
Außerkrafttretens. 

Verkehr  mit  Süßstoff.  Unterm  25.  April  1916  wurde 

auf  Grund  der  Verordnung  des  Bundesrates  vom  30.  März 
19161),  betreffend  die  Abänderung  des  Süßstoffgesetzes, 
folgendes  bestimmt: 

§  1.  Zur  Herstellung  von  Süßstoff  wird  unter  Vor¬ 
behalt  des  jederzeitigen  Widerrufs  außer  der  Saccharin¬ 
fabrik,  Aktiengesellschaft  vormals  Fahlberg,  List  &  Co. 
zu  Magdeburg-Südost,  die  Chemische  Fabrik  von  Heyden, 
Aktiengesellschaft  zu  Radebeul-Dresden,  ermächtigt. 

Beide  Fabriken  haben  hinsichtlich  der  Art  und  des 
Umfanges  der  Herstellung  die  Weisungen  der  Kriegs¬ 
chemikalienaktiengesellschaft  zu  Berlin  zu  befolgen. 

§  2.  Der  hergestellte  Süßstoff  (§  1)  ist  an  die  Kriegs¬ 
chemikalienaktiengesellschaft  zu  Berlin  zu  liefern,  die 
den  Süßstoff  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H., 
Berlin,  zur  Verfügung  stellt. 

Dies  gilt  nicht  für  Mengen,  die  auf  Grund  des  §  4 
des  Süßstoffgesetzes  vom  7.  Juli  1902  anderweit  ab¬ 
gegeben  werden. 

§  3.  Süßstoff  darf  zu  anderen  als  den  im  Süßstoff¬ 
gesetze  vom  7.  Juli  1902  genannten  Zwecken  nur  gegen 
Bezugsschein  an  die  Verbraucher  abgegeben  werden.  Die 
Preise  bestimmt  der  Reichskanzler.  Die  Bezugsscheine 
stellt  die  Reichszuckerstelle  aus;  sie  sind  nicht  über¬ 
tragbar. 

Die  Reichszuckerstelle  kann  den  Bezug  von  Süßstoff 
bis  auf  weiteres  Gewerbetreibenden  zum  Zwecke  der  Her¬ 
stellung  von  Limonaden  (natürlichen  und  künstlichen 
sowie  limonadeartigen  Getränken  aller  Art  mit  und  ohne 
Kohlensäure)  gestatten. 

Die  Reichszuckerstelle  erläßt  die  näheren  Bestim¬ 
mungen;  sie  kann  die  Bedingungen  für  die  Lieferung 
und  die  Verwendung  festsetzen  und  insbesondere  be¬ 
stimmen,  daß  die  mit  Süßstoff  hergestellten  Waren  mit 
einer  kennzeichnenden  Erklärung  versehen  sein  müssen. 

§  4.  Die  Abgabe  von  Süßstoff  durch  den  Verbraucher 
ist  nur  mit  Erlaubnis  der  Reichszuckerstelle  zulässig. 

§  5.  Die  Beauftragten  der  Reichszuckerstelle  sind  be¬ 
fugt,  in  die  Räume  der  Süßstoff  herstellenden  Betriebe 
einzutreten,  Aufschlüsse  einzuholen  und  von  Geschäfts¬ 
aufzeichnungen  Einsicht  zu  nehmen.  Sie  sind  verpflichtet, 
über  die  Einrichtungen  und  Geschäftsverhältnisse,  die 
hierbei  zu  ihrer  Kenntnis  kommen,  Verschwiegenheit  zu 
beobachten. 

§  6.  Soweit  diese  Bekanntmachung  abweichende  Be¬ 
stimmungen  nicht  enthält,  gelten  die  Ausführungsbestim¬ 
mungen  zum  Süßstoffgesetz  auch  für  die  Herstellung,  die 
Abgabe  und  den  Bezug  von  Süßstoff  auf  Grund  der  Be¬ 
kanntmachung  vom  30.  März  1916  und  dieser  Bekannt¬ 
machung. 

Beschränkungen  des  Verkehrs  mit  gewissen 
Arzneimittelstoffen.  Der  Bundesrat  hat  am  1.  Mai 

1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

')  VgL  Nr-  14  des  »Handelsmuseumsa  vom  6.  April  1.  J.,  Seite  187 
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§  1.  Kresolseifenlösung  nach  der  Vorschrift  des  Deut¬ 
schen  Arzneibuchs  darf,  abgesehen  vom  Großhandel, 
außerhalb  der  Apotheken  nicht  feilgehalten  oder  verkauft 

werden. 

§  2.  In  den  Apotheken  dürfen  Kresolseifenlösung  nach 
der  Vorschrift  des  Deutschen  Arzneibuchs,  Kampferöl 
und  starkes  Kampferöl  nur  auf  jedesmal  erneute  schrift¬ 
liche,  mit  Datum  und  Unterschrift  versehene  Anweisung 
eines  Arztes  —  nicht  eines  Zahnarztes  oder  Tierarztes 
—  abgegeben  werden,  und  zwar 

Kampferöl  und  starkes  Kampferöl  nur  zu  Ein¬ 
spritzungen  unter  die  Haut, 

Kresolseifenlösung  nur  an  Hebammen  für  geburts 
hil fliehe  Zwecke  auf  Anweisung  eines  beamteten  Arztes. 

]  3-  Der  Reichskanzler  kann  die  Vorschriften  der 
§§  1  und  2  auf  andere  Arzneimittel  oder  zur  Herstellung 
von  Arzneimitteln  dienende  Stoffe  ausdehnen. 

_  §  4-  Mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Gefängnis 
bis  zu  drei  Monaten  wird  bestraft,  wer  den  Vorschriften 
der  §§  1  und  2  zuwiderhandelt. 

§  5.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Verkün¬ 
dung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 


Verbot  der  Verwendung  von  pflanzlichen  und 
tierischen  Fetten  und  Ölen  zur  Herstellung  von 
kosmetischen  Mitteln  u.  s.  w.  Unterm  1.  Mai  1916 
wurde  auf  Grund  des  §  3  der  Verordnung  über  das 
Verbot  der  Verwendung  von  pflanzlichen  und  tierischen 
Ölen  und  Fetten  zu  technischen  Zwecken  vom  6.  Januar 
19161)  folgendes  bestimmt: 

Artikel  1.  Pflanzliche  und  tierische  Fette  und  Öle 
dürfen  zur  Herstellung  von  kosmetischen  Mitteln,  von 
Arzneimitteln  zum  äußeren  Gebrauch  sowie  von  Des 
infektionsmittein  nicht  verwendet  werden. 

Ausgenommen  ist  für  die  Apotheken  die  Verwendung 
von 

Leinöl  zur  Herstellung  von  Kresolseifenlösung  (Liquor 
Cresoli  saponatus), 

Olivenöl  zur  Herstellung  der  Kampferöle  (Oleum 
camphoratum  und  Oleum  camphoratum  forte), 

Öl  zur  Herstellung  von  Seifenspiritus,  der  in  seinem 
Gehalt  an  Seife  dem  Spiritus  saponatus  des  Deutschen 
Arzneibuchs  entspricht. 

Artikel  2.  Wollfett  oder  wollfetthaltige  Salben  dürfen 
zur  Herstellung  von  kosmetischen  Mitteln  und  anderen 
Mitteln,  die  nicht  Heilzwecken  dienen,  nicht  verwendet 
werden. 

Artikel  3.  Die  \  erwendung  von  Leinöl  zur  Herstellung 
von  Kitt  ist  verboten. 

Artikel  4.  Die  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft. 


Regelung  der  Fischpreise.  Der  Bundesrat  hat  am 
1.  Mai  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  i-  Der  Reichskanzler  ist  ermächtigt,  Preise  für  den 
Großhandel  mit  Fischen  nach  Anhörung  von  Sachver¬ 
ständigen  festzusetzen. 

§  2.  Die  Preise  sind  für  das  Reichsgebiet  maßgebend, 
soweit  nicht  gemäß  §  3  abweichende  Bestimmungen  ge¬ 
troffen  werden. 

§  3-  Zur  Berücksichtigung  der  besonderen  Markt¬ 
verhaltnisse  in  den  verschiedenen  Wirtschaftsgebieten 
können  die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen 
bestimmten  Behörden  für  ihren  Bezirk  oder  Teile  ihres 
Bezirkes  Abweichungen  von  den  Preisen  anordnen.  Der 
Reichskanzler  kann  Höchstgrenzen  für  diese  Abwei¬ 
chungen  vorschreiben. 

.  Bei  Verschiedenheit  der  Preise  am  Orte  der  gewerb¬ 
lichen  Niederlassung  des  Käufers  und  des  Verkäufers 

*)  Vgl.  Nr.  2  des  »Handelsmuseums«  vom  13.  Januar  1.  J.,  Seite  25. 


sind  die  für  den  letzteren  Ort  geltenden  Preise  maß¬ 
gebend. 

Wird  die  Ware  an  einen  anderen  Ort  als  den  der  ge¬ 
werblichen  Niederlassung  des  Verkäufers  verbracht  und 
dort  für  dessen  Rechnung  verkauft,  so  sind  die  für  diesen 
Ort  geltenden  Preise  maßgebend. 

§  4.  Insoweit  Preise  gemäß  §  i  festgesetzt  sind,  sind 
Gemeinden  mit  mehr  als  10.000  Einwohnern  verpflichtet 
andere  Gemeinden  sowie  Kommunalverbände  berechtigt 
und  auf  Anordnung  der  Landeszentralbehörde  ver¬ 
pflichtet,  Höchstpreise  für  den  Kleinverkauf  von  Fischen 
unter  Berücksichtigung  der  besonderen  örtlichen  Ver 
hältnisse  festzusetzen.  Der  Reichskanzler  ist  befugt, 
Vorschriften  über  die  Grenzen  zu  erlassen,  innerhalb 
deren  sich  die  Kleinverkaufshöchstpreise  zu  bewegen 
haben.  Soweit  Preisprüfungsstellen  bestehen,  sind  diese 
vor  der  Festsetzung  zu  hören. 

Sind  die  Höchstpreise  am  Ort  der  gewerblichen 
Niederlassung  des  Verkäufers  andere  als  am  Wohnort 
des  Käufers,  so  sind  die  ersteren  maßgebend. 

§  5.  Gemeinden  können  sich  miteinander  und  mit  Korn 
munalverbänden  zur  gemeinsamen  Festsetzung 
Höchstpreisen  vereinigen. 

Die  Landeszentralbehörden  können  Kommunalverbände 
und  Gemeinden  zur  gemeinsamen  Festsetzung 
Höchstpreisen  vereinigen. 

§  6.  Soweit  die  Höchstpreise  für  einen  größeren  Bezirk 
geiegelt  werden,  ruht  die  Verpflichtung  oder  die  Be¬ 
fugnis  der  zu  dem  Bezirke  gehörenden  Gemeinden  und 
Kommunalverbände. 

§  7.  Die  auf  Grund  dieser  Verordnung  festgesetzten 
Preise  sind  Höchstpreise  im  Sinne  des  Gesetzes,  be 
treffend  Höchstpreise,  vom  4.  August  1914,  in’  der 
hassung  der  Bekanntmachung  vom  17.  Dezember  1914, 
in  Verbindung  mit  den  Bekanntmachungen  vom  21.  Ja¬ 
nuar  1915  und  vom  23.  März  1916. 

§  8.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  des  §  4.  Sie  können  anordnen, 
daß  die  Festsetzungen  nach  §  4  anstatt  durch  die  Ge¬ 
meinden  und  Kommunalverbände  durch  deren  Vorstand 
erfolgen.  Sie  bestimmen,  wer  als  Kommunalverband,  als 
Gemeinde  oder  als  Vorstand  im  Sinne  dieser  Verordnung 
anzusehen  ist. 

Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  be¬ 
stimmten  Behörden  sind  befugt,  Ausnahmen  zuzulassen. 

§  9-  Als  Kleinverkauf  im  Sinne  dieser  Verordnung  gilt 
der  Verkauf  an  den  Verbraucher. 

§  10.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Die  Verordnung  über  die  Regelung 
der  Fisch-  und  Wildpreise  vom  28.  Oktober  1915  tritt 
soweit  sie  Bestimmungen  über  Fischpreise  enthält,  am 
gleichen  Tage  außer  Kraft;  jedoch  bleiben  die  auf  Grund 
dieser  Verordnung  festgesetzten  Höchstpreise  bis  auf 
weiteres  in  Kraft. 


Bekanntmachung  gegen  das  Fetten  von  Brot¬ 
laiben.  Der  Bundesrat  hat  am  1.  Mai  1916  folgende 
Verordnung  erlassen : 

L  §  11  der  Verordnung  des  Bundesrates  über  die  Be- 
reitung  von  Backware  vom  5.  Januar  1915  in  der  Fas¬ 
sung  vom  31.  März  1915  erhält  folgenden  zweiten  Ab¬ 
satz:  „Es  ist  ferner  verboten,  in  gewerblichen  Betrieben 
Brotlaibe  vor  dem  Ausbacken  mit  Fett  zu  bestreichen 
Als  Fett  im  Sinne  dieser  Vorschrift  gelten  tierische  und 
pflanzliche  Öle  und  Fette  aller  Art.“ 

II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Verkün¬ 
dung  in  Kraft. 

Änderung  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit 
Kraftfuttermitteln.  Der  Bundesrat  hat  am  i.  Mai  1916 
folgende  Verordnung  erlassen: 
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Artikel  1.  Im  §  12,  Absatz  2,  der  Verordnung  über 
den  Verkehr  mit  Kraftfuttermitteln  vom  28.  Juni  19151) 
werden  die  Worte  „selbst  oder  deren  Rohstoffe"  ge¬ 
strichen. 

Artikel  2.  Der  Reichskanzler  wird  ermächtigt,  den 
Text  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Kraftfutter¬ 
mitteln  vom  28.  Juni  1915,  wie  er  sich  aus  den  Ände¬ 
rungen  durch  die  Verordnungen  und  Bekanntmachungen 
vom  5.  August  1915,  19.  August  1915,  13-  September 

1915,  8.  November  1915»  l9-  Dezember  1915»  März 

1916,  24.  März  1916  und  durch  den  Artikel  1  dieser 
Verordnung  ergibt,  in  fortlaufender  Xummerfolge  der 
Paragraphen  und  unter  fortlaufender  Numerierung  der 
im  §  1  genannten  Gegenstände  durch  das  Reichsgesetz¬ 
blatt  bekanntzumachen. 

Artikel  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Änderung  der  Verordnung  über  die  Höchstpreise 
für  Petroleum  und  die  Verteilung  der  Petroleum¬ 
bestände.  Der  Bundesrat  hat  am  1.  Mai  1916  folgende 
Verordnung  erlassen: 

Artikel  I.  In  der  Verordnung  über  die  Höchstpreise 
für  Petroleum  und  die  Verteilung  der  Petroleumbestände 
vom  8.  Juli  19152)  und  21.  Oktober  19153)  enthält  der 
§  6  folgende  Fassung: 

Der  Reichskanzler  ist  befugt,  den  Verkehr  mit  Pe¬ 
troleum  zu  regeln. 

Unter  Berücksichtigung  der  von  den  Landeszentral¬ 
behörden  zu  beschaffenden  Bedarfsnachweisungen  kann 
der  Reichskanzler  insbesondere  die  Grundsätze  be¬ 
stimmen,  nach  denen  die  Verteilung  der  im  Handel  be¬ 
findlichen  und  in  den  Handel  kommenden  Petroleum¬ 
bestände  an  die  Verbraucher  zu  erfolgen  hat.  Der  Reichs¬ 
kanzler  kann  die  zur  Durchführung  der  Verteilung  er¬ 
forderlichen  Anordnungen  erlassen.  Soweit  er  von  dieser 
Befugnis  keinen  Gebrauch  macht,  können  die  Landes¬ 
zentralbehörden  oder  die  von  ihnen  bezeichneten  Stellen 
solche  Anordnungen  erlassen. 

Der  Reichskanzler  kann  die  Verwendung  von  Petro¬ 
leum  für  bestimmte  Zwecke  verbieten. 

Wer  den  auf  Grund  des  Absatzes  1,  des  Absatzes  2, 
Satz  2  und  3,  oder  auf  Grund  des  Absatzes  3  erlassenen 
Anordnungen  zuwiderhandelt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu 
1500  M.  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten  be¬ 
straft. 

Artikel  II.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Ausführungsbestimmungen  zu  den  Be¬ 
kanntmachungen  über  die  Höchstpreise 
von  Petroleum  und  die  Verteilung  der 
Petroleumbestände. 

§  1.  Petroleum  (§5  der  Bekanntmachung  vom  8.  Juli 
1 9i  52)  darf  bis  einschließlich  31.  August  1916  zu  Leucht¬ 
zwecken  an  Wiederverkäufer  vom  1.  Mai  1916  ab  und 
an  Verbraucher  vom  1.  Juni  1916  ab  nicht  mehr  abgesetzt 
werden. 


eisenbahnverwaltungen,  der  Heeresverwaltungen  oder  der 
Marineverwaltung  stehen, 

2.  sich  in  Gewahrsam  des  Eigentümers  befinden  und 
ausschließlich  für  technische  Zwecke  im  eigenen  Be¬ 
triebe  des  Eigentümers  Verwendung  finden  sollen, 

3.  insgesamt  1000  kg  nicht  übersteigen. 

3.  Wer  eingelagertes  Petroleum  in  Gewahrsam  hat, 
hat  es  der  Petroleumzentrale  auf  Verlangen  zum  Höchst¬ 
preis  zu  überlassen  und  auf  Abruf  zu  verladen.  Er  hat 
es  bis  zur  Abnahme  aufzubewahren  und  pfleglich  zu  be¬ 
handeln.  Auf  Verlangen  hat  er  der  Petroleumzentrale 
Proben  gegen  Erstattung  der  Portokosten  einzusenden. 

Ist  das  Petroleum  beim  Eintreffen  des  Abrufs  der  Pe¬ 
troleumzentrale  in  nicht  versandfähigen  Lagerbehältern 
eingelagert,  so  hat  die  Petroleumzentrale  die  für  die 
Versendung  erforderlichen  Fässer  oder  Tankwagen  zu 
stellen. 

Die  Überlassungspflicht  erstreckt  sich  nicht  auf  die  im 
§  2,  Absatz  2,  bezeichneten  Mengen. 

§  4.  Die  Petroleumzentrale  hat  binnen  zwei  Wochen 
nach  Eingang  der  Anzeige  zu  erklären,  welche  bestimmt 
zu  bezeichnenden  Mengen  sie  übernehmen  will.  Für 
Mengen,  die  sie  hiernach  nicht  übernehmen  will  oder 
hinsichtlich  derer  eine  Erklärung  binnen  der  genannten 
Zeit  nicht  abgegeben  wird,  erlischt  die  Überlassungs¬ 
pflicht. 

Solange  die  Petroleumzentrale  die  Überlassung  ver¬ 
langen  kann,  darf  über  das  Petroleum  nur  mit  ihrer  Zu¬ 
stimmung  anderweit  verfügt  werden. 

§  5.  Der  Empfänger  von  Petroleum,  das  sich  mit 
Beginn  des  1.  Mai  1916  unterwegs  befindet  oder  das 
nach  diesem  Zeitpunkt  aus  dem  Ausland  eingeführt  wird, 
hat  unverzüglich  nach  Eintreffen  desselben  an  dem  Be¬ 
stimmungsorte  der  Petroleumzentrale  telegraphisch  (Tele¬ 
grammadresse  „Petroleumzentrale“,  Berlin)  Anzeige  über 
die  Mengen  und  die  Verpackungsart  zu  machen. 

Der  Empfänger  hat  das  Petroleum  der  Petroleum¬ 
zentrale  auf  Verlangen  zum  Höchstpreis  zu  überlassen. 
Standgeld,  das  für  die  Zeit  nach  Ablauf  von  48  Stunden 
nach  der  Anzeige  entsteht,  hat  die  Petroleumzentrale  zu 
tragen. 

Die  Petroleumzentrale  hat  binnen  48  Stunden  nach 
Eingang  der  Anzeige  zu  erklären,  ob  sie  das  Petroleum 
übernehmen  will.  Für  Mengen,  die  sie  hiernach  nicht 
übernehmen  will,  oder  hinsichtlich  derer  eine  Erklärung 
innerhalb  der  genannten  Zeit  nicht  abgegeben  wird,  er¬ 
lischt  die  Überlassungspflicht. 

Solange  die  Petroleumzentrale  die  Überlassung  ver¬ 
langen  kann,  darf  über  das  Petroleum  nur  mit  ihrer  Zu¬ 
stimmung  verfügt  werden. 

§  6.  Streitigkeiten  über  die  aus  §§  3  bis  5  sich  erge¬ 
benden  Verpflichtungen  entscheidet  die  höhere  Verwal¬ 
tungsbehörde  endgültig. 

§  7.  Die  Landeszentralbehörde  bestimmt,  wer  als  höhere 
Verwaltungsbehörde  im  Sinne  dieser  Verordnung  anzu¬ 
sehen  ist. 

§  8.  Die  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tag  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 


§  2.  Wer  eingelagertes  Petroleum  mit  Beginn  des 
1.  Mai  1916  in  Gewahrsam  hat,  ist  verpflichtet,  die  vor¬ 
handenen  Mengen  unter  Bezeichnung  des  Eigentümers 
und  des  Lagerungsortes  der  Zentralstelle  für  Petroleum¬ 
verteilung,  G.  m.  b.  H.  in  Berlin,  Schiffbauerdamm  15 
(Petroleumzentrale),  bis  zum  15*  Mai  1916  anzuzeigen. 

Die  Anzeigepflicht  erstreckt  sich  nicht  auf  Mengen, 
die  < 

t.  im  Eigentum  des  Reichs,  eines  Bundesstaates  oder 
Elsaß-Lothringens,  insbesondere  im  Eigentum  der  Staats- 

i)  Vgl.  Nr.  27  des  »Handelsmuseums«  vom  8  Juli  1915,  S.  400. 

5)  Vgl  Nr.  28  des  »Handelsmuseums«  vom  15.  lu'i  19x5,  S.  419. 

*)  Vgl.  Nr.  43  des  »Handel.-museums«  vom  28.  Oktober  1915,  Seite  677. 


Verbot  des  Malzhandels.  Der  Bundesrat  hat  am 

.  Mai  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Wer  bei  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  Malz 
Darrmalz)  im  Gewahrsam  hat,  ist  verpflichtet,  die  vor- 
landenen  Mengen  getrennt  nach  Eigentümern  unter  Xen- 
iung  der  Eigentümer  und  des  Lagerungsorts  dem  Deut- 
chen  Brauerbund  in  Berlin  anzuzeigen,  soweit  sich 
ms  den  §§  2  und  3  nichts  anderes  ergibt.  Dasselbe  gilt 
’on  Gerste,  die  durch  Bezug  oder  Anrechnung  auf 
:in  Gerstenkontingent  nach  §  8  der  Verordnung  über 
len  Verkehr  mit  Gerste  vom  28.  Juni  1915  (R.-G.-Bl. 
3.  384)  beschlagnahmefrei  geworden  ist,  gleichviel  ob 
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sie  sich  im  Gewahrsam  von  Betrieben  mit  Gerstenkontin¬ 
gent  oder  in  dem  von  anderen  Betrieben  oder  Personen, 
insbesondere  von  Mälzereien  oder  Händlern,  befindet. 
Die  Anzeigen  sind  innerhalb  von  zwei  Wochen  nach 
Inkrafttreten  dieser  Verordnung  zu  erstatten.  Malz-  oder 
Gerstenmengen,  die  beim  Inkrafttreten  dieser  Verordnung 
unterwegs  sind,  sind  unmittelbar  nach  Empfang  vom 
Empfänger  anzuzeigen. 

§  2.  Von  der  Anzeigepflicht  sind  befreit  Malz-  und 
Gerstenmengen,  die  sich  im  Gewahrsam  von  Betrieben 
mit  Gerstenkontingent,  insbesondere  von  Brauereien,  be¬ 
finden,  soweit  sie  zusammen  mit  den  bereits  verwendeten 
Malzmengen  nicht  die  Gesamtmengen  übersteigen,  die 
diesen  Betrieben  nach  den  eigenen  oder  von  ihnen  er¬ 
worbenen  Kontingenten  zustehen.  Das  gleiche  gilt  von 
Malz-  und  Gerstenmengen,  die  sich  im  Gewahrsam  von 
Mälzereien  befinden,  aber  im  Eigentume  von  Betrieben 
mit  Gerstenkontingenten  stehen  oder  an  solche  auf  Grund 
von  Verträgen  abzuliefern  sind,  die  vor  Inkrafttreten 
dieser  Verordnung  abgeschlossen  sind.  Soweit  letzt¬ 
gedachte  Malz-  oder  Gerstenmengen  jedoch  zuzüglich 
der  im  Gewahrsam  der  betreffenden  kontingentierten  Be¬ 
triebe  stehenden  Mengen  deren  Gesamtkontingente  über¬ 
steigen,  sind  sie  von  den  Inhabern  der  letztgenannten 
Betriebe  innerhalb  der  im  §  1  gesetzten  Frist  anzuzeigen. 
Gerste  ist  dabei  nach  dem  Maßstab  von  100  zu  75  in 
Malz  umzurechnen. 

§  3.  Von  der  Anzeigepflicht  befreit  sind  ferner  die 
Malz-  und  Gerstenmengen,  die  nach  der  Verordnung  über 
die  Herabsetzung  des  Malz-  und  Gerstenkontingents  der 
gewerblichen  Bierbrauereien  für  die  Zeit  vom  1.  Oktober 
1915  bis  31.  Oktober  1916  vom  31.  Januar  1916  der 
Zentralstelle  zur  Beschaffung  der  Eleeresverpflegung  zur 
Verfügung  zu  stellen  sind. 

§  4.  Von  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  ab  sind 
Veränderungen  an  den  anzuzeigenden  Vorräten,  abge¬ 
sehen  von  der  Vermälzung  der  Gerste,  und  rechts¬ 
geschäftliche  Verfügungen  darüber  ohne  Genehmigung 
des  Deutschen  Brauerbundes  verboten.  Den  rechts¬ 
geschäftlichen  Verfügungen  stehen  Verfügungen  gleich, 
die  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  oder  Arrestvoll¬ 
ziehung  erfolgen.  Der  Anzeigepflichtige  hat  für  Auf¬ 
bewahrung  und  pflegliche  Behandlung  der  Vorräte  zu 
sorgen. 

§  5.  Das  Malz  und  die  Gerste,  hinsichtlich  deren  die 
Anzeigepflicht  besteht,  sind  dem  Deutschen  Brauer¬ 
bund  oder  von  den  ihm  zu  Bezeichnenden  käuflich  zu 
überlassen. 

§  6.  Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  wird 
das  Eigentum  auf  Antrag  des  Deutschen  Brauerbundes 
durch  die  zuständige  Behörde  des  Ortes,  wo  das  Malz 
oder  die  Gerste  lagert,  auf  den  Deutschen  Brauerbund 
oder  den  von  ihm  in  dem  Antrag  Bezeichneten  über¬ 
tragen.  Die  Anordnung  ist  an  den  Besitzer  des  Malzes 
oder  der  Gerste  zu  richten.  Das  Eigentum  geht  über,  so¬ 
bald  die  Anordnung  dem  Besitzer  zugeht. 

§  7.  Dem  Verpflichteten  ist  für  die  überlassenen  Malz¬ 
oder  Gerstenmengen  ein  angemessener  Übernahmspreis 
zu  zahlen. 

Kommt  zwischen  den  Beteiligten  eine  Einigung  über 
den  Preis  nicht  zu  stände,  so  wird  er  von  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  des  Ortes,  wo  das  Malz  oder  die 
Gerste  lagert,  endgültig  festgesetzt.  Diese  entscheidet 
ferner  endgültig  über  alle  Streitigkeiten,  die  sich  zwi¬ 
schen  den  Beteiligten  aus  der  Aufforderung  zur  Über¬ 
lassung  und  aus  der  Überlassung  ergeben. 

§  8.  Der  Deutsche  Brauerbund  hat  die  angezeigten 
Malz-  oder  Gerstenvorräte  von  dem  Anzeigepflichtigen 
binnen  sechs  Wochen  nach  Eingang  der  Anzeige  abzu¬ 
fordern.  Erfolgt  die  Abforderung  binnen  dieser  Frist 


nicht,  so  geht  die  Gefahr  auf  den  Deutschen  Brauerbund 
über,  und  der  Preis  (§  7)  wird  fällig. 

§  9.  Der  Deutsche  Brauerbund  hat  die  verfügbaren 
Malz-  oder  Gerstenvorräte  auf  solche  Brauereien  und 
Malzextraktfabriken  zu  verteilen,  deren  Kontingent  nicht 
gedeckt  ist. 

Der  Reichskanzler  kann  die  Bedingungen  festsetzen, 
unter  denen  der  Deutsche  Brauerbund  das  Malz  und  die 
Gerste  abzugeben  hat. 

§  10.  Betriebe  mit  Gerstenkontingent  dürfen  Malz  oder 
Gerste,  hinsichtlich  deren  die  Anzeigepflicht  nicht  be¬ 
steht,  an  Dritte  nur  veräußern,  wenn  sie  gleichzeitig  den 
entsprechenden  Teil  ihres  Kontingents  übertragen. 

Die  Mälzereien  haben  das  gesamte  aus  der  Gerste  ein¬ 
schließlich  der  Ersatzgerste  für  Ausputzgerste  herge¬ 
stellte  Malz  an  den  Betrieb  abzuliefern,  aus  dessen 
eigenem  oder  erworbenen  Kontingent  die  verarbeitete 
Gerste  herrührt.  Soweit  vor  Inkrafttreten  dieser  Ver¬ 
ordnung  abgeschlossene  Verträge  noch  nicht  erfüllt  sind, 
sind  die  Malzmengen,  auf  die  die  betreffenden  kontingen¬ 
tierten  Betriebe  vertragsmäßig  keinen  Anspruch  haben, 
dem  Deutschen  Brauerbund  alsbald  nach  der  Fertig¬ 
stellung  anzuzeigen.  Die  §§  4  bis  9  finden  sinngemäße 
Anwendung. 

§  11.  Die  Landeszentralbehörden  bestimmen,  wer  als 
höhere  Verwaltungsbehörde  im  Sinne  des  §  7,  Absatz  2, 
sowie  als  zuständige  Behörde  im  Sinne  des  §  6  anzu¬ 
sehen  ist. 

§  12.  Der  Reichskanzler  kann  Bestimmungen  zur  Aus¬ 
führung  dieser  Verordnung  erlassen.  Er  kann  von  den 
Vorschriften  dieser  Verordnung  Ausnahmen  gestatten. 

§  13.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  Geld¬ 
strafe  bis  zu  15.000  M.  wird  bestraft: 

1.  wer  vorsätzlich  die  in  den  §§  1,  2  und  10,  Absatz  2, 
Satz  2,  vorgeschriebenen  Anzeigen  nicht  oder  nicht  recht¬ 
zeitig  erstattet  oder  wer  wissentlich  unrichtige  oder  un¬ 
vollständige  Angaben  macht, 

2.  wer  den  Vorschriften  im  §  4,  Satz  1  und  3,  und 
im  §  10,  Absatz  1,  und  Absatz  2,  Satz  1  und  3,  zuwider¬ 
handelt. 

§  14.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Änderung  der  Ausführungsbestimmungen  zur 
Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Seife,  Seifen¬ 
pulver  und  anderen  fetthaltigen  Waschmitteln. 

Unterm  4.  Mai  wurde  auf  Grund  des  §  1  der  Bekannt¬ 
machung  über  den  Verkehr  mit  Seife,  Seifenpulver  und 
anderen  fetthaltigen  Waschmitteln  vom  18.  April  19161) 
folgendes  bestimmt: 

Artikel  1.  §  1,  II,  der  Bekanntmachung,  betreffend 
Ausführungsbestimmungen  zur  Verordnung  über  den 
Verkehr  mit  Seife,  Seifenpulver  und  anderen  fetthaltigen 
Waschmitteln  vom  18.  April  1916  erhält  folgende 
Fassung: 

II.  Die  Abgabe  ist  während  des  ganzen  Monats  ge¬ 
stattet;  sie  darf  jedoch  nur  gegen  Vorlegung  derjenigen 
Brotkarte  erfolgen,  die  für  den  25.  Tag  des  betreffenden 
Kalendermonats  gilt.  Die  Abgabe  ist  vom  Veräußerer  auf 
dem  Stamme  der  Brotkarte  unter  Bezeichnung  der  Art 
und  Menge  (Gewicht)  mit  Tinte  oder  Farbstempel  zu 
vermerken. 

Artikel  2.  Diese  Bestimmungen  treten  mit  dem  Tag 
der  Verkündung  in  Kraft. 

Frankreich. 

Verlängerung  des  Moratoriums.  Eine  Verordnung 
der  französischen  Regierung  vom  18.  März  1916  be¬ 
stimmt: 

*)  Vgl.  Nr.  17  des  »Handelsmuseums«  vom  27.  April  1.  J.,  Seite  249. 
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Artikel  1.  Die  durch  die  Artikel  1,  2,  3  und  4  der 
Verordnung  vom  29.  August  1914  bewilligten  und  durch 
Artikel  1  der  Verordnungen  vom  27.  September,  27.  Ok- 
tgber,  15.  Dezember  1914,  25.  Februar,  15.  April, 

24.  Juni,  16.  Oktober  und  23.  Dezember  1915  verlängerten 
Fristen  werden  unter  denselben  Voraussetzungen  und 
Vorbehalten  um  einen  neuen  Zeitraum  von  90  vollen 
Tagen  verlängert. 

Die  Vergünstigung  erstreckt  sieb  auf  jene  Handels¬ 
papiere,  die  vor  dem  1.  Juli  1916  fällig  werden,  voraus¬ 
gesetzt,  daß  sie  vor  dem  4.  August  1914  ausgestellt  sind. 

Artikel  2.  Der  Inhaber  eines  Handelspapiers,  auf  das 
zum  ersten  Male  die  Vergünstigung  der  Fristverlängerung 
anzuwenden  ist,  muß  dem  Schuldner  mitteilen,  daß  er 
im  Besitze  des  genannten  Papiers  ist  und  daß  die  Zah¬ 
lung  an  ihn  geleistet  werden  kann. 

Diese  Mitteilung  kann  bestätigt  werden  entweder  durch 
einen  mit  Unterschrift  und  Datum  versehenen  Sicht¬ 
vermerk  des  Schuldners  auf  dem  Handelspapier  bei 
dessen  Vorlage  oder  durch  eingeschriebenen  Brief. 

Erfüllt  der  Inhaber  diese  Förmlichkeiten  nicht  inner¬ 
halb  eines  Monats,  von  der  gewöhnlichen  Ablauffrist  ab 
gerechnet,  so  hören  die  zu  seinen  Gunsten  durch  Ver¬ 
ordnung  vom  29.  August  1914  eingeführten  Zinsen  von 
5  v.  H.  vom  Ablauf  dieser  Frist  auf  zu  laufen. 

Jedoch  sind  diese  Förmlichkeiten  nicht  erforderlich, 
wenn  der  Inhaber  nachweisen  kann,  daß  der  Schuldner 
bereits  früher  benachrichtigt  war. 

Artikel  3.  Während  des  Laufes  der  durch  die  gegen¬ 
wärtige  Verordnung  festgesetzten  Fristverlängerung  darf 
der  Inhaber  oder  Gläubiger  die  Annahme  von  Teil¬ 
zahlungen  nicht  verweigern,  sofern  sie  mindestens  ein 
Viertel  des  ganzen  geschuldeten  Betrages  ausmachen. 

Jeder  der  auf  diese  Weise  entrichteten  Beträge  darf, 
abgesehen  von  dem  auf  den  letzten  Termin  entfallenden, 
nicht  geringer  als  50  Francs  sein. 

Die  Zinsen  sind  bei  jedem  Termin  für  den  vom 
Schuldner  gezahlten  Teil  der  ganzen  Schuld  zu  ent¬ 
richten. 

Jede  Teilzahlung  ist  auf  der  Schuldurkunde  von  dem 
Inhaber  zu  vermerken,  wodurch  er  Quittung  erteilt. 

Diese  Quittung  ist  stempelfrei. 

Artikel  4.  Alle  Bestimmungen  in  den  Verordnungen 
vom  29.  August,  27.  September,  27.  Oktober,  15.  De¬ 
zember  1914,  25.  Februar,  15.  April,  24.  Juni,  16.  Ok¬ 
tober  und  23.  Dezember  1915,  die  mit  der  gegenwärtigen 
Verordnung  nicht  im  Widerspruch  stehen,  bleiben  in 
Kraft. 

Jedoch  ist  die  Anwendung  des  Artikels  2,  Absatz  2 
und  3.  und  des  Artikels  3,  Absatz  2,  der  Verordnung  vom 
27.  Oktober  1914,  betreffend  Einlösung  der  Handels¬ 
papiere  und  der  Schuldforderungen  für  Warenlieferungen 
oder  für  Darlehen  auf  Wertpapiere,  bis  zum  Ablauf  der 
genannten  Frist  von  90  Tagen  aufgehoben. 

Niederlande. 

Ausfuhr  von  Zucker  und  zuckerenthaltenden 
Artikeln.  Im  „Nederlandsche  Staatscourant“  vom 
20.  April  1916  ist  folgende  Notiz  enthalten: 

1.  Die  Ausfuhr  von  Zucker  in  natura  bleibt  vorläufig 
verboten. 

2.  An  Fabrikanten  von  zuckerenthaltenden  Artikeln 
können  Bewilligungen  für  die  Ausfuhr  von  Zucker¬ 
quantitäten  erteilt  werden,  welche  in  den  bearbeiteten 
Artikeln  enthalten  sind,  die  am  31.  März  1916  bei  diesen 
Fabrikanten  vorrätig  waren,  insofern  die  Fabrikanten 
diese  Vorräte  angegeben  haben,  und  zwar  für  das  an¬ 
gegebene  Zuckerquantum,  welches  in  diesen  Artikeln 
verarbeitet  wurde  und  höchstens  bis  zu  einem  Quantum, 
für  welches  um  ein  Ausfuhrzertifikat  bei  der  Zucker¬ 


kommission  angesucht  wurde.  Anfragen  zur  Erlangung 
einer  Bewilligung  sind  an  den  Minister  für  Landwirt¬ 
schaft,  Industrie  und  Handel  zu  richten. 

3.  Außerdem  kann  vorläufig  die  Ausfuhr  von  Zucker 
in  zuckerenthaltenden  Waren,  nach  dem  31.  März  1916 
verarbeitet,  bis  auf  10  Prozent  des  Quantums,  welches 
auf  einem  Zertifikate  übrigbleibt,  also  nach  Abzug  des 
Quantums,  welches  eventuell  schon  darauf  abgeschrieben 
wurde,  gewährt  werden.  Eine  Ausfuhrbewilligung  von 
diesen  10  Prozent  wird  nur  an  denjenigen  Fabrikanten 
erteilt  werden,  welcher  durch  Vorlage  eines  beglaubigten 
Bücherauszuges  nachweist,  daß  die  von  ihm  seit  1.  Ja¬ 
nuar  1916  ausgeführten  Quanten  verarbeiteten  Zuckers 
einschließlich  des  Quantums,  wofür  die  Ausfuhrbewilli¬ 
gung  eingereicht  wird,  die  Höhe  der  Ausfuhr  in  den 
entsprechenden  Monaten  des  Jahres  1913  nicht  über¬ 
schreitet.  Sobald  die  statistischen  Ziffern  bezüglich  Ver¬ 
brauch  und  Vorräte  es  gestatten,  daß  eine  weitere  Aus¬ 
fuhr  bewilligt  werden  kann,  wird  näher  erwogen  werden, 
ob  ein  weiterer  Prozentsatz  freigegeben  werden  kann. 

4.  Zertifikate,  gültig  für  das  Kampagnejahr  1915/16, 
bleiben  für  den  Teil,  welcher  in  das  laufende  Kampagne¬ 
jahr  freigegeben  wurde,  vorläufig  gültig  für  die  Ernte 

1916/17. 

5.  Falls  10  Prozent  des  Quantums,  von  einer  Person 
oder  Firma  an  Zertifikaten  eingeliefert,  weniger  betragen 
als  2000  kg,  dürfen  durch  eine  solche  Person  oder  Firma 
2000  kg  ausgeführt  werden,  jedoch  nur  insofern  dieses 
Quantum  in  den  von  den  Interessenten  eingelieferten 
Zertifikaten  enthalten  ist. 

Schweden. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verordnung  wurde 
vom  11.  April  1916  ab  die  Ausfuhr  von  Manganerz  und 
Gasmessern  verboten. 

Durch  königliche  Verordnung  ist  von  und  mit  dem 
3.  Mai  1916  bis  auf  weiteres  der  Export  der  unter  nach¬ 
stehenden  Nummern  im  statistischen  Warenverzeichnis 
aufgenommenen  Waren  verboten  worden: 

Stat.  Nr.:  192/193.  Malzgetränke  und  Met.  Waren 
vorgenannter  Art,  welche  vor  12  Uhr  nachts  zwischen 
dem  2.  und  3.  Mai  1916  mit  Bestimmung  nach  dem  Aus¬ 
land  in  Schiff  oder  Eisenbahnwagen  eingeladen  worden 
sind,  können  noch  aus  Schweden  ausgeführt  werden. 

Laut  Meldung  aus  Stockholm  wurde  in  Schweden  ab 

6.  Mai  ein  Ausfuhrverbot  für  lebendes  Geflügel  erlassen. 

Rumänien. 

Ausfuhrverbot  für  Münzen.  Durch  königliche  Ver¬ 
ordnung  vom  7./20.  April  1916  wurde  ein  Ausfuhrverbot 
für  Silber-,  Nickel-  und  Kupfermünzen  erlassen. 


g<>U0efdj0elrntt0* 


Abänderungen  einiger  Bestimmungen  der  Zollordnung.  Ein 

rumänisches  Gesetz  vom  5./18.  April  1916  (Nr.  1436)  lautet: 

Art.  I.  Die  in  den  Artikeln  53,  89,  193,  196,  198,  199,  201, 
203,  210,  213,  214,  215,  216,  221,  247,  248,  249,  250,  251,  252, 
259  und  260  des  allgemeinen  Zollgesetzes1)  enthaltenen  Be¬ 
stimmungen  werden  abgeändert,  wie  folgt: 

Art.  35.  Die  Zollbeamten  und  die  Grenzwächter  dürfen  in 
allen  öffentlichen  Lokalen,  wie  in  Mühlen,  Hotels,  Gasthäusern, 
Kaffeehäusern,  Einkehrhäusern  und  in  allen  entlegenen  Baulich¬ 
keiten  in  10  km  Entfernung  von  der  Grenze  zum  Zwecke  der 
Aufdeckung  von  Zollhinterziehungen  zu  allen  Stunden,  bei  Tag 
und  bei  Nacht  Hausdurchsuchungen  vornehmen  und  die  General- 
Zollverwaltung  ersuchen,  die  Schließung  solcher  Anstalten  zu 
verfügen,  sobald  nachgewiesen  ist,  daß  sie  dem  Schmuggel  Vor¬ 
schub  geleistet  haben.  In  Privatwohnungen  in  dieser  Zone  dürfen 
die  oben  erwähnten  Organe  nur  in  Begleitung  eines  Vertreters 
der  Gemeindebehörde  des  Ortes  eintreten.  Widersetzlichkeit 


l)  Zollkompaß  I,  S.  107  f. 
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gegen  die  Vornahme  der  Untersuchung  ist  gemäß  dem  Straf¬ 
gesetzbuche  zu  bestrafen. 

In  die  10  Kilometer-Zone  entlang  der  Grenze  darf  niemand 
ohne  vorherige  Erlaubnis  des  Departementspräfekten  oder  des 
nächstgelegenen  Zollamtes  Waren,  deren  Ausfuhr  verboten  ist 
zuführen  oder  transportieren,  durch  welches  feslzustellen  ist  daß 
die  Waren  für  den  lokalen  Bedarf  der  Bevölkerung  bestimmt 
smd.  Für  Vieh  ist  außer  der  oben  erwähnten  Erlaubnis  auch 
erforderlich,  daß  es  eingetragen  ist  und  daß  die  Eigentümer 
ordnungsmäßige,  vom  Gendarraerieposten  des  Ortes  vidierte  Besitz¬ 
bescheinigungen  haben.  Die  Erlaubnis  der  Präfektur  sowie' die 
anderen  Papiere  sind  auf  Verlangen  der  Zollbeamten,  der  Grenz- 
wächter  oder  der  Gendarmen  vorzuweisen.  Jeder  Transport  für 
welchen  die  oben  erwähnten  Papiere  nicht  vorgewiesen  werden 
ist  unter  Anwendung  der  Art.  193  ff.,  betreffend  Schmuggel¬ 
versuch,  sofort  zu  konfiszieren. 

Art.  89.  Unterschiede,  zum  Schaden  der  Zollverwaltung,  welche 
zwischen  den  Angaben  einer  Einfuhr-  oder  einer  Aufuhrdekla- 
ration  und  dem  Ergebnisse  der  Besichtigung  festgestellt  werden, 
sind  als  Übertretungen  anzusehen  und  ziehen,  abgesehen  von 
der  Entrichtung  der  gesetzlich  entfallenden  Gebühren  die  An 
Wendung  nachfolgender  Strafen  nach  sich: 

erhöhen  strafweise  die  Zoll- 
und  Hafengebühren,  Ver¬ 
brauchsauflagen,  Gemeinde¬ 
umlagen  u.  s.  w.  über  die 
entfallenden  Gebühren 


Art.  193,  196,  198,  199  betreffen  das  XXI.  Kapitel  über 
Schmuggel. 

L01’  20A  -2,10’  2I3’  2I4>  215,  216  und  221  betreffen  das 
XXII.  Kapitd,  über  »Verfahren  bei  Übertretungen  der  Zoll¬ 
vorschriften  und  bei  Schmuggel.« 

247>  248,  249,  25c,  251  und  252  betreffen  das  XXIII. 
Kapitel  über  »Das  Weiden  von  Vieh  aus  dem  Auslande«. 

Art.  249  und  260  betreffen  das  XXIV.  Kapital  über  »Grenz- 
besitz.« 
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!•  Für  Waren,  bei  wel¬ 
chen  ein  Mehr  an  Ge¬ 
wicht,  Maß  oder  Zahl 
bis  inklusive  15% 
vorgefunden  wurde  . 
2.  Für  Waren,  bei  wel¬ 
chen  ein  Mehr  an  Ge¬ 
wicht,  Maß  oder  Zahl 
über  15%  vorge¬ 
funden  wurde  . 


einmal  zweimal 


zweimal  dreimal 


3.  Für  Waren,  welche, 
um  die  Begünstigung 
des  Differenzialtarifes 
zu  genießen  od.  rück¬ 
sichtlich  der  Gattung, 
Art  und  Qualität  un¬ 
richtig  deklariert 
wurden  .... 


Als  Mehr  befund 
wird  die  sich  als 
mehr  ergebende 
Menge  der¬ 
selben  ArtWare 
bei  einer  ein¬ 
zelnen  Waren¬ 
post  angesehen, 
jedoch  nicht  das 
Plus  bei  der  ge¬ 
samten  in  der 
Deklaration  an¬ 
geführten  und 
in  mehreren 
Posten  ange 
.  gebenen  Ware. 


dreimal  viermal 


Für  nicht  deklarierte 

Waren . 

5.  Für  verbotene,  unter 
einer  anderen  Be¬ 
zeichnung  deklarierte 
oder  nicht  deklarierte 
Waren: 

a)  Tabakblätter  od. 

Tabakfabrikate  Die  nach  dem  Tabak¬ 
monopolgesetze  vor¬ 
gesehene  Strafe. 

b)  andere  Monopol¬ 
artikel  ....  Die  Beschlagnahme  der 

verbotenen  Ware  und 
eine  dem  zehnfachen 
Regiepreise  entspre¬ 
chende  Strafe. 

c)  andere  verbotene 

Waren  ....  Die  Beschlagnahme  der 
verbotenen  Ware  und 
eine  Strafe  von  500  Lei. 

d)  Saccharin  u.  alle 
synthetischen 
Produkte,  wel¬ 
che  Süßstoffe 

enthalten  .  .  .  Die  vom  Spezialgesetze 
vorgesehenen  Strafen. 


Die  Gebühren 
differenz  zwischen 
der  unrichtig  de 
klarierten  Ware  u 
der  bei  derUnter 
suchung  vorge 
fundenen  Ware 


*)  Im  Originale  ist  diese  Rubrik  leergeblieben. 


Der  Außenhandel  Rußlands  im  Jahre  1915.  Das 

russische  Zolldepartement  hat  den  Bericht  über  den 
Außenhandel  Rußlands  im  Jahr  1915  über  die  europäi¬ 
sche  und  Schwarzmeer-kaukasische  Grenze  sowie  im 
Verkehr  mit  Finnland  veröffentlicht.  Wenn  man  die 
Ziffern  des  Berichts  mit  den  vorläufigen  Angaben  über 
den  Handel  an  der  asiatischen  Grenze  im  Jahr  1915 
vergleicht,  so  stellt  sich  der  Handel  Rußlands  über  alle 
Grenzen  in  den  drei  letzten  Jahren  wie  folgt: 

1915  I9I4  I9I3  !9r5  19I4  I9I3 

Ausfuhr  Einfuhr 

Millionen  Rubel 

über  die  europäische 

Grenze . 181-3  706‘ I  1232-8  429T  854-3  1146-3 

über  die  Schwarzmeer¬ 
kaukasische  Grenze  —  104-3  132-9  1-4  22-4  18-3 

über  die  asiatische 

Grenze  .....  83-3  90-0  99-2  439-8  158-9  153-5 

im  Handel  mit  Finn¬ 
land  ....  •  ■  •  132-6  55-7  553  2437  624  56-0 

Im  ganzen  .  .  397-2  9561  1520  2  1114-0  1098  0  1374-1 

Handelsbilanz . —716-8  —141-9  -f  145-9 

Fast  immer  hat  früher  die  Ausfuhr  die  Einfuhr  be¬ 
deutend  übertroffen;  im  letzten  Jahrfünft  vor  dem  Kriege 
(1909  1913)  hat  der  Überschuß  im  Durchschnitt  362 

Millionen  Rubel  betragen.  In  der  Kriegszeit  aber  hat 
sich  die  Handelsbilanz  zu  ungunsten  Rußlands  ver¬ 
schoben,  im  Jahr  1915  ist  die  Ausfuhr  um  717  Millionen 
Rubel  geringer  gewesen  als  die  Einfuhr.  Im  Vergleich 
zum  Jahr  1913  hat  sie  sich  um  1123  Millionen  Rubel, 
d.  h.  fast  um  das  Vierfache  vermindert,  während  die 
Einfuhr  nur  um  260  Millionen  Rubel  oder  um  19  Pro¬ 
zent  abgenommen  hat.  Über  die  Schwarzmeer-kaukasi- 
sche  Grenze  hat  überhaupt  keine  Ausfuhr  stattgefunden, 
während  im  Jahr  1913  noch  für  133  Millionen  Rubel 
verschiedene  Waren  ausgeführt  worden  sind;  über  die 
asiatische  Grenze  hat  die  Ausfuhr  verhältnismäßig  nur 
wenig  abgenommen.  Am  meisten  hat  sie  über  die  euro¬ 
päische  Grenze  infolge  der  Schließung  des  Baltischen 
und  des  Schwarzen  Meeres  sowie  fast  der  ganzen  Land¬ 
grenze  gelitten;  frei  blieb  für  sie  nur  der  Ausgang  über 
das  Weiße  Meer  und  die  Durchfuhr  über  Finnland  und 
Schweden.  Man  darf  aber  dabei  nicht  übersehen,  daß 
die  Ausfuhr  der  wichtigsten  russischen  Waren  verboten 
und  nur  nach  den  verbündeten  und  befreundeten  Staaten 
gestattet  w-ar.  Zum  überwiegenden  Teil  ging  sie  über 
Archangel.  Die  Ausfuhr  nach  Finnland  ist  von  55  Mil¬ 
lionen  Rubel  im  Jahr  1913  auf  133  Millionen  Rubel 
gestiegen.  Im  Durchgangsverkehr  über  Finnland  sind 
verhältnismäßig  sehr  geringe  Warenmengen  befördert 
(nach  Großbritannien  für  4*8  Millionen  Rubel  und  nach 
Schweden  für  3-7  Millionen  Rubel).  Die  Einfuhr  über 
die  europäische  Grenze  hat  im  Vergleich  zu  1913  um 
mehr  als  das  21/2fache  abgenommen;  sie  fand  ausschließ¬ 
lich  über  Archangel  statt.  Die  Abnahme  über  die  euro¬ 
päische  Grenze  ist  in  bedeutendem  Maße  durch  die  außer¬ 
ordentlich  große  Zunahme  über  und  aus  Finnland  sowie 
über  die  asiatische  Grenze  (hauptsächlich  über  Wladi- 
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wostok)  ausgeglichen.  Im  Durchgangsverkehr  über  Finn-  ' 
land  wurden  im  Jahr  1915  ausländische  Waren  im  Wert 
von  151*9  Millionen  Rubel  gegen  3*6  Millionen  Rubel 
eingeführt.  Die  Einfuhr  finnländischer  Waren  bewertete 
sich  auf  91*8  Millionen  Rubel  gegen  53*7  Millionen 
Rubel. 

Gebrauch  der  türkischen  Sprache  in  der  Türkei. 

Ein  türkisches  Gesetz  vom  24.  März  1.  J.  über  den  Ge¬ 
brauch  der  türkischen  Sprache  hat  folgenden  Wortlaut: 

Kapitel  I.  Privilegierte  Gesellschaften. 
Artikel  1.  Die  gesamte  auf  den  Betrieb  Bezug  habende  I 
Geschäftsführung  und  Korrespondenz  der  Eisenbahnen 
und  im  öffentlichen  Dienst  tätigen  Unternehmungen  hat 
in  türkischer  Sprache  zu  erfolgen. 

Artikel  2.  Die  gegenwärtig  existierenden,  im  öffent¬ 
lichen  Dienst  tätigen  Unternehmungen  haben  die  Be¬ 
stimmung  des  Artikels  1  innerhalb  des  für  jede  einzelne 
Gesellschaft  vom  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten 
zu  bestimmenden  und  ihr  mitzuteilenden  Termines  durch¬ 
zuführen.  Bloß  für  die  bestehenden  Eisenbahngesell¬ 
schaften  kann  dieser  Termin  bis  zum  10.  Temuz  1335 
(23.  Juli  1919)  verlängert  werden. 

Artikel  3.  Die  Unternehmungen,  welche  die  Bestim¬ 
mung  des  Artikels  1  bis  zu  dem  laut  Artikel  2  fest¬ 
gesetzten  Tage  nicht  durchgeführt  haben,  werden  provi¬ 
sorisch  in  staatliche  Verwaltung  übernommen  und  die 
Gesetzesbestimmungen  auf  diese  Weise  durchgeführt. 

Kapitel  II.  Nichtprivilegierte  Gesell¬ 
schaften.  Artikel  4.  Alle  nichtprivilegierten  otto- 
manischen  Gesellschaften  haben  ihre  gesamte  Korre¬ 
spondenz  innerhalb  der  Türkei,  die  Geschäftsführung, 
ihre  Bücher  und  Rechnungen  in  türkischer  Sprache  ab¬ 
zufassen. 

Artikel  5.  Für  die  seitens  des  Handelsministeriums  re¬ 
gistrierten  fremden  Aktiengesellschaften  erstreckt  sich 
diese  Verpflichtung  nur  auf  ihre  Korrespondenz  mit  der 
Regierung  sowie  auf  die  an  die  Parteien  auszufolgenden 
Dokumente. 

Artikel  6.  Diejenigen,  welche  die  Bestimmungen  der 
Artikel  4  und  5  bis  zum  10.  Temuz  1335  (23.  Juli  1919) 
nicht  vollständig  befolgt  haben,  werden  gerichtlich  ver¬ 
folgt  und  zu  einer  Geldstrafe  im  Ausmaße  von  5  bis 
50  L.  tq.  verurteilt.  Im  Falle  der  Verurteilung  wird  das 
Verwaltungsbureau  gesperrt  und  der  Betrieb  eingestellt 
werden. 

Artikel  7.  Die  Durchführungsart  dieses  Gesetzes  wird 
eine  Verordnung  bestimmen. 

Artikel  8.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  seiner  Kundmachung 
in  Kraft. 

Artikel  9.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  ist 
der  Justizminister,  der  Minister  für  öffentliche  Arbeiten 
und  der  Minister  für  Handel  und  Ackerbau  betraut. 
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Die  Lage  der  schwedischen  Eisenindustrie.  Aus 

Stockholm  wird  uns  geschrieben: 

Der  Eisenwerkverein  hat  betreffend  den  Export  und 
Import  und  die  Fabrikation  von  Eisen  und  Stahl  im 
ersten  Vierteljahr  1916  folgendes  berichtet:  Eisen  und 
Stahl  hat  noch  immer  sowohl  in  Schweden  wie  im  Aus¬ 
land  guten  Absatz  gefunden.  In  einigen  Werken  hat  man 
aber  nur  unter  Schwierigkeiten  die  nötigen  Rohwaren 
bekommen  können.  Dazu  kommt,  daß  die  Preise  für  Holz¬ 
kohlen,  Steinkohlen  und  Koks  noch  weiter  gestiegen  sind. 
Die  Marktlage  ist  noch  immer  befriedigend,  aber  die 
Schwierigkeiten  bei  der  Fabrikation  und  dem  Export 
werden  eher  größer  als  kleiner.  Die  Aussichten  für  die 
Zukunft  müssen  als  unsicher  bezeichnet  werden.  Die 
Anzahl  der  Hochöfen  hat  sich  auf  129  belaufen  (125 
in  1915).  Von  diesen  waren  am  31.  März  104  im  Be¬ 
trieb  (97  in  191 5). 

Im  ersten  Vierteljahr  hat  die  Fabrikation  von  Roh¬ 
eisen  197.600  t  ausgemacht  (162.300  in  1915),  von 
Bessemerguß  18.600  t  (20.200  in  1915),  von  Martinguß 
135.30°  t  (116.400  in  1915)  und  von  Walzeisen  und 
Stahl  104.500  t  (82.900  in  1915). 

Der  Eisenerzexport  des  ersten  Vierteljahrs  belief  sich 
auf  772.000  t  gegen  71 1. 000  t  in  1915-  Im  Januar  und 
Februar  war  der  Export  etwas  größer  als  1915;  im  März 
ist  er  etwas  gesunken. 

Der  Export  verschiedener  Eisenprodukte  hat  114.600  t 
umfaßt  gegen  91.800*  in  1915.  Der  Roheisenexport  beläuft 
sich  auf  45.200  t  (43.300  t  in  1915)  und  der  Export  von 
warm  gewalztem  Stabeisen  25.500  t  gegen  .16.400  t  in 
I9I5- 

Der  Import  im  ersten  Vierteljahr  beläuft  sich  auf 
64.200  t  gegen  45.000  t  in  1915.  Davon  waren  22.900  t 
(15.700  in  1915)  Roheisen,  15.900  t  (10.900  in  1915) 
gewalztes  Stabeisen  und  Fassoneisen  und  5800  t  (6800 
in  1915)  Schienen. 


Papierstoffgarne  und  -gewebe.  Doktordissertation.  Von  dipl. 
Dr.  Ing.  Wilhelm  Heinke.  Verlag  Berg  &  Schoch,  Berlin  1916. 
103  Seiten. 

Der  Verfasser  bespricht  in  der  mit  vielen  Zeichnungen  ver¬ 
sehenen  Broschüre  das  Wichtigste,  was  theoretisch  und  praktisch 
betreffs  dieser  neuen  Textilindustrie  hervorzuheben  ist,  mit  be¬ 
sonderer  Hervorhebung  einer  Reihe  von  technischen  Verfahren, 
die  in  Deutschland  zur  Erzeugung  der  Papiergarne  erprobt  und 
eingeführt  wurden.  Die  kurzgefaßte  Zusammenstellung  ist  um  so 
höher  zu  schätzen,  als  die  einschlägigen  neueren  Daten  über 
diese  infolge  der  Weltkriegsverhältnisse  rasch  aufgeblühte  In¬ 
dustrie  größtenteils  in  der  Literatur  recht  unübersichtlich  ver¬ 
streut  sind,  so  daß  der  Interessent  bisher  nur  mit  Mühe  und 
Zeitaufwand  einen  Überblick  gewinnen  konnte.  Die  Arbeit  be¬ 
handelt  den  Stoff  von  rein  technischem  Standpunkt;  der  Ver¬ 
fasser  hätte  aber  gut  daran  getan,  sei  es  auch  in  knapper  Dar¬ 
stellung,  die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Papiergarne  als  Ersatz¬ 
stoffe  für  andere  Textilien  zu  erörtern.  Morpurgo. 


DAS  HANDELSMUSEUM. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfragen.) 


Vollversammlung  vom  17.  Mai  1916.  Mittwoch, 
den  17.  Mai,  7  Uhr  abends,  findet  eine  Vollversammlung 
der  Allgemeinen  Exportsektion  des  k.  k.  österreichischen 
Handelsmuseums  im  Vortragssale  derselben,  III.  Loth¬ 
ringerstraße  12  (Haus  der  Industrie),  statt,  auf  deren 
Tagesordnung  ein  Vortrag  des  Herrn  Dr.  Siegmund 
Schilder,  Sekretärs  des  k.  k.  östereichischen  Handels¬ 
museums,  über  „Der  neue  türkische  Zolltarif“  steht. 


Bewilligung  zu  Reisen  nach  Serbien.  Im  Einver¬ 
nehmen  mit  der  Leitung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  in  Belgrad 
wurde  wegen  Regelung  der  Überschreitung  der  Grenze 
nach  dem  okkupierten  Gebiete  Serbiens  im  geschäftlichen 
Verkehr  folgendes  festgesetzt: 

Da  in  letzterer  Zeit  Belgrad  sowohl  von  verschiedenen 
Agenten  wie  auch  von  Reisenden  aus  Österreich  ohne 
Rücksicht  darauf,  daß  es  sich  um  ein  Hinterland  handelt, 
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sozusagen  überschwemmt  wird,  wobei  auch  das  Ge¬ 
schäftsgebaren  einzelner  kein  den  Verhältnissen  ent¬ 
sprechendes  war,  wird  nunmehr  vorgeschrieben,  daß  Be¬ 
werber  bei  Reisen  aus  Österreich  nach  Belgrad,  im  Aus¬ 
nahmsfalle  auch  in  das  Innere  Serbiens,  ihr  Ansuchen 
um  Reisebewilligung  an  die  Direktion  des  k.  k.  öster¬ 
reichischen  Handelsmuseums  zu  richten  haben.  Direkt 
an  das  Paßamt  einlangende  Ansuchen  um  Bewilligung 
geschäftlicher  Reisen  bleiben  unberücksichtigt.  Die  Be¬ 
werber  haben  einen  von  der  zuständigen  Polizeibehörde 
ordnungsgemäß  ausgestellten  Paß  mit  der  ausdrücklichen 
Bestimmung  für  Reisen  nach  Belgrad  unter  Angabe  und 
Bescheinigung  des  Reisezweckes  an  das  k.  k.  österreichi¬ 
sche  Handelsmuseum  einzusenden,  worauf  die  Entschei¬ 
dung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  telegraphisch  eingeholt  wird. 
Die  Antwortdepesche  des  Paßamtes  gilt,  falls  hierdurch 
die  Bewilligung  zur  Reise  erteilt  wurde,  für  den  Be¬ 
werber  als  Grenzübertrittsbewilligung. 

Die  Interventionskosten  sind  von  der  Partei  zu  er¬ 
legen.  (5877/E.) 

Seidene  Halstücher.  Ein  österreichischer  Handels¬ 
agent  in  Amsterdam  bewirbt  sich  um  Vertretungen  öster¬ 
reichischer  Häuser,  welche  seidene  und  halbseidene  Hals¬ 
tücher,  sowohl  aus  Natur-  wie  auch  aus  Kunstseide  er¬ 
zeugen  und  gewillt  wären,  mit  Holland  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  treten.  (A.  E.  717.) 

Rotverschnittwein.  Ein  Importhaus  in  Metz  wünscht 
Offerte,  Bezugsbedingungen  und  Musterproben  von  13- 
bis  I4grädigen  Rotverschnittweinen.  (A.  E.  716.) 

Geschäftsverbindung  mit  Russisch-Polen.  Ein  gut 

empfohlener  Agent  in  Lublin  bietet  sich  österreichischen 
Häusern  als  Vertreter  an,  welche  den  Wunsch  hegen,  mit 
Lublin  und  dem  benachbarten  Gebiete  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  kommen.  (A.  E.  715.) 

Lederhandschuhe.  Eine  Agenturfirma  in  Amsterdam 
interessiert  sich  für  die  Übernahme  der  Vertretung  einer 
|  österreichischen  Lederhandschuhfabrik,  welche  für  den 
j  Export  eingerichtet  und  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenz¬ 
fähig  ist.  (A.  E.  714.) 

Seidenwaren  aller  Art.  Ein  österreichischer  Kauf- 
1  mann,  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  der  seit  mehr  als  20  Jahren 
Skandinavien  bereist,  dortselbst  seine  Subvertreter  hat 
und  bei  der  kaufkräftigen  erstklassigen  Kundschaft  gut 
eingeführt  ist,  berichtet,  daß  in  den  skandinavischen 
Ländern  infolge  des  Ausfuhrverbotes  von  Textilien  aus 
Wolle  und  Baumwolle  aus  den  Erzeugungsländern,  gegen¬ 
wärtig  große  Nachfrage  nach  Ersatzstoffen  besteht,  und 
daher  Seidenwaren  österreichischer  Provenienz  ein  gutes 
Absatzfeld  finden  könnten.  Österreichische  Fabrikanten 
der  Seidenwarenbranche  werden  hiermit  auf  diese 
günstige  Absatzchance  aufmerksam  gemacht  und  einge¬ 
laden,  sich  mit  dem  betreffenden  Vertreter,  dessen 
Adresse  im  Bureau  der  Sektion  erhältlich  ist,  ins  Ein¬ 
vernehmen  zu  setzen.  (A.  E.  713.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  711.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 

■*  ♦ 
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Vollversammlung  von  13.  Mai  igi6.  Samstag,  den 
13.  Mai  7  Uhr  abends,  findet  eine  Vollversammlung  der 
Österreichisch-russischen  Sektion  des  k.  k.  österreichi¬ 
schen  Handelsmuseums  im  Vortragssaale  der  Allgemeinen 
Exportsektion,  III.  Lothriugerstraße  (Haus  der  In¬ 
dustrie),  statt,  bei  der  Herr  k.  u.  k.  Rittmeister  Doktor 
Alexander  v.  Schneider,  Leiter  der  k.  u.  k.  Auskunfts¬ 
stelle  des  Militärgouvernements  für  die  besetzten  Gebiete 
Russisch-Polens  in  Lemberg,  einen  Vortrag  über 
„Wolhynien“  (mit  Lichtbildern)  halten  wird. 

Einziehungen  von  Forderungen  in  Russisch- 

Polen.  Das  kaiserlich  deutsche  Generalgouvernement  in 
Warschau  verlautbart  unter  dem  13.  April  d.  J.  fol¬ 
gendes:  „Der  Beschluß  des  Vorstandes  der  amtlichen 
Handelsstelle,  unter  Erweiterung  der  ursprünglich  ge¬ 
stellten  Aufgaben  auch  Forderungen  österreichisch-unga¬ 
rischer  Gläubiger  in  den  besetzten  Gebieten  Russisch- 
Polens  einzuziehen  und  für  diese  Tätigkeit  ohne  Rück¬ 
sicht  auf  die  Größe  der  Firma  eine  Einschreibegebühr 
von  20  M.  und  eine  Vergütung  von  1  Prozent  der  ein- 
gezogenen  Beträge  einschließlich  Bank-  und  Über¬ 
weisungsgebühren,  dagegen  ausschließlich  barer  Aus¬ 
lagen,  mindestens  aber  von  5  M.  für  den  einzelnen  Auf¬ 
trag  zu  fordern,  wird  für  das  Gebiet  des  Generalgouver¬ 
nements  genehmigt.  (9677/E.) 

Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau.  Am  5.  März  1.  J. 
wird  der  Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau  eröffnet.  Zugelassen 

werden  nur  vollständig  frankierte,  offene  Briefsendungen 
aller  Art,  und  zwar  sowohl  gewöhnliche  als  auch  ein¬ 
geschriebene,  ferner  gewöhnliche  Postanweisungen.  Die 

dfirdf-itoPfdfWt  fythtim*1) 

Briefsendungen  dürfen  nur  in  deutscher  Sprache  ab¬ 
gefaßt  sein,  keinerlei  Mitteilungen  über  militärische  An¬ 
gelegenheiten  enthalten  und  müssen  die  genaue  Bezeich¬ 
nung  des  Absenders  tragen.  (Auf  den  Postanweisungs¬ 
abschnitten  sind  Mitteilungen,  wie  dermalen  überhaupt 
im  Auslandsverkehr,  unzulässig.)  Die  Versendungs¬ 
bedingungen  und  Gebührenansätze  sind  dieselben  wie 
im  Wechselverkehr  zwischen  Österreich  und  Deutsch¬ 
land.  Die  Postanweisungen  sind  in  Markwährung  aus¬ 
zustellen  und  dürfen  höchstens  auf  500  M.  lauten.  Sie 
werden  im  Generalgouvernement  Warschau  nach  dem 
festen  Wertverhältnisse  100  Rubel  gleich  150  M.  aus¬ 
gezahlt. 

Am  Postverkehr  nehmen  im  Generalgouvernement 
Warschau  folgende  Postorte  teil:  Alexandrowo,  Bendzin, 
Brzeziny,  Ciechanow,  Czenstochau,  Gostynin,  Grodzisk, 
Grojec,  Kalisch,  Kolo,  Konin,  Kutno,  Lenczyca,  Lipno, 
Lodz,  Lowicz,  Mlawa,  Pabianice,  Plock,  Plonsk,  Przas- 
nysz,  Rawa,  Rypin,  Sieradz,  Sierpe,  Skierniewice,  Slupca, 
Sochaczew,  Sosnowice,  Tomaszow  (Kr.  Brzeziny), 
Turek,  Wielun,  Wloclawek,  Zdunska,  Wola,  außerdem 
die  Orte  aller  Kreise,  in  denen  diese  Postorte  liegen, 
und  die  Stadt  Warschau  selbst.  Darüber  hinaus  sind 
Postanweisungen  auch  nach  allen  anderen  Orten  im 
Generalgouvernement  Warschau  zulässig.  In  der  Auf¬ 
schrift  der  Sendungen  nach  Landorten  ist  der  Name  des 
zuständigen  Postortes,  bei  dem  die  Sachen  abgeholt 
werden  sollen,  mindestens  aber  der  Name  des  Kreises, 
anzugeben.  Zugestellt  werden  sie  nicht.  (3723/E.) 

■)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels- 
museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonleren  Verständigung  der 

P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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Zinsenberechnung.  Laut  Verordnungsblatt  für  das 
Generalgouvernement  vom  15.  Februar  1.  J.  Nr.  22  tritt 
für  die  Verpflichtung  von  Geldforderungen  für  die  Zeit 
vom  1.  August  1914  bis  zum  31.  März  1916  nachstehende 
Vorschrift  in  Kraft: 

Der  Zinssatz  beträgt  7*/2  Prozent;  ist  er  durch  Vertrag 
oder  sonstiges  Rechtsgeschäft  anderweit  festgesetzt,  so 
hat  es  dabei  sein  Bewenden  (§  2).  Die  Zinsen  sind  für 
die  gesamte  obengenannte  Zeit  zu  entrichten.  Nach  dem 
31.  Juli  1914  fällig  gewordene  Schulden  sind  vom  Tage 
der  Fälligkeit  ab  zu  verzinsen  (§  3).  In  Ansehung  der 
Verpflichtung  zur  Zinszahlung  für  die  übrige  Zeit  hat 
es  bei  dem  sonstigen  Recht  sein  Bewenden  (§1,  Absatz  2). 
Ebenso  finden  diese  Sondervorschriften  keine  Anwen¬ 
dung  auf  Schulden,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  bereits  erloschen  sind  (§  1,  Absatz  3). 

(3570/E.) 

Reisen  nach  dem  deutschen  Verwaltungsgebiet 
in  Russisch-Polen.  Zu  Reisen  nach  dem  unter  deutscher 
Verwaltung  stehenden  Okkupationsgebiete  von  Russisch- 
Polen  ist  eine  besondere  Bewilligung  notwendig.  Diese 
Bewilligung  wird  auf  Grund  eines  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefertigten  und  mit  der  amtlich  beglaubigten  Photo¬ 
graphie  und  Unterschrift  des  Inhabers  versehenen  Reise¬ 
passes  in  der  Form  der  Ausstellung  eines  Passierscheines 
durch  den  stellvertretenden  Generalstab  in  Berlin  im 
Einverständnis  mit  dem  Generalgouvernement  in  War¬ 
schau  erteilt,  jedoch  nur  in  den  Ausnahmefällen  ge¬ 
geben,  wenn  es  sich  um  dringende  und  wichtige  Ange¬ 
legenheiten  handelt,  bei  denen  die  persönliche  Anwesen¬ 
heit  des  Reisewerbers  unbedingt  erforderlich 
erscheint.  Die  Passierscheine  unterliegen  einer  Taxe 
von  3  M.  für  je  eine  Woche  der  bewilligten  Gültigkeits¬ 
dauer.  Die  Bewerbung  darum  hat  mittels  schriftlicher 
Gesuche  zu  erfolgen,  die  genaue  Angabe  über  1.  die 
Paßdaten,  2.  das  Reiseziel  (unter  namentlicher  An¬ 
führung  aller  Orte,  an  denen  Aufenthalt  genommen 
werden  soll),  3.  den  Reiseweg,  4.  den  Reisezweck  und 
5.  die  beabsichtigte  Dauer  der  Reise  enthalten  und  be¬ 
sonders  alle  für  die  Prüfung  der  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  belangreichen  Umstände  mit  voller 
Deutlichkeit  erkennen  lassen  müssen.  Der  Paß  selbst 
braucht  nicht  beigegeben  zu  werden,  es  muß  aber  die 
Richtigkeit  der  Angaben  in  dem  Gesuche  über  seine 
Daten  amtlich  bestätigt  sein. 

Die  Vermittlung  der  Gesuche  hat  das  k.  u.  k.  Mini¬ 
sterium  des  Äußern  übernommen,  das  sie  im  Interesse 
der  Vereinfachung  des  Verfahrens  im  Wege  seines  Ver¬ 
treters  in  Warschau  der  Paßzentrale  des  kaiserlichen 
Generalgouvernements  in  Warschau  zur  weiteren  Er¬ 
ledigung  zukommen  lassen  wird.  Da  jedoch  eine  Inter¬ 
vention  des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußern  nur  in 
jenen  Fällen  Platz  greifen  kann,  in  denen  in  bezug  auf 
die  Dringlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Reise  die  Vor¬ 
aussetzungen  für  die  Erteilung  der  Bewilligung  durch 
das  Generalgouvernement  gegeben  sind,  dürfen  Reise¬ 
ansuchen  nicht  mehr  wie  bisher  beim  Ministerium  des 
Äußern  eingebracht  werden;  diese  Eingaben  wrerden  nach 
vorheriger  Begutachtung  auf  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  dem  k.  u.  k.  Ministerium  des 
Äußern  auf  das  nach  dem  Reisezweck  in  Betracht 
kommende  k.  k.  Fachministerium  übermittelt. 

Die  Gesuche  um  die  Erteilung  der  Reisebewilligung 
nach  dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  von 
Russisch-Polen  sind  demnach  von  den  Erlaubniswerbern 
bei  der  politischen  Bezirks-,  beziehungsweise  landes¬ 
fürstlichen  Polizeibehörde  ihres  Aufenthaltsortes  ein¬ 
zubringen;  diese  Stellen  wurden  angewiesen,  die  Gesuche 
nach  Erhebung  über  die  Verläßlichkeit  des  Gesuch¬ 
stellers  und  die  Stichhältigkeit  seiner  Angaben  mit  einem 
Anträge  über  die  Berücksichtigungswürdigkeit  des  An¬ 


suchens  an  die  politische  Landesbehörde  behufs  Weiter¬ 
leitung  an  die  betreffenden  Fachministerien  vorzulegen. 

(2678/E.) 

Reisen  aus  dem  österreichisch-ungarischen  nach 
dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  deutsche  Okkupationsgebiet 
wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  der  besondere  Ausweis. 

Ad  1.  Die  von  den  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischen 
Kommandos  gemäß  der  Verordnung  des  Armeeober¬ 
kommandanten  vom  25.  August  1915,  Nr.  35  V.-Bl.,  aus¬ 
gestellten  Reisepässe  werden  vom  kaiserlich  deutschen 
Generalgouvernement  als  zureichend  anerkannt. 

Ad  2.  Der  besondere  Ausweis  wird  ausgestellt  von  der 
Paßzentrale  des  Generalgouvernements  Warschau. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  der  Reisepaß  unter  genauer 
Angabe  des  Zweckes  und  der  Dauer  der  Reise  an  den 
dem  Generalgouvernement  Warschau  zugeteilten  Ver¬ 
treter  des  österreichisch-ungarischen  Armeeober¬ 
kommandos  zu  senden. 

Der  Reisepaß  wird  sodann  an  die  übersendende  Stelle 
unmittelbar  von  der  kaiserlich  deutschen  Paßzentrale 
oder  durch  den  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  zu¬ 
rückgeschickt,  im  Falle  der  Genehmigung  der  Reise  tvird 
der  besondere  Ausweis  behufs  Ausfolgung  an  den  Be¬ 
werber  angeschlossen. 

Reisen  aus  dem  kaiserlich  deutschen  nach  dem 
österreichisch-ungarischen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  österreichisch-ungarische 
Okkupationsgebiet  wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  das  Visum  des  Reisepasses 

Ad  1.  Die  von  den  kaiserlich  deutschen  Kommandos 
oder  Behörden  gemäß  den  derzeit  geltenden  Vorschriften 
ausgestellten  Reisepässe  werden  als  zureichend  an¬ 
erkannt. 

Ad  2.  Das  Visum  wird  ausgestellt  vom  Armeeober¬ 
kommando  selbst  oder  einer  seiner  Paßvidierungsstellen 
in  Szczakowa,  Krakau,  Rozwadow  oder  Lemberg  oder 
von  den  dem  Generalgouvernement  Warschau  zuge¬ 
teilten  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  oder  vom 
k.  u.  k.  Kriegsministerium.  Zur  Erwirkung  des  Visums 
ist  der  Reisepaß  an  eine  der  bezeichneten  Stellen  zu 
senden.  Hierbei  ist  neben  den  im  Reisepaß  ohnehin  ent¬ 
haltenen  Angaben  auch  das  Ziel,  der  Zweck  und  die 
Dauer  der  Reise  anzugeben. 

Der  Reisepaß  wird  nach  allfälliger  Beisetzung  des 
Visums  von  der  k.  u.  k.  Stelle,  bei  der  die  Vidierung 
erbeten  wurde,  an  die  übersendende  Stelle  zurück¬ 
geschickt.  (3833/E.) 

Gerichtsbarkeit  im  Generalgouvernement  War¬ 
schau.  Der  Präsident  des  kaiserlich  deutschen  Ober¬ 
gerichts  bei  dem  Generalgouvernement  Warschau  be¬ 
richtete  an  den  „Verband  zur  Sicherung  deutscher  For¬ 
derungen  an  das  feindliche  Ausland“  in  Barmen  wie 
folgt: 

In  den  von  den  deutschen  Truppen  besetzten 
Teilen  Russisch-Polens  ist  die  deutsche  Gerichtsbarkeit 
in  vollem  Umfange  aufgenommen.  Das  Verfahren  ent¬ 
spricht  dem  vor  den  Gerichten  in  Deutschland,  An¬ 
waltszwang  besteht  nicht.  Es  findet  das  Mahn-  und 
Klageverfahren  statt.  Auch  Zwangsvollstreckung  wird 
betrieben.  In  Deutschland  ergangene  Urteile  oder  andere 
vollstreckbare  Schuldtitel  werden  ohneweiters  vollstreckt. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  den  Schuldner 
vor  das  zuständige  Gericht  zwecks  Mahnung  laden  zu 
lassen,  da  erfahrungsgemäß  eine  solche  gerichtliche 
Mahnung  genügt,  um  den  Schuldner  zur  Zahlung  zu 
veranlassen.  (3742/E.) 
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DER  HANDEL  MIT  DER  TÜRKEI  NACH 
DEM  KRIEGE. 

Von  Gustav  Herlt,  Konstantinopel. 

Wie  für  alle  anderen  Staaten  wird  der  Krieg  auch 
für  die  Türkei  tiefeinschneidende  Folgen  für  das  wirt¬ 
schaftliche  Leben  haben.  Vor  dem  Kriege  war  sie  sorglos 
und  verließ  sich  auf  die  Zufuhren  aus  dem  Auslande, 
anstatt  die  eigenen  wirtschaftlichen  Kräfte  zu  ent¬ 
falten.  Der  Krieg  hat  darin  einen  großen  Umschwung 
bewirkt.  Die  leitenden  Kreise  des  Landes  sehen  ein,  daß 
sich  die  Türkei  vom  Auslande  wirtschaftlich  möglichst 
unabhängig  machen  müsse,  wenn  sie  schweren  Krisen 
erfolgreich  die  Stirn  bieten  will,  und  so  begann  man 
die  wirtschaftlichen  Kräfte  des  Landes  zu  entfalten. 
Es  wurde  nach  Kohlen  gegraben  und  der  Landwirtschaft 
jede  Unterstützung  gewährt,  es  wurden  Fabriken  und 
Werkstätten  errichtet,  kurz,  es  regte  sich  überall  in  der 
weiten  Türkei.  Der  Krieg  hat  der  Türkei  auch  die  volle 
politische  Selbständigkeit  gebracht,  früher  stand  sie  in 
wirtschaftlichen  Angelegenheiten  unter  der  Vormund¬ 
schaft  der  Großmächte  und  konnte  ohne  deren  Zustim¬ 
mung  an  den  bestehenden  Zollverhältnissen  nicht  das 
geringste  ändern.  Die  Mächte  widersetzten  sich  ins¬ 
besondere  jeder  Zollerhöhung  und  der  Einführung  von 
Verbrauchsauflagen.  Im  September  1914  schüttelte  die 
türkische  Regierung  diese  Bevormundung  ab,  hob  die 
Kapitulationen  auf,  die  den  Fremden  eine  Ausnahms¬ 
stellung  einräumten,  beseitigte  die  fremden  Posten  und 
erhöhte  den  Einfuhrzoll  von  11  auf  15  Prozent.  Damit 
hatte  sie  sich  gleichzeitig  die  Bahn  frei  gemacht  für 
eine  andere  wichtige  Reform:  für  die  Einführung 
von  Gewichtszöllen.  Damit  trug  sich  die  türki¬ 
sche  Regierung  schon  lange,  aber  die  Mächte  wider¬ 
setzten  sich  diesem  Plane.  Nun  konnte  er  verwirklicht 
werden;  es  begannen  sofort  die  Vorarbeiten  für  einen 
Höchsttarif  und  als  im  Herbst  1915  die  Kammer  zu¬ 
sammentrat,  konnte  ihr  die  Regierung  den  neuen  Ent¬ 
wurf  bereits  vorlegen.  Er  wurde  vier  Kommissionen  zur 
Beratung  zugewiesen  und  im  März  dieses  Jahres  nahmen 
ihn  Kammer  und  Senat  ohne  lange  Erörterungen  an. 
Er  soll  am  14.  September  1.  J.  in  Kraft  treten.  Der  aus¬ 
gesprochene  Zweck  des  neuen  Zolltarifs  ist  die  Hebung 
der  türkischen  Landwirtschaft  und  die  Förderung 
jener  Industriezweige,  für  die  die  Vorbedingungen  des 
Erfolges  gegeben  sind.  Der  neue  Zolltarif  soll  ein  Mittel 
und  Werkzeug  sein,  die  wirtschaftliche  Unabhängigkeit 
der  Türkei  zu  steigern.  Der  Wertzoll  war  der  Entwick¬ 
lung  von  Industrien  nicht  günstig,  da  Rohstoffe  und 
Fertigfabrikate  gleichmäßig  belastet  waren,  aber 
trotzdem  haben  sich  einzelne  Industriezweige  sehr  gut 
entwickelt,  so  die  Gerberei,  Schuhmacherei,  Sattlerei, 
Baumwollspinnerei,  Tuchweberei,  Möbeltischlerei, 
Kleider-  und  Wäscheerzeugung,  Ziegel-  und  Zement¬ 
fabrikation  u.  s.  w.  Durch  den  erhöhten  Zollschutz,  den 
ihnen  der  neue  Zolltarif  gewährt,  werden  sie  sich  weiter 
entwickeln  und  auch  andere  Industriezweige  werden 
allmählich  in  die  Höhe  kommen.  Das  ist  zu  erwarten 
von  der  Müllerei,  Baumwollweberei,  Wirkwarenerzeu¬ 
gung,  Seidenweberei  u.  a. 

Damit  gibt  sich  aber  die  Regierung  noch  nicht  zu¬ 
frieden,  sie  will  die  Türkei  wirtschaftlich  unabhängig 
in  jedem  Belange  machen.  Vollständig  vom  Auslande 
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abhängig  ist  die  Türkei  zurzeit  in  der  Seeschiff¬ 
fahrt  und  in  der  Kapitalsbeschaffung.  Die 
fremden  \\  aren,  die  die  Türkei  bezog,  brachten  fremde 
Schiffe  und  diese  verfrachteten  auch,  was  die  Türkei 
an  das  Ausland  abzugeben  hatte.  Sogar  die  Küstenschiff¬ 
fahrt  in  den  eigenen  Gewässern,  die  in  allen  wirtschaft¬ 
lich  entwickelten  Staaten  der  nationalen  Flagge  Vor¬ 
behalten  ist,  wird  zum  größten  Teile  von  fremden 
Schiffen  besorgt.  Die  fremden  Flaggen  aus  der  heimi¬ 
schen  Küstenschiffahrt  zu  verdrängen,  ist  seit  Jahren 
schon  der  Wunsch  der  jungtürkischen  Regierung,  und 
der  Erreichung  dieses  Zieles  galt  vor  dem  Balkan¬ 
kriege  auch  die  über  die  griechischen  Schiffe  und 
Waren  verhängte  Sperre.  Gleichzeitig  arbeitete  die  Re¬ 
gierung  an  der  Schaffung  einer  eigenen  Handelsflotte. 
Zu  Beginn  des  Krieges  besaß  die  Türkei  schon  eine 
kleine  Flotte  seetüchtiger  Schiffe,  die  durch  den  Krieg 
allerdings  gelitten  hat.  In  der  Kammer  wurde  die  Re¬ 
gierung  aufgefordert,  die  Küstenschiffahrt  in  den  heimi¬ 
schen  Gewässern  der  türkischen  Flagge  vorzubehalten 
und  die  fremden  Flaggen  auf  den  Verkehr  zwischen 
türkischen  und  ausländischen  Häfen  zu  beschränken. 
Die  Regierung  sieht  aber  sehr  wohl  ein,  daß  die  Türkei 
zuerst  genügend  eigene  Schiffe  für  die  Küstenschiffahrt 
haben  müsse,  bevor  sie  die  fremden  daraus  ausschalten 
kann. 

Der  letzte  Wunsch  der  türkischen  Regierung  be¬ 
trifft  die  Erringung  der  finanziellen  Unab¬ 
hängigkeit  der  Türkei  vom  Auslande.  Ihren  Geld¬ 
bedarf  hat  die  türkische  Regierung  bisher  ausschließ¬ 
lich  im  Auslande  decken  müssen,  da  innere  Anleihen 
keinen  Erfolg  hatten.  Die  Türkei  ist  nicht  so  arm  als 
es  den  Anschein  hat,  es  ist  Geld  genug  unter  den  Leuten, 
nur  zeigt  es  sich  nicht.  Will  die  Türkei  finanziell  unab¬ 
hängig  vom  Auslande  werden,  so  muß  vor  allem  das 
Volk  dazu  erzogen  werden,  seine  Ersparnisse  Banken 
oder  Sparkassen  anzuvertrauen.  Mit  dem  Bankwesen 
haben  sich  die  Türken  bis  vor  kurzem  gar  nicht  befaßt, 
dieses  Geschäft  überließen  sie  den  Griechen,  Armeniern, 
Juden  und  Fremden.  Jetzt  haben  sie  ihre  Aufmerksam¬ 
keit  auch  diesem  wichtigen  Erwerbszweige  zugewendet 
und  schon  einige  kleine  Banken  ausschließlich  mit  türki¬ 
schem  Kapital  gegründet,  so  in  K  o  n  i  a,  Smyrna 
u.  s.  w.  In  den  größeren  Städten  arbeiteten  ausschließ¬ 
lich  fremde  Banken,  ja  sogar  die  Staatsbank,  die  das 
Recht  der  Notenausgabe  und  andere  wichtige  Vorrechte 
besitzt,  ist  eine  fremde:  eine  englisch-französische.  Der 
Krieg  hat  auch  hierin  Wandel  geschafft.  Es  soll  jetzt 
eine  türkische  Nationalbank  gegründet  werden,  die  zu¬ 
gleich  die  Bank  des  Staates  sein  wird.  Allerdings  wird 
es  noch  lange  dauern,  ehe  sich  die  Bevölkerung  an  das 
europäische  Kreditwesen  gewöhnen  wird,  ohne  das  die 
finanzielle  Unabhängigkeit  des  Landes  nicht  zu  er¬ 
reichen  ist. 

Diese  einschneidenden  Wirkungen,  die  der  Krieg  auf 
das  türkische  Wirtschaftsleben  ausgeübt  hat  und  noch 
weiter  ausiiben  wird,  können  natürlich  nicht  ohne  Ein¬ 
fluß  auf  die  Handelsbeziehungen  der  europäi¬ 
schen  Staaten  mit  der  Türkei  bleiben.  Schon  der  neue 
Zolltarif  muß  darin  bedeutende  Verschiebungen  be¬ 
wirken.  Wenn  einzelne  Zölle  nicht  durch  die  Handels¬ 
verträge  gemildert  werden,  so  wird  in  verschiedenen 
V  aren  die  Ausfuhr  überhaupt  unmöglich  sein.  Das  gilt 
insbesondere  von  allen  Arten  von  Konfektion,  Kleidern, 
Wäsche  und  Schuhen.  Für  diese  drei  Warengruppen  sind 
die  Zölle  hoch,  bis  zu  6000  Piaster  für  100  kg  bei 
Schuhen  und  35.000  Piaster  bei  Kleidern  und  Wäsche. 
In  allen  drei  Gruppen  ist  die  türkische  Industrie  schon 
sehr  leistungsfähig.  Nach  Ansicht  von  Fachleuten 
brauchte  die  Türkei  z.  B.  überhaupt  keine  fremde  Schuh¬ 
einfuhr  mehr.  Von  den  hier  verkauften  fertigen  Klei¬ 
dern,  die  früher  vom  Auslande,  hauptsächlich  aus  Öster¬ 


reich  eingeführt  wurden,  ist  in  den  letzten  Jahren  ein 
immer  größer  werdender  Teil  im  Lande  angefertigt 
worden,  nur  die  Stoffe  wurden  eingeführt.  Das  gleiche 
gilt  von  Wäsche.  Auch  auf  Möbeln  liegt  ein  hoher  Zoll, 
bis  zu  2000  Piaster,  die  Möbeltischlerei  hat  sich  in  der 
Türkei  bereits  schön  entwickelt.  Sehr  geschützt  erscheint 
die  gesamte  Textilindustrie:  Baumwollspinnerei  und 
-Weberei,  Wollverarbeitung  und  insbesondere  die 
Seidenverarbeitung.  Die  Türkei  erzeugt  viel  Rohseide, 
die  alle  nach  Italien  und  Frankreich  ausgeführt  wird, 
und  deckt  ihren  Bedarf  an  Seidenwaren  aus  dem  Aus¬ 
lande.  Die  einst  so  blühende  Seidenweberei  in  Syrien 
ist  durch  den  fremden  Wettbewerb  vollständig  zu  gründe 
gegangen. 

Es  werden  also  in  der  Warenausfuhr  nach  der  Türkei 
mancherlei  Verschiebungen  Platz  greifen.  In  einzelnen 
Waren  wird  die  Ausfuhr  nachlassen,  in  anderen  dafür 
steigen.  Steigen  wird  sie  u.  a.  in  Roh-  und  Hilfsstoffen, 
Maschinen  und  Geräten  für  die  aufblühende  türkische 
Industrie.  So  dürfte  die  Einfuhr  von  fertigen  Schuhen 
abnehmen,  dagegen  die  Einfuhr  von  Maschinen  für  die 
Schuh erzeugung  und  verschiedenem  Zubehör  zunehmen. 
Da  nach  dem  Kriege  sicherlich  eine  ganze  Anzahl  von 
Fabriken  neu  gebaut  und  bestehende  vergrößert  und 
ausgestaltet  werden,  so  dürfte  insbesondere  der  Bedarf 
an  Maschinen  aller  Art  beträchtlich  zunehmen.  Das 
Bestreben  der  Türken,  eine  eigene  Handelsflotte  zu 
schaffen,  führt  ganz  von  selbst  zu  lebhafter  Nachfrage 
nach  Schiffen.  Diese  Verschiebungen  aufmerksam  zu 
verfolgen,  wird  Sache  der  Exporteure  und  ihrer  türki¬ 
schen  Vertreter  sein. 

Wie  in  der  Ausfuhr  nach  der  Türkei,  so  wird  sich 
auch  in  der  Einfuhr  aus  der  Türkei  manches  ändern. 
Wenn  sich  die  türkische  Urproduktion  in  dem  ge¬ 
wünschten  Maße  entwickelt,  wird  die  Türkei  für  die 
europäischen  Länder  mehr  als  früher  eine  Bezugsquelle 
für  Nahrungsmittel  und  Rohstoffe  werden,  so  für  Wolle, 
Baumwolle,  Häute,  Felle,  Hanf,  Flachs,  Fleisch,  Ge¬ 
treide,  öl,  Südfrüchte,  Gerbstoffe  u.  s.  w.  Der  Krieg 
hat  uns  darauf  verwiesen,  daß  wir  die  türkischen  Er¬ 
zeugnisse  gleich  in  der  Türkei  kaufen  können  und  nicht 
erst  in  England  oder  Frankreich.  Türkische  Wolle  und 
türkischer  Mohär  gingen  vor  dem  Kriege  fast  ausschließ¬ 
lich  nach  England,  öl  und  Seide  nach  Frankreich, 
wurden  dort  umgepackt  und  sortiert  und  dann  als 
englische  und  französische  Waren  weiterverkauft.  Vieles 
Provencer  Öl  ist  an  der  Westküste  Kleinasiens  gepreßt 
worden.  Den  Zwischengewinn,  den  Engländer  und 
Franzosen  daran  hatten,  können  wir  bei  unmittelbarem 
Bezüge  selbst  einstecken. 

So  mannigfaltig  auch  die  Veränderungen  sein  mögen, 
die  der  Krieg  in  den  Handelsbeziehungen  mit  der 
Türkei  bewirken  wird,  eines  wird  aber  bleiben:  nämlich 
der  Kampf  um  das  türkische  Absatz¬ 
gebiet.  Die  Konstantinopler  Großhändler  (Armenier, 
Griechen  und  Fremde)  werden  keinen  Augenblick 
zögern,  ihre  alten  Geschäftsbeziehungen  zu  englischen 
und  französischen  Fabriken  wieder  anzuknüpfen,  wenn 
ihnen  diese  größere  Vorteile  versprechen  als  die  ihnen 
von  Österreichern  und  Deutschen  gebotenen  Bedin¬ 
gungen.  Sie  sehen  nur  auf  ihren  Vorteil.  Unsere  Ex¬ 
porteure  werden  also  auch  in  Zukunft  einen  harten 
Kampf  um  den  türkischen  Absatzmarkt  zu  bestehen 
haben.  Es  ist  anzunehmen,  daß  die  Franzosen,  Eng¬ 
länder  und  Italiener  alles  aufbieten  werden,  nicht  nur 
ihre  frühere  Stellung  auf  den  levantinischen  Märkten 
wiederzugewinnen,  sondern  sie  auch  zu  stärken,  um  sich 
für  den  Verlust  an  politischem  Einfluß  und  Ansehen 
schadlos  zu  halten,  den  sie  durch  den  Krieg  erlitten 
haben. 
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KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Regelung  des  Verkehrs  mit  Knochen  und 

Knochenfett.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers 
im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  vom 
11.  Mai  1916  bestimmt: 

Regelung  des  Verkehrs  mit  Knochen. 
§  1.  Die  in  dieser  Verordnung  für  den  Verkehr  mit 
Knochen  festgesetzten  Bestimmungen  gelten  für  Knochen 
aller  Art,  gekocht  oder  ungekocht,  das  sind:  Küchen-, 
Fleischer-  und  Selcherknochen,  Abdeckerknochen,  Erd¬ 
knochen,  Schaf-  und  Ziegenfüße,  Mullknochen,  Trank¬ 
knochen,  Rohrknochen,  Beindrechslerabfälle,  Horn¬ 
schläuche,  volle  und  leere  Hufe  und  Klauen,  Horn¬ 
abfälle,  entfettete  Knochen. 

Diese  Bestimmungen  haben  jedoch  keine  Geltung 
für  die  im  Besitze  der  Militärverwaltung  befindlichen 
Knochen.  Überdies  gelten  diese  Bestimmungen  mit 
Ausnahme  der  im  §  19  getroffenen  Anordnung  auch 
nicht  für  die  unmittelbar  zu  Speisezwecken  bestimmten 
Knochen  der  Fleischerbetriebe,  Selchereibetriebe  und 
der  Konservenfabriken. 

§  2.  Zum  Zwecke  der  Regelung  des  Verkehrs  mit 
Knochen  wird  die  „Colla“,  Gesellschaft  zum  Einkäufe 
und  Verkaufe  für  die  Knochen  verarbeitende  Industrie 
m.b.  H.  in  Wien,  I.  Fischhof  3,  als  Knochenzentrale  bestellt. 

Diese  Zentrale  steht  unter  staatlicher  Aufsicht,  die 
durch  vom  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  den 
beteiligten  Ministern  ernannte  Regierungskommissäre 
ausgeübt  wird. 

Die  Regierungskommissäre  sind  berechtigt,  Anträge 
zu  stellen,  über  welche  von  der  Zentrale  Beschluß  ge¬ 
faßt  werden  muß.  Sie  sind  ferner  berechtigt,  die  Aus¬ 
führung  von  Beschlüssen  und  Verfügungen  der  Zentrale 
so  lange  aufzuschieben,  bis  vom  Handelsminister  eine 
Entscheidung  getroffen  wird.  Diese  Entscheidung  ist  für 
die  Zentrale  bindend. 

Der  Knochenzentrale  wird  ein  Beirat  beigegeben, 
dessen  Mitglieder  der  Handelsminister  im  Einvernehmen 
mit  dem  Ackerbauminister  ernennt. 

§  3.  Die  Veräußerung  von  Knochen  an  Knochen  ver¬ 
arbeitende  Unternehmungen  sowie  der  Bezug  von 
Knochen  durch  diese  Unternehmungen  ist  nur  im  Wege 
der  Knochenzentrale  gestattet. 

Die  Veräußerung  von  Knochen  an  Drechslergewerbe 
und  der  Bezug  von  Knochen  durch  dieses  Gewerbe  ist 
an  die  Vermittlung  der  Zentrale  nicht  gebunden. 

Das  Handelsministerium  kann  weitere  Ausnahmen 
von  der  Bestimmung  des  Abs.  1  verfügen. 

§  4.  Wer  am  15.  Mai  1916  Knochen  in  Mengen,  die 
zusammen  in  allen  Lagern  oder  Betriebsstätten  100  kg 
übersteigen,  vorrätig  oder  in  Verwahrung  hat,  ist  verpflich¬ 
tet,  diese  unter  genauer  Angabe  der  Menge,  Art  und  des 
Aufbewahrungsortes  sowie  des  Eigentümers  anzuzeigen. 

Eine  gleiche  Anzeige  ist  in  der  Folge  nach  dem 
Stande  vom  ersten  Tage  jedes  Monats  zu  erstatten. 

Bezüglich  der  an  den  Stichtagen  auf  dem  Transporte  be¬ 
findlichen  Mengen  trifft  die  Anzeigepflicht  den  Empfänger. 

Die  Anzeigen  sind  für  jede  Betriebs-  oder  Lagerstätte 
gesondert,  längstens  am  fünften  Tage  nach  den  be- 
zeichneten  Terminen  unmittelbar  an  die  Knochenzentrale 
Wien,  I.  Fischhof  3,  zu  erstatten  und  bei  Einsendung 
im  Wege  der  Post  spätestens  am  letzten  Tage  der  Frist 
aufzugeben. 

§  5-  Wer  Vorräte  an  Knochen  besitzt,  zu  deren  Anzeige 
er  nach  §  4  verpflichtet  ist,  hat  diese  gleichzeitig  mit  der 
Erstattung  der  Anzeige  der  Knochenzentrale  zum  Kaufe 
anzubieten. 

Besitzer  von  Knochenvorräten,  welche  diese  an  die 
Rohproduktenhandelsgesellschaft  m.  b.  H.  („Rohag“) 


in  Wien,  I.  bischhof  3,  zu  liefern  beabsichtigen,  haben 
dies  in  der  an  die  Zentrale  zu  erstattenden  Anzeige  aus¬ 
drücklich  zu  erklären.  Sie  sind  in  diesem  Falle  von  der 
Anbotspflicht  an  die  Zentrale  befreit,  haben  sich  aber 
über  die  erfolgte  Ablieferung  ihrer  Knochen  Vorräte  an 
die  ,, Rohag  der  Zentrale  gegenüber  auszuweisen. 

Die  Verkaufsanbote  an  die  Zentrale  sind  mit  der  Post 
rekommandiert  abzusenden.  Die  Postgebühr  ist  dem 
Anbotsteller  von  der  Zentrale  rückzuvergüten. 

I  ber  die  Anbote  hat  die  Zentrale  sofort,  längstens 
aber  binnen  14  Tagen  vom  Tage  der  Aufgabe  des  An¬ 
botes  zur  Post  zu  verfügen. 

Die  Vorräte  an  Knochen  sind  bis  zum  Einlangen  der 
Verfügung  der  Knochenzentrale  oder,  falls  die  Abliefe¬ 
rung  an  die  „Rohag“  beabsichtigt  und  dies  in  der  An¬ 
zeige  erklärt  worden  ist,  bis  zum  Einlangen  der  Ver¬ 
fügung  der  „Rohag“  jedweder  Veräußerung,  Verarbei¬ 
tung  oder  sonstigen  Verfügung  entzogen  und  sind  bis 
dahin  entsprechend  aufzubewahren. 

Geht  dem  Anbotsteller  innerhalb  der  Frist  von 
14  Tagen  vom  Tage  der  Aufgabe  des  Anbotes  zur  Post 
die  Verfügung  der  Zentrale  nicht  zu,  so  kann  er  über 
die  angebotenen  Vorräte  frei  verfügen. 

Der  Anbotsteller  hat  nach  Einlangen  der  Verfügung 
der  Zentrale  die  Ware  ehestens  in  versandfähigen  Zu¬ 
stand  zu  bringen  und  an  die  von  der  Zentrale  bezeichnete 
Stelle  ohne  Verzug  abzusenden. 

§  6.  Die  Anbotspflicht  und  die  damit  zusammen¬ 
hängende  Verfügungsbeschränkung  (§  5,  Abs.  1  und  5) 
erstreckt  sich  bei  den  Lhiternehmungen,  welche  Knochen 
zwar  entfetten,  aber  nicht  entleimen,  nur  auf  die  Vor¬ 
räte  an  entfetteten  Knochen. 

Ausgenommen  von  der  Anbotspflicht  und  der  damit 
zusammenhängenden  Verfügungsbeschränkung  sind: 

1.  Die  Knochenvorräte  jener  Unternehmungen,  welche 
in  ihrem  Betriebe  Knochen  entfetten  und  entleimen; 

2.  die  zur  tatsächlichen  Verarbeitung  dienenden 
Knochenvorräte  der  Drechslergewerbe,  worunter  Bein¬ 
drechslerabfälle  nicht  zu  verstehen  sind; 

3.  die  von  sonstigen  Unternehmungen  durch  die 
Knochenzentrale  bezogenen  Knochenvorräte. 

Das  Handelsministerium  kann  weitere  Ausnahmen 
von  der  Anbotspflicht  und  der  Verfügungsbeschränkung 
bewilligen. 

§  7.  Die  Knochenzentrale  hat  für  die  übernommenen 
Knochen  unverzüglich  nach  Übernahme  Zahlung  zu 
leisten. 

Sie  hat  einen  angemessenen,  jedoch  höchstens  den 
nachstehenden  Kaufpreis  zu  bezahlen: 

Für  100  kg  bei  Mengen  von  mindestens  10.000  kg: 

Für  Küchen-,  Fleischer-  und  Selcherknochen,  trockene, 
reine,  frei  von  fremden  Bestandteilen,  wobei  von  an¬ 
deren  Knochensorten  oder  fremden  Bestandteilen  in  der 
einzelnen  Lieferung'  ohne  Abzug  geduldet  werden 
höchstens : 

1  Prozent  Hadern,  Steine,  Glas,  Erde,  ferner 

1  Prozent  Schaf-  und  Ziegenfüße  und 
trockene,  erdfreie  Erdknochen, 

10  Prozent  fleischfreie  Pferdeknochen  aus 
Pferdeschlächtereien, 

2  Prozent  trockene,  zerhackte  fleisch-  und 

erdfreie  Abdeckerknochen . 20  K 

Abdeckerknochen,  Erdknochen,  Schaf-  und 

Ziegenfüße . 14  „ 

Mullknochen  (Gstettenknochen) . 16  „ 

Trankknochen . 13  „ 

Rohrknochen  (Kernknochen),  die  nachweis¬ 
lich  für  Drechslerarbeiten  geeignet  und  be¬ 
stimmt  sind . 22  „ 

Beindrechslerabfälle . 18  „ 

Hornschläuche,  voll  Hufe  und  Klauen 

(eisenfrei) . 17  „ 

leere  Hufe  und  leere  Klauen  (eisenfrei) 

sowie  reine  Hornabfälle . 22  „ 

entfettete  Knochen . 20  „ 
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Die  Preise  verstehen  sich  ab  Verladestation  für 
100  kg  ohne  Verpackung  gegen  Bahrzahlung  netto  per 
Kasse,  wobei  das  Gewicht  am  Bestimmungsorte,  und 
zwar  womöglich  bahnamtlich  festzustellen  ist.  Ist  die 
bahnamtliche  Feststellung  nicht  möglich,  so  wird  das 
Gewicht  beim  Empfänger  vor  zwei  Zeugen  ermittelt. 

Die  Preise  schließen  die  Kosten  der  Verladung  und 
des  Transports  bis  zur  Verladestation  in  sich.  Insofern 
es  orts-  oder  handelsüblich  ist,  die  Knochen  zur  über¬ 
nahmsstelle  per  Achse  zu  befördern,  ist  hierfür  ein  an¬ 
gemessener  Zuschlag  zu  dem  Übernahmspreise  zu  leisten. 

Bei  Ladungen  unter  10.000  kg  verringert  sich  der 
Höchstpreis  um  je  i  K  pro  ioo  kg  Mengen  von  ioo 
bis  5000  kg  und  um  je  50  h  pro  100  kg  bei  Mengen  über 
5000  kg. 

Die  festgesetzten  Höchstpreise  finden  keine  Anwen¬ 
dung  auf  die  Knochen,  die  nachweislich  aus  Ungarn, 
Bosnien  und  der  Hercegovina  oder  aus  dem  Zollaus- 
lande  bezogen  wurden. 

§  8.  Mangels  eines  gütlichen  Übereinkommens  hin¬ 
sichtlich  der  Preise  sowie  des  Zuschlages  für  die  Zufuhr 
mittels  Fuhrwerks  wie  auch  in  Streitfällen  hinsichtlich 
der  Gewichtsbestimmung  (§  7,  Abs.  2  und  3)  ist  unter 
Zuziehung  der  Parteien  vom  Bezirksgerichte,  in  dessen 
Sprengel  sich  die  Ware  befindet,  im  außerstreitigen  Ver¬ 
fahren  nach  Anhörung  von  Sachverständigen  zu  ent¬ 
scheiden. 

In  diesem  Falle  hat  die  Zentrale  bei  der  Übernahme 
vorläufig  den  von  ihr  gebotenen  Kaufpreis  bar  zu  be¬ 
zahlen. 

Die  Entscheidung  des  Bezirksgerichtes,  durch  welche 
ein  höherer  als  der  im  §  7  festgesetzte  Übernahmspreis 
nicht  bestimmt  werden  darf,  kann  binnen  acht  Tagen 
mit  Rekurs  angefochten  werden.  Gegen  die  Entscheidung 
der  zweiten  Instanz  ist  ein  weiteres  Rechtsmittel  un¬ 
zulässig. 

Inwiefern  die  Kosten  des  Verfahrens  von  einer  Partei 
zu  ersetzen  oder  unter  die  Parteien  zu  teilen  sind,  ent¬ 
scheidet  das  Gericht  nach  freiem  Ermessen. 

Die  Pflicht  zur  Lieferung  wird  durch  das  gerichtliche 
Verfahren  nicht  aufgeschoben. 

§  9.  Die  Knochenzentrale  hat  die  angekauften  Knochen 
an  die  Knochen  verarbeitenden  Industrien  und  Gewerbe 
wieder  zu  verkaufen.  Der  Verkaufspreis  darf  nicht  höher 
sein  als  der  nach  §  7  bezahlte  Kaufpreis,  doch  ist  die 
Zentrale  berechtigt,  zu  diesem  Preise  für  ihre  Regie¬ 
auslagen  einen  Zuschlag  von  50  h  pro  100  kg  anzu¬ 
rechnen. 

§  10.  Der  Schlüssel,  nach  welchem  die  von  der  Zen¬ 
trale  zu  verkaufenden  Knochenmengen  auf  die  einzelnen 
Knochen  verarbeitenden  Unternehmungen  aufzuteilen 
sind,  wird  vom  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit 
dem  Ackerbauminister  nach  Anhörung  der  Knochen¬ 
zentrale  und  ihres  Beirates  festgesetzt. 

Unternehmungen,  welche  dem  im  §  3  ausgesprochenen 
Verbote  zuwiderhandeln,  können  vom  Bezüge  von 
Knochen  ausgeschlossen  werden. 

§  11.  Die  Knochenzentrale  kann  beim  Verkaufe  von 
Knochen  (§  9)  vorschreiben,  daß  die  käuflich  über¬ 
lassenen  Knochenmengen  nur  entfettet  werden  dürfen. 

In  diesem  Falle  sind  die  entfetteten  Knochen  nach 
Maßgabe  der  Bestimmungen  der  §§  5  bis  8  der  Zentrale 
zum  Kaufe  anzubieten. 

Regelung  des  Verkehrs  mit  Knochen¬ 
fett.  §  12.  Alle  Unternehmungen,  in  welchen  Knochen 
entfettet  werden,  sind  verpflichtet,  ihre  am  15.  Mai  1916 
vorhandenen  Vorräte  an  Knochenfett  jeder  Art  unter 
genauer  Angabe  der  Menge,  Art  und  des  Auf¬ 
bewahrungsortes  der  Knochenzentrale  anzuzeigen.  Eine 
gleiche  Anzeige  ist  in  der  Folge  nach  dem  Stande  vom 
ersten  Tage  jedes  Monats  zu  erstatten.  Diese  Anzeigen 
sind  für  jede  Betriebs-  oder  Lagerstätte  gesondert, 


längstens  am  fünften  Tage  nach  den  bezeichneten  Ter¬ 
minen  unmittelbar  an  die  Knochenzentrale  zu  erstatten 
und  bei  Einsendung  im  Wege  der  Post  spätestens  am 
letzten  Tage  der  Frist  aufzugeben. 

§  13.  Die  in  §  12  bezeichneten  Unternehmungen  sind 
verpflichtet,  ihre  am  15.  Mai  1916  vorhandenen  Vorräte 
an  Knochenfett  jeder  Art  sowie  alle  weiterhin  in  ihren 
Betrieben  gewonnenen  Mengen  an  Knochenfett  jeder 
Art  der  Knochenzentrale  käuflich  zu  überlassen. 

Die  Knochenzentrale  ist  verpflichtet,  diese  Mengen 
zu  übernehmen,  alle  übernommenen  Mengen  an  Knochen¬ 
fett  der  Öl-  und  Fettzentrale  A.-G.  in  Wien  käuflich  zu 
überlassen  und  nach  Maßgabe  der  von  der  öl-  und 
Fettzentrale  A.-G.  getroffenen  Verfügungen  innerhalb 
30  Tagen  vom  Tage  der  Anzeige  den  Knochenfett  er¬ 
zeugenden  Unternehmungen  Versandvorschrift  zu  er¬ 
teilen. 

Die  Knochenfett  erzeugenden  Unternehmungen  haben 
die  Ware  sachgemäß  einzulagern  und  nach  Einlangen 
der  Versandvorschrift  die  ehestmögliche  Absendung  der 
Ware  zu  bewerkstelligen. 

Jede  sonstige  Verfügung  über  das  Knochenfett  ist 
unzulässig,  insbesondere  ist  es  untersagt,  das  Knochen¬ 
fett  anderweitig  zu  veräußern,  im  eigenen  Betriebe  zu 
verarbeiten  oder  anderen  Betrieben  zur  weiteren  Ver¬ 
arbeitung  zu  übergeben. 

§  14.  Die  Knochenzentrale  hat  für  das  übernommene 
und  der  Öl-  und  Fettzentrale  A.-G.  überlassene  Knochen¬ 
fett  innerhalb  zehn  Tagen  nach  Übernahme  der  Ware 
Zahlung  zu  leisten. 

Der  von  der  Knochenzentrale  der  liefernden  Unter¬ 
nehmung  zu  zahlende  und  von  der  Öl-  und  Fettzentrale 
A.-G.  an  die  Knochenzentrale  zu  vergütende  Über¬ 
nahmspreis  beträgt  335  K  für  100  kg  netto,  einschließ¬ 
lich  Barrel,  in  Qualität  gemäß  den  Usancen  der  Wiener 
Warenbörse,  ab  Waggon  der  der  Betriebsstätte  des  Er¬ 
zeugers  zunächst  gelegenen  Bahnstation  gegen  Bar¬ 
zahlung  netto  per  Kasse. 

Für  Knochenfett,  das  nachweislich  aus  Knochen  er¬ 
zeugt  ist,  welche  aus  Ungarn,  Bosnien  und  der  Herce¬ 
govina  oder  aus  dem  Zollauslande  bezogen  wurden,  wird 
ein  dem  für  die  Knochen  erwiesenermaßen  bezahlten 
Preise  angemessener  Preis  bezahlt,  der  jedoch  508  K 
für  100  kg  unter  den  oben  genannten  Bedingungen  nicht 
übersteigen  darf. 

Falls  die  Qualität  des  gelieferten  Knochenfetts  den 
Usancen  der  Wiener  Warenbörse  nicht  entspricht,  hat 
die  Knochenzentrale  im  Einvernehmen  mit  der  Öl-  und 
Fettzentrale  A.-G.  die  Ermittlung  des  Minderwertes  auf 
Grund  einer  Analyse  der  k.  k.  landwirtschaftlich¬ 
chemischen  Versuchsstation  in  Wien  vorzunehmen. 

§  15.  Wenn  ein  Einvernehmen  über  den  Preis  nicht 
zu  stände  kommt,  entscheidet  das  Bezirksgericht,  in 
dessen  Sprengel  sich  die  Ware  befindet,  unter  Zuziehung 
der  Parteien  im  außerstreitigen  Verfahren  nach  An¬ 
hörung  von  Sachverständigen. 

In  diesem  Falle  hat  die  Knochenzentrale  bei  der 
Übernahme  vorläufig  den  von  ihr  gebotenen  Übernahms¬ 
preis  bar  zu  bezahlen. 

Die  Entscheidung  des  Bezirksgerichtes,  durch  welche 
ein  höherer  als  der  im  §  14,  Abs.  2  und  3,  festgesetzte 
Übernahmspreis  nicht  bestimmt  werden  darf,  kann  binnen 
acht  Tagen  mit  Rekurs  angefochten  werden.  Gegen  die 
Entscheidung  der  zweiten  Instanz  ist  ein  weiteres 
Rechtsmittel  unzulässig. 

Inwiefern  die  Kosten  des  Verfahrens  von  einer  Partei 
zu  ersetzen  oder  unter  die  Parteien  zu  teilen  sind,  ent¬ 
scheidet,  das  Gericht  nach  freiem  Ermessen. 

Die  Pflicht  zur  Lieferung  wird  durch  das  gericht¬ 
liche  Verfahren  nicht  aufgeschoben. 

Gemeinsame  Bestimmungen.  §  16.  Vor 
dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  abgeschlossene 
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Kauf-  und  Lieferungsverträge  über  Knochen  sind, 
soweit  sie  noch  nicht  erfüllt  sind,  unwirksam.  Diese 
Vorschrift  findet  keine  Anwendung  auf  derartige  Ver¬ 
träge,  die  mit  der  „Colla“  oder  „Rohag“  abgeschlossen 

sind. 

Ferner  sind  alle  vor  dem  Inkrafttreten  dieser  Verord¬ 
nung  abgeschlossenen  Verträge,  durch  welche  Knochen 
verarbeitende  Unternehmungen  zur  Lieferung  von 
Knochenfett  verpflichtet  werden,  soweit  sie  noch  nicht 
erfüllt  sind,  unwirksam. 

Der  Anspruch  auf  Erfüllung  oder  Schadenersatz  wegen 
Nichterfüllung  kann  nicht  geltend  gemacht  werden. 

Ansprüche  wegen  Nichterfüllung,  die  vor  dem  Be¬ 
ginne  der  Wirksamkeit  dieser  Verordnung  entstanden 
sind,  bleiben  unberührt;  doch  kann  der  Käufer  nicht 
Erfüllung,  sondern  nur  Schadenersatz  verlangen. 

Bei  Verträgen,  die  in  Teilleistungen  zu  erfüllen  sind, 
erstreckt  sich  die  Unwirksamkeit  nur  auf  die  Teil¬ 
leistungen,  die  innerhalb  der  Geltungsdauer  der  Ver¬ 
ordnung  zu  erfüllen  sind. 

§  17.  Wird  der  Verpflichtung  zur  Anzeige,  zum  Anbote 
oder  zur  Ablieferung  von  Knochen  (§§  4  und  5)  sowie 
der  Verpflichtung  zur  Anzeige  oder  Ablieferung  von 
Knochenfett  (§§  12  und  13)  nicht  entsprochen,  so  kann 
die  zwangsweise  Abnahme  der  Vorräte  von  der  politi¬ 
schen  Behörde  erster  Instanz,  in  deren  Gebiet  sich  diese 
Vorräte  befinden,  zu  gunsten  der  Knochenzentrale  durch¬ 
geführt  werden. 

§  18.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  Vereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  werden,  sofern  sie  nicht 
einer  strengeren  Ahndung  unterliegen,  von  der  politi¬ 
schen  Behörde  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis  zu 
5000  K  oder  nach  deren  Ermessen  mit  Arrest  bis  zu 
sechs  Monaten  bestraft. 

§  19.  Sendungen  von  Knochen  und  von  Knochenfett 
dürfen  von  Eisenbahn-  und  Schiffahrtsunternehmungen 
nur  dann  zur  Beförderung  angenommen  werden,  wenn 
den  Frachtdokumenten  für  jede  Sendung  eine  von  der 
Knochenzentrale  nach  dem  im  Anhänge  enthaltenen 
Formulare  ausgestellte  Transportbescheinigung  beige¬ 
geben  ist. 

Für  Sendungen  der  Militärverwaltung,  ferner  für 
Sendungen  aus  Ungarn  und  dem  Zollauslande  sind  der¬ 
artige  Transportbescheinigungen  nicht  erforderlich. 

Sendungen,  welche  vor  dem  Beginne  der  Wirksamkeit 
dieser  Verordnung  zur  Aufgabe  gelangten,  können  ohne 
Transportbescheinigung  zu  Ende  geführt  und  dem  Emp¬ 
fänger  ausgefolgt  werden. 

§  20.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Transportbescheinigung. 

Name  des  Absenders . 


.  ,  .  ,  ,  Knochen 

” . ,St  berecht, gt,  .  .  kg  Knoehenfett 

in  der  Zeit  vom . bis . 

von  (Name  der  Versandstation) . 

nach  (Name  der  Bestimmungsstation) . 

mittels  (Eisenbahn  oder  Dampfschiff)  an  die  Adresse 
des 

(Name  und  Wohnort  des  Empfängers) . 

zu  befördern. 

Wien,  am . 1916. 


Knochenzentrale. 


Unterschrift. 

Diese  Bescheinigung  ist  dem  Frachtdokument  haltbar  an¬ 
zuschließen.  Die  Beigabe  der  Bescheinigung  ist  im  Fracht¬ 
dokument  zu  vermerken.  Die  Bescheinigung  ist  von  der  Be¬ 
stimmungsstation  einzuziehen. 


Festsetzung  eines  Höchstpreises  für  Knochen¬ 
mehl.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  dem  Ackerbauminister  vom  11.  Mai  1916 
verfügt: 

§  1.  Als  Höchstpreis  für  aus  entfetteten  Knochen 
hergestelltes  Knochenmehl,  unentleimt,  gedämpft  sowie 
entleimt,  auch  entstaubt,  ferner  Stampfmehl,  Trommel¬ 
mehl,  Fleischdimgemehl,  Fleischknochenmehl,  ICadaver- 
düngemehl  und  andere  Knochenmehle  in  handelsüblicher 
Mahlung  wird  festgesetzt: 

für  das  Kilogrammprozent  Gesamtphosphorsäure  55  h, 

für  das  Kilogrammprozent  Gesamtstickstoff  K  275. 

Diese  Preise  verstehen  sich  frei  Waggon  der  Lade¬ 
stelle  des  Lieferwerkes  ohne  Sack.  Sie  gelten  für  Bar¬ 
zahlung  innerhalb  30  Tagen  mit  2  Prozent  Skonto. 

§  2.  Beim  Weiterverkäufe  im  Wege  des  Handels  oder 
bei  Vermittlung  durch  landwirtschaftliche  Organisationen 
darf  nebst  den  nachgewiesenen  Fracht-  und  Zufuhr¬ 
spesen  bis  zum  Höchstbetrage  von  K  1*50  pro  100  kg 
Ware  ein  einmaliger  Zuschlag  von  höchstens  2  Prozent 
der  im  §  1  festgesetzten  Höchstpreise  hinzugerechnet 
werden. 

Überdies  kann  im  Detailhandel,  das  ist  beim  Verkaufe 
in  Mengen  unter  5000  kg ,  der  Händler  Barzahlung  netto 
Kasse  fordern. 

§  3.  Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  finden  auch 
hinsichtlich  der  bestehenden  Lieferverpflichtungen  in¬ 
soweit  Anwendung,  als  diese  am  Tage  des  Inkrafttretens 
der  Verordnung  noch  nicht  erfüllt  sind.  An  Stelle  hierbei 
vereinbarter  höherer  Preise  gelten  die  in  den  §§  1 
und  2  festgesetzten  Höchstpreise. 

§  4.  Bezüge  von  Knochenmehl  aus  Gebieten,  welche 
außerhalb  des  Geltungsbereiches  dieser  Verordnung 
liegen,  werden  von  den  Bestimmungen  dieser  Verord¬ 
nung  nicht  berührt. 

§  5-  Der  Verkauf  von  Knochenmehl  zu  einem  höheren 
Preise  als  zu  den  festgesetzten  Höchstpreisen  ist  ver¬ 
boten.  Wer  diesem  Verbote  zuwiderhandelt,  Geschäfte, 
die  zu  einem  höheren  Preise  abgeschlossen  werden 
sollen,  vermittelt  oder  bei  Abschluß  solcher  in  anderer 
Weise  mitwirkt,  wird,  soferne  derartige  Handlungen 
nicht  einer  strengeren  Ahndung  unterliegen,  von  den 
politischen  Behörden  I.  Instanz  mit  Geld  bis  zu 
5000  K  oder  nach  deren  Ermessen  mit  Arrest  bis  zu 
sechs  Monaten  bestraft. 

§  6.  Für  die  Strafbemessung  hat  es  einen  er¬ 
schwerenden  Umstand  zu  bilden,  wenn  der  Schuldige 
es  versucht  hat,  sich  den  Anordnungen  der  Verordnung 
durch  eine  Umgehung  ihrer  Bestimmungen  zu  entziehen. 
Hierbei  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  die  Umgehung 
durch  Forderung  besonderer  Vergütungen,  durch  eine 
ungewöhnliche  Spesenberechnung,  durch  die  in  einem 
Zusammenhänge  mit  dem  Verkaufe  der  preisbeschränkten 
Ware  gestellte  Forderung  durch  Übernahme  von  Waren, 
für  die  die  Höchstpreisbestimmung  nicht  gilt,  zu  einem 
den  Marktpreis  offensichtlich  übersteigenden  Preis  oder 
nach  Lieferung  solcher  Waren  zu  einem  offensichtlich 
unter  dem  Marktpreise  liegenden  Preise  versucht  wurde, 
oder  ob  hierzu  sonstige  Mittel  angewendet  worden  sind. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Die  Festsetzung  der  Höchstpreise  für  Kar¬ 
toffeln.  Eine  Verordnung  des  Ministers  des  Innern  im 
Einvernehmen  mit  dem  Handelsminister,  dem  Ackerbau¬ 
minister  und  dem  Finanzminister  vom  12.  Mai  1916 
bestimmt: 

Auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  Ok¬ 
tober  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  274,  wird  der  §  1  der 

Ministerialverordnung  vom  22.  September  19151), 
R.-G.-Bl.  Nr.  276,  in  nachstehender  Weise  ergänzt: 


*)  Vgl.  Nr.  39  des  »Handelsmuseumsa  vom  30.  September  1915,  Seite  610. 
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Die  für  den  Monat  Mai  festgesetzten  Höchstpreise 
bleiben  vom  i.  Juni  d.  J.  an  weiterhin  in  Geltung. 

Diese  Verordnung  tritt  am  i.  Juni  1916  in  Wirk¬ 
samkeit. 

Zuckerzusatzkarte.  Eine  Verordnung  des  k.  k. 
Statthalters  im  Erzherzogtume  Österreich  unter  der 
Enns  vom  n.  Mai  1916,  Z.  W — 1574/91,  mit  der  Durch¬ 
führungsbestimmungen  zu  der  die  Ministerialverordnung 
vom  4.  März  19161),  R.-G.-Bl.  Nr.  61,  ergänzenden 
Ministerialverordnung  vom  7.  Mai  1916,  R.-G.-Bl. 

Nr.  132,  betreffend  die  Regelung  des  Verkehrs  mit  ver¬ 
steuertem  Zucker,  erlassen  werden,  bestimmt: 

§  1.  Die  mit  der  Statthaltereiverordnung  vom  7.  März 
1916,  L.-G.-  u.  V.-Bl.  Nr.  21,  festgesetzte  vierwöchige 
Verbrauchsmenge  an  versteuertem  Zucker  wird 

a)  für  Personen,  die  in  ununterbrochenen  Betrieben, 
beziehungsweise  Betriebszweigen  als  gewerbliche  Ar¬ 
beiter  beschäftigt  sind; 

b)  für  Bergarbeiter,  auch  wenn  sie  ausschließlich 
obertags  beschäftigt  sind,  ferner  für  Hüttenarbeiter; 

c)  für  das  Fahr-  und  turnusmäßig  Nachtdienst  ver¬ 
sehende  Eisenbahn-  und  Postpersonal,  ferner  für  die  in 
Eisenbahnwerkstätten  beschäftigten  stabilisierten  und 
nichtstabilisierten  Arbeiter,  insoferne  es  sich  um  ununter¬ 
brochene  Betriebe,  beziehungsweise  Betriebszweige 
handelt; 

d)  für  Forstarbeiter,  die  durch  die  Natur  ihrer  Arbeit 
gezwungen  sind,  sich  länger  als  einen  Tag  von  ihrem 
ständigen  Aufentshaltorte  entfernt  zu  halten, 
gleichmäßig  auf  i* 5/g  kg  erhöht. 

Diese  Erhöhung  gilt  nur  für  die  betreffenden  Per¬ 
sonen  und  nicht  auch  für  die  Angehörigen  ihres  Haus¬ 
haltes. 

§  2.  Kranken  und  kurgebrauchenden  Personen,  für 
deren  Ernährung  besondere  Rücksichten  und  Verhält¬ 
nisse  gegeben  sind,  kann,  soferne  sie  nicht  zur  Gänze 
in  Anstalten  verpflegt  werden,  von  den  politischen  Be¬ 
zirksbehörden  in  berücksichtigungswürdigen  Fällen  über 
begründetes,  ärztlich  bestätigtes  Ansuchen  eine  zeit¬ 
weilige  Erhöhung  der  vierwöchigen  Verbrauchsmenge  an 
versteuertem  Zucker  bis  zu  i5/g  kg  bewilligt  werden. 

Die  ärztliche  Bestätigung  (Zeugnis),  deren  jeweilige 
Überprüfung  durch  den  Amtsarzt  der  politischen 
Bezirksbehörde  Vorbehalten  bleibt,  hat  sich  auf  die  Art 
der  Erkrankung,  das  Ausmaß  der  innerhalb  der  gesetz¬ 
lichen  Höchstgrenze  erforderlichen  Verbrauchsmenge 
und  auf  den  Zeitraum  zu  beziehen,  für  den  der  erhöhte 
Bezug  nach  ärztlicher  Voraussicht  diätetisch  geboten  ist. 

§  3.  Für  den  Bezug  der  in  den  §§  1  und  2  dieser  Ver¬ 
ordnung  festgesetzten  erhöhten  Verbrauchsmengen 
werden  besondere  Zuckerzusatzkarten  nach  dem  im 
Anhänge  zu  dieser  Verordnung  abgedruckten  Muster2) 
amtlich  ausgegeben. 

Der  Bezug  der  Zuckerkarten  ist  nach  den  Bestim¬ 
mungen  des  §  4  der  Ministerialverordnung  vom  7.  Mai 
1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  132,  anzusprechen. 

Die  Zuckerzusatzkarten  sind  nicht  übertragbar. 

§  4.  Die  Bestimmungen  der  Statthaltereiverordnung 
vom  7.  März  1916,  L.-G.-  u.  V.-Bl.  Nr.  21,  finden,  inso¬ 
ferne  in  dieser  Verordnung  nicht  besondere  Anordnungen 
getroffen  sind,  Anwendung. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Beschränkung  der  Schlachtung  von  Ziegen. 

Eine  \  erordnung  des  Ackerbauministers  im  Einver¬ 
nehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  vom  9.  Mai  1916 
verfügt: 


l)  Vgl.  Nr.  10  des  »Handelsmuseumsa  vom  9.  März  1.  J.,  Seite  140. 

5)  Hier  nicht  abgedruckt. 


§  1.  Die  politischen  Landesbehörden  sind  ermächtigt, 
für  ihr  Verwaltungsgebiet  Bestimmungen  zu  erlassen, 
durch  welche  die  Schlachtung  von  Ziegen  sowie  der 
\  erkauf  von  Ziegen  zwecks  Schlachtung  Beschrän¬ 
kungen  unterworfen  wird. 

§  2.  Rechtsgeschäfte,  die  gegen  die  Bestimmungen 
solcher  auf  Grund  dieser  Ermächtigung  erlassenen  Ver¬ 
ordnungen  der  politischen  Landesbehörden  verstoßen, 
sind  nichtig.  Dies  gilt  auch  für  solche  Rechtsgeschäfte, 
die  vor  Kundmachung  der  betreffenden  Verordnung  ab¬ 
geschlossen  wurden  und  noch  nicht  erfüllt  sind.  Schaden¬ 
ersatzansprüche  wegen  Nichterfüllung,  die  schon  vor 
dem  Inkrafttreten  der  betreffenden  Verordnung  ent¬ 
standen  sind,  bleiben  unberührt. 

§  3.  Übertretungen  der  auf  Grund  des  §  i  von  den 
politischen  Landesbehörden  erlassenen  Verordnungen 
werden  von  der  politischen  Bezirksbehörde  mit  Geld¬ 
strafen  bis  zu  500  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  einem 
Monate  geahndet. 

Wird  die  Übertretung  bei  Ausübung  eines  Gewerbes 
begangen,  kann  außerdem,  soferne  die  Voraussetzungen 
des  §  133  b,  Absatz  i,  lit.  a,  der  Gewerbeordnung  zu¬ 
treffen,  die  Entziehung  der  Gewerbeberechtigung  ver¬ 
fügt  werden. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Verbot  der  Verwendung  von  Eiern  zur  Ge¬ 
tränkezubereitung  in  Gast-  und  Schankgewerben. 

Eine  Verordnung  des  k.  k.  Statthalters  im  Erzherzogtume 
Österreich  unter  der  Enns  vom  12.  Mai  1916,  Zahl 
W — 2261,  mit  welcher  die  Verwendung  von  Eiern  zur 
Zubereitung  von  Getränken  in  Gast-  und  Schankgewerbe¬ 
betrieben  während  der  Nachmittagstunden  verboten  wird, 
lautet: 

Auf  Grund  des  §  7  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
20.  April  1854,  R.-G.-Bl.  Nr.  96,  wird  die  Verwendung 
von  Eiern  zur  Zubereitung  von  Getränken  sowie  die 
Verabreichung  derart  zubereiteter  Getränke  in  allen  Gast- 
und  Schankgewerbebetrieben  in  der  Zeit  von  2  bis 
7  Uhr  nachmittags  ausnahmslos  verboten. 

Auf  Übertretungen  dieses  Verbotes  finden  die  Straf¬ 
bestimmungen  des  §  11  der  zitierten  kaiserlichen  Ver¬ 
ordnung  Anwendung. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  auf  die  Kundmachung 
folgenden  Tage  in  Kraft. 

Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verordnung  vom 
10.  Mai  1916  wurde  auf  Grund  der  kaiserlichen  Verord¬ 
nung  vom  31.  Juli  1914  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr 
von  Abfällen  von  der  Glasbereitung  und  von  Glas 
(Glasbrocken,  -bruch,  -galle,  -schäum,  Herdglas, 
Scherben  von  Glas  und  von  Glaswaren  der  Nr.  708 
des  Statistischen  Warenverzeichnisses)  verboten. 

Mit  Bekanntmachung  vom  13.  1.  M.  wurde  ferner  ver¬ 
boten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von: 

Eisenbahnwagenbeschlägen  und  -puffern  der  Nr.  821  a 
des  Statistischen  Warenverzeichnisses. 

Reißmaschinen  (Reißwölfen)  und  Teilen  davon. 

Verzinntem  und  verzinktem  Eisen-  oder  Stahldraht¬ 
gewebe  mit  einer  Maschenzahl  von  10  und  mehr  Maschen 
auf  den  Zentimeter  Breite  und  einer  Drahtstärke  von 
0’i5  bis  o’3  mm. 

Vorrichtungen  für  elektrische  Klingel-  und  Signal¬ 
anlagen  und  deren  Teilen  (einschließlich  der  Leitungen). 

Das  Aus-  und  Durchfuhrverbot  für  Drahtwebstiihle 
(Bekanntmachung  vom  11.  September  1915)  wird  aus¬ 
gedehnt  auf: 

Drahtstühle  jeder  Art  und  Teile  davon. 

Die  Ausnahme  der  Fernsprechwand-  und  -tisch- 
stationen  vom  Ausfuhr-  und  Durchfuhrverbot  (Ziffer  5 
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der  Bekanntmachung  vom  12.  Februar  v.  J.)  wird  auf¬ 
gehoben. 

Ergänzung  des  Verbotes  der  Einfuhr  entbehr¬ 
licher  Gegenstände.  Unterm  12.  Mai  1916  wurde  auf 
Grund  der  Verordnung  über  das  Verbot  der  Einfuhr  ent¬ 
behrlicher  Gegenstände  vom  25.  Februar  1916  bis  auf 
weiteres  die  Einfuhr  über  die  Grenzen  des  Deutschen 
Reiches  für  folgende  Gegenstände  verboten: 

Nummer  des  Zolltarifs  vom 
25.  Dezember  1902 

Mustern . n9,  124,  219' 

Hummern . 123,  124,  219 

Mieder  (Korsette,  Leibchen  u.  s.  w.) 
aus  Geweben  von  Baumwolle, 
auch  gemischt  mit  anderen  pflanz¬ 
lichen  Spinnstoffen .  51p. 

Einfuhr  von  Schokolade.  Unterm  5.  Mai  1916 
v-urde  auf  Grund  der  Verordnung  des  Bundesrates  über 
Kaffee,  Tee  und  Kakao  vom  11.  November  1915  fol¬ 
gendes  bestimmt: 

§  1.  Die  Vorschriften  der  Bekanntmachung  über  die 
Einfuhr  von  Kakao  vom  3.  März  191 61)  werden  auf 
Schokoladen  jeder  Art  —  auch  in  Packungen  —  aus¬ 


gedehnt 


\  on  dieser  Bestimmung  bleiben  ausgenommen  Mengen 
bis  zu  1  kg,  sofern  deren  Einfuhr  nicht  zu  Handels¬ 
zwecken  erfolgt. 

t  §  2.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Bekanntmachung  über  künstliche  Düngemittel. 

L  nterm  7.  Mai  1916  wurde  auf  Grund  des  §  4  der  Verord- 
nung  des  Bundesrates  über  künstliche  Düngemittel  vom 
11.  Januar  19162)  folgendes  bestimmt: 

§  1.  Beim  \  erkaufe  von  künstlichen  Düngemitteln 
durch  den  Hersteller  und  im  Großhandel  dürfen  die 
durch  die  Verordnung  des  Bundesrates  über  künstliche 
Düngemittel  vom  11.  Januar  1916  für  den  Verkauf  an 
den  \  erbraucher  festgesetzten  Höchstpreise  nicht  über 
schritten  werden. 

§  2.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver 
kündung  in  Kraft. 

Polen. 

Zuckermonopol  und  Konzessionierung  des 
Zuckerhandels  in  dem  in  österreichisch-ungari¬ 
scher  Militärverwaltung  stehenden  Gebiete  Polens. 

Das  „\  erordnungs-Blatt  der  k.  u.  k.  Militärverwaltung 
in  Polen  veröffentlicht  folgende  Verordnung  des 
Armeeoberkommandanten  vom  4.  Mai  1916,  betreffend 
das  Zuckermonopol  und  die  Bindung  des  Zucker¬ 
handels  an  eine  Konzession. 

Auf  Grund  der  mir  kraft  Allerhöchsten  Oberbefehles 
übertragenen  Befugnisse  der  obersten  Zivil-  und  Militär¬ 
gewalt  finde  ich  für  die  in  österreichisch-ungarischer 
Militärverwaltung  stehenden  Gebiete  Polens  (Okku¬ 
pationsgebiet)  anzuordnen,  wde  folgt: 

E  Abschnitt.  Zuckermonopol.  §  1.  Einfuhr- 
und  Absatzmonopol.  Die  Einfuhr  von  Zucker  in  das 
Okkupationsgebiet  und  der  Absatz  von  Zucker  in  diesem 
Gebiete  ist  der  k.  u.  k.  Militärverwaltung  Vorbehalten. 

Unter  „Zucker  wird  in  dieser  Verordnung  Rüben¬ 
zucker  verstanden. 

§  2-  Einfuhr.  Die  Einfuhr  von  Zucker  in  das  Okku¬ 
pationsgebiet  durch  die  k.  u.  k.  Militärverwaltung-  ist 
zollfrei. 

Die  Einfuhr  für  die  in  §  4,  Punkt  1,  2,  3  und  6,  der 
ollordnung  (\  erordnung  des  Armeeoberkommandanten 
\om  31.  Mai  1915,  Nr.  15  V.-Bl.)  bezeichneten  Zwecke 
unterliegt  keiner  Beschränkung. 

'■}  vKJ'  47  .des  »Han'Msmuseumsa  vom  25.  November  1915,  Seite  731. 

'  vgi.  JNr.  4  des  »Handelsmuseumsa  vom  27.  Januar  1.  J.,  Seite  47. 


§  3.  Ermächtigung  zum  Zuckerabsatze.  Zum  Absätze 
von  Zucker  können  einzelne  Personen  von  der  k.  u.  k. 
Militärverwaltung  durch  Erteilung  der  Konzession  zum 
Zuckerhandel  ermächtigt  werden. 

Die  Konzession  ersetzt  auch  die  Einkaufsbewilligung 
( §  4  der  Verordnung  des  Armeeoberkommandanten  vom 
15.  Dezember  1915,  Nr.  47  V.-Bl.). 

§  4.  Preisbestimmung.  Die  Preise  für  den  Verschleiß 
von  Zucker  werden  durch  Verordnung  des  Militär¬ 
generalgouverneurs  festgesetzt. 

Das  Militärgeneralgouvernement  bestimmt  die  Preise, 
zu  denen  der  Erzeuger  den  Zucker  an  die  k.  u.  k.  Militär¬ 
verwaltung  abgeben  muß,  sowie  die  Preise,  zu  denen 
ihn  die  k.  u.  k.  Militärverwaltung  den  Händlern  über¬ 
läßt. 

Alle  indirekten  Abgaben  von  der  Erzeugung  oder  vom 
Absätze  von  Zucker  sind  aufgehoben. 

II.  Abschnitt.  Konzession  zum  Zucker¬ 
handel.  §  5.  Konzessionsbehörde  und  Konzessions¬ 
urkunde.  Die  Konzession  zum  Handel  mit  Zucker  (§  3) 
wird  vom  Kreiskommando  erteilt,  in  dessen  Amtsgebiet 
der  Betrieb  stattfinden  soll. 

Über  die  Bewilligung  wird  eine  Urkunde  (Konzessions¬ 
urkunde)  ausgestellt. 

§  6.  Konzessionsinhaber.  Die  Konzession  wird  nur 
durchaus  verläßlichen  und  unbescholtenen  Personen  er¬ 
teilt,  die  eine  entsprechende  allgemeine  und  kaufmänni¬ 
sche  Bildung  besitzen. 

Der  Betrieb  des  Gewerbes  durch  einen  Pächter  ist 
verboten.  Der  Betrieb  durch  einen  Stellvertreter  auf 
Rechnung  des  Konzessionsinhabers  bedarf  der  Ge¬ 
nehmigung  des  Kreiskommandos.  Der  Stellvertreter  muß 
den  Voraussetzungen  des  ersten  Absatzes  entsprechen. 

Nach  dem  Tode  des  Konzessionsinhabers  kann  das 
Gewerbe  für  Rechnung  der  Witwe,  die  mit  ihm  bis  zum 
Tode  in  gemeinsamem  Haushalte  gelebt  hat,  während 
des  Witwenstandes  oder  für  Rechnung  der  erbberech¬ 
tigten  minderjährigen  Deszendenten  bis  zur  erreichten 
Großjährigkeit  auf  Grund  der  früheren  Konzessions¬ 
urkunde  fortgeführt  werden;  dem  Kreiskommando  ist 
hiervon  die  Anzeige  zu  erstatten  und,  nach  Erfordernis, 
ein  im  Sinne  des  vorhergehenden  Absatzes  geeigneter 
Stellvertreter  namhaft  zu  machen. 

§  7 •  Betriebsstätte.  Auf  Grund  derselben  Konzession 
kann  der  Zuckerhandel  nur  in  einer  Gemeinde  und  nur 
in  den  in  der  Konzessionsurkunde  bezeichneten  Betriebs¬ 
stätten  ausgeübt  werden. 

Bei  Übersiedlung  innerhalb  derselben  Gemeinde  ist 
dem  Kreiskommando,  wenigstens  eine  Woche  vor  Er¬ 
öffnung  des  Betriebes  in  der  neuen  Betriebsstätte,  die 
Anzeige  zu  erstatten. 

§  8.  Art  und  Umfang  des  Betriebes.  Die  Konzessions¬ 
urkunde  bestimmt  die  Art  und  den  Umfang  des  Betriebes, 
insbesondere  ob  die  Ware  nur  an  Kleinverschleißer  oder 
auch  unmittelbar  an  Konsumenten  abgegeben  werden 
darf. 

§  9.  Behördliche  Aufsicht.  Der  Betrieb  des  Zucker¬ 
handels  ist  unter  amtliche  Aufsicht  gestellt. 

Den  zur  Ausübung  dieser  Aufsicht  berufenen  Or¬ 
ganen  ist  der  Eintritt  in  die  Gewerberäume,  deren 
Durchsuchung,  sowie  die  Einsicht  in  die  Geschäfts¬ 
bücher  und  sonstigen  Aufzeichnungen  über  den  Zucker¬ 
handel  freigestellt. 

III.  Abschnitt.  Allgemeine  und  Schluß¬ 
bestimmungen.  §  10.  Ermächtigung  zu  Durch¬ 
führungsmaßnahmen.  Der  Militärgeneralgouverneur  ist 
ermächtigt,  alle  Verordnungen  zu  erlassen  und  alle  Ein¬ 
richtungen  zu  schaffen,  die  zur  Durchführung  des 
Zuckermonopols  notwendig  sind. 

§  11.  Strafbestimmung.  Übertretungen  dieser  Verord¬ 
nung  oder  einer  auf  Grund  derselben  erlassenen  Vor- 
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schrift  werden  vom  Kreiskommando  —  soferne  die 
Handlung  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung 
fällt  —  mit  Geldstrafe  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest 
bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

Neben  der  Freiheitsstrafe  kann  Geldstrafe  bis  zu 
3000  K  verhängt  werden. 

§  12.  Zwangsmaßnahmen.  Die  Konzession  kann  jeder¬ 
zeit  entzogen  werden. 

Sie  muß  entzogen  werden,  wenn  die  Voraussetzung 
der  Verläßlichkeit  oder  Unbescholtenheit  des  Konzes¬ 
sionsinhabers  wegfällt  oder  beim  Betriebe  diese  Verord¬ 
nung  oder  eine  auf  Grund  derselben  erlassene  Vorschrift 
trotz  wiederholter  Bestrafung  und  behördlicher  Mahnung 
nicht  eingehalten  wird. 

Zur  Sicherung  des  Erfolges  kann  das  Kreiskommando 
die  Betriebsstätte  zwangsweise  schließen  und  die  Be¬ 
schlagnahme  der  Waren  verfügen. 

§  13.  Übergangsbestimmungen.  Die  im  Okkupations¬ 
gebiete  vorhandenen,  zur  Veräußerung  bestimmten  und 
nicht  durch  die  k.  u.  k.  Militärverwaltung  eingefiihrten 
oder  erworbenen  Vorräte  können  ohne  Ermächtigung 
der  k.  u.  k.  Militärverwaltung  nur  bis  10.  Juni  1916 
abgesetzt  werden,  soferne  sie  nicht  vor  diesem  Tage 
beim  Kreiskommando,  in  dessen  Amtsgebiet  sie  lagern, 
angemeldet  wurden. 

Die  Anmeldung  wdrd  bescheinigt. 

Nichtangemeldete  Vorräte  werden  mit  dem  10.  Juni 
1916  vom  Kreiskommando  als  verfallen  erklärt. 

Angemeldete  Vorräte  können  ohne  Ermächtigung  der 
k.  u.  k.  Militärverwaltung  bis  10.  Juli  1916  abgesetzt 
werden.  Die  bis  dahin  nicht  abgesetzten  Vorräte  wrerden 
von  der  k.  u.  k.  Militärverwaltung  zu  den  vereinbarten 
oder  zu  jenen  Preisen  übernommen  werden,  zu  denen 
der  Zucker  den  Händlern  überlassen  wird  (§  4,  Abs.  2). 

In  bezug  auf  die  im  ersten  Absätze  bezeichneten  Vor¬ 
räte  findet  §  4,  Abs.  3,  keine  Anwendung  und  können 
die  nach  den  Landesgesetzen  eingehenden  direkten 
Steuern  durch  Verordnung  des  Militärgeneralgouver¬ 
neurs  bis  zum  Betrage  von  100  Prozent  des  Steuer¬ 
satzes  erhöht  werden. 

Personen,  denen  die  Ausfuhr  eines  bestimmten 
Zuckervorrates  aus  der  Monarchie  bewilligt  wurde, 
können  diesen  Vorrat  bis  zum  1.  Juni  1916  einführen. 
Die  betreffenden  Vorräte  unterliegen  nach  der  Einfuhr 
den  Vorschriften  dieses  Paragraphen. 

§  14.  Wirksamkeitsbeginn.  Diese  Verordnung  tritt 
mit  dem  15.  Mai  1916  in  Kraft. 

Schweiz. 

Ausfuhrverbot  für  Baumwollgewebe.  Die  Han¬ 
delsabteilung  des  Schweizerischen  Politischen  Departe¬ 
ments  hat  am  3.  Mai  1916  folgendes  bekanntgegeben : 

Durch  die  Beschlüsse  des  Bundesrates  vom  11.  De¬ 
zember  1915  und  16.  März  1916  sind  alle  glatten  oder 
geköperten  Baumwrollgewebe,  roh  (auch  gesengt), 
kremiert,  gebleicht,  mercerisiert,  imprägniert  oder  an¬ 
gefärbt,  der  Nr.  360  bis  364  des  Zolltarifs,  dem  Ausfuhr¬ 
verbot  unterstellt  worden.  Das  Verbot  findet  auch  An¬ 
wendung  auf  Gewebe,  die  in  einzelne  Stücke  zerschnitten 
oder  zu  bestimmten  Zwecken  zugeschnitten  sind,  sowie 
solche,  die  Näharbeit  aufweisen,  sofern  die  Absicht 
einer  Umgehung  des  Ausfuhrverbotes  anzunehmen  ist. 

Rußland. 

Liquidierung  der  Betriebe  von  Angehörigen 
feindlicher  Staaten.  Die  russische  „Sammlung  der  Ge¬ 
setze  und  Regierungsverordnungen“  vom  1./14.  Januar 
1916,  Nr.  2,  enthält  folgende  „Allerhöchst  bestätigte 
Ministerialverordnung,  betreffend  die  Frage  der  Lösung 


von  Gewerbescheinen  durch  die  Angehörigen  der  mit 
Rußland  Krieg  führenden  Staaten“: 

„Der  Herr  und  Kaiser  hat  geruht,  am  17./30.  De¬ 
zember  1915  über  Vortrag  des  Ministerrates,  auf  Grund 
des  Artikels  85  der  Staatsgrundgesetze  (Sammlung  der 
Gesetze,  Bd.  I,  1.  T.,  Ausg.  1906)  in  Ergänzung  und 
Abänderung  der  bestehenden  Vorschriften  anzuordnen, 
wie  folgt: 

I.  Gewerbescheine  zur  Führung  industrieller  Unter¬ 
nehmungen  dürfen  Angehörigen  von  Staaten,  die  mit 
Rußland  Krieg  führen,  nicht  ausgefolgt  wrerden,  weder 
an  Einzelpersonen,  noch  auch  an  einzelne  Miteigentümer 
von  Unternehmungen,  noch  auch  an  Vertreter  von 
offenen  oder  Kommanditgesellschaften,  unter  deren  Mit¬ 
gliedern  sich  Angehörige  feindlicher  Staaten  befinden, 
noch  auch  an  Vertreter  von  zu  öffentlicher  Rechnungs¬ 
legung  verpflichteten  Gesellschaften  und  Anstalten,  die 
auf  Grund  der  Gesetze  eines  der  mit  Rußland  Krieg 
führenden  Staaten  errichtet  und  auf  gesetzmäßigem  Wege 
zum  Geschäftsbetrieb  in  Rußland  zugelassen  werden  sind. 

II.  Industrielle  Betriebe,  welche  den  im  Artikel  I  be¬ 
zeichneten  Personen,  Miteigentümern,  Genossenschaften 
und  Gesellschaften  gehören,  unterliegen  der  Schließung 
ab  1./14.  Januar  1916  und  der  Liquidierung  auf  Grund 
der  Ministerialverordnungen  vom  10./23.  Mai  (Ab¬ 
schnitt  II)  und  vom  23.  September/5.  Oktober  1915 
(Sammlung  der  Gesetze  und  Regierungsverordnungen, 
Nr.  11 13  und  2003),  zu  welchem  Behufe  die  Verzeich¬ 
nisse  der  der  Schließung  und  Liquidierung  unterliegenden 
feindlichen  Unternehmungen  durch  die  Rechnungs¬ 
kammern  den  kompetenten  Gerichten  binnen  Monatsfrist 
vom  Tage  der  Publizierung  dieser  Verordnung  vor¬ 
zulegen  sind. 

III.  Die  Wirksamkeit  der  Bestimmungen  der  Artikel  I 
und  II  erstreckt  sich  nicht: 

1.  auf  industrielle  Unternehmungen,  die  feindlichen 
Staatsangehörigen  slawischer,  französischer  und  italieni¬ 
scher  Nationalität  oder  türkischen  und  bulgarischen 
Staatsangehörigen  christlichen  Bekenntnisses  gehören, 
sofern  diese  von  den  kompetenten  Militär-  und  Zivil¬ 
behörden  an  ihren  ständigen  Wohnsitzen  in  Rußland  be¬ 
lassen  wrorden  sind,  und  ihnen  von  diesen  Behörden 
nicht  die  Fortführung  ihrer  gewerblichen  Tätigkeit  in 
Rußland  untersagt  wird; 

2.  auf  jene  feindlichen  Unternehmungen,  welche 

a)  Anteil  an  der  Ausführung  von  Bestellungen  haben, 
die  im  Interesse  der  Reichsverteidigung  vom  Fiskus, 
vom  städtischen  oder  Semstwoverband  und  von  den 
Kriegsindustriekomitees  erteilt  werden, 

b)  auf  Grund  besonderer  Bestimmungen  (Sammlung 
der  Gesetze  und  Regierungsverordnungen,  Nr.  1609  von 
1915)  in  staatliche  Verwaltung  genommen  oder 

c)  sequestriert  wurden,  ausgenommen,  wenn  die  mit 
der  Verwaltung  der  sequestrierten  Unternehmungen  be¬ 
trauten  Behörden  die  Anwendung  der  Artikel  I  und  II 
dieser  Verordnung  auf  die  betreffende  Unternehmung 
beantragen.“ 


gfitnfcl* 

Von  der  Leipziger  Rauchwaren-Ostermesse.  Aus 

Leipzig  wird  uns  geschrieben:  Das  Geschäft,  das  zu 
Beginn  ziemlich  lebhaft  einsetzte,  nahm  bisher  einen 
allgemein  befriedigenden  Verlauf.  Am  Einkauf  be¬ 
teiligten  sich  in  erster  Linie  vom  Ausland  die  Groß¬ 
einkäufer  aus  Österreich-Ungarn,  ferner  waren  einige 
Dänen,  Schweden,  Norweger  und  Holländer  am  Platze, 
die  indes  nicht  so  lebhaft  in  das  Geschäft  eingriffen  als 
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man  erwartet  hatte.  Es  ist  dies  darauf  zurückzuführen, 
daß  sie  bereits  vor  der  Messe  großen  Bedarf  äußerten 
und  sich  auch  reichlich  mit  allen  Artikeln  eindeckten. 
Die  deutsche  Kürschnerkundschaft,  die  stark  zur  Messe 
vertreten  war,  zeigte  zwar  großes  Interesse,  hielt  aber 
mit  dem  Einkäufe  zurück,  in  der  Erwartung  eines  Preis¬ 
rückganges,  doch  dürften  sie  sich  hierin  getäuscht  sehen. 
Der  Vorrat  an  Rohwaren  nimmt  von  Tag  zu  Tag  ab,  und 
da  die  Zufuhr  frischer  Ware  fast  gänzlich  aufgehört 
hat,  so  ist  bei  der  andauernden  starken  Nachfrage  wohl 
kaum  daran  zu  denken,  daß  ein  erheblicher  Preisrück¬ 
gang  eintritt.  Jedenfalls  zeigten  die  Hauptartikel,  wenn 
man  gegenwärtig  von  „Hauptartikeln“  reden  kann,  noch 
immer  eine  steigende  Tendenz.  Gefragt  war  zur  Messe 
alle  greifbare  Ware.  An  farbiger  Ware  machte  sich  ein 
Mangel  bemerkbar,  da  die  Zurichtereien  und  Färbereien 
die  zahlreichen  Aufträge  kaum  zu  bewältigen  und  den 
Markt  mit  frischer  Ware  zu  versehen  vermochten.  Mit 
Ausnahme  von  Fuchsfellen,  mit  denen  der  Markt  reich¬ 
lich  versorgt  ist,  bezieht  sich  dies  insbesondere  auf 
Kanin,  Bisam,  Murmel,  Kolinsky,  weißen  russischen 
Iltis  und  Zobel.  Skunksfelle  sowie  weiße  Füchse  ließen 
sich  in  letzter  Zeit  in  nicht  allzu  großen  Quantitäten 
einführen.  Bisam  und  Persianer  werden  erwartet.  Die 
Türkei  und  die  Balkanstaaten  liefern  seit  letzter  Zeit 
regelmäßig  frische  Ware,  so  daß  nach  und  nach  wieder 
mit  mehr  Einfuhrmöglichkeiten  als  bisher  zu  rechnen  ist. 
Im  Vordergründe  des  Interesses  stehen  Skunks,  Per¬ 
sianer,  Blau-  und  Weißfüchse,  Schuppen,  amerikanisches 
Opossum,  Nerze,  australischer  Walaby,  Hermelin  und 
amerikanischer  Zobel.  Allen  voran  steht  wie  bisher  der 
Artikel  Fuch  s.  Er  beherrscht  weiterhin  die  Mode  und 
wenn  auch  infolge  der  reichlich  ausgefallenen  Zufuhr 
frischer  Ware  Landfüchse  im  Preise  etwas  nachgelassen 
haben,  so  bezieht  sich  dieses  doch  nicht  auf  die  feineren 
Qualitäten.  Weißfüchse,  auch  blau-  und  silberartig  ge- 
rärbt,  erzielten  hohe  Preise,  mitunter  sogar  Phantasie¬ 
preise.  Besonders  gilt  dies  von  Original-Blau-  und 
Silberfüchsen.  Hohes  Interesse  zeigte  man  für  Skunks. 
Da  in  letzter  Zeit  frische  Ware  hereingebracht  werden 
konnte,  so  wußte  man  den  Anforderungen  gerecht  zu 
werden.  Die  erzielten  Preise  hielten  sich  in  den  Grenzen 
wie  vor  der  Messe.  Auch  Bisam  war  ein  stark  be¬ 
gehrter  Artikel.  An  Ware  mangelte  es  nicht  und  so 
konnten  darin  reichliche  Umsätze  bei  angemessenen 
Preisen  erzielt  werden.  Besonders  lebhaft  war  die  Nach¬ 
frage  nach  Seal-Elektrik,  Oberhaarbisam  und 
Bisampelzfutter;  da  indessen  die  Zurichtung,  das  Färben 
und  Elektrisieren  längere  Zeit  in  Anspruch  nimmt,  so 
war  der  Markt  nicht  allzu  reichlich  mit  Farbware  ver¬ 
sehen.  Von  der  Konfektion  waren  Wölfe,  Luchse  und 
Schakal  in  roher  und  blau-  sowie  skunksgefärbter  Ware 
begehrt  bei  gesteigerten  Preisen.  Von  Schn  p  p  e  n  und 
amerikanischem  Opossum  lag  wenig  Angebot 
vor,  die  geringen  Vorräte  fanden  bei  hohen  Preisen 
schlanken  Abgang.  Für  Nerze  bestand  keine  allzu 
große  Nachfrage.  Die  besseren  Qualitäten  sind  knapp 
und  teuer,  dagegen  ist  noch  hinreichend  Vorrat  an  mitt¬ 
leren  und  geringeren  Qualitäten  vorhanden.  Zibet¬ 
katzen  erzielten  höhere  Umsätze  bei  befriedigenden 
Preisen.  In  guter  Färbung  verkauften  sich  M  u  r  m  e  1, 
Kolinsky  und  russischer  Iltis.  Der  Kon¬ 
fektion  bot  sich  darin  für  die  knapp  gewordenen  Nerze 
willkommener  Ersatz.  Die  Preise  bewegten  sich  in 
mäßigen  Grenzen,  wenn  sie  auch  höher  waren  als  vor 
der  allgemeinen  Preissteigerung.  Für  Hermelin 
zeigte  man  bei  günstiger  Preislage  erhöhtes  Interesse, 
da  sich  die  Mode  wieder  mehr  diesem  Artikel  zuwendet. 
Hermelinschweife  fanden  etwas  bessere  Aufnahme  als 
bisher.  Feh-  und  Fuchsschweife,  namentlich  große 
Exemplare  sowie  skunks-  und  blaugefärbt,  erzielten  sehr 
hohe  Preise.  Die  deutsche  Konfektion  zeigte  Interesse 


für  schwarzgefärbte  gute  Sorten.  Fohlen  begegneten 
Interesse  und  Begehr.  Für  Persianer  machte  sich 
lebhafte  Stimmung  geltend,  namentlich  für  mittlere  und 
geringe  Sorten.  Die  besten  Qualitäten  sind  knapp.  Von 
den  flachen  Sorten  Astrachan  und  Breit¬ 
schwanz  wurden  einige  namhafte  Posten  aus  dem 
Markte  genommen.  Die  Preise  befriedigten  durchweg. 
Wie  schon  vor  der  Messe,  so  zeigte  man  auch  zur  Messe 
großes  Interesse  für  K  a  n  i  n.  Für  schwere  Kürschner¬ 
ware  wurden  150—180  M.  gezahlt,  Originalware  brachte 
110 — 1 1 5  M.,  Schneideware  75 — 90  M.  pro  Zentner.  Be¬ 
vorzugt  wurden  schwarzgefärbte  langhaarige  Kanin¬ 
felle,  die  als  Ersatz  für  Fuchs  und  Skunks  Verwendung 
finden.  Aber  auch  für  sonstige  Phantasiefarben,  wie 
Marder,  Feh,  Zobel,  Nutria  u.  a.  m.  machte  sich  Bedarf 
geltend.  Wildkanin  standen  ebenfalls  in  guter  Nach¬ 
frage  und  erzielten  25 — 30  Pf.  pro  Stück.  Wenn  das  Meß¬ 
geschäft  auch  nicht  ganz  so  verlaufen  ist  als  von  mancher 
Seite  erwartet  wurde,  so  kann  man  in  Anbetracht  der 
voraufgegangenen  großen  Käufe  des  In-  und  Auslandes 
doch  sag'en,  daß  die  heurige  Ostermesse  einer  solchen  in 
Friedenszeiten  keineswegs  nachsteht. 

Förderung  der  deutsch  -  spanischen  Handels¬ 
beziehungen.  Aus  Hamburg  wird  uns  geschrieben: 

Die  Wiederanknüpfung  der  Handelsbeziehungen  mit 
dem  neutralen  Auslande  nach  Friedensschluß  bildet 
nach  wie  vor  den  Gegenstand  eingehender  Betrach¬ 
tungen  der  Hamburger  Kaufmannschaft  und  werden 
diesbezüglich  schon  jetzt  die  verschiedensten  Maß¬ 
nahmen  erwogen.  Aber  auch  in  den  neutralen  Ländern 
sollen  sich  trotz  des  Entgegenwirkens  Englands  Be¬ 
strebungen  bemerkbar  machen,  den  Handel  mit  Deutsch¬ 
land  nach  dem  Kriege  in  ungeschmälertem  Maße  wieder 
aufzunehmen  und  kräftig  zu  fördern.  Zu  diesem  beson¬ 
deren  Zwecke  sollen  bereits  mehrere  deutsch-ausländi¬ 
sche  Vereine  gegründet  worden  sein,  wobei  die  Ham- 
burger  Presse  mit  Befriedigung  feststellt,  daß  die 
Gründung  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  keineswegs  auf 
deutsche  Anregung  zurückzuführen  sei,  sondern  aus 
eigenem  Antriebe  der  betreffenden  Ausländer  erfolgte. 
Insbesondere  in  Spanien,  wo  Deutschland  die  Sympathie 
eines  Teiles  der  Bevölkerung  besitzt,  sollen  Bestre¬ 
bungen  vorhanden  sein,  den  zukünftigen  Handelsverkehr 
mit  Deutschland  auszudehnen  und  ihm  neue  Wege  zu 
eröffnen.  So  hat  sich  seit  geraumer  Zeit  über  Veran¬ 
lassung  des  spanischen  Vereines  „Circulo  Espana“  in 
Hamburg  unter  Mitwirkung  angesehenster  Hamburger 
Firmen  in  Spanien  ein  Ausschuß  zu  dem  Zwecke  ge¬ 
bildet,  deutschen  Ein-  und  Ausfuhrhäusern  mit  gründ¬ 
lichen  und  zuverlässigen  Auskünften  und  Ratschlägen 
für  den  Verkehr  mit  Spanien  nach  Friedensschluß  auf 
dem  Gebiete  des  Handels,  Zollwesens  etc.  an  die  Hand 
gehen  zu  können.  Der  „Circulo  Espana“  wurde  in  Ham¬ 
burg  im  Jahre  1913  über  Anregung  des  spanischen 
Generalkonsulats  unter  starker  Teilnahme  der  spanischen 
Kolonie  gegründet.  Es  gehören  ihm  auch  fast  alle  Ver¬ 
treter  der  spanisch-amerikanischen  Republiken  in  Ham¬ 
burg  sowie  eine  Anzahl  Hamburger  Exportfirmen  an. 
Seine  deutschfreundliche  Gesinnung  hat  der  Verein 
neuerdings  dadurch  bewiesen,  daß  er  seine  tüchtigsten 
Lehrkräfte  und  seine  Geschäftsräume  zur  Verfügung 
gestellt  hat,  um  jedem  deutschen  Kriegsinvaliden  Ge¬ 
legenheit  zu  geben,  unentgeltlichen  gründlichen  Sprach¬ 
unterricht  im  Spanischen  zu  genießen,  wobei  insbesondere 
den  Bedürfnissen  des  kaufmännischen  Verkehrs  Rech¬ 
nung  getragen  wird. 

Englische  Vorschläge  gegen  den  Handel  mit 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn.  Das  „Board  of 
Trade“  hat  kürzlich  den  Rapport  eines  Ausschusses  ver¬ 
öffentlicht,  dessen  Aufgabe  es  war,  Maßnahmen  in  Vor¬ 
schlag  zu  bringen,  die  die  Sicherung  der  Entwicklung 
gewisser  Industriezweige  —  darunter  die  Papier- 
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industrie,  Druckerei-  und  Farbendruckindustrie,  Juwelen¬ 
industrie,  Silberindustrie,  Handel  mit  Messern,  Mode¬ 
waren,  Lederwaren,  Glaswaren,  Porzellan,  Fayence, 
Tuch  etc.  etc.  bezwecken.  Unter  den  Maßnahmen,  die 
der  Ausschuß  in  Vorschlag  gebracht  hat,  seien  folg- 
gende  genannt: 

Alle  deutschen  und  österreichischen  Waren,  die  in 
England  eingeführt  werden,  sollen  deutlich  mit  dem 
Vermerk  „Made  in  Germany“,  beziehungsweise  „Made 
in  Austria-Hungary“  bezeichnet  werden,  und  zwar  nicht 
nur  auf  Verpackung,  sondern  auf  jedem  einzelnen  Stück. 
Aus  anderen  Ländern  eingeführte  Waren  sollen  mit  dem 
Vermerk  „Foreignmade“,  beziehungsweise  „Non¬ 
british“  bezeichnet  werden.  Fremde  Warenzeichen,  die 
englische  Wörter  enthalten,  sollen  nicht  eingetragen 
werden  dürfen.  Auch  soll  den  Dampfschiffahrtsgesell¬ 
schaften  untersagt  werden,  von  britischen  Häfen  höhere 
Frachtsätze  einzufordern  als  von  sonst  irgend  einem 
nordeuropäischen  Hafen.  Die  britischen  Behörden  sollen 
aufgefordert  werden,  womöglich  nur  innerhalb  des  briti¬ 
schen  Weltreichs  produzierte  Waren  zu  kaufen.  Es  wird 
ferner  in  Vorschlag  gebracht,  daß  seitens  der  Banken 
größere  Hilfeleistungen  an  englische  Industrieunter¬ 
nehmungen  erfolgen  sollen.  Es  sollen  englische  Finanz¬ 
häuser,  die  in  England  zur  Zeichnung  ausländischer 
Anleihen  auffordern,  gehalten  sein,  dafür  Sorge  zu 
tragen,  daß  die  Anleihenehmer  englischen  Firmen  das 
Vorzugsrecht  rücksichtlich  jener  öffentlichen  Arbeiten 
zugestehen,  die  mit  Hilfe  der  in  Frage  kommenden,  durch 
die  Anleihe  beschafften  Mittel  ausgeführt  werden.  Einer 
der  wichtigsten  Abschnitte  des  Rapports  betrifft  den 
Schutzzoll.  Der  Ausschuß  gibt  seiner  Überzeugung  wie 
folgt  Ausdruck:  Da  die  Zufuhr  gewisser  Fabriksartikel, 
die  für  die  nationale  Sicherheit  unbedingt  notwendig  sind, 
beziehungsweise  die  für  andere  Industrien  von  wesent¬ 
licher  Bedeutung  sind,  ganz  und  gar  in  Händen  ausländi¬ 
scher  (i.  e.  außerhalb  Englands  ansässiger)  Händler  und 
Fabrikanten  liegt,  und  da  sich  englische  Fabrikanten 
nunmehr  bereit  erklären,  die  Fabrikation  solcher  Artikel 
in  die  Hände  zu  nehmen,  so  soll  nach  dem  Kriege  solchen 
Fabrikanten  ein  entsprechender  Zollschutz  gewährt 
werden.  Auch  betont  der  Ausschuß,  daß  allgemein  das 
Verlangen  zum  Ausdruck  gekommen  ist,  es  sei  ein  Ab¬ 
kommen  mit  den  überseeischen  Besitzungen  zu  treffen, 
wodurch  dem  Handel  zwischen  den  einzelnen  Teilen  des 
britischen  Weltreichs  das  Recht  der  Meistbegünstigung 
eingeräumt  wird,  und  daß  ferner  dem  Handel  mit  den 
Nationen,  die  jetzt  Englands  Alliierte  sind,  nach  dem 
Kriege  eine  Begünstigung  zu  teil  werde. 

Rußlands  Holzausfuhr.  Der  „Deutschen  Warschauer 
Zeitung“  entnehmen  wir: 

Nach  den  Feststellungen  des  russischen  Zolldeparte¬ 
ments  hat  die  Holzausfuhr  aus  Rußland  über  die  euro¬ 
päische  Grenze  sich  in  den  letzten  drei  Jahren  in  fol¬ 
gender  Weise  gestaltet: 


i9T5 

1914 

19D 

1000  Rübe 

1 

Gesamte  Holzausfuhr 

.  24.29O 

104.420 

163.620 

Darunter: 

Stämme . 

.  486 

10.428 

19-545 

Behauene  Balken  .  . 

163 

3-900 

6.383 

Bretter . 

.  24.657 

67.410 

95-889 

Grubenholz . 

•  329 

4-997 

10.431 

Zündhölzchenholz  . 

237 

251 

440 

Schleifholz . 

•  299 

12.673 

21.223 

Brennholz  aller  Art  . 

39 

736 

993 

Nuß-  und  Palmholz  . 

.  — 

3ii 

874 

Im  ganzen  hat  sich  die  Holzausfuhr  dem  Werte  nach 
um  drei  Viertel  gegen  das  Jahr  1914  und  um  fünf 
Sechstel  gegen  1913  vermindert.  In  bedeutendem  Grade 
i  hat  dabei  die  Ausfuhr  von  Eichenstämmen  und  anderen 
j  Stämmen,  von  Brettern,  Grubenstützen  und  Holz  zur 
Herstellung  von  Zündhölzchen  abgenommen.  Ungefähr 
98  Prozent  der  gesamten  Holzausfuhr  ging  nach  Groß¬ 
britannien.  Der  Menge  nach  hat  die  Holzausfuhr  in 
geringerem  Grade  abgenommen  als  dem  Werte  nach, 
der  sich  durch  die  große  Preissteigerung  bei  fast  allen 
Holzsortimenten  erklären  läßt.  In  bedeutend  geringerem 
Maße  hat  die  Einfuhr  von  Holzwaren  nach  Rußland  ab- 
genonnnen,  die  im  Jahre  1914  auf  10,060.000  Rubel  und 
1913  auf  12,674.000  Rubel  geschätzt  wurde.  Indes  hat 
die  Einfuhr  von  Brennholz  im  Jahre  1915  zugenommen; 
sie  hat  30,424.000  Pud  oder  5,927.000  Rubel  gegen 
22,661.000  Pud  oder  2,986.000  Rubel  im  Jahre  1914 
betragen.  Die  entsprechenden  Ziffern  für  1913  waren 
28,364.000  Pud  und  2,829.000  Rubel.  Die  Mehreinfuhr 
von  Brennholz  entfiel  auf  Finnland. 
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Der  Einfluß  des  Krieges  auf  den  Londoner  Geldmarkt.  Von 

Dr.  Theodor  Plaut,  Assistent  am  Institut  für  Seeverkehr  und 
Weltwirtschaft  in  Kiel.  Kriegswissenschaftliche  Untersuchungen 
aus  dem  Institut  für  Seeverkehr  und  Weltwirtschaft  in  Kiel. 
Erstes  Heft.  Jena,  Verlag  Gustav  Fischer.  105  Seiten.  Preis  2  M. 

In  höchst  dankenswerter  Weise  wird  in  dieser  Schrift  der 
Versuch  gemacht,  auf  Grundlage  der  vorhandenen,  freilich  viel¬ 
fach  mangelhaften  Nachrichten,  ein  Bild  davon  zu  entwerfen, 
wie  der  Ausbruch  des  Weltkrieges  und  das  erste  Kriegsjahr 
auf  den  bisher  tonangebenden  Londoner  Geldmarkt  gewirkt  hat. 
Der  Verfasser  legt  die  ungemein  ungünstigen  Rückwirkungen 
dieser  Ereignisse  auf  die  Kraft  und  Leistungsfähigkeit  des  Lon¬ 
doner  Geldmarktes  dar,  der  freilich,  infolge  Aufrechthaltung  der 
Überseeverbindungen  Englands,  ganz  anderen  Aufgaben  und 
Möglichkeiten  gegenüberstand  als  die  Geldmärkte  der  Mittel¬ 
mächte.  Der  Verfasser  enthält  sich  grundsätzlich  irgendwelcher 
Äußerungen  darüber,  wie  diese  schweren  Anfechtungen  die  Stel¬ 
lung  des  Londoner  Geldmarktes  nach  Beendigung  des  Welt¬ 
krieges  beeinflussen  werden.  Hängt  dies  doch  nicht  zum  wenigsten 
davon  ab,  ob  sich  die  Vereinigten  Staaten  gleichfalls  in  kost¬ 
spielige  Kriegshändel  hineinziehen  lassen  werden  oder  nicht. 
Eine  Reihe  sorgfältig  ausgeführter  Tabellen,  die  im  Anhang 
mitgeteilt  werden,  dienen  als  Grundlage  für  die  Ausführungen  der 
durchaus  lesenswerten,  inhaltsreichen  Schrift,  deren  Fortsetzung 
für  das  zweite  Weltkriegsjahr  recht  nützlich  wäre. 


frei*  gUlgcmcmcn  (ßepartfehttait  \u  k*  Hßemidiifdjcn 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erftagen.) 

Bewilligung  zu  Reisen  nach  Serbien.  Im  Einver- 1  Da  in  letzterer  Zeit  Belgrad  sowohl  von  verschiedenen 
nehmen  mit  der  Leitung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  in  Belgrad  Agenten  wie  auch  von  Reisenden  aus  Österreich  ohne 
wurde  wegen  Regelung  der  Überschreitung  der  Grenze  Rücksicht  darauf,  daß  es  sich  um  ein  Hinterland  handelt, 


nach  dem  okkupierten  Gebiete  Serbiens  im  geschäftlichen 
Verkehr  folgendes  festgesetzt: 


sozusagen  überschwemmt  wird,  wobei  auch  das  Ge¬ 
schäftsgebaren  einzelner  kein  den  Verhältnissen  ent- 
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sprechendes  war,  wird  nunmehr  vorgeschrieben,  daß  Be¬ 
werber  bei  Reisen  aus  Österreich  nach  Belgrad,  im  Aus¬ 
nahmsfalle  auch  in  das  Innere  Serbiens,  ihr  Ansuchen 
um  Reisebewilligung  an  die  Direktion  des  k.  k.  öster¬ 
reichischen  Handelsmuseums  zu  richten  haben.  Direkt 
an  das  Paßamt  einlangende  Ansuchen  um  Bewilligung 
geschäftlicher  Reisen  bleiben  unberücksichtigt.  Die  Be¬ 
werber  haben  einen  von  der  zuständigen  Polizeibehörde 
ordnungsgemäß  ausgestellten  Paß  mit  der  ausdrücklichen 
Bestimmung  für  Reisen  nach  Belgrad  unter  Angabe  und 
Bescheinigung  des  Reisezweckes  an  das  k.  k.  österreichi¬ 
sche  Handelsmuseum  einzusenden,  worauf  die  Entschei¬ 
dung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  telegraphisch  eingeholt  wird. 
Die  Antwortdepesche  des  Paßamtes  gilt,  falls  hierdurch 
die  Bewilligung  zur  Reise  erteilt  wurde,  für  den  Be¬ 
werber  als  Grenzübertrittsbewilligung. 

Die  Interventionskosten  sind  von  der  Partei  zu  er- 
leSen-  (5877/E.) 

Seidene  Halstücher.  Ein  österreichischer  Handels¬ 
agent  in  Amsterdam  bewarbt  sich  um  Vertretungen  öster¬ 
reichischer  Häuser,  welche  seidene  und  halbseidene  Hals¬ 
tücher,  sowohl  aus  Natur-  wie  auch  aus  Kunstseide  er¬ 
zeugen  und  gewillt  wären,  mit  Holland  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  treten.  (A.  E.  717.) 

Rotverschnittwein.  Ein  Importhaus  in  Metz  wünscht 
Offerte,  Bezugsbedingungen  und  Musterproben  von  13- 
bis  I4grädigen  Rotverschnittweinen.  (A.  E.  716.) 

Geschäftsverbindung  mit  Russisch-Polen.  Ein  gut 

empfohlener  Agent  in  Lublin  bietet  sich  österreichischen 
Häusern  als  Vertreter  an,  welche  den  Wunsch  hegen,  mit 
Lublin  und  dem  benachbarten  Gebiete  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  kommen.  (A.  E.  715.) 

Lederhandschuhe.  Eine  Agenturfirma  in  Amsterdam 
interessiert  sich  für  die  Übernahme  der  Vertretung  einer 


österreichischen  Lederhandschuhfabrik,  welche  für  den 
Expoit  eingerichtet  und  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenz¬ 
fähig  ist.  (A.  E.714.) 

Seidenwaren  aller  Art.  Ein  österreichischer  Kauf¬ 
mann,  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  der  seit  mehr  als  20  Jahren 
Skandinavien  bereist,  dortselbst  seine  Subvertreter  hat 
und  bei  der  kaufkräftigen  erstklassigen  Kundschaft  gut 
eingeführt  ist,  berichtet,  daß  in  den  skandinavischen 
Ländern  infolge  des  Ausfuhrverbotes  von  Textilien  aus 
Wolle  und  Baumwolle  aus  den  Erzeugungsländern,  gegen¬ 
wärtig  große  Nachfrage  nach  Ersatzstoffen  besteht,  und 
daher  Seidenwaren  österreichischer  Provenienz  ein  gutes 
Absatzfeld  finden  könnten.  Österreichische  Fabrikanten 
der  Seidenwarenbranche  werden  hiermit  auf  diese 
günstige  Absatzchance  aufmerksam  gemacht  und  einge¬ 
laden,  sich  mit  dem  betreffenden  Vertreter,  dessen 
Adresse  im  Bureau  der  Sektion  erhältlich  ist,  ins  Ein¬ 
vernehmen  zu  setzen.  (A.  E.  713.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  711.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 


PHteilungni  btt  ©ftcmtrfiirrii-iiuirirriint  Sektion.’) 


Einziehungen  von  Forderungen  in  Russisch- 

Polen.  Das  kaiserlich  deutsche  Generalgouvernement  in 
Warschau  verlautbart  unter  dem  13.  April  d.  J.  fol¬ 
gendes:  „Der  Beschluß  des  Vorstandes  der  amtlichen 
Handelsstelle,  unter  Erweiterung  der  ursprünglich  ge¬ 
stellten  Aufgaben  auch  Forderungen  österreichisch-unga¬ 
rischer  Gläubiger  in  den  besetzten  Gebieten  Russisch- 
Polens  einzuziehen  und  für  diese  Tätigkeit  ohne  Rück¬ 
sicht  auf  die  Größe  der  Firma  eine  Einschreibegebühr 
von  20  M.  und  eine  Vergütung  von  1  Prozent  der  ein- 
gezogenen  Beträge  einschließlich  Bank-  und  Über¬ 
weisungsgebühren,  dagegen  ausschließlich  barer  Aus¬ 
lagen,  mindestens  aber  von  5  M.  für  den  einzelnen  Auf¬ 
trag  zu  fordern,  wird  für  das  Gebiet  des  Generalgouver¬ 
nements  genehmigt.  (9677/E.) 

Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau.  Am  5.  März  1.  J. 
wird  der  Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau  eröffnet.  Zugelassen 
werden  nur  vollständig  frankierte,  offene  Briefsendungen 
aller  Art,  und  zwar  sowohl  gewöhnliche  als  auch  ein¬ 
geschriebene,  ferner  gewöhnliche  Postanweisungen.  Die 
Briefsendungen  dürfen  nur  in  deutscher  Sprache  ab¬ 
gefaßt  sein,  keinerlei  Mitteilungen  über  militärische  An¬ 
gelegenheiten  enthalten  und  müssen  die  genaue  Bezeich¬ 
nung  des  Absenders  tragen.  (Auf  den  Postanweisungs¬ 
abschnitten  sind  Mitteilungen,  wie  dermalen  überhaupt 


im  Auslandsverkehr,  unzulässig.)  Die  Versendungs¬ 
bedingungen  und  Gebührenansätze  sind  dieselben  wie 
im  Wechselverkehr  zwischen  Österreich  und  Deutsch¬ 
land.  Die  Postanweisungen  sind  in  Markwährung  aus¬ 
zustellen  und  dürfen  höchstens  auf  500  M.  lauten.  Sie 
werden  im  Generalgouvernement  Warschau  nach  dem 
festen  Wertverhältnisse  100  Rubel  gleich  150  M.  aus¬ 
gezahlt. 

Am  Postverkehr  nehmen  im  Generalgouvernement 
Warschau  folgende  Postorte  teil:  Alexandrowo,  Bendzin, 
Brzeziny,  Ciechanow,  Czenstochau,  Gostynin,  Grodzisk, 
Grojec,  Kalisch,  Kolo,  Konin,  Kutno,  Lenczyca,  Lipno, 
Lodz,  Lowicz,  Mlawa,  Pabianice,  Plock,  Plonsk,  Przas- 
nysz,  Rawa,  Rypin,  Sieradz,  Sierpe,  Skierniewice,  Slupca, 
Sochaczew,  Sosnowice,  Tomaszow  (Kr.  Brzeziny), 
Turek,  Wielun,  Wloclawek,  Zdunska,  Wola,  außerdem 
die  Orte  aller  Kreise,  in  denen  diese  Postorte  liegen, 
und  die  Stadt  Warschau  selbst.  Darüber  hinaus  sind 
Postanweisungen  auch  nach  allen  anderen  Orten  im 
Generalgouvernement  Warschau  zulässig.  In  der  Auf¬ 
schrift  der  Sendungen  nach  Landorten  ist  der  Name  des 
zuständigen  Postortes,  bei  dem  die  Sachen  abgeholt 
werden  sollen,  mindestens  aber  der  Name  des  Kreises, 
anzugeben.  Zugestellt  werden  sie  nicht.  (3723/E.) 


*)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels¬ 
museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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Zinsenberechnung.  Laut  Verordnungsblatt  für  das 
Generalgouvernement  vom  15.  Februar  1.  J.  Nr.  22  tritt 
für  die  Verpflichtung  von  Geldforderungen  für  die  Zeit 
vom  1.  August  1914  bis  zum  31.  März  1916  nachstehende 
Vorschrift  in  Kraft: 

Der  Zinssatz  beträgt  j1/2  Prozent;  ist  er  durch  Vertrag 
oder  sonstiges  Rechtsgeschäft  anderweit  festgesetzt,  so 
hat  es  dabei  sein  Bewenden  (§  2).  Die  Zinsen  sind  für 
die  gesamte  obengenannte  Zeit  zu  entrichten.  Nach  dem 
31.  Juli  1914  fällig  gewordene  Schulden  sind  vom  Tage 
der  Fälligkeit  ab  zu  verzinsen  (§  3).  In  Ansehung  der 
Verpflichtung  zur  Zinszahlung  für  die  übrige  Zeit  hat 
es  bei  dem  sonstigen  Recht  sein  Bewenden  (§1,  Absatz  2). 
Ebenso  finden  diese  Sondervorschriften  keine  Anwen¬ 
dung  auf  Schulden,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  bereits  erloschen  sind  (§  1,  Absatz  3). 

(3570/E.) 

Reisen  nach  dem  deutschen  Verwaltungsgebiet 
in  Russisch-Polen.  Zu  Reisen  nach  dem  unter  deutscher 
Verwaltung  stehenden  Okkupationsgebiete  von  Russisch- 
Polen  ist  eine  besondere  Bewilligung  notwendig.  Diese 
Bewilligung  wird  auf  Grund  eines  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefertigten  und  mit  der  amtlich  beglaubigten  Photo¬ 
graphie  und  Unterschrift  des  Inhabers  versehenen  Reise¬ 
passes  in  der  Form  der  Ausstellung  eines  Passierscheines 
durch  den  stellvertretenden  Generalstab  in  Berlin  im 
Einverständnis  mit  dem  Generalgouvernement  in  War¬ 
schau  erteilt,  jedoch  nur  in  den  Ausnahmefällen  ge¬ 
geben,  wenn  es  sich  um  dringende  und  wichtige  Ange¬ 
legenheiten  handelt,  bei  denen  die  persönliche  Anwesen¬ 
heit  des  Reisewerbers  unbedingt  erforderlich 
erscheint.  Die  Passierscheine  unterliegen  einer  Taxe 
von  3  M.  für  je  eine  Woche  der  bewilligten  Gültigkeits¬ 
dauer.  Die  Bewerbung  darum  hat  mittels  schriftlicher 
Gesuche  zu  erfolgen,  die  genaue  Angabe  über  1.  die 
Paßdaten,  2.  das  Reiseziel  (unter  namentlicher  An¬ 
führung  aller  Orte,  an  denen  Aufenthalt  genommen 
werden  soll),  3.  den  Reiseweg,  4.  den  Reisezweck  und 
5.  die  beabsichtigte  Dauer  der  Reise  enthalten  und  be¬ 
sonders  alle  für  die  Prüfung  der  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  belangreichen  Umstände  mit  voller 
Deutlichkeit  erkennen  lassen  müssen.  Der  Paß  selbst 
braucht  nicht  beigegeben  zu  werden,  es  muß  aber  die 
Richtigkeit  der  Angaben  in  dem  Gesuche  über  seine 
Daten  amtlich  bestätigt  sein. 

Die  Vermittlung  der  Gesuche  hat  das  k.  u.  k.  Mini¬ 
sterium  des  Äußern  übernommen,  das  sie  im  Interesse 
der  Vereinfachung  des  Verfahrens  im  Wege  seines  Ver¬ 
treters  in  Warschau  der  Paßzentrale  des  kaiserlichen 
Generalgouvernements  in  Warschau  zur  weiteren  Er¬ 
ledigung  zukommen  lassen  wird.  Da  .jedoch  eine  Inter¬ 
vention  des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußern  nur  in 
jenen  Fällen  Platz  greifen  kann,  in  denen  in  bezug  auf 
die  Dringlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Reise  die  Vor¬ 
aussetzungen  für  die  Erteilung  der  Bewilligung  durch 
das  Generalgouvernement  gegeben  sind,  dürfen  Reise¬ 
ansuchen  nicht  mehr  wie  bisher  beim  Ministerium  des 
Äußern  eingebracht  werden ;  diese  Eingaben  werden  nach 
vorheriger  Begutachtung  auf  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  dem  k.  u.  k.  Ministerium  des 
Äußern  auf  das  nach  dem  Reisezweck  in  Betracht 
kommende  k.  k.  Fachministerium  übermittelt. 

Die  Gesuche  um  die  Erteilung  der  Reisebewilligung 
nach  dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  von 
Russisch-Polen  sind  demnach  von  den  Erlaubniswerbern 
bei  der  politischen  Bezirks-,  beziehungsweise  landes¬ 
fürstlichen  Polizeibehörde  ihres  Aufenthaltsortes  ein¬ 
zubringen;  diese  Stellen  wurden  angewiesen,  die  Gesuche 
nach  Erhebung  über  die  Verläßlichkeit  des  Gesuch¬ 
stellers  und  die  Stichhältigkeit  seiner  Angaben  mit  einem 
Anträge  über  die  Berücksichtigungswürdigkeit  des  An¬ 


suchens  an  die  politische  Landesbehörde  behufs  Weiter¬ 
leitung  an  die  betreffenden  Fachministerien  vorzulegen. 

(2678/E.) 

Reisen  aus  dem  österreichisch-ungarischen  nach 
dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  deutsche  Okkupationsgebiet 
wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  der  besondere  Ausweis. 

Ad  1.  Die  von  den  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischen 
Kommandos  gemäß  der  Verordnung  des  Armeeober¬ 
kommandanten  vom  25.  August  1915,  Nr.  35  V.-Bl.,  aus¬ 
gestellten  Reisepässe  werden  vom  kaiserlich  deutschen 
Generalgouvernement  als  zureichend  anerkannt. 

Ad  2.  Der  besondere  Ausweis  wird  ausgestellt  von  der 
Paßzentrale  des  Generalgouvernements  W  a  r  s  c  h  a  u. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  der  Reisepaß  unter  genauer 
Angabe  des  Zweckes  und  der  Dauer  der  Reise  an  den 
dem  Generalgouvernement  Warschau  zugeteilten  Ver¬ 
treter  des  österreichisch-ungarischen  Armeeober¬ 
kommandos  zu  senden. 

Der  Reisepaß  wird  sodann  an  die  übersendende  Stelle 
unmittelbar  von  der  kaiserlich  deutschen  Paßzentrale 
oder  durch  den  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  zu¬ 
rückgeschickt,  im  Falle  der  Genehmigung  der  Reise  ivird 
der  besondere  Ausweis  behufs  Ausfolgung  an  den  Be¬ 
werber  angeschlossen. 

Reisen  aus  dem  kaiserlich  deutschen  nach  dem 
österreichisch-ungarischen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  österreichisch-ungarische 
Okkupationsgebiet  wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  das  Visum  des  Reisepasses 

Ad  1.  Die  von  den  kaiserlich  deutschen  Kommandos 
oder  Behörden  gemäß  den  derzeit  geltenden  Vorschriften 
ausgestellten  Reisepässe  werden  als  zureichend  an¬ 
erkannt. 

Ad  2.  Das  Visum  wird  ausgestellt  vom  Armeeober¬ 
kommando  selbst  oder  einer  seiner  Paßvidierungsstellen 
in  Szczakowa,  Krakau,  Rozwadow  oder  Lemberg  oder 
von  den  dem  Generalgouvernement  Warschau  zuge¬ 
teilten  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  oder  vom 
k.  u.  k.  Kriegsministerium.  Zur  Erwirkung  des  Visums 
ist  der  Reisepaß  an  eine  der  bezeichneten  Stellen  zu 
senden.  Hierbei  ist  neben  den  im  Reisepaß  ohnehin  ent¬ 
haltenen  Angaben  auch  das  Ziel,  der  Zweck  und  die 
Dauer  der  Reise  anzugeben. 

Der  Reisepaß  wird  nach  allfälliger  Beisetzung  des 
Visums  von  der  k.  u.  k.  Stelle,  bei  der  die  Vidierung 
erbeten  wurde,  an  die  übersendende  Stelle  zurück¬ 
geschickt.  (3833/E.) 

Gerichtsbarkeit  im  Generalgouvernement  War¬ 
schau.  Der  Präsident  des  kaiserlich  deutschen  Ober¬ 
gerichts  bei  dem  Generalgouvernement  Warschau  be¬ 
richtete  an  den  „Verband  zur  Sicherung  deutscher  For¬ 
derungen  an  das  feindliche  Ausland“  in  Barmen  wie 
folgt: 

In  den  von  den  deutschen  Truppen  besetzten 
Teilen  Russisch-Polens  ist  die  deutsche  Gerichtsbarkeit 
in  vollem  Umfange  aufgenommen.  Das  Verfahren  ent¬ 
spricht  dem  vor  den  Gerichten  in  Deutschland,  An¬ 
waltszwang  besteht  nicht.  Es  findet  das  Mahn-  und 
Klageverfahren  statt.  Auch  Zwangsvollstreckung  wird 
betrieben.  In  Deutschland  ergangene  Urteile  oder  andere 
vollstreckbare  Schuldtitel  werden  ohneweiters  vollstreckt. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  den  Schuldner 
vor  das  zuständige  Gericht  zwecks  Mahnung  laden  zu 
lassen,  da  erfahrungsgemäß  eine  solche  gerichtliche 
Mahnung  genügt,  um  den  Schuldner  zur  Zahlung  zu 
veranlassen.  (3742/E.) 
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Für  das  Ausland:  Jährlich  4  Kronen,  halbjährlich  2  Kronen 
Einzelne  Nummern  6  Heller. 

Bezugsanmeldungen  werden  sowohl  im  k.  k.  Handelsministerium 
(I-  Postgasse  8),  im  k.  k.  Ackerbauministerium  (I.  Liebiggasse  5. 
sowie  beim  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  (IX.  Berg¬ 
gasse  iß)  entgegengenommen.  Probenummern  stehen  zur  Ver¬ 
fügung. 


JAPANS  AUSSENHANDEL  IM  KRIEGE. 

Der  Einfluß  des  Weltkrieges  auf  den  japanischen 
Außenhandel  ist  sehr  bedeutend  gewesen.  Er  machte 
sich  zunächst  im  Jahre  1914  dadurch  fühlbar,  daß  nicht 
nur  eine  stetige  Abnahme  des  Exports,  sondern  auch 
eine  noch  viel  größere  plötzliche  Abnahme  des  Imports 
vom  Tage  des  Kriegsausbruches  an  einsetzte.  Wenn 
trotzdem  die  Bilanz  des  Jahres  1914  für  den  japanischen 
Außenhandel  mit  einem  kleinen  Passivum  von  4,634.264 
Yen  (Überschuß  des  Imports  über  den  Export)  geschlossen 
hat,  so  ist  das  wohl  der  Hauptsache  nach  dem  Um¬ 
stande  zuzuschreiben,  daß  nach  Ausbruch  des  Krieges 
die  Waren  aus  den  unter  Zollverschluß  gehaltenen  Lager¬ 
häusern  importiert  wurden,  weil  neue  Vorräte  aus  Europa 
nicht  heranzuschaffen  waren.  Trotzdem  zeigte  der  große 
Unterschied  der  passiven  Handelsbilanz  des  Jahres  1914 
gegen  die  des  Jahres  1913,  nämlich  4,634.264  Yen  in 
I9I4  gegen  9Ö>97 1 -43 1  Yen  in  1913,  schon  an,  welche 
Richtung  die  Entwicklung  des  japanischen  Handels  im 
weiteren  Verlaufe  des  Krieges  beibehalten  würde.  Dafür 
hat  denn  auch  das  Jahr  1915  den  Beweis  erbracht. 

Im  ersten  halben  Jahre  hielt  die  Abwärtsbewegung 
nicht  nur  des  Imports,  sondern,  allerdings  immer  ge¬ 
ringer  werdend,  auch  des  Exports  weiter  an.  Trotzdem 
schloß  das  erste  Halbjahr  1915  bereits  mit  einer  aktiven 
Bilanz  von  12,171.485  Yen  (Überschuß  des  Exports 
über  den  Import).  Der  Export  stand  in  diesen  ersten 
sechs  Monaten  des  Jahres  1915  immerhin  noch  um 
etwas  über  elf  Millionen  Yen  gegen  denselben  Zeitraum 
des  Vorjahres  1914  zurück,  wo  noch  normale  Friedens¬ 
verhältnisse  geherrscht  hatten.  Der  Import  war  in  diesen 
ersten  sechs  Monaten  des  Jahres  1915  schon  um  fast 
94  Millionen  Yen  gegen  denselben  Zeitraum  des  Vor¬ 
jahres  gefallen.  Nun  sind  zudem  die  ersten  sechs  Mo¬ 
nate  jedes  Jahres  in  Japan  die  Hauptimportmonate, 
während  die  letzten  sechs  Monate  auch  in  normalen 
Zeiten  die  Hauptexportmonate  (Tee,  Seide)  sind.  So  hat 
sich  denn  vom  Juli  1915  an  das  Verhältnis  immer  mehr 
und  in  immer  schnellerem  Tempo  zu  gunsten  einer 
aktiven  Handelsbilanz  für  Japan  verschoben.  Ende  Juli 
betrug  der  Überschuß  des  Exports  schon  30  '/2  Mil¬ 
lionen  Yen,  Ende  August  5 6  Y2  Millionen  Yen  und  Ende 
des  Jahres  kann  mit  einem  Überschuß  des  Exports  von 
vollen  100  Millionen  Yen  über  den  Import  gerechnet 
werden.  Natürlich  kommt  dieses  Resultat  noch  immer 
zu  allermeist  auf  Rechnung  der  bedeutenden  Abnahme 
des  Imports  gegen  das  Vorjahr  und  vor  allem  gegen 
das  Jahr  1913,  das  als  normales  Friedensjahr  zum  Ver¬ 
gleich  herangezogen  werden  muß.  War  in  letzterem  Jahre 
eine  passive  Handelsbilanz  in  Höhe  von  fast  97  Mil¬ 
lionen  Yen  vorhanden,  so  hat  sich  diese  im  Jahre  1915 
in  eine  aktive  Handelsbilanz  verschoben,  die  an  100  Mil¬ 
lionen  Yen  beträgt.  Ein  Unterschied  von  200  Millionen 
Yen,  der  jedenfalls  beachtenswert  ist.  Günstig  für  Japan 
ist  aber  vor  allem,  daß  auch  der  Export,  ganz  abge¬ 
sehen  von  Kriegslieferungen,  die  als  Geschäfte  der 
Regierung  in  den  Handelsübersichten*  gar  nicht  in  Er¬ 
scheinung  treten,  sich  sehr  erholt  hat  und  Ende  des 
Jahres  1915  sicher  den  des  Jahres  1914,  wenn  auch 
nicht  den  des  normalen  Jahres  1913,  erreichen  oder 
gar  überholen  wird. 

Nachstehend  die  Ziffern  für  die  Ergebnisse  des  japani¬ 
schen  Außenhandels  während  des  Krieges : 
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'9*4  1913 

Yen  Yen 

Export  .  .  .  59i.i9l.46l  632,460.213 

Import  .  .  .  595’735-725  729.43' -644 

Gesamthandel  .  .  1.186,837.186  1.361,891.857 

Überschuß  des  Imports  über  den  Export : 

1014  1913 

Yen  Yen 

4,634.264  96,971.431 

Von  dem  Handel  gingen  nach  und  kamen  von: 

Export  Import 

19x4  1913  1914  1^13 

Yen  Yen  Yen  Yen 

Asien  .  277,124.704  275,927.865  304,540,192  348,055.150 

Europa  .  .  91,791.374  149,225481  158,843.773  220,290124 

Amerika  .  202,274.333  191,760.514  10^,618.835  127,034.672 

Der  Rest  verteilte  sich  auf  Australien,  Hawai,  Ägypten 
und  andere  Länder. 

Von  der  Rubrik  Asien  entfielen  auf: 


E  x 

p  0  r  t 

I  in 

p  0  r  t 

1914 

>913 

1914 

I9D 

Yen 

Yen 

\  en 

Yen 

China 

162,370.924 

154,662.428 

58,305.873 

61,223.038 

Hongkong 

33,277.071 

33.62i.978 

876.022 

1,294.749 

Indien  .  . 

26,048.337 

29,873.414 

160,324  460 

I73.i73.86l 

Asiatisches 

Rußland 

10,413.047 

4.27I.4U 

1,025.695 

750.486 

Indochina  . 

803.545 

I.055. 194 

15,052.211 

24,699.894 

Von  Europa  entfielen  auf: 

Export 

I  m 

p  0  r  t 

1914 

Yen 

Yen 

1914 

Yen 

1913 

Y  en 

England 

33,086  274 

32,869.657 

92, 502.307 

122,736.970 

Deutschland 

9,962.093 

I3d3I709 

44,922.005 

60,394.798 

Frankreich 

31,209.330 

60,229.619 

4,371-217 

5,828.992 

Belgien  .  . 

2,361.468 

3,705-592 

6,453-386 

9,448.023 

Italien  .  . 

1 1,096.897 

29,416.729 

753.01 1 

1,077.855 

Österreich- 
Ungarn  . 

544-795 

937-537 

1,906.090 

3,890.017 

Rußland  . 

1,967.802 

4,897-420 

39.9O9 

40-943 

Von  Amerika  entfielen  auf  die  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika : 


Export  Import 

1914  1913  1914  1913 

Yen  Yen  Yen  Yen 

Vereinigte 

Staaten  .  196,539.008  184,473.382  96,771.077  122,408.301 

Was  den  Export  Japans  angeht,  so  ist  aus  der  obigen 
Übersicht  zu  erkennen,  daß  der  nach  Asien  und  Amerika 
gestiegen,  der  nach  Europa  dagegen  bedeutend  gefallen 
ist.  In  Asien  kommt  das  Wachstum  des  japanischen 
Exports  auf  Rechnung  Chinas  und  des  Asiatischen  Ruß¬ 
lands,  während  Hongkong  sich  ungefähr  gleich  geblieben 
ist  und  Indien  mit  Millionen  Yen,  sowie  auch  Indo¬ 
china  eine  Abnahme  aufweisen.  Bei  dem  Export  Japans 
nach  Europa  haben  alle  Länder  außer  England  eine 
teilweise  bedeutende  Abnahme  zu  verzeichnen ;  am 
meisten  natürlich  die  Seidenabnehmer  Japans,  nämlich 
Frankreich  mit  29  Millionen  Yen  und  Italien  mit  über 
18  Millionen  Yen.  Selbst  der  Export  Japans  nach  Ruß¬ 
land  ist  um  fast  3  Millionen  Yen  gefallen.  Der  Export 
Japans  nach  den  Vereinigten  Staaten  besteht  in  der 
Hauptsache  aus  Rohseide,  Seide  und  Tee;  eine  Zunahme 
um  12  Millionen  Yen  ist  daher  hier  ebenso  zu  verstehen, 
wie  die  Abnahme  des  Seidenexports  nach  Europa  eine 
natürliche  Folge  des  Krieges  war. 

Der  Import  Japans  ist  am  stärksten  aus  Europa 
gefallen,  dann  folgen  Asien  und  Amerika,  alle  aber  mit 
ganz  bedeutenden  Summen.  Von  den  asiatischen  Ländern 
steht  Indien  mit  einer  Abnahme  von  13  Millionen  Yen 
(Baumwolle)  obenan,  dann  folgt  Indochina  (Reis)  mit 
9V2  Millionen  Yen,  dann  China  (Seeprodukte)  mit  fast 
3  Millionen  Yen;  Russisch -Ostasien  hat  ein  kleines 
Wachstum  von  einer  Viertelmillion  aufzuweisen.  Die 
langjährige  Klage,  daß  der  Handelsverkehr  zwischen 
Japan  und  Rußland  sich  trotz  größter  Bemühung  gewisser 
Kreise  nicht  heben  will,  ist  also  auch  während  des 
Krieges  dieselbe  geblieben,  nur  daß  die  Kriegslieferungen 
der  japanischen  Regierung  das  Bild  temporär  verschieben. 

A11  dem  Fallen  des  Imports  aus  Europa  sind  alle 
Länder,  auch  Japans  Verbündete,  in  gleicher  Weise 


beteiligt;  obenan  England  mit  30  Millionen  Yen,  Belgien 
mit  3  Millionen,  Frankreich  mit  1 Millionen,  Deutsch¬ 
land  mit  24  Millionen  und  Österreich-Ungarn  mit  nicht 
ganz  3  Millionen  Yen.  England  und  Deutschland  standen 
unter  den  europäischen  Ländern  für  den  Import  in 
Japan  weitaus  an  der  Spitze  aller  Länder.  England  hat 
aber  auch  in  Japan  den  nachteiligen  Einfluß  des  Krieges 
auf  seinen  Handel  am  allermeisten  unter  allen  europäischen 
Ländern  zu  spüren  bekommen,  obwohl  es  das  gerade 
Gegenteil  hat  erreichen  wollen. 

Zum  weiteren  Vergleiche  der  Wirkung  des  Krieges 
auf  den  Handel  Japans  sei  nun  in  folgender  Tabelle 
eine  Übersicht  über  den  Handel  des  ersten  Kriegsjahres 
und  den  derselben  Periode  des  Vorjahres  gegeben: 

1.  August  1914  bis  31.  Juli  1915  1.  August  1913  bis  31.  Juli  1914 

Export  Import  Export  Import 

Yen  Yen  Yen  Y'-n 


583,560.000  497,860.000  663,460.000  696,480.000 

Abnahme  Abnahme 

12  1‘iotent  28  5  Prozent 

79,9  0.000  198,6:0.000 


Die  Entwicklung  des  Handels  im  ersten  Halbjahr  1915 
(1.  Januar  bis  30.  Juni)  ist  im  Vergleiche  mit  demselben 
Zeitabschnitt  des  Vorjahres  die  folgende  gewesen: 


1.  Jauuar  1915 
bis 

30.  Juni  1915 
Yen 


1.  Januar  1914 
bis 

30.  Juni  1914 
Yen 


Abnahme 

Yen 


Export  .  .  . 
Import  .  .  . 
Überschuß 


300,914.017 
288,742.532 
des  Exports  über 


312,069.674  11,155.657 

382.733.716  93,991.184 

den  Import:  12,171.485  Yen. 


Eine  viel  stärkere  Entwicklung  zu  gunsten  des  Exports 
hat  dann  aber  der  Handel  vom  Juli  an  angenommen, 
was  aus  den  Ziffern  der  beiden  Monate  Juli  und  August 
sofort  zu  erkennen  ist. 


Juli  1915  : 

Yen 

Export .  59-977-771 

Import . 41,717.464 

Überschuß  des  Exports  .  .  .  18,260.307 

Erstes  Halbjahr  1915  .  .  .  12,171.485 

Überschuß  des  Exports  vom  1.  Januar  1915  bis  31.  Juli  1915 
(7  Monate):  30,431.792  Yen. 


August  19 1 5  : 


Yen 


Export .  .  .65,519.504 

Import .  39,529.068 

Überschuß  des  Exports  ....  25,990.436 
Ersten  7  Monate  1915  .  .  .  30,431.792 


Überschuß  des  Exports  vom  1.  Januar  1915  bis  31.  August 
1915  (8  Monate) :  56,422.228  Yen. 

Der  Gesamthandel  Japans  in  den  ersten  8  Monaten 
(Januar  bis  inklusive  August)  des  Jahres  1915  zeigt 


folgende  Ziffern : 

Yen 

Fxport  .  .  .  .  i  .  .  .  .  426,411.292 

Import . 369,989.064 

Überschuß  des  Exports  .  .  56,422.228 


Diese  Entwicklung  des  Handels  zu  gunsten  des  Exports 
hat  auch  in  den  folgenden  Monaten  angehalten,  obwohl 
die  genauen  Ziffern  dafür  noch  nicht  zugänglich  sind. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Ungültigkeit  von  Käufen  der  künftigen  Ernte. 

Eine  Verordnung  des  Justizministers  im  Einvernehmen 
mit  dem  Minister  des  Innern,  dem  Ackerbau-  und  dem 
Handelsminister  vom  12.  Mai  1916  bestimmt: 

§  1.  (1)  Verträge,  womit  die  Ernte  des  Jahres  1916 
an  landwirtschaftlichen  Bodenerzeugnissen  des  Inlandes 
in  Bausch  und  Bogen  oder  die  Hoffnung  dieser  Ernte 
um  einen  bestimmten  Preis  gekauft  wird  (§  1276  a.  b. 
G.-B.),  sind  verboten  und  ungültig. 

(2)  Auf  Verkäufe  von  Wein  und  Obst  findet  die  vor¬ 
stehende  Bestimmung  keine  Anwendung. 
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§  2.  (1)  Inländisches  Getreide  (Weizen,  Roggen,  Halb¬ 
frucht,  Gerste,  Hafer  und  Mais  aller  Art)  der  Ernte  des 
Jahres  1916  darf  vor  dem  1.  Juli  1916,  inländische  Kar¬ 
toffeln  der  Ernte  des  Jahres  1916  mit  Ausnahme  der 
Frühkartoffeln  dürfen  vor  dem  1.  September  1916  nicht 
gekauft  und  verkauft  werden. 

(2)  Diesen  Bestimmungen  zuwiderlaufende  Geschäfte 
sind  ungültig. 

(3)  Auf  Geschäfte  der  Militärverwaltung,  der  Kriegs¬ 
getreideverkehrsanstalt  und  der  Futtermittelzentrale 
finden  diese  Vorschriften  keine  Anwendung. 

§  3.  Wer  den  Bestimmungen  der  §§  1  oder  2  zuwider¬ 
handelt,  Geschäfte  der  dort  genannten  Art  vermittelt 
oder  bei  deren  Abschluß  mitwirkt,  wird  von  der  politi¬ 
schen  Bezirksbehörde,  insofern  die  Handlung  nicht 
unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fällt,  mit  Geld¬ 
strafen  bis  zu  5000  K  oder  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft. 

§  4.  (1)  Die  Bestimmungen  der  §§  1  und  2  finden 
auch  auf  Geschäfte  Anwendung,  die  vor  Beginn  der 
Wirksamkeit  dieser  Verordnung  abgeschlossen  wurden. 
Was  auf  Grund  dieser  Geschäfte  geleistet  worden  ist, 
kann  zurückgefordert  werden. 

(2)  Die  Bestimmungen  des  §  3  finden  auf  Handlungen 
keine  Anwendung,  die  vor  Beginn  der  Wirksamkeit 
dieser  Verordnungen  gesetzt  wurden. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Handelsgehilfenkündigung  und  Musterung.  Eine 
Verordnung  des  Justizministers  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Ministern  vom  16.  Mai  1916  über  die 
Unzulässigkeit  der  Kündigung  von  dem  Handlungs¬ 
gehilfengesetz  unterliegenden  Dienstverhältnissen  im 
Hinblick  auf  eine  bevorstehende  Musterung  verfügt: 

§  1.  Die  Kündigung  eines  Dienstverhältnisses,  auf  das 
§  1  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  29.  Februar  19161), 
R.-G.-Bl.  Nr.  58,  Anwendung  findet,  ist  unwirksam, 
wenn  sie  in  der  Zeit  zwischen  dem  Bekanntwerden  einer 
bevorstehenden  Musterung  und  dem  Tag  erklärt  wird, 
an  dem  der  Dienstnehmer  gemustert  wird,  es  sei  denn, 
daß  sie  offenbar  nicht  im  Hinblick  auf  die  bevorstehende 
Musterung  erklärt  worden  ist. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit  und  findet  auf  auf  Kündi¬ 
gungen  Anwendung,  die  seit  dem  1.  April  1916  erklärt 
worden  sind. 

Abänderung  des  Reglements  zur  Meterkonven¬ 
tion.  Eine  Kundmachung  des  Ministeriums  für  öffent¬ 
liche  Arbeiten  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzmini¬ 
sterium  vom  12.  Mai  1916,  betreffend  die  Abänderung 
der  Artikel  6,  19  und  20  des  Reglements  zur  internatio¬ 
nalen  Meterkonvention  vom  20.  Mai  1875,  R.-G.-Bl. 

Nr.  20  ex  1876,  lautet: 

Durch  ein  im  Sinne  des  Artikels  12  der  internationalen 
Meterkonvention  vom  20.  Mai  1875,  R.-G.-Bl.  Nr.  20 
ex  1876,  zu  stände  gekommenes  Übereinkommen  der  ver¬ 
tragschließenden  Staaten  haben  die  Artikel  6,  19  und  20 
des  einen  Bestandteil  der  Konvention  bildenden  Regle¬ 
ments  folgende  Fassung  erhalten: 

(Übersetzung.) 

Artikel  6.  Die  jährliche  Dotation  des  internationalen 
Bureaus  besteht  aus  zwei  Teilen:  einem  fixen  Betrage 
und  einer  Ergänzung. 

Der  fixe  Betrag  beläuft  sich  auf  100.000  Francs.  Er 
wird  von  allen  Staaten  und  selbständigen  Kolonien  be¬ 
stritten,  welche  der  Meterkonvention  vor  der  V.  General¬ 
konferenz  beigetreten  sind. 

')  Vgl.  Nr.  10  des  »Handelsmuseums«  vom  9  März  1.  J.,  Seite  137. 
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Die  Ergänzung  wird  gebildet  aus  den  Beitrags¬ 
leistungen  derjenigen  Staaten  und  selbständigen  Kolo¬ 
nien,  welche  der  Konvention  nach  der  genannten  General¬ 
konferenz  heigetreten  sind. 

Das  Komitee  ist  damit  betraut,  über  Vorschlag  des 
Direktors  das  jährliche’  Budget  aufzustellen,  wobei  die 
Summe,  welche  sich  bei  Anwendung  der  Bestimmungen 
der  beiden  vorangehenden  Absätze  ergibt,  nicht  über¬ 
schritten  werden  darf.  Dieses  Budget  ist  alljährlich 
mittels  eines  speziellen  Finanzberichtes  den  Regierungen 
der  hohen  vertragschließenden  Staaten  zur  Kenntnis  zu 
bringen. 

Im  Falle  das  Komitee  es  für  notwendig  finden  sollte, 
sei  es  in  der  Höhe  der  jährlichen  Dotation,  sei  es  an 
dem  durch  Artikel  20  des  vorliegenden  Reglements  fest¬ 
gesetzten  Berechnungsmodus,  eine  Veränderung  vorzu¬ 
nehmen,  so  wäre  der  Abänderungsvorschlag  den  Regie¬ 
rungen  derart  rechtzeitig  vorzulegen,  daß  dieselben  in 
der  Lage  sind,  ihren  Delegierten  für  die  nächste  General¬ 
konferenz  die  erforderlichen  Weisungen  zu  erteilen, 
damit  die  Generalkonferenz  gültige  Beschlüsse  fassen 
könne.  Der  Beschluß  hat  nur  dann  Gültigkeit,  wenn  keiner 
der  Vertragstaaten  ein  gegenteiliges  Votum  zum  Aus¬ 
druck  gebracht  hat  oder  bei  der  Konferenz  zum  Ausdruck 
bringt. 

Artikel  19.  Der  Direktor  des  Bureaus  unterbreitet  dem 
Komitee  alljährlich: 

1.  Einen  Finanzbericht  über  die  Auslagen  der  abge¬ 
laufenen  Dienstperiode,  für  welche  ihm  nach  geschehener 
Prüfung  Decharge  zu  erteilen  ist ; 

2.  einen  Bericht  über  den  Materialstand ; 

3.  einen  allgemeinen  Bericht  über  die  Arbeiten,  welche 
in  der  Arbeitsperiode  seit  der  letzten  Session  fertig¬ 
gestellt  wurden. 

Das  Bureau  des  internationalen  Komitees  wird  seiner¬ 
seits  an  alle  Regierungen  der  hohen  vertragschließenden 
Staaten  einen  jährlichen  Bericht  über  den  Stand  des 
administrativen  und  finanziellen  Dienstes  erstatten, 
welcher  auch  die  voraussichtlichen  Auslagen  für  den 
Dienst  der  folgenden  Periode  sowie  eine  Tabelle  der 
Beitragsleistungen  der  Vertragsstaaten  zu  enthalten  hat. 

Der  Präsident  des  Komitees  wird  der  Generalkonferenz 
über  die  seit  ihrer  letzten  Sitzung  ausgeführten  Arbeiten 
Bericht  erstatten. 

Die  Berichte  und  Publikationen  des  Komitees  und  des 
Bureaus  werden  in  französischer  Sprache  verfaßt  und 
den  Regierungen  der  hohen  vertragschließenden  Staaten 
zugesendet. 

Artikel  20.  Die  im  Artikel  9  der  Konvention  erwähnte 
Liste  der  Beiträge  wird,  was  den  fixen  Betrag  betrifft, 
auf  Grundlage  der  Dotation  von  100  Francs  (nach  Ar¬ 
tikel  6  des  vorliegenden  Reglements)  und  weiter  unter 
Zugrundelegung  der  Bevölkerungsziffer  festgestellt;  die 
normale  Beitragsleistung  eines  einzelnen  Staates  kann 
jedoch  nicht  kleiner  sein  als  500  Francs  und  nicht  größer 
als  15.000  Francs,  wie  hoch  auch  immer  die  Bevölke¬ 
rungszahl  sei. 

Um  diese  Liste  aufzustellen,  werden  zunächst  die¬ 
jenigen  Staaten  ermittelt,  für  welche  das  vorhezeichnete 
Minimum  oder  Maximum  der  Beitragsleistung  in  Be¬ 
tracht  kommt,  und  es  wird  sodann  der  Rest  der  Summe 
auf  die  übrigen  Staaten  im  direkten  Verhältnis  zur  Ein¬ 
wohnerzahl  aufgeteilt. 

Die  derart  berechneten  Beitragsleistungen  behalten  ihre 
Gültigkeit  für  die  Zeit  zwischen  zwei  aufeinander¬ 
folgenden  Generalkonferenzen  und  können  in  diesem 
Intervalle  nur  in  folgenden  Fällen  abgeändert  werden: 

a)  Wenn  einer  der  vertragschließenden  Staaten  drei 
aufeinanderfolgende  Jahre  hat  verstreichen  lassen,  ohne 
seine  Einzahlungen  zu  leisten; 

b )  wenn  im  Gegensatz  hierzu  ein  durch  mehr  als  drei 
Jahre  mit  seinen  Einzahlungen  im  Rückstände  gebliebener 
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Staat  diese  nachträglich  berichtigt,  in  welchem  Falle  den 
anderen  Regierungen  die  von  ihnen  getragenen  Mehr¬ 
leistungen  rückerstattet  werden. 

Der  Ergänzungsbetrag  wird  auf  der  gleichen  Grund¬ 
lage  im  allgemeinen  nach  der  Einwohnerzahl  berechnet 
und  ist  für  einen  neu  eintretenden  Staat  gleich  jenem 
Betrage,  welchen  ein  unter  kongruenten  Bedingungen 
der  Konvention  bereits  früher  beigetretener  Staat  zu  ent¬ 
richten  hat. 

Wenn  ein  Staat,  welcher  der  Konvention  beigetreten 
ist,  deren  Vorteile  einer  oder  mehreren  seiner  nicht  selb¬ 
ständigen  Kolonien  zuwenden  will,  wird  behufs  Berech¬ 
nung  der  Beiträge  die  Bevölkerungszahl  der  betreffenden 
Kolonie  jener  des  in  Betracht  kommenden  Staates  zu¬ 
gezählt. 

Wenn  eine  als  selbständig  anerkannte  Kolonie  der 
Konvention  beizutreten  wünscht,  wird  sie  in  bezug  auf 
die  Bedingungen  ihres  Eintrittes  so  behandelt,  wie  das 
Mutterland  entscheidet,  entweder  als  demselben  zu¬ 
gehörig  oder  als  selbständig  vertragschließender  Staat. 

Verbot  gewisser  Arten  der  Verwendung  von 
Erdöl.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern,  dem  Minister 
für  öffentliche  Arbeiten  und  dem  Eisenbahnminister  vom 
12.  Mai  1916  bestimmt: 

§  1.  Die  Verwendung  von  Erdöl  (Rohöl)  als  Antriebs¬ 
mittel  für  Motoren  irgend  welcher  Art,  zu  Feuerungs¬ 
zwecken  sowie  zur  unmittelbaren  Erzeugung  von  Ölgas 
ist  untersagt. 

Dieses  Verbot  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Verwendung 
des  Erdöls  für  Betriebszwecke  im  Erdölbergbau  sowie 
in  Mineralölraffinerien  und  in  mit  diesen  zusammen¬ 
hängenden  Anlagen.  Außerdem  kann  der  Handelsminister 
in  einzelnen  sonstigen  Fällen  über  begründetes  Ansuchen 
Ausnahmen  von  diesem  Verbot  gestatten. 

§  2.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden,  sofern 
sie  nicht  der  strafgerichtlichen  Ahndung  unterliegen,  von 
den  politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geld  bis  zu 
5000  K  oder  nach  deren  Ermessen  mit  Arrest  bis  zu 
sechs  Monaten  bestraft. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Verbot  der  Verwendung  von  Zucker  zur  Bier¬ 
erzeugung.  Eine  Verordnung  des  Finanzministers  im 
Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  und  dem 
Handelsminister  vom  18.  Mai  1916  verfügt: 

§  1.  Die  Verwendung  von  Zucker  der  im  §  1,  Z.  1, 
des  Zuckersteuergesetzes  bezeichneten  Art  zur  Bier¬ 
erzeugung  ist  verboten. 

Jener  Zucker,  hinsichtlich  dessen  die  abgabefreie  Ver¬ 
wendung  zur  Biererzeugung  bereits  vor  Kundmachung 
dieser  \  erordnung  unmittelbar  vom  Finanzministerium 
bewilligt  worden  war,  fällt  nicht  unter  das  Verbot. 

§  2.  Die  verbotswidrige  Verwendung  von  Zucker  zur 
Biererzeugung  wird  von  der  politischen  Behörde  erster 
Instanz  mit  100  K  oder  nach  deren  Ermessen  mit 
48  Stunden  Arrest  für  jeden  Meterzentner  verbotswidrig 
verwendeten  Zuckers,  im  einzelnen  Falle  aber  höchstens 
mit  5000  K,  beziehungsweise  sechs  Monaten  Arrest  be¬ 
straft. 

Diese  Strafe  trifft  den  Betriebsleiter  der  Brauerei  unter 
unmittelbarer  Haftung  des  Unternehmers,  insofern  der 
Letztgenannte  nicht  selbst  den  Betrieb  leitet. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Regelung  des  Eierhandels.  Eine  Verordnung  des 
Ministers  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  den  be¬ 
teiligten  Ministern  vom  20.  Mai  1916,  mit  welcher  neue 
Bestimmungen  zur  Regelung  des  Eierhandels  getroffen 
werden,  verfügt: 


Artikel  I.  Die  Ministerialverordnung  vom  20.  Februar 
1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  48,  betreffend  die  Regelung  des  Eier¬ 
handels1),  in  der  Fassung  der  Ministerialverordnung  vom 
23.  März  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  75,  wird  hiermit  aufge¬ 
hoben,  und  haben  an  deren  Stelle  nachstehende  Bestim¬ 
mungen  zu  treten: 

§  1.  Sendungen  von  Geflügeleiern  aus  dem  Verwalt- 
tungsgebiete  einer  politischen  Landesbehörde  dürfen  von 
Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrtsunternehmungen  nur 
dann  zur  Beförderung  angenommen  werden,  wenn  den 
Frachtdokumenten  für  jede  Sendung  eine  von  der  politi¬ 
schen  Bezirksbehörde  nach  dem  im  Anhänge  vorgeschrie¬ 
benen  Formulare  ausgestellte  Transportbescheinigung 
beigegeben  ist. 

Diese  Bescheinigung  ist  an  der  Bestimmungsstation 
einzuziehen. 

Die  politische  Landesbehörde  kann  die  Beförderung 
von  Eiersendungen  auch  durch  andere  als  die  im  Absatz  1 
erwähnten  Transportmittel  von  der  Beibringung  einer 
Transportbescheinigung  abhängig  machen. 

§  2.  Wer  mehr  als  eine  Kiste  (=  1440  Stück)  frischer 
oder  auf  irgend  eine  Weise  konservierter  Eier  in  seiner 
Gewahrsam  hält,  hat  diesen  Vorrat  bis  längstens  1.  Juni 
1916  der  politischen  Bezirksbehörde  anzuzeigen  und  in 
der  Folge  an  jedem  1.  und  15.  des  Monats  bei  dieser 
Behörde  den  jeweiligen  Stand  seiner  Eiervorräte,  wenn 
sie  das  erwähnte  Quantum  von  einer  Kiste  übersteigen, 
anzugeben. 

Die  politischen  Bezirksbehörden  haben  die  eingelangten 
Anmeldungen  der  politischen  Landesbehörde  vorzulegen. 

Die  in  der  Gewahrsam  militärischer  Anstalten  sowie 
der  Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrtsunternehmungen 
befindlichen  Eiervorräte  unterliegen  der  im  Absatz  1 
statuierten  Anmeldepflicht  nicht. 

§  3.  In  der  Anmeldung  (§  2)  ist  anzugeben: 

1.  Name,  Stand  und  Wohnort  des  Anmeldepflichtigen 
sowie  des  hinsichtlich  der  angemeldeten  Quantitäten 
V  er  fügungsberechtigten. 

2.  Zahl  und  Aufbewahrungsort  der  angemeldeten  Eier 
mit  Unterscheidung  der  frischen  und  konservierten  und 
bei  letzteren  die  Konservierungsart. 

§  4.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieser 
Verordnung  werden  von  der  politischen  Behörde  erster 
Instanz  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest 
bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

§  5.  Eier,  welche  gegen  die  Vorschrift  des  §  1  in 
Verkehr  gebracht  oder  gegen  jene  des  §  2  nicht  an¬ 
gemeldet  worden  sind,  können  seitens  der  politischen 
Behörden  zur  Versorgung  der  Bevölkerung  für  verfallen 
erklärt  werden. 

Artikel  II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

T  ransportbescheinig  ung. 

(Name  des  Absenders)  .  in  (Ort)  . 

ist  berechtigt, . Kilogramm . (Art  der  Ware) 

in  der  Zeit  vom . bis . 1916 

von  (Name  der  Versandstation) . 

nach  (Name  der  Bestimmungsstation)  . 

mittels  (Eisenbahn,  Dampfschiff)  . 

an  die  Adresse  des  (Name  und  Wohnort  des  Empfängers) 

zu  befördern. 


Stempel  der  Behörde. 


Ort  und  Tag  der  Ausstellung. 
Unterschrift. 


Diese  Bescheinigung  ist  dem  Frachtdokumente  haltbar 
anzuheften. 

Die  Beigabe  der  Bescheinigung  ist  im  Frachtdokumente 
zu  vermerken. 

Die  Bescheinigung  ist  von  der  Bestimmungsstation  ein¬ 
zuziehen. 
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Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Auf  Grund  des  §  2  der 
kaiserlichen  Verordnung  vom  31.  Juli  1914,  betreffend 
das  Verbot  der  Ausfuhr  von  Verpflegungs-,  Streu-  und 
Futtermitteln,  wird  nachstehendes  zur  öffentlichen 
Kenntnis  gebracht: 

1.  "Von  der  Liste  der  zur  Ausfuhr  freigegebenen  Waren 
nach  Ziffer  I  der  Bekanntmachung  vom  16.  Februar 
19161)  werden  gestrichen: 

zu  2.  Waldwolle  und  Rohrwolle,  Nr.  28  p  des  Statisti¬ 
schen  Warenverzeichnisses; 

zu  4.  Spargel  (Nr.  33  g); 

zu  8.  grüner  Tee; 

zu  10.  Algengras  (Nr.  680);  Seegras  (Nr.  68  d)  ; 

zu  11.  Holzmehl  (siehe  auch  Bekanntmachung  vom 
28.  März  1916)  und  Holzwolle; 

zu  12.  Korkholz  und  Korkabfälle  (siehe  auch  Bekannt¬ 
machung  vom  2.  April  1916); 

zu  15.  Seggen  und  Schilfrohr; 

zu  31.  Färbzucker. 

2.  Die  Freigabe  von  Schlünden  (zu  28)  wird  auf  ge¬ 
trocknete  Schlünde  beschränkt. 

3.  Freigegeben  wird  die  Ausfuhr  von  Gänseleber¬ 
pasteten  (in  Teig,  Terrinen,  Blechdosen  u.  s.  w.) 

Bekanntmachung  über  die  äußere  Kennzeich¬ 
nung  von  Waren.  Der  Bundesrat  hat  am  18.  Mai  1916 
folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Der  Reichskanzler  kann  anordnen,  daß  bei  Gegen¬ 
ständen  des  täglichen  Bedarfs  Packungen  oder  Behält¬ 
nisse,  in  denen  sie  an  den  Verbraucher  abgegeben 
werden,  mit  bestimmten  Angaben  zu  versehen  sind;  er 
kann  insbesondere  Angaben  über  die  Person  dessen,  der 
sie  in  den  Verkehr  bringt,  die  Zeit  der  Herstellung,  den 
Inhalt  nach  Art  und  nach  Zahl,  Maß  oder  Gewicht 
sowie  über  den  Kleinverkaufspreis  vorschreiben.  Er 
kann  anordnen,  daß  die  Angaben  auf  dem  Gegenstände 
selbst  anzubringen  sind. 

Der  Reichskanzler  bestimmt  die  Gegenstände,  auf  die 
die  Vorschrift  im  Absatz  1  Anwendung  findet,  und  er¬ 
läßt  die  näheren  Bestimmungen.  Er  bestimmt  insbeson¬ 
dere,  von  wem  und  in  welcher  Weise  die  Angaben  zu 
machen  sind. 

§  2.  Der  Preis  für  Gegenstände  des  täglichen  Bedarfs, 
die  zum  Weiterverkauf  unter  Festsetzung  eines  Klein¬ 
verkaufspreises  geliefert  worden  sind,  darf  nachträglich 
nicht  erhöht  werden.  Auf  entgegenstehende  Abreden 
können  sich  die  Beteiligten  nicht  berufen,  auch  wenn 
die  Abreden  vor  dem  Inkrafttreten  dieser  V erordnunc 
getroffen  sind. 

§  3.  Die  Beamten  der  Polizei  und  die  von  der  Polizei¬ 
behörde  beauftragten  Sachverständigen  sind  befugt,  in 
die  Betriebsräume,  in  denen  Waren  der  von  den  An¬ 
ordnungen  nach  §  1  betroffenen  Art  hergestellt,  verpackt, 
aufbewahrt,  feilgehalten  oder  verkauft  werden,  jederzeit 
einzutreten,  daselbst  Besichtigungen  vorzunehmen,  Ge¬ 
schäftsaufzeichnungen  einzusehen  und  nach  ihrer  Aus¬ 
wahl  Proben  zur  Untersuchung  gegen  Empfangs¬ 
bestätigung  zu  entnehmen. 

Die  Unternehmer  sowie  die  von  ihnen  bestellten  Be¬ 
triebsleiter  und  Aufsichtspersonen  sind  verpflichtet,  den 
Beamten  der  Polizei  und  den  Sachverständigen  Aus¬ 
kunft  über  das  Verfahren  bei  Herstellung  der  Erzeug¬ 
nisse  und  über  die  zur  Verarbeitung  gelangenden  Stoffe, 
insbesondere  auch  über  deren  Menge  und  Herkunft,  zu 
erteilen. 

§  4-  E>ie  Sachverständigen  sind,  vorbehaltlich  der 
dienstlichen  Berichterstattung  und  der  Anzeige  von 
Gesetzwidrigkeiten,  verpflichtet,  über  die  Einrichtungen 
und  Geschäftsverhältnisse,  welche  durch  die  Aufsicht  zu 
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ihrer  Kenntnis  kommen,  Verschwiegenheit  zu  beob¬ 
achten  und  sich  der  Mitteilung  und  Verwertung  der  Ge¬ 
schäfts-  und  Betriebsgeheimnisse  zu  enthalten.  Sie  sind 
hierauf  zu  vereidigen. 

§  5.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  und  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  einer  dieser  Strafen 
wird  bestraft: 

1.  wer  den  nach  §  1  getroffenen  Bestimmungen  zu¬ 
wider  Waren  ohne  die  vorgeschriebenen  Angaben  feil¬ 
hält,  verkauft  oder  sonst  in  Verkehr  bringt; 

2.  wer  Waren  mit  Angaben  der  nach  §  1  vorge¬ 
schriebenen  Art  versieht,  die  der  Wahrheit  nicht  ent¬ 
sprechen  ; 

3.  wer  wissentlich  Waren,  die  mit  unrichtigen  An¬ 
gaben  der  nach  §  1  vorgeschriebenen  Art  versehen  sind, 
feilhält,  verkauft  oder  sonst  in  Verkehr  bringt; 

4.  wer  die  Waren  zu  einem  höheren  als  dem  gemäß  den 
nach  §  1  getroffenen  Bestimmungen  angegebenen  Preise 
abgibt,  die  Preisangabe  unkenntlich  macht  oder  der  Vor¬ 
schrift  im  §  2  zuwider  den  Preis  erhöht; 

5.  wer  der  Vorschrift  des  §  3,  Absatz  2,  zuwider¬ 
handelt  ; 

6.  wer  der  Vorschrift  des  §  4  zuwider  Verschwiegen¬ 
heit  nicht  beobachtet  oder  der  Mitteilung  oder  Ver¬ 
wertung  von  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnissen  sich 
nicht  enthält. 

Im  Falle  der  Nummer  6  tritt  die  Verfolgung  nur  auf 
Antrag  des  Unternehmers  ein. 

Wird  in  den  Fällen  der  Nummern  1  bis  4  auf  Strafe 
erkannt,  so  kann  angeordnet  werden,  daß  die  Ver¬ 
urteilung  auf  Kosten  des  Schuldigen  öffentlich  bekannt¬ 
zumachen  ist. 

In  den  Fällen  der  Nummern  1  bis  4  kann  neben  der 
Strafe  auf  Einziehung  der  Waren  erkannt  werden,  die 
nicht  mit  den  vorgeschriebenen  Angaben  oder  mit  un¬ 
richtigen  Angaben  versehen  sind  oder  bei  denen  die 
Preisangabe  unkenntlich  gemacht  ist  oder  der  Preis 
erhöht  ist,  ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  Verurteilten 
gehören  oder  nicht.  Ist  die  Verfolgung  oder  die  Ver¬ 
urteilung  einer  bestimmten  Person  nicht  ausführbar,  so 
kann  auf  die  Einziehung  selbständig  erkannt  werden. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des 
Außerkrafttretens. 

Prägung  von  Zehn-  und  Fünfpfennigstücken  aus 
Eisen.  Der  Bundesrat  hat  am  11.  Mai  1916  folgende 
Verordnung  erlassen: 

§  1..  Der  Reichskanzler  wird  ermächtigt,  außerhalb  der 
im  §  8  des  Münzgesetzes  vom  1.  Juni  1909  für  die  Aus¬ 
prägung  von  Nickel-  und  Kupfermünzen  bestimmten 
Grenze  weitere  Zehn-  und  Fünfpfennigstücke  aus  Eisen 
bis  zur  Höhe  von  je  fünf  Millionen  Mark  herstellen  zu 
lassen. 

§  2.  Auf  diese  Prägungen  finden  die  Bestimmungen 
der  Verordnungen  vom  22.  Dezember  1915  und  vom 
26.  August  1915  mit  der  Maßgabe  entsprechende  An¬ 
wendung,  daß  die  Prägegebühr  für  die  Zehnpfennig¬ 
stücke  aus  Eisen  auf  3x/2  vom  Hundert  und  für  die 
Fünfpfennigstücke  aus  Eisen  auf  7  vom  Hundert  des 
ausgeprägten  Nennwerts  festgesetzt  wird.  Diese  Präge¬ 
gebühr  gilt  auch  für  die  auf  Grund  der  vorerwähnten 
Verordnungen  hergestellten  Stücke. 

Zentralstelle  für  Sodaverteilung.  Der  „Deutsche 
Reichsanzeiger“  schreibt:  „Die  im  Interesse  zweckmäßiger 
Bewirtschaftung  der  Fett-  und  Ölvorräte  notwendig  ge¬ 
wordene  Einschränkung  des  Seifenverbrauchs  hat  eine 
starke  Nachfrage  nach  nicht  fetthaltigen  Waschmitteln 
erzeugt.  Zur  Herstellung  des  weitaus  größten  Teiles 


DAS  HANDELSMUSEUM.  [25.  mai  1916 


dieser  Ersatzmittel,  wie  Kristall-,  Fein-,  Bleichsoda 
u.  s.  w.,  werden  erhebliche  Mengen  Soda  benötigt.  Da 
auch  an  Soda  eine  gewisse  Knappheit  herrscht,  soll  in 
Zukunft  eine  geregelte  Verteilung  auf  die  Verbraucher 
durch  eine  Zentralstelle  für  Sodaverteilung  durchgeführt 
werden.  Bei  der  Zentralstelle  sollen  die  einzelnen  Ver¬ 
brauchergruppen  durch  Vertrauensleute  vertreten  sein, 
die  den  Bedarf  ihrer  Gruppe  anmelden  und  Vorschläge 
für  die  Verteilung  auf  die  einzelnen  Betriebe  machen. 
Für  die  gesamte  Waschmittelindustrie  soll  der  Kriegs¬ 
ausschuß  für  pflanzliche  und  tierische  öle  und  Fette 
diese  Aufgabe  übernehmen,  da  er  bereits  durch  Zuteilung 
von  Fetten  u.  s.  w.  an  die  Seifenindustrie  mit  einem  er¬ 
heblichen  Teil  des  in  Betracht  kommenden  Kreises  in 
dauernder  Fühlung  steht  und  am  besten  in  der  Lage  ist, 
die  wirklichen  Bedürfnisse  zu  übersehen.  In  ihrem 
eigenen  Interesse  werden  daher  alle  Hersteller  von  nicht 
fetthaltigen  Waschmitteln,  die  Bedarf  an  Soda  haben, 
gut  daran  tun,  ihre  Adresse  möglichst  umgehend  der 
Sodastelle  des  Kriegsausschusses  für  pflanzliche  und 
tierische  öle  und  Fette,  Berlin  NW.  7  (Unter  den  Linden 
Nr.  68  a),  anzuzeigen,  damit  diese  die  erforderlichen  Er¬ 
hebungen  über  den  Bedarf  an  Soda  in  die  Wege  leiten 
kann.“ 

Emteflächenerhebung  im  Jahr  1916.  Der  Bundes¬ 
rat  hat  am  18.  Mai  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  In  der  Zeit  vom  1.  bis  20.  Juni  1916  werden 
durch  Befragung  der  Betriebsinhaber  oder  ihrer  Stell¬ 
vertreter  festgestellt: 

Die  Ernteflächen  beim  feldmäßigen  Anbau  von  Winter- 
und  Sommerweizen,  Spelz  —  Dinkel,  Fesen  —  sowie 
Emer  und  Einkorn  (Winter-  und  Sommerfrucht), 
Winter-  und  Sommerroggen,  Gerste  (Winter-  und 
Sommerfrucht),  Menggetreide,  Hafer,  Mischfrucht, 
Hülsenfrüchten  —  rein  oder  im  Gemenge  mit  Gerste 
oder  Hafer  zur  Grünfuttergewinnung  — ,  Lupinen  (zum 
Unterpflügen,  zur  Grünfutter-  oder  Körnergewinnung), 
Erbsen  und  Peluschken,  Eßbohnen  (Stangen-,  Busch¬ 
bohnen),  Linsen,  Acker-  (Sau-)  Bohnen,  Wicken  zur 
Körnergewinnung  — ,  Ölfrüchten  —  Raps  und  Rübsen, 
Mohn,  Dotter,  Sonnenblumen  u.  a.  — ,  Gespinstpflanzen 

—  Flachs  (Lein),  Hanf  — ,  Kartoffeln,  Zuckerrüben, 
Futterrüben  —  Runkelrüben,  Kohlrüben  (Bodenkohl¬ 
rabi,  Wruken),  Wasserrüben,  Herbstrüben,  Stoppelrüben 
(Turnips),  Möhren  (Karotten)  — ,  Gemüsen  zur  mensch¬ 
lichen  Nahrung,  Futterpflanzen  zur  Grünfutter-  und 
Heugewinnung  —  Klee  aller  Art,  auch  mit  Bei¬ 
mischung  von  Gräsern,  Luzerne  und  andere  (Serradella 
als  Hauptfrucht,  Esparsette  u.  s.  w.,  auch  in  Mischung) 

—  sowie  die  Bewässerungs-  und  anderen  Wiesen,  die 
gesamten  bestellten  und  nicht  bestellten  Ackerflächen 
und  die  Weideflächen. 

§  2.  Die  Erhebung  erfolgt  gemeindeweise.  Die  Aus¬ 
führung  der  Erhebung  liegt  den  Gemeindebehörden  oder 
den  zu  diesem  Zwecke  ernannten  Sachverständigen  oder 
V ertrauensleuten  ob. 

§  3.  Die  Erhebung  erfolgt  grundsätzlich  durch  Orts¬ 
listen  (Muster  I)1).  Die  Landeszentralbehörden  können 
bestimmen,  inwieweit  neben  oder  an  Stelle  von  Orts¬ 
listen  Fragebogen  zu  verwenden  sind. 

■  §  4.  Die  Landeszentralbehörden  sind  berechtigt,  die 
Erhebung  auf  andere  Früchte  zu  erstrecken  und  sonstige 
Änderungen  der  Fassung  der  Ortsliste  vorzunehmen, 
insbesondere  statt  Hektar  ein  anderes  Flächenmaß  vor¬ 
zuschreiben. 

§  5.  Die  Herstellung  und  Versendung  der  Druck¬ 
sachen  erfolgt  durch  die  Landeszentralbehörden. 

§  6.  Die  zuständige  Behörde  oder  die  von  ihr  be¬ 
auftragten  Personen  sind  befugt,  zur  Ermittlung 

•)  Die  Muster  sind  hier  nicht  mitabgedruckt. 


richtiger  Angaben  über  die  Ernteflächen  die  Grund¬ 
stücke  der  zur  Angabe  Verpflichteten  zu  betreten  und 
Messungen  vorzunehmen,  auch  hinsichtlich  der  Größe 
der  landwirtschaftlichen  Güter  oder  einzelner  Grund¬ 
stücke  Auskunft  von  den  Gerichts-  oder  Steuerbehörden 
einzuholen. 

§  7.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung. 

Dem  kaiserlichen  Statistischen  Amte  sind  die  Aus¬ 
führungsbestimmungen  bis  zum  25.  Mai  1916  einzu¬ 
senden. 

§  8.  Dem  kaiserlichen  Statistischen  Amte  ist  eine  nach 
Bezirken  der  unteren  Verwaltungsbehörden  gegliederte 
Zusammenstellung  der  Ergebnisse  (Muster  II)1)  bis  zum 
15.  Juli  1916  einzusenden. 

§  9.  Betriebsinhaber  oder  Stellvertreter  von  Betriebs¬ 
inhabern,  die  vorsätzlich  die  Angaben,  zu  denen  sie  auf 
Grund  dieser  Verordnung  und  der  Ausführungsbestim¬ 
mungen  der  Landeszentralbehörden  verpflichtet  sind, 
nicht  oder  wissentlich  unrichtig  oder  unvollständig 
machen,  werden  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten 
oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  10.000  M.  bestraft. 

Betriebsinhaber  oder  Stellvertreter  von  Betriebs¬ 
inhabern,  die  fahrlässig  die  Angaben,  zu  denen  sie  auf 
Grund  dieser  Verordnung  und  der  Ausführungsbestim¬ 
mungen  der  Landeszentralbehörden  verpflichtet  sind, 
nicht  oder  unrichtig  oder  unvollständig  machen,  werden 
mit  Geldstrafe  bis  zu  3000  M.  bestraft. 

§  10.  Die  durch  Bundesratsbeschluß  vom  1.  Mai  1911 
vorgeschriebene  Anbauerhebung  kommt  für  das  laufende 
Jahr  in  Wegfall. 

§  11.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Gründung  einer  Reichsstelle  für  Gemüse  und 
Obst.  Der  Bundesrat  hat  am  18.  Mai  1916  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen: 

§  1.  Es  wird  eine  Reichsstelle  für  Gemüse  und  Obst 
mit  einer  Verwaltungsabteilung  und  einer  Geschäfts¬ 
abteilung  gebildet.  Die  Aufsicht  führt  der  Reichskanzler. 

§  2.  Die  Verwaltungsabteilung  ist  eine  Behörde.  Der 
Vorsitzende,  die  stellvertretenden  Vorsitzenden  und  die 
Mitglieder  werden  von  dem  Reichskanzler  ernannt. 

Der  Verwaltungsabteilung  wird  ein  Beirat  beige¬ 
geben.  Der  Reichskanzler  bestimmt  das  Nähere  über 
seine  Zusammensetzung  und  bestellt  die  Mitglieder. 

§  3.  Die  Geschäftsabteilung  ist  eine  Gesellschaft  mit 
beschränkter  Haftung.  Die  Gesellschaft  erhält  einen 
Aufsichtsrat;  den  Vorsitz  in  ihm  führt  der  Vorsitzende 
der  Verwaltungsabteilung. 

§  4.  Die  Reichsstelle  hat  die  Aufgabe,  die  Erzeugung, 
die  Verwertung  und  die  Haltbarmachung  von  Gemüse 
und  Obst  zu  fördern. 

Dabei  hat  die  Verwaltungsabteilung  die  Verwaltungs¬ 
angelegenheiten  zu  erledigen.  Die  Geschäftsabteilung  hat 
nach  den  grundsätzlichen  Anweisungen  der  Verwaltungs¬ 
abteilung  die  erforderlichen  Geschäfte  durchzuführen 
und  für  die  rechtzeitige  Abnahme,  Bezahlung,  Unter¬ 
bringung  und  Verwertung  des  angekauften  Gemüses  und 
Obstes  zu  sorgen.  Sie  hat  Abnahmestellen  einzurichten. 

Der  Reichskanzler  erläßt  die  näheren  Bestimmungen. 

§  5.  Die  Geschäftsabteilung  macht  bekannt,  welche 
Sorten  Gemüse  und  Obst  sie  erwerben  will,  unter  welchen 
Bedingungen  und  bei  welchen  Abnahmestellen.  Wer 
solches  Gemüse  oder  Obst  zu  den  bekanntgemachten  Be¬ 
dingungen  abgeben  will,  kann  es  bei  der  Reichsstelle 
(Geschäftsabteilung)  anmelden.  Die  Geschäftsabteilung 
hat  die  angemeldeten  Mengen  nach  Maßgabe  der  bekannt¬ 
gegebenen  Bedingungen  durch  ihre  Abnahmestellen  ab¬ 
zunehmen. 

')  Die  Muster  sind  hier  nicht  mitabgedruckt. 


-- 


25-  MAI  1916] 


DAS  HANDELSMUSEUM. 


3'  1 


Hst  die  keichsstelle  (Geschäftsabteilung-)  sich  bereit 
erklärt,  Gemüse  und  Obst  auch  ohne  vorherige  An¬ 
meldung  abzunehmen,  so  kann  derartiges  Gemüse  und 
Obst  den  bekanntgegebenen  Abnahmestellen  ohneweiters 
zugesandt  werden.  Absatz  2,  Satz  2,  gilt  entsprechend. 

§  6.  Betriebe,  die  sich  mit  der  Haltbarmachung  von 
Gemüse  und  Obst  beschäftigen,  haben  Mengen,  die  ihnen 
die  Geschäftsabteilung  mit  Zustimmung  der  Verwaltungs¬ 
abteilung  zur  Verarbeitung  zuweist,  nach  deren  An¬ 
weisung  zu  verarbeiten.  Sie  haben  die  zugewiesenen  Vor- 
läte  und  die  daraus  hergestellten  Erzeugnisse  pfleglich 
zu  behandeln.  Kommt  der  Inhaber  oder  Leiter  dieses  Be¬ 
triebes  diesen  Verpflichtungen  nicht  nach,  so  kann  die 
zuständige  Behörde  die  erforderlichen  Arbeiten  auf 
Kosten  und  mit  den  Mitteln  des  Betriebes  durch  einen 
Dritten  vornehmen  lassen. 

Die  Reichsstelle  (Verwaltungsabteilung)  kann  die 
Vergütung  für  die  Verarbeitung  und  Aufbewahrung 
festsetzen. 

§  7.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  erforder¬ 
lichen  Ausführungsbestimmungen.  Sie  bestimmen  ins 
besondere,  wer  als  zuständige  Behörde  anzusehen  ist. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 


Bekanntmachung  über  das  Verfüttern  von  Kar- 
toflfeln.  Der  Bundesrat  hat  am  15.  April  1916  folgende 
Verordnung  erlassen: 

§  1.  Bis  zum  15.  Mai  1916  dürfen  Kartoffelbesitzer 
insgesamt  nicht  mehr  Kartoffeln  verfüttern,  als  auf  ihren 
Viehstand  bis  zu  diesem  Tage  nach  folgenden  Sätzen 
entfällt: 

a)  an  Pferde  höchstens  10  Pfund,  an  Zugkühe  höch¬ 
stens  5  Pfund,  an  Zugochsen  höchstens  7  Pfund, 
Schweine  höchstens  2  Pfund  Kartoffeln  täglich, 

b)  oder  statt  dessen  an  Erzeugnissen  der  Kartoffel¬ 
trocknerei  ein  Viertel  der  vorstehenden  Sätze. 

Die  einzelnen  Tiergattungen  dürfen  nur  insoweit  be¬ 
rücksichtigt  werden,  als  an  sie  bisher  schon  Kartoffeln 
oder  Erzeugnisse  der  Kartoffeltrocknerei  verfüttert 
worden  sind. 

Kartoffelstärke  und  Kartoffelstärkemehl  dürfen  nicht 
verfüttert  werden. 

§  2.  Der  Reichskanzler  kann  Bestimmungen  treffen, 
durch  die  für  die  Zeit  nach  dem  15.  Mai  1916  das  Ver¬ 
füttern  von  Kartoffeln  oder  Erzeugnissen  der  Kartoffel¬ 
trocknerei  und  der  Kartoffelstärkefabrikation  beschränkt 
oder  verboten  wird. 

§  3-  Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen 
bestimmten  Behörden  können  die  Verfütterung  von  Kar¬ 
toffeln  weiter  beschränken  oder  verbieten. 

§  4-  Wer  Erzeugnisse  der  landwirtschaftlichen  oder 
gewerblichen  Kartoffeltrocknerei  herstellt  oder  durch  an¬ 
dere  hersteilen  läßt  (Trockner),  hat  auch  diejenigen  Er¬ 
zeugnisse  der  Kartoffeltrocknerei  einschließlich  der  vor¬ 
handenen  Vorräte  an  die  Trockenkartoffelverwertungs 
gesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin  zu  liefern,  die  nach  §  2, 
Absatz  1,  der  Bekanntmachung  über  die  Regelung  des 
Absatzes  von  Erzeugnissen  der  Kartoffeltrocknerei  und 
der  Kartoffelstärkefabrikation  vom  16.  September  1915 
der  Ablieferungspflicht  bisher  nicht  unterliegen  oder  in¬ 
folge  besonderer  Bewilligung  der  Trockenkartoffel¬ 
verwertungsgesellschaft  im  eigenen  Wirtschaftsbetriebe 
verwendet  werden  dürfen. 

Ausgenommen  von  der  Lieferungspflicht  bleiben  nur 
1.  die  Mengen,  die  der  Trockner  bis  zum  15.  Juli  1916 
nach  dem  Maßstab  des  §  1  verfüttern  dürfte. 

Der  Reichskanzler  kann  Bestimmungen  treffen,  durch 
die  für  die  Zeit  nach  dem  15.  Mai  1916  die  Ausnahme 


von  der  Lieferungspflicht  beschränkt  oder  aufgehoben 
wird  ; 

2.  bei  Selbstversorgern  ein  Kilogramm  für  den  Kopf 
und  Monat  bis  zum  15.  August  1916; 

3.  Mengen,  die  im  Eigentum  des  Reiches,  eines  Bundes¬ 
staates  oder  Elsaß-Lothringens,  insbesondere  einer 
Heeresverwaltung  oder  der  Marineverwaltung,  stehen. 

Bei  Streitigkeiten  darüber,  welche  Mengen  zu  liefern 
sind,  entscheiden  die  von  den  Landeszentralbehörden  zu 
bestimmenden  Behörden  endgültig. 

§  5.  Die  an  die  Trockenkartoffelverwertungsgesellschaft 
abzuliefernden  Mengen  dürfen  nicht  vergällt  werden. 

§  6.  Die  Beamten  der  Polizei  und  die  von  der  Polizei¬ 
behörde  beauftragten  Sachverständigen  sind  befugt,  in 
die  Räume,  in  denen  Vieh  gehalten  oder  gefüttert  wird, 
sowie  in  Räume,  in  denen  Kartoffeln  gelagert  werden, 
jederzeit  einzutreten  und  daselbst  Besichtigungen  vorzu¬ 
nehmen. 

Die  Unternehmer  von  Betrieben,  in  denen  Kartoffeln 
gelagert  werden  und  Vieh  gehalten  wird  sowie  von  ihnen 
bestellte  Betriebsleiter  und  Aufsichtspersonen  sind  ver¬ 
pflichtet,  den  Beamten  der  Polizei  und  den  Sachverstän- 
digen  auf  Erfordern  Auskunft  über  die  zur  Verfütterung 
gelangenden  Kartoffeln,  insbesondere  auch  über  deren 
Menge  und  Herkunft  zu  erteilen. 

§  7.  Mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  Geld¬ 
strafe  bis  zu  10.000  M.  wird  bestraft, 

1.  wer  den  Verboten  der  §§  1  und  5  zuwiderhandelt 
oder  der  Lieferungspflicht  nach  §  4  nicht  nachkommt, 

2.  wer  den  nach  §§  2  und  3  erlassenen  Bestimmungen 
zuwiderhandelt. 

Bei  vorsätzlicher  Zuwiderhandlung  gegen  §  1  ist  der 
Mindestbetrag  der  Geldstrafe  gleich  dem  zwanzigfachen 
Wert  der  verbotswidrig  verfütterten  Mengen. 

§  8.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  mit  Haft 
wird  bestraft, 

1.  wer  den  Vorschriften  des  §  6  zuwider  den  Eintritt 
in  die  Räume  und  die  Besichtigung  verweigert, 

2.  wer  die  in  Gemäßheit  des  §  6  von  ihm  geforderte 
Auskunft  nicht  erteilt  oder  bei  der  Auskunfterteilung 
wissentlich  unwahre  Angaben  macht. 

§  9-  §  2  der  Bekanntmachung  über  die  Regelung  des 
Absatzes  von  Erzeugnissen  der  Kartoffeltrocknerei  und 
der  Kartoffelstärkefabrikation  vom  16.  September  1915 
wird  aufgehoben. 

10.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den  Be¬ 
stimmungen  dieser  Verordnung  zulassen. 

H-  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 

Unterm  15.  Mai  1916  wurde  folgendes  bestimmt: 

§  1.  Bis  zum  15.  August  1916  dürfen  Kartoffelbesitzer 
an  ihr  Vieh  insgesamt  nicht  mehr  Kartoffeln  verfüttern, 
als  auf  ihren  Schweinebestand  bis  zu  diesem  Tage  nach 
dem  Satze  von  höchstens  zwei  Pfund  Kartoffeln  für  den 
Tag  und  das  Schwein  entfällt. 

4  der  Bekanntmachung  über  das  Verfüttern  von 
Kartoffeln  vom  15.  April  1916  bleibt  unberührt. 

An  die  einzelnen  Tiergattungen  dürfen  jedoch  nur 
insoweit  Kartoffeln  verfüttert  werden,  als  an  sie  bisher 
schon  Kartoffeln  oder  Erzeugnisse  der  Kartoffeltrocknerei 
verfüttert  worden  sind. 

Kartoffelstärke  und  Kartoffelstärkemehl  dürfen  nicht 
verfüttert  werden. 

§  2.  Mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahr  oder  mit  Geld¬ 
strafe  bis  zu  10.000  M.  wird  bestraft,  wer  den  vor¬ 
stehenden  Bestimmungen  zuwiderhandelt. 

Bei  vorsätzlicher  Zuwiderhandlung  gegen  §  1  ist  der 
Mindestbetrag  der  Geldstrafe  gleich  dem  zwanzigfachen 
Werte  der  verbotswidrig  verfütterten  Menge. 
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§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Polen. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  eine  Verordnung  des 
Oberbefehlshabers  Ost  vom  15.  Februar  1916  wurde 
folgendes  verfügt: 

§  1.  Aus  dem  dem  Oberbefehlshaber  Ost  unterstellten 
russischen  Gebiet  ist  die  Ausfuhr  von  Pferden  verboten. 

§  2.  Wer  dem  Verbote  des  §  1  zuwiderhandelt  oder 
zuwiderzuhandeln  versucht,  ferner  wer  zu  Zuwiderhand¬ 
lungen  gegen  das  Verbot  auffordert  oder  aufreizt,  wird 
mit  Gefängnis  bis  zu  fünf  Jahren  und  mit  Geldstrafe 
bis  zu  10.000  M.  oder  mit  einer  dieser  Strafen  bestraft. 
An  die  Stelle  einer  Geldstrafe,  die  nicht  beigetrieben 
werden  kann,  tritt  für  je  10  bis  30  M.  ein  Tag  Ge¬ 
fängnis. 

Daneben  ist  auf  Einziehung  der  Pferde  zu  erkennen, 
mit  denen  die  Zuwiderhandlung  begangen  oder  versucht 
wurde. 

Die  Verfügung  über  die  eingezogenen  Pferde  steht 
der  zuständigen  Etappeninspektion  zu. 

§  3.  Zur  Aburteilung  von  Zuwiderhandlungen  gegen 
das  Verbot  des  §  1  sind  die  ordentlichen  Gerichte  zu¬ 
ständig,  es  sei  denn,  daß  die  Zuständigkeit  der  Feld¬ 
kriegsgerichte  begründet  ist. 

§  4.  Ausgenommen  von  dem  Verbot  des  §  1  ist  die 
Ausfuhr  von  Pferden,  die  der  Heeresverwaltung  gehören. 
Die  Begleitkommandos  dieser  Transporte  haben  beim 
Grenzübertritt  Bescheinigungen  vorzulegen,  aus  denen 
die  Zahl  der  Pferde  und  die  Genehmigung  zum  Trans¬ 
port  über  die  Grenze  ersichtlich  sein  muß.  Die  Berech¬ 
tigung  zur  Ausstellung  dieser  Bescheinigungen  steht  nur 
den  Armeeoberkommandos,  Etappeninspektionen  und  den 
Kommandeuren  der  Etappentrains  zu.  Einzelne  Offiziere, 
die  Etappenkommandanten  und  die  Etappenverwaltungen 
haben  keine  Berechtigung  zur  Ausstellung  der  Scheine. 

§  5.  Geschlossene  Transporte  bedürfen  der  im  §  4 
erwähnten  Bescheinigung  nicht. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  ihrer  Verkündung  in 
Kraft. 

Gleichzeitig  werden  die  Verfügung  vom  20.  September 

1915  und  die  Ziffer  II,  3  der  Verordnung  vom  22.  Mai 
1915,  letztere  soweit  sie  sich  auf  die  Ausfuhr  von  Pferden 
bezieht,  aufgehoben. 

Aufhebung  des  Ausfuhrverbotes  für  Holz.  Eine 
Verordnung  des  Oberbefehlshabers  Ost  vom  1.  April 

1916  bestimmt  folgendes: 

Unter  Aufhebung  aller  entgegenstehenden  Vorschriften 
wird  das  bisherige  Ausfuhrverbot  für  Holz  außer  Kraft 
gesetzt. 

Die  Ausfuhr  von  Zellstofifholz  aus  dem  besetzten  Ge¬ 
biete  des  Oberbefehlshabers  Ost  unterliegt  einem  Aus¬ 
fuhrzölle  von  2  M.  für  1  Raummeter  ( Rm ). 

Als  Zellstoffholz  gilt  ungespaltenes  Rundholz  zur  Her¬ 
stellung  von  mechanisch  bereitetem  Holzstoff  (Holz¬ 
masse,  Holzschliff)  oder  von  chemisch  bereitetem  Holz¬ 
stoff  (Zellstoff,  Zellulose),  nicht  über  2-50  m  lang  und 
nicht  über  24  cm  am  schwächeren  Ende  stark. 

Schweden. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  königlicheVerordnung 
ist  ab  19.  Mai  1916  die  Ausfuhr  der  unter  den  nach¬ 
stehenden  Nummern  im  Statistischen  Warenverzeichnis 
aufgenommenen  Waren  aus  Schweden  bis  auf  weiteres 
sowohl  auf  dem  See-  als  auch  auf  dem  Landwege  ver¬ 
boten  worden: 


ex  230  H  Unbearbeitetes  Nutzholz:  aus  Esche,  Ulme 
oder  Eiche. 

ex  234  Behauene  oder  gesägte  Holzwaren:  aus  Esche, 
Ulme  oder  Eiche. 

127  B  Reiswurzeln, 
ex  91  A  Reisstroh. 

Waren  vorgenannter  Art,  welche  vor  12  Uhr  nachts 
zwischen  dem  18.  und  19.  Mai  1916  mit  Bestimmung 
nach  dem  Auslande  in  Schiff  oder  Eisenbahnwagen  ein¬ 
geladen  wurden,  können  ungehindert  dieses  Verbotes 
noch  aus  Schweden  ausgeführt  werden. 


gaU0ef<^0ebutt0* 


Rumänien.  (Berichtigung.)  Das  Finanzministerium  —  General¬ 
zolldirektion  —  veröffentlicht  eine  Berichtigung  zu  der  Verordnung 
vom  5./ 18.  April  1916,  derzufolge  in  dem  mittels  der  erwähnten 
Verordnung  veröffentlichten  Gesetze,  betreffend  Abänderung 
einiger  Bestimmungen  des  allgemeinen  Zollgesetzes1)  in  Punkt  4 
der  Tabelle  zu  Art.  89,  lautend:  »Für  nicht  deklarierte  Waren«, 
in  der  3.  Rubrik  das  Wort  »viermal«  und  in  der  4.  Rubrik 
das  Wort  »fünfmal«  einzusetzen  ist. 
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Außenhandel  Italiens  1915.  Nach  den  amtlichen 
Daten  betrug  die  Einfuhr  Italiens  1915  3*3  Milliarden 
Lire  und  die  Ausfuhr  2*2  Milliarden  Lire.  Gegenüber 
dem  Jahr  1914  verzeichnet  die  Einfuhr  ein  Plus  von 
408  Millionen,  denen  aber  nur  ein  ganz  geringes  Plus 
an  vermehrter  Ausfuhr  gegenübersteht.  Wie  sehr  der 
italienische  Auslandhandel  durch  den  Weltkrieg  be¬ 
einflußt  wurde,  erhellt  noch  besser  aus  dem  Vergleich 
mit  dem  Jahr  1913.  Die  Mindereinfuhr  des  Jahres  1915 
gegenüber  1913  betrug  314  Millionen  und  die  Minder¬ 
ausfuhr  295  Millionen.  Die  Differenz  zwischen  der  Ein- 
und  Ausfuhr  des  verflossenen  Jahres  entspricht  einer 
passiven  Handelsbilanz  von  rund  einer  Milliarde,  die, 
wie  die  „Stampa“  erklärt,  deshalb  schwer  ins  Gewicht 
fällt  und  besonders  die  Auslanddevisen  ungünstig  be¬ 
einflußt,  weil  sie  nicht  mehr,  wie  vor  dem  Kriege,  durch 
die  Auswandererrimessen  und  die  Einnahmen  aus  dem 
Fremdenverkehr  einigermaßen  ausgeglichen  wird.  Der 
Handelsverkehr  mit  den  einzelnen  Ländern,  mit  denen 
Italien  den  bedeutendsten  Warenaustausch  vornahm,  ge¬ 
staltete  sich  folgendermaßen: 
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Österreich-Ungarn  .  .  . 
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104-9 
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•  •  •  1557 
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184-1 
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Frankreich . 

.  .  .  177-9 
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369-4 

174-2 

England . 

.  .  .  487-8 
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Argentinien . 
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115-9 

Vereinigte  Staaten  .  . 
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256-7 
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Die  Mineralölindustrie  des  Kaukasus  im  Jahre1915. 

Das  „Board  of  Trade  Journal“  vom  20.  April  1916  ver¬ 
öffentlicht  einen  Bericht  des  englischen  Vizekonsuls  in 
Baku,  A.  E.  R.  Mc.  Donell,  dem  wir  nach  der  „Deutschen 
Warschauer  Zeitung“  folgendes  entnehmen: 

Die  Mineralölerzeugung  in  den  Bakufeldern  einschließ¬ 
lich  Surachani,  Benagadi  und  der  Heiligen  Insel  stieg 
von  557,000.000  Pud  im  Jahr  1914  auf  573,000.000  Pud 

')  Vgl.  Nr.  19  des  »Handelsmuseums«  vom  ix.  Mai  1916,  Seite  288. 
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im  Jahr  1915.  Doch  muß  dabei  beachtet  werden,  daß 
1914  die  Industrie  zwei  Monate  lang  infolge  Streiks 
still  lag.  Der  Ertrag  der  Baku-  und  Bibi  Eybat-Felder 
im  Jahr  1915  war  der  geringste  seit  zwanzig  Jahren, 
von  1914  abgesehen.  191 5  hst  die  Monatserzeugung 
dieser  beider  ständig  abgenommen;  im  Januar  war  die 
Tagesproduktion  1  Million  Pud,  im  Dezember  800  000 
Pud. 


In  den  Surachani-Feldern  zeigte  sich  eine  Zunahme 
\on  9  Millionen  Pud,  aber  von  der  Gesamtmenge  von 
60  Millionen  Pud  von  diesem  beld  wurden  einig'e  20  Mil¬ 
lionen  Pud  von  Bohrlöchern  gewonnen.  Das  Benagadi- 
Feld  zeigte  ebenfalls  eine  leichte  Zunahme,  das  der 
Heiligen  Insel  nahm  um  2  Millionen  Pud  ab. 

Was  die  entfernten  Felder  anlangt,  so  nahm  die  Er¬ 
zeugung  von  Grosny  um  nahezu  10  Millionen  Pud  ab, 
während  das  Maikop-Feld  infolge  eines  großen  und 
ständig  laufenden  Bohrloches  seine  Produktion  mehr 
als  verdoppelt  hat.  Überhaupt  haben  nur  Felder  mit  Bohr¬ 
lochern  einen  Mehrertrag  erbracht.  Die  allgemeine  Ab¬ 
nahme  an  Ertragfähigkeit  ist  zweifellos  der  Tatsache 
zuzuschreiben,  daß  viel  weniger  erbohrt  worden  und  auf 
den  Balachani-  und  Bibi-Feldern  kein  neues  Gelände 
in  Angriff  genommen  ist. 

Der  geringere  Umfang  der  Erbohrung  im  Jahr  1915 
hat  seinen  Grund  in  den  hohen  Materialpreisen,  der  er¬ 
schwerten  Zufuhr,  den  höheren  Arbeitslöhnen  und 
höheren  Forderungen  der  Bohrunternehmer. 

Infolge  des  vollständigen  Aufhörens  der  Ausfuhr  von 
raffinierten  Produkten  ist  eine  viel  kleinere  Menge  von 
Schmieröl  fabriziert  worden,  anderseits  entstand  aber 
eine  entsprechende  Zunahme  der  Produktion  von  Rück¬ 
ständen  für  flüssige  Feuerung.  Da  40  Millionen  Pud 
nicht  ausgeführt  werden  konnten,  rechnen  die  Raffine¬ 
rien  im  Durchschnitt  auf  wenigstens  9  Prozent  mehr 
Rückstände  als  sonst. 

Infolge  des  Kohlen-  und  Holzmangels  hat  die  Nach¬ 
frage  nach  flüssiger  Feuerung  in  Rußland  stark  zuge¬ 
nommen.  Die  Kohlenförderung  vom  Donetz-Becken  war 
I9I5  um  einige  60  Millionen  Pud  geringer  als  1914  und 
infolge  der  Verkehrsschwierigkeiten  wurden  einige 
69  Millionen  Pud  weniger  Kohle  geliefert.  Die  Schiff¬ 
fahrt  verbrauchte  jedoch  dreimal  so  viel  Kohle  und  die 
Eisenbahnen  65  Millionen  Pud  mehr  als  sonst.  So  ist 
für  den  Privatverbrauch  sehr  wenig  Kohle  auf  dem  Markt 
geblieben,  was  zu  einer  vermehrten  Nachfrage  nach 
flüssigen  Feuerungsstoffen  führte.  Flüssige  Feuerungs¬ 
stoffe  lassen  sich  übrigens  leicht  handhaben  und  auf 
Wasserwegen  oder  mit  der  Eisenbahn  in  Sonderwagen 
oder  Behältern  transportieren,  während  jeder  vorhandene 
Eisenbahnwagen,  der  Kohle  oder  Holz  transportieren 
könnte,  für  Militärzwecke  oder  zur  Verproviantierung 
der  Städte  gebraucht  wird. 

Die  Preise  unterlagen  infolge  verschiedener  Umstände 
vielfachen  Schwankungen. 

Die  Vorräte  an  flüssigen  Feuerungsstoffen  betrugen 
bei  Schluß  des  Schiffahrtsverkehrs  nach  Berichten  190 
Millionen  Pud  oder  etwa  42  Millionen  Pud  mehr  als 
gewöhnlich.  Man  erwartet  jedoch  bei  Eröffnung  der 
Schiffahrt  keine  große  Zunahme,  da  während  des  Winters 
die  Nachfrage  nach  Öl  zugenommen  hat. 


^Üd}£r<t»?ei0ett« 


Die  wirtschaftliche  Annäherung  zwischen  dem  Deutschen 
KeiChe  und  seinen  Verbündeten.  Herausgegeben  im  Aufträge  des 
ereines  für  Sozialpolitik  von  Dr.  Heinrich  Herkner. 
I.  Teil  (403  Seiten).  Mit  Beiträgen  von  A.  Spiethoff,  H.  Schu¬ 
macher,  R.  Schüller,  G.  Stolper,  G.  F.  Knapp,  J.  B.  Eßlen, 


Bpn°d;  F;  Fellne[>  PL  Meßner,  C.  v.  Tyszka  und  M.  Hainisch. 
11.  Teil  (496  Seiten).  Mit  Beiträgen  von  F.  Eulenburg,  R.  Ko- 
batsch,  W  Schiff,  A.  Winnig,  R.  Wissel,  A.  v.  d.  Leyen, 
K.  M  mdenfeld,  D.  Rottmann  und  der  »Denkschrift  der  bulgari¬ 
schen  Regierung«.  Verlag  von  Duncker  &  Humblot,  München 
und  .Leipzig  1916. 

Diese  Darlegungen  über  die  so  entscheidend  wichtig  gewordene 
hrage  der  wirtschaftlichen  Annäherung  der  Mittelmächte  sollen 
nicht  etwa  eine  einheitliche  Meinung  des  Vereines  für  Sozial¬ 
politik,  gewissermaßen  ein  Gutachten  dieser  angesehenen  Körper- 
schaft  sein;  dis  vorliegende  Sammelwerk  bildet  vielmehr  eine 
Iribune,  von  welcher  aus  die  verschiedenartigsten  Ansichten  und 
Richtungen  zur  Frage  der  Annäherung  zum  Wort  gelangen. 
Hierbei  werden  nicht  bloß  grundsätzliche  Erörterungen  der  wirt¬ 
schaftlichen  Annäherung  in  ihrem  ganzen  Umfang  geboten;  es 
finden  sich  auch  Besprechungen  einzelner  Nebenfragen,  die  aber 
alle  von  mehr  oder  weniger  großem  Interesse  sind,  so  z.  B.  Aus¬ 
führungen  über  die  Aussichten  der  Annäherung  in  sozialpoliti¬ 
scher  Beziehung,  d.  h.  insbesondere  hinsichtlich  des  Arbeiter¬ 
schutzes  und  der  Arbeiterversicherung,  bezüglich  der  Stellung 
der  Arbeiterschaft  zur  Annäheiung,  über  die  Währungsfrage  bei 
einem  deutsch-österreichischen  Zollbündnis,  über  die  Annäherung 
vom  Standpunkte  der  deutschen  Verbraucherschaft,  über  die  Ver¬ 
kehrsbeziehungen  zwischen  den  Mittelmächten,  über  die  Stellung 
der  Türkei,  Bulgariens  und  Rumäniens  gegenüber  der  mittel¬ 
europäischen  W  irtschaftsgemeinschaft. 

Besonders  eingehend  wird  in  mehreren  Darlegungen  die  Stellung 
der  Landwirtschaft  Deutschlands,  Österreichs  und  Ungarns  zur 
wirtschaftlichen  Annäherung  der  Mittelmächte  behandelt.  Sogar 
ein  dem  Grundthema  so  fernliegender  Gegenstand,  wie  die  höchst 
strittige  Frage  des  Getreidemonopols,  wird  von  Dr.  Michael 
Hainisch  am  Schluß  des  ersten  Bandes  ausführlich  erörtert. 
Unter  jenen  Volkswirten,  welche  die  wirtschaftliche  Annäherung 
nicht  nur  in  einer  vereinzelten  Beziehung,  sondern  grundsätzlich 
und  auf  das  Ganze  gehend  behandeln,  befinden  sich  Anhänger 
und  Gegner  dieser  Annäherung  oder,  wenn  man  das  Wort  Gegner 
vermeiden  will,  zumindest  recht  laue  Freunde  derartiger  Ver¬ 
einigungspläne.  Die  beteiligten  österreichischen  Volkswirte  sind 
bewerkens weiterweise  durchweg  eifrige  Anhänger  einer  mög¬ 
lichst  umfassenden  wirtschaftlichen  Annäherung,  und  zwar  ist 
das  Wort  »möglichst«  hier  im  Sinne  des  praktisch  Erreichbaren 
zu  verstehen. 

Es  sind  dies  Professor  A.  Spiethoff,  Dr.  Gustav  Stolper, 
Professor  Rudolf  Kobatsch.  Auch  Professor  Richard  Schüller 
wäre  hier  zu  erwähnen.  Er  behandelt  zwar  nur  eine  Einzelfrage, 
nämlich  die  des  Ausgleichs  zwischen  der  altgewohnten  Meist¬ 
begünstigung  (als  Grundlage  der  handelspolitischen  Verhältnisse) 
und  der  für  die  Teilnehmer  des  neuen  Wirtschaftsbundes  in 
Aussicht  genommenen  wechselseitigen  Vorzugsbehandlung;  aber 
diese  Einzelfrage  ist,  im  Gegensatz  zu  den  anderen  in  beiden 
Bänden  behandelten  Einzelfragen,  von  entscheidender  Wichtig¬ 
keit.  Schüller  weist  an  einem  reichen  Material  nach,  daß  dem 
Gegensatz  zwischen  Meistbegünstigung  und  Vorzugsbehandlung 
von  der  öffentlichen  Meinung  irrigerweise  eine  größere  Tragweite 
zugeschrieben  werde,  als  ihm  tatsächlich  zukommme. 

Dagegen  verhalten  sich  gerade  jene  zwei  deutschen  Mitarbeiter, 
die  sich  nicht  bloß  mit  Einzelfragen,  sondern  mit  dem  gesamten 
Gegenstand  beschäftigen,  ziemlich  kühl,  wenn  nicht  geradezu  ab¬ 
lehnend.  Schumacher  könnte  etwa  noch  als  lauer  Freund  der 
Annäherung  gelten,  obwohl  er  die  Schwierigkeiten  der  An- 
näherung  mehr  betont,  als  er  ihre  Vorteile  unterstreicht.  Dagegen 
wäre  Eulenburg  geradezu  als  ein  Gegner  der  Annäherung  zu 
bezeichnen.  Er  behauptet  nämlich,  sie  würde  die  Stellung  der 
deutschen  Industrie  verschlechtern,  während  man  bisher  im 
allgemeinen  annahm,  daß  gerade  die  deutsche  Industrie  ein 
Hauptinteressent  an  der  Herbeiführung  der  Annäherung  sei.  Es 
wäre  darauf  hinzuweisen,  daß  die  in  diesem  Sammelwerk  zum 
Wort  gelangten  Anhänger  der  wirtschaftlichen  Annäherung,  neben 
einer  ausführlichen  wirtschaftlichen  Begründung,  auch  großes 
Gewicht  auf  jene  politisch-militärisch-kulturellen  Vorteile  legen, 
die  nach  ihrer  Ansicht  aus  dem  Wirtschaftsbund  für  beide  Mittel¬ 
mächte  erwachsen  müßten.  Dagegen  stützen  sich  die  Gegner  oder 
lauen  Freunde  der  Annäherung  vorwiegend  auf  ein  statistisches 
Material,  das  der  Zeit  vor  Beginn  des  Weltkrieges  entstammt; 
hierbei  bleibt  es  unsicher,  inwiefern  dieses  ältere  statistische 
Material  noch  geeignet  ist,  über  die  ganz  anders  gearteten  wirt¬ 
schaftlichen  und  sonstigen  Verhältnisse  Aufschluß  zu  geben, 
denen  man  nach  Abschluß  des  Weltkrieges  wahrscheinlich  gegen¬ 
überstehen  wird. 

Jene  Schriftsteller,  welche  die  Frage  der  Annäherung  der 
Mittelmächte  vom  Standpunkt  der  Landwirtschaft  Deutschlands 
(Professor  Eßlen),  Österreichs  (Professor  Ballodund  Schlacht¬ 
hausdirektor  Dr.  M.  Meßner)  und  Ungarns  (Professor  F el  1  n e r) 
behandeln,  sind  dieser  Annäherung  vom  Standpunkt  der  agrari¬ 
schen  Interessen  ihrer  Länder  wohlgesinnt,  wenn  sie  sich  auch 
von  übertriebenen  Hoffnungen  oder  Befürchtungen  fernhalten. 
Ungenügend  ist  die  Behandlung,  die  der  wichtigen  ^Vährungs- 
frage  im  Zusammenhänge  mit  einem  deutsch-österreichischen  Zoll¬ 
bündnis  durch  den  bekannten  Währungstheoretiker  Professor 
Knapp  zuteil  wird.  Er  kommt  auf  wenigen  Seiten  gerade  nur 
dazu,  die  Umrisse  der  Frage  aufzuzeichnen,  und  bleibt  die 
Lösung  schuldig,  obwohl  die  öffentliche  Meinung  beider  Mittel- 
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machte  gerade  von  einer  gemeinsamen  Lösung  der  handels¬ 
politischen  und  Währungsfragen  große  Vorteile  erhofft. 

Jene  Mitarbeiter,  welche  die  sozialpolitische  Seite  der  An¬ 
näherung  behandeln,  Professor  Schiff  und  die  deutschen  Ge¬ 
werkschaftsmänner  A.  W  innig  und  R.  Wissel,  stehen  der 
Annäherung  grundsätzlich  freundlich  gegenüber.  Sie  legen  dar, 
daß  der  sozialpolitische  Abstand  zwischen  Deutschland  uni 
Österreich  nicht  groß  genug  sei,  um  etwa  als  Hindernis  einer 
wirtschaftlichen  Vereinigung  in  betracht  zu  kommen;  im  Gegen¬ 
teil  sei  sowohl  in  der  gesetzgeberischen  Tätigkeit  als  auch  in 
der  Praxis  des  Wirtschaftslebens  und  besonders  der  Arbeiter¬ 
gewerkschaften  bereits  eine  weitgehende  Annäherung  zu  ver¬ 
zeichnen. 

Professor  Wieden  fei  d,  der  die  deutsch-türkischen  Wirt¬ 
schaftsbeziehungen  und  ihre  Entwicklungsmöglichkeiten  behandelt, 
warnt  davor,  allzugroße  Hoffnungen  darauf  zu  setzen,  daß  eine 
weitgehende  Anregung  des  Außenhandels  beider  Mittelmächte 
durch  eine  Einbeziehung  der  Türkei  in  den  wirtschaftlichen  An¬ 
näherungsplan  bewirkt  werden  könne.  Es  handle  sich  vorerst  um 
Kapitalsbetätigung  und  Zukunftsmöglichkeiten.  Freilich  wäre 
demgegenüber  zu  bemerken,  daß  innerhalb  des  Osmanischen 
Reiches  diese  derzeitigen  Zukunftsmöglichkeiten  bereits  nach  ein 
bis  zwei  Jahrzehnten  friedlicher  Arbeit  in  nicht  unbedeutendem 
Umfang  verwirklicht  werden  dürften.  Hinsichtlich  Bulgariens 
hatte  der  Herausgeber  den  glücklichen  Einfall,  die  bekannte, 
trotz  aller  populären  Kürze  vielsagende  Denkschrift  der  bulgari¬ 
schen  Regierung  über  den  Anschluß  Bulgariens  an  die  Mittel¬ 
mächte  und  die  Türkei  zu  veröffentlichen.  Die  Frage  einer 
wirtschaftlichen  Gemeinschaft  zwischen  Mitteleuropa  und  Rumänien 
wird  von  Dr.  Rottmann  in  einer  kurzen,  aber  bemerkenswerten 
Darstellung  erörtert;  er  legt  hierbei  mit  Recht  großes  Gewicht 
auf  eine  den  Interessen  aller  Uferstaaten  entsprechende  Neu¬ 
regelung  der  Donauschiffahrtsverhältnisse,  wobei  insbesondere  an 
eine  Ablösung  der  von  Ungarn  am  Eisernen  Tor  eingehobenen 
Gebühren  durch  die  der  mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereinigung 
angehörenden  Uferstaaten  gedacht  wird. 

Es  ist  begreiflich,  daß  nicht  alle  in  beiden  Bänden  vereinigten 
Beiträge  gleich  tief  schürfen  und  gleich  viel  zu  sagen  haben ; 
doch  kann  ruhig  behauptet  werden,  daß  diese  Veröffentlichung 
des  Vereines  für  Sozialpolitik  zu  den  wertvollsten  unter  jenen 
zahlreichen  Schriften  gehört,  die  sich  seit  Beginn  des  Welt¬ 
krieges  mit  der  wirtschaftlichen  Annäherung  der  Mittelmächte 
beschäftigt  haben.  Wer  sich  künftighin  mit  dieser  Frage  befassen 
will,  wird  nicht  umhin  können,  die  Veröffentlichu' g  des  ge¬ 
nannten  Vereines  gründlich  vorzunehmen.  Allen  Mitarbeitern  ist 
ein  verhältnismäßig  besonnener,  ruhiger,  von  jeglichem  Über¬ 
schwang  freier  Ton  eigen,  der  höchstens  bei  Professor  Eulenburg 
geradezu  kühl  wird.  Ein  Mangel  dieser  Veröffentlichung  hängt 
mit  dem  Zeitpunkte  ihres  Erscheinens  zusammen.  Sie  wurde 
nämlich  bereits  im  Oktober  1915  abgeschlossen;  seither  haben 
aber  die  in  beiden  Bänden  (nicht  nur  bei  Knapp,  sondern  auch 
bei  Spiethoff)  unzureichend  gewürdigten  Finanz-  und  Währungs¬ 
fragen,  die  schon  vorher  stark  in  die  Annäherungsangelegenheit 
hineinspielten,  für  diese  eine  noch  größere  Bedeutung  erlangt. 
Wahrscheinlich  wären  diese  Fragen  bei  einem  späteren  Abschluß 
des  Werkes  eingehender  berücksicht  worden.  Aber  der  Heraus¬ 
geber  hielt  sich  wohl  mit  Recht  an  das  alte  Wort,  daß  doppelt 
gibt,  wer  schnell  gibt. 

Organisationsfragen  aus  ..der  Petroleumindustrie  mit  be¬ 
sonderer  Berücksichtigung  Österreichs.  Von  Dr.  Richard 
W  agner. 

Diese  im  18.  Jahrbuch  der  k.  k.  Exportakademie,  XVIII, 
Studienjahr  1915/16  (Verlag  k.  k.  Exportakakademie,  Wien, 
Preis  K  i'6o)  enthaltene  Abhandlung  beschäftigt  sich  mit  einem 
Produktionszweig,  der  von  jeher  zu  den  schwierigsten  und  inter¬ 
essantesten  gerechnet  werden  mußte.  Es  sei  lediglich  auf  die 
wechselvolle  Entwicklung  der  galizischen  Rohölgewinnung  hin- 
gewieseu,  die  wiederholt  staatliches  Eingreifen  erforderte,  ferner 
auf  die  in  Österreich,  Deutschland  und  anderen  Staaten  gegen 
die  Standard  Oil  Co.  und  ihre  Tochtergesellschaften  eingeleiteten 
Zwangsmaßregeln  und  auf  die  vielen  langwierigen  Versuche  und 


Verhandlungen  zur  Gründung  eines  Raffineriekartells.  Alle  aus 
der  schwankenden  Rohölgewinnung  hervorgehenden  Verhältnisse 
finden  in  dem  Buche  ebensolche  Berücksichtigung,  wie  die  durch 
die  Internationalität  einzelner  Riesengesellschaften  geschaffenen 
Vorteile  und  Gefahren  und  die  Schwierigkeit  einer  Kartellierung 
kleinerer  Betriebe.  Wiewohl  durch  den  Krieg  das  allgemeine 
Interesse  für  theoretische  Detailarbeit  naturgemäß  ein  vermindertes 
ist,  kann  doch  dem  Buche  die  Aktualität  nicht  abgesprochen 
werden.  Gerade  der  Umstand,  daß  wir  in  kürzerer  oder  längerer 
Zeit  wieder  mit  der  Wiederkehr  normaler  Verhältnisse  zu  rechnen 
haben  und  das  staatliche  Interesse  an  der  Produktions-  und 
Preispolitik,  speziell  bei  Massenkonsumartikeln,  nach  dem  Kriege 
mit  größerem  Nachdrucke  zur  Geltung  gebracht  werden  kann 
und  muß,  verweist  uns  auf  diesen  Produktionszweig,  der  einer 
befriedigenden  Ordnung  vom  gemeinwirtschaftlichen  Standpunkt 
wie  von  dem  der  einzelnen  Unternehmungen  bisher  den  größten 
Widerstand  entgegenzusetzen  schien.  Für  die  dadurch  erforder¬ 
lichen  Vorarbeiten  bietet  die  vorliegende  Schrift  wertvolles 
Material  und  die  theoretische  und  praktische  Erfahrung  des 
Verfassers  bürgt  uns  dafür,  daß  die  Schrift  nicht  bloß  für  den 
Theoretiker  beachtenswerte  Anregungen  enthält,  sondern  auch 
für  die  praktische  Lösung  der  vielen  noch  offenen  Fragen  wert¬ 
volle  Anhaltspunkte  gibt. 

Nach  Osten.  Von  Sven  Hedin.  Verlag  F.  A.  Brockhaus. 
Leipzig  1916.  511  Seiten. 

Wie  in  seinem  vorangegangenen  Werke  »Ein  Volk  in  Waffen« 
schildert  hier  der  Verfasser  wiederum  die  deutsche  Armee, 
deren  Spuren  er  monatelang  gefolgt  ist.  Diesmal  beschäftigt  er 
sich  mit  der  östlichen  Front,  von  der  Dünaraündung  an  bis  in 
die  Bukowina.  Mit  der  gleichen  Anschaulichkeit  wie  früher 
stellt  er  im  vorliegenden  Band  deutsche  und  österreichische 
Tüchtigkeit  und  Tapferkeit  seinen  schwedischen  Landsleuten 
zum  Musi  er  hin.  Oft  unmittelbarer  Zeuge  der  Kämpfe  und  der 
nachfolgenden  Besetzung  feindlichen  Gebietes,  betont  er  immer 
wieder  unserer  und  unserer  Bundesgenossen  Wohlwollen  und 
Ritterlichkeit  sowohl  gegen  die  Bevölkerung  der  besetzten  Gebiete 
als  auch  gegen  die  Gefangenen.  Der  Verfasser  erzählt  auch  von 
den  erfolgreichen  Bemühungen,  das  Wirtschaftsleben  der  eroberten 
Gebiete  aus  der  Erstarrung  des  Krieges  wieder  zu  friedlichem 
Leben  zu  bringen,  wie  in  Kurland,  Litauen,  Polen  die  militäri¬ 
schen  Behörden  sich  sofort  nach  Besetzung  des  betreffenden 
Gebietes  mit  den  zweckmäßigsten  Hilfsmaßregeln  zur  Unter¬ 
stützung  der  Bevölkerung  beschäftigten.  Er  fordert  die  Neutralen, 
die  über  die  angebliche  Verwüstung  Belgiens  so  viel  Klage 
erhoben  haben,  auf,  die  von  den  russischen  Truppen  heim¬ 
gesuchten  Gegenden  Ostpreußens  und  Österreichs  kennen  zu 
lernen,  um  sich  zu  überzeugen,  mit  welcher  Grausamkeit  und 
mit  welch  traurigen  Folgen  für  das  Wirtschaftsleben  dieser 
Länder  die  Russen  dort  gehaust  haben. 


Österreichischer  Lloyd.  In  der  Verwaltungsratsitzung  des 
Österreichischen  Lloyd  in  Wien,  am  17.  d.  M.,  legte 
Generaldirektor  Hofrat  Frankfurter  die  Bilanz  für  das  Betriebs¬ 
jahr  I915  vor.  Sie  schließt  ab  mit  einem  Betriebsüberschuß  von 
K  386.565' 17,  wogegen  zu  decken  sind:  Anlehenzinsen  Kronen 
L316.354  64,  Abschreibungen  laut  Statuten  K  2,293. 651'og,  Do¬ 
tierung  des  Assekuranzfonds  und  Prämienzahlungen  K  889.244  03, 
endlich  Dotierung  des  Pensionsfonds  uud  Altersversicherung  der 
Schiffsmannschaften  K  905  1 43'7i.  Es  ergibt  sich  im  ganzen  ein 
Verlust  von  K  5, 017. 840-30,  zu  dessen  Deckung  der  Rest  des 
Kapitalreservefonds  von  K  3,260.2  34*86  entnommen,  während  der 
noch  verbleibende  Fehlbetrag  von  K  1,757. 605^44  auf  neue 
Rechnung  vorgetragen  wird.  Der  Assekuranzfonds  wird  mit 
K  663.385'Ol  dotiert  und  erreicht  damit  die  Höhe  von  Kronen 
12,051.264-99. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfiagen.) 


Bewilligung  zu  Reisen  nach  Serbien.  Im  Einver¬ 
nehmen  mit  der  Leitung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  in  Belgrad 
wurde  wegen  Regelung  der  Überschreitung  der  Grenze 
nach  dem  okkupierten  Gebiete  Serbiens  im  geschäftlichen 
Verkehr  folgendes  festgesetzt: 


Da  in  letzterer  Zeit  Belgrad  sowohl  von  verschiedenen 
Agenten  wie  auch  von  Reisenden  aus  Österreich  ohne 
Rücksicht  darauf,  daß  es  sich  um  ein  Hinterland  handelt, 
sozusagen  überschwemmt  wird,  wobei  auch  das  Ge¬ 
schäftsgebaren  einzelner  kein  den  Verhältnissen  ent- 
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sprechendes  war,  wird  nunmehr  vorgeschrieben,  daß  Be¬ 
werber  bei  Reisen  aus  Österreich  nach  Belgrad,  im  Aus¬ 
nahmsfalle  auch  in  das  Innere  Serbiens,  ihr  Ansuchen 
um  Reisebewilligung  an  die  Direktion  des  k.  k.  öster¬ 
reichischen  Handelsmuseums  zu  richten  haben.  Direkt 
an  das  Paßamt  einlangende  Ansuchen  um  Bewilligung 
geschäftlicher  Reisen  bleiben  unberücksichtigt.  Die  Be¬ 
werber  haben  einen  von  der  zuständigen  Polizeibehörde 
ordnungsgemäß  ausgestellten  Paß  mit  der  ausdrücklichen 
Bestimmung  für  Reisen  nach  Belgrad  unter  Angabe  und 
Bescheinigung  des  Reisezweckes  an  das  k.  k.  österreichi¬ 
sche  Handelsmuseum  einzusenden,  worauf  die  Entschei¬ 
dung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  telegraphisch  eingeholt  wird. 
Die  Antwortdepesche  des  Paßamtes  gilt,  falls  hierdurch 
die  Bewilligung  zur  Reise  erteilt  wurde,  für  den  Be¬ 
werber  als  Grenzübertrittsbewilligung. 

Die  Interventionskosten  sind  von  der  Partei  zu  er- 
legen.  (5877/E.) 

Seidene  Halstücher.  Ein  österreichischer  Handels¬ 
agent  in  Amsterdam  bewirbt  sich  um  Vertretungen  öster¬ 
reichischer  Häuser,  welche  seidene  und  halbseidene  Hals¬ 
tücher,  sowohl  aus  Natur-  wie  auch  aus  Kunstseide  er¬ 
zeugen  und  gewillt  wären,  mit  Holland  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  treten.  (A.  E.  717.) 

Rotverschnittwein.  Ein  Importhaus  in  Metz  wünscht 
Offerte,  Bezugsbedingungen  und  Musterproben  von  13- 
bis  I4grädigen  Rotverschnittweinen.  (A.  E.  716.) 

Geschäftsverbindung  mit  Russisch-Polen.  Ein  gut 

empfohlener  Agent  in  Lublin  bietet  sich  österreichischen 
Häusern  als  Vertreter  an,  welche  den  Wunsch  hegen,  mit 
Lublin  und  dem  benachbarten  Gebiete  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  kommen.  (A.  E.  715.) 

Lederhandschuhe.  Eine  Agenturfirma  in  Amsterdam 
interessiert  sich  für  die  Übernahme  der  Vertretung  einer 


österreichischen  Lederhandschuhfabrik,  welche  für  den 
Export  eingerichtet  und  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenz¬ 
fähig  ist.  (A.  E.  714.) 

Seidenwaren  aller  Art.  Ein  österreichischer  Kauf¬ 
mann,  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  der  seit  mehr  als  20  Jahren 
Skandinavien  bereist,  dortselbst  seine  Subvertreter  hat 
und  bei  der  kaufkräftigen  erstklassigen  Kundschaft  gut 
eingeführt  ist,  berichtet,  daß  in  den  skandinavischen 
Ländern  infolge  des  Ausfuhrverbotes  von  Textilien  aus 
Wolle  und  Baumwolle  aus  den  Erzeugungsländern,  gegen¬ 
wärtig  große  Nachfrage  nach  Ersatzstoffen  besteht,  und 
daher  Seidenwaren  österreichischer  Provenienz  ein  gutes 
Absatzfeld  finden  könnten.  Österreichische  Fabrikanten 
der  Seidenwarenbranche  werden  hiermit  auf  diese 
günstige  Absatzchance  aufmerksam  gemacht  und  einge¬ 
laden,  sich  mit  dem  betreffenden  Vertreter,  dessen 
Adresse  im  Bureau  der  Sektion  erhältlich  ist,  ins  Ein¬ 
vernehmen  zu  setzen.  (A.  E.  713.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  711.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 


PtittiUungen  hn*  (ö|tm*ärf)ifdL|{uirtfd|en  gekturm1) 


Einziehungen  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Das  kaiserlich  deutsche  Generalgouvernement  in 
Warschau  verlautbart  unter  dem  13.  April  d.  J.  fol¬ 
gendes:  „Der  Beschluß  des  Vorstandes  der  amtlichen 
Handelsstelle,  unter  Erweiterung  der  ursprünglich  ge¬ 
stellten  Aufgaben  auch  Forderungen  österreichisch-unga¬ 
rischer  Gläubiger  in  den  besetzten  Gebieten  Russisch- 
Polens  einzuziehen  und  für  diese  Tätigkeit  ohne  Rück¬ 
sicht  auf  die  Größe  der  Firma  eine  Einschreibegebühr 
von  20  M.  und  eine  Vergütung  von  1  Prozent  der  ein- 
gezogenen  Beträge  einschließlich  Bank-  und  Über¬ 
weisungsgebühren,  dagegen  ausschließlich  barer  Aus¬ 
lagen,  mindestens  aber  von  5  M.  für  den  einzelnen  Auf- 
trag  zu  fordern,  wird  für  das  Gebiet  des  Generalgouver¬ 
nements  genehmigt.  (9677/E.) 

Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau.  Am  5.  März  1.  J. 
wird  der  Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau  eröffnet.  Zugelassen 
werden  nur  vollständig  frankierte,  offene  Briefsendungen 
aller  Art,  und  zwar  sowohl  gewöhnliche  als  auch  ein¬ 
geschriebene,  ferner  gewöhnliche  Postanweisungen.  Die 
Briefsendungen  dürfen  nur  in  deutscher  Sprache  ab¬ 
gefaßt  sein,  keinerlei  Mitteilungen  über  militärische  An¬ 
gelegenheiten  enthalten  und  müssen  die  genaue  Bezeich¬ 
nung  des  Absenders  tragen.  (Auf  den  Postanweisungs¬ 
abschnitten  sind  Mitteilungen,  wie  dermalen  überhaupt 


im  Auslandsverkehr,  unzulässig.)  Die  Versendungs¬ 
bedingungen  und  Gebührenansätze  sind  dieselben  wie 
im  Wechselverkehr  zwischen  Österreich  und  Deutsch¬ 
land.  Die  Postanweisungen  sind  in  Markwährung  aus¬ 
zustellen  und  dürfen  höchstens  auf  500  M.  lauten.  Sie 
werden  im  Generalgouvernement  Warschau  nach  dem 
festen  Wertverhältnisse  100  Rubel  gleich  150  M.  aus¬ 
gezahlt. 

Am  Postverkehr  nehmen  im  Generalgouvernement 
Warschau  folgende  Postorte  teil:  Alexandrowo,  Bendzin, 
Brzeziny,  Ciechanow,  Czenstochau,  Gostynin,  Grodzisk, 
Grojec,  Kalisch,  Kolo,  Konin,  Kutno,  Lenczyca,  Lipno, 
Lodz,  Lowicz,  Mlawa,  Pabianice,  Plock,  Plonsk,  Przas- 
nysz,  Rawa,  Rypin,  Sieradz,  Sierpe,  Skierniewice,  Slupca, 
Sochaczew,  Sosnowice,  Tomaszow  (Kr.  Brzeziny), 
Turek,  Wielun,  Wloclawek,  Zdunska,  Wola,  außerdem 
die  Orte  aller  Kreise,  in  denen  diese  Postorte  liegen, 
und  die  Stadt  Warschau  selbst.  Darüber  hinaus  sind 
Postanweisungen  auch  nach  allen  anderen  Orten  im 
Generalgouvernement  Warschau  zulässig.  In  der  Auf¬ 
schrift  der  Sendungen  nach  Landorten  ist  der  Name  des 
zuständigen  Postortes,  bei  dem  die  Sachen  abgeholt 
werden  sollen,  mindestens  aber  der  Name  des  Kreises, 
anzugeben.  Zugestellt  werden  sie  nicht.  (3723/E.) 


*)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels- 
museumtt  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  beson  leren  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  Stand  gen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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Zinsenberechnung.  Laut  Verordnungsblatt  für  das 
Generalgouvernement  vom  15.  Februar  1.  J.  Nr.  22  tritt 
für  die  Verpflichtung  von  Geldforderungen  für  die  Zeit 
vom  1.  August  1914  bis  zum  31.  März  1916  nachstehende 
Vorschrift  in  Kraft: 

Der  Zinssatz  beträgt  71/.,  Prozent;  ist  er  durch  Vertrag 
oder  sonstiges  Rechtsgeschäft  anderweit  festgesetzt,  so 
hat  es  dabei  sein  Bewenden  (§  2).  Die  Zinsen  sind  für 
die  gesamte  obengenannte  Zeit  zu  entrichten.  Nach  dem 
31.  Juli  1914  fällig  gewordene  Schulden  sind  vom  Tage 
der  Fälligkeit  ab  zu  verzinsen  (§  3).  In  Ansehung  der 
Verpflichtung  zur  Zinszahlung  für  die  übrige  Zeit  hat 
es  bei  dem  sonstigen  Recht  sein  Bewenden  (§1,  Absatz  2). 
Ebenso  finden  diese  Sondervorschriften  keine  Anwen¬ 
dung  auf  Schulden,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  bereits  erloschen  sind  (§  1,  Absatz  3). 

(3570/E.) 

Reisen  nach  dem  deutschen  Verwaltungsgebiet 
in  Russisch-Polen.  Zu  Reisen  nach  dem  unter  deutscher 
Verwaltung  stehenden  Okkupationsgebiete  von  Russisch- 
Polen  ist  eine  besondere  Bewilligung  notwendig.  Diese 
Bewilligung  wird  auf  Grund  eines  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefertigten  und  mit  der  amtlich  beglaubigten  Photo¬ 
graphie  und  Unterschrift  des  Inhabers  versehenen  Reise¬ 
passes  in  der  Form  der  Ausstellung  eines  Passierscheines 
durch  den  stellvertretenden  Generalstab  in  Berlin  im 
Einverständnis  mit  dem  Generalgouvernement  in  War¬ 
schau  erteilt,  jedoch  nur  in  den  Ausnahmefällen  ge¬ 
geben,  wenn  es  sich  um  dringende  und  wichtige  Ange¬ 
legenheiten  handelt,  bei  denen  die  persönliche  Anwesen¬ 
heit  des  Reisewerbers  unbedingt  erforderlich 
erscheint.  Die  Passierscheine  unterliegen  einer  Taxe 
von  3  M.  für  je  eine  Woche  der  bewilligten  Gültigkeits¬ 
dauer.  Die  Bewerbung  darum  hat  mittels  schriftlicher 
Gesuche  zu  erfolgen,  die  genaue  Angabe  über  1.  die 
Paßdaten,  2.  das  Reiseziel  (unter  namentlicher  An¬ 
führung  aller  Orte,  an  denen  Aufenthalt  genommen 
werden  soll),  3.  den  Reiseweg,  4.  den  Reisezweck  und 
5.  die  beabsichtigte  Dauer  der  Reise  enthalten  und  be¬ 
sonders  alle  für  die  Prüfung  der  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  belangreichen  Umstände  mit  voller 
Deutlichkeit  erkennen  lassen  müssen.  Der  Paß  selbst 
braucht  nicht  beigegeben  zu  werden,  es  muß  aber  die 
Richtigkeit  der  Angaben  in  dem  Gesuche  über  seine 
Daten  amtlich  bestätigt  sein. 

Die  Vermittlung  der  Gesuche  hat  das  k.  u.  k.  Mini¬ 
sterium  des  Äußern  übernommen,  das  sie  im  Interesse 
der  Vereinfachung  des  Verfahrens  im  Wege  seines  Ver¬ 
treters  in  Warschau  der  Paßzentrale  des  kaiserlichen 
Generalgouvernements  in  Warschau  zur  weiteren  Er¬ 
ledigung  zukommen  lassen  wird.  Da  jedoch  eine  Inter¬ 
vention  des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußern  nur  in 
jenen  Fällen  Platz  greifen  kann,  in  denen  in  bezug  auf 
die  Dringlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Reise  die  Vor¬ 
aussetzungen  für  die  Erteilung  der  Bewilligung  durch 
das  Generalgouvernement  gegeben  sind,  dürfen  Reise¬ 
ansuchen  nicht  mehr  wie  bisher  beim  Ministerium  des 
Äußern  eingebracht  werden ;  diese  Eingaben  werden  nach 
vorheriger  Begutachtung  auf  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  dem  k.  u.  k.  Ministerium  des 
Äußern  auf  das  nach  dem  Reisezweck  in  Betracht 
kommende  k.  k.  Fachministerium  übermittelt. 

Die  Gesuche  um  die  Erteilung  der  Reisebewilligung 
nach  dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  von 
Russisch-Polen  sind  demnach  von  den  Erlaubniswerbern 
bei  der  politischen  Bezirks-,  beziehungsweise  landes¬ 
fürstlichen  Polizeibehörde  ihres  Aufenthaltsortes  ein¬ 
zubringen;  diese  Stellen  wurden  angewiesen,  die  Gesuche 
nach  Erhebung  über  die  Verläßlichkeit  des  Gesuch¬ 
stellers  und  die  Stichhältigkeit  seiner  Angaben  mit  einem 
Anträge  über  die  Berücksichtigungswürdigkeit  des  An¬ 


suchens  an  die  politische  Landesbehörde  behufs  Weiter¬ 
leitung  an  die  betreffenden  Fachministerien  vorzulegen. 

(2678/E.) 

Reisen  aus  dem  österreichisch-ungarischen  nach 
dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  deutsche  Okkupationsgebiet 

wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  der  besondere  Ausweis. 

Ad  1.  Die  von  den  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischen 
Kommandos  gemäß  der  Verordnung  des  Armeeober- 
konunandanten  vom  25.  August  1915,  Nr.  35  V.-Bl.,  aus¬ 
gestellten  Reisepässe  werden  vom  kaiserlich  deutschen 
Generalgouvernement  als  zureichend  anerkannt. 

Ad  2.  Der  besondere  Ausweis  wird  ausgestellt  von  der 
Paßzentrale  des  Generalgouvernements  W  arschau. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  der  Reisepaß  unter  genauer 
Angabe  des  Zweckes  und  der  Dauer  der  Reise  an  den 
dem  Generalgouvernement  Warschau  zugeteilten  Ver¬ 
treter  des  österreichisch-ungarischen  Armeeober¬ 
kommandos  zu  senden. 

Der  Reisepaß  wird  sodann  an  die  übersendende  Stelle 
unmittelbar  von  der  kaiserlich  deutschen  Paßzentrale 
oder  durch  den  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  zu¬ 
rückgeschickt,  im  Falle  der  Genehmigung  der  Reise  *vird 
der  besondere  Ausweis  behufs  Ausfolgung  an  den  Be¬ 
werber  angeschlossen. 

Reisen  aus  dem  kaiserlich  deutschen  nach  dem 
österreichisch-ungarischen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  österreichisch-ungarische 
Okkupationsgebiet  wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  das  Visum  des  Reisepasses 

Ad  1.  Die  von  den  kaiserlich  deutschen  Kommandos 
oder  Behörden  gemäß  den  derzeit  geltenden  Vorschriften 
ausgestellten  Reisepässe  werden  als  zureichend  an¬ 
erkannt. 

Ad  2.  Das  Visum  wird  ausgestellt  vom  Armeeober¬ 
kommando  selbst  oder  einer  seiner  Paßvidierungsstellen 
in  Szczakowa,  Krakau,  Rozwadow  oder  Lemberg  oder 
von  den  dem  Generalgouvernement  Warschau  zuge¬ 
teilten  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  oder  vom 
k.  u.  k.  Kriegsministerium.  Zur  Erwirkung  des  Visums 
ist  der  Reisepaß  an  eine  der  bezeichneten  Stellen  zu 
senden.  Hierbei  ist  neben  den  im  Reisepaß  ohnehin  ent¬ 
haltenen  Angaben  auch  das  Ziel,  der  Zweck  und  die 
Dauer  der  Reise  anzugeben. 

Der  Reisepaß  wird  nach  allfälliger  Beisetzung  des 
Visums  von  der  k.  u.  k.  Stelle,  bei  der  die  Vidierung 
erbeten  wurde,  an  die  übersendende  Stelle  zurück¬ 
geschickt.  (3833/E.) 

Gerichtsbarkeit  im  Generalgouvernement  War¬ 
schau.  Der  Präsident  des  kaiserlich  deutschen  Ober¬ 
gerichts  bei  dem  Generalgouvernement  Warschau  be¬ 
richtete  an  den  „Verband  zur  Sicherung  deutscher  For¬ 
derungen  an  das  feindliche  Ausland“  in  Barmen  wie 
folgt: 

In  den  von  den  deutschen  Truppen  besetzten 
Teilen  Russisch-Polens  ist  die  deutsche  Gerichtsbarkeit 
in  vollem  Umfange  aufgenommen.  Das  Verfahren  ent¬ 
spricht  dem  vor  den  Gerichten  in  Deutschland,  An¬ 
waltszwang  besteht  nicht.  Es  findet  das  Mahn-  und 
Klageverfahren  statt.  Auch  Zwangsvollstreckung  wird 
betrieben.  In  Deutschland  ergangene  Urteile  oder  andere 
vollstreckbare  Schuldtitel  werden  ohneweiters  vollstreckt. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  den  Schuldner 
vor  das  zuständige  Gericht  zwecks  Mahnung  laden  zu 
lassen,  da  erfahrungsgemäß  eine  solche  gerichtliche 
Mahnung  genügt,  um  den  Schuldner  zur  Zahlung  zu 
veranlassen.  (3742/E.) 
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DER  NEUE  TÜRKISCHE  ZOLLTARIF. 
Von  Dr.  Siegmund  Schilder. 

Eine  der  wichtigsten  Errungenschaften,  welche  die 
Türkei  als  Gewinn  aus  dem  Weltkriege  davontragen 
dürfte,  wird  wohl  die  freie  Hand  hinsichtlich  der  Han¬ 
delspolitik  sein.  Noch  vor  dem  Eintritt  der  Türkei  in 
den  Weltkrieg  hat  sie  sich  bekanntlich  durch  e  i  n- 
seitige  Abschaffung  der  Kapitulationen 
die  Möglichkeit  zu  einer  vom  Gutdünken  der  Groß¬ 
mächte  unabhängigen  Regelung  ihrer  handelspolitischen 
Verhältnisse  verschafft.  In  den  schweren  Zeitläuften, 
die  der  Abschaffung  der  Kapitulationen  nachfolgten,  be¬ 
gnügte  sich  die  Pforte  vorerst  mit  gleichmäßigen  Er¬ 
höhungen  der  Einfuhrzölle  auf  fünfzehn  und  später  auf 
dreißig  Prozent  des  Wertes  (gemäß  den  Gesetzen  vom 
7./20.  September  1914  und  31.  Mai  1915),  traf  aber  un¬ 
gesäumt  Vorbereitungen  zu  dem  schwierigen  Werk  der 
Aufstellung  eines  für  türkische  Verhältnisse  völlig  neuen 
spezifischen  Z  o  1 1 1  a  r  i  f  e  s,  der  an  die  Stelle 
des  altgewohnten  Wertzolltarifes  treten  sollte. 

Als  einziger  Vorläufer  dieses  spezifischen  Zolltarifes 
wären  bezeichnenderweise  die  Vertragssätze  eines 
deutsch-türkischen  Handelsvertrages 
vom  26.  August  1890  zu  nennen.  Darin  machte  die 
deutsche  Regierung  der  Pforte  das  grundsätzlich  wichtige 
Zugeständnis  eines  vom  damaligen  allgemeinen  Wertzoll 
von  acht  Prozent  abweichenden,  vielfach  tatsächlich 
höhere  Zollsätze  aufweisenden  Vertragstarifes,  der  vor¬ 
wiegend  aus  spezifischen  Zöllen  bestand;  freilich  waren 
diese  Zölle,  nach  dem  Maßstab  des  Hochschutzzöllner- 
tums  der  letzten  drei  Jahrzehnte  beurteilt,  verhältnis¬ 
mäßig  niedrig  und  jedenfalls  zumeist  weit  niedriger, 
als  die  Sätze  jenes  Tarifes,  welcher  derzeit  vorliegt. 
Doch  war  das  Inkrafttreten  des  mit  Deutschland  im 
Jahr  1890  vereinbarten  Tarifes  spezifischer  Zölle  an  eine 
schwer  erfüllbare  Bedingung  gebunden.  Er  sollte  nämlich 
nur  dann  zur  Anwendung  gelangen,  wenn  alle  anderen 
Großmächte  der  gleichen  Belastung  zustimmen  würden. 

Bekanntlich  ist  es  hierzu  nicht  gekommen.  Mit  außer¬ 
ordentlicher  Mühe  und  unter  Übernahme  schwerer  Ver¬ 
pflichtungen  ist  es  der  Türkei  im  Jahr  1907  gelungen, 
eine  Erhöhung  der  Einfuhrzölle  auf  elf  Pro¬ 
zent  durchzusetzen;  unmittelbar  vor  Beginn  des  Welt¬ 
krieges  hatten  die  meisten  Großmächte  einer  Erhöhung 
dieser  Zölle  auf  fünfzehn  Prozent  zugestimmt.  Doch  der 
Weltkrieg  und  die  durch  ihn  ermöglichte  einseitige  Ab¬ 
schaffung  der  Kapitulationen  schuf  eine  völlig  neue 
Sachlage.  Seither  war  es  der  türkischen  Regierung  mög¬ 
lich  geworden,  mit  dem  Wertzollsystem,  diesem 
der  Bevölkerung  des  Reiches  ungemein  verhaßten  Zeichen 
türkischer  Souveränitätsminderung  und  fremdländischer 
Obergewalt,  zu  brechen ;  nunmehr  konnte  die  Zollpolitik 
nach  dem  Muster  der  meisten  anderen  Handelsstaaten 
durch  ein  System  spezifischer  Zollsätze  geregelt  werden, 
das  den  produktionspolitischen,  fiskalischen  und  sozial¬ 
politischen  sowie  insbesondere  handelspolitischen  Bedürf¬ 
nissen  des  Osmanischen  Reiches  besser  anzupassen  war 
als  das  bisherige  starr-einförmige  Wertzollsystem. 

Am  11.  November  1915  legte  ein  Ausschuß,  der  seit 
längerer  Zeit  mit  der  Ausarbeitung  eines  Tarifes  spezifi¬ 
scher  Zölle  beschäftigt  war,  dem  Großwesirat  einen 
Tarifentwurf  vor,  der  bald  darauf  in  der  türkischen 
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Kammer  eingebracht  und  von  dieser  einem  Ausschuß 
zur  Beratung  zugewiesen  wurde;  der  Ausschuß  widmete 
sich  hierauf  dem  ihm  übertragenen  Gegenstand  in  mehr¬ 
monatiger  Arbeit.  Man  hegte  ursprünglich  die  Absicht, 
den  neuen  Zolltarif  Mitte  März  1916  in  Kraft  treten  zu 
lassen.  Da  aber  zu  dieser  Zeit  das  Ende  des  Weltkrieges 
noch  nicht  abzusehen  war,  und  die  Verhandlungen 
über  neue  Handelsverträge  mitten  im  Welt¬ 
krieg  sogar  mit  den  verbündeten  und  neutralen  Staaten, 
geschweige  denn  mit  den  feindlichen  Ländern  auf 
Schwierigkeiten  stießen,  wurde  die  Frist  für  das  Inkraft¬ 
treten  des  Tarifes  auf  den  1./14.  September  1916  ver¬ 
schoben. 

Im  Motiven  bericht,  den  die  Regierung  dem 
neuen  Zolltarif  beigegeben  hat,  wird  vorerst  auf  die 
Schwierigkeiten  und  Hemmungen  der  türkischen  Handels¬ 
politik  infolge  der  Kapitulationen  und  auf  die  mannig¬ 
fachen  Unannehmlichkeiten  des  bisher 
vorherrschenden  Wertzollsystems  hin¬ 
gewiesen.  Der  neue  spezifische  Tarif  bilde  eine  unent¬ 
behrliche  Grundlage  für  den  von  der  Abschaffung  der 
Kapitulationen  erwarteten  wirtschaftlichen  Fortschritt  des 
Reiches  und  ermögliche  die  Verhinderung  zahlreicher 
eingewurzelter  Mißbräuche.  Er  sichere  den  anständigen 
Einfuhrhändler  gegen  den  unredlichen  Wettbewerb  von 
Geschäftsleuten,  welche  die  in  den  Wertzöllen  liegende 
Unbestimmtheit  des  im  einzelnen  Falle  geltenden  Zoll¬ 
satzes  dazu  benützen,  durch  allerlei  schwer  zu  be¬ 
kämpfende  Schliche  und  Ränke,  unter  Umständen  auch 
durch  moralisch  verderbliche  Einwirkung  auf  Zollbeamte 
den  Staatsschatz  um  die  ihm  gebührenden  Einnahmen 
zu  bringen. 

Durch  die  Abschaffung  der  Wertzölle  werde  der  Ein¬ 
fuhrhändler  auch  in  den  Stand  gesetzt,  einen  wichtigen 
Posten  in  seine  Vorausberechnungen  mit  Sicherheit  ein¬ 
zustellen,  ohne  hierin  durch  unvorhergesehene 
Schwankungen  der  Marktpreise  gestört  zu 
werden.  Langfristige  Verträge  und  Geschäftsabschlüsse 
auf  lange  Sicht  würden  durch  den  neuen  Tarif  ihr  bis¬ 
heriges,  im  hohen  Grade  spekulatives  Wesen  zum  nicht 
geringen  Teil  verlieren. 

Auch  der  F  inanzverwaltung  werde  es  er¬ 
möglicht,  die  Zolleinnahmen  mit  mehr  Sicherheit  als 
unter  dem  Wertzollsystem  für  den  Staatsvoranschlag 
abzuschätzen.  Denn  die  nach  der  Türkei  gelangenden 
Warenmengen  weisen  weit  geringere  Schwankungen  auf 
als  die  von  mancherlei  Veränderungen  der  Mode  und 
von  den  Stimmungen  des  Geldmarktes  beeinflußten 
Warenpreise.  Vom  Standpunkt  der  Finanzverwaltung 
sei  es  auch  von  Wichtigkeit,  daß  der  neue  spezifische 
Zolltarif  den  sozialpolitischen  Anforderungen 
des  Besteuerungswesens  weit  leichter  anzupassen  sei  als 
das  starre  Wertzollsystem  zur  Zeit  der  Kapitulationen. 
Unter  dem  letztgenannten  System  wurden  Bedarfsgegen¬ 
stände  dringendster  Art  für  den  Massenverbrauch  mit 
ungefähr  gleich  hohen  oder  sogar  höheren  Sätzen  ge¬ 
troffen  wie  die  Mittel  zur  Befriedigung  des  Luxus  der 
wohlhabenderen  Kreise.  Nunmehr  sei  es  aber  möglich 
geworden,  die  Einfuhr  zu  Luxuszwecken  schärfer  zur 
Besteuerung  heranzuziehen  als  jene  zur  Deckung  des 
Massenverbrauches.  Nichtsdestoweniger  ist  es  bei  ver¬ 
hältnismäßig  niedrigen  Sätzen  für  Schmuckwaren  ge¬ 
blieben,  um  den  Schmuggel  nicht  allzu  lohnend  werden 
zu  lassen. 

Der  spezifische  Zolltarif  sei  auch  handsanier  und 
leichter  anwendbar,  um  Handelsverträge  mit 
den  Auslandsstaaten  abzuschließen,  die  gleichfalls  zu¬ 
meist  spezifische  Tarife  besitzen.  Unter  dem  neuen  Zoll¬ 
system  werde  es  eher  möglich  sein,  wechselseitig  sach¬ 
gemäße  und  billige  Zugeständnisse  auszutauschen,  ohne 
auf  einen  namhaften  Teil  der  Zolleinkünfte  zu  ver¬ 
zichten. 


Aber  auch  die  anständige  Händlerschaft  sei  infolge 
der  Wertzölle  öfters  in  ärgerliche,  schwer  zu  bereinigende 
Streitigkeiten  mit  den  Zollbehörden  geraten,  da  die  Ein¬ 
schätzung  der  Preise  der  Einfuhrwaren  für  subjektive 
Ansichten  ziemlich  weiten  Spielraum  belasse;  dagegen 
seien  derartige  Meinungsverschiedenheiten  bei  den  festen 
spezifischen  Sätzen  des  neuen  Zolltarifes  so  gut  wie  aus¬ 
geschlossen.  Dies  dürfte  um  so  eher  der  Fall  sein,  als 
sich  die  Verfasser  des  neuen  Tarifes  bemüht  haben,  die 
Einteilung  in  Warenklassen  möglichst  über¬ 
sichtlich  und  leicht  anwendbar  zu  gestalten.  Man 
war  bestrebt,  den  Einfuhrhändler  vor  unangenehmen 
Überraschungen  infolge  von  Unübersichtlichkeit  des  Ta¬ 
rifes  zu  bewahren;  daher  wurde  auch  vermieden,  inner¬ 
halb  des  Tarifes  eine  allzu  große  Anzahl  von  Gruppen 
und  Untergruppen  zu  schaffen.  Dem  gleichen  Ziel  diente 
das  Bestreben,  Unterscheidungen  innerhalb  der  einzelnen 
Warenklassen  hintanzuhalten,  die  nur  mittels  weit¬ 
läufiger,  schwieriger  technischer  Untersuchungen  fest¬ 
gestellt  werden  könnten;  im  Gegenteil  bediente  man  sich, 
soweit  als  möglich,  der  handelsüblichen  Be¬ 
zeichnungen,  um  die  Verständigung  zwischen  Ein¬ 
fuhrhändlern  und  Zollbeamten  nach  Kräften  zu  erleich¬ 
tern;  daher  wurden  bei  der  Ausarbeitung  des  Tarifes 
nicht  nur  sachkundige,  altgediente  Zollbeamte,  sondern 
auch  Interessenten  aus  Geschäftskreisen  um  Rat  gefragt. 
Überdies  wurde  noch  gegen  Ende  1915  bei  der  General¬ 
zolldirektion  ein  Lehrgang  eingerichtet,  um  die  Zoll¬ 
beamten  in  die  Technik  des  neuen  Tarifes  einzuführen. 
Hierdurch  sollen  sie  binnen  möglichst  kurzer  Frist  mit 
jenen  Kenntnisssen  und  Vorgangsweisen  vertraut  ge¬ 
macht  werden,  die  zur  Anwendung  des  neuen  Tarif¬ 
gesetzes  erforderlich  sind. 

Den  Währungsschwierigkeiten,  die  nach 
dem  Ende  des  Weltkrieges  in  der  internationalen  Han¬ 
delspolitik  eine  bedeutende  Rolle  spielen  dürften,  sucht 
der  neue  Tarif  dadurch  auszuweichen,  daß  er  Zahlung 
in  Goldpiastern  (100  Goldpiaster  =  ein  türkisches 
Pfund  =  ungefähr  21*6  Goldkronen)  anordnet.  Aber 
auch  abgesehen  hiervon  dürften  die  Währungsschwierig¬ 
keiten  in  der  Türkei  nach  Beendigung  des  Weltkrieges 
viel  geringer  und  leichter  behebbar  sein  als  in  anderen 
an  diesem  Krieg  beteiligten  Ländern.  Denn  die  türkische 
Bevölkerung  hat  sich,  nach  alter,  zäher  orientalischer 
Gewohnheit,  unbedeckte  oder  mangelhaft  bedeckte  P  a- 
piergeldzeichen  in  größeren  Mengen  nicht  auf¬ 
drängen  lassen,  wodurch  eine  Hauptursache  der  zurzeit 
so  weit  verbreiteten  Währungsverschlechterung  minder 
wirksam  wurde.  Dies  mag  eine  Erschwerung  der  türki¬ 
schen  Finanzpolitik  während  des  Krieges  sein,  wird  aber 
die  allgemeine  Wirtschaftspolitik  und  besonders  die 
Wiederherstellung  der  Währung  nach  dem  Krieg  sicher¬ 
lich  erleichtern. 

Trotz  der  mit  großem  Nachdruck  erklärten  Feind¬ 
seligkeit  gegen  das  altgewohnte  Wertzollsystem  ist  der 
neue  Zolltarif,  nach  den  Mitteilungen  des  Motiven- 
berichtes,  tatsächlich  folgendermaßen  zu  stände  ge¬ 
kommen:  Man  stellte  vorerst  jene  Warenpreise  fest,  die 
dem  Durchschnitt  der  letzten  fünf  Jahre  entsprachen 
und  teils  alten  Zollerklärungen,  teils  den  Mitteilungen 
von  Interessenten  (Konstantinopeler  Warenhäuser  und 
Kleinhändler)  entnommen  werden  konnten.  Von  den 
solcherart  festgestellten  Durchschnittspreisen  wurden 
gewisse  Bruchteile  als  Zollsätze  in  den  Tarif  eingestellt. 
Dieses  Verfahren  ist  der  Vorgangsweise  jener  Länder 
ungemein  ähnlich,  die  grundsätzlich  Wertzölle  erheben, 
aber  sich  hierbei  eines  sogenannten  „festen“  Z  o  1 1- 
werttarifes  bedienen.  Man  begegnet  diesem  Ver¬ 
fahren  zum  Beispiel  in  Ägypten,  Britisch-Ostindien  und 
Holländisch-Ostindien.  Während  aber  in  den  genannten 
drei  Ländern  die  Zollwerttarife  ziemlich  häufig,  zumeist 
höchstens  binnen  Jahresfrist,  einer  neuen  Durchsicht 
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unterworfen  werden,  gilt  zum  Beispiel  für  die  chinesi¬ 
schen  Wertzölle  noch  immer  jener  Zollwerttarif,  der 
seinerzeit  anläßlich  der  Erhöhung  der  Einfuhrzölle  nach 
den  Boxerunruhen,  gemäß  dem  damaligen  Preisstand  der 
W  aren  vereinbart  wurde  und  demnach  bereits  ein  Alter 
von  anderthalb  Jahrzehnten  erreicht  hat.  Hierbei  liegt 
die  Ähnlichkeit  mit  dem  Verfahren  auf  der  Hand,  das 
bei  der  Ausarbeitung  des  vorliegenden  türkischen  Tarifes 
beobachtet  wurde. 

Diese  für  einen  grundsätzlich  spezifischen  Zolltarif 
einigermaßen  auffällige  Entstehungsweise  dürfte  mit 
jenen  wirtschaftspolitischen  Zielen  Zusammenhängen, 
die  durch  den  neuen  Tarif  erreicht  werden  sollen,  Der 
Motivenbericht  stellt  produktionspolitisch  c 
Ziele  in  den  Vordergrund.  Demnach  sollen  Waren, 
deren  Rohstoffe  im  Inland  gewonnen  werden, 
und  deren  Erzeugung  keine  besonderen  Schwierigkeiten 
bietet,  verhältnismäßig  hohen  Schutzzöllen  unterliegen. 
Die  hierbei  ins  Auge  gefaßte  industrielle  Verarbeitung 
der  im  eigenen  Land  gewonnenen  Rohstoffe  ist  sicherlich 
ein  sehr  erstrebenswertes  Ziel.  Sodann  heißt  es  ganz 
allgemein,  daß  die  Erzeugnisse  entwicklungs¬ 
fähiger  Industrien  mit  solchen  Zöllen  belegt 
wurden,  die  einen  erfolgreichen  Wettbewerb  mit  dem 
Auslande  ermöglichen  sollen.  Hier  handelt  es  sich  um 
die  Verarbeitung  ausländischer  Rohstoffe  oder  weiter  zu 
bearbeitender  Fabrikate  in  türkischen  Fabriksunterneh¬ 
mungen.  Diese  beiden  Hauptzwecke  eines  jeden  schutz- 
zöllnerischen  Tarifes  werden  im  neuen  türkischen  Zoll¬ 
tarif  sehr  eifrig  verfolgt.  Hierbei  wurde  aber  die  not¬ 
wendige  Spannung  zwischen  den  Sätzen  auf  Roh¬ 
stoffe  und  weiter  zu  bearbeitenden  Fabrikate  einerseits, 
den  Fabrikaten  höherer  Ordnung  (Endfabrikaten)  ander¬ 
seits  weniger  dadurch  zu  erreichen  gesucht,  daß  man  die 
Produktionsbehelfe  zollfrei  beließ  oder  möglichst  niedrig 
belastete,  als  vielmehr  durch  hohe  Zollsätze  auf  die  in 
den  Verbrauch  übergehenden  Fabrikate  selbst.  Dagegen 
scheut  der  neue  Zolltarif  vor  mehr  oder  minder  hoher 
Belastung  der  meisten  Rohstoffe  und 
weiter  zu  bearbeitenden  Fabrikate  durch¬ 
aus  nicht  zurück.  Im  einzelnen  Fall  ist  oft  schwer  zu 
sagen,  ob  hierbei  beabsichtigt  war,  neue  Rohstoffgewin¬ 
nungen  und  Halbfabrikatindustrien  zu  schaffen  oder  der¬ 
artige  bereits  bestehende  Erzeugungen  gewinnbringender 
zu  machen  oder  einfach  nur  fiskalischen  Bedürfnissen 
Genüge  zu  leisten. 

So  begegnet  man  im  neuen  Zolltarif  einigermaßen  auf¬ 
fälligen  Zöllen,  die  mit  den  kundgegebenen  industrie¬ 
fördernden  Absichten  des  Gesetzgebers  im  Widerspruch 
zu  stehen  scheinen.  Unter  anderem  werden  Rohhäute 
mit  verhältnismäßig  hohen  Zollsätzen  belegt,  die  von 
80  auf  450  Goldpiaster  für  100  kg  ansteigen.  Es  mögen 
zwar  bei  noch  höheren  Zöllen  für  Leder  und  Leder¬ 
waren1)  die  Häutezölle  formell  erträglich  scheinen.  Aber 
jedenfalls  wäre  durch  den  derart  bedingten  Zollschutz 
der  Preisstand  des  Leders  und  der  Leder¬ 
waren  für  die  türkische  Bevölkerung  derart  erhöht, 
daß  der  Absatz  der  betreffenden  türkischen  Industrien 
von  vornherein  sehr  klein  zugeschnitten  bleiben  müßte. 

könnte  zwar  annehmen,  daß  es  die  starken  türki¬ 
schen  Viehbestände,  die  bisher  eine  große  Häute-  und 
hellausfuhr  ermöglichten,  zu  einer  derartigen  Verteue- 


1  ung  nicht  kommen  ließen.  Die  Gerbereien  bedürfen  aber 
sehr  verschiedener  Häutesorten  von  jeder  einzelnen 
Haustierart,  die  ein  einzelnes  Industrieland  für  sich 
allein  nie  aufbringen  kann.  Höchstens  können  sich  die 
Ziffern  der  Ein-  und  Ausfuhr  von  Häuten  in  einem 
solchen  Industrieland  einigermaßen  die  Wage  halten,  wie 
es  zum  Beispiel  in  Österreich-Ungarn  bei  zollfreiem 
Häuteverkehr  der  Fall  war. 

Noch  merkwürdiger  berühren  Zölle  auf  B  r  e  11  n  h  o  1z 
(zwei  Goldpiaster  für  100  kg)  und  rohes  Bauholz 
oder  Rundholz  (von  20  bis  30  Goldpiastern  für 
100  kg).  Bekanntlich  ist  die  Türkei  ein  verhältnismäßig 
waldarmes  Land,  was  teils  auf  klimatische  Verhältnisse, 
teils  auf  die  Waldverwüstungen  im  östlichen  Mittelmeer¬ 
becken  seit  dem  Ausgang  des  Altertums  zurückzuführen 
ist.  Die  noch  höheren  Zollsätze  für  behauenes  und 
gesägtes  Holz  dürften  den  Frachtvorteil  kaum  aus- 
gleichen,  der  bei  der  Versendung  solcher  Hölzer  gegen¬ 
über  der  Verfrachtung  von  Rundholz1)  erzielt  werden 
kann. 

Auch  in  den  weiteren  industriellen  Zolltarifklassen 
begegnet  man  der  wunderlichen  Erscheinung  gar  nicht 
so  niedriger  Rohstoffzölle,  die  teils  mit  fiskalischen,  teils 
mit  agrarischen  Gesichtspunkten  Zusammenhängen 
dürfte,  wofern  sie  nicht  auf  einer  Überschätzung  der 
Möglichkeit  beruht,  zugleich  Rohstoffgewinnungen  und 
Fabrikationen  durch  Schutzzölle  gewinnbringender  zu 
machen  und  in  die  Höhe  zu  bringen.  So  haben  Lumpen 
aller  Art,  alte  Seide  und  Taue  sowie  andere  Textil¬ 
abfälle  zur  Papiererzeugung  15  Goldpiaster 
für  100  kg  zu  entrichten,  während  die  zur  Papiererzeu¬ 
gung  dienenden  einfachen  Fabrikate,  Holzschliff 
und  Zellulose,  nur  mit  10  Goldpiaster  für  100  kg 
belastet  sind.  Freilich  sind  die  P  a  p  i  e  r  z  ö  1 1  e,  von 
grobem  Pack-  und  Druckpapier  angefangen,  besonders 
hoch2).  Anscheinend  besteht  in  der  Türkei  die  Hoffnung, 
mit  Hilfe  von  Schutzzöllen  die  Papierfabrikation  aus 
eingeführter  Holzmasse  einbürgern  zu  können.  Auf  einen 
kräftigeren  Zollschutz  für  Holzschliff  und  Zellulose 
wurde  wohl  in  Anbetracht  der  geringen  türkischen  Be¬ 
stände  an  weichem  Holz  verzichtet. 

Verhältnismäßig  hohen  Rohstoffzöllen  be¬ 
gegnet  man  auch  in  den  Textilindustrien,  so 
für  Baumwolle  und  Baumwollabfälle,  Kapok,  Flachs, 
Hanf,  Manilahanf,  Jute,  Kokosfasern,  Ramie,  Kokons 
und  Rohseide,  Rohwolle,  gewaschen  und  ungewaschen, 
Wollabfälle.  Die  Türkei  selbst  liefert  zwar  einzelne 


)  Die  Zollsätze  für  Leder  beginnen  mit  550  (Rinderhäute,  gegerbt, 
nicht  zugerichtet)  und  900  (Kuhhäute  und  andere  große  Häute,  gegerbt  und 
zugerichtet)  Goldpiaster;  sie  enden  mit  Sätzen  von  2700  (Maroquin,  Glanz- 
und  Lackleder  von  Schafen,  Ziegen,  Lämmern  und  Zicklein)  und  3 750 
\  L  he  vr eau- Hand  schuh  leder )  Goldpiaster.  Daneben  gibt  es  aber  eine  Post 
»  -eder,  zugeschnitten,  für  Sohlen  und  Sandalen  (Tscharik)«  mit  nur  540  Gold- 
piaster.  Die  Schuhzölle  bewegen  sich  zwischen  1300 — 3300  Goldpiaster, 
und  ganz  feine  Galanterieschuhe  haben  sogar  6000  Goldpiaster  zu  entrichten. 
Dagegen  sind  Tr  an  smi  s  si  o  n  s  ri  em  e  n,  wahrscheinlich  aus  Rücksicht 
tur  den  allgemeinen  industriellen  Bedarf,  nur  mit  600  Goldpiaster  belastet. 
Iler  Zoll  auf  »Sättel,  Pferdegeschirr  und  Teile  davon,  aus  Leder  und 
ohne  Zubehör  oder  nur  mit  Zubehör  aus  Stahl  und  Eisen«  beträgt  1650, 
jener  für  Handschuhe  aus  gewöhnlichem  Leder  4500,  für  solche  aus 
Leder  10.000,  für  einfache  Taschnerwaren  1300  Goldpiaster. 
All  dies  für  je  100  kg. 


l)  Die  R  un  d  h  o  1  z  z  ö  1 1  e  betragen,  streng  genommen,  nur  20 — 25  Gold¬ 
piaster,  da  der  höhere  Satz  von  30  Goldpiastern  nur  für  Teakholz  gilt. 
»Exotische«  Rundhölzer  sind  sogar  nur  mit  15  Goldpiaster  belastet.  Be¬ 
hauene  Hölzer  haben,  abgesehen  von  Teakholz  nur  30,  gesägte  Eichen-, 
Nuß-  und  Ulmenhölzer  42,  ebensolche  Teakhölzer  45,  ebensolche  andere, 
d.  h.  vorwiegend  weiche  Hölzer  48  Goldpiaster  zu  entrichten.  In  Mittel¬ 
und  Westeuropa  werden  harte  Sägewaren  höher  bewertet  und  daher  auch 
höher  im  Zoll  belastet  als  weiche;  doch  in  der  Türkei  überwiegen  aus 
kilmatischen  Gründen  die  harten  Hölzer,  während  weiche  in  viel  geringerem 
Ausmaß  zu  finden  sind.  Gehobelte  Bretter  haben  40-54,  Fournierholz 
unter  1  ent  Dicke  80,  geleimte  Parketten  72,  nngeleimte  60,  Faßdauben 
und  leere  Fässer  40,  grobe  Zimmerwaren  (Türen,  Fenster,  Verklei¬ 
dungen.  Treppenstufen)  120,  einfache,  nicht  verzierte  und  nicht  geschnitzte 
Rahmen  aus  Holz  180  Goldpiaster  zu  entrichten.  Dagegen  sind  mit  ver¬ 
hältnismäßig  niedrigen  Zöllen  belastet :  Holzdraht,  Holzstroh  und  Holz¬ 
wolle  15,  Holzbalken  20  Goldpiaster.  Seltsam  berührt  der  Zoll  von 

Goldpiastern  für  ein  so  minderwertiges  Material  wie  Sägespäne.  Möbel 
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aus  gewöhnlichem  Holz,  auch  mit  Geflecht  aus  Rohr,  Siroh,  Schilf,  haben 
den  drückend  hohen  Zoll  von  750  Goldpiastern  zu  entrichten,  der  etwa 
50  Prozent  des  Wertes  und  mehr  gleichkommen  dürfte;  dagegen  sind 
Möbel  aus  gebogenem  Holz,  für  deren  technisch  besonders  schwierige, 
auch  in  vorgeschritteneren  Industrieländern  nicht  leicht  einzubürgernde 
Erzeugung  in  der  Türkei  derzeit  fast  alle  Voraussetzungen  fehlen,  nur  mit 
190  Goldpiaster  belastet.  Feinere  Möbel  aus  besseren  Tischlerhölzern, 
worin  bisher  die  Einfuhr  gegenüber  der  türkischen  handwerksmäßigen  Er¬ 
zeugung  besonders  leistungsfähig  war,  sind,  je  nach  ihrer  Beschaffenheit, 
mit  Sätzen  von  1000,  1250,  1500  und  2000  Goldpiastern  bedacht.  Gewöhnliche 
Korbwaren  haben  400,  feine  480  und  600  Goldpiaster  zu  entrichten.  All 
dies  für  je  100  kg. 

*)  So  betragen  die  Zölle  in  Goldpiaster  für  100  kg:  Packpapier  und 
geteertes  Papier  70;  gewöhnliches  Druckpapier  45;  Schreibpapier,  nicht 
zugeschnitten,  gutes.  Druckpapier  90;  Flies-  und  Filtrierpapier  100;  Seiden¬ 
papier,  Zeichenpapier  100;  Kopierpapier  140;  Z  i  g  a  r  e  1 1  e  n  p  a  pi  e  r  in 
Blättern  150,  in  Bücbeln  5°°1  gebundene  Geschäftsbücher,  Merkbücher 
u.  dgl.  280;  Notizblocks  und  ungebundene  Geschäftsbücher  jeder  Art  200; 
Pappe,  gewöhnliche,  roh,  nur  40;  Pappe,  gewöhnliche,  lackiert  150;  Spiel¬ 
karten  800.  Während  ungebundene  Drucksachen  aller  Art  sowie  Atlanten, 
Karten  und  Tafeln,  als  wissenschaftliche  und  Unterrichtsbehelfe  sowie 
gebundene  Schulbücher  zollfrei  sind,  unterliegen  Kataloge,  Preislisten  und 
Anzeigen  aller  Art  einem  Schutz-  oder  Verhandlungszoll  von  45,  andere 
gedruckte  Bücher  einem  ebensolchen  Zoll  von  80  Goldpiastern. 
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wichtige  Textilrohstofife  in  größeren  Mengen,  so  Wolle 
und  Mohair,  Seide,  Baumwolle.  Aber  gerade  in  den 
Textilindustrien  spielt  die  Sortenverschiedenheit  der 
Rohstoffe  eine  besonders  große  Rolle.  So  mußte  zum 
Beispiel  die  Union  ägyptische  und  indische  Baumwolle 
beziehen,  die  indischen  Baumwollfabriken  konnten  ägypti¬ 
sche  und  nordamerikanische  Baumwolle  nicht  entbehren, 
und  auch  die  Seidenfabriken  jedes  Landes  bedürfen  in- 
und  ausländischer  Rohmaterialien  verschiedenster  Art. 

Freilich  sind  die  neuen  türkischen  Textilwaren¬ 
zölle  noch  viel  höher  als  die  betreffenden  Rohstoff¬ 
zölle,  dienen  teilweise  auch  zum  Schutz  hoff¬ 
nungsvoller  industrieller  Ansätze,  wie 
Baumwollspinnereien,  Wollwebereien  und  Wollteppich- 
fabrikationen,  Seidenspinnereien.  So  steht  dem  Zoll  auf 
Rohbaumwolle  von  80  Goldpiastern  für  100  kg  ein 
Zoll  auf  Baumwollwatte  von  180  Goldpiastern  gegenüber; 
hierzu  kommen  Baumwollgarnzölle,  die  (abgesehen  von 
der  besonders  geschützten  Merzerisierung  und  Herrich¬ 
tung  für  den  Detailverkauf)  270  bis  420  Goldpiaster  für 
die  gröberen  Nummern  bis  Nr.  24  betragen,  während 
die  in  der  Türkei  noch  nicht  erzeugten  feineren  Nummern 
nur  Zölle  von  165  bis  240  Goldpiastern  zu  entrichten 
haben.  Die  Zölle  für  baumwollene  Webwaren  beginnen 
bei  ungebleichter  Rohware  mit  400  und  enden  bei  feiner 
Druckware  mit  1880  Goldpiastern;  Tülle  haben  1320, 
Gaze  und  Musselin  1000,  zugeschnittene  Tischdecken 
und  Taschentücher  nur  700,  Baumwollsamte  1100,  baum¬ 
wollene  Wirkwaren  2000  Goldpiaster  für  100  kg  zu  ent¬ 
richten. 

Höchst  merkwürdig  ist  der  Umstand,  daß  R  o  h  j  u  t  e 
einem  Zoll  von  20,  Jutegarne  einem  solchen  von  100 
Goldpliastern  unterliegen,  während  Packleinwand  und 
Säcke  daraus  nur  mit  50  Goldpiastern  belastet  sind.  Im 
allgemeinen  sind  die  Sätze  des  Tarifes  für  Leinen-  und 
Jutewaren  mit  Einschluß  der  Juteteppiche  weniger  hoch 
und  erträglicher  als  jene  für  andere  Textilerzeugnisse, 
da  eben  die  Türkei  hier  nicht  einmal  industrielle  An¬ 
sätze  zu  schützen  hat.  Sehr  hohe  Zölle  weist  dagegen  das 
Tarifkapitel  der  Seiden  waren  auf,  angefangen  mit 
Kokons,  Florettseide  und  Greges  sowie  Seidenzwirnen 
bis  zu  den  seidenen  Web-,  Wirk-  und  Posamenteriewaren 
und  Tülls;  nur  die  zum  Weben  von  Teppichen  vorge¬ 
richtete  Seide  ist  mit  dem  verhältnismäßig  niedrigen 
Satz  von  500  Goldpiastern  belastet ;  der  Zoll  für  ge¬ 
trocknete  Kokons  beträgt  zum  Beispiel  525  Goldpiaster ! 
Ebenso  wurden  Rohwolle,  Wollgarne,  wollene  Web- 
und  Wirkwaren  sowie  Teppiche  mit  hohen  Zöllen  be¬ 
dacht. 

Ein  hoher  Zollschutz  wurde  auch  der  Erzeugung  von 
Bekleidungsgegenständen  aller  Art  (fertige 
Kleider  für  Männer  und  Frauen  sowie  Wäsche,  Mieder, 
Halsbinden,  Hüte  und  Fesse,  Pelze,  künstliche  Blumen 
etc.)  zugewandt;  es  sind  dies  Hervorbringungen,  die  im 
Osmanischen Reich  schon  seit  jeher  auf  kleingewerblicher 
Grundlage  entwickelt  waren  und  in  den  letzten  zwei  bis 
drei  Jahrzehnten  namentlich  in  den  großen  Städten  be¬ 
deutende  Fortschritte  gemacht  hatten.  So  sind  zum  Bei¬ 
spiel  Fesse  mit  2800,  wollene  und  halbwollene  Anzüge  mit 
4000  Goldpiaster  für  100  kg  zu  verzollen;  dagegen  unter¬ 
liegen  Halbwollstoffe,  je  nach  dem  Gewicht,  auf  den 
Quadratmeter,  nur  Sätzen  von  600,  900  und  1100,  Ganz¬ 
wollstoffe  solchen  von  1300,  1400  und  1600  Goldpiastern. 
Das  tatsächliche  Inkrafttreten  derartiger  Zollspannungen 
wäre  für  wichtige  österreichische  Ausfuhrindustrien  zu¬ 
mindest  eine  arge  Erschwernis. 

Auffällig  ist  es  auch,  daß  Rohkautschuk  und 
Kautschukabfälle,  Steinkohle,  Braunkohle,  Koks 
und  Holzkohle,  Kies  und  Sand,  Mühlsteine,  Lithographie¬ 
steine,  Kalk,  Schmirgel,  Asbest,  Glimmer,  mit  verhältnis¬ 
mäßig  nicht  geringen  Zöllen  belegt  werden.  Sogar 
Eisenerz,  Alteisen  und  Eisenabfälle  haben  Zölle  von 


1,  2  und  4  Goldpiastern  für  100  kg  zu  entrichten.  Die  in 
den  Zolltarifen  der  Industrieländer  verhältnismäßig 
häufig  zu  findenden  Zölle  auf  Roheisen  fehlen  auch 
im  neuen  türkischen  Zolltarif  nicht,  wurden  aber  dort 
mit  8  Goldpiaster  (etwa  Goldkronen  i'73)  für  100  kg 
bemessen,  sind  also  weit  höher,  als  zum  Beispiel  jene 
Österreich-Ungarns  von  K  1*50,  obwohl  in  der  Türkei 
derzeit  eine  leistungsfähige  Eisenindustrie  so  gut  wie 
gar  nicht  besteht.  Erwähnung  verdienen  auch  die  ver¬ 
hältnismäßig  hohen  Zollsätze  auf  Kupfererz,  Altkupfer 
und  Altmessing,  auf  Kupfer,  Messing,  Kupferlegierungen, 
Bleierz,  Altblei  und  Bleiabfälle  sowie  Rohblei,  auf  Zinn¬ 
erz  und  Rohzinn,  auf  Quecksilber,  Antimon,  Arsen, 
Nickel  und  deren  Erze,  während  die  im  Tarif  nicht  be¬ 
sonders  genannten  Metalle  mit  einem  Satz  von  50  Gold¬ 
piastern  für  100  kg  belegt  wurden. 

Mögen  auch  diese  hohen  Rohstoffzölle  nur  mittelbar 
im  Widerspruch  zu  den  industrieför.dernden  Absichten 
stehen,  die  im  Motivenbericht  kundgegeben  werden,  so 
widerstreiten  die  Sätze  des  neuen  Tarifes  zweifellos 
dem  Hinweis  des  Motivenberichtes,  daß  für  Gegenstände 
allgemeinen  Bedürfnisses  nur  mäßig  hohe  Zollsätze  fest¬ 
gesetzt  seien,  um  die  breiten  Volksmassen  nicht  allzusehr 
zu  belasten.  Dem  scheint  es  auch  zu  widersprechen,  daß 
in  den  ersten  neun  Warenklassen  des  Zolltarifes  zahl¬ 
reiche  mehr  oder  minder  wichtige  Nahrungs-  und 
Genußmittel  mit  hohen  Zollsätzen  belastet  werden. 
Verhältnismäßig  schonend  wurden  nur  Kaffee  und  Tee 
behandelt.  Aber  hinsichtlich  Getreide,  Reis,  Mehl, 
Fleisch,  Molkereierzeugnisse,  Hülsenfrüchte,  Obst,  Ge¬ 
müse,  Zucker  und  Fische  wurden  die  hohen  Zollbela¬ 
stungen,  die  der  mittel-  und  westeuropäische  Agrarismus 
in  den  letzten  anderthalb  Jahrzehnten  vor  dem  Weltkrieg 
durchzusetzen  gewußt  hatte,  erreicht  und  sogar  über¬ 
troffen.  In  den  erwähnten  neun  Warenklassen  wird  auch 
eine  Reihe  von  Fabrikaten  schwer  belastet,  an  denen  die 
österreichische  Ausfuhr  mehr  oder  weniger  interessiert 
ist,  so  Konserven,  Teigwaren,  Stärke,  Kakaopulver  und 
Schokolade,  Rohzucker  und  Raffinade  (mit  starker  Span¬ 
nung  zwischen  beiden  die  Sätze  der  Brüsseler  Zucker¬ 
konvention  weit  überragenden  Zollsätzen),  Bier,  Spiritus 
und  Spirituosen  aller  Art,  Schaumweine,  Essig. 

Unter  der  Herrschaft  der  Kapitulationen  war  die 
Türkei  ein  Land  von  besonders  billiger  Le¬ 
benshaltung;  denn  Zölle  von  acht  und  seit  Sommer 
1907  von  elf  Prozent  des  Wertes  sind  in  Anbetracht  des 
neueren  Hochschutzzöllnertums  als  geradezu  mäßig  zu 
bezeichnen.  Sollte  aber  der  vorliegende  neue  Tarif  auch 
nur  einigermaßen  für  den  tatsächlichen  Stand  der  Dinge 
nach  Beendigung  des  Weltkrieges  maßgebend  sein,  dann 
würde  die  Türkei,  zumindest  was  die  städtische  Bevölke¬ 
rung  betrifft,  bald  zu  den  Ländern  mit  teuerster  Lebens¬ 
haltung  gehören.  Dies  würde  sich  besonders  in  den  nicht 
gerade  seltenen  Jahren  einer  Mißernte  zeigen,  in  welchen 
die  Türkei  und  vornehmlich  ihre  größeren  Hafenstädte, 
stets  auf  große  Zufuhren  von  Lebensmitteln  aus  dem 
Ausland  angewiesen  waren.  Das  in  der  Türkei  vor¬ 
herrschende  Großgrundbesitzertum  scheint  den 
neuen  Zolltarif  etwas  einseitig  gemäß  den  eigenen  Inter¬ 
essen  eingerichtet  zu  haben.  Die  Folgen  hiervon  wären 
um  so  nachteiliger,  als  die  türkischen  Großgrundbesitzer 
zumeist  ihre  Güter  nicht  im  Selbstbetrieb  bewirtschaften, 
sondern  verpachten ;  daher  würden  die  erhöhten  Preise 
für  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  nicht  der  Land¬ 
bevölkerung  als  solcher,  sondern  den  Pachtrenten  der 
Großgrundbesitzer  zu  gute  kommen.  Dieser  Gesichts¬ 
punkt  wird  im  Motivenbericht  in  folgender  Form  vor¬ 
gebracht:  ,,Der  Zollschutz  der  Landwirtschaft  wurde 
grundsätzlich  im  Auge  behalten ;  besondere  Aufmerk¬ 
samkeit  wurde  jenen  landwirtschaftlichen  Erzeugnissen 
gewidmet,  die  der  Boden  des  Ottomanischen  Reiches  her¬ 
vorbringt.“  Abgesehen  von  der  Beibehaltung  der  älteren 
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Zollbefreiungen  für  landwirtschaftliche  Maschinen  sowie 
für  Guano,  Kunst-  und  natürlichen  Dünger  äußert  sich 
die  agrarfreundliche  Zollpolitik  fast  nur  in  bedeutend 
erhöhten  Zöllen  für  die  Erzeugnisse  von  Ackerbau,  Vieh¬ 
zucht,  Waldwirtschaft,  Fischerei  sowie  für  Lebens-  und 
Genußmittel  aller  Art.  Sogar  Futtermittel  wurden  mit 
hohen  Zöllen  belastet,  und  zwar  nicht  nur  Mais  und 
Hafer,  sondern  auch  Kleie  und  Ölkuchen,  Rückstände 
der  Brauereien  und  Brennereien,  Heu  und  Stroh. 

Bisher  kam  es  den  in  der  Türkei  zu  einiger  Blüte  ge- 
langten  Industrien  und  gewerblichen  Erzeugungen  zu 
gute,  daß  die  Arbeiter,  in  Anbetracht  der  mäßigen  Preise 
der  meisten  Nahrungsmittel  und  Gebrauchsgegenstände, 
mit  verhältnismäßig  niedrigen  Lohnsätzen  aus- 
kommen  konnten.  Der  neue  Zolltarif  dürfte  hiermit  ganz 
entschieden  aufräumen,  falls  er  ohne  zahlreiche  ein¬ 
schneidende  Ermäßigungen  durch  Handelsver 
träge  in  Kraft  gesetzt  werden  sollte.  Die  als  Rück¬ 
schlag  auf  den  wirtschaftlichen  Druck  der  Kapitulationen 
begreifliche  Sehnsucht,  sich  dem  Ausland  gegenüber 
möglichst  unabhängig  auf  die  eigenen  Füße  zu  stellen, 
und  die  als  Folgeerscheinung  eines  Krieges  auf  Leben 
und  Tod  ebenfalls  sehr  begreiflichen  wirtschaftschauvi 
nistischen  Stimmungen  sind  schon  während  der  parla¬ 
mentarischen  Verhandlungen  über  den  Zolltarif  deutlich 
sichtbar  geworden,  so  daß  einschneidenden  Ermäßigungen 
seiner  Sätze  durch  Handelsverträge  zumindest  ein  nicht 
geringer  Widerstand  geleistet  werden  dürfte.  Es  ist 
hierfür  bezeichnend,  daß  der  ursprüngliche,  bereits  stark 
schutzzöllnerische  Tarifentwurf  in  den  Verhandlungen 
des  Zollausschusses  der  Kammer  zahlreiche  Erhöhungen 
der  Agrarzölle  und  Fabrikatenzölle  erfuhr.  Die  Ver¬ 
handlungen  des  genannten  Ausschusses  dauerten  zum 
Teil  auch  aus  diesem  Grunde  so  lange,  daß  der  Kammer 
und  dem  Senat  nur  mehr  wenig  Zeit  zu  Verhandlungen 
über  den  neuen  Tarif  verblieb,  weshalb  er  in  der  ersten 
Märzhälfte  1916  in  Bausch  und  Bogen  ohne  viel  Er¬ 
örterungen  angenommen  wurde. 


einzelnen  Warengattungen  die  Einfuhr  aus  dem  Ausland 
auf  ein  geringes  Ausmaß  beschränken.  Hohen  Schutz¬ 
zöllen  begegnet  man  auch  im  XXII.  Tarifkapitel,  be¬ 
treffend  Glas-,  Stein-,  Porzellan-  und  Tonwaren.  Die 
1  iirkei  hatte  schon  bisher  beachtenswerte  Absätze  in 
den  Glas-  und  keramischen  Fabrikationen 
zu  verzeichnen,  die  sich  unter  dem  Schutz  des  neuen 
Tarifes  kiäftig  entwickeln  dürften.  Geradezu  prohibitiv 
sind  die  Zollsätze  für  die  im  Land  bereits  einigermaßen 
entwickelte  Zementfabrikation.  Möglicherweise  werden 
sich  unter  dem  neuen  Zollschutze  auch  die  türki¬ 
schen  Ölindustrien,  die  schon  bisher  in  Verarbeitung 
von  Baumwoll-,  Sesam-  etc.  Saaten  keinen  geringen  Um¬ 
fang  hatten,  zu  noch  größerer  Leistungsfähigkeit  ent¬ 
falten. 


Die  bisherigen  industriell-gewerb¬ 
lichen  Entwicklungen  innerhalb  des  Osmani 
sehen  Reiches  waren  eben  infolge  des  verhältnismäßig 
geringen  Zollschutzes  von  durchaus  gesunder  und 
kräftiger  Art.  Es  blieb  nur  dasjenige  bestehen,  was 
sich  im  scharfen  internationalen  Wettbewerb,  gestützt 
auf  billige  und  geschickte  Arbeitskräfte,  im  Land  vor¬ 
handene,  mäßig  teure  Rohstoffe  etc.  durchsetzen  konnte. 
Sollten  aber  die  neuen  türkischen  Zölle  ihrer  Höhe  nach 
auch  nur  annähernd  dem  vorliegenden  Tarif  entsprechen, 
dann  dürfte  es  anders  werden.  Es  würden  zahlreiche  in¬ 
dustrielle  Betriebe,  zumeist  wohl  kleineren  Umfanges, 
entstehen,  die  ihr  Dasein  vorwiegend  der  Zollspannung 
zwischen  Rohstoffen  und  weiter  zu  bearbeitenden  Fa¬ 
brikaten  einerseits,  den  Fabrikaten  höherer  Ordnung 
(Endfabrikaten)  anderseits  zu  verdanken  hätten.  Diese 
Industrien  würden  teurer  erzeugen  und  auf  minder  festen 
Füßen  stehen  als  jene  Fabrikationen,  die  sich  unter  der 
Herrschaft  der  Kapitulationen  entwickelt  haben.  Der¬ 
artigen  schutzzöllnerischen  Zollbemessungen  und  Zoll¬ 
spannungen  begegnet  man  innerhalb  des  Tarifes  ins 
besondere  hinsichtlich  solcher  Industriezweige,  in  denen 
schon  während  des  letzten  Vierteljahrhunderts,  da  noch 
die  Kapitulationen  in  voller  Kraft  bestanden,  vielfach 
ein  lebhafter  teils  industrieller,  teils  kleingewerblicher 
Wettbewerb  mit  den  Bezügen  aus  dem  Ausland  zu  ver¬ 
zeichnen  war ;  dies  gilt  namentlich  für  die  Baumwoll¬ 
spinnerei,  Seidenindustrie,  Erzeugung  ge¬ 
wisser  W  o  1 1  g  e  w  e  b  e,  für  das  Schneider¬ 
gewerbe,  die  Erzeugung  von  Schuh-,  Sattler- 
u  n  d  Taschnerwaren,  von  Drechslerwaren 
und  Möbeln  etc.  Nunmehr  dürfte  dieser  Wettbewerb 
einen  starken  Ansporn  erhalten  und  möglicherweise  in 


Minder  gute  Aussichten  dürften  aber,  trotz  der  hohen 
Sätze  des  neuen  Tarifes,  innerhalb  der  metallurgi¬ 
schen,  chemische  111)  und  Kautschukfabri¬ 
kationen,  in  der  Maschinenindustrie,  dem 
Waggon-  und  Schiffbau,  in  der  Erzeugung  von 
Uhren  und  Instrumenten  bestehen.  Gerade  in 
diesen  vom  Standpunkt  der  Industrialisierung  eines 
Landes  wichtigsten  Industriezweigen  werden  sich  wohl 
die  Nachteile  des  neuen  Zollregimes  am  entschiedensten 
geltend  machen.  Diese  bestehen  in  der  starken  Verteue¬ 
rung  der  Lebenshaltung  und  der  industriellen  Behelfe 
bei  mäßig  großen  Absatzmöglichkeiten  in  einem  schwach 
bevölkerten,  armen,  unter  hohen  Preisen  leidenden 
inneren  Absatzgebiet.  Im  großen  und  ganzen  kann  in 
der  Türkei  durch  Zollschutz  erreicht  werden,  daß  sich 
einzelne  Industriezweige  kleineren  Umfanges  rascher  ent¬ 
wickeln  oder  auch  neu  aufgenommen  werden2),  aber  die 
Industrialisierung  des  Landes  im  ganzen 
geno  m  m  e  n  und  sein  Aufschwung  zu  großindustriellen 
Formen  der  gewerblichen  Erzeugung  dürfte  durch  diesen 
Zolltarif  oder  durch  einen  ihm  auch  nur  annähernd  ähn¬ 
lichen  Tarif  nicht  sehr  gefördert  werden.  Gegenüber  den 
die  industrielle  Tätigkeit  im  allgemeinen  erschwerenden 
und  verteuernden  zolltarifarischen  Verhältnissen  werden 
wohl  auch  die  der  Regierung  zustehenden  zollpolitischen 
Vollmachten  wenig  helfen,  die  auflndustrieförde- 
mng  im  Verwaltungsweg  abzielen  und  im  Mo- 
tivenbericht  des  Tarifgesetzes  folgendermaßen  bespro¬ 
chen  werden:  „Der  Regierung  wurde  die  Befugnis  er¬ 
teilt,  im  Verordnungsweg  jene  Zollbefreiungen  zu  ge¬ 
währen,  die  ihrer  Ansicht  nach  zur  Förderung  von  In¬ 
dustrie  und  Gewerbe  des  Osmanischen  Reiches  nötig 
sind.  Gleichwohl  enthält  der  neue  Zolltarif  feste  Sätze 
für  Maschinen  und  ähnliche  Produktionsbehelfe,  die  in 
Anwendung  zu  kommen  haben,  falls  nicht  jene  beson¬ 
deren  Verhältnisse  vorliegen,  unter  denen  Zollfreiheit 
gewährt  wird.“ 

Freilich  liegt  derzeit  nur  der  allgemeine  Zolltarif  und 
nicht  der  V  ertragstarif  vor.  In  dieser  Beziehung 
wäre  aber  nicht  nur  auf  die  bereits  früher  erwähnte 
schutzzöllnerisch-chauvinistische  Stimmung,  sondern  auch 
auf  den  Umstand  hinzuweisen,  daß  die  Türkei  nur  ver¬ 
hältnismäßig  wenig  schutzbedürftige  Aus¬ 
fuhrinteressen  hat.  Sie  versandte  bisher  zumeist 
nur  Rohstoffe  und  Nahrungsmittel,  die  nach  dem  Welt¬ 
krieg  noch  viel  begehrter  sein  werden  als  vor  diesem  Er¬ 
eignis,  abgesehen  von  Teppichen,  einzelnen  kunstgewerb¬ 
lichen  Gegenständen  etc.,  um  derentwillen  sich  die 
türkischen  handelspolitischen  Unterhändler  wohl  nicht 
allzusehr  werden  anstrengen  müssen.  Dagegen  dürften 
die  türkischen  maßgebenden  Kreise  einige  Mühe  haben, 
ihren  Wunsch  durchzusetzen,  daß  die  K  ü  s  t  e  n  Schiff¬ 
fahrt  der  türkischen  Flagge  Vorbehalten  bleibe.  Aber 

)  Die  Erzeugung  von  Seife  dürfte,  wie  bereits  bisher,  auf  billiges  Roh¬ 
material  gestützt,  gedeihen. 

2)  ?s  ,  r^e  s'cü  namentlich  um  Veredlungsindustrien  auf  der  Grundlage 
der  Einfuhr  weiter  zu  bearbeitender  Fabrikate  handeln. 
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auch  dies  brauchte  keine  unmittelbare  Sorge  zu  sein,  da 
die  türkische  Handelsflotte  bisher  noch  zu  schwach  ist, 
um  den  Verkehr  längs  der  ausgedehnten  türkischen 
Küstenlinien  ohne  riesige  Erhöhung  der  Frachtsätze  be¬ 
dienen  zu  können,  wodurch  aber  das  ganze  türkische 
Wirtschaftsleben  schwer  leiden  würde. 

Hoffnungsvoller  ist  für  die  beiden  Mittelmächte  der 
Umstand,  daß  in  der  Türkei  den  Plänen  eines  zoll¬ 
politischen  Vorzugsverhältnisses  inner¬ 
halb  der  durch  das  Schlagwort  „B  e  r  1  i  n — B  a  g  d  a  d“ 
bezeichnten  Ländermassen  viel  Wohlwollen  entgegen¬ 
gebracht  wird.  Hierbei  zählen  gewisse  politische  Ge¬ 
sichtspunkte  mit,  deren  nähere  Erörterung  hier  nicht 
am  Platze  wäre.  Außerdem  handelt  es  sich  um  die  wohl¬ 
begründete  Hoffnung  der  türkischen  maßgebenden  Kreise, 
die  nötigen  Kapitalien  für  die  Erweiterung  und  den 
Neuaufbau  der  türkischen  Volkswirtschaft,  für  landwirt¬ 
schaftliche  Verbesserungen,  Schiffsbauten,  industrielle 
Neugründungen,  neue  Eisenbahnlinien  und  Trambahnen, 
städtische  Licht-,  Kraft-  und  Wasserwerke  etc.  von  den 
Mittelmächten  und  namentlich  aus  Deutschland  zu  be¬ 
kommen.  Deutsche  Geschäftskreise  sollen  bereits  derzeit 
in  Konstantinopel  und  auf  anderen  großen  türkischen 
Plätzen  sehr  tätig  sein,  um  die  großen  wirtschaftlichen 
Aussichten  einer  politisch-militärisch  gefestigten  Türkei 
durch  entsprechende  Kapitalsanlagen  auszunützen,  wobei 
auch  die  vom  neuen  Zolltarif  gebotenen  Möglichkeiten 
nicht  außer  acht  gelassen  werden.  Von  gleichartig  inter¬ 
essierten  österreichischen  Kreisen  wurde  eine  ähnliche 
Tätigkeit  bisher  in  größerem  Umfang  nicht  entfaltet. 
Doch  liegt  nach  allgemeiner  Überzeugung  innerhalb  des 
Mindestausmaßes  der  vielbesprochenen  wirtschaftlichen 
Annäherung  der  Mittelmächte  der  gemeinsame  Ab¬ 
schluß  von  Handelsverträgen,  und  zwar 
namentlich  von  solchen  Handelsverträgen,  die  mit  so 
nah  verbündeten  Staaten,  wie  Bulgarien  und  die  Türkei, 
abzuschließen  sind.  Daher  dürften  die  von  der  Türkei 
gewährten  Vorzugszölle  —  die  deutsch-türkischen  wirt¬ 
schaftspolitischen  Verhandlungen  haben  bereits  im 
Herbst  1915  begonnen  —  Österreich-Ungarn  im  gleichen 
Ausmaß  zu  gute  kommen  wie  Deutschland  selbst  und 
unseren  Ausfuhrinteressen  in  ähnlicher  Weise  entspre¬ 
chen  wie  den  deutschen. 

Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  betrachtet  dürfte  der 
neue  türkische  Zolltarif  für  die  österreichischen  Ausfuhr¬ 
interessen  weit  weniger  bedenklich  erscheinen,  als  wenn 
Österreich-Ungarn  mit  der  Türkei  nur  innerhalb  der 
Schranken  der  Meistbegünstigung  einen  Tarifvertrag  ab¬ 
schließen  müßte.  Sollte  aber  auch  bei  einem  Vorzugs¬ 
zollvertrag  die  Einfuhr  aus  Österreich-Ungarn  gegen¬ 
über  einzelnen  zollbegünstigten  türkischen  Industrie¬ 
zweigen  kaum  mehr  wettbewerbsfähig  sein,  dann  bleibt 
uns  doch  wenigstens  in  allen  anderen,  in  ihrer  Gesamt¬ 
heit  weit  wichtigeren  Warengattungen  eine  Vorzugs¬ 
stellung  gegenüber  den  Industrieländern  außerhalb  Mittel¬ 
europas  gewahrt.  In  welcher  Weise  sich  die  türkische 
Regierung  mit  einzelnen  an  dem  türkischen  Markt  in 
höherem  Grade  interessierten  Agrarländern,  wie  Rußland, 
Rumänien,  Griechenland  etc.,  hinsichtlich  der  türkischen 
Agrarzölle  auseinandersetzen  wird,  ist  für  uns  eine 
Angelegenheit  von  minder  hoher  Bedeutung;  abgesehen 
davon,  daß  die  Wichtigkeit  des  türkischen  Marktes  für 
Griechenland  und  Rumänien  dazu  beitragen 
könnte,  daß  sich  diese  Länder  zum  gesamten  mitteleuro¬ 
päischen  Verband  zwischen  der  Nordsee  und  dem  Persi¬ 
schen  Meerbusen  in  handelspolitischer  Beziehung  mög¬ 
lichst  freundlich  stellen. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Zwangsvollstreckung  ausländischer  Exekutions¬ 
titel  im  polnischen  Okkupationsgebiet.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Justizministers  vom  28.  Mai  1916  über  die 
Zwangsvollstreckung  aus  ausländischen  Exekutions¬ 
titeln  in  den  in  österreichisch-ungarischer  Militär¬ 
verwaltung  stehenden  Gebieten  Polens  (Okkupations¬ 
gebiet)  und  über  das  Maß  der  in  Beziehung  auf  dieses 
Gebiet  verbürgten  Gegenseitigkeit  lautet: 

Die  Verordnung  des  Armeeoberkommandanten  vom 
9.  Mai  1916,  Verordnungsblatt  der  k.  u.  k.  Militärverwal¬ 
tung  in  Polen  Nr.  58,  enthält  über  die  Zwangsvoll¬ 
streckung  aus  ausländischen  Exekutionstiteln  folgende 
V  orschriften : 

„§  12.  Erkenntnisse  von  Gerichten  in  der  öster¬ 
reichisch-ungarischen  Monarchie,  im  Deutschen  Reiche 
oder  im  deutschen  Okkupationsgebiete,  sowie  Vergleiche, 
die  vor  diesen  Gerichten  geschlossen  wurden,  sind  in 
allen  bürgerlichen  Rechtssachen  unter  jenen  Voraus¬ 
setzungen  und  in  jenen  Grenzen  zu  vollstrecken,  die  im 
betreffenden  Staate  für  die  Vollstreckung  auswärtiger 
zivilgerichtlicher  Erkenntnisse  allgemein  festgesetzt  sind. 

Über  die  Vollstreckbarkeit  ist  gemäß  Artikel  1274  bis 
1281  der  Zivilprozeßordnung  zu  entscheiden.  Vor  der 
Entscheidung  kann  Sicherstellung  des  Anspruches  gemäß 
Artikel  590  ff.  der  Zivilprozeßordnung  bewilligt  werden. 
Artikel  1276  der  Zivilprozeßordnung  ist  mit  der  Be¬ 
schränkung  aufgehoben,  daß  der  Vollstreckungsbefehl 
oder  ein  Zeugnis  des  ausländischen  Gerichtes  vorliegen 
muß,  daß  das  Erkenntnis  oder  der  Vergleich  vollstreckbar 
ist.  Der  Vollzug  kann  vom  Gläubiger  unmittelbar  oder 
durch  Vermittlung  des  ausländischen  Gerichtes  angesucht 
werden.“ 

Die  Artikel  1274,  1275,  1277  bis  1281  der  russischen 
Zivilprozeßordnung  lauten  in  deutscher  Übersetzung: 

„1274.  Erkenntnisse  der  Justizbehörden  fremder  Staaten 
werden  im  Reiche  nur  dann  vollstreckt,  wenn  dies  durch 
Verfügungen  der  Gerichte  des  Reiches  bewilligt  wird. 

1275.  Bittschriften  um  Vollstreckung  von  Erkenntnissen 
der  Justizbehörden  fremder  Staaten  werden  bei  dem¬ 
jenigen  Bezirksgerichte  eingereicht,  in  dessen  Geschäfts¬ 
kreise  die  Vollstreckung  geschehen  soll. 

1277.  Die  Ladung  des  Beklagten  vor  Gericht  geschieht 
auf  Grundlage  der  allgemeinen  Bestimmungen. 

1278.  Bittschriften  wegen  Vollstreckung  von  Erkennt¬ 
nissen  der  Justizbehörden  fremder  Staaten  werden  im 
abgekürzten  Verfahren  (Artikel  348  bis  365)  entschieden. 

1279.  Bei  der  Verhandlung  dieser  Sachen  haben  die 
Justizbehörden  nicht  auf  eine  Beurteilung  des  Wesens 
der  Streitfrage  einzugehen,  welche  bereits  von  den  Ge¬ 
richten  fremder  Staaten  entschieden  worden,  sondern  nur 
zu  bestimmen,  ob  das  vorliegende  Erkenntnis  nicht  An¬ 
ordnungen  enthalte,  welche  der  öffentlichen  Ordnung  zu¬ 
wider  oder  nach  den  Reichsgesetzen  unstatthaft  sind. 

1280.  Die  auf  oben  angeführten  Grundlagen  gefällten 
Erkenntnisse  werden  nach  den  allgemeinen  Regeln  über 
die  Vollstreckung  von  Erkenntnissen  der  Justizbehörden 
des  Reiches  vollstreckt. 

1281.  Erkenntnisse  von  Justizbehörden  fremder  Staaten 
werden  nicht  vollstreckt  und  haben  gar  keine  Kraft  im 
Reiche,  wenn  sie  Streitsachen  über  das  Eigentumsrecht 
an  Immobilien,  die  in  Rußland  gelegen  sind,  entscheiden.“ 

In  diesem  Maße  ist  auch  die  Gegenseitigkeit  als  ver¬ 
bürgt  anzusehen,  wenn  es  sich  gemäß  §  79  der  Exeku¬ 
tionsordnung  um  •  die  Zwangsvollstreckung  auf  Grund 
von  Akten  und  Urkunden  handelt,  die  im  k.  u.  k.  Okku¬ 
pationsgebiet  errichtet  wurden. 

Auf  Grund  des  §  84  Exekutionsordnung  wird  ver¬ 
ordnet,  daß  die  Bestimmung  des  §  80,  Z.  1,  E.-O.,  in 
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Ansehung  der  im  k.  u.  k.  Okkupationsgebiete  errichteten 
Exekutionstitel  im  allgemeinen  nicht  anzuwenden  ist; 
jedoch  ist  die  Bewilligung  der  Zwangsvollstreckung  zu 
versagen,  wenn  ein  österreichisches  Gericht  ausschließlich 
zur  Entscheidung  zuständig  ist. 


Beistellung  von  zum  Lastentransport  benötigten 
Fahrzeugen  und  Tieren.  Eine  Verordnung  des  Han¬ 
delsministers  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Mi¬ 
nistern  vom  2.  Juni  1916  verfügt: 

§  r.  Der  Besitzer  eines  bespannten  oder  unbespannten 
Lastfuhrwerkes  oder  eines  zum  Lastentransport  geeig¬ 
neten  Tieres  kann  von  der  politischen  Landesbehörde  und 
mit  ihrer  Ermächtigung  von  der  politischen  Bezirks¬ 
behörde  verpflichtet  werden,  dasselbe  entsprechend  aus¬ 
gerüstet  dem  Staate,  den  öffentlichen  Körperschaften 
oder  privaten  gemeinnützigen  oder  Erwerbsunterneh¬ 
mungen  für  Transportarbeiten,  deren  Durchführung  im 
öffentlichen  Interesse  gelegen  ist,  gegen  Entgelt  beizu¬ 
stellen.  Die  politische  Behörde  kann  auch  die  Person  be¬ 
stimmen,  die  den  Dienst  als  Führer  (Fuhrmann,  Trag 
tierführer)  bei  dem  beizustellenden  Lastfuhrwerke  oder 
Tiere  zu  leisten  hat. 

Bei  den  im  Sinne  des  vorstehenden  Absatzes  zu  tref¬ 
fenden  Maßnahmen  ist  auf  die  Leistungsfähigkeit  und 
die  Möglichkeit  der  Weiterführung  der  Wirtschaft  oder 
des  Betriebes  des  Fuhrwerks-  und  Tierbesitzers  billige 
Rücksicht  zu  nehmen. 

§  2.  Die  Bestimmungen  des  §  1  finden  auch  auf  die 
Beistellung  von  Kraft-  und  Wasserfahrzeugen  und  deren 
Bedienung  analoge  Anwendung. 

§  3-  Gegen  die  auf  Grund  der  Bestimmungen  der  §§  1 
und  2  getroffenen  Verfügungen  der  politischen  Behörde 
ist  eine  Berufung  nicht  zulässig. 

§  4.  Durch  die  nach  den  §§  1  und  2  erfolgte  Beistellung 
eines  Transportmittels  wird  dessen  Heranziehung  auf 
Grund  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  26.  De¬ 
zember  1912,  R.-G.-Bl.  Nr.  236,  betreffend  die  Kriegs¬ 
leistungen,  oder  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  9.  Ja¬ 
nuar  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  7,  nicht  ausgeschlossen. 

§  5.  Die  politische  Landesbehörde  kann  für  die  Bei¬ 
stellung  der  Fahrzeuge  oder  Tiere  sowie  für  die  Ent¬ 
lohnung  des  Personals  (Fuhrmann,  Tragtierführer, 
Wagenführer  u.  s.  w.)  eine  bestimmte  Vergütung  fest¬ 
setzen,  in  der  auch  die  Entschädigung  für  die  gewöhn¬ 
liche  Abnützung  der  Fahrzeuge  und  der  Tiere  inbegriffen 
ist. 

Ansprüche  auf  Ersatz  des  Schadens,  der  dadurch  ent¬ 
standen  ist,  daß  das  Fahrzeug  oder  das  Tier  in  außer¬ 
gewöhnlichem  Maße  abgenützt,  beschädigt  oder  un¬ 
brauchbar  geworden  ist,  werden  dadurch  nicht  berührt. 

§  6.  Übertretungen  der  auf  Grund  dieser  Verordnung 
erlassenen  Verfügungen  und  jede  Mitwirkung  bei  der 
Vereitlung  der  darin  festgesetzten  Verpflichtungen 
werden  von  der  politischen  Behörde  erster  Instanz  mit 
Geldstrafen  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs 
Monaten  geahndet. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 


Regelung  des  Bezuges  von  versteuertem  Zucker 
zum  Zwecke  der  Erzeugung  von  Wein.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  dem 
Ackerbauminister  und  den  beteiligten  Ministern  vom 
30.  Mai  1916  bestimmt: 

§  1.  Die  Zuweisung  von  versteuertem  Zucker  zum 
Zwecke 

a)  der  Umgärung  bereits  fertigen  Weines, 

b)  der  Erzeugung  der  im  §  4,  Absatz  1,  des  Gesetzes 
vom  12.  April  1907»  R.-G.-Bl.  Nr.  210,  betreffend  den 
Verkehr  mit  Wein,  Weinmost  und  Weinmaische,  bezeich- 


neten  Weine  (Süß-  [Dessert-]  und  Schaumweine  sowie 
aromatisierter  und  gewürzter  Weine) 
erfolgt  unmittelbar  durch  die  Zuckerzentrale  nach  Maß¬ 
gabe  der  folgenden  Bestimmungen. 

§  2.  Wer  auf  Grund  einer  in  Gemäßheit  der  Bestim¬ 
mungen  des  Gesetzes  vom  12.  April  1907,  R.-G.-Bl. 
Nr.  210,  betreffend  den  Verkehr  mit  Wein,  Weinmost 
und  Weinmaische,  und  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
erlassenen  Vorschriften  von  der  zuständigen  politischen 
Behörde  erster  Instanz  erteilten  Erlaubnis  zur  Zuckerung 
für  Zwecke  der  Umgärung  bereits  fertiger  Weine 
(kranker,  fehlerhafter  und  minderwertiger  Weine)  auf 
den  Bezug  von  Zucker  Anspruch  erhebt,  hat  seinen  Be¬ 
darf  an  Zucker  unter  Vorlage  dieser  Bewilligung  un¬ 
mittelbar  bei  der  Zuckerzentrale  anzusprechen. 

Erzeuger  der  im  §  4  des  Gesetzes  vom  12.  April  1907, 
R.-G.-Bl.  Nr.  210,  bezeichneten  Weine,  welche  auf  den 
Bezug  von  Zucker  Anspruch  erheben,  haben,  falls  sie 
die  gemäß  der  Bestimmung  des  letzten  Absatzes  der  vor¬ 
bezogenen  Gesetzesstelle  erforderliche  Anzeige  bereits 
vor  dem  1.  Januar  1915  erstattet  haben,  Zucker  unter 
Vorlage  einer  vom  zuständigen  staatlichen  Kellerei¬ 
inspektor  über  das  Ausmaß  des  Bedarfes  ausgestellten 
Bestätigung  unmittelbar  bei  der  Zuckerzentrale  anzu 
sprechen.  Zur  Nachweisung  des  Bedarfes  hat  der  An¬ 
spruchswerber  dem  zuständigen  staatlichen  Kellerei¬ 
inspektor  die  bezüglichen  Buchauszüge,  Fakturen  etc. 
zur  Einsicht  vorzulegen. 

§  3.  Die  Zuckerzentrale  hat  bei  der  Zuweisung  von 
Zucker  für  die  in  den  §§  1  und  2  genannten  Zwecke 
hinsichtlich  des  Ausmaßes  der  Zuweisung  nach  den  vom 
Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Ackerbau¬ 
minister  getroffenen  Weisungen  vorzugehen. 

Die  Ausfertigung  von  Bezugsscheinen  für  die  in  den 
§§.  1  und  2  genannten  Zwecke  im  Sinne  des  §  9  der 
Ministerialverordnung  vom  4.  März  1916,  R.-G.-Bl. 

Nr.  61,  betreffend  die  Regelung  des  Verkehres  mit  ver 
steuertem  Zucker  sowie  die  Abgabe  von  Zucker  auf 
Grund  solcher  Bezugsscheine  ist  unstatthaft. 

§  4.  Die  Regelung  des  Bezuges  von  versteuertem 
Zucker  für  Zwecke  der  Verbesserung  des  Leseproduktes 
und  der  Erzeugung  von  Tresterwein  bleibt  Vorbehalten. 
Die  Ausfertigung  von  Bezugsscheinen  für  diese  Zwecke 
sowie  die  Abgabe  von  Zucker  auf  Grund  solcher  Be¬ 
zugsscheine  ist  unstatthaft. 

5.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden  nach 
Maßgabe  der  Bestimmungen  des  §  14  der  Ministerial¬ 
verordnung  vom  4.  März  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  61,  be 
treffend  die  Regelung  des  Verkehres  mit  versteuertem 
Zucker,  geahndet. 

§  6.  Die  \  erordnung  tritt  am  Tag  der  Kundmachung 
in  Kraft. 


Verwendung  von  versteuertem  Zucker  für 
Zwecke  der  Obstverwertung  in  den  Haushalten. 

Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen 
mit  den  beteiligten  Ministern  vom  30.  Mai  1916  verfügt: 

§  ü  ^en  Bezug  von  Zucker  für  Zwecke  der  Obst¬ 
verwertung  kann  Haushalten  (Wirtschaften)  über  be¬ 
sonderes  Verlangen  des  Haushaltungsvorstandes  bei  der 
zuständigen  Abgabestelle  für  Zuckerkarten  eine  Zucker¬ 
zusatzkarte  für  Obstverwertung  ausgefolgt  werden,  in¬ 
sofern  vom  Haushaltungsvorstand  eine  schriftliche  eides- 
stättige  Erklärung  abgegeben  wird, 

a)  daß  sich  in  seinem  Haushalte  (Wirtschaft)  nicht 
mehr  als  2 1j2  kg  Zucker  für  jede  im  Haushalte  ver¬ 
köstigte  Person  befinden,  somit  die  Anspruchsberechti¬ 
gung  zum  Bezüge  einer  Zuckerkarte  gemäß  §  3,  Ab¬ 
satz  1,  der  Ministerialverordnung  vom  4.  März  1916, 
R.-G.-Bl.  Nr.  61,  gegeben  erscheint,  und 

b)  daß  von  seiner  Seite  dafür  Sorge  getragen  werde, 
daß  der  auf  Grund  dieser  Zuckerzusatzkarte  bezogene 
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Zucker  ausschließlich  für  Obstverwertung  im  Haushalte 
(Wirtschaft)  verwendet  werden  wird. 

§  2.  Haushalte  (Wirtschaften),  in  welchen  bis  ein¬ 
schließlich  drei  Personen  verköstigt  werden,  haben  An¬ 
spruch  auf  eine  auf  4  kg, 

Haushalte  mit  vier  Personen  auf  eine  auf  5  kg, 

Haushalte  mit  fünf  und  mehr  Personen  auf  eine  auf 
6  kg  lautende  Zuckerzusatzkarte. 

§  3.  Die  Zuckerzusatzkarte  für  Obstverwertung  wird 
amtlich  aufgelegt,  hat  für  die  Monate  Juni  bis  einschließ¬ 
lich  September  1916  Gültigkeit  und  ist  unübertragbar. 

Die  Zuckerzusatzkarte  für  Obstverwertung  enthält 
einen  Abschnitt  über  4  kg  Zucker ;  für  Haushalte  mit 
vier,  beziehungsweise  fünf  und  mehr  Personen  enthält 
die  Zuckerzusatzkarte  einen,  beziehungsweise  zwei  wei¬ 
tere  Abschnitte  über  je  1  kg  Zucker. 

Zuckerzusatzkarten  für  Obstverwertung  werden  nur 
einmal  bei  der  zuständigen  Abgabestelle  für  Zuckerkarten 
ausgefolgt.  Den  Zeitpunkt  der  Ausgabe  dieser  Zucker¬ 
zusatzkarten  bestimmt  die  politische  Landesbehörde. 

§  4.  Die  Abgabe  von  Würfelzucker  auf  Zuckerzusatz¬ 
karten  für  Obstverwertung  ist  verboten. 

§  5.  Die  Bestimmungen  der  Ministerialverordnung  vom 
4.  März  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  61,  sowie  die  Bestimmungen 
des  §  6  der  Ministerialverordnung  vom  7.  Mai  1916, 
R.-G.-Bl.  Nr.  132,  finden,  insofern  in  dieser  Verordnung 
nicht  besondere  Anordnungen  getroffen  werden,  An¬ 
wendung. 

§  6.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Deutschland. 

Ausfuhrverbote.  Auf  Grund  des  §  2  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  31.  Juli  1914,  betreffend  das  Verbot 
der  Ausfuhr  von  Verpflegungs-.  Streu-  und  Futtermitteln, 
wird  zur  öffentlichen  Kenntnis  gebracht: 

Von  der  Liste  der  zur  Ausfuhr  freigegebenen  Waren 
nach  Ziffer  I  der  Bekanntmachung  vom  16.  Februar 
19161)  werden  gestrichen: 

Meerrettich  (Nr.  33  n  des  Statistischen  Waren¬ 
verzeichnisses), 

Bleichsellerie  (Nr.  33  p )  ;  Rhabarber  (Nr.  33 q)  ;  Kresse 
und  Knoblauch  (Nr.  33  r). 

Lbnterm  2.  1.  M.  wurde  die  Bekanntmachung  vom 
27.  April  1916,  betreffend  das  Verbot  der  Aus-  und  Durch¬ 
fuhr  von  sämtlichen  Waren  des  elften  Abschnittes  des 
Zolltarifs  (Papier,  Pappe  und  Waren  daraus)  dahin  er¬ 
gänzt,  daß  durch  diese  Bekanntmachung  nicht  aufge¬ 
hoben  werden: 

1.  Die  Bekanntmachung  vom  12.  Februar  1916 
(„Reichsanzeiger“  Nr.  37  vom  12.  Februar  1916),  be¬ 
treffend  das  Verbot  der  Aus-  und  Durchfuhr  von 
Jacquardkarten ; 

2.  die  Bekanntmachung  vom  1.  Dezember  1915 
(„Reichsanzeiger“  Nr.  284  vom  2.  Dezember  1915),  be¬ 
treffend  das  Verbot  der  Aus-  und  Durchfuhr  von  Post¬ 
karten  mit  Abbildungen ; 

3.  Abschnitt  2  der  Bekanntmachung  vom  24.  Juni  1915 
(„Reichsanzeiger“  Nr.  147  vom  25.  Juni  1915),  be¬ 
treffend  das  Verbot  der  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von 
Garnspulen  aller  Art,  insbesondere  aus  Papier  und  Pappe. 

Eine  amtliche  Bekanntmachung  vom  3.  1.  M.  verbietet 
die  Aus-  und  Durchfuhr  von  nicht  zubereiteten  Bronze¬ 
farben  in  Aufmachungen  für  den  Kleinverkauf. 

Eine  amtliche  Bekanntmachung  vom  3.  1.  M.  bestimmt: 

I.  Es  dürfen  weder  aus-  noch  durchgeführt  werden: 

1.  nach  dem  feindlichen  Ausland  Karten-  und  Gelände¬ 
beschreibungen  jeder  Art; 

2.  nach  dem  neutralen  und  verbündeten  Ausland,  außer 
Österreich-Ungarn  (letzteres  siehe  Ziffer  3), 

*)  Vgl.  Nr.  8  des  »Handelsmuseumsa  vom  24.  Februar  1.  J.,  Seite  114. 


a)  folgende  Karten: 

a  die  Übersichtskarte  der  Eisenbahnen  Deutschlands 
im  Maßstabe  i  :  750.000  (bearbeitet  im  Reicheisenbahn¬ 
amt), 

ß  die  Übersichtskarte  der  Verwaltungsbezirke  der  kö¬ 
niglich  preußischen  und  großherzoglich  hessischen  Eisen¬ 
bahndirektionen  1  :  1,000.000  (bearbeitet  im  Ministerium 
der  öffentlichen  Arbeiten), 

y  die  Übersichtskarte  der  vereinigten  preußischen  und 
hessischen  Staatseisenbahnen  1  :  600.000  (bearbeitet  im 
Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten), 

S  die  Karte  der  deutschen  Eisenbahnen  und  ihrer  An¬ 
schlüsse  im  Ausland  1  :  800.000,  herausgegeben  vom 
Gea-Verlag ; 

b)  Karten,  die  von  deutschen  Militär-  und  Marine¬ 
behörden  herausgegeben  sind ; 

c )  Geländebeschreibungen,  Reliefkarten,  die  deutsches, 
österreichisch-ungarisches  und  besetztes  feindliches  Ge¬ 
biet  des  Ostens  und  Westens  betreffen,  und  zwar  Karten 

a  im  Maßstabe  von  1  :  1  bis  1  :  100.000  einschließlich, 
wenn  sie  bereits  vor  dem  2.  April  1915  bestanden  haben, 

ß  im  Maßstabe  von  1  :  1  bis  1  :  300.000  einschließlich, 
wenn  sie  nach  dem  2.  April  1915  entstanden  sind.  (Neue 
Auflagen  älterer  Karten,  die  keine  wesentlichen  Ände¬ 
rungen  enthalten,  gelten  nicht  als  neuentstandene  Karten¬ 
werke)  ; 

d )  Geländebeschreibungen,  Reliefkarten,  die  Gebiete 
der  Balkanländer,  Kleinasiens,  Ägyptens  und  Persiens 
betreffen,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  den  Maßstab ; 

3.  nach  Österreich-Ungarn 

a)  die  unter  Nr.  2  a  und  b  genannten  Karten; 

b)  Karten  im  Maßstab  von  1  :  1  bis  1  :  100.000  ein¬ 
schließlich,  Reliefkarten  ohne  Rücksicht  auf  Maßstab 
und  Geländebeschreibungen  von 

a  dem  Gebiet  des  deutschen  Schutzstreifens;  der 
Schutzstreifen  umfaßt  im  Süden  das  Gebiet  südlich  der 
Linie  Salzburg,  Rosenheim,  Weilheim,  Dietmannsried, 
im  Westen  das  Gebiet  von  Württemberg,  Hohenzollern, 
Elsaß-Lothringen,  der  Rheinpfalz  und  dann  weiter  nach 
Norden  einen  Grenzstreifen  von  etwa  100  km,  im 
Norden  das  Küstengebiet  in  einer  Breite  von  etwa 
100  km, 

ß  dem  in  Osten  und  Westen  besetzten  feindlichen 
Gebiete, 

y  dem  engeren  Kriegsgebiet  und  der  Umgebung  von 
befestigten  Plätzen  der  österreichisch-ungarischen  Mon¬ 
archie  ; 

4.  nach  dem  besetzten  feindlichen  Gebiet  des  Ostens 
und  Westens 

die  unter  Nr.  30  und  b  genannten  Geländebeschrei¬ 
bungen,  Reliefkarten  und  Karten.  Die  Ausfuhr  anderer 
Karten  ist  aber  von  der  Zustimmung  der  dortigen  Be¬ 
fehlshaber,  also  des  Generalquartiermeisters,  des  Ober¬ 
befehlshabers  Ost,  der  Generalgouverneure  von  War¬ 
schau  und  Belgien,  abhängig. 

II.  Ausnahmen.  Dem  Aus-  und  Durchfuhrverbot  unter¬ 
liegen  nicht: 

1.  alle  Sendungen  an  außerhalb  des  Reiches  befindliche 
deutsche  Militär-  und  Zivilbehörden, 

2.  solche  Sendungen,  die  von  den  militärischen  Prü¬ 
fungsstellen  zur  Ausfuhr  freigegeben  und  mit  einem  ent¬ 
sprechenden  Vermerk  versehen  sind. 

Die  Bekanntmachung  vom  6.  Februar  19161)  wird 
dahin  abgeändert,  daß  an  die  Stelle  der  dort  namentlich 
bezeichneten,  dem  Ausfuhr-  und  Durchfuhrverbot  nicht 
unterliegenden  Werkzeuge  die  folgenden  Werkzeuge 
treten: 

Abhäutezangen,  Ambosse,  Anschraubstöckchen,  Blumen¬ 
kellen,  Bohrwinden,  Buchbinderschnitzerklingen,  Büchsen¬ 
öffner,  Drahtspanner,  Drillbohrdreher,  Durchschläger,  Erz¬ 
krätzer,  Fleischersägen,  Fleischhauer,  Gartenmesser,  Glaser- 
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aushaumesser,  Glaserkittmesser,  Gewindebohrer  bis  3  mm 
Durchmesser,  Hackmesser,  Hämmer  im  Stückgewicht  bis 
500  g,  Hämmer  zum  Dengeln  von  Sensen,  Handhobel, 
Handhobeleisen,  Hufmesser,  Kerbschnitzmesser,  Kinder¬ 
gartengeräte,  Kistenöffner,  Klebschrauben,  Knochenspalter, 
Kohlenlöffel,  Korkzangen,  Körner,  Küchenmesser,  Laub¬ 
sägen  (Laubsägeblätter),  Leimknechte,  Lineale,  Locheisen, 
Mauerbohrer,  Maurerkellen,  Modistinnenzangen,  Mühl¬ 
picken,  Nägeltreiber,  Ösenzangen,  Plombierzangen,  Pflug¬ 
scharen,  Pflugstreichbretter,  Rasenstoßeisen,  Reibahlen  bis 
3  mm  Durchmesser,  Rohrzangen,  Rohrschneider,  Rollband¬ 
maße,  Rübenmesser,  Sattlermesser,  Scharier-  und  Spitz¬ 
werkzeuge,  Scheren,  sofern  nicht  zum  Draht-  oder  Blech¬ 
schneiden  geeignet,  Schinkenausbohrmesser,  Schlangen¬ 
bohrer,  Schmelztiegelzangen,  Schneidkluppen,  Windeisen, 
Halter  und  Backen  zu  Gewindebohrern  und  Reibahlen  bis 
3  mm  Durchmesser  und  zu  Spiralbohrern  bis  V2  mm 
Durchmesser,  Schneckenbohrer  für  Plandbetrieb,  Schränk¬ 
eisen  _  für  Sägen,  Schraubenschlüssel,  Schraubenzieher, 
Schrifteisen,  Schuhmacherahlen,  Spachteln,  Sperrhörner, 
Spiralbohrer  bis  i-2  mm  Durchmesser,  Stangenbohrer,  Sta- 
nioltubenzangen,  Steinsägen,  Steinsägenangeln,  Stichel  für 
lithographische  Zwecke,  Stocheisen,  Strohschneidemesser, 
Taster,  Unkrauthacken,  Wabenzangen,  Wegschaber,  Wetz¬ 
stahle,  Wiegemesser,  Winkel,  Zahlen-  und  Buchstaben¬ 
stempel,  Ziehklingen,  Zirkel,  Zollstöcke,  Zuckerzangen,  Zug¬ 
messer. 

Bekanntmachung  über  die  äußere  Kennzeich¬ 
nung  von  Waren.  Unterm  26.  Mai  1916  wurde  auf 
Grund  des  §  1  der  Verordnung  über  die  äußere  Kenn¬ 
zeichnung  von  Waren  vom  18.  Mai  19161)  folgendes 
bestimmt : 

§  1.  Die  Bestimmungen  dieser  Anweisung  finden  An¬ 
wendung  auf 

1.  Konserven  von  Fleisch  oder  unter  Zusatz  von 
Fleisch,  die  durch  Erhitzung  haltbar  gemacht  sind,  so¬ 
weit  ihre  Herstellung  zugelassen  wird; 

2.  Gemüsekonserven,  Obstkonserven  aller  Art,  Fisch¬ 
konserven,  Milch-  und  Sahnekonserven ; 

3.  diätetische  Nährmittel,  Fleischextrakt  und  dessen 
Ersatzmittel,  Fleischbrühewürfel  und  sonstige  Suppen¬ 
würfel,  Kaffee-,  Tee-  und  Kakaoersatzmittel  sowie 
Kaffeemischungen ; 

4.  Marmeladen,  Obstmus,  Kunsthonig  und  sonstige 
Fettersatzstoffe  zum  Brotaufstrich; 

5.  Käse; 

6.  Schokoladen,  Schokolade-  und  Kakaopulver  aller 
Art,  Zwieback  und  Keks. 

§  2.  Waren  der  im  §  1  bezeichneten  Art,  die  in 
Packungen  oder  Behältnissen  an  den  Verbraucher  ab¬ 
gegeben  werden  sollen,  müssen  auf  der  Packung  oder 
dem  Behältnis  in  einer  für  den  Käufer  leicht  erkennbaren 
Weise  und  in  deutscher  Sprache  folgende  Angaben  ent¬ 
halten: 

1.  den  Namen  oder  die  Firma  und  den  Ort  der  ge- 
werblichen  Hauptniederlassung  desjenigen,  der  die  Ware 
herstellt;  bringt  ein  anderer  als  der  Hersteller  die  Ware 
in  der  Verpackung  unter  seinem  Namen  oder  seiner 
Firma  in  den  Verkehr,  so  ist  statt  dessen  Name  oder 
Firma  und  Niederlassungsort  dieser  Person  anzugeben; 

2.  die  Zeit  der  Herstellung  oder  Füllung  nach  Monat 
und  Jahr; 

3.  den  Inhalt  nach  handelsüblicher  Bezeichnung  und 
nach  deutschem  Maße  oder  Gewicht  oder  nach  Anzahl ; 
bei  Fleisch  oder  fleischhaltigen  Konserven,  ausgenommen 
Geflügelkonserven,  muß  das  in  der  fertigen  Ware  vor¬ 
handene  Mindestgewicht  des  knochenfreien  Fleisches 
(einschließlich  Fettes)  oder  Specks  (einschließlich 
bettes),  bei  Geflügelkonserven  das  in  der  fertigen  Ware 
vorhandene  Mindestgewicht  des  knochenhaltigen  Fleisches 
(einschließlich  Fettes),  bei  Gemüse-  und  Obstkonserven 
das  zur  Zeit  der  Füllung  vorhandene  Mindestgewicht 
des  Gemüses  oder  Obstes  ohne  die  der  Konserve  zu¬ 
gesetzte  Flüssigkeit  angegeben  werden.  Bei  Konserven 
von  Sardinen,  Heringen  oder  dergleichen  Fischen  ge- 
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niigt  an  Stelle  des  Gewichts  die  Zahl  der  eingefüllten 
bische,  sofern  diese  im  Durchschnitt  der  mittleren  Größe 
der  in  Betracht  kommenden  Art  entsprechen ; 

4.  den  Kleinverkaufspreis  in  deutscher  Währung. 

§  3.  Die  im  §  2  vorgeschriebenen  Angaben  sind  vom 
Hersteller  oder,  falls  ein  anderer  die  Ware  in  der  Ver¬ 
packung  unter  seinem  Namen  oder  seiner  Firma  in  den 
Verkehr  bringt,  von  diesem  anzubringen. 

Die  Angaben  sind  anzubringen,  bevor  der  Verpflichtete 
die  Ware  weitergibt. 

§  4.  Die  Beseitigung  oder  Unkenntlichmachung  einer 
Preisangabe,  zum  Beispiel  durch  Uberklebezettel,  ist  ver¬ 
boten. 

§  5-  Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  auf  Waren, 
die  bis  zum  Tage  der  Verkündung  hergestellt  und  in 
Packungen  oder  Behältnisse  eingefüllt  sind,  nur  insoweit 
Anwendung,  als  sich  die  Waren  noch  im  Besitze  des 
Herstellers  oder  derjenigen  Person,  die  sie  unter  ihrem 
Namen  oder  ihrer  Firma  in  den  Verkehr  bringt,  befinden. 
Sie  gelten  nicht  für  Waren,  die  aus  dem  Ausland  in 
Originalpackungen  eingeführt  sind  oder  werden.  Solche 
Waren  sind  vor  der  Abgabe  an  den  Verbraucher  auf  der 
Packung  als  Auslandsware  zu  kennzeichnen. 

Für  die  äußere  Bezeichnung  der  von  den  Heeres¬ 
verwaltungen  oder  der  Marineverwaltung  in  Auftrag  ge¬ 
gebenen  Waren  gelten  die  von  diesen  Stellen  vorgeschrie¬ 
benen  besonderen  Bestimmungen. 

§  6.  Zuwiderhandlungen  sind  nach  §  5  der  Verordnung 
des  Bundesrates  über  die  äußere  Kennzeichnung  von 
Waren  vom  18.  Mai  1916  (R.-G.-Bl.  S.  380)  mit  Ge¬ 
fängnis  bis  zu  sechs  Monaten  und  mit  Geldstrafe  bis  zu 
1500  M.  oder  mit  einer  dieser  Strafen  strafbar. 

§  7-  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  am  15.  Juni 
1916  in  Kraft. 

Erstattung  von  Beiträgen  zur  Angestellten¬ 
versicherung  an  berufsunfähige  Kriegsteilnehmer. 

Der  Bundesrat  hat  am  26.  Mai  1916  folgende  Verordnung 
erlassen : 

§  1.  Den  bei  der  Reichsversicherungsanstalt  für  An¬ 
gestellte  Versicherten,  die  im  gegenwärtigen  Kriege  dem 
Deutschen  Reiche  oder  einem  mit  ihm  verbündeten  oder 
befreundeten  Staate  Kriegs-,  Sanitäts-  oder  ähnliche 
Dienste  geleistet  haben,  und  infolge  ihrer  Teilnahme  am 
Kriege  dauernd  berufsunfähig  (§  25,  Absatz  r,  des  Ver¬ 
sicherungsgesetzes  für  Angestellte)  geworden  sind  oder 
werden,  ist  auf  ihren  Antrag  die  Hälfte  der  für  sie  an 
die  Reichsversicherungsanstalt  für  Angestellte  entrich¬ 
teten  Pflichtbeiträge  zu  erstatten.  Bei  freiwilliger  Ver¬ 
sicherung  werden  drei  Viertel  der  eingezahlten  Beiträge 
erstattet. 

§  2.  Der  Anspruch  auf  Beitragserstattung  verfällt, 
wenn  er  nicht  innerhalb  eines  Jahres  nach  Eintritt  der 
Berufsunfähigkeit  geltend  gemacht  wird.  Die  Frist  be¬ 
ginnt  jedoch  nicht  vor  Schluß  desjenigen  Kalenderjahres 
zu  laufen,  in  welchem  der  Krieg  beendet  ist. 

§  3.  Für  das  Verfahren  gelten  die  §§  229  ff.  des  Ver¬ 
sicherungsgesetzes  für  Angestellte. 

Die  Instanzen  der  Angestelltenversicherung  sind  an 
die  Entscheidungen  der  obersten  Militärbehörde  des  Kon¬ 
tingents  darüber  gebunden,  ob  eine  Gesundheitsstörung 
als  eine  Dienstbeschädigung  und  die  Dienstbeschädigung 
als  durch  den  Krieg  herbeigeführt  anzusehen  ist. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  Wirkung  vom 
i.  August  1914  in  Kraft. 

Erleichterung  des  Brennereibetriebes  im  Be¬ 
triebsjahr  1915/16.  Der  Bundesrat  hat  am  31.  Mai  1916 
folgende  Verordnung  erlassen: 

I.  Bei  landwirtschaftlichen  Brennereien,  die  im  Laufe 
des  Betriebsjahres  1915/16  Kartoffeln  oder  Mais  ver¬ 
arbeiten,  wird  für  dieses  Betriebsjahr  von  der  im  §  43, 
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Ziffer  2,  und  im  §  46  des  Branntvveinsteuergesetzes  vom 
15.  Juli  1909  vorgesehenen  Erhöhung  der  Betriebsauflage 
um  3  M.  vom  Hektoliter  Alkohol  abgesehen. 

II.  Brennereien,  die  bisher  Getreide  nicht  oder  nur 
teilweise  verarbeitet  haben,  wird  gestattet,  im  Betriebs¬ 
jahr  1915/16  Mais  ohne  Hefenerzeugung  zu  verarbeiten, 
ohne  daß  die  nach  §  33,  Ziffer  2,  des  Branntweinsteuer¬ 
gesetzes  vom  15.  Juli  1909  und  §11,  Absatz  1,  Ziffer  1, 
des  Gesetzes,  betreffend  Beseitigung  des  Branntwein¬ 
kontingents,  vom  14.  Juni  1912  mit  einem  solchen  Über¬ 
gang  zur  Getreideverarbeitung  verbundenen  oder  sonstige 
steuerliche  Nachteile  eintreten. 

Höchstpreise  für  Soda.  Der  Bundesrat  hat  am 
26.  Mai  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Die  Preise  für  Soda  dürfen  die  in  nachstehender 
Übersicht  aufgeführten  Beträge  nicht  übersteigen: 

A.  Kalzinierte  Soda  (Ammoniaksoda,  L  e- 
blancsoda,  Sodapulver). 

Mark 

1.  Bei  Abgabe  von  50  bis  500  kg  für  100  kg 
Reingewicht  frei  Haus  einschließlich  Sack  .  .  15' — 

2.  Bei  Abgabe  von  geringeren  Mengen  als  50  kg 

für  1  kg  einschließlich  Verpackung  ....  0‘20 
für  Vs  kg  einschließlich  Verpackung  ....  O'io 

B.  Kristall-  und  Feinsoda. 

1.  Bei  Abgabe  durch  den  Hersteller  (Fabrik¬ 
preis)  : 

a)  Kristallsoda: 

für  100  kg  Reingewicht  frei  Haus  ein¬ 
schließlich  Sack .  8-50 

b)  Feinsoda: 

für  100  kg  Reingewicht  frei  Haus  ein¬ 
schließlich  Verpackung 

I.  im  Sack  .  9‘5o 

II.  in  Packungen  zu  je  Vs  oder  1  kg  .  .  .  10-50 

2.  Beim  Weiterverkauf  in  Mengen  von  50  kg  und 


darüber : 

a)  Kristallsoda: 

für  100  kg  Reingewicht  frei  Haus  ein¬ 
schließlich  Sack . 1075 

b)  Feinsoda: 

für  100  kg  Reingewicht  frei  Haus  ein¬ 

schließlich  Verpackung 

I.  im  Sack  . 11*75 

II.  in  Packungen  zu  je  V2  oder  1  kg  .  .  .  1270 
3.  Beim  Verkauf  von  geringeren  Mengen  als 
50  kg  Kristall-  und  Feinsoda: 

für  1  kg  einschließlich  Verpackung  ....  0’I5 

für  V2  kg  einschließlich  Verpackung  ....  o-o8 


§  2.  Soweit  Hersteller  von  Kristall-  und  Feinsoda  un¬ 
mittelbar  an  Selbstverbraucher  oder  unter  Ausschaltung 
des  Großhandels  an  den  Kleinhandel  liefern,  finden  die 
im  §  1,  B2,  festgesetzten  Höchstpreise  Anwendung. 

§  3.  Hersteller  von  Kristall-  und  Feinsoda  dürfen  ge¬ 
werbsmäßig  kleinere  Mengen  als  100  kg  nicht  abgeben. 

Soweit  Feinsoda  in  verschlossenen  Packungen  an  die 
Verbraucher  abgegeben  wird,  müssen  die  Packungen  je 
1/„  oder  1  kg  (bei  Füllung)  enthalten. 

§  4.  Der  Reichskanzler  kann  die  festgesetzten  Preise 
ändern  sowie  Höchstpreise  für  alle  sodahaltigen  Wasch¬ 
mittel  festsetzen.  Er  kann  Ausnahmen  von  den  Vor¬ 
schriften  dieser  Verordnung  zulassen. 

Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  be¬ 
stimmten  Behörden  können  für  ihre  Gebiete  oder  Teile 
derselben  die  in  den  §§  1  und  2  bestimmten  Preise  herab¬ 
setzen. 

§  5.  Die  in  dieser  Verordnung  oder  auf  Grund  der¬ 
selben  festgesetzten  Preise  sind  Höchstpreise  im  Sinne 
des  Gesetzes,  betreffend  Höchstpreise,  vom  4.  August 
1914,  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  17.  De¬ 
zember  1914,  in  Verbindung  mit  der  Bekantmachung 
vom  21.  Januar  1915  und  vom  23.  März  1916. 

§  6.  Wer  den  Bestimmungen  des  §  3,  Absatz  1  oder 
Absatz  2,  zuwiderhandelt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu 
sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  be¬ 
straft. 


§  7.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Verkün¬ 
dung,  die  Vorschrift  des  §  3,  Absatz  2,  jedoch  erst  mit 
dem  15.  Juni  1916  in  Kraft. 

Den  Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens  bestimmt  der 
Reichskanzler. 

Höchstpreise  für  Benzin.  Der  Bundesrat  hat  am 

27.  Mai  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Der  Preis  für  je  100  kg  Reingewicht  Benzin 
(Gasolin,  Testbenzin)  darf  nachfolgende  Sätze  nicht 
übersteigen : 

mit  einem  spezifischen  Gewichte 

bei  Benzin  (Gasolin) . bis  0-690  65  M. 

„  „  . über  0-690  „  0-725  60  „ 

»  »  .  0-725  „  0-745  53  „ 

»  >>  .  >>  o  745  »  0*760  42  » 

„  „  . . .  •  „  0760  „  0-785  35  „ 

„  Testbenzin  (Terpentinölersatz) . 45  „ 

Die  Preise  gelten  für  Lieferung  ab  deutschem  Lager 
oder  ab  deutscher  Grenze  in  Käufers  Kesselwagen. 

Die  bei  plus  15  Grad  Celsius  ermittelten  spezifischen 
Gewichte  sind  maßgebend. 

Als  Testbenzin  (Terpentinölersatz)  gilt  solches 
Benzin,  das  einen  Entflammungspunkt  von  über  21  Grad 
Celsius  nach  Abel  hat  und  bis  200  Grad  Celsius  nach 
Englcrschem  Verfahren  völlig  iibersiedet. 

§  2.  Übernimmt  der  Verkäufer  das  Zurollen  des 
Benzins  in  Fässern  und  Gefäßen  nach  einem  Lager  des 
Käufers  oder  die  Versendung  nach  einem  anderen  Orte, 
so  kann  er  nur  seine  baren  Auslagen,  und  bei  Verwen¬ 
dung  eigenen  Fuhrwerkes  eine  Vergütung  bis  zu  2  M. 
für  je  100  kg  Reingewicht  berechnen. 

§  3.  Bei  Lieferung  in  Verkäufers  Kesselwagen  darf 
keine  höhere  Mietgebühr  als  5  M.  für  Wagen  und  Tag 
gefordert  werden.  Die  Mietgebühr  ist  vom  Tage  der 
Füllung  in  Deutschland,  beziehungsweise  vom  Tage  des 
Abganges  an  einer  deutschen  Grenzstation  bis  zum  Tage 
des  Wiedereintreffens  des  Kesselwagens  an  der  vom  Ver¬ 
käufer  vorgeschriebenen  deutschen  Station  zu  berechnen. 

Ferner  darf  berechnet  werden: 

1.  bei  Lieferung  in  Verkäufers  Eisenfässern  eine  Ver¬ 
gütung  bis  zu  3  M.  für  100  kg  Reingewicht,  und  wenn 
die  Fässer  nicht  binnen  60  Tagen  vom  Lieferungstag  an 
gerechnet  zurückgegeben  werden,  eine  fernere  Vergütung 
bis  zu  1  M.  für  jedes  Faß  und  jede  weiteren  angefangenen 
30  Tage; 

2.  bei  Lieferung  in  Käufers  Gebinden  über  100  l  Inhalt 
eine  Füllgebühr  bis  zu  1  M.,  bei  Lieferung  in  Käufers 
Gefäßen  von  unter  100  l  Inhalt  bis  zu  2  M.  für  je  100  kg 
Reingewicht. 

§  4.  Die  Höchstpreise  gelten  für  Barzahlung  bei  Emp¬ 
fang.  Wird  der  Kaufpreis  gestundet,  so  dürfen  bis  zu 
2  vom  Hundert  Jahreszinsen  über  Reichsbankdiskont 
zugeschlagen  werden. 

§  5.  Durch  diese  Verordnung  werden  die  Preisbestim¬ 
mungen  der  Arzneitaxe  nicht  berührt. 

§  6.  Die  §§  2,  4,  §  5,  Absatz  2,  §  6  des  Gesetzes, 
betreffend  Höchstpreise,  vom  4.  August  1914,  in  der 
Fassung  der  Bekanntmachung  vom  17.  Dezember  1914 
in  Verbindung  mit  den  Bekanntmachungen  vom  21.  Ja¬ 
nuar  1915  und  vom  23.  März  1916  finden  entsprechende 
Anwendung,  ebenso  die  Bekanntmachung,  betreffend 
Einwirkung  von  Höchstpreisen  auf  laufende  Verträge, 
vom  11.  November  1915. 

§  7.  Mit  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  treten  die 
Bestimmungen  des  §  5,  Absatz  2,  der  Bekanntmachung 
über  die  Höchstpreise  für  Petroleum  und  die  Verteilung 
der  Petroleumbestände  vom  8.  Juli  1915  außer  Kraft, 
insoweit  sie  sich  auf  Schwerbenzin  (Terpentinölersatz) 
beziehen ;  desgleichen  treten  die  auf  Grund  des  §  7  der 
genannten  Verordnung  seitens  des  Reichskanzlers 
(Reichsamt  des  Innern)  für  den  Verkauf  von  Terpentin¬ 
ölersatz  erteilten  Ausnahmebewilligungen  außer  Kraft. 
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§  8.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  zulassen. 

§  9.  Die  Verordnung  tritt  am  1.  Juni  1916  in  Kraft. 
Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 

Verbot  der  Durchfuhr  von  Kaffee,  Tee  und 

Kakao.  Mit  Verordnung  vom  26.  Mai  1.  J.  wurde  die 
Durchfuhr  von  Kaffee,  Tee  und  Kakao  verboten.  Zu¬ 
lassung  von  Ausnahmen  bleibt  Vorbehalten. 


Bekanntmachung  über  Montanwachs.  Der  Bundes¬ 
rat  hat  am  26.  Mai  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Die  Eigentümer  von  rohem  und  raffiniertem 
Montanwachs  sind  verpflichtet,  das  Montanwachs  der 
Kriegsschmieröl-Gesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin  auf  deren 
Verlangen  käuflich  zu  überlassen. 

Kommt  eine  Einigung  über  den  Preis  nicht  zu  stände, 
so  wird  er  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  end¬ 
gültig  festgesetzt. 

§  2.  Mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  Geld¬ 
strafe  bis  zu  10.000  M.  wird  bestraft,  wer  den  Vor¬ 
schriften  des  §  1,  Absatz  1,  zuwiderhandelt. 

§  3.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Verkündung 
in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des 
Außerkrafttretens. 

Verkehr  mit  Fleischwaren.  Der  Bundesrat  hat  am 
22.  Mai  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Wer  mit  Beginn  des  25.  Mai  1916  Fleischwaren 
in  Gewahrsam  hat,  hat  sie  bis  zum  5.  Juni  1916  getrennt 
nach  Art  und  Eigentümern  unter  Bezeichnung  der  Eigen¬ 
tümer  und  des  Lagerungsorts  anzuzeigen,  und  zwar  so¬ 
wohl  dem  Kommunalverbande  des  Lagerungsorts  wie 
auch,  soweit  die  Mengen  über  2000  kg  betragen,  der 
Reichsfleischstelle.  Mengen,  die  sich  mit  Beginn  des 
25.  Mai  1916  unterwegs  befinden,  sind  vom  Empfänger 
unverzüglich  nach  Empfang  anzuzeigen. 

Nicht  anzuzeigen  sind  Mengen,  die  im  Eigentum  des 
Reiches,  eines  Bundesstaates  oder  Elsaß-Lothringens, 
insbesondere  im  Eigentum  der  Heeresverwaltung  oder 
der  Marineverw'altung  sow'ie  der  Zentraleinkaufsgesell¬ 
schaft  stehen. 

Der  Anzeigepflicht  unterliegen  ferner  nicht  die  Mengen, 
die  lediglich  für  den  Haushalt  des  Eigentümers  bestimmt 
sind. 

§  2.  Im  Sinne  dieser  Verordnung  gelten  als  Fleisch¬ 
waren:  Fleischkonserven,  Räucherwaren  von  Fleisch, 
Dauerwürste  aller  Art  sowie  geräucherter  Speck. 

§  3.  Fleischwaren,  die  nach  §  1  der  Reichsfleischstelle 
anzuzeigen  sind,  dürfen  nur  mit  Zustimmung  der  Reichs¬ 
fleischstelle  oder  der  von  ihr  bestimmten  Stellen  abgesetzt 
werden. 

Sie  sind  von  dem  Anzeigepflichtigen  der  von  der 
Reichsfleischstelle  bestimmten  Stelle  auf  Verlangen  zu 
überlassen  und  auf  Abruf  zu  verladen. 

§  4.  Der  Anzeigepflichtige  hat  die  Vorräte  aufzube¬ 
wahren  und  pfleglich  zu  behandeln;  auf  Verlangen  hat 
er  der  von  der  Reichsfleischstelle  bestimmten  Stelle 
Proben  gegen  Erstattung  der  Portokosten  einzusenden. 
Der  Reichskanzler  kann  nähere  Bestimmungen  über  diese 
Verpflichtungen  erlassen.  Die  Verpflichtung  endet  im 
Falle  des  §  3,  Absatz  1,  mit  dem  Absatz,  im  Falle  des 
§  3,  Absatz  2,  mit  der  Abnahme. 

§  5.  Die  von  der  Reichsfleischstelle  bestimmte  Stelle 
hat  für  die  abgenommenen  Fleischwaren  einen  ange¬ 
messenen  Übernahmspreis  zu  zahlen.  Einigen  sich  die 
Parteien  über  den  Preis  nicht,  so  setzt  die  höhere  Ver¬ 
waltungsbehörde  den  Übernahmspreis  endgültig  fest.  Sie 
bestimmt  auch,  wer  die  baren  Auslagen  des  Verfahrens 
zu  tragen  hat. 


§  6.  Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  wird 
das  Eigentum  auf  Antrag  der  von  der  Reichsfleisch¬ 
stelle  bestimmten  Stelle  durch  Anordnung  der  zu¬ 
ständigen  Behörde  auf  sie  oder  die  von  ihr  in  dem  An¬ 
trag  bezeichneten  Personen  übertragen.  Die  Anordnung 
ist  an  den  zur  Überlassung  Verpflichteten  zu  richten.  Das 
Eigentum  geht  über,  sobald  die  Anordnung  ihm  zugeht. 

§  7.  Die  Zahlung  erfolgt  spätestens  vierzehn  Tage  nach 
Abnahme. 

§  8.  Streitigkeiten,  die  sich  bei  der  Ausführung  dieser 
Verordnung  ergeben,  entscheidet  die  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde  endgültig. 

§  9.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  zulassen. 

§  10.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Be¬ 
stimmungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie 
bestimmen,  w'er  als  höhere  Verwaltungsbehörde  und  als 
zuständige  Behörde  im  Sinne  dieser  Verordnung  anzu¬ 
sehen  ist. 

§  11.  Mit  Gefängnis  bis  7.U  sechs  Monaten  oder  Geld¬ 
strafe  bis  zu  15.000  M.  wird  bestraft: 

1.  wrer  die  ihm  nach  §  1  obliegende  Anzeige  nicht  in 
der  gesetzten  Frist  erstattet  oder  wissentlich  unvollstän¬ 
dige  oder  unrichtige  Angaben  macht ; 

2.  w'er  den  Vorschriften  im  §  3,  Absatz  1  und  2,  §  4 
zmviderhandelt  ; 

3.  wer  den  nach  §  10,  Satz  1,  erlassenen  Bestimmungen 
zuwiderhandelt. 

§  12.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den 
Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

Bekanntmachung  über  den  Feintalghöchstpreis. 

Der  Kriegsausschuß  für  pflanzliche  und  tierische  Öle 
und  Fette  gibt  unterm  15.  Mai  1916  bekannt: 

Mit  Zustimmung  des  Reichskanzlers  wird  für  die  ge¬ 
werbsmäßige  Abgabe  an  den  Verbraucher  der  Höchst¬ 
preis  für  ausgeschmolzenes  Fett  von  Rindvieh  und  Schafen 
(Feintalg),  das  in  Gemeinden  verkauft  wird,  in  denen 
das  Verlangen  auf  Ablieferung  der  Rohfette  gestellt 
worden  ist,  bis  auf  weiteres  auf  M.  2^32  für  1f„  kg  fest¬ 
gesetzt. 

Bestimmungen  über  die  Einfuhr  von  Butter  aus 
dem  Auslande.  Unterm  26.  Mai  1916  wurde  auf  Grund 
von  §  11  der  Bekanntmachung  über  die  Regelung  der 
Butterpreise  vom  22.  Oktober  19151)  bestimmt: 

I.  Die  Bestimmungen  über  Einfuhr  von  Butter  aus  dem 
Ausland  vom  15.  November  1915  („Reichsanzeiger“ 
Nr.  271)  wrerden  wie  folgt  geändert: 

1.  §  4,  Satz  2,  erhält  folgende  Fassung: 

Das  Eigentum  geht  mit  dem  Zeitpunkt  auf  die  Gesell¬ 
schaft  über,  in  dem  die  Übernahmserklärung  dem  Ver¬ 
äußerer  oder  dem  Inhaber  des  Gewahrsams  zugeht. 

2.  §  8,  Absatz  1,  erhält  folgenden  Satz  2: 

Die  Landeszentralbehörden  können  die  Einfuhr  im 
Grenzverkehre  noch  weiter  beschränken  oder  verbieten. 

3.  Als  §  8a  wird  folgende  Bestimmung  eingefügt: 

Die  Landeszentralbehörden  können  bestimmen,  daß  die 

Einfuhr  nur  über  einzelne,  von  ihnen  zu  bezeichnende 
Grenzstationen  erfolgen  darf. 

II.  Diese  Bestimmungen  treten  mit  der  Verkündung 
in  Kraft. 


Vereinfachung  der  Beköstigung.  Der  Bundesrat 
hat  am  31.  Mai  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  In  Gast-,  Schank-  und  Speisewirtschaften  sowie 
in  Vereins-  und  Erfrischungsräumen  dürfen  an  den 
1  agen,  an  denen  die  Verabfolgung  von  Fleisch,  Fleisch- 
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waren  und  Fleischspeisen  nach  der  Verordnung  zur  Ein¬ 
schränkung  des  Fleisch-  und  Fettverbrauchs  vom  28.  Ok¬ 
tober  1915  (R  -G.-Bl.  S.  714)  überhaupt  zulässig  ist,  zu 
einer  Mahlzeit  nicht  mehr  als  zwei  Fleischgerichte  zur 
Auswahl  gestellt  werden.  Jedem  Gaste  darf  zu  einer 
Mahlzeit  nur  ein  Fleischgericht  verabfolgt  werden.  Als 
Fleischgerichte  im  Sinne  der  Vorschriften  in  Satz  1 
und  2  gelten  nicht  Fleisch  als  Aufschnitt  auf  Brot  sowie 
Brüh-  und  Kochwürste. 

beste  Speisenfolgen  dürfen  höchstens  folgende  Gänge 
enthalten:  eine  Suppe,  ein  Fischgericht  oder  Zwischen¬ 
gericht,  zu  dem  Fleisch  nicht  verwendet  ist,  ein  Gericht 
aus  bleisch  mit  Beilage,  eine  Süßspeise  oder  Käse  oder 
Dunstobst  oder  Früchte.  An  fleischlosen  Tagen  dürfen 
sie  ein  weiteres  Fischgericht  oder  Zwischengericht,  zu 
dem  Fleisch  nicht  verwendet  ist,  enthalten. 

§  2.  Die  Verabreichung  von  warmen  Speisen,  zu  deren 
Zubereitung  Fett  verwendet  ist,  auf  Vorlegplatten  oder 
-schiisseln  ist  verboten,  soweit  es  sich  nicht  um  die  gleich¬ 
zeitige  Verabreichung  desselben  Gerichts  an  zwei  oder 
mehrere  Personen  handelt. 

§  3.  Die  Verabfolgung  von  roher  oder  zerlassener 
Butter  zu  warmen  Speisen  ist  verboten. 

§  4.  Als  Fleisch  im  Sinne  dieser  Verordnung  gilt: 
Rind-,  Kalb-,  Schaf-,  Schweine-  und  Ziegenfleisch  sowie 
Fleisch  von  Geflügel  und  Wild  aller  Art.  Ausgenommen 
sind  Kopf,  Zunge  und  innere  Teile. 

§  5.  Die  Unternehmer  haben  einen  Abdruck  dieser 
Verordnung  in  ihren  Betrieben  auszuhängen. 

§  6.  Wer  den  Vorschriften  der  §§  1  bis  3  und  5  zu¬ 
widerhandelt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder 
mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten  bestraft. 

§  7.  Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  finden  auch 
auf  Verbraucher  Vereinigungen  Anwendung. 

§  8.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung. 

Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  be- 
zeichneten  Behörden  sind  befugt,  für  den  einzelnen  Fall 
Ausnahmen  zu  gestatten. 

§  9.  Diese  Verordnung  tritt  am  7.  Juni  1916  in  Kraft. 
Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 

Niederlande. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  königlichen  Beschluß 
vom  20.  Mai  1916  wurde  die  Ausfuhr  von  Tran  vom 
Tage  der  Kundmachung  dieses  Beschlusses  verboten. 

Durch  königlichen  Beschluß  vom  20.  Mai  1916  wurde 
die  Ausfuhr  von  Olivenöl  vom  Tage  der  Kundmachung 
dieses  Beschlusses  an  verboten. 

Zeitweilige  Aufhebung  und  Aufhebung  in  besonderen 
Fällen  ist  Vorbehalten. 

Durch  königlichen  Beschluß  vom  26.  Mai  1916  wurde 
die  Ausfuhr  von  Bier  vom  Tage  der  Kundmachung 
dieses  Beschlusses  an  verboten. 

Durch  königlichen  Beschluß  vom  27.  Mai  1916  wurde 
die  Ausfuhr  von  Schwämmen  vom  Tage  der  Kund¬ 
machung  dieses  Beschlusses  an  verboten. 

Ab  29.  Mai  wurde  ferner  die  Ausfuhr  von  Pflanzen¬ 
fasern  und  allen  aus  Pflanzenfasern  angefertigten  Ar¬ 
tikeln  verboten. 

Zeitweilige  Aufhebung  oder  Aufhebung  in  besonderen 
Fällen  ist  Vorbehalten. 

Schweden. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  königliche  Verordnung 
ist  die  Ausfuhr  der  unter  den  nachstehend  bezeichneten 
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Nummern  im  Statistischen  Warenverzeichnis  aufgenom¬ 
menen  Waren  aus  Schweden  von  und  mit  dem  27.  Mai 
1916  bis  auf  weiteres  verboten  worden: 

Stat.  Nr.  164.  Konfitüren. 

Waren  dieser  Art,  welche  vor  12  Uhr  nachts  zwischen 
dem  26.  und  27.  Mai  1916  mit  Bestinning  nach  dem  Aus¬ 
lande  in  Schiff  oder  Eisenbahnwagen  eingeladen  worden 
sind,  dürfen  ungehindert  dieses  Verbotes  noch  aus 
Schweden  ausgeführt  werden. 

Laut  telegraphischer  Meldung  aus  Stockholm  vom 
28.  Mai  1916  wurde  in  Schweden  ein  Ausfuhrverbot  für 
Sardinen  in  Öl  ab  28.  Mai  1916  erlassen. 

Laut  telegraphischer  Meldung  aus  Stockholm  vom 
31.  Mai  1916  wurden  in  Schweden  ab  31.  Mai  1916  Aus¬ 
fuhrverbote  für  Kindermehl,  Kraftmehl,  Milchzucker, 
Malzzucker,  Malzextrakt,  Salzsäure,  Gummi  nativer, 
Gummigutti  und  andere  Gummiharze  sowie  Teile  zu 
Metalldrehbänken  erlassen. 

Durch  königliche  Verordnung  ist  die  Ausfuhr  der 
unter  den  nachstehend  bezeichneten  Nummern  im  Sta¬ 
tistischen  Warenverzeichnis  aufgenommenen  Waren  von 
und  mit  dem  24.  Mai  1916  bis  auf  weiteres  aus  Schweden 
verboten  worden: 

Stat.  Nr. 

64  C  Maränen,  Lengfisch  und  Kabeljau  (Dorsch), 
gesalzen  oder  eingelegt ; 

ex  64  P'  Heilbutten,  Schellfisch  und  Weißling,  gesalzen 
oder  eingelegt ; 

114C  Aprikosen-,  Pfirsich-  und  Zwetschkenkerne, 
ebenso  Nußkerne,  ganz  oder  zerkleinert,  so¬ 
genannte  Arachidmandeln  hierunter  ein¬ 
begriffen. 

Waren  vorgenannter  Art,  welche  vor  12  Uhr  nachts 
zwischen  dem  23.  und  24.  Mai  1916  mit  Bestimmung 
nach  dem  Ausland  in  Schiff  oder  Eisenbahnwagen  ein¬ 
geladen  worden  sind,  können  ungehindert  dieses  Ver¬ 
botes  noch  aus  Schweden  ausgeführt  werden. 

Rumänien. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Ein  Gesetz  vom  25.  April 

(8.  Mai)  1916  ordnet  folgendes  an: 

Artikel  I.  Die  vom  Finanzminister  im  Wege  ver¬ 
schiedener  Verordnungen  erlassenen  Ausfuhrverbote 
hinsichtlich  der  im  nachstehenden  angeführten  Artikel 
werden  genehmigt: 

a)  Eichene  Fässer,  Pech,  Seife,  Kerzen,  Glukose,  Färb¬ 
ereien  sowie  Farben  aller  Art,  sei  es  einfach  oder  prä¬ 
pariert;  ferner  Kanzleibedarfsartikel,  Tinte  und  Papier 
aller  Art  mit  Ausnahme  der  in  den  Tarifnummern  419, 
420,  421,  422,  423,  424,  425  und  430  a  vorgesehenen 
Gattungen;  altes  Eisen  und  alles  andere  Altmetall  in 
jeder  Form  und  unter  jeder  Benennung,  Metallerze,  mit 
oder  ohne  Schwefel ;  Baumwolle  in  Fäden,  Garnen, 
Baumwolle  roh,  Leinwand  und  Wollenzeug  aller  Art, 
Hauben  aller  Art,  Hanf  und  Flachs  in  jeder  Form,  roh 
oder  verarbeitet,  Blech  für  Umschließungen,  Behälter 
und  Umschließungen  aus  Blech,  wie  Blechflaschen,  Kon¬ 
servenbüchsen,  Salbenbüchsen  u.  s.  w.,  leer  oder  gefüllt; 
Wachs,  Stearin,  Paraffin  und  Glyzerin  in  jeder  Form; 
Nuß-,  Eschen-  und  UFnenholz  in  jeder  Form;  Graphit, 
Quecksilber,  Säuren  aller  Art,  Ammoniak  und  Ammoniak¬ 
salze,  Soda,  Kupfervitriol,  Gerbstoffe,  Olivenöl,  Spagat, 
Seile  und  Kabel  aller  Art,  künstlicher  Portlandzement, 
dieser  in  der  Folge  nur  über  die  am  Wasser  gelegenen 
Zollämter. 

b)  F  ferdehaare,  Schweinsborsten  und  Rinderhaare. 
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Ein  Handelsmuseum  für  die  Donau-  und  Balkan¬ 
länder  in  Regensburg.  Die  „München  -  Augsburger 
Abendzeitung“  berichtet: 

In  der  Osterwoche  trat  in  Regensburg  ein  Kuratorium 
zusammen,  welches  die  Gründung  eines  Handelsmuseums 
für  die  Donau-  und  Balkanländer  daselbst  beschloß. 
Schon  seit  Jahren  tritt  der  Münchener  Donau-  und 
Balkanländerverein  „Dubvid“  für  die  Ausgestaltung  eines 
Handelsmuseums  in  Regensburg  ein.  In  diesem  Museum 
soll  in  erster  Linie  nicht  für  die  Ausfuhr  eigener  Er¬ 
zeugnisse,  sondern  für  den  Absatz  der  Donau-  und 
Balkanländer,  insbesondere  aber  Bulgariens  in  der  Weise 
gesorgt  werden,  daß  diesem  agrarischen  Land  und  seinen 
Nachbarn  Gelegenheit  gegeben  wird,  dieBodenerzeugnisse 
in  Weltmarktmustern  auszustellen  und  sie  zu  besseren 
Preisen  als  bisher  verkaufen  zu  können.  Selbstverständ¬ 
lich  ist,  daß  dann  diese  Länder  auch  in  rasch  wachsendem 
Maße  in  Deutschland  ihren  Bedarf  decken  werden. 

Von  besonderer  Bedeutung  verspricht  die  Beschaffung 
eines  Donauhandelsarchivs  zu  werden,  das  nach  dem  in 
vieljähriger  Vorarbeit  geschaffenen  Material  und  nach 
neuen  Organisationslinien  eingerichtet  werden  soll.  Die 
publizistische  Vertretung  des  Handelsmuseums  wurde 
der  Zeitschrift  „Donau“  übertragen,  die  dauernd  über 
alle  damit  in  Verbindung  stehenden  Fragen  berichten 
wird.  Auch  in  maßgebenden  Kreisen  der  Berliner  und 
rheinischen  Industrie  und  Bankwelt  interessiert  man  sich 
lebhaft  für  die  Regensburger  Neuschöpfung. 

Die  Goldpolitik  der  skandinavischen  Notenbanken.* 1) 

Aus  Berlin  wird  uns  geschrieben: 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  die  von 
Schweden  —  wie  auch  von  Norwegen  —  getroffene  Maß¬ 
nahme,  ihre  Notenbanken  von  dem  Goldeinkaufszwange 
zu  entbinden,  sich  in  allererster  Reihe  gegen  die  englische 
Rationierungspolitik  richtet.  Das  ablehnende  Verhältnis 
dieser  Länder  gegenüber  Goldzuführung  gehört  zu  den 
interessantesten  Erscheinungen  des  Weltkrieges.  Wäh¬ 
rend  die  kriegführenden  Staaten  mit  allen  Mitteln 
darnach  streben,  sich  möglichst  hohe  Goldvorräte  zu  ver¬ 
schaffen,  die  sie  in  ihren  zentralen  Noteninstituten  auf¬ 
speichern  und  in  Friedenszeiten  diese  Bemühungen  ganz 
allgemein  waren,  wehren  sich  die  genannten  Länder  da¬ 
gegen,  daß  ihnen  als  Gegenwert  für  exportierte  Waren 
Gold  zugeführt  wird.  England  hatte  bisher  seine  Ausfuhr 
an  die  Neutralen  möglichst  zu  beschränken  gesucht  und 
anderseits  darnach  gestrebt,  möglichst  viel  Waren  aus 
den  neutralen  Ländern  hereinzubekommen.  Dadurch  hat 
sich  für  Schweden  und  Norwegen  der  Zustand  ergeben, 
daß  ihnen  viel  Gold  zuströmte,  da  von  England  nicht 
mit  Ware  bezahlt  wurde.  Im  Zusammenhang  damit 
trat  eine  bemerkenswerte  Erhöhung  der  Goldbestände  der 
skandinavischen  Notenbanken  ein.  Nach  einer  englischen 
Statistik  stellte  sich  der  Goldvorrat  bei  der  Bank  von 
Norwegen  am  22.  März  1915  auf  3,081.000  £,  am 
15.  März  1916  auf  4,011.000  £  und  am  22.  März  1916 
auf  4,083.000  £. 

Ebenso  verlief  die  Entwicklung  bei  der  Schwedischen 
Reichsbank.  Am  20.  März  1915  verfügte  das  Institut 
erst  über  einen  Goldbestand  von  6,293.000  £  und  am 
11.  März  1916  über  8,936.000  £  Gold.  In  der  darauf 
folgenden  Woche  hat  der  Goldvorrat  allerdings  eine 
kleine  Abnahme  auf  8,934.000  £  erfahren. 

Es  hat  sich  nun  während  des  Krieges  herausgestellt, 
daß  mit  Gold  allein  nicht  zu  wirtschaften  ist.  Norwegen 
und  Schweden  wollen  nun  England  zwingen,  die  von  dort 


*)  Vgl.  die  gleichnamige  Notiz  in  Nr.  22  des  »Handelsmuseums«  vom 

1.  Juni  1.  J.,  Seite  325. 


bezogenen  Waren  auch  wieder  mit  Waren  zu  begleichen. 
In  dieser  Hinsicht  kann  auf  England  ein  Druck  dadurch 
ausgeübt  werden,  daß  der  Zwang  der  zentralen  Noten¬ 
institute,  Gold  zu  einem  bestimmten  Preise  anzukaufen, 
aufhört.  Wenn  nämlich  die  Exporteure  die  Goldforde¬ 
rungen  nicht  entsprechend  verwerten  können,  wird  der 
ganze  \  erkehr  von  selbst  auf  den  Weg  gedrängt,  für 
starke  Warenimporte  zu  sorgen. 

Die  Maßregeln  Skandinaviens  in  der  Goldsache  sind 
zweifellos  darnach  angetan,  die  Erhaltung  der  deutschen 
und  österreichisch-ungarischen  Goldreserven  zu  fördern. 
Wir  kommen  dadurch  in  die  Lage,  nicht  nur  ohne  Ver¬ 
ringerung  unserer  Goldvorräte  von  Skandinavien  zu 
kaufen,  sondern  auch,  was  noch  wichtiger  ist,  unsere 
eigene  Ausfuhr  zu  vergrößern. 

Die  Politik  der  Schwedischen  Reichsbank  und  der 
Bank  von  Norwegen  ist  auf  der  kürzlich  abgehaltenen 
skandinavischen  Goldkonferenz  festgelegt  worden,  an 
der  auch  Direktoren  der  Kopenhagener  Nationalbank 
teilgenommen  haben  sollen.  Dänemark  wird  wohl  infolge 
seiner  Zugehörigkeit  zur  Münzkonvention  der  skandinavi¬ 
schen  Länder  sich  der  Politik  Schwedens  und  Norwegens 
anschließen  müssen. 

Die  Schwedische  Reichsbank  ist  zunächst  bis  zum 
4.  Februar  1917  von  der  Verpflichtung  zum  Ankauf  von 
Gold  entbunden  worden.  Bei  der  Bank  von  Norwegen 
dürfte  es  sich  wohl  um  den  gleichen  Zeitraum  handeln. 

Rußlands  Einfuhr  über  Wladiwostok  im  Jahre 
1915.  Die  „Torgowo-Promyschlennaja  Gaseta“  bringt 
folgende  Statistik: 

„Im  Jahre  1915  betrug  die  Einfuhr  nach  Rußland 
über  Wladiwostok  301-1  Millionen  Rubel,  was  27  Pro¬ 
zent  der  Gesamteinfuhr  ausmacht.  Im  Vergleich  zu  1914 
ist  der  Wert  der  Einfuhr  über  Wladiwostok  um  das 
Zehnfache  gestiegen,  während  die  Menge  nur  das 
21/2fache  ausmacht.  In  folgender  Tabelle  ist  ein  Ver- 


gleich  der  Einfuhr 

in  den 

beiden 

letzten 

Tahren  ge 

geben : 

Retrag  der  Einfuhr 

Wert  d 

er  Einfuhr  in 

IOOO 

Pud 

Millionen  Rubel 

1914 

191S 

1914 

x9r5 

Tee . 

36l 

884 

2-1 

IO’O 

Reis . 

1221 

2555 

i*4 

4‘4 

Stiefel,  Geschirre, 

Lederwaren  .  .  . 

6-2 

327 

0-3 

21-9 

Gummi . 

— 

187 

— 

9-1 

Antimon . 

69 

324 

o-6 

6-2 

Chilisalpeter  .  .  .  . 

07 

1821 

o-8 

4-2 

Jod,  Jodkali,  Chinin 

o-8 

5 

0-2 

i-4 

Gerbstoffe . 

11 

404 

— 

2*1 

Stahl  . 

7i 

1440 

o-i 

3'3 

Kupfer . 

226 

1891 

2*5 

35-6 

Blei . 

8 

2275 

— 

14-3 

Zinn . 

3 

238 

0'I 

7-9 

Zink . 

13 

617 

O-I 

6-2 

Nickel,  Aluminium 

— 

151 

— 

4-5 

Eisen  und  Stahl 
(Fertigfabrikate)  . 

89 

2146 

0-3 

10-7 

Stacheldraht  .  .  .  . 

286 

2846 

0-9 

12-2 

Maschinen  (außer 

landwirtschaftli¬ 
chen)  . 

116 

534 

i*i 

7-0 

Landwirtschaftliche 
Maschinen  .  .  . 

407 

183 

i-8 

1*3 

Automobile  (Stück) 

38 

416 

o-i 

3-i 

Güterwagen  .... 

— 

2699 

— 

5’2 

Baumwolle  .  .  .  . 

21 

3196 

O-I 

41-4 

Jute . 

— 

150 

— 

i-i 

Baumwollwaren  . 

1 

40 

O-I 

2-1 

Jutesäcke  . 

33 

2199 

0"2 

17-9 

Tuch . 

27 

359 

1-3 

28-1 
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Von  der  Gesamteinfuhr  von  301*1  Millionen  Rubel 
entfielen  auf  Japan  113*5,  auf  die  Vereinigten  Staaten 
106*1,  auf  England  54*2  und  auf  China  20*6  Millionen 
Kübel.  Folglich  entfielen  auf  Japan  und  die  Vereinigten 
Staaten  73  Prozent  dieser  Gesamteinfuhr.  Aus  Japan 
wurden  hauptsächlich  eingeführt:  Kupfer,  Tuch,  Leder¬ 
waren,  Antimon.  Aus  den  Vereinigten  Staaten  kam 
Baumwolle,  Stacheldraht,  Fertigfabrikate  aus  Eisen  und 
Stahl,  Maschinen,  Güterwagen,  Automobile,  Blei, 
Kupfer,  Zink,  Stahl.  England  (wohl  englische  Kolonien) 
lieferte  Jutesäcke,  Gummi,  Zinn,  Blei,  Baumwolle. 

Der  Wert  der  Gesamt  ausfuhr  über  Wladiwostok 
kam  dagegen  mit  ihrem  Werte  von  7*9  Millionen  Rubel 
gar  nicht  in  Betracht,  trotzdem  sie  gegen  1914  um  mehr 
als  das  Doppelte  gestiegen  war.“ 

Der  Außenhandel  Kanadas.  Das  am  31.  März  1916 
zu  Ende  gegangene  kanadische  Fiskaljahr  brachte  für 
das  Land  Rekordziffern,  indem  nämlich  für  882*87  Mil¬ 
lionen  Dollar  Waren  ausgeführt  wurden  gegen  nur 
490*81  Millionen  Dollar  im  Vorjahr.  Da  die  Einfuhr 
gleichzeitig  von  587*36  auf  542*04  Millionen  Dollar  zu¬ 
rückging,  so  erfreute  sich  das  Land  in  diesem  Kriegs¬ 
jahre  eines  Ausfuhrüberschusses  von  340*82  Millionen 
Dollar  gegen  einen  Einfuhrüberschuß  von  96*55,  be¬ 
ziehungsweise  154*57  Millionen  Dollar  in  den  beiden 
Vorjahren. 


gnimßde,  JutttmnrtfrijrtfL 

Die  Hanfindustrie  und  der  Krieg.  Unter  gewöhn¬ 
lichen  Verhältnissen  versehen  vornehmlich  Rußland  und 
Italien  Europa  mit  Hanf.  Es  scheint  nun,  als  ob  Italien 
den  Export  jetzt  abgesperrt  hätte,  und  da  infolge  Trans¬ 
portschwierigkeiten  nicht  so  viel  Hanf  aus  Rußland  zu 
erhalten  ist,  haben  sich  in  der  letzten  Zeit  sogar  die 
Alliierten  über  Mangel  an  Hanf  beklagt.  Unter  solchen 
Verhältnissen  ist  es  klar,  daß  die  Lage  auch  in  neutralen 
Ländern  innerhalb  solcher  Industrien,  welche  von  dem 
Hanfimport  abhängig  sind,  sehr  gedrückt  ist.  So  hat 
Schweden  aus  Rußland  seit  dem  Kriegsausbruch  nur 
sehr  kleine  Partien  Hanf  bekommen.  Die  größte  Ursache 
hievon  sind  sicher  nicht  die  Transportschwierigkeiten, 
denn  auf  den  russischen  Eisenbahnen  liegen  Massen  von 
Hanf,  und  bis  zu  25  Waggons  Hanf  sollen  täglich  über 
Schweden  nach  England  transitieren.  Aber  da  in 
Schweden  kein  Exportverbot  für  aus  Hanf  hergestellten 
Waren  erlassen  worden  ist,  wird  in  England  befürchtet, 
daß  ein  unbeschränkter  Hanfimport  nach  Schweden 
Deutschland  zugute  kommen  würde.  Der  Export  aus 
Rußland  nach  Schweden  wird  in  Petersburg  von  einer 
englischen  Kommission  mit  fünf  Mitgliedern  geregelt 
und  kontrolliert.  Die  Preise  für  Rohhanf  und  daraus  her¬ 
gestellte  Waren  sind  aber  in  Schweden  so  hoch,  daß 
man  in  Deutschland  vorzieht,  sich  anderen  Textilfasern 
zuzuwenden.  Es  ist  um  so  schwieriger  für  die  schwedi¬ 
sche  Hanfindustrie,  Rohware  zu  bekommen,  da  schon 
große  Partien  in  Rußland  und  Finnland  angekauft 
worden  sind,  welche  dort  auf  Ausfuhrerlaubnis  warten. 
Infolge  der  Schwierigkeiten  bei  dem  Rohwarenimport  ist 
der  Preis  für  aus  Hanf  hergestellte  Waren  auf  das 
Doppelte,  in  gewissen  Fällen  sogar  auf  das  Dreifache 
gestiegen.  Sämtliche  schwedische  Fabriken  haben  den 
Betrieb  eingeschränkt.  Die  Lage  der  Branche  ist  noch 
schwieriger  als  jene  der  Baumwollindustrie. 

Italien  produziert  sehr  viel  Hanf  guter  Qualität. 
Im  letzten  Jahr  ist  die  Ernte  um  20.000  t  gestiegen,  und 
da  Deutschland  und  Österreich  unter  normalen  Verhält¬ 
nissen  30.000  t  zu  kaufen  pflegten,  hat  Italien  einen 
großen  Überschuß  für  Export  nach  anderen  Ländern 
erhalten.  Besonders  nach  England  war  der  Absatz  sehr 


gut,  da  dieses  Land  nichts  aus  Rußland  erhalten  konnte. 
Italien  hat  auch  diese  günstige  Lage  ausgenützt.  Der 
Preis  stieg  auf  mehr  als  das  Doppelte;  es  wurde  ein 
Exportverbot  erlassen  und  Lizenzen  wurden  nur  unter 
Schwierigkeiten  bewilligt. 

Die  englischen  Zeitungen  sind  hierüber  sehr  unzu¬ 
frieden  und  bedauern,  daß  Italien  auf  die  Bedürfnisse 
der  Alliierten  keine  Rücksicht  nimmt.  Es  wird  ange¬ 
nommen,  daß  Italien  seine  Produktion  einlagert,  um  sie 
nach  dem  Kriege  nach  Deutschland  zu  exportieren.  Für 
solche  Kontrakte,  die  vor  dem  20.  Oktober  1915  abge¬ 
schlossen  worden  sind,  gestattet  die  italienische  Regie¬ 
rung,  daß  50  bis  60  Prozent  verschifft  werden.  Für  Kon¬ 
trakte,  die  später  abgeschlossen  worden  sind,  werden 
Verschiffungen  nur  bis  zu  15  Prozent  gestattet. 

Italienischen  Zeitungsmeldungen  zufolge  sollen  in 
Italien  sehr  gute  Aussichten  für  die  kommende  Hanfernte 
bestehen.  Vertreter  der  Handelskammern  sowie  der  land¬ 
wirtschaftlichen  Vereinigungen  von  Bologna  und  Ferrara 
haben  deshalb  um  die  Ausfuhrerlaubnis  für  Hanf  beim 
Unterstaatssekretär  der  Finanzen  in  Rom  nachgesucht. 
Letzterer  jedoch  erklärte,  es  müsse  vor  weiterer  Ent¬ 
schließung  erst  feststehen,  welchen  Umfang  die  dem- 
nächstige  Hanfernte  annähernd  haben  werde  und  daß 
sie  über  die  Deckung  des  inländischen  Bedarfs  eine  Aus¬ 
fuhr  erlaube. 

Genfer  Industrien.  Aus  Genf  wird  uns  ge¬ 
schrieben  :  Die  permanente  Industrieausstellung  der  Stadt 
Genf  hat  vor  kurzem  ihr  neues  Lokal  im  umgebauten 
Wahlgebäude  (Bätiment  Electoral)  bezogen  und  hat  zu 
deren  Eröffnung  einige  Interessenten  eingeladen. 

Dieses  vor  zirka  einem  Jahre  ins  Leben  gerufene  In¬ 
stitut  begann  seine  Tätigkeit  damit,  in  einem  kleinen 
Raume  der  Altstadt  ausländische  verlangte  und  leicht 
herzustellende  Artikel  auszustellen,  um  unbeschäftigte 
Fabrikanten  auf  neue  Industriezweige  aufmerksam  zu 
machen  und  dem  nach  Kriegsausbruch  entstandenen  Ar¬ 
beitsstillstand  abzuhelfen. 

Obwohl  sich  die  Verhältnisse  heute  ganz  geändert 
haben,  nachdem  alle  mechanischen  Werkstätten  vollauf 
mit  der  Erzeugung  von  Automobil-,  Aeroplan-  und  Mu¬ 
nitionsbestandteilen  beschäftigt  sind  und  die  Uhren¬ 
fabriken  bedeutende  Aufträge  namentlich  für  überseeische 
Absatzgebiete  auszuführen  haben,  haben  es  doch  einige 
Genfer  Industrielle  unternommen,  sich  auf  die  Erzeugung 
billiger  Massenartikel  zu  werfen,  namentlich  von  un¬ 
echtem  Schmuck,  um  sowohl  den  Pforzheimer  und  auch 
Gablonzer  Spezialitäten  Konkurrenz  machen  zu  können. 
Es  wurde  auch  von  Seite  der  Genossenschaft  der  Genfer 
Uhrenfabrikanten  begonnen,  billige  Pendeluhren  in  Holz¬ 
gehäusen  zu  erzeugen,  welche  bisher  aus  dem  Schwarz¬ 
wald  und  aus  Österreich  bezogen  wurden.  Eine  Bleistift¬ 
fabrik  steht  im  Begriff  eröffnet  zu  werden  und  im  Kanton 
Neuchatel  soll  eine  größere  Druckknopffabrik  gebaut 
werden.  Ein  Genfer  Metallornamentenerzeuger  verlegt  sich 
auf  das  Ausstanzen  metallener  Gehäuse  für  elektrische 
Taschenlampen  und  von  Cereisen-Briketts.  In  den  Ge¬ 
werbeschulen  wird  die  Erzeugung  von  Haarnetzen  und 
von  Stroh-,  respektive  Bastpantoffeln  gelehrt  und  wird 
man  zu  Friedenszeiten  auch  in  diesen  Hausindustrien 
auf  neue  Konkurrenz  rechnen  müssen. 


g?iid)n‘ittt$ei0etL 

Die  Einführung  der  Soja,  eine  Umwälzung  der  Volksernährung. 

Von  Maurice  Lürstenberg,  eingeleitet  von  Professor  Gottlieb 
Haberlandt,  Direktor  des  Pflanzenphysiologischen  Instituts  an 
der  Berliner  Universität.  Verlag  Paul  Parey,  Berlin  1916,  30  Seiten, 
Preis  1  M. 

Der  Verfasser  behandelt  die  Soja  als  eiweiß-  und  fettreichen 
Nährstoff;  er  setzt  hiermit  in  populärer  Darstellung  und  durch 
einzelne  neue  Nachrichten  ergänzt,  die  bereits  im  Jahr  1878  von 
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Friedrich  Haberlandt  in  seiner  Schrift  »Über  die  Sojabohne« 
begonnene  Werbetätigkeit  fort.  Es  ist  jedenfalls  verdienstlich  zu 
dieser  Zeit,  da  unsere  Feinde  mit  allen  Mitteln  die  Einfuhr  vieler 
fiir  unsere  Wirtschaft  nötigen  Stoffe  zu  verhindern  suchen,  immer 
wieder  von  neuem  auf  diese  Nährpflanze  aufmerksam  zu  machen, 
die  in  Japan  und  China  seit  jeher  die  größte  Bedeutung  für  die 
Volksernährung  hatte  und  deren  Anbau  auch  in  Mitteleuropa 
unschwer  erweitert  werden  könnte.  Es  sei  jedoch  bemerkt,  daß, 
außer  den  vom  Verfasser  erwähnten  Versuchen,  in  den  letzten 
Jahren  namentlich  in  Italien  mehrere  erfolgreiche  Anbauversuche 
mit  dieser  hervorragenden  Leguminose  durchgeführt  wurden, 
worüber  auch  umfangreiche  Berichte  vorliegen.  Trotz  aller 
privaten  und  öffentlichen  Bestrebungen  konnte  sich  jedoch  die 
Sojabohne,  wie  auch  der  Verfasser  hervorhebt,  als  Volksnahrungs¬ 
mittel  in  Europa  nicht  einbürgern.  Abgesehen  von  der  stets  vor¬ 
handenen  Schwierigkeit,  unter  normalen  Umständen  neue  Nahrungs¬ 
mittel  einzuführen,  ist  bei  der  Soja  noch  ein  besonderes  Hindernis 
zu  erwähnen.  Die  Sojabohne  wird  nämlich  infolge  ihres  hohen 


Legumingehaltes  beim  Trocknen  und  namentlich  bei  längerem 
Aufbewahren  hart  und  hornartig.  Es  ist  daher  ungemein  schwierig, 
sie  weich  zu  kochen,  worunter  ihre  Verdaulichkeit  leidet. 

Vor  zwei  Jahren  wurde  von  den  englischen  Ölfabriken  unter 
dem  Namen  »Beansmeal«  ein  lichtgelbes  Mehl  aus  gedämpften 
(aufgeschlossenen),  vermahlenen  Preßkuchen  der  Sojabohne  in  den 
Handel  gebracht.  Es  enthielt  bis  35  Prozent  Proteinstoflfe  sowie 
ungefähr  5  Prozent  Fett,  gab,  mit  Mehl  gebacken  und  mit  Kar¬ 
toffel  vermischt,  gute  Keks,  konnte  auch  zur  Bereitung  von 
Suppen  verwendet  werden  und  wurde  als  verdauliches  Nahrungs¬ 
mittel  angepriesen.  Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  sich  die 
Soja  in  dieser  Form  leichter  als  eiweißhaltiges  Nahrungsmittel 
einführen  ließe  und  auch  zur  Gewinnung  des  Öles  dienen  könnte, 
wovon  sie,  außer  30  Prozent  Eiweißstoflfen,  bis  18  Prozent  ent¬ 
hält.  Das  raffinierte  Sojaöl  ist  ein  sehr  gutes  Speiseöl.  Den 
Landwirten  sowie  allen,  die  sich  mit  der  Frage  der  Volks¬ 
ernährung  befassen,  ist  diese  Schrift  bestens  zu  empfehlen. 

Morpurgo. 


Uv  JtUgeweme«  Cßrjwtfekttow  U*  k*  k.  tfpemidfifdjett 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfragen.) 

Lublin  und  dem  benachbarten  Gebiete  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  kommen.  (A.  E.  715.) 

Lederhandschuhe.  Eine  Agenturfirma  in  Amsterdam 
interessiert  sich  für  die  Übernahme  der  Vertretung  einer 
österreichischen  Lederhandschuhfabrik,  welche  für  den 
Export  eingerichtet  und  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenz¬ 
fähig  ist.  (A.  E.  714.) 

Seidenwaren  aller  Art.  Ein  österreichischer  Kauf¬ 
mann,  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  der  seit  mehr  als  20  Jahren 
Skandinavien  bereist,  dortselbst  seine  Subvertreter  hat 
und  bei  der  kaufkräftigen  erstklassigen  Kundschaft  gut 
eingeführt  ist,  berichtet,  daß  in  den  skandinavischen 
Ländern  infolge  des  Ausfuhrverbotes  von  Textilien  aus 
Wolle  und  Baumwolle  aus  den  Erzeugungsländern,  gegen¬ 
wärtig  große  Nachfrage  nach  Ersatzstoffen  besteht,  und 
daher  Seidenwaren  österreichischer  Provenienz  ein  gutes 
Absatzfeld  finden  könnten,  österreichische  Fabrikanten 
der  Seidenwarenbranche  werden  hiermit  auf  diese 
günstige  Absatzchance  aufmerksam  gemacht  und  einge¬ 
laden,  sich  mit  dem  betreffenden  Vertreter,  dessen 
Adresse  im  Bureau  der  Sektion  erhältlich  ist,  ins  Ein¬ 
vernehmen  zu  setzen.  (A.  E.  713.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  71 1.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 


Bewilligung  zu  Reisen  nach  Serbien.  Im  Einver¬ 
nehmen  mit  der  Leitung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  in  Belgrad 
wurde  wegen  Regelung  der  Überschreitung  der  Grenze 
nach  dem  okkupierten  Gebiete  Serbiens  im  geschäftlichen 
Verkehr  folgendes  festgesetzt: 

Zu  Reisen  aus  Österreich  nach  Belgrad,  im  Aus¬ 
nahmsfalle  auch  in  das  Innere  Serbiens,  ist  das  An¬ 
suchen  um  Reisebewilligung  an  die  Direktion  des  k.  k. 
österreichischen  Handelsmuseums  zu  richten.  Direkt 
an  das  Paßamt  einlangende  Ansuchen  um  Bewilligung 
geschäftlicher  Reisen  bleiben  unberücksichtigt.  Die  Be¬ 
werber  haben  einen  von  der  zuständigen  Polizeibehörde 
ordnungsgemäß  ausgestellten  Paß  mit  der  ausdrücklichen 
Bestimmung  für  Reisen  nach  Belgrad  unter  Angabe  und 
Bescheinigung  des  Reisezweckes  an  das  k.  k.  österreichi¬ 
sche  Handelsmuseum  einzusenden,  worauf  die  Entschei¬ 
dung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  telegraphisch  eingeholt  wird. 
Die  Antwortdepesche  des  Paßamtes  gilt,  falls  hierdurch 
die  Bewilligung  zur  Reise  erteilt  wurde,  für  den  Be¬ 
werber  als  Grenzübertrittsbewilligung. 

Die  Interventionskosten  sind  von  der  Partei  zu  er- 
leSen-  (5877/E.) 

Seidene  Halstücher.  Ein  österreichischer  Handels¬ 
agent  in  Amsterdam  bewirbt  sich  um  Vertretungen  öster¬ 
reichischer  Häuser,  welche  seidene  und  halbseidene  Hals¬ 
tücher,  sowohl  aus  Natur-  wie  auch  aus  Kunstseide  er¬ 
zeugen  und  gewillt  wären,  mit  Holland  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  treten.  (A.  E.  717.) 

Rotverschnittwein.  Ein  Importhaus  in  Metz  wünscht 
Offerte,  Bezugsbedingungen  und  Musterproben  von  13- 
bis  I4grädigen  Rotverschnittweinen.  (A.  E.  716.) 

Geschäftsverbindung  mit  Russisch-Polen.  Ein  gut 
empfohlener  Agent  in  Lublin  bietet  sich  österreichischen 
Häusern  als  Vertreter  an,  welche  den  Wunsch  hegen,  mit 


Jftttteilungcn  Uv  (öltnTctrfiifdi-i^nfltrdjcn  $*kt tom1) 


Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau.  Vom  17.  Mai  an  ist 

zwischen  Österreich  und  dem  gesamten  Gebiete  des  Ge¬ 
neralgouvernements  Warschau  der  Briefverkehr  unter 
den  bisherigen  Bedingungen  zulässig. 

Zinsenberechnung.  Laut  Verordnungsblatt  für  das 
Generalgouvernement  vom  15.  Februar  1.  J.  Nr.  22  tritt 


für  die  Verpflichtung  von  Geldforderungen  für  die  Zeit 
vom  1.  August  1914  bis  zum  31.  März  1916  nachstehende 
Vorschrift  in  Kraft: 


*)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels- 
museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  beson  leren  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständgen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 


} 
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Der  Zinssatz  beträgt  7*/2  Prozent;  ist  er  durch  Vertrag 
oder  sonstiges  Rechtsgeschäft  anderweit  festgesetzt,  so 
hat  es  dabei  sein  Bewenden  (§  2).  Die  Zinsen  sind  für 
die  gesamte  obengenannte  Zeit  zu  entrichten.  Nach  dem 
31.  Juli  1914  fällig  gewordene  Schulden  sind  vom  Tage 
der  Fälligkeit  ab  zu  verzinsen  (§  3).  In  Ansehung  der 
Verpflichtung  zur  Zinszahlung  für  die  übrige  Zeit  hat 
es  bei  dem  sonstigen  Recht  sein  Bewenden  (§  1,  Absatz  2). 
Ebenso  finden  diese  Sondervorschriften  keine  Anwen¬ 
dung  auf  Schulden,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  bereits  erloschen  sind  (§  1,  Absatz  3). 

(357o/E.) 


Reisen  nach  dem  deutschen  Verwaltungsgebiet 
in  Russisch-Polen.  Zu  Reisen  nach  dem  unter  deutscher 
Verwaltung  stehenden  Okkupationsgebiete  von  Russisch 
Polen  ist  eine  besondere  Bewilligung  notwendig.  Diese 
Bewilligung  wird  auf  Grund  eines  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefertigten  und  mit  der  amtlich  beglaubigten  Photo 
graphie  und  Unterschrift  des  Inhabers  versehenen  Reise¬ 
passes  in  der  Form  der  Ausstellung  eines  Passierscheines 
durch  den  stellvertretenden  Generalstab  in  Berlin  im 
Einverständnis  mit  dem  Generalgouvernement  in  War¬ 
schau  erteilt,  jedoch  nur  in  den  Ausnahmefällen  ge¬ 
geben,  wenn  es  sich  11m  dringende  und  wichtige  Ange 
legenheiten  handelt,  bei  denen  die  persönliche  Anwesen¬ 
heit  des  Reisewerbers  unbedingt  erforderlich 
erscheint.  Die  Passierscheine  unterliegen  einer  Taxe 
von  3  M.  für  je  eine  Woche  der  bewilligten  Gültigkeits¬ 
dauer.  Die  Bewerbung  darum  hat  mittels  schriftlicher 
Gesuche  zu  erfolgen,  die  genaue  Angabe  über  1.  die 
Paßdaten,  2.  das  Reiseziel  (unter  namentlicher  An¬ 
führung  aller  Orte,  an  denen  Aufenthalt  genommen 
werden  soll),  3.  den  Reiseweg,  4.  den  Reisezweck  und 
5.  die  beabsichtigte  Dauer  der  Reise  enthalten  und  be¬ 
sonders  alle  für  die  Prüfung  der  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  belangreichen  Umstände  mit  voller 
Deutlichkeit  erkennen  lassen  müssen.  Der  Paß  selbst 
braucht  nicht  beigegeben  zu  werden,  es  muß  aber  die 
Richtigkeit  der  Angaben  in  dem  Gesuche  über  seine 
Daten  amtlich  bestätigt  sein. 

Die  Vermittlung  der  Gesuche  hat  das  k.  u.  k.  Mini¬ 
sterium  des  Äußern  übernommen,  das  sie  im  Interesse 
der  Vereinfachung  des  Verfahrens  im  Wege  seines  Ver¬ 
treters  in  Warschau  der  Paßzentrale  des  kaiserlichen 
Generalgouvernements  in  Warschau  zur  weiteren  Er¬ 
ledigung  zukommen  lassen  wird.  Da  jedoch  eine  Inter¬ 
vention  des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußern  nur  in 
jenen  Fällen  Platz  greifen  kann,  in  denen  in  bezug  auf 
die  Dringlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Reise  die  Vor¬ 
aussetzungen  für  die  Erteilung  der  Bewilligung  durch 
das  Generalgouvernement  gegeben  sind,  dürfen  Reise¬ 
ansuchen  nicht  mehr  wie  bisher  beim  Ministerium  des 
Äußern  eingebracht  wrerden;  diese  Eingaben  werden  nach 
vorheriger  Begutachtung  auf  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  dem  k.  u.  k.  Ministerium  des 
Äußern  auf  das  nach  dem  Reisezweck  in  Betracht 
kommende  k.  k.  Fachministerium  übermittelt. 

Die  Gesuche  um  die  Erteilung  der  Reisebewilligung 
nach  dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  von 
Russisch-Polen  sind  demnach  von  den  Erlaubniswerbern 
bei  der  politischen  Bezirks-,  beziehungsweise  landes¬ 
fürstlichen  Polizeibehörde  ihres  Aufenthaltsortes  ein¬ 
zubringen;  diese  Stellen  wurden  angewiesen,  die  Gesuche 
nach  Erhebung  über  die  Verläßlichkeit  des  Gesuch¬ 
stellers  und  die  Stichhältigkeit  seiner  Angaben  mit  einem 
Anträge  über  die  Berücksichtigungswürdigkeit  des  An¬ 
suchens  an  die  politische  Landesbehörde  behufs  Weiter¬ 
leitung  an  die  betreffenden  Fachministerien  vorzulegen. 

(2678/E.) 


Reisen  aus  dem  österreichisch-ungarischen  nach 
dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  deutsche  Okkupationsgebiet 
wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  der  besondere  Ausweis. 


Ad  1.  Die  von  den  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischen 
Kommandos  gemäß  der  Verordnung  des  Armeeober¬ 
kommandanten  vom  25.  August  1915,  Nr.  35  V.-Bl.,  aus¬ 
gestellten  Reisepässe  werden  vom  kaiserlich  deutschen 
Generalgouvernement  als  zureichend  anerkannt. 

Ad  2.  Der  besondere  Ausweis  wird  ausgestellt  von  der 
Paßzentrale  des  Generalgouvernements  Warschau. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  der  Reisepaß  unter  genauer 
Angabe  des  Zweckes  und  der  Dauer  der  Reise  an  den 
dem  Generalgouvernement  Warschau  zugeteilten  Ver¬ 
treter  des  österreichisch-ungarischen  Armeeober¬ 
kommandos  zu  senden. 

Der  Reisepaß  wird  sodann  an  die  übersendende  Stelle 
unmittelbar  von  der  kaiserlich  deutschen  Paßzentrale 
oder  durch  den  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  zu¬ 
rückgeschickt,  im  Falle  der  Genehmigung  der  Reise  wird 
der  besondere  Ausweis  behufs  Ausfolgung  an  den  Be¬ 
werber  angeschlossen. 


Reisen  aus  dem  kaiserlich  deutschen  nach  dem 
österreichisch-ungarischen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  österreichisch-ungarische 
Okkupationsgebiet  wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  das  Visum  des  Reisepasses 

Ad  1.  Die  von  den  kaiserlich  deutschen  Kommandos 
oder  Behörden  gemäß  den  derzeit  geltenden  Vorschriften 
ausgestellten  Reisepässe  werden  als  zureichend  an¬ 
erkannt. 

Ad  2.  Das  Visum  wird  ausgestellt  vom  Armeeober¬ 
kommando  selbst  oder  einer  seiner  Paßvidierungsstellen 
in  Szczakowa,  Krakau,  Rozwadow  oder  Lemberg  oder 
von  den  dem  Generalgouvernement  Warschau  zuge¬ 
teilten  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  oder  vom 
k.  u.  k.  Kriegsministerium.  Zur  Erwirkung  des  Visums 
ist  der  Reisepaß  an  eine  der  bezeichneten  Stellen  zu 
senden.  Hierbei  ist  neben  den  im  Reisepaß  ohnehin  ent¬ 
haltenen  Angaben  auch  das  Ziel,  der  Zweck  und  die 
Dauer  der  Reise  anzugeben. 

Der  Reisepaß  wird  nach  allfälliger  Beisetzung  des 
Visums  von  der  k.  u.  k.  Stelle,  bei  der  die  Vidierung 
erbeten  wurde,  an  die  übersendende  Stelle  zurück¬ 
geschickt.  (3833/E.) 


Gerichtsbarkeit  im  Generalgouvernement  War¬ 
schau.  Der  Präsident  des  kaiserlich  deutschen  Ober¬ 
gerichts  bei  dem  Generalgouvernement  Warschau  be¬ 
richtete  an  den  „Verband  zur  Sicherung  deutscher  For¬ 
derungen  an  das  feindliche  Ausland“  in  Barmen  wie 
folgt:  ? 

In  den  von  den  'deutschen  Truppen  besetzten 
Teilen  Russisch-Polens  ist  die  deutsche  Gerichtsbarkeit 
in  vollem  Umfange  aufgenommen.  Das  V erfahren  ent¬ 
spricht  dem  vor  den  Gerichten  in  Deutschland,  An¬ 
waltszwang  besteht  nicht.  Es  findet  das  Mahn-  und 
Klageverfahren  statt.  Auch  Zwangsvollstreckung  wird 
betrieben.  In  Deutschland  ergangene  Urteile  oder  andere 
vollstreckbare  Schuldtitel  werden  ohneweiters  vollstreckt. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  den  Schuldner 
vor  das  zuständige  Gericht  zwecks  Mahnung  laden  zu 
lassen,  da  erfahrungsgemäß  eine  solche  gerichtliche 
Mahnung  genügt,  um  den  Schuldner  zur  Zahlung  zu 
veranlassen.  (3742/E.) 
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DIE  BILANZEN  DER  BERLINER  GROSS¬ 
BANKEN. 

Aus  Berlin  wird  uns  geschrieben: 

Die  Bilanzen  der  Berliner  Großbanken  im  Jahr  1914 
haben  bereits  die  Gewißheit  gegeben,  daß  das  deutsche 
Bankwesen  die  Feuerprobe,  welche  ihm  der  Weltkrieg 
auf  erlegte,  gut  bestanden  hat.  Diese  Überzeugung  wurde 
auch  durch  den  Verlauf  des  Jahres  1915,  wie  er  sich  in 
den  kürzlich  veröffentlichten  Bilanzen  widerspiegelt, 
nur  noch  verstärkt  und  vertieft. 

Die  flüssigen  Mittel  haben  im  vergangenen  Jahre  bei 
den  acht  Großbanken  (Deutsche  Bank,  Diskonto-Gesell¬ 
schaft,  Dresdner  Bank,  Darmstädter  Bank,  Berliner 
Handelsgesellschaft,  Kommerz-  und  Diskonto-Bank, 
Nationalbank  für  Deutschland,  Mitteldeutsche  Kredit¬ 
bank)  durchwegs  eine  beträchtliche  Erhöhung  erfahren 
und  die  Barbestände  bei  diesen  Instituten  haben  sich 
trotz  Entziehung  von  großen  Summen  zur  Bezahlung 
der  Kriegsanleihezeichnungen  erheblich  vermehrt.  Die 
Heereslieferungen  der  Industrie  haben  es  eben  in  vielen 
Fällen  den  früheren  Schuldnern  ermöglicht,  Gläubiger  der 
Banken  zu  werden.  Da  im  Kriege  der  Hauptunternehmer 
und  Auftraggeber  der  Staat  ist,  welcher  seine  Bestellungen 
auf  Kriegsmaterial  prompt  bezahlt,  sind  die  Produzenten 
und  Handelsfirmen  fast  Zug  um  Zug  zu  ihrem  Gelde 
gekommen,  im  Gegensatz  zur  Friedenszeit,  wo  sie  ge¬ 
meinhin  den  Abnehmern  lange  Fristen  zu  bewilligen 
haben.  Es  konnte  infolgedessen  die  Kapitalsbildung  un¬ 
gehindert  vorwärtsschreiten.  So  sind  allein  bei  der 
Deutschen  Bank  und  der  Diskonto-Gesellschaft  diese 
Positionen  um  je  knapp  eine  halbe  Milliarde  Mark  in 
die  Höhe  gegangen.  Parallel  mit  der  Zunahme  der  De¬ 
positen  bei  den  Banken  haben  sich  die  Einlagen  bei  den 
deutschen  Sparkassen  vermehrt.  Hierzu  trug  freilich 
neben  den  erwähnten  Momenten  auch  die  Absperrung 
des  Handels  von  den  großen  Gebieten  der  Weltmärkte, 
welche  gleichfalls  die  Ansammlung  von  Barmitteln  för¬ 
derte,  nicht  unwesentlich  bei. 

Aus  den  Abschlüssen  der  Großbanken  geht  hervor, 
daß  der  Hauptteil  der  Gewinne  in  allen  Fällen  auf  dem 
Zinsenkonto  (oder  Wechsel-  und  Zinsenkonto)  erzielt 
wurde.  Bei  allen  Großbanken  haben  im  Jahr  1915  die 
Einnahmen  aus  diesem  Geschäftszweig  gegenüber  den 
Ergebnissen  des  vorangegangenen  Jahres  eine  Erhöhung 
erfahren.  Bei  der  Deutschen  Bank  und  der  Diskonto- 
Gesellschaft,  den  beiden  ersten  Privatkreditquellen,  sind 
die  Zinsgewinne  des  letzten  Jahres  wesentlich  größer  als 
im  Jahr  1913  gewesen.  Dabei  ist  zu  berücksichtigen, 
daß  die  Spannung  zwischen  den  Aktiv-  und  Passivzinsen 
in  der  letzten  Geschäftsperiode  besonders  groß  war;  denn 
die  Ausleihungen  dürften  durchschnittlich  mindestens 
6  Prozent  erbracht  haben,  während  für  die  stark  ange¬ 
wachsenen  Depositeneinlagen  nur  i1/2  Prozent  vergütet 
wurden.  Die  Wechselbestände  gingen  ziemlich  beträcht¬ 
lich  in  die  Höhe,  und  zwar  nicht  infolge  des  starken 
Angebotes  an  Handelswechseln,  sondern  an  Schatz¬ 
wechseln,  um  deren  Erhalt  sich  die  Banken  nicht  nur 
wegen  Mangels  an  Handelswechseln,  sondern  auch  des¬ 
halb  eifrigst  beworben  haben,  weil  dieselben  ihnen  eine 
gute  zinsbringende  erstklassige  flüssige  Anlage,  für  die 
ihnen  anvertrauten  fremden  Gelder  boten.  Das  Reich, 
welches  jetzt  im  Kriege  der  Hauptkreditnehmer  ge- 
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worden  ist,  nimmt  neben  den  festen  Kriegsanleihen  be¬ 
weglichen  Kredit  in  Form  von  Schatz  wechseln  bei  der 
Reichsbank  in  Anspruch.  Die  Reichsbank  gibt  wiederum 
ihrerseits  diese  Wechsel  je  nach  Maßgabe  der  Verhält¬ 
nisse  an  andere  Geldinstitute  weiter.  Da  die  öffentlichen 
Kredite  41/,,,  5,  ja  auch  6  Prozent  Zinsen  brachten, 
haben  die  Banken  aus  der  öffentlichen  Kreditgewährung 
einen  ziemlich  hohen  Nutzen  gezogen,  und  da  sie  mit 
ziemlicher  Sicherheit  annehmen  durften,  daß  der  Reichs¬ 
bankdiskont,  der  die  Grundlage  aller  Zinsvereinbarungen 
bildet,  bis  auf  weiteres  keine  Änderung  erfahren  wird, 
so  konnten  sie  sehr  zum  Vorteil  ihrer  Gewinnrechnungen 
weitsichtige  Dispositionen  treffen. 

Die  Provisionseinnahmen  sind  bei  einzelnen  Groß¬ 
banken  ebenfalls  im  Jahr  1915,  verglichen  mit  der  vor¬ 
angegangenen  Geschäftsperiode,  gewachsen,  und  dies, 
obwohl  der  Börsenverkehr  auch  nicht  enfernt  die  Aus¬ 
dehnung  hat  wie  zur  Friedenszeit.  Der  verringerte  Um¬ 
satz  im  Effekten-Kommissionsgeschäft  ist  aber  für  die 
Banken  reichlich  dadurch  wettgemacht  worden,  daß  bei 
An-  und  Verkauf  höhere  Vergütungen  als  sonst  be¬ 
ansprucht  werden  und  zudem  die  Freiheit  des  jetzigen 
Marktverkehrs  Gewinne  ermöglicht,  die  den  Banken,  so¬ 
lange  sie  Kommissäre  an  den  offiziellen  Börsen  waren, 
gefehlt  haben.  Schließlich  hat  auch  das  Zinsschein-  und 
Sortengeschäft  infolge  der  Preiserhöhungen  und  Preis¬ 
schwankungen  der  fremden  Valuten  mehr  Einnahmen 
geliefert. 

Ein  gemeinsames  Moment  der  Bilanzen  der  Berliner 
Institute  ist  die  Abnahme  des  Akzeptumlaufes,  die  zum 
Teil  50  Prozent  und  darüber  betrug.  Sie  ist  natürlich  in 
erster  Reihe  darauf  zurückzuführen,  daß  die  deutschen 
Außenhandelsbeziehungen,  in  denen  das  Bankakzept  ja 
eine  so  große  Rolle  spielt,  durch  den  Krieg  eine  ganz  er¬ 
hebliche  Verringerung  erfahren  haben.  Außerdem  wird 
man  allerdings  zur  Erklärung  gerade  bei  dieser  Bilanz¬ 
position  die  bei  den  Kreditoren  bereits  erwähnte  Tat¬ 
sache  heranziehen  müssen,  daß  eine  ganze  Anzahl  frü¬ 
herer  Schuldner  der  Banken  in  die  Lage  gekommen  ist, 
die  nicht  selten  in  die  Form  des  Bankakzeptes  gekleideten 
Kredite  abzulösen. 

Die  nachstehende  Tabelle  faßt  die  wichtigsten  Po¬ 
sitionen  der  Bilanzen  der  Großbanken  zusammen: 


Aktienkapitalien . 

Reserven  . 

1915 

1355 

467-1 

1914 

1355 

466-6 

1913 

1250 

388-x 

1912 

1250 

3937 

Akzepte . 

Kreditoren . 

644 

6460 

1129 

5738 

1424 

5148 

1375 

4917 

Gesamtverpflichtungen  .  . 

7104 

68  67 

6572 

6292 

Sofort  greif 

bare 

Mitte 

1: 

Kasse,  Sorten,  Coupons  .  . 

501 

291 

251 

248 

Guthaben  bei  Abrechnungs- 

buch ungen  . 

33i 

305 

127 

119 

Wechsel . 

2592 

1879 

1877 

1638 

Nostrobankguthaben  .  .  . 

424 

360 

325 

370 

Reports  und  Lombards  .  . 

924 

784 

826 

936 

Warenvorschüsse . 

209 

176 

507 

497 

Summe  .  . 

4650 

3795 

39i3 

3717 

Sonstige 

Akti 

v  a: 

Gesamteffektenbestände  .  . 

335 

490 

437 

416 

Davon  Reichsanleihe  u.  s.  w. 

249 

359 

215 

184 

Gesamtdebitoren . 

3530 

3478 

3191 

3Di 

Die  Gesamtsumme  der  Verbindlichkeiten  der  acht 
Großbanken,  die  ihre  Bilanzen  nach  dem  neuen  Schema 
veröffentlichen,  betrug  am  31.  Dezember  1915  7018 

Millionen  Mark.  Einen  V ergleich  mit  den  vorangegan¬ 
genen  Bilanzen  gibt  die  folgende  Tabelle: 

Millionen  Mark 


3.1.  Dezember  1908 . 4380 

31.  Dezember  1909 . 4820 

31.  Dezember  1910 . 6530 

30.  Juni  19x1 . 5990 

31.  Dezember  19x1 . 5822 

30.  Juni  1912 . 5994 
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Millionen  Mark 


31.  Oktober  1912  .... 

31.  Dezember  1912  .... 

•  •  5877 

30.  Juni  1913 . 

.  .  6066 

31.  Oktober  1913  .... 

.  .  6220 

31.  Dezember  1913  .... 

.  .  6179 

28.  Februar  1914  . 

.  .  6444 

30.  März  1914 . 

.  .  6776 

30.  Juni  1914 . 

.  .  6548 

31.  Dezember  1914  .... 

.  .  6485 

31.  Dezember  1915  .... 

Über  die  von  den  Großbanken 

ausgeschütteten  Di 

denden  gibt  die  nachstehende  Übersicht 

Aufschluß: 

19*5 

1914 

I9,3 

p 

r  0  z  e  n 

t 

Deutsche  Bank . 

.  12-5 

IO 

12-5 

Diskonto-Gesellschaft . 

-  8-5 

8 

IO 

Dresdener  Bank . 

.  6 

6 

8-5 

Bank  für  Handel  und  Industrie 

•  5 

4 

6-5 

Berliner  Handelsgesellschaft 

.  6 

5 

8-5 

Nationalbank  für  Deutschland  . 

•  4 

— 

6 

Kommerz-  und  Diskontobank  . 

•  4’5 

4'5 

6 

Mitteldeutsche  Kreditbank  .  . 

•  5‘5 

5’5 

65 

Die  Zusammenstellung  zeigt,  daß  die  Deutsche  Bank 
zu  dem  Friedenssatz  zurückgekehrt  ist,  während  die  an¬ 
deren  Großbanken  noch  keine  Erhöhung  auf-  das  Niveau 
des  Jahres  1913  haben  eintreten  lassen.  Das  halbe  Pro¬ 
zent,  das  die  Diskonto-Gesellschaft  mehr  ausschüttet, 
als  für  die  Periode  1914,  erfordert  freilich  71/,  Millionen 
Mark,  denn  zum  ersten  Male  ist  ihr  Kapital  von  300 
Millionen  Mark  volldividendenberechtigt  gegenüber  225 
Millionen  Mark  vor  einem  und  200  Millionen  Mark  vor 
zwei  Jahren.  So  betrachtet,  ist  das  Plus  an  Dividende 
bei  der  Diskonto-Gesellschaft  noch  größer  als  bei  der 
Deutschen  Bank,  die  an  ihre  Aktionäre  3 1  Millionen 
Mark  oder  6x/4  Millionen  Mark  mehr  zur  Verteilung 
bringt  als  für  1915.  Im  ganzen  gehen  die  Ausschüttungen 
der  Berliner  Großbanken  über  die  des  Vorjahres  um  mehr 
als  20  Prozent  hinaus. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Bilanzaufstellungen  während  des  Krieges.  Eine 
Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom  6.  Juni  1916 
über  Bilanzen  und  Abweichungen  von  statutarischen  Be¬ 
stimmungen  während  des  Krieges  verfügt: 

§  1.  (1)  Kaufleute,  Handelsgesellschaften,  Erwerbs¬ 
und  Wirtschaftsgenossenschaften  und  sonstige  der  öffent¬ 
lichen  Rechnungslegung  unterworfene  Unternehmungen, 
die  in  Galizien,  in  der  Bukowina,  in  Dalmatien,  im 
Küstenlande  oder  in  den  Kreisgerichtssprengeln  Rove- 
reto  und  Triexxt  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  haben,  mit  Aus¬ 
nahme  der  Eisenbahnunternehmungen,  sind  von  der 
Pflicht  zur  Aufstellung  des  Rechnungsabschlusses 
(Bilanz)  für  die  Geschäftsjahre,  die  seit  dem  1.  Januar 
1914  abgelaufen  sind  oder  ablaufen,  bis  31.  Dezember 
1916  befreit. 

(2)  Die  Verwaltungsbehörde  (Absatz  3)  kann  auf  be¬ 
gründeten  Antrag 

1.  Kaufleuten  und  Unternehmungen  der  in  Absatz  1 
bezeichneten  Art,  die 

a)  in  den  in  Absatz  1  genannten  Gebieten  zwar  nicht 
ihren  Wohnsitz  (Sitz),  jedoch  eine  Hauptbetriebsstätte 
haben  oder 

b)  in  einem  anderen  dem  Kriegsschauplätze  benach¬ 
barten  Gebiete  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  eine  Haupt¬ 
betriebsstätte  haben  oder 

c)  ihre  Geschäfte  zum  großen  Teile  in  oder  mit  dem 
Zollauslande  oder  den  in  Absatz  1  genannten  Gebieten 
betreiben  oder  dort  erhebliche  Teile  ihres  Vermögens, 
insbesondere  ihrer  Außenstände  haben; 
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2.  Eisenbahnunternehmungen,  die  in  den  in  Absatz  1 
genannten  Gebieten  ihren  Sitz  haben  oder  bei  denen  die 
Voraussetzungen  der  Z.  1  zutreffen ; 

3.  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  die 
wegen  der  Einberufung  ihrer  Organe  oder  Angestellten 
zur  militärischen  Dienstleistung  oder  aus  anderen 
Gründen  außer  stände  sind,  den  Rechnungsabschluß 
rechtzeitig  aufzustellen, 

von  der  Pflicht  zur  Aufstellung  des  Rechnungs¬ 
abschlusses  (Bilanz)  für  die  Geschäftsjahre,  die  seit 
dem  1.  Januar  1914  abgelaufen  sind  oder  ablaufen,  bis 
längstens  31.  Dezember  1916  entheben. 

(3)  Zur  Bewilligung  dieser  Enthebung  ist  für  Er¬ 
werbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  die  politische 
Landesbehörde,  fiir  Versicherungsgesellschaften  das 
Ministerium  des  Innern,  für  Banken  und  andere  Kredit¬ 
institute  das  Finanzministerium,  für  Unternehmungen 
des  Berg-  und  Hüttenbetriebes  das  Ministerium  für 
öffentliche  Arbeiten,  für  Eisenbahnunternehmungen  das 
Eisenbahnministerium,  für  sonstige  Unternehmungen  und 
für  Kaufleute  das  Handelsministerium  berufen. 

§  2.  (1)  Wenn  infolge  der  Verschiebung  des  Rech¬ 
nungsabschlusses  (§  1)  dieser  für  zwei  oder  mehr  Ge¬ 
schäftsjahre  aufzustellen  ist,  kann  die  Verwaltungs¬ 
behörde  (§  1,  Absatz  3)  auf  begründeten  Antrag  die 
Aufstellung  nur  eines  Rechnungsabschlusses  für  beide 
oder  die  mehreren  Geschäftsjahre  bewilligen.  Der  Gewinn 
oder  Verlust,  der  sich  hierbei  ergibt,  ist  auf  die  Ge¬ 
schäftsjahre  gleichmäßig  zu  verteilen. 

(2)  Auf  Versicherungsgesellschaften  und  Eisenbahn¬ 
unternehmungen  finden  die  vorstehenden  Bestimmungen 
keine  Anwendung. 

§  3.  Zur  Beschlußfassung  über  den  Rechnungsabschluß 
durch  das  hierzu  berufene  Organ  steht  Aktiengesell¬ 
schaften,  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  Er¬ 
werbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  und  sonstigen 
der  öffentlichen  Rechnungslegung  unterworfenen  LTnter- 
nehmungen,  sofern  nicht  schon  das  Statut  hierfür  eine 
längere  Frist  bestimmt,  eine  Frist  von  sechs  Monaten 
nach  Ablauf  des  Geschäftsjahres  offen.  Ist  die  Einhal¬ 
tung  dieser  Frist  infolge  des  Krieges  unmöglich,  so 
kann  die  Verwaltungsbehörde  (§  1,  Absatz  3)  auf  be¬ 
gründeten  Antrag  eine  Verlängerung  bis  längstens 
31.  Dezember  1916  bewilligen. 

§  4.  Das  Ministerium  des  Innern  kann  im  Einver¬ 
nehmen  mit  den  beteiligten  Ministerien  auf  begründeten 
Antrag  Unternehmungen  der  in  §  3  bezeichneten  Art 
gestatten,  von  den  statutarischen  Bestimmungen  über  die 
Art  der  Berufung,  über  Ort  und  Zeit  des  Zusammen¬ 
trittes  und  die  Beschlußfähigkeit  ihrer  Organe,  über  die 
Form  ihrer  Bekanntmachungen  und  dergleichen  abzu¬ 
weichen,  soweit  die  Einhaltung  dieser  Bestimmungen 
infolge  des  Krieges  unmöglich  geworden  ist. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Verbot  der  Einfuhr  und  Durchfuhr  von  Dinar¬ 
noten  und  Perpernoten.  Eine  Verordnung  des  Finanz¬ 
ministeriums  vom  13.  Juni  1916  lautet: 

Auf  Grund  des  Artikels  VII  des  mit  dem  Gesetze  vom 
30.  Dezember  1907,  R.-G.-Bl.  Nr.  278,  kundgemachten 
Vertragszolltarifes  der  beiden  Staaten  der  österreichisch¬ 
ungarischen  Monarchie  wird  im  Einvernehmen  mit  der 
königlich  ungarischen  Regierung  folgendes  verordnet, 
beziehungsweise  kundgemacht: 

§  1.  Die  Einfuhr  und  Durchfuhr  der  Noten  der  serbi¬ 
schen  Nationalbank  (Dinarnoten)  sowie  der  von  der 
montenegrinischen  Regierung  ausgegebenen  Schatzbons 
(Perpernoten)  ist  verboten. 
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§  3.  Handlungen  gegen  diese  Verordnung  werden  nach 
den  bestehenden  Rechtsnormen  bestraft. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Erhebungsspesen  auf  Ein-  und  Ausfuhrzertifikate 
im  Okkupationsgebiet  von  Polen.  Für  die  Ausferti¬ 
gung  von  Ein-  und  Ausfuhrbewilligungen  im  Handels¬ 
verkehre  mit  den  besetzten  Gebieten  Russisch-Polens  ge- 
|  langen  Gebühren  in  Form  prozentueller  Abgaben  vom 
Fakturennettobetrage  der  tatsächlich  zur  Einfuhr  oder 
Ausfuhr  gelangenden  Waren  zur  Einhebung.  Die  Be¬ 
werber  haben  bei  Aushändigung  der  Zertifikate  zu  ent¬ 
richten: 

1.  2  Prozent  des  Fakturennettobetrages  der  aus  dem 
Okkupationsgebiete  in  die  Monarchie  zur  Ausfuhr  ge¬ 
langenden  Waren, 

2.  1  Prozent  (ein)  des  Fakturennettobetrages  für 
Waren,  die  aus  der  Monarchie  oder  aus  dem  Auslande  in 
die  besetzten  Gebiete  eingeführt  werden, 

3.  D/2  Prozent  (eineinhalb)  des  Fakturennettobetrages 
I  zahlbar  in  Goldmünzen  für  Waren,  die  aus  den  besetzten 

Gebieten  Russisch-Polens  in  Länder  außerhalb  der  Mon¬ 
archie  oder  der  von  österreichisch-ungarischen  Truppen 
besetzten  Gebiete,  ausgeführt  werden. 

Kann  von  der  Bewilligung  nachweisbar  kein  Gebrauch 
gemacht  werden,  so  wird  die  entrichtete  Ausfertigungs¬ 
gebühr,  abzüglich  eines  Rücklasses  von  10  Prozent  des 
eingezahlten  Betrages  an  Manipulationsspesen,  rück¬ 
erstattet. 

Dem  Armeeoberkommando  und  dem  Militärgeneral- 
gouvernement  bleibt  es  Vorbehalten,  Befreiungen  von  den 
Abgaben  oder  Ermäßigungen  zu  bewilligen. 

Veräußerung  von  Malz.  Eine  Verordnung  des. 
Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten 
Ministern  vom  n.  Juni  1916,  betreffend  Beschrän¬ 
kungen  hinsichtlich  der  Veräußerung  von  Malz,  be¬ 
stimmt  : 

§  1.  Handelsmälzereien,  das  sind  Mälzereien,  welche 
Malz  zum  Zwecke  des  V erkaufes  erzeugen,  dürfen  das 
von  ihnen  erzeugte  Malz  (auch  geschrotetes  oder  ge¬ 
mahlenes  Malz)  nur  durch  die  Gerste-  und  Malz¬ 
verteilungszentrale  des  Vereines  österreichischer  Malz¬ 
fabrikanten  in  Wien  (Malzzentrale)  veräußern. 

Brauereien  dürfen  das  von  ihnen  erzeugte  oder  sonst 
erworbene  Malz  (auch  geschrotet,  gemahlen)  nur  mit 
Genehmigung  der  Gerste-  und  Malzverteilungszentrale 
der  österreichischen  Brauindustrie  in  Wien  (Brau¬ 
zentrale),  beziehungsweise  deren  Unterstellen  ver¬ 
äußern. 

§  2.  Sendungen  von  Malz  (auch  geschrotetem  oder 
gemahlenem  Malz)  dürfen,  sofern  das  Gewicht  der  Sen¬ 
dung  100  kg  überschreitet,  nur  dann  von  Eisenbahn-  und 
Dampfschiffahrtsunternehmungen  angenommen  werden, 
wenn  den  Frachtdokumenten  für  jede  Sendung  eine  von 
der  Gerste-  und  Malzverteilungszentrale  des  Vereines 
österreichischer  Malzfabrikanten  in  Wien  (Malzzentrale, 
I.,  Schenkenstraße  10)  ausgestellte  Transportbescheini¬ 
gung  beigegeben  ist. 

Insofern  Malz  von  einer  Brauerei  an  eine  andere 
Brauerei  zur  Versendung  gelangt,  muß  den  Frachtdoku¬ 
menten  eine  von  der  Gerste-  und  Malzverteilungszentrale 
der  österreichischen  Brauindustrie  in  Wien  (Brau¬ 
zentrale,  I.,  Kärntnerstraße  23)  ausgestellte  Transport¬ 
bescheinigung  beigegeben  werden. 

Ein  Muster  der  Transportbescheinigung  ist  als  Anhang 
dieser  Verordnung  angeschlossen. 

Für  Malzsendungen  aus  dem  Zollauslande,  aus 


§  2.  Das  nach  der  Eintrittsstation  in  Betracht  kom¬ 
mende  Finanzministerium  ist  ermächtigt,  Ausnahmen  Ungarn,  Bosnien  und  der  Hercegovina  sowie  für  Sen- 
von  diesem  Verbote  zu  bewilligen.  ,  düngen,  die  vor  dem  Inkrafttreten  der  Verordnung 
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bereits  der  Transportanstalt  übergeben  waren,  sind 
Transportbescheinigungen  nicht  notwendig. 

§  3.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  Vereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  werden,  sofern  sie  nicht 
der  strafgerichtlichen  Ahndung  unterliegen,  von  der 
politischen  Behörde  erster  Instanz  mit  Geld  bis  zu  5000 
Kronen  oder  nach  deren  Ermessen  mit  Arrest  bis  zu 
sechs  Monaten  bestraft. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Anhang. 

Muster. 


T  ransportbescheinigung. 

Name  des  Absenders . in . 

ist  berechtigt,  .  .  .  kg  Malz  in  der  Zeit  vom . 

bis . von  (Name  der  Versandstation) . 

nach  (Name  der  Bestimmungsstation) . 

mittels  (Eisenbahn  oder  Dampfschiff)  an  die  Adresse 
der 

(Name  und  Wohnort  des  Empfängers) . 

zu  befördern. 

Wien,  am . 1916. 

Gerste-  und  Malzverteilungszentrale  des  Vereines 
österreichischer  Malzfabrikanten  in  Wien 
oder 

Gerste-  und  Malzverteilungszentrale  der 
österreichischen  Brauindustrie  in  Wien. 


Unterschrift. 

Diese  Bescheinigung  ist  dem  Frachtdokumente  haltbar 
anzuheften. 

Die  Beigabe  der  Bescheinigung  ist  im  Frachtdokumente 
zu  vermerken. 

Die  Bescheinigung  ist  von  der  Bestimmungsstation  ein¬ 
zuziehen. 

Festsetzung  von  Vergütungssätzen  für  Blei, 
Zinn,  Zinnlegierungen  und  Gegenstände  aus  Blei 
und  Zinn.  Eine  Kundmachung  des  Ministeriums  für 
Landesverteidigung  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten 
Ministerien  und  im  Einverständnisse  mit  dem  Kriegs¬ 
ministerium  vom  13.  Juni  1916  besagt: 

Auf  Grund  der  Bestimmungen  der  Durchführungs¬ 
verordnung  vom  14.  November  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  326, 
zum  Gesetze  vom  26.  Dezember  1912,  R.-G.-Bl.  Nr.  236, 
betreffend  die  Kriegsleistungen,  zu  §§  18  und  24  werden 
für  Blei,  Zinn,  Zinnlegierungen  und  Gegenstände  aus 
Blei  und  Zinn  folgende  Vergütungssätze  festgesetzt: 

I.  Blei: 

in  Kronen 
für  100  kg 

1.  Neues  Weichblei  in  Blöcken,  Stangen  u.  dgl.  85 

2.  Altes  Weichblei . • . 70 

3.  Bleche,  Drähte,  Röhren,  Tafeln  und  Platten 

aus  Blei .  t?o 


II.  Gegenstände  aus  Blei: 


Kronen  für  das 
Kilogramm 
Gesamtgewicht 


1.  Futter,  Unterlagsstücke,  Gewichte,  Kugeln, 

Gußwaren  . 

2.  Dichtungsringe: 

nicht  verwendet . 

verwendet . 

3.  Plomben: 

neu  . 

alt  . 

4.  Bleikiele  der  Segelboote  . 

5.  Bleiballast  der  Segelboote . 

6.  Modeln,  Schlangen,  Siphons,  Tröge,  Wannen, 
Pfannen,  Kessel,  Retorten,  sonstige  Apparate,  Ge¬ 
schirre,  andere  Gefäße  und  Ausfütterungen  (Aus¬ 
kleidungen),  soweit  diese  Gegenstände  nicht  ein¬ 
fache  Gußwaren  sind: 

nicht  verwendet  . 

verwendet  . 

7.  Akkumulatorenplatten: 

nicht  verwendet  . 

verwendet . 


-•85 

I'20 

—70 

I’20 

— -6o 

I' — 

—70 


1*40 

1-20 

I‘20 

—•50 


Kronen  für  das 
Kilogramm 
Gesamtgewicht 

8.  Kammerauskleidungen  . 1*50 

9.  Pumpen  und  Armaturen,  wie  Hähne,  Ven¬ 
tile  u.  dgl. : 

nicht  verwendet  . 2‘8o 

verwendet  . 2-20 

10.  Schriftenmaterial: 

brauchbar . 2’8o 

Altmaterial  (Zeug) . r _ 


III.  Zinn-  und  Zinnlegierungen 

1.  Zinn  mit  mehr  als  99  Prozent  ' 

Feingehalt  ....  in 

2.  Zinn  und  Zinnlegierungen  mit  1  Blöcken, 

95 — 99  Prozent  Feingehalt  Stangen 

3.  Zinnlegieruugen unter  95  Pro-  u.  dgl. 
zent  Feingehalt 


2000  K  für  100  kg 
1600  K  für  100  kg 


to  K  für  T  kg  Zinngehalt 

4.  Bleche,  Röhren,  Rohgußstücke  7K  für  1  kg Sinngehalt 

5.  Zinnfolien  . 21  K  für  1  kg  Zinngehalt 

IV.  Gegenstände  aus  Zinn  und  Zinn¬ 
legierungen: 

Kronen  für  das 
Kilogramm 
Gesamtgewicht 

1.  Deckel,  Löffel,  Leuchter  . 4- — 

2.  Krüge,  Zimente  und  sonstige  Gefäße  und  Ge¬ 
schirre  . 8* _ 

3.  Schüsseln,  Teller,  Tassen  sowie  sonstiges 

Geräte . .  fr. _ 

4.  Schanktassen . fy _ 

5.  Badewannen . 8’ _ 

6.  Pipen,  sonstige  Armaturen  und  Bestandteile 

von  Apparaturen,  insbesondere  auch  Kerzengieß¬ 
formen  . 7* _ 


V.  Gemeinsame  Bestimmungen:  In  den 
vorstehenden  Vergütungssätzen  sind  besondere  Kosten 
eines  erforderlich  werdenden  Ausbaues  nicht  inbegriffen. 

Solche  Kosten  sind  besonders  nachzuweisen. 

Durch  die  gegenwärtige  Kundmachung  treten  die  in 
der  Kundmachung  vom  19.  März  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  65, 
und  zwar  in  der  Tabelle  zu  Punkt  1  unter  Klasse  19  bis 
einschließlich  23,  und  in  der  Tabelle  zu  Punkt  2  und  5 
und  6  festgesetzten  Vergütungssätze  außer  Kraft. 

Ungarn. 

Sperre  der  Repsfechsung  und  Höchstpreise  für 
Reps.  Das  Amtsblatt  veröffentlicht  zwei  Regierungs¬ 
verordnungen,  betreffend  die  heurige  Repsernte.  Die 
erste  Verordnung  verfügt,  im  Interesse  der  Sicherung 
des  öffentlichen  Bedarfes,  daß  die  ganze  Repsernte  des 
Jahres  1916,  mit  Ausnahme  des  vom  Produzenten  in 
seiner  eigenen  Wirtschaft  als  Saatgut  benötigten  Pro¬ 
duktes,  unter  Sperre  genommen  wird.  Der  Produzent 
darf  die  unter  Sperre  genommene  Repsernte  nur  der 
Kriegsprodukten-A.-G.  und  in  Kroatien-Slawonien  der 
dortigen  Landes  -  Wirtschaftskommission  verkaufen. 
Sollte  er  seinen  Reps  und  Wildreps  —  mit  Ausnahme 
des  als  Saatgut  benötigten  Teiles  —  der  Kriegsprodukten¬ 
geseilschaft,  beziehungsweise  der  kroatischen  Landes- 
Wirtschaftskommission  bis  zum  1.  September  1916  nicht 
verkauft  haben,  hat  er  ihn  bis  zu  einem  vom  Ackerbau¬ 
minister,  beziehungsweise  vom  Banus  festzustellenden 
Zeitpunkt  der  Kriegsproduktengesellschaft,  beziehungs¬ 
weise  der  kroatischen  Landes-Wirtschaftskommission 
zum  Verkauf  anzubieten,  die  verpflichtet  sind,  den  Reps 
und  den  Wildreps  zu  den  Höchstpreisen  zu  übernehmen. 
Der  Ackerbauminister,  beziehungsweise  der  Banus 
können  auch  verfügen,  daß  der  unter  Sperre  genommene 
Reps  und  Wildreps  für  Zwecke  des  öffentlichen  Bedarfes 
im  Wege  der  Requirierung  beschafft  werden.  In 
Kroatien-Slawonien  sorgt  der  Banus  dafür,  daß  die  be¬ 
schafften  Reps-  und  Wildrepsbestände  behufs  in¬ 
dustrieller  Verarbeitung  der  Kriegsprodukten-A.-G.  über¬ 
lassen  werden.  Die  aus  der  Verarbeitung  des  aus 
Kroatien-Slawonien  stammenden  Repsvorrates  gewon¬ 
nenen  Ölkuchen  werden  der  kroatisch-slawonischen 
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Landesregierung  zur  Verfügung  gestellt.  In  begründeten 
Fällen  kann  der  Handelsminister  mit  Sperre  belegte  Vor¬ 
räte  ganz  oder  teilweise  wieder  freigeben.  Die  Verord¬ 
nung  über  das  Vorverkaufsverbot  der  heurigen  Ernte 
wird  durch  die  gegenwärtige  Verordnung  nicht  berührt. 
Zuwiderhandlungen  unterliegen  den  üblichen  Strafen. 
Zur  Versendung  von  Reps  und  Wildreps  bedarf  es  der 
■Transportzertifikate.  Diese  Verordnung  tritt  sofort  in 
Kraft  und  erstreckt  sich  deren  Wirksamkeit  auf  das 
ganze  Landesgebiet. 

Die  zweite  Regierungsverordnung  stellt  folgende 
Höchstpreise  fest:  Kohlreps  60  K,  Rübsen  57  IC,  Wild¬ 
reps  29  K  pro  100  kg  netto  exklusive  Sack  franko  Ver¬ 
ladestation.  Für  weniger  gute  Ware  als  die  übliche 
Qualität  ist,  muß  nur  ein  entsprechend  niedrigerer  Preis 
bezahlt  werden.  Auf  Importe  aus  dem  Zollauslande  be¬ 
ziehen  sich  obige  Preise  nicht.  Für  Saatgut  kann  der 
Ackerbauminister  Ausnahmen  zulassen.  Auf  die  Pro¬ 
dukte  der  vorigen  Ernten  finden  diese  Bestimmung'en 
auch  keine  Anwendung. 

Deutschland. 

Neue  Durchfuhrverbote.  Durch  Bekanntmachung 
vom  7.  Juni  1916  wurde  die  Durchfuhr  von  Weingeist 
und  anderem  Branntwein  (außer  Arrak,  Rum,  Kognak, 
Kirsch-  und  Zwetschkenwasser)  Nr.  178  c,  d,  i7gb,  c 
des  statistischen  Warenverzeichnisses  verboten. 

• 

Bekanntmachung  über  Druckpapier.  Unterm 
3.  Juni  1916  wurde  auf  Grund  der  Verordnung  des 
Bundesrates  vom  18.  April  1916  über  Druckpapier  fol¬ 
gendes  bestimmt: 

•§  1.  Der  Kriegswirtschaftsstelle  für  das  deutsche 
Zeitungsgewerbe  (§  6  der  Bekanntmachung  über  Druck¬ 
papier  vom  19.  April  19161)  wird  ein  Beirat  beigegeben, 
der  aus  Vertretern  der  beteiligten  Gewerbe  besteht  und 
über  grundsätzliche  Fragen,  die  den  Papierverbrauch 
der  beteiligten  Gewerbe  betreffen,  zu  hören  ist. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Zusammensetzung 
des  Beirates  und  die  Bestellung  der  Mitglieder  trifft 
der  Reichskanzler. 

Die  Mitglieder  des  Beirates  sind  verpflichtet,  über 
Einrichtungen  und  Geschäftsverhältnisse,  die  durch  die 
Ausübung  ihrer  Befugnisse  zu  ihrer  Kenntnis  kommen, 
Verschwiegenheit  zu  beobachten  und  sich  der  Mitteilung 
und  Verwertung  der  Geschäfts-  und  Betriebsverhältnisse 
zu  enthalten.  Sie  sind  hierauf  zu  vereidigen. 

§  2.  Die  kostenlose  Abgabe  von  Sonderblättern  (so¬ 
genannten  Extrablättern),  abgesehen  von  solchen,  deren 
Ausgabe  die  oberste  Heeresleitung  ausdrücklich  als  er¬ 
wünscht  bezeichnet  hat,  wird  verboten. 

§  3-  Die  Zahl  der  Zeitungsbeilagen,  die  auf  anderem 
als  maschinenglattem,  holzhaltigem  Druckpapier  ge¬ 
druckt  und  einer  Zeitung,  Zeitschrift  oder  sonstigen 
periodisch  erscheinenden  Druckschrift  kostenlos  bei¬ 
gelegt  werden,  darf  vom  heutigen  Tage  ab  nicht  ver¬ 
mehrt  werden.  Die  Beifügung  einzelner  Prospekte, 
Reklame-  und  ähnlicher  Beilagen  wird  von  diesem  Ver¬ 
bote  nicht  berührt. 

Der  Seitenumfang  von  Zeitungsbeilagen  der  in  Ab¬ 
satz  1  genannten  Art  darf  vom  heutigen  Tage  ab  über 
den  Seitenumfang  hinaus,  den  die  Beilagen  in  der  zweiten 
Woche  des  Monates  Mai  1916  gehabt  haben,  nicht  ver¬ 
mehrt  werden. 

§  4.  Zeitungsbeilagen,  die  in  dem  verwendeten  Papier 
und  der  Ausstattung  mit  dem  Hauptblatt  der  Zeitung 
übereinstimmen,  dürfen  vom  heutigen  Tage  ab  auf  an¬ 
derem  als  maschinenglattem,  holzhaltigem  Druckpapier 
nicht  gedruckt  werden. 

Zeitungen,  Zeitschriften  und  sonstige  periodisch  er¬ 
scheinende  Druckschriften,  die  bis  zum  19.  April  1916 


auf  maschinenglattem,  holzhaltigem  Druckpapier  ge¬ 
druckt  worden  sind,  dürfen  vom  heutigen  Tage  ab  nur 
auf  solchem  Papier  gedruckt  werden. 

§  5.  Der  Kriegswirtschaftsstelle  für  das  deutsche 
Zeitungsgew erbe  sind  auf  deren  Ersuchen  unverzüglich 
alle  Auskünfte  zu  erteilen,  die  erforderlich  sind,  um  die 
Durchführung  der  vorstehenden  Bestimmungen  (§§  2 
bis  4)  zu  überwachen. 

§  6.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafen  bis  zu  10.000  M.  wird  bestraft: 

1.  wer  den  Bestimmungen  der  §§  2,  3  oder  4  zuwider¬ 
handelt  ; 

2.  wer  die  ihm  nach  §  5  obliegenden  Auskünfte  nicht 
erteilt  oder  wissentlich  unrichtige  oder  unvollständige 
Angaben  macht. 

Verbot  des  Abteuf  ens  von  Schächten.  Der 

Bundesrat  hat  am  8.  Juni  1916  folgende  Verordnung  er¬ 
lassen: 

§  1.  Das  Abteufen  von  Schächten  und  die  Ausführung 
örtlicher  Vorarbeiten  hierzu  in  Gebieten,  in  denen  das 
Vorkommen  von  Kalisalzen  nachgewisen  ist,  ist  bis  auf 
weiteres  verboten,  sofern  es  nicht  aus  sicherheits¬ 
polizeilichen  Gründen  von  einer  Landesbergpolizei¬ 
behörde  angeordnet  wird. 

Die  Bestimmung  findet  auch  auf  die  Fortsetzung  des 
Abteufens  von  Schächten  Anwendung,  die  nach  dem 
1.  August  1914  in  Angriff  genommen  worden  sind,  so¬ 
fern  nicht  bereits  vor  diesem  Termin  an  Ort  und  Stelle 
ernstliche  Vorbereitungen  für  das  Abteufen  getroffen 
waren. 

§  2.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  dem 
Verbote  des  §  1  bewilligen. 

§  3.  Zuwiderhandlungen  werden  mit  Gefängnis  bis 
zu  sechs  Monaten  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  10.000  M. 
oder  mit  einer  dieser  Strafen  bestraft. 

§  4.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Verkün¬ 
dung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Verkehr  mit  Süßstoff.  Unterm  26.  Mai  1916  wurde 
auf  Grund  der  Verordnung  des  Bundesrates  vom  30.  März 
1916,  betreffend  die  Abänderung  des  Süßstoff gesetzes1), 
folgendes  bestimmt: 

Die  Reichszuckerstelle  kann  den  Bezug  von  Süßstoff 
bis  auf  weiteres  gestatten 

Gewerbetreibenden  zum  Zwecke  der  Süßung  von  na¬ 
türlichen  und  künstlichen  Fruchtsäften  aller  Art  —  aus¬ 
genommen  zur  Herstellung  von  solchen  Fruchtsirupen, 
die  dazu  bestimmt  sind,  bei  der  Herstellung  von  Arzneien 
Verwendung  zu  finden  — , 

also  insbesondere  zum  Zwecke  der  Süßung  von  Grund¬ 
stoffen  für  die  Herstellung  von  Limonaden  sowie  von 
sonstigen  gesüßten  natürlichen  und  künstlichen  Frucht¬ 
säften  und  fruchtsaftartigen  Getränken  aller  Art. 


’)  vgl-  Nr  17  des  »Handelsmuseums«  vom  27.  April  1.  J.,  Seite  249. 


Vorläufige  Maßnahmen  auf  dem  Gebiete  der 
Fettversorgung.  Unterm  8.  Juni  1916  wurde  auf 
Grund  der  §§  1  bis  3  der  Verordnung  über  Kriegsmaß¬ 
nahmen  zur  Sicherung  der  Volksernährung  vom  22.  Mai 
19162)  verordnet: 

§  1.  Bei  Aufbringung  des  Fleischbedarfs  nach  der 
Verordnung  vom  27.  März  1916  (Reichs-Gesetzblatt, 
Seite  199)  ist  Vorsorge  zu  treffen,  daß  Kühe,  die  vor¬ 
zugsweise  zur  Milcherzeugung  geeignet  sind,  nicht  zur 
Schlachtung  kommen. 

Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  näheren  Be¬ 
stimmungen. 

§  2.  Besitzer  von  Milchkühen,  die  im  Mai  1916  Milch 
an  eine  Molkerei  geliefert  haben,  sind,  auch  soweit  eine 

')  Vgl.  Nr.  14  des  »Handelsmuseums«  vom  6.  April  1.  J.,  Seite  187. 

2)  Vgl.  Nr.  22  des  »Handelsmuseums«  vom  1.  Juni  1.  J.,  Seite  324. 
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vertragliche  Verpflichtung  zur  Weiterlieferung  nicht  be¬ 
steht,  verpflichtet,  die  Milch  auch  künftig  an  die  bis¬ 
herigen  Abnehmer  zu  liefern.  Sie  haben  monatlich 
mindestens  so  viel  Milch  zu  liefern,  als  dem  Verhältnis 
der  im  Mai  gelieferten  Milch  zu  der  gesamten  von  ihnen 
im  Mai  erzeugten  Milch  entspricht.  Die  bisherigen  Ab¬ 
nehmer  haben  die  hiernach  zu  liefernde  Milch  abzu¬ 
nehmen. 

Die  Vorschrift  im  Absatz  1  findet  keine  Anwendung, 
soweit  der  zur  Lieferung  Verpflichtete  auf  Grund  eines 
mit  einer  anderen  als  der  im  Mai  belieferten  Molkerei 
abgeschlossenen  Vertrages  an  eine  andere  Molkerei 
liefert. 

Über  Streitigkeiten,  die  sich  aus  der  Lieferungspflicht 
nach  Absatz  1  ergeben,  entscheidet  die  höhere  Ver¬ 
waltungsbehörde  des  Bezirkes,  in  dem  die  Molkerei  ge¬ 
legen  ist.  Sie  setzt  bei  Nichtbestehen  eines  Lieferungs¬ 
vertrages  im  Streitfall  den  Preis  und  die  Bedingungen, 
zu  denen  zu  liefern  ist,  fest.  Ihre  Entscheidung  ist  end¬ 
gültig. 

§  3.  Die  höhere  Verwaltungsbehörde  kann  zur  Ab¬ 
wendung  von  Notständen  Besitzer  von  Kühen  ihres 
Bezirkes,  die  bisher  ihre  Milch  nicht  an  Molkereien  ge¬ 
liefert  haben,  zur  Lieferung  der  Milch  an  eine  Molkerei 
anhalten.  Die  Aufforderung  ist  nicht  auf  solche  Milch 
zu  richten,  deren  der  Besitzer  zum  Verbrauch  im  eigenen 
Betriebe  bedarf. 

Die  höhere  Verwaltungsbehörde  bestimmt  erforder¬ 
lichenfalls  die  Molkerei,  an  die  zu  liefern  ist,  setzt  den 
Preis  und  die  Lieferungsbedingungen  fest  und  ent¬ 
scheidet  über  Streitigkeiten,  die  sich  aus  der  Lieferung 
ergeben;  ihre  Entscheidung  ist  endgültig. 

§  4.  Bei  Eintritt  von  Notständen  durch  Milchknappheit 
können  Molkereien  zur  Lieferung  von  Voll-  oder  Mager¬ 
milch  an  bestimmte  Gemeinden  angehalten  werden.  Die 
Anordnung  erfolgt  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde 
des  Bezirkes,  in  dem  die  Molkerei  gelegen  ist;  sie  kann, 
wenn  die  Gemeinde  in  einem  anderen  Verwaltungsbezirk 
als  die  Molkerei  liegt,  auch  durch  das  Kriegsernährungs¬ 
amt  oder  die  von  diesem  bezeichnete  Stelle  erfolgen. 

Die  anordnende  Behörde  setzt  erforderlichenfalls  den 
Preis  und  die  Lieferungsbedingungen  fest  und  ent¬ 
scheidet  über  Streitigkeiten,  die  sich  aus  der  Lieferung 
ergeben;  ihre  Entscheidung  ist  endgültig. 

§  5.  Die  Verpflichtung  der  Molkereien  zur  Über¬ 
lassung  von  Butter  wird  dahin  erweitert,  daß  his  zu 
fünfzig  vom  Hundert  der  im  Vormonate  hergestellten 
Buttermenge  zu  überlassen  sind.  Soweit  bei  Inkraft¬ 
treten  dieser  Verordnung  das  Verlangen  auf  Überlassung 
der  im  Monat  Juni  zu  liefernden  Mengen  bereits  gestellt 
ist,  kann  es  bis  zum  15.  Juni  1916  bis  auf  fünfzig  vom 
Hundert  der  Maierzeugung  erhöht  werden. 

Vom  1.  Juli  1916  ab  wird  die  Lieferungspflicht  er¬ 
streckt  auf  die  Molkereien,  bei  denen  im  Jahre  1914 
50.000 — 500.000  l  Milch  oder  eine  entsprechende  Menge 
Rahm  eingeliefert  worden  sind.  Sie  haben  die  im  §  2 
der  Verordnung  vom  8.  Dezember  1915  vorgeschriebene 
Anzeige  zum  ersten  Male  am  1.  Juli  1916  zu  erstatten. 
Die  unteren  Verwaltungsbehörden  haben  der  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin  (Abteilung 
Inlandsbutter)  bis  zum  20.  Juni  1916  die  Molkereien 
ihres  Bezirkes  mitzuteilen,  die  nach  der  Vorschrift  in 
Satz  1  dieses  Absatzes  überlassungspflichtig  werden. 

§  6.  Molkereien  dürfen  vom  1.  Juli  1916  ab  Butter 
nach  Orten  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  mit  der 
Post  oder  Eisenbahn,  außer  an  Behörden  sowie  an  Kauf¬ 
leute  zum  Weiterverkauf,  nur  gegen  vorherige  Einsen¬ 
dung  eines  Bezugscheines  verschicken. 

Zur  Ausstellung  eines  Bezugscheines  sind  nur  solche 
Gemeinden  berechtigt,  die  den  Verkehr  mit  Speisefetten 
nach  §  7  geregelt  haben.  Der  Schein  ist  von  der  Ge¬ 


meindebehörde  des  Beziehers  auszustellen  und  darf  nur 
über  die  Menge  lauten,  die  dem  Bezieher  (Selbstver¬ 
braucher,  Anstalten,  Gast-  und  Speisewirtschaften)  und 
den  Angehörigen  seines  Plaushaltes  nach  der  für  seine 
Gemeinde  gültigen  Verbrauchsregelung  in  der  Zeit,  für 
die  die  Butter  bezogen  werden  soll,  zusteht. 

Jeder,  der  vom  1.  Juli  1916  ab  Butter  mit  der  Post 
oder  Eisenbahn  versendet,  ist  verpflichtet,  auf  der  Ver¬ 
packung  in  deutlich  sichtbarer  Weise  seinen  Namen  und 
Wohnort  oder  seine  Firma  und  deren  Sitz  anzugeben 
und  die  Sendung  als  Buttersendung  unter  Angabe  des 
Gewichtes  der  Butter  zu  kennzeichnen. 

Molkereien  sind  verpflichtet,  über  Bezug  und  Ver- 
|  arbeitung  von  Milch  und  Rahm  sowie  über  Abgabe  von 
|  Butter,  Butterhändler  über  Bezug  und  Absatz  von  Butter 
Buch  zu  führen.  Das  Kriegsernährungsamt  oder  die  von 
diesem  bezeichnete  Stelle  kann  nähere  Vorschriften 
hierüber  erlassen. 

§  7.  Die  Gemeinden  über  5000  Einwohner  haben, 
soweit  dies  noch  nicht  geschehen  ist,  bis  zum  1.  Juli 
1916  den  Verkehr  mit  Speisefetten  in  ihrem  Bezirk  und 
den  Verbrauch  zu  regeln.  Sie  haben  zu  diesem  Zweck 
insbesondere 

a )  anzuordnen,  daß  alle  in  dem  Bezirk  eingehenden 
Buttermengen  der  Gemeindebehörde  unverzüglich  anzu¬ 
zeigen  sind, 

b)  Speisefettkarten  auszugeben, 

c)  die  Abgabe  von  Speisefetten  im  einzelnen  zu 
regeln,  erforderlichenfalls  die  Verbraucher  bestimmten 
Abgabestellen  zuzuweisen  und  deren  Eintragung  in 
Kundenlisten  vorzuschreiben. 

Das  Kriegsernährungsamt  oder  die  von  diesem  be¬ 
zeichnete  Stelle  kann  Grundsätze  über  den  Verkehr  mit 
Speisefetten  und  den  Verbrauch  aufstellen. 

Als  Speisefett  im  Sinne  dieser  Vorschrift  gelten 
Butter,  Butterschmalz,  Margarine,  Speisefette,  Schweine¬ 
schmalz  und  Speiseöle. 

Im  übrigen  bleiben  die  Vorschriften  über  den  Verkehr 
mit  Butter  unberührt. 

§  8.  Die  Gemeinden  über  5000  Einwohner  können  an¬ 
ordnen,  daß  die  Vollmilch,  die  in  ihre  Bezirke  gelangt, 
entrahmt  und  verbuttert  wird.  Die  Anordnung  darf  nicht 
erstreckt  werden  auf  die  Vollmilch,  die  zur  Ernährung 
von  stillenden  Frauen,  Kindern,  Säuglingen  und  Kranken 
erforderlich  ist. 

§  9.  Die  höheren  Verwaltungsbehörden  können  Aus¬ 
nahmen  von  den  Vorschriften  in  §§  6  und  7,  die  unteren 
Verwaltungsbehörden  Ausnahmen  von  der  Vorschrift  im 
§  2  zulassen. 

§  10.  Die  Landeszentralbehörden  bestimmen,  wer  als 
höhere  Verwaltungsbehörde  anzusehen  ist;  sie  können 
bestimmen,  daß  die  den  Gemeinden  übertragenen  An¬ 
ordnungen  durch  den  Vorstand  erfolgen. 

§  11.  Mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  und  mit  Geld¬ 
strafe  bis  zu  10.000  M.  oder  mit  einer  dieser  Strafen 
wird  bestraft,  wer  den  Bestimmungen  in  §§  2,  6,  Abs.  1, 
Abs.  3,  oder  den  auf  Grund  der  §§  3,  4,  7,  8  erlassenen 
Anordnungen  zuwiderhandelt. 

§  12.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Bekanntmachung  über  das  Verfüttern  von  Kar¬ 
toffeln.  Unterm  8.  Juni  1916  wurde  auf  Grund  des  §  2 
der  Bekanntmachung  über  das  Verfüttern  von  Kartoffeln 
vom  10.  April  1916  folgendes  bestimmt: 

§  1.  Vom  10.  Juni  1916  ab  dürfen  Kartoffeln  nicht 
mehr  verfüttert  werden.  Der  Kommunalverband  regelt 
die  Zulassung  von  Ausnahmen.  Ausnahmen  dürfen  nur 
bewilligt  werden  für  Kartoffeln,  die  sich  nachweislich 
zur  menschlichen  Ernährung  nicht  eignen. 
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§  2.  Viehbesitzer  dürfen  bis  15.  August  1916  an  ihr 
\  ieh  insgesamt  nicht  mehr  Erzeugnisse  der  Kartoffel¬ 
trocknerei  verfüttern,  als  auf  ihren  Viehbestand  bis  zu 
diesem  Tage  nach  folgenden  Sätzen  entfällt: 
an  Pferde  ....  höchstens  zweieinhalb  Pfund, 

»  Zugkühe  ...  „  einundeinviertel  Pfund, 

»  Zugochsen  .  .  ,,  einunddreiviertel  Pfund, 

„  Schweine  ...  „  ein  halbes  Pfund 

täglich. 

Die  Kommunalverbände  können  das  Verfüttern  dieser 
Erzeugnisse  weiter  beschränken  oder  ganz  verbieten. 

Kartoffelstärke  und  Kartoffelstärkemehl  dürfen  nicht 
verfüttert  werden. 

§  3.  Mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  Geld¬ 
strafe  bis  zu  10.000  M.  (zehntausend  Mark)  wird  be¬ 
straft,  wer  den  vorstehenden  Bestimmungen  zuwider¬ 
handelt. 

Bei  vorsätzlicher  Zuwiderhandlung  gegen  §§  1  und  2 
ist  der  Mindestbetrag  der  Geldstrafe  gleich  dem 
zwanzigfachen  Werte  der  verbotswidrig  verfütterten 
Mengen. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Verkehr  mit  Knochen,  Rinderfüßen  und  Horn¬ 
schläuchen.  Unterm  25.  Mai  1916  wurde  auf  Grund 
der  §§  4  und  6  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit 
Knochen,  Rinderfüßen  und  Hornschläuchen  vom  13.  April 
19161)  folgendes  bestimmt: 

§  1.  Die  Vorschriften  der  §§  3  und  4  der  Verordnung 
über  den  Verkehr  mit  Knochen,  Rinderfüßen  und  Horn¬ 
schläuchen  vom  13.  April  1916  werden  ausgedehnt  auf: 

1.  die  in  Gastwirtschaften,  Metzgereien,  Konserven¬ 
fabriken,  Darmschleimer  eien  und  Schlachthöfen  durch 
Fettabscheider  oder  auf  andere  Weise  gewonnenen  Spül¬ 
wasserfette, 

2.  alle  in  Abdeckereien  anfallenden  Fette, 

3.  alle  im  Extraktionsverfahren  (mit  Wasser,  Dampf 
oder  anderen  Lösungsmitteln)  gewonnenen  Fette. 

§  2.  Der  Preis  für  aus  Knochen,  Rinder fiißen  und 
Hornschläuchen  gewonnene  Öle  und  Fette  darf  für 
TOO  kg  Reingewicht  einschließlich  Verpackung  frei 
Waggon  Versandstation  nicht  übersteigen: 

M:  rk 

bei  technischem  Knochenfett . 350 

bei  Speiseknochenfett . 375 

bei  rohem  Klauenöl . 400 

§  3.  Die  Bestimmungen  treten  mit  dem  Tag  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Schweiz. 

Befristung  der  allgemeinen  Betreibungsstundung. 

Ein  Bundesratsbeschluß  vom  30.  Mai  1916  ordnet  fol¬ 
gendes  an: 

Artikel  1.  Die  Artikel  1,  Absatz  1,  und  Artikel  2  des 
Bundesratsbeschlusses  vom  23.  November  1915,  be¬ 
treffend  Befristung  der  allgemeinen  Betreibungsstun¬ 
dung,  werden  dahin  abgeändert,  daß  an  die  Stelle  des 
30.  Juni  1916  als  zulässiger  Endtermin  der  allgemeinen 
Betreibungsstundung  der  31.  Dezember  1916  tritt. 

Dieser  Termin  gilt  für  die  Verlängerung  bestehender, 
wie  für  die  Bewilligung  neuer  Betreibungsstundungen. 

Artikel  2.  Im  übrigen  gelten  die  Bestimmungen  der 
Verordnung  vom  28.  \September  1914,  betreffend  Er¬ 
gänzung  und  Abänderung  des  Bundesgesetzes  über 
Schuldbetreibung  und  Konkurs  für  die  Zeit  der  Kriegs¬ 
wirren  und  des  Bundesratsbeschlusses  vom  23.  No¬ 
vember  1915  fort. 

Artikel  3.  Dieser  Beschluß  tritt  am  1.  Tuni  1916  in 

Kraft. 


Niederlande. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  königlichen  Beschluß 
vom  20.  Mai  1916  wurde  bestimmt: 

Die  Ausfuhr  von  getrockneten  Südfrüchten,  Wal¬ 
nüssen,  Paranüssen,  Haselnüssen  und  anderen  Nüssen, 
Kastanien  und  anderen  getrockneten  Früchten,  wie 
Pflaumen,  Bananen,  Aprikosen  und  Pfirsichen,  wie  auch 
Kernen  von  Steinfrüchten  ist  vom  Tage  der  Kund¬ 
machung  dieses  Beschlusses  verboten. 

Zeitweilige  Aufhebung  oder  Aufhebung  in  besonderen 
Fällen  ist  Vorbehalten. 

Spanien. 

Zollaufhebungen.  Mit  Rücksicht  auf  den  dringenden 
Bedarf  an  Artikeln  aus  Eisen  und  Stahl  für  Zwecke  der 
spanischen  Industrie  sah  sich  die  spanische  Regierung 
veranlaßt,  die  bisher  gewährten  Zollfreiheiten  noch 
weiter  auszudehnen  und  gestattet  eine  Reihe  von  könig¬ 
lichen  Verordnungen  vom  25.  Februar  1.  J.  (veröffent¬ 
licht  in  der  „Gaceta  de  Madrid“  vom  27.  desselben 
Monats)  die  zollfreie  Einfuhr  von: 

a)  Eisen  und  Stahl  in  Stangen  von  beliebiger  Dicke, 
unpoliert,  auch  galvanisiert  oder  verzinkt,  begriffen  in 
Nr.  59  des  Zolltarifs; 

b)  Eisen  und  Stahl  in  Blechen,  mehr  als  5  mm  dick, 
begriffen  in  Tarifnummer  60; 

c)  dergleichen,  von  1 — 5  mm  dick,  begriffen  in  Tarif- 
nummer  61 ; 

d)  dergleichen,  unter  1  mm  dick,  begriffen  in  Tarif¬ 
nummer  62 ; 

e)  dergleichen,  geglättet,  gepreßt,  galvanisiert,  mit 
Blei  überzogen,  durchlocht,  mit  Einschnitten,  gewellt 
oder  sonstwie  bearbeitet,  sowie  in  polierten  Stangen,  be¬ 
griffen  in  Tarifnummer  61 ; 

f)  dergleichen,  verzinnt,  einschließlich  unbearbeitet, 
begriffen  in  Tarifnummer  64; 

g)  Reifenbleche  aus  Eisen  und  Stahl,  von  1 — 3  mm 
dick  und  bis  160  mm  breit,  begriffen  in  Tarifnummer  65, 
endlich 

h)  dergleichen,  unter  1  mm  dick,  begriffen  in  Tarif¬ 
nummer  66. 


Sattfcel. 


Der  Welthandel  während  des  Krieges.  Einem 
norwegischen  Blatte  entnehmen  wir: 

Das  englische  Handelsamt  hat  kürzlich  eine  Über¬ 
sicht  über  den  Import  und  Export  der  wichtigsten 
Handelsnationen  (außer  den  Zentralmächten)  während 
des  Krieges  im  Vergleich  zu  früheren  Jahren  zusammen¬ 
gestellt.  Die  Zahlen  sind  folgende: 

Import: 


*9*3 

in 

i9t4  ^ 

1000  Pfund  Ste 

I9I5 

hng 

Frankreich  . 

.  .  303-8 

239*8 

288*1 

Spanien . 

38*2 

35*3 

Ägypten  . 

•  •  257 

21*2 

17*1 

Japan  . 

•  •  68-3 

56*4 

49*6 

Vereinigte  Staaten  .... 

•  •  335*1 

348*9 

336*6 

Britisch-Indien  . 

•  •  115*3 

102*3 

82*2 

Kanada . 

92*7 

83*2 

Großbritannien  und  Irland 

.  •  598*0 

539*6 

691*8 

Rußland  (10  Monate)  .  . 

.  .  io6*8 

91*8 

51*2 

Italien  (10  Monate)  „.  .  . 

.  .  117*6 

101*7 

104*0 

Brasilien  (10  Monate)  .  . 

•  •  57*o 

33*6 

32*1 

Argentinien  (9  Monate) 

•  •  63*4 

45*5 

32*0 

Australien  (10  Monate) 

•  •  64*7 

62*4 

57*3 

*)  Vgl.  Nr.  17  des  »Handelsmuseums«  vom  27.  April  1.  J.,  Seite  251 
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Export: 


Frankreich  . 

>9'3 

in 

•  •  249-3 

>9*4 

1000  Pfund  Sterlin 

184-1 

1015 

r 

I09-3 

Spanien . 

.  .  39-0 

30-9 

45-7 

Ägypten  . 

•  •  27-3 

21*9 

23-2 

Japan  . 

.  .  58-1 

54*7 

64-3 

Vereinigte  Staaten  .  .  .  . 

•  •  457-0 

38i'3 

653-5 

Britisch-Indien  . 

129-8 

109-7 

Kanada . 

70-3 

I07-3 

Großbritannien  und  Irland 

.  .  482-1 

404-0 

350-7 

Rußland  (10  Monate)  .  . 

.  .  121*4 

88-6 

28-1 

Italien  (10  Monate)  .  .  . 

.  .  8o-8 

73-6 

74-8 

Brasilien  (10  Monate)  .  . 

.  .  5i-i 

40-3 

53-4 

Argentinien  (9  Monate) 

•  •  79-3 

53-9 

89-1 

Australien  (10  Monate) 

.  .  52-8 

49-9 

44-1 

Die  Angaben,  die  teils  nur  vorläufig  sind,  geben  einen 
interessanten  Einblick  in  die  durch  den  Krieg  verur¬ 
sachten  Verschiebungen  des  Welthandels.  Rußland  ist  von 
diesem  ungefähr  gänzlich  abgeschnitten  und  kann  nur 
einen  Bruchteil  des  früheren  Warenverkehrs  aufweisen. 
Die  hohen  Preise  jedoch  tragen  dazu  bei,  die  Wert¬ 
angaben  hoch  zu  halten,  und  dies  erklärt  wieder,  daß  der 
russische  Import  der  zehn  Monate  des  vorigen  Jahres 
nur  50  Prozent  weniger  als  der  entsprechende  Import 
in  1913  war.  Der  russische  Export  ist,  wie  man  sieht, 
verhältnismäßig  noch  kleiner. 

Der  Import  der  überseeischen  Länder  ist  stark  ge¬ 
sunken,  während  ihr  Export  im  Gegensätze  zu  dem  der 
europäischen  Länder,  gestiegen  ist.  Der  Import  der  Ver¬ 
einigten  Staaten  hat  sich,  nach  Werten  berechnet,  un¬ 
gefähr  stabil  gehalten,  während  ihr  Export  von  457  Mil¬ 
lionen  Pfund  Sterling  im  Jahre  1913,  auf  653  Millionen 
Pfund  Sterling  in  die  Höhe  gegangen  ist. 


fttfaußrf**  gun&whrtrdlrtft* 


Die  Goldgewinnung  der  Welt  im  Jahre  1915. 

Nach  den  Mitteilungen  des  norwegischen  statistischen 
Amtes  stellte  sich  die  Goldgewinnung  der  Welt  in  den 
Jahren  1913,  1914  und  1915  (vorläufig)  wie  folgt: 


r9f3 

1000 

1914 

Pfu  (I  Steilii 

4915 

s 

Transvaal . 

36.378 

34-635 

37-976 

Rhodesia . 

2.787 

3-549 

3-770 

Westafrika . 

1.569 

1-734 

1.711 

Madagaskar . 

409 

396 

373 

Vereinigte  Staaten 
Amerika . 

von 

17774 

18.906 

18.778 

Mexiko . 

3-637 

3-395 

Kanada . 

3-243 

3- 185 

3-175 

Zentralamerika  .  .  .  . 

606 

700 

750 

Europa  (einschließlich 
birien) . 

Si- 

6.852 

6.112 

5-930 

(hierin  Rußland  unver¬ 
ändert)  . 

5-350  1 

5-350 

Britisch-Indien  .  .  .  . 

3-383 

3-403 

3-305 

Japan  und  China  .  .  . 

2.220 

2.305 

Südamerika . 

2.705 

2.750 

Australien . 

9.132 

8.873 

Die  Züricher  SeidenstofFweberei  im  Jahre  1915. 

Der  soeben  erschienene  Jahresbericht  der  Züricherischen 
Seidenindustriegesellschaft  äußert  sich  über  die  Lage 
der  Züricher  Seidenstoffweberei  im  Jahre  1915  wie 
folgt: 

Die  Seidenstoff  weberei  hatte  sich  verhältnis¬ 
mäßig  rasch  von  der  Bestürzung  erholt,  in  die  sie  durch 
den  unerwarteten  Kriegsausbruch  versetzt  worden  war. 


Es  haben  sich  die  Verhältnisse  für  eine  Industrie,  die 
entbehrliche  Waren  herstellt  und  etwa  vier  Fünftel  ihrer 
Erzeugung  in  den  kriegführenden  Staaten  absetzt,  über¬ 
haupt  günstiger  gestaltet  als  erwartet  werden  durfte.  Es 
kann  mit  Genugtuung  festgestellt  werden,  daß  es  der 
Industrie,  allen  Widerwärtigkeiten  zum  Trotz,  gelungen 
ist,  im  Berichtsjahre  eine  volle  Produktion  zu  erzielen. 
Die  Beschäftigung  war  das  ganze  Jahr  hindurch  eine 
ordentliche  und  wenn,  namentlich  im  Herbst,  doch  Be¬ 
triebseinschränkungen  stattgefunden  haben,  so  waren 
solche  Maßnahmen  weniger  auf  den  Mangel  an  Aufträgen 
als  auf  die  Unsicherheit  der  Lage  zurückzuführen,  die 
dem  Fabrikanten  immer  wieder  eine  gewisse  Zurück¬ 
haltung  auferlegte.  Eine  größere  Zahl  von  Stühlen  mußte 
in  der  zweiten  Jahreshälfte  infolge  des  Ausbleibens  der 
Baumwollgarne  stillgelegt  werden. 

Die  Mode  hat  auch  in  Kriegszeiten  auf  ihre  Herr¬ 
schaft  nicht  verzichtet,  doch  haben  die  Schwierigkeiten, 
die  sich  der  Fabrikation  und  der  Beschaffung  vieler  Roh¬ 
seidenspezialitäten  und  anderer  Gespinste  entgegen¬ 
stellten,  wie  auch  die  Verhältnisse  in  der  Seidenfärberei 
und  in  der  Ausrüstungsindustrie  dafür  gesorgt,  daß, 
wenigstens  in  bezug  auf  die  Mannigfaltigkeit  der  Ar¬ 
tikel  und  Farben,  die  Anforderungen  einigermaßen 
herabgesetzt  wurden.  So  sind  denn  im  Berichtsjahre  im 
allgemeinen  die  gleichen  Gewebe  vorherrschend  gewesen, 
die  seit  Kriegsausbruch  und  schon  vorher  tonangebend 
waren.  Der  LTmstand,  daß  dabei  Taffet  immer  mehr  in 
den  Vordergrund  trat,  ist  der  schweizerischen  Seiden¬ 
weberei  besonders  zu  statten  gekommen.  Die  Gewebe 
mußten  meistens  in  großen  Breiten  und  in  weicher  Aus¬ 
führung  geliefert  werden.  Neben  der  stranggefärbten 
Ware  standen  auch  die  stückgefärbten  Artikel  in  leb¬ 
hafter  Nachfrage,  und  in  der  Kette  bedruckte  Gewebe 
wurden  ziemlich  regelmäßig  abgesetzt.  Halbseidene 
Ware  war  das  ganze  Jahr  hindurch  stark  begehrt,  und 
es  wäre  gerade  auf  diesem  Gebiete  ein  großes,  lohnendes 
und  zukunftsreiches  Arbeitsfeld  offen  gestanden,  wenn 
nicht  im  zweiten  Semester  das  Ausbleiben  der  Baumwoll- 
und  Wollgarne  die  Übernahme  zahlreicher  Aufträge 
verunmöglicht  hätte.  In  Krawattenstoffen  wurden  be¬ 
friedigende  Umsätze  erzielt,  während  das  Geschäft  in 
Cachenez  und  Tüchern  beständig  zurückging. 

Fabrikation  und  Exporthandel  haben,  soweit  Öster¬ 
reich-Ungarn  in  Frage  kommt,  die  Schwierig¬ 
keiten  in  bezug  auf  die  ausländische  Valuta  gemeinsam 
und  in  zweckentsprechender  Weise  dadurch  behoben,  daß 
die  Mitglieder  der  „Vereinigung  der  Schweizer  Seiden¬ 
fabrikanten  und  Grossisten“  die  Verpflichtung  einge¬ 
gangen  sind,  die  Geschäft  nur  noch  in  Schweizer  Francs 
abzuschließen.  Vom  1.  Januar  1916  an  ist  diese 
Z ah lungs weise  ausgedehnt  worden  auf  den  Verkehr  mit 
der  Kundschaft  im  Orient,  in  Skandinavien,  in  Belgien, 
in  Holland  und  in  Südamerika.  Bei  Geschäften  aber,  die 
vor  Kriegsausbruch  und  auch  vor  Inkrafttreten  der 
Zahlungsbedingungen  der  „Vereinigung“  in  fremder 
Valuta  abgeschlossen  worden  sind,  müssen  ganz  bedeu¬ 
tende  Verluste  in  Kauf  genommen  werden,  und  bei 
vielen  Firmen  zehren  diese  Verluste  den  größten  Teil 
des  Nutzens  auf,  der  im  Berichtsjahre  erzielt  werden 
konnte. 

Den  zuverlässigsten  Maßstab  zur  Beurteilung  des 
Geschäftsganges  bilden  jeweilen  die  Ausfuhrziffern,  die 
mindestens  90  Prozent  der  Produktion  der  schweizeri¬ 
schen  Seidenstoffweberei  umfassen.  Auf  dieses  wertvolle 
Hilfsmittel  muß  diesmal  verzichtet  werden,  da  die 
schweizerische  Handelsstatistik  ihre  ausführlichen  Ver¬ 
öffentlichungen  eingestellt  hat  und  für  das  Jahr  1915 
nur  Gesamtgewichtsangaben  liefert.  Die  Ausfuhr  von 
ganz-  und  halbseidenen  Geweben  am  Stück  belief  sich 
seit  1910  auf: 
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Kilogramm 

im  Werte  von  Francs 

1910  .  ... 

103,294.100 

1911  .  .  .  . 

101,405.600 

1912  .  ... 

108,498.300 

1913  .... 

105,199400 

1914  .... 

108,787.700 

1915  .... 

— 

Diesen  Ziffern  ist  noch  die  Ausfuhr  der  ganz-  und 
|  halbseidenen  Schnittware  (Tücher,  Cachenez  u.  s.  w.) 
zuzuzählen,  die  im  Jahre  1914  etwas  mehr  als  1  Million 
b rancs  betragen  hat,  im  Berichtsjahre  jedoch  kaum  diese 
Summe  erreicht  haben  dürfte.  Die  Ausfuhr  von  ganz- 
und  halbseidenen  Geweben  ist  im  Berichtsjahre  der 
Menge  nach  um  fast  15  Prozent  größer  als  im  Jahre 
1914  und  sie  übertrifft  auch  die  Ziffer  aller  früheren 
Jahre.  Die  Wertsumme  dürfte  allerdings  mit  der  Ge¬ 
wichtsvermehrung  nicht  Schritt  gehalten  haben,  da  der 
durchschnittliche  Wert  der  Ware,  trotz  dem  Rohseiden¬ 
aufschlag  in  der  zweiten  Jahreshälfte,  zweifellos 
niedriger  ist  als  im  Jahre  1914  und  früher.  Es  ist  eben 
damit  zu  rechnen,  daß  die  Fabrikation  von  billigeren 
Halbseidengeweben  im  Berichtsjahre  einen  ganz  be¬ 
deutenden  Aufschwung  genommen  hat,  und  daß  immer 
mehr  künstliche  Seide  zur  V erwendung  gelangt ;  der 
Umstand,  daß  im  Jahre  1915  nicht  weniger  als  ri  Mil¬ 
lionen  kg  künstliche  Seiden  in  die  Schweiz  eing'efiihrt 
worden  sind,  gegen  rund  250.000  kg  in  den  beiden  Vor¬ 
jahren,  ist  in  dieser  Beziehung  bezeichnend. 

Die  Seidenbeuteltuchweberei  war  das 
ganze  Jahr  hindurch  voll  beschäftigt.  In  der  Fabri¬ 
kation  vollzog  sich  insofern  eine  Änderung,  als  infolge 
der  von  verschiedenen  Staaten  erlassenen  Mahlvor¬ 
schriften  wesentlich  gröbere  Seidennummern  hergestellt 
werden  mußten.  Diesem  Nummernwechsel  war  es  denn 
auch  mit  zu  verdanken,  daß  der  Verbrauch  von  Seiden¬ 
gaze  trotz  der  Vereinfachung  des  Sichtverfahrens  größer 
war  als  in  normalen  Zeiten.  Ferner  wurden  die  Absatz¬ 
verhältnisse  auch  dadurch  günstig  beeinflußt,  daß  viele 
Kunden  wegen  der  Langsamkeit  und  Unsicherheit  des 
Transportes  größere  Lager  anlegten  als  sonst.  Schließlich 
war  die  vermehrte  Nachfrage  auch  dem  Umstande  zuzu¬ 
schreiben,  daß  infolge  der  erlassenen  Handelsverbote 
mancher  Kunde,  der  in  gewöhnlichen  Zeiten  der  aus¬ 
ländischen  billigeren  Ware  den  Vorzug  gab,  auf 
schweizerische  Fabrikate  angewiesen  war.  Wenn  also 
einerseits  der  Absatz  nichts  zu  wünschen  übrig  ließ,  so 
hatte  man  anderseits  mit  Transport-  und  Verkehrs¬ 
schwierigkeiten  aller  Art  zu  kämpfen,  wobei  die  be¬ 
ständig  sich  ändernden  Vorschriften  über  die  Ursprungs¬ 
nachweise  besonders  lästig  waren.  Die  sprungweise 
Entwertung  der  meisten  ausländischen  Valuten  hat  sehr 
empfindliche  Kursverluste  verursacht.  Die  in  der  zweiten 
Hälfte  des  Jahres  eingetretene  rapide  Preiserhöhung 
auf  dem  Rohseidenmarkte  machte  eine  Steigerung  der 
Verkaufspreise  erforderlich.  Zeitweise  waren  die  für 
Spezialartikel  notwendigen  Seidensorten  auch  bei  Be¬ 
willigung  außerordentlich  hoher  Preise  überhaupt  fast 
nicht  mehr  erhältlich.* 

Russische  Eisenindustrie.  Zufolge  den  Nach¬ 
weisungen  des  Statistischen  Zentralbureaus  im  russischen 
Finanzministerium  über  die  Eisenproduktion  im  Tahre 
1915  betrug  Rußlands  Roheisenproduktion 
224-97  Millionen  Pud  (1  Pud  =  16-375  kg)  gegen 
264-13  Millionen  Pud  im  Jahre  1914  und  282-96  Millionen 
Pud  pro  1913.  An  Fabrikaten  wurde  erzeugt:  199-35 
Millionen  Pud  gegen  240-03  Millionen  Pud  pro  1914 
und  246-55  Millionen  Pud  pro  1913. 

Um  diese  Ziffern  richtig  abzuschätzen,  ist  zu  beachten, 
daß  die  Produktion  Polens  an  Roheisen  sich  auf  25-8  Mil¬ 
lionen  Pud  und  an  Fabrikaten  27-1  Millionen  Kid  im 
Jahre  1913  belief,  so  daß  unter  Berücksichtigung  der 


Gebiete,  die  Rußland  durch  den  Krieg  verloren  hat,  sowie 
der  störenden  Wirkungen  des  Krieges  auf  eine  Reihe 
von  Gebieten  der  Rückgang  der  Produktion  als  relativ 
nicht  sehr  bedeutend  hingestellt  wird,  wenngleich  das 
Ausbleiben  einer  Erhöhung  der  Produktion  anerkannt 
wird. 

.  Lieferungen  an  Roheisen  haben  im  Berichtsjahre 
sich  auf  49-90  Millionen  Pud  beziffert  (gegen  59-83  pro 
1914  und  70-48  pro  1913),  jene  an  Fabrikaten  auf 
144-42  Millionen  Pud  (gegen  182-34  pro  1914  und 
192-26  pro  1913).  Die  Lagerbestände  betrugen:  an  Roh¬ 
eisen  32-55  Millionen  Pud  (gegen  31-30  pro  1914  und 
32-20  pro  1913)  an  Fabrikaten  29-89  Millionen  Pud 
(gegen  25-93  pro  1914  und  22*19  pro  1913). 

In  den  beiden  Hauptbezirken  für  die  russische  Eisen¬ 
industrie,  d.  i.  in  Südrußland  und  im  Ural  wurden  pro¬ 
duziert: 

Roheisen  Fabrikate 

1915  _  _  I9I4  1913  1915  1914  1913 

Millionen  Pud  Millionen  Rubel 

m  Südrußland  167-54  186-20  18972  125-65  144-25  141-04 
im  Uralgebiet ;  50-27  52-44  5577  40-27  40‘6o  40-81 

Wahrend  hiernach  der  Ural  in  bezug  auf  die  Pro¬ 
duktion  nur  geringe  Veränderungen  zeigt,  erscheint  Süd¬ 
rußland  von  den  Folgen  des  Krieges  härter  betroffen. 

Die  Ziffern  für  die  Produktion  an  Fabrikaten  werden 
für  die  wichtigsten  Distrikte  wie  folgt  angegeben: 

I9I5  ic 

Million« 

Moskauer  Bezirk  . Iri3  n 

Wolga-Bezirk . 9.37  I0 

Nordbaltischer  Bezirk . ..  .  12-97  15 

Flachsanbau  und  Leinenindustrie  in  Rußlu..„. _ 

sehen  Zeitungsmeldungen  zufolge  schwankt  die  während 
des  Krieges  eingetretene  Verringerung  der  Anbaufläche 
für  Flachs  zwischen  10  und  50  Prozent,  beträg't  im 
Mittel  jedoch  etwa  20  Prozent.  Die  Ursachen  sind  die¬ 
selben  wie  beim  Getreidebau:  Mangel  an  Arbeitskräften, 
teuere  Arbeitslöhne,  Mangel  an  Pferden,  Aussaat,  Dünge¬ 
mitteln  und  allgemeine  Unsicherheit  der  Lage.  Im  Jahre 
1915  soll  die  Ernte  nur  18—20  Millionen  Pud  betragen 
haben  gegen  25  Millionen  Pud  in  normalen  Zeiten.  Im 
verflossenen  Jahre  waren  391.000  Spindeln  in  den 
Leinenfabriken  vorhanden,  wovon  362.000  im  Betriebe 
sind.  Alle  Fabriken  arbeiten  in  zwei  Schichten  im  ganzen 
18  Stunden  täglich,  einige  22  Stunden  und  einige  sogar 
alle  24  Stunden  in  drei  Schichten.  Die  Produktionsfähig¬ 
keit  der  einzelnen  Spindeln  hat  im  Mittel  36  Pfund 
monatlich  gegen  die  Zeit  vor  dem  Kriege  zugenommen. 
Die  gesamte  Leinenindustrie  vermag  61/.,  Millionen, 
höchstens  7  Millionen  Pud  Garn  herzustellen.  Der  Selbst- 
kostenpr eis  für  Garn  Nr.  14  ist  von  ii"8i  Kopeken  für 
1  Pud  \  or  dem  Kriege  auf  28  Rubel  zu  gegenwärtiger 
Zeit  gestiegen,  im  Juli  1916  aber  dürfte  er  nicht  weniger 
als  30  Rubel  für  1  Pud  betragen. 
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Die  bayerische  Donauschiffahrt  im  Jahre  1915. 

Die  „Bayerische  Staatszeitung“  schreibt: 

Nach  amtlichen  Ermittlungen  betrug  der  Verkehr  auf 
der  bayerischen  Donau  (ohne  Einrechnung  der  Neben¬ 
flüsse)  in  t: 


insgesamt  bergwärts 

x9i2  .  433-636  239.369 

13 . 322.252  14  3-733 

I9l4 . 342.422  189.019 

*9*5 . 259.583  142.913 


talwärts 

194.267 

178.519 

I53-403 

116.670 


Hiernach  hat  die  Leistung  der  bayerischen  Donau  im 
Jahre  1915  gegenüber  dem  Vorjahr  um  rund  25  Prozent 
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abgenommen.  Die  Minderung  trifft  sowohl  den  Berg-  wie 
den  Talverkehr  und  ist  einerseits  durch  die  großen  Aus¬ 
fälle  in  der  Getreide-  und  Futtermittelzufuhr  aus  Öster¬ 
reich-Ungarn  und  den  Balkanländern,  anderseits  durch 
den  infolge  des  Krieges  bedeutend  verringerten  Versand 
von  Eisen  und  Eisenwaren  aus  Westdeutschland  nach 
diesen  Ländern  hervorgerufen. 

Da  die  Getreide-  und  Futtermittelzufuhren  aus  Öster¬ 
reich-Ungarn  und  den  Balkanländern  zum  Eisenbahn¬ 
transport  ganz  überwiegend  in  Passau  übergehen  und 
dieser  Hafen  ganz  überwiegend  von  dem  Getreideverkehr 
lebt,  so  hatte  er  im  Berichtsjahr  mit  einem  bedeutenden 
Verkehrsrückgang,  namentlich  im  Ankunftsverkehr,  zu 
rechnen.  Die  Passauer  Verkehrsziffern  sind  folgende: 


Ankunft  Abga'-g  Zusammen 

Tonnen 

1912  I24.873  14-371  139-244 

1913  51-745  13.860  65.805 

1914  83.723  18.134  IOI.857 

1915  32.203  28.572  60.775 


Der  starke  Rückgang  im  Ankunftsverkehr  entfällt  aus¬ 
schließlich  auf  Mais  ( —  25.936  t),  Gerste  ( —  9714  t ), 
Weizen  ( —  6505  t),  Ölkuchen  ( —  4452  t )  und  Reis 
( —  4736  t ).  Die  Steigerung  im  Abgangsverkehr  ist  auf 
einen  Mehrversand  von  15.491  t  Weizenmehl  zurückzu¬ 
führen. 

Für  den  Regensburger  Hafenverkehr  sind  nachgewiesen: 


Abgarg  Ankur.  tt  Zusammen 

Tonnen 

1912  I4I.486  102.297  243.783 

1913  152.927  84.744  237.670 

1914  124434  IO4.39O  228.824 

1915  83.300  IO4.69I  187.99I 


Der  Rückgang  des  Abgangsverkehrs  entfällt  zum 
größten  Teil  auf  Eisen  sowie  Eisen-  und  Stahlwaren 
(Stabeisen  gegenüber  1914  —  9742  t,  Roheisen  —  1605, 
Eisenbahnschienen  —  11.705,  Eisen  und  Stahlwaren 
—  6608);  auch  an  Verbrauchszucker  gingen  1915  4199  t 
weniger  ab  als  im  Vorjahre.  Dagegen  haben  Weizen  um 
5327  t  und  Weizenmehl  um  3167  t  mehr  den  Hafen  ver¬ 
lassen  ;  eine  Steigerung  der  Abfuhr  ist  auch  bei  Blei 
(+  3867  t )  und  Kaffee  (-j-  2882  t )  zu  verzeichnen.  Die 
Zunahme  im  Ankunftsverkehr  ist  hauptsächlich  durch 
die  erhöhte  Zufuhr  von  Erdöl  und  Benzin  (-j-  28.357  t ) 
aus  Ungarn  hervorgerufen,  während  an  Gerste 
( —  3950 1),  Kleie  ( —  13.108  t )  sowie  hartem  und 
weichem  Langholz  ( —  10.068  t )  gegenüber  dem  Vorjahr 
bedeutend  geringere  Mengen  angeliefert  wurden. 

Eisenbahnen  in  ftordrußland.  Einem  schwedischen : 
Konsularberichte  für  das  Jahr  1915  aus  Archangelsk  ist 
über  die  nordrussischen  Eisenbahnverbindungen  und 
deren  Bedeutung  für  die  Nutzbarmachung  der  Natur¬ 
schätze  des  Landes  folgendes  zu  entnehmen: 

Infolge  der  durch  den  Krieg  eingetretenen  Verhält¬ 
nisse  stellte  sich  besonders  der  Mangel  an  Verbindungen 
von  Archangelsk  nach  dem  Innern  Rußlands  heraus  und 
es  wurde  demgemäß  alles  aufgeboten,  um  so  schnell  wie 
möglich  die  vorliegenden  einschlägigen  Eisenbahn¬ 
projekte  zu  realisieren.  Zuerst  wurde  die  Bahn  Archan¬ 
gelsk — Wologda  (bis  dahin  schmalspurig  und  unter 
ständigem  Mangel  an  rollendem  Material  leidend)  ver¬ 
stärkt  und  ihr  Umbau  zu  russischer  Normalspurweite  in 
Angriff  genommen,  welcher  im  Februar  1915  vollendet 
wurde.  Durch  starke  Eisbrecher  wurde  die  Reede  von 
Archangelsk  um  drei  Monate  länger  offengehalten,  neue 
Kais  wurden  angelegt  und  ein  forcierter  Bau  der  Eisen¬ 
bahn  von  der  Kolabucht  über  Kandalaks  und  Soroka  nach 
Petrozavodsk  betrieben.  Man  konzentrierte  sich  vorerst 
auf  die  Strecken  Kolabucht — Kandalaks  und  Soroka — 
Petrozawodsk,  da  die  Strecke  Soroka — Kandalaks 
während  des  größten  Teiles  des  Jahres  auf  dem  Seeweg 


befahren,  beziehungsweise  bedient  werden  kann.  Die 
Strecke  Saroka — Petrozavodsk — Zwanka  ist  bereits 
wieder  im  Betrieb  und  auf  der  andern  ist  nicht  mehr  viel 
Arbeit  übrig.  Wohin  der  nördliche  Eisenbahnterminus 
verlegt  wird,  ist  noch  nicht  bestimmt.  Der  Kolahafen 
ist  zu  grundig,  bei  Alexandrowsk  ist  der  Hafen  zu  tief, 
um  den  Schiffen  Ankergrund  zu  geben  und  die  Klippen 
zu  senkrecht,  um  die  Möglichkeit  zur  Errichtung  von 
Kaianlagen  zu  bieten.  Bis  auf  weiteres  halten  dieselben 
ungefähr  10  km  nördlich  von  Kola,  wo  größere  Schiffe 
anlegen  können;  es  ist  jedoch  vorgeschlagen  worden,  daß 
die  Schiffe  nach  der  Insel  Kildin,  an  der  nördlichen 
Murmanküste,  wo  ein  selten  guter  natürlicher  Hafen  vor¬ 
handen  sein  soll,  weitergeleitet  werden. 

Die  Gegenden,  welche  diese  Eisenbahn  berührt,  bieten 
ungewöhnlich  großen  Reichtum  an  Fisch  und  Wild,  sowie 
an  Bleivorkommen  mit  einem  selten  hohen  Prozentgehalt 
reinen  Metalls,  an  Kupfer,  Gold  und  anderen  edlen  Me¬ 
tallen,  starken  Salzquellen,  Glimmer,  schwarzem  und 
weißem  Granit  u.  s.  w.  Besonders  das  Bleierz  dürfte  das 
reichste  und  reinste  sein,  das  vorkommt.  Schließlich  soll 
dort  auch  Perlfischerei  betrieben  werden  können.  Diese 
Reichtümer  motivieren  somit,  ganz  abgesehen  von  dem 
Kriege,  das  Zustandekommen  der  Bahn.  Bisnun  ist  im 
Laufe  von  15  bis  16  Monaten  eine  Strecke  von  ungefähr 
500  km  Eisenbahn  quer  durch  öde  Gegenden  bei  einer 
Kälte,  die  bisweilen  bis  auf  50  Grad  Celsius  steigt,  ge¬ 
baut  worden.  Insgesamt  sollen  ungefähr  40.000  Mann 
beim  Bau  beschäftigt  worden  sein,  darunter  kanadische 
Arbeiter  und  Kriegsgefangene.  Ganz  nahe  bei  der  Bahn 
liegen  mehrere  Wasserfälle  und  sind  bereits  Pläne  für 
deren  Benützung  zu  Krafterzeugungs-  und  Übertragungs¬ 
zwecken  ausgearbeitet. 

Weitere  Eisenbahnen  in  Nordrußland,  unter  anderen 
eine  von  Samarowskoje  am  Obfluß  in  Sibirien,  welche 
das  reiche  Erzfeld  des  Nordurals  und  die  reichen  Naphta- 
quellen  bei  Uchta  berühren  und  bis  nach  Archangelsk 
gehen  soll,  sind  geplant.  Mit  zwei  südlichen  Nebenbahnen 
würden  diese  Eisenbahnen  an  das  übrige  russische  Eisen¬ 
bahnnetz  angeschlossen  werden  können.  Es  besteht  die 
Absicht,  unter  anderem  der  sibirischen  Butter  auf  diese 
Weise  den  Weg  nach  England  zu  bahnen.  Weiters 
sind  Eisenbahnlinien  Kotlas — Archangelsk  und  Soroka — 
Archangelsk  geplant. 

In  dem  erwähnten  Konsularberichte  wird  darauf  hin¬ 
gewiesen,  daß  man  nicht  fehl  gehen  dürfte,  wenn  man 
sagt,  daß,  wenn  in  ruhigeren  friedlichen  Zeiten  die  Frage 
der  Erschließung  der  Naturreichtümer  dieser  Bezirke 
j  auf  die  Tagesordnung  gestellt  wird,  dieselben  einen  nicht 
unbedeutenden  Einfluß  auf  den  internationalen  Roh¬ 
warenmarkt  ausüben  werden. 


Das  mitteleuropäische  Wirtschaftsbiindnis.  Eine  Werbeschrift 
von  Oskar  Hatschek.  Verlag  Kraus  &  Co.  G.  m.  b.  H., 
Aussig,  März  1916.  37  Seiten.  Preis  60  h. 

Diese  kleine  Schrift  ist  eine  mit  Wärme  und  Klarheit  verfaßte 
kurze,  aber  eindringliche  Darlegung  der  wichtigsten  Gründe, 
die  für  das  Wirtschaftsbündnis  sprechen.  Bemerkenswert  ist  die 
Zurückweisung  der  Forderung,  erst  den  Ausgleich  mit  Ungarn 
fertigzustellen  und  dann  an  den  Abschluß  des  Wirtschafts¬ 
bündnisses  beider  Mittelmächte  zu  schreiten.  Der  Verfasser 
erblickt  hierin  eine  versteckte  Gegnerschaft  gegen  das  Wirt¬ 
schaftsbündnis  überhaupt  und  will  beide  Angelegenheiten  in 
gleichem  Schritt  behandelt  sehen.  Die  gediegene  Arbeit  ist  auch 
wegen  ihres  niedrigen  Preises  vorzüglich  geeignet,  wie  be¬ 
absichtigt,  als  Werbeschrift  zu  dienen. 

Französische  Bestrebungen  zur  Verdrängung  des  deutschen 
Handels.  Von  Dr.  Ernst  Oberfohren,  wissenschaftliches  Mit¬ 
glied  des  königlichen  Instituts  für  Seeverkehr  und  Weltwirtschaft 
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an  der  Universität  Kiel.  Fünftes  lieft  der  kriegswirtschartliclien 
Untersuchungen  des  genannten  Instituts.  Jena,  Verlag  G.  Fischer 
1916.  60  Seiten.  Preis  M.  röo. 

Diese  Schrift  behandelt  die  französischen  Maßnahmen  unc 
Pläne  zur  Fortführung  des  Wirtschaftskrieges  nach  AbschluC 
des  Weltkrieges.  Man  erfährt  hierin  von  einer  Anzahl  französi¬ 
scher  Vereinsgebilde,  von  Bemühungen  des  Staates,  der  Ge¬ 
meinden,  Handelskammern  im  In-  und  Ausland,  einzelner  Privat- 
|  personen,  die  mit  leidenschaftlichem,  haßvollem  Eifer  bestrebt 
sind,  alle  Möglichkeiten  abzuschneiden,  durch  die  Deutschlands 
und  Österreich-Ungarns  Handels-  und  Zahlungsbilanz  aus  dem 
Wirtschaftsleben  Frankreichs  und  seiner  Überseebesitzungeu 
irgendwelchen  Vorteil  ziehen  könnte.  Man  sollte  sich  demgegen¬ 
über  nicht  einfach  damit  beruhigen,  daß  die  gröbsten  Ausschrei¬ 
tungen  dieser  gegen  jeden  Waren-  und  Personenverkehr  mit  den 
Mittelmächten  gerichteten  Wirtschaftsbestrebungen  durch  die 

handelspolitischen  Bestimmungen  des  Friedensschlusses  ab  ge¬ 
schnitten  werden  dürften,  daß  ferner  die  von  Oberfohren 
mitgeteilten  zahlreichen  Äußerungen,  worin  neuzugründende, 
schwierige  Industrien  nur  so  leichthin  aus  dem  Ärmel  ge¬ 
schüttelt  werden,  wenig  Wirklichkeitssinn  verraten.  Auch  unter 
Berücksichtigung  dieser  beiden  Gründe,  die  gegen  einen  völlig 
durchschlagenden  Erfolg  des  von  französischer  Seite  geplanten 
Wirtschaftskrieges  sprechen,  bleibt  so  viel  an  Boykottwillen,  an 
Boykottmoglichkeiten  zurück,  daß  die  Mittelmächte  vollauf 
Grund  haben,  in  festem,  wirtschaftspolitischem  Zusammenstehen 
Schutz  gegen  diesen  Wirtschaftskrieg  und  Ersatz  für  die  hierbei 
kaum  vermeidlichen,  nicht  geringen  Verluste  zu  suchen.  Es  sei 
übrigens  bemerkt,  daß  der  Verfasser  grundsätzlich  vermeidet, 
die  Erfolgsmöglichkeiten  der  von  ihm  mitgeteilten  französischen 
Wirtschaftskriegspläne  und  eben  dahin  abzielenden  Bemühungen 
zu  besprechen. 
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Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12, 

zu  er 

Bewilligung  zu  Reisen  nach  Serbien.  Im  Einver¬ 
nehmen  mit  der  Leitung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  in  Belgrad 
wurde  wegen  Regelung  der  Überschreitung  der  Grenze 
nach  dem  okkupierten  Gebiete  Serbiens  im  geschäftlichen 
Verkehr  folgendes  festgesetzt: 

Zu  Reisen  aus  Österreich  nach  Belgrad,  im  Aus¬ 
nahmsfalle  auch  in  das  Innere  Serbiens,  ist  das  An¬ 
suchen  um  Reisebewilligung  an  die  Direktion  des  k.  k. 
österreichischen  Handelsmuseums  zu  richten.  Direkt 
an  das  Paßamt  einlangende  Ansuchen  um  Bewilligung 
geschäftlicher  Reisen  bleiben  unberücksichtigt.  Die  Be¬ 
werber  haben  einen  von  der  zuständigen  Polizeibehörde 
ordnungsgemäß  ausgestellten  Paß  mit  der  ausdrücklichen 
•  Bestimmung  für  Reisen  nach  Belgrad  unter  Angabe  und 
Bescheinigung  des  Reisezweckes  an  das  k.  k.  österreichi¬ 
sche  Handelsmuseum  einzusenden,  worauf  die  Entschei- 
düng  des  k.  u.  k.  Paßamtes  telegraphisch  eingeholt  wird. 

:  Die  Antwortdepesche  des  Paßamtes  gilt,  falls  hierdurch 
die  Bewilligung  zur  Reise  erteilt  wurde,  für  den  Be¬ 
werber  als  Grenzübertrittsbewilligung. 

Die  Interventionskosten  sind  von  der  Partei  zu  er- 
!  le£en-  (5877/E.) 

Seidene  Halstücher.  Ein  österreichischer  Handels¬ 
agent  in  Amsterdam  bewirbt  sich  um  Vertretungen  öster¬ 
reichischer  Häuser,  welche  seidene  und  halbseidene  Hals¬ 
tücher,  sowohl  aus  Natur-  wie  auch  aus  Kunstseide  er- 
1  zeugen  und  gewillt  wären,  mit  Holland  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  treten.  (A.  E.  717.) 

Rotverschnittwein.  Ein  Importhaus  in  Metz  wünscht 
Offerte,  Bezugsbedingungen  und  Musterproben  von  13- 
bis  I4grädigen  Rotverschnittweinen.  (A.  E.  716.) 

Geschäftsverbindung  mit  Russisch-Polen.  Ein  gut 

empfohlener  Agent  in  Lublin  bietet  sich  österreichischen 
Häusern  als  Vertreter  an,  welche  den  Wunsch  hegen,  mit 
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unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 
'lagen.) 

Lublin  und  dem  benachbarten  Gebiete  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  kommen.  (A.  E.  715.) 

Lederhandschuhe.  Eine  Agenturfirma  in  Amsterdam 
interessiert  sich  für  die  Übernahme  der  Vertretung  einer 
österreichischen  Lederhandschuhfabrik,  welche  für  den 
Export  eingerichtet  und  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenz¬ 
fähig  ist.  (A.  E.  714.) 

Seidenwaren  aller  Art.  Ein  österreichischer  Kauf¬ 
mann,  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  der  seit  mehr  als  20  Jahren 
Skandinavien  bereist,  dortselbst  seine  Subvertreter  hat 
und  bei  der  kaufkräftigen  erstklassigen  Kundschaft  gut 
eingeführt  ist,  berichtet,  daß  in  den  skandinavischen 
Ländern  infolge  des  Ausfuhrverbotes  von  Textilien  aus 
Wolle  und  Baumwolle  aus  den  Erzeugungsländern,  gegen¬ 
wärtig  große  Nachfrage  nach  Ersatzstoffen  besteht,  und 
daher  Seidenwaren  österreichischer  Provenienz  ein  gutes 
Absatzfeld  finden  könnten.  Österreichische  Fabrikanten 
der  Seidenwarenbranche  werden  hiermit  auf  diese 
günstige  Absatzchance  aufmerksam  gemacht  und  einge¬ 
laden,  sich  mit  dem  betreffenden  Vertreter,  dessen 
Adresse  im  Bureau  der  Sektion  erhältlich  ist,  ins  Ein¬ 
vernehmen  zu  setzen.  (A.  E.  713.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere.  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  711.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 

JttittiUtmgen  btv  ©Jtcmici 

Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau.  Vom  17.  Mai  an  ist 

zwischen  Österreich  und  dem  gesamten  Gebiete  des  Ge¬ 
neralgouvernements  Warschau  der  Briefverkehr  unter 
den  bisherigen  Bedingungen  zulässig. 

Zinsenberechnung.  Laut  Verordnungsblatt  für  das  j 
Generalgouvernement  vom  15.  Februar  1.  J.  Nr.  22  tritt  j 

Iftfdf-ihtfltfdfeit  hm*1) 

für  die  Verpflichtung  von  Geldforderungen  für  die  Zeit 
vom  1.  August  1914  bis  zum  31.  März  1916  nachstehende 
Vorschrift  in  Kraft: 

*)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
c.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels- 
nuseum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 

T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
hrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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Der  Zinssatz  beträgt  y1f2  Prozent;  ist  er  durch  Vertrag 
oder  sonstiges  Rechtsgeschäft  anderweit  festgesetzt,  so 
hat  es  dabei  sein  Bewenden  (§  2).  Die  Zinsen  sind  für 
die  gesamte  obengenannte  Zeit  zu  entrichten.  Nach  dem 
31.  Juli  1914  fällig  gewordene  Schulden  sind  vom  Tage 
der  Fälligkeit  ab  zu  verzinsen  (§  3).  In  Ansehung  der 
Verpflichtung  zur  Zinszahlung  für  die  übrige  Zeit  hat 
es  bei  dem  sonstigen  Recht  sein  Bewenden  (§  1,  Absatz  2). 
Ebenso  finden  diese  Sondervorschriften  keine  Anwen¬ 
dung  auf  Schulden,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  bereits  erloschen  sind  (§  1,  Absatz  3). 

(357o/E.) 

Reisen  nach  dem  deutschen  Verwaltungsgebiet 
in  Russisch-Polen.  Zu  Reisen  nach  dem  unter  deutscher 
Verwaltung  stehenden  Okkupationsgebiete  von  Russisch- 
Polen  ist  eine  besondere  Bewilligung  notwendig.  Diese 
Bewilligung  wird  auf  Grund  eines  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefertigten  und  mit  der  amtlich  beglaubigten  Photo¬ 
graphie  und  Unterschrift  des  Inhabers  versehenen  Reise¬ 
passes  in  der  Form  der  Ausstellung  eines  Passierscheines 
durch  den  stellvertretenden  Generalstab  in  Berlin  im 
Einverständnis  mit  dem  Generalgouvernement  in  War¬ 
schau  erteilt,  jedoch  nur  in  den  Ausnahmefällen  ge¬ 
geben,  wenn  es  sich  um  dringende  und  wichtige  Ange¬ 
legenheiten  handelt,  bei  denen  die  persönliche  Anwesen¬ 
heit  des  Reisewerbers  unbedingt  erforderlich 
erscheint.  Die  Passierscheine  unterliegen  einer  Taxe 
von  3  M.  für  je  eine  Woche  der  bewilligten  Gültigkeits¬ 
dauer.  Die  Bewerbung  darum  hat  mittels  schriftlicher 
Gesuche  zu  erfolgen,  die  genaue  Angabe  über  1.  die 
Paßdaten,  2.  das  Reiseziel  (unter  namentlicher  An¬ 
führung  aller  Orte,  an  denen  Aufenthalt  genommen 
werden  soll),  3.  den  Reiseweg,  4.  den  Reisezweck  und 
5.  die  beabsichtigte  Dauer  der  Reise  enthalten  und  be¬ 
sonders  alle  für  die  Prüfung  der  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  belangreichen  Umstände  mit  voller 
Deutlichkeit  erkennen  lassen  müssen.  Der  Paß  selbst 
braucht  nicht  beigegeben  zu  werden,  es  muß  aber  die 
Richtigkeit  der  Angaben  in  dem  Gesuche  über  seine 
Daten  amtlich  bestätigt  sein. 

Die  Vermittlung  der  Gesuche  hat  das  k.  u.  k.  Mini¬ 
sterium  des  Äußern  übernommen,  das  sie  im  Interesse 
der  Vereinfachung  des  Verfahrens  im  Wege  seines  Ver¬ 
treters  in  Warschau  der  Paßzentrale  des  kaiserlichen 
Generalgouvernements  in  Warschau  zur  weiteren  Er¬ 
ledigung  zukommen  lassen  wird.  Da  jedoch  eine  Inter¬ 
vention  des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußern  nur  in 
jenen  Fällen  Platz  greifen  kann,  in  denen  in  bezug  auf 
die  Dringlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Reise  die  Vor¬ 
aussetzungen  für  die  Erteilung  der  Bewilligung  durch 
das  Generalgouvernement  gegeben  sind,  dürfen  Reise¬ 
ansuchen  nicht  mehr  wie  bisher  beim  Ministerium  des 
Äußern  eingebracbt  werden;  diese  Eingaben  werden  nach 
vorheriger  Begutachtung  auf  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  dem  k.  u.  k.  Ministerium  des 
Äußern  auf  das  nach  dem  Reisezweck  in  Betracht 
kommende  k.  k.  Fachministerium  übermittelt. 

Die  Gesuche  um  die  Erteilung  der  Reisebewilligung 
nach  dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  von 
Russisch-Polen  sind  demnach  von  den  Erlaubniswerbern 
bei  der  politischen  Bezirks-,  beziehungsweise  landes¬ 
fürstlichen  Polizeibehörde  ihres  Aufenthaltsortes  ein¬ 
zubringen  ;  diese  Stellen  wurden  angewiesen,  die  Gesuche 
nach  Erhebung  über  die  Verläßlichkeit  des  Gesuch¬ 
stellers  und  die  Stichhältigkeit  seiner  Angaben  mit  einem 
Anträge  über  die  Berücksichtigungswürdigkeit  des  An¬ 
suchens  an  die  politische  Landesbehörde  behufs  Weiter¬ 
leitung  an  die  betreffenden  Fachministerien  vorzulegen. 

(2678/E.) 


Reisen  aus  dem  österreichisch-ungarischen  nach 
dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  deutsche  Okkupationsgebiet 
wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  der  besondere  Ausweis. 

Ad  1.  Die  von  den  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischen 
Kommandos  gemäß  der  Verordnung  des  Armeeober¬ 
kommandanten  vom  25.  August  1915,  Nr.  35  V.-Bl.,  aus¬ 
gestellten  Reisepässe  werden  vom  kaiserlich  deutschen 
Generalgouvernement  als  zureichend  anerkannt. 

Ad  2.  Der  besondere  Ausweis  wird  ausgestellt  von  der 
Paßzentrale  des  Generalgouvernements  Warschau. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  der  Reisepaß  unter  genauer 
Angabe  des  Zweckes  und  der  Dauer  der  Reise  an  den 
dem  Generalgouvernement  Warschau  zugeteilten  Ver¬ 
treter  des  österreichisch-ungarischen  Armeeober¬ 
kommandos  zu  senden. 

Der  Reisepaß  wird  sodann  an  die  übersendende  Stelle 
unmittelbar  von  der  kaiserlich  deutschen  Paßzentrale 
oder  durch  den  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  zu¬ 
rückgeschickt,  im  Falle  der  Genehmigung  der  Reise  wird 
der  besondere  Ausweis  behufs  Ausfolgung  an  den  Be¬ 
werber  angeschlossen. 

Reisen  aus  dem  kaiserlich  deutschen  nach  dem 
österreichisch-ungarischen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  österreichisch-ungarische 
Okkupationsgebiet  wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  das  Visum  des  Reisepasses 

Ad  1.  Die  von  den  kaiserlich  deutschen  Kommandos 
oder  Behörden  gemäß  den  derzeit  geltenden  Vorschriften 
ausgestellten  Reisepässe  werden  als  zureichend  an¬ 
erkannt. 

Ad  2.  Das  Visum  wird  ausgestellt  vom  Armeeober¬ 
kommando  selbst  oder  einer  seiner  Paßvidierungsstellen 
in  Szczakowa,  Krakau,  Rozwadow  oder  Lemberg  oder 
von  den  dem  Generalgouvernement  Warschau  zuge¬ 
teilten  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  oder  vom 
k.  u.  k.  Kriegsministerium.  Zur  Erwirkung  des  Visums 
ist  der  Reisepaß  an  eine  der  bezeichneten  Stellen  zu 
senden.  Hierbei  ist  neben  den  im  Reisepaß  ohnehin  ent¬ 
haltenen  Angaben  auch  das  Ziel,  der  Zweck  und  die 
Dauer  der  Reise  anzugeben. 

Der  Reisepaß  wird  nach  allfälliger  Beisetzung  des 
Visums  von  der  k.  u.  k.  Stelle,  bei  der  die  Vidierung 
erbeten  wurde,  an  die  übersendende  Stelle  zurück¬ 
geschickt.  (3833/E.) 

Gerichtsbarkeit  im  Generalgouvernement  War¬ 
schau.  Der  Präsident  des  kaiserlich  deutschen  Ober¬ 
gerichts  bei  dem  Generalgouvernement  Warschau  be¬ 
richtete  an  den  „Verband  zur  Sicherung  deutscher  For¬ 
derungen  an  das  feindliche  Ausland“  in  Barmen  wie 
folgt: 

In  den  von  den  deutschen  Truppen  besetzten 
Teilen  Russisch-Polens  ist  die  deutsche  Gerichtsbarkeit 
in  vollem  Umfange  aufgenommen.  Das  Verfahren  ent¬ 
spricht  dem  vor  den  Gerichten  in  Deutschland,  An¬ 
waltszwang  besteht  nicht.  Es  findet  das  Mahn-  und 
Klageverfahren  statt.  Auch  Zwangsvollstreckung  wird 
betrieben.  In  Deutschland  ergangene  Urteile  oder  andere 
vollstreckbare  Schuldtitel  werden  ohneweiters  vollstreckt. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  den  Schuldner 
vor  das  zuständige  Gericht  zwecks  Mahnung  laden  zu 
lassen,  da  erfahrungsgemäß  eine  solche  gerichtliche 
Mahnung  genügt,  um  den  Schuldner  zur  Zahlung  zu 
veranlassen.  (3742/E.) 
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ABONNEMENTS-BEDINGUNGEN 

für  die  Wochenschrift  samt  Beilagen. 


Für  Österreich-Ungarn:  Jährlich  18  Kronen ,  halbjährlich 
9  Kronen. 

Für  Deutschland :  Jährlich  18  Mark ,  halbjährlich  9  Mark. 
Für  das  übrige  Ausland:  Jährlich  28'  10  Francs  =  22  Shill.  6  d., 
halbiährlich  I4'0§  Francs  ==  II  Shill.  3  d. 

Einzelne  Nummern  ßo  Heller. 


Die  Wochenbeilage  »War  €  n  pr  e  i  sb  ß  r  ic  ht  e«  kann  auch 
abgesondert  bezogen  werden,  und  zwar: 

Für  Österreich-Ungarn :  Jährlich  3  Kronen,  halbjährlich 
I  Krone  50  Heller. 

hür  das  Ausland:  Jährlich  4-  Kronen,  halbjährlich  2  Kronen 
Einzelne  Nummern  6  Heller. 


Bezugsanmeldungen  werden  sowohl  im  k.  k.  Handelsministerium 
(!•  Postgasse  8),  im  k.  k.  Ackerbauministerium  (I.  Liebiggasse  J. 
sowie  beim  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  (IX.  Berg¬ 
gasse  iß)  entgegengenommen.  Probenummern  stehen  zur  Ver¬ 
fügung. 


GRUNDFRAGEN  DER  ENGLISCHEN  VOLKS¬ 
WIRTSCHAFT. 

Von  Hofrat  Prof.  Dr.  Eugen  V.  Philippovich. 

Unter  obigem  Titel  sind  sechs  Aufsätze  von  Pro¬ 
fessoren  der  Münchener  Handelshochschule  erschienen, 
welche  die  zu  behandelnden  Fragen  nach  der  Lage  vor 
dem  Kriege  behandeln.  Ich  gebe  unten  Verfasser  und 
Titel  an,  da  ich  mich  bei  Besprechung  des  Buches  freier 
bewegen  will1).  Die  Abhandlungen  sind  vor  dem  Kriege 
geschrieben  worden.  Sie  stellen  also  den  Typus  der 
britischen  Volkswirtschaft  in  Friedenszeiten  dar.  Der 
Krieg  hat  viel  daran  geändert. 

Ihre  Entstehung  verdankt  die  Sammlung  einer  Reihe 
von  Vorträgen,  die  im  Wintersemester  1912/13  unter 
dem  Titel  „Deutschland  und  seine  Konkurrenten“  ge¬ 
halten  worden  sind.  In  der  ersten  Abhandlung  wird  auf 
die  wenig  bekannte  Tatsache  aufmerksam  gemacht,  daß 
der  landwirtschaftliche  Boden  in  den 
Händen  weniger  Großgrundbesitzer  sich  befindet.  Nach 
altem  normannischem  Recht  —  Verfasser  führt  es  nicht 
an  —  gab  es  kein  Privateigentum  am  Boden,  sondern 
der  König  verlieh  die  Nutzung  an  Lords  und  Bauern. 
Nachdem  die  Großgrundbesitzer  ihren  König  geköpft 
hatten  (1649),  vertrieben  sie  auch  die  Bauern.  Nach 
einer  Grundbesitzstatistik  gehören  25-93  Prozent  der 
Gesamtfläche  von  Schottland  24  Personen,  in  England 
und  Irland  besaßen  2198  Personen  die  Hälfte  des  ganzen 
Gebietes.  1907  waren  87-8  Prozent  Pachtland.  Man 
sieht  in  England  keine  Dörfer.  Getreidebau  lohnt  an¬ 
gesichts  der  argentinischen  und  amerikanischen  Kon¬ 
kurrenz  nicht,  so  daß  die  Viehzucht  die  Haupt¬ 
produktion  der  englischen  Grundbesitzer  ist.  Für  ein¬ 
geführten  Weizen  zahlen  die  Engländer  jährlich  1250 
Millionen  Kronen.  Für  eingeführte  Butter,  Käse,  Eier 
gibt  England  jährlich  23,  7,  10  Millionen  Pfund  Sterling, 
zusammen  also  1000  Millionen  Kronen  an  das  Ausland 
ab,  vor  allem  an  Dänemark.  Seit  den  Neunziger jahren 
sucht  man  wieder  kleine  Ansiedlungen  zu  fördern. 

W as  die  englische  Industrie  anlangt,  so 
wissen  wir  ja,  daß  der  Übergang  zur  Anwendung  von 
Dampf  und  Maschinen  von  England  ausgegangen  ist, 
dort  also  die  moderne  Industrie  ihren  Ursprung  hat. 
Aber  nach  der  Darstellung  von  Dr.  Vogelstein  ist  zum 
Beispiel  auf  dem  wichtigen  Gebiete  der  B  a  u  m  Woll¬ 
industrie  die  ganze  Organisation  anders  als  in 
Deutschland.  Große  Importeure  in  Liverpool,  Speziali¬ 
sierung  der  Baumwollspinner  und  Baumwollweber. 
Merkwürdigerweise  ist  aber  der  ganze  kommerzielle 
Betrieb  aus  der  Verwaltung  der  technischen  Produktion 
ausgeschaltet.  Ebenso  eigentümlich  ist  die  Aufbringung 
des  Kapitals.  Die  Finanzierung  der  Baumwollspinnerei 
in  Lancashire  hat  sich  so  ausgebildet,  daß  alle  diese 
'"abriken,  die  als  Aktiengesellschaften  betrieben  werden, 
ein  Drittel,  ein  Halbes  oder  zwei  Drittel  des  Kapitals 
einberufen,  dagegen  nehmen  sie  von  ihren  Arbeitern 
und  von  jedermann  in  der  Umgebung,  namentlich  vom 
kleinen  Mittelstand,  Depositen  an.  Deren  Höhe 


')  I.  Dr.  Leonhard,  »Das  englische  Agrarwesen«,  17s.;  II.  Dr.  Vogel¬ 
stein,  »Die  englische  Industrie«,  15  S. ;  III.  Prof.  Dr.  Jaf  fe,  »Das  englische 
Kreditwesen«,  14  S, ;  IV.  dess.,  »Die  Arbeiterfrage  in  England«,  16  S. ; 
V  Prof.  Dr.  Bonn,  »Die  Organisation  des  britischen  Weltreiches«,  65  S.  ; 
VI.  ders.,  »Der  moderne  Imperialismus«,  28  S.  Jedem  Aufsatz  ist  Literatur 
beigegeben.  Verlag  von  Duncker  &  Humblot,  1913. 
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übersteigt  oft  das  Aktienkapital !  Das  englische  Pu¬ 
blikum  kaufe  Industriepapiere  als  Lokalwerte.  Die 
Aktien  einer  in  ihrem  Wohnort  liegenden  Spinnerei, 
eines  benachbarten  Hüttenwerkes,  einer  Brauerei,  das 
sind  die  Werte,  die  das  englische  Publikum  liebt. 
Emission  von  Aktien  durch  Banken  gibt  es  nicht.  Selbst 
die  großen  Finanziers,  Rothschild,  Baring,  Lubbock, 
Goschen,  Cassel  finanzieren  11  i  e  Industrien.  Erst  in 
den  letzten  Jahren  soll  das  amerikanische  und  deutsche 
Gründungswesen  nachgeahmt  werden. 

Charakteristisch  ist  ferner,  daß  die  englischen  Be¬ 
zirke  noch  an  der  Konkurrenz  festhalten.  Ferner, 
daß  die  englische  Industrie  starke  Exportindu¬ 
strie  ist.  In  neuerer  Zeit  soll  aber  doch  unter  dem 
Einfluß  des  amerikanischen  Trustgedankens  ein  System 
von  Monopolorganisationen  und  Kartellen  entstanden 
sein.  Immerhin  aber  sei  die  Freiheit  des  Marktes  beim 
Fehlen  von  Schutzzöllen  eine  starke  Hemmung  für  In¬ 
dustriemonopole.  Dagegen  besteht  eine  leichte  Einstel¬ 
lungsmöglichkeit  in  veränderte  Verhältnisse.  Durch 
starke  Trennung  der  verschiedenen  Produktionsstadien 
in  verschiedene  Unternehmungen  wird  eine  Anpassung 
an  Konjunkturen  erleichtert.  Was  den  Industriellen 
aber  fehlt,  ist  die  wissenschaftliche  Grundlage  und  die 
bähigkeit,  im  großen  zu  organisieren.  Die  chemische, 
die  moderne  Elektrizitätsindustrie,  ist  dem  Engländer 
fremd.  Und  selbst  in  ihren  alten  Industrien  ist  der 
Fortschritt  in  Deutschland  größer.  Helfferich  hat 
dies  nachgewiesen1).  In  der  Roheisenproduktion 
ist  die  Zunahme  in  Deutschland  von  1887  bis  1911 
287  Prozent,  in  Großbritannien  30-6  Prozent.  Deutsch¬ 
land  erzeugt  heute  ein  Viertel  der  Weltproduktion.  Die 
Zunahme  der  Stahl-  (Flußeisen-)  Produktion  be¬ 
trug  in  Deutschland  von  1886  bis  1910  1335  Prozent, 
in  Großbritannien  154-1  Prozent.  Herr  Vogelstein  faßt 
die  Sachlage  so  zusammen: 

„Der  Engländer  ist  Empiriker,  der  Deutsche  Systematiker. 
Noch  heute  kann  sich  die  englische  Eisenindustrie  nicht 
daran  gewöhnen,  von  jeder  Charge  eine  Probe  zu  nehmen, 
Erze  und  Roheisen  genau  nach  Analyse  zu  mischen  und 
alles,  was  sie  bisher  erfahrungsgemäß  nach  Farbe,  Aussehen 
und  ähnlichen  Kennzeichen  beurteilt  hat,  festen  und  meß¬ 
baren  Analysen  zu  unterwerfen.“ 

Über  das  englische  Kreditwesen  gibt  Pro¬ 
fessor  J  a  f  f  e  interessante  Mitteilungen.  Daß  die  Bank 
von  England  durch  ihr  starres  Deckungssystem  der  In¬ 
dustrie  nicht  helfen  kann,  ist  bekannt.  Aber  auch  die 
Funktionen  unserer  großen  Kreditinstitute,  industrielle 
Unternehmungen,  welche  ihre  Kasseneingänge  und 
Gewinne  bei  einer  Großbank  vereinigen,  durch  Kredit¬ 
gewährungen  zu  unterstützen,  sind  in  England  nicht 
üblich.  Das  ist  Aufgabe  von  Bankiers.  Das  englische 
Bankwesen  im  engeren  Sinne  beschränkt  sich  auf  das 
reguläre  Kreditgeschäft.  Dafür  gibt  es  in  London  zehn 
große  Depositenbanken  mit  mehr  als  200  Filialen  und 
mehr  als  500  Millionen  Kronen  Depositen  (20  Millionen 
Pfund  Sterling),  10  mittlere  mit  100  Filialen  und  über 
10  Millionen  Pfund  Sterling  Depositen.  Die  größte 
dieser  Banken  verfügt  über  ein  Netz  von  mehr  als  600 
Filialen  und  über  fremde  Gelder  von  mehr  als  80  Mil¬ 
lionen  Pfund  Sterling,  also  2000  Millionen  Kronen.  Von 
diesen  Anstalten  werden  nun  Diskont-  und  Lombard¬ 
geschäfte  betrieben. 

h ür  den  auswärtigen  Handel  bedarf  es  be¬ 
sonderer  Banken,  sie  heißen  Kolonial-  und  Über¬ 
seebanken  (Colonial  and  foreign  Banks).  Sie  be¬ 
treiben  das  reguläre  Überseegeschäft,  wäh¬ 
rend  die  privaten  Merchant  Bankers  ihre  Tätigkeit  mehr 
dem  Anleihe-  und  Emissionsgeschäft  zuwenden.  Diese 
Banken  haben  ihren  Hauptsitz  in  den  verschiedenen 
englischen  Kolonien  und  sonstigen  überseeischen  Län¬ 
dern  und  haben  in  London  nur  eine  Niederlassung.  Diese 

')  »Deutschlands  Volkswohlstand  1888—1913«.  3.  Aufl.  1914.  S.  63. 


spielt  aber  eine  große  Rolle,  weil  sich  bei  ihr  die  Finan¬ 
zierung  des  Export-  und  Importhandels  auf  dem  Wege 
des  „Documentary“-Kredits  vollzieht.  Handelt  es  sich 
um  Export  aus  England,  so  erhält  sie  die  Verladungs¬ 
dokumente  und  belehnt  sie  oder  sie  diskontiert  den  auf 
den  überseeischen  Kunden  gezogenen  Wechsel.  In 
gleicher  Weise  werden  die  Produktenverladungen  nach 
England  über  See  behandelt. 

Sehr  viel  größere  Schwierigkeiten  bereitet  in  England 
die  Befriedigung  des  langfristigen  Industrie-  und 
Gründungskredits.  Hierfür  gibt  es  keine  Or¬ 
ganisation,  wie  unsere  Großbanken.  Dieser  Kredit  wird 
entweder  von  Einzelpersonen  oder  aber  von  „Financial 
Companies“,  reinen  Emissions-  und  Gründungsgesell¬ 
schaften,  gegeben.  Diese  bedienen  sich  jener  Mitglieder 
der  Effektenbörse,  welche  als  „Jobbers“  und  „Dealers“ 
an  der  Börse  auf  eigene  Rechnung  Effekten  kaufen  und 
verkaufen.  Da  diese  Jobbers  aber  nie  so  viel  eigenes 
Kapital  haben,  um  große  Mengen  von  Wertpapieren 
aufzunehmen,  lassen  sie  die  Wertpapiere,  mit  denen  sie 
handeln,  von  den  Banken  belehnen.  Auch  ermöglichen 
es  die  Banken  den  Börsekommissären  (Brokers),  Spe¬ 
kulationsaufträge  von  ihren  Kunden  zu  prolongieren. 
Da  diese  Brokers  nicht  annoncieren  dürfen,  bedienen  sie 
sich  zur  Erlangung  von  Geschäften  der  sogenannten 
Outside-Brokers,  das  heißt  der  Agenten,  die  nicht  nur 
in  England,  sondern  auch  in  Frankreich,  Deutschland 
das  Kapitalistentum  durch  Reisende,  Agenten  und  Zir¬ 
kulare  zur  Börsenspekulation  verleiten. 

Im  Vergleich  mit  Deutschland  hebt  der  Verfasser  vor 
allem  die  glänzende  Kreditorganisation  für  den  aus¬ 
wärtigen  Handel  hervor,  während  er  die  Art  der  Emis¬ 
sionen  für  wenig  gut  organisiert  hält. 

Die  Arbeiterfrage  in  England  bespricht  Pro¬ 
fessor  Dr.  J  a  f  f  e.  Er  schildert  die  bekannte  Entwick¬ 
lung  zur  Freiheit,  die,  da  das  Maschinenwesen  das 
Aufsteigen  zum  Unternehmer  unmöglich  machte,  für  die 
industriellen  Arbeiter  eine  Gefahr  wurde.  Hier  war  es 
die  Selbsthilfe,  die  Bildung  von  Gewerkvereinen,  „Trade 
Unions“,  welche  dem  Arbeiter  eine  Macht  gegenüber 
dem  Unternehmer  gewährte.  Zu  dieser  Bewegung  kommt 
die  der  Konsumvereine.  Beide  Bewegungen  verbessern 
die  Lage  der  Arbeiter  —  freilich  nur  der  geschulten  — 
so,  daß  zur  geschlossenen  Vereinbarung  über  die 
Arbeitsbedingungen  und  zur  Selbstversorgung  mit  den 
Lebensbedürfnissen  durch  Konzentrierung  von  Konsum¬ 
vereinen  zu  Großeinkaufs-  und  Produktivgenossen¬ 
schaften,  eine  Selbstversorgung  früher  unbekannter  Art, 

1 9 1 1  und  1912  gesetzliche  Arbeiterfürsorge  hinzutrat. 

1 9°9  gab  es  schon  ein  Alterspensionsgesetz. 
Über  70  Jahre  alte  Arbeiter  erhalten  ohne  eigene 
Leistung  5  Schilling  in  der  Woche.  Am  15.  Juli  1912 
trat  eine  staatliche  Zwangsversicherung  gegen  Krankheit 
und  Invalidität  hinzu  und  man  hat  berechnet,  daß  nicht 
weniger  als  14  Millionen  von  der  63  Millionen  starken 
englischen  Bevölkerung  zwangsweise  zur  Versicherung 
verhalten  wurden.  1912  wurde  sogar  ein  Minimallohn¬ 
gesetz  für  Kohlenarbeiter  erlassen.  Trotzdem  darf  man 
sich  die  Lage  der  unteren  Bevölkerungsklassen  in  Eng¬ 
land  nicht  als  vollkommen  gesicherte  Existenz  vor¬ 
stellen.  1910  berichtete  eine  Dame  aus  Cambridge  in 
unserer  österreichischen  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft, 
daß  das  Armenamt  Klage  führe,  daß  die  Zahl  der  er¬ 
wachsenen  arbeitsfähigen  Männer,  welche  Armenunter¬ 
stützung  benötigen,  von  Jahr  zu  Jahr  wachse.  Ferner 
mußten  zur  selben  Zeit  Ärzte  den  Gesundheitszustand  der 
drei  Millionen  Volksschulkinder  feststellen:  nur  10  Pro¬ 
zent  waren  nicht  einer  augenblicklichen  ärztlichen  Hilfe 
bedürftig!  So  hören  denn  auch  die  Streiks  nicht  auf 
und  1911,  1912  gab  es  Generalstreiks  und  in  Liverpool 
mußte  direkt  Militär  einschreiten.  So  kommt  man  zum 
Schlüsse,  daß  Großbritannien  eine  kleine  Schicht  sehr 
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reicher  Lords,  h abriksherren,  Bankiers  besitzt,  einen 
nicht  sehr  starken  Mittelstand,  keine  Bauern  mehr,  eine 
ausgewählte,  bürgerlich  lebende  Schicht  von  geschulten 
Arbeitern  —  daneben  aber  ein  großes  Proletariat. 

Die  zwei  letzten  Kapitel  behandeln  die  Welt¬ 
macht  Großbritanniens.  Professor  Dr.  Bonn  ist  gut 
darüber  unterrichtet.  Auf  einem  Raum  von  26  Millionen 
Quadratkilometern  beherbergt  es  eine  Bevölkerung  von 
421  Millionen  Einwohnern.  Die  Gesamteinnahmen  der 
Staaten,  die  hier  vereinigt  sind,  betragen  fast  400  Mil¬ 
lionen  Pfund  Sterling,  ihre  Schulden  1030  Millionen 
1  fund  Sterling.  Warenein-  und  -ausfuhr  zusammen  2465 
Millionen  Pfund  Sterling.  Was  der  Verfasser  nicht  an 
führt,  ist,  daß  diese  weltweite  Ausbreitung  britischer 
Macht  zum  größten  Teil  auf  Völkerrechtsbruch  und  Ver¬ 
gewaltigung  beruht.  New  York  war  eine  holländische 
Kolonie,  mit  ihren  jetzigen  Freunden,  den  Franzosen, 
welche  westindische  Inseln  besiedelt  hatten,  in  den 
I  \  ereinigten  Staaten  das  Gebiet  um  den  Mississippi 
herum  (Louisiana),  in  Kanada  den  ganzen  Osten, 
so  daß  heute  noch  das  Französiche  Parlamentssprache 
ist,  führten  die  Engländer  von  1886  bis  1814  64  Jahre 
hindurch  Krieg  und  vertrieben  die  Franzosen  aus  ihrem 
Besitz.  Während  der  Franzosenkriege  am  Beginn  des 
XIX.  Jahrhunderts  schützen  sie  die  Holländer  am  Kap 
der  guten  Hoffnung,  die  Spanier  in  Gibraltar.  Dann 
werfen  sie  den  Maltheserorden  aus  Malta  hinaus,  be¬ 
setzen  es,  sowie  Ceylon,  und  endlich  kommt  nach  Er¬ 
bauung  des  Suezkanals  Ägypten  daran.  Und  in  Ost¬ 
indien  halten  sie  ihre  wirtschaftliche  und  politische 
Macht  nur  dadurch  aufrecht,  daß  sie  die  Stämme  ent¬ 
zweien  und  das  Wertverhältnis  der  Rupie  (indisches 
Geld)  zum  Pfund  Sterling  so  festsetzten,  daß  man  zwar 
aus  dem  Sterlingland  ins  Rupienland,  aber  nicht  umge¬ 
kehrt  exportieren  kann.  Professor  Bonn  schildert  zum 
Teil  diese  aufsteigende  industrielle  Entwicklung  in  Ost¬ 
indien,  aber  er  geht  auf  die  Völkerrechtsbrüche  Groß¬ 
britanniens  und  auf  die  Emanzipationsbestrebungen  der 
Inder  leider  nicht  ein.  Daß  sie  eine  Gefahr  für  Groß¬ 
britannien  seien,  wurde  mir  persönlich  schon  vor  Jahren 

in  England  von  dem  Leiter  der  dortigen  Kriegsschule 
gesagt. 

Heute  ist  England  nicht  mehr  die  Seemacht,  als  welche 
sie  noch  von  den  Verfassern  angesehen  wurde.  Die 
Seeschlacht  beim  Skagerrak  mit  einem  Verlust  von 
300.000  t  und  die  Steigerung  der  Lebensmittelpreise 
und  wichtiger  Industriestoffe,  der  vollständige  Mangel 
an  chemischen  Arzneiprodukten  sind  Erscheinungen, 
welche  die  Weltmacht  Großbritanniens  schwächen.  Ich 
will  mit  einer  Tabelle  schließen,  welche  die  „Frankfurter 
Zeitung“  vom  8.  Juni  1916  aus  dem  „Labour  Leader“ 
gebracht  hat.  Diese  Zeitschrift  und  der  „Economist“, 

\  on  H  i  r  s  t  herausgegeben,  deren  Angaben  für  ver¬ 
läßlich  gelten  können,  geben  folgende  Verhältnisziffern: 

r  <1  ln 


Getreide  und  Fleisch  .... 
Tee,  Zucker  und  andere 

Lebensmittel . 

Webereistoffe . 

Mineralien . 

Gummi,  Bauholz,  öl  u.  a. 
Gesamtziffern  .  .  . 

In  Prozenten  .  .  . 


Mai 

1024 


•  529 
.  805 

•  942 
.  IOI9 

•  4390 

.  199 


A  pril 

970V2 

511 

794V2 

895 

IOI9 

4190 

190 


Kriejj 

500 

300 

500 

400 

500 

2200 

100 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Regelung  des  Verkehrs  mit  Getreide,  Mehl  und 
Hülsenfrüchten.  Eine  kaiserliche  Verordnung  vom 
11.  Juni  1916  verfügt: 

Beschlagnahme.  §  1.  Getreide  und  Hülsen¬ 
früchte  der  österreichischen  Ernte  des  Jahres  1916  sind 


mit  dem  Zeitpunkte  der  Trennung  vom  Ackerboden  zu 
g unsten  des  Staates  beschlagnahmt. 

Die  bei  Inkrafttreten  dieser  kaiserlichen  Verordnung 
noch  vorhandenen  Vorräte  an  Getreide,  daraus  gewon¬ 
nenen  Mahlprodukten  und  an  Hülsenfrüchten  bleiben, 
soweit  sie  nach  den  bisher  geltenden  Bestimmungen  be¬ 
schlagnahmt  sind,  auch  weiterhin  beschlagnahmt. 

Als  Getreide  im  Sinne  dieser  kaiserlichen  Verordnung 
gelten :  Weizen,  Spelz,  Roggen  (Korn),  Halbfrucht, 
Gerste,  Buchweizen,  Hafer,  Hirse,  Mais  aller  Art  (auch 
Maiskolben),  ferner  Mengfrucht  aller  Art. 

Als  Hülsenfrüchte  im  Sinne  dieser  kaiserlichen  Ver¬ 
ordnung  gelten:  Erbsen,  Bohnen,  Linsen  und  Wicke. 

Mais  und  Hülsenfrüchte,  die  als  grünes  Gemüse  ver¬ 
wendet  werden,  sind  von  der  Beschlagnahme  ausge¬ 
nommen. 

Die  Besitzer  der  beschlagnahmten  Gegenstände  sind 
\  ci  pflichtet,  für  deren  Erhaltung  Sorge  zu  tragen. 

§  2.  Die  Beschlagnahme  hat  die  Wirkung,  daß  die 
beschlagnahmten  Gegenstände  (§  1)  weder  verarbeitet, 
verbraucht,  verfüttert,  noch  freiwillig  oder  zwangsweise 
\  eräußert  werden  dürfen,  sofern  nicht  in  dieser  kaiser¬ 
lichen  Verordnung  oder  durch  besondere  Vorschriften 
andere  Anordnungen  getroffen  werden. 

Rechtsgeschäfte,  die  gegen  dieses  Verbot  verstoßen, 
sind  nichtig. 

§  3-  Ungeachtet  der  Beschlagnahme  dürfen: 

I.  Unternehmer  landwirtschaftlicher  Betriebe: 

a)  zur  Ernährung  der  Angehörigen  ihres  Haushaltes 
(Wirtschaft)  einschließlich  jener  Ausgedingberechtigten, 
Arbeiter  und  Angestellten,  denen  Kost,  Mahlprodukte 
oder  Brotgetreide  als  Ausgedinge  oder  Lohn  gebühren, 
beschlagnahmtes  Getreide  eigener  Ernte  in  einer  nach 
der  Verbrauchsregelung  festgesetzten  Menge  ver¬ 
brauchen  ; 

b)  die  zur  Aussaat  notwendigen  Getreidemengen, 
deren  Höchstausmaß  durch  die  Behörde  bestimmt  wird, 
verwenden ; 

c)  von  den  beschlagnahmten  Hülsenfrüchten  eigener 
Ei  nte  den  von  der  politischen  Landesbehörde  bestimmten 
Anteil  zu  den  unter  a  und  b  erwähnten  Zwecken  ver¬ 
wenden  ; 

d)  Gerste,  Hafer,  Hirse,  Mais,  Wicke,  Mengfrucht 
und  das  beim  Drusch  abfallende,  nicht  mahlfähige  Ge¬ 
treide  (Hintergetreide)  in  einer  durch  besondere  Vor¬ 
schriften  (§  2)  zu  bestimmenden  Menge  verfüttern. 

2.  Mühlen  das  ihnen  von  landwirtschaftlichen  Selbst- 
\  ersorgern  zur  Vermahlung  übergebene  Getreide  (Z.  1, 
lit.  o)  unter  den  von  den  politischen  Landesbehörden  zu 
erlassenden  näheren  Bestimmungen  vermahlen. 

§  4.  Die  allgemeinen  Anordnungen  über  die  Verwen¬ 
dung  der  beschlagnahmten  Sachen  trifft  der  Minister 
des  Innern  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Mi¬ 
nistern.  Er  bedient  sich  hierbei  zur  Durchführung  des 
Bewirtschaftungsdienstes  der  Kriegsgetreideverkehrs¬ 
anstalt. 

Die  Verwendung  von  Getreide-  und  Mahlprodukten 
'.Kleie  u.  dgl.)  zu  Futterzwecken  sowie  die  Verwendung 
von  Saatgut  wird  der  Ackerbauminister  im  Einvernehmen 
mit  den  beteiligten  Ministern  regeln. 

_  5-  Zur  Übernahme  der  beschlagnahmten  Sachen  ist 
die  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  bestimmt,  die  aus 
einer  Geschäftsgruppe  der  Verwaltung  und  einer  des 
kaufmännischen  Dienstes  zu  bestehen  hat.  Die  näheren 
Bestimmungen  hierüber  trifft  der  Minister  des  Innern 
in  dem  Statute. 

Der  Besitzer  der  beschlagnahmten  Sachen  ist  ver¬ 
pflichtet,  diese,  soweit  sie  ihm  nicht  nach  Maßgabe  der 
gegenwärtigen  kaiserlichen  Verordnung  oder  der  auf 
Grund  dieser  erlassenen  besonderen  Vorschriften  zu  ver¬ 
bleiben  haben,  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  oder 
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deren  Beauftragten  anzubieten  und  um  den  festgesetzten 
Übernahmspreis  zu  verkaufen. 

Die  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  ist  verpflichtet,  die 
ihr  zum  Kaufe  angebotenen  beschlagnahmten  Sachen 
(§  1)  anzukaufen. 

Der  Preis  ist  bei  der  Abnahme  der  Ware  bar  zu  be¬ 
zahlen.  Erfolgt  die  Abnahme  nicht  sofort  bei  Abschluß 
des  Kaufes,  so  ist  beim  Kaufabschlüsse  eine  Anzahlung 
bis  zur  Höhe  von  50  Prozent  des  Kaufpreises  zu  leisten 
und  der  Rest  nach  Maßgabe  der  weiteren  Abnahmen  zu 
bezahlen. 

Die  Cbernahmspreise  setzt  der  Minister  des  Innern 
im  Einvernehmen  mit  dem  Ackerbauminister,  dem  Han¬ 
delsminister  und  dem  Finanzminister  fest. 

§  6.  Zur  Durchführung  der  Übernahme  der  beschlag¬ 
nahmten  Sachen  hat  die  politische  Landesbehörde  nähere 
Bestimmungen  zu  erlassen.  Insbesondere  kann  sie  ver¬ 
fügen,  daß  in  einem  bestimmten  Gebiet  alle  oder  mehrere 
Unternehmer  landwirtschaftlicher  Betriebe  bestimmte 
Mindestmengen  (Kontingente)  der  einzelnen  Getreide¬ 
gattungen  (§  1)  innerhalb  festgesetzter  Zeitabschnitte 
gemeinsam  abzustellen  haben. 

§  7.  Die  Wirkung  der  Beschlagnahme  endigt: 

1.  mit  einer  zulässigen  Verwendung  oder  Veräußerung 
(§§  2  bis  5), 

2.  mit  der  zwangsweisen  Abnahme  (§  24), 

3.  mit  dem  Verfalle  (§  13). 

Vorratsaufnahme.  §  8.  Der  Minister  des 
Innern  kann  jederzeit  für  alle  oder  einzelne  Verwal¬ 
tungsgebiete  die  Aufnahme  der  Vorräte  an  Getreide, 
Mahlprodukten  und  Hülsenfrüchten  anordnen. 

Wer  diese  Sachen  in  Verwahrung  hält,  ist  bei  der 
Aufnahme  verpflichtet,  sie  an  dem  hierfür  bestimmten 
Tage  und  innerhalb  der  festgesetzten  Frist  der  Behörde, 
in  deren  Bezirk  sich  die  Vorräte  befinden,  anzumelden. 

Die  am  Stichtage  auf  dem  Transport  befindlichen 
Vorräte  hat  der  Empfänger  binnen  drei  Tagen  nach  dem 
Empfang  anzumelden. 

Vorräte,  die  sich  im  Besitze  der  Militärverwaltung 
befinden,  sind  von  der  Anmeldepflicht  ausgenommen. 

§  9.  Die  Vorratsaufnahme  erfolgt  gemeindeweise 
mittels  amtlicher  Anmeldeblätter,  die  entweder  durch 
den  Anmeldepflichtigen  oder  nach  dessen  Angaben  durch 
einen  von  der  Behörde  bestellten  Vertrauensmann  aus¬ 
zufüllen  sind.  Die  Behörde  bestimmt  unter  Berücksichti¬ 
gung  der  Ortsverhältnisse,  welches  Verfahren  in  den 
einzelnen  Gemeinden  oder  Gemeindeteilen  zur  Anwen¬ 
dung  zu  gelangen  hat. 

Die  ausgefüllten  Anmeldeblätter  sind  an  die  Behörde 
vorzulegen  oder  an  das  mit  der  Empfangnahme  betraute 
Organ  abzugeben. 

§  10.  Die  Behörde  hat  sich  auf  geeignete  Weise  zu 
überzeugen,  daß  die  Anmeldeblätter  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefüllt  und  die  dort  gemachten  Angaben  richtig  sind. 
Ergeben  sich  Bedenken  gegen  die  Richtigkeit  oder  Voll¬ 
ständigkeit  der  in  den  Anmeldeblättern  enthaltenen 
Daten  und  können  diese  Bedenken  auf  eine  andere  Art 
und  Weise  mit  Verläßlichkeit  nicht  behoben  werden, 
so  kann  die  Behörde  jederzeit  in  den  betreffenden  Ge¬ 
meinden  eine  neue  Vorratsaufnahme  anordnen. 

Über  die  vorhandenen  Vorräte  verfaßt  die  Behörde 
für  jede  Gemeinde  eine  Gemeindeübersicht  und  auf  den 
Gemeindeübersichten  eine  Bezirksübersicht.  Die  Ver¬ 
fassung  der  Gemeindeübersicht  kann  auch  der  Gemeinde 
überlassen  werden. 

§  11.  Jedermann  ist  verpflichtet,  über  Aufforderung 
der  Behörde  das  Amt  eines  Vertrauensmannes  zu  über¬ 
nehmen  und  bei  der  Vorratsaufnahme,  Überprüfung  und 
Aufarbeitung  mitzuwirken.  Bei  Personen,  die  im  öffent¬ 
lichen  Dienste  stehen,  ist  zu  dieser  Mitwirkung  die  Zu¬ 
stimmung  ihrer  Dienstbehörde  erforderlich. 


Die  Vertrauensmänner  haben  ohne  Ansehen  der  Person 
und  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  zu  verfahren, 
die  zu  ihrer  Kenntnis  gelangten  privaten  Verhältnisse 
oder  Geschäftsgeheimnisse  der  Vorratsbesitzer  geheim¬ 
zuhalten  und,  sofern  sie  nicht  öffentliche  Beamte  sind, 
die  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  zu  geloben. 

Das  Amt  eines  Vertrauensmannes  ist  ein  Ehrenamt. 

Die  Enthebung  von  der  Bestellung  als  Vertrauens¬ 
mann  kann  nur  aus  wichtigen  Gründen  erfolgen. 

§  12.  Die  Behörde  ist  berechtigt,  in  den  Betriebs-, 
Vorrats-  und  sonstigen  Räumen  durch  ihre  Beauftragten 
jederzeit  Besichtigungen  vorzunehmen  und  Wirtschafts¬ 
und  Geschäftsaufzeichnungen  einzusehen. 

Den  Beauftragten  der  Behörde  ist  der  Eintritt  in  diese 
Räume  zu  gestatten,  und  sind  auf  Verlangen  alle  er¬ 
forderlichen  Auskünfte  zu  erteilen. 

Erzeuger  und  alle  Getreide,  Mahlprodukte  und  Hiilsen- 
friichte  verarbeitenden  Betriebe,  ferner  Händler,  Lager¬ 
häuser  und  Verkehrsunternehmungen  sind  insbesondere 
verpflichtet,  zur  Prüfung  der  erstatteten  Anmeldungen 
der  Behörde  über  Aufforderung  die  erforderlichen  Aus¬ 
künfte  und  Nachweisungen  über  die  Vorräte  und  Liefe¬ 
rungen  zu  geben. 

§  13.  Anmeldepflichtige  Vorräte,  die  nicht  angemeldet 
werden,  sind  von  der  Behörde  zu  gunsten  des  Staates 
für  verfallen  zu  erklären.  Nur  in  besonders  rücksichts¬ 
würdigen  Fällen  kann  der  Minister  des  Innern  die  Nach¬ 
sicht  gewähren. 

Die  verfallenen  Vorräte  hat  der  Staat  zur  Versorgung 
der  Bevölkerung  zu  verwenden. 

§  14.  Zur  Ermöglichung  einer  fortlaufenden  Übersicht 
über  die  vorhandenen  Vorräte  an  Getreide  und  Hülsen- 
friichten  können  Unternehmer  landwirtschaftlicher  Be¬ 
triebe  von  der  politischen  Landesbehörde  zur  Erteilung 
von  Auskünften  über  ihre  Ernteflächen  und  zur  Führung 
von  Vormerken  über  die  Ernte-  und  Druschergebnisse 
sowie  zur  Vornahme  von  Probedruschen  verhalten 
werden. 

Verbrauchsregelung.  §  15.  Der  Minister  des 
Innern  bestimmt,  nach  welchen  Grundsätzen  die  verfüg¬ 
baren  Vorräte  dem  Verbrauche  zuzuführen  sind.  Er 
stellt  im  Einvernehmen  mit  dem  Ackerbauminister, 
dem  Handelsminister  und  dem  Finanzminister  auf 
Grund  kaufmännischer  Berechnung  der  zu  deckenden 
Kosten  auch  die  Verkaufspreise  der  Kriegsgetreide¬ 
verkehrsanstalt  fest. 

§  16.  Die  zur  Regelung  des  Verbrauches  im  Lande 
erforderlichen  Verfügungen  trifft  die  politische  Landes¬ 
behörde.  Bei  Besorgung  dieser  Geschäfte  kann  sich  die 
Landesbehörde  eines  von  ihr  zusammengesetzten  Bei¬ 
rates  bedienen. 

§  17.  Die  zur  Regelung  des  Verbrauches  in  den  ein¬ 
zelnen  Gemeinden  erforderlichen  näheren  Verfügungen 
können  der  Behörde  oder  für  das  Gemeindegebiet  der 
Gemeinde  überlassen  werden.  Diese  Geschäfte  besorgt 
die  Gemeinde  im  übertragenen  Wirkungskreise. 

§  18.  Bei  Besorgung  dieser  Geschäfte  kann  sich  die 
Behörde  eines  ständigen  Beirates  oder  Sachverständiger 
bedienen. 

Wird  die  Regelung  des  Verbrauches  der  Gemeinde 
übertragen,  so  kann  die  Gemeindevertretung  die  damit 
verbundenen  Geschäfte  durch  einen  besonderen  Appro- 
visionierungsausschuß  besorgen. 

Auf  die  Mitglieder  des  Beirates  oder  des  Approvisio- 
nierungsausschusses  sowie  auf  die  Sachverständigen 
finden  die  Bestimmungen  des  §  11  Anwendung. 

Wenn  die  Gemeinde  ihren  Aufgaben  bei  der  Regelung 
des  Verbrauches  nicht  nachzukommen  vermag,  kann  ihr 
die  Besorgung  dieser  Geschäfte  von  der  Behörde  jeder¬ 
zeit  entzogen  werden. 

§  19.  Die  politische  Landesbehörde  und  mit  deren 
Ermächtigung  die  Behörde  oder  die  Gemeinde,  der  die 
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Regelung  des  Verbrauches  übertragen  wurde,  hat  den 
Verschleißpreis  für  den  Detailverkehr  festzusetzen  unc 
kann  ferner 

1.  die  Abgabe  von  Brot  und  Mahlprodukten  in  be¬ 
stimmten  Mengen  und  Abgabestellen,  zu  bestimmten 
Stunden,  gegen  Ausweis  oder  in  anderer  Weise  regeln, 

2.  die  Erzeugung  von  Einheitsbrot  anordnen  und 

3.  die  Erzeugung  und  den  Vertrieb  von  Brot  und  Ge 
bäck  im  Rahmen  der  bestehenden  allgemeinen  Bestim¬ 
mungen  regeln. 

Drusch,  Lagerung  und  Vermahlung 
§  20.  Der  Besitzer  von  Getreide  ist  verpflichtet,  den 
Drusch  (Rebelung  des  Mais)  vorzunehmen. 

Die  Behörde  kann  hierfür  eine  Frist  bestimmen  unc 
nach  fruchtlosem  Ablaufe  dieser  Frist  auf  Kosten  und 
Gefahr  des  Besitzers  das  Getreide  ausdreschen  lassen 
und  zu  diesem  Zwecke  seine  Wirtschaftsräume  und  die 
Mittel  seines  Betriebes  in  Anspruch  nehmen. 

Das  Stroh  wird  mit  dem  Ausdreschen  von  der  Be¬ 
schlagnahme  frei. 

§  21.  Über  behördliche  Aufforderung  sind  Mühlen  ver¬ 
pflichtet,  Getreide  aufzubewahren  und  auszumahlen. 

Die  Lagerungsgebühr  und  der  Mahllohn  können  von 
der  Behörde  bestimmt  werden. 

§  22.  Die  zum  Aufkäufe  der  beschlagnahmten  Gegen¬ 
stände  von  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  Beauf 
tragten  dürfen  über  die  gekauften  Gegenstände  nur  nach 
Maßgabe  der  ihnen  von  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt 
erteilten  Aufträge  weiter  verfügen. 

Ebenso  sind  Mühlen,  die  von  der  Kriegsgetreide¬ 
verkehrsanstalt  oder  deren  Beauftragten  Getreide  über¬ 
nehmen,  verpflichtet,  über  dieses  Getreide  und  die  daraus 
gewonnenen  Mahlprodukte,  sofern  nicht  durch  besondere 
Anordnungen  etwas  anderes  bestimmt  wird,  nur  nach 
Maßgabe  der  Weisungen  der  Kriegsgetreideverkehrs¬ 
anstalt  zu  verfügen. 

Die  Mühlen  können  von  der  Behörde  verhalten  werden, 
zur  Kontrolle  über  die  Vermahlung  und  Abgabe  von 
Mahlprodukten  Vormerkbücher  zu  führen  und  über  den 
Lagerstand  fortlaufende  Ausweise  zu  liefern. 

Die  politische  Landesbehörde  kann  das  Muster  solcher 
Vormerkblätter  und  Ausweise  vorschreiben. 

§  23.  Die  Behörde  kann  Lagerräume  für  die  Auf¬ 
bewahrung  von  Getreide  und  Mahlprodukten  und 
Trockenanlagen  für  die  Behandlung  von  Getreide  gegen 
eine  von  ihr  festzusetzende  Vergütung  in  Anspruch 
nehmen. 

Besitzer  von  Mühlen,  Lagerräumen  oder  Trocken¬ 
anlagen  sind  verpflichtet,  den  Beauftragten  der  Behörde 
den  Eintritt  in  die  Betriebsräume  und  deren  Besichtigung 
jederzeit  zu  gestatten  und  die  erforderlichen  Auskünfte 
zu  erteilen. 

Zwangsmaßnahmen.  §  24.  Weigert  sich  der 
Besitzer,  seine  beschlagnahmten  Vorräte  an  Getreide, 
Mahlprodukten  oder  Hülsenfrüchten  an  die  Kriegs¬ 
getreideverkehrsanstalt  zu  verkaufen  (§  5)  oder  hat  ein 
Besitzer  seiner  Ablieferungspflicht  auf  das  vorgeschrie¬ 
bene  Kontingent  (§  6)  nicht  rechtzeitig  genügt  oder  ist 
die  Person  oder  der  Aufenthalt  des  Verfügungsberech¬ 
tigten  nicht  bekannt,  so  hat  die  Behörde  über  die  Ver¬ 
pflichtung  zur  Abgabe  der  Vorräte  zu  erkennen  und  er¬ 
forderlichenfalls  deren  zwangsweise  Abnahme  zu  ver¬ 
fügen.  Das  Erkenntnis  wirkt  gegen  jedermann,  dem 
Rechte  an  den  Vorräten  zustehen. 

§  25-  Kommt  es  zu  einer  zwangsweisen  Abnahme  der 
Vorräte,  so  sind  von  dem  Übernahmspreis  (§  5)  10  Pro¬ 
zent  in  Abschlag  zu  bringen.  Dieser  Preisabschlag  gilt 
auch  für  jene  Ware,  die  auf  die  behördlich  vorgeschrie¬ 
benen  Kontingente  nicht  rechtzeitig  abgeliefert  wurde. 

Ist  der  Besitzer  oder  dessen  Aufenthalt  nicht  bekannt 
oder  hat  der  Preis  zur  Befriedigung  von  Ansprüchen 


dritter  Personen  aus  dinglichen  Rechten  zu  dienen,  so 
ist  der  Preis  bei  Gericht  zu  erlegen. 

Allgemeine  Bestimmungen.  §  26.  Der  Be¬ 
sitzer  von  Vorräten  an  Getreide,  Mahlprodukten  und 
Hülsenfrüchten  hat  diese  auch  nach  dem  Verkaufe  so¬ 
lange  unentgeltlich  aufzubewahren  und  für  ihre  Erhal¬ 
tung  Sorge  zu  tragen,  bis  die  Abnahme  erfolgt. 

§  27.  Sendungen  von  Getreide,  Mahlprodukten  und 
Hülsenfrüchten  dürfen  von  Eisenbahnen  oder  Dampf¬ 
schiffahrtsunternehmungen  nur  dann  zum  Transport  an¬ 
genommen  werden,  wenn  den  Frachtdokumenten  für  jede 
Sendung  eine  Transportbescheinigung  beigegeben  ist. 

Ist  eine  Sendung  ohne  Transportbescheinigung  zur 
Beförderung  angenommen  worden,  so  ist  von  der  Be¬ 
stimmungsstation  oder  von  der  den  Mangel  entdeckenden 
Zwischenstation  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  An¬ 
zeige  zu  erstatten.  Die  Kriegsgetreideverkehrsanstalt 
hat  über  die  Ausfolgung  der  Sendung  zu  verfügen.  Trifft 
sie  innerhalb  dreier  Tage  nach  Empfang  der  Anzeige 
keine  Verfügung,  so  kann  die  Sendung  an  den  fracht¬ 
briefmäßigen  Adressaten  ausgefolgt  werden. 

Zur  Ausstellung  der  Transportbescheinigung  ist  so¬ 
wohl  die  Behörde  als  auch  die  Kriegsgetreideverkehrs¬ 
anstalt  berechtigt.  Die  näheren  Bestimmungen  über  den 
hierbei  einzuhaltenden  Vorgang  erläßt  die  politische 
Landesbehörde.  Das  Muster  der  Bescheinigung  wird 
vom  Minister  des  Innern  bestimmt. 

Sendungen  der  Militärverwaltung  bedürfen  keiner 
Transportbescheinigung. 

§  28.  Als  Hilfsorgane  für  die  Durchführung  einzelner 
Aufgaben,  die  der  Behörde  aus  dieser  kaiserlichen  Ver¬ 
ordnung  erwachsen,  können  besondere  Organe  (Bezirks¬ 
getreideinspektoren)  bestellt  werden. 

Die  Bezirksgetreideinspektoren  werden  von  der  politi¬ 
schen  Landesbehörde  im  Einvernehmen  mit  der  Kriegs¬ 
getreideverkehrsanstalt  über  Vorschlag  der  Behörde  er¬ 
nannt  und  enthoben. 

Sie  werden  in  der  Regel  vertragsmäßig  bestellt;  ihre 
Besoldung  und  die  sonstigen  mit  ihrer  Verwendung  ver¬ 
bundenen  Dienstesauslagen  werden  von  der  Kriegs¬ 
getreideverkehrsanstalt  getragen. 

Der  Bezirksgetreideinspektor  hat  vor  Antritt  seines 
Dienstes  bei  der  Behörde  die  gewissenhafte  und  un¬ 
parteiische  Erfüllung  der  ihm  übertragenen  Pflichten  an¬ 
zugeloben.  Er  genießt  in  Ausübung  seiner  Befugnisse  die 
Stellung  eines  öffentlichen  Beamten;  er  ist  verpflichtet, 
die  ihm  in  Ausübung  seines  Dienstes  zur  Kenntnis  ge- 
angenden  privaten  Verhältnisse  oder  Geschäftsgeheim¬ 
nisse  geheimzuhalten. 

Die  Gemeinden  sind  zur  Mitwirkung  bei  der  Durch- 
iihrung  dieser  kaiserlichen  Verordnung  verpflichtet. 

§  29.  Unter  „Behörde“  ohne  nähere  Bezeichnung  wird 
in  dieser  kaiserlichen  Verordnung  die  landesfürstliche 
politische  Bezirksbehörde,  in  Gemeinden  mit  eigenem 
Statute  die  Gemeindebehörde  verstanden,  sofern  nicht 
die  politische  Landesbehörde  die  der  Behörde  zukom¬ 
menden  Geschäfte  ganz  oder  teilweise  an  sich  zieht  oder 
an  eine  andere  Amtsstelle  überträgt. 

§  30.  Gegen  die  auf  Grund  der  vorstehenden  Bestim¬ 
mungen  getroffenen  Entscheidungen  und  Verfügungen 
ist  eine  Berufung  nicht  zulässig.  Die  Überprüfung  dieser 
ntscheidungen  und  Verfügungen  von  Amts  wegen 
bleibt  der  Vorgesetzten  politischen  Behörde  und  dem 
Minister  des  Innern  Vorbehalten. 

§  31.  Wenn  Notfälle  eine  unaufschiebbare  Ausnahms¬ 
verfügung  zur  Versorgung  der  Bevölkerung  mit  Mahl¬ 
produkten  dringend  erheischen,  hat  die  politische  Be¬ 
zirksbehörde  oder  die  politische  Landesbehörde  solche 
Verfügungen  unter  gleichzeitiger  Mitteilung  an  die 
Kriegsgetreideverkehrsanstalt  zu  treffen. 

Im  Bedarfsfälle  kann  auch  der  Minister  des  Innern 
solche  Anordnungen  treffen. 
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Strafbestimmungen.  §  32.  1.  Wer  vorsätzlich 
in  seinem  Besitze  oder  in  seiner  Verwahrung  befindliche 
Vorräte  an  Getreide,  an  daraus  gewonnenen  Mahl¬ 
produkten  oder  an  Hülsenfrüchten  der  Behörde  verheim¬ 
licht, 

2.  wer  vorsätzlich  beschlagnahmte  Vorräte  an  Ge¬ 
treide,  an  daraus  gewonnenen  Mahlprodukten  oder  an 
Hülsenfrüchten  beschädigt,  zerstört,  beiseite  schafft  oder 
unbefugt  verarbeitet,  verfüttert  oder  veräußert, 

3.  wer  vorsätzlich  solche  beschlagnahmte  Vorräte  von 
jemandem  erwirbt,  der  zu  ihrer  Veräußerung  nicht  be¬ 
fugt  ist, 

4.  wer  vorsätzlich  Getreide  oder  Hülsenfrüchte,  die 
als  Saatgut  erworben  worden  sind,  dieser  Verwendung 
entzieht, 

wird  vom  Gerichte  wegen  Übertretung  mit  Arrest  von 
einer  Woche  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft.  Neben  der 
Freiheitsstrafe  kann  Geldstrafe  bis  zu  2000  K  verhängt 
werden. 

5.  Wer  sich  der  angeführten  Handlungen  an  Vorräten 
schuldig  macht,  deren  Wert  500  K  übersteigt,  wird 
wegen  Vergehens  mit  strengem  Arrest  von  einem  Monat 
bis  zu  einem  Jahre  bestraft.  Neben  der  Freiheitsstrafe 
kann  Geldstrafe  bis  zu  20.000  K  verhängt  werden. 

§  33.  1.  Wer  die  bei  Vorratsaufnahme  von  ihm  ge¬ 
forderten  Angaben  nicht  innerhalb  der  gesetzten  Frist 
liefert,  die  an  ihn  gerichteten  Fragen  zu  beantworten 
sich  weigert  oder  unrichtig  beantwortet, 

2.  wer  den  Beauftragten  der  Behörde  den  Eintritt  in 
seine  Betriebs-,  Vorrats-  oder  sonstigen  Räume,  die  Ein¬ 
sicht  in  seine  Wirtschafts-  und  geschäftlichen  Aufzeich¬ 
nungen  oder  die  Erteilung  von  Auskünften  verweigert 
oder  unrichtige  Auskünfte  erteilt, 

wird  vom  Gericht  wegen  Übertretung  mit  Arrest  von 
drei  Tagen  bis  zu  drei  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  von 
20  K  bis  zu  2000  K  bestraft.  Neben  der  Freiheitsstrafe 
kann  Geldstrafe  bis  zu  2000  K  verhängt  werden. 

Das  Gericht  kann  in  diesen  Straffällen  Strafverfü¬ 
gungen  (§  460  St.-P.-O.)  erlassen,  sofern  es  höchstens 
Arrest  von  einer  Woche  oder  eine  Geldstrafe  von  100  K 
zu  verhängen  findet. 

§  34.  1.  Wer  ohne  begründete  Ursache  sich  weigert, 
das  Amt  eines  Vertrauensmannes,  Sachverständigen  oder 
Mitgliedes  eines  Beirates  oder  Approvisionierungsaus- 
schusses  (§§  11  und  18)  zu  übernehmen  oder  ein  solches 
Amt  fortzuführen, 

2.  wer  die  in  Ausübung  eines  dieser  Ämter  zu  seiner 
Kenntnis  gelangten  privaten  Verhältnisse  oder  Ge¬ 
schäftsgeheimnisse  der  Vorratsbesitzer  unbefugt  offen¬ 
bart, 

3.  der  Beauftragte  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt, 
der  die  ihm  übertragenen  Pflichten  gröblich  verletzt  oder 
vernachlässigt, 

wird  von  der  Behörde  (§  29)  mit  einer  Geldstrafe  bis 
zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  be¬ 
straft. 

§  35.  Alle  anderen  Übertretungen  der  kaiserlichen 
Verordnung  oder  der  auf  Grund  dieser  erlassen  Vor¬ 
schriften  werden  von  der  Behörde  (§  29)  mit  einer 
Geldstrafe  bis  zu  2000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  drei 
Monaten,  bei  erschwerenden  Umständen  aber  mit  einer 
Geldstrafe  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs 
Monaten  bestraft. 

§  36.  Bei  einer  Verurteilung  nach  §§  32  und  35  kann 
auch  auf  den  Verlust  einer  Gewerbeberechtigung  erkannt 
werden. 

Unternehmer  landwirtschaftlicher  Betriebe  können  im 
Falle  einer  Verurteilung  nach  dem  §  32  oder  wegen 
einer  nach  dem  §  35  zu  ahndenden  Übertretung  der 
Vorschriften  über  die  Verbrauchsregelung  von  der  Be¬ 
hörde  (§  29)  unter  besondere  Aufsicht  von  hierzu  be¬ 
stimmten  Vertrauensmännern  gestellt  und  insbesondere 


verpflichtet  werden,  diesen  über  jeweiliges  Verlangen 
ihre  Vorräte  vorzuweisen  sowie  über  deren  Verwendung 
Auskunft  zu  erteilen.  Diese  Vertrauensmänner  sind  ver¬ 
pflichtet,  wahrgenommene  Anstände  jederzeit  der  Be¬ 
hörde  zur  Anzeige  zu  bringen. 

Nach  wiederholter  Bestrafung  wegen  einer  der  im 
§  32,  Z.  2,  angeführten  Handlungen  oder  wegen  Über¬ 
tretung  der  Vorschriften  über  die  Verbrauchsregelung 
kann  die  politische  Landesbehörde  dem  Unternehmer 
eines  landwirtschaftlichen  Betriebes  die  im  §  3,  Z.  1, 
lit.  a,  vorbehaltene  Berechtigung  entziehen  und  die 
zwangsweise  Abnahme  seiner  Vorräte  an  Brotfrucht  und 
Mahlprodukten  verfügen,  wenn  nach  den  Umständen  des 
Falles  eine  erhebliche  Schädigung  der  Approvisionie- 
rungsinteressen  stattfand  und  ein  weiterer  Widerstand 
gegen  die  geltenden  Vorschriften  zu  besorgen  ist. 

Über  eine  hiegegen  erhobene  Beschwerde  entscheidet 
der  Minister  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem 
Ackerbauminister. 

§  37.  Bezüglich  der  in  den  Wirkungskreis  der  politi¬ 
schen  Behörden  fallenden  Übertretungen  können  nach 
Maßgabe  der  Ministerialverordnung  vom  I.  März  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  49,  ohne  vorausgehendes  Verfahren  Straf¬ 
verfügungen  erlassen  werden. 

Schlußbestimmungen.  §  38.  Die  Regierung 
wird  ermächtigt,  durch  Verordnung  die  Bestimmungen 
dieser  kaiserlichen  Verordnung  abzuändern,  zu  ergänzen 
oder  auf  andere  Bedarfsgegenstände  auszudehnen. 

Die  Regierung  wird  ferner  ermächtigt,  diese  kaiser¬ 
liche  Verordnung  ganz  oder  teilweise  für  alle  oder  nur 
für  einzelne  Verwaltungsgebiete  durch  Verordnung  außer 
Kraft  zu  setzen. 

§  39.  Diese  kaiserliche  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag 
der  Kundmachung  in  Wirksamkeit  und  verliert  damit 
die  kaiserliche  Verordnung  vom  21.  Juni  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  167,  ihre  Geltung. 

Die  Ministerialverordnung  vom  2 7.  Februar  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  47,  betreffend  die  Kriegsgetreideverkehrs¬ 
anstalt,  bleibt  in  Kraft. 

Desgleichen  bleiben  bis  auf  weiteres  in  Geltung: 

die  Ministerialverordnungen: 

vom  26.  März  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  75,  über  die  all¬ 
gemeine  Regelung  des  Verbrauches  von  Getreide  und 
Mahlprodukten ; 

vom  11.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  116,  betreffend  das 
Verfüttern  von  Hafer; 

vom  21.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  203,  betreffend  die 
Verwendung  von  Getreide  und  Mahlprodukten  zu  Futter¬ 
zwecken  ; 

vom  11.  August  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  232,  betreffend  die 
Errichtung  einer  Futtermittelzentrale; 

vom  2.  Dezember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  355,  betreffend 
Transportbescheinigungen  für  Futtermittel  und 

vom  15.  Januar  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  15,  mit  welcher  die 
Bestimmungen  über  die  Regelung  des  Verbrauches  von 
Getreide  und  Mahlprodukten  abgeändert  werden. 

Das  im  §  2  der  Ministerialverordnung  vom  12.  Mai 
1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  139,  enthaltene  Verbot  wird  auf 
Käufe  und  Verkäufe  von  inländischem  Getreide  und  in¬ 
ländischen  Hülsenfrüchten  der  im  §  1  dieser  kaiserlichen 
Verordnung  bezeichneten  Gattungen  für  die  Zeit  nach 
dem  30.  Juni  1916  bis  zum  Eintritt  der  Beschlagnahme 
ausgedehnt. 

Die  folgenden  Vorschriften  treten  außer  Kraft: 

die  Ministerialverordnungen: 

vom  22.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  204,  betreffend  den 
Verkehr  mit  Saatgut ; 

vom  23.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  206,  betreffend  die 
Sicherstellung  der  Versorgung  mit  Hülsenfrüchten; 

vom  21.  September  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  275,  betreffend 
die  Übernahme  der  Hülsenfrüchte  durch  die  Kriegs¬ 
getreideverkehrsanstalt  ; 
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vom  26.  Oktober  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  321,  mit  welcher 
die  M  inisterialverordnung  vom  22.  Juli  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  204,  betreffend  den  Verkehr  mit  Saatgut,  abgeändert 
wird ; 

vom  30.  Oktober  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  326,  betreffend 
den  Verkehr  mit  Saatgut  von  Erbsen  und  Bohnen ; 

vom  28.  Januar  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  25,  mit  welcher 
die  M  inisterialverordnung  vom  30.  Oktober  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  326,  betreffend  den  Verkehr  mit  Saatgut 
und  Bohnen,  abgeändert  wird,  sowie 

die  Kundmachungen  des  Ackerbauministeriums: 

vom  23.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  207,  betreffend  die 
Modalitäten  des  Verkehrs  mit  Saatgut; 

vom  8.  September  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  266,  betreffend 
die  Bescheinigung  für  anerkanntes  Saatgut. 

§  40.  Mit  dem  Vollzüge  ist  der  Minister  des  Innern 
im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  betraut. 

Statut  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt.  Der 

Minister  des  Innern  hat  auf  Grund  des  §  5  der  gleich¬ 
zeitig  zur  Verlautbarung  gelangenden  kaiserlichen  Ver¬ 
ordnung  vom  11.  Juni  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  176,  das  bis¬ 
herige  Statut  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  außer 
Kraft  gesetzt  und  für  diese  Anstalt  das  nachstehende 
neue  Statut  erlassen: 

§  1.  Aufgaben.  Die  Kriegsgetreideverkehrsanstalt 
hat  folgende  Aufgaben: 

Sie  hat  die  beschlagnahmten  Vorräte  an  Getreide- 
und  Mahlprodukten  sowie  an  Hülsenfrüchten  nach  Maß¬ 
gabe  der  Bestimmungen  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  21.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  167,  an  sich  zu  bringen 
und  für  deren  sachgemäße  Lagerung  und  Behandlung 
zu  sorgen. 

Sie  hat  die  aus  den  Ländern  der  ungarischen  Krone 
sowie  aus  dem  Auslande  zu  beziehenden  Mengen  an 
Getreide,  Mahlprodukten  und  Hülsenfrüchten  zu  über¬ 
nehmen  und  die  zu  diesem  Zwecke  erforderlichen  Ver¬ 
einbarungen  mit  den  berufenen  Organen  der  königlich 
ungarischen  Regierung  und  den  ausländischen  Stellen 
zu  treffen. 

Sie  hat  für  die  vorschriftsmäßige  Vermahlung  des 
übernommenen  Getreides  und  die  sachgemäße  Lagerung 
und  Behandlung  der  Mahlprodukte  zu  sorgen. 

Sie  hat  die  Verteilung  der  gesamten  ihr  sonach  zur 
Verfügung  stehenden  Vorräte  nach  Maßgabe  des  vom 
Minister  des  Innern  genehmigten  Versorgungsplanes 
vorzunehmen. 

Sie  hat  endlich  noch  andere  einschlägige  Aufgaben  zu 
übernehmen,  die  ihr  von  der  Regierung  zugewiesen 
werden. 

§  2.  Organische  Stellung.  Die  Kriegs¬ 
getreideverkehrsanstalt  besteht  aus  einer  Geschäfts¬ 
gruppe  der  Verwaltung  und  einer  des  kaufmännischen 
Dienstes.  Sie  ist  dem  Minister  des  Innern  unterstellt, 
der  die  näheren  Bestimmungen  über  das  dienstliche  Zu¬ 
sammenarbeiten  der  Anstalt  mit  den  Organen  des  Mini¬ 
steriums  und  die  Behandlung  der  seiner  Genehmigung 
vorbehaltenen  Angelegenheiten  trifft. 

Er  ernennt  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Mi¬ 
nistern  Regierungskommissäre  zur  Ausübung  der  Staats¬ 
aufsicht. 

Zur  Durchführung  der  mit  der  Aufbringung  und  Ver¬ 
teilung  der  Vorräte  in  den  einzelnen  Königreichen  und 
Ländern  verbundenen  Geschäfte  werden  außer  der  in 
Wien  bestehenden  Zentralstelle  Zweigstellen  errichtet. 

§  3.  Zentralstelle.  Die  Zentralstelle  ist  zur 
obersten  Leitung  und  Führung  der  Anstalt  berufen;  ihr 
sind  insbesondere  Vorbehalten: 

1.  die  Entscheidung  in  allen  Fragen  organisatorischer 
Natur,  soweit  sie  nicht  ausdrücklich  den  Zweigstellen 
übertragen  ist,  insbesondere  die  Feststellung  der  Grund- 


ziige  für  die  innere  Einrichtung  des  kaufmännischen 
Dienstes  bei  den  Zweigstellen; 

2.  die  Übernahme  der  aus  den  Ländern  der  ungari¬ 
schen  Krone  sowie  der  aus  dem  Auslande  zu  beziehenden 
\  orräte  und  die  Verfügung  hierüber  im  Rahmen  des 
allgemeinen  Versorgungsplanes ; 

3.  die  Vorsorgen  für  die  möglichst  einheitliche  Durch¬ 
führung  der  mit  der  Aufbringung,  Lagerung,  Vermah¬ 
lung  und  Verteilung  der  Vorräte  verbundenen  Geschäfte, 
insbesondere  die  Aufstellung  einheitlicher  Bedingnisse 
für  die  Verträge  mit  den  Beauftragten  und  den  Mühlen; 

4.  die  Preispolitik  der  Anstalt  innerhalb  der  durch  die 
behördlich  festgesetzten  Preise  gezogenen  Grenzen; 

5.  die  Geldbeschaffung  und  die  Überweisung  des  er¬ 
forderlichen  Betriebsfonds  an  die  Zweigstellen; 

6.  die  gesamte  Kontrolle  in  geschäftlicher  und  finan¬ 
zieller  Beziehung;  alle  sich  auf  die  Ausübung  dieser 
Kontrolle  beziehenden  Anordnungen ; 

7.  die  Führung  der  Statistik; 

8.  die  Vorsorgen  für  die  Deckung  des  Bedarfes  der 
Militärverwaltung  nach  Maßgabe  der  vom  Minister  des 
Innern  hierfür  erlassenen  Weisungen; 

9.  der  Ausgleich  zwischen  den  einzelnen  Königreichen 
und  Ländern  nach  dem  allgemeinen  Versorgungsplan. 

§  4.  P  r  ä  s  i  d  i  u  m.  Die  Leitung  der  Kriegsgetreide¬ 
verkehrsanstalt  obliegt  dem  Präsidenten. 

Der  Präsident  sowie  die  zu  bestellenden  drei  Vize¬ 
präsidenten  werden  vom  Minister  des  Innern  ernannt 
und  abberufen. 

Der  Präsident  leitet  die  gesamte  Geschäftsgebarung 
und  vertritt  die  Anstalt  nach  außen.  Er  führt 
in  der  Verwaltungskommission  (§  5)  und  im  Beirat 
(§  16)  den  Vorsitz,  er  beruft  die  Sitzungen  ein  und 
leitet  die  Beratungen. 

Er  trifft  die  näheren  Bestimmungen  über  die  Ge¬ 
schäftseinteilung  und  das  Zusammenwirken  der  beiden 
Geschäftsgruppen  (§§  7  und  8). 

Im  Falle  der  Verhinderung  des  Präsidenten  tritt  der 
von  ihm  bestimmte  Vizepräsident  in  die  Leitung  der 
Geschäfte. 

Die  Mitglieder  des  Präsidiums  haben  das  Gelöbnis  in 
die  Hände  des  Ministers  des  Innern  abzulegen. 

§  5.  Verwaltungskommission.  Bei  Durch¬ 
führung  der  Aufgaben  der  Zentralstelle  der  Anstalt  steht 
dem  Präsidenten  eine  Verwaltungskommission  beratend 
zur  Seite,  die  aus  den  Vizepräsidenten,  den  Regierungs¬ 
konimissären  und  aus  fachmännischen  Mitgliedern  be¬ 
steht,  die  vom  Präsidenten  der  Anstalt  ernannt  und  ent¬ 
hoben  werden.  Diese  letzteren  müssen  ihren  ständigen 
Wohnsitz  in  Wien  haben. 

Die  Stellen  sämtlicher  Mitglieder  der  Verwaltungs¬ 
kommission  sowie  jene  des  Präsidenten  sind  Ehren¬ 
ämter;  diese  Funktionäre  erhalten  jedoch  für  Reisen  im 
Dienste  der  Anstalt  den  Ersatz  von  Fahrtauslagen  sowie 
Diäten  in  derselben  Höhe  wie  die  Mitglieder  des  Land¬ 
wirtschaftrates. 

Jene  Mitglieder  der  Verwaltungskommission,  die  nicht 
Staatsbeamte  sind,  haben  in  die  Hände  des  Präsidenten 
zu  geloben,  an  der  Erfüllung  der  Aufgaben  der  Anstalt 
stets  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  mitzuwirken 
und  das  dienstliche  Geheimnis  strenge  zu  wahren. 

§  6.  In  der  Verwaltungskommission  sind  jene  Gegen¬ 
stände  zu  beraten,  die  vom  Präsidenten  bestimmt  werden 
oder  deren  Beratung  von  einem  Regierungskommissär 
verlangt  wird. 

Es  ist  dem  Präsidenten  überlassen,  einzelnen  Mit¬ 
gliedern  der  Kommission  ständige  Referate  zu  über¬ 
tragen. 

§  7.  Geschäftsgruppe  der  Verwaltung. 
In  der  Geschäftsgruppe  der  Verwaltung  sind  bei  der 
Zentralstelle  zur  Führung  der  Referate  der  einzelnen 


364 


Abteilungen  nur  Beamte  des  öffentlichen  Verwaltungs¬ 
dienstes  heranzuziehen. 

§8.  Geschäftsgruppe  des  kaufmänni¬ 
schen  Dienstes.  Zur  Ausführung  der  nach  den 
Weisungen  des  Präsidenten  zu  führenden  Geschäfte  der 
Zentralstelle  der  Anstalt  wird  ein  Direktor  bestellt,  dem 
das  erforderliche  Personal  beigegeben  wird. 

Die  Erteilung  der  Prokura  erfolgt  durch  den  Präsi¬ 
denten  nach  Anhörung  der  Verwaltungskommission. 

§  9.  Zweigstellen.  Die  Zweigstellen  sind  han¬ 
delsgerichtlich  zu  protokollieren  und  haben  ihre  geschäft¬ 
liche  Gebarung  nach  den  von  der  Zentralstelle  zu  er¬ 
lassenden  Vorschriften  einzurichten. 

Die  Gebarung  der  Zweigstellen  wird  vom  Landeschef 
durch  einen  von  ihm  zu  ernennenden  Regierungs¬ 
kommissär  beaufsichtigt.  Dieser  ist  berechtigt,  Ver¬ 
fügungen  der  Zweigstelle  zu  suspendieren,  bis  vom 
Landeschef  eine  Entscheidung  getroffen  wird;  der 
Landeschef  hat  der  Zweigstelle  hinsichtlich  der  Versor¬ 
gung  des  Landes  Aufträge  zu  erteilen,  die  von  der 
Zweigstelle  durchzuführen  sind.  Er  erteilt  diesen  Auf¬ 
trag  unmittelbar  oder  durch  den  Regierungskommissär. 
Die  Bestellung  der  Beauftragten  der  Zweigstelle  unter¬ 
liegt  der  Bestätigung  durch  den  Regierungskommissär. 

Über  die  Einrichtung  und  den  Wirkungskreis  der  Ver¬ 
waltungsabteilung  der  Zweigstelle  entscheidet  der 
Landeschef  im  Einvernehmen  mit  dem  Präsidenten  der 
Kriegsgetreideverkehrsanstalt. 

§  10.  Die  Zuständigkeit  der  Zweigstelle  umfaßt  ins¬ 
besondere: 

1.  die  Bestellung  der  Beauftragten  und  die  Organisa¬ 
tion  des  Ankaufes  im  Lande; 

2.  die  Vorsorge  für  die  Lagerung  und  Behandlung  des 
Getreides ; 

3.  die  Durchführung  der  mit  der  Vermahlung  ver¬ 
bundenen  Geschäfte ; 

4.  die  Durchführung  der  Verteilung  auf  Grund  des 
behördlich  aufgestellten  Versorgungsplanes ; 

5.  die  Bereitstellung  der  nach  dem  allgemeinen  Ver¬ 
sorgungsplane  zur  Deckung  des  Bedarfes  der  Militär¬ 
verwaltung  und  des  Bedarfes  anderer  Länder  bestimmten 
Mengen. 

§  11.  Der  Vorstand  der  Zweigstelle  wird  vom  Präsi¬ 
denten  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  im  Einver¬ 
nehmen  mit  dem  Chef  der  politischen  Landesbehörde 
ernannt  und  enthoben. 

Er  ist  Handlungsbevollmächtigter  der  Zentralstelle 
und  dieser  für  die  ordnungsgemäße  geschäftliche  Ge¬ 
barung  verantwortlich. 

§  12.  Firmamäßige  Zeichnung.  Die  Firma 
der  Anstalt  wird  für  die  Zentralstelle  in  der  Weise  ge¬ 
zeichnet,  daß  dem  geschriebenen,  gestempelten  oder  ge¬ 
druckten  Wortlaute  der  Firma  die  Unterschrift  zweier 
zeichnungsberechtigter  Funktionäre  beigesetzt  wird. 
Zeichnungsberechtigt  sind  der  Präsident,  die  Vizepräsi¬ 
denten  und  die  mit  ständigen  Referaten  betrauten  Mit¬ 
glieder  der  Verwaltungskommission  (§  6).  Der  Pro¬ 
kurist  zeichnet  kollektiv  mit  einem  der  vorgenannten 
Zeichnungsberechtigten.  Für  die  Zweigstelle  zeichnet 
der  Vorstand  als  Handlungsbevollmächtigter. 

Die  Anstalt  führt  in  ihrem  Siegel  den  kaiserlichen 
Adler. 

§  T3-  Finanzielle  Gebarung.  Die  Anstalt  er¬ 
hält  zur  Durchführung  ihrer  Aufgaben  fallweise  staat¬ 
liche  \  orschüsse,  die  nach  dem  für  den  Wechseleskont 
bei  der  Österreichisch-ungarischen  Bank  geltenden  Satz 
zu  verzinsen  sind. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Art  der  An¬ 
weisung  und  Abrechnung  der  Vorschüsse  trifft  der  Fi¬ 
nanzminister. 

§  14.  Ein  Wechselkredit  darf  von  der  Anstalt,  und 
zwar  nur  von  der  Zentralstelle,  dann  in  Anspruch  ge- 
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nommen  werden,  wenn  das  Erfordernis  an  Zinsen  und 
Provision  niedriger  ist  als  der  Wechselzinsfuß  der  öster¬ 
reichisch-ungarischen  Bank. 

Über  Art  und  Höhe  der  Wechselverbindlichkeiten  ist 
dem  Finanzminister  fortlaufend  Bericht  zu  erstatten. 

§  15.  Rechnungslegung  und  Bericht¬ 
erstattung.  Die  Anstalt  hat  dem  Minister  des  In¬ 
nern  über  dessen  Verlangen  über  ihre  Geschäftsgebarung 
jederzeit  Rechnung  zu  legen  und  über  den  Stand  ihrer 
Geschäftsführung  Bericht  zu  erstatten. 

§  16.  Der  Beirat.  Bei  der  Anstalt  besteht  ein 
Beirat,  der  aus  sachkundigen,  mit  den  besonderen  Ver¬ 
hältnissen  in  den  einzelnen  Königreichen  und  Ländern 
vertrauten  Persönlichkeiten  des  wirtschaftlichen  Lebens 
zusammengesetzt  wird. 

Die  Mitgleider  des  Beirates  werden  vom  Minister  des 
Innern  ernannt. 

Der  Beirat  wird  nach  Bedarf  einberufen.  Er  hat  über 
die  vom  Minister  des  Innern  oder  vom  Präsidenten  zur 
Beratung  gestellten  Fragen  der  allgemeinen  Geschäfts¬ 
führung  der  Anstalt  sowie  des  Versorgungsdienstes  über¬ 
haupt  Gutachten  abzugeben  und  kann  in  solchen  Fragen 
auch  selbständig  Vorschläge  erstatten. 

Die  Mitgliedschaft  des  Beirates  ist  ein  Ehrenamt. 

Auswärtige  Mitglieder  des  Beirates  erhalten  den  Er¬ 
satz  der  F ahrtauslagen  sowie  Diäten  in  derselben  Höhe 
wie  die  Mitglieder  des  Landwirtschaftsrates. 

§  17.  Auflösung  der  Anstalt.  Über  die  Auf¬ 
lösung  der  Anstalt  werden  vom  Minister  des  Innern  die 
erforderlichen  Verfügungen  getroffen  werden. 

Ablieferung  von  Metallgeräten.  Eine  Verordnung 
des  Ministeriums  für  Landesverteidigung  im  Einver¬ 
nehmen  mit  den  beteiligten  Ministerien  und  im  Ein¬ 
verständnis  mit  dem  Kriegsministerium  vom  16.  Juni 
1916  verfügt: 

Wegen  Ablieferung  der  in  der  Ministerialverordnung 
vom  23.  September  19151),  R.-G.-Bl.  Nr.  283,  ange¬ 
führten  Metallgeräte  wird  in  Ergänzung  der  Ministerial¬ 
verordnung  vom  29.  Dezember  19152),  R.-G.-Bl.  Nr.  401, 
angeordnet: 

§  1.  Erzeuger  und  Händler,  die  bereits  nach  Vorschrift 
der  Ministerialverordnung  vom  29.  Dezember  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  401,  ein  Drittel  ihrer  Lagerbestände  an 
Metallgeräten  abzuliefern  hatten,  haben  von  den  ihnen 
verbliebenen  Lagerbeständen  abermals  ein  Drittel  der 
im  §  1  der  Ministerialverordnung  vom  23.  September 
I9I5»  R.-G.-Bl.  Nr.  283,  angeführten  Gegenstände  ab¬ 
zuliefern. 

Wo  eine  Ablieferung  gemäß  der  Ministerialverord- 
nung  vom  29.  Dezember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  401,  bisher 
nicht  angeordnet  worden  ist,  haben  Erzeuger  und 
Händler  die  Hälfte  der  Lagerbestände  an  den  vor¬ 
erwähnten  Metallgeräten  abzuliefern. 

Hinsichtlich  der  Berechnung  des  Drittels  oder  der 
Hälfte  gelten  die  Bestimmungen  des  §  3  der  Ministerial¬ 
verordnung  vom  29.  Dezember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  401. 

Erzeuger  und  Händler,  die  bereits  nach  Vorschrift  der 
Ministerialverordnung  vom  29.  Dezember  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  401,  ein  Drittel  ihrer  Lagerbestände  an  Metallgeräten 
abgeliefert  haben,  dürfen  jedoch  nur  jene  Gewichts¬ 
mengen  zurechnen,  die  sie  nach  dem  25.  Februar  1916 
der  „Patriotischen  Kriegsmetallsammlung“  gespendet 
oder  an  die  Metallzentrale- A.-G.  in  Wien  oder  deren 
iinkaufsstellen  veräußert  haben. 

§  2.  Die  im  §  2  der  Ministerialverordnung  vom 
23.  September  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  283,  unter  Punkt  2 
)is  6  angeführten  Personen,  Korporationen  und  An¬ 
stalten  haben  die  im  §  1  derselben  Ministerialverordnung 
angeführten  Gegenstände,  mit  Ausnahme  der  im 

l)  Vgl.  Nr.  39  des  »Handelsmuseums«  vom  30.  September  1915,  Seite  610 

s)  ^  Nr.  1  des  »Handelsmuseums«  vom  6.  Januar  1.  J.,  Seite  8. 
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Punkt  8  des  §  1  erwähnten  einfachen  Vorhangstangen 
(Rohre)  und  -träger  aus  Messing  abzuliefern. 

1"  ür  die  Entscheidung  über  die  Entbehrlichkeit  oder 
über  den  Aufschub  der  Ablieferung  gelten  die  Bestim¬ 
mungen  des  §  7,  dritter  Absatz,  der  Ministerialverordnug 
vom  23.  September  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  283. 

Ist  eine  Ersatzbeschaffung  für  Wasch-,  Viehfutter-, 
Obsteinsiede-  oder  Feldkessel  notwendig  und  sorgt  der 
Besitzer  nicht  selbst  für  den  Ersatz,  so  wird  über  sein 
Ansuchen  für  den  Ersatz  gegen  Anrechnung  des  Preises 
des  Ersatzkessels  auf  die  gebührende  Vergütung  oder, 
wenn  der  Preis  des  Ersatzkessels  höher  ist,  gegen  Weg¬ 
fall  der  Vergütung  vorgesorgt;  zu  diesem  Zwecke  hat 
er  bei  der  l  bernahmskommission  die  genauen  Maße  für 
obere  V  eite  und  Tiefe  des  Kessels  anzugeben.  Die  Ab¬ 
lieferung  wird  nach  Einlangen  des  Ersatzes  angeordnet. 

Für  unbrauchbare  Kessel  kann  nur  die  entsprechende 
Vergütung,  nicht  aber  der  Ersatz  beansprucht  werden. 

§  3*  Zeitpunkt  und  Ort  der  Ablieferung  werden  von 
der  politischen  Bezirksbehörde  öffentlich  bekannt¬ 
gemach. 

§  4.  Alle  Besitzer  oder  Verwahrer  der  nach  den  §§  1 
und  2  dieser  Verordnung  abzuliefernden  Gegenstände 
können  sie  bis  zu  dem  dem  Tage  der  Ablieferung  vor¬ 
hergehenden  Tage  der  ,, Patriotischen  Kriegsmetallsamm¬ 
lung“  in  Wien,  1.  Bezirk,  Kriegsministerium,  spenden 
oder  an  die  Metallzentrale-A.-G.  m  Wien  oder  deren 
Einkaufsstellen  freihändig  veräußern. 

§  5.  Die  politischen  Landesbehörden  haben  Kontroll¬ 
kommissionen  zu  bestellen,  deren  Aufgabe  es  ist,  die 
Tätigkeit  der  Übernahmskommissionen  zu  überwachen 
und  die  Erfüllung  der  Ablieferungspflicht  durch  die  Be¬ 
sitzer  und  Verwahrer  von  Metallgeräten  zu  überprüfen. 
Sie  sind  berechtigt,  alle  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgaben 
dienlichen  Besichtigungen  in  Wohnräumen,  Betriebs- 
anlagen,  Geschäftslokalen  u.  dgl.  vorzunehmen.  Die 
Parteien  und  die  Mitglieder  der  Übernahmskomm  issonen 
haben  ihnen  auf  Verlangen  die  erforderlichen  Auskünfte 
zu  erteilen. 

Die  Kontrollkommissionen  bestehen  aus  einem  Staats¬ 
beamten  und  einem  Sachverständigen ;  wenn  möglich 
entsenden  auch  die  Militär-  und  die  Finanzverwaltung 
je  einen  Vertreter. 

Die  Kontrollkommissionen  können  im  Falle  des  Be¬ 
darfes,  insbesondere,  wenn  sie  Außerachtlassungen  der 
Torschriften  über  die  Ablieferung  von  Metallgeräten 
feststellen,  worüber  sie  die  Anzeige  zu  erstatten  haben, 
nach  eigenem  Ermessen  selbst  als  Übernahmskommis 
sionen  das  Amt  handeln. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 


die  ganz  oder  zum  überwiegenden  Teil  aus  Zinn  oder 
Zinnlegierungen  bestehen,  bis  zu  dem  Zeitpunkte  ver¬ 
längert,  in  dem  nach  der  Ministerialverordnung  vom 
16.  Juni  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  181,  in  der  betreffenden 
Gemeinde  die  (  bernahme  der  Metallgeräte  aus  Kupfer, 
Kupferlegierungen  und  Nickel  erfolgt. 

Die  vorstehend  unter  Punkt  1  bis  3  genannten  Gegen¬ 
stände  sind  daher,  wenn  sie  bis  zu  dem  vorerwähnten 
Zeitpunkte  gemäß  der  Ministerialverordnung  vom 
28.  April  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  122,  noch  nicht  an  die 
zuständige  k.  k.  Ubernahmskommission  für  Metalle  und 
Legierungen  (Graz,  Prag,  Salzburg,  Wien-Nordwest¬ 
bahnhof)  tatsächlich  abgesendet  worden  sind,  an  die  in 
der  Gemeinde  errichtete  Sammelstelle  abzuliefern. 

§  2.  Die  Ablieferung  der  im  §  1  genannten  Geräte, 
die  jedem  obliegt,  der  solche  Geräte  besitzt,  auf  Lager 
hält  oder  für  andere  verwahrt,  wird  durch  die  Über¬ 
nahmskommissionen  und  durch  die  nach  §  5  der  Mini¬ 
sterialverordnung  vom  16.  Juni  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  181, 
zu  bestellenden  Kontrollkommissionen  überwacht. 

§  3-  Zeitpunkt  und  Ort  der  Ablieferung  werden  von 
der  politischen  Bezirksbehörde  öffentlich  bekanntgemacht. 

§  4-  Die  abzuliefernden  Gegenstände  können  bis  zu 
dem  dem  Tag  der  Ablieferung  vorhergehenden  Tage  der 
„Patriotischen  Kriegsmetallsammlung“  in  Wien,  1.  Be¬ 
zirk,  Kriegsministerium,  gespendet  oder  an  die  Metall¬ 
zentrale-A.-G.  in  Wien  oder  deren  Einkaufsstellen  frei¬ 
händig  veräußert  werden. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 


Ablieferung  von  Zinngeräten.  Eine  Verordnung 
des  Ministeriums  für  Landesverteidigung  im  Einver¬ 
nehmen  mit  den  beteiligten  Ministerien  und  im  Ein¬ 
verständnis  mit  dem  Kriegsministerium  vom  16.  Tuni 
1916  lautet: 

In  teilweiser  Abänderung  der  Ministerialverordnung 
vom  28.  April  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  122,  wird  auf  Grund 
(^er  §§  24  und  27  des  Gesetzes- vom  26.  Dezember  1912, 
R.-G.-Bl.  Nr.  236,  betreffend  die  Kriegsleistungen,  und 
der  kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  Oktober  1914, 
R.-G.-Bl.  Nr.  274,  angeordnet: 

§  1.  Die  im  §  5  der  Ministerialverordnung  vom 
28.  April  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  122,  vorgesehene  Frist 
für  die  Ablieferung  von  Zinn  und  Gegenständen  aus 
Zinn  wird  hinsichtlich  der  nachgenannten  Gegenstände: 

1.  Krüge,  Zimente  und  sonstige  Gefäße  und  Geschirre, 
Schüsseln,  Teller,  Tassen,  Deckel,  Löffel  und  sonstiges 
Gerät, 

2.  Schanktassen, 

3.  Badewannen, 


Erzeugung  und  Abgabe  von  Maschinenriemen¬ 
leder.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im  Ein 
vernehmen  mit  dem  Minister  für  Landesverteidigung 
und  im  Einverständnis  mit  dem  Kriegsminister  vom 
9.  Juni  1916,  betreffend  die  Erzeugung  von  Maschinen 
riemenleder  und  die  Verwendung  und  Abgabe  von  Ma¬ 
schinenriemenleder  und  Maschinenriemen,  bestimmt: 

§  1 .  Erzeugungsvorschrift.  Maschinen 
riemenleder  (Treibriemenleder)  darf  nur  in  Kernstücken 
l  Kroupons)  und  Schultern  hergestellt  werden. 

§  2.  Verwendungsvorschrift.  Maschinen¬ 
riemenleder  (Treibriemenleder)  darf  ohne  Unterschied, 
ob  es  vegetabilisch  oder  kombiniert  gegerbt  (sohlenleder- 
arüff  gegerbt  und  gefettet)  oder  mineralisch  gegerbt  ist, 
nur  zur  Herstellung  und  Ausbesserung  von  Maschinen¬ 
riemen  oder  Dichtungen  verwendet  werden. 

Ebenso  dürfen  Maschinenriemen  und  Lederdichtungen 
nur  entsprechend  dieser  ihrer  Bestimmung,  nicht  aber 
für  andere  Zwecke  verwendet  oder  zum  Zwecke  einer 
solchen  anderweitigen  Verwendung  verarbeitet  werden 

§3-  Abgabe  von  Maschinenriemenleder. 
Maschinenriemenleder  und  Abfälle  aus  der  Verarbeitung 
von  Maschinenriemenleder  dürfen  ohne  besondere  Be¬ 
willigung  des  Handelsministeriums  nur  an  die  Leder¬ 
beschaffungsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Wien  abgegeben 
werden. 

Ebenso  ist  ein  Bezug  von  Maschinenriemenleder  außer 
bei  der  genannten  Gesellschaft  nur  dann  statthaft,  wenn 
der  Käufer  hierzu  eine  besondere  Bewilligung  des  Han¬ 
delsministeriums  erhalten  hat  oder  der  Verkäufer  sich 
mit  einer  solchen  Bewilligung  des  Handelsministeriums 
auszuweisen  vermag. 

§  4.  Abgabe  von  Maschinenriemen.  Ma¬ 
schinenriemenerzeuger  dürfen  Maschinenriemen  nur  ab 
geben  an 

1.  Unternehmungen,  welche  die  Riemen  für  ihren 
eigenen  maschinellen  Betrieb  benötigen, 

2.  an  Maschinenfabriken  und  Maschinenhändler,  die 
die  mit  Riemen  versehene  Maschinen  verkaufen,  zum 
Zwecke  dieses  Verkaufes, 
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3.  an  zum  Handel  mit  technischen  Lederwaren  befugte 
Händler. 

Die  Händler  dürfen  Maschinenriemen  nur  an  die  unter 
P.  1  und  2  bezeichneten  Abnehmer  abgeben. 

§  5.  An  zeige  Vorschrift.  Die  Erzeuger  von 
Maschinenriemenleder  sowie  die  Maschinenriemen¬ 
erzeuger  und  -händler  haben  der  Lederbeschaffungs¬ 
gesellschaft  vom  27.  Juni  1916  angefangen  an  jedem 
Dienstag  einen  Ausweis  über  die  in  der  Vorwoche 
(Sonntag  bis  Samstag)  vorgekommene  Bewegung  in 
ihren  \  orräten  an  Maschinenriemenleder,  Maschinen¬ 
riemen  und  Abfällen  vorzulegen. 

Diesen  Ausweisen  haben  die  Maschinenriemenerzeuger 
und  -händler  ein  Verzeichnis  der  Riemenkäufer  nebst 
Abschrift  der  betreffenden  Rechnungen  beizuschließen. 

Zu  diesen  Ausweisen  sind  die  bei  der  Lederbeschaf¬ 
fungsgesellschaft  erhältlichen  Vordrucke  zu  verwenden. 

§  6.  Lagerbuc  h.  Die  Erzeuger  von  Maschinen¬ 
leder  sowie  die  Maschinenriemenerzeuger  und  -händler 
haben  ein  genaues  Lagerbuch  zu  führen,  aus  dem  jede 
Änderung  in  der  Vorratsmenge  an  Maschinenriemen¬ 
leder  und  Maschinenriemen,  die  Verwendung  der  Vor- 
läte  sowie  der  Name  und  Wohnort  des  Abnehmers  der 
verkauften  Ware  ersichtlich  sein  muß. 

§  7.  Bedarfsanmeldung.  Der  Bedarf  an  Ma¬ 
schinenriemenleder  ist  bei  der  Lederbeschaffungsgesell¬ 
schaft  anzumelden.  Hierbei  sind  die  nach  Erfordernis 
festzusetzenden  näheren  Vorschriften  zu  beobachten.  Die 
\  erteilung  der  verfügbaren  Vorräte  erfolgt  auf  Grund 
der  Anträge  einer  beim  Handelsministerium  zu  errich¬ 
tenden  „Verteilungskommission  für  Maschinenriemen¬ 
leder“.  Die  Mitglieder  der  Kommission  werden  zu  diesem 
Ehrenamt  aus  den  Kreisen  der  beteiligten  Industrien 
durch  den  Handelsminister  berufen,  der  auch  die  Zahl 
der  Kommissionsmitglieder  bestimmt. 

§  8.  Abgabe  zwang.  Das  Handelsministerium 
kann  die  Abgabe  von  Vorräten  an  Maschinenriemen¬ 
leder,  Maschinenriemen  und  Erzeugungsabfällen  an  die 
von  ihm  zu  bezeichnenden  Übernehmer  verfügen. 

Die  Abgabeverpflichtung  wird  dadurch  nicht  aufge¬ 
schoben,  daß  sich  der  Vorratsbesitzer  und  der  Über¬ 
nehmer  über  den  Preis  der  abzugebenden  Ware  nicht 
einigen  können.  Tn  diesem  Falle  hat  der  Übernehmer 
einstweilen  den  vom  Handelsministerium  zu  bestim¬ 
menden  Preis  zu  bezahlen.  Auf  Verlangen  einer  der 
beiden  Parteien  hat  die  gerichtliche  Feststellung  der 
Vergütung  im  außerstreitigen  Verfahren  nach  Anhörung 
von  Sachverständigen  durch  das  nach  dem  Vorratsorte 
zuständige  Bezirksgericht  zu  erfolgen.  Die  Entscheidung 
kann  binnen  acht  Tagen  mit  Rekurs  angefochten  werden. 
Gegen  die  Entscheidung  der  zweiten  Instanz  ist  ein 
weiteres  Rechtsmittel  unzulässig.  Inwiefern  die  Kosten 
des  \  erfahrens  von  der  einen  Partei  zu  ersetzen  oder 
unter  die  Parteien  zu  teilen  sind,  entscheidet  das  Ge¬ 
richt  nach  freiem  Ermessen. 

§  9.  Lieferungsschlüsse.  Insoweit  die  Er¬ 
füllung  eingegangener  Lieferungsverbindlichkeiten  in 
Widerspruch  mit  den  Vorschriften  dieser  Verordnung 
stünde,  'ist  sie  untersagt. 

§  10.  Die  Einhaltung  der  Vorschriften  dieser  Ver¬ 
ordnung  wird  durch  das  Handelsministerium  unter  Her¬ 
anziehung  der  Gewerbeinspektoren  oder  anderer  Organe 
überwacht.  Zu  diesem  Behufe  können  Betriebsräume 
und  andere  Anlagen  amtlich  besichtigt  und  Geschäfts¬ 
bücher  eingesehen  werden. 

Den  mit  der  Durchführung  der  Vorschriften  dieser 
^  erordnung  betrauten  Organen  sind  alle  zur  Erfüllung 
ihrer  Aufgaben  dienlichen  Auskünfte  wahrheitsgemäß 
zu  erteilen.  Ebenso  sind  ihnen  die  zu  diesem  Behufe  ge¬ 
forderten  Nachweise  vorzulegen. 

Ausnahmen  von  den  Vorschriften  dieser  Verordnung 
können  nur  vom  Handelsministerium  bewilligt  werden. 


§  11.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften 
dieser  Verordnung  sind  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs 
Monaten  oder  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  zu  ahnden,  insofern 
die  Handlungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestim¬ 
mung  fallen. 

§  12.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Anbotzwang  für  Kaliko.  Das  Handelsministerium 
hat  unterm  10.  Juni  d.  J.  den  Anbotzwang  für  Kaliko 
(Mollinos,  Inlete),  roh  und  gebleicht,  grau,  braun,  grün 
und  erdfarben,  in  den  Breiten  55  bis  165  cm,  aus  Garn¬ 
nummern  16  bis  20  in  den  Einstellungen:  Kette  14 
bis  16,  Schuß  14  bis  16  verfügt.  Der  Anbotzwang  ist 
insoweit  beschränkt,  daß  nur  die  Besitzer  von  minde¬ 
stens  1000  in  derartiger  Stoffe  zur  Anbotstellung  ver¬ 
pflichtet  sind.  Wer  also  mindestens  1000  m  rohen,  ge¬ 
bleichten,  grauen,  braunen,  grünen  oder  erdfarbenen  Ka¬ 
liko,  beziehungsweise  Mollino  oder  Inlet  besitzt,  der  aus 
den  Garnnummern  16  bis  20  hergestellt  ist  und  14  bis  16 
Fäden  pro  1ji  Wiener  Zoll  in  der  Kette  und  14  bis 
16  Fäden  pro  x/4  Wiener  Zoll  im  Schuß  hat,  ist  im  Sinne 
der  zitierten  Ministerialverordnung  verpflichtet,  bis 
28.  Juni  d.  J.  der  Baumwollzentrale,  Beschaffungsabtei¬ 
lung,  Wien,  I.  Maria  Theresien-Straße  32/34,  seinen 
ganzen  Besitz  an  Kaliko  (Mollino,  Inlet)  in  den  ange¬ 
führten  Breiten  anzubieten.  Jede  angebotene  Qualität 
ist  entsprechend  zu  bemustern  und  die  vorhandene  Menge 
und  der  Lagerort  anzugeben.  Die  Anbotsteller  haben  die 
Fadeneinstellung,  die  verwendeten  Garnnummern  und 
die  Warenbreite  bei  Einsendung  des  Anbotes  bekannt¬ 
zugeben.  Freihändige,  bisher  der  Baumwollzentrale  ge¬ 
machte  Offerte  können  nicht  als  Anbot  betrachtet  werden. 
Wer  daher  Kaliko  (Mollino,  Tnlet)  in  den  angegebenen 
Qualitäten  besizt,  ist  verpflichtet,  unbeschadet  früher 
gemachter  Offerte  neuerdings  die  Ware  anzubieten.  Wer 
diese  Waren  in  Verwahrung  hält,  ist  verpflichtet,  davon 
der  Baumwollzentrale  Mitteilung  zu  machen.  Nähere 
Angaben  für  die  Durchführung  des  Anbotverfahrens 
stehen  den  Parteien  bei  den  Handelskammern  und  bei 
der  Baumwollzentrale  zur  Verfügung.  Die  Nichtbeach¬ 
tung  der  Vorschriften,  betreffend  den  Anbotzwang,  fällt 
unter  die  Strafbestimmungen  des  §  12  der  Verordnung 
vom  13.  April  19161). 

Regelung  des  Verkehrs  mit  Rohharz  und  Harz¬ 
produkten.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im 
Einvernehmen  mit  dem  Eisenbahnminister,  Ackerbau¬ 
minister,  Minister  für  Landesverteidigung  und  im  Ein¬ 
verständnis  mit  dem  Kriegsminister  vom  16.  Juni  1916 
verfügt: 

§  1.  Harzkommission.  Zur  Regelung  des  Ver¬ 
kehrs  in  Rohharz  und  Harzprodukten  im  Rahmen  der  in 
dieser  Verordnung  enthaltenen  Vorschriften  wird  die 
„Harzkommission“  in  Wien  errichtet. 

Der  \  orsitzende  und  die  Mitglieder  der  Kommission 
werden  zu  diesem  Ehrenamte  durch  den  Handelsminister 
aus  den  Kreisen  der  beteiligten  Industrien  und  Gewerbe 
und  des  Handels  berufen.  Der  Handelsminister  bestimmt 
auch  die  Zahl  der  Kommissionsmitglieder. 

Die  Kommission  faßt  ihre  Beschlüsse  mit  Stimmen¬ 
mehrheit.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme 
des  Vorsitzenden. 

Das  Kriegsministerium  und  die  der  Kommission  vom 
Handelsministerium  zu  bezeichnenden  Ministerien  sind 
behufs  Entsendung  ihrer  Vertreter  von  allen  stattfin¬ 
denden  Sitzungen  der  Kommission  in  Kenntnis  zu  setzen. 
Beschlüsse  der  Kommission,  gegen  die  ein  Vertreter 
dieser  Ministerien  Einspruch  erhebt,  dürfen  vor  der 
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ministeriellen  Entscheidung  nicht  zur  Ausführung  ge¬ 
bracht  werden. 

§  2.  \Y  irkungskreis  der  Kommission.  Der 
Kommission  sind  insbesondere  folgende  Aufgaben  un 
Befugnisse  zugewiesen: 

1.  Die  Anlegung  fortlaufender  Übersichten  über  die 
Vorräte,  die  Erzeugung  und  den  Bedarf  in  Rohharz  unc 
Harzprodukten ; 

2.  die  Aufstellung  von  Vorschriften  für  die  Erzeugung 
von  Harzprodukten,  und  zwar  sowohl  hinsichtlich  des 
Erzeugungsverfahrens  und  der  Menge  und  Beschaffen 
heit  der  in  den  einzelnen  Betrieben  zu  erzeugenden 
Waren  als  auch  hinsichtlich  der  zum  Absätze  zuzulas¬ 
senden  Warensorten; 

3.  die  Erteilung  der  nach  §  6  erforderlichen  Bewil- 
ligung  zur  Abgabe  und  zum  Bezüge  von  Rohharz  unc 
Harzprodukten,  das  ist  die  Verteilung  der  vorrätigen 
und  fortlaufend  erzeugten  Mengen  an  die  verarbeitenden 
Betriebe ; 

4.  die  Festsetzung  von  Lieferungs-  und  Bezugsbedin 
gungen  für  den  Verkehr  in  Rohharz  und  Harzprodukten, 
soweit  sie  nicht  bereits  in  den  Höchstpreisvorschriften 
geregelt  sind, 

5.  die  Mitwirkung  bei  allen  Maßnahmen  zur  Ver- 
sorgung  des  Bedarfes  an  Rohharz  und  Harzprodukten, 
soweit  die  Kommission  von  den  zuständigen  Ministerien 
hierzu  herangezogen  wird,  und  die  Antragstellung  in 
allen  einschlägigen  wirtschaftlichen  Fragen. 

§  3.  Kosten  der  Geschäftsführung  der 
Kommission.  Zur  Deckung  der  Kosten,  die  durch 
die  Geschäftsführung  der  Kommission  erwachsen,  sind 
entsprechende  Beträge  bei  den  Verbrauchern  der  Harz 
Produkte  (§  6,  Absatz  1)  unter  Berücksichtigung  der 
von  ihnen  bezogenen  Mengen  an  solchen  Produkten  ein 
zuheben.  Diese  Beiträge  können  erforderlichenfalls  auch 
im  Wege  der  politischen  Exekution  eingebracht  werden 

Die  Festsetzung  dieser  Beiträge  bedarf  der  Genehmi¬ 
gung  des  Handelsministeriums. 

§  4.  Vorschriften,  betreffend  die  Harz¬ 
gewinnung.  In  Waldgebieten,  in  denen  die  Harz¬ 
gewinnung  bereits  ausgeübt  wird,  ist  diese  Nutzung  so¬ 
weit  auszudehnen,  als  dem  die  forstpolizeilichen  Vor¬ 
schriften  sowie  die  Rücksichtnahme  auf  bestehende 
Rechtsverhältnisse  und  die  Wirtschaftsziele  des  einzelnen 
Forstbetriebes  nicht  entgegenstehen. 

In  den  übrigen  Wäldern  sind  die  innerhalb  der  näch¬ 
sten  fünf  Jahre  zur  Nutzung  bestimmten  Waldteile  unter 
den  gleichen  Voraussetzungen  auf  Harz  zu  nutzen. 

Der  Ackerbauminister  kann  bestimmte  Waldgebiete 
von  der  obigen  Verpflichtung  ausschalten  oder  in  Einzel¬ 
fällen  Ausnahmen  hiervon  gestatten. 

§  5-  Vorschriften  für  die  Verarbeitung 
von  Rohharz.  Die  Rohharzverarbeitung  hat  unter 
Beobachtung  der  \  orschriften  zu  erfolgen,  die  von  der 
Harzkommission  hinsichtlich  des  anzuwendenden  Ar¬ 
beitsverfahrens,  der  Menge  und  Beschaffenheit  der  zu 
erzeugenden  Waren  und  der  zum  Absätze  zugelassenen 
Warensorten  festgesetzt  werden.  Diese  Anordnungen 
ergehen  entweder  an  die  einzelnen  in  Betracht  kom¬ 
menden  Betriebe  oder  werden  vom  Handelsministerium 
im  Wege  der  politischen  Behörden  erster  Instanz  kund¬ 
gemacht. 


§  6.  Vorschriften  für  die  Abgabe  von 
Rohharz  und  Harzprodukten.  Rohharz  (Pech, 
Terpentin  u.  s.  w.)  jeder  Art,  das  sich  zur  Herstellung 
von  Kolophonium  eignet,  wie  insbesondere  Fichten-, 
Föhren-  (Kiefern-),  Lärchen-  und  Tannenharz,  ferner 
Harzprodukte  jeder  Art,  wie  Kolophonium  (Terpentin¬ 
harz,  Glasharz,  Geigenharz  u.  s.  w.),  Terpentin  (dick), 
Harzöl,  Abfall-,  Brauer-  und  Weißpech  dürfen  ohne  be¬ 
sondere  Bewilligung  der  Harzkommission  nur  an  die 
Harzzentrale,  Gesellschaft  m.  b.  H.  in  Wien,  abgegeben 


werden.  Ebenso  ist  ein  Bezug  von  Rohharz  und  Harz¬ 
produkten  außer  bei  der  genannten  Gesellschaft  nur  dann 
statthaft,  wenn  der  Käufer  hierzu  eine  besondere  Be¬ 
willigung  der  Harzkommission  erhalten  hat  oder  der 
Verkäufer  sich  mit  einer  solchen  Bewilligung  der  Harz¬ 
kommission  auszuweisen  vermag. 

Die  Abgabe  und  der  Bezug  von  Terpentinöl  ist  frei. 
§  7.  Lieferungsschlüsse.  Insoweit  die  Er¬ 
füllung  eingegangener  Lieferungsverbindlichkeiten  in 
Widerspruch  mit  den  Vorschriften  dieser  Verordnung 
stünde,  ist  sie  untersagt. 

§  8.  Abgabezwang.  Das  Handelsministerium 
kann  die  Abgabe  von  Rohharz  und  Harzprodukten  an 
die  von  ihm  zu  bezeichnenden  Unternehmungen  oder 
Personen  zu  einem  den  festgesetzten  Höchstpreisen  ent¬ 
sprechenden  Preise  verfügen. 

Die  Abgabeverpflichtung  wird  dadurch  nicht  aufge¬ 
schoben,  daß  sich  der  Vorratsbesitzer  und  der  Über¬ 
nehmer  über  den  Preis  für  die  abzugebende  Ware  nicht 
einigen  können.  In  diesem  Falle  hat  der  Übernehmer 
einstweilen  den  vom  Handelsministerium  zu  bestim¬ 
menden  Preis  zu  bezahlen.  Auf  Verlangen  einer  der 
beiden  Parteien  hat  die  gerichtliche  Feststellung  der 
Vergütung  im  außerstreitigen  Verfahren  nach  Anhörung 
von  Sachverständigen  durch  das  nach  dem  Vorratsorte 
zuständige  Bezirksgericht  zu  erfolgen.  Die  Entschei¬ 
dung,  durch  welche  ein  die  festgesetzten  Höchstpreise 
übersteigender  Preis  nicht  bestimmt  werden  darf,  kann 
binnen  acht  Tagen  mit  Rekurs  angefochten  werden. 
Gegen  die  Entscheidung  der  zweiten  Instanz  ist  ein 
weiteres  Rechtsmittel  unzulässig.  Inwiefern  die  Kosten 
des  Verfahrens  von  einer  Partei  zu  ersetzen  oder  unter 
die  Parteien  zu  teilen  sind,  entscheidet  das  Gericht  nach 
freiem  Ermessen. 

§  9.  Auskunft  s-  und  Anzeigepflicht. 
Jeder  Besitzer  und  Verwahrer  von  Vorräten  an  Rohharz 
oder  Harzprodukten  ist  verpflichtet,  der  Harzkommission 
die  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  dienlichen  Auskünfte 
auf  ihr  Y  erlangen  zu  erteilen  und  der  Kommission  die 
von  ihr  geforderten  Nachweise  vorzulegen. 

Die  Unternehmungen,  die  Rohharz  verarbeiten  oder 
mit  Rohharz  oder  Harzprodukten  (§  6,  Absatz  1)  Handel 
treiben,  haben  der  Harzkommission  vom  1.  Juli  1916 
angefangen  am  1.  und  16.  jedes  Monats  einen  Ausweis 
über  die  während  des  vorangegangenen  Halbmonats 
(das  ist  vom  16.  bis  zum  letzten  Tage  des  Vormonats, 
leziehungsweise  vom  1.  bis  zum  15.  des  laufenden  Mo¬ 
nats)  vorgekommene  Bewegung  in  ihren  Vorräten  an 
Rohharz  und  Harzprodukten  vorzulegen. 

Zu  diesen  Ausweisen  sind  die  bei  der  Harzkommission 
aufgelegten  Vordrucke  zu  verwenden. 

§  10.  Lagerbuch.  Die  Unternehmungen,  die  Roh- 
larz  verarbeiten  oder  mit  Rohharz  oder  Harzprodukten 
Handel  treiben,  haben  ein  genaues  Lagerbuch  zu  führen, 
in  das  alle  Bezüge  und  Abgaben  von  Rohharz  und  Harz- 
irodukten  fortlaufend  einzutragen  sind. 

§  11.  Transportbescheinigung.  Rohharz 
und  Harzprodukte  jeglicher  Art  (§  6,  Absatz  1)  dürfen 
vom  Tag  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  an  von 
öffentlichen  Verkehrsunternehmungen  (Eisenbahn-  und 
Schiffahrtsunternehmungen)  zur  Beförderung  nur  dann 
angenommen  werden,  wenn  den  Frachtdokumenten  für 
ede  Sendung  eine  nach  dem  angeschlossenen  Muster 
von  der  Harzkommission  ausgestellte  Transportbeschei¬ 
nigung  beigegeben  ist. 

Für  Sendungen  der  Militärverwaltung  sowie  für  Sen¬ 
dungen  aus  dem  Zollausland,  aus  Ungarn  und  aus 
Bosnien  und  der  Hercegovina  sind  derartige  Transport¬ 
bescheinigungen  nicht  erforderlich. 

Sendungen,  die  der  Transportanstalt  im  Zeitpunkte 
des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  bereits  übergeben 
sind,  werden  durch  diese  Bestimmungen  nicht  betroffen. 
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§  12.  Sonderbestimmungen.  Die  Bestim¬ 
mungen  dieser  Verordnung  finden  hinsichtlich  der  im 
Besitze  der  Militärverwaltung  befindlichen  Vorräte  an 
Rohharz  und  Harzprodukten  sowie  hinsichtlich  des  Be¬ 
zuges  dieser  Materialien  durch  die  Militärverwaltung 
keine  Anwendung. 

jedoch  haben  die  Unternehmungen,  die  Rohharz  oder 
Harzprodukte  an  die  Militärverwaltung  zu  liefern  haben, 
von  der  an  sie  erfolgten  Erteilung  eines  solchen  Liefe¬ 
rungsauftrages  und  von  der  Lieferungsabstattung  je¬ 
weils  binnen  drei  Tagen  Anzeige  an  die  Harzkommission 
zu  erstatten. 

Sonstige  Ausnahmen  von  den  Vorschriften  dieser  Ver¬ 
ordnung  können  bei  Vorliegen  triftiger  Gründe  vom 
Handelsministerium  bewilligt  werden. 

§  13.  Bezüge  aus  dem  A  u  s  1  a  n  d  e.  Das  Han¬ 
delsministerium  kann  dem  Besitzer  von  Vorräten  an 
Rohharz  und  Harzprodukten  (§6,  Absatz  i),  die  nach 
Inkrafttreten  dieser  Verordnung  aus  dem  Zollauslande 
eingeführt  werden,  gegen  Nachweis  der  Einfuhr  und 
Angabe  des  Verwendungszweckes  die  freie  Verfügung 
über  die  eingeführte  Ware  zuerkennen. 

§  14.  t  berwachung.  Die  Einhaltung  der  Vor¬ 
schriften  dieser  Verordnung  wird  vom  Handelsmini¬ 
sterium  unter  Heranziehung  der  Gewerbeinspektoren 
oder  anderer  geeigneter  Organe  überwacht.  Zu  diesem 
Behufe  können  Lagerräume  und  andere  Anlagen  be¬ 
sichtigt  und  Geschäftsbücher  eingesehen  werden. 

§  15.  Strafbestimmungen.  Zuwiderhand¬ 
lungen  gegen  die  Vorschriften  dieser  Verordnung  sind 
mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  oder  Geldstrafen 
bis  zu  5000  K  von  den  politischen  Behörden  erster  In¬ 
stanz  zu  ahnden,  sofern  die  Handlungen  nicht  unter  eine 
strengere  Strafbestimmung  fallen. 

§  16.  Diese  \  erordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Muster. 

Transportbescheinigung 

für  Rohharz*)  und  Harzprodukte**). 

Name  des  Absenders  . 

,n  .  ist  berechtigt, 

•  * . kg  Rohharz*), 

. kg  Harzprodukte**), 

und  zwar  in  der  Zeit  vom  .  bis 

von  (Name  der  Versandstation)  . 

nach  (Name  der  Bestimmungsstation) . 

mittels  (Eisenbahn  oder  Dampfschiff)  an  die  Adresse 
des 

(Name  und  Wohnort  des  Empfängers)  . 

.  zu  befördern. 

Wien,  am . 1916. 

Harzkommission. 

Bemerkung:  *)  Rohharz  (Pech, Terpentin),  das  ist  Fichten-, 
Föhren-  (Kiefern-),  Lärchen-  und  Tannen¬ 
harz. 

**)  Harzprodukte,  das  sind  Kolophonium  (Ter¬ 
pentinharz,  Glasharz,  Geigenharz  u.  s.  w.), 
Terpentin  (dick),  Harzöl,  Abfall-,  Brauer¬ 
und  Weißpech. 

Diese  Bescheinigung  ist  dem  Frachtdokument  haltbar  an¬ 
zuschließen. 

Die  Beigabe  der  Bescheinigung  ist  im  Frachtdokument 
zu  vermerken. 

Die  Bescheinigung  ist  von  der  Bestimmungsstation  ein¬ 
zuziehen. 

Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  Harz  und 
Harzprodukte.  Eine  \  erordnung  des  Handelsministers 
im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzminister,  Ackerbau¬ 
minister  und  Minister  für  Landesverteidigung  und  im 
Einverständnis  mit  dem  Kriegsminister  vom  16.  Juni 
1916  bestimmt: 

§  1.  Für  Rohharz  (Pech,  Terpentin)  jeder  Art,  das 
sich  zur  Herstellung  von  Kolophonium  eignet,  wie 


Fichten-,  Föhren-  (Kiefern-),  Lärchen-  und  Tannenharz 
und  für  die  nachgenannten  Harzprodukte  werden  fol¬ 
gende  Höchstpreise  festgesetzt: 

K  ro  cmi  ftir 

100  kg 

A.  Harz: 

Scharrharz  (Scharrpech,  rohes  Fichtenharz, 


Wildharz,  das  ist  das  nicht  im  Grandei,  in 
Töpfen,  Gläsern  oder  sonstigen  Geschirren 

aufgefangene  Harz)  . 110 

Rinnharz  (Rinnpech) . 150 

B.  Kolophonium: 

Dunkle  Ware  (namentlich  das  sogenannte 
„Neustädter  Kolophonium“  oder  „Prima 

Neustädter  Kolophonium“) . 185 

Helle,  gereinigte  Ware,  inländischer  oder  aus¬ 
ländischer  Herkunft,  der  handelsüblichen 
Marken : 

F,  G,  H . 200 

J  . 215 

K . 225 

M— N  bis  WG . 235 

WW  und  heller . 245 

C.  Terpentinöl: 

Gewöhnliches  .  . . 37 5 

Dampfdestilliertes  . 400 

D.  Terpentin  (dick) . 225 

£.  Brauerpech . 210 

F.  W  e  i  ß  p  e  c  h  . 130 

G.  Abfallpech  .  92 


§  2.  In  den  Höchstpreisen  für  Rohharz  sind  die  Kosten 
der  Zuführung  bis  zu  der  dem  Gewinnungsort  zunächst 
gelegenen  Bahnstation  inbegriffen,  nicht  aber  die  Kosten 
der  Verpackung. 

Die  Höchstpreise  für  die  angeführten  Harzprodukte 
haben  die  Lieferung  einer  von  fremden  Beimengungen 
freien  Ware  guter  Qualität  zur  Voraussetzung  und  gelten 
für  100  kg  netto  ab  Verladestation. 

a)  für  Terpentinöl  ohne  Verpackungskosten, 

b)  für  die  übrigen  Harzprodukte  einschließlich  Ver¬ 
packungskosten. 

Im  Zwischenhandel  dürfen  die  im  §  1  angeführten 
Höchstpreise  mit  einem  Zuschläge  gefordert  werden, 
der  für  den  Groß-  und  Kleinhandel  zusammen  20  Pro¬ 
zent  nicht  übersteigen  darf. 

Die  bei  Zeitverkäufen  etwa  geforderten  Zinsen  dürfen, 
für  das  Jahr  berechnet,  den  Zinsfuß  im  Wechseleskont 
der  Österreichisch-ungarischen  Bank  nicht  um  mehr  als 
2  Prozent  übersteigen. 

Die  Höchstpreise  gelten  auch  für  laufende  Lieferungs¬ 
verbindlichkeiten. 

§  3.  Gemeinnützigen  Vereinigungen,  die  sich  mit  der 
Beschaffung  von  Rohharz  und  Harzprodukten  befassen, 
kann  vom  Handelsministerium  die  Bewilligung  erteilt 
werden,  daß  sie  die  beschafften  Waren  mit  einem  fest¬ 
zusetzenden  entsprechenden  Zuschläge  zu  den  Höchst¬ 
preisen  abgeben. 

§  4.  Sofern  ein  vom  Handelsministerium  gemäß  §  13 
der  Ministerialverordnung  vom  16.  Juni  1916,  R.-G.-Bl. 
Nr.  184,  bewilligter  Verkauf  von  Rohharz  und  Harz¬ 
produkten,  die  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  aus 
dem  Zollauslande  eingeführt  werden,  unmittelbar  an 
verarbeitende  Betriebe  erfolgt,  darf  dies  zu  Preisen  ge¬ 
schehen,  die  höher  als  die  festgesetzten  Höchstpreise 
sind. 

Gemeinnützige  Vereinigungen  können  eingeführte 
V  aren  zu  einem  die  Höchstpreise  übersteigenden  Preise 
erwerben  und  an  verarbeitende  Betriebe  abgeben. 

§  5.  Die  Überschreitung  der  Höchstpreise  beim  Ver¬ 
kauf  oder  Einkauf  sowie  jeder  Versuch  einer  solchen 
Überschreitung  ist  von  den  politischen  Behörden  erster 
Instanz  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  oder 
mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  zu  ahnden,  insofern  die 
Handlungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung 
fallen.  Der  Versuch  einer  Umgehung,  zum  Beispiel  durch 
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Anrechnung  anderer  Waren  über  dem  Marktpreis  oder 
durch  Vermengen  der  Ware  mit  minderwertigen  Stoffen, 
bildet  einen  straferschwerenden  Umstand. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 


Regelung  des  Verkehrs  mit  Kaffee.  Eine  Verord¬ 
nung  des  Ministers  des  Innern  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Ministern  vom  18.  Juni  1916  verfügt: 

§  1.  Zur  Durchführung  der  Maßnahmen  zur  Regelung 
des  \  erkehres  mit  Kaffee  bedient  sich  das  Ministerium 
des  Innern  der  vom  k.  k.  Ministerium  des  Innern  legi¬ 
timierten  Kriegskaffeezentrale  G.  m.  b.  H.  mit  dem  Sitze 
in  Wien,  I.  Elisabethstraße  Nr.  1  (Kaffeezentrale). 

§  2.  Wer  rohen  oder  gebrannten  Kaffee  in  einer  Menge 
von  100  kg  und  darüber  für  sich  oder  für  andere  in  Ver¬ 
wahrung  hält,  ist  verpflichtet,  diese  Vorräte  nach  dem 
Stande  vom  20.  Juni  1916  bis  längstens  27.  Juni  1916 
der  politischen  Bezirksbehörde,  in  deren  Amtsbezirke 
sich  diese  Vorräte  befinden,  zur  Anzeige  zu  bringen. 

Mengen,  die  sich  am  20.  Juni  1916  auf  dem  Trans¬ 
porte  befinden,  sind  binnen  drei  Tagen  nach  dem  Emp¬ 
fange  vom  Empfänger  zur  Anzeige  zu  bringen. 

Die  in  Verwahrung  des  Staates  (der  Zollämter,  staat¬ 
lichen  Lagerhäuser)  oder  öffentlicher  Transportunter¬ 
nehmungen  befindlichen  Vorräe  werden  auf  Grund  der 
von  den  beteiligten  Ministerien  ergehenden  Erlässe  der 
Kaffeezentrale  bekanntgegeben. 

Von  der  Anzeigepflicht  sind  Vorräte  ausgenommen, 
welche  in  Verwahrung  der  Militärverwaltung  sind. 

Unter  Kaffee  im  Sinne  dieser  Verordnung  ist  roher 
oder  gebrannter  Bohnenkaffee  sowie  jede  Mischung  aus 
solchem  mit  anderen  Erzeugnissen  zu  verstehen. 

§  3.  Für  die  Anzeigen  sind  ausschließlich  die  bei  den 
politischen  Bezirksbehörden  und  den  Gemeindevor 
stehungen  aufgelegten  amtlichen  Formulare  (Muster 
Beilage  A)  zu  verwenden.  Die  Anzeigen  sind  in 
doppelter  Ausfertigung  zu  erstatten.  Bei  Einsendung  im 
Wege  der  Post  sind  sie  spätestens  an  dem  dem  Ablaufe 
der  Anzeigepflicht  vorhergehenden  Tage  aufzugeben. 
Eine  Ausfertigung  verbleibt  bei  der  politischen  Bezirks 
behörde,  die  andere  ist  von  dieser  Behörde  sofort  an  die 
Kaffeezentrale  einzusenden. 

§  4.  Die  Erfüllung  der  Anzeigepflicht  wird  durch  die 
politischen  Bezirksbehörden  überwacht.  Die  mit  der 
Durchführung  der  Kontrolle  beauftragten  Organe 
(Finanzwache,  Gendarmerie)  sind  berechtigt,  die  Auf 
bewahrungsräume  zu  betreten,  die  Geschäftsbücher  ein¬ 
zusehen  und  die  Vorräte  zu  erheben.  Die  Parteien  sind 
verpflichtet,  die  nötigen  Hilfsarbeiten  zu  leisten. 

§  5.  Alle  gemäß  §  2  anzuzeigenden  Kaffeevorräte  sind 
mit  dem  Tage  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  ge¬ 
sperrt. 

Die  Sperre  hat  die  Wirkung,  daß  die  gesperrten  Vor¬ 
räte  weder  verarbeitet,  verbraucht,  freiwillig  oder 
zwangsweise  veräußert  werden  dürfen,  noch  über  sie  in 
einer  anderen  Weise  verfügt  werden  darf,  sofern  nicht 
Ausnahmen  in  dieser  Verordnung  vorgesehen  sind. 

Rechtsgeschäfte,  die  gegen  dieses  Verbot  verstoßen, 
sind  nichtig. 

Die  Verwahrer  der  gesperrten  Vorräte  sind  ver¬ 
pflichtet,  für  deren  Erhaltung  Sorge  zu  tragen. 

§  6.  Vor  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  abge¬ 
schlossene  Kauf-  und  Lieferungsverträge  über  Kaffee 
sind,  soweit  sie  noch  nicht  erfüllt  sind,  unwirksam. 

Der  Anspruch  auf  Erfüllung  oder  Schadenersatz  wegen 
Nichterfüllung  kann  nicht  geltend  gemacht  werden. 

Ansprüche  wegen  Nichterfüllung,  die  vor  dem  Beginne 
der  Wirksamkeit  dieser  Verordnung  entstanden  sind, 
bleiben  unberührt,  doch  kann  der  Käufer  nicht  Er¬ 
füllung,  sondern  nur  Schadenersatz  verlangen. 


Auf  Kaffeetermingeschäfte,  die  im  Sinne  des  §  1  der 
Ministerialverordnung  vom  19.  Dezember  1914,  R.-G.-Bl. 

34b.  durch  effektive  Lieferung  zu  erfüllen  sind, 
finden  die  vorstehenden  Vorschriften  keine  Anwendung. 

§  7-  Das  Verfügungsrecht  über  die  gesperrten  Vorräte 
steht  der  Kaffeezentrale  nach  den  Weisungen  des  Mini¬ 
steriums  des  Innern  zu. 

Die  gesperrten  Kaffeevorräte  müssen  von  dem  Ver¬ 
wahrer  über  eine  von  der  Kaffeezentrale  ergangene,  vom 
Ministerium  des  Innern  genehmigte  Anforderung  an  die 
von  ihr  bezeichneten  Stellen  geliefert  werden. 

Der  Übernahmspreis  für  den  angeforderten  Kaffee 
wird,  sofern  ein  gütliches  Übereinkommen  zwischen  der 
Kaffeezentrale  und  dem  Verfügungsberechtigten  nicht 
zu  stände  kommt  oder  letzterer  nicht  auffindbar  ist  oder 
nicht  im  Inlande  weilt,  vom  Ministerium  des  Innern  im 
Einvernehmen  mit  dem  Handelsministerium  und  Finanz¬ 
ministerium  festgesetzt. 

§  8.  Ungeachtet  der  Sperre  dürfen: 

1.  Personen,  die  Kaffee  unmittelbar  an  die  Ver¬ 
braucher  in  ihren  Geschäftslokalen  gewerbsmäßig  ab¬ 
geben,  gebrannten  Kaffee  nach  Maßgabe  der  Beschrän¬ 
kungen  der  §§  12  und  23  verkaufen  ; 

2.  Gast-  und  Schankgewerbetreibende  Kaffee  zur  Be¬ 
friedigung  des  Bedarfes  ihrer  Gäste  verabreichen ; 

3.  Kaffee  verarbeitende  Gewerbebetriebe  Kaffee  in 
jenen  Mengen  verbrauchen,  welche  zur  Aufrechthaltung 
des  normalen  Betriebes  erforderlich  sind. 

§  9.  Die  Abgabe  von  Rohkaffee  unmittelbar  an  die 
Verbraucher  ist  verboten.  Von  diesem  Verbote  können 
die  politischen  Landesstellen  in  jenen  Landesteilen,  in 
welchen  die  Abgabe  von  Kaffee  in  rohem  Zustande  an 
die  Verbraucher  landesüblich  ist,  Ausnahmen  gestatten. 

§  10.  Die  Sperre  des  Kaffees  endigt: 

1.  mit  der  zulässigen  Verwendung  (§8); 

2.  mit  der  Freigabe  durch  die  Kaffeezentrale  (§  7, 
Absatz  1)  ; 

3-  mit  der  Vollziehung  der  Anforderung  (§  7,  Ab¬ 
satz  2). 

§  11.  In  Abänderung  der  Ministerialverordnung  vom 
8.  März  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  62,  betreffend  die  Einführung 
von  Transportbescheinigungen  für  Kaffee,  wird  be¬ 
stimmt,  daß  Transportbescheinigungen  für  Kaffee¬ 
sendungen  von  der  Kaffeezentrale  ausgefertigt  werden. 

Wer  aus  einem  außerhalb  des  Geltungsgebietes  dieser 
Verordnung  gelegenen  Orte  Kaffee  bezieht,  ist  ver¬ 
pflichtet,  den  Eingang  des  Kaffees  der  Kaffeezentrale 
unter  Angabe  der  Menge,  des  Einkaufspreises  und  des 
Aufbewahrungsortes  unverzüglich  mittels  eingeschrie¬ 
benen  Briefes  anzuzeigen  und  den  bezogenen  Kaffee  auf 
Verlangen  zu  überlassen. 

Die  Kaffeezentrale  hat  binnen  14  Tagen  nach  Empfang 
der  Verständigung  zu  erklären,  ob  sie  den  Kaffee  über¬ 
nimmt  oder  nicht.  Der  Übernahmspreis  wird,  sofern  ein 
gütliches  Übereinkommen  nicht  zu  stände  kommt,  vom 
Ministerium  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem 
Handelsministerium  und  Finanzministerium  festgesetzt. 

Die  Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrtsunternehmungen 
sind  verpflichtet,  jede  nach  Inkrafttreten  dieser  Verord¬ 
nung  in  das  Geltungsgebiet  dieser  Verordnung  eintretende 
Kaffeesendung  (Durchfuhrsendungen  ausgenommen) 
gleichzeitig  mit  der  vorschriftsmäßigen  Verständigung 
des  Empfängers  der  Kaffeezentrale  unter  Angabe  des 
Empfängers  und  des  Gewichtes  der  Sendung  durch  die 
Bestimmungsstation  anzuzeigen. 

§  12.  Kaffee  darf  nur  gegen  Ausweiskarten  über  den 
Verbrauch  von  Kaffee  (Kaffeekarten)  oder  gegen  Be¬ 
zugsscheine  oder  nach  den  auf  Grund  dieser  Verordnung 
ergehenden  Vorschriften  abgegeben  werden. 

§  13.  Kaffeekarten  werden  amtlich  aufgelegt,  gelten 
ür  eine  Person  und  für  den  auf  den  Karten  angeführten 
Zeitraum  von  acht  Wochen.  Sie  lauten  im  allgemeinen 
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auf  J/4  kg  gebrannten  Kaffee  und  enthalten  Abschnitte 
über  je  1/6  kg. 

Für  Städte,  Märkte  und  Industrialorte  sowie  für  Ge¬ 
biete,  deren  Bevölkerung  erfahrungsgemäß  einen 
größeren  Kaffeekonsum  aufweist,  können  die  politischen 
Landesbehörden  die  Ausgabe  von  auf  3/g  kg  gebrannten 
Kaffee  lautenden  Kaffeekarten  verfügen,  welche  drei  Ab¬ 
schnitte  über  je  1f%  kg  zu  enthalten  haben. 

Dem  Ministerium  des  Innern  bleibt  Vorbehalten,  für 
Angehörige  bestimmter  Berufe  oder  für  einzelne  Orte 
oder  Gebiete  die  Ausgabe  von  auf  1[2  kg  gebrannten 
Kaffee  lautenden  Kaffeekarten  zu  verfügen,  welche  vier 
Abschnitte  über  je  1/H  kg  zu  enthalten  haben. 

Für  einzelne  Länder,  in  welchen  die  Abgabe  von  Roh¬ 
kaffee  direkt  an  die  Verbraucher  landesüblich  ist  (§  9), 
kann  die  politische  Landesbehörde  die  Kaffeekarte  auf 
denselben  Zeitraum  alternativ  auf  rohen  oder  gebrannten 
Kaffee  ausstellen,  wobei  1/g  kg  gebrannter  Kaffee  150  g 
Rohkaffee  gleichzuhalten  ist. 

Kinder  unter  vier  Jahren  erhalten  keine  Kaffeekarte. 

Die  Kaffeekarten  haben  im  allgemeinen  nur  Geltung 
für  jenes  Verwaltungsgebiet,  für  welches  sie  ausgestellt 
sind.  Die  politische  Landesbehörde  kann  auch  die  Gültig¬ 
keit  von  Ausweiskarten,  die  in  einem  anderen  Ver¬ 
waltungsgebiete  eingeführt  sind,  insbesondere  für  Ge¬ 
meinden  an  der  Landesgrenze  durch  Verordnung  aner¬ 
kennen. 

Die  Kaffeekarte  ist  unübertragbar. 

Ein  Ersatz  für  verlorene  oder  vernichtete  Kaffeekarten 
findet  nicht  statt. 

Die  Kaffeekarten  sind  öffentliche  Urkunden ;  deren 
Fälschung  wird  nach  dem  Strafgesetze  bestraft. 

§  14.  Kaffeekarten  werden  nur  an  Personen  ausgefolgt, 
in  deren  Haushalt  sich  nicht  mehr  als  1  kg  Kaffee  für 
jede  im  Haushalte  verköstigte  Person  —  wobei  Kinder 
unter  vier  Jahren  nicht  zu  zählen  sind  —  befindet. 

Wer  auf  den  Bezug  einer  Kaffeekarte  Anspruch  erhebt, 
hat  bei  der  zuständigen  Abgabestelle  für  Ausweiskarten 
über  den  Verbrauch  von  Brot  und  Mehl  oder,  wo  solche 
Karten  nicht  eingeführt  sind,  bei  der  Gemeindevorstehung 
eine  Erklärung  abzugeben,  welche  die  Anzahl  der  im 
Haushalte  verköstigten  Angehörigen  des  Haushaltes  mit 
Ausnahme  der  Kinder  unter  vier  Jahren  und  die  Angabe 
zu  enthalten  hat,  daß  sich  in  seinem  Haushalte  am  Er¬ 
klärungstage  nicht  mehr  als  1  kg  Kaffee  für  jede  im 
Haushalte  verköstigte  Person,  Kinder  unter  vier  Jahren 
nicht  eingerechnet,  befindet. 

In  der  Erklärung  verschwiegene  Vorräte  sind  von  der 
politischen  Bezirksbehörde  zu  gunsten  des  Staates  zur 
Versorgung  der  Bevölkerung  für  verfallen  zu  erklären. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Einrichtung  und 
Ausfolgung  der  Kaffeekarten  trifft  die  politische  Landes¬ 
behörde. 

§  15.  Kaffee  darf  an  Verbraucher  nur  gegen  Vor¬ 
weisung  einer  gültigen  Kaffeekarte  und  gegen  Ab¬ 
trennung  der  der  bezogenen  Menge  entsprechenden  An¬ 
zahl  von  Abschnitten  durch  den  Verkäufer  abgegeben 
werden. 

Die  Nichteinhaltung  dieser  Vorschrift  wird  sowohl  an 
dem  Verkäufer  als  auch  an  dem  Käufer  geahndet. 

Diese  Bestimmung  findet  auf  die  Abgabe  von  ver¬ 
arbeitetem  oder  sonst  als  Zusatz  verwendetem  Kaffee  in 
Gast-  und  Schankgewerbebetrieben  (Gasthäusern,  Kaffee¬ 
häusern,  Kantinen  u.  dgl.)  und  in  Zuckerbäckereien  keine 
Anwendung.  Die  Abgabe  von  unverarbeitetem,  rohem 
oder  gebranntem  Kaffee  allein  ist  in  diesen  Gewerbe¬ 
betrieben  verboten. 

§  16.  Personen,  welche  in  Humanitäts-  und  Wohl¬ 
tätigkeitsanstalten.  Klöstern,  militärischen  Anstalten,  in 
Lehr-  und  Erziehungsinstituten.  Zwangsarbeitsanstalten, 
Gefangenenhäusern,  Asylen,  Elüchtlingslagern  zur  Gänze 
verpflegt  werden,  erhalten  keine  Kaffeekarte. 


Die  politische  Bezirksbehörde  hat  zu  bestimmen,  für 
welche  Personen  die  im  vorstehenden  Absätze  bezeich- 
neten  Voraussetzungen  zutreffen. 

§  17.  1.  Inhaber  von  Gast-  und  Schankgewerbebetrieben, 

2.  Inhaber  von  Kaffee  verarbeitenden  Gewerben, 

3.  die  im  §  16  genannten  Anstalten, 

dürfen  Kaffee  nur  gegen  von  der  zuständigen  politischen 
Bezirksbehörde  oder  der  von  ihr  bestimmten  Stelle  aus¬ 
zufertigende  Bezugsscheine  (Muster  Beilage  B)  beziehen. 

Wer  auf  die  Ausfolgung  eines  Bezugsscheines  An¬ 
spruch  erhebt,  hat  nachzuweisen,  daß  seine  Vorräte  den 
Bedarf  von  acht  Wochen  nicht  übersteigen. 

In  der  Erklärung  verschwiegene  Vorräte  sind  von  der 
politischen  Bezirksbehörde  zu  gunsten  des  Staates  zur 
Versorgung  der  Bevölkerung  für  verfallen  zu  erklären. 

Die  Bezugsscheine  werden  auf  eine  von  der  politischen 
Bezirksbehörde  unter  Berücksichtigung  der  Vorräte  zu 
bestimmende  dem  nachgewiesenen  Bedarfe  für  längstens 
acht  Wochen  entsprechende  Kaffeemenge  ausgestellt. 

An  Stelle  eines  Bezugsscheines  können  dem  Anspruchs¬ 
werber  über,  sein  Verlangen  mehrere  auf  Teilmengen  der 
zuerkannten  Gesamtmenge  lautende  Bezugsscheine  aus¬ 
gefertigt  werden. 

Die  Bezugsscheine  sind  beim  Bezüge  des  Kaffees  vom 
Käufer  dem  Verkäufer  auszufolgen. 

Die  im  ersten  Absatz,  Punkt  1  bis  3,  genannten  Llnter- 
nehmungen  und  Anstalten  haben  ein  Vormerkbuch  zu 
führen,  dessen  Muster  die  politische  Landesbehörde  vor¬ 
schreiben  kann.  Aus  dem  Vormerkbuche  muß  der  je¬ 
weilige  Bestand  der  Vorräte  am  Anfänge  jedes  Monats, 
der  Zuwachs  während  des  Monats  und  die  Bezugsquelle 
ersichtlich  sein. 

Das  Vormerkbuch  muß  fortlaufend  numerierte  Seiten 
enthalten  und  zur  Einsicht  der  politischen  Bezirksbehörde 
oder  ihrer  Beauftragten  stets  bereit  gehalten  werden. 

§  18.  Wer  gewerbsmäßig  Kaffee  im  Handelsverkehr 
abgibt,  darf  Kaffee  von  seinem  Verkäufer  nur  gegen  von 
der  politischen  Bezirksbehörde  oder  der  von  ihr  be¬ 
stimmten  Stelle  auszufertigende  Bezugsscheine  beziehen. 
Beim  Bezüge  des  Kaffees  hat  er  seinen  Bezugsschein  dem 
Verkäufer  auszufolgen. 

Bei  der  erstmaligen  Anforderung  werden  der  Bezugs¬ 
schein  oder  die  auf  Teilmengen  lautenden  Bezugsscheine 
(§  17)  auf  eine  dem  nachgewiesenen  Bedarfe  für  läng¬ 
stens  acht  Wochen  entsprechende  Kaffeemenge  unter 
Einrechnung  der  im  Besitze  des  Anspruchswerbers  be¬ 
findlichen  oder  von  ihm  anzugebenden  Vorräte  ausgestellt. 

In  der  Folge  erhält  der  Anspruchswerber  einen  neuen 
Bezugsschein  nur  gegen  Vorlage  und  nach  Maßgabe  der 
ihm  von  seinen  Abnehmern  übergebenen  Kaffeekarten¬ 
abschnitten  oder  Bezugsscheine,  welche  er  zum  Nach¬ 
weise  seines  Bedarfes  bei  Anforderung  des  neuen  Bezugs¬ 
scheines  der  politischen  Bezirksbehörde  oder  der  von 
dieser  bestimmten  Stelle  abzuführen  hat. 

§  19.  Jedermann  ist  verpflichtet,  der  Behörde  über  Auf¬ 
forderung  die  zur  Prüfung  der  abgegebenen  Erklärungen 
der  Haushaltungsvorstände  (§  T4)  oder  des  angegebenen 
Bedarfes  (§§  17  und  18)  und  die  zur  Sicherung  der 
Durchführung  der  Vorschriften  dieser  Verordnung  er¬ 
forderlichen  Auskünfte  zu  erteilen. 

§  20.  Jedermann  ist  über  Aufforderung  der  politischen 
Bezirksbehörden  nach  den  auf  Grund  dieser  Verordnung 
erlassenen  Weisungen  dieser  Behörde  oder  der  von  ihr 
bestimmten  Stelle  zur  Mitwirkung  bei  der  Durchführung 
dieser  Verordnung  als  Vertrauensmann  verpflichtet.  Bei 
Personen,  die  in  öffentlichem  Dienste  stehen,  ist  zu  dieser 
Mitwirkung  die  Zustimmung  ihrer  Dienstbehörde  er¬ 
forderlich. 

Die  Vertrauensmänner  haben  ohne  Ansehen  der  Person 
und  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  zu  verfahren,  die 
zu  ihrer  Kenntnis  gelangten  privaten  Verhältnisse  oder 
Geschäftsgeheimnisse  geheim  zu  halten  und,  soferne  sie 
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nicht  öffentliche  Beamte  sind,  die  Erfüllung  dieser  Ver¬ 
pflichtung  zu  geloben. 

Das  Amt  eines  Vertrauensmannes  ist  ein  Ehrenamt. 
Die  Enthebung  von  der  Bestellung  als  Vertrauensmann 
kann  nur  aus  wichtigen  Gründen  erfolgen. 

§  21.  Die  Gemeinden  sind  zur  Mitwirkung  bei  der 
Durchführung  dieser  Verordnung  verpflichtet. 

§  22.  Wer  eine  von  ihm  im  Sinne  dieser  Verordnung 
geforderte  Auskunft  verweigert  oder  unrichtig  erteilt 
oder  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  in  einer 
anderen  Weise  zuwiderhandelt,  wird,  sofern  die  Hand¬ 
lung  nicht  einer  strengeren  Strafe  unterliegt,  von  der 
politischen  Bezirksbehörde  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu 
2000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  drei  Monaten,  bei  er¬ 
schwerenden  Umständen  aber  mit  einer  Geldstrafe  bis 
zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  be¬ 
straft. 

Wird  die  Übertretung  bei  Ausübung  eines  Gewerbes 
begangen,  kann  außerdem,  sofern  die  Voraussetzungen 
des  §  133  b,  Absatz  1,  lit.  a,  der  Gewerbordnung  zu¬ 
treffen,  die  Entziehung  der  Gewerbeberechtigung  verfügt 
werden. 

§  23.  Die  Verordnung  tritt  mit  Ausnahme  der  Be¬ 
stimmungen  der  §§  12,  13,  14  und  15  über  die  Kaffee¬ 
karten  mit  dem  Tag  der  Kundmachung  in  Kraft. 

Der  Tag,  an  welchem  auch  diese  Bestimmungen  in 
Kraft  treten,  wird  von  der  politischen  Landesbehörde 
durch  Kundmachung  im  Landesgesetz-  und  Verordnungs¬ 
blatt  bestimmt. 

Den  politischen  Landesbehörden  bleibt  Vorbehalten, 
für  die  unmittelbare  Abgabe  von  Kaffee  an  den  Ver¬ 
braucher  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  provisorische  Be¬ 
stimmungen  zu  treffen. 

Muster  Beilage  A. 

Anzeige 

über  die  in  Verwahrung  des  Unterfertigten  befindlichen 
Kaffeevorräte  (roh  oder  gebrannt) 
nach  dem  Stande  vom  20.Juni  1916. 

Name  des  Verwahrers:  . . 


Tch  bestätige  an  Eidesstatt,  daß  obige  Angaben  der  Wahr¬ 
heit  entsprechen. 

Unterschrift  des  Verwahrers: 


Muster  Beilage  B. 

K.  k.  Bezirkshauptmannschaft 
Magistrat,  Gemeindevorstehung 

(Tag  der  Ausstellung.) 

Bezugschein  für  Kaffee. 

Name  Firma  des  Bezugsberechtigten . 

Standort  des  Betriebes  (der  Anstalt  u.  s.  w.) . 

ist  berechtigt  .  Kilogramm  (oder  Sack  ä  60  kg 

oder  Meterzentner)  Kaffee  in  der  Zeit  vom . 

bis  zum  .  191..  zu  beziehen. 

Amtssiegel. 


(Unterschrift.) 

Dieser  Bezugschein  ist  dem  Verkäufer  bei  Abnahme  der 
Ware  auszufolgen. 

Dieser  Bezugschein  ist  unübertragbar. 

Zuwiderhandlung  wird  mit  Geld  bis  zu  5000  K,  Arrest 
bis  zu  sechs  Monaten,  allenfalls  Verlust  der  Gewerbeberech¬ 
tigung  bestraft. 


Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Eine  Bekanntmachung  vom 
15.  Juni  1916  verbietet  die  Aus-  und  Durchfuhr  von 
Knochenleim  der  Nummer  375  o,  Gelatine  der  Nummer 
375  b  und  Gelatinewaren  der  Nummer  376  des  Statisti¬ 
schen  Warenverzeichnisses. 

Änderung  der  Bekanntmachung  über  die  äußere 
Kennzeichnung  von  Waren.  Unterm  n.  Juni  1916 
wurde  auf  Grund  des  §  1  der  Verordnung  über  die 
äußere  Kennzeichnung  von  Waren  vom  18.  Mai  1 91 61) 
folgendes  bestimmt: 

Artikel  I.  §  5,  Satz  1,  der  Bekanntmachung  über  die 
äußere  Kennzeichnung  von  Waren  vom  26.  Mai  1916 
erhält  folgende  Fassung: 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  auf  Waren, 
die  vor  dem  1.  Juni  1916  hergestellt  und  in  Packungen 
oder  Behältnissen  eingefüllt  sind,  insoweit  Anwendung, 
als  sich  die  Waren  noch  im  Besitze  des  Herstellers  oder 
derjenigen  Person,  die  sie  unter  ihrem  Namen  oder  ihrer 
birma  in  den  Verkehr  bringt,  befinden;  doch  genügt  an 
Stelle  der  Angabe  nach  §  2,  Nr.  2,  der  Vermerk:  „Her¬ 
gestellt  vor  dem  1.  Juni  1916“  und  an  Stelle  der  Angaben 
nach  Nr.  3  die  Angabe  des  Inhalts  nach  handelsüblicher 
Bezeichnung  und  nach  deutschem  Maße  oder  Gewicht 
oder  nach  Anzahl. 

Artikel  II.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Bekanntmachung  über  die  Bereitung  von  Back¬ 
ware.  Unterm  26.  Mai  1916  wurde  auf  Grund  des  Ar¬ 
tikels  2  der  Verordnung  vom  26.  Mai  1916  zur  Ände¬ 
rung  der  Bekanntmachung  über  die  Bereitung  von  Back¬ 
ware  vom  31.  März  1915  wird  die  Fassung  der  Bekannt¬ 
machung  über  die  Bereitung  von  Backware  nachstehend 
bekanntgemacht : 

§  1.  Als  Roggenbrot  im  Sinne  dieser  Verordnung  gilt 
jede  Backware  mit  Ausnahme  des  Kuchens,  zu  deren 
Bereitung  mehr  als  dreißig  Gewichtsteile  Roggenmehl 
auf  siebzig  Gewichtsteile  an  anderen  Mehlen  oder  mehl¬ 
artigen  Stoffen  verwendet  werden. 

Als  Weizenbrot  im  Sinne  dieser  Verordnung  gilt,  ab¬ 
gesehen  von  dem  Falle  des  §  5,  Absatz  4,  Satz  2,  jede 
Backware,  mit  Ausnahme  des  Kuchens,  zu  deren  Be¬ 
reitung  Weizenmehl  verwendet  wird. 

Als  Kuchen  im  Sinne  dieser  Verordnung  gilt  jede 
Backware,  zu  deren  Bereitung  mehr  als  zehn  Gewichts¬ 
teile  Zucker  auf  neunzig  Gewichtsteile  Mehl  oder  mehl¬ 
artiger  Stoffe  verwendet  werden. 

§  2.  Bei  der  Bereitung  von  Brot  dürfen  Weizen-  und 
Roggenauszugmehle  nicht  verwendet  werden. 

§  3.  Bei  der  Bereitung  von  Weizenbrot  muß  Weizen¬ 
mehl  in  einer  Mischung  verwendet  werden,  die  dreißig 
Gewichtsteile  Roggenmehl  unter  hundert  Teilen  des  Ge¬ 
samtgewichts  enthält;  der  Weizengehalt  kann  bis  zu 
zwanzig  Gewichtsteilen  durch  Kartoffelstärkemehl  oder 
andere  mehlartige  Stoffe  ersetzt  werden. 

Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  be¬ 
stimmten  Behörden  können  im  Falle  eines  dringenden 
wirtschaftlichen  Bedürfnisses  gestatten,  daß  Weizenmehl 
(Absatz  r)  in  einer  Mischung,  die  weniger  als  dreißig 
Gewichtsteile  Roggenmehl  unter  hundert  Teilen  des  Ge¬ 
samtgewichts  enthält  oder  auch  unvermischt  verwendet 
wird  sowie  daß  an  Stelle  des  Roggenmehlzusatzes  Kar¬ 
toffeln  oder  andere  mehlartige  Stoffe  verwendet  werden. 

§  4.  Die  Vorschriften  des  §  3  gelten  nicht  für  reines 
Weizenbrot,  das  aus  Weizenmehl  bereitet  ist,  zu  dessen 
Herstellung  der  Weizen  bis  zu  mehr  als  dreiundneunzig 
vom  Hundert  durchgemahlen  ist. 

§  5-  Be'  ßer  Bereitung  von  Roggenbrot  muß  auch 
Kartoffel  verwendet  werden. 

*)  Vgl.  Nr.  23  des  »Handelsmuseumsa  vom  8.  1.  M.,  Seite  337. 
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Der  Kartoffelgehalt  muß  bei  Verwendung  von  Kar¬ 
toffelflocken,  Kartoffelwalzmehl  oder  Kartoffelstärke¬ 
mehl  mindestens  zehn  Gewichtsteile  auf  neunzig  Ge¬ 
wichtsteile  Roggenmehl  betragen.  Werden  gequetschte 
oder  geriebene  Kartoffeln  verwendet,  so  muß  der  Kar¬ 
toffelgehalt  mindestens  dreißig  Gewichtsteile  auf  neunzig 
Gewichtsteile  Roggenmehl  betragen. 

Roggenbrot,  zu  dessen  Bereitung  mehr  Gewichtsteile 
Kartoffel  verwendet  sind,  muß  mit  dem  Buchstaben  „K“ 
bezeichnet  werden.  Werden  mehr  als  zwanzig  Gewichts¬ 
teile  Kartoffelflocken,  Kartoffelwalzmehl  oder  Kartoffel¬ 
stärkemehl,  oder  werden  mehr  als  vierzig  Gewichtsteile 
gequetschte  oder  geriebene  Kartoffeln  verwendet,  so  muß 
das  Brot  mit  den  Buchstaben  ,,KK“  bezeichnet  werden. 

Zur  Bereitung  von  Roggenbrot  darf  Weizenmehl  nicht 
verwendet  werden.  Die  Landeszentralbehörden  oder  die 
von  ihnen  bestimmten  Behörden  können  Ausnahmen  zu- 
iassen. 

Statt  Kartoffeln  können  Bohnenmehl,  auch  Sojabohnen¬ 
mehl,  Erbsenmehl,  Gerstenschrot,  Gerstenmehl,  Hafer¬ 
mehl,  fein  vermahlene  Kleie,  Maismehl,  Maniok-,  und 
Tapiokamehl,  Reismehl,  Sagomehl  in  derselben  Menge 
wie  Kartoffelflocken  verwendet  werden;  in  gleicher  Weise 
kann  Sirup  oder  Zucker  verwendet  werden,  jedoch  nur 
bis  zur  Höhe  von  fünf  Gewichtsteilen  auf  fünfundneunzig 
Gewichtsteile  Mehl  oder  Mehlersatzstoffe. 

§  6.  Die  Bestimmungen  des  §  5  gelten  nicht  für  reines 
Roggenbrot,  das  aus  Roggenmehl  bereitet  ist,  zu  dessen 
Herstellung  der  Roggen  bis  zu  mehr  als  dreiundneunzig 
vom  Hundert  durchgemahlen  ist. 

§  7.  Die  Landeszentralbehörden  können  bestimmen, 
daß  Roggenbrot  nur  in  Stücken  von  bestimmten  Formen 
und  Gewichten  bereitet  wird. 

§  8.  Bei  der  Bereitung  von  Kuchen  darf  nicht  mehr 
als  die  Hälfte  des  Gewichts  der  verwendeten  Mehle  oder 
mehlhaltigen  Stoffen  aus  Weizen  bestehen. 

§  9.  Alle  Arbeiten  und  Vorarbeiten,  die  zur  Bereitung 
von  Backware  dienen,  sind  in  Bäckereien  und  Kondito¬ 
reien,  auch  wenn  diese  nur  einen  Nebenbetrieb  darstellen, 
in  der  Zeit  von  7  Uhr  abends  bis  7  Uhr  morgens  ver¬ 
boten. 

Die  höheren  Verwaltungsbehörden  können  Beginn  und 
Ende  der  zwölf  Stunden,  auf  die  sich  dieses  Verbot  er¬ 
streckt,  für  ihren  Bezirk  oder  für  einzelne  Orte  im  Falle 
dringenden  wirtschaftlichen  Bedürfnisses  mit  der  Maß¬ 
gabe  anders  festsetzen,  daß  die  Arbeit  nur  in  ländlichen 
Verhältnissen  vor  6  Uhr  morgens  beginnen  darf.  Sie 
können  in  Notfällen  oder  im  öffentlichen  Interesse,  ins¬ 
besondere  zur  Befriedigung  plötzlich  auftretenden  Be¬ 
darfs  der  Heeresverwaltungen  oder  der  Marineverwal¬ 
tung,  Ausnahmen  zulassen. 

Die  Landenszentralbehörden  können  das  Bereiten  von 
Kuchen  auf  bestimmte  Wochentage  beschränken. 

§  10.  Roggenbrot  von  mehr  als  50  g  Gewicht  darf  erst 
vierundzwanzig  Stunden  nach  Beendigung  des  Backens 
aus  den  Bäckereien  und  Konditoreien,  auch  wenn  diese 
nur  einen  Nebenbetrieb  darstellen,  abgegeben  werden. 

§  11.  Die  Verwendung  von  backfähigem  Mehl  als 
Streumehl  zur  Isolierung  des  Teiges  ist  in  Bäckereien 
und  Konditoreien,  auch  wenn  diese  nur  einen  Neben¬ 
betrieb  darstellen,  verboten. 

Es  ist  ferner  verboten,  in  gewerblichen  Betrieben  Brot¬ 
laibe  vor  dem  Ausbacken  mit  Fett  zu  bestreichen.  Als 
Bett  im  Sinne  dieser  Vorschrift  gelten  tierische  und 
pflanzliche  öle  und  Fette  aller  Art. 

§  12.  Diese  Vorschriften  gelten  auch,  wenn  der  Teig 
von  einem  anderen  als  dem  Hersteller  ausgebacken  wird 
sowie  wenn  Backware  von  Konsumentenvereinigungen 
für  ihre  Mitglieder  bereitet  wird. 

§  13.  Die  Beamten  der  Polizei  und  die  von  der  Polizei 
beauftragten  Sachverständigen  sind  befugt,  in  die  Räume, 


in  denen  Backware  bereitet,  aufbewahrt,  feilgehalten  oder 
verpackt  wird,  jederzeit  einzutreten,  daselbst  Besichti¬ 
gungen  vorzunehmen,  Geschäftsaufzeichnungen  einzu¬ 
sehen,  auch  nach  ihrer  Auswahl  Proben  zum  Zwecke 
der  Untersuchung  gegen  Empfangsbestätigung  zu  ent¬ 
nehmen. 

§  14.  Die  Unternehmer  von  Betrieben,  in  denen  Back¬ 
ware  hergestellt  oder  gelagert  wird  sowie  die  von  ihnen 
bestellten  Betriebsleiter  und  Aufsichtspersonen  sind  ver¬ 
pflichtet,  den  Beamten  der  Polizei  und  den  Sachver¬ 
ständigen  Auskunft  über  das  Verfahren  bei  Herstellung 
der  Erzeugnisse,  über  den  Umfang  des  Betriebes  und 
über  die  zur  Verarbeitung  gelangenden  Stoffe,  insbeson¬ 
dere  auch  über  deren  Menge  und  Herkunft,  zu  erteilen. 

§  15.  Die  Sachverständigen  sind,  vorbehaltlich  der 
dienstlichen  Berichterstattung  und  der  Anzeige  von  Ge¬ 
setzwidrigkeiten,  verpflichtet,  über  die  Einrichtungen  und 
Geschäftsverhältnisse,  welche  durch  die  Aufsicht  zu  ihrer 
Kenntnis  kommen,  Verschwiegenheit  zu  beobachten  und 
sich  der  Mitteilung  und  Verwertung  der  Geschäfts-  und 
Betriebsgeheimnisse  zu  enthalten.  Sie  sind  hierauf  zu 
vereidigen. 

§  16.  Bäcker,  Konditoren  und  Verkäufer  von  Backware 
haben  einen  Abdruck  dieser  Verordnung  in  ihren  Ver¬ 
kaufs-  und  Betriebsräumen  auszuhängen. 

§  17.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung. 

§  18.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Ge¬ 
fängnis  bis  zu  drei  Monaten  wird  bestraft: 

1.  wer  den  Vorschriften  der  §§  2,  3,  5,  8,  9,  10,  11, 
16  oder  den  auf  Grund  der  §§  3,  7,  9  erlassenen  Be¬ 
stimmungen  zuwiderhandelt ; 

2.  wer  wissentlich  Backware,  die  den  Vorschriften  der 
§§  2,  3,  5,  8  oder  den  auf  Grund  der  §§  7,  9  erlassenen 
Bestimmungen  zuwider  bereitet  ist,  verkauft,  feilhält  oder 
sonst  in  den  Verkehr  bringt; 

3.  wer  den  Vorschriften  des  §  15  zuwider  Ver¬ 
schwiegenheit  nicht  beobachtet  oder  der  Mitteilung  oder 
Verwertung  von  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnissen 
sich  nicht  enthält; 

4.  wer  den  nach  §  17  erlassenen  Ausführungsbestim¬ 
mungen  zuwiderhandelt. 

In  dem  Falle  der  Nummer  3  tritt  die  Verfolgung  nur 
auf  Antrag  des  Unternehmers  ein. 

§  19.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  mit  Haft  wird 
bestraft : 

1.  wer  den  Vorschriften  des  §  13  zuwider  den  Eintritt 
in  die  Räume,  die  Besichtigung,  die  Einsicht  in  die  Ge¬ 
schäftsaufzeichnungen  oder  die  Entnahme  einer  Probe 
verweigert ; 

2.  wer  die  in  Gemäßheit  des  §  14  von  ihm  geforderte 
Auskunft  nicht  erteilt  oder  bei  der  Auskunftserteilung 
wissentlich  unwahre  Angaben  macht. 

§  20.  Diese  Verordnung  gilt  nicht  für  Backware,  die 
aus  dem  Ausland  eingeführt  wird,  und  nicht  für  Zwie¬ 
back,  der  für  Rechnung  der  Heeres-  und  Marineverwal¬ 
tung  hergestellt  wird. 

Sie  gilt  ferner  nicht  für  Erzeugnisse,  die  bei  religiösen 
Handlungen  verwendet  werden. 

Die  Vorschriften  der  §§  2,  3,  5,  8  gelten  auch  nicht 
für  die  von  Keks-,  Zwieback-,  Waffel-,  Honigkuchen-, 
Pfeffer-  oder  Lebkuchenfabriken  hergestellten  Erzeug¬ 
nisse,  soweit  sie  aus  Getreide  oder  Mehl  bereitet  werden, 
das  den  Fabriken  von  der  Reichsgetreidestelle  geliefert 
ist. 

§  21.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Verkehr  mit  Süßstoff.  Unterm  7.  Juni  1916  wurde 
auf  Grund  der  Verordnung  des  Bundesrates  vom 
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30.  März  1916,  betreffend  die  Abänderung  des  Süßstoff¬ 
gesetzes1),  folgendes  bestimmt: 

§  I.  Die  Reichszuckerstelle  kann  bis  auf  weiteres  den 
Bezug  von  Süßstoff  Gewerbetreibenden  zum  Zwecke  der 
Herstellung  folgender  Erzeugnisse  gestatten: 

Dunstobst,  Kompott  (das  sind  eingemachte  ganze 
Früchte  oder  größere  Fruchtstücke), 

Schaumwein  und  schaumweinähnliche  Getränke, 
Wermutwein,  Liköre,  Bowlen  (Maitrank),  Punsch¬ 
extrakte  aller  Art  sowie  Grundstoffe  für  solche  und  ähn¬ 
liche  Getränke, 

Obst-  und  Beerenwein, 

Essig, 

Mostrich  und  Senf, 

Fischmarinaden, 

Kautabak, 

Mittel  zur  Reinigung,  Pflege  oder  Färbung  der  Haut, 
des  Haares,  der  Nägel  oder  der  Mundhöhle. 

§  2.  Für  andere  gewerbliche  Verwendungszwecke  kann 
die  Reichszuckerstelle  bis  auf  weiteres  die  Verwendung 
von  Süßstoff  mit  Genehmigung  des  Reichskanzlers  ge¬ 
statten. 

§  3.  Die  Vorschriften  der  §§  3  bis  6  der  Bekannt¬ 
machung  vom  25.  April  1916  finden  hinsichtlich  der  Ab¬ 
gabe  von  Süßstoff  für  die  in  den  §§  1  und  2  erwähnten 
Zwecke  entsprechende  Anwendung. 


Schweiz. 

Höchstpreise  für  Petroleum.  Gestützt  auf  den 
Bundesratsbeschluß  vom  12.  Februar  1916  und  in  Ab¬ 
änderung  der  Bestimmungen  vom  24.  Februar  1916 
werden  vom  Schweizerischen  Volkswirtschaftsdeparte¬ 
ment  die  Höchstpreise  für  Petroleum  wie  folgt  fest¬ 
gesetzt: 

1.  Abgabepreis  der  Warenabteilung:  39  Francs  pro  100  kg 
oder  Francs  3r6o  pro  xoo  l.  Die  Lieferungen  erfolgen  in 
Wagenladungen  von  mindestens  10.000  kg  franko  jede 
schweizerische  Talbahnstation. 

2.  Höchstzuschlag  der  Grossisten  bei  Abgabe  von  ganzen 
Wagenladungen  von  mindestens  10.000  kg  50  Rappen  pro 
100  kg  oder  40  Rappen  pro  100  /. 

3.  Höchstzuschlag  der  Grossisten  für  die  Verteilung  durch 
die  Tankwagen  oder  in  Fässern  Francs  4'20  pro  100  kg  oder 
F  rancs  3^40  pro  100  l.  In  diesem  Zuschlag  sind  alle  Spesen, 
wie  Bahnfracht  oder  Zufuhr,  Rückfracht  für  leere  Fässer 
u.  s.  w.  inbegriffen.  Die  Lieferungen  an  die  Detaillisten 
haben  also  franko  Bahnstation,  beziehungsweise  in  den  Be¬ 
hälter  des  Käufers  zu  erfolgen.  Wenn  die  Fracht  oder  die 
Kosten  der  Zufuhr  mehr  als  Francs  i-50  pro  100  kg  be- 
ti  agen,  hat  der  Lieferant  das  Recht,  den  Mehrbetrag  dem 
Empfänger  in  Anrechnung  zu  bringen. 

4.  Höchstzuschlag  der  Kleinverkäufer  zum  Grossisten¬ 
preise  Francs  6-20  pro  xoo  kg  oder  5  Francs  pro  100  l.  Der 
Höchstpreis  für  Abgabe  an  die  Konsumenten  beträgt  also 
Francs  49-40  pro  100  kg  oder  40  Rappen  pro  l. 

Falls  Petroleum  abgefüllt,  in  Kannen  franko  Haus  ge¬ 
liefert  wird,  darf  ein  weiterer  Zuschlag  von  1  Rappen  pro  l 
zum  Ladendetailpreis  gemacht  werden.  Für  diese  Liefe¬ 
rungen  stellt  sich  also  der  Detailhöchstpreis  auf  Francs  50-40 
pro  100  kg  oder  41  Rappen  pro  l. 

Wird  vom  Großkonsumenten  das  Petroleum  faßweise,  das 
heißt  in  Quantitäten  von  mindestens  150  kg,  respektive  185  l 
bezogen,  so  tritt  eine  Ermäßigung  von  2  Francs  pro  100  kg, 
respektive  Francs  i’6o  pro  100  l  auf  dem  Detailpreise  ein. 

Die  Kantonsregierungen  sind  berechtigt,  für  einzelne 
Gegenden  oder  Ortschaften  eine  Erhöhung  bis  auf  5  Rappen 
pro  l  auf  dem  Detailpreis  zu  bewilligen,  soweit  dies  durch 
die  Kosten  des  Transportes  in  abgelegene  Gegenden  gerecht¬ 
fertigt  ist. 

5.  Die  Übertretung  der  vorstehend  festgelegten  Höchst¬ 
preise  wird  nach  Maßgabe  von  Artikel  6  und  7  des  Bundes¬ 
ratsbeschlusses  vom  12.  Februar  1916  bestraft. 

Diese  Artikel  lauten: 

„Artikel  6.  Das  Volkswirtschaftsdepartement  ist  ermäch¬ 
tigt,  gegen  Personen  und  Firmen,  die  Petroleum  und  Benzin 
einführen,  oder  mit  dieser  Ware  Großhandel  treiben,  wegen 
Zuwiderhandlungen  gegen  diesen  Bundesratsbeschluß  oder 
gegen  die  vom  Volkswirtschaftsdepartement  aufgestellten 

*)  Vgl.  Nr.  14  des  »Handelsmuseums«  vom  6.  April  1.  J.,  Seite  187. 


allgemeinen  oder  besonderen  Bestimmungen  Bußen  bis  auf 
10.000  Francs  im  einzelnen  Falle  auszusprechen  oder  die 
Schuldigen  zur  Bestrafung  nach  Artikel  7  an  die  kantonalen 
Behörden  zu  verweisen. 

Artikel  7.  Wer  den  Bestimmungen  dieses  Bundesrats¬ 
beschlusses  und  den  vom  Volkswirtschaftsdepartement  er¬ 
lassenen  Vorschriften  zuwiderhandelt,  wird  mit  Buße  von 
25  bis  10.000  Francs  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  einem 
Monat  bestraft.  Die  beiden  Strafen  können  verbunden 
werden. 

Im  Großhandel  und  Migroshandel  ist  als  Täter  der  Ver¬ 
käufer  und  der  Käufer,  im  Kleinhandel  der  Verkäufer 
strafbar. 

Die  Verfolgung  und  Beurteilung  dieser  Übertretungen 
liegt  den  kantonalen  Gerichten  ob.  Der  erste  Abschnitt  des 
Bundesgesetzes  vom  4.  Februar  1853  über  das  Bundesstraf¬ 
recht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  findet  An¬ 
wendung. 

Der  Artikel  6  bleibt  Vorbehalten.“ 

6.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  am  5.  Juni  1916 
in  Kraft  und  heben  diejenigen  vom  22.  Februar  1916  auf. 

Höchstpreise  für  Benzin  und  Benzol.  Ferner 
werden  vom  Schweizerischen  Volkswirtschaftsdeparte¬ 
ment  die  Höchstpreise  für  Benzin  und  Benzol  wie  folgt 
festgesetzt: 

1.  Abgabepreis  der  Warenabteilung:  Für  Leichtbenzin 
ca.  680/690  88  Francs  pro  100  kg,  für  Automobilbenzin 
ca.  700/730  60  Francs  pro  100  kg,  für  Waschbenzin  ca.  740/760 
53  Francs  pro  100  kg  und  für  Benzol  ca.  880  58  Francs 
pro  100  kg. 

Die  Lieferungen  erfolgen  in  Kesselwagen  von  mindestens 
10.000  kg  franko  jede  schweizerische  Talbahnstation.  Für 
die  Berechnung  ist  das  an  der  Schweizer  Grenze  konstatierte 
bahnamtliche  Ankunftsgewicht  maßgebend. 

2.  Höchstzuschlag  der  Grossisten  bei  Abgabe  von  ganzen 
Wagenladungen  von  mindestens  10.000  kg  75  Rappen  pro 
100  kg. 

3.  Plöchstzuschlag  der  Grossisten  für  die  Verteilung  in 
Fässern  an  Wiederverkäufer  oder  Selbstverbraucher 
7  Francs  pro  100  kg.  Derselbe  kommt  in  Anwendung  bei 
Bezügen  von  mindestens  250  kg  netto  in  einer  Sendung. 
Sämtliche  Bahnfrachten,  sei  es  für  die  Ware  selbst  oder 
für  leere  Fässer,  sind  von  den  Empfängern  zu  tragen.  Für 
Lieferungen  franko  Käufers  Haus  kann  bis  zu  1  Franc 
pro  100  kg  netto  Zuschlag  verlangt  werden. 

4.  Höchstpreis  für  den  Migrosverkauf  in  Quantitäten  von 
5  l  und  mehr  für  Leichtbenzin  ca.  680/690  95  Francs  pro 
100  l,  für  Automobilbenzin  ca.  700/730  67  Francs  pro  100  l, 
für  Waschbenzin  ca.  740/760  60  Francs  pro  100  l  und  für 
Benzol  ca.  880  75  Francs  pro  100  l. 

Für  die  Detailabgabe  in  Quantitäten  unter  5  l  darf  der 
Zuschlag  für  kleinste  Quantitäten  35  Prozent  auf  den  ge¬ 
nannten  Migrosverkaufspreisen  nicht  übersteigen. 

5.  Veranlassen  die  beschränkten  Vorräte  die  Grossisten, 
die  vorliegenden  Bestellungen  quantitativ  zu  reduzieren,  so 
ist  für  die  Preisberechnung  derjenige  Preisansatz  maß¬ 
gebend,  welcher  dem  bestellten,  nicht  aber  derjenige,  welcher 
dem  gelieferten  Quantum  entspricht.  Dabei  gilt  als  Voraus¬ 
setzung,  daß  die  Bestellung  einen  Monatsbedarf  des  Be¬ 
stellers  nicht  übersteigt.  Wünscht  zum  Beispiel  eine  Firma 
ihren  üblichen  Monatsbedarf  von  drei  Fässern  Benzin 
700/730  zu  erhalten,  der  Grossist  kann  ihr  jedoch  momentan 
nur  ein  Faß  liefern,  so  darf  er  dafür  nicht  den  Preis  von 
67  Rappen  pro  l  in  Anrechnung  bringen,  sondern  es  gilt 
dieser  Preis  pro  kg.  Das  gleiche  ist  zu  beachten  bei  der  An¬ 
setzung  der  Migros-,  respektive  der  Detailpreise. 

Der  Kleinverkauf  soll  ausschließlich  in  Litern  erfolgen. 

6.  Die  Übertretung  der  vorstehend  festgelegten  Höchst¬ 
preise  wird  nach  Maßgabe  von  Artikel  6  und  7  des  Bundes¬ 
ratsbeschlusses  vom  12.  Februar  1916  bestraft. 

Diese  Artikel  lauten: 

„Artikel  6.  Das  Volkswirtschaftsdepartement  ist  ermäch¬ 
tigt,  gegen  Personen  und  Firmen,  die  Petroleum,  Benzin  und 
Benzol  einführen,  oder  mit  dieser  Ware  Großhandel  treiben, 
wegen  Zuwiderhandlung  gegen  diesen  Bundesratsbeschluß 
oder  gegen  die  vom  Volkswirtschaftsdepartement  aufge¬ 
stellten  allgemeinen  oder  besonderen  Bestimmungen  Bußen 
bis  zu  10.000  Francs  im  einzelnen  Falle  auszusprechen  oder 
die  Schuldigen  zur  Bestrafung  nach  Artikel  7  an  die  kan¬ 
tonalen  Behörden  zu  verweisen. 

Artikel  7.  Wer  den  Bestimmungen  dieses  Bundesrats¬ 
beschlusses  und  den  vom  Volkswirtschaftsdepartement  er¬ 
lassenen  Vorschriften  zuwiderhandelt,  wird  mit  Buße  von 
25  bis  zu  10.000  Francs  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  einem 
Monat  bestraft.  Die  beiden  Strafen  können  verbunden 
werden. 
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Im  Großhandel  und  Migroshandel  ist  als  Täter  der  Ver¬ 
käufer  und  der  Käufer,  im  Kleinhandel  der  Verkäufer 
strafbar. 

Die  Verfolgung  und  Beurteilung  dieser  Übertretungen 
liegt  den  kantonalen  Gerichten  ob.  Der  erste  Abschnitt  des 
Bundesgesetzes  vom  4.  Februar  1853  über  das  Bundesstraf¬ 
recht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  findet  An¬ 
wendung. 

Der  Artikel  6  bleibt  Vorbehalten.“ 

7.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  am  5.  Juni  1916 
in  Kraft  und  heben  diejenigen  vom  11.  März  1916  auf. 


Weltbaumwollproduktion  1915.  Einem  Berichte  der 

schweizerischen  Gesandtschaft  in  Washington  ent¬ 
nehmen  wir: 

Vollständige  Daten  über  die  internationale  Baumwoll- 
produktion  im  Jahr  1915  sind  nicht  zur  Hand. 
Schätzungsweise  wird  angenommen,  daß  die  Produktion 
für  die  Vereinigten  Staaten,  Indien,  Rußland  und 
Ägypten  15,950.000  Ballen  von  je  500  Pfund  gewesen 
sei.  Die  Produktion  in  anderen  Ländern  wird,  soweit 
darüber  Daten  erhältlich  waren,  auf  2,990.000  Ballen 
geschätzt.  Der  Weltverbrauch  von  Baumwolle  (nicht  ein¬ 
geschlossen  derjenige  von  ,,Linters“  in  den  Vereinigten 
Staaten)  wird  für  das  Jahr  endend  31.  Juli  1915  mit 
ungefähr  19,761.000  Ballen  von  je  500  Pfund  bewertet. 
Ausgenommen  die  Vereinigten  Staaten,  bezieht  sich  die 
genannte  Zahl  hauptsächlich  auf  Baumwolle  zu  Spinn¬ 
zwecken. 

Die  Spindelzahl  in  der  Weltbaumwollindustrie  (in  Be¬ 
trieb  oder  stillstehend)  wird  für  1915  mit  ca.  147,500.000 
angegeben. 


mehr  auf  den  englischen  Markt  angewiesen  und  die  Folge 
davon  war  naturgemäß  ein  schlimmer  Konkurrenzkampf, 
der  die  Verkaufspreise  —  wenigstens  in  den  Stapel¬ 
artikeln  —  weit  unter  die  Herstellungskosten  nerab- 
drückte.  Dazu  kam  dann  die  in  Italien  um  etwa  35  Pro¬ 
zent,  in  Frankreich  um  etwa  65  Prozent  reduzierte 
Seidenernte,  das  allmähliche  Fehlen  der  türkischen 
Seiden  und  die  verminderte  Ausfuhr  nach  Europa  von 
Japan-  und  Chinaseiden,  verursacht  durch  die  Tras- 
sierungs-  und  Transportschwierigkeiten  sowie  durch  den 
steigenden  Bedarf  Amerikas  für  seine  —  im  Gegensatz 
zu  der  dortigen  Bandindustrie  —  einen  Boom  erlebende 
Seidenstoff-,  Bonneterie-  und  Elektrizitätsindustrie.  Die 
immer  mehr  außer  Verhältnis  zu  den  wirklichen  Kosten 
und  den  wachsenden  Schwierigkeiten  sich  stellenden 
Bandpreise  zwangen  dann  im  Sommer  die  Basler  Band¬ 
fabrikanten,  sich  zusammenzuschließen  und  sich  in  ein, 
in  seiner  Form  ja  allerdings  den  wenigsten  genehmes 
Syndikat  zu  vereinigen.  Der  Zweck  dieser  Gründung  war 
dabei  keineswegs  —  wie  dies  oft  bei  solchen  Syndikaten 
der  Fall  ist  —  der  Wunsch,  aus  der  Situation  einen  be¬ 
sonderen  Gewinn  herauszuschlagen;  vielmehr  wurde 
diese  Gründung  durch  reinen  Selbsterhaltungstrieb  ver¬ 
anlaßt,  indem  eben  die  frühem  Preisvereinbarungen  ohne 
gleichmäßige  Kalkulation,  ohne  eine  festgelegte  Minimal¬ 
basis  und  ohne  Kontrolle  bisher  stets  zu  unhaltbaren 
Differenzen  und  zu  einem  nachfolgenden,  nicht  nur  die 
Fabrikanten,  sondern  auch  die  Kundschaft  schwer  schädi¬ 
genden  Preissturz  geführt  hatten.  Die  vorgesehene  Mi¬ 
nimalbasis  wurde  mit  Rücksicht  auf  die  Abnehmer  sehr 
niedrig  angenommen,  und  auch  die  bis  Ende  des  Jahres 
durchgeführten  Aufschläge  von  10  Prozent  bei  stück¬ 
gefärbten  und  15  Prozent  bei  fadengefärbten  Waren 
sind  äußerst  bescheiden,  angesichts  einer  in  der  Berichts¬ 
periode  erfolgten  Hausse  der  Rohseide  bis  zu  40  und 
.  |  5°  Prozent,  der  Farblöhne  von  45  bis  55  Prozent;  ganz 

Die  Basler  Bandfabl  ikation.  Der  soeben  erschienene  j  abgesehen  von  der  Teuerung  aller  in  der  Industrie  ver- 


Jahresbericht  der  Basler  Handelskammer  schildert  die 
Lage  der  Basler  Bandfabrikation  im  Jahre  1915  -wie 
folgt: 

In  erster  Linie  mußte  dafür  gesorgt  werden,  die 
Stühle  möglichst  ununterbrochen  im  Gang  zu  halten,  um 
den  Arbeitern  günstige  Verdienstverhältnisse  zu  schaffen. 
Es  wurde  dies  dadurch  erleichtert,  daß  in  England  das 
Bandgeschäft  sich  im  Laufe  des  Berichtsjahres  zusehends 
besserte,  unterstützt  durch  eine  günstige  Mode  und  den 
flotten  Verdienst,  den  die  englische  Arbeiterbevölkerung 
in  wachsendem  Maße  durch  die  Kriegsindustrie  und  den 
guten  Geschäftsgang  überhaupt  genoß.  In  Paris  dagegen 
blieb  bis  zum  letzten  Quartal  das  Geschäft  im  Band  ganz 
still,  so  daß  St.  Etienne,  wenn  es  auch  wegen  Mangels 
an  genügenden  Arbeitskräften  nur  reduziert  produzieren 
konnte,  doch  als  sehr  gewichtiger  Konkurrent,  speziell 
im  Faqonne-Artikel,  uns  in  England  entgegentrat.  Auf 
die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  hatte  man  be¬ 
sondere  Hoffnungen  gesetzt,  in  der  Erwartung,  daß  der 
Goldregen,  welcher  durch  den  Krieg  sich  über  dieses 
Land  ergießt,  auch  das  dortige  Bandgeschäft,  speziell 
in  schönen  Nouvautes  und  reichen  Uniwaren,  beleben 
werde.  Leider  lauteten  die  Berichte  von  drüben  fort¬ 
gesetzt  kläglich.  Nur  ganz  wenige  Bandeinkäufer  wagten 
trotz  den  Gefahren  und  Unannehmlichkeiten  eine  Reise 
nach  Europa  oder  gar  in  die  Schweiz.  Nach  eingeholten 
Erkundigungen  soll  zeitweise  ein  großer  Prozentsatz  der 
amerikanischen  Bandstühle  leer  gestanden  haben;  ja,  es 
wurde  behauptet,  daß  wenige  dortige  Bandindustrielle  die 
Jahresbilanz  ohne  Verlust  abschließen  werden.  Der  Ex¬ 


wendeten  Materialien  und  den  riesig  gewachsenen  all¬ 
gemeinen  Betriebsspesen.  Den  Basler  Bandfabrikanten 
war  es,  in  erster  Linie  darum  zu  tun,  während  der 
Kriegszeit  ihre  Betriebe  möglichst  voll  im  Gang  zu 
halten;  sie  hielten  dabei  als  besonders  wichtig  im  Auge, 
die  Verkaufspreise  der  Aufnahmefähigkeit  der  Käufer¬ 
schichten  angepaßt  zu  lassen,  auch  wo  dies  unter  Opfern 
zu  geschehen  hatte.  Das  Resultat  war  darum  auch  — 
was  den  Umsatz  anbetraf  —  den  Verhältnissen  ent¬ 
sprechend,  nicht  ungünstig.  Der  gangbarste  Artikel  war 
wieder  der  färbige  Taffet  mit  Rundende  in  schmalen 
Breiten  (die  sogenannten  Orientais),  während  der  große 
Basler  Artikel  —  der  breite  färbige  Taffet  —  sehr  ver¬ 
nachlässigt  war.  An  zweiter  Stelle  kam  Failleband,  eben¬ 
falls  meist  in  schmalen  Breiten  bestellt.  Großer  Nach¬ 
frage  erfreute  sich  sodann  Picotrand,  der  an  allen  mög¬ 
lichen  Artikeln  zur  Verwendung  kam.  Auch  in  Phan¬ 
tasieband  gingen  hauptsächlich  die  schmalen  Breiten;  es 
wurden  darin  mit  großem  Geschick  alle  möglichen  Effekte 
ausgeführt:  broschierte  Blumen,  schottische  Stellungen, 
Pompadour  eff  ekte,  Bayaderes  auch  viel  Uni-Faillegrund 
mit  Phantasieborden.  In  der  zweiten  Hälfte  des  Berichts¬ 
jahres  zeigte  sich  dann  eine  regere  Nachfrage  nach 
Phantasieband  in  hohem  Breiten,  und  zwar  speziell  nach 
broschierten  Blumeneffekten  und  nach  Chineband,  worin 
neben  etwas  Kaschmir-Dessins  wiederum  die  der  Natur 
abgelauschten  Rosenkombinationen  am  beliebtesten 
waren.  Was  die  Farben  anbetrifft,  so  war  im  Betriebs¬ 
jahr  die  Skala  eine  weniger  große  als  früher.  Die  Nach¬ 
frage  beschränkt  sich  neben  den  klassischen  Farben  auf 


port  nach  Südamerika  litt  natürlich  auch  unter  den  die  der  Wüste  und  dem  Glaserkitt  entnommenen  Farben 


Kriegsverhältnissen,  Kredit-  und  Transportschwierig¬ 
keiten  u.  s.  w.  Die  Ausfuhr  nach  Deutschland  und  Öster¬ 
reich  wurde  durch  die  fallenden  Devisen  allmählich  ganz 
ausgeschaltet.  So  war  die  Basler  Bandindustrie  immer 


„Sand“  und  „Mastik“;  daneben  wurden  Porzellanblau, 
Gobelinblau,  Rübenrot,  Tete  de  negre  und  Russischgrün 
als  Nouveautefarben  bestellt.  Ein  wichtiger  Artikel 
wurde  auch  schwarzes  Band,  welches  in  großen  Mengen 


22.  JUNII9I6]  DAS  HANDELSMUSEUM.  375 

auf  Lager  fabriziert  wurde  und  das  ganze  Jahr  hindurch 
schlanken  Absatz  fand.  Weniger  gefragt  waren  stück¬ 
gefärbte  Bänder,  weil  eben  die  Atlasbindung  von  der 
Mode  vernachlässigt  war.  Neben  Naturseide,  die  uns 
Italien,  Frankreich,  Japan  und  China  lieferte,  kam  in 
diesem  Jahre  in  stark  vermehrtem  Maße  Kunstseide  in 
Verwendung;  eine  wesentliche  Verbesserung  in  der  Her¬ 
stellungstechnik  und  in  der  Färberei  dieses  Materials 
ergab  erheblich  günstigere  Resultate  auf  Stuhl,  so  daß 
sehr  schöne  Effekte  damit  erzielt  werden  konnten,  zumal 
auch  angesichts  der  riesigen  Rohseidenhausse,  wenigstens 
anfänglich,  der  Preis  der  Kunstseide  dem  Fabrikanten 
Vorteile  bot. 

gudfcrrtufetaem 

Moratoriums-Gesetzgebung  über  Zahlungsaufschub  und  andere 
außerordentliche  Gesetzgebungen  während  des  Krieges  1914/15. 

Verfaßt  vom  Professor  Albert  Koersner  und  Sekretär  Charles 
Dickson  im  Aufträge  der  schwedischen  Bankvereinigung. 
Stockholm.  II.  Band.  Preis  geheftet  schwed.  Kronen  iö-50. 

Der  II.  Band  dieses  von  uns  in  Nr.  13  vom  30.  März  1.  J. 
besprochenen  wertvollen  Nachschlagebehelfes  ist  nunmehr  er¬ 
schienen  und  hält  durch  seine  gewissenhafte  Bearbeitung,  was 
der  I.  Band  versprochen.  Man  kann  daher  dieses  Werk,  dessen 

III.  Band  in  Aussicht  steht,  allen  Interessenten  neuerlich  warm 

1  empfehlen. 

PUteiUtttgett  k tv  lUlgmeitten  t&vp 

finufcclüi 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12, 

zu  er 

Bewilligung  zu  Reisen  nach  Serbien.  Im  Einver¬ 
nehmen  mit  der  Leitung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  in  Belgrad 
wurde  wegen  Regelung  der  Überschreitung  der  Grenze 
nach  dem  okkupierten  Gebiete  Serbiens  im  geschäftlichen 
Verkehr  folgendes  festgesetzt: 

Zu  Reisen  aus  Österreich  nach  Belgrad,  im  Aus¬ 
nahmsfalle  auch  in  das  Innere  Serbiens,  ist  das  An¬ 
suchen  um  Reisebewilligung  an  die  Direktion  des  k.  k. 
österreichischen  Handelsmuseums  zu  richten.  Direkt 
an  das  Paßamt  einlangende  Ansuchen  um  Bewilligung 
geschäftlicher  Reisen  bleiben  unberücksichtigt.  Die  Be¬ 
werber  haben  einen  von  der  zuständigen  Polizeibehörde 
ordnungsgemäß  ausgestellten  Paß  mit  der  ausdrücklichen 
Bestimmung  für  Reisen  nach  Belgrad  unter  Angabe  und 
Bescheinigung  des  Reisezweckes  an  das  k.  k.  österreichi¬ 
sche  Handelsmuseum  einzusenden,  worauf  die  Entschei¬ 
dung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  telegraphisch  eingeholt  wird. 
Die  Antwortdepesche  des  Paßamtes  gilt,  falls  hierdurch 
die  Bewilligung  zur  Reise  erteilt  wurde,  für  den  Be¬ 
werber  als  Grenzübertrittsbewilligung. 

Die  Interventionskosten  sind  von  der  Partei  zu  er- 
Iegen.  (5877/E.) 

Seidene  Halstücher.  Ein  österreichischer  Handels¬ 
agent  in  Amsterdam  bewirbt  sich  um  Vertretungen  öster¬ 
reichischer  Häuser,  welche  seidene  und  halbseidene  Hals¬ 
tücher,  sowohl  aus  Natur-  wie  auch  aus  Kunstseide  er¬ 
zeugen  und  gewillt  wären,  mit  Holland  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  treten.  (A.  E.  717.) 

Rotverschnittwein.  Ein  Importhaus  in  Metz  wünscht 
Offerte,  Bezugsbedingungen  und  Musterproben  von  13- 
bis  I4grädigen  Rotverschnittweinen.  (A.  E.  716.) 

Geschäftsverbindung  mit  Russisch-Polen.  Ein  gut 

empfohlener  Agent  in  Lublin  bietet  sich  österreichischen 
Häusern  als  Vertreter  an,  welche  den  Wunsch  hegen,  mit 
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nuocumo. 

unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 
fiagen.) 

Lublin  und  dem  benachbarten  Gebiete  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  kommen.  (A.  E.  715.) 

Lederhandschuhe.  Eine  Agenturfirma  in  Amsterdam 
interessiert  sich  für  die  Übernahme  der  Vertretung  einer 
österreichischen  Lederhandschuhfabrik,  welche  für  den  I 
Export  eingerichtet  und  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenz¬ 
fähig  ist.  (A.  E.  714.) 

Seidenwaren  aller  Art.  Ein  österreichischer  Kauf¬ 
mann,  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  der  seit  mehr  als  20  Jahren  | 
Skandinavien  bereist,  dortselbst  seine  Subvertreter  hat  j 
und  bei  der  kaufkräftigen  erstklassigen  Kundschaft  gut 
eingeführt  ist,  berichtet,  daß  in  den  skandinavischen 
Ländern  infolge  des  Ausfuhrverbotes  von  Textilien  aus 
Wolle  und  Baumwolle  aus  den  Erzeugungsländern,  gegen¬ 
wärtig  große  Nachfrage  nach  Ersatzstoffen  besteht,  und 
daher  Seidenwaren  österreichischer  Provenienz  ein  gutes 
Absatzfeld  finden  könnten.  Österreichische  Fabrikanten 
der  Seidenwarenbranche  werden  hiermit  auf  diese 
günstige  Absatzchance  aufmerksam  gemacht  und  einge¬ 
laden,  sich  mit  dem  betreffenden  Vertreter,  dessen 
Adresse  im  Bureau  der  Sektion  erhältlich  ist,  ins  Ein¬ 
vernehmen  zu  setzen.  (A.  E.  713.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti- 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  711.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht  | 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote  | 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 

Jttittiilungetf  frei* 

Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau.  Vom  17.  Mai  an  ist 

zwischen  Österreich  und  dem  gesamten  Gebiete  des  Ge¬ 
neralgouvernements  Warschau  der  Briefverkehr  unter 
den  bisherigen  Bedingungen  zulässig. 

Zinsenberechnung.  Laut  Verordnungsblatt  für  das  1 
Generalgouvernement  Warschau  vom  15.  Februar  j 

\m-$umw  Sektion*1)  1 

1916  Nr.  22  tritt  für  die  Verpflichtung  von  Geldforde¬ 
rungen  für  die  Zeit  vom  1.  August  1914  bis  zum 

31.  März  1916  nachstehende  Vorschrift  in  Kraft: 

*)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
c.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels- 
nuseum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 

T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
hrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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Der  Zinssatz  beträgt  y1j2  Prozent;  ist  er  durch  Vertrag 
oder  sonstiges  Rechtsgeschäft  anderweit  festgesetzt,  so 
hat  es  dabei  sein  Bewenden  (§  2).  Die  Zinsen  sind  für 
die  gesamte  obengenannte  Zeit  zu  entrichten.  Nach  dem 
31.  Juli  1914  fällig  gewordene  Schulden  sind  vom  Tage 
der  Fälligkeit  ab  zu  verzinsen  (§  3).  In  Ansehung  der 
Verpflichtung  zur  Zinszahlung  für  die  übrige  Zeit  hat 
es  bei  dem  sonstigen  Recht  sein  Bewenden  (§1,  Absatz  2). 
Ebenso  finden  diese  Sondervorschriften  keine  Anwen¬ 
dung  auf  Schulden,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  bereits  erloschen  sind  (§  1,  Absatz  3). 

(3570/E.) 

Reisen  nach  dem  deutschen  Verwaltungsgebiet 
in  Russisch-Polen.  Zu  Reisen  nach  dem  unter  deutscher 
Verwaltung  stehenden  Okkupationsgebiete  von  Russisch- 
Polen  ist  eine  besondere  Bewilligung  notwendig.  Diese 
Bewilligung  wird  auf  Grund  eines  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefertigten  und  mit  der  amtlich  beglaubigten  Photo¬ 
graphie  und  Unterschrift  des  Inhabers  versehenen  Reise¬ 
passes  in  der  Form  der  Ausstellung  eines  Passierscheines 
durch  den  stellvertretenden  Generalstab  in  Berlin  im 
Einverständnis  mit  dem  Generalgouvernement  in  War¬ 
schau  erteilt,  jedoch  nur  in  den  Ausnahmefällen  ge¬ 
geben,  wenn  es  sich  um  dringende  und  wichtige  Ange¬ 
legenheiten  handelt,  bei  denen  die  persönliche  Anwesen¬ 
heit  des  Reisewerbers  unbedingt  erforderlich 
erscheint.  Die  Passierscheine  unterliegen  einer  Taxe 
von  3  M.  für  je  eine  Woche  der  bewilligten  Gültigkeits¬ 
dauer.  Die  Bewerbung  darum  hat  mittels  schriftlicher 
Gesuche  zu  erfolgen,  die  genaue  Angabe  über  1.  die 
Paßdaten,  2.  das  Reiseziel  (unter  namentlicher  An¬ 
führung  aller  Orte,  an  denen  Aufenthalt  genommen 
werden  soll),  3.  den  Reiseweg,  4.  den  Reisezweck  und 
5.  die  beabsichtigte  Dauer  der  Reise  enthalten  und  be¬ 
sonders  alle  für  die  Prüfung  der  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  belangreichen  Umstände  mit  voller 
Deutlichkeit  erkennen  lassen  müssen.  Der  Paß  selbst 
braucht  nicht  beigegeben  zu  werden,  es  muß  aber  die 
Richtigkeit  der  Angaben  in  dem  Gesuche  über  seine 
Daten  amtlich  bestätigt  sein. 

Die  Vermittlung  der  Gesuche  hat  das  k.  u.  k.  Mini¬ 
sterium  des  Äußern  übernommen,  das  sie  im  Interesse 
der  Vereinfachung  des  Verfahrens  im  Wege  seines  Ver¬ 
treters  in  Warschau  der  Paßzentrale  des  kaiserlichen 
Generalgouvernements  in  Warschau  zur  weiteren  Er¬ 
ledigung  zukommen  lassen  wird.  Da  jedoch  eine  Inter¬ 
vention  des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußern  nur  in 
jenen  Fällen  Platz  greifen  kann,  in  denen  in  bezug  auf 
die  Dringlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Reise  die  Vor¬ 
aussetzungen  für  die  Erteilung  der  Bewilligung  durch 
das  Generalgouvernement  gegeben  sind,  dürfen  Reise¬ 
ansuchen  nicht  mehr  wie  bisher  beim  Ministerium  des 
Äußern  eingebracht  werden;  diese  Eingaben  werden  nach 
vorheriger  Begutachtung  auf  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  dem  k.  u.  k.  Ministerium  des 
Äußern  auf  das  nach  dem  Reisezweck  in  Betracht 
kommende  k.  k.  Fachministerium  übermittelt. 

Die  Gesuche  um  die  Erteilung  der  Reisebewilligung 
nach  dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  von 
Russisch-Polen  sind  demnach  von  den  Erlaubniswerbern 
bei  der  politischen  Bezirks-,  beziehungsweise  landes¬ 
fürstlichen  Polizeibehörde  ihres  Aufenthaltsortes  ein¬ 
zubringen;  diese  Stellen  wurden  angewiesen,  die  Gesuche 
nach  Erhebung  über  die  Verläßlichkeit  des  Gesuch¬ 
stellers  und  die  Stichhältigkeit  seiner  Angaben  mit  einem 
Anträge  über  die  Berücksichtigungswürdigkeit  des  An¬ 
suchens  an  die  politische  Landesbehörde  behufs  Weiter¬ 
leitung  an  die  betreffenden  Fachministerien  vorzulegen. 

(2678/E.) 
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Reisen  aus  dem  österreichisch-ungarischen  nach 
dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  1*  iir  Reisen  in  das  deutsche  Okkupationsgebiet 
wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  der  besondere  Ausweis. 

Ad  1.  Die  von  den  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischen 
Kommandos  gemäß  der  Verordnung  des  Armeeober¬ 
kommandanten  vom  25.  August  1915,  Nr.  35  V.-Bl.,  aus¬ 
gestellten  Reisepässe  werden  vom  kaiserlich  deutschen 
Generalgouvernement  als  zureichend  anerkannt. 

Ad  2.  Der  besondere  Ausweis  wird  ausgestellt  von  der 
Paßzentrale  des  Generalgouvernements  Warschau. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  der  Reisepaß  unter  genauer 
Angabe  des  Zweckes  und  der  Dauer  der  Reise  an  den 
dem  Generalgouvernement  Warschau  zugeteilten  Ver¬ 
treter  des  österreichisch-ungarischen  Armeeober¬ 
kommandos  zu  senden. 

Der  Reisepaß  wird  sodann  an  die  übersendende  Stelle 
unmittelbar  von  der  kaiserlich  deutschen  Paßzentrale 
oder  durch  den  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  zu¬ 
rückgeschickt,  im  Falle  der  Genehmigung  der  Reise  *vird 
der  besondere  Ausweis  behufs  Ausfolgung  an  den  Be¬ 
werber  angeschlossen. 

Reisen  aus  dem  kaiserlich  deutschen  nach  dem 
österreichisch-ungarischen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  österreichisch-ungarische 
Okkupationsgebiet  wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  das  Visum  des  Reisepasses 

Ad  1.  Die  von  den  kaiserlich  deutschen  Kommandos 
oder  Behörden  gemäß  den  derzeit  geltenden  Vorschriften 
ausgestellten  Reisepässe  werden  als  zureichend  an¬ 
erkannt. 

Ad  2.  Das  Visum  wird  ausgestellt  vom  Armeeober¬ 
kommando  selbst  oder  einer  seiner  Paßvidierungsstellen 
in  Szczakowa,  Krakau,  Rozwadow  oder  Lemberg  oder 
von  den  dem  Generalgouvernement  Warschau  zuge¬ 
teilten  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  oder  vom 
k.  u.  k.  Kriegsministerium.  Zur  Erwirkung  des  Visums 
ist  der  Reisepaß  an  eine  der  bezeichneten  Stellen  zu 
senden.  Hierbei  ist  neben  den  im  Reisepaß  ohnehin  ent¬ 
haltenen  Angaben  auch  das  Ziel,  der  Zweck  und  die 
Dauer  der  Reise  anzugeben. 

Der  Reisepaß  wird  nach  allfälliger  Beisetzung  des 
Visums  von  der  k.  u.  k.  Stelle,  bei  der  die  Vidierung 
erbeten  wurde,  an  die  übersendende  Stelle  zurück¬ 
geschickt.  (3833/E.) 

Gerichtsbarkeit  im  Generalgouvernement  War¬ 
schau.  Der  Präsident  des  kaiserlich  deutschen  Ober¬ 
gerichts  bei  dem  Generalgouvernement  Warschau  be¬ 
richtete  an  den  „Verband  zur  Sicherung  deutscher  For¬ 
derungen  an  das  feindliche  Ausland“  in  Barmen  wie 
folgt: 

In  den  von  den  deutschen  Truppen  besetzten 
Teilen  Russisch-Polens  ist  die  deutsche  Gerichtsbarkeit 
in  vollem  Umfange  aufgenommen.  Das  Verfahren  ent¬ 
spricht  dem  vor  den  Gerichten  in  Deutschland,  An¬ 
waltszwang  besteht  nicht.  Es  findet  das  Mahn-  und 
Klageverfahren  statt.  Auch  Zwangsvollstreckung  wird 
betrieben.  In  Deutschland  ergangene  Urteile  oder  andere 
vollstreckbare  Schuldtitel  werden  ohneweiters  vollstreckt. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  den  Schuldner 
vor  das  zuständige  Gericht  zwecks  Mahnung  laden  zu 
lassen,  da  erfahrungsgemäß  eine  solche  gerichtliche 
Mahnung  genügt,  um  den  Schuldner  zur  Zahlung  zu 
veranlassen.  (3742/E.) 
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DIE  PARISER  WIRTSCHAFTSKONFERENZ. 

Von  Regierungsrat  Prof.  Dr.  Josef  Gruntzel. 

Will  man  sich  aus  den  unvollständigen  und  unverläß¬ 
lichen  Nachrichten  über  die  Pariser  Wirtschaftskonferenz 
ein  annähernd  richtiges  Bild  zusammenstellen,  so  muß 
man  vor  allem  der  Tatsache  Rechnung  tragen,  daß  sich 
die  gemeinsamen  Wirtschaftsberatungen  der  beiden 
kriegführenden  Gruppen  ganz  wesentlich  voneinander 
unterscheiden.  Die  Zentralmächte  denken  dabei  fast  nur 
an  die  Zeit  nach  dem  Kriege,  bereiten  also  den  Frieden 
vor  und  bemühen  sich  um  einen  gemeinsamen  Ausbau 
ihrer  Einrichtungen.  Die  Vierverbandsmächte  haben  da¬ 
gegen  zunächst  nur  den  Krieg  vor  Augen,  betrachten 
die  Handelspolitik  mehr  als  Kriegsmittel  und  sind  mehr 
auf  Maßnahmen  der  Abwehr  bedacht.  Auf  der  einen 
Seite  herrscht  die  Sorge  um  die  Arbeit,  auf  der  anderen 
die  Sorge  um  den  Kampf.  Schon  dieser  Unterschied  er¬ 
klärt  es,  warum  bei  uns  die  Erörterungen  im  vollen 
Lichte  der  Öffentlichkeit  geführt,  drüben  dagegen  mit  dem 
Schleier  des  Geheimnisses  umhüllt  werden,  warum  bei  uns 
mehr  die  Interessentenkreise,  drüben  dagegen  mehr  die 
Regierungen  in  den  Vordergrund  getreten  sind. 

Die  Hauptaufgabe  der  Pariser  Wirtschaftskonferenz 
war  es  daher,  neue  Maßnahmen  zu  finden  und  die  be¬ 
stehenden  zu  vereinheitlichen,  um  die  Absperrung  der 
Mittelmächte  zu  vervollkommnen,  denn  diese  Absperrung 
ist  heute  noch  die  stärkste  und  letzte  Hoffnung  Englands. 
Dabei  hat  sich  schon  eine  gewisse  Wandlung  vollzogen. 
Anfangs  dachte  man  an  eine  Aushungerung,  indem  man 
darauf  rechnete,  daß  die  durch  den  Mangel  an  Nah¬ 
rungsmitteln  erregte  Bevölkerung  den  Frieden  um  jeden 
Preis  erzwingen  wird.  Da  sich  diese  Aussicht  trotz  der 
Organisationsschwierigkeiten  in  der  deutschen  und 
österreichisch-ungarischen  Kriegswirtschaft  nicht  ver¬ 
wirklicht,  so  wird  das  Ziel  weiter  gesteckt.  Die  Ab¬ 
sperrung  soll  Deutschland  aus  dem  Welthandel  solange 
ausschalten,  bis  es  nach  dem  Verdorren  dieser  angeb¬ 
lichen  Hauptwurzel  seines  Wohlstandes  in  die  Verhält¬ 
nisse  eines  primitiven  Agrarstaates  zurückgeworfen 
wird.  Diese  Rechnung  freilich  hat  noch  mehr  Löcher  als 
die  erste.  Selbst  wenn  England  warten  könnte,  so  ist  es 
doch  fraglich,  ob  auch  die  Verbündeten  die  Geduld  und 
Kraft  zu  einem  so  zweifelhaften  und  kostspieligen  Ver¬ 
such  aufbringen  werden.  Dann  ruht  der  ganze  Gedanken¬ 
gang  auf  einem  Trugschluß.  Deutschland  ist  nicht  mit 
politischen  Mitteln  in  den  Welthandel  hineingewachsen, 
die  ihm  die  Ansammlung  äußerer  Reichtiimer  gestattet 
hätten,  sondern  seine  wirtschaftliche  Ausdehnung  ent¬ 
sprang  nur  der  inneren  Kraft  seiner  Arbeitsenergie  und 
Arbeitsmethoden,  die  durch  den  Krieg  bisher  nicht  ge¬ 
brochen,  sondern  sogar  noch  gestählt  worden  sind.  Aus¬ 
wärtige  Handelsbeziehungen  können  nur  dann  dauernd 
zerrissen  werden,  wenn  sie  auf  Abhängigkeit  oder  Ge¬ 
wohnheit  beruhen,  knüpfen  sich  aber  von  selbst  wieder 
an,  wenn  die  Ware  billiger  und  der  Kaufmann  besser 
ist.  Gerade  für  die  Kriegszeit  aber  konnte  die  Pariser 
Wirtschaftskonferenz  nur  auf  eine  Verbesserung  der 
schon  bestehenden  Absperrung  sinnen.  Das  Verbot  des 
Handels  mit  dem  Feinde,  das  unverkennbar  englische 
Marke  trägt,  findet  nun  die  denkbar  größte  persönliche 
und  sachliche  Erweiterung.  In  persönlicher  Hinsicht 
wird  der  Handel  verboten  1.  mit  Einwohnern  feindlicher 
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Länder  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Staatsangehörigkeit, 
2.  mit  feindlichen  Staatsangehörigen  ohne  Rücksicht  auf 
ihren  Wohnsitz  und  3.  mit  Personen,  die  dem  Einfluß 
des  Feindes  unterworfen  sind.  In  sachlicher  Beziehung 
werden  einheitliche  Bannwarenlisten  in  Aussicht 
gestellt,  das  heißt,  die  englische  Auffassung  von 
Bannware  wird  für  die  Verbündeten  als  maßgebend  er¬ 
klärt.  Eine  Verschärfung  der  heute  schon  bestehenden 
Absperrung  ist  aber  in  nennenswertem  Umfange  kaum 
mehr  möglich,  denn  ist  sie  irgendwo  durchbrochen 
worden,  geschah  dies  nicht  aus  Liebe  zum  Feind,  sondern 
aus  der  Not  des  eigenen  Landes.  Der  Gedanke,  zur  Er¬ 
reichung  des  Kriegszieles  die  militärischen  Machtmittel 
durch  wirtschaftliche  zu  ersetzen,  hat  aber  durch  die  bis¬ 
herigen  Erfahrungen  nicht  an  Überzeugungskraft  ge¬ 
wonnen,  nicht  einmal  an  dem  Beispiel  Griechenlands, 
denn  der  Druck  der  wirtschaftlichen  Not  macht  sich, 
wenn  überhaupt,  doch  so  langsam  und  spät  geltend,  daß 
bis  dahin  die  militärischen  Erfolge  die  Lage  geändert 
haben  können,  ln  finanzieller  Beziehung  bildet  die  Ab¬ 
sperrung  sogar  eine  wesentliche  Stärkung  der  gegneri¬ 
schen  Widerstandskraft,  weil  sie  ihr  ungeheure  Kapi¬ 
talien  im  Inlande  flüssig  macht. 

Neu  war  die  zweite  Aufgabe  der  Pariser  Wirtschafts¬ 
konferenz,  durch  welche  für  die  Zeit  zwischen  der  Ein¬ 
stellung  der  Feindseligkeiten  und  der  Unterzeichnung 
des  Friedensvertrages  Vorsorge  getroffen  wurde.  Die 
Verbündeten  wollen  sich  bei  der  Wiederherstellung  der 
Industrien  in  den  durch  den  Krieg  betroffenen  Gebieten 
gegenseitig  helfen,  indem  sie  sich  ihre  natürlichen  Hilfs¬ 
mittel  Vorbehalten  und  nach  Möglichkeit  Arbeiter,  Roh¬ 
stoffe  und  Maschinen  austauschen.  Das  Schwergewicht 
liegt  aber  auch  hier  ganz  offenkundig  in  der  Abwehr. 
Vor  allem  soll  dem  Feinde  die  Meistbegünstigungs¬ 
klausel  für  eine  Anzahl  von  Jahren,  die  im  Wege  eines 
allgemeinen  Abkommens  bestimmt  wird,  verweigert 
werden.  Das  ist  aber  zunächst  eine  bloße  Drohung,  denn 
ob  und  wie  lange  die  Meistbegünstigung  ausgeschlossen 
wird,  ist  bereits  Sache  einer  Vereinbarung  unter  den 
kriegführenden  Mächten.  Mit  dieser  Drohung  war 
offenbar  das  Interesse  Englands  an  der  Pariser  Wirt¬ 
schaftskonferenz  erschöpft,  das  nur  den  Kriegszweck  im 
Auge  hat  und  sich  für  spätere  Zeit  die  Hände  nach 
keiner  Richtung  hin  binden  will.  Frankreich  scheint  be¬ 
sondere  Vorkehrungen  gegen  die  zu  erwartende  Über¬ 
schwemmung  mit  deutschen  Waren  sowie  gegen  die 
massenhafte  Rückkehr  deutscher  Kaufleute  verlangt  zu 
haben.  Diese  Angst  vor  der  Überschwemmung  durch  die 
deutsche  Konkurrenz  schon  in  der  kurzen  Zeit  zwischen 
Kriegsende  und  Friedensschluß  steht  nicht  recht  im  Ein¬ 
klang  mit  der  Hoffnung  auf  eine  Erschöpfung  Deutsch¬ 
lands. 

Kaum  mehr  als  Phrasen  enthalten  die  Beschlüsse  für 
die  dauernde  Zusammenarbeit  im  Frieden.  Die  Alliierten 
werden,  so  heißt  es  in  den  Beschlüssen,  unverzüglich 
die  nötigen  Maßnahmen  treffen,  um  sich  von  jeder  Ab¬ 
hängigkeit  von  den  feindlichen  Ländern  freizumachen. 
Bezüglich  der  für  die  normale  Entwicklung  ihrer  wirt¬ 
schaftlichen  Tätigkeit  wesentlichen  Rohstoffe  und  Fa¬ 
brikate  werden  sie  sich  bemühen,  die  Produktion  in 
ihren  Ländern  zu  steigern,  und  alle  Maßnahmen  zu 
treffen,  die  dazu  bestimmt  sind,  den  Austausch  ihrer 
Produkte  zu  erleichtern  sowie  alle  Zoll-  und  ähnlichen 
Maßregeln  anwenden,  um  das  Eindringen  des  Feindes 
abzuwenden.  Schließlich  werden  sie  ein  gemeinsames 
System  einer  einheitlichen  Gesetzgebung  in  bezug  auf 
Patente,  Fabriksmarken,  den  Schutz  des  literarischen 
und  künstlerischen  Eigentums  u.  s.  w.  vorbereiten.  Die 
Geschichte  der  Handelspolitik  ist  sehr  reich  an  solchen 
kodifizierten  Phrasen  und  beweist,  daß  sie  wertlos  sind, 
weil  sie  zu  nichts  verpflichten.  Gerade  dieser  für  die 
Welt  interessanteste  Teil  ist  armselig  ausgefallen. 


An  weitgehenden  Vorschlägen  und  großangelegten 
Vorbereitungen  hat  es  dabei  durchaus  nicht  gefehlt.  In 
zollpolitischer  Hinsicht  hatte  der  australische  Minister¬ 
präsident  Hughes  ein  System  staffelförmiger  Vorzugs¬ 
tarife  vorgeschlagen,  bei  dem  die  erste  Gruppe  von  den 
Kolonien,  die  zweite  von  den  verbündeten,  die  dritte 
von  den  neutralen  und  die  vierte  von  den  feindlichen 
Ländern  gebildet  werden  sollte.  Aber  schon  Frankreich 
murrte,  daß  es  schlechter  behandelt  werden  sollte  als 
eine  noch  so  entfernte  englische  Kolonie.  Dann  gab  man 
wieder  der  Besorgnis  Ausdruck,  daß  die  Neutralen  auf 
diese  Wreise  geradezu  in  die  Hände  der  Feinde  getrieben 
werden.  Übrigens  stimmen  auch  die  handelspolitischen 
Interessen  der  Alliierten  selbst  recht  wenig  überein. 
England  ist  in  erster  Linie  auf  einen  engeren  Zu¬ 
sammenschluß  mit  den  Kolonien  bedacht,  der  nun  nicht 
bloß  bei  den  Einfuhrzöllen  für  die  importierten  Fa¬ 
brikate,  wie  dies  schon  bisher  der  Fall  war,  sondern 
auch  bei  den  Ausfuhrzöllen  für  die  exportierten  Ko¬ 
lonialprodukte  einen  Vorzug  für  das  Mutterland  be¬ 
inhalten  soll.  Frankreich  hat  wohl  für  seine  feinen  Kon¬ 
fektions-  und  Textilwaren,  Pariser  Erzeugnisse  und 
Spirituosen  einen  großen  Absatz  in  England,  aber  dieser 
Markt  ist  saturiert  und  nicht  so  entwicklungsfähig  wie 
der  des  kontinentalen  Europa.  Unter  den  verbündeten 
Ländern  haben  nur  zwei  eine  gemeinsame  Grenze,  näm¬ 
lich  Frankreich  und  Italien,  aber  diese  streben  wegen 
der  Ähnlichkeit  ihrer  äußeren  Austauschprodukte  (Seide, 
Wein,  Südfrüchte)  wirtschaftlich  seit  jeher  auseinander. 
Italien  kann  auf  Deutschland  nicht  verzichten,  ebenso¬ 
wenig  Rußland,  das  dort  ein  Drittel  seines  Getreide¬ 
exports  absetzt. 

Heute  weiß  man  überdies  zur  Genüge,  daß  die  Ab¬ 
wehrmittel  nicht  bloß  auf  dem  Gebiete  der  Zollpolitik 
liegen,  sondern  auf  den  verschiedensten  Gebieten  der 
Wirtschaftspolitik,  bei  den  Frachttarifen,  bei  der  Hand¬ 
habung  der  Gewerbeordnung,  bei  der  Vergebung  öffent¬ 
licher  Lieferungen,  beim  Patentrecht  (Ausübungszwang) 
u.  s.  w.  Ja,  außer  diesem  Verwaltungsschutz  gibt  es  noch 
einen  Koalitionsschutz,  indem  nicht  die  Regierung,  son¬ 
dern  die  Bevölkerung  den  Kampf  führt,  und  zwar  da¬ 
durch,  daß  sie  die  Waren  bestimmter  Länder  boykottiert. 
Der  Boykott,  der  lange  Zeit  nur  in  der  Arbeiterbewegung 
eine  größere  Rolle  spielte,  hat  in  neuerer  Zeit  auf  die 
internationalen  Handelsbeziehungen  übergegriffen,  wie 
dies  der  seinerzeitige  Boykott  der  Chinesen  gegen  ameri¬ 
kanische  Waren,  der  Boykott  der  türkischen  Lastträger¬ 
zünfte  gegen  Österreich  und  später  gegen  Italien  und 
andere  Fälle  gezeigt  haben.  Eine  antideutsche  Liga  in 
London  hat  auch  die  Organisation  eines  Boykotts  gegen 
deutsche  und  österreichisch-ungarische  Waren  in  An¬ 
griff  genommen.  Eine  solche  Maßnahme  hat  den  Vorteil, 
daß  die  Regierung  sich  dabei  der  Verantwortung  gegen¬ 
über  dem  Ausland  entziehen  kann,  aber  den  Nachteil, 
daß  sie  nur  auf  einer  gefühlsmäßigen  Aufwallung  ruht, 
welche  die  verstandesmäßige  Beurteilung  des  Preises 
und  der  Beschaffenheit  der  Ware  zurückdrängt,  daher 
nur  unter  scharfer  Kontrolle  wirkt  und  sehr  bald  ab¬ 
flaut. 

Im  allgemeinen  ist  eine  gemeinsame  Abwehr  ver¬ 
schiedener  Länder  durch  den  äußeren  Zweck  des  Krieges 
nur  vorübergehend,  dauernd  dagegen  nur  durch  die  in¬ 
nere  Gemeinsamkeit  der  Interessen  möglich.  Darin  liegt 
eben  der  Unterschied  in  der  handelspolitischen  Stellung 
der  beiden  kriegführenden  Gruppen.  Die  Vierverbands¬ 
mächte  sind  nur  eine  Kampfgenossenschaft,  die  in  erster 
Linie  dem  Kriege  dient  und  mit  ihm  zusammenfällt,  die 
Mittelmächte  dagegen  eine  Arbeitsgemeinschaft,  die  im 
Kriege  eine  Vorbereitung  und  ihre  volle  Entfaltung  erst 
im  Frieden  finden  kann. 
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KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Regelung  des  Ausfuhrverkehrs  nach  Rumänien. 

Eine  \  erordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen 
mit  dem  Eisenbahnminister  und  dem  Finanzminister  vom 
26.  Juni  1916  bestimmt: 

§  I.  Die  Ausfuhr  von  Waren  nach  Rumänien  mittels 
Bahn  oder  Schiff  darf  nur  durch  Vermittlung  des  zur 
Förderung  des  Ausfuhrverkehres  nach  Rumänien  er¬ 
richteten  „österreichischen  Warenverkehrsbureaus“  in 
Wien  (I.  Stubenring  8)  erfolgen.  Die  Eisenbahn-  und 
Dampfschiffahrtsunternehmungen  dürfen  Sendungen,  die 
ohne  Vermittlung  dieses  Bureaus  zur  Ausfuhr  nach  Ru¬ 
mänien  aufgegeben  werden,  zur  Beförderung  nicht  an¬ 
nehmen. 

Der  Handelsminister  kann  im  Einvernehmen  mit  dem 
Eisenbahnminister  und  dem  Finanzminister  Ausnahmen 
von  diesen  Bestimmungen  zulassen. 

§  2.  Das  „Österreichische  Warenverkehrsbureau“  ist 
eine  juristische  Person.  Seine  Vertretung  nach  außen 
und  die  rechtsverbindliche  Zeichnung  erfolgt  durch  jene 
Mitglieder  des  Bureaus,  die  vom  Handelsminister  je¬ 
weils  damit  betraut  werden. 

Das  „österreichische  Warenverkehrsbureau“  ist  be¬ 
rechtigt,  für  seine  Tätigkeit  Gebühren  einzuheben,  die 
vom  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanz¬ 
minister  festgesetzt  werden  und  zur  Deckung  der  auf¬ 
laufenden  Kosten  zu  verwenden  sind. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  innere  Einrichtung 
und  den  Dienstesbetrieb  werden  vom  Handelsminister 
erlassen1). 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  am  1.  Juli  1916  in  Kraft. 

Anbotzwang  für  rohe  Baumwollgarne.  Das  Han¬ 
delsministerium  hat  auf  Grund  der  Ministerialverord- 
nung  vom  13.  April  1916  mit  Erlaß  vom  20.  Juni  1916 
den  Anbotzwang  für  rohe  Baumwollgarne,  einfach  und 
zweifach,  in  den  Nummern  20  bis  26  geweift,  auf  Kops 
oder  zylindrischen  Kreuzspulen,  mit  Ausschluß  von 
Garnen  zur  Wirk-  und  Strickwarenerzeugung,  die  sich 
im  Besitze  von  Wirk-  und  Strickwarenerzeugern  be¬ 
finden,  verfügt.  Der  Anbotzwang  erstreckt  sich  nicht  auf 
jene  Garne,  die  zur  Fertigstellung  von  Waren  erforder¬ 
lich  sind,  bezüglich  deren  am  Tage  der  Verlautbarung 
des  Anbotzwanges  bei  der  Baumwollzentrale  Beleg¬ 
scheine  oder  Bewilligungen  des  Handelsministeriums 
für  die  Verarbeitung  der  Garne  erliegen.  Wer 
solche  dem  Anbotzwang  unterliegende  Garne  besitzt, 
hat  diese  Garne  bis  spätestens  3.  Juli  unter  Bemuste¬ 
rung  der  Garnabteilung  der  Baumwollzentrale  in 
Wien,  I.  Maria  Theresien-Straße  32/34,  anzubieten. 
Auch  jeder,  der  solche  dem  Anbotzwange  unter¬ 
liegende  Garne  nur  in  Verwahrung  hat,  ist  verpflichtet, 
hiervon  bis  3.  Juli  der  Baumwollzentrale  (Garnabteilung) 
Mitteilung  zu  machen.  Freihändige,  bisher  der  Baum¬ 
wollzentrale  gemachte  Offerte  werden  nicht  als  Anbot 
angesehen.  Es  sind  daher  unbeschadet  solcher  Offerte 
die  dem  Anbotzwange  unterliegenden  Baumwollgarne 
neuerdings  anzubieten.  An  die  Baumwollzentrale  frei¬ 
händig  verkaufte,  aber  noch  nicht  abgelieferte  Garne 
sind  bei  der  Garnabteilung  der  Baumwollzentrale  an¬ 
zumelden,  und  werden  von  der  Baumwollzentrale,  soweit 
sie  nicht  durch  Belegscheine  oder  Verarbeitungsbewilli- 
gungen  gedeckt  sind,  der  Übernahmskommission  zur  Ver¬ 
fügung  gestellt.  Diejenigen  Garne,  für  die  am  Tag  des 
Erscheinens  dieser  Verfügung  Belegscheine  oder  Ver¬ 
arbeitungsbewilligungen  bei  der  Baumwollzentrale  er¬ 
liegen  und  die  somit  vom  Anbotzwang  ausgenommen  er¬ 
scheinen,  sind  unter  Anführung  der  bezüglichen  Beleg¬ 


scheine  und  Verarbeitungsbewilligungen  sowie  unter  An¬ 
gabe  der  Lieferungstermine  und  Lieferungsrückstände 
bei  der  Baumwollzentrale  (Garnabteilung)  anzumelden. 
Die  Nichtbeachtung  der  vorstehenden  Verfügungen  hat 
die  Bestrafung  nach  §  12  der  Ministerialverordnung 
vom  13.  April  1916  zur  Folge. 

Der  Anbotzwang  für  Kaliko.  Mit  Bezug  auf  den 
vom  Handelsministerium  auf  Grund  der  Ministerialver¬ 
ordnung  vom  13.  April  1916  verfügten  und  in  den  Tages¬ 
blättern  vom  18.  Juni  d.  J.  verlautbarten  Anbotzwang 
für  Kaliko1)  wird  ausdrücklich  darauf  aufmerksam  ge¬ 
macht,  daß  auch  alle  jene  Mengen  anzumelden  sind, 
für  welche  am  Tag  der  Verlautbarung  dieser  Verfügung 
Belegscheine  oder  Ausnahmsbewilligungen  des  Handels¬ 
ministeriums  bei  der  Baumwollzentrale  Vorgelegen  sind, 
beziehungsweise  Schlußbriefe  der  Baumwollzentrale  aus¬ 
gestellt  waren.  Bei  diesen  Anmeldungen  ist  jedoch  die 
genaue  Nummer  des  Bestellerlasses,  des  Belegscheines, 
der  Ausnahmsbewilligung  des  Handelsministeriums  oder 
(  des  Schlußbriefes  der  Baumwollzentrale,  die  bestellte 
sowie  die  bis  zum  Tage  des  Anbotes  abgelieferte  Waren- 
,  menge  ausdrücklich  anzugeben.  Die  so  belegten  Waren 
dürfen  trotz  der  erfolgten  Anmeldung  weiter  verarbeitet 
und  abgeliefert  werden.  Alle  jene  Mengen,  für  welche 
die  vorangeführten  Belege  nicht  erbracht  wurden,  dürfen 
bis  zum  Ablauf  des  Termines  für  den  Anbotzwang  weder 
verarbeitet  noch  abgeliefert  oder  veräußert  werden.  Jede 
Manipulation  mit  diesen  Waren  ist  daher  vom  Tage  der 
Verlautbarung  der  Verfügung,  das  ist  vom  18.  Juni  1916 
an,  verboten,  die  Ware  bis  zum  Ablauf  des  Termines 
gesperrt  zu  halten.  Mengen,  welche  am  Tag  der  Verlaut¬ 
barung  dieser  Verfügung,  das  ist  am  18.  Juni  1916,  ver¬ 
kauft  und  bereits  fakturiert  waren,  sind  vom  Käufer, 
Mengen,  welche  am  18.  Juni  1916  verkauft,  aber  noch 
nicht  fakturiert  waren,  vom  Verkäufer  anzubieten.  Dem 
Anbotzwang  unterliegen  derartige  Waren  auf  jeden  Fall. 


*)  Siehe  Seite  384. 


Vorbehalt  von  Leder  bestimmter  Gattungen  für 
Militärbedarf.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers 
im  Einvernehmen  mit  den  Ministern  für  öffentliche  Ar¬ 
beiten  und  für  Landesverteidigung  und  im  Einverständnis 
mit  dem  Kriegsminister  vom  23.  Juni  1916  verfügt: 

§  1.  Der  Vorbehalt  für  Militärbedarf  entfällt  bezüglich 
summach-  und  lohgaren  Schafleders. 

§  2.  Die  Aufhebung  des  Vorbehalts  für  Militärbedarf, 
die  durch  die  amtliche  Abstempelung  von  Ledervorräten 
gemäß  §  5,  Z.  2,  der  Verordnung  vom  5.  Februar  1916, 
R.-G.-Bl.  Nr.  28,  eintritt,  steht  einer  Abgabeverfügung 
des  Handelsministeriums  bezüglich  dieser  Ledervorräte 
im  Sinne  des  §  8  der  angeführten  Verordnung  nicht  ent- 
gegen. 

Die  Befugnis  des  Handelsministeriums  zur  Abgabe¬ 
verfügung  wird  auf  die  Erzeugungsabfälle  aus  der  Ver¬ 
arbeitung  von  Leder  der  für  Militärbedarf  vorbehaltenen 
Gattungen  erstreckt. 

§  3.  Die  Verpflichtung  des  Vorratsbesitzers  zur  Be¬ 
folgung  einer  vom  Handelsministerium  getroffenen  Ab¬ 
gabeverfügung  wird  dadurch  nicht  aufgeschoben,  daß 
sich  der  Vorratsbesitzer  und  der  Übernehmer  über  den 
Preis  der  abzugebenden  Ware  nicht  einigen  können.  In 
diesem  Falle  hat  der  Übernehmer  einstweilen  den  vom 
Handelsministerium  zu  bestimmenden  Preis  zu  bezahlen. 
Auf  Verlangen  einer  der  beiden  Parteien  hat  die  ge¬ 
richtliche  Feststellung  der  Vergütung  im  außerstreitigen 
Verfahren  nach  Anhörung  von  Sachverständigen  durch 
das  nach  dem  Vorratsorte  zuständige  Bezirksgericht 
zu  erfolgen.  Die  Entscheidung  kann  binnen  acht  Tagen 
mit  Rekurs  angefochten  werden.  Gegen  die  Entscheidung 
der  zweiten  Instanz  ist  ein  weiteres  Rechtsmittel  un- 


l)  Vgl.  Nr.  25  des  »Handelsmuseums«  vom  22.  1.  M.,  S<  iie  366. 
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zulässig.  Inwiefern  die  Kosten  des  Verfahrens  von  der 
einen  Partei  zu  ersetzen  oder  unter  die  Parteien  zu  teilen 
sind,  entscheidet  das  Gericht  nach  freiem  Ermessen. 

§  4.  Im  übrigen  bleiben  die  Bestimmungen  der  Mini- 
sterialverordnung  vom  5.  Februar  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  28, 
unberührt. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Verkauf  von  Erzeugungsabfällen  aus  der  Leder¬ 
verarbeitung.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers 
im  Einvernehmen  mit  den  Ministern  für  öffentliche  Ar¬ 
beiten  und  für  Landesverteidigung  und  im  Einverständnis 
mit  dem  Kriegsminister  vom  23.  Juni  1916  bestimmt: 

§  1.  Die  Erzeugungsabfälle,  die  sich  bei  der  Verarbei¬ 
tung  von  Leder  ergeben,  das  nach  den  Vorschriften  der 
Verordnung  vom  5.  Februar  1916,  R.-G.-Bl.  Nr.  28  (ab¬ 
geändert  mit  Verordnung  vom  23.  Juni  1916,  R.-G.-Bl. 
Nr.  192),  für  Militärzwecke  Vorbehalten  ist,  dürfen  an 
andere  Abnehmer  als  die  Lederbeschaffungsgesellschaft 
m.  b.  H.  in  Wien  nur  gemäß  den  nachstehenden  Bestim¬ 
mungen  abgegeben  werden. 

Insoweit  die  Erfüllung  eingegangener  Lieferungs¬ 
verbindlichkeiten  mit  diesen  Bestimmungen  im  Wider¬ 
spruch  stünde,  ist  sie  untersagt. 

§  2.  Jeder,  der  Erzeugungsabfälle  der  im  §  1  bezeich- 
neten  Art  zu  veräußern  beabsichtigt,  hat  sie  zunächst 
der  Lederbeschaffungsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Wien  zum 
Kaufe  anzubieten. 

Die  Anbote  sind  das  erste  Mal  bis  zum  15.  Juli  1916 
und  in  der  Folge  am  1.  und  15.  jedes  Monats  einzu¬ 
bringen. 

ln  dem  Anbot  ist  anzuführen: 

1.  Die  genaue  Bezeichnung  der  Gattung  des  Leders 
(sohlenartig  gegerbtes  Leder,  Oberleder,  Blankleder, 
Transparentleder)  ; 

2.  die  Art  des  Abfalles,  und  zwar: 

a)  für  Schuhzwecke  verwendbar  (,, Brennleder“)  ; 

b)  brauchbarer  Stanz-  (Schnitt-)  Abfall; 

c)  Qualitätsabfall,  das  ist  Abfall,  der  sich  allenfalls 
nach  seiner  Flächenausdehnung,  nicht  aber  nach  Stärke 
oder  Qualität  des  Leders  für  die  Verwendung  zu  Militär¬ 
zwecken  eignet; 

3.  das  Gewicht  der  angebotenen  Abfälle  und  der 
hierfür  geforderte  Preis  frei  Verladestation,  und  zwar 
beide  Angaben  gesondert  nach  Ledergattungen  und  Ab¬ 
fallarten. 

Dem  Anbote  ist  die  in  dem  betreffenden  Betriebe 
bisher  übliche  Sortierung  der  Abfälle  zugrundezulegen. 

\  ordrucke  für  die  Anbote  sind  bei  der  Lederbeschaf- 
fungsgesellschaft  erhältlich. 

S  3-  Lie  Anbote  sind  an  die  Lederbeschaffungsgesell¬ 
schaft  mit  der  Post  rekommandiert  einzusenden. 

Die  Gesellschaft  hat  dem  Anbotsteller  die  Postgebühr 
zu  ersetzen. 

Der  Anbotsteller  ist  an  sein  Anbot  vierzehn  Tage,  die 
\  <»m  I  ag  der  Postaufgabe  des  Anbotes  an  zu  rechnen 
sind,  gebunden.  Geht  ihm  innerhalb  dieser  Frist  die  An¬ 
nahmeerklärung  der  Gesellschaft  nicht  zu,  so  kann  er 
über  die  angebotene  Ware  frei  verfügen. 

Nimmt  die  Gesellschaft  das  Anbot  an,  so  hat  sie  un¬ 
verzüglich  auch  die  erforderlichen  Verfügungen  wegen 
Ablieferung  der  Ware  zu  treffen.  Der  Verkäufer  hat  die 
\\  are  ehestens  in  versandfähigen  Zustand  zu  bringen 
und  sie  sodann  entsprechend  den  Verfügungen  der  Ge¬ 
sellschaft  auf  ihre  Kosten  an  die  von  ihr  bezeichnete 
Stelle  ohne  \  erzug  abzusenden.  Als  Erfüllungsort  hat 
dei  Bestimmungsort  der  V  are  zu  gelten,  wenn  dieser 
in  Österreich  gelegen  ist.  Andernfalls  gelten  hierfür  die 
allgemeinen  Bestimmungen  des  Artikels  324  H.-G.-B. 

Der  \  erkäufer  hat  gleichzeitig  mit  der  Absendung  der 
Ware  der  Gesellschaft  einzusenden: 


1.  ein  Verzeichnis  über  die  Ledergattung  und  die  Art 
der  Abfälle, 

2.  die  Rechnung, 

3.  das  die  amtliche  Gewichtsangabe  enthaltende 
Frachtbriefduplikat. 

Die  Gesellschaft  hat  60  Prozent  des  dem  Verkäufer 
nach  diesen  Belegen  gebührenden  Kaufpreises  sofort 
nach  Eingang  der  Belege  zu  bezahlen  und  den  Rest¬ 
betrag  binnen  acht  Tagen  nach  Übernahme  der  Ware  zu 
berichtigen,  sofern  nicht  eine  Bemängelung  der  Ware 
erfolgt. 

Die  Übernahme  hat  innerhalb  acht  Tagen  nach  Ver¬ 
ständigung  des  Adressaten  vom  Einlangen  der  Ware  in 
der  Bestimmungsstation  zu  geschehen.  Der  Adressat  hat 
dem  Absender  das  Einlangen  der  Ware  in  der  Bestim¬ 
mungsstation  sofort  schriftlich  anzuzeigen. 

Die  Gesellschaft  kann  Mängel  der  Ware  nur  dann 
geltend  machen,  wenn  sie  dem  Verkäufer  die  Mängel 
binnen  vierzehn  Tagen  nach  Verständigung  des  Adres¬ 
saten  vom  Einlangen  der  Ware  in  der  Bestimmungs¬ 
station  angezeigt  hat. 

Nach  rechtzeitiger  Bemängelung  hat  die  Gesellschaft 
den  restlichen  Teil  des  Kaufpreises  erst  auf  Grund  der 
rechtskräftigen  Entscheidung  über  den  Wert  der  Ware 
zu  bezahlen. 

§  4.  Die  Vergütung  für  die  der  Lederbeschaffungs¬ 
gesellschaft  gemäß  den  Vorschriften  der  §§  2  und  3  an¬ 
gebotenen  Erzeugungsabfälle  ist  mangels  eines  gütlichen 
Übereinkommens  auf  Antrag  der  Gesellschaft  oder  des 
Anbotstellers  vom  Gericht  im  außerstreitigen  Verfahren 
nach  Anhörung  von  Sachverständigen  festzusetzen. 

Die  Sachverständigen  sind  in  der  Regel  den  ständig 
beeideten  Sachverständigen  zu  entnehmen. 

Zur  Entscheidung  ist  das  Bezirksgericht  zuständig, 
in  dessen  Sprengel  sich  die  angebotenen  Erzeugungs¬ 
abfälle  befinden.  Die  Entscheidung  kann  binnen  acht 
Tagen  mit  Rekurs  angefochten  werden.  Gegen  die  Ent¬ 
scheidung  der  zweiten  Instanz  ist  ein  weiteres  Rechts¬ 
mittel  unzulässig.  Inwiefern  die  Kosten  des  Verfahrens 
von  der  einen  Partei  zu  ersetzen  oder  unter  die  Parteien 
zu  teilen  sind,  entscheidet  das  Gericht  nach  freiem  Er¬ 
messen. 

Die  Pflicht  zur  Lieferung  wird  durch  das  gerichtliche 
\  erfahren  nicht  aufgeschoben.  Bei  der  Übernahme  der 
Ware  ist,  wenn  sie  vor  Abschluß  dieses  Verfahrens  er¬ 
folgt,  einstweilen  der  dem  Vorratsbesitzer  von  der  Ge¬ 
sellschaft  gebotene  Preis  unter  Beobachtung  der  im  §  3 
dieser  Verordnung  enthaltenen  Vorschriften  zu  bezahlen. 

§  5.  Die  Einhaltung  der  Vorschriften  dieser  Verord¬ 
nung  wird  vom  Handelsministerium  unter  Heranziehung 
der  Gewerbeinspektoren  oder  anderer  Organe  überwacht. 
Zu  diesem  Behufe  können  Betriebsräume  und  andere 
Anlagen  besichtigt  und  Geschäftsbücher  amtlich  ein¬ 
gesehen  werden. 

Ausnahmen  von  den  Vorschriften  dieser  Verordnung 
können  nur  vom  Handelsministerium  bewilligt  werden. 

§  6.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieser 
\  erordnung  sind  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten 
oder  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  von  den  politischen 
Behörden  erster  Instanz  zu  ahnden,  insofern  die  Hand¬ 
lungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fallen. 

§  /.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Verkehr  mit  Rindshäuten,  Roßhäuten  und  Kalb¬ 
fellen.  Eine  \  erordnung  des  Handelsministers  im  Ein- 
vernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern,  Minister  für 
öffentliche  Arbeiten  und  Minister  für  Landesverteidigung 
vom  23.  Juni  1916  verfügt: 

§  1.  Die  Bestimmungen  des  §  3  der  Verordnung  vom 
12.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  198,  worin  mehrfache  Aus¬ 
nahmen  von  der  \  erpflichtung  zur  Anbietung  der  Vor- 
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r;ite  an  Rinds-  und  Roßhäuten  an  die  Häute-  und  Leder- 
zenrale-A.-G.  zugelassen  waren,  werden  außer  Kraft 
gesetzt.  An  Stelle  dieser  Bestimmungen  treten  nach¬ 
stehende  Vorschriften: 

1.  Rinds-  und  Roßhäute  dürfen  an  Ledererzeuger  nur 
mehr  von  der  Häute-  und  Lederzentrale-A.-G.  in  Wien 
geliefert  werden.  Ebenso  dürfen  die  Ledererzeuger  diese 
Häute  nur  durch  Vermittlung  der  genannten  Gesellschaft 
beziehen. 

2.  Auch  zum  Zwecke  der  Lohngerbung  dürfen  Rinds¬ 
und  Roßhäute,  die  nicht  zuvor  der  genannten  Gesellschaft 
zum  Kaufe  angeboten  worden  sind,  an  Ledererzeuger 
nicht  mehr  übergeben  und  von  diesen  nicht  mehr  über¬ 
nommen  werden.  Der  Besitzer  hat  die  Häute  vielmehr 
unter  Beobachtung  der  nachstehenden  Vorschriften  ab¬ 
zugeben. 

3"  ^  leischhauer,  Schlächter  und  sonstige  Häutebesitzer, 
die  ihre  \  orräte  an  Rinds-  und  Roßhäuten  nicht  an 
einen  Ledererzeuger  oder  an  den  Einkäufer  eines  Leder¬ 
erzeugers  geliefert  haben,  haben  die  Vorräte  im  Sinne 
der  geltenden  Vorschriften  entweder  an  denjenigen,  und 
zwar  allwöchentlich  abzugeben,  dem  sie  solche  Häute 
in  der  Zeit  zwischen  1.  und  31.  März  1915  geliefert 
haben,  oder  sie  haben  die  Vorräte  an  Häuten  der  ge¬ 
nannten  Art  nach  Vorschrift  der  Verordnung  vom  12.  Juli 
1 9 1 5 »  R.-G.-Bl.  Nr.  198,  der  Häute-  und  Lederzentrale- 
A.-G.  allwöchentlich  an  jedem  Samstag  zum  Kaufe  an¬ 
zubieten. 

4.  Fleischhauer,  Schlächter  und  sonstige  Häute¬ 
besitzer,  die  ihre  Vorräte  an  Rinds-  oder  Roßhäuten 
bisher  an  einen  Ledererzeuger  oder  an  den  Einkäufer 
eines  Ledererzeugers  geliefert  haben,  dürfen  die  Häute 
an  diesen  Ledererzeuger  oder  Einkäufer  weiterhin  nicht 
mehr  liefern,  sondern  sie  haben  die  Häute,  und  zwar 
allwöchentlich,  an  eine  Häuteverwertungsgesellschaft 
oder  an  einen  anderen  zum  gewerbsmäßigen  Einkauf  und 
Verkauf  von  Häuten  befugten  Händler  abzugeben  oder 
der  Häute-  und  Lederzentrale-A.-G.  nach  Vorschrift  der 
Verordnung  vom  12.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  198,  zum 
Kaufe  anzubieten. 

5-  Ausnahmen  können  nur  vom  Handelsministerium 
bei  Vorliegen  besonders  beriicksichtigenswerter  Gründe 
bewilligt  werden. 

§  2.  Das  Handelsministerium  kann  die  zwangsweise 
Abnahme  \on  Vorräten  an  Rinds-  oder  Roßhauten,  die 
nicht  gemäß  den  Vorschriften  des  §  1  abgegeben  oder 
bezogen  worden  sind,  anordnen.  Hierbei  haben  die  Be¬ 
stimmungen  der  §§  4  und  5  der  Verordnung  vom 
19.  August  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  243,  sinngemäße  An¬ 
wendung  zu  finden. 

3.  Das  Handelsministerium  kann  auch  außer  den 
im  §  2  der  gegenwärtigen  Verordnung  und  im  §  4  der 
Verordnung  vom  19.  August  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  243, 
angeführten  Fällen  die  Abgabe  von  Vorräten  an  Rinds¬ 
oder  Roßhäuten  an  die  von  ihm  zu  bezeichnenden  Unter¬ 
nehmer  zu  einem  den  festgesetzten  Höchstpreisen  ent¬ 
sprechenden  Preise  verfügen. 

Die  Abgabeverpflichtung  wird  dadurch  nicht  aufge¬ 
schoben,  daß  sich  der  Vorratsbesitzer  und  der  Über¬ 
nehmer  über  den  Preis  für  die  abzugebende  Ware  nicht 
einigen  können.  In  diesem  Falle  hat  der  Übernehmer 
einstweilen  den  vom  Handelsministerium  zu  bestim¬ 
menden  Preis  zu  bezahlen.  Auf  Verlangen  einer  der 
beiden  Parteien  hat  die  gerichtliche  Feststellung  der 
\  ergütung  im  außerstreitigen  Verfahren  nach  Anhörung 
von  Sachverständigen  durch  das  nach  dem  Vorratsorte 
zuständige  Bezirksgericht  zu  erfolgen.  Die  Entscheidung, 
durch  die  ein  die  festgesetzten  Höchstpreise  überstei¬ 
gender  Preis  nicht  bestimmt  werden  darf,  kann  binnen 
acht  Tagen  mit  Rekurs  angefochten  werden.  Gegen  die 
Entscheidung  der  zweiten  Instanz  ist  ein  weiteres , 
Rechtsmittel  unzulässig.  Inwiefern  die  Kosten  des  Ver-  I 


fahrens  von  einer  Partei  zu  ersetzen  oder  unter  die  Par¬ 
teien  zu  teilen  sind,  entscheidet  das  Gericht  nach  freiem 
Ermessen. 

§  4.  Im  übrigen  werden  die  Vorschriften  der  Verord¬ 
nung  \om  12.  Juli  1915»  R.-G.-Bl.  Nr.  198,  in  der  durch 
die  Verordnungen  vom  19.  August  1915,  R.-G.-Bl. 

Nr.  243,  und  vom  28.  September  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  291, 
teilweise  abgeänderten  Fassung  durch  die  Bestimmungen 
der  gegenwärtigen  Verordnung  nicht  berührt. 

§  5-  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieser 
Verordnung  sind  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten 
oder  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  von  den  politischen 
Behörden  erster  Instanz  zu  ahnden,  insofern  diese  Hand¬ 
lungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung 
fallen. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Regelung  des  Verbrauches  von  Getreide  und 
Mahlprodukten.  Eine  Verordnung  des  Ministers  des 
Innern  vom  25.  Juni  1916  verfügt: 

§  1.  Die  bei  den  Erntearbeiten  unmittelbar  beschäf- 
tigten  Personen  dürfen  bis  1.  Oktober  1916  täglich  500  g 
Getreide  oder  die  daraus  hergestellte  Mahlprodukten- 
menge  verbrauchen. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit;  den  Tag,  von  welchem  an  die 
erhöhte  Verbrauchsmenge  verbraucht  werden  darf,  be¬ 
stimmt  die  politische  Landesbehörde  durch  Kundmachung 
im  Landesgesetz-  und  Verordnungsblatte. 


Abgabe  von  Kaffee.  Eine  Verordnung  des  k.  k. 
Statthalters  im  Erzherzogtume  Österreich  unter  der  Enns 
com  20.  Juni  1916,  mit  welcher  provisorische  Bestim¬ 
mungen  für  die  unmittelbare  Abgabe  von  Kaffee  an  den 
Verbraucher  erlassen  werden,  verfügt: 

§  1.  Solange  Ausweiskarten  über  den  Verbrauch  von 
Kaffee  (Kaffeekarten)  nicht  eingeführt  sind,  dürfen 
Bohnenkaffee  oder  Mischungen  aus  solchem  mit  anderen 
Erzeugnissen  an  einzelne  Verbraucher  mit  der  in  §  2 
dieser  Verordnung  festgesetzten  Ausnahme  nur  gegen 
jedesmalige  Vorweisung  einer  gültigen  Zuckerkarte 
sowie  gegen  entsprechende  Kennzeichnung  auf  dieser 
und  nur  in  Mengen  abgegeben  werden,  die  innerhalb 
der  laufenden  Zuckerverbrauchsperiode  2/8  kg  nicht 
übersteigen. 

Die  Abgabe  von  Kaffee  gegen  Vorweisung  von 
Zuckerzusatzkarten  ist  unzulässig. 

Die  Kennzeichnung  der  Abgabe  von  Kaffee  hat  in 
der  Weise  zu  erfolgen,  daß  die  Menge  des  abgegebenen 
Kaffees  sowie  das  Datum  der  Abgabe  vom  Verkäufer  auf 
der  Rückseite  des  Mittelstückes  der  Zuckerkarte  mit 
Tinte,  Tintenstift  oder  Stampiglie  vermerkt  werden. 

§  2.  Jene  Personen,  denen  in  Anbetracht  ihrer  Zucker¬ 
vorräte  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  des  §  3  der 
Statthaltereiverordnung  vom  7.  März  1916  Zuckerkarten 
für  die  laufende  Verbrauchsperiode  nicht  ausgefolgt 
worden  sind,  erhalten  über  Verlangen  bei  der  politischen 
Bezirksbehörde  oder  der  von  ihr  bestimmten  Stelle  eine 
vorläufige  Ausweiskarte  für  den  Bezug  von  Kaffee, 
gegen  deren  \  orweisung  sie  zum  Ankäufe  von  höchstens 
2/s  kg  Kaffee  berechtigt  sind. 

Diese  „vorläufige  Ausweiskarte  für  den  Bezug  von 
Kaffee“,  die  zwei  Abschnitte  über  je  1fs  kg  enthält,  wird 
amtlich  aufgelegt  und  gilt  nur  während  der  Geltungs¬ 
dauer  der  zur  Zeit  der  Ausfolgung  dieser  Ausweiskarte 
in  Kraft  stehenden  Zuckerkarte. 

Bei  Abgabe  von  Kaffee  gegen  Vorweisung  dieser  vor¬ 
läufigen  Ausweiskarte  hat  der  Verkäufer  die  der  be¬ 
zogenen  Menge  entsprechende  Anzahl  von  Abschnitten 
abzutrennen. 
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§  3.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden,  insoweit 
sie  nicht  einer  strengeren  Strafe  unterliegen,  sowohl  an 
dem  Verkäufer  als  auch  an  dem  Käufer  auf  Grund  des 
§  22  der  Ministerialverordnung  vom  18.  Juni  1916  von 
der  politischen  Bezirksbehörde  mit  einer  Geldstrafe  bis 
zu  2000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  drei  Monaten,  bei  er¬ 
schwerenden  Umständen  aber  mit  einer  Geldstrafe  bis 
zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  be¬ 
straft. 

\\  ird  die  Übertretung  bei  Ausübung  eines  Gewerbes 
begangen,  kann  außerdem  die  Entziehung  der  Gewerbe¬ 
berechtigung  verfügt  werden. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Eine  Bekanntmachung  vom 
21.  Juni  1916  lautet: 

Auf  Grund  des  §  2  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
31.  Juli  1914,  betreffend  das  Verbot  der  Ausfuhr  und 
Durchfuhr  von  Rohstoffen,  die  bei  der  Herstellung  und 
dem  Betriebe  von  Gegenständen  des  Kriegsbedarfes  zur 
Verwendung  gelangen,  wird  nachstehendes  zur  öffent¬ 
lichen  Kenntnis  gebracht: 

Die  Bekanntmachung  vom  8.  Juni  1915,  betreffend  das 
Verbot  der  Aus-  und  Durchfuhr  von  Waren  in  wesent¬ 
licher  Verbindung  mit  Kautschuk  u.  s.  w.,  wird  dahin  er¬ 
weitert,  daß  die  Ausfuhr  aller  Waren  in  Ver¬ 
bindung  mit  Kautschuk  oder  Regenerat 
verboten  wird. 

Das  Verbot  erstreckt  sich  nicht  auf  solche  Waren,  die 
am  Tage  des  Erlasses  des  Ausfuhrverbotes  bereits  zur 
Beförderung  aufgegeben  waren. 

Bekanntmachung  über  Arbeitsnachweise.  Der 

Bundesrat  hat  am  14.  Juni  1916  folgende  Verordnung 
erlassen : 

§  1.  Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen 
bezeichneten  Behörden  können  Gemeinden  oder  Ge¬ 
meindeverbände  verpflichten,  öffentliche  unparteiische 
Arbeitsnachweise  zu  errichten  und  auszubauen  sowie  zu 
den  Kosten  solcher  von  anderen  Gemeinden  oder  Ge¬ 
meindeverbänden  errichteten  Arbeitsnachweise  beizu¬ 
tragen;  sie  können  Anordnungen  über  die  Einrichtung 
und  den  Betrieb  solcher  Arbeitsnachweise  treffen. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Verkün¬ 
dung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Verkehr  mit  Süßstoff.  Unterm  20.  Juni  1916  wurde 
auf  Grund  der  Verordnung  des  Bundesrates  vom  30.  März 
1916,  betreffend  die  Abänderung  des  Süßstoffgesetzes, 
folgendes  bestimmt: 

Die  Reichszuckerstelle  wird  ermächtigt,  in  Fällen 
dringenden  Bedarfes  zu  anderen  als  den  in  den  Be¬ 
kanntmachungen  vom  25.  April  1916  und  vom  7.  Juni 
19161)  bezeichneten  Zwecken  an  Kommunalverbände 
Süßstoff  nach  Maßgabe  der  verfügbaren  Bestände  zu 
überweisen. 

Die  Kommunalverbände  haben  den  Bezug  und  Ver¬ 
brauch  von  Süßstoff  in  ihrem  Bezirke  nach  näherer  An¬ 
weisung  der  Reichszuckerstelle  zu  regeln. 

Verbot  der  Verwendung  von  Eiern  und  Eier¬ 
konserven  zur  Herstellung  von  Farben.  Der  Bundes¬ 
rat  hat  am  14.  Juni  1916  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  1.  Eier  und  Eierkonserven  dürfen  zur  Herstellung 
von  Farben  nicht  verwendet  werden. 

^  2.  Der  Reichskanzler  kann  das  Verbot  der  Verwen- 
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düng  von  Eiern  und  Eierkonserven  auf  die  Verwendung 
zu  anderen  technischen  Zwecken  ausdehnen. 

Er  kann  Ausnahmen  von  den  Vorschriften  dieser  Ver¬ 
ordnung  zulassen. 

§  3.  Wer  den  Vorschriften  des  §  i  oder  den  auf 
Grund  des  §  2  ergangenen  Vorschriften  zuwiderhandelt, 
wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Gefängnis 
bis  zu  drei  Monaten  bestraft. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 

Serbien. 

Aufnahme  des  Scheckverkehrs  im  Postspar¬ 
kassendienst.  §  1.  Gemäß  §  9,  Punkt  6,  der  Verordnung 
des  Armee-Oberkommandanten  vom  24.  Februar  1916 
über  den  Post-  und  Telegraphendienst,  ausgegeben  im 
Verordnungsblatt  der  k.  u.  k.  Militärverwaltung  in  Ser¬ 
bien,  II.  Stück,  Nr.  8,  werden  bei  den  für  den  Privat¬ 
verkehr  eröffneten  Etappenpostämtern  I.  Klasse  im  Ok¬ 
kupationsgebiet  Serbiens  ab  21.  April  1916  Einzahlungen 
auf  Postsparkassenerlagscheine  des  k.  k.  Postsparkassen¬ 
amtes  in  Wien,  des  k.  u.  Postsparkassenamtes  in  Buda¬ 
pest  und  des  b.-h.  Postsparkassenamtes  in  Sarajewo  an¬ 
genommen. 

§  2.  Die  Erlagscheine  können  in  deutscher  oder  serbo¬ 
kroatischer  Sprache,  im  Verkehr  mit  dem  k.  u.  Post¬ 
sparkassenamte  in  Budapest  auch  in  ungarischer  Sprache, 
ausgefertigt  werden.  Serbo-kroatische  Ausfertigungen 
sind  mit  lateinischen  Buchstaben  zu  schreiben. 

§  3.  Die  Verfügung  über  das  Guthaben  des  Konto¬ 
inhabers  erfolgt  durch  die  seitens  des  betreffenden  Post¬ 
sparkassenamtes  ausgegebenen  Scheckbriefumschläge, 
welche  auf  der  Vorderseite  in  auffälliger  Weise  den 
Vermerk  „Scheckverkehr“  oder  „Csekkboritek“  auf¬ 
weisen,  an  eines  der  drei  Postsparkassenämter  gerichtet 
sind  und  außer  einem  Scheck  keinerlei  sonstigen  Inhalt 
haben;  sie  können  verschlossen  aufgegeben  werden. 
Findet  sich  bei  der  Eröffnung  durch  das  betreffende  Post¬ 
sparkassenamt  ein  anderer  Inhalt,  so  wird  der  Scheck 
nicht  honoriert. 

§  4.  Reklamationen  über  Einlagen  sind  an  die  Kriegs¬ 
rechnungsabteilung  des  k.  u.  k.  Kriegsministeriums  in 
Wien,  Reklamationen  über  Rückzahlungen  an  das  be¬ 
treffende  Postsparkassenamt  zu  richten. 

§  5.  Die  Korrespondenz  in  Angelegenheiten  des  Post¬ 
sparkassenverkehrs  der  Privatpersonen  unterliegt  den 
normalen  Postgebühren. 

§  6.  Die  näheren  Bestimmungen  sind  in  der  Dienst¬ 
vorschrift  für  den  Postsparkassendienst  bei  der  k.  u.  k. 
Feldpost  enthalten. 


DER  WIRTSCHAFTSKRIEG. 

Die  jüngste  Pariser  Wirtschaftskonferenz,  deren  Be¬ 
schlüsse  an  leitender  Stelle  dieses  Blattes  erörtert 
werden,  ist  bereits  die  dritte  Besprechung  dieser  Art 
zwischen  Vertretern  der  Ententeländer.  Als  ihr  Vor¬ 
läufer  ist  der  französisch-italienische  Kongreß  anzu¬ 
sehen,  der  im  September  1915  in  Cernobbio  stattfand, 
und  auf  dem  Vertreter  von  Handel  und  Industrie 
Frankreichs  und  Italiens  eine  Reihe  von  Beschlüssen, 
betreffend  den  wirtschaftlichen  Zusammenschluß  der 
beiden  Länder  gegen  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  faßten.  Am  27.  und  28.  März  1.  J.  fand  die 
erste  Pariser  Ententekonferenz  statt,  in  welcher  be¬ 
schlossen  wurde,  „die  Solidarität  der  Meinungen  und 


2g.  JUNI  1916] 


DAS  HANDELS  MUSEUM. 


383 


Interessen“  auf  wirtschaftliches  Gebiet  zu  übertragen. 
I  ber  Mittel  und  Wege  sollte  eine  spätere  Konferenz 
—  die  eben  zum  Abschluß  gelangte  —  schlüssig  werden. 
Gleichzeitig  wurde  ein  permanenter  Ausschuß  in  Paris 
zur  \  erschärfung  und  Vereinheitlichung  der  Maßnahmen 
eingesetzt,  die  die  Versorgung  der  Zentralmächte  mit 
Lebensmitteln  verhindern  sollen.  Ende  April  laufenden 
Jahres  fand  hierauf  die  interparlamentarische  Konferenz 
in  Paris  statt,  auf  welcher  Vertreter  der  Ententeparla¬ 
mente  (mit  Ausnahme  der  rusischen  Duma)  über  eine 
Reihe  gemeinsamer  Wirtschaftsangelegenheiten,  ins¬ 
besondere  die  künftige  Ausschaltung  von  Handel  und 
Schiffahrt  der  Mittelmächte,  beratschlagten.  Mitte  Juni 
fand  hierauf  in  Paris  die  Konferenz  von  Vertretern  der 
Ententeregierungen  statt,  die  die  Richtlinien  feststellte 
in  welchen  sich  der  künftige  Wirtschaftskrieg  gegen  die 
Feindesländer  bewegen  sollte. 

Im  Hinblick  auf  diese  Resolutionen  ist  es  nicht  ohne 
Interesse,  einige  Stimmen  maßgebender  Regierungsmit- 
F  ie<  er’  Parlamentarier  oder  angesehener  Blätter  zur 
Frage  des  künftigen  Wirtschaftskrieges  anzuführen. 

Die  Londoner  „Natio  11“  vom  11.  Dezember  schrieb* 
“Der  Plan  eines  mitteleuropäischen  Zollvereins  ist  eine 
f  er  größten  politischen  Folgen  des  Krieges.  Ein  Wirt¬ 
schaftsbund,  bestehend  aus  Deutschland,  Österreich- 
Lngarn  Polen,  Bulgarien,  der  Türkei,  Skandinavien  und 
Holland  wurde  die  Vereinigten  Staaten  an  Volkszahl 
u  ertreften  und  das  größte  Handelsgebiet  der  Welt  sein. 
Englands  Lage  gegenüber  diesem  neuen  Zollverein  ist 
nicht  günstig.  England  hat  noch  nicht  einmal  einen  Zoll¬ 
verein  mit  seinen  Kolonien,  den  es  dem  mitteleuropäi¬ 
schen  Zollverein  entgegensetzen  könnte,  und  es  ist  kaum 
denkbar,  daß  England  mit  Frankreich  und  Rußland  zu¬ 
sammen  einen  Zollverein  bilden  könnte.  Englands  Ver¬ 
bündete  möchten  wohl  den  deutschen  Handel  aus¬ 
schließen,  und  sie  werden  gern  England  ein  gewisses 
orzugsrecht  einraumen,  aber  nicht  damit  einverstanden 
sein  daß  innerhalb  der  Gruppe  der  Verbündeten  etwas 
ähnliches  wie  Freihandel  geschaffen  wird.  Es  wäre  also 
a  sch,  die  englische  Politik  nach  der  Seite  des  Schutz¬ 
zolls  hin  zu  orientieren  und  England  vom  Handel  mit 
Deutschland  und  seiner  Gruppe  auszuschließen.  Dies 
hieße,  schweren  sicheren  Verlusten  entgegengehen  mit 
geringer  Aussicht  auf  entsprechenden  Gewinn.  Unter 
diesen  Lhnstanden  ist  es  eine  falsche  Politik,  auf  Schutz- 
z°H  hinzuarbeiten,  denn  nur  der  Freihandel  befördert 
wirklich  den  Frieden.  Es  mag  sein,  daß  wir  noch  weit 
vom  Schutzzoll  entfernt  sind,  aber  wir  können  wenig¬ 
stens  vermeiden,  mutwillig  auf  Handelskriege  loszu¬ 
steuern. 

Gelegentlich  der  Preisverteilung  der  City  of  London- 
Hochschule  Ende  1915  bemerkte  ihr  Präsident,  Sir 
dward  Clarke,  es  sei  eine  falsche  Auffassung,  daß 
die  Engländer  eine  wirtschaftliche  Schranke  zwischen 
sich  und  dem  „großen  deutschen  Volke“  aufrichten 
können  und  dürfen.  Zwischen  beiden  Nationen  müsse 
stets  ein  Handelsverkehr  bestehen,  und  diejenigen 
welche  versuchen,  die  jetzt  leider  vorhandene  Unter- 
rechung  desselben  zu  einer  dauernden  zu  machen, 
schufen  nur  die  Grundlage  für  zukünftige  Feindselig¬ 
keiten  und  Unheil,  dienten  aber  keineswegs  damit  ihrem 
Lande. 

In  ähnlicher  Weise  äußerte  sich  der  Präsident  des 
englischen  Handelsamtes,  Mr.  R  u  n  c  i  m  a  n,  in  der 
Sitzung  des  Unterhauses  vom  10.  Januar  1.  J.  Er  ver¬ 
wies  auf  die  Schwierigkeiten,  welche  sich  der  Errichtung 
eines  Zollvereines  unter  den  Verbündeten  entgegen¬ 
stellen  ;  wenn  dies  aber  notwendig  sein  sollte,  um  den 
Krieg  siegreich  zu  beenden,  zweifle  er  nicht,  daß  man 
dazu  ubergehen  werde.  Der  Minister  gab  sodann  seinem 
ertrauen  Ausdruck,  daß  England  im  stände  sein  werde, 


sich  nach  dem  Kriege  wieder  zu  erholen.  Es  sei  Eng¬ 
lands^  Pflicht,  bei  diesem  Prozesse  Frankreich,  Italien 
und  Rußland  so  viel  wie  möglich  zu  helfen.  England  habe 
das  Recht,  zu  verlangen,  daß  Deutschland  bei  dem  Versuche, 
sich  von  dem  Kriege  zu  erholen,  nichts  tue,  worunter 
England  und  seine  Verbündeten  leiden  könnten.  Die 
V  erblindeten  konnten  nicht  nach  Beendigung  des  Krieges 
den  Ausbruch  eines  wirtschaftlichen  Krieges  dulden. 
Man  müsse  darüber  wachen,  daß  nach  dem  siegreichen 
Ausgange  des  Krieges  Deutschland  nicht  das  Haupt 
erhebe,  um  einen  ökonomischen  Feldzug  zu  beginnen. 

In  anderem  Sinne  sprach  sich  ein  anderes  Mitglied 
der  englischen  Regierung  aus.  Mr.  Bonar  Law 
äußerte  sich  in  einer  Unterredung  mit  dem  Korrespon¬ 
denten  der  „Newyork  Times“,  worüber  Reuter  am 
20.  Februar  berichtete,  er  glaube,  daß  durch  den  Krieg 
die  finanziellen  Differenzen  werden  beigelegt  werden. 
Vor  dem  Kriege  hatte  Deutschland  Westrußland  durch 
eine  Art  kommerzielle  Durchdringung  fest  in  seiner 
Macht.  Dieses  Gebiet  müsse  in  der  Zukunft  in  anderen 
Händen  sein,  vornehmlich  in  denen  Frankreichs  und 
Englands.  Der  deutsche  Handel  war  vor  dem  Kriege  in 
Italien  mächtig,  sein  Einfluß  war  in  Frankreich  merkbar, 
in  England  groß.  Deutschland  werde  von  vielen  Märkten 
vertrieben  werden.  Die  Alliierten  würden  wahrscheinlich 
eine  wirtschaftliche  Entente  eingehen. 

Den  konservativ-schutzzöllnerischen  Standpunkt  Bonar 
Laws  vertritt  auch  Sir  John  P  1  1 1  e  r,  der  frühere  Prä¬ 
sident  der  britischen  Handelskammer  in  Paris,  der  dem 
„Petit  Parisien“  vom  26.  Februar  1.  J.  zufolge  be¬ 
furchtet,  daß  nach  Friedensschluß  alle  Länder  der  Welt 
von  den  Reisenden  und  den  Waren  der  Zentralmächte 
überschwemmt  sein  werden,  wogegen  Abhilfe  gefunden 
werden  mußte.  Die  Zentralmächte  müßten  auf  der  ganzen 
Welt  wirtschaftlich  bekämpft  werden.  Zu  diesem  Zwecke 
sollten  die  Staaten  der  Entente,  beziehungsweise  das 
britische  Reich,  einen  Tarifvertrag  abschließen.  Sir  John 
1  ter  meint,  es  mußten  drei  Tarifsysteme  ausgearbeitet 
''er  e”;  J‘  Allgemeine  Tarife,  die  gegenüber  allen 
reundhchen  Staaten  gelten  sollen;  2.  Sondertarif  für 
die  Verbündeten  untereinander;  3.  Sondertarif  für  die 
britischen  Kolonien  und  das  Mutterland. 

Im  Februarheft  der  englischen  Zeitschrift  „Nine- 
teenth  Century“  hinwieder  setzt  Artur  Shadwell 
die  Aussichtslosigkeit  eines  Wirtschaftskrieges  gegen 
Deutschland  einleuchtend  auseinander.  Er  schreibt: 

„Ein  Wirtschaftskrieg  würde  Deutschland  zweifellos 
treffen,  aber  England  nicht  minder,  und  zum  großen  Teil 
wurde  er  überhaupt  ein  Schlag  ins  Wasser  sein.  Wir 
wurden  unsere  Waren  dort,  und  die  Deutschen  würden 
ihre  Waren  hier  verkaufen,  beide  nur  unter  größeren 
Schwierigkeiten  als  zuvor.  Diese  Waren  würden  ge- 
und  verkauft  werden  lediglich,  weil  es  Leute  gibt,  die 
das  so  haben  wollen,  und  daran  kann  sie  niemand  hin¬ 
dern.  Selbst  wahrend  des  Krieges  haben  unsere  Waren 
ihren  Weg  nach  Deutschland  und  deutsche  Waren  den 
eg  zu  uns  gefunden,  und  wenn  das  nicht  unter  den 
drastischen  Maßregeln  der  Regierung  zu  verhindern  war, 
wie  in  aller  Welt  soll  man  es  im  Frieden  hindern? 

Der  Patriotismus  allein  genügt  nicht,  denn  die  Waren 
kommen  durch  neutrale  Länder.  Wenn  den  Kunden  das, 
was  sie  brauchen,  zu  dem  gewünschten  Preise  von  dem 
Verkäufer  angeboten  wird,  der  sich  ebenso  wenig  darum 
kümmert,  wohin  die  Waren  gehen  als  darum,  woher  sie 
kommen,  so  ist  der  Patriotismus  im  Augenblick  ver¬ 
schwunden.  Besonders  die  Frauen  können  nicht  wider¬ 
stehen  und  sie  kaufen  am  meisten. 

Die  Hauptwirkung  aber  des  Wirtschaftskrieges  würde 
selbst  bei  glücklichem  Verlaufe  die  sein,  beide  Seiten 
auf  neue  Gebiete  hinzustoßen,  und  diese  würden  natür¬ 
licherweise  schwieriger  zu  bearbeiten  sein  als  die  alten. 
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Der  Vorteil  aber  würde  nicht  auf  unserer  Seite  liegen, 
wofern  wir  nicht  unsere  Methoden  änderten.  Die  Deut¬ 
schen  sind  in  Industrie  und  Handel  erfolgreich  gewesen, 
weil  sie  sehr  stark  auf  beiden  Gebieten  gearbeitet  haben. 
Darin  liegt  das  ganze  Geheimnis:  es  ist  enthalten  in 
dem  Wort  „Arbeit“.  Wo  sie  uns  geschlagen  haben,  ge¬ 
schah  es  durch  stärkere  Arbeit,  und  der  Mann,  der  ar¬ 
beitet,  wird  immer  den  schlagen,  der  nicht  arbeitet.  Das 
gilt  nicht  nur  für  den  Arbeiter,  sondern  für  jedermann, 
von  der  Regierung  abwärts.  Die  deutsche  Gesetzgebung 
fördert  Industrie  und  Handel,  unsere  hat  viel  dazu  bei¬ 
getragen,  beide  zu  behindern,  und  hat  kaum  etwas  getan, 
sie  zu  fördern.  Ähnlich  ist  es  mit  den  Ministerien  und 
so  die  Stufenfolge  abwärts  bis  zum  deutschen  Arbeiter, 
der  für  geringeren  Lohn  eifriger  arbeitet  als  seine  Ge¬ 
nossen  hierzulande. 

Und  zu  welchem  Zweck  sollte  man  diesen  Wirtschafts¬ 
krieg  führen?  Früher  oder  später  wird  er  in  einen  wirk¬ 
lichen  Krieg  übergehen.  Einige  verlassen  sich  in  dieser 
Hinsicht  auf  „Garantien“.  Aber  wer  will  diese  er¬ 
zwingen?  Alle  Nationen  versuchen  jetzt,  Deutschland 
zur  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  zu  bringen.  Gelingt 
ihnen  das  jetzt  nicht,  so  wird  es  auch  später  nicht  ge¬ 
lingen.  Will  man  wirklich  Erfolg  haben,  so  muß  man 
einem  Wirtschaftskrieg  Vorbeugen,  indem  man  dem 
Weltkrieg  ein  Ende  macht.“ 

Die  englischen  Handelskammern  haben  Ende  März 
der,  Regierung  Resolutionen  unterbreitet,  in  welchen 
neben  Maßnahmen  gegen  den  Verkehr  von  Schiffen  sub¬ 
ventionierter  Schiffahrtsgesellschaften  in  englischen 
Häfen  der  engere  Zusammenschluß  zwischen  England 
und  seinen  Kolonien,  Vorzugszölle  im  Verkehr  mit  den 
alliierten  Ländern  und  Maßnahmen  zur  Erschwerung 
des  Handels  mit  Feindesländern  gefordert  werden.  Beim 
Empfang  der  Vertreter  der  Handelskammern  betonte 
Bonar  L  a  w,  daß  die  Vertreter  der  englischen  Re¬ 
gierung  nicht  mit  gebundenen  Händen  zur  Pariser  Kon¬ 
ferenz  gingen,  wo  die  wirtschaftspolitischen  Fragen 
völlig  frei  diskutiert  werden  sollen.  England  könne  un¬ 
möglich  seine  Handelspolitik  festlegen,  bevor  es  nicht 
zu  einer  Verständigung  mit  seinen  Kolonien  gelangt 
wäre. 

Auf  die  zwischen  ihm  und  Mr.  Runciman  bestehenden 
Meinungsverschiedenheiten  anspielend,  sagt  Bonar  Law 
weiter:  „Ich  glaube  nicht,  daß  die  Bevölkerung 

Englands  es  jemals  wieder  den  Deutschen  gestatten 
wird,  die  Märkte  des  Reiches  so  wie  vor  dem  Kriege 
auszubeuten.  Ich  will  nicht  behaupten,  daß  wir  darin 
übereingekommen  sind,  ein  Vorzugszollsystem  mit  den 
Kolonien  herzustellen,  aber  ich  bin  überzeugt,  daß  das 
Gefühl  der  Solidarität  im  britischen  Reiche  uns  an  diese 
Frage  herantreten  lassen  wird  mit  dem  ernsten  Wunsche 
einer  jeden  Partei,  den  Ansprüchen  der  Kolonien  ent¬ 
gegenzukommen.“ 

Vor  der  Pariser  Konferenz  Ende  März  gab  Mr.  A  s- 
q  u  i  t  h  im  Unterhause  Erklärungen  über  die  Unverbind¬ 
lichkeit  der  bevorstehenden  Ententeverhandlungen  ab. 
Ohne  sich  auf  genauere  Definitionen  einzulassen,  unter¬ 
schied  er  hierbei  zwischen  „Kampfmaßregeln  für  krie¬ 
gerische  Zwecke“  und  „Maßnahmen  für  die  geänderten 
Wirtschaftsverhältnisse  der  Zukunft“.  Die  für  den  Wirt¬ 
schaftskrieg  nach  Friedensschluß  eintretende  „Morning 
Post“  hat  diese  bemerkenswerte  Unterscheidung  des 
englischen  Premiers  in  abfälliger  Weise  besprochen. 

Die  Beschlüsse  der  Pariser  Konferenz  dürften  Anlaß 
zu  gesetzgeberischen  Maßregeln  und  Stellungnahme  lei¬ 
tender  Politiker  in  den  Ententeländern  zur  Frage  des 
Wirtschaftskrieges  geben.  Die  wichtigsten  derselben 
sollen  an  dieser  Stelle  fortlaufend  verzeichnet  werden. 


Die  brasilianischen  Zollbegünstigungen  für 
Amerika.  Mit  Dekret  des  Bundespräsidenten  sind  die 
dem  Import  aus  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
nach  Brasilien  gewährten  Zollbegünstigungen  auch  für 
das  Jahr  1916  zugestanden  worden.  Das  Dekret  lautet: 

„Artikel  1.  Im  laufenden  Rechnungsjahre,  vom  1.  Ja¬ 
nuar  ab  gerechnet,  werden  die  unten  angeführten  Pro¬ 
duktionsartikel  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in 
den  Einfuhrzöllen  für  den  Konsum  die  folgenden  Er¬ 
mäßigungen  genießen: 

Weizenmehl  30  Prozent;  kondensierte  Milch,  die 
Gummiartikel  des  Artikels  1033  des  Tarifs,  die  Lehren 
und  Farben  des  Artikels  173  des  Tarifs,  ausgenommen 
Schreibtinte,  Firnisse,  Schreibmaschinen,  Eisschränke, 
Pianos,  (Gewichts-)  Wagen,  Windmühlen,  Zement,  Kor¬ 
setts,  getrocknete  Früchte,  Schulmöbel  und  Schreibtische 
20  Prozent. 

Artikel  2.  Die  gegenteiligen  Bestimmungen  werden 
widerrufen.“ 

Exportzoll  auf  westafrikanische  Palmkerne.  Die 

englische  Regierung  hat  einen  vom  Kolonialdepartement 
vorgelegten  Vorschlag  genehmigt,  nach  welchem  wäh¬ 
rend  der  Dauer  des  Krieges  und  fünf  Jahre  darnach  ein 
Exportzoll  von  minimal  2  £  pro  t  auf  Palmkerne,  welche 
von  Britisch-Westafrika  nach  anderen  Plätzen  als  Häfen 
des  britischen  Reiches  ausgeführt  werden,  erhoben  wird. 
Es  wird  weiter  vorgeschlagen,  die  Verwendung  von 
Palmkernkuchen  zu  Futterzwecken  zu  fördern  sowie 
weitere  Ermittlungen,  betreffend  die  Zucht  von  Ölpalmen 
in  den  Kolonien,  vorzunehmen.  Der  Kolonialminister 
hat  den  Gouverneur  von  Westafrika  angewiesen,  die  zu 
diesem  Zweck  nötigen  Gesetzesmaßnahmen  zu  treffen. 
Das  Kolonialdepartement  bemerkt,  daß  während  der 
letzten  zwanzig  Jahre  der  gesamte  Palmkernexport  nach 
Deutschland  gegangen  sei,  mit  Ausnahme  eines  ganz 
geringen  Teiles,  welcher  nach  England  ging.  Die  vor¬ 
genommenen  Untersuchungen  hätten  ergeben,  daß  das 
Vereinigte  Königreich  im  stände  sei,  die  gesamte  Palm¬ 
kernernte  zu  verarbeiten.  Es  seien  bereits  eine  Menge 
Fabriken  angelegt,  andere  im  Bau  und  alle  mit  den 
modernsten  Maschinen  versehen;  der  Zweck  des  Vor¬ 
schlages  sei,  zu  verhindern,  daß  der  Handel  mit  dieser 
Ware  nach  dem  Kriege  wieder  an  Deutschland  über¬ 
geht. 


SattfceU 


Bestimmungen  über  die  Organisation  des  Waren¬ 
austausches  mit  Rumänien.  Zur  Erleichterung  des 
wechselseitigen  Warenverkehres  ist  ein  Übereinkommen 
zwischen  Österreich-Ungarn  und  Rumänien  abge¬ 
schlossen  worden,  demzufolge  grundsätzlich  von  der 
Forderung  fallweiser  Gegenzugeständnisse  (Kompen¬ 
sationen)  abgesehen  und  der  Warenaustausch,  soweit  es 
der  eigene  Bedarf  zuläßt,  nach  Möglichkeit  gefördert 
werden  soll.  In  Durchführung  dieses  Übereinkommens 
erweist  es  sich  als  notwendig,  für  die  Abwicklung  des 
Warenverkehres  mit  Rumänien  besondere  Organisationen 
zu  schaffen,  welche  ausschließlich  berufen  sind,  diesen 
Verkehr  zu  vermitteln. 

In  Wien  wird  ein  „österreichisches  Warenverkehrs¬ 
bureau“  errichtet,  dessen  Führung  dem  k.  k.  öster¬ 
reichischen  Handelsmuseum  im  Vereine 
mit  der  Wiener  Handels-  und  Gewerbe- 
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kämm  er  übertragen  wird.  In  Bukarest  wird  unter 
dem  Namen  „Österreichisches  Warenverkehrsbureau, 
1  lederlassung  Bukarest“  eine  Stelle  geschaffen,  die  mit 
dem  Wiener  Verkehrshureau  und  den  in  Bukarest  be¬ 
stehenden  Organisationen  in  ständiger  Fühlungnahme 
zu  arbeiten  hat.  Weiters  steht  die  Errichtung  eines 
eigenen  Wiener  Dienstes  seitens  der  königlich  rumäni¬ 
schen  Regierung  in  Aussicht,  der  als  Expositur  der  in 
Rumänien  bestehenden  Commission  centrale  d’impor- 
tation  im  engen  Einvernehmen  mit  dem  erstangeführten 
\  erkehrsbureau  funktionieren  soll. 

Diese  Organisationen  haben  neben  einer  vermittelnden 
Auskunftstätigkeit  zwischen  Ein-  und  Verkäufern  — 
bei  dem  Verkehrshureau  in  Bukarest  auch  eventueller 
Einkaufstätigkeit  —  für  eine  möglichst  beschleunigte 
Beschaffung  der  erforderlichen  Aus-  und  Einfuhr¬ 
bewilligungen  zu  sorgen.  Ihnen  obliegt  auch  im  Einver¬ 
nehmen  mit  den  zuständigen  Eisenbahn-  und  Schiff- 
fahrtsbehorden  die  Vorsorge  für  die  rascheste  Abwick¬ 
lung  der  Transporte  von  den  Sammelstationen  in  die 
Bestimmungsorte. 

Ab  1.  Juli  1916  wird  die  Ausfuhr  von  Gütern  nach 
Rumänien  mittels  Bahn  oder  Schiff  (sowohl  für  die  in 
der  Ausfuhr  verbotenen  als  die  freien  Waren)  aus¬ 
schließlich  durch  Vermittlung  des  „Österreichischen 
Warenverkehrsbureaus“  in  Wien  zu  erfolgen  haben. 

lese  Vermittlung  wird  den  Parteien  erhebliche  Vorteile 
sichern,  da  die  Beförderung  der  Güter  durch  sofortige 
Waggonbeistellung  und  militärische  Instradierungunter 
dem  Namen  „Merkur“-Transporte  sich  als  rascheste  und 
sicherste  Beforderungart  erweisen  wird.  Der  Postverkehr 
bleibt  bis  auf  weiteres  von  dieser  Vermittlung  aus°-e- 
nommen. 

Als  Sammelstationen  für  die  mit  Bahn  nach  Rumänien 
zu  befördernden  Güter  werden  Wien,  Nordwestbahnhof, 
und  Pragerhof  bestimmt,  und  zwar  letztere  Station  für 
die  aus  Tirol  südlich  des  Brenners,  aus  Kärnten,  Krain 
dem  Kustenlande  und  aus  Steiermark  südlich  Graz 
stammenden  Güter;  für  die  mit  Schiff  weiter  zu  be¬ 
fördernden  Güter  wird  als  Sammelstation  Wien,  Donau¬ 
uferbahnhof,  dienen,  von  wo  die  Sendungen  zu  den  ein¬ 
zelnen  Umschlagstellen  von  der  Zentraltransportleitun» 
weiterdirigiert  werden.  ö 

In  Wien,  Nordwestbahnhof,  und  in  Pragerhof  werden 
grundsätzlich  nur  solche  Güter  (einschließlich  der  Stück¬ 
et01)  gesammelt,  deren  Beförderung  im  Sinne  der  Be¬ 
stimmungen  des  gemeinsamen  Eisenbahngütertarifes 
heil  I,  Abteilung  B,  in  gedeckten  Wagen  zu  erfolgen 
hat.  Guter,  die  im  Sinne  des  bezogenen  Tarifs  in  offenen 
V  agen  zu  befördern  sind,  werden  in  Wien,  Donauufer¬ 
bahnhof,  gesammelt  und  mit  Schiff  nach  Rumänien 
weiterbefördert. 

Parteien,  welche  Waren  nach  Rumänien  auszuführen 
beabsichtigen,  haben  dies  dem  „Österreichischen  Waren¬ 
verkehrsbureau“,  Wien,  I,  Stubenring  Nr.  8,  mittels  be¬ 
sonderer  „Merkur  “-Transportanmeldungen  anzuzeigen. 
Diese  Anmeldungen  haben  nur  mit  den  hierfür  aufge¬ 
legten  Formularen  (Merkurhefte  zu  je  fünf  Blättern) 
zu  erfolgen,  die  im  „Österreichischen  Warenverkehrs¬ 
bureau“  und  bei  allen  Handels-  und  Gewerbekammern 
erhältlich  sind. 

Bei  Waren,  die  einem  Ausfuhrverbote  unterliegen,  ist 
gleichzeitig  auch  das  Ausfuhrbewilligungsansuchen  unter 
enützung  der  vom  k.  k.  Finanzministerium  aufgelegten 
Formulare  (Hefte  zu  fünf  Blättern)  beim  Verkehrs¬ 
bureau  einzubringen.  Bei  Waren,  deren  Ausfuhr  frei  ist, 
wird  analog  wie  dies  bei  den  in  der  Ausfuhr  ver- 
otenen  Waren  schon  auf  dem  Ausfuhrbewilligungs- 
ansuchen  vorgesehen  ist  —  eine  Verpflichtungserklärung 
(Merkurheft,  Blatt  V)  anzuschließen  sein,  die  zu  ge- 


w artigende  Valuta  der  Österreichisch-ungarischen  Bank 
zur  Verfügung  zu  stellen.  Diese  Erklärung  ist  vom  Ver¬ 
kehrsbureau  nach  erfolgter  Abstempelung  an  die  öster¬ 
reichisch-ungarische  Bank  zu  übermitteln. 

Auf  Grund  dieser  Anmeldung  leitet  das  „österreichi¬ 
sche  Warenverkehrsbureau“,  sofern  es  sich  um  in  der 
Ausfuhr  verbotene  Waren  handelt,  sofort  die  nötigen 
c  mitte  zur  Erlangung  der  Ausfuhrbewilligung  ein. 
Falls  die  Ausfuhr  nicht  gestattet  werden  kann,  wird  die 
Firma  hiervon  auf  raschestem  Wege  verständigt.  Bei 
ausfuhrfreien  Waren  und  bei  solchen,  für  welche  die 
Ausfuhrbewilligung  erwirkt  werden  konnte,  besorgt  das 
Verkehrsbureau  auch  die  für  die  Einfuhr  nach  Rumänien 
erforderliche  Einfuhrerlaubnis  (permis  d’importation), 
und  zwar  nach  Einrichtung  des  geplanten  Wiener 


Dienstes  der  rumänischen  Importkommission  direkt 
durch  diesen. 

Sobald  auch  die  rumänische  Einfuhrerlaubnis  vorliegt, 
verständigt  das  Verkehrsbureau  die  Partei,  daß  das  Vor¬ 
verfahren  wunschgemäß  abgewickelt  ist  und  fordert  die 
Partei  zur  umgehenden  Mitteilung  auf,  wann  die  Ware 
versandbereit  ist.  Gemäß  der  einlangenden  Verständi¬ 
gung  wird  bei^  Stückgütern  der  erforderliche  Frachtraum 
im  „Merkur  “-Transporte  sichergestellt,  bei  Wagen¬ 
ladungen  sind  die  nötigen  Waggons  vom  Verkehrs- 
ureau  bei  der  Verladestation  anzsuprechen,  wobei  für 
Wagenladungen  stets  die  Beistellung  deutscher  ge¬ 
deckter  Guterwagen  zu  verlangen  ist,  sofern  es  sich  um 
Sendungen  handelt,  die  von  der  Sammelstation  auf  dem 
Bahnwege  nach  Rumänien  weiterrollen  dürfen.  Gleich¬ 
zeitig  wird  die  Partei  benachrichtigt,  daß  der  Abtransport 
der  fraglichen  Ausfuhrsendung  hinsichtlich  jener  Güter, 
welche  auf.  dem  Bahnwege  nach  Rumänien  weiterzu¬ 
befördern  sind,  an  die  Sammelstellen  Wien,  Nordwest- 
bahnhof,  oder  Pragerhof,  hinsichtlich  jener  Güter,  die 
auf  dem  Donauwege  weiterzubefördern  sind,  an  die 
Sammelstelle  Wien,  Donauuferbahnhof,  vorgenommen 
werden  kann.  Zu  diesem  Zwecke  wird  der  Partei  ein 
mit  einer  Geschäftszahl  versehener  „Merkur“-  Verlade¬ 
schein  (Merkurheft,  Blatt  IV)  übermittelt,  der  bei  Achs- 
zufuhren  an  die  Sammelstelle  des  Verkehrsbureaus  ab¬ 
zugeben,  sonst  dem  Originalfrachtbriefe  anzuheften  ist. 

Vom  erfolgten  Abtransport  hat  die  Firma  sogleich  an 
das  Verkehrsbureau  Mitteilung  zu  machen  und  folgende 
Belege  anzuschließen: 

r.  Eine  Versandverfügung  (in  dieser  ist  der  ganze 
Iransportfall  zusammenzufassen;  Formulare  hierfür 
werden  beim  Verkehrsbureau  und  bei  den  Handels-  und 
Gewerbekammern  erhältlich  sein).  In  dieser  Versand- 
verfugung  hat  sich  die  Partei  einverstanden  zu  erklären, 
aß  jene  Guter,  welche  im  Sinne  der  Bestimmungen  des 
gemeinsamen  Eisenbahngütertarifes,  Teil  I,  Abteiluno-  B, 
in  offenen  Wagen  zu  befördern  sind,  ab  Umschlagplatz 
ien  auf  dem  Donauwege  weiter  befördert  werden  ; 

2.  vier  Abschriften  der  Originalfaktura  (zwei’  zur 
Ibergabe  an  die  rumänische  Importkommission,  zwei 
im  die  Verzollung  in  Rumänien)  ; 

3-  vorgeschriebenen  Zollbegleitpapiere ; 

4-  die  vorgeschriebenen  statistischen  Anmeldescheine; 

5-  aBfallige  zur  Beförderung  notwendige  besondere 
Ausweispapiere  (polizeiliche  Geleitscheine,  Transport¬ 
scheine  u.  dgl.). 

Nach  Einlangen  der  Güter  in  der  Sammelstelle  sowie 
Eintreffen  der  Versandvergütung  samt  den  erforder¬ 
lichen  Belegen  veranlaßt  das  Verkehrshureau  —  bei  in 
der  Ausfuhr  verbotenen  Waren  an  der  Hand  der  beim 
Verkehrshureau  erliegenden  Ausfuhrbewilligungen  — 
die  zollamtliche  Ausgangsabfertigung  in  der  Sammel¬ 
station  selbst,  gegebenenfalls  durch  dorthin  zu  ent¬ 
sendende  Zollbeamte.  Auf  die  Ermöglichung  der 
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raschesten  Durchführung  der  Zollabfertigung  hat  die 
Partei  bereits  bei  der  Verpackung  Rücksicht  zu  nehmen. 

Aus  den  eingelieferten  Gütern  werden  in  den  Sammel¬ 
stationen  durch  Organe  des  Verkehrsbureaus  Sammel¬ 
wagen  oder  Schiffssammelladungen  gebildet. 

Von  der  Sammelstation  werden  die  Güter  unter  zoll¬ 
amtlichem  Verschlüsse  mittels  besonderer  „Merkur-Be¬ 
gleitscheine  (Merkurheft,  Blatt  III),  welche  zollamtlich 
zu  bestätigen  sind,  an  die  Austrittszollämter  angewiesen. 
Bei  letzteren  hat  eine  neuerliche  Untersuchung,  falls  die 
Begleitpapiere  ordnungsgemäß  befunden  sind,  nicht  mehr 
stattzufinden ;  die  Begleitscheine  werden  von  den  Aus¬ 
trittszollämtern  dem  Fachrechnungsdepartement  III  des 
Finanzministeriums  eingesendet.  Der  „Merkur-Ein¬ 
trittschein  (Merkurheft,  Blatt  II)  ist  zur  Übergabe  an 
das  rumänische  Eintrittszollamt  beim  Frachtbriefe  zu  be¬ 
lassen.  Die  Ausfuhrbewilligungen  verbleiben  bei  dem 
Zollamte,  das  die  Ausgangsabfertigung  in  der  Sammel¬ 
station  vorgenommen  hat  und  werden  von  diesem  an  das 
Fachrechnungsdepartement  III  des  Finanzministeriums 
eingesendet. 

Die  Weiterbeförderung  der  auf  dem  Bahnwege  zu 
führenden  Güter  erfolgt  durch  militärische  Instradierung 
als  „Merkur“-Transport  ab  Bahnsammelstation  bis  zur 
Grenzübergangsstation  Brassö  (beziehungsweise  Pre- 
deal),  wo  er  den  königlich  rumänischen  Staatseisen¬ 
bahnen  zur  Weiterleitung  übergeben  wird;  die  auf  dem 
Donauwege  weiterzuleitenden  Güter  werden  nach  An¬ 
kunft  in  der  Schiffsammelstation  militärischerseits  um¬ 
geschlagen  und  ab  Umschlagplatz  bis  in  die  rumänischen 
Häfen  (einschließlich  des  Umschlages  in  Rumänien  aufs 
Land)  militärischerseits  übernommen  und  befördert.  Die 
Weiterleitung  erfolgt  sodann  durch  Zweigstellen  des 
„österreichischen  Verkehrsbureaus“  in  Bukarest. 

Um  unerwünschte  Verzögerungen  zu  vermeiden,  wird 
auf  genaue  und  richtige  Ausfüllung  aller  Dokumente  zu 
achten  und  die  Zahl,  welche  der  „Merkur“-Schein  trägt, 
auf  allen  Belegen  und  Korrespondenzen  genau  ersicht¬ 
lich  zu  machen  sein. 

Die  Güter  können  von  der  Eisenbahnaufgabestation 
nach  der  Sannnelstelle  nur  unfrankiert  (in  überwiesener 
Fracht)  aufgegeben  werden.  Die  Fracht  von  der  Sammel¬ 
stelle  bis  zur  rumänischen  Bestimmungsstation  samt  allen 
Nebengebühren  wird  auf  den  Empfänger  überwiesen. 
Bahnamtliche  Nachnahmen  und  Barvorschüsse  sind  aus¬ 
geschlossen.  Die  Verrechnung  hinsichtlich  der  Fracht 
und  aller  Gebühren  sowie  Auslagen  erfolgt  im  Korre¬ 
spondenzwege  zwischen  dem  „österreichischen  Waren¬ 
verkehrsbureau“  in  Wien  und  dem  „österreichischen 
Warenverkehrsbureau,  Niederlassung  Bukarest“.  Um  den 
Interessenten  jedoch  den  Nachnahmeverkehr  und  die  Be¬ 
lastung  der  Güter  mit  Barvorschüssen  gleichwohl  zu  er¬ 
möglichen,  wird  das  „österreichische  Warenverkehrs¬ 
bureau“  in  seine  interne  Frachtverrechnung  auch  jene 
Nachnahmen  und  Barvorschüsse  einbeziehen,  die  vom 
Absender  in  der  Versandverfügung  (in  der  hierfür  vor¬ 
gesehenen  Spalte  des  Formulars)  angemeldet  worden 
sind. 

Das  „österreichische  Warenverkehrsbureau“  wird  zur 
Deckung  der  Kosten  seiner  Vermittlung  einen  Betrag  in 
die  Frachtverrechnung  einstellen,  welcher  mit  einem 
Prozent  vom  Fakturenwerte  bei  Waren  im  Preise  bis  ein¬ 
schließlich  50  Lei  für  \ookg,  bei  höherwertigen  Waren 
mit  zwei  Prozent  vom  Fakturenwerte  bemessen  wird; 
das  Handelsministerium  behält  sich  vor.  im  Einver¬ 
nehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  diese  Gebühren 
abzuändern. 

Schwedens  Handel  mit  England.  Her  Import  von 

Schweden  nach  England  zeigt  während  des  Monats  Mai 
folgende  Ziffern: 


1916 

I9*5 

19*4 

Butter . 

cwt. 

120 

8.654 

27.864 

Bauholz,  behauenes . 

loads 

751 

416 

5.198 

Holzwaren,  gesägte . 

M 

1 12.559 

81.286 

100.670 

Holzwaren,  gehobelte  .... 

99 

5-421 

12.866 

23.068 

Holzmasse,  chemisch  trocken, 

gebleicht . 

t 

— 

465 

216 

Holzmasse,  chemisch  trocken. 

ungebleicht . 

99 

418 

8.331 

29.286 

Holzmasse,  nasse,  mechanische 

99 

3-479 

631 

io.353 

Schmiede-  und  Gußeisen  .  .  . 

99 

6.840 

6.498 

4-483 

Mangan-  und  Kieseleisen  .  .  . 

99 

171 

301 

523 

Druckpapier  in  Rollen  .... 

cwt. 

18.463 

111.941 

24.271 

Druckpapier,  nicht  auf  Rollen  . 

99 

9-390 

7.290 

8.406 

Packpapier . 

99 

170. 122 

132.322 

125.328 

Sicherheitszündhölzer  .  .  .  . 

£ 

376.426  243-685 

94-352 

Zündhölzer,  andere  Sorten  .  . 

99 

79-135 

51-198 

29.236 

Das  gesamte  Exportquantum  von  England  nach 
Schweden  betrug  im  Monat  Mai  181.270  t  (gegen 
320.812  t  im  Mai  1915  und  380.550  t  im  Mai  1914)- 
Der  Import  von  Silber  in  Barren  von  England  nach 
Schweden  betrug  im  Monat  Mai  1916  einen  Wert  von 
16.470  £. 


gnfcufim*  £uttfcnnrtrri)aft* 

Die  Erzeugung  von  Harz  aus  Baumharz.  Aus 

Stockholm  wird  uns  geschrieben: 

Von  der  Vereinigung  der  Schwedischen  Papierwerke 
ist  an  die  Waldpflegevereinigung  vor  einiger  Zeit  die 
Anfrage  gerichtet  worden,  ob  die  einheimische  Erzeu¬ 
gung  von  Harz  sich  rentieren  könnte.  Die  Verwaltung 
der  Waldpflegevereinigung  äußerte  sich  über  die  ver¬ 
schiedenen  Methoden,  die  zur  Anwendung  kommen 
können,  dahin,  daß  ein  Einsammeln  von  Baumharz  von 
schadhaften  Tannen  nicht  als  lohnend  angesehen  werden 
kann.  Eine  andere  Methode  ist  die,  Harz  von  stehenden 
Bäumen  abzuzapfen.  Auch  diese  kann  die  Verwaltung 
nicht  empfehlen,  einerseits  wegen  der  geltenden  hohen 
Taglohnpreise,  welche  die  Kosten  allzu  sehr  hinauf¬ 
treiben  würden,  anderseits  darum,  weil  der  Wert  des 
Kiefernholzes  mit  aller  Wahrscheinlichkeit  dadurch  ver¬ 
mindert  werden  würde,  daß  der  Baum  einen  so  wichtigen 
Bestandteil  wie  Harz  verliert.  Hierzu  kommt,  daß  man 
die  Menge,  welche  auf  solche  Weise  an  Harz  zu  ge¬ 
winnen  wäre,  nicht  kennt.  Dagegen  findet  die  Verwal¬ 
tung,  daß  die  Nutzbarmachung  der  Harzseife  bei  der 
Zellulosefabrikation  sowie  die  Gewinnung  von  Harz 
und  Terpentin  aus  Baumstümpfen  die  in  Schweden  ge¬ 
eignetsten  Methoden  sein  würden.  Nach  den  von  der 
Verwaltung  angestellten  Ermittlungen  wird  nunmehr  die 
Harzseife  bei  einer  Reihe  von  Zellulosefabriken  in 
Schweden  verwendet  und  solche  ist  auch  zu  recht  hohen 
Preisen  nach  Deutschland  exportiert  worden.  Die 
Nutzbarmachung  sämtlicher  Harzseife  aller  Zellulose¬ 
fabriken  erscheint  daher  besonders  wünschenswert. 
Weiters  teilt  die  Verwaltung  mit,  daß  bei  der  technologi¬ 
schen  Abteilung  der  Waldversuchsanstalt  in  Eberswalde 
ein  Versuch  gemacht  worden  ist,  um  aus  den  harzreichen 
Baumstümpfen  Harz  und  Terpentin  zu  gewinnen.  Diese 
Versuche  scheinen  ein  aussichtsreiches  Resultat  ergeben 
zu  haben.  Man  berechnet,  daß  auf  diesem  Wege  in 
Preußen  über  3  Millionen  kg  Harz  aus  Baumstümpfen 
nutzbar  gemacht  werden  könnte,  wobei  man  außerdem 
i'5  Millionen  kg  Terpentin  und  ungefähr  13.500  t  Pa¬ 
ltiermasse  daraus  gewinnen  würde. 


29.  juni  1916]  DAS  HÄNDE 

f{ommuntkuttait0mtttclt  ic. 

Russische  Eisenbahnbaupläne.  Nach  einer  dem 
„Aftonbladet“  aus  Petersburg  zugekommenen  Meldung 
plant  man  in  Rußland  den  Bau  einer  Eisenbahn  von 
Batum  nach  Trapezunt.  Ferner  soll  die  Absicht 
bestehen,  die  Siidkiiste  der  Krim  mit  dem  Hauptnetz  der 
russischen  Bahnen  zu  verbinden. 
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schiffen.  Darstellung  in  Fragen  und  Antworten  von  Doktor 
llans  Schwendener,  Zürich.  Verlag  Artistische  In¬ 
dustrie,  Orell  Fiißli.  18.  Band  von  Orell  Füßlis  praktischer 
Rechtskunde.  247  Seiten.  Preis  gebunden  4  Francs. 

^  In  diesem  Büchlein  wird  ein  Überblick  über  das  gesamte  i 
Gebiet  des  schweizerischen  Transportrechtes  gegeben  und 
durch  geeignete  Anweisungen  das  Auffinden  und  Nach¬ 
schlagen  der  gesetzlichen  Bestimmungen  unschwer  ermög¬ 
licht.  Besonders  ausführliche  Behandlung  findet  das  Eisen¬ 
bahntransportrecht.  Auch  die  wichtigeren  Reglements  und 

I  arife  wurden  in  die  Darstellung  einbezogen,  da  manche 
Streitfragen  nur  durch  einen  Einblick  in  die  durch  Regle¬ 
ments  aller  Art  bestimmten  Einrichtungen  des  Transport¬ 
betriebes  zu  lösen  sind;  auch  befinden  sich  viele  für  die 
Gestaltung  der  Transportverträge  wichtige  Bestimmungen 
nicht  in  den  Transportgesetzen,  sondern  in  den  Tarifen. 
Man  hat  es  hier  mit  einem  recht  brauchbaren,  empfehlens¬ 
werten  Nachschlagebuch  zu  tun. 

Schweizer  Transportrecht.  Mit  besonderer  Berücksich¬ 
tigung  der  Verträge  über  den  Transport  von  Personen,  Ge¬ 
päck,  Gütern  und  Tieren  auf  Eisenbahnen  und  Dampf- 

ifUtteilungett  frei*  JUlgc meine« 

fmnbdsu 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  1 

zu  erl 

Bewilligung  zu  Reisen  nach  Serbien.  Im  Einver¬ 
nehmen  mit  der  Leitung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  in  Belgrad 
wurde  wegen  Regelung  der  Überschreitung  der  Grenze 
nach  dem  okkupierten  Gebiete  Serbiens  im  geschäftlichen 
Verkehr  folgendes  festgesetzt: 

Zu  Reisen  aus  Österreich  nach  Belgrad,  im  Aus¬ 
nahmsfalle  auch  in  das  Innere  Serbiens,  ist  das  An¬ 
suchen  um  Reisebewilligung  an  die  Direktion  des  k.  k. 
österreichischen  Handelsmuseums  zu  richten.  Direkt 
an  das  Paßamt  einlangende  Ansuchen  um  Bewilligung 
geschäftlicher  Reisen  bleiben  unberücksichtigt.  Die  Be¬ 
werber  haben  einen  von  der  zuständigen  Polizeibehörde 
ordnungsgemäß  ausgestellten  Paß  mit  der  ausdrücklichen 
Bestimmung  für  Reisen  nach  Belgrad  unter  Angabe  und 
Bescheinigung  des  Reisezweckes  an  das  k.  k.  österreichi¬ 
sche  Handelsmuseum  einzusenden,  worauf  die  Entschei¬ 
dung  des  k.  u.  k.  Paßamtes  telegraphisch  eingeholt  wird. 
Die  Antwortdepesche  des  Paßamtes  gilt,  falls  hierdurch 
die  Bewilligung  zur  Reise  erteilt  wurde,  für  den  Be¬ 
werber  als  Grenzübertrittsbewilligung. 

Die  Interventionskosten  sind  von  der  Partei  zu  er- 
!egen.  (5877/E.) 

Seidene  Halstücher.  Ein  österreichischer  Handels¬ 
agent  in  Amsterdam  bewirbt  sich  um  Vertretungen  öster¬ 
reichischer  Häuser,  welche  seidene  und  halbseidene  Hals¬ 
tücher,  sowohl  aus  Natur-  wie  auch  aus  Kunstseide  er¬ 
zeugen  und  gewillt  wären,  mit  Holland  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  treten.  (A.  E.  717.) 

Rotverschnittwein.  Ein  Importhaus  in  Metz  wünscht 
Offerte,  Bezugsbedingungen  und  Musterproben  von  13- 
bis  i4grädigen  Rotverschnittweinen.  (A.  E.  716.) 

Geschäftsverbindung  mit  Russisch-Polen.  Ein  gut 

empfohlener  Agent  in  Lublin  bietet  sich  österreichischen 
Häusern  als  Vertreter  an,  welche  den  Wunsch  hegen,  mit 

artfekticw  kcö  \u  k» 
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mter  den  betgesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 
i  agen.) 

j  Lublin  und  dem  benachbarten  Gebiete  in  Geschäftsver¬ 
bindung  zu  kommen.  (A.  E.  715.) 

Lederhandschuhe.  Eine  Agenturfirma  in  Amsterdam 
interessiert  sich  für  die  Übernahme  der  Vertretung  einer 
österreichischen  Lederhandschuhfabrik,  welche  für  den 
Export  eingerichtet  und  auf  dem  Weltmärkte  konkurrenz¬ 
fähig  ist.  (A.  E.  714.) 

Seidenwaren  aller  Art.  Ein  österreichischer  Kauf¬ 
mann,  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  der  seit  mehr  als  20  Jahren 
Skandinavien  bereist,  dortselbst  seine  Subvertreter  hat 
und  bei  der  kaufkräftigen  erstklassigen  Kundschaft  gut 
eingeführt  ist,  berichtet,  daß  in  den  skandinavischen 
Ländern  infolge  des  Ausfuhrverbotes  von  Textilien  aus 
Wolle  und  Baumwolle  aus  den  Erzeugungsländern,  gegen¬ 
wärtig  große  Nachfrage  nach  Ersatzstoffen  besteht,  und 
daher  Seidenwaren  österreichischer  Provenienz  ein  gutes 
Absatzfeld  finden  könnten.  Österreichische  Fabrikanten 
der  Seidenwarenbranche  werden  hiermit  auf  diese 
günstige  Absatzchance  aufmerksam  gemacht  und  einge¬ 
laden,  sich  mit  dem  betreffenden  Vertreter,  dessen 
Adresse  im  Bureau  der  Sektion  erhältlich  ist,  ins  Ein¬ 
vernehmen  zu  setzen.  (A.  E.  713.) 

Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti- 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  711.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 

Ptittciluttgcn  ker  ©kmuir 

Postverkehr  zwischen  Österreich  und  dem  Ge¬ 
neralgouvernement  Warschau.  Vom  17.  Mai  an  ist 

zwischen  Österreich  und  dem  gesamten  Gebiete  des  Ge¬ 
neralgouvernements  Warschau  der  Briefverkehr  unter 
den  bisherigen  Bedingungen  zulässig. 

Zinsenberechnung.  Laut  Verordnungsblatt  für  das 
Generalgouvernement  Warschau  vom  15.  Februar 

1916  Nr.  22  tritt  für  die  Verpflichtung  von  Geldforde¬ 
rungen  für  die  Zeit  vom  1.  August  1914  bis  zum 

31.  März  1916  nachstehende  Vorschrift  in  Kraft: 

l)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
t.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels- 
tnuseum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 

P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
hrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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Der  Zinssatz  beträgt  71/ 2  Prozent;  ist  er  durch  Vertrag 
oder  sonstiges  Rechtsgeschäft  anderweit  festgesetzt,  so 
hat  es  dabei  sein  Bewenden  (§  2).  Die  Zinsen  sind  für 
die  gesamte  obengenannte  Zeit  zu  entrichten.  Nach  dem 
31.  Juli  1914  fällig  gewordene  Schulden  sind  vom  Tage 
der  Fälligkeit  ah  zu  verzinsen  (§  3).  In  Ansehung  der 
Verpflichtung  zur  Zinszahlung  für  die  übrige  Zeit  hat 
es  hei  dem  sonstigen  Recht  sein  Bewenden  (§1,  Absatz  2). 
Ebenso  finden  diese  Sondervorschriften  keine  Anwen¬ 
dung  auf  Schulden,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  bereits  erloschen  sind  (§  1,  Absatz  3). 

(3570/E.) 

Reisen  nach  dem  deutschen  Verwaltungsgebiet 
in  Russisch-Polen.  Zu  Reisen  nach  dem  unter  deutscher 
Verwaltung  stehenden  Okkupationsgebiete  von  Russisch- 
Polen  ist  eine  besondere  Bewilligung  notwendig.  Diese 
Bewilligung  wird  auf  Grund  eines  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefertigten  und  mit  der  amtlich  beglaubigten  Photo¬ 
graphie  und  Unterschrift  des  Inhabers  versehenen  Reise¬ 
passes  in  der  Form  der  Ausstellung  eines  Passierscheines 
durch  den  stellvertretenden  Generalstab  in  Berlin  im 
Einverständnis  mit  dem  Generalgouvernement  in  War¬ 
schau  erteilt,  jedoch  nur  in  den  Ausnahmefällen  ge¬ 
geben,  wenn  es  sich  um  dringende  und  wichtige  Ange¬ 
legenheiten  handelt,  bei  denen  die  persönliche  Anwesen¬ 
heit  des  Reisewerbers  unbedingt  erforderlich 
erscheint.  Die  Passierscheine  unterliegen  einer  Taxe 
von  3  M.  für  je  eine  Woche  der  bewilligten  Gültigkeits¬ 
dauer.  Die  Bewerbung  darum  hat  mittels  schriftlicher 
Gesuche  zu  erfolgen,  die  genaue  Angabe  über  1.  die 
Paßdaten,  2.  das  Reiseziel  (unter  namentlicher  An¬ 
führung  aller  Orte,  an  denen  Aufenthalt  genommen 
werden  soll),  3.  den  Reiseweg,  4.  den  Reisezweck  und 
5.  die  beabsichtigte  Dauer  der  Reise  enthalten  und  be¬ 
sonders  alle  für  die  Prüfung  der  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  belangreichen  Umstände  mit  voller 
Deutlichkeit  erkennen  lassen  müssen.  Der  Paß  selbst 
braucht  nicht  beigegeben  zu  werden,  es  muß  aber  die 
Richtigkeit  der  Angaben  in  dem  Gesuche  über  seine 
Daten  amtlich  bestätigt  sein. 

Die  Vermittlung  der  Gesuche  hat  das  k.  u.  k.  Mini¬ 
sterium  des  Äußern  übernommen,  das  sie  im  Interesse 
der  Vereinfachung  des  Verfahrens  im  Wege  seines  Ver¬ 
treters  in  Warschau  der  Paßzentrale  des  kaiserlichen 
Generalgouvernements  in  Warschau  zur  weiteren  Er¬ 
ledigung  zukommen  lassen  wird.  Da  jedoch  eine  Inter¬ 
vention  des  k.  u.  k.  Ministeriums  des  Äußern  nur  in 
jenen  Fällen  Platz  greifen  kann,  in  denen  in  bezug  auf 
die  Dringlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Reise  die  Vor¬ 
aussetzungen  für  die  Erteilung  der  Bewilligung  durch 
das  Generalgouvernement  gegeben  sind,  dürfen  Reise¬ 
ansuchen  nicht  mehr  wie  bisher  beim  Ministerium  des 
Äußern  eingebracht  werden ;  diese  Eingaben  werden  nach 
vorheriger  Begutachtung  auf  Dringlichkeit  und  Not¬ 
wendigkeit  der  Reise  dem  k.  u.  k.  Ministerium  des 
Äußern  auf  das  nach  dem  Reisezweck  in  Betracht 
kommende  k.  k.  Fachministerium  übermittelt. 

Die  Gesuche  um  die  Erteilung  der  Reisebewilligung 
nach  dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  von 
Russisch-Polen  sind  demnach  von  den  Erlaubniswerbern 
bei  der  politischen  Bezirks-,  beziehungsweise  landes¬ 
fürstlichen  Polizeibehörde  ihres  Aufenthaltsortes  ein¬ 
zubringen;  diese  Stellen  wurden  angewiesen,  die  Gesuche 
nach  Erhebung  über  die  Verläßlichkeit  des  Gesuch¬ 
stellers  und  die  Stichhältigkeit  seiner  Angaben  mit  einem 
Anträge  über  die  Berücksichtigungswürdigkeit  des  An¬ 
suchens  an  die  politische  Landesbehörde  behufs  Weiter¬ 
leitung  an  die  betreffenden  Fachministerien  vorzulegen. 

(2678/E.) 


Reisen  aus  dem  österreichisch-ungarischen  nach 
dem  kaiserlich  deutschen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  deutsche  Okkupationsgebiet 
wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  der  besondere  Ausweis. 

Ad  1.  Die  von  den  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischen 
Kommandos  gemäß  der  Verordnung  des  Armeeober¬ 
kommandanten  vom  25.  August  1915,  Nr.  35  V.-Bl.,  aus¬ 
gestellten  Reisepässe  werden  vom  kaiserlich  deutschen 
Generalgouvernement  als  zureichend  anerkannt. 

Ad  2.  Der  besondere  Ausweis  wird  ausgestellt  von  der 
Paßzentrale  des  Generalgouvernements  W  a  r  s  c  h  a  u. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  der  Reisepaß  unter  genauer 
Angabe  des  Zweckes  und  der  Dauer  der  Reise  an  den 
dem  Generalgouvernement  Warschau  zugeteilten  Ver¬ 
treter  des  österreichisch-ungarischen  Armeeober¬ 
kommandos  zu  senden. 

Der  Reisepaß  wird  sodann  an  die  übersendende  Stelle 
unmittelbar  von  der  kaiserlich  deutschen  Paßzentrale 
oder  durch  den  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  zu¬ 
rückgeschickt,  im  Falle  der  Genehmigung  der  Reise  .vird 
der  besondere  Ausweis  behufs  Ausfolgung  an  den  Be¬ 
werber  angeschlossen. 

Reisen  aus  dem  kaiserlich  deutschen  nach  dem 
österreichisch-ungarischen  Okkupationsgebiete  in 
Polen.  Für  Reisen  in  das  österreichisch-ungarische 
Okkupationsgebiet  wird  gefordert: 

1.  der  Reisepaß, 

2.  das  Visum  des  Reisepasses 

Ad  1.  Die  von  den  kaiserlich  deutschen  Kommandos 
oder  Behörden  gemäß  den  derzeit  geltenden  Vorschriften 
ausgestellten  Reisepässe  werden  als  zureichend  an¬ 
erkannt. 

Ad  2.  Das  Visum  wird  ausgestellt  vom  Armeeober¬ 
kommando  selbst  oder  einer  seiner  Paßvidierungsstellen 
in  Szczakowa,  Krakau,  Rozwadow  oder  Lemberg  oder 
von  den  dem  Generalgouvernement  Warschau  zuge¬ 
teilten  Vertreter  des  Armeeoberkommandos  oder  vom 
k.  u.  k.  Kriegsministerium.  Zur  Erwirkung  des  Visums 
ist  der  Reisepaß  an  eine  der  bezeichneten  Stellen  zu 
senden.  Hierbei  ist  neben  den  im  Reisepaß  ohnehin  ent¬ 
haltenen  Angaben  auch  das  Ziel,  der  Zweck  und  die 
Dauer  der  Reise  anzugeben. 

Der  Reisepaß  wird  nach  allfälliger  Beisetzung  des 
Visums  von  der  k.  u.  k.  Stelle,  bei  der  die  Vidierung 
erbeten  wurde,  an  die  übersendende  Stelle  zurück¬ 
geschickt.  (3833/E.) 

Gerichtsbarkeit  im  Generalgouvernement  War¬ 
schau.  Der  Präsident  des  kaiserlich  deutschen  Ober¬ 
gerichts  bei  dem  Generalgouvernement  Warschau  be¬ 
richtete  an  den  „Verband  zur  Sicherung  deutscher  For¬ 
derungen  an  das  feindliche  Ausland“  in  Barmen  wie 
folgt: 

In  den  von  den  deutschen  Truppen  besetzten 
Teilen  Russisch-Polens  ist  die  deutsche  Gerichtsbarkeit 
in  vollem  Umfange  aufgenommen.  Das  Verfahren  ent¬ 
spricht  dem  vor  den  Gerichten  in  Deutschland,  An¬ 
waltszwang  besteht  nicht.  Es  findet  das  Mahn-  und 
Klageverfahren  statt.  Auch  Zwangsvollstreckung  wird 
betrieben.  In  Deutschland  ergangene  Urteile  oder  andere 
vollstreckbare  Schuldtitel  werden  ohneweiters  vollstreckt. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  den  Schuldner 
vor  das  zuständige  Gericht  zwecks  Mahnung  laden  zu 
lassen,  da  erfahrungsgemäß  eine  solche  gerichtliche 
Mahnung  genügt,  um  den  Schuldner  zur  Zahlung  zu 
veranlassen.  (3742/E.) 
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List  of  Austrian  Manufacturers  &  Exporters 

Alphabetical  List  of  Industrial  Lines. 


Austrian  Banks. 

Bent-wood  furniture. 

Blouses. 

Buttons. 

Carpet  and  Rüg  factories. 
Ceramics  for  Building  purposes. 
Chemical  products. 

Collars  and  Cuffs. 

Export,  Import  and  Commission 
Merchants. 

Fez  Manufacturers. 

Glass-ware. 

Glove  manufacturers. 

Hardware. 

Hats. 

Laces,  Embroideries,  Underwear. 
Machinery  makers. 


Microscopes. 

Military  outfits. 

Mineral  Water. 

Mining  products. 

Paper  Works. 

Printing  blocks.  Cliches. 

Printing  Works  (Textile  goods). 
Rubber  Works. 

Ship-building  yard. 

Smokers’  Requisites. 

Spirits,  Essences,  Wines,  Cordials  &c. 
Steel-works  and  utensil-factories. 
Textile  goods:  Cotton. 

Textile  goods:  Linen  and  jute. 
Textile  goods:  Woof  and  Half-Wool. 
Tinned  meat. 


MUSTERLHGER 

der  niederösterr.  6i5 
Landes=Gewerbeförderung 
WIEN,  VII. 

Mariabilferstraße  120,  Zentralpalast 

2.  Stock  —  Telephon  Nr.  30.582 
Telegrammadresse:  LHND3SEXP0RT 

(zur  Zeit  der  Messe  in  Leipzig,  Reichs* 
Straße  4-6,  Meßpalast  »Specksbof« 
I.  Geschoß,  Zimmer  Nr.  16  und  Stände 
Nr.106/1 16)  empfiebltsicb  Exporteuren, 
Importeuren  und  Handelshäusern  zur 
kostenlosen  Vermittlung  bei  Offert* 
einholungen  u.  Ordres* Placierungen 
für  Kommerz*  und  Exportwaren  der 
vcrscbiedenstenBrancbenniederöster» 
reichischer  gewerblicher  Erzeugnisse. 
Namhaftmachung  von  Bezugsquellen. 
Permanente  Musterausstellung. 


Austrian  Banks. 

Anglo  Austrian  Bank 

VIENNA,  247 

I.  Strauchgasse  1. 

Ronden,  £.  Z.  31  Lombard  Street. 

Joint  Stock:  100,000.000  Kronen. 
Reserve  Fund:  36,000.000  Kronen. 

Branohes:  Aussig,  Bodenbach,  Brünn,  Brüx,  Budapest, 
Czernowitz,  Eger,  Falkenau,  Franzensbad,  Graz,  Inns¬ 
bruck,  Johannisbad,  Kaaden,  Karlsbad,  Karbitz,  Kor- 
neuburg,  Linz,  Lobositz,  Marburg,  Marienbad,  Pardu¬ 
bitz,  Pilsen,  Pirano,  Prague,  Prague- Karolinenthal, 
Prossnitz,  Saaz,  St.  Pölten,  Teplitz,  Tetschen,  Turn, 
Trautenau,  Trieste,  Wels,  Znaim. 

Zivnostenskä  Banka 
v  Praze. 

HEflD  OFFICE  flT  PRAGUE. 

Joint  Stock  K  80,000.000,  Reservefund 
over  K  25,000.000.  Branches:  flbbazia 
(Expositur), Brünn, Budweis,  Friedek* 
Mistek,  Grado  (Expositur  of  the  bath* 
season),  Iglau,  Karlsbad,  Klattau,Kolin, 
Köuiggrätz,  Krakau,  Lemberg,  Mähr.* 
Ostrau,  Melnik,  Olmütz,  Pardubic, 
Pisek,  Pilsen,  Prossnitz,  Reicbenberg, 
Tabor,  Triest  and  Vienna  1.  Herren* 
gasse  12.  617 


Bent-wood  furniture. 

The  First  Austrian  Bentwood  Furniture 
Manufacturing  Co.  Ltd. 

Jacob  &  Josef  Kohn 
Vienna. 

Bentwood  Fur¬ 
niture  for 
Hotels,  Cafes, 
Restaurants, 
Theatres  & 
Concert-Halls. 
Ordinary  and 
rieh  furniture  in 
the  best  quality. 


Bent-wood  furniture. 


Thonet  Brothers 

Vienna,  I.  Brandstätte  Nr.  2,  Stephansplatz. 

Hamburgh,  Paris,  London,  Amsterdam  and  New  York.  Besides  own  Branches 
in  most  capitals  of  Europe. 

First  dass  Bentwood 
Furniture. 

Furniture  for  every-day 
use  and  comfort  for  Dra- 
wing-rooms,  Dining-rooms,  Bed- 
rooms,  Nurseries  etc.  of  uniform 
quality  and  at  all  prizes. 

Furnishings  for  Theatres, 
Concert-Halls,  Waiting - rooms, 
Cafes,  Restaurants,  Offices, 
Sanatoriums  eto. 

All  kinds  of  Garden- 
Furniture. 


Blouses. 


Ignaz  Bittmann 

By  appointment  to  the  I.  &  R.  Court 

Ladies’  clothing  Department 

VIENNA,  I.  Kärntnerstraße  20 

Childrens’  clothing  Department 

VIENNA,  I.  Kärntnerstraße  12 
Trleste  Export !  Abbazia 

— ...  MODELS.  ■  ■ 


Max  Quittner 

Vienna,  I.  Tuchlauben  18. 

Specialities  of 

Ladies’  blouses. 

Export  to  all  countries. 


Buttons. 


Gebrüder  Redlhammer,  Gablonz  o.  N. 

Perles  orientales  (Oriental  beads),  fancy  beads  and 
collar  büttons,  agate  and  imitation  of  bone  an  corozo 
buttons  for  hosiery  and  linen  articles.  Export. 

Kommerzielles  Bureau 
des  k.  k.  österr.  Handelsmuseums: 
Wien,  IX/i.  Berggasse  16. 


Buttons. 


BUTTONS  OF  METAL 

snap  fasteners  for  sewing  and  rivetting  on 
ladies  dresses,  gloves  and  leathergoods  etc. 


TROUSERBUTTONS  (Bachelorbuttons).  HOOKS  &  EYES. 
FANCYBUTTONS.  CUFF  LINKS.  LEADING  MAKE. 

WALDES  CO. 

Greatest  snap  fastener  manufacturers  of  the  world 
FACTORIES  FOR  METALGOODS 

PRAGUE-W.,  DRESDE-A.,  PARIS,  WARSAW. 

Branches:  PARIS,  VIENNA,  BARCELONA,  MILAN, 
LONDON  E.  C.,  NEW  YORK,  MONTREAL,  CHICAGO. 


Carpet  and  Rüg  factories. 

K.k.  priv.Teppich- 
u.  Deckenfabriken 

J.  GINZKEY 

MAFFERSDORF. 

Niederlagen : 

■Wien,  I.  Rotenturmstraße  io ; 

Berlin,  S.  W.  68,  Hollmannstraße  27. 

New  York,  Union  34,  Square,  East,  ßollentin 
&  Thompson, 

Verkauf  nur  en  gros. 


Ceramics  for  Building  purposes. 


HIGHEST  AWARD  GOLD  MEDAL 

CHICAC01893.  BRUSSELS  1897. 

Veitscher  Magnesitwerke  - 
Actien- Gesellschaft 

Head  Office :  VIENNA,  I.  Renngasse  6. 

WORKS  at  Veitsch,  Eichberg,  Bretanau  and  Trieben. 

OPENED  IN  1881.  192 

Magnesite,  raw;  Magnesite,  sinter- 
burnt;  Magnesite,  caustically  burnt,  in  pieces, 
assorted  in  a  granulated  and  pulverized  state. 
Magnesite  mortar;  Magnesite 
stones  burnt  to  the  bigbest  degree  of  causticity, 
Standard  size  and  special  shapes;  Magnesite 
st  on  es  for  Martin  furnaces,  for  electric  furnaces, 
for  pig-iron  mixers,  for  blast-furnace  linings. 
Magnesite  stones  for  basic  Converters. 

Telegramm  address:  MAGNESIT  WIEN. 


II 


DAS  HANDELSMUSEUM. 
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Chemical  products. 

AKTIENGESELLSCHAFT  FÜR 
CHEMISCHE  INDUSTRIE  871 

Zentrale:  Wien,  I.  Wipplingerstraße  34. 

FABRIKEN:  Aussig:,  Budapest,  Graz, 
Holleschau,  Laibach,  Hünohen,  Oder- 
furt,  Bannersdorf,  Prag:  -Vysofan,  Wien. 
PRODUKTION:  Knochenleim,  Knochenfett, 
Qelatlne,  Albumin,  Düngermahle,  Futterkalk,  Kunst¬ 
dünger,  Schwefelsäure,  Spodium. 


Collars  and  Cuffs. 

LEOPOLD  LANDEIS  Akt.-Ges. 

Vereinigung  der  Firmen  Leopold  Fürst  und  Leopold  Landeis 
Vienna,  XI 1/2.  Landeishof. 
ITlaker  cf  Collars,  cuffs,  gentlemen’s 
underwear  and  ladies’  collars.  272 


F.  PETER’S  Successors 


Prop.L.  DENHOF.  (j-  p 

Manufacturers  vorad^ 
of  collars  <5!Mark> 
and  cuffs. 


Vienna,  VII.  Neustiftgasse  73. 

Export  to  all  countries. 


Export,  Import  and  Commission  Merchants. 


Alois  Schweiger  &  Co. 

Gesellschaft  m.  b.  H. 

Vienna. 

EXPORTERS  AND  IMPORTERS- 


Fez  manufacturers. 

Aktien-Geselischaft 

■■ 

der  Osterr.  Fezfabriken 

VIENNA,  VI.  Getreidemarkt  1. 

Turkish-caps,  Woollen-,  Flannel-,  Carael- 
bair-blankets,  Rugs  and  earpets,  Feit  for 
paper  making,  sporting  articles  west-coats. 

Purveyors  lo  the  flrmy,  Municipal  Authorities  etc. 

Export  to  all  countries. 


Glass-ware. 

Glasfabriken  S.  Fischmann  Söhne 

G.  m.  b.  H. 

Teplitz-Schönau. 

Glass  Works  Teplitz- Waldthor,  Eichwald 
&  Tisohau  (Bohemia). 

Address  for  letters :  Glasfabriken  S.  Fischmann  Söhne, 
G.  m.  b.  H.,  Teplitz-Schönau.  197 

Manufacturers  &  exporters  of  all  kinds  of 

Heavy  Glass  Bottles 

especially  for  beer,  wine,  cognac.  mineral  &  aerated  waters  &c. 

Glassworks,  iate  J,  Schreibet  Neffen 

Vienna,  IX.  Liechtensteinstraße  22. 

Depots  of  samples  Berlin:  Alexandrinen- 
straße  22;  London:  Kiesow  &  Co.,  E.  C. 
Pore  Street  Avenue  25;  Hamburg:  Mayer  & 
Biengräber.  All  kinds  of  glasswares  &  table 
Services,  all  glasswares  for  petroleum,  gas 
&  electric  light.  Pressed  glass,  cast  glass, 
fancy  glassware. 


Glove  manufacturers. 


Franz  &  Hax  Stiasny 

Vienna,  VII.  Mariahilferstraße  12. 

Manufacturers  of  Kid,  Suede,  Wash-leather,  Does¬ 
kin  and  Regulation  gloves.  Specialities :  Nap 
Riding  and  Driving  gloves.  All  kinds  of  lined  winter 
gloves.  Glove  makers’requisites.  Glove  leather. 


Hardware. 


JOSEF  BERAN 

Metal  and  Plated  silver  wäre  factory 

Vienna,  VII.  Neustiftgasse  84. 

Glass-setting  in  English  methods. 


Hardware  Manufacturers 

Vienna,  XIII/2.  Linzerstraße  80. 

Speciality :  Brass,  tombac,  alu- 
minium  and  nickel  thimbles. 
Aluminium  and  tombac  thimbles  with  adveitisements. 
Disks,  ferrules  and  patent  springs  for  umbrellas 

&  parasols.  Walking-stick  ferrules. 
Export  to  all  countries. 


Hats. 


Brüder  Böhm 

Hat  manufacturers  to  tbe  I.  &  R.  Court. 
VIENNA,  PRHGUE  and  NEUTITSCHEIN. 
Wool-,  feit*  and  Velour-Hats.  —  Bodies  and  forms. 

Export  to  all  countries.  607 


Kaiserl.  und  königl. 


Hof -Hutfabrikanten 


J.  Hückel’s  Söhne 


Neutiftschein  -  Wien. 


Prämiiert  mit  höchsten  Auszeichnung  en. 

Größte  und  älteste  Haarhut- 
fabrik  Österreich  -  Ungarns. 

Gegründet  1799.  '  2700  Arbeiter. 

Jahresproduktion  ca.  3  Millionen  Stück. 
Weich  und  steif,  Stumpen,  Fache.  Haar¬ 
filzhüte.  Spezialität:  Hückels  Velour. 

Laces,  Embroideries,  Underwear. 


TETRA  WORKS 

for  the  manufacture  of  hygienic  textile 
Fabrics  (Robitschek’s  Patent) 


Factories  at  Chotzen  (Bohemia'  and  Vienna. 

Head  Office  :  IX  Rossauergasse  3 — 5. 
»TF.TRA«,  Sport,  tourist’s  and  bathing  linen ; 
hygienic  swathing  clothes,  elastic  bandages 
»CREPE  TETRA«  (ideal  bandages). 


Fuchs,  Meindl  &  Horn 

Imp.  Royal  Privileged  Mariufac- 
tories  of  Laces,  Embroi¬ 
deries,  Linen  Drapery. 

Graslitz  (Bohemia)  and 
Plauen  (Saxony). 

Depots :  Vienna,  I.  Hoher  Markt  1. 

London  F..  C.,  9,  Goldsmith-Street. 
Mechanical  Embroideries,  Laces,  Application- 
and  Ribbon-Curtains,  Ladies’  Dress  Goods,  Blou- 
ses,  Articles  for  Babies’  Wear,  Ladies’  and  Chil- 
drens’  body  linen. 


Machinery  makers. 

ELEVATORS  &CRANES 

A.  FREISSLER 

MACHINE  &  ELEVATOR  MAKER 
Co-oper.  soc.  limtd. 
VIENNA  259  BUDAPEST 
X.  Erlachplatz  4.  VI.  Davidgasse  2. 


G.  Josephy’s  Erben 

Bielitz  (Austrian  Silesia). 

Established  1851.  More  than  900  workmen. 

Spinning  machinery 

Twisting,  reeling  &  finishing  machinery. 

Hat,  feit,  wadding  making  &  asbestos 
spinning  machinery. 

Raw  material  &  piece-goods  drying  & 
carbonising  machinery. 


Microscopes. 


OPTICAL  WORKS 

G.  Reichert,  Vienna  VIII/2. 

Microscopes 

and  Accessories  for  all  scientific 
and  other  purposes 

Magnifiers 

Projection  Apparatus 
Photo  -  obj  ectives 
Contractors  to  the  War  Otfice. 


Military  outfits. 


Bruder  Czeczowiczka 

Zentrale:  Wien,  IX.  Türkenstraße  15. 
Konfektionsanstalt 
Milltärwäsohe  und  Monturen. 


Mineral  Water. 


Mining  produces. 


BERNFELD  &  ROSENBERG,  Wien  9/3 

GRAPHIT  TALKUM  KAOLIN 

Asbestpulver  Peche  aller  Art 


MATT0NI  WATER  the  Empress  of  natural  Table  Waters. 


Eduard  Elbogen,  Wien 

III/2,  Dampfschiffstraße  10. 

Besitzer  von  4  Talkum  -  (Federweiß-)Grube.i 
und  3  Talkummahlwerken.  —  Graphit,  Kaolin, 
China-Clay,  Schwerspat,  Kreide. 

Telephon  9222.  Telegrammadresse:  Edelbogen. 


Paper  Works. 

Ley  kam -Josefsthal 

Actien-Gesellsdiaft  für  Papier-  und  Drudrindustrie 

Anniial  production  50.800  t.  papers  of  all  descrip- 
tions,  fine  cardboards,  paste-boards,  36.000  t.  Sul- 
phite  Pulp.  Export  to  all  parts  of  the  world. 

United  Enterprises:  284 

HEINRICHSTHAL  PAPER  MILLS  C0Y.  LD. 

LATE:  MARTIN  KINK  &  C0. 

THE  I.  &.  R.  PRIV.  PITTEN  PAPER  MILLS  CO.  LD. 

6ALICIAN  PAPER-MILLS  CO.  LD.,  LATE:  GEBR.  FIALKOWSKI. 
HEAD  OFFICE:  Vienna,  I.  Kaiser-Wilhelm-Ring  2. 


Für  die  Zeitschrift 

Ha»  fjituiudejuneeum 

übernimmt  Anzeigen  österr. 
Exportfirmen  für  den  Inseraten¬ 
teil  die  Anzeigenverwaltung : 

CHRISTOPH  REISSERs  SÖHNE 
WIEN,  V.  ARBEITERGASSE  1—7. 
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DAS  HANDELSMUSEUM. 


in 


DAS  K.  K.  ÖSTERREICHISCHE 


HANDELSMUSEUM 

AUSSENHANDELSSTELLE 

(Zweite  Abteilung-) 


in 


WIEN,  IX.  BERGGASSE  16 

äem,  k-  k-  Handelsministerium  unterstehendes  Exportförderungsinstitut,  stellt  im  Interesse 
-  or  erung  es  österreichischen  Außenhandels  den  an  demselben  interessierten  heimischen 
Firmen  seinen  ausgebreiteten  kommerziellen  Informationsdienst  zur  Verfügung.  neimiSChen 

Im  Rahmen  desselben  werden  Bezugsquellen  und  Absatzgelegenheiten  für  österreichische 
l“ Är?  Üb6r  dle  fAbsa«k^  einzelner  Artikel  auf  einzelnen  Auswärtigen 
WE  M  /k  l  f  ’  UsanCen’  Aufmachung  etc.  Detailinformationen  gegeben,  Warenmuster 

beschafft,  Agentur-,  Kommissions-  und  sonstige  direkte  Exportverbindungen  nachgewiesen  übe? 

schreünmfyen  Undfi  auswärtiger  Firmen  Auskünfte  erteilt,  überlieferungsaus- 

beweffun^  und  StatiäwhMe  konk,rete  Absatzgelegenheiten  Mitteilungen  gemacht,  über  Handels¬ 
und  Tarifwesen^lml  '  MuBteracliutz-  und  Patentgesetzgebung,  technische  Fortschritte,  Verkehrs- 

wichtie-e  Aufschlüsse  irtSlTf1?!  R?ch^erfolgung  und  Gesetzgebung  und  sonstige  kommerzielle 
ht  g®  Aufschlüsse  erteilt,  fallweise  Übersetzungen  fremdsprachiger  Korrespondenz  besorgt  u  s  w 

_  ••  rE™e  vollständige  Sammlung  der  Zolltarife  aller  Länder  und  der  zugehörigen  Quellen 
ermöglicht  eine  rasche  und  zuverlässige  Auskunftserteilung  über  alle  Details  de^  Zollgesetz¬ 
gebung  aller  Staaten.  Alle  gebräuchlichen  Telegraphen-Co'des  sowie  Adreßbücher  übfr  affe 
Staaten  liegen  im  kommerziellen  Bureau  zur  Benützung  aut. 

d  ..  ,DutLh  em  S1°h  ausbreitendes  Netz  von  Exposituren  in  Deutschland,  in  der  Türkei  in 
yxhT^h11’  Bulganen’  Bosmen  und  der  Herzegowina,  in  Asien  und  in  Amerika  sowie  seine 
zahlreichen  Korrespondenzstellen  m  den  meisten  Staaten  ist  das  k.  k.  österreichische  Handels- 

unrnfftelbar  fürUflieIRntm,ltElden  komiLerz^e^en . Preisen  der  betreffenden  Gebiete  und  vermag 

im  Interesse  des  heirAT  UnK.voa  Exportbeziehungen  tätig  zu  sein  sowie  in  konkreten  Fällen 
m  Interesse  des  heimischen  Absatzes  und  seiner  Abwicklung  einzuschreiten. 

..  +  Dieser  gesamte  umfassende  Außenhandels-  und  Informationsdienst  steht 
österreichischen  Firmen  unentgeltlich  zur  Verfügung.  Nur  für  die  Beschaffung 

von  Kreditauskunften  werden  zum  teilweisen  Ersätze  der  Selbstkosten  mäßige 
Gebühren  eingehoben.  s 

Dazu  kommt  noch  ein  vielseitiger  Publikationsdienst  des  k.  k.  österr.  Handelsmuseums. 
Die  Wochenschrift 

„DAS  HANDELSMUSEUM“ 

ReuUe  Übe!,  fÜy  den  internationalen  Handel  wichtigen  Ereignisse,  wirtschaft¬ 
liche  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  die  Bewegung  in  Industrie  und  Handel  ^owie  deren 
Organisation,  technische  Neuerungen,  allgemeine  Absatzgelegenheiten  u.  s.  w. 

firwW  Die  wirtscbaftiiche  Entwicklung  der  überseeischen  Staaten,  insbesondere  des  Orients 
gegebenen  eS°ndere  Behandlung  gleichfalls  in  der  vom  k.  k.  österr.  Handelsmuseum  heraus- 

•  • 

„Österreichischen  Monatsschrift  für  den  Orient“. 

erscheinende V°m  k'  k'  ÖSteiT'  Handelsmuseum  herausgegebene  und  dreimal  wöchentlich 

•  • 

„Österreichisch-Ungarische  Consular-Correspondenz“ 

BlricUhnt^ed?rdkSHekZiF  °Tn-  *7  die  ,raSch®..1Und  reSelma%e  Vermittlung  der  kommerziellen 
rieUen  Tnform^Hnn  K°n?U}ar*mter  und  enthalt  nebst  dem  wichtigen  konsularischen  kommet- 
ziellen  Informationsmaterial  eine  regelmäßige  und  vollständige  Übersicht  der  auswärtigen 

rezentester1  Weise  ^b  au®landischen _  Lieferungsausschreibungen,  berichtet  fortlaufend  und^in 
sZ  ?!  A^n  f  ber  die  geschäftlichen  Konjunkturen  und  gibt  Winke  für  den  Export 

wird  aic  m  ü1?  von  Handelsbeziehungen  im  Auslande.  Die  „Consular-Correspondenz“ 
wird  als  Manuskript  gedruckt  und  nur  im  Inlande  abgegeben. 

Außerdem  werden  in  zwangloser  Folge 

„KOMMERZIELLE  BERICHTE“ 

herausgegeben  die  in  monographischer  Darstellung  wichtige  und  umfassendere  Themen  und 
Materien  von  kommerziellem  Interesse  behandeln.  umiassenaere  meinen  und 
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DAS  HAN  DE  LS  MUSEUM. 


Paper  Works. 

Theresienthaler  Papierfabrik 

von 

ELLISSEN  ROEDER  &  CO. 

Aktiengesellschaft 

WIEN. 

Papierfabriken  in  Hausmening  und 
Kematen,  N.-ö. 

Zellulosefabriken  in  Kematen,  N.-Ö. 
und  Weißenbach  a.  d.  Enns,  Steiermark. 
Vertretungen : 

Berlin,  Hamburg,  Dresden,  Brüssel,  Paris, 
London,  Konstantinopel,  Kairo. 


Printing  block».  Cliches. 


C.  ANGEBER  & GOSCHL 

Photo -Chemigraphs  to  the  I.  &  R.  Court 
VIENNA  XVI/I. 

The  best  printing  blocks.  242 

Printing  Works.  (Textile  goods.) 

K.  k.  priv.  Neunkirchner 
Druckfabriks- 
Actien  -  Gesellschaft 

Bleaching,  Printing:,  Dyeing  &  Finishing 
of  Cotton,  Woollen  &  Silk  goods. 

FAOTORIES:  Neunkirchen  (Lower  Austria), 
Stuhlweißenburg  (Hungary). 

DEPOT:  Vienna,  I.  Vorlanfstraße  Nr.  1. 


K.  1c. 


priv. 


Cotton  -  und  Tticlierdruclcfabrik 

ARNOLD  ROSENTHAL 

WIEN,  I.  SALZGRIES  II  — 13. 


29.  JUNI  1916 


Smokers’  Requisites.  Textile  goods.  Linen  and  jute. 

Samuel  Taussig  &  Söhne 


Rubber  Works. 

The  „Semperit“  Austro- 
American  RubberWorks  Ltd. 

VIENNA  XIII, '3.  —  India  Rubber  Goods  for 
Mechanical  Purposes,  High  Pressure  Jointings 
(It-Platten),  Asbestos  Rubber  Goods,  Asbestos 
Goods, Motor  Car  Tyres,  Bicycle-Tyres,  Solid  Tyres 
for  cars  of  every  kind,  I.  R.  Balls,  Heels,  Tennis 
Balls  (Eagle  Brand),  Bed  Sheetings,  Waterproof. 
Represented  in  all  important  places  of  the  world. 
WORKS  in:  Vienna -Breitensee,  Traiskirchen, 
Wysocan  near  Prague. 

Ship-building  yard. 

The  Ship-building  yard 

at  LINZ  on  the  Danube 

of  the  Stabilimento  Tecnico  Triestino 

undertakes  the  construction  of  benzine  and  Oil 
motors,  steamers,  motorboats,  steam-tugs, 
ferry-boats,  dredgers  and  also  river  and 
lake-vessels  of  all  sorts.  285 

— — —  O  wn  foundry.  — 1 — 

Smokers’  Requisites. 

Adolf  &  Alexander  Jacobi 

Wien,  VIII.  Sopron  (Ungarn). 

Zigarettenpapiere  in  Heftchen  und  Bögen, 
Zigarettenhülsen  mit  Mundstück,  Papier¬ 
zigarrenspitzen  mit  Kielmundstück. 


NI.  FRISCHER,  VIENNA,  VI.  Millergasse  48. 

Exporter  of  Smokers’  requisites,  Wooden  ar- 
ticles,  Trays,  Garden  furniture,  Kitchen  Uten¬ 
sils  etc. 


Spirits,  Essences.Wines,Cordials&c. 

BRÜDER  JANOUSEK 

Steam-factories  of  volatile  oils  and  ohemioal 
produots,  PRAQUE-KAROLINENTHAL. 
Branoh-offioe:  VIENNA,  IX.  Alserstraße  54. 
Plantages  for  seeds  and  vegetables  at  Liboch  o.  Elbe. 

Branoh-factory :  Prato  near  Florenc  (Italia). 
Founded  1883.  Export  to  all  oountries. 

Volatile  oils,  free  from  terpene,  highly  concen- 
trated!  Essences  of  liqueurs,  rum  and  cognac. 
Essences  of  fruit-lemonades  niade  of  fresh  fruit. 
Special  fabrication  of  all  kinds  of  aromatic 
oils.  196 


Hlinsko  (Bohemia) 


Györ  (Hungary) 


Meohanic&l  Einen,  Jute,  Hem;,  Canvas 
and  Amerloan  oloth  faotories. 
Vienna,  I.  Schottenring  14;  Budapest,  V.  Götter¬ 
gasse  22;  Prague,  Pofiö  5,  Obstmarkt  12. 

Carriage  tops,  Tarpaulins,  Fire  and  Horse  buckets, 
Sacks  of  all  descriptions,  Bed  and  Table  Linen, 
Palliasse,  Bed  ticking,  Towels,  Upholsterer  and 
Sadlerlinen,  Waterproof  workmen  and  miners’  suits, 
Linen  and  Cotton  goods  for  hospitals.  American 
cloth,  Drill,  Furniture  leather  in  all  colours, 
Mosaic,  Wood  and  Marble  grained,  Rugs,  Stair 
carpets,  Carpets  etc.  Portable  tents  and  Barracks. 
Every  description  of  Linen  goods,  Canvas,  Silk, 
Cordcroy  stuff  for  tourists,  Tourists  linen,  Cotton 
and  Jute  goods  Bunting. 

Dyeworks,  Dressing  and  Impregnating 
works. 


Steel-works  and  utensil-factories.  Vereinigte  Jute-Fabriken: 


BLECKMANN 
PHOENIX 

Tool-Steel  an« 

'PBOEttlHTEEL-WORKSJOB 

Hürzzuschlag 


Böhler  Steel. 


603 


The  Bobler  Steel  Co.  control  tbe  manufacture 
ot  tbeir  steels  from  mine  to  market  tbus  en- 
suring  unvarying  uniformity  and  bigbestquality. 
VI  EN  NH  (I,  12,  Elizabetbstr.),  Sheffield,  Paris, 
Berlin  and  oll  otber  places  of  importance. 


RUDOLF  SCHMIDT  &  CO.,  WIEN 

X.  Favoritenstraße  213. 

Gußstabl-  u.  Martinstahlwerk,  Walz-,  Hammer-  u. 
Preßwerk,  Feilenfabrik. 

Spezialitäten:  Schnelldreh-Revolverstahl  5  0. 

Qualitäts-Werkzeugstähle.  GeschoQstähle. 
Stahl  für  die  verschiedensten  V erwendungszwecke. 
Feilen  und  Raspeln  bester  Qualität. 

„  A  J  A  X“  Patent  -  Blattfederhämmer. 


Textile  goods.  Cotton. 

Brüder  Czeczowiczka 

Baumwollweberei  und  Konfektionsanstalt 

Zentralbureau:  WIEN,  IX.  Türkenstraße  15. 
Export:  Americaine  Drill,  Shirtings  Cabots  und 
sonstige  rohe  Baumwollgewebe.  Khaki  und  blaue 
Monturenmäntel,  Militär-  und  Arbeiterwäsche  etc. 

F.  M.  HÄMMERLE 

53,  Franz- Josef-Kai,  Vienna  I. 

Cotton  Mills,  Weavers,  Bleachers 
&  Dyers,  Finishers  &  Dressers  etc. 
DORNBIRN,  Vorarlberg,  Austria. 

First  Rate  Goods  only. 

Chiet  Manufacture:  Coloured  W ebs  for 
Clotbes  &  Linen.  Cephyrs,  Fancy  Stuffs,  Wool  & 
Silk  Mixtures,  Cloth  for  making  Dresses  Fustians, 
Linen  Goods,  Linings. 


Textile  goods.  Linen  and  jute. 


Heinrich  ICIinger 

Zentrale:  Wien,  I.  Rudolfsplatz  Nr.  13a. 

Niederlagen:  Budapest,  Prag,  Brünn,  Triest. 
Fabriken:  Zwittau,  Trautenau,  Preßburg, 
Liptösztmiklos,  Sepsisztgyörgy.  —  Speziali¬ 
täten:  Segelleinen,  Zeltstoffe,  Zelte,  .Schiff¬ 
segel,  Jutegewebe,  Säcke, wasserdichte  Stoffe, 
Plachen,  Schläuche,  Artikel  für  Militäraus¬ 
rüstung  und  Eisenbahnbedarf,  Preßtücher, 
Filterstoffe,  Artikel  für  techn.  Zwecke. 
Wachstuchfabrik,  Färberei.  Imprägnierungs¬ 
anstalt,  Konfektion  etc. 


Erste  österreichische  3ute«Spinnerei  und  Weberei, 
Hctien«SeselIschaft  der  Ersten  Ungarischen  3ute> 
Spinnerei  und  Weberei  und  Eonsorten. 

— ■ - —  Largest  jute  works.  ■  ■ 

Faotories:  Simmering  and  Floridsdorf  near 
Vienna,  Budapest,  Lajta-Ujfalu,  Eipel,  Trautenau, 
Jaromef,  Königinhof,  Würbenthal,  Pressbourgh, 
Zwittau,  Troppau,  Hohenelbe,  Golö-Jemkau,  Ble- 
litz,  Topkowitz-Kartitz.  Hlinsko,  Arnau,  Brunn. 
Selling  offioes:  Vienna,  I.  Börsegasse  18. 

Budapest,  V.  Aulichgasse  8. 
Prague,  Bredauergasse  10. 
Buoarest,  Strada  Luccaol  6. 
Zürich,  Sihlquai  268. 

Furnish  all  kinds  of  bags  and  pack- 
cloth  of  cotton  and  other  Substi¬ 
tutes  for  jute  at  lowest  prices. 


Textile  goods.  Wool  and  Half-Wool. 

William  Beck  &  Sons 


VIENNA,  VI. 

Manufacturers  of  armycloth,  uni¬ 
formes  and  covers. 


Ig.  Klinger,  Export,  Wien. 

Fabriken  in  Neustadt  a.  T.,  Junjff- 
bunzlau,  Kratzau,  Niemes. 

Modestoffe  für  Damenkleider,  -kostüme, 
mäntel;  Damentuche,  Anzug-  und  Mantel¬ 
stoffe  für  Herren,  Orienttuche,  Hemden¬ 
stoffe,  Futterstoffe,  bedruckte  Wollkasch- 
mire  und  Tücher. 


The  Troppau  oloth  and  Woollen  Faotories  Ltd. 

Jacob  Quittner  &  Söhne 

Vienna,  I.  Wipplingerstraße  30. 

Manufacturers  of  Military  cloth  and  all  kinds  ot 
pure  wool  goods.  Army  contractors. 


Tinned  meat. 


Erste  böhmische  Actien-Gesellschaft  orienta¬ 
lischer  Zuckerwaren-  u.  Chocoladen-Fabriken 

formerly  A.  MARINER  (Sweetmeats  and  Chocolate).  Kgl.  Weinberge. 
Branches:  PRAGUE,  BRÜNN,  VIENNA. 

Manufacturers  of  Oriental  confectionery, 
Chocolate,  The  celebrated  effervescent 
Lemon  Crystals,  Coooa,  Biscuits  for  tea 
and  wine. 

Exporters  to  the  Orient,  Asia,  Africa,  U.  S.  of 
Amerika. 

Agencies  in  Egypt,  Turkey,  Servia,  Bulgaria, 
Greece. 

Ifloravian  Suoar  Refiners’  Sotißly. 

(Verein  Mährischer  Zuckerfabriken.) 

Olmütz  (Moravia). 

Export:  Sugar,  Spirits,  Potash. 

Für  die  Zeitschrift 

Hit«  gitttbd«mu«euttt 

übernimmt  Anzeigen  öste^r.  Exportfirmen 
für  den  Inseratenteil  die  Anzeigenverwaltung: 

CHRISTOPH  REISSER’S  SÖHNE 
WIEN,  V.  ARBEITERGASSE  1—7, 


VERANTWORTLICHER  REDAKTEUR: 
DR.  EMIL  LOE W. 


DRUCK  UND  ANZEIGENVERWALTUNG: 
CHRISTOPH  REISSER’S  SÖHNE,  WIEN  V. 
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